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3b ändern, Änbeß wird bie Geſhichte, nachdem fie jenen Unfeligen das verbiente | 
Braupmal aufgedrüst, die Hingebung, Treue und Tapferkeit ver übrigen deutſchen 
Kriegsleute mit um fo glänzenderen Zügen in ihren Tafeln verzeichnen. 

Ohne weitläuftige Beweisführung erkennt wohl jeder Unbefangene an, 
daß der Kampf demofratifch-focialer Gelüfte mit dem Beftehenden noch lange 
nicht beendet, die Revofution noch keineswegs todt iſt, fondern ſich höchftens fo 
ſtellt. Und da zugleich aus ganz anderen Regionen Beftrebungen hervortreten, 
febr geeignet die deutſchen Verhältniſſe noch ſchlimmer zu verwirren, fo über 
raſcht es nicht, wenn das tolle Jahr fechzehn und vielleicht noch mehr Monäte 
zählen follte, 

Nachdem ver erfte Verfuc einer Verzeichnung feines wichtigern Inhalts 
mit Wohlwollen aufgenommen worben, bedarf es hoffentlich Feines rechtfertigen⸗ 
den Wortes für die in gleichem Sinne bearbeitete Fortfegung. Nur darin weicht 
dieſe von jenem ab, daß mehr Altenſtücke als früher aufgenommen find, wodurch 
natürlich der Umfang vergrößert wird. Jedes vesfallfige Bedenken mußie aber 
vor der gewonnenen Ueberzeugung zurücktreten, daß dieſe — übrigens noch nir- 
gend gefammelten — Dorumente einem treuen Bilde ver Zeit und ihrer Be- 
wegungen unentbehrlich ſeyen. Gewiß verdienen z. B. die äußerſt jen 
Wuͤnſche und Bebenfen vieler deutfcen Regierungen hinſichtlich der 
faffung, melde in den Frankfurter ftenographifhen Berichten vergraben Mas, 
recht Vielen befannt zu werden, und daneben der Uebermuth, womit die Pauls 
kirche fie unbeachtet Ties. Daffelbe gilt von den Bemühungen des preußiichen 
Eabinets für die Einheit Deutfhlands, und ven ihnen widerſtrebenden Schritten 
Anderer, die leider Erfolg zu gewinnen feheinen. 
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l. Der König von Preußen an fein Heer: „Ich wünſche Meinem herrlichen Kriegs⸗ 


— — — — — 


heere, Linie und Landwehr, Glück zum neuen Jahre. Am Schluß des verhaͤng⸗ 
nißvollen Jahres 1848 aber ſage Ich dem Heere aus wahreſtem Herzensbe⸗ 
dürfniß anerfennende Worte für fein unvergleichliches Verhalten während deſſel⸗ 
ben. In dem verflofienen Jahre, wo Preußen der Verführung und dem Hoch⸗ 
verrathe ohne Gottes Hülfe erlegen wäre, hat Meine Armee ihren alten Ruhm 
bewährt und neuen geärndtet. König und Volk blicken mit Stolz auf die Söhne 
des Baterlandes. Sie hielten ihre Treue, ald Empörung die friedliche Ent- 
widelung der freifinnigen Inſtitutionen flörte, denen Jh Mein Bolt befonnen 
entgegenführen wollte. Sie fohmüdten ihre Fahnen mit neuen Torbeeren, als 
Deutfihland unfere Waffen in Schleswig beburfte. Ste beftanden fiegreich 
Müpfeligfeiten und Gefahren, ald im Großherzogthum Pofen die Infurrection 
wa befämpfen war — ihre Mitwirkung zur Erhaltung der Ordnung in Süd⸗ 
Deatihland erwarb dem preußifchen Namen neue Anerkennung. — Als endlich 
im Baterlande felbft die Gefährdung des Geſetzes das Einfchreiten der bewaffne⸗ 
ten Macht und das Zufammenziehen der Landwehr erheiichte, verließen bie wades 
ren Sandwehrmänner freudig Haus und Hof, Weib und Kind, und alle, Linie 
und Landwehr, rechifertigten Mein in fie geſetztes Vertrauen und bie bewunde⸗ 
rungswürbige Organifation, welche der hochſelige König Unferem Heere geges 
ben hat. — Ueberall hat die Armee ihre Pflicht gethban. Höher noch als biefe 
Thaten ſchlage Ich aber die Haltung an, melde die Armee Monate hindurch 
bewährt hat, als fie abjcheulihen Schmähungen, Verleumdungen und Berfüh- 
rungen ihren vortrefflihen Geift und edle Mannszucht rein und ungetrübt ent 
gegenftellte. ch kannte Meine Armee, wo Ich rief, ftand fie bereit, in voller 
Treue, in voller Disciplin. Mehr hätten die Truppen in Preußens glorreich« 
fier Epoche nicht leiften können. Sch danke den Generalen, Offizieren und 
Soldaten des fiehenden Heeres und der Landwehr in Meinem Namen und im 
Namen des Baterlandes.’ 


&| Königlich preugifhe Verordnung, wodurch die Privat-Gerichtöbarfeit und der exi⸗ 


mirte Gerichtöftand aufgehoben werben und die Gerichte dem gemäß eine neue 
Organiſation erhalten. 


2.Siegreiches Gefecht der Serbier gegen die magyarifchen Infurgenten bei Pancfowe. 
2 | Die Oefterreicher vertreiben ben Feind ans dem Brodner Pafle, 
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3.1 Königlich preußifche Berorbnung wegen Einführung des mündlichen und öffentli- 
chen Gerichtsverfahrens mit Geſchwornen, in Unterfuchungsfachen. 

2. ee Erflärung des Fatholifchen Pfarrerd Schaffraned, der wegen feines 
Berhaltens in der preußiſchen National- Berfammlung von feinen geiftlichen 
Obern fuspendirt worden war: „Errare humanum est. Meine politifche Hal: 
tung in Berlin feit dem 9. November v. 3. insbefondere meine Betheiligum 
in der leidigen Steuerfache hielt ich niemals für unfehlbar. Selbft die gemeſſen⸗ 
fien Debuctionen gewiegter Staatsmänner und Juriſten in der Reſidenzſtadt 
liegen mir fletö ein gewiſſes conftitutionelles Wagniß und nicht ganz unmerlliche 
Sophifterei durchſchimmern. Doch die Maforität gab den Ausſchlag am 13. Nor. 
Seitdem bat aber auch der Erfolg gerichtet. Weberdied hat mein vorgefektr 
Biſchof, im Einklange mit ihm eine große Anzahl meiner geiftlichen Amtsbrükt 
und, wie fie wohl gar ber größte Theil. des Fatholiichen Volkes, in geheimen 
und öffentlichen Erflärungen mißbilfigenb die Stimme über jene Maßregel der 
National⸗Vertreter erhoben. Wie damals als politiicher Volksvertreter, fo, ja 
mehr noch jetzt von meinem rein kirchlichen Standpunkte aus, und als Priefter 
halte ich die richtende vox populi und ecclesiae für eine vox Dei, fürchte 
Aergerniß gegeben zu haben, bereue jedwede der Kirche oder einzelnen Gläubi⸗ 
gen wie auch Ungläubigen dadurch verurſachte Betrübniß, und hoffe mit biefer 
öffentlichen Erflärung num befto unzweifelhafter ausgefühnt dazuſtehen vor aller 
Welt, da ed in Preußen feit der Octroyirung doc eigentlich weder Keichtags⸗ 
noch Fractions⸗ oder ParteisBerfammlung überhaupt, namentlich aber in mei- 
nem Tirchenamtlichen Priefterleben nur eine Linfe und Rechte Deffen giebt, der 
da fommen wird, zu richten bie Lebendigen und die Todten.“ — Mittelft vieler 
gewunbenen Erklärung erwirkte der würbige Priefter bie Aufhebung feiner Sus- 
yenfion, und als das Fatholifche Volk ihn abermals für die zweite Kammer 
wählte, war er aufs Neue eine Zierde der Linken. 

3. | An diefem Tage und den beiden folgenden finden wieberum Gonferenzen von Bes 
vollmaͤchtigten der thüringifchen Regierungen (©. 22. Juli und 15. November 1848) 

- zu Gotha ftatt, jedoch ohne nennenswerthed Reſultat. 

3. | Bortheilhaftes Gefecht des erften öfterreichifchen Armeecorps bei Marton Bafar. 

4. | Die deutſche Rational-Verfammlung beichließt nach Tangen Debatten, und nachdem 
alle Borfchläge zur motivirten Tagesordnung abgelehnt worden, ben Antrag 
Weſendonk's wegen Auflöfung der preußifhen National-Berfammlmg u. f. m. 
„auf fih beruhen zu laſſen.“ 

4.| Berathung des äfterreichiichen Reichsſstages über bie dort aufgeflellten Grunbreikte. 
Das Miniſterium erflärt ſich entichieden gegen den erften Paragraphen bes In 
halts: „Alle Staatögewalten gehen vom Bolfe aus, und werden auf die in 
der Gonftitution feftgefeute Weife ausgeübt.‘ 

| F. M. L. Shlid fhlägt bei Barcza die gegen Kaſchau anrüdenden Ungarn unter 
Meszaros gänzlich. 

« F Rinifterial-Sertetair F. X. Gabeleberger, Erfinder des bekannten ſtenographiſcheꝛ 
Syſtems, zu Munchen 
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5. | Mittheilung des deutfchen Reicheöminifteriums an den Ausfhuß für die üfterrei- 


— — 


chiſchen Angelegenheiten, binfichtlich der Eröffnung des öfterreicyifchen Cabinets 
vom 28. December 1848. 


„Indem das Neiche-Minifterium dem oben genannten Ausfchu,fe eine Mittheilung 
abichriftlich zur Kenntniß bringt, welche ihm von Seiten der Kaiſerlich Defterreichijchen 
Megierung burdy deren Bevollmächtigten bei der Gentralgewalt zugegangen iſt, findet es 
fich veranlaßt, diefe Mittheilung mit folgenden Bemerkungen zu begleiten: 

L In dem Sage 1 des Antrages des Reichs⸗Miniſteriums vom 18ten v. M. ift 
diefe® von ver Pflicht der Reichsgewalt audgegangen, das beftchende Bundes-Verhältniß 
Defterreichd zu Dentfchland zu erhalten. Es ift alfo nicht von ihm in Zweifel gezogen 
worden, daß Defterreih eine Bundesmacht und berechtigt fei, im Bundes» MVerhälmiffe 
zu verbleiben. II. Das deutſche Volk in feiner Mehrheit will unbeftreitbar die frühere 
Bunded-Rerfaflung fo umgeftaltet wiſſen, daß die Geſammt-Intereſſen der Nation durch 
eine GefammtsRegierung mit Volksvertretung, unter Aufrechthaltung der Selbitftändig- 
feit der Einzelftaaten, infoweit fie damit verträglich Ift, fouverain vertwaltet werben. Der 
Charakter dieſed Fünftigen Bundesſtaates iſt rorläufig in denjenigen Tiheilen einer Reichs⸗ 
Berfaffung (vom Reich, von der Reichsgewalt, vom Reichsgerichte, von Reichstage), 
deren erfte Leſung flattgefunden hat, gezeichnet. Es ift nicht wahrfcheinlih, daß die 
conftituirende National= Berfammlung bei der zweiten Lefung folche Veränderungen bes 
fehließen werde, die den Charakter des Tünftigen Bundes-Staates wefentlich ändern. 
I. Dem fo in Ausficht ftebenden Bunbesftante beizutreten, wird Tein rein deutſcher 
Staat verweigern Eönnen. Wad aber Defterreich betrifft, fo glaubte das Reichsminiſte⸗ 
rium und glaubt noch, daß diefes bei der Natur feiner Zufammenfeßung mit außer- 
deutichen Lündern eine Sonterftellung einnehmen werde, einnehmen müffe. IV. Wenn 
auch Deſterreich früher nicht ausprüdlich erklärt hatte, in den deutſchen Bunbesftaat, 
wie er nach den vorliegenden Beſchlüſſen fich geftalten mürbe, nicht eintreten zu wollen, 
und wenn es fich jett feine weitere Erklärung darüber vorbehbält, fo glaubt das Reichs⸗ 
miniſterium beredhtigt zu fein, aus dem von der dffentlichen Meinung in Defterteich ſanc⸗ 
tionirten Progranıme von Kremjier (27. November v. I.) und aus dem Verhalten ver 
öfterreichifchen Regierung, gegenüber den Anordnungen der Centralgewalt und den Be- 
ſchlüſſen der National-Verfammlung, eine ſolche Anſicht der äfterreichifchen Megierung, 
in den beutfchen Bundesſtaat nicht eintreten zu Tännen, unterftellen zu müfien. In die 
fem Programm Heißt e8 nämlih: „Defterreihs Kortbeftand in ftaatlider Ein— 
beit if ein deutſches wie ein europäljches Bedürfniß.“ 

„Die Bortvauer einer ſtaatlichen Einheit der oͤſterreichiſchen Monarchie iſt unver- 
einbar mit der Unteroronung eines Theiles unter einen von der Geſammt-Monarchie 
unabhängigen, flarfen, einheitlich regierten, Turz dem Willen der Nation entſprechenden 
deutfchen Bundesſtaat. Jetzt erklärt der neue öfterreichifche Berollmächtigte bei der Cen⸗ 
tralgewalt, daß das äfterreichifche Miniftertum die polltifche Anficht, weldde dem Pro⸗ 
gramme von Kremfier zu Grunde lag, weſentlich modificirt habe. Die Negierung des 
Kaiſerſtaates hält ihre Antwort auf die an Oeſterreich durch den deutfchen Verfaſſungs⸗ 
Entwurf geftellte Frage noch für frei. Diefe Sreiheit ihr zu beftreiten, kann nicht Sache 
der Reichsgewalt fein. Aber auch nad) den von dem Berollmächtigten Oeſterreichs ge= 
gebenen Erläuterungen der Note vom 28. v. M. glaubt das Reichs⸗Miniſterium, daB 
der Erfolg feine Anficht rechtfertigen werde. V. Das Meichdminifterium ging in dem 
fünften Sage des Vorſchlags vom 18ten v. M. von der Anjicht aus, daß die Verfaf- 
fung des Bundesſtaates nit Gegenftand der Unterbandlung fein fünne In der 
Note vom 28ften v. M. wird wohl mit Rüdjicht darauf bemerkt, daß die Löfung der 
großen Frage nur auf dem Wege der Verftändigung mit den deutfchen Regierungen, 
unter welchen die Kaiferliche den erften Hang einmehme, zu erreichen ſei. So wenig 
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überall der Weg der Verſtaͤndigung zu nernachläffigen fein wird, wo er zum Ziele führen 
fann, fo entfchienen wird das, mit der von ber conſtituirenden National» Berfammlung 
genommenen Stellung unverträgliche allgemeine Vereinbarnngs⸗Princip, bezüglich des 
Verfaſſungswerkes zurückgewieſen werden müflen. Die Hoffnung, wo fie auftauchen 
möchte, daß die Zeit gekommen fet, ven ſtarken Bundesſtaat mit pauerhafter einheitlicher 
oberfter Gewalt in der Geburt zu erſticken und durch ein Surrogat zu erfegen, das dem 
alten Bundestage mehr oder weniger ähnelt; diefe Hoffnung wird zu Schanven tverben. 
VI. Aber auch abgefehen von dem Verfaſſungswerke, der Note vom 28ften v. M. und 
den Erläuterungen des neuen oͤſterreichiſchen Benollmächtigten, bleibt eine Verhandlung 
mit ver öfterreichifchen Regierung nothwendig, fowohl um das Inslebenführen ver deut: 
fhen Berfaflung dadurch zu befchleunigen, daß eine gegenfeitige Erklärung über das 
Verhaͤltniß des nicht veutfchen Defterreichd zu dem Gefammt-Deutfchlande, oder enentuell 
eine Union des Befammt-Defterreichd zu dem übrigen Deutfchlande vorbereitet werde; 
als auch zur Erreichung der unmittelbaren Regierungszwecke ver Gentralgewalt und zur 
Erfüllung ihrer Pflicht, welche einen Bevollmächtigten an den Drte nothwendig macht, 
wo die Neugeflaltung eines Reichs fich emtfcheivet, das zu einem großen Iheile zu 
Deutfchland gehört und wo große europälfche Interefien ihren Mittelpunkt finden. In 
welcher Form die Verhandlung geführt wird, iſt an fich Nebenfache. Indem das Reichs⸗ 
minifterium die Ermächtigung nachfuchte, die gefanbtfchaftlicdhe Verbindung mit dem 
oͤſterreichiſchen Kaiferreiche anknüpfen zu dürfen, gefchah dies aus dem Grunde, tveil die 
Sendung von Reichscommiſſaͤren von Seiten der Eentralgewalt ven Anſpruch auf eine 
executive Gewalt begründet, welche ihr in Oeſterreich geradezu abgefprochen worden ift. 
VI. Das Reihäminifterium wiederholt daher feinen in ver Propofition von 18ten v. M. 
begründeten Antrag dahin, daß es autorifirt Werbe, zu geeigneter Zeit und in geeigneter 
Weiſe mit der Megierung des öfterreichlichen Kaiferreichd, Namens ver Eentralgewalt, 
über dad Berbältnig Defterreichs zu Deutichland in Verhandlung zu treten.” 


5. | Erlaß des königl. hannoverfchen Minifteriums bes Innern: „Mehrfache Anfra- 
gen der Obrigfeiten wegen ber benfelben von der Geſetzſammlungs⸗Commiſ⸗ 
fion zugefandten Eremplare des Reichsgeſetz⸗Blattes veranlaflen und zu folgen- 
ber Eröffnung: „Jene Eremplare des Reichs⸗Geſetzblattes find den Obrig- 
feiten zugegangen, damit biefelben an die Gemeinden veriheilt werben. Diele 
Dertheilung beruht auf den vom Reichs⸗Miniſterium gemachten Vorſchlaͤgen 
und hat in diefem Maße angeorbnet werden müflen, weil die Befimmungen 
bes Landes-Berfaffungsgefeges eine Publication der Reichsgeſetze, wie folche 
bei hannoverſchen Landesgeſetzen flatifindet, zur Zeit nicht zulaſſen. Dem Ur- 
theile der Gerichte des Landes muß es anheimgeftellt bleiben, ob und wie 
weit die Reichsgeſetze dennoch in Hiefigen Landen ſchon gegenwärtig Giltigfeit 
erlangt haben. Sobald die bereits einberufene allgemeine Stände» Berfammlung 
erſchienen ift, wird es die Sorge der Regierung fein, ſich mit derfelben wegen 

Publication der Reichögefege zu benehmen, und dabei namentlich auch mit bies 
fer Stände-Berfammlung das Nöthige wegen ber von der National-Berfamm- 
lung zu Frankfurt befchloffenen Grundrechte des deutſchen Volkes zu ordnen. 
Diefe Eröffnung wird genügen, um alle etwa erregte Beforgniffe wegen des 
von der Königl. Regierung in dieſer Sache eingefchlagenen Ganges vollftändig 
zu beſeitigen.“ 

5, | Die Stände» Berfammlung des Kurfürftenthums Heflen beſchließt: fie halte ſich 
für berufen und verpflichtet, ihre Anſicht dahin auszuſprechen, daß bie erforder⸗ 
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liche Würde unb Macht der beutfchen Reichsgewalt unb bie Wohlfahrt Deutſch⸗ 
lands nicht anders gewahrt erſcheine, als wenn alsbald der König von Preu- 
Gen als Reihsoberhaupt an Deutſchlands Spitze geftellt werbe. Sie theilt dies 
fen Beſchluß der Staatsregierung mit und erfucht diefelbe, fi ihn anzueignen 
und ihren Gefandten bei der Eentralgewalt in biefem Sinne zu inflruiren. 


5. | In der würtembergiichen Stände Berfammluing erwidert Staatsrath Roemer auf 


den Ausſpruch, bag einer conftituirenden Berfammlung die VBollgewalt ber 
Volks⸗Souverainetaͤt zuftebe: „Ich erfläre, daß ich eine würtembergifche Vollks⸗ 
Souverainetät nicht anerfenne.‘‘ 


5. | Die Armee des Fürften zu Windiſch⸗Graetz zieht ohne Schwertfireih in Peſth 


und Ofen ein. — Es findet nunmehr eine längere Paufe in den großen Opera- 
tionen flatt, welche man der Jahreszeit beimeffen könnte, lägen nicht Andeu⸗ 
tungen vor, daß dabei auch politiihe Gründe mitgewirkt. Wie dem immer 
feyn möge, unzweifelhaft bleibt, daß die revolutionaire Regierung dieſe Friſt 
mit außerorbentlicher Energie und Thätigfeit benust hat, um ihre rohen Maſſen 
mehr zu ordnen, und mit fräftigen Führern zu verfeben. Die Polen beginnen 
fortan in den ungarifchen Angelegenheiten eine höchſt bedeutende Rolle. 

Außerdem gewährte diefe Waffenruhe den Infurgenten den großen Bortheil, 
daß fie Rüden und Iinfe Seite fihern Fonnten, was durch Entfenbung mehrerer 
Corps unter Dem, Perszel, Kiff, gegen Siebenbürgen, Slavonien, Syrmien und 
Serbien geichah. 


6. | Die Abgeorbneten-Berfammlung beider Medienburg „erkennt bie politiſche Noth⸗ 


8 
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6. 
7. 


wendigkeit an, daß die neu zu begründende deutſche Centralgewalt an die Krone 
Preußen erblich übertragen werde.’ 


t Easy. v. Orelli zu Züri. 
Eirfular des k. 8. nieberöfterreichiichen Kreisamts V. U. W. W. „Es iſt zur 


Kenntniß des Kreisamtes gelommen, daß viele Abgeordnete der conſtituirenden 
National⸗Verſammlung zu Frankfurt a. M. die Abſicht hegen, das Reichsgeſetz⸗ 
blatt vom 28. December 1848, enthaltend bie Grundrechte des deutſchen Vol⸗ 
fes, in Tauſenden von Exemplaren unter die Tandleute von Defterreich zu ver- 
breiten, um dadurch eine Bewegung im deutſchen Sinne bervorzurufen. Die 
Magiftrate und Amtsverwaltungen werben mit Bezugnahme auf das gedrudte 
Decret vom 31. v. M. Zahl 22,232 angewiefen, mit unausgefegter Aufmerk⸗ 
famfeit ihren ganzen Amtsbezirk zu überwachen, damit es gelinge, jebes folche 
Deginnen fogleich zu entdeden, um diejenigen, welche ſich mit Verbreitung dies 
ſes Geſetzblattes befafien, der gefeslichen Behandinng zu überliefern. Zu dies 
jem Behufe ift ingbefondere die ſtrengſte Ueberwachung aller Fremden und der 
dem Orte nicht Angehörigen einzuleiten, mit allen gefeglichen Mitteln durch⸗ 
zuführen und das Erſcheinen eines Verbreiters des oben erwähnten Blattes ſo⸗ 
gleich hierher anguzeigen.‘’ 


Die deutfche National Berfammlung befhließt: 1) Ale öffentliche Spielbanken 


find vom 1. Mai 1849 an in ganz Deutfchland gefchloflen und die Spielpacht⸗ 
Berträge aufgehoben; 2) die Errichtung neuer Glaffen- Lotterien iſt unterfagt; 
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3) die Aufpebung des Lotto in allen deutſchen Staaten ift von ber proviforis 
fhen Gentralgewalt binnen kürzeſter Srift zu bewirken. — Schwerlich werben 
viele Bertheidiger des Lotto, bes öffentlichen Hazarbipield und befonders ber 
bedauerlichen Spielpacht auftreten, aber gewiß werden auch nicht Wenige fin 
ben, daß die hohe Berfammlung durg dieſe Beſchlüſſe den Kreis ihrer Zuſtän⸗ 
digkeit überſchritten habe. 


8.Beſchluß der oͤſterreichiſchen Reispöverfommlung: „Sie erfenne mit Bedauern 
in der buch das Minifterium am A. Januar vor Beginn der Debatte über 
den $. 1. des Entwurfs der Grundrechte abgegebenen Erklärung, in Folge deren 
die Darlegung ſelbſt der loyalſten Gefinnung bei Abftimmung über diefen Ya- 
ragraphen nicht mehr als freier unbehinderter Entichluß, fondern nur mehr als 
Ausdrud einer aufgebrungenen Meinung ericheinen muß, eine ſowohl nach dem 
Inhalt als auch nah Faſſung der Motivirung diefer Erklärung, der Würde 
freier Volksvertreter unangemeflene, und mit der dem conflituirenden Reichstag. 
durch die Kaiferlihen Manifefte vom 3. und 6. Juni 1848 eingeräumten Std 
Yung unvereinbare Beirrung ber freien Meinungsäußerung.‘ 

8. | Der öfterreichifche Finanzminifter wird ermächtigt, zur Dedung der außerorbentli- 
chen Bebürfniffe verzinsliche Staatsfcheine auszugeben. Unter Mitwirkung der 
Bank beginnt er mit der Emilfion von fünf und zwanzig Millionen Gulden drei: 
procentiger Caflen-Anweifungen. 

8.| Entfab der von den Infurgenten feit drei Wochen belagerten Feftung Arad. 


9. | Beſchluß der deutfchen National-Verfammlung, zu genehmigen, daß die beantragte 
EriminalsUnterfuhung gegen den Abgeordneten, Advofaten Würth zu Sigma: 
ringen (f. 6. November 1848) eröffnet werde. 

Fernere Beſchlüſſe hinfichtlich der Neichöverfaflung: Alle die Finanzen betref- 
fenden Vorlagen der Reichsregierung gelangen zunähft an das Volkshaus. Die 
Dauer der Finanz Periode und Budget-Bewilligung ift ein Jahr. Das Bubs 
get über die regelmäßigen Ausgaben des Reichs und über den Reſervefonds, 
fowie über die für Beides erforderlichen Dedungsmittel wird auf dem erſten 
Reichstage durch Reichstags-Beſchlüſſe feftgeftelt. Eine Erhöhung diefes Bud— 
gets, auf fpäteren Reichstagen erfordert gleichfalls einen Reichstags-Beſchluß. 
Diefed orbentlihe Budget wird auf jedem Neichstage zuerſt dem Bolfshaufe 
vorgelegt. Nach erfolgter Prüfung und Bewilligung durd das Volkshaus wird 
das Budget an das Staatenhaus abgegeben. Diefem fteht innerhalb des Gr 
fammtbetrages des ordentlichen Budgets, fowie derfelbe auf tem erften Reichs⸗ 
tage oder burch fpätere Reichstags⸗-Beſchlüſſe feftgeftellt if, nur das Recht zu, 
Erinnerungen und Ausftelungen zu machen, über welde das Volkshaus entgils 
tig beſchließt. 

9.| Der Großherzog von Mecklenburg läßt der deutſchen Centralgewalt fein vollkom⸗ 
menes Einverſtändniß mit dem Beſchluſſe der Medlenburger Stände (ſ. 6. Ja⸗ 
nuar) erklaͤren. 


10. I Die oͤſterreichiſche Reichsverſammlung genehmigt ein Amendement, daß der erſte 
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Paragraph des Entwurfs ber Grundrechte (f. 4. und 8. Januar) als nicht 
dorthin gehörig, wegzulaflen ſey 

D. | Der commanbdirende Beneral in Galizien erflärt, wegen ber Wahrſcheinlichkeit 
daß ungariihe Juſurgenten unter Bem dorthin burchzubreden verſuchen moͤch⸗ 
tem, die Provinz nebſt der Bukowina, Stadt und Territorium Kralaun in Kriegs⸗ 
zuſtand. Allgemeine Entwaffnung, Interorbuung ber Civil⸗ unter bie Militair⸗ 

Behörden, Unterbrüdung ber Clubs und Bereine u. |. w. 

0. | + Oberhofgerichtsrath Ferd. v. Zehmen, zu Dresden. 

1. | Miniſter⸗Praͤſident v. Gagern erklärt in ber deutfihen Nat. Verfammlung: „Die 
Modification der erfien miniſteriellen Borlage vom 18. v. Mis. beſteht les 
Diglich darin, dag die Mittheilung vom 5. d. Mis. an ben verehrlichen Ausſchuß 
auf dem Vorbehalte der Erklärung Oeſterreichs berubt, ob und wie es in ben 
Bundesſtaat oder überhaupt in bie Staatsform, die hier gefunden werden fol, 
eintreten könne und wolle, — ed wird nicht mehr biefe Erklärung als ertheilt 
vorausgeſetzt — daß ich diefem Vorbehalt nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen ges 
nügen werde, dafür verpflichte ich mich. Aber diejenige befihränfte Autorifation, 
die nach dem Antrage bes Ausſchuſſes und nad mehreren aubern Anträgen 
dem Miniſterium ertheilt werben will, muß ich zurücweifen. Auf den Grund 
diefer befchränften Autorifation kann ich nach meiner Ueberzeugung bie Löfung 
der Aufgabe, das Berhältnig Deutſchlands zu Defterreich zu beftimmen, nicht 
vorbereiten. Daß das NRefultat der Unterhandlungen ber Rational Bers 
fammlung zur enblichen Entſcheidung vorgelegt werben muß, verſteht fi von 
ſelbſt, und das Minifterium wird in den Brenzen feiner Befugniffe bleiben. 
Wenn Sie nun fragen, was ich, wenn bie Antoriſation dem Miniſterium er- 
theilt würde, thun wolle, ſo if es das: Ich würde Unterhanblungen anfnüpfen 
zur Bereinigung berjenigen Berhältnifle, welche zwiſchen der Eentralgewalt und ber 
öfterreichifchen Regierung zu Eonflicten Anlag gegeben haben. ch würde mich 
weiter bemühen, in Deſterreich das Berftänbniß herzuftellen über die Zuflände 
und Bebürfniffe Deutichlands bezüglich des Verfaſſungswerkes, und über das 
Verfaſſungswerk felbft, damit in Defterreich die Anficht nicht ferner Platz greife, 
als wolle man fi trennen, während uns alle nur ein Sinn belebt, der ber 
brüderlichften Anhänglichkeit aller deutſchen Stämme, die fich nicht trennen 
wollen. Während wir die Unmöglichkeit zu erkennen glauben, daß alle biefe 
Stämme durch ein gleich enges ſtaatliches Band ſich aneinander ſchließen, für 
ben größeren Theil Deutſchlands es aber zum Bebürfniß geworben ift, zu einem 
engeren Bunde ſich zu vereinigen, beflen Abſchluß fo lange das Berhätmiß 
Deſterreichs zu Deuiſchland nicht Har geſtellt iſt, erſchwert wird, fo würbe ich, 
je nach ben Foriſchritten die das Verfaſſungswerk hier macht, zu einer Ber- 
ftändigung über das Fünftige Verhältniß Defterreiche zu Deutfchland zu Fommen 
ſuchen.“ 

1.| Der Großherzog von Heſſen läßt dem Reichsminiſterium erklären, daß es feinen 
Gefinnungen vollfommen enifpredhe, wenn ein einziges und erbliches Oberhaupt 
an die Spitze des deutſchen Bundesſtaats geſtellt werde. 





. "fl. Jaunar. 11. 


11. | Beſchluß der geordneten » Berfammlung des Herzogthums Coburg» Botha zu 


Preußen. 


Gunften der erblichen Uebertragung der deutihen Kaiferwürde an die Krone 


11. | Erflärung des preußiſchen Juſtizminiſters: „Das Verfahren, welches die Gerichts; 


11. 


1. 


höfe in Betreff der im vorigen Jahre fo häufig vorgelommenen anarchifchen 
Unternehmungen, namentlich der Aufreizung zur Steuerverweigerung, der Vers 
leitung der Truppen zum Treubruch, eingeleitet haben, ift ſeitdem, daß biefes 
Berfahren auch auf folhe Betheiligte ausgedehnt worden, welche früher Ab⸗ 
geordnete der am 5. December aufgelöften NationalsBerfammlung gewefen find, 
in den öffentlichen Blättern zum Theil in einem Sinne beuriheilt worden, ber 
notbwenbig einer Aufklärung bedarf. Nah einigen diefer Tageblaͤtter fol 
nämlich jenes Verfahren der Gerichte aus Verfolgungsſucht durch die 
Regierung veranlapt fein, ober doch vom Volle fo angefehen werden — 
man wolle ‚zugleich, wird infinuirt, die Wiederwahl jener Mitglieder der - 
Kraction Unruh zu den Kammern unmöglich machen, werde fie aber umgefehrt 
zu Märtyrern der Freiheit fiempeln, und die Unterfuhung würde ihnen 
vielmehr zur Empfehlung bei den Wahlen dienen. Db dem fo fein merbe, 
wird die nahe Zukunft entfcheiden. Die Regierung muß hierin hauptfächlic 


. dem gefunden Sinne bed Bolfes vertrauen. Der Minifter der Juftiz glaubt 


indeß verpflichtet zu fein, jene Andeutungen öffentlicy als falſch zurückzuweiſen. 
Er nimmt .einerfeits für die Gerichtöbehörden und Staats - Anwälte entſchieden 


. die Borausfegung in Anſpruch, daß fie bei ihren Handlungen nur dem Gebote 


der Gerechtigkeit, ven Gefegen und ihrem Gewiflen folgen, — daß eben fie 
auch vor Allen in ber Lage find, am richtigften beurtheilen zu koͤnnen, welche 


* Anfchuldigungsgründe gegen bie einzelnen Angeklagten wirflid vorliegen. Die 


preugifchen Richter find zugleich, wie Jedermann befannt, völlig unabhängig 
und felbfländig in ihrem Urtheil. Ohne irgend einer Anweifung von Seiten 
des Juſtiz⸗Miniſters zu bebürfen, leiten fie namentlic auch Unterfuchungen von 
Amts wegen ein, und felbft der König iſt nach Art. A7 der BerfaflungssUr- 
funde nicht einmal zur Niederſchlagung berfelben berechtigt. Auch die Staate- 
Anwälte haben bei ihren Anlagen dem Gelege und ihrem Ermeflen zu folgen — 
indem fie nur dem. übertretenen Gefege Genugthuung zu verfchaffen haben.’ 

„Wenn ed aber allerdings gefeglich nicht gerade unzuläflig iſt, daß der 
Zuftiz-Minifter in einzelnen Fällen befondere Anweifung zur Einleitung einer 
Unterſuchung ertheilen fann, deren Refultat dann aber, wie fih von felbft ver- 
ſteht, dem freien Enburtheil der Gerichte überlafien bleibt, fo verfichere ich, der 
unterzeichnete Juſtiz⸗Miniſter doch hierdurch öffentlich und auf das beftimmtefte, 
daß eine ſolche Anmweifung in Beziehung auf feinen einzigen der Abgeordneten 
ber aufgelöften National-Berfammlung ertheilt worden iſt.“ 


Erfte öffentliche Gerichtsfigung zu Caſſel. Sie muß wegen ungebührlichen Bes 


zeigend des Publifums aufgehoben werden; nächſtdem wirb der Staatsanwalt 
thätlich angegriffen, — glüdlicher Weife blos mit Schneeballen. 


Mordanfall von ſechs Männern auf eine einzelne Schildwache zu Liegnig, durch 


die Entichloffenheit berfelben vereitelt. — Wird in freifinnigen Zeitungen als 
Reibung zwiſchen Soldaten und Bürgern bezeichnet. 

Beſchluß der deutfhen National-Berfammlung: dem Reichöminifterlum die in der 
Borlage vom 18. December 1849, modificirt durch das Schreiben vom 5. Ja⸗ 
nuar 1849 und erläutert durch die Erflärung des Minifter - Präfidenten in der 
Eigung vom 11. d. Mis., erbetene Ermächtigung zu extheilen. 

16. | Der öfterreichiiche Reichstag verfagt dem Abgeordneten v. Schmerling, welcher zum 
Bevollmächtigten bei ber deutfchen Gentralgewalt ernannt worden, ben erhetenen 
ſechswoͤchentlichen Urlaub. 

Die öfterreihifhe Reichsverſammlung befchließt: ,‚Alle Standes-Borrechte find 
abgeſchafft. Adelsbezeichnungen jeglicher Art werden vom Staate weder verlies 
| ben noch anerkannt. Ausländer find vem Eintritt in Civildienſte und in bie 

Bolkswehr ausgeſchloſſen; Ausnahmen werden durch befondere Gefege beſtimmt. 

17. | Feierliche Eröffnung der nad dem neuen Wahlgefege zufammentretenden zwei 

Kammern im Königreiche Sachſen. Man darf diefelben unvergleichlich nennen, in⸗ 
fofern faum eine andere Volfe-Repräfentation, felbft die Deffau-Eöthener nicht, 
den Bergleich mit ihnen ertragen möchte. Mit vollem Rechte fagt die beutiche 
Reichszeitung von ihnen, daß nie der Particularismus fo frech, nie der poli- 
tiſche Unverftand fo plump und zuverfichtlich, nie bie Selbfigefälligfeit bemagos 
giſher Schwäger fo widerwärtig zu Tage getreten fei. 

17. ! Kanonabe bei Mediaſch zwifchen den Abtheilungen Bems u. des 5. M. 2. Puchner; 

Iegterer geht nach Hermannftadt zurüd. 

17. | Bortheilhaftes Gefecht der Defterreicher bei Turczek unweit Kremnitz. 

13.| Befchlüffe der deutſchen National: Berfammlung Hinfihtlih des Reichs-Ober⸗ 

hauptes. Verworfen wird der Antrag Rotenhans: ein Reichs⸗Directorium and 

dem Kaifer von Defterreich und den fünf. deutſchen Königen zu bilden, beifen 
obere Leitung zwifchen Defterreih und Preußen von vier zu vier Jahren ab» 
wechſelt. Ferner derjenige Welders: das Dirertorium an Defterreich und Preußen 
gemeinfchaftlich und bergeftalt zu übertragen, daß bie Leitung von ſechs zu ſechs 

Jahren zwiſchen ihnen wechſelt. Ebenfo das Minoritäts-Erachten: ein Reiches 

oberhaupt einzufegen, wozu jeder Deutiche wählbar fei, und zwei andere nicht 

fehr davon abweichende Borfchläge. Zuletzt erfolgt die Annahme des Antrags ber 

Mehrheit des Berfaflungs-Ausfchuffes: die Würde des Neichsoberhauptes wird 

einem ber regierenden Fürſten übertragen, mit 258 gegen 212 Stimmen. 

19.| Der Herzog von Braunfchweig Täßt dem Reichdminifterium feine und feiner Tand- 

fände Anficht erilären, daß nothwendig an der Spige ber Neichöregierung ein 
erbliches Oberhaupt fiehen müffe. 

%.| General Todorovich erobert an der Spitze öfterreichifch-ferbifcher Truppen Verſchetz. 

2D.| Der Belagerungszuftand von Düffeldorf aufgehoben (f. 22. November 1848). 

W.Beſchlüſſe der zweiten Kammer des Königreichs Sachſen: 1) zu erflären, daß fie 

ein erbliches und unverantwortliches Oberhaupt für Deutfchland nur mit ent⸗ 

ſchiedenem Widerwillen fehen würde, 2) desgleichen die Uebertragung ber Kai⸗ 
ſerwurde an bie Krone eines Einzelſtaats, 3) daß ein verantwortlicher Yräfibent 
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an die Spige Deutſchlands geftellt werben folle, und die Kammer jebe ander 
als demofratifche Loͤſung diefer Frage für unheilvoll halte, 4) dag die Regie 
rung fi in gleichem Maße erklären möge. 

Siegreihes Gefecht einer Abtheilung des F. M. L. Schlid bei Szanto. 

Der herzoglich ſachſen⸗meiningenſche Berollmächtigte bei der Gentralgewalt erflätt: 
baß ber Herzog nur in ber Ligbertragung der erblichen Kaiferwürbe am ben 
König von Preußen einen das allgemeine Wohl fücher verbürgenben Abſchlaj 
des Verfaflungswerfes zu erkennen vermöge. 

Der berzoglich ſachſen⸗altenburgiſche Bevollmächtigte theilt bem Reichsminiſterim 
die Adreſſe mit, welche der Herzog in Gemeinichaft mit den übrigen thäringi 
fhen Fürften an den König von Preußen gerichtet hat. 

Einbruch jütifcher Freifchanren in das Herzogihum Schleswig; fie werden ki 
Broens zeriprengt. 

Treffen bei Windſchacht. F. M. L. Cſorich fehlägt die Ungarn mit Verluſt w 
fünffundert Gefangenen, zwei und zwanzig Geſchützen, und rüdt nächften d 
ges in Schemniß ein. 

Die von Bem befehligten Ungarn werden vom 5. M. 8. Puchner unweit Hm 
mannftadt gefchlagen, und verlieren fünf Gefchüge. 

+ Karl, regierender Graf zu Walded, Pyrmont und Limburg, zu Bergheim. 

Schreiben des deutſcheu Reichsminifteriumd an den 8. 8. öfterreichifchen Bevel 
mädhtigten bei der Centralgemwalt. 


Das gegenwärtige Minifterium des geichdberweſerb hatte am 18. December v. 3. ki 

der deutſchen verfaffunggebenden NationaleBerfammlung um die Ermächtigung nachgeſucht: 

„vie gefanptfchaftliche Verbindung mit der Negierung des öfterreichifchen Kaiſerreich 

Namend der deutfchen Eentralgewalt anknüpfen zu dürfen zu dem Zwecke, die Ber 

ftändigung über die gegenfeitigen, fowohl bereit beftehenven, als Fünftigen Bunte 
pflichten und Rechte einzuleiten und zu unterhalten.” 

Ein ähnlicher Antrag war ſchon von dem Minifterium des Reichsverweſers, al 
noch Sie an der Spitze befielben flanden, vorbereitet worven. Es war nämlich umke 
Ihrer Mitwirkung beabjichtigt geweſen, den in folgender Weile formulirten Antrag a 
die Nationale Berfammlung zu bringen: 

„Die Reichs-Verſammlung, — in Erwägung, daß nad) der Natur der Verbinbun 
Defterreich3 mit außerbeutfchen Ländern und nach den vorliegenden Erklärungen da 
Öfterreichifchen Regierung, der Eintritt der deutfch=öfterreichifchen Provinzen in ben war 
fhen Bundesſtaat auf ven Grund der von ber deutſchen National= Berfammlung amp 
nommenen Verfaflungs-Beflimmungen nicht erwartet werben kann; daß das Öfterreidiik 
Minifterium die Anficht feierlich ausgefprochen hat, es feien die Verfaſſungen Deriſh 
lands und des äfterreichifchen Kaiſerſtaates unabhängig von einander zu begründen, d 
erft, nachdem beide Staateneomplere fefte Geftalt geivonnen, die Bebingungen ves ie . 
ſchluſſes zu verabreden; daß zwar die Verabredung der Verfafjung bed veutfchen Ber 
deöftanted nicht aufgehalten werden darf, daß aber eine gänzlidy getrennte Senftchu 
beiver Berfafjungen, ohne Verftändigung über vie möglichen Grundlagen des 
Verbandes Defterreichd mit Deutfchland, diefen Verband felbft, und mit ihm vie —* 
Intereſſen der geſammten Nation gefährden koönnte; daß ein Anlaß zur Verfländigumg 
mit Defterreich auch in der unabweisbaren Nothmentigfeit liegt, ven Umfang jener Bur 
bespflichten näher zu beflimmen, zu deren Erfüllung Defterreih auch in den gegen 
wärtigen Derbältnifien ſich bereit erklärt bat; daß endlich Berathungen mit ber öfler 
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reichiſchen Regierung in den erwähnten Beziehungen zwedmäßig nur durch wie Central⸗ 
gewalt gepflogen werden koͤnnen, das Geſetz vom 28. Juni aber dieſen Fall nicht vor⸗ 
geſehen hat; befchließt: 

„dem Reichs⸗-Miniſterium die Ermächtigung zu ertheilen, mit ver öfterreichtichen 
Regierung in Verhandlung zu dem Zwecke vorbereitender Verſtaͤndigung über bie 
möglichen Grundlagen der Fünftigen Verbindung Defterreihs mit Deutfchland ein⸗ 
zutreten.” — 


Beide Anträge hatten ihren Grund in ber Ueberzeugung, daß bie in Oeſterreich 
beſtehende Verbindung beutfcher und nichtveutfcher Lande zu einer Staatseinheit von fo 
großer Beftigfeit und Macht, wie der Kortbefland der äfterreichifchen, Monarchie fie er- 
heiſcht, mit einer gleichförmigen, über das ganze deutfche Bundesgebiet, alfo auch über 
die beutfch=öfterreichiichen Provinzen fich erſtreckenden Berfaffung eines Bundesſtaats 
nicht vereinbar fei. Weide jene Anträge berubten auf ver Vorausſetzung, daß Diejenigen 
Souverainetätö-Mechte, welche als unveräußerliche Rechte der öfterreichifchen Gentralgemwalt 
über die fämmtlichen öfterreichifchen Lande äfterreichifcher Seits betrachtet werben, im 
Weſentlichen auch als der Inbegriff der Rechte gelten würben, welche ver deutſche Bun⸗ 
beöftaat anjprechen müffe, damit die Staaten umfchlungen felen von dem gemeinfamen 
Bande einer kräftigen Centralgewalt. Es erfchien als ein Wiverfpruch, die deutſch⸗ 
Öfterreichiichen Provinzen rüdjichtlich derſelben ſtaatsrechtlichen Berechtigungen und Ver⸗ 
pflichtungen beiden, in Beziehung auf dieſe Provinzen für gleichberechtigt erachteten und 
mit denfelben Befugniffen ausgerüfteten Eentralgewalten untergeorbnet zu denken. 

Die Löfung dieſes Widerfpruches zu fuchen durch Gefährdung des Fortbeſtandes 
der Monarchie iſt nicht Der Gedanke, mit welchem ver Linterzeichnete die Führung der 
Geſchaͤfte im Neiche-Minifterium übernahm; fie zu fuchen durch Verzicht auf das noth⸗ 
wendige Maß der Einigung Deutfchlands, dieſem andern Gedanken darf und Fann er 
nicht Raum geben. Es blieb nur vie Löfung übrig, anzunehmen, daß Oeſterreich in 
ven zu errichtenden deutſchen Bundesſtaat nicht eintrete,;, — mit demfelben aber jich fo 
enge, ald möglich, — enger, wenn möglich, ald bisher im. Staatenbunde, — verbinden 
werde. Im dieſer Auffaſſung des Verhältniffes Defterreihs zu Deutfchland durfte das 
Heichd- Minifterium mehr ald eine bloße Anficht, ed durfte darin den eigenen Wunſch 
und Anfpruch ver Falferlichen Regierung erkennen. Oeſterreich hatte ſich durch Wort 
und That der Zumuthung erivehrt, als feien feine deutfchen Gebiete einer an die Stelle 
des frühern Bundestags tretenden oberften Vollziehungsgewalt unterzuorpnen. 

„Bir wollen die conftitutionelle Monarchie aufrichtig und ohne Rückhalt,“ — 
fo beißt e8 im Programm von Kremiier, d. d. 27. November 1848. 

„Wir wollen dieſe Staatöform, deren Weſen und geficherten Beſtand wir in ber 
gemeinfchaftlidhen Ausübung der gefeßgebennen Gewalt durch ven Monarchen und die 
Repräfentantien= Körper Defterreichs erkennen,“ — wir wollen fie 2c. „getragen von 
der freien Gemeinde und ver freien Beftaltung der Ländertheile in allen in= 
neren Angelegenheiten, umfchlungen von dem gemeinfamen Bande einer 
fräftigen Gentralgemwalt x.“ 

„In allen äußeren Beziehungen des Meiches werden wir bie Intereffen und bie 
Würde Deſterreichs zu wahren wiffen und Eeinerlei beirrennen Einfluß von 
Außen auf die unabhängige Stellung unjerer inneren Verhältniſſe zu= 
laſſen.“ 

Zwar lag Oeſterreichs Zuſtimmung vor zur Gründung der durch das Geſetz vom 
28. Juni v. I. geſchaffenen proviſoriſchen Centralgewalt über Deutſchland; aber vie 
Wirkſamkeit, die dieſes Geſetz derſelben überwies, hatte Defterreich ihr nicht einzuräumen 
vermocht. Das erwähnte minifterielle Programm von Kremjier hatte ven Fortbeſtand 
der Monarchie in faatlicher Einheit verfündet und die Verbindung Oeſterreichs mit 
Deutichland dem Zeitpunfte vorbehalten, in welchem beide Staatenkörper zu neuen und 
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feften Formen gelangt fein würben. Die gegenfeitige Unabhängigkeit der Inneren Ge 
ſtaltung fehlen Hiermit ausgeſprochen; Defterreich hatte fie für fih auch thatfächlich gel 
tend gemacht, indem es ohne Vorbehalt bezüglich der Verfaſſung des deutſchen Bunde 
ben gemeinfchaftlichen öfterreichifchen Neichötag für deutſche und nichtdeutſche Provinzen 
berufen hatte. Der Natur der künftigen Verbindung Tonnte dad Reichs⸗ Minifterium 
nicht vorzugreifen glauben, indem es unter biefen Umſtaͤnden einerfeltd und anbererfeits 
nach den bis jeßt vorliegenden Befchlüfien der deutſchen National Berfammlung bezüg- 
lich ded Verfaſſungswerks, worin das Syſtem des Bundesſtaats mit einer gemeinfchafl- 
lichen Regierung und Volksvertretung für die gemeinfamen Interefien der Nation fe 
gehalten wird, die Sonverftellung Defterreich neben dem deutſchen Bundesſtaate ad 
bereitö entfchievden annahm. — Diefe Vorausſetzung mit ihren Folgerungen wird in ben 
Schreiben des k. k. Herrn Minifter- Präfidenten Bürften v. Schwarzenberg, welches de 
Unterzeichnete durch Vermittelung des Herrn Bevollmächtigten für Defterreih am 4. d. R 
zu empfangen die Ehre hatte, als unftatthaft bezeichnet. Der Herr Minifter -Präftet 
erklärt, daß in jener zu Kremfier geichehenen Darlegung der Politik des äfterreichtiähe 
Kabinets die Abficht, ſich von dem zu errichtenden veutfchen Bundesſtaat auszufchlice 
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desmacht nicht aufzugeben gedenke. — Der Unterzeichnete hat fidh bei Erwägung bit 
Erklärung von dem Vertrauen leiten laffen, daß die öfterreichifihe Negierung nicht P 
willt fein Eönne, der Lage Deutſchlands diejenige Nüdficht zu verfagen, vie fie für ie 
ihrige mit Necht in Anſpruch nimmt. — Eine ſtark ausgerüftete Einheitögemwalt in 
Deutfchland zu verhindern, die Urfachen der Mevolution im beutfchen Volke zu verewigen, 
dies wird Defterreich weder als ein Necht behaupten, noch als das richtige Mittel be 
trachten, zu feiner eigenen inneren Feftigung zu gelangen. — Die kaiſerliche Regierung 
befißt eine zu genaue Kenntniß von ven Zufländen Deutfchlands und Hat in ven revo- 
Iutionären Bewegungen, die auch in Defterreich flattgefunden haben, zu biel eigene Er⸗ 
fahrungen gefammelt, um nicht dem Entwidelungsgange Rechnung zu tragen, woburd 
die National-Berfammlung veranlaßt worben ift, abweichend von dem Princip der Ber 
einbarung zwiſchen ver Volksvertretung und den Megierungen bezüglich des Verfaffungt- 
werfes, wie dieſes Princip gegenüber den conftituirenden Verſammlungen und für bie 
Verfaſſungen der Einzelftaaten feftgehalten worden ift, die endgiltige Entſcheidung über 
das Neich8-PVerfaffungswerk ſich vorzubehalten. — Es ift Thatſache, daß die deutſchen 
Regierungen nach den Märzbewegungen, während der Berfammlung des Fünfziger-Aus 
ſchuſſes und bis zur Eröffnung ver National- Berfammlung, vielfacher Anregungen ww 
geachtet, fich nicht über einen vorzulegenden Verfaſſungsentwurf und den bezüglich ve 
Verfaſſungswerks einzufchlagennen Gang haben einigen können. — Daß eine folche ab 
gemeine Einigung aller Regierungen fegt ficherer in Ausficht ftehe, ift fchwer zu glaw 
ben. — Die National-Berfammlung fonnte alfo nicht innerhalb der Conſequenzen eind 
Principe bleiben, welche die Möglichkeit de8 Zuſtandekommens des doch fo dringenden 
Berfafiungswerkes in Frage ftellen mußten. Aber gleich ver kaiſerlichen Regierung er 
blickt auch der Unterzeichnete die ficherfte Hoffnung des Gelingens des Verfaſſungswerkes 
in ver Verftändigung mit den Hegierungen, wo und infoweit fie Schwierigkeiten be 
feitign und zum Ziele führen fann. — In der Hinweifung auf dieſe Verſtaͤndigung 
von Seiten des Faiferlichen Minifteriums wird alfo ver Unterzeichnete mit gleich feſtem 
Vertrauen eine Abficht oder Begünftigung ter Hinausfchiebung des Verfafſungswerkt 
entfernt nicht vorausfeßen, fondern nur eine im Bemußtfein der Größe und Schwierig: 
feit der Aufgabe gefaßte Ueberzeugung erkennen über das nothwendige und erreichbare 
Maß der politifchen Einigung Deutfchlands, und er hat die Frage dieſes Maßes als 
eine offene anzuerkennen, fo lange Teine endgiltigen Verfaffungs⸗Beſchlüſſe vorliegen. — 
Die mündlichen Aeußerungen, mit welchen ver Eaiferliche Herr Bevollmaͤchtigte das Schrei» 
ben vom 28. December begleitete, deuteten barauf hin, daß dieſes Schreiben eine Aende⸗ 
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zung der politiichen Anſicht ausbrüden folle, welche dem Programme von Kremfier zu 
Grunde liegt. Beſtünde diefe Aenderung darin, daß Oeſterreich, früher entfchlofien, ven 
deutichen Bundesſtaat neben fich entflehen zu lafien, nunmehr ein Veto gegen benfelben 
aus feinem Rechte als Bundesmacht ableiten wollte, Defterreich befände fich dann im 
Widerfpruche nicht nur mit dem vorwaltennen Verlangen der Nation, fonvern auch mit 
dem gegenwärtigen Staats» und Bundesrechte Deutfchlanvd. Das Geſetz vom 28, Juni 
b. J., wodurch eine proviforifche Gentralgewalt für Deutichland unter Zuſtimmung aller 
beutfchen Regierungen conftituirt worden ift, hat das Staatd- und Bundesrecht Deutfch- 
lands wefentlich mobificirt, den Bundesſtaat berechtigt, und es Eönnen die Mechte und 
Pflichten des Bundes nicht mehr ausſchließlich nad den Grundgeſetzen von 1815 und 
1820 erkannt werden. — Die Näthe des Meichöverweierd mußten daher die letzte Er⸗ 
klaͤrung Oeſterreichs in dem andern Einne verflehen, daß dadurch die Ausficht eröffnet 
fei, es werde fich bie neue Gonftituirung der oͤſterreichiſchen Gefammt- Monarchie mit 
der Unterorpnung des Öfterreichifchen Bundesgebietes unter eine dad Weſen des Bun- 
desſtaates fefthaltenne deutſche Neichönerfaflung und Reichsregierung vereinigen »laffen. 
Diefe Ausficht iſt es, auf welche dad Neihd-Minifterium, wie im Gingang bemertt, 
früher verzichten zu müflen glaubte. Sich ihr zu verfchließen, kann ihm nicht In ven 
Sinn kommen. Das Verfaſſungswerk in unbeflimmte Berne zu rüden, ſteht nicht in 
feiner Macht und würde feiner Pflicht widerſtreben. — Das hier in Abfchrift beigefügte 
Schreiben ded Unterzeichneten vom Sten d. M. an ven zur Begutachtung der Vorlage 
vom 18. December nievergefeßten Ausſchuß der National» VBerfammlung giebt Rechen⸗ 
Schaft über die, durdy dad unterm 28. December erlafjene Schreiben des E. k. Herrn Mi⸗ 
nifter-Präfidenten an den Herm Bevollmächtigten für Oeſterreich erforderlich gewordene 
Movification diefer Vorlage. Diefelbe ift von dem Unterzeichneten, nach eingeholtem Be⸗ 
fchlufie des Minifterrathes, in ver Berathung noch näher dahin beſtimmt worden: 

„daß die Mittheilung von Sten d. M. an den Ausſchuß auf dem Borbehalte ver 
Erklärung Oeſterreichs beruht, ob und wie es in den Bundesſtaat oder überhaupt vie 
Staatöform, die bier gefunden werden foll, eintreten koͤnne und wolle, — daß biefe 
Erklärung nicht mehr, wie in der Borlage vom 18, December, als ertheilt voraus⸗ 
gefetzt wird.“ 

Damit trat die Frage der Ausdehnung der von der deutſchen National⸗Verſamm⸗ 
lung ausgehenden Verfaſſungsbeſchlüſſe und Geſetze auf dad Bundesgebiet Oeſterreichs 
wieder an die vorderſte Stelle, und eine Folgerung hieraus war, daß dad Reichs⸗Mi⸗ 
nifterium ven früher in Vorausſetzung des Uniond-Verhältnified auf Die geſandtſchaftliche 
Form der Verhandlung befchränkten Antrag nunmehr erweiterte, um für die Entfchei- 
dung der Vorfrage Raum zu laſſen. 

Die National» Berfammlung hat durch Beſchluß vom 13ten d. M. dem Reichs⸗ 
Minifterium die verlangte allgenieine Ermächtigung ertheilt: 

„Zu geeigneter Zeit und in geeigneter Weife mit der E. k. Regierung Namens 
der probiforifchen Gentralgetwalt für Deutfchland über das Verhältnig Oeſterreichs zu 
Deutfchland in Verhandlung zu treten," 

und dad Reichs⸗Miniſterium hat in Betracht der fich nähernven Entſcheidung nicht gefäumt, 
bei Seiner Kaiferlichen Hoheit dem Reichsverweſer den Antrag zu ftellen, daß von jener 
Ermädtigung fofort Gebrauch gemacht werde. 

Was die Verhandlung derjenigen Punkte betrifft, in welchen das Verhaͤltniß der 
proviforischen Centralgewalt zu Defterreich bisher nicht geregelt und die ihr übertragenen 
Vollziehungsbefugniſſe nicht ausgeübt werden fonnten, fo werben bie einzelnen Reichs⸗ 
minifterien wegen der in ihren Bereich gehörigen Gegenftände mit dem FE. k. Herm 
Bevollmächtigten fich zu benehmen bie Ehre haben. — Der Yinterzeichnete hält jedoch 
diefen Weg nicht. für ausreichend, um die Erfüllung einer der wichtigſten Pflichten ver 
Gentralgewalt, die Leitung ber auswärtigen Angelegenheiten Deutſchlands ermöglicht zu 
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fehen. Tie Stellung Deſterreichs als europäiſche Großmacht, und die Ratur ber gegen 
wärtigen yolitiichen Sragen, teren Yäben faft alle in Wien zuiammenlanfen, bringt es 
mit fi, daß vie Gentralgewalt eines am Eike ter oͤſterreichiſchen Regierung verweilen⸗ 
ven Tertreterö wicht entbehren kann. Es ift für fie unerläßlich, von ven dortigen Ver⸗ 
Hantiungen und Gmifdlüflen fchleunige und umfaflente Kennmiß zu erbalten, und jie 
wird nur unter vieler Beringung im Stand fein, den ren ibr, wie von Oeſterreich aus⸗ 
nefvrochenen Wunſch und Willen in Fragen ver äußern Bolitif Hand in Hand zu ge 
ben, wirfian in Ansäbung zn bringen. — Eie bedarf eined Organs, welches ihr gleich, 
wie dies für die E. f. Regierung durch Anweienbeit des Herrn Berollmächtigten dahier 
der Fall if, vie Möglichkeit bietet, auch ihrerfeit® am Hofe Sr. Majeflät des Kaijerd 
und Tem öfterreichiichen Mintfterium gegenüber durch müntliche, von Berion zu Perſon 
gehente Grörterungen dem Verkehr diejenige Vollſtändigkeit und Lebendigkeit zu verlei⸗ 
ben, welche nur durch wechſelſeitige Sendung vertrauter und erprobter Männer zu er 
reichen if. — Es wird fih das Vedũrfniß, Berollmächtigte ver Centralgewalt auch in 
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minder dringenden unb entſcheidenden Uriachen, ergeben. — Andy binfichtlich des Haup⸗ 
zweclkes ver den Riniſterium ertheilten Ermächtigung, der balwigen Klarfiellung des ge 
fammten Berbältnifies Oeſterreichs zu Deutfchland, Hält ver Unterzeidhnete einen Aga- 
ten der Centralgewalt in Wien nicht für entbehrlih. — Wenn auch nad der von ven 
Katjerliden Minifterium früher geäußerten und von dem Herrn Bevollmächtigten münd⸗ 
lich als fortbeſtehend beftätigten Anficht, ver Zeitpunkt noch nicht gefommen fein follte, 
die gegenfeitigen Beziehungen Defterreich8 zu Deutfchlann ſtaatlich zu beflimmen, fo muß 
Boch der Unterzeichnete den größten Werth darauf legen, über den Entwidelungsgang 
der dortigen Verfaffungsfragen aus unmittelbarer Auffaffung unterrichtet zu werben, 
das Verſtaͤndniß ver hiefigen durch ıummittelbare Erklärungen fördern zu fönnen, un 
die Gegenſeitigkeit der Einwirkung auch in Betreff des Vepfaſſungswerkes Herzuftellen. — 
Dies find die auch hei öffentlichen Anläffen auögefprochenen Gründe, welche der Kaiſer⸗ 
lich Königl. Herr Bevollmächtigte und dad Kaiferlihe Minifterium würdigen werben, 
welche das Reichs⸗NMiniſterium veranlafien, fi ohne Verzug mit der Aufgabe einer Sen⸗ 
dung an den kaiſerl. koͤnigl. Hof zu befchäftigen. Zu diefem Zwecke muß daſſelbe zu- 
naͤchſt wmſchen, durch geneigte Verwendung des Herm Bevollmächtigten mit möglicher 
Beichleunigung zu erfahren, ob Hinfichtlich einer ſolchen Sendung und ihrer Ropalitäten 
die Katferliche Megierung ſich zur Aeußerung beftimmter Wünfche oder Vorfchläge ver 
anlaßt finde. — Das Reichs⸗Miniſterium hofft auf deren Zuſtimmung, indem es ſowohl 
den Charakter eines diplomatifchen, als ven eines aus der Executivgewalt abgeleitete 
Auftrages ausichließt, und für ven Bevollmächtigten der Centralgewalt, ähnlich wie für 
die Bevollmächtigten bei verfelben, nur. die äußere Mangftellung eines Gefandten als ihr 
angemeffen ericheinend bezeidmet. — Mit dem vorftchenden, bie Form ver Verhandlung 
betreffenden Exfuchen verbindet der Tinterzeichnete die vorbereitende Anknüpfung ver lin 
terhandlung felbft, für mweldye der Ausgangspunkt num in den bis jet in erfler Lefung 
vorliegenden Berfaffungsbefchlüffen der deutſchen National-Berfammilung gefunden werben 
ann. Er glaubt daher, die Katferliche Regierung, wie hiermit gefchieht, erfuchen zu 
müfien, die bier in beweiſender Form beigefügten, vorläufig angenommenen Theile ver 
Verfaffung — vom Neiche, von der Reichsgewalt, vom Neichögerichte, vom Reichstage — 
amtlich zur Kenntniß zu nehmen. Das bereits früher mitgetheilte Gapitel von den Grund» 
rechten hat jetzt, nach gehäriger Publication, Gefegesfraft. Zu melchen Erwägungen bie 
Meglerung des Kalferflaates‘ in dieſen Mitthellungen Anlaß findet, in welcher Weiſe fie 
die Feſtſtellung des Derhältniffes der öfterreichifchen Gefammtmonarchie und ihrer Beftand- 
theife zu dem in der Geftaltung begriffenen deutſchen Bundesſtaate auf dem Grunde jener Bes 
fchlüffe, over anf welcher andern Grundlage herbeizuführen gedenkt: darüber darf ver Unter- 
zeichnete Im beiberfeitigen höchften Interefle einer balbgefälligen Rückaͤußerung entgegenfeben. 
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2. Der Ausfhuß des demofratifchen EentralBereins für Preußen, beftehend aus den 
Bürgern Dr. D’Efter, Graf Reichenbach und Heramer erläßt folgendes Girular: 
„Bürger, wenn bie Ereigniſſe der Iegten Monate für die demokratiſche Partei 
in Deutichland etwas bemweilen, fo ift es die Nothwendigkeit einer Träftigen 
Drganifation unferer Partei, gegenüber der mit Mitteln wohlverſehenen Re⸗ 
action. Wir glauben nun fo weit gelangt zu ſeyn, daß wir einen allgemeinen 
Ruf an die Demokraten in Deutfchland, einen Mahnruf zum feften Zufammen- 
halten der Partei ergehen laſſen. Dies thun wir indem wir den DOrganifa- 
tions⸗Plan überichiden. Es gilt nicht länger Phrafen, fondern kräftiges Han- 
bein. Es muß eine fefle Dieciplin in die demokratiſche Partei Fommen. 
Wer nicht fähig ift, ſich dieſer Disciplin zu unterwerfen, der ift auch nicht fä- 
hig, der Demokratie zu dienen. Der Belagerungszuftand in Berlin hat die 
Berlegung des Gentral-Ausfchufles der demofratifchen Vereine nothwendig ge- 
madt. Briefe unter der Adrefle ©. Siegmundt, Behrenfiraße, werben aber 
ferner in unfere Hände gelangen. 

2. | Gefecht einer Abtheilung des F. M. 2. Schlick (ſ. 20. Januar) bei Tarczal; fie 
geht nad) Beendigung defielden, am Abende bis Maad zurüd. 

3. | Zernere Beſchlüſſe der deutfchen National-Berfammlung binfichtlih des Fünftigen 
Reihsoberhauptes. Der Borfchlag: „Die Würde vererbt im Mannsſtamme des 
Hürften, dem fie übertragen worden, nad dem Rechte der Erfigeburt, wird von 
263 gegen 211 Stimmen verworfen. Deögleihen: „die Wahl des Kaifers ge- 
ſchieht auf Lebenszeit,’ 413 gegen 39, „bie Würde wird jedesmal auf zwölf 
Jahre einem der Regenten von Preußen, Defterreih, Baiern, Sachſen, Hanno⸗ 
ver und Würtemberg übertragen,’ 442 gegen 14, „das Reichsoberhaupt wird 
auf ſechs Jahre gewählt,’ 264 gegen 196, enblich „bie Wahl des R. O. ge⸗ 
ſchieht auf drei Jahre” u. |. w. 305 gegen 120. 

2. | Eirtularnote der Föniglich preußifchen Regierung. 

Die Verhandlungen ver im April des vergangenen Jahres zum Zweck der Begrün- 
dung einer neuem Berfaffung für Deutfchland nach Frankfurt a. M. berufenen deutfchen 
Nattonal-Berfamnlung nähern fi) dem Zeitpunfte, in welchem die veutfchen Staaten ſich 
über das Reſultat der Arbeiten ver Berfanmlung auszufprechen haben werden. 

Zur Zeit des Zufammentrittö derfelben war die begonnene Reviſion der Bundes⸗ 
Perfaffung nicht fo weit gediehen, daß es den deutjchen Regierungen möglich geweſen 
wäre, einen gemeinfam verabrebeten Berfaffungs- Entwurf der Berfammlung vorzulegen, 
und vor derfelben zu vertreten. Die Berfammlung befand fich in der Nothivenvigkeit, 
felbſtſtändig das Verfaffungswer? anzugreifen, und ſowohl vie Paffivität der Regierungen, 
wovon viele Ihre ganze Kraft durch innere Angelegenheiten in Anfpruch genommen ſa⸗ 
ben, — als die greifbare Schwierigkeit der Vereinbarung mit 37 verfchiedenen und uns 
abfängigen Staaten mochten dazu mitwirken, die Borftellungen über den Umfang der 
ſtaatsrechtlichen Befugniffe ver Verſammlung Hoch zu fleigern. Auch die Königliche Ne= 

gierung Hat geglaubt, ver Rage, worin fi} die deutfchen Staaten, gegemüber einer aus 
der Geſammtheit der Nation auf gefehlichen Wege erwählten Verſammlung befanden, 
großes Gewicht Heilegen zu müffen; fie hat geglaubt, die äußerflen Anftrengungen machen 
zu follen, um einer Berfammlung, der die Negierungen einen pofitiven Vorfchlag nicht 
borgelegt Hatten, nicht durch Negation entgegenzutreten; fie hat geglaubt, die veutfche 
 Ration ſei zu der Jorderung bereihtigt, daß der Verſuch, auf dem dom den Deutfchen Re⸗ 
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gierungen theils gefeglich angebahnten, theild zugelafienen Wege zur Einigung zu gelan- 
gen, möglichft vor äußeren Hemmungen gefchügt werde. Auf dieſen Bunft hat die Re 
gierung, nachdem ihr im Monat Juli gemachter Vorfchlag zur Gewinnung der Grund 
lagen einer collectiven Vertretung der Regierungen gefcheitert war, nachdem auch ander 
Verfuche, auf den Weg der Verftändigung zu leiten, erfolglos blieben, ihr vorzü 

Augenmerk gerichtet, und zugleich, währenn fie ohne Zögern bereit war, für einige Zei 
von der ausführenden Gewalt des Bundes zurüdzutreten und deren Uebertragung af 
Se. faiferliche Hoheit den Erzherzog Johann von Defterreich zu genehmigen, mit nik 
geringerer Hingebung und oft mit Selbfiverleugnung die Gentralgewalt Deutſchlands durh 
die Macht und die Mittel Preußens geftübt und getragen. Der Zwed iſt erreicht wer 
den; die National-Berfammlung zu Frankfurt Hat fi) beinahe acht Monate hindurch & 
freier Bewegung ihrer Verfaflungs- Arbeit widmen dürfen, und indem diefe Arbeit v 
fcheinend ihrem Ende naht, wird jede beutiche Megierung den Beruf fühlen, dahin p 
wirken, daß fie zu einem glüdlichen Ergebniß führe, und daß ein mögliches Fehlſchlage 
biefer Hoffnung nicht einem Berfchulden ver Regierungen beigemefjen werben Tönne. Bi 
preußifche Negierung darf ſich der Hoffnung überlaffen, vor einem folhen Vorwurf ge 
fichert zu fein; allein fie ift fich jehr wohl bewußt, daß ihre alleinige Zuflimmung nidt 
ausreicht, eine Umgeftaltung der deutfchen Berfaffung in das Leben zu führen, und vaf 
das Scheitern des großen Zweckes nicht minder zu beklagen wäre, wenn auch zweifellos 
feftftände, daß er nicht an Preußen gefcheitert fei. 

Durch diefe Betrachtung beivogen, würde die Regierung vielleicht ſchon früher dazs 
übergegangen fein, die Vorbereitung der in einiger Friſt von den Staaten des beutfchen 
Bundes erwarteten Erklärungen in Vorſchlag zu bringen. Allein eine bedeutungsdboel⸗ 
Entwidelungs = Periode des eigenen Staated traf zufammen mit einer entſcheidenda 
Wendung der inneren Zuftände Oeſterreichs, welches, ald das mächtigfte Glied des Bun 
des, zu einer Initiative um fo mehr berufen war, als die europäifche Stellung und ve 
hohe Beruf des oͤſterreichiſchen Kaijerftaated, verbunden mit der eingeichlagenen central 
conftitutionellen Richtung, ihm das Eingehen in manche jener bunvesftaatlichen Beim 
mungen erfchweren mußten, in welchen vie Nationale Berfammlung zu Frankfurt a. R. 
den Ausdruck eined gemeinfamen DBerlangend der veutfchen Nation gefunden zu habe 
glaubte. Der oͤſterreichiſche Staat ift mit alten Banden an Deutichland gekettet, zu 
er hat ihnen in der beivegteften Zeit des vergangenen Jahres eine neue Innigkeit ur 
lieben, indem ein Fürſt des öfterreichiichen Kaiferhaufes die Leitung der Angelegenheiten 
Deutfchlands übernahm. Seinerſeits kann das übrige Deutfchland auf die alte Bar 
bindung mit Oeſterreich nicht verzichten, und am wenigften hätte die preußifche Regie 
rung einen auf Ablöfung der biöher beftandenen Bande beruhenden Plan bevorwortea 
koͤnnen, vielmehr war e8 für fie unerläßlich, die Abfichten ver Kaiſerlich oͤſterreichiſche 
Megierung in Bezug auf die Verfaſſung Deutſchlands nach der wiedergewonnenen fehl: 
ren Geftaltung der inneren Zuftände im öfterreichifchen Kaiferfinate zu Tennen. 

Mit hoher Befriedigung fieht die Königliche Regierung nunmehr feftgeftellt, dej 
Defterreich, mit und den deutſchen Bund als fortbeftehenn betrachtend, in demſelben be⸗ 
harren und an beflen Fräftiger Entwidelung theilnehmen will, und zu einer Berfkäs- 
digung darüber mit der National-Berfammlung und den übrigen Regierungen Deuifch 
lands bereit iſt. Diefe Verfländigung wird jedenfall der Art fein müflen, daß in ik 
weder die Beftrebungen des Kaiſerſtaats in feinem ganzen Länvder-Gomplere zu eine 
Eräftigen, dem inneren Bedürfniß vefielben genügenden Conftituirung zu gelangen, ned 
hie Beitrebungen Deutſchlands, die auf die Darftellung eined dem Auslande gegenüber 
einheitlich verbundenen politifchen Körpers, fo wie auf die Verſchmelzung der conmer⸗ 
ziellen und materiellen Interefien, und eine möglichfte Ausgleihung ver Inneren Geſeh⸗ 
gebung gerichtet find, ein Hinderniß finden. Es iſt von der Kaiſerlich oͤſterreichiſchen 
Regierung zu erwarten, daß fie auch hierzu nach Kräften Die Hand bieten, und auch bei 
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der Geſtaltung ver inneren Berhältniffe jener Monarchie auf die Beziehungen zu Deutfch- 
land die moͤglichſte Rüdficht nehmen werde. Wem fie indeß glauben follte, an ver 
eben angebeuteten Entwickelung Deutfchlands nicht im vollen Maße Antheil nehmen zu 
koönnen, wenn fie bie Dazu erforberlichen Beichränkungen der Souverainetäts- echte zu 
Gunſten einer Träftigen Central⸗Gewalt des Bundes und die Anwendung der materiellen 
Berkuhpfung der Intesefien auf ihre dentfchen Länder nicht eintreten laſſen koͤnnte, fo 
würde daraud freilich folgen, daß Oeſterreich einerfeits nicht begehren würbe, echte 
auszuüben, denen nicht die correſpondirenden Pflichten gegenäberflännen, und daß an⸗ 
dererſeits den übrigen beutfchen Staaten nicht anzufinnen wäre, einer aus ber Geſammt⸗ 
Beuölterung des Bundes hervorgehenden Bertretung und einer die Angelegenheiten ber 
Gefammtbeit leitenden Bundes⸗Regierung, in welcher Defterreich feine Stelle behauptete, 
echte in Beziehung auf die auswärtige allgemeine und commerzielle Politik, auf bie 
innere Gefehgebung und Finanzwirthſchaft einzuräumen, bei deren Ausübung dad äfter- 
reichiſche Bundesgebiet nicht In gleichem Umfange den Beſchlüfſen der Gentral- Gewalt 
unterworfen wäre. Es würde aber daraus noch nicht der Schluß zu ziehen fein, daß 
Deutſchland ausfchlieglich zu den weientlichen Grundlagen des Stantenbundes zurückkehren, 
umb daß der mit Begeifterung erfaßte Plan einer bundesſtaatlichen Verbindung gänzlich 
verlaffen werden müfle. 

Vielmehr wirb fowohl die Aufredgthaltung und Entwidelung des deutſchen Bun- 
bes, — Defterreih, fo wie das deutfche Gebiet der Niederlande und Dänemarks ein- 
gefchloffen, — als die Erhaltımg der dem öfterreichifchen Kaiſerhauſe gebührenden Stel 
Iung in Deutichland volllommen vereinbar fein mit dem Zufammentritte der übrigen 
deutfchen Staaten zu einem engeren Bereine, zu einem Bundesſtaate, Innerhalb des 
Bundes. So wie immerhalb des Bundes der Zollverband, nicht nur einen engeren 
Berein für Handel, Gewerbefleiß und Verkehr varftellend, ſondern auch die Wurzeln 
zu einer gemeinfamen banvelöpolitifchen Vertretung nach außen in fi} tragen, entſtehen 
und beftehen konnte, ohne den Bund ſelbſt und das Verhaͤltniß zwifchen den dem Zoll- 
verein angehörenden und dem demfelben nicht angehoͤrenden Bundesgliedern zu ftören, fo 
Bann auch ein noch weitere Intereffen umfaſſender Verein unter der Mehrzahl ver Bun- 
besglicher geichloffen werben und inmerhalb des Bundes beftchen. 

Die Königliche Regierung erkennt nach wie vor die Pflicht, auf dem durch die Be⸗ 
rufung der deutfchen National-Berfammlung betretenen Wege fortzufchreiten. 

Zu dem Ende wird zu geneigter Erwägung der Vorfählag anheimgegeben, daß bie 
dentſchen Megierungen der National-Berfammlung zu Frankfurt a. M. durch das Reichs⸗ 
Miniſterium vor der zweiten Berathung über die Theile der entworfenen Berfaffung, 
weiche die Ittel: „Das Meich und bie Meichögewalt”, „ver Reichstag“, „das Reichs⸗ 
Oberhaupt”, „ver Reichsrath“ führen, Erklärungen über den Inhalt, wie er nach der 
erfien Berathung feftgeftellt worden, zur Erwägung übergeben wollen. 

Wir glauben, daß dieſer Vorfchlag ſich ſowohl den beutfchen Regierungen als ver 
Rational» Berfammlung empfehlen merbe, da mir auf beiden Seiten das ernflliche Be⸗ 
ſtreben voraudfegen, zu einer redlichen Verflänbigung zu gelangen. Die Stellung, welche 
die Ichtere zu dem Verfaffungswerke einnimmt, iſt im Gingange angebeutet worben. 
Die meiften deutſchen Regierungen hingegen haben niemals auf das Hecht der Zuftim- 
mung verziähtet, und Indbefonvere iſt dies von Preußen nicht gefchehen. Wollte man 
dieſen Gegenſatz noch jeht auf die Spige treiben, fo ift e8 wohl Niemandem zweifelhaft, 
daß nicht allein dad Verfaſſungowerk nicht zu Stande kommen, ſondern auch das deut⸗ 
ſche Baterland den gefährlichften Kriſen ausgeſetzt und in feiner ganzen Entwidelung 
gehennmt werben würbe. Ie fefter daher ein deutſcher Staat entichloffen wäre, an dem 
Mechte der Zuſtimmung feftzuhalten, je mehr er befürchten koͤnnte, viefelbe verfagen zu 
möffen, um fo lebendiger dürfte fich ihm vie Verpflichtung aufbringen, ſich nicht auf 
pie nachträgliche Negation zu befchränken, fondern die Bedenken und Abaͤnderungs⸗Vor⸗ 
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ſchlage racſichtlich der vorläufigen Befchläffe zux enntuiß der National⸗ Berfammlung 
zu bringen und berfelben zu deren zeiflicher Erwägung vor ber zweiten Beſchlußfaſſung 
Gelegenheit zu geben. Und wenn wir auf der anberm Seite feben, wie felbft bie das 
Vereinbarunga⸗Recht im Princip am entſchiedenſten beſtreitenden Sractionen der Natio- 
nal⸗Verſammlung doch die Herbeiführung einer Uehereinſtimmung mit den —— 
als wünfchenswerth erkennen: fo dürfen wir hoffen, daß die Verſammlung ſelbſt, ein 
gedenk ihrer Winde und ihrer Pflicht gegen das geſammte Vaterland, durch ein gleiche 
freundliches Entgegenkommen auf dem Wege der Verftändigung jenem gefährlichen Ge 
genfahe die Spige abbrechen werde. 

Die Königliche Regierung glaubt daher mit dieſem Vorſchlage um fo mehr da 
Wuͤnſchen der deutſchen Regierungen entgegen zu kommen, als fie feſt überzeugt iſt, dae 
das wahre Intereſſe ver Regierungen mit den Bedürfniſſen und Wünjchen des dar 
ſchen Volkes Hand in Hand gebt. Sie darf baher auch Hoffen, daß, wenn auch tr 
Anfichten in einzelnen Punkten auseinander gehen mögen, doch bei dem, bei allen Ar 
gierungen voraudgefegten veutfchen Sinn und der Gemeinſamkeit der Interefien, in va 
weientlihften Stüden Uebereinfimmung herrſchen werde. Der Gewinn wird um i 
größer fein, je mehr nie Staaten ſich gleicgmäßig ausfprechen; und indem die Königlic 
Megierung dazu die Sand bietet, erwartet fie ein gleich vertrauensvolles Eiutgegenfon- 
men von den anderen beutfchen Regierungen. 
| Sie hat ihren Bevollmächtigten in Frankfurt a. M. mit umfaffenden Iuftructiona 

zu biefem Zweck verichen, und indem fie der Anficht iſt, daß jener Ort für alle Ar 
gierungen ben geeignetfien Mittelpunkt der Verflänbigung bilden werbe, fo ſtellt fie ve 
Erſuchen an viefelben, dorthin baldmoͤglichſt ihre Bemerkungen und eventuellen Borfchläg 
auf geeignetem Wege gelangen laſſen zu mollen, da fie eine baldige Beſprechung um 
Verſtaͤndigung im Intereſſe des gefammien Deutichlanns für hoͤchſt wünſchenswerth 
halten muß. 

Ew. ıc. wollen die hier ausgeſprochenen Erwägungen und Vorſchlaͤge der ıc. Re 
gierung vorlegen und zu ber, ver Wichtigkeit ver Sache gemäßen Berüdjichtigung rw 
pfehlen. 

Zugleich aber wollen Cw. 26. nicht unterlaſſen, die sc. Regierung über die wahren 
Gefinuungen der noch neuerdings vielfach angefochtenen Regierung Sr. Majeftät auf 
Hären. Preußen ſtrebt nach feiner Machtvergrößerung over Mürbe für ſich ſelbſt; cd 
begehrt, wie auch die deutſche Verfaſſung ſich geſtalte, keinen anderen Antheil an da 
oberſten Leitung der Bundesgewalt, als denjenigen, welchen feine Stellung in Deutſch⸗ 
Iand und die Bebeutung der geifligen und materiellen Kräfte, die e8 dem gemeinſamen 
Baterlande zur Berfügung flellen kann, der Natur der Dinge nach, ihm anweift. Ci 
wird Eeino ihm angebotene Stellung annehmen, ald mit freier Zuflimmung ber. ter 
bündeten Regierungen; es hält ſich aber verpflichtet, fich bereit zu erflären, Deutſchland 
diejenigen Dienſte zus leiften, welche dieſes im Interefle der Geſammtheit von ihm ver 
langen follte, felbf wenn dies nicht ohne Opfer von feiner Seite geicheben koͤnnte. Es 
wird dabei eben fa gern Allem entgegen kommen, wad, ohne Befährbung des gemein- 
famen Zweckes, vie Selbftflänpigkeit und Unabhängigkeit ver einzelnen Staaten zu er 
halten geeignet if. In Folge viefer Geſinnung Zaun ich es ſchon jegt Em. ac. aus⸗ 
Sprechen, daß Se. Majeflät der König und Höchfteflen Regierung. nicht ber Anſicht 
find, daß die Aufrichtung einer neuen deutſchen Kaiſerwürde zu ber Erlangung einer 
wirklichen und umfaflenden beutfchen Einigung nothwendig fei, Daß wir vielmehr be⸗ 
fürchten müflen, daß das ausfchliefliche Anſtreben gerabe dieſer Form des an und für 
fi) nothwendigen Einheitsöpunkts der wirklichen Erreichung jenes Zieled Der Einigung 
wefentliche und ſchwer zu überwindende Hinderniſſe in den Meg legen würde. Es pürfte 
wohl eine andere Korm gefunden werden koͤnnen, unter welcher, ohne Anfopferung its 
gend eines weſentlichen Bebürfniffes, das dringende und. hoͤchſt gnecacuiote BVerlangen 
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der Geftaltung ver inneren Berhältniffe jener Monarchle auf die Beziehungen zu Deutſch⸗ 
land vie moͤglichſte Müdficht nehmen werde. Wenn fie indeß glauben follte, an ver 
eben angebeuteten Entwickelung Deutfchlands nicht im vollen Maße Antheil nehmen zu 
können, wemn fie hie Dazu erforderlichen Beſchraͤnkungen ver Souverainetätö-Mechte zu 
Gunfen einer Träftigen Central⸗Gewalt des Bundes und die Anwendung der materiellen 
Berfuüpfung der Intereſſen auf ihre beutfchen Ränder nicht eintreten Iaffen koͤnnte, fo 
würde daraus freilich folgen, dag Defterreich einerfeits ‚nicht begehren würde, Rechte 
auszuüben, denen nicht bie correfpondirenden Pflichten gegenüberfländen, und daß an⸗ 
dererfeitö den übrigen deutſchen Staaten nicht anzufinnen wäre, einer aus der Geſammt⸗ 
Bevölkerung des Bundes bervorgehenden Vertretung und einer die Angelegenheiten ver 
Geſammtheit leitenden Bunbed-Megierung, in welcher Defterreich feine Stelle behauptete, 
Nechte in Beziehung auf die auswärtige allgemeine und commerzielle Politik, auf vie 
innere Gefehgebung und Binanzwirthichaft einzuräumen, bei deren Ausübung das oͤſter⸗ 
reichiſche Bundesgebiet nicht in gleichem Umfange den Beichlüffen ver GEmtral- Gewalt 
unterworfen wäre. Es würde aber daraus noch nicht der Schluß zu ziehen fein, daß 
Deutſchland ausfchließlich zu den meientlichen Grundlagen des Staatenbunbes zurückkehren, 
mb daß der mit Begeifterung erfaßte Plan einer bunbesftantlichen Verbindung gänzlich 
verlafien werden mürfle. 

Vielmehr wird fomohl die Aufrechthaltung und Entwidelung des deutſchen Bun⸗ 
des, — Defterreih, fo wie das deutſche Gebiet der Nieverlande und Dänemarks ein« 
gefchloffen, — als die Erhaltımg der dem äfterreichiichen Kaiſerhauſe gebührennen Stel⸗ 
tung in Deutſchland vollfommen vereinbar fein mit bem Zuſammentritte der übrigen 
dentſchen Staaten zu einem engeren Vereine, zu einem Bundesſtaate, innerhalb des 
Bundes. So mie imerhalb des Bundes der Zollverband, nicht nur einen engeren 
Berein für Handel, Gewerbefleiß und Verkehr varftellend, fondern auch die Wurzeln 
zu einer gemeinfamen hanvelöpolitifchen Vertretung nad außen in ſich tragend, entflehen 
und beſtehen konnte, ohne den Bund felbft und das Verhaͤltniß zwifchen den dem Zoll⸗ 
verein angehörenden und den demfelben nicht angehörenden Bunbeöglievern zu ftören, jo 
kann auch ein noch weitere Intereffen umfafiender Berein unter der Mehrzahl der Bun- 
vesglleder geichlofien werben und innerhalb des Bundes beftchen. 

Die Königliche Regierung erkennt nach wie vor bie Pflicht, auf dem durch die Be⸗ 
rufung der deutfchen National-Berfammlung Setretenen Wege fortzufchreiten. | 

Zu dem Ende wird zu geneigter Erwägung der Vorſchlag anbeimgegeben, daß die 
deutſchen Regierungen der National-VBerfammlung zu Frankfurt a. M. durch das Reichs⸗ 
iniſterium vor der zweiten Verathung über die Theile der entworfenen Verfaffung, 
welche die Titel: „Das Mei und die Reichsgewalt“, „ver Meichötag”, „pas Reichs⸗ 
Dberhaupt”, „ver Reichsrath“ führen, Erklärungen über ven Inhalt, wie er nach der 

erften Berathung feftgeftellt wornen, zur Erwägung übergeben wollen. 
| Wir glauben, daß dieſer Vorſchlag fich ſowohl den veutfchen Regierungen als ver 
Rational» Berfanmlung empfehlen werde, da wir auf beiden Seiten das ernflliche Be⸗ 
ſtreben voraußfegen, zu einer redlichen Verftändigung zu gelangen. Die Stellung, welche 
die leztere zu dem Verfaffungswerke einnimmt, iſt im Eingange angebeutet worben. 
Die meiſten veutfchen Regierungen hingegen Haben niemals auf das Hecht der Zuftim- 
mung verzichtet, und Indbefondere iſt Dies von Preußen nicht gefchehen. Wollte man 
biefen Gegenſatz noch jegt auf die Spige treiben, fo ift e8 wohl Niemanbem zweifelhaft, 
daß nicht allein das Verfafſungswerk nicht zu Stande kommen, fondern auch das deut 
fe Vaterland ven gefährlichften Krifen audgefeht und in feiner ganzen Entwidelung 
gehemmt werben wire. Je feſter daher ein deutfcher Staat entichlofien wäre, an dem 
Rechte der Zuſtimmung feftzubalten, je mehr er befürchten Eönnte, dieſelbe verfagen zu 
mäfien, um fo lebendiger bürfte fih ihm die Verpflichtung aufpringen, fi} nicht auf 
die nachträgliche Negation zu beſchraͤnken, fonbern bie Bedenken und Abaͤnderungs⸗Vor⸗ 


1 2 


24—36. Sauer. 3R— 38. 


dag Sie ein Deutfcher, zuerſt und vor Allem ein Deuticher find, werben Sie, 
wir zweifeln nicht daran, im biefer großen Erfüllungewoche das Heil des ganz 
deutfchen Baterlandes einzig und allein bedenken.“ 

Der Kurfürk von Heſſen läßt dem Reichöminifterium erflären, wie er, von ven 
Bewußtſein durchdrungen, Daß die Einfegung eines ſtarken Reichsoberhauptes not 
wenbig fei, feine Bereitwilligfeit ausſpreche, diejenigen Opfer zu bringen, welqhe 
bei entgiltiger Feſtſtellung des deutſchen Berfaffungewerfes erheiſcht werben bürfie. 

Der Großherzog von Oldenburg eröffnet demſelben durch feinen Bevollmächtigien 
daß er bereits im Anfange bes Monats dem Könige von Preußen fchriftlich da 
Wunſch und die Hoffnung ausgebrüdt, es möge ©. M. gefallen die oberk 
Leitung des nen zu gründenden Bunbesflantes zu übernehmen. 

Der wegen Angelegenheiten ber beutfchen Flotte nach Frankfurt a. MR. beruf 
norbamerifanifche Commodore Parker fchreibt an ben Marine= Gecretair kr 
Bereinigten Staaten: „Im Falle der deutſche Bundesſtaat zu Stanbe few 
follte, wird der Prinz Adalbert von Preußen fih an die Spige der Flotte Ma 
Aber wenn ih mid nicht fehr irre, fo lann und wird jener Fall nicht eine 
ten ohne einen Bürgerfrieg, das heißt bes Bolfes gegen die Könige und Fir 
fen. Bei diefer Sachlage fcheint es mir unmweife zu fein, dag amerifanäk 
Dfficiere irgend etwas mit Deutfchland zu thun haben, bis die Centralgenu 
definitiv errichtet if, es fei benn im Wege des guten Rates.” — Dan fit, 
daß der Eommodore Wind und Wetter in Frankfurt wohl beobachtet Pat. 

Die deutfche National-Berfammlung befchließt unter Anderem 1) mit 214 gege 
205 Stimmen: das Reihsoberhaupt führt den Titel, Kaifer der Deutſche, 
2) der Kaiſer bezieht eine durch Reichsgeſetz fetzuftellende Civilliſte, 3) de 
Kaifer übt die völferrechtliche Bertretung bes beutichen Reiche und ber einzeln 
beutfchen Staaten aus. Er ftellt die Reichegefandten ımb die Eonfuln an, m 
führt den biplomatifchen Berfehr, A) mit 282 gegen 136 Stimmen: der 
Kaifer erflärt den Krieg und fchließt den Frieden‘, 5) der Kailer hat die Br 
fügung über die bewaffnete Macht. 

. | Gefecht bei Stolzenburg; F. M. L. Puchner greift die Inſurgenten (f. 21 Ian) 

ohne Erfolg an. 

Berfügung des Könige von Preußen: daß die oberfie Verwaltung ber innem 
evangelifchen Kirchenfachen Fänftig einer von dem Minifter der gefftlichen I 
gelegenheiten unabhängigen Behörde zu übertragen fei. Bis zu dem Zeitprux, 
wann die evangelifche Kirche fih über eine ſelbſtſtaͤndige Verfaſſung vercisit 
haber wird (Artifel 12 der Verfaſſungs⸗Urkunde) follen die zum Reffort ve 
Gonfiftorien gehörenden Angelegenheiten in höherer Inſtanz von ber ewangs 
liſchen Abtheilung des geiftlichen Minifteriums, unter dem Borfige bes Direrton 
derſelben ſelbſtſtaͤndig und collegialifch bearbeitet werben. Diefe Behörde win 

| zugleich beauftragt, die zur Vollziehung des Artifels 12. der BerfaffungsIir 

Jkunde erforberlihen Maßregeln fofort zu berathen. 

Beſchluß des oͤſterreichiſchen Reichstages: „In Erwägung, daß ein bebeutenber 

* Theil ber oͤſterreichiſchen Staatsburger jener Laͤndergebiete, die im oͤſterreichtſche 
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conſtitutionellen Reichetage vertreten find, wegen ihrer activen Dienflleiftung 
verhindert war, ſich bei den Wahlen zu beiheiligen, und in Erwägung, daß ſich 
bie Betheiligung berfelben an den Wahlen nadhträgli dem Wahlgeſetze vom 
9. Mai v. J., gemäß bewerffielligen läßt, befchließt der Reichstag: Im Wege 
des Minifteriums Er. Majeftät diefe Umflände zur Keuntniß zu bringen, bamit 
Se. Majeſtaͤt fi bewogen finde, im Nachhange der oktrohirten Wahlorbnung 
vom 9. Mai v. J., für obenbenannte, in dem öfterreichifchen Heere und in 
der Marine dienende Staatsbürger die Reichetagswahlen anzuorbnen, wobei 
nachſtehende Befimmungen zu Grunde zu legen fein bürften: 1) Haben ſich bei 
der Wahl diefer Abgeordneten nur jene in der K. 8. Armee ober in der Ma⸗ 
rine dienenden Staatsbürger der am Reichstage beiheiligten Länbergebiete zu 
beiheiligen, welche zur Zeit der Bornahme der Wahlen nah den Borfchriften 
der proviforifhen Wahlordnung activ wahlfähig und durch ihre Abweſenheit ge» 
hindert waren, an den Wahlen Theil zu nehmen. 2) Auf je 20,000 Köpfe 
entfällt ein Abgeordneter. 3) Können dieſe befonderen Berfügungen in keinerlei 
Art ein Praͤjudiz für die Zukunft abgeben.” (S. 23. Januar.) Diefer Beſchluß 
fann infofern doppelt unpaſſend genannt werden, als er zugleich das frühere 
Benehmen des Reichötages rüdfichtlich der Armee von Italien (S. 24. Auguft 
1848) fühnen fol. (Bergl. 8. Februar 1849.) 

5 | Das fähfifche Minifterium erflärt ber zweiten Kammer, es babe für Pflicht er⸗ 
achtet, Sr. Majeftät dem Könige feine Entlafjung anheim zu geben, die allerhöchfte 
Entſcheidung ſei noch nicht erfolgt. — Nachdem man ein radicales Wahlgeſetz er» 
laſſen und deflen Ausführung möglich radicalen Händen anvertraut, war ed nas 
türtich, zwei Rammern zu erhalten, denen ſelbſt Martin Oberländer nicht radical 
genug, und Herr v. d. Pfordten ein Reactionair ifl. 

w. | + während der Nacht Profefior Dr. Ludwig Wegicheider zu Halle. 

7. 1 Beichlüffe der deutichen NationalBerfammlung hinfihtlih des Reichsrathes: 

- Der Reichsrath beſteht aus Bevollmächtigten ber beutfchen Staaten. Die Er: 
nenmung der Mitglieder des Reichsrathes geichieht durch die Regierungen der 
betreffenden Staaten und Staatenverbände. Der Reichörath bildet ein begut- 
achtendes Collegium. Derfelbe tritt am Sitze der Reicheregierung zuſammen. 
Den Borfip führt der Bevollmaͤchtigte des größten beutfchen Staates, befien 
Regent nicht das Reichsoberhaupt if. Die Beſchlüſſe werden durch Stimmen 
mehrheit gefaßt. Dem Reicherath find die Befegentwürfe, welche die Reiche: 
regierung bei dem Reichstage einbringen will, zur Begutachtung vorzulegen. 
Derielbe Hat fein Gutachten binnen einer, jedesmal von ber Reichsregierung 
zu beftimmenden Frift zu erflatten. Wird diefe Fri nicht eingehalten, fo if 
die NReichöregierung hierdurch an dem Kinbringen des Geſetzentwurfes bei dem 

Reichstage nicht gehindert. Die Reicheregierung ift befugt, in allen Fällen, in 
welchen es ihr angemefien ericheint, Das Gutachten des Reicherathes einzuziehen. 

1 Das fähfifhe Minifterium erflärt, daß der König bie bargebotene Entlaflung 

nicht genehmigt, das Cabinet indeß noch einen befinitiven Entſchluß gefaßt 
habe. | 





8, | Cirenlar⸗Schreiben des Reichſsminiſtereinms an die Bevollmächtigten der Einzi 
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ſtaaten: „Mit dem am 26 d. M. erfolgten Schluſſe der Berafhungen über da 
dritten Abfchnitt des Berfaffunge-Entmurfes, welcher den Titel: „Das Ned 
oberhaupt”’, „ver Reiherath”, führt, bat die National⸗Verſammlung die Hab 
theile des Berfaffungswerfes in erfter Lefung beendigt. Die yproviforikk 
Eentralgewalt, von deren Wirkſamkeit die Errichtimg dieſes Berfaffungswerki 
ausgeſchloſſen, deren geſetzliche Aufgabe jedoch die Ausführutig der im Turm 
zu vollendenden Berfaffung für Dentfchland if, Hält es in dem gegenwaͤrtiga 
vorgerüdten Stadium der Thätigfeit der National⸗Berſammlung für ihre ik 
die Wege anzubahnen, damit gegründete Bedenten, welche auf befonderen md 
wefentlichen Bebürfnifien der Einzelftanten beruhen, in Zeiten durch VBermite 
ung der Regierungen zur Kenntniß ter Berfammlung gelangen, und kei ie 
zweiten Berafhung eine gerechte Erwägung finden mögen. Fu dieſem Enke o 
ſuche ich Sie, Herr Bevollmädhtigter, die anliegenden, in beweifender Forum 

gefertigten Berfaflungs-Befchläffe erfter Lefung zur amtlihen Keuntnißche 

Ihrer Regierung zu bringen, und Viefelbe im Ramen des Reichſsverweſers is 

zufaden, ihre Erklärung darüber in einer möglichſt befimmten Weiſe an & 
Kaiſerliche Hoheit zu richten. Sie wollen bie Aufmerkſamkeit der Königliha 
Regierung insbefondere barauf Ienfen, daß die NatienafBerfamintung zaf 
Beendigung weniger, nicht umfangreicher Gegenftände (mie die Entwürfe M 
‚Die Gewähr der Berfaffung“, ein „Wahlgeſetz“ u. ſ. w.) fehr bald zu de 
zweiten Lefung der eigentlihen Hauptſtücke der Berfaflung ſchreiten wit. 
Wenn das Reichs⸗Miniſterium zu dem gegenwärtigen Schritte nicht ſchon dark 
den augenblicklichen Stand der Verhandlungen verpflichtet wäre, fo würde im 
noch ein befonderer Anlaß dazu durch eine von der Königlich Preußiſchen Ir 
gierung an ſämmtliche übrigen deutſchen Regierungen gerichtete Tirclarnil 
gegeben fein, worin die Anfichten Preußens über die Errichtung des Berfafiungßt 
werles im Allgemeinen niedergelegt find. Wenngleich das Reichs⸗Miniſteri 
in feiner Stellung feine Beranlaffung bat, auf den Inhalt dieſet Note im fir 
zelnen einzugehen, fo gereicht es ihm doch zur Genugthunng, duß ber Bw 
flag an die deutſchen Regierungen, ihre Erflärungen an dem Sttze der Reihe 
Berfammlung und der proviforifchen Eentralgewalt abzugeben, von Seiten ie 
preußifchen Regierung ganz in Uebereinſtimmung mit ben diefleitigen Anſichte 
gemacht worden iſt. Mit Befriedigung Tann ich Hinzufügen, daß auch von ba 
Kaiſerlich Oeſterreichiſchen Regierung durch ihren Bevollmächtigten ber Antıay 
bereit6 früher gefchehen, einen gleichen Weg von ihrer Seite den Abwigen deutſche 
Regierungen zu empfehlen. Der Ernf der Zeit mahnt von alten Eeiten # 
entſcheidenden Beſchlüſſen. Die Opfer, weldye deutfche Furſten für ihre Ang 
börigen bringen, werden dann nicht mehr hart empfunden werden, wenn beit 
Theile bald in dem fefteren, gemkeinfamen Drgan, in ber Geſammmmacht ba 
Nation einen vollen Erfah und eine Bürgichaft der Zukunft finden.” 
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fen der oͤffentlichen Arbeit, der oͤffentlichen Ausſtellung, koͤrperlichen Züchtigung, 
Brandmarkung, des bürgerlichen Todes und der Bermögens» Einziehung bärfen 
nicht angewendet werben. 

Beſchluß der zweiten Kammer der Stände bes Großherzogthums Hefien: fie würbe 
es mit großer Freude begrüßen, wenn bei enblicher Feſtſtellung der beutichen 
Berfaflung Preußen an die Spige von Deutichland geftellt werde. 

Erflärung des fähftihen Miriſteriums, daß es fein Entlaſſungs⸗Geſuch zurückge⸗ 
nommen habe. (5. 26. 27. Januar.) 

Höchfle Spannung zu Paris, wo die rothe Republik einen entſcheidenden Schlag 
vorbereitet hatte, aber den fräftigen Maßregeln der Regierung gegenäber nicht 
hervor zu treten wagte. Wir müflen dieſes nit eingeiretenen Ereigniſſes ge- 

- denfen, weil ziemlich feft fichet, daß bie deuiſchen Revolntienaire von dem Plame 

unterrichtet, und in Bereitichaft waren gleichfalls Touzubrechen, ſobald ber Kampf 
- In Franfreicd begonnen. 

$ Dr. Fr. Peucer, Ober⸗Conſiſtorial⸗Praͤſtdent zu Weimar. 

Erffärung des baieriden Gefammt-Miniftertums in ber Aigeorbneten- Sammer: 
- Son den Borfähriften umferes Staatsgrundgefepes ausgehend, darf das Staats⸗ 

miniſterium feine Abänderung in den Beftimmungen der Berfaffungs- Urkunde, 

ein allgemeines neues Gefet, welches die Freiheit der Perfonen oder des Eigen- 
tzums der Stantsangehörigen betrifft, ‚ohne den Beirath und die Zuftimmung 

* Ser Bandeövertretung als geſetzlich bindend anertennen und zum Vollzug bringen. 
Meraus folgt, daß erfi dann, wenn bie von der Rational» Berfammlung zu 

Frankfurt beſchloſſene Reihsverfaflung mit den geſetzgebenden Gewalten Baierns 
vereinbart fein wird, von da an alle von der Reichsgewalt innerhalb ihrer 

- &ompetenz emanirende Geſetze ohne ben Beirath und die Zuftimmung fonder- 
ſtaatlicher Bolfsvertretung auch bei und geſetzlich bindende Kraft erlangen, und 
vollzogen werben Tönnen und müflen; — daß aber, fo Tange dieſes nicht ge- 

fſchehen, das Staats⸗Miniſterium zum Vollzuge der bereits erfchienenen ober 
noch ericheinenden Reichsgeſetze der Beiſtimmung der baieriſchen Landesvertre⸗ 
tung bedürfe.“ | 

Die Vorftäbte ber Beftung Cffegg von den Defterrehhern erftärmt. 
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l. Die dextiüe Ratinnel-Beriummiung beihlicht mit 259 gegen 196 imma: U 


2. | Die Feſtung Benpoiofete wirt mad) larzer Deidiepung ben öfltreichifhen Tr 
pen übergeben. 
lc 2b Frkich Aepcihen Beselimäctigien an bad Keigeminiken 
Auf Den geebrien tin see 38. 9. DR, den Entwurf der Berfaflung für Desiik 
laut kerueffent,, hm ah zew meiner Regierung beauftragt, bad Folgende gan 
; augen gu armetkzuic: I Die Regierung hat zu münchen, baf die 65. 2 m 
. 2 = 35: M we Mobelum; „dad Rei“ und Maßgabe des von der Rats 
i mur-Bermmnüumg zuü Ieuzisd genchmizten Programme bed Deren Miniferpi 
. Immer. met az Fepehung auf Tierreich und Limburg, förmlich abge 
dader meter. Ju ten ülrıgen Artifeln tiefer Abtpeilung findet fie nicht ja 
| Iemeriem. Zhesin memg zu der Abeheilaag: „Die Seihögemalt.“ 
| 2). Ju der Iibehems: „Der Reihötag‘ mu fie den dringenden Hniıy 
Relen, daj dem Ssicürcıyeme Linpe cine Iniendere Stimme im Staatenhearh 
beigelegt werde Far emra Stoat von mchr ale 100,000 Angehörigen, de 
in ſemen Jflarumuneez mar feiner Berwaltung feinem anderen beuifchen Giaak 
nachſtedt, ſcheint Tızier Beiermih vofffemmen begründet, um fo mehr, ba frein 
Stitten von weit zerinzerer Bevoͤllerung berielte gemäßrt iR, umb die bami 
verbundene geringe Sermebrung der Miiglicder des Staatenhauſes dag 
nicht in Vetracht gezogen werten fünn. 
3) Zu em $ 19 dieier Abtheilung ſindet die Regierung fein Bebenie, 
dap der Gag: „Wei Andütung der ter Reichs⸗Gewalt zugewiefenen Vefugeik 
IN die Uebereinſtimmung der Neicheregierung in folgenden Gällen erforderlich· — — 
in dieſer Faſſung deibedalten werte. Die übrigen irtifel tiefer Abtheilung ge 
ben der Regierung gu feinen Bemerkungen Beranlaltung. Ebenfo die Abchei⸗ 
lung: „Das Reichegericht.“ 
4) In der Abtheilung: „das Reideoderhaupt“ Lüßt der Entwurf bie Frage 
Aber die Dauer der Wirkſamkeit des Reicheoberhanpts au Dem Ergebuiſſe der 
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erſten Lefung in der Rationalverfammlung unentfchieben. Die Regierurg muß 
ſich entſchieden für die Erblichfeit in einem deutſchen Fürſtenhauſe 
ansiprechen, da nur durch diefe die Einheit Deutſchlands gefichert, und deſſen 
Macht dauernd begründet werden lann. Im ausdrücklichen Auftrage Er. Durch⸗ 
lancht des Fürften hat die Regierung noch den befonderen Wunſch auszufpres 
den, daß die Würbe des Reichsoberhaupts Er. Majeftät dem Könige von 
Preußen übertragen werden möge.” 
2.: Grflärung des Bevollmächtigten von Limburg binfichtlih der Beiträge für bie 
Deutiche Marine: „Die koͤnigliche Regierung if, ald gewifienhafte Beobadhterin 
der Berträge, zu ſehr von den Pflichten und Verbindlichkeiten durchdrungen, 
welche die am 8. Juni 1815 zu Wien unterzeichnete Bundesacte dem Herzog» 
thum Limburg auflegt, ald dag fie den Zweck des Bunbes, welcher dahin geht, 
Die äußere und innere Sicherheit Deutſchlands, fowie die Unabhängigfeit und 
Unverleglichleit der einzelnen Bunbesftaaten aufrecht zu erhalten, verfennen 
follte. Obwohl der Beſchluß der Rational-Berfammlung über die Errichtung einer 
deutfchen Kriegemarine eine bedeutende Erweiterung der organiichen Bundesge⸗ 
fege über die Bundeskriegsverfaſſung vom 9. und 12. April 1821 enthält, fo 
wird das Herzogthum Limburg demungeachtet, wie biöher, feine gefeßlichen Ver⸗ 
bindlicpfeiten gegen ben beutfchen Bund in der Ueberzeugung erfüllen, daß die 
Bundesacte vom 8. Zuni 1815, welche das Grund⸗Geſetz des Bundes if, in- 
dem fie den Zwed des Bundes ausfpricht, zugleich die Rechte und Verbindlich⸗ 
Seiten feiner Glieder feſtſetzt. Die niederländifche Regierung hat ſich keines⸗ 
wegs die Schwierigkeiten verhehlt, welche aus den Loppelten Beziehungen Tim- 
burgs zu den Niederlanden und zu Deutichland entfliehen können, in ber Tage 
der Dinge begründet find, und welche fie in ihrer Erklärung vom 27. Novem- 
ber v. 3. anerfannt hat; aber wie damals, glaubt die Königliche Regierung 
fih auch jetzt zu der Bemerkung beredhtigt, daß, wenn fi gegenwärtig Schwie⸗ 
rigfeiten erheben, diefelben weniger aus dem tractatenmäßigen Stande ber Sa⸗ 
Gen, als aus den Beichlüflen und Entfcheidungen der National: Berfammlung 
hervorgehen. — Die Erridtung einer beutichen Marine, wie groß aud deren 
Röslichleit für die äußere und innere Sicherheit Deutfchlands fein möge, iſt 
unftreitbar fowohl für Limburg, als für Niederland, ein unvorbhergefehenes Er: 
eigniß, und aus diefem Umfland entfpringt gerade für bie königliche Regierung 
die Schwierigkeit ber Ausführung. — Die niederländiſche Regierung iſt ein 
esnfitutionelles, in geregeltem Gange befinbliches Gouvernement. Nach dem 
Art. 119. der niederländifchen Eonftitution muß das Budget, d. h. der Etat 
der Ausgaben und der Mittel, fie zu decken, durch ein Geſetz fefigeftellt werben. — 
Die erforderlichen Ausgaben um den Verpflichtungen Limburgs gegen den beut- 
fhen Bund Genüge zu leiften, find auf das Budget für 1849 gebracht, wäh- 
rend die Koften für Errichtung einer deutfchen Marine nicht vorausgeſehen, 
und deshalb nicht auf dad Budget gebracht werben fonnten; bie für unvorher⸗ 
gefebene Ausgaben — geheime Fonds — auf das Budget gebrachte, mäßige 
Summe ift begreiflicherweife durch die außerorbentlichen Umflände erihöpft, 
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und Limburg jere Hat einen großen Theil daran gehabt; bie geforberte Summe: 
auf Limburg zu repartiren, ift ohne Zuftimmung bes Geſetzes auch nicht mig 
Ti, indem ber Art. 171 ter Gonftitution befagt: „Eine Ausgabe zum Beſten 
des Staats⸗Schatzes kann nur durch ein Geſetz eingeführt werben.” — Di 
Uchergangeperiote, in welcher fi Die Regierung durch die ſtattgehabte NRevikes 
der Verfaſſungsurkunde, ſowie tur Lie Einberufung ter neuen Kammer, 
welche am 13. d. M. zufammentreten werten, Befintet, vermehren nod die 
Schwierigkeiten, welche durch unvorhergeſehene Ausgaben entſtehen, und jedu 
Eraatemann wird leicht einſeben, daß in dieſer Lage der Dinge Me Töniglice 
Minitter ihre Berantwortlichfeit zu ſehr bloeſtellen würden, wenn fie dieſe aufer 
ordentliche Audzabe, welche fib noch vermehren zu wollen fcheint, obne Mi: 
wirfung und Zuffimmung der Kammern anmeifen wollten. — Unter bie 
Umfäinten fell der unterzeihnete Bevollmächtigte tem Reichöminifterium de 
volle Bereitwilligkeit der nieterläntiihen Regierung audträden, ten makir 
larmäfigen Beitrag Limburgs für jede Maßregel zur innern und äußeren % 
tbeifigung Deutiälante zu Ieifien, und ihm zu gleicher Zeit die Schwierige 
tem andeinander ſetzen, melde im gegemrärtigen Yugenblide der Ausführn 
tiefer Maßregel unt Nr Rethitigung ibred guten Willens im Wege ficken, 
und glaubt derſclbe, dieſem Anftrage durch voriichente Eröffnung Genüge ge 
Rt zu bauten. 
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‚as im ariflinze des xfenenen Sabres Dad nat engerer pelitiſcher Einigung ria⸗ 
zen Manondseäfl ver Textifen in tem Verlanzen nach einer zeitgemäßen Um 
Geh: ver Maniten Werkähmine des Vaterlandes seinen Aukrruck faud, kamen de 
fürüme Terialaun tun Viniden und Beftrebungen ihrer Nelfer wit Bersinniligkt 
man Am MM. Kir beilep ver Vundestaa. Nie Wablen der Nauional- Vernan 
Ansmirem. MIR Yuigabe cd iin jollte, hrüden Den Regierungen und rem Volke dei 
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zer erichemm. in veLtt Gräber. Walt trei tie Mariona!- Veriammlıma in Frab⸗ 
vert seem or beson ta areke Umerneben. Nut ibre Veretbungen und % 
Sa tr Untermie nie cinen Einduk zu übe vrinde Der Sumewmmf. welde 
wur Rairiıde Ühenrrung an um Sax cinnabıı, au meldum ihr Derellmächtigter ou 
Üunrerage 2 ehremmäbere Verlag umierzeitheee, iit iciiber unmmselbar veridk 
rät Iren vr rumad durd ganı Teundlomt zur Geltung gelangten Aajdı 
rt dem Sonde Teenie nad enaent Einigung role Rednung zu tagen ſe 
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wer Öreutisge ter Teriefureng <riden den Karen und tem Welle. alsuber vie dr 
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te Demo: Teil: ms uf eine nat aden Schten din befrietigenne Sit 
ge wIrmr Io Reina: Sr Rimir weobe Immer fertfabr. ihre Wunreiplid- 
tr zerrlt ı De. Be BErSEN Kirn Anend. Ye an die Eile des Pr 
vesan see nr Renee Kerizneleng Srihaäme Gortralacmals erıurrtoanee. une to 
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Drange der Ereigniffe beflifien war, allen Anforderungen zu genügen, wenn ſolche nicht 
das Gebiet Der Gefetzgebung berührten. Aufmerkfam verfolgte das Kaiſerliche Cabinet 
die Beratungen der National» Nerfammlung, und gegenüber dem in Deutfchlanv aus- 
geſprochenen Verlangen, fich über feine Anfichten zu erflären, mag es nicht ven Schein 
auf fid laden, als wolle es unter. ver Hülle einer zmeinentigen und zurüdhaltenden Po- 
litik fich verbergen. Die Kaiferliche Regierung theilt in tollem Maße mit den deutichen 
Volksſtaͤmmen dies⸗ umd jenſeits der oͤſterreichiſchen Gränzen daß tiefgefühlte Bedürfniß 
ber Wiedergeburt Deutfchlanns; fie erkennt hierzu mit ihnen in einem engeren Verbande 
der einzelnen Staaten die erſte Bedingung. Dieſen engeren Verband zu begründen, dieſe 
naͤhere Einigung und Verſchlingung herbeizuführen, iſt, ihrer Anſicht nach, die gemein⸗ 
ſame Aufgabe der Fürſten und Völker Deutſchlands. Weit entfernt, ſich aubzu⸗ 
ſchließen, ift fie vielmehr bereit zur ernftlichen und aufrichtigen Mitwir— 
fung, vorausgeſetzt, daß es jih hier um Einigung, nicht um gänzlidhe 
Umfhmelzung ter beftehenden PBerbältnifie handle; um Wahrung der 
verſchiedenen Ichendfräftigen organifchen Glieder Deutſchlands, und nicht 
um deren Aufbebung und Bernihtung. Die Geftaltung eines unitarifchen Staates 
eriheint dem Kaiſerl. Cabinette nicht ausführbar für Defterreich, nicht wünſchenswerth 
für Deutſchland. Nicht ausführbar für und, denn die öſterreichiſche Regierung darf 
über der Stellung Defterreihs im Bunde, die ihr gegenüber ben nichtreutfchen Beſtand⸗ 
theilen der Monarchie zuftehennen Mechte und Pflichten nicht vergeſſen. So wie jie 
dad Band, welches Die deutſchen und nichtveutfchen Yanre Defterreich8 feit Jahrhunder⸗ 
ten zufammenkalt, nicht löſen kann, eben fo wenig vermag fie eine einieltige Aufhebung 
bed deutichen Bundesverbaltniſſes anzugeben, welches einen meientlichen Beſtandtheil ver 
europäifchen Verträge bildet. Aber ein folcher einheitlicher Staat erfcheint und auch 
nicht münfchenswerth für Deutfchlaud, denn er würde nicht nur wie mannigfach geftal= 
teten Berürfniffe, die nächften moraliſchen und materiellen Intereffen, vie Ueberlicferun- 
gen ter Vergangenheit und die Anſprüche auf die Zukunft auf das vielfältigite un 
tieffte verlegen, fonvern auch der mit Sehnfucht herbeigemünfchten und mit Giferfucht 
berachten Entwickelung ber ftaatlichen und perjönlichen Freiheit der Teutichen hemmend 
fn ven Weg treten. Dan wende dagegen nicht ein, daß ein folcher einheitlicher Staat 
nicht beabfichtigt werde, daß ed fich ja um einen Bunteöftaat handle. Wir koͤnnen jene 
Behauptung und tiefe Benennung hierfür gleich wenig gelten laſſen. Die Majorität 
der Rational-Perjanunlung bat fich entfchieden für dad Programm des Herrn Minifters 
v. Gagern ausgefprochen. Dieſes Programm, follte es vertoirklicht werden Fünnen, 
würde den fogenannten engeren Bundesſtaat, d. h. jenen ton und eben angebeuteten 
einheitlichen Staat begrimden, gleichviel, ob der Schwerpunkt in Frankfurt bliche oder 
nah einem anteren Theile Deutſchlands verlegt würde. Von welchem Stantpunfte aud) 
ein ſolches Unternehmen betrachtet wird, es zeigt nach allen Seiten große, unüberwind⸗ 
liche Schwierigkeiten. Für Deutichland, weil, wenn wir nicht fehr irren, ven einzelnen 
Gliedmaßen, der Geſchichte und ven DBerürfnifien der Gegenwart entgegen, jedes jelbft« 
fländige Leben entzogen und nach einem Lünftlich nefchaffenen Brermpunfte übertragen 
wurde; für Oefterreich, weil e8 und entweder aus dem neuen Deutſchland gänzlich aus- 
ſchließen oder ven Verband zwiſchen ven veutichen GErblanden und ven nichtveutfchen 
Beſtandtheilen Iöien, d. h. factiſch Die FF. 2 und 3 des Verfaffungd= Abichnittes über 
Dad Reich Ins Reben rufen würde. Dan erinnere fich, daß leßtere In ganz Defterreich 
einfchließflich der deutſchen Lande mit einen Schrei des Unwillens aufgenommen, und in 
der Paulskirche ſelbſt son vielen oͤſterreichiſchen Rednern, und beſonders von dem jeßigen 
Minifter- Präfiventen, in ver 103ten Sitzung die gegen jene Paragraphen fprechenven 
Grimde und Berenfen hervorgehoben wurden. Alſo Ausſchließung der deutſchen Rande 
Defterreiche, mit anderen Worten: Verſtümmelung Deutſchlands oder aber Loö— 
fung der fo Innig verbundenen und unter einander verwachſenen Beftanptheile Deiter- 
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reichs, welche fortan nur mehr der dünne Faden ber PerfonalsUnion zufansmenbalten 
fol. Dies find die beiden Endpunkte, zu welchen die Begründung bed fogenanntes 
Bundesſtaats — der eben alles Andere cher ald ein Bundesſtaat it — Deutilam 
und Defterreich mit folgerichtiger Nothwendigkeit führen müßte. Die Pflicht ber Selbf- 
erhaltung, als Deutfche nicht minder denn als Defterreicher, beftimmt uns in gleidhe 
Weife, ſolche Beſtimmungen abzulehnen. Wir wiederholen «8, Defterreich und Deutiä 
land würben hierdurch in ihrer Entwidelung nicht gefürbert, ſondern gefchwädh un 
bloßgeftellt, in ihrem inneren ftaatlichen Leben tief, vielleicht unheilbar verwundet; denn, 
wie wir an einem anderen Orte zu äußern veranlaßt waren: „nicht in dem Zerreißen 
ber Öfterreichifchen Monarchie liegt die Größe, nicht in ihrer Schwächung bie Kräftigung 
Deutfchlands; Oeſterreichs Fortbeſtand in flaatlicher Einheit iſt ein deutſches, wie cn ' 
europäifches Bebürfniß.” Don der Anficht durchdrungen, daß zwifchen ben fo viefad 
verfchlungenen, wenn auch manchmal fcheinbar bivergirenden Interefien ber deutſche 
und nichtveutfchen Theile der Monarchie einerfeit8 und andererſeits dieſer und bes Ak, 
gen Deutſchlands ein innerer Widerſpruch nicht obwaltet, verfennt die Regierung zus 
keinesweges die Schwierigkeit einer Inneren Vereinigung, aber fie zweifelt nicht, wd 
man nur unbefangen und ohne Nebenabficht dad Werk vollbringen, an einer glüdite 
Löfung der großen Aufgabe. Der Kaiferlihen Regierung fhwebt ein nd 
‚ Außen feſtes und mäctiges, im Innern ſtarkes und freied, organiſch gr 
gliedertes und doch in fich einiges Deutfchland vor. Wir gehen Hierbei wa 
der Anficht aus, daß, je fehärfer die Scheivelinie gezogen wirb zwilchen ben dem ge 
ſammten Deutfchland gemeinfamen Intereffen und denen der einzelnen Theile, deſto fichen 
wird einem Vorwalten der Sonberinterefien vorgebeugt, deſto weiter bie Gränzmark 
ded. großen Reichs ausgeſteckt. Auf dem betretenen Wege würde man flatt zur Einheit 
Deutſchlands, zunächft zur Nothwendigkeit gelangen, Oeſterreich, die erſte beutfche Mad 
auszuſchließen, und die fünftigen Beziehungen zu und benen zu ben Nieberlanden m 
Dänemark gleichzuftellen. Auf der von der Kaiferlihen Regierung in Ausficht zu fi. 
Inden Grundlage finden alle deutſchen Staaten und alle ihre außerdeutfchen 
gandestheile Platz. Nicht eine gegenfeitige Beeinträchtigung, nicht einen Race 
kampf befürchtet die Kaiferliche Regierung als die Wirkung der näheren DBerülguy 
zwifchen Deutfchland und Defterreichd nichtneutichen Provinzen, vielmehr erkennt fe . 
hierin nach beiden Seiten bin eine Duelle unermeßlicher Vortheile. Allerdings fichen 
der Ausführung dieſes Gedankens große, aber, wie und ſcheint, nicht unũberwindliche 
Hinderniſſe entgegen. Ein ftufenweifer Gang, der beginnt mit dem aufrichtigen Willen, 
ſich anzunähern, und allmälig übergeht zun wirklichen engen Verbande, gehört nicht in 
das Reich der Träume. Durchdrungen von ver Ueberzeugung, daß ein wirklich einige 
Deutſchland nur gefchaffen werden kann, wenn Defterreich und Preußen bei dem Bau 
Hand in Hand geben, war unjere erfte und vornehmfte Sorge, nach Berlin unfere A» 
fichten mitzuthellen. Wir gingen hierbei mit voller Aufrichtigkeit und ohne die Abt 
voran, Oeſterreich an der Leitung der deutfchen Angelegenheiten einen größeren Antike 
zuzuwenben, als ihm feine Stellung als erfte deutfche und ald europäifche Großmak 
thatſaͤchlich und vertragsmäßig bisher gefichert hat. Zugleich wurde vorgefchlagen, vi 
Bat ter Vereinbarung in Frankfurt gemeinfan mit den Zürften, und zwar zunddi 
mit den Königen Deutichlands, zu beginnen. Die beabfichtigte vorläufige Verfländigun 
mit der Königlich preußifchen Regierung konnte jedoch nicht in vollem Maße erzielt wer 
ten Wir betreten daher, flatt, wie wir gemwünfcht hätten, in Gemeinfchaft mit Preußen, 
nun allein den Weg ver Bereinbarung mit Frankfurt. Se. Majeflät der Kaifer und 
Allerhoͤchſtdeſſen Regierung begleiten die ver Erftarfung und Einigung Deutfchlands ge 
widmeten Befirebungen mit ihren aufrichtigen Wünfchen. Sie find hierbei zur Mit 
wirfung bereit, fo weit es bie eigmihümlichen Verhältniffe der. Monarchie geflatten 
Sie Hoffen und wünfden, daß Die heutige Eröffnung in und außerhalb ver Baulskiche 


A—G. Februar. L—6. ) 





günflige Aufnahme finden, und jedenfalls bie Aufrichtigkeit und wie Vereitwilligkeit 
Defterreichd in vollem Maße gewürdigt werde. Bern geben wir uns ber Grivartung 
bin, daß der Weg der Verfländigung nicht abgefchnitten werde durch bie jüngften Be 
fehlüffe der Berfammlung, durch jene unter dem Eindrucke erfolgten Abftimmungen, daß 
es fich eigentlich um mehr und um Anderes handele, als die zur Schlußfaffung vor⸗ 
gelegten Anträge mit Worten auöfprachen. Gern erwarten mir, daß, wenn bie von ber 
Berfammlung zu beichließende Verfaffung den deutfchen Regierungen zur Bereinbarung 
vorliegen wird, eine nach allen Seiten bin befriedigende Verſtaͤndigung erzielt werben 
Eönne. Welche Bhafen aber auch das Vereinbarungowerk noch durchlaufen follte, eines 
fteht Hierorts fer, daß Se. Maj. der Kaifer und Allerhöchftvefien Regierung in ber 
Begründung eines einheitlichen Gentral» Staates ven Keim unheilvoller Spaltungen er⸗ 
fennen müßten, den Anlaß zur Serfplitterung und nicht zur Einigung Deutfchlande. 
Gegen eine Unterorpnung Sr. Maj. des Kaiſers unter bie vom einem an⸗ 
deren deutſchen Fürſten gehandhabte Gentral- Gewalt verwahren fi 
Se. Maj. der Kalfer und Allerhöchſtdeſſen Regierung auf das Feier- 
life. Sie find dies Sich, Sie find es Defterreih, Sie find e8 Deutſch— 
land ſchuldig.“ 

Biertaufend Ruſſen befegen Herrmannſtadt (S. 1. Februar), wodurch F. M. 8. 
Yuchner in Stand gefegt wird, mit feinen gefammten Gtreitfräften ben von 
Bem befehligten ungarifchen Infurgenten entgegen zu geben. 

Treffen bei Salzburg. Bem wird mit Verluſt von ſechszehn Befchügen aus ſei⸗ 
ner vortheilhaften Stellung vertrieben. 

Die rebelliihen Szefler, welche gegen Kronftabt anbringen, erleiden eine Nieder⸗ 
lage von ben dort eingerüdten ruffiihen Truppen unter General Engelhard. 
Der berühmte Temme, neuerlich zum Mitgliede der deutichen National-Berfamms 
lung ernannt, erfcheint in bderfelben, von ſtürmiſchem Jubel der Linken Geite und 

Gallerie begrüßt. 

Gonferenzen der thäringiihen Regierungs-Bevollmädhtigten zu Weimar, welche 
bis zum Sten währen, und ausſchließlich die Militaies Berhältniffe betreffen. 
Man befchließt vie Bildung einer aus allen Waffengatiungen beſtehenden Divifion 
von zwei Brigaden, eine Menge hoͤchſt wichtiger Kragen bleibt indeß unent- 
ſchieden. 

Königlicher Befehl, die aufgeloͤſte Bürgerwehr der Stadt Berlin, nach ben Bes 
flimmungen des Geſetzes vom 17. October 1848 zu organifiren. 

Gefecht bei Tyhutza in Siebenbürgen. Der öflerreihifhe Oberſt Urban überfällt 
die Smfurgenten und macht fünfhundert Gefangene. 

Beichluß der deutfchen National- Berfammlung: die vorbehaltne Genehmigung zu 
der vom Reichscommiſſair von Schaeffers-Bernflein feftgeftellten Demarcationse« 
Linie im Großherzogtum ofen zu ertheilen. (&. 27. Juli und 5. December 
1848). Die desfallfige Verhandlung lieferte als trauriges, vielleicht nur in einer 
deutfchen Berfammluug mögliches Euriofum, das Wort Benedey’s: „ich will, daß 
von Polen ein ſelbſtſtaͤndiges Stüd Landes übrig bleiben foll, wenn auch noch 
fo Hein, wenn aud nur fo groß, um auf demfelben einen Schandpfahl zu 
errichten, auf welchen die Namen der Böller, welche Polen geiheilt haben, 
fo ange angeſchlagen bleiben mögen” u. ſ. w. — Als politiſcher Invalid 
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hätte freilich der Nebner ein unbefreisbares Aurecht auf den Wächterpoſten ki 
dieſem Dentmale. 

6. | Die kurheffiſche Stände» Berfammlung beichließt: 1) Sie halte ed umter der 
gegenwärtigen Berhältniffen für dringend nothiwenbig, daß der kurhefſiſche Be 
gollmächtigte bei der proviforifchen Gentral- Gewalt über alle durch die preufi- 
ſche Cirkular⸗Rote angeregten Kragen fofort Inftrustion erhalte. 2) Sie era 
den Titel des Reichs⸗Oberhauptes zwar für minder michtig, würde aber mi 
deſto größerer Freude einen Beſchluß der deutfhen National⸗Berſammnlung ie 
grüßen, dur welchen die Exbfichkeit der Dberhaupts-Würde ausgeſproches 
würde. 3) Sie halte es bei der gegenwärtigen Sachlage nicht für zwedmäßig, 
irgenb welche Aenderung ber bisher⸗gefaßten Beichlüfle der National-Berfamm- 
lung zu beantragen, erachte es aber für geboten, daß durch offene Grflärum 
jeder Zweifel Befeitigt werde, ald ob feitens der Regierung oder ber Stände 
Berfammlung Kurhefiens den bisherigen Beſchlüſſen der Nationaf- Berfams 
lung über bie beutfhe Verfaſſung die Anerkennung fehlen fünne. 4A) DW 

Anſichten hoher Staatsregierung in der Hoffnung auf ein vollſtaͤndiges Ein 
ſtaͤndniß mit derfelben über diefe Tebensfrage des großen Vaterlandes mitzuthelle. 

6. Proteftation des Herzogs von Arenberg, der Tönigfih hannoverfhen Regie 
rung eingereicht: „Die deutſche Reichsverſammlung greift in den von ihr en 
worfenen Grundrechten des deutſchen Volkes theils offen, theils verdeckt derartig 
in die Nechte ber mediatiſirten Haͤuſer, daß ich mich als Chef des Arenbergſche⸗ 
verpflichtet halte, ſchon jetzt mit einer eben fo feierlichen als energifchen Ber 
wahrung der Koͤniglichen Regierung entgegenzutreten. Gine Regierung, welde 
in früheren Jahren mit nächfter Beziehung auf das Verhälmi des Staates 
zum beutfchen Bunde bei feierlicher Eröffnung der Stände- Berfammlung ben 
Gap aufftellte: „„Nur der, welcher bie Nechte Anderer zu achten und zu fchomm 

wiſſe, bürfe hoffen, eigene Rechte anerfaunt zu fehen‘“, wird ande jept, fo 
hoffe und vertrame ich fehl, die durch Bölfers, Staats⸗ und Privatrecht gemäß 
leiſteten Rechte der Standesherren zu achten und zu ſchützen wiflen. (ine 
weiteren Ausführung und Begründung berfelben bedarf es bier offenbar zidt. 
Ihh erfülle hiermit eine heilige Pflicht und werde fletd, mas auch Da Rom 
mag, eine große Beruhigung. darin finden, gegen jeden einieitigen Gingriff in 
bie Rechte meines Hauſes zeitig und nad) Kräften an geeigneter Stelle. pro 
flirt und mich verwahrt zu haben, wis ſolches durch Gegenwärtiges auf dei 
feierlispfte hiermit geſchieht.“ 

% Deffentliche Erklärung fänumtlicher Offigiercorps ber fähfiichen Truppen gegen die 
von dem Landtags⸗Abgeordneten Ober-Tieutenant Müller ausgeſprochenen Aufıd- 
ten (ſ. 28. Januar). Ausgefchloflen hatten ſich nur ber Dber-Ligusenant von 
Wilucki und Lientnant von Zychlinsky. 

-| Die Abgeordneten⸗ Kammer in Baiern nimmt folgende Säge ihrer Antwort auf 
die. Tyrourede an: „Das von allen wahren Baterlanböfreunden Tängft heiß 

.4erſehnte Ziel der Ginigung Deutſchlands auf dem Grund gleihmäßiger, mahre 

|, Bollefenigeis gewäprleißender Einrichtungen in den einzelnen Sianten, und giner 
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Gefammti-Berfaffung, die alle deutichen Stämme ohne Ausnahme zu einem fräf- 
tigen, achtunggebietenden Bundesftaate unaufiöslich verbinde, naht feiner Ver⸗ 
wirklichung. Dies hohe Ziel legt allen einzelnen Staaten die Pflicht auf, fich 
ſelbſt dadurch zu flärfen und zu befefligen, daß fie einen Theil ihrer bisherigen 
Rechte und Befugniffe zur Ctärfung und Macht des Befammt- Vaterlandes 
aufgeben. Nur ein aufrichtiges, rückhaltloſes Eingehen auf den neu erwachten 
Zeitgeift, welcher alle Schichten der bürgerlichen Geſellſchaft durchdringt, nur 
bereitwillige Unterorduung unter die Beſchlüſſe der conflituirenden Rational: 
Berfammlung und der Gentralgewalt vermag die Mittel zu gewähren, dauernde 
Auhe und nachhaltigen Wohlſtand dem deutichen Bolfe zu fihern. Die Kam- 
mer der Abgeordneten erfennt daher auch indbefondere die Geſetzeskraft ſowohl 
ber deutfchen Grundrechte, ald tes geringften Maßes ber Freiheiten und Rechte, 
bie allen Deutihen ohne Ausnahme gehören, wie auch der allgemeinen Wech⸗ 
jel- Ordnung, und fieht der örtlichen Berfündigung derfelben durch die geſetzli⸗ 
Gen Organe entgegen.” — Das Minifterium findet fi) dadurch bewogen, feine 
Eutlaffung zu geben. 

Die ungarifhen Zufurgenten unter Bem (5. A. Februar) werden mit Verluft 
von zwei Geſchützen aus dem barricadirten Orte Szasz⸗Varos vertrieben, und 
weichen nad) Deva. 


Mittheilung des Bevollmächtigten von Schledwig-Holftein an das Reichsminiſterium. 
Nachdem ich dad Rundſchreiben des Neichäminifteriums vom 28. v. Mts., betreffend 
die Berfaflung Deutſchlands, fofort meiner Regierung zugeftellt babe, erhalte ich fo eben 
dis anliegende Zujchrift vom A. d. Mts., welche ich die Ehre habe, im Original Ihnen 
zuzuftellen. | 
Meine Regierung bemerft dabei, daß ſich diefelbe in ihrer Stellung auf die gemach⸗ 
ten wenigen Bemerkungen befchränfen zu vürfen geglaubt habe. Zugleich bin ich autogifirt, 
die gewünſchte Verftändigung der Regierungen der deutſchen Einzelftanten über die Reichs⸗ 
verfaffung möglichft zu erleichtern, und zus Befeitigung etwa fich erhebender Anftänve 
das Meinige beizutragen. 

Die gemeinfame Regierung der Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein findet fih in Be⸗ 
zug auf die von ber beutfchen National-Berfammlung nad) erfter Zefung angenommenen 
Berfafiungsbeichlüffe zu folgenden Bemerkungen veranlaßt. 

Unter dem Abſchnitt I. „das Reich“ find in dem Artikel 1. F. 1 die Verhältniffe 
des Herzogthums Schleswig der definitiven Anordnung verbehalten. Dei ber durchgrei⸗ 
fenden Bedeutſamkeit dieſes Vorbehalts muß es Hier ausprüdlich hervorgehoben werben, 

daß verfelbe ald auf ſämmtliche Beſtimmungen ver Berfaffung, bei welchen er event. 
in Betracht kommen Eönnte, fich erſtreckend zu verſtehen fein wird, infonderheit auf Ar⸗ 
ti£el I. 66. 2 und 3 des Abſchnitts J. Daß dieß auch die Meinung des gedachten 
Vorbehalts fei, fcheint namentlich aus der Verſchiedenheit ver im F. 1 ſelbſt bei Erwaͤh⸗ 
nung Schleswigs und Pofend gebrauchten Uusprüde „Verhältniffe” und Grenzbeftim« 
mung,” jo wie aus dem Abfchnitt „ver Reichstag,“ Artikel V. $. 19 pass. 8. in fine 
hersorzugeben. Zur Dergleihung wird noch auf den Abfchnitt II. „pie Reichsgewalt,“ 
Artikel VIL S. 33 Gingerwiejen, welcher dem auf die hiefigen Landesverhaͤltniſſe bezüglichen 
passus der Eircularnote ver königlich preußifchen Regierung vorgeſchwebt haben könnte. 

In dem Abfchnitte „ver Reichstag“ ift in dem Artikel V. 8. 19 beſtimmt, daß ein 

bon dem Meichdtage in drei ordentlichen Sigungen nach einander und nach abermaliger 
Erwägung gefaßier Beſchluß auch ohne Sanction bed Reichsoberhaupts zum Befeg werde, 
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jeſtaͤt, die Bränze der Monarchie umgeben, es will die Graͤnze des Vaterlandes gegen 

innere, feine Integrität gegen äußere Feinde fchügen, aber es will in ven Gränzen feiner 

Stellung verharren, welche die Geſetzgebungen aller Staaten der Armee. anweiſen.“ 
„sn tiefer Ehrfurcht Bitten wir Ew. Majeftät, dem obigen Antrag des Reichstages 

bie allerhöchfte Genehmigung verfagen zu wollen.” 

GSolgen die Unterfihriften aller Generale, Stabsoffiziere, des gefammten Offiziers-Gorps, 

dann fümmtlicher Wachtmeifter und Feldwebel und in jeder Compagnie von 20 Ges 
meinen und einigen Chargen.) 


8&| Die fächfifhe zweite Kammer befchäftigt ſich mit ber Angelegenheit R. Blums 
und befchließt einflimmig die unverweilte Abberufung des fächfifchen Geſandten 
zu Wien, weil derſelbe fi des Benannten nicht nachdruckſam genug angenoms 
men. Eben fo wird beichlofien, die Regierung möge bei ber Eentralgewalt die 
weitere Ausführung des Befchluffes der National-Verfammlung vom 16. No- 
venber 1848 beantragen, von welder allerdings niemals etwas verlautet hat. 


9.| Königlich Preußifche- Verordnungen über 1) die Errichtung von Gewerberäthen 
und verfchiedene Veränderungen ber allgemeinen Gewerbe- Ordnung, 2) bie 
Erridtung von Gewerbe⸗Gerichten. 

Die zweite Kammer des Königreichd Sachſen befchließt, die Regierung folle ſämmt⸗ 
liche Geſandtſchaften einziehen, mit alleiniger Ausnahme des Bevollmächtigten 
bei der Centralgewalt. 


Treffen bei Piski in Siebenbürgen. Die nfurgenten unter Bem, bei Deva 
beträchtlich verftärkt, drängen nad moͤrderiſchem Kampfe bie öfterreichifchen 
Truppen zuräd. 

0. Schreiben des 8. hannoverſchen Minifteriumd an bie allgemeine Stänbe- Vers 

fammlung.- 

Unter denjenigen Grundfägen, welche vie gegentärtige Regierung in ihrer Bekannt⸗ 
machung am 22. März v. I. als Hauptrichtichnur ihrer Thätigkelt bezeichnete, flanden 
in erfter Reihe 

Mafregeln zur Einigung Deutfchlands und zur Erreichung einer Vertretung des 
Bolt beim Bunde in verfaffungsmäßigem Wege. 

Die Negierung konnte ſich bei ver. Befolgung dieſes Orundfages, welcher die wen 
fentliche Erhaltung der Bundesverfaſſung und deren Fortbildung in Geifte der Einheit 
und der unmittelbaren Betheiligung des Volks in fich ſchloß, der vollen Zuftimmung 
der früheren Stänveverfammlung erfreuen. Es traten inzwifchen in dem Augenblide, 
als. die Bertagung diefer Verſammlung nicht länger aufzufchleben war, Ereigniffe ein, 
weiche fomohl das Fortbauen auf der bisherigen Grundlage ald die Entmwidelung im 
verfaffungsmäßigen Wege unmöglich zu machen ſchienen. Die Regierung hielt ſich ver- 
pflichtet, in ihrem Schreiben vom 7. Juli, von diefer damals noch nicht völlig entwickel⸗ 
ten Lage der Dinge Kenntniß zu geben und das Weitere auf fich zu nehmen. Um fo 
dringenver fühlt fie das Bedürfniß, fich über ihr ferneres Verhalten in dieſer für alle 
Berhältniffe des Landes maßgebenden Angelegenheit den Ständen gegenüber audzufprechen. 

Am 7. Zuli fehien durch die Errichtung einer proviſoriſchen Centralgewalt und bie 
Auflöfung der Bundesverſammlung der Weg der Verfaffung entichieben aufgegeben zu 
fein. Später gewährte die Bundesverfammlung durch ihren Beſchluß vom 12. Juli, 
welcher dem Reichsverweſer die ganze bis dahin von ihr geübte Macht übertrug, bie 
Möglichkeit, das fich neu Bildende einigermaßen an vie beſtehende und bon ben übrigen 
Staaten Europas allein anerfannte Ordnung anzumhpfen. Nachdem aber der Um⸗ 
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ſchwung ver Berbältniffe in ven beiten großen Staaten, in Oeſterreich une Preußen, 
hinzugekommen ift, liegt es am Tage, daß ber gefammte Zuſtand Deutfchlanbs wirken 
ein völlig verfchledener geworden iſt, und daß bie Dinge fich jet abermals eine Eu 
ſcheidung nähern, welche von der damals erfirebten fehr weit abgehen Tann. 

Die Regierung des Koͤnigreichs bat in der Zwiſchenzeit ihre Aufgabe Darin zu a⸗ 
kennen geglaubt, in allen wirklich practiſchen Fragen ihre DBerpflichtumgen gegen hai 
Geſammtvaterland, fo weit ihre Kräfte reichten, auf dad Entichievenfte und Bollkänbigke 
zu erfüllen. In Rückſicht auf die Berfafiung aber hat fie lediglich vie Gntwidehumy 
abwarten müflen, invem ihr Fein anderes Mittel der Cinwirkung gegeben war, als ı, 
wo es bie Umftände mit fich brachten, die Verhältnifie klar vorzulegen und bie Schwierig 
keiten anzubeuten. 

In der erfteren Beziehung wird fein Staat verhältnismäßig fo bebeutente Opfe 
gebracht haben, wie Hannoder. Wit welcher Schwere die Laft des daͤniſchen Krk 
auf das Königreih, und zumal auf die Küftengegenn, gefallen ik, das bedarf fein 
Schilderung. Die Ausgaben und Berlufte ver Staatskaſſen, wie bedeutend biefellm 
auch find, bilden den Xleinften Theil vieler Laf. Das Heer hat ſich durch Tapſerken 
umd Kriegstüchtigkeit ausgezeichnet, und nicht minder im Herbſte durch Galtung mi 
Mannszuht in Sachen und Thüringen von allen Seiten Lob ertoorben. Gegenwärtig 
liegt venrfelben auf’3 Neue die Bewachung der Grenze ob. 

Neben diefen großen Leiftungen If es anerfannt, daß die zur Deckung ber allge 
meinen Ausgaben und zur Herftellung der Flotte ausgefchriebenen-Beiträge von keun 
Megierung mit größerer Bereiwilligkeit geleiftet find. 

Die wichtigen Fragen über die Zoll» und Handelseinigung find nicht minder af 
alle Weiſe geförvert, obwohl e8 auf der Hand liegt, daß ſolche für das Königreih wer 
nächft ſehr ſchwere Laſten und Verlufte mit fich führen und vielleicht den fo feſt geord⸗ 
neten Haushalt im Innerften erjchüttern werden. Man iſt mit vorbereitenden Maßregein 
den Wünfchen noch zuvorgefommen, um auf jede Weiſe ven Eintritt des Zeltpuntts zu 
befchleumigen, wo auf nen befeftigtem Boden wieder ein bauerhaftes Ochäube des dm 
lihen Wohl! aufzuführen fein wird. So Hat die Regierung in diefer Beziehung alled 
gethan, was ihr die beſtehenden Geſetze und ihre Verantivortlichkeit, dem Lande gegen 
über, erlaubten. 

Eben dieſe Rückſichten aber haben fie gendthigt, In Beziehung auf die Verfaſſung 
ſich eine lediglich abwartende Stellung aufzulegen. Ausgehend von ber Ueberzeugung, 
dag die Verfaſſung Deutfchlands niemald auf eine wahrhaft Heilbringende Weiſe ind 
Zeben gerufen werden kann, wenn nicht die National-Berfammlung und die Regierungen 
der deutſchen Staaten in Liebereinftimmung handeln, hat die Regierung des Königreicht, 
fo lange noch der Bundestag ein Organ gab, durch welches die Regierungen einwirken 
Eonnten, feine Zeit verfäumt und nicht abgelaffen, Schritte zu fördern, welche der Be⸗ 
rathung eine feite Grundlage hätten geben koͤnnen. Nachdem aber dieſes Organ ver 
loren gegangen und der proviforifchen Gentralgewalt jede Cinwirkung auf bie Berfaffung 
entzogen war, ift Ihr nichts übrig geblieben, als der Wendung der Dinge, welche bie 
Ereigniſſe herbeiführen würden, entgegenzufehen. Denn es lag fo viel am Tage, daß 
die Megierung eines mittleren deutſchen Staats einen entſcheidenden Einfluß niemals 
üben könne. Diele Verfaffungd- ragen theilen ſich gegenwärtig in zwei verfchiedene 
Hauptmafien, indem es fich eined Theils um die Verfafiungdformen bandelt, andern 
Theils um die Grundrechte der veutfchen Nation; jene die eigentliche Aufgabe, viele 
mehr eine Erweiterung derſelben. 

Was nun die Verfaffungsfornen angeht, fo haben fich allerdings, ſeitdem die Re⸗ 
gierungen der beiden großen Staaten wieder zus Kraft gelangt find, alle Berfafjunge- 
Berarhungen um ihr Verhältniß gedreht. Durch Deſterreichs Erklärung, an feinen 
früheren Verhaͤltniſſen und Rechten in Beziehung auf den deutſchen Bund feſthalten zu 
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wollen, jedoch ohne beftimmte Bezeichnung feines Verhältniffes zu dem neu zu gründen⸗ 
den Bundesflaate, wird die Sache ungemein erfähwert. Died ift am entfchievenften an 
ven Tag gelegt durch vie Abftimmung ber Rational» Berfammlung felbft, welche bis 
jet für eine genügend beſtimmte Form drr Reichsgewalt, mithin der Berfaffung ſelbſt, 
eine Mehrheit nicht bat bilden Fünnen. 

Hoͤchſt erwunſcht hat es der Regierung feln müſſen, daß in dieſem Fritifchen Aus 
genblicke wie koͤnigl. preußiſche Megierung fich veranlaft gefunden bat, wie Initiative zu 
ergreifen, um jeßt noch die Regierungen zu einer gemeinfamen Erflärung zu vereinigen, 
weiche für bie ichließliche Beratung der Berfammlung einen Anhaltspunkt und fo ven 
unbegrenzt umherſchwankenden Berfaflungsplänen einen feften Schluß zu geben geelgnet 
fein möchte. Die Meglerung des Königreich hegt zu den beutfchen Regierungen fo« 
wohl, ale zu der veutfchen National⸗Verſammlung das Vertrauen, daß alle Theile zu 
Opfern fich bereit und eben dadurch zur wahren Einigung und Kräftigung bed Vater⸗ 
landes ſich fähig erweilen werden. 

Dur dieſes Ereigniß wird denn auch die Angelegenheit ver Grundrechte zu einer 
definitiven Erledigung geführt werden können. Bei viefer Sache haben materielle und 
formelle Grumde der verſchiedenſten Art völlig entgegengefeßte Auffaflungen bervorgeru- 
fen. Während in materielfer Hinſicht nur Wenige mit allen Sägen einverflanden. fein 
möchten, hat der kurze pofitive Ausprud von Mechtöregeln und Principien, welche groͤß⸗ 
tentheild auch gegenwärtig fchon gelten, bei Vielen unbedingten Belfall gefunden. Und 
ebenfo haben Biele in ver Anerkennung eben viefer Grundrechte Durch Die Megieruhgen 
— ungeachtet aller Bedenken, die man fich verhehlte — eine Garantie zu finden ges 
glaubt, daß auch Die Verfaſſung, wemn folche abgefchlofien fein würde, anerkannt werden 
müfle, während Andere aber in dem Vorwegnehmen biefer Grundrechte eine größere 
Schwierigkeit_entbedlen, ald in dem vollfländigen Verfaſſungswerke felbft. 

Die Negierung hat ſich bier, wie überall an die einfachen und beflimmten Vor⸗ 
ichriften der Verfaffung Halten müfſen. Diefe verftattet ihr nicht, Landesgeſetze ohne 
Zuftimmung der allgemeiuen Stände Berfammlung zu verfündigen. Nur außerordent⸗ 
liche, dringende gejegliche Verfügungen, deren Zwed durch Verzögerung vereitelt wer⸗ 
den würde, find Davon ausgenommen, wenn fie eine Abänverung ber Landesderfaſſung 
nicht enthalten ($. 72.). Auch erhalten Bunbesbefchlüffe durch bloße Verkuündigung 
verbinhliche Kraft. Die Behoͤrden find nur dann zur Beobachtung der Publicationen 
verbunden, wenn ſolche in gehöriger Form geſchehen find. 

Daß nun bier von einem unter fländifcher Mitwirkung erlafienen Gelege eben fo 
wenig die Mebe fein koͤnne, als von einer dringenden Berfügung, bern Zweck durch 
Bögerung vereitelt werben, umd ohne Abänderung ber Landesverfaſſung zu erreichen fein 
würde, liegt am Tage. ES hätte ſich nur fragen Türmen: Ob die Grundrechte als 
Bundesbeſchluß auf den Grund des die Rechte des Bundestages auf die proviforifche 
Gentralgetvalt überragenden Bundesbeſchluſſes vom 12. Juli zu publiciren geweſen fein 
würden? Die Regierung hat fh aber auch dazu nicht befugt erachtet, da jene Ueber 
tragung nicht bat weitergehen koͤnnen, als die proviforifche Centralgewalt ſeibſt. Durch 
6. 3 des diefelbe bezweckenden Schluffes vom 28. Juni aber ift 

die Errichtung des Verfaſſungswerks von ver Wirkſamkeit der Central» Gewalt 
ausgefchloffen. 

Nun find die Grundrechte ein Theil jenes Verfaſſungswerks. Diefelben können 
alſo unmöglich aus den Befugnifien der auf dieſes gar nicht bezüglihen Centralgewalt 
Geſetzeskraft ſchoͤpfen. Dazu kommt, daß die Bundesverfammlung Feine weitern Rechte 
übertragen Eonnte, ald die durch den Bundeszweck (innere und aͤußere Sicherheit) und 
den ferneren Inhalt der Vundesacte felbft gegebenen, mit welchem manche Berfügungen 
der Grundrechte, namentlich viefenigen über das Eigenthum durchaus nicht zuſammen⸗ 
hängen, 
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So bliebe denn für die Nechtögültigkeit der Grundrechte und die Befugnig der Be 
gierung, denſelben Geſetzeskraft zu verfchaffen, nichts übrig ald die Annahme, daß we 
Begründung der Verfaffung dieſer Verfammlung ganz allein zuſtehe. Auf vieler ven 
den Negierungen nicht anerkannten Annahme aber bat man in einer fo ſchweren u 
unverantiwortlihen Sache nicht fußen Eönnen. 

Ueberdies ift die Nothwendigkeit einer Verſtaͤndigung auch noch neuerbings in bes 
Actenftüden über die oͤſterreichiſche Frage anerkannt, in Anfehung der Grundrechte abe 
zur Zeit nicht verfucht worden. 

Bei diefen Zweifeln, ja diefer Unmäglichkeit für die Negierung, den Grunbrehee 
einfeitig geltende Kraft zu verichaffen, haben denn auch die materiellen Bedenken boyypde 
Bedeutung gewinnen müffen. Ein fehr großer, ja bei Weltem ber größte Theil ver in 
den Grundrechten enthaltenen Saͤtze ift freilich bereits in unferem echte ebenſo ie 
gründet und daher an fich völlig unbedenklich. Allein es liegt in ber Natur der Gais, 
daß folche allgemeine leitende Nechtöprincipien und Megeln nicht in bindende Gefege m 
geivandelt werden können, ohne eine Reihe von näheren Beitimmungen und Ausnahmen 
nöthig zu machen, durch welche die praktiſche Anwendung einer jeven Regel erft mög 
lich wird. Dies fcheint im vorliegenden alle keineswegs genügend beachtet zu fen, 
ja der Eingang der Grundrechte, welcher jede Aufhebung over Beſchraͤn kung berfeiken 
ausdrücklich unterfagt, würde foldhe nothwendige nähere Beſtimmung an fich unmsskd 
machen. Außerdem aber find einzelne Säge aufgenommen, welche mit dem Zuflene 
des Koͤnigreichs oder bedeutender Theile deſſelben unvereinbar find, und von den biäfe 
in der Gefehgebung feftgehaltenen urfprünglichen Principien des Gemeindelebens «+ 
weichen. Daß die Regierung fich einer Berantwortlichfeit bloß geftellt Hätte, wenn fe 
in Dingen von folcher Erheblichkeit ven Ständen hätte borgreifen wollen, bebarf der & 
Örterung nicht. 

Um die Sache in jeber Beziehung Flar vorzulegen, wird es angemeflen fein, he 
einzelnen Paragraphen der Grundrechte einer Prüfung zu unterziehen und ergibt fü 
Folgendes: 

Zu Art. 1 können die Paragraphen 1 und 2 überall kein Bedenken finden, and 
F. A hat an ſich nichts Nachtheiliges, nur nötbigt er, die FF. 16 und 110, 6, Tim 
Untergerihtöorbnung, welche bei der Baution für Prozeßkoſten und bei Arreften cin 
Unterfchled machen, abzuändern. Auch wird in Zukunft rüdfichtlich frember, nicht ge 
nügend Iegitimirter Perfonen, allgemein dasjenige Verfahren eintreten müſſen, weh 
gegenwärtig in Anfehung derjenigen Staaten flattfindet, mit welchen ausprüdkliche Ye 
träge über die Staatdangehörigkeit abgefchloffen find. Der F. 3 wird unten näher u 
erörtern fein, $. 5. ift um fo unbebenklicher, da die Strafe des Gürgerlicden Todes im 
Rechte des Königreichs nicht eriftirt. Auch 6. 6. wird unmittelbar ins Leben treten bie 
nen, infofern es ſich von ſelbſt verfteht, daB die Auswanberungsfreiheit nur unbeſchadet 
der Wehrpflicht beſtehe. Dieß aber ausdrücklich zu bevorworten, fcheint um fo net 
wenbiger, als die Küftenlage des Königreichs und die ungemeine Auswanderungslufl ia 
manchen Gegenden ſchon gegenwärtig nicht unerbebliche Unzutraͤglichkeiten hervorge 
rufen bat. 

Vom Art. 2, welcher im Ganzen wenig bedenklich, muß aus gleichen Grunde wer 
gen des Schlußſatzes weiter die Rede fein. 

Der Art. 3. iſt In feinen Grunpfägen gänzlich dem beſtehenden Rechte entnommen 
Die ohnehin fuspenbirte Aufhebung der Todesſtrafe, welche übrigens vie größte Gefahr 
der Ueberellung nicht außfchließt, und ver Eörperlichen Züchtigung kann erfolgen; vie Ge 
feggebung über Hausſuchung 6, 10, 1 wird auch jeßt fchon genügende Sicherheit sr 
ven, und würde bier alfo ber augenblidlichen Einführung nichts im Wege ſtehen; Br 
ſchlagnahme von Papieren, Garantie des Briefgeheimniffes find auch gegenwärtig is 
genügender Weiſe in den Geſetzen des Landes vorgefehen. 








10, Februar. 10. - 37 


Nur der Gap des $. 8: 

die Poltzeibehörve muß jenen, den fie in Verwahrung genommen hat, im Laufe 

des folgenden Tages entweder freilafien ober der richterlichen Behörde übergeben, 
macht im Interefie der öffentlichen Sicherheit eine Aenderung der Geſetzgebung nothwen⸗ 
dig, um die Gerichte zu autorifiren, Landſtreicher fo lange feſtzuhalten, bis es möglich 
if, ihren Wohnort zu ermitteln und fie dorthin zu dirigiren, eine Maafregel, vie um 
fo nothwendiger ift, als nach dem Obigen das Mittel der bloßen Auswelfung, welches 
bisher allen denjenigen Staaten, mit denen feine Berträge gefchlofien waren, gegenüber 
befand, nicht ferner anzuwenden iſt. Entgegengeſetzten Falls würde nichts übrig bleiben. 
als folchem Geſindel das Umherſtreifen frei zu geftatten, da bis jeßt ver Michter keine 
Befugnis bat, in einem folchen Falle die Feſthaltung zu verfügen. Die deßfallſige Ge- 
feßgebung wird vorbereitet. 

Art. A über Preßfreiheit ift um fo bedenklicher, ald ver zweite Abſatz die dort ge= 
nannten Maßregeln offenbar nur inſoweit unterfagt, als ſolche den Charakter des Vor⸗ 
beugungs⸗ und Hinderungsmittels annehmen, nicht aber infofern fie lediglich eine Folge 
der getverblichen Orbnung, oder ber Finanzgeſetze des Staats find, und Alle auf gleiche 
Weile treffen. Die fuspenvirte Verfügung des vorleßten Abſatzes anlangend, wird den 
Ständen bereits daß erforverlihe Geſetz vorgelegt werben. 

Nüdfichtlih der im Art. 3 begründeten Glaubensfreiheit ift nur zu bemerken, daß 
der Satz des $. 14 

„Niemand ift verpflichtet, feine religioͤſe Ueberzeugung zu offenbaren‘, 
durch die im 6. 19 gegebene Civesformel beſchraͤnkt erfcheint!, da dieſe nothwendig ale 
ein Belenntniß des Glaubens an Gott betrachtet werben muß. Zugleich aber müfien 
wir bevorworten, daß dieſe Formel vie Rechte derjenigen chriftlichen Secten, vie den Eid 
für Sünde halten, und bei denen daher eine andere feierliche Verficherung dem Eide 
gleich fteht, nicht befchränten darf. Das wird bei der gefeßlichen Durchführung der bes 
treffenden Paragraphen zu beachten fein. 

Ebenmäßig können durch den 6. 17 dem Staate biefenigen Rechte nicht befchränft 
werben, welche er in Bezug auf die Temporalien der einzelnen Kirchen zu üben bat, und 
muß ihm die Beflätigung ber @eiftlichen fo lange bleiben, als venfelben bürgerliche Func⸗ 
tionen, indbefonvere die Sanctionirung der Ehe auch in bürgerlicher Hinficht, und bie 
Führung der Stanvesbücher anvertraut find. Das placet rüdfihtlich kirchlicher Maß⸗ 
regeln muß dagegen wegfallen. Es liegt am Tage, daß in biefer Beziehung eine fernere 
Abänderung bed Cap. A des Landes⸗Verfaſſungsgeſetzes unerlaͤßlich fei. 

Dom Art. 6 werden die 66. 22, 23, 24, 25, 26 zwar eine Abänderung ver Ge⸗ 
fege über Schulen und Schulvorftänne mit fich führen. Bedenken koͤnnen fie aber nicht 
erregen, da die Beauffihtigung des Meligionsumterrichts den Geiftlichen als ſolchen bleibt, 
indem der Neligionsumterricht ſtets auch Hauptgegenftand ver Bolksichulen bleiben muß, 
und dadurch mit genügender Beſtimmtheit bebingt ift, daß auch ver im $. 24 erwähnte 
häudliche und Privatunterricht ven Meligionsunterricht umfaffen muͤſſe, mithin der Auf⸗ 
ficht nicht entzogen werden koͤnne. Auf die $6. 27 und 28 aber wirb unten zurüd- 
zulommen fein. 

Art. 7 über Berfammlungs- und Vereinsrecht ift unbevenklich, ba’ für das Heer 
genügende Disciplinar-Borfchriften vorhanden find. 

Art. 8 dagegen erregt manche Beforgniffe. "Zwar Tann auch hier der $. 32 um 
fo unbedenklicher ins Leben treten, als ver $. 35 des Landes⸗-Verfaſſungsgeſetzes neben 
mehreren Specialgefegen bereitö eine genügenve Legislation zur Ausführung defielben 
giebt. Auch 5. 34 iſt unbedenklich, va ein folher Unterthänigkeitö= und Hörigkeitäner- 
band — wohin bloße Neallaften und getheiltes Grundeigenthum entfchieven nicht ges 
hören — feit der Abloͤſungsordnung vom 23. Juli 1833 nicht mehr eriftirt. 

Der $. 35 ift feinem Hauptinhalte nach unbedenklich, infofern jedoch bie durch 
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Stautöverträge garantirten Mechte der Mebiatifirten und bie unentgeltliche Aufhehum 
einiger — freilich dem Werthe nach unerheblicher — Bermögensrechte in Betracht kommt, 
bedarf derſelbe näherer Erörterung. Daſſelbe iſt der Fall in Hinſicht ver FF. 36, 37, 3. 
Dagegen it in Anfehung ber Lehnsaufbebung $. 39, und ver Aufhebung der Gi- 
terconfiscation das Nöthige durch die Landesgeſetzgebung längft vorgeſehen 
Die wenigſten Bedenken vürfte Art. 9 erregen, da in ber That in wiefer Wezichun 
Die Geſezgebung des Koͤnigreichs bereitd ungleich weiter vorgefchritten iſt, als be 
Grundrechte vorausſetzen; denn ſehr Vieles von dem, was biefe noch von Fünftiger Ge 
feßgebung erwarten, namentlich ver Inhalt ver 99. 43, 44, 48 und AD iſt bier bereits 
ins Leben getreten. Der Inhalt ver 66. A5 und 46 aber gehört zu denjenigen Beim 





mungen, welche durch dad Berfafiungsgefep vom 5. September 1848 bereits getrefien 


und nunmehr auszuführen find. Jedoch verlangen die allgemeinen Ausdrücke einzeian 
Säge eine nähere Beſtimmung. So wird namentli zum 6. 41 auf bie flanpeöfen: 
lien echte Yezug zu nehmen fein. Der zweite Sab des $. 42 darf es wicht uk 
fihließen, Daß der Oberrichter nach ten Geſetzen bie einzelne Sache auf ein anderes Ge⸗ 
richt übertrage, und unter Ausnahntegerichten können nur die bier zu Lande Längft ver 
botenen Commiffionen für einzelne Fälle, nicht aber Sperialgerichte für gewiffe Glafie 
und Sachen verftanven werben, da 6. 43 Abſatz 2 und $. 47 ſolche ausprüdich zulaſfen 
Die Aufhebung des privilegirten Gerichtoſtandes kann den beſondern Gerichtsſtand ta 
Mitglieder ver Eönigl. Familie nicht aufheben, und werten audy hier vie vertragsmäßigen 
ftandeöherrlichen Rechte zu erwägen fein. Das Verbot ver Verſetzung eines Midkters 
ohne Beſchluß des Gerichtöhofes kann eine dienſtliche Befoͤrderung nicht ausſchließen, 
da es ſicher nicht die Abſicht iſt, auch dieſe den Gerichten ſelbſt zu übergeben. Es win 
bier nur von einer Verſetzung zur Strafe die Rede fein. Ebenſo würde der $. 47, fo 
zweckmãßig folder im Allgemeinen iſt, voch bei einer Durchführung in feinen Außer 
Ren Gonjequenzen zu unerträglicher Beſchwerde gereihen Die Entſcheidung über den 
Gompetenz = Eonflict, welche das Verfaſſungsgeſetz vom 5. September 1848 6. 10 in 
letzter Inſtanz dem böchiten Tribunale überträgt, wird ven Vorſchriften des F. 48 genü⸗ 
gende Folge geben, und im F. 49 unter Verwaltungs⸗Mechtspflege nur die Gutſcheidung 
reiner Privatrechts⸗Verhaͤltniſſe durch vie Verwaltungs» Behörden verſtanden fein, nicht 
aber die Anwendung des öffentlichen Rechts, zumal auch hier die Rechtsverlehung nad 
$. 10 des Berfafiungsgefeged nom 5. September 1848 ſtets vor wie Gerichte gezogen 
werben Tann. 


Endlich darf durch die Ueberweiſung der Polizeiftrafen an bie Gerichte, den Gr 


meinen, Genoffenfchaften, Deichgerichten u. j. w. das Recht forortiger Veſtrafung te 
3 B. bei Schauungen entdeckten Mängel nicht entzogen werben. 

Dieſes Alles dürfte fich jedoch durch die jpeciellen Gelege, deren möglichfte Foͤr⸗ 
derung in der Abficht der Negierung liegt, zur Genüge fichern laflen, und es bleiben 
denmach vie $$. 3, 7, 27, 28, 33, 35, 36, 37, 38 als ſolche übrig, bei denen meint 
liche Bedenken eintreten. 

Der F. 3 würde an ſich zugelaſſen werden können, wenn wicht der Entwurf des 
Seimatbsgeſetzes, zuſammengenommen mit dem 6. 28 eine große Gefahr mit ſich führte. 
Iener Entwurf nöthigt tie Gemeinde, jeven Ginzägling aufzunehmen, 

welcher erwerbsfäbig ift, und zur Zeit jeiner Aufnahme weder öffentliche Armen 
unterflüßung genießt, noch wegen eines gemeinen Verbrechens beftraft worden il. 

Derſelbe legt ferner in dad Heimathsrecht den Anſpruch: 

Im Falle der Arbeitsunfähigkeit und Verarmung vom Geimathöbezixfe noth⸗ 
durftig unterhalten zu werden, wogegen der Heimathobezirk den Regreß gegen 
anderweit Berpflichtete nehmen joll. 

Damit aber wirt der Gemeinde zu Gunflen ver untauglichſten Mitglierer der Ge⸗ 
ſellſchaft eine La aufgebürbet, zu deren Tragung jie auf tie Dauer ganz unfähig if. 


| 
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Es wire ein Zuſtand herbeigeführt werden, mie wir ihn auf ven Grenzen des Lan⸗ 
des mehrfach bereitö eingeriſſen fingen. 

Bon der hierdurch gegebenen, faft unbebingten Freibelt der Anfiedelung wird bie 
nochwendige Folge fein, daß wie Gemeinden ſelbſt auf völlige Freiheit des Gewerbe» 
betriebes dringen müflen. Denn einer einmal anſäfſigen, darbenden Familie ehrlichen 
Erwerb zu entziehen, iſt auf die Dauer unmoͤglich. Dazu kommt, daß 6. 28 erklaͤrt: 

Es lebt Jedem frei, feinen Beruf zu wählen und fich für beufelben auszubilnen, 

wie er will, 
ein Satz, ben eine praftifche Bedeutung kaum beizulegen iſt, wenn man nicht darunter 
die Aufhebung der zunftigen Lehr⸗ und Wanderpflicht verſteht. Unter dieſen Umſtaͤnden 
kanmn bie in Ausſicht geſtellte Gewerbeordnung kaum etwas Anderes geben, als bie Her⸗ 
ſtellung völliger Gewerbefreiheit, und es wird demnach von ben Städten und dem Hand⸗ 
werkaſtande, welche auf dieſe Verhaͤltniſſe mit Recht ein jo entſchiedenes Gewicht legen, 
bei Zeiten vorgebaut werden müflen, wenn man die Folgen abwenden will 

Was den $. 7 angeht, fo wirb ber weſentliche Inhalt ver erſten ſechs Säge kaum 
ein Bedenken hervorrufen, wenn gleich manche Folgen noch nicht uöllig Far find. Zuerſt 
dürfen wir nicht verfchweigen, daß von einer Anzahl zum hohen Abel gehöriger mediati⸗ 
firter Fürften und Grafen aber gegen biefen Paragraph ver angefchlofiene Proteft erho⸗ 
ben ift, da derſelbe in ihre veriragsmäßig geſchilderten Rechte eingreife. Sodann wird 
derfelbe eine Aufhebung des 6. 10 des Lanvesverfafiungsgefeged mit fidy führen. Es 
wird nothwendig werben, in Anfehung ver Erbfolge eine Abänderung des Bremifchen 
Nitterrechts, fo wie ber Abfteuer ver adeligen Töchter im Osnabrückſchen x. eintreten 
zu laſſen. 

Dies Alles ift jedoch zu befeitigen. Dagegen würde das Verbot ver Stellvertre⸗ 
tung im legten Satze das Land fehr Hart treffe. Der Sag: 

Die Wehrpflicht iſt für Alle gleich, 

iſt an fich ſchon Beine Wahrheit, wenigſtens in vollem Umfange niemals durchzuführen. 
Dienflleiflungen find ihrer Natur nach niemals gleich zu vertheilen. Ausnahmen blei⸗ 
ben ſtets nothwendig, und ohne eine ganz unhaltbare Vermehrung des Heers oder eine 
Vernichtung der Kriegätüchtigkeit deſſelben wird man auch ven ganzen Nachwuchs ver 
Maunſchaft gar nicht einmal einftellen koͤnnen. Daraus geht eine große Lingleichheit 
noihwendig hervor und dieſe wird noch um Vieles fchlimmer, wenn man nun gar den⸗ 
jenigen, der nicht dienen kann oder will, zum Dienfte nötbigt, und denjenigen, der gern 
dienen würde, zurüdweifer muß. 

Dadurch wird das Heer ficher nicht gewinnen, wohl aber wird ber Meiz zur Aus- 
wanberung, ber ohnehin fchon fo groß und fo tief im deutſchen Vollscharakter begrün- 
det ift, durch eine derartige Vorſchrift in manchen Gegenden fo gefteigert werben, daß 
daraus eine große Galamität, namentlich für die Zurückbleibenden entftehen muß. Würde 
nun vollends den Seeleuten Leine Befreiung vom Militairvienfte angebeihen, jo möchte 
eine Bemannung bes Eünftigen deutſchen Flotie völlig unmöglich werden, da eine ſolche 
Mafregel die nothwendige Folge haben würbe, die einheimifchen Matrofen auf fremde 
Schiffe zu treiben. 

Die im 6. 27 Flipulirte Unentgeltlichkeit der Volksſchulen und niederen Gewerbs⸗ 
ſchulen (was. darunter verftanben, iſt nicht Mar) mwirb ver Schule zum Verderben gerel- 
chen, den Eifer der Eltern für den Unterricht Ihrer Kinder vermindern, ven Gemeinden 
aber eine Laft auflegen, welche fie auf Beine andere Weiſe werden ertragen koͤnnen, al$ 
indem fie wieder einen Theil derſelben wenigſtens durch eine nach der Zahl ver ſchul⸗ 
pflichtigen Kinder repartirte Steuer aufbringen, womit im Sinne des Paragraphen nichts 
getvonnen wäre. Der Satz, daß Unbemittelten auf allen öffentlichen Unterrichtsanftalten 
unentgeltlicher Unterricht erthellt werden foll, durfte die Schulanftalten mancher Stadt voͤl⸗ 
lig zu Grunde richten, da fie dann gendtbigt werben Bönnten, für Ihnen gar nicht An⸗ 
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gehörige Anflalten zu treffen, zu denen ihnen bie. Mittel fehlen würken. €: 
folder Sat nothwendig dahin führen, abermals eine jehr große Laſt auf die Kaffe 

Der 6. 28 ift bereit oben eriwogen. 

Beſonders bedenklich find aber die Verfügungen über das Eigentum, w 
die 66. 33, 32, 36, 87 und 38 getroffen werben. Das Princip der unbeving 
barkeit wie es im $. 33 aufgeftellt wird, widerfpricht eben fo fehr ven uralte 
verhältnifien des Bauernflandes in einen großen Theile des Königreichs, als 1 
efie der Gultur ſelbſt. Wie unnöthig es war, diefes Princip aufzuftellen, da 
aber ebenfall® das Königreich den univiverleglichen Beweis, indem vaflelbe 
enthält, im denen bie Theilbarkeit herkoͤmmlich ift, und eben fo ſchwer abgefte 
würde, ald in ben übrigen bie Untheilbarfeit. Tiefer einzugehen ift umnöthi 
Sache bereit6 anverweit in öffentlichen Schriften zur Genüge entwidelt if. 4 
fung von Uebergangdgefegen wird aber wenig helfen. Die Erſchütterung de 
zuftandes würde einmal va fein, das Dertrauen auf venfelben, vie R 
welche den abgehenden Kinvern aufgelegt wird, verſchwinden. Anſprüche ur 
würben fich vermehren, und dad Wohl des wichtigften Standes in unferm Sı 
mebr untergraben. 

Der $. 34 bat mit dem F. 37 und theilweife mit dem $. 36 ven M 
mein, daß er den oberſten Grundſatz des Artikeld im $. 32. 

das Eigenthum iſt unverleglich 
umftößt. Je ſchwerer eben in dieſer Zeit die Heiligkeit des Eigenthums angej 
um deſto gewiſſer muß die Verfaflung an dieſer Grundwahrheit aller menſch 
bürgerlichen Zuſtaͤnde fefthalten, *- „. ſich hüten, im Princip die Heiligkeit d 
thums anzuerkennen und thatfächlich fie aufzuheben. 

Es gilt dies nicht von der Patrimonial-Gerichtöbarkeit felbft, welche als die 9 
des Michteramts, einer neuen Staatöfunction, Fein Gegenftand wahren Privatei 
if, wohl aber gilt es von den aus diefem echte fließenden Abgaben, ſowi 
aus dem gutd- und ſchutzherrlichen Verbande fließenden perfönlichen Abgaben. 

Die Rathſamkeit der Aufhebung dieſer Abgaben wird zum größten Theile 
firitten, dieſelbe ift auch von ver Megierung des Königreihd mehrfach anerka 
die Aufhebung ohne Entihänigung iſt das Gefährliche. Diefe hat das Köni, 
bis jetzt nicht geftattet. Wenn aber ber Anfang damit einmal gemacht if, 
ſchwer dad Ende zu finden fein. 

Daß die hier berührten Abgaben nicht von erheblichem Betrage find, kam 
denken nicht Heben. Es wird dadurch nur um fo klarer, daß gar Feine Nothı 
vorlag, von tem erften Grundſatze des Rechts abzumweichen, da dieſe Abweich 
das Princip betrifft, ohne Jemand zu nüben. 

Bei ver Aufhebung diefer Gerichtöbarkeitö- Abgaben kommt noch Hinzu, ! 
nur den Einfafien ver Patrimonial-Gerichte abgenommen werden follen, währe 
gleiche Abgaben den Einfafien der Eöniglichen Gerichte bleiben würden, waͤhre 
wohl gar denjenigen Patrimonial⸗Gerichtseinſaſſen bleiben werben, welche feit län, 
fürzerer Zeit wieder unter Eönigliche Jurispistion gefommen find. Wollte man 
bier zur unentgeltlihen Aufhebung, namentlih auf Grund und Boden laſten 
Abgaben übergehen, fo würde man nur den Beligenden auf Koften des Gar 
auch zer Beiiplojen, ein Geſchenk machen. Die Negierung fieht in diefem Fal 
in den ähnlichen des $. 37, Fein Mittel, die Grunvfäge des Mechts zu retten, ı 

fie Viebernabme einer Entfchänigung auf die Staatsfaffe, 
welche ihre unverfennbaren Bedenken ebenfalls hat, aber doch minder gefährlich 
kie Erſchutierung des Eigenthums. 

Was ten $. 36 angeht, fo muß zuerft bei der ungenauen Allgemeinheit ı 
truds vie beftimmte Borausfegung ausgeſprochen werden, 
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daß der Grundſatz der Ablösbarkeit auf die im Abloͤſungsgeſetze vom 10. Novem⸗ 
ber 1831, $. 3., 8 bezeichneten Staatsgemeinde⸗ und Sorietätälaften, nicht anges 
wandt werden Tönne. 

Was die übrigen Ausnahmen ver Ablösbarkeit angeht, fo find deren zwei, deren 
Aufhebung Bedenken erregt. Es ift dies: 

1) Die in der Abloͤſungsordnung vom 23. Juli 1833, 6. 3. ausgeſprochene Aus⸗ 
nahme der Erbpachten von Vehn- und Moorcolonien. Diefe eigenthümlichen Verhaͤlt⸗ 
niffe diefer Anftalten, die Verwickelung der Nechte des Obereigenthüners mit Verpflich⸗ 
tungen — namentlich in wafferbaulicher Beziehung, wovon die Eriftenz der Colonien ab» 
hängt — welche nicht theilweiſe zu befeitigen find, und ver Antheil, welcher demſelben 
an dem Ertrage wenigſtens theilmeife zuftceht, hat bisher dieſe Abgabe ald unablösbar 
erfcheinen laſſen. Es find neuerdings Unterſuchungen angeorbnet, um bie Möglichkeit 
der Abldfung feftzuftellen, vor deren endlichem Mefultate kann die Regierung fein Ur⸗ 
theil abgeben, ob der Paragraph bier möglicherweije ausgeführt werben koͤnne. 

2) Kommen in Betracht, die auf den Grund des Erbzindgefeged vom 23. Juli 
1843 eingegangenen Verträge. 

Hier hat der Staat unter gewiflen Bebingungen die Unablösbarkeit ausprüdlich ges 
währleiftet, ver Zindmann dieſelbe ausprüdlich anerkannt. Es liegt überall Kein politi» 
fcher Grund irgend einer Art vor, welcher die Aufhebung dieſer Eigenthumsrechte recht⸗ 
fertigen Fönnte. Vielmehr muß die Regierung aus ebenfalls öffentlich erörterten Grün 
den dad am Schlufe des Paragraphen enthaltene Verbot folcher Zinscontracte für et⸗ 
was dem gemeinen Beiten geradezu Wiverfprechendes halten. Die Regierung Tönnte 
alfo nur durch äußern Zwang eine Abweichung von ihren eigenen Zuficherungen recht⸗ 
fertigen. 

Endlich muß fie audy) nach dem eben Gefagten das unbedingte Verbot der Bela⸗ 
ftung eined Grundſtückes mit unablösharen Abgaben unter den Berhältniffen Hannovers 
für ein unpolitifches balten. 

Was den $. 37. angeht, fo ift die Beſeitigung der Jagd nach Lage der Tinge 
eine Nothwendigfeit, die unentgeltliche Aufhebung verfelben fammt Jagpvienften, Frohn⸗ 
den, und andern ähnlichen Reiftungen aber ein Wiberfpruch gegen den oberſten Grund» 
fa ver Heiligkeit de8 Eigentbumd. Dazu wirkt diefe Aufhebung hoͤchſt ungleih. Dem 
großen Eigenthümer, ver bisher auf eigenem Grunde nur Koppeljagd befaß, gewährt fie 
den Bortheil ver Privatiagd — welche befanntlich fehr leicht zum Bedrucke ausartet. 
Dem Fleinern Iagoberechtigten, welcher auch bisher minder fchäblich geweſen, nimnıt fie 
Alles. _ .. 
Für unfer Land erregt die Abfaffung noch einen meiteren höchft unangenehmen Zwei⸗ 
fel, welcher nur durch vie Gefeßgebung zweckmäßig zu befeitigen fein wird. Der $. 37. 
ſpricht das Jagdrecht dem Grundeigenthume zu. Nun entfteht bei allem Meiergute bie 
Brage, ob hiernach der Gutsherr oder der Meier ald Grundeigenthümer zu betrachten 
fein werde. Im erfteren Falle wird offenbar nur eine neue Verwirrung zu ber alten ges 
bracht. Im den einzelnen Provinzen wird die Frage fehr verfchievene Auffaflung finden. 
Mährend die Kalenbergfche Meierorpnung dem Gutsheren das Grundeigenthum ausdrück⸗ 
lich zufpricht, und im Bremienſchen vaffelbe als Regel feſtſtehen möchte, ift in andern 
Zanbestbeilen dem Meier ein Nutzeigenthum zugefchrieben, fo daß eine Saat der gehäf- 
figften Händel außgeftreut fein würde. 

Die Regierung Tann, tie bereits oben bemerkt, falls man den Orundjag der un⸗ 
entgeltlihen Aufhebung fefthalten will, auch hier nur auf eine Entichädigung aus Staats» 
mitteln zurüdfonmen, und fie würde das dazu erforverliche Opfer ſtets für einen gerin» 
gen Verluft halten, wenn ed nur gelingt, dadurch die Heiligkeit ded Eigenthums zu 
fichern. 
Was endlich den $. 38. angeht, wenn gegen deſſen Vorfchriften ebenfalls von den 


10, Februar. 10, 





ftandesherrlichen Käufern Einfpruch erhoben tft, fo fteht diefem Gabe die große Une 
fimmtheit des Begriffs des Fineicommiffes entgegen. Die größten Uebel derartiger Bar 
‚hältniffe find bereits durch vie 66. 29— 39 des Geſetzes vom 13. April 1836 für bei 
Königreich befeitigt worden. Die Aufhebung in der jet geforderten Allgemeinheit tel 
faft nothwendig zu einer Umgeftaltung des geſammten Inteftate uud Teſtaments⸗Erbrechn 
führen, und durch die Ueberweifung an die einzelnen Staaten nur eine neue Duelle von 
Rechts⸗Verwirrung in Deutfchland werden. 

Died find die materiellen Bedenken, welche in ven Grumbrechten liegen. Außerden 
ift aber noch ein allgemeinerer Liebelftann hervorzuheben. 

Es ift fehon oben bemerkt, Daß ver Eingang der Grundrechte als Norm ber Ber 
faffungen der deutſchen Einzelflaaten aufftellt und beftinmt: 

feine Berfaffung oder Geſetzgebung eines deutſchen Einzelſtaates ſoll dieſelben 
aufheben oder beſchraͤnken koͤnnen. 

Dieſe Beſtimmung hat ihren guten haltbaren Grund und Bedeutung, ſobald ein 
Geſammtverfaſſung vorhanden ift, welcher Die Berechtigung zu folcher Aufhebung oder 
Abänderung zufteht. So lange aber viefe Gefammtverfaffung nicht beſteht, iſt eine Un⸗ 
möglichfeit, daß Pie Regierung irgend eined Staates fi} eine ſolche Beſchränkung auf 
lege. Jedes Geſetz muß nothwendig ver Abänderung unterliegen. Dies iſt nicht bio 
eine Bolge ver Mangelbaftigkeit aller menjchlichen Ginrichtungen, ſondern es iſt unerläß 
lich, weil dad Geſetz ftetd auf gegebenen Nerbältniffen und Thatfachen beruht, fo lange 
dieſe dauern, gut fein kann, wenn fie aber ſich ändern, nothiwendig ebenfalls geänber 
werben muß, wenn es nicht feinem urfprünglichen Zwecke vielleicht. geranezu entgegenwir | 
fen foll. 

Im gegenwärtigen Balle kann die Megierung diefer Befugniß um fo meniger ent 
fagen, da fie ja die obigen Grundſätze ald unhaltbar anerfannt, und niemals ſich in die 
Lage ſetzen darf, etweder etwas Unhaltbares in Ausführung zu bringen, oder wiber bie 
übernonmene Verpflichtung dasjenige aufzuheben, was fie als unabänderlich feftftchen 
anerkannt hat. Befteht eine höhere Gefeßgebung, Fommt die Geſammtverfaſſung Deutſch⸗ 
lands zum Beflande, dann fällt dieſes Bedenken hinweg, die Negierung iſt dann in tm 
durch Die Sefammtverfaffung geregelten Punkten nicht mehr auf ihre Ueberzeugung hin 
gewiefen, fonvern auf das Geſetz, und eben fo iſt ihr Der Weg bezeichnet, auf dem ei 
ſchädliches Gefeß zu ändern wäre. Es ift zu hoffen, daß viefer Zeitpunkt nicht mehr 
fern fei, allein eingetreten ift er noch nicht, ja es Handelt fich hier überhaupt lediglich 
um den Zeitraum bis zu Kintritt eben jener Aenderung in ber Grundverfaffung. 

Es ift noch ein wichtiger Gefichtöpunft aufzufaflen; ver Abfchnitt über die Gewähr 
der Berfaffung, mie folcher eben jegt in erfter Lefung angenommen ift, enthält im Arti⸗ 
fel A vie Beftimmungen, 

unter denen bie Grundrechte im Balle des Krieges und Aufruhrs zeitweije außer 
Kraft gefeht werben Eönnen. 

Leider hat die Erfahrung ver letzten Donate e8 gelehrt, daß Fälle eintreten Können, 
wo bie Beittimmungen über Verhaftung, Husfuchung und dad Berfammlungsrecht zum 
allgemeinen Geile befchränft werben müffen, und daß In Kriegszeiten Died unerläßlich fi, 
wird ohnehin niemand bezweifeln. Erkennt man eine ſolche Befugniß als nothwendig 
an, fo ift um fo Tlarer, daß vie Grundrechte ohne dieſe Befugniß unhaltbar find. Ei 
erhalten viefelben auch in dieſer Hinficht die volle Möglichkeit ver Geltung erſt durch 
das Zuftandefommen der vollfländigen Verfaſſung. Wenigſtens werben biejenigen, die 
folhe Ausnahmen ala nothwenuig proponiren, um fo weniger leugnen konnen, daß bie 
Grundrechte ohne ſolche die Höchfte Gefahr zu bringen im Stande find, als ja nur die 
hoͤchſte Sefahr folche Ausnahmen rechtfertigen kann. 

Hierdurch nimmt nunmehr die Frage folgende Geftalt an. 

Die Regierung kann fich nicht verpflichten, die obigen Punkte: Freizügigkeit 
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mit der aus ihr nothwendig folgenden Gewerbefreiheit, Aufhebung ver Stellver⸗ 
tretung, Unentgeltlichkeit des Schulunterrichts, Theilbarkeit des Grund— 
eigenthums und die gerügten Eingriffe in vie Heiligkeit des Eigenthums über- 
baupt, als unabmeichlihe Norm ihres Verfahrens anzunehmen. Daß alle diefe Punkte 
bis auf einige Eingriffe in das Eigenthum zur Zeit noch nicht ausgeführt zu werden 
brauchen, kann tiefe Lage ver Dinge nicht ändern. Käme es nur darauf an, fich über 
den Augenblick hinwegzuhelfen, fo wuͤrde darauf allerdings Gewicht zu legen fein, 
allein es iſt bier die Frage um etwas Höhered, um Grundfäge und Wahrheit. Die- 
Megierung möchte nicht den Schein auf ſich laden, ald mache fie Zugeſtändniſſe in ver 
Hoffnung, folche unter günftigen Umſtänden zurüdziehen zu Können. 
Wie es biernady am Tage liegt, daß die Negierung bisher fich zu der Publication 
"P der Grundrechte auf Feine Weile habe befugt erachten koͤnnen, fo muß dieſelbe 
wad den gegenwärtigen Augenblick angebt, darauf zurüdfommen, daß durch ven 
neueften Schritt der preußifchen Megierung auch dieſe Sache in eine [andere Rage ge⸗ 
bracht if. Nicht nur giebt verfelbe eine Gelegenheit, ven wichtigen Intereffen des Koͤ⸗ 
nigreich8 nochmalige Erwägung zu jichern , fondern derfelbe gewährt auch die Ausficht 
daß die Verfaffung Deutfchlands überhaupt zum Abfchluffe gebracht werde, und zwar 
in der einzig dauerhaften und erwünfchten Weiſe durch Uebereinftimmung ver Fürſten 
und bes Volkes. 

Beides wird die Bedenken befeitigen. Tenn wenn in der Sache felbft die nöthigen 
Aenderungen erfolgen, fo ift gar fein Grund zur Beſorgniß mehr vorhanden, und wenn 
dieſe allerdings fehr großen und ſchweren Opfer der Einheit Deutfchlands und der Be⸗ 
gründung einer dauerhaften Berfaffung gebracht werden müßten, dann würbe ebenfalls 
der grundfäßliche Zweifel aufgegeben werben müffen. Diefe doppelte Ausficht auf Loͤ⸗ 
fung des Conflicto widerräth aber im gegenwärtigen Uugenblide es auf das Entſchre⸗ 
denfte, eine Discuffion von Principien herbeiguziehen, die durchaus ohne alled praftifche 
Rejultat bleiben müßte, wohl aber dem Lande wirkliche Vortheile entziehen koͤnnte. 

Unter diefen Erivägungen würde vie Megierung Fein Bedenken finden, auf den 
Wunſch der Stände die Grundrechte, fo weit jie nach ven obigen Grörterungen, ver 
Verfafung une dem Wohle des Landes angepaßt werben Eönnen, ſchon in nächfter Zeit 
zu publiciren und raſch und Fräftig ind Leben zu rufen. Sie kann dies aber nur unter 
dem ausdrüdlichen Vorbehalte, daß, fo lange vie Verfaffung Deutichlands noch nicht 
feftgeftellt ift, die zu publicirenden Beſtimmungen der Einwirkung der Landesgeſetzgebung 
nicht entzogen fein dürfen. Daneben wird fie mit allen Kräften dahin arbeiten, daß bie 
Befeitigung ver Principien der Wreizügigfelt und Gemerbefreiheit (6. 3 und 28), der 
Aufhebung aller Stellvertretung bei der Wehrpflicht ($. 7), ver Linentgeltlichkeit des 
Schulunterrichts ($. 27.), der unbegrenzten Tbeilbarfeit des Grundeigenthums ($. 33), 
und die in ven $$. 35, 36, 37, 38 liegenden Eingriffe in dad Privat⸗Eigenthum, bei ber 
ſchließlichen Verftändigung über die Verfaſſung Deutfchlands erreicht werde. 

. | &rflärung bes öfterreichifchen Bevollmächtigten "bet der Gentralgewalt: ‚Der Ges 
fertigte beehrt fi, die Mittheilung zu machen, daß er die verehrliche Zufchrift 
des Neiche-Minifteriums der Zuftiz vom 17. Januar 1849 wegen Kundmachung 
ber Reichsgeſetze in Defterreich feiner Regierung vorgelegt hat, und ihm hierauf 
ber Auftrag geworden ift, Folgendes zu erwiebern: Die Kaiferliche Regierung 
hat bereits in ter Minifterial-Erflärung vom 15. April 1848 ausgefprocden, 
dag fie fih die Zuſtimmung zu den Befchlüffen der National- Berfammlung 
vorbehalte, und bat in dem Reſcripte vom 28. December 1848 wiederholt 
bag Defterreih das deutfche Berfaflungswerf nur im Wege der Verfländigung 
in Wirkfamleit treten zu laſſen erfläre. Wenn fonach die Zuſtimmung oder 
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Berfländigung für Beichlüffe der deutſchen National-Berfammlung und für de 
Berfaffung felbft vorbehalten wurde, fo muß dies bei Reichsgeſetzen um fo ck 
der Fall fein, ald mande von ihnen die Konftituirung Deuiſchlands gar nik 
oder fehr entfernt berühren. Ohne in den Umfang der gefeßlichen Gewalt ver 
NationalBerfammlung und ihres Rechtes, die Verfaſſung allein binzuftehen, 
einzugeben, muß ed doch anerfannt werden, daß Defterreidh fi Das Recht der 
Zufiimmung zu allen Befchlüffen vorbehalten müfle, weil fein Gebiet teil 
beutfches, theild nichtdeutſches if, letzteres aber bei feiner flaatlihen Verbindung 
mit erflerem von allen Veränderungen weſentlich berührt wird, welche bie beuis 
fhen Gebietötheile in ihrer Verfaſſung oder Legislation erfahren. Die Ber 
tretung der außerdeutichen Provinzen muß durd die Kaiferlihe Regierung gröh 
werben. Der Unterzeichnete ift aber angewielen, zu erklären, bag feine Regie 
rung, von dem Wunfche beſeelt, das große Einheitswerf nah Möglichkeit p 
fördern, ed gewiß nicht unterlafen wird, jene Beſchlüſſe und Heichögeiek, 
welche fich den dortigen, fo complicirten VBerhältniffen und Bebürfniffen aneig 
nen laſſen, auch zur gefeslichen Richtſchnur für die öfterreichiichen Behörden 
und Unterthanen kundzumachen, fo wie fie nun auch namentlich feinen Anflaw 
genommen hat, die Promulgirung der von dem Reihe-Minifterium der Yu 
mitgetbeilten allgemeinen beutfchen Reichsordnung, bei welcher die oben ange 
deuteten Bedingungen für Deflerreich eintreten, ald nunmehrige gültige Norm 
in Wechfelfahen für die deutſchen Länder der öfterreichifchen Monarchie p 
befchließen und anzuordnen, welcher Maßregel jene der gleichmäßigen Einführumg 
der gedachten Ordnung auch in den nichtdeutfchen Gebietötheilen des Reiche, 
unter geringen Mobificationen, demnächſt folgen wird.” 

Während der Nacht verdrängen die Infurgenten den öſterreichiſchen rechten Flügel 
von Alvinz (Siebenbürgen). 

Ein „Arbeiter-Congreß für die thüringifchen Staaten‘ hält an diefem und bem 
folgenden Tage zu Altenburg feine Sigungen. Unter den gefaßten Befchläffen 
findet fi) aud der: Die Arbeiter-Bereine möchten in Verbindung mit anderen 
demofratifchen Vereinen eine Adrefie an den thäringer Landtag für Mebie 
tifirung der Herzogthümer und deren Anfchluß an das Königreih Sachſen erlaffen. 

Bon ber deutſchen Centralgewalt wirb die zweite, drei Millionen Thaler bein 
gende Rate Behufs der Begründung eines Anfanges für die beutfche Marim 
ausgefchrieben. 

Die von ber Maros verdrängten öfterreichifhen Truppen vereinigen fid ki 
Hermannftadt. 

rt Chr. Rummel, Hofcapellmeifter zu Wiesbaden. 


13. , Mitteilung bes großherzoglich fächfifchen Bevollmächtigten an das Reiheminifterium 


Mit großer Befriedigung bat tie son mir vertretene Staatöregierung es erſehen, 
daß dad Meichäminifterium behufs des Abichluffes und ver Durchführung ber num 
deutſchen Reichsverfaſſung ald Organ der Verftäntigung und PVermittelung zuifchen is 
einzelnen teutichen Staatöregierungen und der verfaſſunggebenden Reichverfammkung aufge 
treten if. Ich Habe in Zolge Hiervon folgende Erklaͤrung abzugeben, welche ih, — br 
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bor zu der zweiten Lefung ver Berfaffung gefchritten wird, — an bie Reichsverſamm⸗ 
lung gelangen zu lafien bitte. 

I. Den Principienftreit über Vereinbarung oder Nichtvereinbarung läßt die groß- 
herzogliche Staatöregierung auf fi) beruhen. Diefelbe erkennt aber an, daß nach Rage 
der Dinge fchwerlich etwas Gemeinfames zu Stande fommen kann, wenn fich nicht die 
einzelnen Staatöregierungen der Verfaſſung, wie ſolche definitiv durch Die Reichsverſamm⸗ 
lung feftgeftellt fein wird, mit Aufgebung individueller Meinungsverfchiedenheiten an⸗ 
fhliegen. Wie fehr man daher auch Die eine oder andere Beitimmung des Verfaflungs- 
entwurfd nicht angemefien finden mag, keines der Bedenken, welche erhoben werden, wird 
zu einer conditio sine qua non für die Zuflimmung gemacht. Sollte jegt nicht im 
Sinne unferer Zeit eine Deutfchland Fräftigende und eng verbindende Verfaffung zu 
Stande kommen, fo ivird e8 fehr zweifelhaft um dad Wohl des gemeinfamen Naterlan« 
des, um den Beſtand der einzelnen Staaten, ver größeren jomohl wie der Fleineren, um 
das Aufblühen ver gewerblichen Thätigfeit und um den Wohlftand der Bevoͤlkerung ſte⸗ 
ben. Bon diefem Gefichtäpunfte ausgehend, hebt die großberzogliche Staatöregierung 
auch nur einige wenige Bedenken hervor, und glaubt von der gewifinbaften Prüfung 
durch die National Berfammlung erwarten zu dürfen, daß man diefelben nach Recht und 
Billigkeit für wohlbegründet und den gemeinfamen Intereffe Deutſchlands nicht zuwi⸗ 
der erkennen wird. Im Einzelnen bemerfe ich Folgendes: 

I. Rüdfichtlich der Oberhauptöfrage bin ich von der durch mich vertretenen Staats⸗ 
regierung beauftragt, mir eine Exrflärung noch norzubehalten. 

U. Die $6. 2 bis A (Abſchnitt vom Reich) haben eine ſehr große Wichtigkeit für 
die Beziehung Deutfchlands zu Defterreih, Holland, Dänemark und indbefondere zu dem 
Staatöverbande, in welchem Schleswig zu Holftein fteht, dem einzigen Vande, wodurch 
jenes Land auf der Grundlage des jet beſtehenden Staatörechtd an Deutſchland gebun- 
den if. Will man nicht gleichfam auf einer tabula rasa ein neues Staatögebäube auf⸗ 
führen, mit allen europäifchen Verhaͤltniſſen brechen, und einen fehr bevenklichen allgemei- 
nen europälfchen Krieg herbeiführen, fo fcheint es fehr wünſchenswerth, ftatt jener Pa⸗ 
ragraphen etwa folgende Beftimmung aufzunehmen. 

„Kein Theil des deutſchen Reichs kann mit nichtveutfchen Länvern in der Weife 
verbunden fein, daß die Durchführung der verfaffungsmäßig von der Reichsge⸗ 
walt ausgehenden Beitimmungen ver rechtögiltigen Berwerfung einer andern Staats⸗ 
gewalt unterliegen Tönnte; vielmehr ift, wo eine Verbindung beutfcher mit nicht= 
deutfchen Ländern vorkommt, in ver Verfaffung der erfteren bezüglich de8 gefamm- 
ten Länvercompleres eine Beſtimmung aufzunehmen, welche die unbefchränfte An⸗ 
wendung ber veutfchen Reichsverfaſſung in den deutſchen Gebietstheilen ſichert.“ 

Hierdurch, — fo glaubt die großherzogliche Staatsregierung, — iſt auch das we⸗ 
fentliche Intereffe des deutfchen Bundesftantes und feine conſequente Durchführung ges 
wahr. 

II. Sehr mwünfchenswerth erfiheint es, menn fofort in der Neichöverfaflung aus⸗ 
gefprochen wird, daß die Koften für Herftellung und Erhaltung von Waflerfiraßen, aber 
auch nur diefe, durch eine entfprechenne Abgabe von der Klußfchifffahrt zu deren find, 
und daß in $. 40. des Abfchnittes von der Meichögewalt ver letze Sag, wonach die Poft 
nur im Intereffe des allgemeinen Verkehrs ausgeübt werden foll, fallen gelaflen ober 
mobifleirt wird. 

IV. Die in dem Berfaffungdentiwurfe (Abſchnitt „Reichs-Gewalt“ Art. II. $. 18) 
enthaltene Beftimmung, nach welcher alle Staaten, deren Contingent weniger als 6000 
Mann beträgt, die Militairhoheit verlieren, trifft dad Großherzogthum ebenfalld, und bes 
droht dafjelbe mit dem Verluſt eines ver wichtigftien Hoheitsrechte. Wenn nun gleich 
bis jegt Die Verſuche, eine ftaatliche Vereinigung unter mehreren benachbarten Staaten 
zu Stande zu bringen, geicheitert find, fo darf man doch hoffen, Daß es gelingen werbe, 


18, Februar. 18. 


vorläufig wenigſtens rüdfichtlich ves Militärs eine derartige fehle Vereinigung enter 
mit fümmtlichen thüring’jchen Staaten oder doch mit einigen verfelben zu erziclen, da⸗ 
geſtalt, daß das fo gebilvete Ganze eine die Normalzahl von 6000 Mann überfleigen 
ruppenzahl ftellen würde. In dieſer Erwartung würde es ſehr wünfchenswerth fein, 
den betreffenden Theil ver Verfaſſung fo abzuändern, daß die Militärhoheit, au im 
Balle foldye Verträge zu Stande kommen, den verbundenen Staaten erhalten werbe. 

Daß aus einem allgemeinen Intereffe die Staaten, welche nicht 6000 Man Rii- 
tär flellen, eine Beſchränkung fich gefallen laſſen müſſen, erkennt die großherzogliche Re 
gierung als richtig an. Allein jenes allgemeinere Intereſſe ift vollſtaͤndig erreicht, wen 
mehrere jener Staaten in eime fefte organliche Bereinigung in Beziehung auf das Rü- 
tärweien treten. Weiter zu geben, und trog folder Bereinigung die Mikitärboheit arf⸗ 
zubeben, bieße ohne genügenven Grund, aljo gegen dad Weſen eine® wahren But» 
ftaated und mithin gegen Necht und Billigfeit, dieſelben in ihrer Selbſtſtändigkeit be 
fchränfen. &8 würde übrigens gar nichts dagegen zu erinnern fein, wenn Bei ver Ab 
änderung bes betreffenden Paragrapben eine Friſt gelegt würde, innerhalb welcher je 
Bereinigung in Betreff des Militarweſens abgefchloffen und ver Gentrafftelle zur Pro 
fung und Billigung vorgelegt werben müjle, widrigenfalls die Beſtimmung, wie fold 
jeßt gefaßt, in Kraft trete. 

V. Dem $. 2 des Art. II. vom Reichstage liegt In feinem die gemeinſame Ver⸗ 
tretung her thüring’fchen Staaten betreffenven Abfaße, ver gewiß jehr wohl begründete 
Wunſch zu Grunde, daß diefe Staaten zu einer möglich innigen Bereinigung und Ge 
feßgebung und anderen gemeinſchaftlichen Angelegenheiten zufammentreten möchten, us 
die Vorausſetzung, daß dies geichehen werde. Die Protokolle, welche tch mir unter 
A— E anzufügen erlaube, weiſen aus, daß die großherzogliche Staatsregierung, ober 
irgend eine Prävalenz erfireben zu wollen, für vie Verwirklichung jenes Gedanken 
eifrig bemüht geweſen iſt; fie weiſen aber leiner auch and, daß das Project an dem ven 
anderer Selte hervorgetretenen Widerſtreben gefcheitert if. An und für ſich betradte 
ift das Großherzogthum nad Stellung und Größe nit Yuremburg und Limburg, ober 
Oldenburg, welche Staaten je zwei Vertreter in das Staatenhaus fenden follen, gleid- 
zuftellen. Ganz gegen Recht und Billigfeit würde «8 fein, follte dad Großherzogthun 
gegen dieſe Staaten zurüdgeftellt werben. Es kommt aber hinzu, daß die nach tum 
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ten Thüringens zu einem einzigen fo überaus befchräntten Zwecke Schwierigkeiten ml 
wienerholten Gelvaufivand erforvert, welcher mit dem Zwede gar nicht im Verhaltnij 
ſteht. Endlich iſt noch zu ermähnen, daß nur unter der Vorausfegung eines thüring 
fchen Staatenverbanded bie gemeinfame Vertretung diefer Staaten von bem allgemeinen 
Standpunkt des Bundesſtaates aus wünſchenswerth erjiheint, ohne foldhen Verband 
aber weit mehr nachtheilig, als förderlich fein muß. Alles kommt doch darauf an, gute 
Wahlen zu treffen. Hierfür ift die Grundbedingung, daß die mwählennen Stänte tal 
politifche Talent und den Charakter der zu Wählennen aus eigner Erfahrung Tem: 
dazu ift aber wieder eine allgemeinere politifche Verbindung eben dieſer Stände nätbig 
Außer folcher Verbindung wird die Wahl nur allzuleicht eine Sache des Zufalls, od 
auf ein Compromiß zwiſchen verſchiedenen particulariftifchen Tendenzen zurückgefühn 
werden. Bel dieſer Gelegenheit habe ich dem mir gewordenen Auftrage gemäß noch zu 
erwähnen, daß der bisherigen Obſervanz, namentlich auch nach ver Abſtimmung is 
plenum des Bundestags, die dem Großherzogthum Weimar zukommende Stelle zu m 
geln fein möchte, daß ed unmittelbar auf Holftein folgt. 


Der koͤnigl. hannoverſche Bevollmächtigte übergiebt dem Reichöminiftertum nad 
fiehende Note, ihrem weſentlichen Inhalte nad eine Antwort auf das Schte⸗ 
ben des kaiſerl. koͤnigl. öfterreichiichen Enbinets vom A. Februar. 


18, Februar. 18. | 47 





Se. Majeſtaͤt der König von Hannover und Allerhöchft Tero Regierung haben in 
Der durch den kaiſerlich koͤniglich oͤſterreichiſchen außerorbentlichen Abgeſandten, Herrn 
Freiherrn v. Brenner, erfolgten Mittheilung ver in Betracht der deutſchen Verfaſſungs⸗ 
angelegenbeit an ven Taijerlich koͤniglichen Bevollmächtigten, Freiherrn v. Echmerling, ge» 
‚richteten Depefche des Herrn Fürſten v. Schwarzenberg, d. d. Wien, ven A. Februar 
1849, mit dem aufrichtigiten Danke einen neuen fchägenäwerthen Beweis des von dem 
kaiſerlich koͤniglichen Hofe der Föniglicden Regierung geichenkien Vertrauens entgegen ge⸗ 
nommen. 

Mit lebhafter Befriedigung haben des Königs Majeftät in dieſem wichtigen Acten- 
flüde dad tiefgefühlte Bedürfniß ver Wiedergeburt Deufchlanns und die Anficht audge 
fprochen gefunden, daß Deutſchland nach Außen feit und mächtig, im Innern ftarf und 
frei, organiſch geglievert, und doch in jich einig jein müſſe. 

In dieſen ver Zufunft des Vaterlandes gewidmeten Wünjchen erfennt Sannover 
die feinigen wieder, und theilt die Ueberzeugung des Faijerlich Eöniglichen Hofes, daß ein 
wirklich einiged Deutichland nur gefchaffen werden fünne, wenn Deutichlands Groß⸗ 
maͤchte, — Defterreih und Preußen, — bei dem Baue des neuen Berfaffungsiwerfes 
Sand in Hand geben. 

Gleichwie Hannover den Fortbeſtand Defterreichö in ftantlicher Einheit als ein deut⸗ 
ſches, ald ein europälfched Bedürfniß, und gleichwie Hannover ed als cine Nothwendig⸗ 
feit Betrachtet, daß Oeſterreichs Beiltand und feine dargebotene Mitwirfung ven Angele⸗ 
genheiten des gemeinfamen Vaterlandes erhalten bleiben, daß jie in einer thätigen Theil 
nahme an ihrer Leitung fid) bewahrheiten; ebenjo bat Hannover freudig die Hingebung 
willfommen gebeißen, mit welcher jüngft von Preußen die Bereitwilligfeit erklärt if, 
Deutichland diejenigen Tienfte zu leiften, welche dieſes im Interefle der Geſamnmitheit von 
ihm verlangen follte, felbft wenn dies nicht ohne Opfer von feiner Seite geſchehen Eönnte. 

Ein einhelligeö, ungefchmälertes Zujammenmwirfen beider ‚großen Höfe für die 
Löfung der großen Fragen des Augenblids ift Das, was Hannover zum Wohle von 
Deutfchland aufrichtig wünſcht und ald Deutſchlands unverjährbares Recht betrachtet. 

Die königliche Regierung glaubt in ver That glüdlich genug zu fein, in viefer Auf⸗ 
faffung der Verhältniffe mit den Anfichten beider Höfe in Einklang zu ftehen. 

Unter ausdrücklicher Anerkennung des hoben Berufs von Defterreih, als mächtige 
fien Bunteöglieves, begehrt Preußen für fich Feinen andern Theil an der oberften Lei⸗ 
tung der Bundesgewalt, ald denjenigen, welchen jeine Stellung in Deutjchland und die 
Bedeutung der geiftigen und materiellen Kräfte, die es dem gemeinjamen Vaterlande zur 
Berfügung ftellen kann, der Natur der Dinge nach ihm anweiſen. 

Auch Preußen ift nicht der Anficht, daß die Aufrichtung einer neuen beutfchen Kai⸗ 
ferwärbe zu der Erlangung einer wirklichen und umfaffenden veutfchen Einigung noth» 
wendig fei. N 

Hannover theilt die Befürchtung Preußens, daß dad auöfchliepliche Anftreben ges 
rade diefer Form des an und für ſich nothwendigen Einheitöpunftes, ver wirklichen Er⸗ 
reihung des Zield und der Einigung wefentliche und ſchwer zu überwindende Hinder- 
niffe in den Weg legen winde. Die hannoͤverſche Regierung findet jedoch zu ihrer Bes 
zubigung dieſe Gefahr ſowohl durch Die eigene Willensmeinung Preußens in Betreff 
der Annahme einer ihm anzubietenden veränderten Stellung, als auch durch die in der 
Depeſche vom A. d- M. auögeiprochene Erflärung befeitigt, mittelft twelcher Se. Maje⸗ 
flät der Kalfer von Defterreih und Allerhoͤchſt Deſſen Regierung gegen eine Unterord« 
nung unter die von einem anderen deutjchen Fürſten gehandhabte Centralgewalt Verwah⸗ 
rung eingelegt haben. 

Nach der durch diefe Erklärungen wer deutſchen Großmächte gegebenen Sachlage kann 
das übereinftimmenve Verhalten Hannovers einem Zweifel nicht unterliegen. 

Gin innig deutſches Zuſammenwirken ver beiden großen Höfe zählt die Eönigliche 
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Negierung namentlich zu den Beringungen, welche erfüllt werden müffen, were ie 


übereinftimmend für nothwendig erfannte Verfländigung über die Berfaffungöfeuge gie 
gen foll. . 

Als Aufgabe dieſer Verftänbigung betrachtet Hannover die Bildung einer Eräftigm 
Gentralgewalt für Deutfchland, neben der Erhaltung der den einzelnen deutſchen Staates 
zur Pflege ihrer mannigfaltigen Berürfniffe und Intereffen unentbebrlichen Selbſtſtaͤndiz⸗ 
feit in dem ihnen zu belafienden Kreife ver Wirkſamkeit ihrer Regierungen. 

Um beide Aufgaben nebeneinander Idfen zu koͤnnen, wird als Kaupterforberniß eis 
genaue Negelung ded Umfangs ver Gentralgewalt nach beflimmten Gegenftänden ihre 
Tätigkeit angefehen. Es gereicht ber Löntglichen Megierung zur befondern Genugthuung, 
in der Depeiche vom 4. d. M. die mit ber ihrigen genau barmonirende Anficht amzutre 
fen, daß, je fchärfer Die Scheivelinie gezogen wird zwifchen den, dein gefammten Deutfä- 
land gemeinfamen Intereffen und denen ver einzelnen Theile, um befto ſicherer einem 
Vorwalten der Sonderinterefien wird vorgebeugt merben. 

Wie aber auch die Verfaffung Deutfchlanvs, berathen von den hierzu gefehlid here» 
fenen Vertretern des Volks, fich geflalten möge auf ver Grundlage der zu Frankfurt ge 
faßten Beichlüffe: — fie wird nach der von der Eöniglichen Regierung unabänberlich feR- 
zubaltenden und zu dieſſeitiger Befriedigung mit der des Taiferlich Töniglichen Hofes übe: 
einftimmmenden Anficht rechtögiltig und beilbringend nur vollendet werben Eönnen, wen 
fie ihre Begründung findet im Wege einer freien Vereinbarung mit der zu Frankfun 
a, M. tagenden National-Berfammlung, im Sinne der Bundeöbefchlüffe vom 30. Min 
und 7. April 1848, auf deren Grund die deutſche National-Berfammlung zufammenge 
treten ift, um dad deutſche Verfaſſungswerk zwiſchen dem deutſchen Volke und ven beut- 
fchen Regierungen zu Stande zu bringen. 

Die gegenwärtige Mittheilung wird dem koͤniglich hannoͤverſchen Bevollmächtigten 
bei der proviforifchen Eentralgewalt für die über die Berfafjungsp Angelegenheit von ihm 
abzugebende Erklärung als Richtſchnur dienen. 


In der fächflfchen zweiten Kammer fpricht der Abgeorbnete Kell die unvergeßlichen 


Worte: „Ich fenne die Gründe ber Regierung nicht, aber ich mißbillige fie.“ 


Die Deflau-Eöthner Landftände beichließen, die folgende Erflärung der Staat 


regierung zu genehmigen: Anhalt Deffau und Anhalt⸗Cöthen unterwerfen fih 
den Beſchlüſſen der National-Berfammlung bezüglih der Conflitwirung bed 
deutfchen Reiches, und fprechen dabei bie Ueberzeugung aus, daß die, eine wahr 
bafte Einigung und kräftige Gefammt-Entwidelung Deutſchlands bezweckenden 
Borfchläge Preußens zum Erreihen jenes Zwecks und zur Qöfung ber dabei 
vorfommenben fchwierigen Fragen führen werden. 


Die Feſtung Eflegg wird mittel Capitulation den Truppen bes Feldzeugmeiſter 


Gr, Nugent übergeben (S. 30. Januar). 


In einer Zufammenfunft von Mitgliedern aller Fraktionen der beutfchen Nationak 


Berfammlung erklärt der Abgeordnete Vogt mit naiver Offenheit: „Die Linfe 
fey bei der Oberhauptsfrage Fäuflich, e8 komme nur auf den Preis an, welchen 
man biete.” Leider hat ein fo trauriger Handel wirklich flattgefunden! Zwar 
find wir nicht Hinlänglih in bie parlamentarifhen Geheimniffe eingeweiht, 
um Datum und Bedingungen angeben zu fönnen, wer aber den fpäteren Be 
fchlüffen der hohen verfaflunggebenden Verfammlung mit Aufmerkfamfeit role, 
wird feinen Augenblid an der Thatfache ſelbſt zweifeln Fönnen. 

Beſchluß der würtembergifchen Staͤndelammer: 1) daß fie nur in ber fehen Ber 
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F einigung aller, auch ber oͤſterreichiſch⸗deutſchen Bruberfliämme zu Einem vers 

faffungsmäßig gegliederten Bundesftaat die Einheit des Gefammtvaterlandes, 
bie Freiheit und Wohlfahrt der einzelnen Stämme gefihert halte; 2) daß bie 
Beſchlußnahme über die fünftige Berfaflung Deutſchlands einzig und allein der 
vom Bolf gewählten deutihen National»-Berfammlung zu überlafien fei; 3) daß 
die Kammer das Bertrauen zu der National» Berfammlung hege, fie werde, 
unbeirrt durch ſich ihr entgegenftellende Schwierigkeiten, woher fie auch kommen 
mögen, das große Werk der National: Einigung im Sinne und Geiſt des ihr 
vom deutſchen Volk eriheilten Auftrags zum Ziele führen.‘ 

14. | Die naflauifchen Stände befchliegen das im vorigen Jahre faft einftimmig geneh- 
migte Geſetz wegen progreifiver Einfommen«» Steuer zu fuspendiren, und bie 
Regierung zu erfuchen, daß fie die dabei vorgefommenen Schwierigfeiten ber 
Kammer zur weiteren Beſchlußnahme vorlege. 

14. | Ausfall der umgarifhen Beſatzung von Szegebin, durch herbei eilende ferbifche 
Truppen zurüdgeichlagen. 

15. | Der Herzog von Naflau läßt dem Reichsminifterium erklären: er erblide in ber 
Bildung einer flarfen Sentralgewalt das einzige Mittel für die wirkliche Ein- 

heit Deutihlande, werde feine Regierung dem Reichsoberhaupte bereitwillig 
unterorbnen, und fey überzeugt, daß in ber Erblichfeit von beffen Würde bie 
ſicherſte Garantie für Deutfchland Liege. 

16. | Erflärung des königl. baierfchen Bevollmächtigten an das Reicheminifterium: 
„Der unterzeichnete königl. baierſche interimiftifche Bevollmaͤchtigte hat die Cir⸗ 
eularnote des Reicheminifterium vom 28ften v. Mts. der Föniglichen Regierung 
in Borlage gebracht, und beehrt fih nunmehr, im Auftrage derfelben, bem 
Herrn Präfidenten des Reichsminiſterraths deren dankbare Anerfennung für das 
zur Förderung des beutihen Verfaſſungswerkes bethätigte Entgegenfommen 
auszubrüden, und nadfolgende Ermwiederung abzugeben. 

Die baierfche Regierung hat das Bebürfnig einer Berftändigung der deut⸗ 
fen einzelnen Staaten unter fich feit dem Beginne der Arbeiten der National= 
Berfammlung tief empfunden. Sie hat dieß ſchon im Monate Mai vorigen Jahres 
und feitbem wiederholt durch dringende Aufforderungen an die verbünbeten 
Regierungen bethätigt, welche feinen andern Zwed hatten, ald burdy eine rechts 
zeitige Einigung über die Hauptpunfte der fünftigen Verfaflung auch ihrerfeits 
zu befehleimigter praftifcher Begründung des von ganz Deutfchland heiß erfehns 
ten Einigungswerfes, den Bemühungen der National: Verfammlung fördernd 
entgegenfommen zu fönnen. Wenn das Reihöminifterium zu dem Schritte, 
welchen es fämmtlihen deutfchen Staaten gegenüber zu thun für gut fand, 
durch den augenblidlichen Stand der Verhandlungen über die VBerfaflungsfrage 
fi) befonders veranlaßt fah, fo Tann die baierfhe Regierung der hierdurch 
fundgegebenen Anfiht nur vollfommen beipflichten. Der Zeitpunft zwifchen ber 
erften und zweiten Leſung bed Berfaffungs- Entwurfs erfcheint auch ihr als 
der geeignetfte zu ber durch eine gegenfeitige Verfländigung zu erreichenden 
Vereinbarung zwiſchen ben einzelnen Regierungen und der National Berfamms 
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lung, und Baiern wird nicht anſtehen, feine Erinnerungen gu biefem Zuck 
mit moöglichſter Beichleunigung nach Frankfurt gelangen zu laſſen. Es wa 
aber durch das Anftreben dieſes fo nothwendigen Einverfländniffes nicht cim 
ein Hemmniß, nicht ein Hinausſchieben der gerechten Erwartungen der Natin 
fih ergeben, wohl aber die ficherfte, die allein dauernde und feſte Grundig 
bes deutſchen Berfaflungswerfes. 

Diefes vorausgeihidt, wird es hier genügen, bie ueberzeugung ſchon jr 
anszufprechen, dag nur eine, ganz Deutſchland in allen feinen Beſtandtheilen y 
einem Bunde verbindende und daher Defterreich weder ausichliegende, 4 
in bie Sonderftellung eines weitern Bundesverhaͤltniſſes hinausbrängende Im 
fafjung dem mächtigen Streben nad Einigung und nad Kräftigung des bes 
fhen Gefammtvaterlandes entfprechen werde, daß bagegen, wie biefes in is 
Note der preußifchen Regierung vom 23ften v. M. ausgefprochen it, auf weik 
auch ber Erlaß des Reichdminifteriumd Bezug nimmt, — „bie Aufricu 
einer neuen beutfchen Kaiferwürde zu der Erlangung einer wirklichen umfele 
den deutſchen Einigung nicht erforderlich ſei,“ dag vielmehr hierdurch ber db 
feitig gewünſchten Einigung ein umbefiegbares Hinderniß entgegengeftellt mirk 

Der Unterzeichnete hat die Zuſicherung erhalten, daß ihm in Fürzefter za 
fperiellere Inftructionen für feine Theilnahme an den über das Berfafjungdeel 
zu pflegenden Berathungen zugehen werben. Wobei bemerft worden if, m 
bei Abfaſſung berfelben die Föniglihe Regierung von dem oberften Grundig 
ausgehe, daß zur Erreichung bes gemeinfamen großen Zweckes mit aufrictigt 
Hingebung Opfer zu bringen find, eine Beeinträchtigung der Serbfftändigl 
und inneren freien Bewegung ber einzelnen Glieder des großen Ganzen akt 
in nicht höherem Maaße einzutreten habe, ald zur Erreichung jenes Ziels cm 
wahrhaften Einigung und Fräftigen Gefammtentwidelung in ber That ae 
berlich if.” 

16. | Der Timburgifche Bevollmächtigte theilt dem Reichsminiſterium als Antwort ei 
deffen Circular vom 28. Januar, eine unterm 12. Februar von ber fimkl 
nieberländifchen an die Fönigl. preußifche Regierung erlaſſene Note mit: 

Der Herr Graf von Koͤnigsmark hat die Gefälligkeit gehabt, mir eine Note v6 
23. Januar mitzutheilen, welche ich dem Könige vor Augen gelegt, und wurd wi 
der koͤniglich preußifche Minifter ver auömwärtigen Angelegenheiten, unter Auseinander 
fegung der Anfichten feiner Regierung über die Grundlagen einer fünftigen Organiir 
tion des deutfchen Bundes, die Eröffnung macht, daß er dem Eöniglich preußiſchen be 
vollmächtigten zu Frankfurt Inftructionen über diejenigen DBeränberungen habe zufr 
men laſſen, welche das Berliner Eabinet in dem Entwurfe der Verfaſſung des beutihe 
Bundesſtaates gern vorgenommen fehen möchte. Diefelbe Note hat außerdem ben Zink, 
die anderen Neglerungen aufzufordern, gleichfall8 ihre Bemerkungen und Wuͤnſche i 
Betreff dieſer Angelegenheit ihren Bevollmächtigten bei der Centralgewalt zu eräffen. 
Der König hat von der obgedachten Mittheilung mit al’ demjenigen Intereſſe Kenntsi 
genommen, welches die Wichtigkeit des Gegenftandes erfordert. Da die National-Gr 
fammlung rüdfichtlih der jetzigen Lage des Herzogthums Limburg in feinen Bezieher 
gen zu Deutſchland Schwierigkeiten erhoben hat, deren Löfung biplomatifchen Berka | 
lungen vertehelhn iſt, — fo wünfchen Seint Majeſtaͤt ih Glac, ee Die preuſhe 
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Megierung die ausnahmsweiſe Stellung dieſes Herzogthums hat anerkennen wollen, in⸗ 
dem fie daſſelbe in gewiſſen Beziehungen auf diefelbe Linie mit Oeſterreich und Daͤne⸗ 
mark gejegt bat, — woraus erfolgt, daß Limburg, welches einen integrirenden Theil 
des Königreiche der Niederlande ausmacht, niemald durch eine andere Verfafjung, als 
diejenige dieſes Königreich®, regiert werden Tann, — und daß Seine Majeftit, Hoͤchſt⸗ 
welche für dieſes Herzogthum in die für Deutichland vorgeichlagene Verbindung eines 
Bundesſtaates nicht eintreten fönnen, gern einer weniger innigen und weniger engen 
Bereinigung beitreten werben, ſowie eine jelche gleichfalls durch die obgebadıte Note vor⸗ 
geichlagen wird, indem die Verwirklichung dieſes Projektes die zu Frankfurt entftandenen 
Schwierigkeiten gänzlih) aus dem Wege räumen, und für das Herzogthum Limburg 
feine Beziehungen zu dem deutichen Bunde aufrecht erhalten würde, wonach bafjelbe mit 
denjenigen Verpflichtungen belaftet bliebe, welche der Bund feinen Müglichern auferlegte, 
um fich gegenfeitig ihre Unabhängigkeit zu verbürgen und die innere und äußere Sicher« 
heit der Bundeöftaaten zu erhalten. 

„sh erſuche Sie, Herr Varon, dad Vorſtehende zur Kenntnig des Berliner Cabi⸗ 
netd zu bringen und daſſelbe zu benachrichtigen, daß der niederlaͤndiſche Bevollmaͤchtigte 
zu Sranffurt mit Inftructionen in dem oben angebeuteten Sinne verfehen worden iſt.“ 


Minifter Stüve in der hannoverfchen zweiten Kammer: „Wenn nun ein Kaifer 
befchlofien wird, und Preußen nimmt biefe Würde nicht an, fo fällt Frankfurt 
ganz darnieder.“ Eine Prophezeiung, und zwar eine eingetroffene! 

Die drei Fractionen der Iinfen Seite in der deutfhen Nationals Berfammlung 
wählen ein Coalitione-Comite (S. 14. Februar), zu deſſen Mitgliedern Vogt, 
Ludw. Simon, Schüg, Eifenftud, Raveaux gehören. 


Schreiben der Fönigl. preußiichen Regierung an ihren Benollmächtigten bei ber 
Gentralgewalt. 


„Durch die Circular⸗Depeſche vom 23ſten v. M. Hat die Meglerung Sr. Majeftät 
des Königs ven Weg bezeichnet, auf welchem, ihrer Ueberzeugung nach, bie burch bie 
Lage Deutſchlands dringend geforderte Vereinigung über das in Frankfurt berathene 
Verfafſungswerk erreicht werben koͤnne. Dieſer Weg iſt der der Verſtaͤndigung, ſowohl 
der Regierungen unter ſich, als mit der deutſchen National⸗Verſammlung. Der Vorſchlag 
Preußens hat ſich der faſt ungetheilten Zuſtimmung der verbundeten Regierungen zu er⸗ 
freuen gehabt, und die große Mehrzahl derſelben hat ſich in den hierher gelangten Rück⸗ 
äußerungen bereit erklärt, durch ihre Bevollmächtigten in Frankfurt auf eine gemeinſchaft⸗ 
liche Berathung einzugeben.” | 

„Ew. Excellenz jind über die Hauptgefichtöpunfte, von denen Die Königliche Regie⸗ 
rumg auögeht, bereits mit Inftruction verfehen. Nachdem nunmehr durch die Mittheilung, 
welche ver Reichsminifler Sreiberr von Gagern unter dem 2Bften v. M. an Ew. Excel⸗ 
lenz gerichtet bat, die in beglaubigter Form auögefertigten Beſchlüſſe der deutſchen Natio⸗ 
nalsVerfammlung über vie Berfaffung hierher gelangt find, bat das Königliche Stantd- 
aniniftertum jich zur Pflicht gemacht, diefelben einer forgfältigen Erwägung zu unterwerfen. 
Ich bin in Folge deſſen in den Stand gefegt, diefenigen Bedenken und Abänderungsvor- 
ſchlaͤge, welche aus den Verathungen veffelben hervorgegangen find, an Ew. Ercellenz 
gelangen zu lafien, um viefelben mit den Bevollmächtigten der übrigen Regierungen be⸗ 
fprechen und jolche demnächſt dem Neihöminiftertum vorlegen zu können. 3 gereicht 
mir dabei zur großen Genugthuung, aus den Berichten Em. Excellenz zu erſehen, daß 
diefelben fchon jegt in den weientlichften Punkten mit denjenigen Ergebnifien übereinftimmen, 
welche die bisherigen Beiprechungen Ew. Excellenz. mit einer nicht Fleinen Anzahl ver 
Bevollmächtigten in Brankfurt Herausgeftellt haben. Das Staatd-Miniftertum hat biefen 
Berathungen bie vollite Berückſichtiguug zu Theil werden laſſen, und ich darf mich daher 
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um fo mehr zu ber Hoffnung berechtigt Halten, daß durch die weiteren Beh 
unter Feſthaltung der angebeuteten Principien, das erfreulidhe Ziel einer umfa 
Einigung und Uebereinftimmung werde erreicht werden. Indem ich dieſe Beer 
Borfchläge mittelft befonberer Inftruction Em. Excellenz zufertige, Habe ich mic 
genwärtigen über die Gefichtöpunfte auszuſprechen, melche bei ver Behanblung 
Viegenden Hochwichtigen Angelegenheit im Ganzen für die Königliche Regierun— 
leitend geweſen find und es ferner bleiben werben. 

„Die Königliche Regierung erkennt als oberfim Grunvfag an, daß das 
Berfaffungswert nur durch die freie Zuftimmung der dabei betheiligten Regierur 
glltig zu Stande Tommen Tönne. Indem fie dieſes Recht in vollſtem Maße ſich 
ertennt fie e8 auch für alle übrigen Bundesglieder gleichmäßig und ohne Ausna 
tie fie Died bereits früher ausgefprochen hat. 

„Ste wünfcht ferner nicht® aufrichtiger und Iebhafter, als daß die neue Ve 
des deutfchen Bundes alle veutfchen Stämme mit einem flarten und innigen Ba: 
ſchlingen und fie zu einem großen Ganzen geftalten möge. Ste Ift durchdrun 
der Ueberzeugung, daß die Erhaltung des engen, durch Jahrhunderte befeftigten 
welches Defterreich mit dem übrigen Deutichlann verfettet, für beide Theile ein 
und unentbebrliches Bedürfniß ſei. Sie will daſſelbe in Teiner Weiſe gelockert, 
gekräftigt und befeftigt wiffen. Sie begegnet in dieſem Punkte vollfländig den Gefin 
welche die Kaiferliche Megierung in ihrer hierher mitgetbeilten Depefche vom Ater 
an ihren Bevollmächtigten bei der Gentralgewalt ausgeſprochen hat. 

„Benn fie zugleich nicht verkennt, welche Schwierigkeiten die eigenthinnlich 
häftnifje und Bebürfnifie der veutfchen Provinzen des Kaiferftanted, im Zuſamm 
mit denen der Geſammt⸗Monarchie, der Feflftellung Ihres Verhaͤltniſſes zu dem 
gründenven Bunde entgegenftellen, fo zweifelt fie doch nicht an einer glücklichen 
derſelben, und fie glaubt ſich durch ben Inhalt der obgedachten Note zu ver Er 
berechtigt, daß die Kaiſerliche Regierung mit beftimmten Vorfchlägen hierüber ve 
gen verbünbeten Regierungen und ber National= Berfammlung entgegenlonmen 
Sie wird es ſich zur Pflicht machen, ſolchen Vorfchligen ihrerfeitö in dem oben a 
teten Geiſte zu begegnen. 

„Bon biefen Borfchlägen, fo wie von den Erklärungen, welche andere mitver 
Megierungen, welche fi noch nicht außgefprochen haben, abgeben werben, muß n 
auch die letzte Entichließung der Negierung St. Majeftät des Königs abhängig 

„Inzwiſchen erachtet es dieſelbe für dringend gebotene Pflicht, ſich ſchon jek 
ihrem Standpunkt aus, über den vorliegennen Verfaſſungs⸗Entwurf auszufprecher 
Lage Deutfchlands fordert eine baldige Entſcheidung. Alle wahren Freunde des 
landes erkennen die Nothwendigkeit der endlichen Befeitigung ded gegenwärtigen ung 
Zuftandes, der Errichtung eines ſtarken Einheitöpunttes, an den bie Schwachen | 
lehnen, um ven die erbaltennen Elemente ſich ſchaaren können. 

„Die Verhinderung einer gänzlichen Auflöfung der ſchwaͤcheren Staatskoͤrp 
des immer weiteren Umfichgreifend innerer Zerftörung jetzt noch Ichensfähiger El 
die Ruhe und der Friede Deutſchlands Hängen davon ab. Die Befriedigung bief 
dürfnifies kann nicht von ungewifien Eventualitäten abhängig gemacht, nicht in unbe 
Berne binaußgefchoben werben. 

‚Inwieweit Preußen dazu beizutragen Bereit ift, barlıber mill die Regieru 
Mojeftät des Königs keinen Zweifel beftehen laſſen. 

„Sie iſt aus freier Entfchließung bereits durch die Proclamation Sr. Majef 
Könige vom 18. März v. I. mit der Erklärung vorangegangen, daß fie der Un 
tung bed deutfchen Staatenbundes zu einem Bundesftaat ihre Kräfte twiomen wolle 
hat ſeitdem in dieſem Geiſte gehandelt, und fie wird diefem Beſtreben ferner getreu | 

„Preußen bedarf dieſes Bundesſtaates nicht um feiner felbft willen. Gelne 
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feine flaatliche Conſiſtenz, feine Traditionen geben ihm mehr als den meiſten anderen 

Stastötärpern Deutſchlands die Fähigkeit, ſich felbft genügen, noͤthigenfalls für fich be⸗ 

barren zu können. Vergroͤßerung au Macht ober Einfluß fucht ed nicht. Wenn es den 

Bundeöftaat feinerfeite will, fo will es ihn nicht um feiner felbft, fonvern um Deutfch« 

lands willen; die Opfer, die es demfelben bringt, bie Laften, die es übernimmt, trägt es 

um ber Geſammtheit willen. 

„Bon diefem Standpunkt aus bat die Regierung Er. Majeflät des Königs ben 
vorliegenden Berfafiungsentiwurf geprüft. 

„Sie glaubt, daß derſelbe im Wefentlichen die Grundlagen und Bebingungen eines 
Eräftig und den Anforderungen ver Zeit gemäß geftalteten Bundesſtaats enthalte. 

„Die Abänderungsvorfchläge, welche fie Em. Excellenz zukommen läßt, find weſent⸗ 
Id aus der Veberzeugung herporgegangen, daß es darauf anfomme, 

1) die Gompetenz der Bundesgewalt genauer zu begränzen, innerhalb dieſer Competenz 
aber ihr eine kräftige Handhabung zu fichern. 

2) Die Eriftenz der Einzelftaaten als felbfifländige Organismen möglihft zu wahren 
und fie nicht weiter zu befchränten, ald zur Erreihung der weientlichen Bedingungen 
des Bundesſtaates nothwendig ifl. 

„Eine Centraliſation, welche über den Bundesſtaat hinaus in den Einheitsſtaat füh⸗ 
ren wuͤrde, muß nach der Ueberzeugung ber Königlichen Regierung als weder nothwendig, 
noch den wahren Bedürfniſſen Deutſchlands entſprechend, dem Werke der Einigung aber 
hinderlich und gefährlich, durchaus vermieden werben. Hingegen ift die Königliche Re⸗ 
gierung aber auch der Anficht, daß den einzelnen Kürflen und Staaten nicht zugemuthet 
erden Eönne, einem großen Theil ihrer Selbfiflänvigkeit zu entfagen, anders als zu 
Gunſten einer wirklich ſtarken Gentralgewalt, welche durch kraͤſtigen Schug bie Opfer 
erzielt, welche fie forbert. 

„Die Königliche Regierung hofft, daB die Erklärungen und Vorſchlaͤge, melde Ew. 
Ereellenz biernady in deren Namen abgeben werben, fowohl bei den Regierungen als 
bei der National-Berfammlung eine günftige Aufnahme und eingehende Ertwägung ſin⸗ 
den, und daß fie dad Werk ver Verftändigung fördern werben. | 

„In Uebereinftimmung mit dem Eingangs auögefprochenen Grundſatze enthält bie 
Königliche Regierung fich beftimmter Vorfchläge über bie 66. 1—2 des erſten Abſchnit⸗ 
tes, welcher den Titel „das Reich” trägt. Sie glaubt, das die Beſtimmung darüber, 
welche Territorim den Bundesſtaat Hilden, erft dann formulirt werben koͤnne, wenn feſt⸗ 
geſtellt fein wird, welche Länder Deutichlands dem Bundesſtaat beitreten wollen. Eben 
fo glaubt fie, daß das Verhaͤltniß derjenigen Bunbeötheile, deren beſtehende Verbindung 
mit außerdeutſchen Staatskoͤrpern beſondere Modalitäten erforbert, erſt dann geregelt wer⸗ 
wen koͤnne, wenn bie beſonderen Bedingungen ihres Beitritts, welche Gegenſtand weiterer 
Verhandlungen bleiben müͤſſen, feſtgeſtellt ſein werden. Sie haͤlt für durchaus nothwen⸗ 
dig, daß Feine praͤjudiziellen Beſchluſſe gefaßt werden, welche dieſe Einigung erſchweren 
oder ausſchließen. 

‚sn Betreff des Abſchnitts, welcher von der Geſtaltung der oberſten Erecutiv⸗Behoͤrde 
des Bundesſtaats handelt und den Titel „das Reichsoberhaupt“ führt, muß fich vie 
Königliche Regierung ebenfalld beſtimmter Erklärungen für jegt noch enthalten, und zwar 

um fo mehr, ald auch die Beſchlüſſe ver National-Berfammlung in dieſem Punkte nicht 
zu einem vollfländigen Nefultat geführt haben, Sie betrachtet dieſen Theil der DVerfaf- 
fung indbefonbere als abhängig von den Erklärungen und Vorſchlaͤgen, welche von ben 
mitverbündeten Regierungen, die fich hierüber noch nicht geäußert haben, zu erwarten find. 

„Die Geſichtspunkte, von denen die Königliche Regierung ausgeht, hat fie bereits 
in der EirculareDepefche vom 23. v. M. angedeutet. 

„Indem nun die Königliche Megierung ſich über die übrigen Verfafjungs-Abfchnitte 
ausfpricht und ihre Abanderungs⸗Vorſchlaͤge vorlegt, bezeichnet fie damit wie Bedingungen 
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und @rängen, Innerhalb deren fie felhft und von ihrem Standpunkte aus den Burke 
ſtaat für realifisbar erachtet und ihm beizutreten bereit iſt. Ste verkennt dabei nit, Ni 
bie noch vorbehaltenen Erklärungen ver übrigen Megierungen die Nothwendigkeit herbe⸗ 
führen Eönnen, das Verfaſſungswerk In weſentlichen Punkten umangeftalten. 

„Inſofern die ferneren Verhandlungen eine ſolche Nothwendigkeit ergeben follten, ka 
die Königliche Regierung Ew. Excellenz nur noch darauf aufmerffam zu machen, dij 
fie. ihre Erklärungen über den Entwurf als über ein Ganzes abgegeben, und daß, fal 
weentlihe Borausfegungen, auf denen dieſes Ganze beruht, hinweggenommen ober me 
bifleirt werben follten, danach auch Ihre fchließtichen Erklärungen fi) werben änbern w 
vorbehalten bleiben müflen. 

„Ew. Excellenz wollen viele Inftruction den von Ihnen über die Berfaflungsfu 
abzugebenden Erklärungen zum Grunde legen, und ermädhtige ich Sie, diefelbe dem Fr 
fidenten des Meichöminifteriums mitzutheilen. 


16. | Die aufrüpreriihen Szedier überfallen und erobern Schaesburg (Siebenbürgen) 
17. | Einfimmiger Beſchluß der Kammer der Neihsräthe von Baiern: fie folge bes 


Gebot der Pfliht und Ehre, indem fie für Deumfchlands mie für Baiem 
Wohlfahrt und Beftand einerfeits fih gegen die Rostrennung Oeſterreichs an 
dem deutſchen Bundegreiche, andererfeits gegen die Errichtung eines preußilke 
Kaiſerthums ausſpricht. — Die etwas herbe Faſſung diefes Beſchluſſes fon 
wohl dem Fönigl. preußifchen Gefandten zu einer Reclamation, namentlich we 
gen des Wortes: Ehre veranlaflen, indeß wurde die Angelegenheit auf vertrar 
lihem Wege erledigt. 


18. | + Prinz Waldemar von Preußen, zu Münfter. 
18. | Der babifhe Bevollmäditigte theilt dem Reichs-⸗Miniſterium folgende Bemerfungn 


und Wünfche feiner Regierung hinfichtlich des Entwurfs der Reichsverfaſſung mit. 


Das Neih und die Reichsgewalt. Es wäre zu wünfchen, daß noch zwei db 
gemeine ſchützende Beitimmungen aufgenommen würben, 

1) das Reich könne keine Gefeße für einzelne Staaten, fondern nur folche für w 

Gefammtheit geben; 
2) weder ein Meichögefeß, noch ein Geſetz eines Ginzelftaates dürfe rückwirkende Huf 
haben, d. 5. bereit erworbene Mechte wieder aufheben oder beſchränken. 

6. 25 und 26. Es liegt fein Grund vor, die Eleineren Flüffe, die nicht einmal fif- 
bar, fondern nur etwa flößbar find, ver Reichsgewalt zu unterwerfen. Es ſollte hir 
nur bon den KHauptflüffen, die für den großen Verkehr dienen, die Rede fein. 

In Abfchnitt 1 des $. 26 foll daher flatt „Flüffe” geſagt werden „Hauptflüſſe“. 

Der Abſatz 2 des $. 26 foll weggelafien oder fo gefaßt. werben, daß bei allen sm 
den Flußzoͤllen frei erklärten Sauptflüffen für die Aufhebung dieſer Zölle eine billige 
Vergütung vom Weich geleiftet werde. — Ob diefe Flüffe mehrere Staaten ober mu 
einen Staat durchſtroͤmen oder begrenzen, iſt gleichgiltig;, jedenfalld wäre es ganz font 
bar, wenn die obenliegenden Staaten die untern zu entfchäbigen hätten, während doch 
die Aufhebung der Flußzoͤlle nur dem allgemeinen Verkehr nach allen Richtungen zu 
gut kommen würbe, und zwar den entfernter gelegenen, den Fluß nicht mehr berühren 
ben Staaten noch mehr, ald dem oberiten am Fluſſe liegenden Staat, der ja auch feinm 
eigenen Flußzoll verliert. 

Wird vom Meiche für die Flußzoͤlle Feine Vergütung geleiftet, fo ſoll dafſelbe wenig 
zur Offenhaltung bed Flußbettes einen Beitrag leiften. 

Sinfichtlich der Unterhaltung und Mectification des Rheines an der franzöſiſchen Gem 
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hat Baden einen Vertrag mit Frankreich, in welchen das Reich an bie Stelle von Ba⸗ 
den einzutreten hat. 

$. 30. Wenn dad Reich Eifenbahnen anlegen, bewilligen, durch Enteignung erwerben 
und felbft betreiben darf, fo giebt dieß eine Reich s wirthſchaft, welche außer der Gefaͤhr⸗ 
bung einzelner Ränder, ſchon an und für fich noch weniger taugt, als bie Wirthichaft 
eines Staate3. 

Auf dieſelbe unnöthige Weife würde durch die Anlage von Landſtraßen durch Das 
Reich ($. 32) die Selbſtſtäͤndigkeit der einzelnen Staaten ungebührlich beſchraͤnkt. 

$. 34. Am bedenklichſten ift, daß das Reich Productions⸗ und Verbrauchsſteuern 
für fich einführen, ober vorhandene an fich ziehen Tann. Die Laſt für Die Geſammtheit 
wärbe nur auf diejenigen Staaten fallen, welche den Gegenftand produciren, bezüglich 
auf diefenigen, welche unverhältnigmäßig mehr davon confumiren. 

Am fchlimmften wäre e8, wenn etwa auf ven Wein oder das Salz eine ſolche ‘Pros 
buetiondfteuer gelegt würde. Sie würde, was den Wein betrifft, Baden In einem das 
Verhälmiß feiner Bevölkerung zehnfach überfleigenden Maße beläftigen. — Eher wäre 
noch eine Verbrauchäfteuer auf den Tabad gerechtfertigt. Derfelbe ift blos Luxuogegen⸗ 
fand, und wird doch in allen Ländern bebeutend verbraucht, wenngleich in Baben auch 
in höherem Grave. 

Man muß daher darauf Hinwirfen, daß der ganze 6.34 weggelaflen werde, und nur, 
wenn dieß durchaus nicht ginge, müßte verlangt werden, ihn fo zu faflen, daß gemein- 
ſchaftliche Productions⸗ und Verbrauchäfteuern nur Infofern eingeführt werden können, 
als daron die fämmtlihen Staaten auf eine annähernd fi ausgleihende 
Weiſe getroffen werden. 

$. 37. Die Beſchraͤnkung ber einzelnen Staaten, Broburtionde und Verbrauchöfteuern 
für fich oder für einzelne Gemeinden einzuführen, ift durchaus grundlos. 

Nur Hinfichtlich der Gegenftänve, welche vom Auslande eingeführt werden und einen 
Reichözoll bezahlen, Eönnen eva die einzelnen Staaten in Auflegung von Verbrauchs⸗ 
fteuern beſchraͤnkt werben. 

Es ift daher auf Weglaffung dieſes Paragraphen oder eventuell auf die letztere Beſchraͤn⸗ 
tung binzwrirfen. 

F. 42. Die Uebernahme der Poften auf das Meich würbe einerfeitß einen viel größe 
ren Aufiwand veranlafien, und andererſeits einzelne Staaten, die eine vortheilhafte Lage 
haben, verkürzen, auch wegen Ausdehnung des Boftenbetriehes in den verſchiedenen Staa⸗ 
ten jehr viele Meclamationen und unbillige, ungleiche Behandlung veranlaflen. 

Es ift daher auf Weglaffung dieſes Artikels hinzuwirken. 

$. 46. Es wird nicht die Meinung fein, einzelne Staaten zu hindern, auch ihrerfeits 
Banken anzulegen. Wollte man diefe Beichränktung haben, fo koͤnnte fie ſich doch nur 
auf ſolche Banken beziehen, welche Banknoten ausgeben. 

$. 49. Da hier das Auflegen von Neichöftenern neben ven Matrieularbeiträgen ges 
nannt if, fo fcheint Die Meinung vorzuliegen, daß das Meich auch eigene Steuern direct 
bon den einzelnen Steuerpflichtigen erheben koͤnne. Diefes wäre aber nicht nur koſtſpie⸗ 
lig, fondern würde auch einen Einheitäftaat und nicht blos einen Bundesſtaat vorausfeßen. 

Hinfichtlich der Zölle ift etwas Beſonderes beftimmt; was aber directe Steuern betrifft, 
fo follte die Reichsgewalt nie einem Steuerpflichtigen unmittelbar gegenüberftehen, ſondern 
fi) nur an die einzelnen Staaten halten, von ihnen die Matricularbeiträge erheben und 
ihnen überlafien, wie fie die Summe beibringen wollen: 

„Es follte alfo hier nur heißen: die Meichögewalt bat das Mecht, injoweit bie 
fonftigen Einkünfte nicht ausreichen, Matricularbeiträge von den einzelnen Staa⸗ 
ten zu erheben.” 

Der Reihötag. $. 3. Die fündeutfchen Staaten find (gegenüber den norddeutſchen) 
verkürzt. Oeſterreich, Balern, Wurtemberg, Baden, Darmſtadt, Naſſau ımb Frankfurt 


56 18, Februar. 18. 


haben mit einander nur BI, die übrigen (morbbeutfchen) Staaten aber 95 Stimme. 
befiern Ausgleichung follte daher 
Defterreich weitere: A Mitgliever, 
Baiern = 4 = 
un Baden - A = 
10 Mitglieder 





erhalten. 

Die ſüddeutſchen Staaten hätten dann 91 und bie norbdeutfchen 95 Stimmen, 
der Unterfchien nicht mehr fo groß wäre. Der Unterfchied kommt ohnehin dahen 
man den Eleineren norddeutſchen Staaten verhältnigmäßig mehr Stimmen, ale a 
Bevölkerung trifft, gegeben hat. Darum darf man aber auch zwiſchen Defterrei 
Preußen keinen Unterfchied machen, und auch Baiern gegen Beide nicht fo weit zurü 

Was Baden betrifft, fo ıft es das einzige, welches im Vergleich zu ven ihm vo: 
den drei Fleineren Königreichen pünktlich) nur nach dem Berhältniß der Bevölkeru 
dacht ift, indem feine Bevölkerung vier Fünftel von der Bevölkerung dieſer Kön 
ausmacht. Alle andern find aber nach dem Verhaͤltniß der Bevölkerung, gegenül 
größeren, befler bedacht. 

6. 19. Der Abichnitt 2 follte wegbleiben, weil er nichts nüßt und nur die A 
der Monardie ſchwaͤcht. 

Sofern e8 bei den 66. 30 und 42 „vom Reiche und der Reichsgewalt“ verbleib 
bier die Uebernahme der Poften und Eifenbahnen auf dad Reich ausprüdlich un 
jenigen Gegenftände aufgenommen werben, für welche die Zuftimmung ded Wei 
nothwendig iſt. 

Reichsgericht. Daß Klagen wegen Verlegung ver Grundrechte oder anderer I 
gefeße an dad Reichs gericht kommen, ift natürlich. 

Ebenſo ift auch nichts zu erinnern, daß ftänpifche Anklagen gegen die Mini‘ 
Einzelftanten wegen Verlegung der Landes⸗Verfaſſung, und jelbft, daß Klagen e 
Staatdangehöriger wegen Aufbebung oder verfaffungswinriger Veränderun 
Landesverfaſſung vor dad Neichögericht kommen Fönnen. 

Was aber Klagen oder Beſchwerden einzelner Staatdangebörigen wegen bebi 
Berlegung der Landed-Verfafiung bezüglich verfaffungsmäßiger Rechte betrifft, | 
men fie in jedem Staat auf bie grunblofefte Weife bei den Stänveverfammlur 
Ueberzahl vor. Derlei Beichwerven gehören vor die Ständeverfammlung di 
zelnen Staates, und nur wenn diefe fich der Beichwerde annimmt und Feine 
erlangt, mag fie nah $. 2 k gegen die Minifter bei dem Meichögericht Elagen. 

In $. Ze follten alſo diefe Worte „Verlegung oder” weggelafien werten. 

Neihöoberhaupt. Baden hat ſich bereitö im Allgemeinen über die Ober 
frage erklärt. Zu welcher Form es auch kommen möge, fo muß Baden auf dad 
Mitwirkungsrecht, wie die mittleren Eöniglichen Staaten Deutfchlands, Anfpruch 


18. | Aus einem Privatichreiben des Fönigl. hannoverfchen Minifterse Stüve: „Je 
Dir heute nur erwiedern, daß meiner Anficht nad dad Ende unferes VD 
riums unwiderruflich feflfteht, wenngleich noch einige Tage, mögen e 
noch ein paar Wochen jein, hingehen werden, bis die Sachen fich wieder | 
Unter Denen, felbft in der erſten Kammer, die für die Commiſſion flü 
find fehr wenig, die nicht dem Grundfage, dag man fich Franffurt unter 
müfle, ihren Beifall gezollt hätten. Das können wir nicht, es hieße p 
vitam vivendi perdere causas! Die Zeit der Halbheiten ift vorüber 
ed wenigftens feyn, wenn unfere Zuftände fich halten follen, und wir 
dem Lande, glaube ich, keinen befieren Dienſt Ieiften, als indem wir ihr 
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Wahrheit einleuchtend vor die Augen halten. Wollen wir jet uns, wie ber 
beliebte Ausdruck if, auf den Boden der Thatfachen fiellen, fo würde man Dafs 
felbe von und glauben, wenn einmal die Thatfachen anders geworden find. 
Auf den Boden der Thatfachen Tann fi nur der Revolutionair und der Res 
actionair fielen, wir nicht. Unſer Wunſch if jest, ein Minifterium gu Stande 
zu bringen, das in unferem Sinne fortarbeitet, und die Frankfurter Sache tali- 
ter qualiter anerfennen zu koͤnnen glaubt. Wir find bereit demſelben zur Seite 
zu bleiben, e& bei Durchführung unferer Pläne zu unterflügen und fo das Land 
vor einer Erjchütterung zu bewahren. Ob ein folder Plan ausführbar ift, weiß 
ih noch nicht; es iſt aber das Einzige was und noch zum Guten führen kann. 
Man muß in allen diefen Dingen mit völliger Ruhe und fihern Entfchloffens 
heit zu Werke gehen, und das Weitere Gott anheim flellen. Für unfere Per⸗ 
fonen iſt jedenfalls dieſe Wendung die erwünfchtee: Denn Jeder, der heuti⸗ 
gen Tages halbweg mit Ehre von den Staatsgeichäften wegfommt, iſt glüdlich 
zu preifen, und in unferem Lande nicht weniger als anderswo. Große, fehr 
große, ja berghohe Schwierigkeiten Liegen ja jebenfalld noch vor und. Der 
König hat eine fchriftlih motivirte Erflärung von und verlangt, die wir ihm 
morgen geben, zugleich aber auch die Sachlage in der Kammer erflären werben. 
Inzwiſchen haben Sachſen und Baiern fih für Defterreih erklärt, und Camps 
haufen foll erklärt haben, Preußen wolle die Kaiferfrone nicht, in Folge davon 
aber — natürlihd — Mobdification der Verfaſſung. Nach Berliner Nachrichten 
hofft man ſich mit Defterreich zu einigen; Gott gebe es! Denn meiner Anficht 
nach giebt's nur bie Chancen: Entweder Frankfurt fiegt — durch bie rothe 
Republif. Das ift wohl nicht wahrfcheinlih. Oder Oeſterreich und Preußen 
einigen fih a) mit Frankfurt zur Unterdrüdung der Kleineren. Das ift au 
faum möglih; oder b) unter einander allein zu gleichen Zwecken, was ich nicht 
glaube und Feine Dauer verfpricht; oder c) mit Frankfurt zu erträglichen Din- 
gen, das gebe Gott! inigen fie fich nicht, fo ift der Bürgerkrieg in ber Nähe 
oder in ber Ferne gegeben.’ 

Staatögrundgefeg für das Großherzogthum Oldenburg. 

Die zweite Kammer der hannoverſchen Stände befchließt zu beantragen: 1) Zur 
Befeitigung aller etwaigen Zweifel, die Grundrechte, fo wie die Reichs⸗Geſetze 
überhaupt, durch Die Gefegfammlung zur allgemeinen Kenntniß zu dringen und 
für deren örtliche Veröffentlichung Sorge zu tragen, fo weit Died noch nicht ges 
heben fein follte. 2) Die Gefege, die zur weiteren Ausführung der Grund⸗ 
rechte den Einzelftaaten überlaffen find, den Ständen alöbalb vorzulegen. — 
Gegen die Wünfche des Minifteriums, welches eine vorherige genaue Prüfung 
ber Grundrechte, und Bergleihung bderfelben mit dem beftehenden Rechte für 
nothwendig erklärt hatte. 

F. M. L. Hainau überfchreitet mit einer Brigade den Po und rüdt nad Ferrara, 
um die Einwohner für ihre vielfachen Vergehen gegen Oeſterreich, und Ber: 
legungen bes mit dem Fürften Liechtenftein gefchloffenen Vertrags (S. 14. Juli 
1848) zu züchtigen. Es werden folgende Bebingungen geflellt, angenommen 
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und erfüllt: ,,1) Auslieferung der an der Ermordung der drei kaiſerlichen 6ıl 
daten Schuldigen. 2) Stellung von ſechs Geißeln als Bürgfchaft für die ki 

“ Haltung der jetzt vorgefchriebenen Bedingungen. 3) Hinwegrämmung der ga 
bie Gitadelle errichteten Barrifaden. 4) Wieberaufrichtung der in ber tk 
herabgeriffenen Wappen ihres rechtmäßigen Oberherrn, Sr. Heiligkeit dei Yır 
ſtes. 5) Entrichtung eines Strafgeldes von 200,000 Scudi, ”) und 6000 Sal 
als Entfhädigung für den feiner ganzen Habe beraubten kaiſerlichen Com 
Bertuzzi. 6) Aufrechthaltung aller in den früher gefchlofienen Eomventien 
enthaltenen Bedingungen.’ 

19. | Der anhaltsdeflauscöthenfche Bevollmächtigte erflärt dem Reichs⸗Miniſterium: „DM 
Anhalt-Deffau und Anhalt-Göthen fi den Befchlüffen des deutſchen Natich 
parlaments, bezüglich der Conftituirung des deutſchen Reiches unieewerfen, in 
babei die Anfiht und Weberzeugung ausfpredhen, daß bie, eine wahrhafte E 
gung und Fräftige Gefammtentwidelung Deutfchlands bezweckenden Vorſchut 
Preußens zur Erreichung jened Zweckes und zur Löfung der dabei vorkomm 
ben ſchwierigen Fragen führen werde.” 

19. | Das hannoverfche Minifterium findet ſich durch den Beſchluß der zweiten Kam 
vom vorigen Tage beivogen, den König um feine Entlaffung zu bitten. 

19. | Oberſt Urban (ſ. 5. Februar) ſchlägt die Infurgenten bei Beyersdorf 
Biſtritz mit Verluſt von zweihundert Gefangenen und brei Kanonen. 

20. | Beichlüffe der deutichen National-Berfammlung binfichtlih des Wahlgeſetzes 

die fünftige Volkskammer des Neihes: 1) Wähler ift jeder unbefhof£® 

Deutfche, welcher das Zöfte Lebensjahr zurüdgelegt hat. 2) Bon der Bee“ 

tigung zum Wählen find ausgefchloffen Perfonen, a) melde unter Vot mundſc 

oder Curatel ſtehen, b) über deren Vermögen Concurs⸗ oder Fallit⸗Zuſtand geri⸗ 

lich eröffnet worden iſt, während ber Dauer dieſes Verfahrens, c) welche e 

Armen-Unterftügung aus öffentlichen oder Gemeinde- Mitteln beziehen, oder 

I Testen Sahre bezogen haben. — Alle Verſuche, das allgemeine Wahlrecht 

| befhränfen (Cenſus, Vermögen, Klaffen-Eintheilung) werben abgemwiefen. 
20. | Antwort S. M. des Königs von Hannover auf das Entlaffungsgefurh der Miniſe 
„Aus Ihrem Schreiben vom 19ten d. M. habe Ich gefehen, welche Abflimmus 
| in der zweiten Kammer Sie hat veranlagt, Ihre Entlaffung einzugeben. ya 
Gründe fann Ich nur richtig halten; aber ch beflage die Sache fehr, weil 74 
| nicht glaube finden zu fönnen ein Minifterium von patriotifchen Männern, weidi 
| mehr Mein Vertrauen und das des Landes verdienen. Bevor Ich kann per 
Entlaffung annehmen, Ich werde erwarten müflen das Schreiben der Stin«< 
und wenn daffelbe fo if, wie Sie glauben, es wird fein, muß ich verfuden, = 






Ich kann ein Minifterium finden von ehrlichen Männern, welche ein Programs 
haben, womit eine Regierung für Hannover fann überhaupt beftehen, was iẽ 
einfehe als fehr ſchwierig.“ 

„Sie haben, meine Herren, in Jhrer Verwaltung mit großer Umſicht 5— 


9) Diefe 200,000 Seudi Hberwies bie k. öjterreichifche Megierung &. H. ben Pape. 





Reblichfeit die Grundfäge aufgeftellt für die fünftige Berfaflung und Verwal: 
tung, und ich beflage das Land, daß es die Ausführung nicht foll von Ihrer 
Hand befommen, denn fein Dann kann eine Sache ganz fo ausführen, wie fie 
ein Anderer hat erdacht. Ich danke Ihnen, meine Herren, für Ihre biöherigen 
Dienfte, und fann es nicht anders fein, ald daß Sie die Verwaltung fortfüh- 
ren, bis Ih Tann überfeben, welches neue Minifterium Ich kann einſehen, 
und erſt dann kann Ich Sie entlaſſen. 

„Auch wenn wir müffen und trennen, behalten Sie das volle Vertrauen 
Ihres Königs.’ | 

| + Dr. Gr. Müller, k. preußifcher wirklicher Geheimer Rath. 

R | Der anhaltsbernburgifche Bevollmächtigte erflärt dem Reichs⸗Miniſterium: „daß 
die herzogliche anhalt-bernhurgifche Regierung ſich dem Beſchluſſe der National« 
Berfammlung bezüglich der Conftituirung des deutfchen Reiches unterwerfe, und 
biejelbe die Weberzeugung habe, dag die Borfchläge Preußens, welche eine 
wahrhafte Einigung und Fräftige Gefammtentwidelung Deutfchlands bezwecken 
zur Erreichung jenes Zwecks und zur Löfung der dabei vorkommenden ſchwieri⸗ 
gen Fragen führen werden.’ 

2] + Schr. von Schrend, Erzbifchof von Prag. 

2.| + A. Fesca, zu Braunfchmweig. 

2.| Hernere Befchlüffe der deutfchen National-Berfammlung über das Reichswahlge⸗ 
fg: 1) Wählbar zum Abgeorbneten des Volkshauſes if jeder wahlberechtigte 
Deuiſche, welcher das fünf und zmanzigfte Lebensjahr zurüdgelegt und feit min- 
deſtens drei Jahren einem deutfhen Staate angehört hat. Erftandene oder durch 
Begnadigung erlaffene Strafe politifcher Verbrechen fchliegt von der Wahl 
in das Bolfshaus nicht aus. 2) Perfonen, die ein öffentliches Amt befleiden, 
bedürfen zu dem Eintritt in das Bolfshaus feines Urlaubs. (Der Antrag 
Grävells: die Hälfte des Gchaltes der Staatsdiener für ihre Stellvertreter 
im Amte zu beftimmen, wurde nicht einmal unterflügt). 

&| Benerfungen und Vorſchläge der Bevollmächtigten von Preußen, Baden, beiden 
Helen, Oldenburg, Luxemburg, beiden Mecklenburg, Schleswig-Holftein, Naffau, 
Braunſchweig, Sacfen- Coburg: Gotha, Altenburg, Meiningen, Anhalt» Defiau 
and Eöthen, Hohenzollern, Reuß, Heffens Homburg, Walde, Lippe, Schaum: 
burg⸗Lippe, Hamburg, Lübeck, Bremen, dem Neihs-Minifterium übergeben. 

Bei Berathung der nachfolgenden Bemerkungen zu den bon ber National-Verſamm⸗ 
lung bezüglih ver Verfaſſung in erfter Lefung gefaßten Beichlüffen ift vie Grundlage 
biefer Befchlüffe feſtgehalten worden, nämlich die Grundlage eines zu errichtennen Bundes⸗ 
ſtaates, deſſen Gentralbehörde mit einer aus der Gefammtheit des Volkes durch Wahl 
hervorgegangenen Bertretung umgeben fein fol. Statt einer Motivirung derfelben im 
Einzelnen wird es genügen, im Allgemeinen vie Geſichtspunkte zu bezeichnen, welche lei— 
tend gewefen find. Cie laffen ſich auf die eine Abficht zurückführen, die Schwierigkeiten 
zu vermindern, welche die Vereinigung fouveräner Staaten zu einem durch eine Gentralbe- 
hoͤrde vertretenen Bundesftant entgegenftehen, erftend tvegen der erforverlichen Abtretung von 
Souteränetätö-Rechten ver Einzelftaaten an die Gemeinschaft, zweitend wegen der Beforgniß, 

daß die Gentralgewalt in der Beichränfung jener Rechte immer weiter gehen werde. 
. Die militatrifche Unterordnung unter eine Gentralgetvalt berührt ein Hoheitsrecht, 
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defien erhebliche Beichränfung befonders für pie Zeit des Friedens nur mit Wibderſtreben 
zugeflanden würde. Vermoͤge der zu den Paragraphen 12, 13, 14, 15 und 18 vorgeſchl⸗⸗ 
genen Mobification wird diejenige Befugniß der Gentralbehörbe, welche ihr in ik 
Eigenſchaft als ausübenden Gewalt zufteht, in ein die Selbſtſtaͤndigkeit der einzelnen 
Staaten wahrennes Verhaltniß gebracht; wohingegen das Mecht, unter Mitwirkung ver 
Gefammtvertretung allgemeine Geſetze in Betreff des Heerweſens zu erlaffen, als ein au 
reichendes Beförverungsmittel größerer Einheit und Kraft angefehen werben barf. 

Das den gefchäftlichen Verkehr erleichternde Recht eined jeden Staates, ſich ki 
ber Gentralgewalt durch einen Bevollmächtigten vertreten zu laſſen, wird als eine Yalg 
und als ein Zeichen der fortvauernven flaatlihen Eriftenz in Anfprud genommen, m 
die Anwendung des Grundſatzes bei Erwägung der weiteren Verfaffungsabfchnitte wer 
behalten. | 

Der Selbſtſtaͤndigkeit der Einzelftaaten ift vie fchärfere Begrenzung und bie 9% 
ſchraͤnkung der Befugniffe der Gentralgewalt, insbeſondere dadurch, daß ihrer Eintr 
kung Hauptfächlih die allgemeine Gefeßgebung zugewielen, die Ausführung entzogen 

wird, förderlih. Es dient zur Erhaltung und Nährung des felbfifländigen Lebens ie 
Einzelftanten, wenn ihnen die Ausführung der von der Gemeinfchaft und für vie Ge 
meinfchaft angeoroneten Mafregeln und Arbeiten übertragen, wenn ihr Verwaltungskrei 
nicht gefhmälert, der Gontact einer allgemeinern und befonveren Adminiſtration verbis- 
dert, wenn überhaupt die Beranlaffung zu einer umfangreichen Centraladminiſtation us 
zu einer großen Zahl von Beamten der Eentralgeivalt wermieden wird. — Die Reg, 
daß die Eentralgewalt dad, was fie zur Ausführung anorbnet, durch ihre eigenen Or⸗ 
ganc auszuführen, Daß fie dagegen über dad, was den Einzelftaaten auszuführen obliegt, 
feine Oberaufficht auszuüben habe, mürbe, das iſt nicht zu verfennen, zu einer fchärfe 
sen Abgrenzung der Competenz zwifchen Central⸗ und PBarticular- Regierung führe; 
allein fie würde mit den monardhifchen Verfaſſungen und mit den aus alter flaatlicher 
Selbſtſtaͤndigkeit hervorgegangenen Zuftänden Deutichlands nicht in Einklang zu bringen 
fein. Dem Anſehen der Negierungen, fowohl in ihren eigenenen Augen, als in bene 
ihrer Randedangehörigen, wäre es ſchädlich, wenn In einigem Umfange im eigenen Lande 
neben den Landes⸗Regierungsbeamten Gentral-Regierungsbeamte thätig wären; vie Nds 
gung zum Widerſtande, jevenfalld zur Unwillfährigfeit, würde ſich erzeugen, und jeber 
Gonflict wahrfcheinlich mit einer Erweiterung der Gompetenz ber Gentralregierung enden. 
Diefe Erwägungen erhalten ein eigenthümliched Gewicht, wenn die Eentralregierung in 
Verbindung mit großer Hausmacht gedacht wird. Sie treten Hingegen nicht ein rüd⸗ 
fihtlih der Befugniffe der Centralgewalt zum Erlaffe allgemeiner Geſetze: Ein ale 
Staaten gemeinfam treffendes Geſetz wird ſchon wegen feiner Allgemeinheit von den 
Einzelftaate williger hingenommen; von den Uebeln des bisherigen Zuſtandes if bie 
Schwierigfeit allgemeiner legislativer Anorbnungen für ganz Deutfchland batjenige, wel⸗ 
ched die Nation vielleicht am tiefften empfunten, deſſen Abhilfe fie am dringendſten bes 
gehrt hat; befonverd aber ift bei der Geſetzgebung die Erecutivgewalt ausfchließlich oder 
hauptſaͤchlich thätig; tritt vielmehr in den Hintergrund, währenn den Vordergrund bie 
aus der Geſammtheit des Volkes bervorgegangenen legislativen Verſammlungen einneh⸗ 
men, auf welche gewiſſermaßen nur ſolche Rechte übergehen, bie der Volksvertretung 
in den einzelnen Staaten zuſtehen oder zugeſtanden werben würden. Freilich Hält mit 
der Erleichterung des Erlafied und der Einführung allgemeiner Gefeße der Drang zum 
übermäßigen Gebrauche des Geſetzgebungsrechtes gleichen Schritt, und find daher kemnn⸗ 
bare, nicht zu weit geſteckte Grenzen wünfchendwerth. 

Diefen Anforderungen der Begränzung und Beichränfung in Bertvaltung und Ge 
feßgebung entfprechen die Aenderungen, welche zu ven Paragraphen 14, 25, 27, 29, 
30, 32, 35, 40, 45, 46, 47 des AUbfchnitted „Die Reichsgewalt“ vorgefchlagen find. 

Eine große Verfammlung, wenn. fie die Befugniß hat, Geldverwendungen für br 
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deutende Anlagen zu befchließen, wird felten dem darin für fie Legenden Reize aus⸗ 
reichend widerſtehen; fie wird es um fo weniger, als unter den Bertretern einer großen 
Zahl von Staaten immer Biele fein werben, bie ein Iocales Anliegen zu bevorworten, 
und Biele, die Nachgiebigkeit genug haben, um eine auf die Allgemeinheit zu übertragenbe 
Audlage zu bewilligen. Dan bahnt dadurch den Weg erſtens zu einer Bewirtung ber 
Finanzwirthſchaft fowohl des Bundesſtaates als (und noch mehr) der. Einzelftaaten, 
zweitens, zur Annäherung bed Bundesſtaates an den Einzelfisat. Denn in demſelben 
Maße, wie die Steuerkräfte zumehmend für die Bundeskaſſe in Anfpruch genommen 
werben, muß bie Eentralifation ſteigen. Es fcheint hiernach räthlich, das Recht zu 
großen Anlagen für die Gemeinſchaft möglihft zu beſchraͤnken. Voͤllig darauf zu ver⸗ 
zichten, wäre fdhon nad) dem Vorgange der biöherigen Bundesverfafſung unzuläffig, 
welche, wie $. 19 des Entwurfs, bie Nothwendigkeit der Anlage von Bundesfeſtungen 


thatſaͤchlich anerfannt hat. Es ift vorgeichlagen, auch die Möglichkeit ver Anlage von . 


Küftenvertheivigungs- Werfen nicht auszufchließen. Eine zweite Ausnahme wird durch vie 
Aufbebung ver Flußzoͤlle bedingt, der zufolge es, wenn nicht unmöglich, doch ungemein 
ſchwierig fein wuͤrde, den verſchiedenen Staaten bie Laft ver Unterhaltung und Verbeſſe⸗ 
rung gemeinfamer Waflerftraßen zu Gunften des keine Einnahme mehr gewährennen 
durchgehenden Verkehrs aufzulegen. Dagegen wird auf die Befugniß zur Ynlage von 
Eiſenbahnen und Landſtraßen verzichtet werden koͤnnen. 

Die der Eentralgewalt zugenachte Befugniß ($. 49), Steuern aufzulegen und zu 
erheben ober erheben zu lafien, würde infofern als nöthig anzuerkennen fein, als zur 
Erreichung der Bundeszwecke die Bundesbehoͤrde die Macht haben muß, felbfiftändig 
über vie erforderlichen Geldmittel zu verfügen, ohne auf die Matricular⸗Umlage als 
einziges Mittel beſchraͤnkt zu fein. Es iſt aber anvererfeits zu berüdfichtigen, daß ein 
allgemeines Befteuerungärecht, verbunden mit dem Rechte, die ausgeichriebenen Steuern 
durch eigene Organe erheben zu laflen, von den Landeöregierungen nur mit Widerſtre⸗ 
ben eingeräumt werben würbe, und ba ber nach $. 35 zuzugeſtehende erfte Anſpruch auf 
den Ertrag der Zölle und gemeinfchaftliche Steuern einer ſelbſtſtaͤndigen Berfügung gleich 
zu achten ift, fo dürfte auf ein weitere® unmittelbared Beſteuerungsrecht um fo willie 
ger zu verzichten fein, als das Reichsbudget noraußfichtlich nur einen Eleinen Theil des 
Ertrags der Zölle und gemeinfchaftlihen Steuern in Anſpruch nehmen wird. 

Das Gewicht ver Beforgniß, daß nach dem auf beſtimmte und bekannte Grundla⸗ 
gen erfolgten Eintritte in den Bundedſtaat, durch die in der Verfaffung gegebenen Mit⸗ 
tel jene Grundlagen, wider den Willen der Berheiligten, auf eine ihre Selbſtſtaͤndigkeit 
mehr beſchraͤnkende Weiſe geändert werden koͤnnten, überwiegt das andererſeits nicht zu 
verkennende Viebel, neuerfannte ober neuentſtehende Bedurfnifſſe wegen der Schranken ber 
Berfaffung unbefrievigt Iafien zu müflen. Die Abänderung der VBerfaflung wird an 


verzichtet werben müflen, abweichenb von $. 6 der Bundesgewalt ($. 58) das unbe 
ſtimmte Recht der Geſetzggebung in allen Källen, wo fie für dad Befammt-Interefie Deutfch- 
lands nie Begründung gemeinfamer Einrichtungen und Mafregeln nothwendig findet, 
zugngeftehen. 
Bemerkungen und Abänderungsnorfhläge zu Beſchlüſſen der Rational 
Verſammlung bezüglich der Verfaffung. 
Erſter Abſchnitt. 

Das Reich. Die Benennung des Bundes wird dann der ſchlleßlichen Entſchei⸗ 
dung nicht vorgreifen, wenn ſie beſagt, was wirklich geſchaffen werden ſoll, wenn dem⸗ 
nach die Bezeichnung „Bundesſtaat“ ſtatt Reich“ gebraucht wird; ſowie weiterhin Bun⸗ 
deögewalt” ſtatt „Reichögewalt”. *) 


®) 86 wird Bezug genommen auf bie beſonderen Aenßerungen zu dieſer Bemerkung. 
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Bon einem Theile der beutfchen Megierungen kann nur erklärt werden, daß fi 
reit find, in den Bundesſtaat zu. treten, indem übrigens die 66. L—A une 
bleiben. 

$, 5. Es wird angenommen, durch das Wort „Abgeiehen“ habe ausgedrückt 
den follen, daß es nicht die Meinung fei, durch einfeitige Willenserflärungen De 
lands bereitS beſtehende Verträge oder echte aufzuheben,. die nur durch Verhan 
gen aufgehoben werben koͤnnen. 

6.6. Wird als richtiger Grundfatz, maßgebend für die praftifche Wirkſamke 
Derfaffung, und als geeignete Garantie der Selbfiflänbigkeit der einzelnen S 
anerkannt. 

Zweiter Abſchnitt. 

Die Reichsgewalt. 6.7. Es wird die Erwartung ausgeſprochen, daß den 
zelſtaaten das Recht, Conſuln im Auslande anzuſtellen, verbleibe. Wenn an dem 
Orte die Bundesregierung Conſuln anſtellt, ſo ſind die Conſuln der Einzelſtaaten 
ſelben unterzuordnen, oder auf Verlangen ver Bundesregierung zurückzuziehen. *) 

$. 8. Es wäre außer Zweifel zu ſtellen, daß jede Regierung das Recht habe 
bei der Centralgewalt durch einen Bevollmächtigten vertreten zu laſſen. 

512. *) Im Kriege, oder in Fällen nothwendiger Sicherheitämaßregeli 
Frieden ſteht der Bundeögewalt die gefammte beivafinete Macht Deutſchlands 
Berfügung. 
$. 13. „Das Bundesheer befteht aus der zum Zwecke des Krieges beflim 


- gefammten Landmacht der einzelnen deuifchen Staaten, vefien Stärke und Beſchaffe 


durch eine allgemeine, für gang Deutfchland gleiche, bundeögefegliche Wehrverfaj 
feftgefegt werden wire.“ 

Diejenigen Staaten, welche weniger ald 250,000 Einwohner haben, find vurd 
Bundesgewalt zu größeren militairifchen Ganzen zu vereinigen, oder einem angrenzn 
größeren Staate anzujchließen. Ueber die Bebingungen folher Zufammenlegung & 
fih vie betreffenden Megierungen unter Vermittelung und Genehmigung der Bunte 
walt zu vereinbaren.” 

6. 14. „Die Bundesgewalt hat in Betreif des Heerweſens die allgemeine Gi 
gebung und überwacht die. Durchführung biefer, fo wie der 6. 13 genannten Weh 
faffung in den einzelnen Staaten durch regelmäßige Inſpectionen. Den einzelnen € 
ten fteht die Ausbildung ihres Kriegsweſens auf Grund der Bundesgeſetze, ver U 
verfaffung und in den Grenzen ber nad) $. 13 abgejchloffenen Vereinbarung zu; fie F 
die Verfügung über ihre bewaffnete Macht, foweit viefelbe nicht nach F. 12 fü 
Dienſt des Bundes in Anfpruch genonmen wird.“ 

$. 15. „Der von der Bundesgewalt ernannte Feldherr und diejenigen Ger 
welche von dieſem zum felbftfländigen Commando einzelner Corps beftimnt were 
wie die Gouverneure, Gommandanten und Höheren Feſtungsbeamten der Bunveofl 
gen leiften dem Bunbeöoberbaupt und der Bundesverfaſſung den Eid der Treue.” 

5.18 „Die Beſetzung der Befehlshaberſtellen und wie Ernennung der DW 
in den einzelnen Contingenten, bis zu ben diefen Gontingenten entjprechenden Or 
iſt den betreffennen Regierungen überlaffen; nur wo die Contingente zweier ober mr 
rer Staaten zu größeren Ganzen combinirt find, ernennt die Bundesgewalt unmit3 
die Befehlshaber viefer Corps, infofern deren Grad nicht Innerhalb der Emmen 
befugniß einer der betheiligten Hegterungen liegt." . 





*) Zu berücfichtigen vie befondere Erklärung zu $. 7. 
”*) Mo es kürzer fchien, den Inhalt der zu befürwortenden Aenderungen in bie Ferm 
neuen Kaflung des betreffenden Paragraphen zu bringen, ift dies durch bie Anführungir 
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‚„Fuͤr den Krieg ernennt die Bundeägewalt wie commanbirenden Gmerale der auf 
ben verſchiedenen Kriegötheatern operirenten felbitftänbigen Corps. 

6. 19. Daß auch die Anlage von Küftenvertheidigungäwerken für Meinung des 
Bundesſtaates beichloflen werden koͤnne, vürfte einzufchließen fein. 

$. 21. Der Ausprud „Deündungen ber Flüſſe“ wird näher zu beftimmen jein. 

$. 21. Die Worte „und deren Ladungen“ werben wegfallen müſſen, weil Abga⸗ 
ben auf vie Schiffslanungen Cingangszölle find. Es würde nicht ausgefchloiien fein, 
Schiffe mit Ladungen von großem Volum und geringem Werthe niedriger zu tarifiren, 
wie denn jetzt ſchon Schiffe in Ballaft überall niedrigere Schiffsabgaben entrichten. *) 

6. 24. Die Worte „und deren Ladungen” werben ebenfall$ wegfallen müflen; 
auch dürfte ed zweckmaͤßig jein, nicht durch die Beftimmung, daß die Mehrabgabe von 
fremder Schifffahrt in die Bundescaſſe fliege, den Neiz zur Anorbnung folder Mehr- 
abgaben in die Verfaſſung zu legen. Das Bundesgeſetz, welches fie anoronet, kann dar⸗ 
über DBerfügung treffen; daß die Anoronung nur auf rund eined Gefeges erfolgen 
öune, fcheint für diefen und den 6. 28 auszuſprechen erforderlich. 

6. 25. „Die Bundeögewalt allein hat die Gefeßgebung über den Schifffahrtäbetrieh 
und über die Blößerei auf denjenigen Flüſſen, Kanälen und Seen, welche mebrere deut⸗ 
fhe Staaten im jchiffbaren oder flößbaren Zuſtande durchſtroͤmen oder begrenzen. Gie 
überwacht die Ausführung der darüber erlafienen Gelege. Sie hat die Oberaufjicht über 
die eben bezeichneten Waflerftraßen und über die Mündungen ver in diefelben fich ergie= 
ßenden Nebenflüfle.” 

„Es fteht ihr zu, zum Schute ded Bundes oder im Interefie des allgemeinen deut⸗ 
ſchen Verkehrs die einzelnen Staaten zur gehörigen Erhaltung und Verbeſſerung ver 
Sciffbarkeit jener Waflerfiragen und Flußmündungen anzuhalten. Die Wahl ver Ber- 
befferungsmaßregeln und deren Ausführung verbleibt den einzelnen Staaten. Ueber die 

Aufbringung der erforderlichen Mittel ift nad) Maßgabe der bundesgeſetzlichen Beftim- 
mung ($. 26) zu entſcheiden. Alle übrigen Flüſſe, Ganäle und Seen bleiben der Für« 
forge der einzelnen Staaten überlafjen.“ **) 

F. 26. Die vorgefehene billige Ausgleichung für die Aufhebung der Flußzoͤlle auf 
gemeinjamen Flüſſen wird gleichzeitig mit der Aufhebung erfolgen müflen. In dem drit⸗ 
tn Sage würden mit Ruͤckſicht auf die obige Faſſung von $. 25 die Worte „Wie und“ 
wegzufallen haben. ***) 

$. 27. „Die Hafen-, Krahn⸗, Waags, Lager, Schleujen- und dergleichen Gebuͤh⸗ 
zen, welche an gemeinjchaftlichen Blüfien oder an den Mündungen ber in diefelben fich 
ergießenden Nebenflüffe erhoben werden, dürfen die zur Unterhaltung derartiger Anftal- 
ten nöthigen Koften nicht überfteigen. Sie unterliegen der Ueberwachung der Bundes⸗ 
gewalt. Es darf in Betreff diejer Gebühren eine Begünftigung der Angehörigen eines 
deutfchen Staated vor denen anderer deutſchen Staaten nicht ftattfinden.” +) 

6. 28. Somohl zu $. 28 als zu $. 26 iſt zu bemerken, daß, fo lange die Tranfite 
abgaben noch befichen, der Waarentranfit auf Strommegen wenigftend dem Landtranfit 
gleich zn befteuern fein wird, es fei denn, daß die conventionsmaͤßig regulirten Flußzoͤlle 
geringer wären ald die Landtranfitzölle, wo dann allerdingd nur erftere beibehalten wer⸗ 
den Tönnten. 

6. 29. „Ueber vie Eifenbahnen und deren Betrieb Hat die Bunbeögewalt die Ober- 
aufficht und, fomweit der Bundesſchutz oder das Intereffe des allgemeinen Verkehrs es er⸗ 
heifchen, vie Geſetzgebung. Die dahin zu rechnenden Gegenftände werben durch ein Bun⸗ 
deögejeh feitgeftellt." 


*) Zu berüdüchtigen die befondere Bemerkung zu $. 28. 
”*) Zu berüdiichtigen die befendere Bemerkung zu $. 23. 
=), Zu berüdjichtigen die befenvere Bemerfung zu $. 26. 
3) Zu berüdficgtigen die befondere Bemerkung zu $. 27. 


6. 30, „Soweit der Bundesſchutz oder das Interefie des allgemeinen Berfch 
erheifchen, hat die Bundesgewalt das echt, Eifenbahnanlagen zu beiwilligen und | 
Entſchaͤdigung zu benußen.“ 

6. 32. Der Bundeögewalt ſteht das Necht zu, zum Schuge des Bundes od 
Interefie des allgemeinen veutfchen Verkehrs zu verfügen, daß aus Bundesmitteln C 
angelegt, Fluͤſſe fchiffbar gemacht, oder in ihrer Schiffbarkeit eriweitert werben. Dir 
ordnung der dazu erforderlichen waflerbaulichen Werke erfolgt nach vorgängiger Be 
digung mit den beteiligten einzelnen Staaten; dieſen bleibt die Ausführung um) 
Bundeskoſten bie Unterhaltung der neuen Anlagen überlaffen. 

Der letzte Abſatz des 6. 32 bliebe unverändert. *) 

$. 33. Die Ausgleihung ver Befleuerungsverfchiedenheiten muß dem Wegfall 
Binnenzölle vorangehen. 

$. 35. „Die Erhebung und Berwaltung ver Zölle, fo wie der gemeinſchaft 
Productionde und Verbrauchäfteuern gefchieht unter Oberaufficht ver Bundesgewalt 
Ertrag der gemeinfchaftlichen Abgaben wird unter die einzelnen Staaten verteilt. 
Bundesgewalt fteht jenoch das Mecht zu, von den Antheilen der Einzelftaaten, vie 3 
Beftreitung der Bundedaubgaben nach Maßgabe des jährlichen Budgets zu leiſtenden 
träge boriweg zu nehmen.“ *®%) 

6. 40. Es wird vorgefchlagen, den dritten Sag zu flreichen. 

$. Al. Es dürfte deutlicher das Mißverſtaͤndniß abzumehren fein‘, als ob bie: 
beögeivalt die Befugniß haben koͤnne, die rechtsverbindlich beftehenden Poflverträg 
einzelnen Länder ohne Weitered aufzuheben. Sodann wird zugeflanden werben 85 
daß Poftverträge mit auslaͤndiſchen Poftverwaltungen nur Seitens ober mit Gen 
gung der Bundesgewalt abgeichlofien werden dürfen. 

$. 42. Die Streichung des Paragraphen wird vorgefchlagen ***). 

6. 46. „Der Bundeögewalt fteht über das Bankweſen und die Ausgaben von 
piergeld die Erlaſſung allgemeiner Gefeße und die Oberaufficht zu.“ 

F. 49. „Die Bundeögewalt hat dad Mecht, infoweit die fonftigen Einkünfte 
ausreichen, Matricularbeiträge aufzunehmen.“ 

$. 53. Anftatt der Worte im dritten Sage: „Wenn die Regierung eines 
[hen Staates die Verfafinng veflelben eigenmächtig aufhebt ober verändert” wird ı 
fhlagen: „Wenn die Berfaflung eines bdeutfchen Staates gewaltfam oder einfeitig 
gehoben oder verändert wird.” 

6. 54. Ueber die Bertbeilung der durch Maßregeln zur Wahrung des Hffent 
Friedens entſtehenden Koften wird im einer Bundes-Erecutiond-Orbnung das Näher 
zuftellen fein. 

6. 35. Der Bundesgewalt muß vie Befugniß erhalten werben, im Wege de 
gemeinen Gefeßgebung auch über dad Vereins⸗ und Verſammlungsrecht Anordnur 
treffen. 

6.38. Die Streichung der zweiten Hälfte des Paragraphen wird vorgefchlag 

23. | Beiondere Bemerkungen bes großherzoglich heſſiſchen Bevollmächtigten. 

1. Abſchnitt. Das Reich. Die großberzogliche Regierung kann der Hof 
nicht entfagen, ver zu gründende Bundesftaat werde einen foldhen Umfang und 
folhe Ausdehnung erhalten, daß bie Bezeichnung vefielben als „Reich“ angemefle 
fcheine. Ste unterläßt daher, fich der Beanſtandung der Ausprüde Reich“ und „R 
gewalt" anzujchließen. 

Da übrigens dieſer Abſchnitt feiner weiteren Entwidelung noch entgegenfich 








®) Zu berüdjiägtigen die befondere Bemerkung zu $. 32.- 
#*) Desgleihen zu $ 35. 
“e0) Desgleichen zu 5. 42. 
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bat die großherzogliche Negierung zu Art. I. unb 11. vefielben jego nur zu Außern, daß 
na ihrer ganzen biäherigen Handlungéweiſe über ven Beitritt des Großherzogthums 
zu einem Bunbeöftaate, wie folcher in dieſem erften Abfchnitt vorgezeichnet ift, fein 
Zweifel obwalten Tann. 

3 Abſchnitt. Die Reichsgewalt. F. 26. Die großherzogliche Regierung 
vermag nicht zuzugeben, daß die gänzliche Aufhebung der Flußzoͤlle wunſchenswerth und 
räthlich ſei. Die fortfchreitende Zunahme des Rheinverkehrs von Mannheim abwärts 
beweift, daß die Rheinzoͤlle den nachtheiligen Einfluß nicht gehabt haben, ver Ihnen von 
mancher Seite zugefchrieben wird. Dee Vortheil einer gänzlichen Aufhebung der Fluß⸗ 
zölle wird nur wenigen Hänben und zwar vorzugäwelfe dem auslandiſchen Gandelsſtand 
zufallen, und bie bedeutende Laſt der Flußbaukoſten würbe dadurch denjenigen, zu deren 
Bunften fie aufgewenbet werden, abgenommen, und auf die Geſammtheit ver Steuer- 
pflicgtigen übertragen, welche dieſes Bald bitter empfinden würbe. 

Die Beibehaltung eines dem Aufwande für jene Zwecke entſprechenden Waſſerweg⸗ 
gelbes ift eine Forderung der Gerechtigkeit, und wenn die 66. 21 — 23 des Verfaffungs- 
entwwurf8 den Uferflaaten am Deere und an ven Münbungen ver deutſchen Flüſſe das 
Hecht einräumen, von ber Schifffahrt zur Unterhaltimg der dafür beſtimmten Anftalten 
Abgaben zu erheben, fo ift nicht abzufehen, warım ähnliche Abgaben nicht auch von 
ver Flußſchifffahrt follen erhoben werden bürfen. 

Jedenfalls wird, in ſoweit eine Aufhebung ver Flußzoͤlle erfolgt, viefe nur gegen 
gleichzeitige Leiftung einer gerechten Entfhädigung für die bisherigen 
reinen Erträgniffe derſelben ſtattfinden dürfen. Gefchähe dies nicht, fo würden 
die Finanzen der dabei betheiligten Uferfiaaten ver Gefahr gänzlicher Zerrüttung preis- 
gegeben. Der ımbeflimmte Ausprud des 6. 26, daß eine billige Ausgleihung 
für Aufhebung ver Flußzoͤlle eintreten folle, giebt weder über die Vollftänpigkeit, noch 
über die Sleichzeitigkeit der zu beiwilligenden Entſchaͤdigung Beruhigung. 

Eben fo läßt der folgende Say, daß ein Reichsgeſetz beſtimmen folle, mie und mit 
weihen Mitteln für die Unterhaltung und Verbeſſerung ver Schiffbarkeit dieſer Ylüfie 
zu forgen fei, dieſen Punkt einftwellen in der Schwebe, und wenn vie Flußzoͤlle weg⸗ 
fielen, bevor die noͤthige Fürſorge für die Unterhaltung der Fahrbahn und der Ufer ge⸗ 
teoffen wäre, fo würde dadurch ein Zuſtand entſtehen, ber für die Schifffahrt nur hoͤchſt 
nachtheilig fein koͤnnte. 

Aus diefen Gründen muß vie großherzogliche Regierung wünfchen, daß ver $. 26 
ganz geflrichen werde, um fo mehr, als viefer Paragraph durchaus nicht in die Ver⸗ 
faffung zu gehören fcheint. Sie muß ferner wünfchen, daß wenigftens beſtimmt aus⸗ 
geiprochen werve, daß die Erhebung eines angemefienen Waſſerweggeldes durch die Auf- 
hebung ver Flußzoͤlle — Infofern dieſe zur Ausführung kommen follte — nicht ausge⸗ 
ſchloſſen Tel. 

Sie muß endlich wünfchen, daß die Aufhebung der Flußzoͤlle jedenfalls nicht eher 
erfolge, ala bis für die Beſtreitung der Flußbaukoſten aus Reichémitteln und für die 
Mebernahme aller fonfligen auf den Flußzöllen Haftenden Laften auf die Meichökafie 
Sorge getragen, und die für die bisherigen Meinerträge derſelben zu leiftende vollſtaͤndige 
Entſchaͤdigung ermittelt und geleiftet fein wirb. 

Nur eventuell vermag ſich die großherzogliche Negierung für die in den Bemerkun⸗ 
gen der Geſammtheit vorgefchlagene Faſſung zu erflären, welche fie dem Inhalt dieſes 
Werfaffungsentwurfs allerdings vorzuziehen in dem alle iſt. 

F. 27. Um allen Begünftigungen der Schifffahrt des einen Staates vor der⸗ 
jenigen des andern vorzubeugen, wäre eine beftimmtere Faſſung des zweiten Satzes 
wänfhenswerth, etwa in folgender Weiſe: 

„E8 darf weder durch die Feſtſezung noch durch die Art der Erhebung diefer 
Grbühren, noch in irgend fonft einer Weiſe in Betreff verielben eine DBegln« 
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fligung der Angehörigen, ober der Häfen, ober der Schiffe, ober Maazen ca 
deutfchen Staates, nos den Angehörigen, Häfen, Schiffen over Waazen andern 
chen Staaten flattfinden.“ 

F. 32. Es ift Hierbei noch beſonders hervorzuheben, daß das in do Schlußjſh 
auögefprochene unbedingte Necht Der Neichögeiehgebung über bie Weggelder x. ie 
Reichögewalt die Befugniß geben würde, das Chauſſeegeld Helichig herabzuſegen ede 
ganz aufzuheben. Es darf aber ben einzelnen Staaten, wenn fie ins Stande bike 
folleu, vie theilweiſe in großem Umfange erbauten Kunſtſtraßen zu unterhalten, del 
echt nicht entzogen werben, ein angemeſſenes Weggelb zu eubchen, d. 5. Weggch 
son ſolchem Maße, daß dadurch ver Verkehr auf den beireffennen Straßen nidt p 
hemmt werben Tann. 

$. 42. Mit Streichung dieſes Paragraphen if} bie großiherzogfiche Regierung at 
einberftanden, wuͤnſcht vielmehr nur, daß derſelbe nach den Worten 

„borbehaltlich billiger Entſchaͤdigung wohlerworbener Privatredgte," 
den Zuſatz erhalte: 
„und ber betreffenden einzelnen Staaten, letzteres in fo lange pie Ushernche 
der Poſten von Seiten des Reichs nicht allgemein erfolgt." 

Sol die Reichsgewalt, wie es in dieſem Paragraphen außgefprochen if, zur theil⸗ 
weifen Uebernahme ver Poft berechtigt fein, fo erfordert vie Gerechtigkeit und 
unter den einzelnen Staaten zu beobachtende Gleichheit, daß nicht nur für mwohleiw 
bene Privatrechte, fondern auch an bie betreffenden Staaten für die ihnen entzogen 
reinen Einnahmen und fonftige aus der Poſtverwaltung bezogenen Vortheile — ; 8. 
freies Transport der dienſtlichen Correſpondenz — Entſchaͤdigung geleiftet werde 

23. Beſondere Bemerkungen der Bevollmächtigten von Hamburg und Bremen. 

Die Bevollmächtigten der Senate von Bremen unb von Hamburg finb nidt a 
der Rage geweſen, fich von Anfang an bei ver gemeinichaftlichen Exbrterung bei W 
ſchnittes des Verfaffungsentwurfes über Die Reichſsgewalt betheiligen zu Eönnen. Da 
fpäteren Berathungen haben fie ſich um jo bereitwilliger angefchloffen, als fie in vida 
Aenderungdvorfchlägen nur den Ausdruck ihrer eigenen Anſichten wieder fanden. — 3 
dem Nachfolgenven faflen fie Dagegen die Gründe kurz zuſammen, aus welchen fie the 
mit einigen ver beabfichtigten Aenderungen einzelner Paragraphen nicht eiuverflanen 
find, theils einige fernere Abänderungen für weſentlich wunſchendwerth erachten. 

Im Abſchnitt von der Reichsgewalt, $. 23, ift die Beibehaltung ver Bak: 
„und deren Ladungen” unumgänglich nothiwenbig, wenn man nicht in ben he 
fpruch gerathen will, die Zweckmaͤßigkeit anzuerkennen und bie Pflicht ausgufpreden, 
daß die Uferſtaaten die für die Schifffahrt nöthigen Anftalten ſelbſt beſchaffen, zugleith 
aber diefen Staaten die Mittel zu nehmen, weiche dazu erforberiih find. Die widtige 
ſten Handelöpläße liegen da, wo bie Seeſchifffahrt aufhört und die ausſchließliche Yu 
ſchifffahrt beginnt, und die Koften auf diefer zum Theil ſehr großen Waſſerſtrecke ſun 
wie aus langjähriger Erfahrung dargethan werben kann, fo bedeutend, daß dieſe La 
nur dann ald unnachtheilig betrachtet werden Tann, wenn der Handel, ber danon Br 
theil Hat, eine ihm durchaus nicht fühlbare Beihulfe gewährt. Schiffe mit Lara 
von geringem Werthe müflen ohnehin in jeder Tünftigen Schifffahrtsabgabe erleiqhtet 
werben; man kann, was man ihnen abnimmt aber nicht auf Schiffe von werthueilts 
Ladungen legen, wenn beren Brachtverbienft ohnehin ſchon zu ſchwer daburch  beirefftt 
werden mwürbe, daß bie Abgabe auf jedes Schiff fich nad dem Velauf der enforberikhen 
Koften richten müßte, flatt nad) dem, was dad Schiff allein ohne Unbilligkeit tragen 
Tann, und mas es in rivnlifieenden fremden Häfen bezahlt. Cs iſt im Handel und der 
Schifffahrt von fo entſchiedener Wichtigkeit, Ten Erleichterungen, welche Rivalen einführen, 
folgen zu koͤnnen, daß man auch hierin einer freien Bewegung Raum lafien muß. De 
bie. Abgaben von ber Reichegewalt genehmigt werben müſſen, uns Den Betrag der Be 
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wenkungen nicht überſchreiten »ärfen, fo liegt kein Grund zu irgend einer Beſorgniß 
von Uebelſtaͤnden vor. 

Es iſt bei dieſer Bemerkung von der Ueberzeugung ausgegangen, daß der Verfaſ⸗ 
ſungsentwurf nicht beabſichtigt, die Anlagen für die Seeſchifffahrt in zwei Theile zu 
theilen, fo daß die Koſten ımı Ausfluß des Stromes die Uferſtaaten gegen Erhebung 
von Abgaben trefien würben, und auf ber langen Strede vom dort 5i6 zum Aufhören 
der Seeſchifffahrt vom Meiche aus allgenieinen Mitteln künftig getragen werben follten, 
ſondern daß das Neid nur für vie, dem Koftenbetrage nad) gar nicht damit zu ver⸗ 
gleichenden, Anlagen für Fluß ſchiffe forgen will. — Eine folge Teilung der Arbeit 
und der Vorforge würde ohnehin fehr unzweckmaͤßig fein. 

Die norgefchlagenen Aenderungen der $6. 25 — 27 befchränken die Gompetenz ber 
Reichsgewalt auf diejenigen Gewaͤſſer, welche mehreren Staaten angehören, während 
die nur einen Staat burchfirömenden Flüſſe der Geſetzgebung und Oberaufſicht des 
Reiches entzogen werben, obfchon fie dem allgemeinen Verkehr ebenfalls dienen. Jene 
Borichläge wollen ferner bei allen zur Flußſchifffahrt dienenden Gewaͤſſern vie Wahl 
des Maßregeln zur Unterhaltung und Merbefierung der Fahrbahn den einzelnen Re⸗ 
gierungen überlafien, und endlich die ganze technijche Leitung des Strombaues der Ein- 
wirkung der Reichobeamten entzogen willen. Obſchon im Allgemeinen mit den in ver 
Cellectio⸗ Erflärung aufgelellten Srundfägen einverflanden, koͤnnen die Unterzeichneten 
boch vie Beſorgniß nicht unterdrücken, daß auf dieſe Weile ein ſehr ungleichartiger 
Strombau entfiehen, und manche jener Uebelftände im Laufe ber Zeit wieder hervorge⸗ 
sufen werden möchten, in deren bezweckter Abwendung allein ver Grund zur Uebernahme 
der Koften der Flußbauten abfeiten der Neichögewalt Legt. Die Unterzeichneten wün- 
fhen daher die Beibehaltung der 99. 25—27 des Verfaflungsentwurfs, und geben fich 
der Hoffnung hin, daß das im 6. 26 verheißene Reichsgeſez den in ben Motiven der 
Gellestiv-Erklärung hervorgehobenen Bedenklichkeiten genügenb abhelfen werbe. 

Der vorgefchlagene Zufag zum $. 33 hat vie Folge, daß die im $. 34 erwähnte 
Steuergemeinfchaft in einen ſolchen Gegenfag zur Zollgemeinfchaft gebracht wird, als 
ob die Zolleinigung jofort und unbebingt eintreten müßte, waͤhrend der Wegfall ver 
Binnenzölle noch erſt von anderweitigen ferneren Maßregeln abhänge. Die $6. 33 und 34 
find bisher fo verflanden, und waren auch ohne Zweifel fo gemeint, daß bie Durch das 
Wegfallen der biäherigen Binnenzölfe nothwendig werdende Gemeinfchaft namentlich der⸗ 
jenigen Steuern, für welche bid jet innerhalb des Zollvereins noch Ausgleichungd« 
Abgaben erhoben werten, mit ber im $. 33 angeoroneten Bollgemeinfchaft der biäher 
in= und außerhalb deſſelben Bollvereins ſtehenden Staaten unzertrennlich verbunden fel, 
und baburch ben eintretenden norbbeutichen Staaten ein Aequivalent gegeben werde. — 
Das tranfitoriiche Geſez, welches in Bezug auf Zoll- und Steuerverwaltung noch zu 
erlafien fein wird, mag beflimmen, ob und welche Maßregeln wegen Wegfall der Bin- 
nenzölle nothwendig jind. Gegen einen beöfallfigen Zufag zur Verfaſſung aber müſſen 
fich die Unterzeichneten erklären und zugleidh bie beftimmte Erwartung ausfprechen, daß 
mit den zur Einführung ver Zollunion erforderlichen Geſehen gleichzeitig auch bie 
im $. 34 vorbehaltene gefeßliche Beſtimmung barüber werde erlafien werden, welche 
Productiond= und Berbrauds- Steuern, und von welchem Zeitpunkt an fie gemein« 
fHaftlih fein follen. Diefer leztere Zufag würde nothwendig dem J. 34 ausdrücklich 
hinzugefügt werben müflen, wenn wider Verhoffen ver erwähnte KA fihub des Weg⸗ 
fallend der Binnenzölle im $. 33 Aufnahme fände. 

Im $. 36 dürfte es, in Berüdfichtigung des Vorbehaltes des $. 33, heißen müffen: 
Reiche» 3 ollgrenze. 

Mitiheilung des k. fähfiihen Bevollmächtigten an das Reichs: Minifterium. 

Der unterzeichnete koͤniglich fächfiiche Bevollmaͤchtigte hat den Circular⸗Erlaß des 

Heryn Praͤſidenten des Reicho⸗Miniſterrathes vom 28. v. M., durch welchen Die Regie⸗ 
5* 
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sungen zu baldiger Abgabe ihrer Erklärungen über die von der Rational- Berfemmiuu 
in erſter Lefung angenommenen Verfaffungs- Beichlüffe eingelanen worden find, zu m 
pfangen die Ehre gehabt umd nicht verfehlt, venfelben feiner Regierung alsbald vor- 
legen. 

Sowie die letztere es ſtets für Pflicht erachtet hat, das gebeihliche Zufammenfon 
men des zunächft der National-Berfammlung anvertrauten Berfafiungswerkes nad Krij- 
tem zu fördern, fo hat ihr auch jeßt das dankbar anzuerkennende vermittelnde Gnigege- 
Tontmen der Eentralgewalt nur fehr erwünfcht fein Tönmen, und fie iſt gern bereit, m 
der dadurch angebahnten Verſtaͤndigung innerhalb der geeigneten Grenzen auch ihrerfeil 
mitzuwirfen. 

Die Bellage, welche der Unterzeichnete dem Kern Präfidenten des Meichs-Minike 
raths zu überreichen fich beehrt, enthält eine Zufammenftellung ver Bemerkungen, di 
welche wie Königlich fächfifche Regierung bei Prüfung der vorliegenden, in erfter Lei 
angenommenen Berfafjungsabfchnitte hingeführt worben iſt. 

In fo weit es die Abficht fein follte, diefe Bemerkungen in Verbindung mit ia 
von andern Seiten ber zu gemwärtigenden Auslaffungen zur Grundlage einer weitern p 
meinfamen Bernehmung und Berathung mit den Megierungd- Bevollmächtigten zu me 
chen, fo iſt e8 zwar eine durch den Zweck diefer Verhandlung bedingte und infofern ſih 
von felbft verftehenne Borausfeßung, daß insbeſondere auch die Eaiferlich Sfterreichiike 
Regierung an erfterer Theil nehme. Der Unterzeichnete befinvet fich jedoch in dem Falk, 
dieſe Borgusfegung bier noch beſonders ausſprechen zu follen. 

Im Uebrigen geht die Töniglich fächfifche Reglerung davon aus, daß bie auf Asld 
des Gircularfchreibens vom 28. v. M. abzugebenden Erklärungen, ſowie die nach Behr 
den darauf zu gründenden Verhandlungen nur den Zweck ver Berftänpigung haka, 
nicht aber die Vereinbarung mit der National-Berfammlung bezielen konnen, an nd 
cher vie Königlich fächfifche Megierung den von ihr mehrfach kundgegebenen Grunbfäa 
gemäß feſthaͤlt. 

Die definitive und bindende Erklärung über die Berfafiung wirb von der koͤnigliche 
Beglerung erft nach der zweiten Lefung abgegeben werden Eönnen, weil fie nad $? 

der jächfifchen Verfaffungs- Urkunde gebunden ift, vor Abgabe einer ſolchen Erflärug 
die Zuftimmung der Kammern einzuholen. 





Bemerkungen der Eöniglich fähfifchen Negierung zu den von der deutſchn 
Rational- = Berfammlung in erfter Lefung angenommenen Abfchnitten hel 
Berfaffungsentwurfes. 


I. Allgemeine Bemerkungen. 

Der Berfaflungd» Entwurf bezweckt die Umgeftaltung des deutſchen Bundes in ein 
Bundesſtaat. Faßt man aber den Totaleindruck, den derfelbe bei aufmerkfamer Prir 
fung zurüdläßt, ind Auge, fo macht fi) unmillfürlich die Betrachtung geltend, daß is 
der Ausführung des Pland der Bundesſtaat — dad foͤderative Princip — allzuſehr a 
den Hintergrund getreten und anſtatt beffelben vielmehr ver Gedanke des einheitliche 
Staats, im weldhem die Einzelftanten und Einzelregierungen faft ganz aufgehen würbe, 
das leitende Motiv geworben fei. Kann nun auf dem gegenwärtigen Stanbpunft un 
rer nationalen Entwickelung die zu Idfende Aufgabe füglich nur darin beſtehen, pas in 
gegebenen ſtaatsrechtlichen Verbälmifien, wie in den Charakter-Eigenthümligkeiten des beut- 
hen Volks tief begründete particuläre Element mit dem in neuerer Zeit mächtiger ber 
borgetretene Berärfniffen nationaler Einigung in einer Welfe zu vermitteln und in Ein⸗ 
fang zu bringen, daß jeder Richtung innerhalb ihrer Sphäre ider nöthige Spieltaus 
zu freier Bewegung und Entfaltung gefichert bleibe, fo tird auch nach der Ueberze⸗ 
gung der fächfifchen Regierung der Entwurf allerdings noch mehrfacher Mobificarionn 
bebnrfen, wenn jenes Ziel in befriedigender Weiſe erreicht, und für bie friedliche und ge 
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fegliche Fortbildung der Innern Berfaffungszuflände Deutfchlands durch die Reichsver⸗ 
feffung Gewähr geleiftet werden foll. 

Es muß den unten folgennen Bemerkungen zu ven Einzelheiten des Entwurfs vor⸗ 
behalten bleiben, u biefem Urtheile über den generellen Charakter des Iegteren vie Be⸗ 
lege zu bringen. Inzwiſchen möge es geflattet fein, ſchon hier auf zwei Beſtimmungen 
Dinzumwelfen, in welchen vie, wie man bafür hält, über das rechte Maß hinausgehende 
centraliſtrende Tendenz deö Berfaflungs-Entwurfs befonders deutlich hervortritt. E& find 
dies bie Paragraphen AD und 58 des Abfchnitts „vom ber Reichsgewalt.“ 

In $. 49 wird der Heichögetwalt das Recht beigelegt, infoweit bie ſonſtigen Ein⸗ 
fünfte nicht ausreichen, Reichsſt euern aufzulegen und zu erheben ober erheben zu laſ⸗ 
fen. Es darf behaupter werden, daß dieſer Brunpfag, wenn von Ihm praftifcher Ge⸗ 
brauch gemacht erben follte, mit dem geficherten Fortbeſtande der Einzelftaaten faum 
vereinbar fein würde. Schon an fidh dürfte das Nebeneinanderſtehen mehrerer, von ber» 
ſchiedenen Mittelpuntten aus geleiteter und auf verſchiedener Grundlage beruhender Steuer« 
fofteme innerhalb des nämlichen Steuerbezirks eine ſchwer zu Iöfende Aufgabe fein. An⸗ 
gewendet aber auf eine ſolche Mannigfaltigkeit und Berfchlevenartigkeit ber Beſteuerungs⸗ 
Mopalitäten, wie fie ſich in Deutſchland vorfinden, wuͤrde ſich daraus nicht nur eine auf 
bie Dauer unerträgliche Ungleichheit der Belaftung unter ven verſchiedenen Laͤndern Deutfch« 
lands ergeben, fondern auch überhaupt ein Keim der Zerrüttung in das Finanzweſen 
ber Einzelftanten gelegt werben, veflen zerflösender Kraft daſſelbe ſchwerlich lange Wider⸗ 
fland leiften Tönnte. Des moralifchen Einfluffes nicht zu gebenten, ven eine folhe Un⸗ 
terordnung unter einen zwiefachen Steuerbrud auf das Volk und deſſen Urtheil fiber den 
praktiſchen Werth der Reichs⸗Verfaſſung nothwendig ausüben müßte. 

Wenn ferner nach $. 58 der Reichsgewalt das Hecht der Gefehgebung in allen 
Fällen zuftchen fol, wo fie für dad Geſammtintereſſe Deutſchlands die Begründung ge- 
meinfamer Einrichtungen und Mafregeln nothwendig findet, fo erhält hierdurch vie Com⸗ 
petenz ber Centralgewalt eine fo ſchrankenloſe, objective Ausdehnung, wie fie noch in kei⸗ 
nem Bundesſtaate eriftirt bat, und mit dem föverativen Charakter biefer Staatöform 
überhaupt nicht verträglich if. Denn währenn die Kraft und Lebensfähigkeit ver letzte⸗ 
ren gerade ganz weſentlich auf möglichft ſcharfer Begrenzung und Abſonderung der ger 
genfeitigen Gompetenzkreife beruht, vermöge welcher es den beiden, zu einem flaatlichen 
Ganzen vereinigten Organidmen möglich gemacht wird, in lebendiger Wechſelwirkung 
neben und in einander fortzubeftehen, ohne ſich feindlich zu reiben und flörend in ihre 
gegenfeitigen Lebensfphären einzugreifen, — wird durch die Beſtimmung des $. 58 jene 
Eompetenz- Begrenzung zu Gunſten der Reichsgewalt im Princip fo gut wie aufgeho- 
ben, fo daß, der erfleren gegenüber, auch der im F. 6 des Abſchnitts „vom Reiche“ aus⸗ 
gevrüdte, an ſich vollkommen richtige Grundſatz für die Einzelfinaten kaum noch prakti⸗ 
ſchen Werth behält. Es mag nun zwar mit einiger Wahrfcheinlichkeit anzunehmen fein, 
daß die Reichs⸗Gewalt von jenem erweiterten Befugniffe nur einen befchräntten und ge⸗ 
mäßigten Gebrauch machen were; es Tann felbft die Gefahr einer zu weit gehenden 
Ausdehnung deſſelben durch formelle Garantien, wie vergleichen nach dem Abſchnitte 
über vie Gewähr ver Berfaffung in der That in der Abficht Liegen, bis zu einem ges 
wiffen Grabe vorgebeugt werden. Allein fo wie pad Princip des $. 58 nichtöbeftoweni- 
ger ein fehlerhaftes bleibt, fo laſſen fich auch die praktifchen Folgen, die ſich im Laufe 
der Zeit daraus entwiceln koͤnnten, zu wenig im Voraus überfehen, ald daß bie Einzel» 
ſtaaten die rechtliche Baſis ihrer flaatlichen Exiſtenz nicht dadurch mehr oder minder be= 
droht finden follten. 

Nach der Anficht der füchfifchen Regierung würde daher 6. 48, infofern darin von 
Meichöfteuern als einer Einnahmequelle für das Reich die Rede tft, nicht minder der 
Iehte Sag des $. 39 aus dem Verfaſſungs⸗Entwurf jedenfalls zu entfernen fein. 
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U. Spedelle Bemerkungen. 
1) Die Abſchnitte vom Reich und ver Reichs⸗Gewalt betreffen. 

Zu 66. 2, 3. Da ſchon jept fo viel feſtſtehen darfte, daß dieſe Paragında, 
wie fie dermalen gefaßt ſind, auf die Verhältniſſe Oeſterreichs nicht paſſen, fo wind 
zunächft barauf ankommen, welche Vorſchlaͤge vom dieſer Seite gemacht werben bie, 
und bie Aufgabe dann fein, eine Form zu finden, unter der Oeſterreich bekiveten Km 

Zu $. 10 ift eine deutlichere Faffung zu wünfchen, da das Wort „Wetikä-Iuteri‘ 
eine fehr weite Ausdehnung zuläßt. Daſſelbe duͤrfte mit „Heihs-Eonipetenz” zu wie 
ſchen, unb ber Sag würbe dann zu faflen fein: „infofern Gegenſtande berührt wein, 
bei denen vie Reichs⸗Competenz einfchlägt.” 

Zu $. 12. möchte eine nähere Angabe der Zwecke, für welche die gefammte bau 
nete Macht Deutſchlands ber Reichs⸗Gewalt zur Verfügung ſtehen fol, wit über 
fein. Als ſolche können wohl nur ver Fall ver Krlegsgefahr und Die Anfrechterheiim 
ber Ruhe und Ordnung im Innern bezeichnet werben. 

Bu $. 13. 

1) Wenn es der Reichſ⸗Gewalt zufichen muß, die Größe und Beſchaffenheit her ir 
waffweten Macht zu beftimmen, fo wird mit Nädficht auf F. 19 des Abſchau 
„vom Meichötage” und auf $. 16 nes Abſchnitts „vom Reichsoberhaupte“ zuglaf 
beizufügen fein, daß es bazu eines Reichogeſetzed bebürfe. 

2) Um bie &xenze, bis zu welcher herab die Einzelftanten im Betreff des Heerweſa 
ihre Seltfiftännigkeit behalten follen, zu bezeichnen, erfcheint es angemefien, st 
bie ber Natur der Sache nach, wanbelbare Höhe des Gomtingents, ſondern vb 
mehr ein Minimum der Bevölkerungszahl ald Mafftab dienen zu laffen. 

3) Der Beſtimmung im dritten Abſatze, nach welcher vie Gontingente ver unter Ww 
ſelben fallenden Staaten alternativ unter ſich in größere Ganzen verſchmolzen me 
den und dieſe dann unter der unmittelbaren Leitung der Heich8-Benih 
ſtehen follen, ſteht das Bedenken entgegen, daß ber Reichs⸗Gewalt dadurch air 
ihrer oberaufſehenden und controlirenden Stellung auch noch eine unmittelbar w 
mwaltende und ausführende Wirkſamkeit in militairifcher Beziehung zugewieſen we 
den würde, indem fie gleichfam die Function bed Kriegsminiſteriums für die Wr 
treffenden Staaten oder Staateneomplere zu übernehmen hätte. Cine ſolche Der 
pelktellung ver Reichs⸗Gewalt erſcheint aber für bad allgemeine Jutereſſe in mh 
als einer Hinficht wicht foͤrderlich. Der Anfchluß der zur Formirung felbfikin 
ger Heeresabthellungen nicht geeigneten Fleineren Staaten an einem angrengenben pb 
feren Staat, im Sinne der Bildung gewiſſer Militairkreiſe, dürfte füch vielmeht u 
allen Fallen der fraglichen Art um fo mehr als das Zweckmaͤßigere empfehlen, # 
damit eine jenen Staaten in angemefjener Weiſe zu gewährenve Gimwirfung 
die Einrichtung und Verwaltung des gemeinfchaftlichen Heerweiene ſtett vereint 
fein wirb. 

Bu ©. 15 dürfte die Veftimmung genügen, daß in den Fahneneib die Berpflihtet 
„auf vie Reichs⸗Verfaſſung“ mit aufzunehmen fei, worin die Verpflichtung zur Irene 
gen vie oberſte Reichs⸗Gewalt, ihr Träger jel, welcher er wolle, vom ſelbſt inbegriffen if 

Zu $. 16. Da es nicht die Abficht fein kann, auch die zwar auf Auordnung d 
MReichs⸗Gewalt, aber durch Verſchulden einzelner Staaten erwachſenden weilituirifchen Im 
£often dem gefammten Heiche zur Laſt fallen zu laſſen, fo wird es einer den Regreß u8 
den betreffenden Einzelftaat in folchen Zällen ſichernden Beſtimmung bedaurfen, dieſe abet 
pielleicht weiter unten bei $. 53 am paſſendſten anzufchließen fein. 

Zu $. 18. Für die Beitimmung: daß die Ernenming ver Generale auf Berihlas 
der Einzelregierungen durch die Reichs⸗Gewalt gefchehe, iſt en aubreichender Una 
. nicht abzufehen. Diefelbe fteht übrigens mit dem 6. 14 über das BVerhäligig der Cr 
zelftanten zu ihrem Heerweſen aufgeftellten allgemeinen Grundſatze in directem Widerſperhe 










48, Bebuuas. 28. yı 


Zu 5.36. Die koniglich ſaächſiſche Regier ung iſt mit ber unbebingten Aufhebung 
der Yinßzölle nicht nur im Grundſatze einverſtanden, fonbern auch ber Anſicht, daß von 
einer Ausgleichung dabei überhaupt abzuiehen fein werbe. Sollte Diele gleichwohl nicht 

za umgeben fein, fo wäre wenigſtens vorauszuſehen, daß bie Entichäpigung auf Reichs⸗ 
koſten zu erfolgen, als Grundlage verfelben aber nicht ber vom einzelnen Gtante feither 
wirklich bezogene Betrag der Einnahme, fordern der Betrag, zu befien Erhebung er nach 
der betreffenden Flußſchifffahrts⸗Acte berechtigt getvefen märe, anzunehmen jel. 

Bu ©. W. 

Zu 6. 32. E6 wird fi zwar nicht verfennen laſſen, vaß die Feſtſtellung allge 
geweiner Grundſatze über das Eiſenbahnweſen durch Reichs⸗Gefete ſehr wünfchenswerth 
ſei, und die Reichs⸗Gewalt indbefondere in den Stand geſetzt fein müſſe, unbegründeten 
WBeigerungen einzelner Regierungen gegen neue, durch das Reichs⸗Imntereſſe gebotene der⸗ 
artige Anlagen entgegen zu treten. Allein wenn nach ben im Entwurfe enthaltenen Be⸗ 
Kiamungen die Reichs⸗Gewalt berechtigt fen würbe, ſelbſt ohne vorgehendes Gehör ber 
Eingelregierungen, und ohne daß dieſen ein ihnen hoch jedenfalld behufs des Selbſtbaues 
sber der Gonceffionirung an Befeltichaften vorzubehaltendes Vorzugsrecht zuſtaͤnde, Eifen- 
bahnen, Ganäle ıc. anzulegen ober die beſtehenden durch Concurrenzbahnen zu beeinträch« 
gen, fo gehen feine VBeftimmungen offenbar zu weit und Aber bad Berärfnig hinaus, fo 
wie auch durch deu lehzten Satz des $. 32 das Oberauffichtöredht des Reichs über bie 
Heer- und Lanpftraßen unverkennbar auf Gegenſtaͤnde audgebehnt wird, wie feither ohne 
Nachtheil für nad öffentliche Interefle der Fürſorge der Einzelregierungen überlaflen ge 
weim find und es auch ferner bleiben können. Es wird daher beantragt, den 6. 29 
Bis 323 des Entwurf die in der Anlage A vorgefchlagenen Sahe zu fubſtituiren. 

Zu $. 33 iſt die ſchon am anderem Orte geltend gemachte Bemerkung zu wieder⸗ 
holen, daß es nicht wohl möglich fein wire, alle Binnenzölle fofort zu befeitigen, indem 
Uebergangszölle kaum zu entbehren fein werben. 

Zu $. 35. Im Intereſſe eines georuneten Finanzhaushaltes der Einzelftanten, deſ⸗ 
fen ia auch der Bundesſtaat zu feinem Beftehen nicht entbehren kann, it es durchaus 
erforderlich, daß der aus ven Zollerträgnifien für die Ausgaben des Reichs voriveg zu 
nehmende Theil nicht eine allzu wandelbare, von Jahr zu Jahr fleigende und fallende 
Größe bilde, fonvern fo viel thunlidh, ein für allemal ober doch für lämgere Beitabfchnitte 
feR beftimmt werde. Diefer Borausfegung würde aber wenigſtens annähernd Genüge 
geleiftet werden, wenn — mit Müdficht auf die Beſtimmungen im F. 19a bes Abfchnit- 
tes som Meichötage — im $. 35 wicht das Budget überhaupt, ſondern vielmehr das 
ordentliche Budget ald maßgebend für das Theilungeverhaltniß bezeichnet würde. 

Zu 5 40. 

Zu $. 43. Auch bei den nie Pop betreffenden Beſtimmungen bes Entwurfs hat fich, 
wie bei den Ciſenbahnen x. dad Berürfniß fühlbear gemacht, thells bie der Meichd- Ges 
walt zugewieſene Competenz auf angemeflene Grenzen zurbdguführen, und biefelbe ins⸗ 
beſondere nicht auf ein Verwaltungsdetail aubzubehnen, für welches ihr fogar Die geeig⸗ 
nein Organe fehlen würben, theils die Cinzelſtaaten gegen eine Schmälerung ihrer lau⸗ 
fenden Finanzquellen ficher zu flellen, bie einerſeits unter jepigen Verhaltniſſen Kein Staat: 
ohne empfinvliche Störung des Gleichgewichts zivifchen Einnahme und Ausgabe ertra= 
gen koͤnnte, und bie andrerſeits nicht einmal durch ein höhere® Verkehrs -Interefie drin⸗ 
gemb gebsten ericheint. Bon viefem Gefichtspunkte aus iſt Daher Art. VII. laut ber Bei⸗ 
fuge B in veränderter Welle redigiri und dabei verausgefeht werben, daß $. 42 gänzlich 
in Wegfall zu bringen fein werde. | 

Bu $. 44. Dafür, daß dem Reiche das Recht beigelegt iwerbe, Reichsmünzen zu 
yehgen, fiheint durchaus Fein wahres Bebürfnig vorhanden zu fein. 

Zu $. 46. Infofern aus diefem Paragraphen des Entwurfs eine Befugniß der 

gefolgert werden Wunte, Neichspapiergelo auszugeben, jo kann man. nicht 
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umbin, fich gegen eine folche, wie man dafür hält, im hohen Grabe bedenlliche Icks 
mung zu erklären, überhaupt bürfte es genügen, die Concurrenz der Reichs⸗Gewalt je 
fihtlich des Papiergelves darauf zu befchränken, daß fie der Ausgabe vom dergleiha 
Seitens ver einzelnn Staaten ohne genügende Sicherftellung durch Einläfungefmt y 
widerſprechen berechtigt und verpflichtet fei, wonach zugleich die Dispofition im ein 
Alinea des Paragraphen zu mobificiren wäre. 

Zu F. 49. ©. oben sub 1. 

Zu $. 52. Da vie Reichs⸗Gewalt füglic nur die Beſtimmungen über bat Rab 
Bürgerrecht, nicht aber auch das Stantd» Bürgerrecht, in den einzelnen Staatn a» 
geln haben wird, fo fcheint hiernach das Wort ,Staats⸗Bürgerrecht“ in Wegfall tum 
zu müſſen. 

Zu $. 53. Da der Beruf und die Verpflichtung der Reichs⸗Gewalt, gegen we 
fachte eigenmächtige VBerlegungen beftehenver Verfaſſungen Hilfe zu getvähren, unhge 
felt diefelbe bleibt, gleichviel von welcher Seite die Veranlaffung zu Störung ul 
fo dürfte der Satz sub 3 allgemeiner zu halten und vielleicht zu faflen fein: 

„Wenn vie Verfaflung eines veutfchen Staats eigenmächtig aufgehoben un mie 
bert wir.” 

Zu $. 34. Wird nach der fchon zu $. 16 gemachten Bemerkung auf bie my 
der Koften in der GErecutiond-Orbnung oder fonft am geeigneten Orte zu treſche 
Beitinmungen binzumelfen jein. 

Zu $. 58. ©. oben sub 1. 

Zu $. 50. Erfcheint ein Vorbehalt dahin nothwendig, daß es rückſichilich vb 
vilrechts ben einzelnen Staaten unbenommen bleibe, die insbeſondere wegen des Fumir 
und Erbrechts nach ihren individuellen Bedürfniſſen erforderlichen Modificationca W 
feftzuftellenden gemeinen Rechts eintreten zu laſſen. 

2) Den Abfchnitt „ver Reichstag“ betreffend. 

Zu 6.3, 8. Dad Staatenhaus fcheint zwar im Sinne ver Berfafler des Grin 
wefentlich dazu beſtimmt fein zu follen, das particuläre Element, vie Einzefflaste, 8 
Gegenfaß der Gefammtnation zu vertreten, und für erfteres innerhalb der Reicht⸗Gau 
ein Organ zu bilden. Abgeſehen aber davon, ob das Stantenhaus nach der im & 
wurfe angenommenen Zufammenfegung beffelben, beſonders in Hinblick auf ven inf? 
aufgeftellten Grundſatz, viefer feiner Beftinmung überhaupt genügend entfpredhen met 
und ob es zur Sicherfiellung der Einzelftaaten nicht vielmehr anderer Garantien kai 
möchte, die mit der Bildung bed Reichsoberhaupts oder der Meichsregierung im mp 
sen Sinne in Verbindung zu bringen fein würben, fo läßt fich auch das bringen: Br 
dürfniß nicht verfennen, das Staatenhaus auf einer ſolchen Grundlage zu orgaslit 
die e8 geeignet machte, neben den particulären auch bie confervativen Intereſſen ver fr 
tion zu vertreten, mit anderen Worten, die Stellung einer erſten Kammer ober Ai 
Oberhaufed einzunehmen. In viefer Vorausfeßung würde auch bie für das Stasi‘ 
haus, als folcyes, nicht erwünfchte große Anzahl ver Mitgliever unbedenklich jes, P 
es koͤnnte fich empfehlen in Genehmigung eines ſchon von mehreren Seiten laut 96 
denen und in der Billigfeit begründeten Wunfches, jenem Staate ohne Autnahm u⸗ 
deftend eine Stimme im Staatenhaufe zuzugeftehen. Um aber obigen Zwed zu me 
hen, ohne doch für die Zuſammenſetzung des Stantenhaufes ein ganz neues —Xn 
aufzuſuchen, würde man es für das Einfachſte halten, wenn dem $. 8 ein Zufag de 
Inhalt8 beigefügt würde: daß die Mitglieder des Staatenhaufes, unb zivar fowehl de 
kon den Megierungen, ald die von ver Volksvertretung ver Einzelflaaten zu — 
einen gewiſſen Cenſus an directen Abgaben entrichten müßten. Mit Hinficht af 
Verhältniffe im Königreich Sachfen würde ein Cenſus ‚vom ungefähr 50 Thalern ar 
meſſen erfcheinen. 


Zu $. 15. Entfleht ver Zweifel, ob derſelbe und insbeſondere auch das harin anf’ 
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ſtellte Erforderniß der einfachen (abfoluten) Stimmenmehrheit auf Wahlen unbevingt ſich 
beziehen folle, wad wohl nicht die Abficht fein Tann. 

Zu F. 16. Mit der oben beantragten Befeitigung des Schlußſahes im $. 58 ton 
ber Reichs⸗Gewalt würde auch der gegenwärtige $. 16. in Wegfall gelangen. 

Zu 6. 19. Die fächftfche Regierung erkennt in dem abfoluten Veto ein fo unent⸗ 
behrliches Attribut der eonflitutionell» monarchifchen Verfaſſungoform, daß fie die Macht 
und Würde des Reichs⸗Oberhaupts auch dann, wenn letzteres nicht, wie ber Entwurf 
annimmt, durch eine einzige Perfor. dargeſtellt werben follte, durch ein bios fuspenfived 
Veto nicht binlänglich gewahrt erachten könnte, und in ver Aufnahme viefes Grundſatzes 
in die Reichſs⸗Verfaſſung einen insbeſondere auch für die Einzelverfaffungen bedenklichen 
Borgang erbliden würke. 

Zu $. 19, 2 und 3 würben fi in Verückfichtigung der zu 66. A6 und 49 „von 
der Reichſs⸗Gewalt“ gemachten Bemerkungen entfprechenve Faſſungo⸗Veraͤnderungen er⸗ 
forderlich machen. 

Zu $. 19, 4. Diefe Beſtimmung kann in ihrer jegigen Faſſung leicht zu Mißdeu⸗ 
tungen führen. Da fie jedenfalls nur mit der Beſtimmung des 6. 37 „von der Reichs⸗ 
Gewalt” in Beziehung ftehen kann, fo winde es befier fein, ven Inhalt des Paragraphen 
hier wörtlich aufzunehmen. 

Zu $. 19. Wenn na der Beſtimmung sub 6 dem Staatenhaufe innerhalb des 
Gefammtbetrags des auf dem erften Reichstage durch einen Reichstagsobeſchluß feftzu- 
ſetzenden orventlichen Budgets nur das echt zuftehen foll, Erinnerungen und Auöflel- 
Iungen zu machen über melche ſodann das Volkshaus endgiltig beſchließt, fo ift ein aud- 
reichender Grund für dieſe ausnahmsweiſe Beſchraͤnkung der Competenz des Staatenhaufed 
nicht abzufehen, und vielmehr auch bier eine völlige Sleichftellung beider Häufer in ihren 
gegenfeitigen Befugniffen für angemeffen zu erachten. 

Zu 5. 238. Deſſen Inhalt erfcheint infofern unvollftändig, als eine Ausichließung 
doch auch wegen anverer Thatfachen, als des unmwürbigen Verhaltens im Haufe, flatt- 
haft fein müßte. 

Zu $. 30 wird ein Zuſatz nöthig merben, daß diejenigen Punkte, welche die Bezie⸗ 
Hungen zur Reichöregierung betreffen, durch ein Meichägefe zu oronen ſeien. 

3) Den Abfchnitt das Reichs⸗Gericht“ betreffend. 

Zu $. 2b erfcheint ver Ausdruck „politifche” Streitigkeiten, im Begenfage zu den 
rechtlichen, unflar und daher der Wegfall der Worte „politifche und rechtliche" angemeflen. 

Zu $. 2 entſteht die Frage, ob es nicht rathſam ſei, die Entfcheidung des Meiche- 
Gerichts auch auf die Provoration eines der flreitennen Theile eintreten zu laſſen, indem 
andern Falls die Möglichkeit, Streitfragen der bezüglichen Art zur Erledigung zu brin- 
gen, nach Umſtaͤnden ganz abgefchnitten fein Tönnte. 

Zu $. A Wenn auch anzunehmen iſt, daß die Organifation des NeichE» Gerichts 
jedenfalls fo zu beiverkftelligen fein werbe, daß den Regierungen eine Theilnahme an ver 
Ernennung der Mitglieder eingeräumt werde, fo erfcheint doch dieſer Punkt als fo wid: 
tig, daß verfelbe nicht einem beſondern Geſetze vorzubehalten, fondern bie Ginfegung und 
Organifation des Reichs⸗Gerichts als Beſtandtheil ver Verfaffung felbft zu behanteln 
fein dürfte. 

4) Die Abfchnitte „nad Reichsoberhaupt und ver Reichsrath“ betreffend. 

Einer beftimmten Erklärung binfichtlich der Oberhauptd> Frage Seitens ber einzel⸗ 
nen Regierungen ftehen zur Zeit noch um fo größere Schwierigkerten entgegen, ald auch 
die Beichlüffe der National-Verfammlung über diefen Punkt noch unvollftändig find. 


Die k. dänifche Negierung erflärt: dag S. M. der König von Dänemark fid 
dur die malmder Waffenftillftand- Convention nicht über die urfprünglich für 
deſſen Dauer verabrebeten fieben Monate gebunden halten, und baß folge: 
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weile Die gedachte Konvention am nächften 26. März ihre Endfchaſt erreitn h 


ben werde. 





2A. | Erflärung des k. würtembergifchen Bevollmächtigten an das Reichs⸗Miniſterin 


Die Aufforderung des Herrn Präfiventen des Reichominiſterrathes Yreiber m 
Gagern vom 28. Ianuar d. J. welche die Abgabe ver Erklärungen ber bestfhea Br 
gierungen über die Abſchnitte ver Berfaflung, wie ſolche ſich nach Der erfimalign & 
rathung der Rational⸗Verſammlung geftaßtet haben, bezwedte, bat der Lnteriiet 
alsbald zur Kenntniß feiner Regierung gebracht und hierauf ven Auftrag erhal, p 
gen das Reichsminiſterium einftweilen Nachſtehendes auszuſprechen. 

Die Eöniglihe Regierung hat ſchon wiederholt ihre Bereitwilligfeit erklärt, va $ 
ſchluß anzuertennen, welcher von der Rational-Berfammlung gu Franukfurt bill 
ber deutfchen Verfaſſung wirb gefaßt werben, und hält auch gegenwärtig ned ak 
fem Grundſatze fell. Die fönigliche Regierung ift übrigens gern bereit, au can w 
gängigen Verftändigung über die Beſtimmungen ver künftigen veutfchen Berfaffung mi 
ihren Bevollmächtigten Antheil zu nehmen, vermöchte jedoch ver Bilbung eines my 
Bundes im Bunde nicht das Wort zu reden; fie legt auf das Verblaiben Dre 
reichs im deutſchen Bundedſtaate den größten Werth, und müßte deshalb — weni 
Wahl eines einzigen Oberhauptes für denſelben ven Austritt Oeſterreichs zur lee 
ben follte — wie dieß nach der öfterreichifchen Depelche vom 4. Februar ber Sp 
fein ſcheint — ihrer Seits vorziehen, daß auf ein nur um biefen Preis zu erlangahl 
einziges Oberhaupt verzichtet werde, und man an beflen Statt mit dem frühe pr 
fhlagenen Directorium ſich begrüge. 

Eine Lostrennung Deflerreichd von dem beutichen Staatsverbande müßte vie Dar 
liche. Regierung als eine freiwillige Selöfiverflümmlung des gemeinſamen Bateriaid 
ald einen mit deſſen jegiger und Zünftiger Größe und Selbſtſtaäͤndigkeit unvertrigi® 
Act betrachten, weldyer durchaus nicht gebilligt werden Eönnte, fo lange nicht unsehh 
lich beiviefen ift, daß die Faiferlich öfterreichifche Regierung durch ihre Lage forchl d 
durch ihren Willen davon abgehalten werde, ſich an dem politifchen Neubau von Dat 
land zu betheiligen. 

Da es indeſſen für Deutichland von hoͤchſten Interefle ift, daß das Verfuap 
wert in Eürzefter Friſt zu Stande komme, fo glaubt die biefleitige Regierung dk 
nung außfprechen zu bürfen, daß die kaiſerlich äfterreichifche Negierung durch def 
Erklärungen über die einzelnen Theile des vorliegenden Verfaffungsentwurfes die ap 
bahnte Verfländigung darüber mit der beutfchen National-Berfammlung fo viel iu 
möglich beichleunigen werde. 

Indem der Unterzeichnete dieß zur Kenntnig des Herrn Bräftventen des Ab 
minifterrath8 bringt, behält er fich vor, über bie einzelnen Punkte ver Verfaffung mh 
träglich ſich zu aͤußern. 

Speciele Gegenbemerfungen des großherzoglich badiſchen Bevollmächtigten u W 
gemeinfchaftlichen, dem Reichs: Minifterium Tages vorher übergebenen Bemei® 
gen und Abänderungs » Borichlägen 

2. Die Reihögewalt. Zu F. 19. ... . Küſtenvertheidigungkweiken“ fe 
müßte jebenfalls beigefügt werben: 

infofern fie ala Reichswerke erklärt und übernommen werden. 

Zu 6. 25 und 36. Hier können wir zum großen Theile nicht einderſtanden ff 
und bitten die beſondern Bemerkungen Badens zu biefem Paragraphen nachzuſehen 

„Abfap 2 des G. 26 follte ganz wegfallen.” — 

Auch follte unferer Anſicht nach ein Neichögefeg, 

„nie Sauptflüffe und Candle namentlich als folche beftimmen.“ 
So wie das ganze Reich bei ver Aufhebung der Flußzolle zu Gunften med ar 
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meinen Verkehro betheiligt ift, fo follte auch das game Reich ober wenigſtens alle Staa» 
ten, bie in dem Markigebiste eines Fluſſes Liegen, zu ber eglung für die Flußzoͤlle 





Beitzagen. 
Zu $. 26 wird der Zufag vorgefchlagen: 
„In fo weit der Aufwand für die Erhaltung und DVerbefferung der Schiffbarkeit 
dient, find die Koſten vom Reiche zu tragen. Ein Meichögefep wird vie Aus» 
fchelonng vieler von den übrigen Uferbaukoſten feftfegen.” 
uf. 32, 
— Grund ſpricht, wie für die Canaͤle, ſo auch für die Anlegung von 
Landſtraßen und Eiſenbahnen“ 
aus ben Mitteln des Reichs. Wenn die beiden legten nicht aufgenommen werden, jo 
tönmten wir auch nicht für die Ganäle ſtimmen. 
$. 34. Wir bitten die beionteren Bemerkungen Badens über dieſen $. 34 nach» 
zufehen. Die großberzogliche Regierung muß den allergrößten Werth darauf legen, 
daß darauf die Mückficht gewemmen werde, welche die Gerechtigkeit erfordert 
$. 35. Hier wären die Worte: 
„Productiond« und Berbrauchöfteuern“ 
zu flreichen. 

In der Kammer der baierfchen Reicheräthe Interpellationen wegen der Note bes 
f. preugifchen Geſandten (S. 17. Februar). Fürft von Dettingen Wallerftein: 
„Der preufifhe Geſandte ſchwebt in einem großen Irrthum, wenn er den 
Ausdruck Ehre als beleidigend gegen feine Regierung anſieht. Wenn ſich die 
Kammer durch die Ehre aufgefordert fühlte, fi gegen den Ausflug De: 
ſterreichs und ein preußifches Kaiſerthum zu erflären, fo ift wohl Niemand in 
diefer hohen Kammer eingefallen, daß die Uebertragung der Kaiferfrone auf 
das Haupt eined Hohenzollern entehrend ſey. Nicht weil die Krone einem 
Hohenzollern übertragen werden foll, fondern weil das preußifche Kaiſerthum 
eine Zerftüdelung Deutfchlande nad fich ziehen würde, gebot es diefer Kammer 
bie Ehre, fih dagegen zu erflären; fie würde in folhem Falle gewiß 
auch gegen ein baterifhes Kaiſerthum protefliren.’ (?) Graf von 
ArcosBalley: „War ed nun nicht auch Pflicht diefer Kammer, in dieſem 
Momente zu zeigen, baß fie die Intereſſen bes Landes fo gut verſtehe als 
bie andere Kammer? Hätten wir damals gefchiwiegen, wäre es unfer Todeöftoß 
geweien, beöhalb war ed Gebot der Pfliht und Ehre. Wie diefe Kammer 
über das preußiiche Königehaus denfe, hat fie in der nämlichen Discuſſion 
ausgeiprochen; was mich fpeciell betrifft, fo habe ich immer meine größte Ver⸗ 
ehrung gegen baflelbe ausgeſprochen, und verehre ben König von Preußen, 
weil er meinen Glanbensgenoflen in feiner Berfaffung volle Glaubensfreiheit, 
volle Freiheit und Unabhängigfeit der Kirche zugeftanden hat. — — Ih muß 
nur ſtaunen, daß, ald in Frankfurt Brentano fich erfrechte, den Prinzen von 
Preußen mit Heder und Struve auf gleiche Linie zu fegen, dorimals der preu⸗ 


ßiſche Geſandte ſich nicht befchmwerte.“’ *) 


®) Gier hinft die Logik des edlen Grafen auf beiben Hinterfüßen, und if zugleich nichts 
weniger als fchmeichelhaft für feine Standesgenoflen, indem er den einhelligen Beichluß ver 
baierſchen Patrie mit den frechen Aenperungen eines ungehobelten Individuume auf gleiche 
Binte Reit, 
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24. Das f. ſachſiſche Miniſterium zieht fih zuräd und erläßt deshalb eine 8 


25. 


madung des wefentlihen Inhalte. „Zu verfchiebenenmalen Haben w 
Öffentlich dahin ausgeſprochen, daß wir ohne bie Unterflügung ber V 
ber Kammern die Verwaltung nicht fortführen würden. Diefe Unter 
fehlte uns nad unferer Anſicht ſchon damals, als wir vor vier Woch 
Majeſtät dem Könige den Wunſch, unferer Aemter enthoben zu werbe 
legten. Jeder noch mögliche Zweifel darüber ift feit diefer Zeit verſchn 
Faſt in allen formellen und materiellen Fragen, fowohl von geringe 
von grundfäglicher Bedeutung, haben beide Kammern theild einflimmig, 
gegen eine geringe Minderheit fih wider die Regierung entſchieden. 
diefen Umftänden blieb ung, wenn wir nicht durch Auflöfung der jegigen 
mern Berufung an das Bolf einlegen wollten, nichts übrig, als von ı 
Aemtern zurüdzutreten. Nach reifliher Erwägung haben wir uns fi 
Letztere entfchieden. Se. Majeſtät der König hat unferen Rüdtritt geneh 

Neues Minifterium im Königreihe Sachſen, unter dem Borfige bes Ob 
Rathes Dr. Held. Kein Mitglied defielben ift aus den Reihen der 
vertzeter entnommen, fo wurde denn das Cabinet noch vor feinem perſẽ 
Erfcheinen dur einen Radicalen vom reinften Wafler verurtheilt: „„Die 
Minifter haben Feine Namen im Volle, fie bilden ein Bureaufratens Minifi 
ihnen Tann das Volk nicht vertrauen.‘ 

Zu Mainz, Bonn, Cöln, Königsberg, Münden feiern „deuiſche Männeı 
Sahrestag der franzoͤſiſchen Revolution mittelft großer Zwedeflen u. |. v 

Die Stände des Großherzogthums Luremburg verweigern fowohl die B 
für die deutfche Flotte, wie den Aufwand wegen bed erhöheten Tr 
Contingents. 

Die Mitglieder der deutſchen National-Berfammlung: von Sommaruga, H 
und von Hermann gehen von Frankfurt nah Olmütz ab, um die Zuſti 
des k. öfterreichifhen Cabinets zu den Verbeſſerungen zu erwirfen, mel 
fogenannte großdeutihe Partei in dem Verfafungs: Entwurfe anzubring 
denkt. Dad Wichtigſte, aber auch zugleich völlig Unpraktiſche darin 
Reichsftatthalterfchaft, von drei zu brei Jahren zwifchen Oefterreich und 
fen alternirend, mit einer Reichs⸗Regierung von ſechs Mitgliedern. 

Das Reihe-Minifterium theilt der deutfchen National-Berfammlung bie Er 
gen vieler deutfchen Cabinette über die Verfaffunge s Angelegenheit mit. 

haben diefe Aftenftüde bereits ihrem Datum gemäß geliefert.) Die Be 
fung verwirft mit 283 gegen 177 Stimmen den Antrag, darüber zur 
ordnung über zu gehen, ferner mit 292 gegen 153 Stimmen ben Boı 
unter Anerfennung des Principe, daß die Berfaflung allein von ber 
feftzuftellen ift, die Aftenftüde dem Verfaſſungs-Ausſchuſſe zu überweiſ 
ſich, bis nad) erfolgter Vorlage deffelben, die Entfcheidung über den 3 
ber zweiten Leſung ber Berfaffung vorzubehalten. Eben fo erlangt der I 
bag vor Vervollſtändigung des Entwurfs über das Reichsgericht, und vı 
maliger Berathung über den Organismus und das Berfahren deſſelbe 





einer Feſtſetzung des Zeitpunkts, wo die zweite Lefung der Berfaffung zu be- 
ginnen hat, zu abftrahiren fey, feine Majorität. Demnaͤchſt wird der Borfchlag: 
die N. 3. verweift jene Erklärungen an den Berfaflungs- Ausfchuß, giebt ihm 
auf, feine Revifion ohne Zögerung zu vollenden, und ſetzt feſt, daß am Mon⸗ 
tage den 5. März, eventuell ſobald der AusfhußsBericht fih in den Händen 
ber Mitglieder befinden wirb, mit der zweiten Lefung begonnen, und damit Lie 
Berfaffung endgiltig fefgeftellt werde, von 252 gegen 221 Stimmen abger 
lehnt. Auch das Hinausfchieben bis zum 15. März, fo wie der Wegfall des 
Wortes: endgiltig finden keinen Beifall. Den Antrag: Die zweite Lefung der 
Berfaffung unmittelbar nach der zweiten Leſung des Wahlgefeges vorzunehmen, 
genehmigen nur 195 Stimmen, während ihn 257 verwerfen. — Die Mitthei- 
lung des Dinifteriums geht daher ohne Weiteres an den Verfaſſungs⸗Ausſchuß. 


Rachträgliche Mittheilung des h. fachfen-altenburgifchen Bevollmächtigten an das 
Reichs⸗Miniſterium: | 

„Indem ich mich beehre, bezüglich der unter dem 23/2Aften d. Mts. von fechd und 
zwanzig Einzelftaaten gemeinfchaftlich übergebenen Bemerkungen zu den von der verfaffung- 
gebenden National» Berfammlung in erfter Lefung gefahten Verfaflungs- Beichlüffen noch 
machtraͤglich die vorbehaltene Erklärung abzuftellen, wie die herzoglich fachfen-altenburgifche 
Megierung fich der Hoffnung bingibt, es werde der zu ſchaffende deutſche Bundesſtaat 
einen folchen territorialen Unfang und eine ſolche innere Geflaltung erhalten, daß bie 
Bezeichnungen „Reich“ und „Neichögewalt” für venfelben vollkommen paſſend erfcheinen 
werben, und fomit biefelbe feinen Anftand findet, dieſe Bezeichnungen, wie in der erften 
jener Bemerkungen geſchehen, zu beanftanden, erlaube ich mir zugleich, noch Folgendes 
ergebenft beizufügen.” 

„Die berzoglich fachfen-altenburgifche Megierung erfennt an, daß das große Wert 
bundeöflaatlicher Einigung Deutſchlands nicht wohl anders zu Stande fonımen kann, als 
wenn die einzelnen deutſchen Staatd-Megierungen ſich entichließen, die Verfaſſung, wie 
ſolche definitio durch die Reichs⸗Verſammlung feitgeftellt fein wird, unter Aufgebung in⸗ 
dividueller Meinungs» DVerjchienenheiten, wo möglich ohne alle tweitere Beanftanpung in 
Wirkſamkeit treten zu laſſen; auch hegt fie zu ver bisher bethätigten Gefinnung und ber 
praktiſchen Einficht der Reichs⸗Verſammlung dad Vertrauen, es werbe biefelbe durch ihre 
Beſchlüſſe eine vafche, alljeitige Verſtaͤndigung ermöglichen, indem fie namentlich das er⸗ 
Sorberliche Anjehen ver Regierungen und das felbftfländige Leben ver Einzelftaaten gebüh- 
zenb zu fihern wiflen werde, ohne einer Eräftigen bundesſtaatlichen Entwickelung ver Ge⸗ 
fammtheit Eintrag zu thun. Wie Seine Hohelt, ver Herzog Georg zu Sachſen⸗Alten⸗ 
Burg, in Ießterer Beziehung denken, ift dem Neichäminifterium bereitö durch Die Aorefie 
an des Königs von Preußen Majeftät befannt geivorven, welche ich unter dem 2öften 
Sorigen Monats abichriftlich zu überreichen die Ehre hatte. Die herzogliche Negierung, 
ſo dringend fie wünfchen muß, die deutſchen Provinzen Oefterreihd und das übrige 
Deutſchland von einem unauflöslichen Bande fefter Einigung umfchlungen zu fehen, hält 
woch auch jetzt die Vorausfegung noch nicht für befeitigt, daß es Defterreich unmöglich 
fein werde, mit dem übrigen Deutfchland in em bundesſtaatliches Verhaältniß, wie 
es von der deutfchen Nation verlangt wird, einzutreten, und unter biefer Borausfegung 
äſt dieſelbe auch jeßt noch der Ueberzeugung, daß vie zuverläffigfte Bürgichaft einer feft 
zu begründenden neuen Orbnung der Dinge in der mit der Krone Preußen ald dem 
mädhtigften und intelligenteften reindeutfchen Staate zu verbindenden erblichen Kaifermürbe 
zu erreichen el.” 

„inter Vorbehalt etwaiger weiterer Erklärungen bitte Ich ben Herrn Minikerpräfi« 
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benten, mit den Erklärungen der übrigen deutſchen Regierungen über das Berfafjungk 
wert auch Vorſtehendes zur Kenntniß der conftituisenden National-Berfammlung zu Yringen” 





26. ' Eröffnung ber conftitutionellen Kammern der preußiihen Monarchie. 
26. ; Treffen in der Gegend von Kapolna und Kaal; die Divifionen Webna mb 


2. 


Schwarzenberg verbrängen ben Feind aus feiner Stellung. — Gleichzeitig be 
mächtigt fih 5. M. L. Graf Ehlid des Engpafles von Sirok. 


Inſtruction des öſterreichiſchen Minifieriums für deu Bevollmächtigten bei de 


Gentralgewalt: Unter den bie künftige Verfaſſung Deutſchlauds Beizeffenkn 
Fragen, rüdfichtlih derer das fchleimige Zuftandelommen einer Bereinheum 
zwifchen den Regierungen unb der Rational-Berfammiung dringendes Bakk 
niß der Zeit if, nimmt die Frage wegen Gonftituirung ber erecativen Re 
gewalt, die Oberhauptöfrage, ben erfien Platz ein. In doppelten Hinik 
erweift ſich diefes Bebürfniß als ein dringendes. Nüdfihtlih Des Ynsiake 
ift es im hohen Grade wünfcdhenswerth, daß fo bald ald möglich die Ferm, 
unter welcher ihm gegenüber die Einheit Deutſchlands repräfentirt werk 
wird, feſtſtehe, und das Reich in dem europätichen Staatenfyfleme den ihm gem 
ſaͤtzlich gebührenden Play auch faktiſch einzunehmen in ber Lage ſei. Im Ze 
nern Deutfchlande häufen fich Leider wieder die Anzeichen zur Anarchie in ie 
unruhigendem Maße, und es ſcheint daher dringend nothwendig gu fein, we 
allem Anderen durch Feſtſtellung der Grunbfäge, nach welchen die Reihs-Ge 
tralgewalt befinitiv gebildet werben wird, ben Zactionen das einträchtige mb 
flarfe Zufammenwirfen der Regierungen zum Behufe des Schuges ber Gut 
des gefellichaftlichen Lebens in ununterbrochene Ausficht zu Feilen.‘ 

„Was Defterreih in Bezug auf die Aufſtellung eines Reichs⸗Oberhaupu 
nicht wolle, ift Em. am Echluffe meiner Welfung vom A. d. M. deutlich gefagt. 
Der Kaifer nämlich will ſich nicht unterordnen „‚unter die von einem ande 
deutfchen Kürften gehanbhabte Centralgewalt.“ 

„Es if billig, daß wir nunmehr neben jenem negativen Musfpruche rn 
pofitio und äußern, wie denn nad unferer Anficgt jene Centralgewalt gebäke 
und zufammengefegt fein follte. Nach unfer feftftehenden und wohl begründete 
Meinung ift die Handhabung bed erecutiven Theils der Reichsgewalt bei den 
einmal gegebenen Stande der Dinge in Deutichland anders nicht denkbar, al 
in der Form eines Dirertoriums. Folgendes müßten unferes Dafüshaltens 
die Teitenden Grundfäge bei Eonftituirung diefer Behörde fein: 1) Sie pin 
zu beflehen aus Bevollmächtigten deutſcher Regierungen, wo möglih ans Mb 
gliedern regierender Häufer, Sieben an der Zahl, zufammen neun Stimm 
bildend. 2) Die Zufammenfegung bes Directoriumd wäre in ber Art zu be 
werfftelligen, daß Defterreih und Preußen ein jedes zwei Stimmen, Balerı 
eine Stimme in der EentralsBehörde zu führen hätten; bie ben anderen Seutfhen 
Regierungen aber in dem Directorium zuzuweiſenden vier Stimmen nad ge⸗ 
willen Kreifen und unter Berüdfichtigung der relativen Wichtigleit der Staaten 
bei ber Vertretung im Kreife auszumitteln wären. 3) Die Mitglieder bei 
Direcioriums Hätten ihr Amt zwar als Delegisie ihrer Furßen, jedoch une 
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hängig von fperiellen Infteuchionen, zu üben. Die Stimmenmehrheit wäre 
für jede eingelne Enticheibung des Directoriums maßgebend. A) Rüdfichtlich 
des Yräfbiums wäre eine den früheren Verhaͤltniſſen entfpreidende Einrichtung 
zu treffen. | 

Em, find ermädtigt, unter Zugrunbelegung obiger Säge mit benjenigen 
Bevollmächtigten in Frauffurt, deren Regierungen nach analogen Principien 
vorenzugehen wanſchten, in näheres Einverſtändniß zu treten, und mit ihnen 
gemeinſchaftlich den Entwurf eines Aſchnittes, die Reichoregierung betreffend, 
zu fertigen, in weichem wir jedoch wünfchten, daß Iediglich die Art der Zuſam⸗ 
menſehung jener Regierung behanbelt würde, und ohne Präjubiz für basjenige, 
was fih auf deren Attribute und die Grenzen und Modalitäten ihrer Wirk: 
famleit bezöge. Diefer Entwurf wäre ſodann feitens der über benfelben eins 
verſtandenen Regierungen der National⸗Verſammlung als deren Gegenprojekt 
gegen die von diefer Berſammlung in der erften Lefung angenommenen corres 
fpondirenden Paragraphen ihres Berfaffunge- Entwurfs vorzulegen. Ehe dies 
ſes geichäße, Hätten und jedoch Ew. den von Ihnen gemeinfhaftlih mit anderen 
Goßegen fehgeftellten Entwurf zur Prüfung und definitiven Genehmigung ein- 
zutenben.“' 

Die oͤſterreichiſche Regierung verweigert wieberholt die ihr angefonnenen Beiträge 
für die deutſche Marine. (f. S. December 1848.) „Iſt einmal das Bundesver- 
haͤltniß für alle deutihe Staaten bergeftellt und geordnet, fo wird Oeſterreich 
mit feinem Contingente dee Lanbheeres, wie mit jenem der Flotte für Deutſch⸗ 
Iand zu fechten willen, und fih bamit unter die verfaflungsmäßige Gentralgewalt 
fielen. Bon einer Berlegung der Bundespflicht kann aber jedenfalls feine Rede 
feyn, wenn Defterreich feinen Beitrag zur Flotte dadurch zu geben bereit if, 
Daß es feiner Zeit feine Schiffe für den Reichsdienſt verwenden will.’ 

Treffen bei Verpeleth und Kapolna; die am 2äflen verwendeten Truppen errin- 
gen neue Bortheile. Während ber naͤchſten Tage sieben füh bie von Dembinski 
geführten Iinfurgenten umter mehreren Nachtrabs Gefechten hinter die Theis 
zurüd. 


Interpellation des Abgeordneten Schaffrath in der fächfiichen erften Kammer: ob 
es begründet fey, daß bairifche Truppen im Kirchenflante gegen die Republik 
einſchreiten follen, und ob die fächfiiche Regierung ihren Einfluß verwenden 
werde, dies zu hindern. 

Erflärung der k. baierſchen Regierung. 

Die Königlich baieriſche Megierung Hat in der unter dem 16ten biefes übergebenen. 
Note ihre Bereitwilligkeit, ja noch mehr ihre volle Zuftimmung zu dem angebahnten 
Weg der Berftändigung über bie zeitgemäße Umbilbung der deutſchen Berfaffung aud« 
geferschen, und in der Loͤſung biefer Aufgabe nicht nur Diefenige erkannt, deren Wich⸗ 
tigkeit feine andere gleichtomme, fondern von welcher die Stärke und Wohlfahrt des ges 
fammten deutſchen Vaterlandes und aller feiner einzelnen Theile, fo wie auch die Zu⸗ 
kunft und der Friede Europa's, weſentlich bebingt fel. Sie hat ſich damals unter Ans 
führeng einiger allgemeinen Haupt⸗Anſichten, an welchen fie unverändert feftbält, vor⸗ 
Behalten, ihre Erinnerungen zu dieſem Zwecke fchleunigft nach Frankfurt gelangen zu 
Iaffen, und entforicht der eingegangenen Verbindlichteit durch gegenwärtige Erklärung, 
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I. Allgemeine Bemerkungen. 





‚enqung der Päniglich Gaierlihen Regierung nur in folzeunen 





ausiührbar, und zwar eines Tirectoriums, in welchem Oeſterrrich eben je ı 
einnehmen würte, als die übrigen Glieder des Bundes Mabgabe idres 
sartn Antheil zu finden Hätten. In dem Dirertorium wären alle Beichääffe nadh 
mchehen zu faflen, und daneben Borforge zu treffen, damit nicht Die Thetkra 
such die an Inftructions-Erholungen gewöhnlich fi knüpfenden Zögerung: 
werden. IH. Dem deutſchen Volle muß durch eine aus geſchlich feißgeftellte 
hervorgehende Bollövertretung, durch ein Volkshaus, und daneben durch Wi 
eines die ſtaatlichen Berhältnifie wahrenden Staatenhauſes, Theilnahme an ber 
ber gemeinſamen Angelegenheiten des geſammten deutſchen Vaterlandes geſiche 
IV, Wahrend auf der einen Seite in dem Machtkreis der Reichsgewalt alle 
fänpigkeiten zu legen find, welche zur Erfüllung der unter Ziffer IL bezeich 
naben erforderlich erjcheinen, follen auf der anderen Seite die Zuſtaͤndigkeite 
zelnen Staaten nicht welter befchränft werden, ald ver oben enwähnte Zweck 
bietet, denn nicht die Bildung eines Einheitsftaates, In welchem die Ur 
felt und Selbſtſtändigkeit der einzelnen Staaten aufzugeben Hätte, fondern bie 
dleſer Staaten zu einen Iebenöfräftigen organifchen Ganzen, in welchem ben 
Gliedern die zur Ordnung ihrer eigenen befonderen Angelegenheiten erforber 
Wervegung und das Hecht der Selbftzegierung erhalten und gefichert werde, infı 
der Geſammtzweck deſſen Beſchraͤnkung erheifcht, — foll durch die neue Berfi 
aeſtrebt werden. V. Endlich werden in ber deutſchen Verfaffung auch jene Freil 
Merhte zu bezeichnen fein, welche allen Deutichen gewährt werben follen, ohne 
fen Merten und Breihelten eine Ausdehnung zu geben, welche von einzefnen 
Molfaſtammen dad Opfer von Intereflen und Einrichtungen forberte, deren 9 
mit der Macht und Wohlfahrt des Geſammt⸗Vaterlandes nicht unvereinbar I 
die Uerlehung ſolcher Intereffen und die Vernichtung verartiger Einrichtungen 
Wacht und Wohlfahrt des Ganzen nicht fürdern, vielmehr ſchwächen und beein 
IL. Sperielle Bemerkungen. 

(hebt man von ben eben bezeichneten Grundlagen zur näheren Brüfung de 
erflen Leſung bervorgenangenen Verfaſſungs⸗Entwurfs über, fo ergeben fich m 
Mebenfen. 

l. Thell. Das Reich und die Reichsgewalt. 

Iy Ule 84. 3 und 3 würben Defterreich zum Austritte aus dem engeren 
Hrnbunde noihlgen und andenveitige VBerwidelungen ‚herbeiführen, daher iR | 
meſſene Neſelllnung Im Imereſſe des Geſammt⸗Vaterlandes wmerläßlih. 2) 
bon DB: 7 und M ware um jo mehr sine Verſtaͤndigung und Abanderuag zu 
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als es ſich im denſelben nur um Feſtſtellung des Princips handeln bürfte, nach welchem 
der Reichsgewalt die Vertretung des Geſanmmt⸗Staates mit dem Auslande, unbeſchadet 
ber damit nicht in Widerſpruch tretenden Ausnahme⸗Berechtigungen, da, wo ſolche noth⸗ 
wendig erfcheinen follten, zufteht. 3) Der zweite Abſatz des 6. 9 wäre in nachſtehender 
Weiſe zu faſſen: „Ihre Befugniß zu Verträgen mit nichtveutichen Megierungen befchränft 
fi) auf Segenftände, welche nicht ver Zuftänbigkeit der Reichögewalt zugewieſen find.“ 
4) Die Beſtimmung des $. 15 über die Verpflichtung der veutfchen Truppen dürfte 
fperieller Vereinbarung vorbehalten bleiben. 5) Der 6. 18 wäre zu flreichen. Die Be⸗ 
ſtimmungen ber noch in Kraft beſtehenden deutſchen Kriegs⸗Verfaſſung haben fih in ver 
Erfahrung als vollfommen ausreichend erwieſen. 6) Der Reichögewalt foll Die Ober- 
aufficht über alle dem allgemeinen deutſchen Verkehr bienenden Unftalten, die Sorge 
für die Foͤrderung dieſes allgemeinen Verkehrs und für die Entfernung feiner Hemm⸗ 
niffe, dann die Erlaffung ber dafür erforberlichen Gefeße und Anordnungen übertragen werben. 
Aber bie Beflimmungen ver 66. 25, 27, 29, 30 und 32 geben ven vdesfallfigen Zuftän- 
bigkeiten der Relchsgewalt eine durch den Zweck Eeinedweges geforberte und zum Einheitd= 
ſtaate führende Aussehnung. Es wird demnach der Verftändigung vorbehalten, diefelben 
entweder ganz zu befeitigen, ober auf einen richtigeren Standpunkt zurüdzuführen. 7) Daß 
das beutiche Deich ein Zoll- und Gandelögebiet bilde, und daß auch für außerdeutſche 
Theile und Lanvestheile der Anſchluß an das deutſche Zollgebiet mittelft beſonderer Ver- 
träge vorbehalten bleibe, ift eine Grundbedingung des Aufblühens veutfchen Gewerbflei⸗ 
Bes und Handels. Daher muß auch der Neichögewalt die Gefeßgebung und Oberaufjicht 
über Alles, wad zur Ordnung des gefammten veutfchen Zollweſens erforderlich ift, zufte 
Ben. Aber daß der Neichögewalt auch vie Anordnung gemeinjchaftlicher Productions⸗ 
und Verbrauchöfteuern, die Beftimmung folcher Steuern, welche gemeinfchaftlich fein follen, 
ja fogar die Feſtſetzung der Gegenſtaͤnde, auf welche die einzelnen Staaten Probuctiong- 
und Verbrauchöfteuern für Rechnung des Staates oder einzelner Gemeinden legen dürfen, 
zuftehen fol, dies greift wohl zu tief in die Rechte und in ven finanztellen Haushalt der 
Einzelftaaten ein. Lnftreitig muß bezüglich der in den einzelnen Staaten zur Erhebung 
kommenden Productions⸗ und Verbrauchsſteuern den allgemeinen Interefien und Anfor⸗ 
derungen des deutſchen Gewerbfleißes nnd Handels Rechnung getragen twerden, wie fol= 
ches auch in dem beſtehenden Bollvereine Yängft anerkannt uud zur Geltung gebracht worden 
iR. In $. 33, im erſten Abſatze, hätten die Worte: „mit Wegfall aller Binnenzoͤlle“ 
wegzubleiben, infofern hierugter auch die im Zollvereine beftehenden Vebergangsabgaben 
verſtanden werden, da biefelben zur Aufrechthaltung ver den Einzelftanten zuſtehenden Ge⸗ 
feßgebung über innere Productions» und der Einnahmequellen hieraus, nicht zu entbehren 
find. Auch die 66. 34 und 37 gehen weiter, als der bezeichnete Zweck erforbert, denn 
entweder foll dadurch der Reichsgewalt pad Recht eingeräumt werben, neben ben in den 
Einzelftanten zur Erhebung kommenden Productions und Verbrauchsſteuern neue für 
Rechnung des deutichen Reichs einzuführen, und dann mire dadurch die gänzliche Zer- 
rättung des Finanzweſens der Einzelftaaten angebahnt, weil unmöglich in einem und dem⸗ 
ſelben Staate zwei verſchiedene Finanzweſen und Binanzgetwalten neben einander beſtehen 
tönnen, ober es fol der Neichögewalt die Befugniß beigelegt werben, einzelne von ven 
In den verſchiedenen Einzelitanten bereits beftehenven Productiond- und Berbrauchsiteuern 
für Die Deckung ver Meichdausgaben an fich zu ziehen und zu gemeinfchaftlichen zu er= 
Hören, — und dann iſt nicht nur bie nothwendige Gleichheit der Belaftung aller deutſchen 
Volkoſtaͤmme für die Geſammt⸗Ausgabe aufs böchite gefährdet, ſondern aud der Son⸗ 
derhaushalt ver Einzelftanten durch den entſtehenden Ausfall mit den fchweriten Verwicke⸗ 
Imgen beoroht. Auch vie Beſtimmung des $. 35, welcher die Reichsgewalt ermächtigt, 
ans dem Ertrage der Zölle einen beftimmten Theil nach Maßgabe des Budgets für bie 
Ausgaben des Reiches hinwegzunehmen und ben Ueberreft an vie einzelnen Staaten zu 
vertheilen, gebt zu weit. Es genügt, daß die Reichs⸗Ausgaben nach einem gleichheitlichen, 
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fe zu beflimmenben Mapflabe auf die Cinzelſtaaten vertheilt uns für pie sechtgeitige Ein- 
zahlung der Matrikular⸗Beitraͤge Borforge getroffen werden. Die Erhebung und Ale 
ferung dieſer Beiträge iſt ſodann Sache der Einzelfinaten. 8) Die Beſtimmungen dei 
$. 38 werben auf Die allgemeine deutſche Schifffahrt und ben allgemeinen eustfchen Haz- 
del zu befchränten, tm $. 39 aber ver Heichögewalt bie Befugniß zur Crrheilung rer 
Erfinpungs- Patenten, wenigflens nicht ausfchlieglich, beizulegen fein. Weit zwed. 
mäßiger bürfte es fein, wenn Die Grundfäge, nach welchen bei der Cuheilung der Erfe 
dungte ober Einführungs-Patente zu verfahren, für gang Deutſchlaud ghoichformig feb 
gejeut, hiernach aber die Ertheilung ber Patente den Cinzelſtaaten übenlaffen und Bela 
Patenten, bei Erfüllung beſtimmter Formen, allgemeine Giltigkeit zugefkautben wirk. 
9) Auch die in den 95. 40, Al un 42 enthaltenen Veſtimmungen fchelmen zu wei p 
gehen. Wenn der deutſchen Reichsgewalt die Befugniß übertragen wid: a) die Gef 
gebung und Überaufficht über die Einheit und das Ineinandergteifen des Poflndal 
im deutſchen Reiche zu üben, b) allgemeine Poftverträge wit auswärtigen Boftserwaltuyg 
zu Schließen, fo vürfte hierin ſchon dad Genügende zur Erzielung einer gleichheitliäe 
Ueberwachung des Poſtweſens liegen. 10) Die Einführung eine gleichen Manz ſytes 
für ganz Deutſchland iſt gewiß eine ver wichtigſten Aufgaben der Meichagewalt. Ban 
aber im $. AA unter ber Gleichheit des Munzſpſtems auch vie Gleichheit der Münpflie 
beiten und ihrer Unter» Abtbeilungen verſtanden werden wollte, fo wären Bierburd I 
Intereflen der Einzelftaaten aufs Aeußerſte und ohne zureichenden Orund gefährdet. Cie 
fo wenig möchte zu rechtfertigen fein, wenn durch das einzuführenne gleiche Maß- wi 
Gewicht⸗ Syſtem der Kortgebrauch des in Einzelftanten hergebrachten Maß⸗ und Gewich⸗ 
Syſtems gänzlich und zwangsweiſe ausgeſchloſſen werden wollte. Daß die Bedurfuſ 
des Verkehrs, weder in Anſehung bes Muͤnz⸗SEyſtems, noch in Bezug auf Maf m 
Gewicht, Anordnungen der fo eben als hoͤchſt bevenklich bezeichneten Art echeifchen, da 
geben die tm Zollvereine darüber geſchloſſenen Gonventionen genugfame Belege In $. U 
würde die Feſtſtellung genügen, daß der Reichsgewalt das Mecht zuftche, Aber das Baub 
weien und das Ausgeben non Papiergeld die Ober-Aufficht zu führen und allgeme 
Geſetze deshalb zu erlafien. Eben fo wäre in $. 47 ver ganz unbeflimms gefaßte Hab 
druck „von Reichs wegen” zu entfernen, und eine andere Baflung dafür anzunchen 
11) Ueber die gegen die Auflegung und Erhebung von Reichsa⸗Steuern fich darbietenda 
Bedenken tft fchon oben unter Ziffer 7 das Erforderliche bemerkt, hiernach darfte $. M 
abzuändern fein. 12) Die Ertbeilung ver gefeglichen Normen für den Erwerb und Br 
luft des Staatöbürger- Recht in den Einzelflanten muß dieſen vorbehaltes bleiben, wei 
hieran der Genuß von Sonderrechten geknüpft iſt. Aus dieſem Gefichtäpunfte wird eire 
Mobification des $. 32 nicht zu umgehen fein. Auch 6. 56 fcheint nicht hinreichend me 
tioirt zu fein, da nach feiner allgemeinen Faſſung die gefammte Gefunpheits- Polizei da 
Einzelflaaten in dad Bereich der Heichögewalt gezogen werben könnte. Es wir genügen, 
wenn der Meichögewalt vorbehalten wird, im Interefie des Gefammtwohls, allgemein 
Mafregeln zur Abhaltung von Krankheiten von den Grenzen Deutſchlande anzuoren. 
13) $. 58 in dem Schlußfage giebt der Reichs⸗Geſetzgebung eine Austehrung, welche 
das Recht der Selbfigefehgebung ver Einzelftaaten mit Bernichtung bedroht. Denn wem 
die Reichsgewalt befugt if, in allen Fällen, wo fie für das Geſammt⸗Intereſſe Dertſch 
lands die Begründungen gemeinfamer Einrichtungen und Maßregeln für nothwendig a 
achtet, das Hecht der Sefehgebung über die Einzelfiaaten auszudehnen, — fo kann von 
Unabhängigkeit und Selbſtſtaͤndigkeit nicht mehr vie Sprache fein. Diefe Unabhängigkeit 
und Selbfiftändigkelt kann nur durch Die Anerkennung des Brundfages gewahrt werben, 
daß den Einzelftanten die geſetzgebende Gewalt über alle Gegenſtaͤnde zuftche, welche nift 
ausbrüdlich der Meichd-Befepgebung vorbehalten find. Weshalb anf Wegfall nes Schhfr 
fage® angetragen wird. 
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1. Theil. Der Reichstag. 

a) Bei der Bertheilung der Mitgliever, aus welchen das Staatenhaus gebildet wer⸗ 
den foll, find die ſuddeutſchen Staaten gegenüber den norbbeutichen auffallend benachthei⸗ 
ligt. Denn e8 würden biefelben nach $. 3 felbft mit Einfluß von Hefien- Darmflabt 
und Raffau von 176 Stimmen nur 80 erhalten, während 96 auf Norddeutſchland Flelen. 
Diefes Nißverhaͤltniß wird entweder durch Vermehrung der von Süddeutſchland zu ſtel⸗ 
Ienden ober durch Verminderung ber Norddeutſchland zugetheilten Mitglieverzahl ausge⸗ 
glichen werben müflen. b) Im $. 9 wird beizuſetzen fein, daß die austretenden Mitglieder 
wieder erwählt werden dürfen. ©) Der $ 19 Ziffer 2 und A vürfte nach ben oben un⸗ 
tere 1. 7 und 11 gemachten Erinnerungen zu mobificiren fein. d) Nicht minder wird 
vie Schinmung des $. 19 a, Ziffer 6 noch in nähere Erwägung zu nehmen fen, nach 
welcher dad Staatenhaus nur Erinnerungen unb Undielungen bezüglich des Budgets 
zu machen befugt fein foll, und zivar um fo mehr, ald das Staatenhaus gemäß $. 4 
zur Hälfte durch die Volksvertretung ber Cinzelſtaaten gebildet werben fol. 

Mm. Theil. Das Reichs⸗Oberhaupt und ver Reichs⸗Nath. 

Was Hieriber in den SE. 1— 16 des Entwurfes beſtimmt wird, bedarf nach den 
Im Engange der gegenwärtigen Erflärung in Anſpruch genommenen Grundlagen der 
Tünftigen Reichs⸗Verfafſung gänzlicher Iimarbeitung;, und es wuürde in&befonbere der von 
Deus Reichs⸗NRathe haudelude Abſchnitt im Kalle der Bildung einer collertiven Reichtge⸗ 
walt hinwegaufallen haben. | 

3. Beſchluß der fächfiihen zweiten Kammer den Kriegsartifel 5 dahin abzuändern: 
„Jeder Soldat if feinem Dbern in und außer dem Dienfte Achtung, aber nur 
in allen Angelegenheiten, die fi auf den Dienſt beziehen, Behorfam ſchuldig.“ 
Ein tüchtiger Schritt zu den erfehnten Ziele der Demokraten, der Auflöfung 
aller Disciplin, Teider durch einen ſächſiſchen Offizier — den ſchon genannten 
Oberslieutenant Müller — hervorgerufen. (S. 23. Januar.) 

B, | Kramwall zu Altenburg, veranlapt duch einen Zufammenftoß ſächſiſcher Soldaten 


mit republilaniſch gefinnten Schneibergejelfen. 


l. 


1. 
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Bei fortgefeßter Berathung des Wahlgeſetzes beſchließt die deuiſche Rational ⸗de⸗ 


ſammlung: Die Wahlhandlung iſt öffentlich, bei: derſelben find Gemeinde⸗N 


glieder zuzuziehen, welche Fein Staats⸗ oder Gemeindeamt bekleiden. u 


Wahlrecht wird in Perſon durch Stimmzettel ohne Unterſchrift ausgeübt. de 
Wahl iſt direct. — Den Antrag des Ausſchuſſes: Das Wahlrecht müßt a 
Perſon ausgeübt, die Stimmen mündlich zu Protofoll abgegeben werben, ai 
bie Berſammlung mit 239 gegen 230 Stimmen abgelehnt. 


Erflärung der Bevollmächtigten von Luremburg, Mecklenburg, Neuß, opel 


Heflen- Homburg, Hamburg, Bremen, Lübel, an das Reichs - Miniſterin 


„Die Unterzeidineten halten es für angemeffen, hervorzuheben, daß die Ben 


fung wegen einer bei mitentfcheivenden Beichlüffen des Reichsrathes nach Is 
logie der Anordnung im Staatenhauſe anzuordnenden Stimmenvertheilung, 


formulirt iſt, wie ſie jetzt lautet, damit ſie nicht als eine ſolche erſcheine, wei 


den Inhalt des $. 1 abzuändern nöthige. — Sie benugen aber zugleich ve 
Beranlaffung, um ihrerfeits ausdrücklich die fihere Erwartung anszufpreie, 
daß auch jener $. 1 bei ber zweiten Lefung feine folde Abänderung erieit 
werbe, welche eine bei der erften Lefung beantragte vorfcriftsmäßige Veru 
dung von Einzelftaaten zu gemeinfchaftlicher Beftellung eines Reichsraths wie 
derherſtellte. Wo divergirende Intereffen unter einzelnen Staaten obwalten, # 
eine Vereinbarung über einen gemeinfchaftlihen Bevollmächtigten nicht zu fir 
bern und nicht ausführbar. — Wenn dagegen jeder Einzelfinat das Recht hal, 
ein Mitglied des Reichsrathes zu ernennen, fo bleibt denjenigen Staaten, weiit 
es ihrem Intereſſe gemäß erachten, eine gemeinfchaftliche Bevollmächtigung us 
benommen, während foldhen Staaten, welche befondere Intereffen in manda 
Fällen zu vertreten und befondere Erfahrungen geltend zu machen haben, dei 
Recht und die Beruhigung nicht verfümmert wird, mit ihren Gründen vor if 
Erlaffung eines Geſetzes vollftändig gehört zu werben. — Der Reiche-Regierm 
fönnen folhe Gutachten nur willfommen fein.‘ 


Der mecklenburg-ſchwerinſche Bevollmächtigte erklärt dem Reichs⸗Miniſterium be 


Wünfche feined Gouvernements für den Bundesftaat, für beffen monardifde 
Princip, und die Perfonificirung biefes Principe in dem Könige von Preufen. 


Conferenz⸗Beſchluß der Stände des Königreichs Hannover: „Die zweite Kammer 


bat in zweimaliger Berathung beichloffen: In Rüdfiht auf die nad Anfät 
der Föniglihen Regierung obmwaltenden Bebenfen gegen den Inhalt der Grmb 
sechte wollen Stände nicht verfennen, daß es ber Töniglihen Regierung will 
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wünfchenswerth fein fonnte, die Anſicht der Stände zu vernehmen, bevor bie königl. 
Regierung ihrerfeits in dieſer Angelegenbeit vorfhritt. Da num aber Stände 
bie Ueberzeugung hegen, daß die Grundrechte, fo wie bie Reichsgeſetze über- 
haupt, durch die Berfündigung im Neichögefegblatte Geſetzeskraft erlangen, und 
es ihrer Zuftimmung dazu überall nicht bedarf, fo können Stände die Bedenken 
der koöniglichen Regierung nicht theilen. Stände tragen vielmehr darauf an: 
1) Zur Befeitigung aller etwanigen Zweifel, die Grundrechte, fo wie die Reiches 
gefege überhaupt, durch die Geſetzſammlung zur allgemeinen Kenntniß zu brins 
gen und für deren örtliche Beröffentlihung Sorge zu tragen, foweit bied noch 
nicht geichehen fein ſollte; 2) die Geſetze, die zu weiterer Ausführung der 
Grundrechte den Einzelftaaten überlaflen find, den Ständen alsbald vorzulegen.‘ 
„Erſte Kammer hat fi mit diefem Beſchluſſe, welchen zweite Kammer zu 
mobificiren ſich nicht hat verftehen können und wollen, nur infofern einverflan- 
den erklärt, ald aud fie die fofortige Publication der Grundrechte für uner⸗ 
laͤßlich halt. Stände beantragen daher, daß bie fönigliche Regierung die Grund⸗ 
sechte unverzüglich dur die Gefegfammlung zur allgemeinen Kenntnig bringe, 
und die zur Ausführung erforderlichen, den Einzelſtaaten überlaffenen Geſetze 
baldmöglichft den Ständen vorlege. 


Grobe DöhelsErceffe zu Orb (Baiern); bie ſchwache Beſatzung räumt den Ort, 
rüdt jedoch zwei Tage fpäter verflärft wieber ein. 

Gefecht bei Klein-Kopiſch. Der Bortrab des 5. M. L. Puchner vertreibt die Ins 
furgenten. 

Der medlenburgsftreligiiche Bevollmächtigte erklärt gegen das Reichs⸗Miniſterium 

die Uebertragung der erblichen beutfchen Oberhauptswürbe auf die in den Bun⸗ 
desſtaat ganz eingetretene yolitiihe Macht für eine nothwendige Folge der an⸗ 
genommenen bımdesftantlichen Verfaffung. 

Gefecht zwifchen Puchner und Bem unweit Mebiafch. Letzterer muß gegen Neu: 
markt weichen, und die Defterreicher befegen näcften Tages Mediaſch wieder. 


Bemerkungen ber f. würtembergiichen Regierung zu ber beutfchen Reichs⸗Verfaſſung. 
Abſchnitt 1. 

Das Reid. Die 66. 7, 3 und A, betreffend das Princip der reinen Berjonal- 
Union, werden wegen Defterreich® nicht aufrecht erhalten werden koͤnnen. Denn wenn 
auch die Nichtigkeit jenes Princips an und für fich nicht zu beftreiten ift, fo find doch 
die oorwaltenden beſonderen DVerhältniffe Defterreichd zu berüchjichtigen, und es wären 
die Nachtheile für Deutfchland zu groß, menn Oeſterreich eines Grundſatzes wegen, dem 
deutfchen Bundesftaate nicht beitreten könnte, ald daß an dieſem Grundſatze ſtarr feit- 
gehalten werven follte. 

Abſchnitt 1. 

Die Reihsgewalt. Zu f. 7. So nothiwentig es für bie Einheit Deutſchlands 
it, Daß ber Piplomatifche Verkehr mit dem Auslande von einem Punkte auögehe, fo 
zwedmäßig erfcheint es, daß fi) vie Reichs-Geſandten in der Rage befinden, die Bes 
bärfniffe der einzelnn Staaten zu berüdfichtigen‘, foweit dies ohne Beeinträchtigung 
des Ganzen geicheben kann. Hierzu, fowie zur Berüdjichtigung der Verhältniſſe ver 
im Auslande befinvlichen Deutfchen bietet fich ein einfaches Auskunftsmittel dar, welches 
darin beficht, daß fich ver Reichsgeſandte, — wie dies auch bereits bei der proviſoriſchen 


— — — 
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— mit feldjen Beamten der einzeinen Gömsiem. umge, 


welche bie befonberen —— ihres Landes kennen; vosauögefegt, daß Dis cinzdan 


Staaten geneigt find, den hierdurch entſtehenden Aufwand für eine ſolche unsergeoriut 
Vertretung zu beftreiten. 


Die Befugniffe der Einzelftanten, ſolche Einrichtungen zu veranlaffen, wir, — 


j ohne daß es deshalb einer Abänderung des 6. 7 bedarfte, — vorandzufegen fein. 


Zu $. 8. Auch bei den Confuln follte eine ahnliche Beſegniß, usle Hei den Ge 
fanbten, $. 7, vorbehalten bleiben, etwa Das Recht, wegen beſonderer Intereſſen Lac 
confuln, oder Viceconfuln zu präfentiren, mit Unterordnung unter die Reiche⸗ (Gene 
Gonfulate. Auch Hier wird es jenoch, wie bei $. 7, keiner Abänderung bebürfen. 

Zu $. 12. Im Hinblid auf den Schlußſatz des $. 14 wird fi bie 
ber NReichsgewalt über die bewaffnete Mat nur auf ben Krieg mb Die Sie uf 
wendiger Sicherheits⸗ Naßregeln im Frieden, erſtrecken. 

Zu $. 13. Die Beringungen ver Selbſtſtändigkeit aines Gontingentö follten ah 
nach der zu flellenden Mannjchaft, fondern nach der Seelenzahl ver Staaten fehgct 
werben. Statt des Maßſtabes von 6000 Mann dürfte eine Einwohnerzahl von 5004 
Seelen angemeffen erfcheinen. 

Zu G. 14. Die Organiſation ihres Heerweſens bärfte ben einzelnen Staaten 5 


Einhaltung der Wehr-Berfafiung mittelft anzuorbuender Iufpertionen zuzuweiſen ſein 

Zu $. 15. Die Worte: „An erfler Stelle" wären zu fireichen. 

Zu $. 16. Die Koften der Execution gegen ein einzelnes Land follten nicht ie 
Reiche auferlegt werben, fondern dem ſchuldigen Theile; jenem hochſtend nacy Yiaßib 
den mit Vorbehalt des Regreſſes an dieſen. 

Zu $. 18. Die Ernennung der Offiziere jeden Grades follte den Ginzelssgiew 
gem überlafien bleiben, und nur für den Krieg die beſchloſſene Ernennung her Gew 
manbirenden sc. durch die Reichsgewalt beibehalten werben. 

Su $. 19. Der neuen Anlegung von Feſtungen bürfte Me mene Anlegung m 

göwerten gleichzuftellen fein. 

Zu $ 23. Hier dürfte folgender, in ber bannöver'fchen Denkſchrift 

„Bemerkungen gegen die Beſchläſſe der deutfchen —— über FR 
Ganäle und Sem, und über Eifenbahnen, ©. 36" 
rorgeichlagenen Faſſung der Vorzug zu geben fein. 

G „Die Reichsgewalt allein bat die Gefepgebung über ten | 
un» über die Ylößerei auf denjenigen Flüſſen, Gauälen und Seen, weiche mechsse he 
ſche Staaten in jchiffbarem ober flößbarem Zuſtande durchſtrömen oder begrenzen.” 

„Sie überwacht die Ausführung der darüber erlafienen Geſche 

$. „Die Reichsgewalt hat vie obere Aufjicht über bie im vorigen Paragrapha 
bezeichneten Waſſerſtraßen, und über die Münbungen ber in biefelben fich ergießenda 
Rebeuflüfe.“ 

„GE ſteht ihr zu, zum Schutze des Reichs, oder im Intereſſe des allgemeinen ka 

ſchen Verkehrs, die einzelnen Staaten zu gehöriger Erhaltung un Berbeiferung da 
Schiffbarkeit jener Waflerfiragen und Ylußmündungen anzuhelten.” Ä 

„Die Wahl ver Verbefierungs- Mapregeln und teren Ausführung verbleibt ka 
einzelnen Staaten." 

NUeber vie Aufbringung der eriocherlichen Bittel it nach Maßgabe bez reichige 
jepläch zu treffenden Beftimmung (cfr. $ 26) zu entfäeiben“ 

$ „Ale übrigen Flüſſe, Gamäle und Sem bleiben der Yürforge der einzden 
©tasıen überlajien.“ 


Zu $ 239. Hier därfte die Exlaffung eines Heichögeiches über bie der Gefepgelun 
un Sbrsaufiht des Neichs umterzuschueuben GBegenfsiute zomubchelten fein, 


Hi 
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Zu $ 20. Ein Betrieb der Eifenbahnen durch das Keich erſcheint mit ange - 
mefien. Deshalb dürfte von Anlegung und Enteignung folcher durch vie Keichsgewalt 


fein. 

Zu $. 32. Die Anlegung ver auf Reichskoſten herzuſtellenden Land⸗ und Waſſer⸗ 
ragen, ſewie Deren Unterhaltung bärfte den einzelnen Staaten zuzuweiſen fein. 

Zu $. 33. Es wäre auszutrüden, daß dem Wegfall der Binnenzölle eine Aus⸗ 
"sbchchung der Beituerungs-Berfchiedenheit vorangehen muß. 

Zu $. 34. Eine Bemeinfchaft ver Productions⸗ und Berhrauchs- Steuern follte 
nur inſoweit eintreten, als alle Staaten dadaurch annähernd gleichmäßig getroffen werden, 
ser wenn zugleich eine billige Ausgleichung zwiſchen ven verſchledenen Staaten hin⸗ 
fidnlich ihrer daraus bisher bezogenen Einnahmen herbeigeführt wird. 

Zu $. 35. Die Vorwegnahme eines Theils der Zölle und gemeinfchaftlichen 
Steuern für Reichszwecke erfcheint bedenklich; es fellte daher an Vertheilung jener Ein- 
nahmen unter die einzelnen Staaten feftgehalten und venfelben überlaflen werden, bie 
Koſten fürs Reich, wie bisher, durch Natricular⸗Umlagen aufzubeingen. 

Zu $. 37. Diefe Beſtimmung fheint den Einzeiftunten allzuenge Schranken zu fegen. 

Zu $. 40. Das dritte Alinea dürfte zu ſeichen fein. 

Zu $. 42. Gegen die von vielen Seiten beantragte Streichung vieles Paragra- 
phen bat man nichts zu erinnern. 

Zu $. 46. Im der Creirung von Papiergeld, befonders wenn damit kein Zwangs⸗ 
cours verbunden wird, follten die Gingefflanten nicht beſchrankt werben. 

Zu 6. 49. Die Auflage von Meichöfteuern iſt neben der Umlegung von Matri⸗ 
eularbeiträgen unnoͤthig. Der einzelne Staat wird am Beſten wiffen, wie er feinen 
Aufwand aufzubringen bat. 

Zu $. 54. Mit Nüdficht auf die Bemerkungen zu $. 16 dürfte hier auf Er⸗ 
laſſung einer Reichs⸗Erecutiond⸗Ordnung binzumelfen fein. 

Zu $ 55. Der Eentralgewalt wird vie Einbringung eines Geſetzes über das 
Aſſociationsweſen noch bei der conſtituirenden deutſchen National-Berfanmlung empfohlen, 
ba die ruhige gefekliche Entwickelung unferer öffentlichen Zuſtaͤnde biervon fehr ab⸗ 
hangig IR. 

Zu 5. 38. Der zweite Theil diefer Beflimmung bürfte zu ſtreichen fein. 

Abſchnitt IL 

Der Reichstag. Zu $. 3. Kür die fündeutichen Staaten wird eine größere 
Stimmenzahl beantragt, zumal wenn Deflerreich nicht beitreten folkte, weil fonft die ſüd⸗ 
deutfchen Interefien von ben norbbeutichen fletd überflimmt werden Eönmen. Dagegen 
kann man fi) mit dem DVorfchlag, jevem Staate das Hecht einzuräumen wenigſtens 
Einen Berireter in dad Staatenhaus zu ſenden, nicht einverſtanden erklaͤren 

Zu $. 4. Gegen diefe Beſtimmung wird nichts eingewendet. 

Zu $. 16. Diefe Beſtimmung würde nach der Bemerkung zu $. 58 des Ab- 
. fhnitts: „Die Reichsgewalt,“ wegfallen. 

Zu $. 19. Bei Ziffer 2, 3 und 4 wird auf die Bemerkungen zu ben 66. 35, 37 
und 46 des Abſchnitts: „Die Meichögewalt," verwieſen. 

Abſchnitt IV. 

Das Reichſsoberhaupt. Zu 66. 1 und 2. Es iſt zugugeben, daß eine Regierung, 
die von Einem ausgeht, Träftiger ift, als eine foldhe, die von Mehreren geführt wird. 
Es if ferner zugugeben, daß der häufige Wechfel in der Perfon des Regierenden mehr- 
fache Nachtheile in feinem Gefolge bat, und daß, von dieſem Gefichtspunfte aus die 
Sache betrachtet, die Vererbung der Regierungsgewalt in einer Dynaftie nach ven Grund⸗ 
fügen des Erfigeburtörechts am Beſten geeignet iſt, viefelbe zu Träftigen. 

Allein die Eigentjämlichkelt der Lage der beutfchen Staaten nöthigt uns, von Dem- 
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jenigen Umgang zu nehmen, was vielleicht das Beſte wäre, und und an das Mögliche 
zu halten. 

Maßgebend für Würtemberg if der Abfchnitt I. F. 1 des Berfaffungsentwurfs: 
„Das Meich,“ wo es heißt: 

„Das deutfche Neich befteht aus dem Gebiete des bisherigen beutfchen Bundes. 

Nun ift Hefannt, daß die Meinungen darüber getheilt ſind, ob Oeſterreich in ben 
teutichen Bundesſtaat eintreten werde, oder ob es in benfelben eintreten Eiune! So 
lange dies nicht entfchieven ift, würde die von Dielen beabſichtigte Berufung des Könige 
ton Preußen zum deutfchen Erbkaifer Defterreich von Deutichland für immer trennen, 
da Defterreich fi ebenfowenig Preußen unterorpnen, als letzteres zugeben toürbe, bei 
Defterreich erblich an die Spitze von Deutfchland geftellt werde. Da. ed nun im Iw 
tereſſe Deutfchlands und insbeſondere Suͤd⸗Deutſchlands und Würtembergs Tiegt, def 
alle veutfche Staaten beifammen bleiben, und da es namentlich in militärtfcher, per 
tifcher und conmercieller Beziehung für Süd» Deutfchland von hoͤchſter Wichtigkeit iR, 
daß Defterreih in den Bundesſtaat eintrete, fo wird von dem Principe ber Wererbung 
der Würde des Reichsoberhaupts Umgang genommen werben müflen, es wäre beum, 
daß Preußen oder Defterreich geneigt wären, ſich unterzuorbnen. 

Faſt auf viefelben Schwierigkeiten wird man floßen, wenn man bon bem Grund 
ſatze eines Wahlreichs ausgeht, in welchem Einer periodiſch an der Spike ſteht; dem 
abgeiehen von den Nachtheilen, welche hierdurch dem Princiv der Stabilität zugefügt 
werden, und bon den ſtets wiederkehrenden vielfachen Wahlintriguen, welche jeder Wahl- 
act zu beforgen gäbe, fo wird fich auch hier von ben beinen Sroßmächten feine der 
andern unterorbnen wollen. 

Es Scheint Daher nichts übrig zu bleiben, als ein Directorium, das früher in 
der Abficht Preußens lag, und heute noch in ver Abficht Defterreichs Liegen foll. 

Da es indefin Noth thut, daß die Verhältniffe Deutſchlands bald geregelt wer 
ben, jo wird auf eine baldige und beflimmte Erklärung Oeſterreichs zu bringen fein, 
und zwar nicht blos in Beziehung auf die Oberhauptöfrage, fonbern auch auf bie ein 
zelnen Theile der verjchiedenen Kapitel des Verfaſſungsentwurfs; und wenn biefe wich, 
oder nicht befriedigend erfolgt, fo würde Würtemberg eine Vereinigung des übrigen 
Deutfchlands mit Preußen in Einen Bundesflaat, einer Trennung Deutſchlands in Nach 
und Eid vorziehen. 

Damit aber der Eintritt Defterreich8 in ven Bundesſtaat fortwährend möglich fe, 
eriwartet man von dem Patriotismus Preußens, daß ed von der Erblichkeit der Würbe 
des Reichs⸗Oberhaupts abſtehe, und fich begnüge, biefelbe entweder zeitlich zu bekleiden, 
oder ſich den Grundſaͤtzen eines Directoriums anzuſchließen. 

Zu F. A. Statt der Clvilliſte ſollte blos eine gewiſſe Summe für die Reſiden, 
des Reichsoberhaupts — oder Directoriums — am Sitze des Reichstags feftgefeht werben. 


4. | Patent S. M. des Kaiſers von Oeſterreich: 


„Als vor nabe einem Jahre Unſer vurchlauchtigfter Herr DBorgänger im Reiche, 
Kaifer Ferdinand J. dem allgemeinen Wunfche nach zeitgemäßen politifchen Verbeſſerun⸗ 
gen durch die Verheißung freier Inftitutionen bereitivillig entgegen Fam, verbreiteten ſich 
im ganzen Meiche die Gefühle ver Dankbarkeit und freubiger Erwartung. Aber nur we⸗ 
nig entſprachen die fpäteren Erlebniſſe jo gerechter Hoffnung. Der Zuftand, in welchem 
fid) beute das Vaterland befindet, erfüllt Liner Herz mit tiefer Betrübniß. Der innere 
Friede ift von Ihm gewichen. Verarmung bedroht die einft fo gefegneten Lande. In 
ter Haupt⸗ und Neſidenzſtadt Wien erbeifchen vie Umtriebe einzelner Uebelwollender noch 
Immer, zu Unſerem großen Leidweſen und unerachtet ber trefflichen Geſinnung ber über- 
wiegenden Mehrzahl Ihrer Bewohner, die Aufrechthaltung ded Ausnahmezuftanded. Bür⸗ 
gerkrieg verbeert einen Theil Unſeres Königreiches Ungarn. In einem anderen Kronlande 
kindert der Kriegozuſtand vie GFinführung geordneter Verhältniffe, und wo bie äußerliche 


28. Februar. 28. 88 


1. Theil. Der Reichstag. 

a) Bei der Vertheilung der Mitgliever, aus welchen das Stantenhaus gebildet wer⸗ 
ben foll, find bie fühdeutichen Staaten gegenüber den norddeutſchen auffallend benachthei- 
Ügt. Denn es würden viefelben nach $. 3 felbft mit Einfchluß von Heſſen⸗Darmſtadt 
und Raflau von 176 Stimmen nur 80 erhalten, während 96 auf Norddeutſchland fielen. 
Dieſes Nißverhaͤltniß wird entweder durch Vermehrung der von Süddeutſchland zu ſtel⸗ 
Ienden ober durch Verminderung ber Norbbeutfchland zugetheilten Mitglieverzgahl ausge⸗ 
lichen werben müfien. b) Im $. 9 wird beizufegen fein, daß die austretenden Mitglieder 
wieder erwählt werden dürfen. e) Der 5 19 Ziffer 2 und A dürfte nach den oben un⸗ 
tee L 7 und 11 gemachten Erinnerungen zu mobificiren fein. d) Nicht minder wird 
vie Beklunmung des $. 19a, Ziffer 6 noch in nähere Erwägung zu nehmen fein, nach 
wide dad — nur Erinnerungen unb Ausſtelungen bezüglich ves Budgets 
gu machen befugt fein fell, und zivar um fo mehr, ald das Giantenhaus gemäß $. 4 
zur Hälfte durch die Volksvertretung ver Cinzelſtaaten gebildet werben foll. | 

IM. Theil. Das Reichs⸗Oberhaupt und der Reichs⸗Nath. 

Was hierüber in den 9. 1 — 16 des Entwurfes beſtimmt wird, bebarf nach den 
im Engange der gegenwärtigen Erflärung in Anſpruch genommenen Grundlagen der 
Lünftigen Reichs⸗Verfafſung gaͤnzlicher Umarbeitung; und es würbe inäbefondere der von 
Dem KNeichs⸗NRathe hHaubelube Abſchnitt im alle der Bildung einer collectiven Mrichäge- 
walt hinwegaufallen haben. 

1 Beſchluß der fächfiichen zweiten Kammer den Kriegsartikel 5 dahin abzuändern: 
„Ietder Soldat iR feinem Obern in und außer dem Dienfte Achtung, aber nur 
in allen Angelegenheiten, die fi auf den Dienk beziehen, Gehorſam ſchuldig.“ 
Ein tüctiger Schritt zu den erfehnten Ziele der Demokraten, der Auflöfung 
aller Disciplin, leider durch einen fähfiihen Offizier — den fon genannten 
F Ober⸗Lieutenant Müller — hervorgerufen. (S. 23. Januar.) 

J Lrawall zu Altenburg, veranlaßt durch einen Zuſammenſtoß ſaͤchſiſcher Soldaten 
mit republilaniſch geſinnten Schneidergeſellen. 
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helle, eine flarke, das Recht un die Ordnung fchigenne Gewalt über Das 
Meich mit der Freiheit des Einzelnen, der Gemeinden, ver Ränver Unſerer 
der verſchiedenen Rationalitäten in Einklang zu Bringen, — die Begränkung | 
tigen Verwaltung, weldye, gleichweit von beengender Gentralifation wnb  'zud 
Auflöfung, ven edlen Kräften des Landes hinreichenden Spielraum germähe 
Frieden nach außen und innen zu fdhügen weiß, — die Schaffung eines ſpar 
Zaften der Staatsbürger möglichft erleichternnen, durch Deffentlichkeit gew 
Staatöhanshaltes, — die vollſtaͤndige Durchführung der Entlaftung bes Eh 
gegen billige Entſchaͤdigung unter Vermittelung des Staated, — die Sicherung 
Freiheit durch dad Belek, dies find die Gtundſatze, von welchen Wir Uns bei 
ber gegenwärtigen Berfaffungs«-Urkunde leiten ließen. 

Bölker Oeſterreichs! Faſt allenthalben in Europa ift die bürgerliche | 
erfchättert bis in ihre Grundfeſten, faft allenthalben mit Auflöiung beoroht 
raftlofen Anftrengungen einer verbrecheriſchen Partei. Allein jo groß auch Pie 
find, denen Deflerreich, venen Europa ausgelegt iſt, Wir zweifeln nicht am ein 
fegensreichen Zukunft des Vaterlandes. 

Wir vertrauen dabei auf den Beiftand des alimächtigen Gotted, ver inf 
haus nie verlafien hat. Wir vertrauen auf den guten Willen und bie Tre 
Völker, denn unter ihnen bilden die Wohlgefinmten bie unermeßliche Rehrz 
vertrauen auf die Tapferkeit und Ehre Unferer ruhmmwürbigen Armee. 

Voͤlker Defterreihd! Schaart euch um euren Kaifer, umgebt Ihn mit ı 
hänglichkeit und thätigen Mitwirkung, und die Reichs⸗Verfafſung wird kein tob 
ftabe bleiben. Sie mirb zum Bollwerke werden eurer Freiheit, zur Bürgichaf 
Macht, ven Glanz, die Einheit der Monarihie. Groß if dad Werk, aber gelin 
e8 den „vereinten Kräften.” 

4.| + Henriette Hendel-Schüg, zu Eöslin in Pommern. 

5.| Beichluß der deutfchen National» Berfammlung: die Anzeige über bie ab 
Wahl Heders zum Abgeorbneten (S. 26. October 1848) zu den I 
nehmen, ohne ihr weitere Folge zu geben. — Als Curioſum mag 
werben, daß die Herren Simon von Trier, Bogt und Hartmann deu fl 
Antrag geftellt hatten, jene Wahl als giltig und wirffam anzuerlenwen 

3. Beſchluß des öfterreichifchen Reichstages: Der Conftitutiond- Entwurf iR 
März zur erften Lefung zu bringen, und eine eigene Sigung hiezu an 
Zu tiefem Behufe find die Berathungen der Grundrechte mit Schluß 

|  batte über den $. 16 unterbrochen, und hat die Berathung über beu | 
tions» Entwurf in den Abtheilungen flattzufinden. (Der Reichötag ſche 
Ahnung von dem am vorhergehenden Tage unterzeichneten Patente gehabt zı 

3.1 In der kurheſſiſchen StändesBerfammlung erflärt der Abgeorbnete Prof 
hoffer: die Civilliſte flehe im innigften Zufammenhange mit den Geha 
er den Landesherrn nur als ben oberfien Beamteten bed Staates | 
Daher müfle der Landesherr ebenfalls Opfer bringen, fon werde } 
fie ſich nehmen. 

3. | Spruch des neuen Schwurgerichts zu Weimar über den Sprachmeifter 
und Complicen, welche ſechs weimarifche Soldaten zu einem fürmlichen 
gegen ihren Abmarſch (S. 2. October 1848) verführt hatten. Die vorg 
Subjerte werben von der Jury für nicht ſchuldig erflärt, jene Sole 
das verübte Verbrechen durch zweijährige Arbeitshauo⸗Straſe. 
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wunſchenswerth fein konnte, die Anſicht ber Stände zu vernehmen, bevor bie koͤnigl. 
Regierung ihrerfeitd in diefer Angelegenbeit vorfhritt. Da nım aber Stände 
bie Ueberzeugung hegen, daß die Grundrechte, fo wie die Reichsgeſetze über- 
haupt, durch die Verkündigung im Reichsgeſetzblatte Geſetzeskraft erlangen, und 
| ed ihrer Zuſtimmung dazu überall nicht bedarf, fo fünnen Stände die Bebenfen 
der Löniglichen Regierung nicht theilen. Stände tragen vielmehr darauf an: 
1) Zur Befeitigung aller etwanigen Zweifel, die Grundrechte, fo wie die Reiche» 
geſetze überhaupt, durch die Gefegfammlung zum allgemeinen Kenntniß zu brin⸗ 
gen und für beren örtliche Veröffentlichung Sorge zu tragen, ſoweit Died noch 
nicht geicheben fein follte; 2) die Gefege, die zu weiterer Ausführung der 
Grundrechte den Einzelftaaten überlaflen find, den Ständen alsbald vorzulegen.‘ 
„Ehe Kammer hat fi mit diefem Befchluffe, welchen zweite Kammer zu 
mobificiren fich nicht hat verftehen können und wollen, nur infofern einverftan- 
den erflärt, als auch fie die fofortige Publication der Grundrechte für uner⸗ 
läglich halt. Stände beantragen daher, daß bie Fönigliche Regierung die Grunds 
sechte unverzüglich durch bie Gefepfammlung zur allgemeinen Kenntnig bringe, 
und die zur Ausführung erforberlichen, ben Einzelftaaten überlaffenen Geſetze 
baldmöglihft den Ständen vorlege. | | 
Grobe Pöbel-Exrceffe zu Orb (Baiern); die ſchwache Befagung räumt den Ort, 
rüdt jedoch zwei Tage fpäter verflärft wieber ein. 
Gefecht bei Klein⸗Kopiſch. Der Bortrab des F. M. L. Puchner vertreibt die In⸗ 
ſurgenten. 
Der mecklenburg⸗ſtrelitziſche Bevollmächtigte erklärt gegen das Reichs⸗Miniſterium 
die Uebertragung der erblichen deutſchen Oberhauptswürde auf die in den Bun⸗ 
desſtaat ganz eingetretene politiſche Macht für eine nothwendige Folge der an« 
genommenen bundesſtaatlichen Verfaſſung. 
Gefecht zwiſchen Puchner und Bem unweit Mediaſch. Letzterer muß gegen Neu⸗ 
markt weichen, und die Oeſterreicher beſetzen nächſten Tages Mediaſch wieder. 
Bemerfungen ver k. würtembergifchen Regierung zu der deutſchen Reichs⸗Verfaſſung. 
Abſchnitt I. 

Das Reich. Die 66. 7, 3 und Pi betreffend das Princip der reinen Perſonal⸗ 
Union, werben wegen Defterreich8 nicht aufrecht erhalten werben Tönnen. Denn wenn 
auch die Nichtigkeit jenes Princips an und für fich nicht zu beftreiten ift, fo find doch 
die vorwaltennen beſonderen DVerhältniffe Oeſterreichs zu berückſichtigen, und es wären 
die Nachteile für Deutichlann zu groß, wenn Oeſterreich eines Grundſatzes wegen, dem 
deutfchen Bunbesflaate nicht beitreten koͤnnte, als daß an dieſem Grundſatze ſtarr feit- 
gehalten werden ſollte. 

Abſchnitt II. 

Die Reichsgewalt. Zu $. 7. So nothwendig es für die Einheit Deutſchlands 
it, daß ber diplomiatifche Verkehr mit dem Auslande von einem Punkte auögebe, fo 
zwedimäßig ericheint es, daß fich vie Reichs-Geſandten in der Lage befinden, die Bes 

diürfniſſe ver einzelnen Staaten zu berüdfichtigen‘, ſoweit dies ohne Beeinträchtigung 
de8 Ganzen gefchehen kann. Hierzu, fowie zur Berüdfichtigung ver Verhältniſſe ver 
inm Auslande befindlichen Deutichen bietet fich ein einfaches Auskunftömittel dar, welches 
darin befteht, daß fich der Meichögefandte, — wie Died auch bereits bei der propiforifchen 
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var, und muß Namens derſelben der Unterzeichnete hierüber, ſowie wegen ber a 
der Gollectiv-Erflärung vom 23. v. M. noch nicht behandelten Theile der Ber 
bie fernere Erflärung nebft etwaigen Nachträgen zu der gegenwärtigen vorbehalt 

Wenn das große Gewicht, welches, wie fchon hervorgehoben, vie koͤnigli 
gierung auf die thunlichfte Uebereinſtimmung ihrer Erklärungen mit denen anten 
ſcher Megierungen legt, fie vermächte, fich weientlich auf den, nur mit dem audgefin 
Vorbehalte zu $. 52 verbunbenen Beitritt zu der Collectionote vom 23. v. M. 
ſchraͤnken, ſo fonnte es doch nicht ausbleiben, daß bei einer ind Cinzelne gehende 
famen Erwägung Hin und wieder eine Abweichung von den in jener Note nieder 
Anfichten hervortrat. Der Unterzeichnete, welchem vie in den betreffenden Si 
des £öniglichen Gefammtminifterii aufgenommenen Notata vorliegen, glaubte dieſe 
Herr Minifter-Präfident, fowie der National-Berfammlung und deren Berfaffen 
ſchuſſe nicht vorenthalten zu follen. 

Dhne einen weſentlichen Theil ver Erklärung der koͤniglich hannoverſch 
gierung zu bilden, werden diefe Notata, von denen ver Linterzeichnete in ber 
einen Auszug zu überreichen fich die Ehre giebt, vielleicht geeignet fein, bei ! 
wägung anderer Erklärungen unterftüßend oder auch Gegenfäge vermitteln, be 
‚werben. 

Auszug der Notata des königlich hannoverſchen Geſammt-Miniſt 
über die Berathbung in Beziehung auf die deutſche Verfaffungs-E 

Ohne auf eine nähere Erörterung der 66. 1-—4 eingehen zu wollen, und 
merfungen der Gollectionote über das Unvorgreifliche ver zu waͤhlenden Benennung 
glaubt Die Fönigliche Regierung mit Nüdficht auf die von ver deutfchen Bundes⸗Va 
lung unter dem 30. März 1848 beichloffene Umgeftaltung der Bundes -BVerfafli 
nehmen zu follen, daß für vie betheiligten Regierungen nicht fowohl eine Bere 
feit zum Eintritte in den durch die neue Verfaſſung zu begründenden Verba 
vielmehr die Abfücht des Nichtaustretens in Frage ſteht, eine Abficht, wel 
Hannover völlig getheilt und hierdurch twieberholt erflärt wird. 

In der Vorausfegung, daß keines der biäherigen Bundesglieder von der new 
gung fich außfchließen werde, hat vie Tönigliche Negierung ald äußern Umfang 
ben das im $. 1 erwähnte Gebiet des deutfchen Bundes bei den folgenden Ben 
gen im Auge gehalten. 

6. 7. Die völkerrechtliche Vertretung Deutfchlands in allen gemeinſamen 
genbeiten muß der Bunded-Gewalt allein vorbehalten bleiben. 

Die einzelnen Staaten des Rechts der fländigen Vertretung in eigenen po 
oder Handelsangelegenheiten zu entfleiden, bringt die Natur des Bundesſtaates ab 
nothwendig mit fich. 

Aus dem erften Abfage des F. 7 werden daher die Worte: „und der einzelne 
ſchen Staaten“ wegzulafien, und es wird außerdem zwedmäßig der 

$. 8 ganz um fo mehr hinwegzulafien fein, da bie einzelnen beutichen € 
welche Geſandtſchaften im Auslande bejigen, dieſe weder fofort, noch insbeſont 
dahin fämmtlich werden entbehren können, daß vie völferrechtliche Gefammt-Ber 
Deutichlands vollfländig georonet fein wire. 

Es tritt Hinzu, daß die Frage des activen und paſſiven Geſandtſchaftörecht 
zelnen Staaten ihre ficherfte und befriedigenbfte Löfung ohne Zweifel auf thatfä 
Wege demnächt finden vürfte. Infofern nach der zu ertvartenden Vereinbarung 
bed Reichs⸗Oberhaupts, fo wie wegen Einrichtung eines Reichsraths bie beſonden 
tretung ber einzelnen Staaten bei der Eentral-Gewalt noch Bedürfniß bleiben fell! 
allerdings rathfaın fein, das Mecht dazu außer Zweifel zu fiellen. 

Die desfallſige Beſtimmung dürfte dann aber zweckmaͤßig in dem Kae 
her vom Reichs⸗Oberhaupte handelt, ihren Play finven.' 


7. März. 7. os 
$. 9 wird mit Rüdfiht auf den Inhalt des 6. 10 als entbehrlich. betrachtet, und 
deſſen Weglafiung daher zur Erwägung verftellt. 

Bei 5. 20 walten Zweifel ob über die Nothwendigkeit und Zweckmaͤßigkeit des im 
erften Abfake für die einzelnen Staaten ausgeiprochenen Verbots ver eigenen Unterhal⸗ 
tung von Kriegsſchiffen. Diefe Zweifel gründen fi) auf das Beiſpiel der Berfafiungen 
der nordamerikaniſchen Freiftaaten, (cfr. Berfaffung von Pennſylvanien Art. U. $. 7. — 
Texas Art. V. $ 6) ſowie auf die Vermuthung, daß die fortfchreitennde Entwickelung 
biejer neuen Schöpfung des Vaterlandes eine nähere Betheiligung der Küftenftaaten ale 
ein in den Berhältnifien begrünbetes Bedürfniß werde erfcheinen lafien, dem tie vorgeſchla⸗ 
gene Berfaffungd-Beitimmung unerwünfchte Hinverniffe entgegenftellen wuͤrde. 

Statt der betreffenden Vorjchläge wird außerdem Folgendes zur Berückſichtigung 
empfohlen: 

„Ein Reichs⸗Geſetz verfügt über die Organiſation der Kriegsmarine des Bun⸗ 
desftantd unter Berüdfidhtigung der eigenthümlichen Berhälmiffe Oeſterreichs, wel⸗ 
ches jedenfalls ein entfprechennes Gonfingent an Schiffen und Mannfchaft zur 
deutschen Kriegsflotte zu ftellen hat.“ 

„Die Mannichaft, welche aus einem einzelnen Staate für die Kriegsflotte geftellt 
wird, ift bei der Zahl der von demfelben zu ftellenden Landmacht abzuredhnen. 
Das Nähere hierüber, ſowie über die Koftenausgleihung zwifchen der Gefammt- 

heit und den einzelnen Staaten beſtimmt ein Reichsgeſetz. 

Zu g. 23 ift neben der Bemerkung der Gollectiunote die Streichung des Schluß- 
ſahes zu empfehlen, als zur Verhütung von Mißhräuchen — wegen ber der Gentral- 
gewalt ohnedies vorbehaltenen Oberaufſicht — nicht erforderlih, und um zu vermeiden, 
daß die Reichsregierung fi} mit zu vielem Detail zu befaflen habe. 

Zu F. 26 glaubt die koͤnigliche Regierung, während fie mit ver Gollectionote die 
Steichzeitigkeit der billigen Ausgleichung mit der, einen fo ſehr erheblichen Ausfall in 
ben 2andedeinfünften herbeiführenden Aufhebung der Flußzoͤlle erwartet, vorausfegen 
zu können, daß für bie etwa mit aufzubebennen Recognitionsgelder ebenfalls eine Ent⸗ 
fhädigung gewährt werde. 

Zu $. 35 Hält die Lönigliche Regierung die Aufrechterhaltung des Princips, vie 
Mittel zu den Reichsausgaben durch Matricularbeiträge herbeizufchaffen, für das Nich- 
tigere. Für deren reihtzeitigen Eingang und für Beichaffung eines der Finanzverwal⸗ 
tung unentbehrlichen Betrieböfonds, deſſen Mangel jelbft gegenwärtig fchon empfunden 
zu werben fcheint, mögen jichernne Vorkehrungen getroffen, eventuelle Beichlagnahmen 
geflattet werben. Ä 

Waͤhrend die Eönigliche Regierung bei F. 37 an fich keine Bedenken bat, indem 
das au erwartende Reichszoll⸗Geſetz und Reichszoll⸗Acte die Grenzen beftimmen werben, 
innerhalb welcher für Rechnung von Ginzelfasten oder Gemeinden Probuctions= und 
Berbrauchäfteuern erhoben werben bürfen, macht bie bei $. 19 im Abfchnitte vom Reichs⸗ 
tage vorkommende Bezugnahme auf $. 37 es wünfchenswerth, in irgend einer Art ver 
Auffaffung vorgebeugt zu fehen, ald ob es zu jeder, auch Innerhalb der reichsgeſetzlichen 
Grenzen beabfichtigtn Erhedung einer foldden Steuer, der Zuflimmung ver Reichs⸗ 
gemalt bebürfe. 

Auch zu $. 38 würbe es wünfchenswerth fein, ver Reichsgewalt nur die allge 
meine Gefehgebung in Handeld- und Schifffahrtöfachen vorzubehalten. 

Bu $. 40 kann die Eönigliche Negierung die Bemerkung nicht zurüdhalten, daß 
die Worte des zweiten alinea: „durch fortlaufende Eontrole” jehr wohl geldjcht werben 
koͤnnten, ohne dem Oberauffichtörechte und der Ueberwachung Eintrag zu thun. 

Zu G. 42 erklärt Die königliche Regierung ſich mit der beantragten Streichung ein= 
verſtanden, eventuell für Aenverung der Worte: „ſoweit“ in „wenn, damit menigftend 
keine partielle Uebernahme des Poſtweſens eintreten möge. 





7.:: Die neue ößerreidifihe Berfaffung wird chen fo wie Die Sefläfung da Auf 


7. Neues Minikerium in Baiern: Dr. Aſchenbrenner Finanzen, Dr, Rkalen 


7. | Königlich baierſches Decret wegen Bertagung der Stände bis zum 10. rl- 


8.| Herr v. Schmerling theilt den übrigen Regierungs ⸗Bevollmaͤchtigten bei le 
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tages zu Kremfier befannt gemacht, und in etwas handgreiflicher Mei Urday 
gegen willfürlihe Berfammlung ber Deputirten getroffen. 








Juſtiz, General Lefuire bleibt Kriegsminiſter, Graf Bray und Herr v ie 
verwalten einſtweilen noch die aubwaͤrtigen und inneren Sugelegeuipeh fi 
bie Spige ber letzteren trat denmächſt Reg. Dir. Forſter und etteus his 
hielt Min. Rath Ringelmann das Minifterinm bes Culins.) 


Die Bekannmachung an beide Kammern erfolgte Tages darauf, «ii uR 
zweiten eben der Bericht des Finanz-YAusfchuffes über einen hoͤchſt min 
Gegenflaub: die ber Krone Griechenland gemachte Anleihe, vorgelsugn W 
den follte. 


tralgewalt nachfiehenden Entwurf mit. (5. 27. Februar.) 
Die Reiheregierung. 

$. 1. Die Neiheregierung führt ein Directorium. 

$. 2. Dieſes Directorium bilden fieben regierende Fuͤrſten oder Ir 
vertreter. Es beficht: 1) Aus dem Kaifer von Deſterreich, 2) dem Kiel 
Preußen, 3) dem König von Baiern, 4) ans einem durch Würtemberg, 
Hebenzollern- Hebingen-Sigmaringen und Liechtenſtein, 5) amd einem bar 
fen, Sachſen⸗Weimar, Koburg-Botha, Meiningen-Hiltburghaufen, Kalt 
Reuß⸗Greiz und Schleiz, Ehmwarzburg-Rubolfladt und Sonderehaufen oe 
Görhen, Bernturg und Deffau, 6) Aus einem durch Hannover, Eralib 
Braunſchweig, Hamburg, Bremen und Lübel, 7) and einem durch al 
Heſſen⸗ Darmſtadt, Raffeu, Heffen- Homburg, Suremburg-Pimburg, Wal, W 
DTeimel, Schaumburg⸗Lippe und Frankfurt gewählten Fürften. 

S. 3. Jene Staaten, melde ein Mitglied wählen, haben fig ie 
Wahl zu veründigen; für den Fall der Nihtverländigung wirb ein 
geſeh das Mitrirfungsrecht der Beiheiligten befimmen. Go Lange min # 
Berhintigung, noch ein Neiögefen erfolgt if, entſcheidet der Biegent Mi 
gen Staates, teflen Vollszahl in dem betreffenden Gtantenverbaubde die 
iR, Kurheſſen ımb Heſſen⸗Darmſtadt aber abwechſelnd. j 

$. 3 Un ter Epige ber Reihöregierung ficht ein Reihapairgahe: 

$. 3. Abwechſelnd von Jahr zu Jahr belleidet der Kaifer zen DM 
reich und ter König vom Freuen die Würde eines 

$. 6. Der Reichoſtatchalter führt in der Reihs-Stepierung den DR 
beſergi die Qefifteleitung, repräfentirt den Bemdeoftaat im Zunern od ? 
gen das Nudlımt, beglaubigt Keidhe-Befanbie, empfängt fremde (Gefeshk 9 
verfüntıt die Reichegeiege. 

$. 7. Der Reiheiattpaker ernensi feraer die Neihe-Beamien 6 
icbed) bei ihrer Erusmnung am bie Zuflimmung des almeıbfeinb zus I ff 
















Würde des Reichsſtatthalters berufenen Kürften gebunden. Bei Meinungsver: 
ſchiedenheit enticheidet dad Directorium. 

$. 8. In Berhinderung übt Preußen für Defterreich und Defterreich für 
Yrenßen die Rechte des Reichsſtatthalters aus. 

$, 9. Alle nicht dem Reichöftatihalter allein zufommenden Negierungsrechte 


. Beben der gefammien Reicheregierung gu, dieſe faßt ifre Beſchlüſſe durch abjo- 


Inte Stimmenmehrheit, wobei Defterreich unb Preußen fe zwei, bie übrigen 
Mitglieder aber je eine Stimme führen. Die Mitglieder des Direstoriums find 
nicht an ſpecielle Infructionen gebunden. Die Abweſenheit einzelner Mitglie⸗ 
der hindert eine Beſchlußfaſſung nicht, Wird eine abfolute Stimmenmehrheit 
wicht erzielt, fo entſcheidet ber Reichsſtatthalter. 

$. 10. Alle Regierungshandlungen bedürfen zu ihrer Giltigfeit der Ge- 
armeichnung wenigſtens eines Reichöminifters, welcher dadurch die Berantiwor- 
tung übernimmt. 

$. 11. Der Sig der Reichs⸗Regierung wirb durch ein Reichsgeſetz beftinumt. 


f' In der yreußifchen weisen Kammer beginnen die Verhandlungen wegen einer 





Antwortsadreſſe auf die Thronrede. Die linke Seite ſpricht ſich entſchieden da⸗ 
gegen aus, es muß namentlich abgeſtimmt werben, wobei 172 gegen 159 Mit⸗ 
glieder das Erlaſſen einer Adrefſfe genehmigen. 


Kammer: je Unterzeichneten haben mit Erſtaunen geſehen, daß in der heu⸗ 


utigen cuu zwei Miniſter bewaffnet den Berathungsſaal der zweiten Kammer 
‘+: betraten. Sie als Präſident der zweiten Kammer werden von uns ergebenft 
1aund dringenſt eriucht, dieſem auffälligen und unzuläffigen Benehmen entgegen 
#5: „u treten, und jedem Bewaffneten den Eintritt in den Berathungsſaal zu uns 
. Verfagen. 

Die deuniſche Rationals Berfammlung Iehnt mit 300 gegen 131 Stimmen ben 


Vorſchlag ab: die Wahl ber Bolkövertreter (in den Einzelkanten) erfolgt direct, 
ohne Ausſchluß einer Elafie von Einwohnern, und unabhängig von jedem Cenſus. 
Dieſelbe beichließt: die Volksvertreumg bat eine enifcheibende Stimme bei ber 
Gefeggebung, bei der Beftenerung, bei ber Ordnung bed Staatshaushaltes; 
auch hat ie — wo zwei Kammern vorhanden find, jede für fih — das Recht 
des Gefegvorichlages, des Befchwerbe, ber Adreſſe und der Anklage ber Minifter. 


R ss einem Schreiben des Kürften Schwarzenberg an den öfterreichifchen Bevoll⸗ 





" wädtigten bei der Centralgewalt: „„Defterreih, auf feine eigene Macht und 
Berfofung geftellt, Tann feine Provinzen nicht aus dem innigen Verbande 
reißen, der die Monarchie zur Einheit geftaltet. Wenn Deutſchland dies Be⸗ 
darfniß nicht anerkennt, wird bie k. F. Regierung es beflagen, aber deshalb 
iger Lebensbedingung nicht aufgeben. Wer die Einheit Deutihlande wirklich 
will, wird den Weg fushen, der es Defterreich möglich macht, ohne Aufgeben 
feiner ſelbſt im großen Geſammtvaterlande zu verbleiben. Die k. f. Regierung 
Hat ihre Anficht über das Oberhaupt bereits ausgeſprochen. Sie begreift bie 


im langes Bergangenheit wurzelnde Gintheilung bes Reichs in große, durch 
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weht zugeflanden, die Verwaltung aber fo, daß fie haupiſaͤchlich in Die Hänbe 
des Bolls gelangt und von dieſem felbft ausgeht, umgeformt, deshalb nament- 
lich eine allgemeine Bemeindeorbnung mit dem Princip bed Selfgovernment 
eingeführt werde? 5) für Einrichtung einer allgemeinen Volksbewaffnung an 
bie. Stelle des ſtehenden Heeres, nach dem Mufter der ſchweizer Wehrverfaſ⸗ 
fung, behufs der vorfeienden Reichd-Berfaflung fich zu erflären? ferner 6) mit 
einer Vorlage au die Kammern über Befreiung des Grund ımb Boden“ Yon 
den Feuballaften herauszutreten, und fih gegen Die Kammern zu erflären‘ ob 
und für welche dieſer Laften der unentgeltliche Wegfall beftimmt werden fı ;? 
fo wie ſchließlich 7) nach der durch die Grundrechte bereits herbeigeführten Be⸗ 
fettigung aller Standesvorrechte nunmehr auch alfe Orden und ben Adel gänz- 
lich aufzuheben.” 

In Folge der Auffündigung des Waffenſtillſtandes fardinifcher Seite, erläßt Feld⸗ 
marſchall Radetzki folgenden Tageöbefehl an feine Armee: ‚Soldaten! Eure 
Heißeften Wunſche find erfüllt. Der Feind Hat und den Waffenſtillſtand aufge⸗ 
fündigt. Noch einmal firedt er feine Hand nach der Krone Italiens aus, doch 

er ſoll erfahren, daß ſechs Monate nichts an eurer Treue, an eurer Tapferfeit, 
an eurer Liebe für euren Kaifer und König geändert haben. Als ihre aus den 
Thoren Berona’s auszoget und, von Sieg zu Sieg eilend, den Feind in feine 
Grenzen zurüdtriebet, gewährtet ihr ihm großmüthig einen Waffenftiliftand, 
denn er wollte den Frieden unterhandeln, fo fagte er, doch flatt deffen hat er 
fih zum neuen Krieg gerüftet. Wohlan denn, auch wir find gerüflet; den Frie⸗ 

ben, den wir ihm großmüthig gebeten, wollen wir in feiner Hauptflabt erzwin⸗ 
gen. Soldaten! Der Kampf wird kurz fein, es iſt derfelbe Feind, den ihr bei 
St. Lucia, bei Sommarampagna, bei Euftoza, bei Volta und vor den Thoren 
Mailands befiegt habt. Gott ift mit und, denn unfere Sade if die gerechte. 
Auf, auf Soldaten, noch einmal folgt eurem greifen Führer zum Kampf und 
Siege. Ich werde Zeuge eurer tapfern Thaten, und es wirb ber letzte frohe 
Aft meines Tangen Soldatenlebens fein, wenn ich in ber Hauptſtadt eines treu⸗ 
Iofen Feindes die Bruft meiner wackern Gefährten mit dem blutig und ruhm⸗ 
voll errungenen Zeichen ihrer Tapferfeit werde fchmüden Finnen. Vorwärts alfo 
Soldaten, nah Turin lautet die Rofung; dort finden wir den Frieden, um 
ben wir Tämpfen. Es lebe der Kailer! Es Iche das Vaterland!” 
Gleichzeitig erfcheint ein Manifeſt des Feldmarrſchalls, aus welchem wir 
nur wenige Zeilen ausheben wollen: „Carl Albert arbeitet an dem Sturze 
feines Thrones und feiner Dynaftie, als fei er der erfie Agent Mazzini's; er, 
ein der abfolutefte Monarch, der je auf einem Throne faß, glaubt nunmehr 
dieſen Thron durch demokratiſche Gaſſenpolitik befefligen zu können? — Ehr⸗ 
lichkeit und Gerechtigkeit ſind Tugenden, die ein Monarch am allerwenigſten 
entbehren kann; die Geſchichte weiſt kein Beiſpiel auf, daß Throne durch Treu⸗ 
bruch und Meineid befeſtigt worden ſind, auch Carl Albert wird den ſeinigen, 
den er durch Eroberungsſucht und grenzenloſen Ehrgeiz ſelbſt untergraben, da⸗ 
durch nicht ſichern.“ 
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12. Naͤchtliche Exceſſe zu Bernburg, melde bis zum 1äten fortdauern. Die Ofiie 


der Bürgerwehe erflären fhon am 1Aten daß felbe zur Aufrechterkeltung der 


Ordnung nicht volffommen geeignet fey, weshalb das Riniferium side 
Tages die Truppen damit beauftragt. 


13. | Schreiben des k. öfterreichifchen Bevollmächtigten an das Reihs-Minifterium: 
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„Auf auferorbentlichem Wege tft mir geflern Abend ein efeript ber E. k. 
gierung von 9. dieſ. Mon. zugefommen, worin fie bie dem Katferfiante Deſterreich w 
Ilebene VBerfaffung mitteilt, und ſich über ihre mögliches Berhälinig zu Deuttäleh 
ausipricht.“ 

Diejes Reſcript lautet dahin: 

„Als die Eaiferliche Negierung im Minifterial-Proganım vom 27. November, mi 
den damit im Einklange flehenden fpäteren Eröffnungen bie Einigung des großen Kin 
ſtaates im ſich zu einem auf neue Gruntlage wohlgeortneten Ganzen als bie neinp 
mäß und notbwendig ter Regelung des Berhältnifies Oeſterreichſs zu Deutichiem me 
ausgehente Beringung aufftellte, gab fie nach ihrer Abficht den Beweis, wie eruill 
ihr um das Zufammenfteben mit Deutichland, um bie mögliche Einigung des bei 
Geſammt ⸗ Vaterlandes zu einem lebensftarten, den gedachten Wünfchen des veufan 
Theiles des deutſchen Volkes entfprechenden Körper zu thun fei. Sie hielt an dem Bey, 
der ihr der kürzeſte, ter allein zum Ziele führende ſchien, unbeirrt darin durch abi 
lichen Mifverftand, durch Entwürfe ver Spaltungen, und durch Anforberungen, ve u 
eriten und oberſten Xebürfnifien Oeſterreich's nicht Rechnung tragen wellten. Di 
zorläufige Aufgabe ver kaiſerlichen Regierung if heute gell. Die Anlage enthäk w 
Grunraeieg, das in Greennmiß Seiner Pflicht und bed Beduͤrfniſſes Seiner Bölter Eis 
Majeftät ver Kaiſer allen Ländern ter Monarchie ald eine gemeinfchaftliche ſach 
Srmtlage, ale ein alle Theile zu einem großen, lebendigen Ganzen vereinigenves Bi 
aus eigener Machtsolllommenkeit gegeben bat, nachdem theild die unvollfommme F 
jammeniegung. tbeil® bie Halung des Reichstages Ibm die Hoffnung benchmen meet 
turcb dieſen Verein Das große und heilſame Werk entipredhend zu Tage geförben } 
ichen. 

Da ſenach ter Zeitpunft gekommen if. daß vie k. k. Regierung ihrem Bulk 
un? Merirreiken gemäß jich über ibr mögliches Verbaltniß zu Deutfchland ausiwı 
ie ſaumt fte nicht, wenigſtens ihre Grundanfcht feftıuftellen, aus ver ſich alles Bee 
erziekt. 

Deſterreich, auf ſeine eigene Macht une Verfaffung geteilt, Tamı feine keutide 
Trerinien nit aud tem imnigen Verbande reißen, ter tie Monarchie zur Einheit p 
Rai. Wenn Teutiklant rad Perürmmif nice annerfennt, wire bie E E Regie 
* beflagea. aber deñbalb ibre Lebensbedinaung nicht aufgehen Wer die Einheit Desk 

er: wirftih will wirt ven Mey ſucden. ter es Deſterreich möglich macht, akne Up 
gez serzer Ver im areßen Geiamme-Nererlante zu verkleiden. Die € k. Regime 
dur ıdre Int über dae Oberdaupt bereid audgeirtocen. Eie begreift Die in mg 
Sergarıztert wurzeien Cintbeüuny des Reiches in große, durch Tellwahl m new 
errme Kirmer. Die idee Ngeortneten um tie Genralzemalt Rellen, une mir ibe die $ 
Nein Isiereiten Irurber unr vleaen. Sie begzreiſt ale ein Hund, mi wi 
uns IR nmerggamıer. das nicht dur eine Nolldcerıremng über unh mehen fs 
setz: zit. Deiterrrid if in dieſen Rule Övreit. einen dieſer Kürver zu ie, 5 
u 4 de Sormoleoran; zmoden den Üegierunzen mit ibeen Kammere berup 
sarzeeem IS mioüger. une tie srmreimismen Imureien mir fördern zu be 
Ir AoBRMÆC Zen RE im mem Bade a Geistern ;u uziehen nerpiiiiet be 
meter Te 5 m Mürrüreite der Gemtee zeefeenrig für das game Mr Mi 
extern wre 
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Die Laiſerlich konigliche Regierung wird willig die Hand zu Allem bieten, was in⸗ 
nechalb des Grenzen, über bie fie nicht hinaus Tann, liegt, eben weil fie aufrichtig 
bie ‚ bie mögliche Einheit will, außerhalb welcher nur Spaltungen im Innern 
und Anigfeh don Außen zu finden fein werden. Die Taiferlich Eönigliche Megierung 
will ein großes, ein ſtarkes Deutfchland mit Achtung der mohlerworbenen Rechte Aller, 
mit Berblfihtigung und Förderung ber ſtaatlichen und materiellen Iuterefien, mit In⸗ 
flitutionen, welche die Ordnung nicht untergraben, fondern gewährleiften, mit flarfem Arm 
zus See und zu Land, mit gemeinfamer Vertretung nach Außen, wo fie nuͤtzlich if, ein 
Deutſchland an Kraft und Ehre reich. 

Auf dieſer Grundlage wird der äfterreichifchen Regierung jeder Vorfchlag angenchm 
fein. Sie rechnet auf die wahrhaft deutſche Geſinnung Derer, vie den ihrigen beur⸗ 





Ich entſpreche den Abſichten meiner Regierung, indem ich den woͤrtlichen Inhalt 
des Reſcriptes dem Reichs⸗Miniſterium mit dem Erſuchen bekannt gebe, denſelben ge⸗ 
faͤlligſt zur Kenntniß der deutſchen Reichs⸗Verſammlung zu bringen, der nach dem mir 
gewordenen Auftrage auch das Reſcript vom 4. Februar 1849 mitgetheilt worden iſt. 

I Das hannoverſche Miniſterium (S. 10. Min) erflärt den Ständen feine Bereit 
willigfeit an der Spige der Gefchäfte zu verbleiben, und bringt als Ausglei⸗ 
chungs⸗Mittel den Vorſchlag ein: „Die von ber proviforiichen Eentral-Gewalt 

. bis zur Begründung einer dauernden Berfaffung Deutfchlands verfündigten Bes 

ß. ſchlüſſe der National⸗Verſammlung zu Frankfurt a. M. haben, ſobald fie vom 

— Könige verfünbet find, verbindliche Kraft für das Königreich.‘ 

Bi Im Laufe ber Adreß⸗Debatten der preußiſchen erſten Kammer äußert ber Age: 

a] ordnete Böttiher, wie wir glauben volllommen richtig und wahr: „Ich bin 
nicht Diplomat und maße ed mir nicht an, bie bänifche Trage erörtern und 
entfcheiden zu wollen. Was ich darüber gelefen habe, hat mir aber den Ges 
banfen aufgebrängt, daß diefe Frage in ihrer Enticheibung mindeſtens zweifel⸗ 
haft fei; wo das Recht Liege, auf der einen oder anderen Seite, mag ſehr 

. dahin geftellt fein; es ſcheint mir auch barauf hier nicht anzufommen. Für 

„ mich hat. die däniſche Frage nur eine tröftliche Seite, fie ift Diele, daß fie un» 
ferer tapferen Armee, der Armee, bie eben fo muthig gegen bie Barrifaben ge⸗ 
Randen, als fie in offener Feldſchlacht den ehrlichen Feind befiegt, die mit 
treuer Hingebung die Schmähungen einer zügellofen Rotte erbulbet, und feflges 
blieben gegenüber allen Berführungsfünften, daß fie diefer treuen Armee, ber» 
jenigen Inſtitution unſeres Landes, bie ſeit den verhängnißvollen Märztagen 
unter allen Umſtänden ihre Pflicht gethan und den Dank des Vaterlandes, wie 
die Anerkennung wohl verdient hat, welche diefe hohe Berfammlung ihr auch 
gezollt, daß fie diefer Armee eine willfommene Gelegenheit gegeben, zu zeigen, 
dag in unferem Baterlande die Künfte des Friedens wie bes Krieges forgfältig 
gepflegt werben, und baß ein 33jähriger Frieden dennoch wohl verflanden hat, 
die Theorie des Krieges mit der Praxis zu verfühnen. Das ift bie einzige 
troͤſtliche Seite, welche mich aber nicht hinwegſetzen kann über bie großen Ver⸗ 
Inte, die ein Theil unferes Landes burch den bänifchen Krieg erlitten hat.’ 

18, | Säreiben bes Miniſter⸗Praͤſidenten, Fürften Schwarzenberg an ben Dichter Grills 

parzer: „Es gereicht mis zu befonberem Bergnügen, Ew. Wohlgeboren benach⸗ 
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ristigen zu fönnen, daß Ge. Majckät der Kalfer Ihnen das SEliterfren de 
kaiſerlich oͤſterreichiſchen Leopold⸗Ordens zu verleihen gerußt haben. Die Der 
sation folgt in ber Anlage bei. Se. Majeftät wollten dem chen ſo begabten 





als anſpruchsloſen Dichter, auf welchen Oeſterreich und Deniſchland fol; fat, 
ein DMerfmal der Allerhöchſten Anerkennung ertbeilen. Ge. Mefefät wollten 
insbeſondere hierzu die Beranlaffung nehmen von Ihrem Gedichte: „Glück arf! 
mein Felbherr, führe den Streich”, denn biefe herrlichen Berfe, gebichtet in einer 
büfteren und drangvollen Zeit, wirkten begeifternd auf die Damals in Sala 
fämpfende Armee, fie hoben das finfende Rationalgefühl der Gmigefiunten, w 
- führten bie Hoffnung und Liebe für das gemeinfame Vaterland in wueuche fe 
rreichiſche Bruſt zurüd. Sie ehren gleichmäßig den Dichter, Baterlandefrem 
und Staatsbürger. Empfangen Sie zu tiefer Taiferlichen Auszeichnung me 
aufrichtigen Glüdwünfe und die Berfiherung” ıc. x. | 
16. Berfügung des preufifhen Minifteriums des Innern, bag in Gemäßheit des der⸗ 
halb ergangenen Reichsgeſetzes, die Fortſetzung bed ber Stadt Aachen geflatiein 
Spielbank⸗Betriebes mit dem 1. Mai d. 3. aufhören müffe. 
16. : In ber ſächſiſchen zweiten Kammer Antrag bes Abgeordneten Böttcher: vie Re 
gierung möge den Marfch ſächſiſcher Truppen nah Schleswig umd das Eis 
| rüden anderer Reichstruppen in Sachſen verhüten. Der ſonderbare Antrag wi 
durch bie noch fonberbarere Behauptung motloirt: eine blöße Anordnung de 
Central⸗Gewalt Tönme ohne vorherige Zuflimmung ber Kammern bad Ente 
ben von Truppen nicht veranlaffen, weil das Geſetz über die provifortiche Ga 
tralgewalt noch nicht verfaffungsmäßig angenommen fei. (Es wurde, unfer 
Wiffens, ohne Commiſſionsbericht und Debatte anerfannt.) 
16. | Aufruhr zu Bernburg (S. 12. März), veranlagt dur die Verhaftung des fr 
liberalen Lohgerbermeiſters Calm. Einheimifches und frembes Geſindel erzwin 
bie Freilaſſung des Verhafteten,) die Emente wird jeboch durch das entſcloſ⸗ 
fene Benehmen der herzoglichen Truppen überwältigt, und Bernburg in Belage⸗ 
sumgeguftand erflärt. (Unterm 11. April wieder aufgehoben.) 


r Ein aaſchanliches Bild gewährt ver nachſtehende Auszug aus dem Preteke des Ben: 
burger Appellattiona: Berichte. „Schon während der Deliberation, umb che an Die Abfaſſung iv 
defiallfigen Decrets gegangen werben Ionnte, fah füh das Collegium durch fortwährende Et 
zungen behindert, indem es ven ten Beſchwerdeführern einzeln wegen fefortiger Sretlaffung td 
1c. Calm bebrängt, und mit Vorftellungen beflürmt wurde. Noch mehr wırte dann bie Abk 
fung ve6 Derrets durch einen plößlihen Tumult vor bem Appellations⸗Gerichtogebaͤnde, unk rund 
die von dem v. May gebrachte Nachricht unterbrochen, daß ber ıc. Galm gewaltfam aus dem 
Gefaͤngniſſe befreit fei. Der Botenmeiſter Gopel referirte, daß der befreite Joſeph Ga im 
Appellations⸗Gerichtsgebaͤude erichienen fei, und fo ungeſtüm Ginlaß verlange, daß er ihn nidt 
mehr zurädhalten loͤnne. Hinter ihm her fei eine Menge Perfonen mit Auüttelg gefolgt, lin 
mend und tobend mit Aufhängen und Tobtfchlagen des ıc. v. Trügfchler und der Behoörden re: 
hend, und in das Kanzleizimmer, fowie das Eerretärzimmer einftürmend. Der ıc. Bond ver: 
fiherte bei einer fpäteren Vernehmung, nach feiner Neberzeugung hätte das gefammte Uncds 
tionss@erichteyerfonal in der naheften und größten Lebensgefahr geſchwebt, die nur el 
burch das Binfchreiten des Militärs mit Waffen gemindert ſei. Die Vollsmaſſen vor den Ge 
bäuden wuchſen mehr und mehr an, endlich drang der Lohgerber Calm unaugemeldet in den a 
geregteſten Gemuihezuſtande in das Gihungezunmer.. . - - ihm folgte har Pulpezundilier x. Gl 
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® | Beihluß der Stadwerordneten zu Steitin, beim Miniſterium um Befreiung ber 
Stabt von der Bürgerwehr zu bitten. 
£ nr ber Beratungen der beutfjen National, Berjammiung über den Antrag 
Welckers (6. 12. Min). 
F. 1 Wufforderung des Herzog Eugen von Savoyen an bie Bewohner des Iombarbiichs 
venetianifhen Königreihe: _ 

„Bir Eugen von Savoyen ıc. kraft der Mactorlifommenheit, welche 
und auf Vorſchlag des Staats⸗Secretairs für das Innere übertragen worben, 
nach geeigneter Rüdfichtenahme auf bie lombardiſche Conſulta umd ihre dis 
willigung, haben verorbnet und verorbnen: Art. 1. Wird hiermit ausgerufen 
das Aufgebot in Maſſe aller waffenfähigen Mannfchaft der Iombarbifch-venetias 
nifchen Provinzen vom 1Sten bis 40ſten Jahre. Art. 2. Alte, welche in den 
vom Feinde micht befepten Provinzen ſich befinden, haben fich unverzüglich dem 
Militair⸗Commando zu ftellen, ober in Ermangelung eines folchen dem Ortsnotar, 
um in die Liſten eingereiht zu werden. Die beireffenden Behörden werben 
einem eben den Ort angeben, wohin ex abzugeben habe, um gemäß bem 

Inſtructionen, welche bie Fönigliche Regierung verbreiten wird, Waffendienft 
zu leiften. Art. 3. Jeder, der innerhalb fünf Tagen nach der Beröffentlihung 
dieſes Decretes ſich zum Eintragen in die Liſten nicht melbet ober an bem ges 
mäß Art. 2 ihm bezeichneten Drte wicht einflellt, wird ald Deſerteur betrachtet 
und als folcher mit denfelben Strafen belegt, womit bie in Kraft beſtehenden 
Geſetze in den Provinzen, auf die diefes Statut Anwendung leidet, ben Deſer⸗ 
teur bebroßen. Art. 4. Kein anderer Grund von Befreiung wird angenommen 
als Törperliches, den Waffendienft hinderndes Gebrechen. Alle, die fich unter 
diefer Ausnahme glauben, müflen den Befreiungegrund innerhalb der gebuchten 
fünftägigen Friſt bei den bafür geeignet zu errichtenden Gommilfionen vorbrin⸗ 





ogme vorherige Anmeldung, und verlangte eine alöhalbige Beſcheidung über vie zu beftellenbe 
Gaution, und fchleunige Verfügung wegen Sreilaffung des sc. Calm unter Hinweifung auf die 
Berantwertlichleit wegen etwa entflehender Ercefle. Sowohl ihm, als dem x. Joſeph Calm 
ward mit den nöthigen Remonftrationen zur Refolntion gegeben, daß das herzegliche Appella⸗ 
| tionss@ericht ich mit Abfafiung des Decrets befchäftige, und baflelbe fofort demnaͤchſt eröffnen 
werde. Nach ihrer Entfernung nahm das Gollegium in Erwägung, „ob, nachdem eine gewalt⸗ 
fame Befreiung des sc. Calm flattgefunden habe, und währenn dem Gollegium Gewalt drohte, 
nicht die Gikumg geradezu aufzuheben und alle weitere Beſchlußnahme zu fuspenpiren. Mur 
| ver äußerte Drang ber Umftände, ver Hinblick auf das öffentliche Wohl, uud bie Erwägung, daß 
das Gollegium in dieſem Zeitpunkte durchans ohne allen öffentlihen Schu war, 
eine Aufhebung der Sigung gegenüber den eingebrungenen Tumultuanten eine abfolnte Unmögs 
| lichkeit war, and ebenfo wie eine Siſtirung des Beichluffes, oder eine Decretur zur einftweilis 
gen Zurückbringung des x. Calm in das Gefängniß das Signal zum Ausbruch des Aeußerſten 
gegeben haben wärbe, mußte davon abhalten. In ber Zeit des Iufammenfloßes der bewaffneten 
Macht mit der Bollsmenge befand fich noch eine große Anzahl Berfenen in den 2oralitäten bes 
Apellatlono⸗Gerichts, insbefonvere in dem Eeffionszimmer, in welchem unter Beifeitfepung aller 
DOronung, unter Toben, Lärmen und Schreien die Mitglieder des Gollegiums zur Rede geftellt 
uns mit Berwürfen befkürmt wurden. Gin Theil der in das Seſſionszimmer Eingebrungenen if 
mit KRuktieln bewaffnet geweien. Die Mitglieder des Apellations:@erichts waren gänzlich durch 
die Behrchungen in Unforuch genommen, bie eingebrungene Bolfsmenge zu beruhigen und zu 
beſchwichtigen. 
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vorigen Artikel angebrohten Strafen auf fie Anwendung leiden wollen. Art 5 
Die ebengenannten Commiſſionen entſcheiden als letzte Inſtam über die wer 
gebrachten Ausflüchte. Art. 6. Ueber die militairiſche Organiſation biefe 
Truppen werden vom Minifterium des Krieges und ber Marine beſonder 
Vorſchriften und Anleitungen erlaſſen werden. 

Allerlei freiſinniger Scandal zu Berlin, wobei etwa zwanzig Shugmänner mehr 
ober weniger ſchwer verlegt werben. 

Große demofratiihe Demonftration zu Breslau. Zuerft Gouesdienſt im rein 
und Parade der Bingerwehr, ſpäter ein Aufzug mit rothen Fahnen, bei ws 
chem ſich viele Offiziere und Mannſchaften ber Bürgerwehr. betheiligen, ent 
patriotifches. Banker unter den Auſpicien von „Vater Need. 

Zu Stettin alle öffentliche Demonftrationen ber Demokratie durch angemeſſene Dieb 
regeln ber Behörden abgeſchnitten; daher nur ein Banlet, verfchönert bad 
die Anweſenheit patriotiicher Frauenzimmer und deren Toafle 

Bolfö-Demonftrationen zu Langenfalge, die das Einfchreiten ber bewaffneten Puh 
nöthig machen, und die Berwunbung mehrerer Tumultuanten veranlaflen. 

Ungebürnifle bes düſſeldorfer Poͤbels. | 

Unordnungen zu Danzig. Die Demokraten unternehmen einen feſtlichen Audzy, 
Andersgefinnte treten ihnen hindernd entgegen, und da der Fahnentraͤger de 
legteren durch einen Pifolenichuß aus ben Reihen jener verwundet wird, Tom 
ed zum Handgemenge, wobei die Demokratie bedeutende Prügel empfängt. *) 

Das Einrüden zweier Escadrons preußifcher Euiraffiere in Neuſtrelitz (natürkd 
auf Anfuchen der großberzoglichen Regierung) läßt die dortigen Demokrat 
auf den Plan einer Sturm⸗Petition verzichten. 

Fortgefegte Berathung des Welderihen Antrags in der deutſchen National, Br 
fammlung. Welche Ertravaganzen bei fo hochwichtigem Gegenftande. möglid 
feyen, zeigt der vom Abgeorbneten Schulz aus Darmſtadt vorgefchlagne Zufat: 
„Die Berufung des Königs von Preußen zum erblichen deutſchen Kaiſer erfolgt 
unter der DBebingung, daß berfelbe im Namen ber beutfchen Nation fofort ber 
Krieg gegen Rußland erklärt, und bie öffentliche Verſicherung ertbeilt, daß da 
„Schwert Deutfchlands‘ nicht eher in die Scheide zurück fol, bis reihe, 
Friede und Wohlſtand ber VBölfer Europa’d auf dauernden Grundlagen gefihet 
find; bis die flaatliche Vereinigung unferer deuiſch⸗ öfterreichiihen Brüder mi 
dem bdeutfchen Reiche durchgefegt iftz bis die ungarifchen Völker mit ber ben 
Shen Nation in freiem und innigem Bunde vereinigt find; bis Die ruffiige 


*) Durch Mittheilungen der franzöfifhen Regierung wußte bie Geniralgewalt, daß rim 
Kette von Infurrectionen in Baden, Naflan, ven Rheinproviuzen, Thüringen, Sachſen u. ſ. " 
gleichzeitig am 18. März, oder 3. April auebrechen folle, und veranlaßte die Eingzelregierunger 
gehörige Maßregeln dagegen zu treffen. Daß nur ganz unerheblihe und vereinzelte Demonftw | 
tionen ſtattfanden, beruhete entweder anf dieſen Vorbereitungen ober dem Beſchluſſe, von Auchruh 
hinaus zu ſchieben bis ſich günftigere Conſtellationen zeigen würden. Die gleichzeitig über den 
größeren Theil von Dentfchland verbreiteten Bewegungen im Arſange bes Monat Mai in 
ohne allen Smeifel das Ergebniß jener Verfchiebung. 


ie Märg 19 | MB: 


Alleinherrſchaft über bas ſchwarze Meer gebrochen unb Europa Yon der Sorge 
befeeit iR, daß Konſtantinopel und bie thraciſchen Meerengen der Herrſchaft 

: Außlanbs anheim fallen könnten; bis die Unabhängigfeit Italiens, fowie die 
Herſtellung eines unabhängigen Polens verbürgt find. Snfofern der Antrag- 
ſteller vielleicht nur beabfichtigte, feine etwas abgeipannten Collegen zu erfrifchen, 
gelang ihm dies wirfiih. Die ſtenographiſchen Berichte erwähnen viermal bie 
große Heiterleit berfelben. 

Die preußifche erfte Kammer Ichnt den Antrag des Abgeorbneten Hanfemann ab: 
bie von der deutichen Nationals-Berfammlung beichlofienen Grundrechte und orga⸗ 
nifchen Berfaflungs- Beftimmungen in Beziehung auf die Wirkungen zu prüfen, 
welche daraus für die Rechte und die Stellung ber preußiichen Staats⸗Verwal⸗ 
tung und der preußiihen Kammern, für die Finanzen unferes Staates entftehen. 

In der preußifchen zweiten Kammer ber Abgeordnete Berende: „Bevor wir 
heute zu weiteren Gefchäften übergehen, erlaube ich mir Ihnen den Vorſchlag 
zu machen, daß wir und erheben, um baburch denen Dank und Anerkennung 
anszufprechen welche im vorigen Jahre im März für bie Freiheit gefämpft 
haben.‘ Mit großer Tapferkeit erheben fih die Mitglieder der Linken. 

Die AntwortssAdrefle wird in nachftehender Faſſung vorgelegt. 

Königlihe Mafeftät! 

Durchdrungen von dem Berlangen nad ber Wiederkehr eines öffentlichen 
Rechtszuſtandes bat das preußiſche Volk die Feſtſtellung deſſelben durch die 
Berfaffung vom 5. Dezember v. 3. dankbar erfannt. 

Auf Grund berfelben zum erften Male verfammelt, werden die Mitglieder 
der zweiten Kammer voll Ehrfurdt und Treue gegen Ew. königliche Majeftät 
und feſtſtehend auf bem Boden der conftitutionellen Monarchie fi) der Revifion 
Diefer Berfafiung — des nunmehr giltigen Grundgefepes bes preußifchen Staa- 
te8 — auf dem im Artikel 112 daſelbſt vorgegeichneten Wege mit dem biefer 
großen Aufgabe entiprechenden Eifer unterziehen. 

Die in Beziehung auf den über die Haupiflabt verhängten Belagerungs⸗ 
zuſtand und gemachten Borlagen werden wir mit gewifienhaftem Ernfte prüfen, 
unb und dabei von der Weberzeugung leiten laflen, daß wahre Freiheit nicht 
ohne gefeglihe Ordnung beftehen kann. In Betreff des außerhalb der Stabt 

. Berlin über einzelne Drte und Kreife verhängten Belagerungszuftandes fehen 
wir einer weiteren Mittheilung Erw. föniglihen Majeftät Regierung entgegen. 

Die in Ausſicht geftellten organifchen Geſetze werden wir, dem dringenden 
Bebürfnig der Zeit gemäß, mit angefirengter Thätigfeit berathen und über 
unfere Zuftimmung zu benfelben fo wie zu den vorläufig erlaffenen Verordnun⸗ 
gen und entfcheiben. Die Drbnung ber Gemeinbeverhältniffe, bie zeitgemäße 
Geſtaltung des Unterrichtsweſens und ber Firchlichen Zuflände und die hierauf 
bezüglichen Entwürfe, namentlich aber die Gefege, deren fchleunigfter Erlaß 
zur Erhaltung und Förderung ber materiellen Wohlfahrt, insbefonbere ber 
Regelung der ländlichen und Gewerbeverhältniffe, fo wünfchenswerth und noth⸗ 
werbig if, werben wir ohne Verzug in Betracht ziehen. Ä 
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Mit gleicher Sorgfalt werben wir die, und behufs einer gerechten Ba; 
theilung der Staatslaſten vorzulegenden Steuergefeße, fo wie. den. Staatshau 
Yaltss Etat für die Jahre 1848 und 1850 und den Rechenſchaftebericht ükt 
die freiwillige Anleihe und die Ausgabe von Darlehnsſcheinen prüfen. 

Freudig erfennen aud wir, daß Preußens Heer in Tagen des Kamp 
feinen Kriegeruhm, in fchwereren Prüfungen feine Treue bewährt Hat. 

Erfüllt von dem lebhaften Wunfche einer. innigeren Bereinigung ber bes 
ſchen Staaten, find wir dem Befreben Ew. königlichen Majeſtaͤt Regler 
das große Ziel ihrer Verbindung zu einem Bunbesflaate zu erreichen, wit fs 
diger Anerfennung gefolgt. Preußen wird die hierzu nöthigen Opfer nidie 
fheuen haben, weil feine Stärfe ſtets eine weſentliche Bebingung ber Sik 
Deutfchlande fein wird. 


Wir hoffen, daß der Weg der Verftändigung aller beutfchen Regen 


mit ber deutſchen Rational-Berfammlung zu einem erwünfchten Ziele fürgren werk. 

Sollten einzelne Mitglieder des deutſchen Bundes durch bie eigenthänäk 
Zufammenfegung ihres Gebietes, oder aus anderen Gründen ſich dem Buzkk 
ſtaate überhaupt ober für jet nicht anfchließen, fo wird es, wie wir guveriib 
ih erwarten, Ew. Föniglihen Majeftät Regierung dennoch gelingen, unbeſchede 
fortdauernder YBundesgemeinfchaft aller bentfchen Staaten, die Bildung Id 
engeren Bundesſtaates innerhalb derfelben zu erreichen. 

Wir wünfhen aufrictig, dag bie Auffündigung des Waffenftillſtan⸗ 
feitend der Krone Dänemark feine Störung bes Frievend herbeifäßre, bee 
Erhaltung die freundfchaftlihen Berhältnifie Ew. königlichen Majeſtät Kep 
rung zu ben übrigen auswärtigen Staaten verheifen. Gollte jener Wu 
aber wider Berhoffen nicht in Erfüllung gehen, fo werben wir, wo es bie Cie 
Deutſchlands und Preußens gilt, Ew. Föniglihen Majeſtaͤt Regierung in ben 
Wahrung auf das Fräftigfte zu unterflügen bereit fein. 

Innig beflagen wir den Berluft, welchen bas Königliche Haus wie das 36 
terland durch den frühen Hintritt eines tapferen und hochherzigen Prinzen & 
litten, ber ben alten Ruhm der Hohenzollern and unter fernen Zonen be 
währt hat. 

Königliche Majeftät! 

Wir haben unjere Wirkfamfeit in dem Bewußtſein begonnen, daß es mM 
mehr als je gelte, voll von Hingebung für die große Sache, der wir und w> 
men dazu mitzunwirfen: daß das von ſchweren Stürmen bewegte, leidende Bw 
terland der Ergnungen der Freibeit theilhaftig werde, welde ein Boll mu 
genießen fann, wenn Gottesfurcht, wenn Achtung vor dem Geſetze, wenn Ge 
vechtigfeit und Gemeinſinn die Träger feines öffentlichen Lebens find. 

Möge die Vorſehung, welche die Herzen der Könige, wie bie Gefdid 
ber Bölfer lenkt, Ew. koͤnigl. Majeſtät und ven Vertretern des Volles if 
Beiftand verleihen, daß es ung, wie unferen Bätern, welche in guten wie 8 
böten Tagen feſt zufammen hielten mit ihren Fürſten, gelinge, auf jenen Grasb 
lagen die Zufunft Preußens und mit ihm Deutſchlands unerſchatterlich gun begründen 
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Die kaiſerlich koͤnigliche Regierung wird willig die Hand zu Allem bieten, was in⸗ 
neshalb Der Grenzen, über die fie nicht hinaus Tann, liegt, eben weil fie aufrichtig 
bie Firheit, die moͤgliche Einheit will, außerhalb welcher nur Spaltungen im Innern 
und Abhängigkeit von Außen zu finden fein werden. Die kalſerlich koͤnigliche Regierung 
will ein großes, ein ſtarkes Deutichlann mit Achtung der wohlerworbenen Nechte Aller, 
mit Berüdfichtigung und Förderung ber flaatlichen und materiellen Interefien, mit In⸗ 
flitutionen, welche die Ordnung nicht untergraben, fonbern gewährleiften, mit flarfem Arm 
zur Gee und zu Land, mit gemeinfamer Vertretung nad) Außen, wo fie nüglic if, ein 
Deutſchland an Kraft und Ehre reich. 

Auf dieſer Brundlage wird der oͤſterreichiſchen Regierung jeder Vorſchlag angenehm 
fein. Sie rechnet auf die wahrhaft deutſche Gefinnung Derer, die ven ihrigen beur⸗ 


Ich entipreche den Abſichten meiner Regierung, indem ich ven wörtlichen Inhalt 
des Reſcriptes dem Meichd-Minifterium mit dem Erjuchen bekannt gebe, venfelben ge» 
fälligft zur Kenntniß der deutſchen Reichs⸗Verſammlung zu bringen, der nad) dem mir 
geworbenen Auftrage auch das Reſcript vom A. Februar 1849 mitgetheilt worben ift. 


&| Das hannoverfhe Minifterium (S. 10. März) erflärt den Ständen feine Bereit 


willigfeit an der Spige der Gefchäfte zu verbleiben, unb bringt als Ausglei⸗ 
chungs⸗Mittel den Vorſchlag ein: „Die von der proviforifchen Central⸗Gewalt 
bis zur Begründung einer dauernden Verfaſſung Deutſchlands verfündigten Bes 
ſchluſſe der National-Berfammlung zu Frankfurt a. M. haben, fobalb fie vom 
Könige verkündet find, verbindliche Kraft für das Königreich.” 


B| Im Laufe der Adreß⸗Debatten der preußiſchen erfien Kammer äußert ber Abges 


5 


* 
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ordnete Böttiher, wie wir glauben vollfommen richtig und wahr: „Ich bin 
nicht Diplomat und mafe ed mir nicht an, die bäniihe Frage erörtern und 
entfcheiden zu wollen. Was ich darüber gelefen Habe, hat mir aber den Ges 
banfen aufgebrängt, bag biefe Frage in ihrer Entſcheidung mindeſtens zweifel- 
haft fei; mo das Recht Tiege, auf der einen oder anderen Seite, mag ehr 
dahın geftelli fein; es fcheint mir auch darauf Bier nicht anzufommen. Für 
mich hat die däniſche Frage nur eine tröflliche Seite, fie ift biefe, dag fie uns 
ferer tapferen Armee, ber Armee, die eben fo muthig gegen die Barrifaben ge: 
ſtanden, als fie in offener Feldſchlacht den ehrlichen Feind beftegt, die mit 
treuer Hingebung die Schmähungen einer zügeliofen Rotte erbuldet, und feflges 
blieben gegenüber allen Berführungsfünften, daß fie diefer treuen Armee, der» 
jenigen Inſtitution unferes Landes, die ſeit den verhaͤngnißvollen Märztagen 
unter allen Umſtaͤnden ihre Pflicht geihan und ben Dank des Baterlandes, wie 
bie Anerfennung wohl verdient hat, welche biefe hohe Berfammlung ihr auch 
gezollt, daß fie dieſer Armee eine willfommene Gelegenheit gegeben, zu zeigen, 
daß in unferem Baterlande die Künfte des Friedens wie des Krieges forgfältig 
gepflegt werden, und daß ein 33jähriger Frieden dennoch wohl verfianden hat, 
die Theorie des Krieges mit der Praxis zu verfühnen. Das if bie einzige 
troͤſtliche Seite, welche mich aber nicht hinwegſetzen kann über bie großen Vers 
Iufle, Die ein Theil unferes Landes durch ben daͤniſchen Krieg erlitten hat.’ 


Shreiben bes Miniſter⸗Praͤſidenten, Fürſten Schwarzenberg an den Dichter Grills 


parzer: „Es gereicht mir zu befonberem Vergnügen, Ew. Wohlgehoren benach⸗ 
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Sntentionen mit einiger Langſamkeit vorzugehen, und kennt ſchwerlich 
des Dichters, daß der Weg zur Hölle mit guten Vorſaͤtzen gepflaftert 

Die linfe Seite verfucht folgendes Amendement burchzufeßen: „Da 
gefühl des Volles fordert eine baldige Amnefie für Diejenigen, welche 
würfniß zwiſchen den verfchiebenen Staategerwalten ımb bie Hufe 
Herrihaft der Gelege dem Kreife ihrer Familien entzogen, oder 
fuchungen verwidelt hat.“ Daſſelbe wird mit 188 gegen 135 Stir 
worfen. Dagegen wird ein Anderes: „Wenn wir uns nun auch « 
mühen werben, biefem fchönen Ziele nachzuſtreben, fo lönnen wir 
jegt nicht umhin, dem väterlichen Herzen Ew. Majeflät, das füch | 
und gütig erwiefen bat, die dringende Bitte nahe zu legen, daß fü 
dem 18. März v. J. begangenen politiichen Verbrechen und Berg 
Berzeihung gewährt werden möge. Ew. Majeftät wolle überzeugt 
durch den Gebrauch dieſes edelßen Vorrechts der Krone die beftchende 
lichen Zerwürfniffe am ſicherſten gefchlichtet, und bie Thränen vieler ti 
merten Samilien getrodnet werden können.“ Bon 167 gegen 160 
angenommen. 


22. | Belanntmahung des Ober: Prafiviums der Provinz Schlefien: „Die bei d 
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Regierung eingegangenen Berichte über die Vorfälle welche am 18ie 
in hiefiger Stadt vorgefommen find, haben ed nothwendig gemacht, 


- Verhalten der Hiefigen Bürgerwehr an jenem Tage einer näheren Erı 


zu unterwerfen. Hierbei hat es ſich herausgeftellt, daß das koͤnigl. 
Hräfidium die hieſige Bürgermehr mittelft eines nad $. 67. des Dt 
Geſetzes vom 17. Oktober v. J. an den Bürgerwmehr-Commandeur gi 
Requiftitons- Schreibens, — welches gleichzeitig zur Kenntnißnahme bes 
Magiſtrats gebracht worden if, — aufgefordert hat, den öffentlichen U 
verhindern, welcher am Nachmittage des 18Sten d. M. von dem Eren 
ans nach dem Schießwerber flattgefunden hat, und deſſen Behinderm 
ordnen das Polizei» Präfivium nach den beftehenden Vorfchriften, insl 
nad Art. 27. der VBerfafiungs-Urfunde vom 5. December v. J., ebe 
rechtigt als verpflichtet war, weil die Beranftaltung diefes Umzuges d 
PolizelsBehörbe nicht ordnungsmäßig 24 Stunden vorher angezeigt 
war, weil viele Theilnehmer an dem Umzuge mit Waffen erfchienen | 
weil überhaupt ber ganze Umzug wegen ber in demſelben äußerlich ben 
Sympathien für eine Partei, deren Beflrebungen auf einen Umfwsz 
ſtehenden Staats-Einrichtungen gerichtet find, fih in Rückſicht auf di 
liche Sicherheit und Ordnung als unzuläffig darſtellte. Es hat aber 1 
gerwehr-Eommando, nad ber vor einem ernannten Sommiflarius zu - 





©) Die Gerechtigkeit erfordert hinzu zu fügen, daß Herr Grabow auch ſchul 
wenn es gilt einen Redrer ber rechten Eeite zu vectificiren. So rief er eimen. 
Abgeerdneten v. Binde wegen ber „Steuerverwweigerer” zur Ordnung, „teil biefer 
MEARht anf die Vergangenheit in unferer Mitte nicht gebrandzt werben darf.“ 
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beßttigten Erklaͤrung, fich nicht nur entichieben geweigert, ber oben erwähnten 
Aequifisien des Eönigl. Polizei⸗Praͤſidiums an bie Dürgerwehr Folge zu leiſten, 
— weshalb ſpäter die Militair-Macht hat requirirt werben müflen, — ſondern 
© haben, wie aus den veranlaßten Zeugen-Bernehmungen hervorgeht, auch 
einzelne Bürgerwehrmänner und Führer an dem ungeſetzlichen Umzuge Theil 
genommen, ja es hat fogar eine ganze Abtheilung Bürgerwehr — ohne irgend 
eine Beorberung bes Buͤrgerwehr⸗Commandos — ſich vollfländig armirt, bem 
Umsnge angefchlofien. Nah alle dem babe ich mich der mir eben fo durch 
den $. A. des Bürgerwehr⸗Geſetzes vom 17. Oktober v. 3. ale im Intereſſe 
bar öffentlichen Sicherheit und Ordnung gebotenen Pflicht nicht entziehen koͤn⸗ 
nen, die hiefige Bürgerwehr in allen ihren verfchiebenen Abtheilungen, wodurch 
ſelbſtredend die Schügengilde ale ſolche nicht berührt wird, vorläufig und bie 
auf andermweite höhere Anordnung ihres Dienfled zu entheben. Der hierauf 
gerichtete Beſchluß des unterzeichneten Ober Präftventen if} dem hiefigen Ma⸗ 
giſtrat mit der Anweifung zugefertigt worden, wegen befien fofortiger Ausfüh⸗ 
zung das Erforderliche ohne Verzug anzuordnen.’ 

Beitered Borrüden ber Defterreicher in der Richtung von Novara, auf Trecate 

. mb Berpolate. 

De, deutiche Rational Berfammlung fchreitet zur zweiten Leſung der Berfaflung, 

- wobei wir begreiflich ihr nicht Schritt für Schritt folgen, fondern nur einige 

befondere Yunfte herausheben fönnen.?) Der Zufag zu $ 1: „Die Theilnahme 

ber öfterreichifhen Bundeslande an den reicheverfaflungsmäßigen Rechten und 

Pflichten bleibt vorbehalten,” wird von 290 gegen 240 Stimmen abgelehnt, 

; daher Deutſch⸗Oeſterreich als zum Bundesſtaate gehörend betrachtet. Der Sag: 

„Rein Theil des deutfchen Reichs darf mit nichtdeutfchen Ländern zu einem 

Staate vereinigt ſeyn“ ($. 2) wird von 26 gegen 265 Stimmen verworfen. 

I ben fo wird der dritte Paragraph (Perfonal-Union) abgelehnt, und Ratt deſſen 

genehmigt: „Hat ein deusfches Rand mit einem nichtdeutſchen daſſelbe Staats⸗ 

: sberhaupt, fo ſoll Das deutfche Land eine von dem nichtbeutfchen getrennte, eigne 
Berfaflung, Regierung und Berwaltung haben. Dan würde ſehr irren, wenn 
man dieſe Mobificationen als Frucht einer beſſeren Erkenntniß betrachtete, fie 
waren einfach das Ergebnig der unnatürlichken Goalition, kraft deren viele 
„Befinnungstüchtige”‘ ihrem eiguen Botum vom 27. November 1848 entgegen» 

: : raten. 

Sqchlacht von Nevara. Die Sarbinier erleiden eine vollkändige Niederlage, und 
verlieren über zweitaufend Gefangene nebſt zwölf Kanonen. Es fey geftatiet, 
einige Worte aus dem Berichte Radetzki's mitzutheilen: „Ich faun bei dieſen 
Kämpfen nur mit gerührtem Herzen die Ergebung für Sr. Majeftät Dienft und 
bie an höchfte Begeifterung grenzende Tapferfeit meiner würdigen Generale, ber 








*) Im achten Theile der flenographifcgen Berichte, Seite 5741 — 5782 findet fi die Ver⸗ 
faſſeng wie felbe durch den erfien Beſchluß geftaltet worben, nebſt den vom Ausſchuß beantrag⸗ 
ven Mosificationen und den Motiuen, in benen bie von ben Gonvernements ausgegangenen 


Bemerkungen beſprochen werben. 
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braven Offiziere und ber Mannfchaft meines tapferen Heeres erwähnen. 
Einzelne war ein Held. Um gerecht zu fein, müßte ich eigentlich Alle 
denn ber taypfere Einflang von oben herab war ber gerechten Sache, 
für unferen Kaifer verfochten, im höchſten Grade würdig. - Ich wur 
Majeſtaͤt Glück zu fo einem Heere. — Viribu⸗ unitis war ber. W 
biefer Schlacht.“ 

Die Sieger, welche während der erfien Stunden bes Rampfes 4 
bentende Leberlegenheit fechten mußten, zählten 14 Dffiiere 396 “Ro 
2 Öenerale, 101 Offiziere, 1747 Mann verwundet. *) 

In Folge diefer Niederlage entfagt Carlo Alberto ber Krone, un 
eilig feine Staaten, um nad Portugal zu geben. Die förmliche Urkr 
jenen Schritt it vom 3. April aus Tolofa datirt; der Tob Des abg 
Monarchen erfolgte am 28. Juli zu Porto. 


Während die öfterreichifche Armee ihren glänzenden Sieg erringt, finden 


gen Städten der Lombardei, namentlih Brescia und Bergamo aufri 
Bewegungen ſtatt. (S. 17. Maͤrz.) 

Später erſchien eine Aufforderung des piemontieſiſchen Ober⸗ 
Chrzanowski zur Rebellion, ſowie ein Bulletin, nach welchem F. M. 
ſich verpflichtet Haben ſollte, die ganze Lombardei zu räumen. Sie bl 
der Leichtgläubigkeit der Italiener leider nicht ohne Erfolg, und namentli 
eia machte fich fchwerer Verbrechen ſchuldig. 


Forigeſetzte Berathung ber deutſchen Reichsverfaſſung; $. 13 wird dem n 


unzweifelhaft befiern Entwurfe gemäß angenommen: ‚Das Reidhäher 
aus der gefammten, zum Zwecke bes Kriegs beflimmten Landmadht der ı 
deutſchen Staaten. Die Stärke und Befchaffenheit bes Reichsheeres wi 
das Geſetz über die Wehrverfaffung beftimmt. Diejenigen Staaten, we 
niger als 500,000 Einwohner haben, find durch die Reichsgewalt zu 
militärifchen Ganzen, welche dann unter ber unmittelbaren Leitung ber 
gewalt ſtehen, zu vereinigen, ober einem angrenzenden größeren Staat 
fchließen. Die näheren Bedingungen einer folhen Bereinigung find tn 
Fällen burch Vereinbarung der beiheiligten Staaten, unter Bermittelu 
Gmehmigung der Reichögewalt feftzuftellen.‘‘ 


Perſoͤnliche Zuſammenkunft des Feldmarſchall Radetzki mit dem neuen Koͤn 


Sardinien zu Vignale. Die Grundlagen des abzuſchließenden Vertrages 
feſtgeſetzt, die öfterreichifche Armee erhält Befehl, die Verfolgung einzuf 


24. | Erxceffe und Unruhen zu Mailand. 
24. | Beginn des Bombarbemenis von Komorn. 


*) Der Geſammt-Verluſt während des Feldzugs wird zu 16 Offiziere 467 Man 

2 Generale 121 Offiziere 2013 Mann Verwundete, A Offiziere 1156 Mann Berl 

Gefangene angegeben. Dagegen zählte nach der amtlichen Gazzetta Piemouteſe bie Se 

Armee im ganzen Felbzuge nur: 2 Generale 31 Offiziere 209 Mann tobt, 1 General 

fijtere 910 Mann verwundet. Daß fie bei dieſem verhaͤltnißmaͤßig geringen Verluſt anf 
Tapferfeit. 


‚und Band gerieih, ſpricht weder für Disciplin no ansbanernde 
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T Di Dübereiner, Geh. Hofrath und Profeflor zu Jena. 

Deucfchrift des preußiſchen Staats⸗Miniſteriums über die bermaligen Zuftände im 
Großherzogthum Pofen. Bei der hohen Wichtigfeit des Gegenflandes für Preu- 
Ben und Deutfchland wird es geflattet ſeyn, wenigſtens einen Auszug bier auf- 


aunehmen. 
Man täufche ſich nicht abſichtlich und fuche nicht zu verdecken, was Bar vor Aller 
Aug liegt. Die Borgänge des verfloffenen Jahres, die Aufrufe an die Sympathieen 
ber Bölfer, geben Zeugniß davon, ja, vie Polen felbft machen gar Fein Hehl daraus, 
fie erklaͤren es offen, daß die Wieverherftellung eines eigenen Polenreichs das unverrüdte 
Ziel aller ihrer Beftrebungen ift, daß fie hierfür jene fich darbietenne Gelegenheit aus- 
beuten würden. Freilich fol dies Ziel, wie jeht einfach verfichert wird, nicht durch 
Kampf erfirebt, ſondern als das Werk einer bevorſtehenden großen Ymgeftaltung ber 
europlifchen Staaten Berhältniffe friedlih angebahnt wernen. Nur diefem Friedens⸗ 
werte fellen bie Anftrengungeu dienen, welche jeht für die Erſtarkung des Polmthums, 
für die fortwährende Erregung des Nationalgefühls in der polnifchen Bevölkerung, für 
Die flete Sonderung berfelben von ven Deutfchen, mit Aufwendung aller möglichen Mit- 
tel gemacht werben. 
Wie in dlefem Sinne die polnifche Prefie wirkt, ergeben die Nr. 1, 7, 12, 17 
unb 19 des Wielko polanin und Nr. 16 und 48 der Gazeta polska. Die Ber- 
- faffung, die Einberufung ver Kammern, bie Emancipation der Kirche, der ungarijche 
. und. bäntfche Krieg, das Militair-Erfag-Gefcgäft, Alles wird Hier In obigem Sinne aus⸗ 

gebeutet, Alles für die Erweiterung der Kluft, für die Vergrößerung der Feindſchaft 
zwiſchen Polen und Deutichen dienſtbar gemacht. 

Die wichtigfte Exrfcheinung in dieſer Beziehung aber bildet vie im perffoffenen Jahre 

- gegründete Liga peldfa. 
Es iſt dies ein Verein, der fi unter einer Gentral-Berwaltung allmälig. über alle 
Theile des ehemaligen Polenreichs ausbreiten fol, für die preußifchen Anthelle fich un⸗ 
ter : einer Generals Direction in entiprechende Kreis⸗ Bezirks und Special⸗Ligen theilt, 
und als allgemeinen Zwed die Bewahrung und DBertretung des nationalspolnifchen In⸗ 
tereſſes verfolgt: Unter dieſem National-Interefie wird fubfumirt: 
„Die Civilrechte, die politifchen und nationalen Mechte der Polen, die polnifche 
Sprache, Aufklärung und Sitten des polnifchen Volkes, die natürliche Vereini⸗ 
gung der Polen unter fih, ihre abfolute Verbindung mit der Vergangenheit und 
mit der Geſchichte der Nation, die normale Entfaltung aller National Elemente 
und endlich ihr materlelles Dafeln.” 

Zur Erreichung der Zwecke werben einmalige ober dauernde Beiträge der Mitgliever 
erhoben, und ald Mittel dient hauptfächlich die Lehre durch Wort und Schrift. Faſt 
in allen Orten, bie von Polen bewohnt find, nicht nur in Bofen, ſondern auch in Weſt⸗ 
yreußen, haben fich bereitö derartige Dereine gebilvet, und namentlich find es die Geiſt⸗ 
Uchen, die für die Zwecke derſelben fich thätig ertvelfen. 

Es tft unfchwer zu ermeſſen, welchen gewaltigen Einfluß dieſe Verbindung, mit 
Gelomitteln ausgeftaitet, und unverrürft das Eine Ziel, Erflartung des Polenthums, 
verfolgend, bis in bie unterften Schichten ber Bevoͤlkerung ausüben muß. In welchem 
Sinne fie aber jened Ziel auffaßt, darüber giebt die Haltung der Gazeta polska und 
des Wielko polanin, ihrer anerkannten Organe, zureichenne Auskunft. Cine voll⸗ 
flänbige Verkehr - Sonverung zwiſchen Polen und Deutfchen erftrebte fie ſchon im ver⸗ 
Bangenen Sommer. Nach vorliegenden Anzeigen gebt ihr Einfluß aber jegt ſchon fo 

- weit, daß ſelbſt die Anſtellung von Schuliehrern von der Zuftimmung ber Direction der 
- Ziga abhängig gemacht wird. 
Die offene und wahre Abſicht bes Führer auf Diefem Gebiete, eine Erſtarkung der 
I 8 
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polnifchen Nation mag Immerhin amf eine frledliche Entividtelung gerichtet fake 
liegt die Bürgfchaft, daß fie die Kraft und die Mittel haben werden, einer 
fort in ihren färkiten Gefühlen erregten Benölkerung gegenüber, das Bert 
Bahnen zu erhalten, ven offenen Kampf zu vermeiden? Die Erfahrung des u 
Jahres, wo die Führer der Bewegung erweislich auch nur eine friebliche Okenn 
erftrebten, die Erregung der Maſſen aber zum blutigen Gonflitte beägie, 
warnenbe Lehre in fich, und in ber That zeigt auch jeht ſchon wieder Der 3 
Provinz, daß nur bie militaͤriſche Beſetzung derſelben und ber Belngerungs- 3 
Stadt Pofen den offenen Aufruhr nieverhält. 

Faſt täglich treten Reibungen zwiſchen beiden Nationalitäten ein. Name 
Dies der Hall bei ven Wahlen, bis fogar in der Stadt Pofen, nach Auswel 
Kammern vorliegenden Verhandlungen, deshalb in zwei Bezirken abgebrodh 
mußten, ferner in vielen Stäbten bei dem Aushebungs-Befchäft und bei ax 
legenheiten, welche eine größere Volkomenge zufammenführen. 

So gaben am 26. Februar d. I. in Rogowo Streitigkeiten zwifdhen 9 
Deutichen auf dem Jahrmarkt zu einem offenen Kampf gegen die anweſenden "m 
darmen Veranlaffung, bei dem die letzteren nach hartnaͤckiger Gegenwehr gezwa 
den, der Uebermacht zu weichen und die Stabt zu verlafien. In Vorek wird 
und die Herrfchaft des Königs geradezu in Abrede geſtellt. Aehnliche Erf 
find in Iegter Zeit in mehreren andern Eleinen Städten, wie namentlich is 
Schroda, Schrimm, Dolzig, Sandberg, Bud ı. ır., hervorgetreten; fortwähe 
Klagen ein über Das Aufhören aller poligelliden Orbnung, über vie 
Abgaben einzutreiben, über das Sinfen der Autorität ver Wehörben ac. ac., 
ganz neuerdings find über beprohliche Zufanımenroitung größerer, fh 1 
Bolfämafien im ſchubiner Kreife, fo wie über Unruhen in Steſzewo und Koi 
her Anzeigen gelangt. Die Beläge können augenblidlich nicht vollſtandig verg 
den, da biefelben fich zur näheren Unterfuchung der Vorgänge noch in Händen 
vinzial⸗BVehoͤrden befinden. Ein Hier beigefügted Altenheft des Ober-Präfiviume 
indefien einen binreichenden Cinblick in dieſe Zuſtaͤnde. Ingleichen fommen fo 
bie heftigften Reibungen zwifchen dem Militair und den Polen vor. Pan w 
Soldaten in den Schenken, blos weil fie Eolbaten find, ben Verkauf vom € 
ober man fordert von ihnen höhere Zahlung. Es führte Dies zu häufigen Sd 
zur Verwundung und felbft Toͤdtung von Soldaten. So tft noch amt Ten I 
Musketier vom Sten Infanterie⸗Reglment in Poſen, als er Abends in fein 
geben wollte, von einem Giviliften, ver mit drei Anderen an ihm vorbeilief, ı 
Meffer in den Unterleib geftochen worden und bereits in ber folgennen Nach 
empfangenen Wunde geftorben. Dis Verhandlungen hierüber liegen den Unter] 
Behörden vor. 

Alle dieſe Vorgänge ſtehen aber nicht vereinzelt ba, fie bilden eine fortlaufe 
von Erfcheinungen, in denen ed fich manifeftirt, wie Die Achtung vor wem © 
der beftehenden Obrigkeit geſchwunden tft, wie bie fort und fort genährte Sya 
Nationalitäten den Ausbruch von Bewaltthätigkeiten nicht mehr zur&dzubalten 
Ihatfächlich herrſcht hiernach bereitö an vielen Orten unter ber polniſchen Be 
offene Auflebaung gegen Gefeh und Obrigkeit; nur gezwungen fügt man id ı 
felben, und nur ber militairiſche Schutz, wie ihn namentlich ver Belagerummgi 
gewährt, iſt es, welcher verhinvert, daß dieſe Auflehnung nicht einen Mittelpunti 
nicht zur lichten Flamme des Bürgerkrieges aufſchlage. Denn wird der Belagı 
ftand aufgehoben, fo if die nächte Folge, daß jene Zuſtaͤnde ich unmittelbe 
Gentralpuntt der Prodinz übertragen, wo es fchon jegt nicht au Exosffen fehlte, 
die Liga polska am Sig der oberften Provinzial⸗Behorden als eine zweite Reg 


‚das yelnifhe Volt ihre Wölsffemfrit Seginnt. 
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.Fortgeſetzte Beratung der beutfchen Berfaffung. Der früher angenommene Sag: 
„Die Reichsgewalt Bat die für Anfrechthaltung der inneren Sicherheit und Ord⸗ 
nung erforberlichen Maßregeln zu treffen, wenn die Regierung eines beutfchen 
Staates die Berfaſſung deſſelben eigenmächtig aufhebt ober verändert,’ wird 
dem Antrage des Ausſchuſſes gemäß zweckmaͤßig dahin mobifteirt: „wenn bie 
Berfoffung eines bentfchen Staates gewaltfam oder einfeitig aufgehoben ober 
verändert: wird.“ 

Ferner genehmigt die National» Berfammlung den Antrag ihres Ausſchuſſes 
hinfichtlich einiger Beränderungen des früheren Befchlufles über Die Stimmen- 
zahl im Staatenhauſe. (S. 5. Dechr. 1848.) Defterreich erhält 2, Baiern 
+2, Baden +1, Luxemburg⸗Limburg +1, Sacdfen Weimar -- 1, Waldeds 
Lippe +2, Anhalt 2, beide Mecklenburg — 1, Naſſau — 1. Außerdem 
wird folgender Zuſaz angenommen: „So lange bie deutfchsöfterreichifchen Lande 
an dem Bundesſtaat nicht Theil nehmen, erhalten nachfolgende Staaten eine 
größere Anzahl von Stimmen im Staatenhanfe; nämlih Baiern 20, Sachſen 
12, Hannover 12, Würtemberg 12, Baden 10, ©. H. Heflen 8, Kurheſſen 7, 
Raffau A, Hamburg 2. 

Ueber Me Wahl zum GStaatenhaufe wirb folgendes Amendement geftellt 
md angenommen: Die Mitglieber des St. H. werben zur Hälfte burch bie 
Regierung und zur Hälfte durch die Volksvertretung ber beireffenden Staaten 
ernannt. In denjenigen deutſchen Staaten, welche aus mehreren Provinzen 
ober Ländern mit abgefonderter Verfaſſung oder Verwaltung beftehen, find bie 
durch die Volksvertretung dieſes Staates zu ernennenden Mitglieder bes Staas 
tenhanfes nicht von ber allgemeinen Landesvertretung, fondern von ben Vertre⸗ 
tungen ber einzelnen Ränder ober Provinzen (Provinzialftände) zu ernennen. 
Das Berhältnig, nad welchem die Zahl der dieſem Staate zufommenden Mit- 
glieder bes GStantenhanfes unter die einzelnen Länder ober Provinzen zu vers 
teilen tft, Bleibt der Landesgeſetzgebung vorbehalten.” 

Endlich befchließt die National-Berfammlung — gegen ben Borfchlag des 
Ausſchufſes, welcher mittel 9. 108 das abfolute Veto ſtillſchweigend einführen 
wollte — mit 385 gegen 127 Stimmen: „Ein Reichstagsbeſchluß, welcher 
die Zuflimmung der Reichdregierung nicht erlangt hat, darf in derfelben Situngs- 
Sertobe nicht wiederholt werden. ft von dem Reichstag in brei ſich unmittels 
bar folgenden ordentlichen Sigunge- Perioden derfelbe Beſchluß unverändert ges 
faßt worden, fo wird berfelbe, wenn auch die Zuftimmung der Reichsregierung 
nicht erfolgt, mit dem Schluffe des dritten Reichstages zum Geſetz.“ 

Die Erklärung des beträbend überrafchenden Umftandes, daß ſich unter den 
Bejabenden Diänner finden, welche dieſem Banner fonft nicht folgten, liegt in 
dem nachſtehend mitgetheilten Documente, und noch mehr in dem unterm 30. 

Marz aufzunehmenden. 

Ungefähr achtzig Mbgeorbnete der rechten Seite und bes Centrums ber beutfchen 
Rational Berfammlung unterzeichnen in Folge flattgehabter Verhandlungen mit 
ben comfequenten Revolutionairen, folgendes Document: „Zur Beſeitigung 
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möglicher Zweifel erklären bie unterzeichneten Mitglieder ber National: 
fammlung, daß fie die Verfaſſung, wie foldhe von der National-Berjamn 
befchloffen werden wird, für bergeftalt endgiltig anerfennen, daß fie für ü 
wefentliche Abänderungen berfelben, oder irgend erhebliche weitere Zugef 
niffe, von welcher Seite diefelben eva auch verlangt werden follten, nicht 
men werben.” Zu ben Unterzeichnern gehörten auch Herr v. Gagern 
Herr von Mohl, damals allerdings nicht mehr als Minifter im Ach 
(. 2. Mär). 

2%. | Poͤbel⸗Exceſſe zu Mainz, welche fih am nächften Tage wiederholen. 

26. | Mit Ablauf des Waffenſtillſtandes tritt die gemeinfchaftliche Regierung von Ed 
wig-Holftein zurüd; der Reichs⸗Commiſſar ernennt eine Statthalterſchaft, 
fiehend aus dem Grafen ReventlowsPreeg und Wilhelm Beſeler. 

23. | Waffenftiliftand zwifchen dem F. M. Radetzki und dem neuen Könige Bictor € 
nuel von Sardinien zu Novara abgeſchloſſen: 

Art. 1. Der König von Sarbinien fichert beſtimmt und feierlich zu, 
er mit Sr. Majeftät dem Kaifer von Oeſterreich einen Frieden ehemög 
abfchliegen werde. Der Waffenftilfftand fol nur das Borfpiel dazu 
Art. 2 Der König von Sardinien wird ehemöglihft die Truppen-Eorps 
Töfen, welche aus Iombardifhen, ungarifchen und polniſchen Unterthanen 
kaiſerl. Majeftät gebildet worden, mit dem Vorbehalt, nad Gutbünfen e 
Dffiziere der genannten Corps in feine Armee aufzunehmen. Se. Ext 
Feldmarſchall Radetzki verpflichtet fih, im Namen Sr. kaiſerl. Majeftät, 
allen genannten Iombardifhen, ungarifchen und polnischen Soldaten zu i 
Rückkehr in die Faiferlichen Staaten vollftändige Amneftie gewährt m 
Art. 3. Der König von Sardinien erlaubt, dag während des Waffenfill 
des 18,000 Mann Infanterie und 2000 Mann Cavalerie kaiſerliche Tru 
das Gebiet zwifchen dem Po, der Sefia und dem Teffin, und bie Hälfte 
Feſtung Aleffandria befegen. Diefe militairifche Belegung bat jedoch Fri 
Einflug auf die bürgerliche und Rechtsverwaltung bes bezeichneten Gebiete. . 
genannten Truppen fönnen in der Stärfe von 3000 Mann die Halfte 
Garnifon der Stadt und Citadelle Aleſſandria bilden, während die andere Hi 
aus fardinifchen Truppen beftehen wird. Se. Majeftät bürgt. mit feinem fit 
lihen Worte für die Sicherheit der Faiferlichen Truppen; die Erhaltung di 
20,000 Mann und 2000 Pferde auf Koſten der farbinifhen Regierung u 
durch eine militairifhe Commmiſſion feftgeftellt werben. Der König von € 
binien wird das Gebiet auf dem rechten Ufer des Po, die Herzogthümer 9 
dena, Parma und dad Großherzogthum Toskana, aljo alle Länderftreden, 
vor dem Kriege zu Sardinien nicht gehörten, räumen lafien. Art. 4. Da 
Einzug der Hälfte der Garnifon von Aleffandria, weldhe durch die Faiferli 
Truppen gebildet werben foll, unter 3 bi A Tagen nicht flattfinden kam, 
verbürgt fih der König von Sardinien für den regelrechten Einzug bes 
nannten Theild der Befagung in die Feftung Aleſſandria. Art. &. | 
fardinifhe Flotte — Segel⸗ und Dampfichiffe — verläßt ohne Ausnahme I 
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nen 14 Tagen dad Adriatiſche Meer, und begiebt ſich nach den ſardiniſchen 
Staaten. Der König von Sarbinien wird feinen Truppen den beftimmteften 
Befehl ertheifen, und feine anderen Unterifauen, die in Venedig fi) etwa 
aufhalten, auffordern fich unverzüglich nach den fardinifchen Staaten zurückzu⸗ 
begeben, unter Androhung, daß fie bei einer etwaigen Capitulation der genannten 
Stabt mit den Faiferlihen MilitairsBehörden nicht würden einbegriffen werben. 
Art. 6. Der König von Sardinien verfpriät, um feinen Tebhaften Wunſch 
für Abſchluß eined baldigen und dauerhaften Friedens mit Er. Taiferlichen 
Majeſtät zu befunden, feine Armee in fürzefter Frift auf den gewöhnlichen 
Friedensfuß zu reduciren. Art. 7. Kraft feines Rechts, Krieg und Trieben 
zu ſchließen, erflärt der König von Sardinien in berfelben Abficht diefen Waf⸗ 
fenſtillſtands⸗Vertrag als unverleglih. Art. 8. Der König von Sardinien 
wird unverzüglid einen Bevollmächtigten mit vollee Macht ad hoc nad einer 
durch gemeinfames Uebereinfommen zu beflimmenden Stadt fhiden, um bort 
die Kriedend - Unterhandlungen zu eröffnen. Art. 9. Der Friede ſelbſt und 
feine befonderen Beftimmungen werden, unabhängig von dieſem Waffenftiliftand, 
nad dem gegenfeirigen Webereinfommen der beiden Regierungen abgefchlofien 
werden. Se. Excellenz der Marfhall Graf Radetzki wird ſich für verpflichtet 
halten, nnoerzüglidh den faiferlihen Hof von dem Tebhaften Wunſche Er. Mas 
jeflät von Sardinien nad Abſchluß eined dauerhaften Friedens mit Er. kaiſer⸗ 
Iihen Mafeftät in Kenntniß zu fegen. Art. 10. Gegenwärtiger Waffenſtill⸗ 
flande-Beichluß ift für die ganze Zeit der Friedend-Unterhandlungen bindend, 
und im Kalle ihres Abbruchs muß der Waffenſtillſtand zehn Tage vor Beginn 
der Feindfeligfeiten gefündigt werden. Art. 11. Die Kriegögefangenen wers 
den unverzüglich von ben beiden contrahirenden Theilen herausgegeben. Art. 12. 
Die faiferliden Truppen ftellen ihr Borrüden ein, und diejenigen, welche ſchon 
die Sefia überfhritten, fehren ald Beſatzung des oben bezeichneten Gebietes 
dahin zurüd. | 

In Shleswig-Holftein find dreißig Bataillone Bundestruppen vereinigt, welde 
während der nädhften Woche auf 45,000 Mann mit 150 Geſchuben anwach⸗ 
fen. (f. 11. März.) 

Beendete Berathung der deutfchen VBerfaflung. Die Nationals Berfammlung bes 
fchtießt, abweichend von dem Antrage ihres Ausſchuſſes ($. 202) und zwar mit 
272 gegen 243 Stimmen: ‚‚Abänderungen in der Reiche, Berfaffung können 
nur durch einen Beſchluß beider Häufer, und mit Zuftimmung des Reichs⸗Ober⸗ 
hauptes erfolgen. Der Zuftimmung bed Reichs» Oberhauptes bedarf es nicht, 
wenn in drei ſich unmittelbar folgenden ordentlichen Situngs-Perioden berfelbe 
Reichstags⸗Beſchluß unverändert gefaßt worden. Eine ordentliche Sitzungs⸗Pe⸗ 
riobe, welche nicht wenigftens vier Wochen dauert, wird in biefer Reihenfolge 
nicht mitgezählt.“ 

In Folge diefes Beſchluſſes — für welchen bie fonft fo confervativen Defter- 
reicher und Baiern, Herr v. Schmerling an der Spige flimmten, fönnte alfo 
1852 der zu wählende „Kaiſer der Deutſchen“ wieder abgeichafft feyn, und 
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Herr v. Itzſtein, Vogt oder Minkus als Präfident, Reichs⸗Statthalter oder war 
welchem anderen Namen an bie Spige Deutfchlands treten! Hat bie Nation 
Berfammlung, hat indbefondere die Partei, deren Unterhandlungen mit ber fin 
fen diefes Nefultat berbeiführten, wohl daran gebacht, daß fie durch ſolche Be 
ſchlüſſe ihr mühevolles Werk zu einer Unmöglichleit mache! 

Hinfihtlih des Reichs⸗Oberhauptes bleibt die Majorität bei ifen 
Beichluffe vom 19. Januar, weicht aber von dem am 23. Januar gefaßten e, 
indem fie folgende Säge annimmt: ,‚,Diefe Würde iſt erblich im Hanſe u 
Fürften, dem fie übertragen worden. Sie vererbt im Mannsflamme nad ka 
Rechte der Erſtgeburt.“ (267 gegen 263 Stimmen) ‚Das Reichs⸗Oberhen 
führt den Titel: Kaiſer der Deutihen. Der Kaifer bezieht eine Civil, 
welche der Reichstag feftfegt.‘ 

Der früher beliebte Reichsrath wird mit 269 gegen 2A5 Stimme io 
feitigt. 

Endlich wird noch in derfelben Sigung, ohne alle Discuffion unb in fee 
das Wahlgefeg, wie ed aus erfier Leſung hervorgegangen, unveränbert angene 
men. — Auch eine Conceffion der Erblaiferlihen an bie Linfe, für jeden Isis 
fangenen vollfommen unbegreiflih. — Mit vollem Rechte bemerft ein fühes 
ſches Blatt: So ift die Eonftitution des deutfchen Reiches zu Stanbe- gefommm, 
ein Werf, das vermöge ber Art feiner Entftehung ben Stempel ber Intig 
und Unfittlihfeit an fih trägt, und durch den inneren Widerfpruch ber is 
zu Grund gelegten Principien den Keim ber Fäulniß und bes Verderbens in 
nem Schooße birgt. Heißt das nicht, bie „„rettende That“ ber Octrije 
rung mit aller Macht provocirent (NB. Gebrudt am 81 Maärz) 


Schluß der Adreſſe-Debatten in ber zweiten preußifchen Kammer. Mit Husache 


des eingefchobenen Amneftie-Amendementd (S. 22. März) und einiger gm 
geringen Abänderungen, ift der am 19. März vorgelegte Entwurf genchsik 
(In der Sigung des nädhften Tages warb dad Ganze nochmals verliefen w 
von 186 gegen 145 Stimmen angenommen.) 


Die deutfhe National⸗Verſammlung befchließt: 


1. In Beziehung auf die Bollziehung und Verfündigung ber Reichsverfaffug: 
A. Die Berfaflung wird von dem Büreau und ben Mitgliedern unterzeichn 
B. Sie wird von der National-Berfammlung verfündigt, und zwar in folge 
ber Korm: Der Eingang foll lauten: 

Die deutiche verfaflunggebende National» Berfammlung bat befchloffen | 
verfündigt ald Reichsverfaſſung: 

Berfaffung des deutfhen Reihe m. f. w. 
Der Schluß foll Tauten: 
Zur Beurkundung. 
(Ort.) (Zeit.) 

II. Zn Beziehung auf die Wahl des Kaifers: 
A. Die Wahl des Kaifers ſoll fofort von der National = Berfammin 
vollzogen werben. B. Die Wahl erfolgt durch abfolute Gtimmenmehrfek 
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Q. Jedes Mitglied der Nationals-Berfammlung wirb mit Namensaufruf aufge 
forbest, ben regierenden beutichen Fürften zu nennen, welchem er feine Stimme 
sieh. D. Die erfolgte Wahl bes Kaiſers wird fofort Namens ber National 


Berſanunlung durch ihren Präfibenten öffentlich verfünde. E. Der ermwählte 


Kaiſer fol durch eine Deputation ber National» Berfammlung eingeladen wers 
ben, bie auf ihn gefallene Wahl auf Grundlage ber Reichöverfaflung anzunehmen. 
F. Die Rational-Berfammlung ſpricht das fehle Vertrauen aus, daß die Fürften 
und Bollöfämme Deutſchland's großherzig unb patriotiſch in ebereinkimmung 
mit der National Berfammlung, bie Berwirkiihung ber von ihr gefaßten Des 
fläffe mit aller Kraft fürdern werden. 

III. Daß bie National» Berfammlung verfammelt bleibe, bis ber närhfle 
Reichſtag nach den Befimmungen der Reichsverfaſſung berufen und zuſammen⸗ 
getreten fein wird.” 


8. | Demnähf folgt die traurige Feierlichfeit der Kaiferwahl, wobei 290 Stimmen 


—, u — 


auf Friedrich Wilhelm IV. fallen, während 248 Mitglieder fi ber Wahl em⸗ 
halten. Zunähf möchten wir an bie Leiter der erblaiferlichen Yartei folgende 
zwei Fragen richten: 1) IR Such micht bereits vorher fehr beſtimmt erflärt 
werden, daß der genannte Monarch di eſe Wahl nicht annehmen werdet 2) Habt 
Ihr nicht darauf gerechnet, daß es aͤußerſten Falles gelingen werde, ben Ges 
wählten zur Annahme zu zwingen? 

Uebrigens wäre es ein großer Irrthum, allen jenen 290 Botanten gleiche 
Motive unterzulegen. So gaben 3. B. mehrere Mitglieber ber rechten Seite 
alsbald die in ber Anmerkung milgetheilte Berwahrung zu Protololl,“) und 
viele Mitglieder der Linten haben ſicher für bie Liebertragung ber Krone an 
Greußen in dem Bewußtſeyn gefiimmt, daß damit die Vernichtung dieſer Mo⸗ 
nardhie, bes flärffien Walles gegen demokratifchen Andrang, fo gut wie ent» 
fhieben fey. Zwiſchen diefen Gegeufägen fehen wir dann ben boctrinairen 
Duͤnkel und Eigenfinn, welcher dem Kigel nicht wiberftehen Tann, einen Kaiſer 
geſchaffen zu haben. 


S. K. H. der Erzherzog Reichsverweſer verfammeli das Praͤſſbium der Rational 
Berſammlung nebſt einigen Miniſtern, und erflärt denſelben: „Ich finde mich 


©) Die Unterzeichneten haben an dem Wahl⸗Alte Theil genommen, weil fie dafür halten, 
daß nachdem gegen ihre Auſicht vie RationalsBerfammiung den Beſchluß Hierzu gefaßt hat, fie 
fich ihres Stimmrechte nicht begeben durſten. Treu ber Ueberzengung, bie fie vom Beginne 
der Berfafiungeslicheit geleitet Hat, erklaͤren fie jedoch im Angefichte der Natien: daß fie ber 
Berfammlung nicht das Recht zuerkennen, vie Berfaflung des Meiches enbgiltig zu befchließen, 
und befien Krone zu vergebeg, ſondern daß bie Rachtsbeſtaͤndigkeit biefex Handlungen von ber 
freien Zuſtimmung der dentſchen Regierungen abhängig if. Sie legen diefe ausbrüdliche Vers 
wahrung in das Protololl der heutigen Sipung nieder, damit zu Feiner Zeit ein Zweifel dar⸗ 
über chwalte: daß jedes gute Recht, alfo auch das gute Recht der Regierungen nicht ohne Ver⸗ 
tretung in der Ratlonal-Berfammlung geblieben ſey. 

Frauffurt, ven 28. März 1849. 
Unterzeichnet von: 
v. Kabowihß. Brävel Deez. Raumann Schlüter v. Bevemeyer Merk. 
n Gelafinsty. Dertel. v. Boddien. Schulze a. P. Kusın 9 Schrötter. 
v. Frost zw. v. Golch ow. 
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beſtimmt, unter den obwaltenben- Verhaͤltniſſen bie Wuürde eines Seien 
weſers zurückzulegen; ich erſuche Sie, Herr Praͤſtdent, diefen meinen: Entihluf 
der National⸗Verſammlung anzulundigen.“ Auf die Bitte, den gebärhten Eu 
ſchluß zurüdnehmen zu wollen, erging folgendes Schreiben an Herin v. Gager: 
„In der feit unferem Zufammentritte abgelaufenen Stunde bin ich mit mir über 
den beiprochenen Gegenſtand zu Rathe gegangen, ımb finde, nicht vom meinen, 
- auf reife Weberlegung gegründeten Entichlufle abzugeben. — Indem 1 in de 
Anlage Ihnen das aufgenommene Protokoll überfende, erſuche ich Sie, das wi 
ter Nöthige in der Art zu veranlaffen, daß ich, ſobald als es ohne Nachthei 
für die öffentliche Ruhe und Wohlfahrt Deutfchland’s irgend geſchehen Tan 
mich als den Pflichten meines Amtes enthoben betrachten 'Tönne. 


28. | Die bis zur rothenthurmer Quarantaine zurüdgegangene ruſſiſche Abtheilung wir 
von den Inſurgenten angegriffen, und weicht auf walachifches Gebiet. 


238.| Tr Profeſſor Steph. Endlicher, zu Wien. 


30. Zu Frankfurt erſcheint eine Erklaͤrung von Heinrich und Mar Simen,. woran 

jever Zweifel über das Zuftandefommen der letzten Parlaments⸗Beſchläſſe bei 

. Het wird. Mir können biefelbe. nicht vollſtändig orſaehmen, malen ‚aber we 
nigftens bie hiſtoriſch wichtigen Punkte mitteilen. 

So fahen wir und mehrere unferer Freunde die Berhältuifie an. Bir foradhen 4 
aber gleichzeitig eben fo beflimmt aus, daß wir bei aller Anerkennung diefer factifde 
Verhältniffe uns nie entfchließen würben, für ven Welderfchen Antrag zu flimmen, wes 
diefeß den Preis deutſcher Volksehre in fich fchlöffe, und es geſchah das nach unks 

- BDafürbalten, wenn wir die erſte Frage der Nationalität verneinten,- wenn mir, W 
Mandatare deB ganzen veutfchen Volks, die Thellung Deutfchlands, ‚vie wir mom 
facttfch zu verhindern ohnmächtig find, auch von Rechtowegen, wie ed der ‚Komniiffimk 
Antrag that, in Betreff Oeſterreichs ausfprachen. Wir verlangten mithin, daß Die deutfke 
Verfaſſung an ihrer Spige die Beſtimmung enthalte, das deutſche Reich beſtehe wi 
dem Gebiet des biöherigen deutfchen Bundes. Wir verlangten ferner, daß in zwei de 
wichtigften Fragen der Volköfreibeit, in Betreff des abfoluten Veto und im Betreff vi 
Wahlrechts, die freilinnigen Beftimmungen, wie fie die National-Verfammlung bereil 
in erfter Lefung der Verfaffung getroffen, entweder aufrecht erhalten würden, ober nf 
über foldhe Fragen, bon denen bie erfte bereits zu Gunften der Volföfouneränetät ent» 
fehieden war, die zweite die wahrhaft freie Ausuͤbung des erften politifchen edel 
ficherte, mindeftend nicht in Bauſch und Bogen mit noch wichtigeren Fragen abgefkimm, 
und baburch, in Verbindung mit dem momentanen Drang der Zeituerhältniffe Gewiſſe⸗ 
zwang auögeübt werde. Wir verlangten aljo eventuell befondere Abſtimmung der Re 
tional-VBerfammlung über dieſe Breiheitöfragen. Wir Hatten endlich und vor Allem ge 
gründete Beforgnig und unbebingt einer großen Partei anzufchließfen, deren politifde 
Nichtung wir nicht nur gegenüber flanven, fondern Son der mir auch befürchten mußte, 
daß der erfte gemeinfchaftliche Schritt uns zu Abänderungen der VBerfaffung zu Tingunfer 
der Volköfreiheit führen würde, fofern die Annahme der Kaifertrone an derartige Be 
dingungen geknüpft werben follte, Abaͤnderungen die wir alsdann mit unferer Heinen ' 
Stimmenzahl zu verhindern nicht im Stande fein konnten, und. wir verlangten baber 
von einer die Majorität fihernden Anzahl von Mitgliedern jener Partei 
die Erklärung, daß fie fih nach definitiver Feftflellung der Berfaffung 

. zu irgend wefentlidhen Abänperungen derfelben nicht herbeilaſſen wärt« 
Unter diefen Bedingungen, aber nur unter dieſen, erflärten wir und mit unferen politiſche 
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: reunben bereit für den Gommilfiend- Antrag zu flimmen. Die Weidenbuſch⸗Partei iſt 
auf wiefe ihr vorgefchlague Vereinigung. in den Tagen vom 16. bis 21. März nicht ein⸗ 
gegangen. Nachdem am 21. März der Gommilfione- Antrag mit 31 Stimmen gefallen 
war, erfolgte die zweite Lefung der DBerfaffung durch Abfkimmung über deren einzelne 
Paragraphen. Durch Annahme des Minoritäts-Erachtens von Schüler, Wigarb und H. 
BGlmon wurbe im $. 1 die Intregrität des Bundesſtaats⸗Gebietes mit Einfchluß der deutſch⸗ 
: -Merweichifchen Provinzen von Rechtswegen unb verfaffungsmäßig ausgefprochen, und 
nachdem vieler erfie Grune unferer Abſtimmung vom 2iften beſeitigt war, ging nun aud) 
die Weidenbuſch⸗Partei aufinterhandlungen mit uns und unferen Freun⸗ 
den ein. Sie gab uns in Folge derſelben am 26. März eine fchriftliche Erklärung. 
(S. 36. Maͤrz). Wir nahmen nunmehr an, davor nach Möglichkeit gefichert zu fein, daß 
ein Handeln um bie deutſche Kaiferkrone und ein vemnächfliged Nachgeben feitend der 
National-Berfammlung auf Bebingungen, bie gegen unfere politiſche Tieberzeugung, nicht 
Rattfinden werde. Außerdem gaben 114 Mitglieder derfelben Partei uns die 
ihriftlihe Erklärung: für das fuspenfine Veto und das Weahlgefeh, wie 
dieß in erfler Lefung von der Rational» Verfammlung angenommen 
worden, flimmen zu wollen. Auf dieſe Welfe waren die Hindernifle befeitigt, die 
unfere Abftimmung vom 21. März herbeigeführt, und wir haben nunmehr, unfern oben 
entwickelten Anfichten gemäß, am 27. unb 28. März für das erbliche Kalferthum in ber 
yreußifchen Dynaſtie geſtlumt. Sollte die Entſcheidung der National» Berfammlung 
dem deutichen Volke widerſtreben, fo bat dieß nunmehr die Mittel, fi auf verfaſ⸗ 
fungsmäßigem Wege aud die Spige feiner Berfaffung nach feinem Willen 
zu geftalten; es bat durch ein freieftes Wahlgefep die Macht, feinen wahren Willen 
außzufprechen, und Fein abfolutes Veto hindert den ernften, andauernden Willen zur Gel⸗ 
tung zu fommen. Die Beränberungen, welche bei der zweiten Lefung der Verfaflung im 
Berhältniß zu dem Welckerſchen Antrag und dem darauf bezüglichen Gommifiond-But» 
.. achten, jomit direct oder imdisect durch unfere Beihülfe eingetreten, find folgende: I) Die 
deutfche National-Verfanmlung bietet, felbft im Sinne der bebeutenden Zahl ihrer Mit 
glieder vom Centrum, die deutjche Kaiſerkrone der vreußifchen Krone nur unter der Bes 
dingung, daß diefe die beichloffene DVerfaffung, eine der freieften die fich je ein Volk ge⸗ 
geben, unverändert annimmt. 2) Die Verfaflung güt dem ganzen Deutſchland; 
das deutfche Volk bat die Gründung feiner Verfaffung nicht mit der Schmach begonnen, 
bie deutichen Lande verfafjungsmäßig zu zerreißen. Das abfolute Veto it gefallen, 
und dadurch die Volksſouveränetät als oberſtes Geſez anerkannt. A) Tie 
mündliche Abftimmung zu Protokoll iſt gefallen, und dadurch erft der wahrbaft 
freie Boltswille bei den Wahlen gefichert. 5) Das Inflitut des Reichsraths, 
welches den Particularismus von vornherein in die Verfaffung impfte, ift befeitigt. 
Beſchluß der fähfiichen zweiten Kammer, in Gemeinſchaft mit der erften die Re⸗ 
gierung zu erfuchen, daß fie für Die Bereinigung bes Großherzogthums Sachſen⸗ 
Weimar⸗Eiſenach, der fächfiichen Herzogthümer Coburg⸗Gotha, Meiningen-Hilds 
burghaufen und Altenburg, der ſchwarzburgiſchen Fürftenthümer Sondershauſen 
und Rubolfladbt und der beiden reußifchen Fürftenthümer mit dem Königreiche 
Sachſen zu einem Gefammtftaate mit einer gemeinfchaftlichen Verfaſſung und 
oberfien Verwaltung angelegentlich beforgt fein, zu diefem Zwecke aber mit den 
Regierungen jener Staaten fih verftändigen, und in Gemeinichaft mit ihnen 
den betreffenden verfaffungsmäßigen Volfövertretern die geeigneten Vorlagen 
zur Berathung und Entichliefung baldigft zulommen laſſen möge.” — Ale ob 
es irgend wem einfallen Fönnte, die Verbindung mit einem Staate zu wünfchen, 


befien Geſchick mehr ober minder von ſolchen Kammern abhängt ! 


8 


31. 
31. 


Struve und Wind (S. 25. September 1848) werden durch dad Goſchwornen We 
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richt in Freiburg für ſchuldig erflärt, und zu achtjaͤhriger Zuchthausſtrafe (fei 
Jahren vier Monaten Einzethaft) veruriheiit, 


Die Demofraten Coͤlns bringen der in ihren Mauern weilenden Deputation der 


deutſchen National-Berfammlung eine großartige Kagenmufil, mit Lebehochs fi 
Heder. Damit die Localfarbe nicht fehle, fliebt die ganze Maſſe aneinander, 
als zufällig vier beiwaffaete Solbaten bed Weges kommen. 

In Folge der zu Brescia verübten Verbrechen (S. 23: Mär) führt G. M. Ge 
Nugent etwa 2200 Mann mit vier Gefchügen gegen dieſe Stabt, und trifft y 
Sta. Eufemia ein. 


«| Das herzogliche Landes⸗Juſtiz⸗Collegium zu Altenburg trägt darauf au, Die ine - 


fuchung gegen den, inzwifchen zum Abgeorbneien für Frankfurt gewählten b | 
volaten Erbe fortiegen zu dürfen, und befien Verhaftung zu vermitbefn. 


.| Der Landtag des Herzogthums Sachfen-Altenburg befeitigt ben Borfchlag des In 


ſchlufſes an das Königreih Sachſen durch Uebergehen zur Tagesordnung. 


«| Aus einem Erkenntniſſe des Ober⸗Appellations⸗Gerichte zu Galle: Denmach ve 


nachträgliche defenforifche, auf die angeblich in Kraft getretenen Demtfshen Grub 
rechte geſtützte Antrag auf Aufhebung der. ausgeſprochenen Strafe einen reis 
lichen Bemerk nicht verdient, weil fene Grundrechte in ben hieſigen Landen mm 
Zeit überall nicht als ein geltendes Geſetz anzufehen ſind.“ 

Gefechte vor Komorn, Behufs ber engeren Ginfchließung des Platzes. 

Brescia von ben Deſterreichern angegriffen. Es gelingt ihnen in bie Stadt m | 
zubringen, aber nur ein Theil derfelben fann bei dem wüthenden Widerſtae 
ber Empörer erobert werben. 
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Foridauernder Kampf in Brescia bis zum Abende wo alle Stabitheile überwältigt 
find. Berluk der Oeſterreicher 15 Offisiere 230 Mann darunter ber fchwer 
verwundete General Gr. Nugent. Exemplariſche Züchtigung ber Rebellen, der 
Stadt und Provinz. | 

Ein Ausfall der ungariſchen Beſatzung von Peterwardein wirb durch bie Oeſter⸗ 
reicher zurüdgewiefen. 

Die auf walachiiches Gebiet übergetretenen öfterreichiichen Truppen (S. 20. März) 
brechen gegen Orfowa auf. 

Die preußiſche erſte Kammer befchliegt, mit Rückſicht auf die im Anzuge begriffene 
Frankfurter Deputasion, folgende Adreſſe an den König. „Den Wünfchen und 
abnungsvollen Erwartungen, welde wir noch in jüngfter Zeit über Deutſchlands 
Neugefialtung und ben Beruf Preußens, dazu in befonberer Weife mitzuwirken, 
vor Ew. Majeftät ausgeiprochen haben, find mit raſchem Schritte eniſcheidende 
Ereignifie gefolgt. 

Die zu Branffurt am Main verfammelten Vertreter bes Deuifchen Nation 
haben Friedrich Wilhelm IV., König von Preußen, wir jagen mit erhebendem 
Gefühl: Unferen König, zum erblichen Kaiſer der Deutichen feierlich gewählt. 

Dieſe Botfchaft hat uns auf das tieffte ergriffen. Wir fehen durch dieſe 
Wahl, welche das Haus Hohenzollern zur oberen Leitung unferes beutichen 
Baterlandes beruft, das Vertrauen befiegelt, welches fih Preußen und fein 
König im Streben und Kämpfen für Deutfchlande Intereſſen nnd Ehre errun⸗ 
gen haben. 

Auch wir wünfchen und vertrauen, dag Ew. Majeſtät fih der Erfüllung 
ber Hoffnungen der Ration nicht entziehen, unb in Ihre ſtarle Hand die Lei- 
tung ber Geſchicke des Vaterlandes nehmen werben. 

Wir erfennen die Schwierigleit der Fragen, bie babei zur Erwägung fom- 
men. Die Berfländigung mit anderen beutfhen Regierungen, der Inhalt meh⸗ 
serer in die Reiche Berfaffung aufgenommenen Beftimmungen, die Anforderungen 
und Opfer, welche für Preußen aus biefer neuen Stellung erwachſen fünnen, 
wiegen in der Wagfchale der Enticheibung, deren das deuiſche Bolt ſehnſüchtig 
harrt. Wir vertrauen jedoch feſt, daß es ber Weisheit Ew. Majeſtaͤt und Ihrer 
Hingebung an die Sache ber deutſchen Einheit gelingen werde, dieſe Schwierig⸗ 
Selten zu überwinden, und in Mebereinftimmung mit ber beutfchen NationalsBer- 
femunfung unh mit den beuifchen: Regisrungen eine Genisalmacs zu begründen, 
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die flarf genug fei, eben fo fehr nach Außen hin Deutfchlande Recht und Wurd⸗ 
zu wahren, ald im Innern die Gerechtigfeit, Ordnung und gefegliche Freihei 
zu fchirmen und zu befefligen. 

Königlihe Majeftät! Es treffen Bewegungen und Ereigniffe in jener außer 
orbentlihen Weiſe zufammen, womit fi der Beginn neuer großer Eyode 
fund giebt. Die Fügung, wodurch Ew. Majeftät zur Eröffnung einer folge 
berufen wird, führt zugleich eine ſchwere Bürde und Verantwortlichfeit mit ſi 
Das Gefühl derfelben erhöht den Ernft der Stunde der Entſcheidung. m f 
mehr drängt ed und, hier die ZJuverficht audzufprechen, bag unfer Bolt feine 
Könige mit vollfter Kraft und Begeifterung in Allem zur Seite ſtehen weh, 
was derfelbe zur Ausführung der zu übernehmenben großen Pflichten zum GR. 
Deurſchlands für nothwendig erfennen wird.“ 


Auch die zweite preußiſche Kammer erachtet eine Adreſſe an Seine Majeſtät fi 


nothwendig. „Noch find die Worte faum verhallt, mit denen bie Vertreter be 
preußifchen Bolfes vor dem Throne Ew. Majeftät ihre Hoffnungen für de 
Zukunft Deutfchlands ausſprachen, und ſchon it durch bie ſich Drängenden Ereip 
niffe der entfcheidende Augenblick gefommen, von weldem Deutfchlands Geſchit 
ihre Löfung erwarten.‘ 

„Es ift das Bertrauen ber Vertreter bes deutſchen Volle, welches En. 
Majeſtät zu der glorreihen Aufgabe beruft, das erſte Oberhaupt bes wiedern 
ſtandenen Deutichlands zu fein, und mit flarfer Hand bie Leitung der Gefdik 
des Baterlandes zu übernehmen.” 

„Wir verfennen nicht den Ernft ber Stunde, nicht das fchwere Gewih 
unabweisbarer Erwägungen. Im Angefiht aber der unberechenbaren Gefahren, 
wenn inmitten des in allen feinen Fugen erfchütterten Eontinente Deutfclan 
ohne Ienfende Hand den flreitenden Bewegungen ber Zeit überlaffen bliebe, ver 
trauen wir Ew. Majeftät Weisheit und Hingebung für die Sache des Bat 
Iandes, dag Sie den rechten Weg erfennen und alle Schwierigfeiten überwinden 
werden. Wir legen ehrfurdtsvoll die dringende Bitte an Ew. Majeftät König 
Iihes Herz, Sich dem Rufe der deutſchen National-Berfammlung nicht entie 
hen, und die Hoffnungen und Erwartungen bes beutihen Bolfes erfüllen p 
wollen.” | 

Auf den Unterfchieb zwiſchen beiden Aftenfüden hinzumweifen, ift wohl nd 
nothwendig. Daß beide die gegen Annahme der Paulskirchen⸗Krone fprechenbes 
oder richtiger: fchreienden Gründe weit unterfchägen, giebt keineswegs Zeugnif 
für die politiſche Weisheit großer berathender Verſammlungen. 


-2. | Die von der deutfhen National:Verfammlung an S. M. den König von Preußen 


entfendete Deputation trifft zu Berlin ein. 


2. Gefecht bei Hatvan; die ungarifche Vorhut unter Dembinsfi nöthigt den F. M. 


2. Grafen Schlick, bis Goͤdoͤllõ zurüd zu gehen. — Wir fehen ploͤtlich eine 
ungarifche Armee von angeblich funfzigtaufend Dann bei Gyöngyös, zehn Meilen 
von Buda⸗Peſth vereinigt, und die öfterreihifhen Truppen "unverkennbar is 


nicht vortheilbafter Lage. Wie diefer Umſchwung eingetrefen, wird er zu fagen 
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ſeyn, wenn außer ben Wiener amtlichen Bulletins und der fehr unzuverläffigen 
magyarifchen Correipondenz, andre vollfommen glaubhafte Materialien vorliegen. 


Engere Einſchließung von Komorn, und Beginn bed Feuers gegen die fogenannte 
alte Feſtung. 

Audienz der Frankfurter Deputation bei Sr. M. dem Könige Friedrich Wil, 
heim IV. Der Präſident der deutfhen National-Berfammlung hält folgende 
Anrede: „Die verfaffunggebende deutſche National-Berfammlung, im Früpling 
des vergangenen Jahres dur den übereinftimmenden Willen der Fürften und 
Volksſtaͤmme Deutfchlands berufen, das Werk der beutfchen Berfaflung gu 
Stande zu bringen, hat am Mittwoch, den 28. März des Jahres 1849, nad) 
Berfündigung der in zmweimaliger Lefung befcloffenen deutfchen Reichs⸗Verfaſ⸗ 
fung, die in derfelben begründete erbliche Kaiſerwürde auf Se. Königliche Ma⸗ 
jeftät von Preußen übertragen.‘ 

„Ste hat dabei das fee Vertrauen audgefprochen, daß die Fürften und 
Bolfsftämme Deutſchlands, großherzig und patriotifh in Uebereinftimmung mit 
der National-Berfammlung, die Verwirklichung dieſer von ihr gefaßten Bes 
ſchlüſſe mit aller Kraft fördern werben.‘ 

„Sie hat endlich den Beichluß gefaßt, den ermwählten Kaifer durch eine 
Deputation aus ihrer Mitte erfurchtsvoll einzuladen, die auf Ihn gefallene 
Wahl auf Grundlage der Verfaffung annehmen zu wollen.‘ 

„In der Vollziehung diefes Auftrages ſtehen vor Ew. Majeſtät der Präs 
fident der Reichs-Verſammlung und 32 ihrer Mitglieder, in ber ehrfurdte- 
vollen Zuverfiht, dag Ew. Majeftät geruben werben, die begeifterten Erwar⸗ 
tungen bed Baterlandes, welches Ew. Majeftät ald den Schirm und Schutz 
feiner Einheit, Freiheit und Macht zum Oberhaupte bes Reiche erforen hat, 
durch einen gefegneten Entfchluß zu glücklicher Erfüllung zu führen.” 

Se. Majeftät der König erwiederten hierauf nachſtehende Worte: 

„Meine Herren! 

„Die Botichaft, als deren Träger Sie zu Mir gelommen find, hat Dich 
tief ergriffen. Sie hat Meinen Blid auf den König der Könige gefenft und 
auf bie heiligen und unantaftbaren Pflichten, welche Mir ald dem Könige Meis 
ned DBolfes und ald einem ber mächtigften deutfchen Fürften obliegen. Sol 
ein Blid, Meine Herren, macht das Auge Far und das Herz gewiß.’ 

„In dem Beſchluß der deutichen National-Berfammlung, welchen Sie, 
Meine Herren, Mir überbringen, erfenne Ich die Stimme der Vertreter des 
beutfhen Volkes. Diefer Ruf giebt Mir ein Anrecht, deſſen Werth Ich zu 
ſchätzen weiß. Er fordert, wenn Ich ihm folge, unermeßliche Opfer von Mir. 
Er legt Dir die fchwerften Pflichten auf.” 

„Die deutſche Nationals-Berfammlung hat auf Mich vor Allem gezählt, wo 
es gilt, Deutichlande Einheit und Kraft zu gründen. Ich ehre ihr Vertrauen, 
fprehen Sie ihr Meinen Danf bafür aus. Ich Bin bereit, durch bie That 
zu beweilen, daß die Männer ſich nicht geirrt haben, welche ihre Zuverſicht 
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auf Meine Hingebung, anf Meine Treue, auf Meine Liche zum getkeinfann 


beutfehen Baterlande flügen.‘ 

„aber, Deine Herren, Ich würbe ihr Vertrauen nicht rechtfertigen, 9 
würde dem Sinne des deutichen Volkes nicht entfprechen, Ich würbe Deutig 
ande Einheit nicht aufrichten, wollte Ich, mit Verlegung heiliger Rethte m 
Meiner früheren ausprüdfichen und feierlichen Verficherungen, ohne das free 
Einverfländnig der gefrönten Häupter, der Fürften ımb der freien Städte Deutik 
lands, eine Entſchließung faflen, welche für fie und für die von ihnen regierk 
deutſchen Stämme die entiheidendften Folgen haben muß.’ 

„An den Regierungen ber einzelnen deutfchen Staaten wird es daher fehtin, 
in gemeinfamer Berathung zu prüfen, ob bie Verfaſſung dem Einzelnen wie in 
Ganzen frommt, ob die Mir zugedachten Rechte Mich in den Stanb ſetzen wie 
den, mit ſtarker Hand, wie ein folder Beruf es von Mir fordert, Die Gefäik 
bes großen deutfchen Vaterlandes zu leiten, und die Hoffnungen feiner Bike 
zu erfüllen.” 

„Deſſen aber möge Deutſchland gewiß fein, und das, Meine Herren, w 
fündigen Sie in allen feinen Bauen: Bedarf es des preußiſchen Schildes w 
Schwerte gegen äußere oder innere Feinde, fo werde Ich, auch ohne Auf, ml 
fehlen. Sch werde dann getroft den Weg Meines Haufes und Meines Bald 
geben, den Weg der deutichen Ehre und Treue!“ 

Bei diefer ganzen Angelegenheit ift nichts verwunderlich, ald daß die De 
putation von der empfangenen Anttvort überrafcht erfchien, und dag es wird 
verfändige Männer giebt, welche eine unbebingte Annahme des Dargebraiie 
für möglich halten. 


In der preußifchen zweiten Kammer wirb darauf angelragen, S. M. dem Kieig 


eine Adrefle zu überreichen, welche bie Ablehnung mißbilligt. °) 


Gireular-Schreiben der preußifchen Regierung an ihre Geſandten bei den bei 


ſchen Höfen: 

Welche Eröffnung S. M. der König der Deputation der veutfchen National-Be 
fammlung gemacht haben, die hierher gefommen war, um auf Grund ber gefaßten dr 
fchlüffe Allerhoͤchſtdemſelben die Kaiferfrone Deutfchlanns anzutragen, wollen Ew. x. c 
der Anlage entnehmen. Diefe Rede bedarf Zeiner weiteren Deutung. Während auf m 
einen Seite die Bedeutung der in Frankfurt getroffenen Wahl anerfaunt, und in Belg 
derfelben die Bereitwilligkeit, an Die Spike Deutfchlands zu treten erflärt wire, Yahs 
Se. Mafeftät auf der anderen Seite feftgehalten daran, daß die Berfaffung Deutfchlanl 
nur im Wege der Vereinbarung feflgeftellt werben, und daß bie getroffene Wahl us 
durch das freie Cinverſtaͤndniß der Regierungen zur vollen Rechtögiltigkeit gelangen m 


Um bdiefem Sinseränbnie in keiner Weiſe vorzugreifen, um felbft den Schein eineb I" 


·— — — 


*) (56 wird in ſehr glaubhafter Weiſe verſichert, Herr v. Gagern habe gegen ein Ritsfin 
der National:Berfammlung geäußert: „er hoffe, die Depntation werde ſich mit den preufilge 
Kammern ins Einvernehmen ſehen, um dahin zu wirken, den König zu einer Mobificatich fer 
ner Antwort zn veranlaften.” Bei Herrn v. Binde, dem Urheber bes obigen — we 
eine ſolche Bearbeitung allerdings unnöthig, ob fie aber nicht anberweit | 
dahin geftellt bleiben. Jedensfalls haben wir die wohlwollenden Sutentionen des ern . 
bern dankbar zie verchren, obgleich fe erfolglos geblieben. 


8 Ayell. 3: fd 
direchen Zwanges zu nermeiben, ift auch nicht, wie e8 von mehreren Seiten erwartet wurde, 
une Borbehalt oder unter Voraudfetzung des macfelgenden Tinverſtaͤndniſſes der Einzel- 
Stasten die Annahme ver Wahl ausgefprochen werben. 

ge größere Gewiſſenhaftigkeit und Zurückhaltung in dieſer Beziehung beiviefen wor⸗ 
ven, um fo mehr iſt aber die Regierung Sr. Majeflät der Verpflichtung ſich bewußt, 
ſo viel an ihr iſt, Die Geſchicke Deutſchlandd auf der Bahn ihrer Eintwidelung zu för- 
dern ımb der erfehnten Vollendung entgegenzuführen. Sie halt ſich daher jeht für eben 
fo verbunden, als berechtigt, in diefer Angelegenheit ein offenes Wort an die übrigen 
deutſchen Megierungen zu richten. 

In Betracht, daß der Erzherzog Reichsderweſet den Entſchluß gefaßt hat, feine Stelle 
nieberzulegen, und in Betracht det großen Gefahren, welche Deutfäland aud der Ver⸗ 
wirflihung biefes Entſchluſſes erwachien können, find S. M. der König bereit, auf den 
Antrag der deutſchen Regierungen und unter Zuflimmung ber beutfchen National» Ber« 
ſannnlung die provbiſoriſche Leitung der deutfchen Angelegenheiten zu übernehmen. 

Se. Majeſtaͤt find, dem ergangenen Rufe Folge leiftend, und eingedenk der Anfpräche, 
welche ihm Preußens Stellung in Deutfchland gewährt, entfchloffen, an die Spitze eines 
veutſchen Bundesſtaats zu treten, der aus venjenigen Staaten fich bildet, welche demſel⸗ 
ben aus freiem Willen ſich anfchließen möchten. Die Formen diefes Bunbeöftaats wer⸗ 
ven weſentlich davon abhängen, wiebiel und welche Staaten fich demfelben anfchließen. 

Mit Rüdficht aber auf die politifchen Zuftände von ganz Deutſchland und auf die 
Zuge, in welcher die deutfche National= Verfammlung ſich gegentvärtig befindet, darf der 
zu faffende Beſchluß nicht aufgehalten werben. 

Em. 3. wollen demnach an biefenigen deutſchen Megierungen, bei welchen Sie be 
glaubigt find, die dringende Aufforderung richten, ohne allen Verzug befonbere Beboll- 
mächtigte in Frankfurt zu beftellen, welche bindende Erklärungen abzugeben im Stande find, 
1) über den Beitritt zum Bundesſtaat und die Bebingungen, unter denen er 'erfolgt, 
2) über die Stellung, welche die folchergeflalt zu einem Bundesſtaate zu vereinigenven 
NRegierungen demnaͤchſt zu der beutfchen National-Berfammlung und den von ihr bereits 
gefaßten Beichlüffen einzunehmen haben, mit der Maßgabe, daß das Werk der Verein⸗ 
barung über vie Berfaffung unverzüglich In Angriff genommen wird, 3) über das Ber- 
haltniß zu denjenigen deutfchen Staaten, welche diefem Bundesſtaate beizutreten Anſtand 
nebenen, wobei es wünfchenswerth und anzuftreben tft, die noch beſtehenden Bundes⸗Ver⸗ 
Hältniffe der neuen Staatöform anzupaffen. 

Die Regierung Sr. Majeftät wird Binnen Tängftend acht Tagen einen Bevollmaͤch⸗ 
tigten In Frankfurt mit ber erforderlichen Inftrurtion und Autorifatlon verfehen haben, 
und darf fi der Hoffnung hingeben, daß vie Gihrigen Meglerungen mit gleichem Eifer 
diefe wichtige Angelegenheit behandeln, und wenigſtens ungefäumt ihre Grflärungen fo 
wie über dad Proviſotium eben fo über die übrigen Borfchläge Hierher gelangen lafien 
werben. Wir find biernach der zuperfichtlichen Ueberzeugung, daß wir in den Stand ge= 
feßt fein werden, binnen längflens vierzehn Tagen eine definitive Erklärung Aber die deutſche 


GSache abzugeben. 

Gefecht bei Atzbül; die ſchleswig⸗holſteiner Vorhut wird von den weit überlegnern 
Dänen zurüdgedrüdt. 

Belanntmachung des bänifhen Marine Minifteriums, daß, außer den bereit in 
Blolade⸗Zuſtand erklärten Häfen der Herzogthümer Schleswig und Holflein, 
vom 5. April an die Häfen von Camin, Smwinemünde, Wolgaſt, Greifewalb, 
Stralfund und Roſtock, vom I2ten an bie von Pillau und Danzig nebft den 
Mündungen der Elbe, Weiler und Jahde blofirt werden. 


Die Ungeen erobern St. Thomas (Grbobtan). 
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3 Der Kaiſer von Oeſterreich verleiht dem F. M. Grafen. Radetzki ben Orden kei 


goldenen Bließes, welcher ihm durch ben Erzherzog Wilhelm überbracht win. 


4.| Erklärung der Frankfurter Deputation an das preußiſche Staatsminiſterium. 


„Die verfaffunggebende deutſche Reichs-Verſammlung hatte die unterzeichnete Deyue 
tion beauftragt, ©. M. den König zu der Annahme der in ver (deutfchen Reicht⸗Ve 
fafjung Begründeten, auf Se. Majeftät übertragenen erblichen Kalferwürbe ehrfurctäd 
einzuladen. 

„S. M. der König Hat, nach den in ver Audienz vom geftrigen Tage der Dry 
tion gemachten Eröffnungen, dieſer ehrfurchtsvollen Einladung Keine Folge geben zu We 
fen geglaubt, und Sich bewogen gefunden, dieſe feine Entfchließung durch die inzwäle 
auch zur öffentlichen Kenntniß gebrachten Gründe näher zu motiviren. 

„Die deutfche Reichs⸗Verſammlung hatte — am 28. v. M. — zu ber Vollzich 
eined Theiles der Verfafjung, der Wahl des Reichs⸗Oberhaupts, nicht anders a 


. nad Verkimbigung der ganzen von Ihr befchlofienen Reichs⸗Verfafſſung fehreiten Ihm; 


die Uebertragung der erft in der Berfaflung begründeten erblichen Kaiferwürbe auf dam 
ber regierenden beutfchen Fürſten fehte dad zu Mecht Beftchen der Werfaffung an fi 
borauß. 

„Die Erklärung Sr. Majeftät des Königs ſieht dagegen bie gedachte Verfaſſij k 
feiner Weife als ein bereits gefchlofjenes, auch nur für einen größeren oder Ürimm 
Theil von Deutfchland bereits verbinnliches Ganzes an; fie bezeichnet nicht einmal, dal 
ber am 2. April von dem Herrn Minifterpräfiventen ven hiefigen Kammern gemein 
Eröffnung, die Verfaſſung ald.für die veutfchen Staaten giltig und verbindlich, van 
Regierungen berfelben von freien Stüden zuftimmen möchten. Sie erfennt den cap 
nen Negierungen nicht bloß wie jene Eröffnung, dad Recht zu, die Verfaffung ald ds 
Ganzes anzunehmen, — und dadurch dem neuen Bundesſtaat beizutreten, — ober b 
zulehnen, — und fi dadurch von dem Bunbesftaate auszufchließen. — 

„Indem die Erklärung Sr. Majeftät fich über dieſen Punkt vielmehr folgender de⸗ 
ftalt ausfpricht: 


„An den Üegierungen der einzelnen beutichen Staaten wirb es jetzt fein, in ge 


meinfamer Beratbung zu prüfen, ob die Verfaffung dem Einzelnen, wie de 
Sanzen frommt, ob die Mir zugedachten Rechte Mich in ven Stand fegen. wäre, 
mit ftarfer Hand, wie ein folcher Beruf e8 von Mir fordert, die Geſchicke des geofm 
deutſchen Vaterlandes zu leiten, und die Hoffnungen feiner Völker zu erfüllen,“ 


| macht fie aus ber von ber deutſchen Reichs⸗Berſammlung verfünbigten Berfaffung eines, 


der gemeinfamen Berathung der deutſchen Megierungen, alfo auch deren Befchlußfefiung 
durch Majorität oder Unanimität — zu unterftellenden Entwurf. 

„Es ift nicht Die Aufgabe der Deputation, die Nichtigkeit ver von dieſer Auffaifuy 
fo durchaus verſchiedenen der Reichs⸗Verſammlung in allen ihren Fractionen, aus fasi 
rechtlichen oder anderen Gründen zu vertreten. Uber dem Mißverſtaͤndniß, welches ik 


in Betracht der koͤniglichen Erklärung in überrafchender Welfe mehrfach emtgegengir 


ten ift, als ob mit der in berjelben enthaltenen Anſchauung des in Frankfurt Heiclefe 
nen Verfaffungäwerfs eine Annahme oder auch nur eine Nichtablehnung der Seltene m 
Reichs⸗Verſammlung an Se. Majeftät gerichteten Einlabung Irgendwie zu vereinigen 
wäre, — biefem Mißverftänbnig hat fie ſich doch, zur Vermeidung fernerer Inge, 


ohne Auffhub und vor ihrer Ruͤckkehr nach Frankfurt, entgegenzutreten für verpflidee | 


gehalten. 

„Die Einladung, auf Orundlage der Rei 8-Verfaffung bie auf Ihn gefaen 
Wahl anzunehmen, mußte In dem Augenblide als von dem Könige abgelehnt angefehes 
werden, in welchem Se. Majeftät Ihre Willensmeinung dahin zu erfennen gaben, daj 
die von der verfaffunggebenden Reichd⸗Verſammlung in zweimaliger. Lefung befchlſſe⸗ 
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Berfafftung überall noch Feine rechtliche Exiftenz und Verbindlichkeit habe, einer folchen 
pielmehr erſt durch gemeinfame DBeichlußnahme ver veutichen Regierungen theilhaftig 
werden Fönne. 

„Unter diefer Borausjeßung fönnte die Verfaflung zwar wohl vie Grundlage ferne- 
rer Berathungen der Megierungen, aber unmöglich die ver gefehlichen Gewalt eines 
Veicho⸗Oberhauptes abzugeben Im Stande fein.“ 


Die Stände des Herzogthums Sacfens Meiningen beſchließen: alle Domainen 
find Staatsgut, alle Natural» Leilungen von denfelben an den Hof hören auf, 
bie Civillifte wird auf 150,000 Gulden herabgefegt, im Kalle der Mebiatifirung 

. gehen für zwei Millionen Gulden Domainen ald Fideicommiß an den Manns: 
ſtamm ber herzoglichen Kamilie über. — Ein Zahr vorher war die Civilliſte 
auf 225,000 Gulden feftgeftellt, und neuerlih von ber Regierung felbft deren 
Herabfegung auf 185,000 Gulden vorgefchlagen worden, einſchließlich von 
75,000 Gulden Netto-Ertrag von Domainen, weldhe als Familien-Fideicommiß 
auszuſondern feyen. 

Kanonabe in der Gegend von Gravenftein, vier holfteiner Zwölfpfünder gegen 
die däniſche Corvette Galathea von 28 Geſchützen, und fechd Kanonenboote. 

Eine däniiche Flottille ericheint vor dem &dernförder Hafen. 

Gefechte in der Gegend von Zot-Almas und Tapio⸗Bieske, angeblich Behufs einer 
Recognoscirung vom F. M. Fürften Windifchgräg unternommen, obwohl un⸗ 
verfennbar durch die Ungarn begonnen, welche dabei nach dem Bulletin: Ueber⸗ 
legenheit vorzüglich an leichter Cavalerie entwidelten. Als Ergebniß der Res 
eognoscirung vereinigt der Feldmarſchall das erfte, zweite und dritte Corps in 
einer Stellung vorwärts Peſth. — Nach ungariichen Berichten erfochten bie 
Snfurgenten in dieſen Tagen einen vollftändigen Sieg. Das iſt nicht unmög- 
lich, allein da denfelben Nachrichten gemäß auch der Heertheil des Banus Jel⸗ 

lachich geſchlagen, ja vernichtet worden ſeyn ſoll, dergeſtalt daß nur Wenige 
Am Peſth entfamen, fo find einige Zweifel wohl geſtattet. 

Debatten der preußiichen zweiten Sammer über die am Zien beantragte Abreſſe. 
— Im Laufe derjelben äußert der Abgeordnete v. Bobelfhwingh: „Es ift hier 
heute auf der Tribüne einem Minifter,. welcher vor dem 18. März im Amt 
geweien, der Borwurf gemacht, daß er die Revolution des 18. März eine fo- 
genannte Revolution genannt habe, und dennoch vor dberfelben geflohen fei. Ich 
glaube nicht, daß ein Anderer damit gemeint fein fann, als ich, obgleich ich mich 
nicht erinnere, ob ich den Ausdruck „einer fogenannten Revolution” wirklich ge- 
braucht habe. Es kann indeg fehr wohl fein, weil ed meine Meinung voll 
Ränbig ausbrüdt. Meines Erachtens ift ed nichts weniger als eine Revolution 
geweſen, welche am 18. März in den Straßen Berlins geherricht hat. Ich 
bin nicht der Meinung, dag ein Straßenfampf weniger Stunden, welcher blos 
geendet wurde, weil der König dem Blutvergießen feiner Unterthanen ein Ende 
machen wollte, nachdem er bie beſtimmten BVerficherungen erhalten hatte, daß 
in dem Augenblide, wo die Truppen zurüdgezogen werben würben, auch jebe 
Art der Widerfeglichfeit aufhören folle, — ich bin nicht der Meinung, daß ein 
Straßenkampf, son bem das ganze Land glaubt und überzeugt ift, daß er bie 
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Hauptſtadt und wit ihr das Land entehrt Hat. . . : (Die gange Bi 
ſich unter der größten Aufregung. Allgemein ertönt von der Einfen 
„Herunter von der Tribüne!) Großer Tumult. Der Abgeorbnete 
erffärt die ganz richtige Bemerkung für einen Verrath am Volle, und! 
dal wird fo überwältigend, daß die Sitzung vom Präfiventen unterbre 
den muß. — In ter Hauptiahe fommt man endlich zu dem verfiänt 
fhluß: feine Adreſſe zu erlaſſen. 

& | Zufammentritt Tinfofeitiger Volfönertreter aus Defterreich, Baiern, Sach 
temberg, Baden, dem &. H. Helfen und der Paulskirche, su ‚Heibeibt 

Schluß: es fol in den Kammern der Einzelfinaten auf unbebingee us 
änderte Annahme und Durchführung ber Reichsverfaſſung fo wie des 
ſetzes bingewirft werben. Die Mittel für dieſen Zwed find ben Ver 
der einzelnen Ränder anzupaffen. 

5. | Gefecht bei Edernförde, eines der merfwürdigften Kriegsereigniſſe aller? 
zur Dedung des Hafens waren zwei Batterien errichtet, eine von v 
zehnpfündern auf der Gübfeite, bie andere von eben fo vielen ihm 
fhügen am nörblihen Ufer, beide mit achtzig fihledwig-holfteiner Ari 
befegt, welche erfi neuerlich in Dienft getreten; gegen Abend wurden 
noch durch vier Sechöpfünder einer herbei eilenden naflauifhen Feldbat 
terBägt. Am Morgen kommen mit ftarfem Ofwinde heran: das & 
Chriſtian VII. von 84, die Kregatte Gefion von A6 Kanonen, fer 
Kriege» Dampfböte, von denen feboch letztere, bald ſtark befchäbigt, da 
ſuchen müflen. Die beiden großen Schiffe beginnen den Befhägfampf 
Land Batterien, troß ihrer ungeheuren Weberlegenheit ohne Bortheil, u 
Mittag fichet fich der Befehlöhaber fogar veranlaßt, Unterhandlungen aı 
fen. Seiner Drohung gemäß, bewarf er, als fpäter der Kampf twieber 
die Stadt Edernförde, erhöhte aber durch ſolche zweckloſe Grauſamfel 
Schmach der Nieterlage, denn am Abend befanden fi beide Schiffe h 
Lage, dag ihnen nichts übrig blieb als die Klagge zu flreichen. Der i 
men gerathene Chriſtian VIII. og auf, die Fregatte wurbe genomm 
Berluft der Sieger betrug nur einige Mann, während beinahe tauſend 
gene in ihre Gewalt fielen. 

5. | 5. M. ft. d'Aspre befegt an der Spitze von ſechszehntauſend Mann Yarı 
übernimmt im Namen unb Auftrage des (abwefenden) Herzogs die e 
tung aller Geſchäfte. 

5. | Erlaß des k. öfterreichifchen Eabinets an feinen Bevollmaͤchtigen bei der Centre 
AIndem Se. Majeſtaͤt ber Kaifer die Beweggruͤnde billigen, welche den bu 
tigften Herm Erzherzog Johann beftimmt Haben, unter ven obwaltenden “Bel 
die Würbe eines deutſchen Reichsverweſers nieberzulegen, finden Sich Allerhädf 
dennoch zugleich veranlaßt, ©. H. aufzufordern, im Intereſſe Deutfchlands, wie 
Defterreih8, das Ihm anvertraute Amt noch fo lange fortzuführen, bis für d 
nahme ber Leitung der Sentralgewalt in einer ihrer Beſtimmung entſprechend 

Vorſorge getroffen ſein wird. 

Cw. halten in der Anlage dad Allerhöͤchſte Gandſchreiben, wur wi 
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Majeſtat ver Kaiſer Seinem erlauchten Groß⸗Oheime biefen Wunſch, umter Anerkennung 
bes Verbdienſte, welche fich berfelbe erworben bat, ausdrückt. 

AS im vergangenen Jahre die deutſchen Färften und DBölfer die für Deutfchland 
gefchaffene proniforifche Gentralgewalt in die Hände dieſes Kaiferlichen Prinzen nieber- 
zulegen wünfchten, hat vie öfterreichiiche Megierung die Erfüllung dieſes Wunfches mit 
Gintenfegung fo mancher, durch bie Verhaͤltniſſe jener Zeit gebotenen Rückſicht, gefoͤr⸗ 
best, indem fie Die Zutereſſen ihrer eigenen Voölker jenen bes deutſchen Befammıt- Vater⸗ 
laudes unterorbnete, und es bem Manne bed allgemeinen Bertrauend möglich machte, 
bem an ihn ergangenen Rufe zu folgen. 

Sp weit es an Ihm lag, Hat ber Herr Erzherzog das in Ihn gefegte Vertrauen 
wush gerechtfertigt, und die große Aufgabe gelöf, welcher Er fi mit fo aufopfernder 
Gingebung gewinmet hatte. Cr iſt ber täglich mehr um fich greifenden Anarchie ent 
fchloſſen und mit Erfolg entgegengetreten, — hat bie Herrſchaft des Geſetzes wieder her⸗ 
geteilt und baburd die Ruhe und Ordnung gefichert, welche unerläßlich waren, um 
das begonnene Werk der Neugeftaltung Deutſchlande auf gefehlichem Wege zu Ende 
führen zu tönnen. 

Die National» Berfammlung dagegen Hat den von ihr gehegten Erwartungen nicht 
entſprochen. Bitatt eines einigen, mächtigen und daher an Zukunft reichen Deutichlanvs, 
deſſen Gründung ihre Thätigkeit hätte anbahnen follen, hat fie ein ideales Reich zu fchafe 
fen angeſtrebt; ein Verſuch, weicher nur dazu führen könnte, die Bande zu lodern, ja 
diclleicht zu Löfen, welche bie verſchiedenen weutfchen Stämme feit Jahrhunderten um⸗ 
Rykungen hielten. 

Es kamn Hier nicht in meiner Abſicht Legen, dem von ver National» Berfanmlung 
ſeit ihrem Beftehen eingehnltenen Gange zu folgen, und bie Nachtheile näher zu ent⸗ 
widteln, welche deren fortwahrende Schwankungen un ihre nur zu bäufigen Eingriffe 





: a den Bereich der erecutiven Gentralgewalt nothwendig erzeugen mußten. Ich will mid) 


darauf beſchranken, jene Beſchluſſe hervorzuheben und zu beleuchten, welche und unmit« 
telbur beräßiten, und für die Stellung maßgebend. werden mäflen, die wir in Folge der⸗ 
ſelben unter den gegebenen Umſtaͤnden einzunehmen gezwungen find. 

Seitdem 948 gegentwärtige Miniſterium in feinem Antrittö-Programme vom 27. No⸗ 
vember ©. 3. die Abſicht ausgeſprochen, alle Lande und Stämme ber äfterreichifchen 
Nonarchie durch das feſte Band einer gemeinfchaftlichen Verfaſſung zu einem großen 
GStaatskoͤrper zu vereinigen, hat ſich In der Mational-Berfammlung eine Partei gebilvet, 
weiche Alles aufbot, um unfer Verbleiben bei Deutfchland unmöglich zu machen. Sie 
hat dieſes Biel zu erreichen geglaubt, indem fie bie Beſtimmungen des $. 2 ver zu Frank⸗ 
furt berathenen Berfaflung duschzufegen wußte, welche für beutfche Lande, die mit nicht» 
deutfchen ein gemeinfchaftliches Staats- Oberhaupt haben, getrennte eigene Verfafſung, 
Negierung und Verwaltung anordnen. 

Daß ſolche Verfügungen mit dem von und nicht nur angekündigten, ſondern auch 
hinlaͤnglich motivirten und feither zur vollen Anwendung gefommenen Brundfage ber 
Einheit des öfterreichifchen Kalferftantes unvereinbar fein, war demnach vorauszujehen. 
Mögen vaher jene, welche beffenungenchtet dieſen durch kelne Nothwendigkeit bevingten 


Befchluß herdeigeführt Haben, auch deſſen Folgen vertreten. 


Ferner hat die National⸗Verſammlung durch die am 27ſten v. M. beſchloſſene Wahl 
eines erblichen Reichs⸗Oberhauptes ſich von den Formen des beabſichtigten Bundesſtaates 
entfernt und jenen eines Einheitsſtaates in einer Weiſe genaähert, welche mit ber Selbſt⸗ 
ſtaͤndigkeit ver einzelnen deutfchen Regierungen unverträglich ift, die nur in den weſent⸗ 
Ten Bundeszwecken eine unvermeidliche Beſchraͤnkung finden fol. 

Endlich bat die National» Berfammlung durch ihre Beſchlüſſe vom 28ften v. M., 
welche undronen, daß die von Ihr allein beſchloſſene Reichsverfaſſung zu vollziehen und 
als Geſetz zu verklandigen fei, den Weg ber WVereinbarung verlafien, den allein fie zu 
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gehen berufen und berechtigt war, und ven die Regierungen fit) ausdrücklich vorbei 
ten hatten. Sie Hat zugleich durch Die eigenmädhtig von ihr audgegangene Erklac 
ihrer Permanenz bis zum Zufammentritte der einzuberufenden Neichsverfammlung 6 
auf einen ungefeglichen Boden geftellt, auf welchen ihr zu folgen die Regierungen #6 
nicht veranlaßt ſehen koͤnnen. 

Defterreich, inmig verbunden mit Deutſchland durch die fo lange beſtandene ap 
Gemeinſchaft, durch die aus dieſer erwachfenen ungertrennlichen Intereffen und durch ie 
unbeftreitbar noch gütigen Verträge, kann und wird fi) nie von ſolchen Banden I 
fagen. Noch ift der deutfche Bund, wie ihn die Traktate fchufen, nicht aufgelök, md 
beftehen die Rechte und Berbinplichkeit feiner Glieder. | 

Nenn wir demnach unter den eben angeführten Verhältniffen für ven Augaikl 
an einem Bundedftaate, wie die Beſchlüſſe der National» Verfammlung ihn zu (dee 
beabfichtigen, obgleich mit Vorbehalt der Mechte, welche vie Gefchichte und die Ve 
und fichern, Theil zu nehmen nicht vermögen, werden wir nichts deſtoweniger fortfehe, 
an den Schickſalen unferer alten Bundesgenoſſen aufrichtigen Antheil zu nehme, m 
dieſen Antheil bei dem Eintritte veränderter Verhältniffe fletd mit Freuden zu beikäage 
bereit fein. 

Dies ift die Abfiht Sr. Mal. des Kaiſers, welcher Aliechöchfinerfelbe gem 
bleiben wird. 

Wie aber Se. Majeftät Sich in meiner am 4. Februar an Ew. sc. erlaflenn Ir 
pefche gegen eine Unterorbnung unter bie von einem anderen deutſchen Fürſten gab 
habte Gentralgewalt auf das feierlichfte verwahrt Haben, ift unfer allergnäbigfter de 
auch nicht minder feft entfchloffen, die verfafiungsmäßig von Ihm in Gemeinſcheft 
den Meprätentanten Körpern Defterreich8 auszuũbende geſetzgebende Gewalt niemall vñ 
unter keiner Bedingung einer fremden geſetzgebenden Berfammlung unterzuorbnen. 

. Da Se. Majeftät, wie ich Ihnen bereit angefünvigt habe, bie von Ew. nie 
fuchte Enthebung von Ihrem Poſten zu bewilligen geruöten, und ber Graf von Ib! 
berg, welcher zu Ihrem Nachfolger beftimmt ift, nach Frankfurt abgefertigt wird, MR 
Ihrer Ruͤckkehr nichts mehr entgegen. 

Was die öfterreihifchen Abgeordneten zur deutſchen Rationel-Er 
fammlung betrifft, Haben dieſelben ihre Sendung, in Folge des Schlau 
der Berathung über dad Verfaſſungswerk, als beendet zu betrachten u 
fofort in ibre Heimat zurüdzufehren, da ihre fernere Theilnahm a. 
einer Verfammlung, welche, sie bereitö erwähnt, durch den von ihr 
28ften v. M. gefaßten Beſchluß den Boden des Rechtes und des Beh 
verlaffen hat, durchaus nicht mehr flattfinden Tann. 

Ew. haben diefe Gerren in diefem Sinne zu verfländigen. 


Gefecht hannoverfcher Truppen bei Ulderup. Sie müflen vor großer Uebermufß 
bis Baurup zuräüdgehen, und verlieren 12 Offiziere 189 Mann tobt ober ⸗ 
wundet. 

Große Bürgerverfammlung zu Elberfeld, welche zwei Adreſſen beſchließt, 1) @ 
die deutfche National-VBerfammlung, fie möge bei ihren Befchlüffen um # 
Berfaffung beharren, 2) an die preußifchen Kammern, fie möchten erwick 
daß der König fih mit einem volksthümlichen Miniſterium umgebe und W 
Kaiferfrone unbedingt annehme. 

Treffen bei Izſaszeg. Eine Abtheilung der Truppen von 5. M. L. Shlid W 
hauptet ſich gegen große feindliche Uebermacht. 

©. M. der Kaifer von Rußland ernennt den Grafen Radetzki zum BeDmarkl 
ber ruſſiſchen Armee und Chef eines Huſaren⸗Regiments. 
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F Confiſtorialraih Dr. W. Netiberg, Brofeffor zu Marburg. 

Erflärung bes öfterreichifchen Cabinets auf die preußiſche Circularnote von 3. April. 
— — — ‚ie bereitwillig wir Borfchlägen entgegen gefommen feyn würden, 
wenn ſolche von Seite Preußens in feiner Eigenſchaft ald Genofle des ver- 
tragemäßig und factifch noch beflebenden deutſchen Bundes gemacht worden 
wären, um auf der Grundlage eines von ber deutfchen Rational-Berfammlung 
berathenen Berfaflungs-Entwurfs eine Dereinbarung über die zeitgemäße Neu⸗ 
geftaltung Deutſchlands auf gefeglihem Wege herbei zu führen, dafür bürgen 
die wiederholten und entichiebenen Schritte, welche wir zu biefem Ende in Ber⸗ 
lin gethan haben. Dagegen aber vermögen wir nicht, ber Ausführung ber von 
dem preußiſchen Eabinet in feiner Eirculars Depefhe vom 3ten d. Mis. aus⸗ 
gefprochenen Abfihten unfere Zuſtimmung zu ertheilen, und noch viel weniger 
diefelben zu fördern. Die NationalsBerfammlung, nur berufen in @emeins 
ſchaft mit den Fürſten das Berfaflungswert zu Stande zu bringen, hat ihrer 
gefeglichen Thaͤtigkeit felbft ein Ziel gefeut, indem fie das Werk für vollendet 
erflärt und, die ihr zuftebenden Befugniſſe überfähreitend, nicht allein die eigen» 
mädtig befchlofiene Berfaffung vollzogen und als Geſetz veröffentlicht hat, ſon⸗ 
dern fogar ohne Vollmacht Dentfehland einen Erbkaiſer zu geben beabfichtigte. 
Waren diefe Borgänge ſchon ungeſetzlich, fo hat diefe Berfammlung den Boden 

des Rechts vollends verlaflen, indem fie fih, nicht minder eigenmädhtig, für per- 
manent erklärte. Aus biefen Gründen koͤnnen wir die Giltigfeit der von ber 
Rationals Berfammlung außerhalb dem Bereiche ihrer Befugniſſe gefaßten Bes 
fehläffe eben fo wenig anerfennen, als wir ihr das Recht auf fernere Thätigfeit 
uzugeflehen vermögen. Für uns befieht die National⸗Verſammlung nicht mehr, 
und fann baher weder auf Anordnungen binfichtlich einer zu bildenden propis 
forifhen Centralgewalt Einfluß üben, noch einen Antheil an Verhandlungen 
zum Behufe einer Vereinbarung über das von ihr felbft für abgefchlofien er- 
flärte Berfafiungswerf nehmen. Sollte demnach der Erzherzog Reichöverweier, 
an welchen von Seiten Sr. Majeſtät des Kaifers eine dringende Aufforderung 
ergangen ift, fein Amt noch fortzuführen, bis auf gefeglichem Wege für bie 
Leitung der deutfhen Angelegenheiten Borforge getroffen feyn wird, biefem 
Wunſche aus unvorhergejehenen Gründen nicht zu entiprechen vermögen, müßten 
wir gegen die Uebernahme und Ausübung dieſer Gewalt durch Eine der beut- 
hen Regierungen allein entihieben Einfprache erheben, und darauf beftehen, 
daß fie in einer Weife organifirt werbe, welche ſaͤmmtlichen Regierungen eine 
gerechte Bertretung in berfelben zu fihern im Stande wäre. Da unter biefen 
Umftänden mit der NationalsBerfammlung feine weitere Verhandlung über das 
Berfaſſungswerk gepflogen werden kann, die Gentralgewalt aber in ihrer Eigen: 
ſchaft als eine rein erecutive Behörde, hierzu nicht berufen wäre, und Se. Mas 
jeftät der Kaifer an dem bereitd ausgefprochenen Grundfage fefthalten müflen, 
Eich und Ihre Staaten der von einem anderen beutfchen Fürften gehandhabten 
Gentralgewalt nicht unterorbnen zu fünnen, wir demnach auf der von Preu⸗ 
fen aufgeftellten Grundlage auch mit beffen Bevollmächtigten, wie mit jenen 
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10. 


anderer deutſchen Fuͤrſten in Frankfurt nicht zu unterhanbeln ‚Vermögen, ab 
wir nicht in der Lage, der an und ergangenen Einlabung au entſprechen, m 
einen Bevollmächtigten zu ben daſelbſt beabfüchtigten Berfanblungen zu eniia 
den. Unſer aßergnädigfter Herr ift vielmehr bemüßigt, diefer Erlläzung md 
jene Hinzu zu fügen, daß Allerhöchftbiefelben gegen alle und jede amd folge 
Berhandlungen etwa hersorgehenden Beſchlüſſe, wie gegen beven folgen, win 
Borbehalt der Sr. Majeflät dem Kaifer, feiner Negieruug und ſeinen beutiker 
Provinzen aus den noch rechtöfräftig beftehendeu Verträgen ermachlenden Is 
Iprüche und Rechte, feierliche Verwahrung einlegen. 


Bedeutendes Avanigarden-Gefecht unweit Peſth. Bon ben Inſurgenten, kam 


Angriffe zurückgewieſen werden, vermuthlich nur unternommen um bie Nufab 
famfeit der Gegner zu theilen. 


10. | Ueberrafchender Angriff zahlreicher ungariſcher Maflen auf die bei Weaiyen Reha 


ll. 


Abiheilung des General v. Gig. Die Oeſterreicher müflen den Diet rim, 
ihr Anführer erhält eine toͤdtliche Wunde. 


Prafdent Simfon erflattet der deutſchen National⸗Verſammlung Bericht übe % 


Ergebniffe der nad Berlin gefendeten Deputation. Hierauf die verſchieden 
tigften Anträge, von dem Berfländigen an bie jenfeit der Grenzen bei E 
travaganten; ) die Dringlichkeit berfelben wird nicht anerfannt, und zulett Ib 
gendes beichloflen: „Die verfafiunggebende Reichöverfammlung 1) erllaͤrt in 
durch feierlich vor der deutſchen Nation, an ber in zweiter Leſung beſchloſce 
und verfündeten Reichöverfaflung und an bem in zweiter Lefung befchlofies 
Wahlgefege unwandelbar feftzuhalten; 2) fie verweiſt den von ber Depuitia 
erfiatteten Bericht an einen durch die Abtheilung zu wählenden Ausſchuß ma 
dreißig Mitgliedern zur möglichk ſchleunigen Berichterfiattung und zur Beie 

















*) Als Probe des letzteren mag der von Schlöffel und Gonforten Hier ein beſcheden 
Tläpchen finden: „In Erwägung, daß die Behandlung der von ver deutichen comfitwizenie 
National-Berfammlung nach Berlin gefeudeten Deputation einen tiefen Blick in die Iuhaafl ® 
öffnet; daß die officielle Antwort des Königs von Preußen die Nichtauerfenunng der Volke 
veränetät und eine Verlegung der ans ihr hervorgegangenen Berfafiung involvirt; daß nad IM 
mit den Fürſten gemachten Grfahrungen, die befchlofienen Geſetze des veutfihen Bunbeofei) 
nur durch Anınfung des Volks ins Werk gefept werben Tonnen; daß bie Würbe eines fouwerk 
Volls es verbietet, auf Unterhandlungen mit ungehorfamen Fürften ſich eimzulaflen; def WE 
deutfche conflituirende Natienal-Berfammlung, nach den Borgängen in Wien und Beria fi 
dem October, von benfelben confequenter Weife Angriffe auf ihre Unverleplichfeit und Gew 
ränetät zu erwarten hat; befchließt die veutiche National⸗Verſammlung: 

3) Die deutſche confituirende National-Berfammlung ift permanent. 2) Kein Staat wi 
ben Abgeorbneten das Mandat entziehen. 3) Dem deutſchen Bolfe wich zur Pflicht gemahk 
für den Schuß der deutſchen National Berfammlung auch gegen fogeuannie geſetzliche Ehek 
fräfte fich zu erheben. A) Tie Verfaflung wirb zurüdgezogen, aber in derſe Iben Eigung uf 
folgendem Amendement wieder befchlofen: Zu Abfchnitt IIL.: Die 99. 6B—BR fallen al, 
uud an beren Stelle treten: 

1) Das Oberhaupt des beutfchen Bunbesfinates ift ein, beiden Häuſern werguhneriide 
vom Bolfe gewählter Vollziehungs-Ausſchuß von fünf Mitgliedern. Die Wahl wird alljährhh 
erneuert. Die Mitgliever find wierer wählbar. 2) Proviſoriſch wirb bie Boflziehungsgewel 
fünf von der Rational Berfemulung gewählten Miniſtern übertragen:“ 
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ratheug berienigen Maßregein, welche zur Durchführung der unter 1 gegebenen 
ſtierlichen Erklaͤrung nötpig erfcheinen.“ 
Des gegen den Aboolat Erbe erlaſſene Steckbrief wird wegen feiner inzwilchen 
folgen Wahl zum Mitgliede ber bentichen Rational-Berfummiung einſtweilen 


yurhdgenommen. 

Des Reifer. von Deßerreich beruft den Fecdmarſchall Kürten Windiſchgraͤß in das 
Heflager zu Dimüg, „wo Allerhoͤchſtdieſelben deſſen Einfiht und vielſeitige Er⸗ 
faßeungen bei der Beratung fche wichtiger Angelegenheiten beugen wollen.” 
Dagegen wird Felbzengmeißer v. Weiden zum Oberbefehlshaber ſaͤmmilicher in 
Ungarn und Siebenbürgen verwendeten |. Truppen ersannt. 

Mer fiedihrieflich verfolgte Advolat Erbe aus Altenburg, von einem Wahlbezirke 
im Konigreich Sachſen zum Abgeorbueten gewählt, nimmt Play in der Deuts 
ſchen National Berfammlung. (S. 31. Märy) 

Gürgrrihes Gefecht ber Serben unter Stratimirovich gegen bie Magyaren. 

Die Bevollmaͤchtigten yon Baden, beiden Heſſen, Oldenburg, Medienburg, Hol 
Bein, Lauenburg, Braunſchweig, Naſſan, der fächfiichen Herzogthümer, der bei« 
deu Fürfienshämer Schwargburg und Reuß, von Anhalt⸗Deſſau, Anhalt-Bern- 
burg, Hohenzollern, Waldeck, unb der vier freien Städte übergeben dem preuß. 
Bevollmaͤchtigten nachſtehende Erflärung: „Die exgebenft Unterzeichneten find 
in Folge der durd die preuß. Eircularnote vom 3. April 1849 eshaltenen Ber- 

anlaſſung, und geleitet von ber llebergeugung, baf eine möglichibalbige umfaſ⸗ 
fende Verfländigung zur fchleunigen Verwirklichung bes deutſchen Berfaflungs- 
werles wefentlich. beitragen. werde, über ihre gemeinfame Aufgabe in vorläufige 
Unterhandblung getreten, und beehren fi, dem Koͤnigl. preuß. Bevollmächtigten, 
Hesra Samphaufen, ald deren Ergebniß Kolgendes mitzutbeilen. 

Die von den Unterzeichneten vertretenen hohen Regierungen haben mit 
tebhafter Befriedigung aus der gedachten Note und deren Beilage erfehen, daß 
S. M. der König von Preußen geneigt find, an die Spige des deutichen Bun⸗ 
desſtaates zu ireten. Wenn ©. K. Majeflät die Rechtsgiltigkeit ber von ber 

.. Rational Berfammiung getroffenen Wahl noch von dem freien Einverflänpnifie 
der beiheiligten Regierungen abhängig gemacht haben, fo verbient die Anſicht, 
weiche babei die Leitende gewefen ift, nice nur bie hoͤchſte Anerlennung, fondern 
e6 wird darin, im Hinblick auf bie Erfahrungen ber legten Zeit, auch das Be⸗ 
ſtreben nach Herklellung derjenigen Garantieen erfannt werben müflen, welche 
dem deutichen Derfafiungswerfe Dauer zu geben geeignet find. Durchdrungen 
von ber lieberzeugung, daß das Wohl des gemeinfamen Baterlandes nur in 
der Errichtung eines gemeinfamen Bunbeöfiantes gedeihen koͤnne, und daß für 
biefen Zweck von Einzelnen Opfer gebracht werben müffen, nehmen die Unter⸗ 
zeichneten Feinen Anftand, Ramend der von ihnen vertretenen hoben Regierungen 
hierdurch ihr volles Einverftändnig mit der von ber Nationals Berfammlung 
getroffenen Wahl zu erflären. 

Anlagend die Berfaflung bes deuiſchen Reiches, fo entfpricht biefe zwar, 
fo wie. fie von der National⸗Verſammlung in zweiter Leſung befehloflen worden, 
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nicht in allen Punkten den Anfichten, welche von den hohen :Negierungen ke 
Unterzeichneten gehegt und ſchon früher hervorgehoben worden find; allein ale 
ſehen davon, daß einzelne dieſer Regierungen die Beſchlüſſe der Rational Bas 
fammlung im Voraus ald verbindlich anerfannt haben, und daß der von ame 
ren, eben fo wie von der König. preuß. Regierung feflgehaltene Gtaubpusli 
ber Vereinbarung in feiner confequenten Durkführung die Erreichung ein 
gebeihlichen Refultates Teicyt unmöglich machen würde, erachten fie auch bie wu 
ihnen gehegten Bedenken nicht im richtigen Berhältnifie zu den großen Geſch 
ren, welche ein längerer Berzug des Verfaſſungswerkes dem gemeinfamen Bas 
lande nothwendig bringen müßte. indem baher die Unterzeichneten Name 
ihrer Regiernugen die von der NationalsBerfammiung befchlofiene Berfefig 
des deutfchen Reiche, fo wie fie vorliegt, anerfennen, geben fie füch ber Ermarkum 
bin, daß die Königl. preußiſche Negierung, in Berüdfihtigung der für «ke 
Theile Deutfchlande gleihmäßig dringenden Beweggründe, denfelben Grunbiäge 
folgen und die Ueberzeugung gewinnen werde, daß fie auf diefe Weiſe dem hohes 
Berufe, den ihr die Neugeftaltung Deutſchlands anweifl, zu genügen im Gtait 
fein werde. Sie gehen dabei von ber Ueberzeugung aus, baß unter biefer Be 
ausſetzung alle deutichen Regierungen, welchen der Eintritt in dem zu errichtenes 
Bundesſtaat nicht durch ihre befonderen Verhältniffe unmoͤglich iſt, von gleihe 
patriotifcher Auffaflung geleitet, einer völligen großartigen Einigung fich anfdie 
gen werden, und baß ed daher einer Regulirung mit diefen außerhalb. der Be 
faffung nicht bedürfen werde.” 
14. | Die preußifche zweite Kammer verwirft $. 1 des von der Regierung vorgelege 
Plakat⸗Geſetzes: 
„Mit Ausnahme der Bekanntmachungen öffentlicher Behörden dürfen Aufl 
gezettel und Plakate nur Anzeigen über öffentliche Vergnügen, Verfü, 
Auctionen, geftohlene, verlorene oder gefundene Sachen, oder ähnliche Nadeih 
ten für den gewerblichen Berfehr, oder Einladungen zu erlaubten, gefeglih « 
gezeigten oder genehmigten Berfammlungen enthalten, und in Städten ai 
Ortichaften nur an denjenigen Stellen, welche die Orts⸗Polizeibehoͤrde a 
biefem Zwecke geftattet, angeheftet, angefchlagen oder in fonftiger Weiſe öffen 
ih audgeftellt werden. Die zur Ausführung diefer Borfchrift erforderliche 
Beſtimmungen werben von den Ortd-Polizeibehörden getroffen.“ 

‚mit 162 gegen 148 Stimmen. Daburd ift das ganze Gefe fo gut wie wernidkt 

14. | Der oberfte Gerichtähof des Königreiches Baiern ‘verwirft eine auf bie beutfie 
Grundrechte begründete Nichtigfeitd- Beichwerde, und fpricht demnach inbirk 
aus, daß diefelben im Koͤnigreich noch Feine gefegliche Geltung haben. 

14. | Die fächfifche zweite Kammer verwirft das Geſuch des Abgeorbneten Ober: fir 
tenant Müller (S. 23. Januar), welder unbeflimmten Urlaub wünfdt, um 
dem Feldzuge in Schledwig: Holftein beiwohnen zu fönnen. (Nach der folder 
fhen Anfiht, welche freilich kaum mit der conflitutionellen und noch weniger 
mit der reoolutionairen Philofophie flimmt, muß ein volfövertretender Offizier, 
befien Regiment vor bem Feinde fteht, fein Mandat ſchleunig nieberiegen, um 





das Feld der Ehre aufzufuhen. Der Weg des Urlaubs iſt ſchon etwas philo⸗ 
ſophiſch, wenn aber der Urlaub verweigert und das Mandat dennoch nicht nie⸗ 
dergelegt wird, dann haben die Eameraden allerdings zu erwägen, ob fie mit 
einem ſolchen Individuum ferner dienen Fönnen.) 

Befeht auf den Hohen bei Düppel. Eine combinirte Divifion Reichötruppen 
(Baiern, Sachſen, Rurheflen, Weimaraner und Altenburger) vertreibt die Dänen 
aus ihrer verſchanzten Stellung, umb weift beren Berfuche fie wieder zu nehmen 
wiederholt zurüd. Gefammt-Berluft 18 Offiziere 203 Mann, wovon ber größte 
Theil (11 Offiz. 148 M.) die k. fächfifche Brigade trifft. 

Beide Häufer der ungarifhen National» Berfammlung befchließgen: 1) Ungarn 

- wird mit dem gefeglich vereinten Siebenbürgen und allen zugehörigen Ländern, 
Theilen und Provinzen als freier, felbfländiger, unabhängiger europätfcher Staat 
proffamirt, und die Territorialeinheit und Integrität diefes ganzen Staates für 
untheilbar und unantaftbar erflärt. 2) Indem das Haus Habsburg-Rothringen 
durch feinen Berrath, Treubruc und Waffenergreifen gegen die ungariſche Na- 
tion, nicht minder durch das Wagniß, wonach es die Zerftüdelung ber Terri⸗ 
torial- Jntegrität des Landes, Siebenbürgens und Kroatiens Losreißung von 
Ungarn und die Tödtung des felbfiftändigen Staatslebend mit Waffengewalt 
zu verfuchen, und zu diefem Behufe fogar die bewaffnete Macht eined auswär- 
tigen Staates zum Morde des Volles zu verwenden fi erfrechte, — ſowohl 
bie pragmatifche Sanction, als überhaupt jene Bande, die auf Grundlage bei- 
berfeitiger Verträge zwifchen demfelben und Ungarn fammt feinen Appertinenzen 
beftanden, mit eigenen Händen zerriffen: fo wird demnach dieſes treubrüdige 
Haus Habsburg-Lothringen von der Herrfhaft über Ungarn, Siebenbürgen und 
alle hierzu gehörige Länder und Provinzen hiermit im Namen der Nation auf ewige 
Zeiten ausgeſchloſſen, ausgefchieden und aus dem Gebiete des Landes und dem 
Genuſſe aller Bürgerrechte verbannt. Demgemäß es hiermit im Namen ber 
Ration als thronverluftig ausgefchlofien und verbannt erflärt wird. 3) Indem 
bie ungariſche Nation, Fraft ihres unveräußerliden Rechtes, als felbfifländiger 
freier Staat in die europäifche Staatenfamilie eintritt, erflärt fie zugleich, daß 
ed ihr entfchiedener Wille ift, allen anderen Staaten gegenüber, wenn ihre 
eigenen Rechte nicht verlegt werben, Friede und Freundfchaft zu bezeigen, und 
hauptfächlich mit jenen Völfern, die ehedem mit und unter einem Fürften geftan- 
den, als auch mit den benachbarten türkiſchen und italienifchen Ländern eine 
gute Nachbarfchaft zu gründen, zu wahren und auf Grundlage der gegenfeitigen 
Intereſſen mittelft freundſchaftlicher Verträge in Bündniffe zu treten. 4) Das 
zufünftige Regierungsfyftem in allen feinen Einzelnheiten wird die National-Ver- 
fammlung feftftellen; bis dies den obigen Grundfägen gemäß feſtgeſetzt iſt, wird 
ein regierender Praͤſident mit ſich beizugefellenden Miniftern, unter eigener und ber 
durch ihn zu ernennenden Minifter perfönlicher Berantwortlichfeit und Rechen⸗ 
ſchafts⸗Berbindlichkeit das Land in feiner ganzen Ausdehnung regieren.‘ 

Koffuth wird demnächſt zum regierenden Präfidenten gewählt. 

Schreiben des k. Öfterreichifchen Bevollmächtigten an das Reichsminiſterium. 
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Die k. k. Megierung hat aus Anlaß der von der deutſchen Rational» Ber 
über die Ginführung der Berfafiung und die Wahl eines Reichs⸗Oberhauptes 
Beichlüffe mit dem. Reſcripte vom 5. d. M. Folgendes an mich erlaffen: 

„Die deutſche National-Berfammlung hat nach Anficht ver E k. Megierung 
ihr gehegten Erwartungen nicht entfprochen. — Statt eined einigen, mächtigen 
her an Zufunft reichen Deutſchland, deffen Gründung ihre'Thätigkelt Hätte anba 
Im, hat fie ein ideales Meich zn fchaffen angeftreht; ein Verſuch, welcher nur I 
sen Tönnte, die Bande zu Indern, ja vielleicht zu Idfen, welche die verſchiedenen 
Stämme feit Jahrhunderten umfchlungen hielten. — Es kann hier nicht in A 
k. £. Regierung liegen, dem von der National» Berfammlung feit ihrem Befteh 
baltenen Gange zu folgen und die Nachtheile näher zu entwideln, welche deren 
rende Schwankungen und ifre nur zu häufigen Eingriffe in dad Bereich ver ı 
Eentral» Gewalt nothwendig erzeugen mußten. Man till ſich darauf befchrän 
Beichlüffe hervorzuheben und zu beleuchten, welche Defterreich unmittelbar berüh 
für die Stellung maßgebend werben müflen, die Defterreich in Folge berfelben ı 
gegebenen Umſtaͤnden einzunehmen gezwungen iſt. Seitvem dad gegenwärtige 
rium in feinen Antrittäprogranıme vom 27. November v. I. die Abficht ausge 
alle Lande und Stämme ver äfterreichifchen Monarchie durch das fefte Band 
meinſchaftlichen Verfafiung zu Einem großen Staatökörper zu vereinigen, hat fi 
Ratlonal-Berfammlung eine Partei gebilvet, welche Alles aufbot, um Defterreli 
bleiben bei Deutfchland unmöglich zu machen. Sie bat biefes Ziel zu erreichen e 
indem. fie die Beſtimmungen des 6. 2 der zu Frankfurt berathenen Verfaſſung 
feßen wußte, welche für deutiche Lande, die mit nichtveutfchen ein gemeinfchaftliches 
Oberhaupt haben, getrennte eigne Verfaſſung, Regierung und Verwaltung anor 

Daß ſolche Verfügungen mit dem, von der k. k. Regierung nicht nur angefü 
ſondern auch Hinlänglich motivirten und feither zur vollen Anwendung gekommenen | 
faße der Einheit des oͤſterreichiſchen Kaiſerſtaats unvereinbar felen, war bemmadh ! 
zuiehen. Mögen daher Jene, welche deſſenungeachtet dieſen durch Feine Nothwe 
bedingten Befchluß herbeigeführt haben, auch deſſen Folgen vertreten. 

Ferner hat die National-Verfammlung durch die am 2Tften vorigen Monats ! 
fene Wahl eines erblichen Reichs⸗Oberhauptes fih ton den Formen des beabfi 
Bundesſtaates entfernt und jenen eines Einheit3-Staated in einer Weiſe genähert, 
mit der Selbfiftänpigkeit der einzelnen deutſchen Regierungen unverträglich iſt, 
in den weſentlichen Bundeszwecken eine unvermeivliche Beſchraͤnkung finden fol 

Endlich bat die National-Verfammlung durch ihre Beſchlüſſe vom 28ſten 
welche anordnen, daß die von ihr allein beſchloſſene Reichs⸗Verfaſſung zu vollziel 
als Geſetz zu verkünden fei, den Weg ver Vereinbarung verlaffen, den allein fie z 
berufen und berechtigt war, und den die Megierungen ſich ausdruͤcklich vorbehalten 
Sie hat zugleich durch die eigenmächtig von ihr audgegangene Erklärung ihrer 
nenz bi8 zum Zufammentritte der einzuberufenden Reichs⸗Verſammlung, fi a 
ungefeglihen Boden geftellt, auf welchen ihr zu folgen die Regierungen fich nic! 
laßt jehen können. Defterreich, innig verbunden mit Deutjchland durch die jo la 
flandene enge Gemeinfchaft, durch die aus dieſer erwachſenen unzertrennlichen J 
und durch die unbeftreitbar noch giltigen Verträge, Tann und wird fidh nie ven 
Banden losjagen. Noch ift der deutſche Bund, wie ihn die Tractate ſchufen, ni 
geläft, noch beftehen die Mechte und Verbindlichkeiten feiner Glieder. 

Wenn Defterreich demnach unter den eben angeführten Verhältnifien für den 
blick an einem Bundesſtaate, wie die Beichlüffe der National-Verfammlung ihn 5 
fen beabfichtigen, obgleich mit Vorbehalt ver Nechte, melche die Gefchichte und d 
träge ihm fichern, Theil zu nehmen nicht vermag, fo wird es nicht deſtoweniger 
sen, an ven Schickſalen feiner alten Bunbesgenofien aufrichtigen Antheil zu nehm 
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nam dem Gintritte veraͤnderter Verhaͤltniſſe ſteta mit Trniden zu bahatiger 

Dicß iſt bie Abficht des Kalſers, welcher Allerhödhftberfelbe getreu blelben wird. 
Wie aber Seine Majeſtaͤt ſich In der am 4. Februar erlaflenen Depeſche gegen. eine Un⸗ 
terorbaung umter Die von einem anderen deutſchen Kürften gehandhabte Eentralgewalt 
auf das Feierlichſte verwahrt haben, iſt derſelbe auch nicht minder feſt entichloffen, bie 
serfaffungsmäßig von Ihm in Gemeinſchaft mit den Repraͤſentantenkoͤrpern Oeſterreichs 
audzuübende gefeßgebenne Gewalt niemald und unter Feiner Bedingung einer fremben 
gefeßgebenden Verſammlung unterzugrbnen. 

Was die Öfterreichifchen Abgeordneten zur deutfchen National⸗Verſammlung betrifft, 
haben dieſelben ihre Sendung, in Bolge des Schluſſes der Betathung über das Verſaf⸗ 
fungöwert, als beendet zu betrachten und fofort im Ihre Heimath zurückzukehren, da ihre 
ſernere Theilnahme an einer Berfauumlung, welche, mie bereitä erwähnt, durch den von 
ihr am 28ſten v. M. gefaßten Beichluß den Boden ned Rechtes und des Geſetzes verlaſ⸗ 
fen Hat, durchaus nicht mehr flattfinden kann.“ 

Indem ich mich heehre, den Inhalt viefer an mich erlaffenen Depefche Hiermit zur 
Kenntniß des Reichs Minifteriums zu bringen, füge ich das Erfuchen bei, hiervon bie 
Nitiheilung an die deutſche National-Berfammlung zu machen. 

& | Nachtraͤgliche Erklärung des Minifter Habicht an den preußifchen Bevollmächtigten: 
„daß Unhalt-Deffau und Anhalt⸗Cöothen die von der National-Berfammlung in 
zweiter Leſung befchloffene Berfaflung bes deutfchen Reichs unbedingt für rechts⸗ 
giftig und verbindlich halten, fo wie, daß ferner bie Regierungen biefer Stans 
ten mit der Wahl Sr. Majeflät des Könige von Preußen zum Kaifer der 
Deutſchen, nicht minder mit den in ber obengenannten Collectivnote ausge⸗ 
fprochenen Wunſchen und Erwartungen vollfommen einverftanden find.” 

wi Drei und zwanzig Öfterreichifche Mitglieder der deutfchen National-Berfammlung 
zeigen ihren Austritt aus derfelben an. (f. 5. April.) 

| Joſ. v. Dichtel, k. baierfcher Generalstieutenant, zu München. 

7. | Die deuiſche NationalsBerfammlung beſchließt, die bereits unterm 19. Juni 1848 
gegen ben Abgeordneten Peter (S. 17. April 1848) beantragte Unterſuchungs⸗ 

| Yaft wicht zu genehmigen. — Die zweite badiſche Kammer, beren Mitglieb 
Peter ebenfalls war, hatte fich mit dem Antrage einverfianden erklärt. 
Es zeigen wieder vier öfterreichifche Abgeordnete ihren Austritt aus der 
deutfchen National-Berfammlung an. 

12. | Die preußiſche zweite Kammer beraihet ben Geſet⸗Entwurf, welchen die Regierung 
zur „Berhätung eines, die geſetzliche Freiheit und Ordnung gefährdenden 
Mißbrauches des Berſammlungs⸗ und Vereinigungsrechtes“ vorgelegt hatte. Sie 
verwirft den $. 1: Vereine und Verfammlungen, welde firafbare Zwecke ver- 
folgen oder zur Erreichung erlaubter Zwede ſich verbrecherifcher Mittel bedienen, 
find verboten, und umterliegen ber geſetzlichen Ahndung. Auch $. 2 wirb bes 
dentend verfiümmeli, womit dad Schidfal des Geſetzes entfchieden if. 

7. | Die im Reichsdienſt fiehende F. würtembergifche Brigade verläßt ihre Stellungen 
Im Gres und Oberrhein. Kreife des G. H. Baden, und geht au bie würtem⸗ 
hergiſche Grenze zurüd. (Jedenſalls eine Maßregel der Vorſicht gegen das, 
was ih im Würtemberg vorhereitete.) 








18. | Profeſſor Dr. v. d. Pfordten (Mitglied des vom Oberländer geleiteten fi 
Minifteriums) wird zum Minifter des Föniglichen Haufes und ber aus 
Angelegenheiten in Baiern ernannt, flatt des Grafen Bray, weld 
feüher zurüdgetreten, die Geſchäfte nur einfiweilen fortgeführt hatte. 

18. | Große Volföverfammlung zu Stuttgart mit dem Zwecke, den König zur ı 
ten Anerfennung ber Reichsverfafiung zu beſtimmen. Achnlihe Berfan 
gleiher Tendenz fanden im Laufe der nächſten Tage auf mehreren Pu 
Königreiches flat, — eine geheime obere Leitung ift nicht zu verfenne 

19. | Abermals zeigen funfzehn öfterreichifche Abgeorbnete ihren Austritt aus 
(hen National-Berfammlung an. 

19. Decret Sr. M. des Könige von Würtemberg an fein Gefammt-Minifte 

IH Hatte Sie zu einer Berathung über die Reichs⸗Verfaſſungsfrage zuf 
rufen, weil Ich e8 für Meine erfte Pflicht erkannte, einen jo hochwichtigen € 
einer gemeinfchaftlichen, gründlichen und umfaffenden Erörterung mit Meinen vı 
lihen Räthen zu unterziehen. Sie haben Mir in ver Sigung vom 16. d. 9 
wünfchte Gelegenheit dazu gegeben; Sie haben Mir Ihre Anfichten vollftändig ı 
Ich Habe Ihnen die Melnigen nicht vorenthalten; Sie haben nad) ver gepflog 
rathung ſich über venfelben Gegenftand gegen Mich fchriftlich geäußert, und 
daher Meinerſeits Mich eben fo auf vemfelben Wege wienerholt gegen Sie au 
Sie ftellen Mir den Antrag: „daß Ich die deutfche Reichsverfaſſung, fo wie f 
ber verfaffunggebenvden Berfammlung in Frankfurt beichlofien wurde, unverzüg 
fennen und biefe Anerfennung mit der Erklärung an die Gentralgerralt begleil 
möge, daß Ich gegen die Wahl des Königs von Preußen zum erblichen Kalfer t 
fchland eine Einwendung zu machen habe.” Die Beweggründe, mit welchen € 
Ihren Antrag unterftügen, find: „daß, weil dieſe Verſammlung überhaupt ber« 
für Deutfchland aus eigener Machtrollfommenheit eine Verfaffung zu geben und 
erfennung dieſer Verfaſſung alljeltig und unbedingt zu verlangen, ihr auch d 
und die Befugniß zuftehen müfle, einen eben fo unbebingten Ausſpruch in } 
bauptäfrage zu thun und in Anjehung dieſes Ausſpruches eine gleich untveiger 
gleich allfeitige Anerkennung, wie für alle anderen Beſtimmungen tiefer confl 
Afte zu gewärtigen.“ Sie find ferner der Anficht, „daß e8 bei ver von Ihnen! 
ten diesſeitigen Erklärung an Die Eentralgeiwalt ganz gleichailtig fei, ob Seine 
der König von Preußen die Würde eines teutfchen Erbfaifers ablehne ober mi 
wenn er ablehne, fo fei damit vie Erblichkeitöfrage und mit dieſer verjenige * 
Verfaſſung, welcher fie feftftellt, von felbit befeitiget, und wenn Er annehme, 
MWürtemberg die neue Würde dieſes Fürften, chen fo mohl Preußens als ver } 
revolutionären Partei in Deutfchland wegen, nicht zurückweiſen.“ Enblich fi 
hinzu, daß es fich unter folchen Umftänden nur davon handeln fänne, „ob Wi 
früher oder fpäter die fragliche Verfaſſung anerkenne, daß Sie aber für eine! 
liche Anerkennung verfelben fich deshalb erklären müßten, weil daburd der 6 
mieden werbe, als fei Meine Regierung zu einer folchen durch Die oͤffentliche 
gezwungen worden.” Dies ift Ihr Antrag; Dies find Ihre Beweggründe da 
kenne in Gefchäften nur Offenbeit und Wahrheit; Ich werde auch von bie 
Nichtichnur gegen Sie bei diefem neuen Anlaß nicht abweichen. Ich muß bau 
gen, Ihnen offen zu bekennen, daß, nach Meiner innerften lieberzeugung, bie 
Berfammlung nicht das Recht hatte, Defterreich aus tem biäherigen Staat 
audzufloßen, noch dad von ihr vollendete Verfaffungswerk, fo wie Died von Iht 
if, abzufchliegen und zu verkünden, noch den Knoten ver Oberhaupts⸗Angelt 
der Weife, wie fie Dies für gut gefunden bat, theoretifch und faktiſch zu zerh 
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mehr bin und bleibe. Ich ber feiten Anjicht, daß dieſe Verſammlung zu einer rechtögil- 
tigen Aöfung dieſer Hauptfragen, jo wie un der allfeitig entgegenkommenden Anerkennung 
und des fo hoͤchſt weientlichen moralifchen Anſehens eines fo bedeutenden conftitutiven 
Geſetzes willen, ver Verathung und der Zuftimmung ber fämmtlichen Einzelftaaten, ihrer 
Fürften, Regierungen und Obrigfeiten, über den Gegenſtand unabweislich bedurft hätte. 
Indem fie einen ſolchen ächt vaterlänbifchen nnd allieltig verföhnennen Weg nicht betrat, 
indem fie das Princip der Vereinbarung und bed Einverſtaͤndnifſes mit den verfchiebenen 
Megierungen und den verſchiedenen Volksſtäͤmmen unjered gemeinichaftlichen großen Va⸗ 
terlandes beharrlich von ver Hand wies, fegte fie ſelbſt zuerft an die Stelle ber Einigung 
aller Völkerflämme die Bölferzwietracdht, und an die Stelle ver deutſchen Einheit die deutſche 
Spaltung, trat fie in den beflagendwertben Conflict gerade mit ven mächtigſten Einzel- 
ſtaaten und Einzelregierungen des Bundes, führte fie zuletzt ganz allein die große Frage 
des Tages aus dem Gebiet des gemeinjamen Einverſtändniſſes und des gegenſeitigen Rechts 
auf das der Verwicklung und der Ihatfachen. Welches find dieſe Thatſachen? Tie kai⸗ 
ferlich öfterreichifche Regierung erklärt in ver beftimmteften Weiſe, die deutſche Nationale 
Perfammlung und die feitherigen verfaſſunggebenden Beichlüfle und verfaſſunggebende 
Wirkfamkeit verfelben nicht anzuerkennen. Sie erklärt ferner, daß fie andererſeits nicht 
gewillt ift, ihre vertragsmäßige Stellung im Bunde aufzugeben und eben jo wenig fich 
einer einheitlichen Spige vefielben unterzuorpnnen, erbietet ſich dagegen aber, nach wie vor, 
zu einer jeven Verfländigung mit jümmtlichen Einzelregierungen zum Behufe einer Ver⸗ 
einbarung über dad Verfaſſungswerk. Der König von Preußen lehnt die Kaiſerkrone ab, 
und die Regierung Sr. k. preußiichen Majeftät giebt dabei auf eine unzweideutige Weile 
zu erkennen, daß fie ihrerfeitö die vorliegende Meichöverfaffung unverändert nicht anneh⸗ 
men konne; fie Fündigt dieſerhalb ausdrücklich in der Fürzeften Friſt eine fchließliche Er⸗ 
Härung an und ladet zu einer gleichen Beanſtandungs⸗ und Verftändigungs-Erklärung bie 
übrigen Bundesregierungen ebenmäßig ein. Die töniglich baierfche Regierung beſteht ſo⸗ 
wohl auf ver Befeitigung ver Kaiferfrage, ald auf dem Bereinbarung- Principe. Die 
föniglich hannover'ſche Megierung endlich macht ihrerfeits eine exfchöpfenne Erklärung 
über Die ganze Frage von der Beantwortung verſchiedener an das k. preußifche Minifte- 
rium von ihr geftellten Vorfragen abhängig. Died find die bis zu dieſem Augenblid 
vorliegenven T’hatfachen über den wichtigen Gegenſtand. Was aus ihnen unwiderſprech⸗ 
ich folgt, ift: 1) daß die Kaiferfrage fammt ihren Confequenzen eines vorgefchlagenen 
Einheitäftants, von heute an als politijch befeitigt betrachtet werden muß, in fo fern ber 
König von Preußen die ihm dargebotene Krone eines deutfchen Erbkaiſers feierlich aus⸗ 
gefchlagen hat, und eine jede Wieneraufnahme diefer Frage alle Elemente einer unfeligen 
Spaltung von Deutſchland fofort, aufs Neue In ven Vordergrund des Verfaſſungswerkes 
drängen müßte, 2) daß die unbedingte und unveränberte Annahme der Reichsverfafſung, 
fo wie folche aus den Debatten der National-Berfammlung fchlieplich hervorgegangen iſt, 
weder von Oeſterreich, noch von Preußen und Baiern anerkannt wird; endlic 3) daß 
es von Defterreich felbft und von den mit ihm biöher verbündeten und verbrüderten Me= 
glerungen und Völkerflimmen des gefammten Deutſchlands, nicht aber von der Nationals 
Verſammlung ausichlieglih abhängen kann und wirb, ob dieſe Macht aus dem bisheri⸗ 
gen ſtaatlichen Verbande auszufchelden Hat ober nicht. Sie fehen, daß das unverrüuͤckte 
Beharren Frankfurts auf der Kaljerfrage ein vergebliches if, und daß es fich heute nicht 
mehr um dieje Frage, jondern um bie gefammte Reichsverfaſſung und beren Anerkennung 
oder vielmehr Nichtanerfennung in Ihrer jegigen Faſſung handelt. Unter folhen Um⸗ 
fländen würde eine jede einfeitige und voreilige Zuſtimmungs⸗Erklärung von Seite Wür⸗ 
tembergd zu dem vorliegenden Verfaffungsmerke, würde inöbefondere, dem Könige von 
Draußen gegenüber, Meine einfeltige Anerkennung einer Würde, die diefer Fuͤrſt aus⸗ 
fehlagen zu müflen geglaubt Hat, nicht nur hoͤchſt ungeitig, fondern auch völlig überflüfjig 
fein; fie würbe weber bei den Gingelsegierungen, noch in Frankfurt ben gegenwärtigen 
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Stans ver Dinge im Geringſten verändern; dagegen müßte fie unfer Beterinnb, Bea 
Regierung und Mich felb gegen Se. k. pr. Majeftät, fo wie gegen Meine übrigen Rd 
fürften una deren Gabinette in einen höchſt bedenklichen una noch dazu ganz vergeblicha 
Widerfpruch fegen. Benehmen wir in biefer fchweren Kriſe, In biefen Tagen einer fi 
genreichen Entfcheinung unferem theuren Vaterlande, Benehmen wir und ſelbſt nicht ie 
Mittel und Wege, nach beſtem Wiſſen uns Gewiſſen fir befin Wohlfahrt uns weh 
Zukunft zu wirken und einzuftehen. Wir können bie ſchweren Pflichten, welche bie Ban 
fehung uns auferlegt hat, aur dann genügend erfüllen, wenn wir mit Worſecht um 
und ohne alle Vorurtheile und alle Leidenfchaften zu Werke gehen. Die 

- am welche «6 ſich handelt, Liegt heute zunächft und ausichlieflich in Wien, in Berlin mb 
in Frankfurt. Wir unfererfeitö Eönnen uns gottlob nicht den Vorwenf machen, WE 
Frage erſchwett oder verwideh zu haben, wir können fie aber eben fo wenig entuim 


ober Geenbigen. Uebereilen wir und daher nicht; fehen wir zuförberft, im Welcher Ok 
und mit welcher Wendung fie aus ben bortigen Croͤrterungen herdorgehen wird, warn 
wir vor allen Dingen bie weiteren Erklärungen des Königlich preußtſchen Minikterum 
ab, nur dann werben wir im Stande fein, eine für unfer theures Vaterlaud, fo mie fr 
ganz Deutichland allſeitig zeife and wahrhaft erſprießliche Cutſchllefung zu fufien % 
rechne in biefer Begiehung, wie biößer, fo auch im ber Folge, zuverfichtlich amf den de 
ſichtsvollen Rath, fo wie auf den patriotiichen und trenen Beiſtand meiner füumiäge 
Minifter und Rathe.“ | | 

So tritt denn die große Minifters-Erifis ein. Nämlich das Marz⸗Cabici 
unter Fr. Römers Leitung droht die Gefchäfte nieber zu Iegen, fofern ber Be 
narch fich nicht feinen Anfichten unterwirft. Sollte dieſes Minifterium vielleit 
geahnt ober gar gewußt haben, daß die zweite Kammer und das Binlängif 
bearbeitete Voll (S. 18. April) fein Ausfcheiden nicht dulden wurden, felbd uf 
die Gefahr einer allgemeinen Erhebung hin? 

Treffen bei Verebely und Nagy⸗Sarlo. Ein durch neu angelommene Truppe 
gebilbetes Reſervecorpo unter 5. M. L. Wohlgemuth wird von ben lmgen 
genöthigt, füh über Neuhäufel zurüd zu ziehen. (Daflelbe verlor vier und en 
sig Offiziere.) 

Gefecht unweit Krakau, zwiſchen äfterreichiichen Truppen und galiziſchen Yale 
genten; Tegtere werben gefprengt. 

Die Vorhut der fehleswig-hoffleiner Truppen überfihreitet bie Grenze von Fidel! 
und vertreibt den Feind aus Koling 

Gefecht auf dem linken Donan-Ufer unweit Gran. Die Divifien Cſorich fe 
ſich genöthigt, bei genanntem Orte auf das rechte Stromufer zurückzugehen 

Erklaͤrung des Minifter-Präfidenten Gr. Brandenburg in ber preußifchest zweim 
Rammer: „Die Regierung Sr. Majefät if fih bewußt, daß fie den von ik 
in der Eircularnote vom 23. Januar beireienen, von beiden Kammern gebllig 
ten Weg nicht verlaffen hat, und daß fie bemielben inöbefondere auch in be 
Gireulardepeihe vom Iten d. M. getreu geblieben if.“ | 

„Die Regierung Sr. Majeftät hat von jeher ben lebhaften Wunſch geheg 
daß es gelingen möge, alle deutſchen Staaten zu einem Bundes⸗Staate zu wer 
einigen. Sie Tann es daher nur fhmerzli bedauern, daß eine ſolche Berrin 
gung in befannten Verhaͤltniſſen für fegt ein wnüberfteigliches Hinderniß ge 
fanden Hat, und erblidt darin eine Täufhung ihrer eigenen Doffuungen. Ee 
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würde aber glauben, mit den von beiden Kammern in den Antworts-Adreflen 
auf die Thronrede angedenteten Wünfchen in Widerfprud zu treten, wenn fie 
fih durch die angegebenen Verhälmifie wollte abhalten laſſen, ihre Beſtrebungen 
auf die Bildung eines engeren beutichen Bundes⸗Staates zu richten.“ 

„Daß die von ber beutfchen Rational-Berfammlung befchlofiene Verfaſſung 
für Dentfchland zu ihrer Rechtegiltigfeit der Annahme der beutfchen Regieruns 
gen bebarf, if fchon öfter und zuleht in dem Berichte der Commiſſion überzeu⸗ 
gend nachgewielen. Die Regierung Sr. Majekät hat in Folge der Eirculars 
uste vom 23. Januar im Berein mit vielen anderen beutfchen Regierungen die 
von ihre für nothwendig erachteten Abänberungen ter Berfaflung, wie fie aus 
ber erſten Leſung hervorgegangen war, zur Kenntniß ber deutſchen Rational: 
Berfammlung gebracht. Sie gab fi) der Hoffnung Hin, daß es auf diefem Wege 
gelingen werde, ber Berfaflung eine Geſtalt zu verfchaffen, in welcher fie zur 
Annahme geeignet geweſen wäre. Leider! Leider ift dieſe Hoffnung nicht in 
Erfüllung gegangen. Die von ber Regierung Er. Majeſtät in Gemeinſchaft 
mit anderen beusfchen Megierungen aufgefellten Erinnerungen finb bei ber zwei⸗ 
ten Leſung ber Verfaſſung größtentheild garz! ganz unberädfichtigt geblieben. 
Diefelbe hat überdies hei ber zweiten Lefung nod) einige Abänderungen erlitten, 
welche die Regierung Sr. Mafekät nur für höchſt nachtheilig erachten Tann. 
Die Rachtheile, welche demnach mit der Annahme der Berfaflung verbunden 
fein würden, find der pflihtmäßigen und gewiſſenhaften Ueberzeugung des Mi⸗ 
nifterfum aufolge fo überwiegend, daß dafielbe fih außer Stand befindet, Sr. 
Majeſtät dem Könige die unbedingte Annahme der in Frankfurt befchlofienen 
Berfaffung zu empfehlen. Das Minifterium glaubt vielmehr, daß diefe Annahme 
son einigen Abänderungen abhängig gemadt werben muß.” 

„Auch unter diefen Umfländen wird ingwilchen fortwährend alles Mögliche 
geichehen, um diefe Angelegenheit, wenn es irgend fein fan, noch zu einem 

glädlichen Ende zu führen.” 

„Meine Herren! Es iſt hier vielfach die Rede von ber Macht ber öffent 
lichen Meinung geweien. Ich erkenne diefe Macht an in vollem Maße; fie 
erſtreckt fi über die ganze bewohnte Erde, fie befleht, fo lange die Geſchlech⸗ 
ter ber Menfchen leben. Ich erfenne fie aber an in der Art, wie das Schiffévolk 
die Macht der Elemente auf hoher Eee anerkennt, indem es fich nicht den Win⸗ 
ben und den Strömungen hingiebt, und auf dieſe Weile berrenlos auf der See 
treibt — denn auf biefe Weiſe wird das Schiff nie den rettenden Port erreis 
den, der Rettungs⸗Anker nie einen feften und ficheren Grund finden.” 

(Mit erhobener Stimme.) 
Niemals! Niemals! Niemals! 
2.Die preußifihe zweite Kammer nimmt von einem urdeutſchen Amendement nur ben 
Gap m: „daß fie die von ber beutihen Rationals Berfammlung vollendete 
Berfaffung, fo wie fie nach zweimaliger Lefung befchloffen worden, als rechts⸗ 
giltig anerfennt und die Ueberzeugung hegt, daß eine Abänderung berfelben nur 
auf dem von ber Berfaflung ſelbſt vorgeiehenen Wege zuläflig if.” Allein auch 
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biefer Sag genügt fchon, bie Unmöglichkeit Yängeren Lebens für eine fold 
fammlung darzuthun. Der Urheber des Amendements hatte überfehe 
Preußen und Schwaben zwei fehr verichiebene Dinge find. 

21. | Eine Deputation ber würtembergifchen zweiten Kammer überreidht Er. 9 
dem Könige bie hinfichtlich der obwaltenden Berhältnifie (S. 19. April) ent 
Adrefle. Der Monarch erwiedert mündlich: „Ich danke Ihnen, dag € 
Gelegenheit geben Mich in diefer Angelegenheit offen ausſprechen au. 
Sie fennen Meine Freimüthigfeit und Offenheit, die Zch in Meinen Regi 
Handlungen immer an den Tag gelegt habe, Ich werde es auch in biefe 
thun.. Ich mug Mich auf den Boden der Thatfachen ftellen. Die Neid 
fammlung hat eine Berfafiung gefertigt, fie if aber noch nicht vollende 
König von Preußen hat die deutſche Reichs-Verfaſſung noch nicht amı 
er hat die Kaiferkrone abgelehnt; nach heute erhaltenen Nachrichten hat 
haufen mit Gagern über die Aenderungen ber Verfaſſung unterhanbelt, 
ſoll Ich alfo ſchon jegt anerkennen, was noch gar nicht eriftirt? Kaflı 
Mir Zeit. Ich verfichere Sie, dag Ich die ganze Reichs⸗Verfaſſung mi 
nahme der Oberhauptsfrage anerfenne. Dem Haufe Hohenzollern umte 
Ich Mich nit. Ich bin dieſes Meinem Lande, Meiner Familie und Mi 
ſchuldig. Würden aber alle Fürften von Dentfchland es thun, fo wünde 
Ich dieſes Opfer für Deutfchland bringen, aber mit gebrocdhenem Herzen. 
fann durch Ihre Erflärungen, durch Aufruhr im Lande dazu genöthigt w 
Wenn Sie ſich auf den Boden der Revolution ftellen und Mich zwingen, 
Wort zu geben, fo if es fein freied. Das erfennen Sie ſelbſt an, und! 
es auch nicht wollen; denn ein erzwungenes Wort wäre für Mich nicht bi 
Ich Fönnte es fa widerrufen, wenn Mein Wille wieder frei wäre. Dieb 
Berfaffung werde Ich in Meinem Lande durchführen, wie Ich die Grm 
zuerſt eingeführt habe. Sch gebe Ihnen Mein Wort, aber dem Haufe | 
zolfern unterwerfe ih Mich nit, Mein Gewiffen und Meine Uebery 
laſſen es nicht zu. Dem Kaiſer von Defterreich, wenn er gewählt worden 
(da Sch die Meberzeugung habe, daß es für MWürtemberg vortheilhaft g 
wäre), würde Ich Mich unterworfen haben. Ich bin mit Meinem Minil 
nicht uneins, Ich bin mit ihm bis diefem Augenblid ganz zufrieden. Ein 
nungs = Berfchiebenheit herrſcht zwiſchen und nicht, nur über bie Zeit ! 
Erflärung bin Ich mit ihm nicht einig. Ich vertraue auf dem guten 
Meines Volkes. Der Kern des Volles ift gut gefinnt. Die Aufregung if 
bie Vereine, welche auch eine März⸗Errungenſchaft find, Fünftlich hervorg 
Wollen Sie Mich zwingen, Ih muß es darauf anfommen lafien, Sie 
meinen Muth. Es ift nicht um Meinetwillen, Ich habe nur noch wenige 
zu leben, aber Mein Baterland, Mein Haus, Meine Familie legt m 
Pflicht auf. Ich würde es fehr bedauern, wenn gerabe jetzt in biefer w 
Sade die Stände mit der Regierung nit Hand in Hand gingen.“ . 


+ 9) Alſobald von Kern 9 Gagern in der Rational-Berfammlung ale unrichtig bezei 
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In der wärtembergifchen zweiten Kammer äußert der Miniſter Römer unter alls 
gemeinem Bravo: ‚‚Unterwerfen fi auch die Regierungen von Baiern, Hans 
nover, Sachſen nicht, fo glaube ich, fie werden doch bald nachfolgen, und thun 
fie es nicht, fo werden fie ihre Bölfer dazu zwingen.” Wollte der 
Herr Minifter damit vieleicht dem eigenen Landesherrn ein Aviſo ertheilen? 
und war ihm vielleicht befannt, was ſich eben damals im Königreiche Sachien 
und dem nördlichen Baiern vorbereitete? 


Erffärung der k. baierfchen Regierung bie deutſche Verfaſſungsfrage betreffend: 

Tie Wendung, welche die im vorigen Jahre begonnene Fortbildung der deutfchen 
Bundesverfaſſung in den letzten Wochen genommen bat, macht es der Megierung Seiner 
Majeflät des Königs von Baiern zur Pflicht, mit Offenheit und Entſchiedenheit den 
Standpunkt zu bezeichnen, welchen fie in dieſer Frage einnimmt, durch deren Löfung bie 
Geſchicke Deutſchlands für lange Zeit, vielleicht für immer, entfchienen werben. 

Die baieriiche Regierung hat niemald anerfannt, daß der nad Frankfurt a. M. 
berufenen National-Berfammlung das Recht zuftche, die deutſche Verfaſſung einfeitig ohne 
Zuflimmung der Regierungen feftzuftellen. Sie findet die rechtliche Grundlage der Natio⸗ 
nal- Berfammlung in den Bunteösbefchlüffen vom 30. März und 7. April vorigen Jah⸗ 

ı vd, wonach „National=Betreter für das ziviichen den Regierungen und dem Volke zu 
Stande zu bringende deutiche Verfaſſungsöwerk gewählt werben ſollten.“ Auf viefe Grund⸗ 

lage Hin if die National» Berfammlung zujammengetreten, und hiernach allein ift der 
Umfang ihrer Rechte zu bemeflen, ohne daß einfeitige Beichlüfle der National-Berfamm- 
lung denjelben zu erweitern vermögen. 

Indem nun hiernadh die baierifche Megierung das Recht der freien Zuftimmung zu 
den Beichlüfien der National» Berjammlung für fi in vollem Umfange in Anſpruch 
nimmt, wie died auch von anderen deutſchen Regierungen gefchehen ift, jo erklärt fie zu⸗ 
gleich, daß jie ver Reichs⸗Verfaſſung, wie fie von der National» Berfammlung in zwei⸗ 
ter Leſung befchlofien worben ift, und der darauf geſtützten Wahl eines Erbkaiſers ihre 
Zuflimmung nicht ertheilen Tann. 

Dur diefe Verfaſſung und Wahl würde Defterreich aus Deutfchland ausgeſchloſ⸗ 
fen werden. Cine joldhe Ausichließung wäre aber eine Verlegung nicht blos ver ver- 
tragsmäßigen Rechte und Pflichten, welche alle zum veutichen Bunde gehörigen Staaten 
an einander binden, fondern auch ded großen Gedankens der Einigung des deutjchen Vol⸗ 
kes in einer ſtarken Bundes⸗Verfaſſung, welchem die National» Berfammlung ihren Ur⸗ 
fprung verbanft, die ja nicht berufen wurde, Deutichland zn zerreißen, fondern inniger 
zu verbinden. Iene Außfchliegung wäre eine Verläugnung der ganzen deutſchen Geſchichte 
und ein Undank des übrigen Deutſchlands gegen Defterreich, das zu Feiner Zeit die deutſche 
Sache verlaften hat. Ste wäre endlich ein Preisgeben der Zukunft des deuſchen Vol⸗ 
bes, deſſen Macht und Wohlfahrt nur in dem Maße ſich entwideln können, als fie auf 
bie Befammtheit der Kräfte geftügt werben, welche die Verbindung mit Defterreich zu 
entfalten vermag. 

Die in Frankfurt beichloffene Verfaflung unterliegt aber auch, abgefehen von dem 
Umfange, den fie dem beutfchen Meiche giebt, um ihres Inhaltes willen den erheblich“ 
fien Bedenken. Sie fchafft nicht einen Bundesftaat, fondern einen Einheitöflaat. Sie 
esncentrirt nicht bloß die nölferrechtliche Vertretung, das Necht über Krieg und Frieben, 
die Verfügung über die beivaffnete Macht, fondern auch die Binanzkräfte, die Geſetzge⸗ 
bung und jelbft In vielen wichtigen Zweigen die Innere Verwaltung in einer Weiſe, 
weiche den einzelnen Staaten jede Selbfifländigkeit raubt, und ſie lediglich zu Verwal⸗ 
tungsbezirken geftaltet. 

Diefer Charakter ber Derfaffung If auch In dem an bie Spige geſtellten Erblaifere 
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thum klar ausgefprochen, und bierburch die Gentralifirung wer ganzen Regierun 
um fo fchärfer begründet, als ſelbſt der in der erften Lefung angenommene | 
in ver zweiten 2efung aufgegeben wurde. 

Eine ſolche Gentralifirung eines großen Volkes ift nach dem Zeugniſſe 
und neueften Geſchichte dad Grab feiner gleichmäßigen Entwidelung und Bü 
ner innern Ruhe und felbft feiner Freiheit. Sie unterwirft das ganze Boll 
tralpunfte faft willenlos, und giebt es den Stürmen preis, welche vie Leiden 
Herrfchfucht der in der Hauptſtadt ſich befämpfenden Parteien unaufbörlich hi 

Ganz befonderd zuwider iſt envlich eine folche Gentraliistion dem innerf 
des deutfchen Volkes, deſſen geiftige Bedeutung vorzüglich aus feinem reid 
Stammesleben hervorgegangen iſt. 

Das aber iſt das Gefährlichfte, wenn einem Volke eine Verfaffung geg 
bie feinem Weſen twiberflreitet, denn entweder wird alsdann dieſe Verfaffung 
ind Leben treten, ober fie wird das Leben und bie gelftige Kraft ned Volkes 

Die baterifche Regierung verkennt zwar keinesweges, daß die deutſche M: 
Fräftigeren Einigung bevarf und fähig iſt, als fie bisher genoß. Allein es 
nicht unbeachtet Bleiben, daß jedem Volke in der Weltgefchichte fein beſonde 
zufommt, daß die politifche Macht nach außen weder vie einzige noch die ebeifh 
eines Volkes ift, daß der Grab verfelben nicht blos durch die Verfaflung, fon 
dur das Gebiet und den Geiſt des Volkes nicht felten im umgekehrten ® 
fieht. Nachdem felbft die bermallge Gefammtrerfaffung Deutſchlands ungen 
Mangelhaftigkeit fich fett einem Jahre flarf genug gezeigt Hat, um vie äußern um 
Feinde flegreich zu bekämpfen, kann man fich überzeugen, daß Deutſchland ai 
centralifirt zu werben braucht, um eine ſtarke Gefammtregierung zu erhalten. 

Ueberdies iſt aber auch die in Frankfurt beichlofiene Verfaffung nicht einn 
net, eine ftarfe Regierung zu begründen. Hervorgegangen aus einer Vermitk 
gegengeießter Prineipien, entbehrt fie der vollftändigen Harmonie. Sie fegt ei 
kaiſer mit unumfchräntter Macht über die einzelnen Staaten, und beraubt in } 
eipfell des monarchiſchen Eharacters, indem fie ihm den Reichstage gegenüber 
fuspenfived Veto einräumt. Sie enthält für den Meichätag das Zweikammn 
und gleichwohl finnen weder Die converfativen Elemente eine entſchiedene Vertren 
die wohlbegründeten Intereffen der einzelnen Volksſtaͤmme. 

Durch dieſe Verfaſſung würde der tobende Kampf der politifchen Bartels 
fchlichtet, fondern erft zu neuen Anftrengungen aufgefordert werden. Die di 
würde, um den Thron des Erbkaiſers zu befeftigen, auf fofortige Aenverung 
faffung hinarbeiten; eine andere würde bis zu erfolgter Bernichtnng der Ein 
für die Aufrechthaltung der Verfaſſung fämpfen, um bann den Erbfaifer zu fü 
damit dad monarchiſche Syſtem zu befeitigen. 

Gegen diefe ‚beiden Parteien wfrbe das durch die Verfaſſung nicht fort 
Stammberwußtfein reagiren, namentlich, wenn bie unvermeidliche Erhöhung ber 
laſt ſich fühlbar macht, und fo wurde bie ohne gehörige Rückſichtnahme af 
henden Verhaͤltniſſe gefchaffene Verfaffung unter dem Gewichte eben dieſer B 
in Kurzem wieder zerfallen, und Deutfchland neuen Stürmen Preis geben. 

Dies jind die für ganz Deutfchland in gleicher Weile anwendbaren Grünk 
allein ſchon die baterifche Regierung von der Anerkermung der in Frankfurt If 
Verfaſſung abhalten müflen. Ihr Gewicht wird gefteigert durch bie befonbesen 
niffe des baieriſchen Staates. 

Die Tremmung bon Defterreich wuͤrde von Eeinem beutfchen Lande fehmenl 
pfunden werben, ald von Baiern, das durch feine Lage, wie durch Stammeem 
eines großen Theils ver Bewohner in die unmittelbarften Berührungen mit i 


1. geſegt iR. Kein deutſches Land würbe aber auch von jener in ber erblalferli 
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traliſation liegenden Vernichtung aller Selbitftändigfeit ſchwerer getroffen werben, ald 
Baiern, dad, wenn man auch von feiner taufendjährigen Geſchichte abjehen wollte, durch 
feine Größe und eigenthümlichen Zuftände in der Gegenwart zu verlangen berechtigt 
if, Daß diefelben bei ner Feſtſtellung der deutſchen Verfaflung genügend beachtet werben. 
In Frankfurt ift Died nicht gefchehen, indem, um nur eines hervorzuheben, die Beſtim⸗ 
mungen über die Productiond- und Berbrauchsiteuern ganz geeignet find, die Stantdein- 
fünfte Baiernd um Millionen zu fhmälern und den Staatscredit, deſſen fpecielle Gewähr- 
leiftung auf jenen Abgaben berußt, zu vernichten. Tie ganze Verfaffung, wie fie in 
Frankfurt befchloffen wurbe, mürde im Weſentlichen dahin führen, ven Süden Deutfch- 
lands dem Norden zu unterwerfen, und baburdh die materiellen Interefien des Sübens 
im böchfien Srabe zu beinträchtigen. 

. Aus allen diefen Erwägungen hält e8 tie Regierung S. Majeftät des Königs von 
Baiern für ihre Pflicht, gegen Deutſchland, wie gegen Baiern, daß jie der in Brankfurt 
befchloffenen Verfaſſung ihre Zuftimmung berfagt, und fie iſt um fomehr überzeugt, daß 
ihr hierin das baieriſche Volk in feiner weit überwiegenden Mehrzahl Beitritt, als erſt 
Türzlich beide Kammern ver baieriichen Volksvertretung ſich durch einſtimmige Befchlüffe 
gegen die Trennung von Defterreich und gegen bie Gründung eines Erbfaifertfumd aus⸗ 
gefprochen haben. 

Die baieriiche Negierung glaubt aber zugleich den Weg bezeichnen zu müflen, auf 
welchem nach ihrer Anficht die Wirren der Gegenwart eine bauerhafte Loͤſung finden 
koͤnnen. 

Wenn die National⸗Verſammlung darauf eingeht, die Verfaſſung mit den Regierun⸗ 
gen zu vereinbaren, dann iſt es an dieſen, zuſammenzutreten, ſich über dieſe Verfaſſung 
Deutſchlands zu einigen, und Hand in Hand mit der National⸗Verſammlung das Werk 
zu vollenden. Dann wird die baieriſche Regierung zeigen, daß ſie getreu ihren wieder⸗ 
holten Erklarungen bereit iſt, zur Vegründung einer wahrhaft ſtarken und friedebringen⸗ 
den Geſamnit⸗Verfaſſung mitzuwirken. Wie fie ſich dieſe Verfafſung denkt, darüber bat fie 
ſich namentlich in ihrer Beurtheilung des Verfaſſungs⸗Entwurfs, nach der erſten Leſung 
fo beſtimmt ausgeſprochen, daß es einer Wiederholung im Einzelnen für jetzt nicht bedarf. 

Wenn aber die National-Verfammlung auf die Vereinbarung nicht eingeht, fo kann 
die baieriſche Regierung die Beſchlüſſe der National-Berfammlung nicht als bindend an⸗ 
erfennen, und muß jede Verantwortung ver ſich Hieraus ergebenden Bolgen von fich ab» 
welfen. 

Welcher diefer beiden Bälle aber auch eintreten mag, die Unauflöglichkeit des deut⸗ 
fen Bundes, wie fie in Art. 5. der Wiener Schlußacte ausgefprochen iſt, dauert fort, 
und bie provijorijche Central⸗Gewalt beiteht rechtlich, wie fie durch Llebereinftimmung der 
National-Verfammlung und der Negierungen begründet worden iſt. Auf fie ift die voll» 
ziehende Gewalt der Bundeöverträge übergegangen, und ihr wird daher die baierifche Re⸗ 
sierung fortwährend ihre kräftige Unterſtützung gewähren. 

Nach den Anorbnungen dieſer Gentral-Gemalt kämpfen balerifche Truppen im deut⸗ 
ſchen Heere, und noch in dieſen Tagen find bebeutende Beiträge in die Reichs⸗Caſſe ge 
zahlt worden. Feſthaltend an den Grundſaͤtzen des echtes und ver Ehre wird Balern 
treu zu Deutfchland ftehen, und entfchieven dahin wirken, daß man e8 nicht zerreiße. 


Naächtliche Reife des Könige von Würtemberg nach Ludwigsburg. Am Abende 
Befichtigung der dort fiehenden Truppen, bie nicht das erwartete Ergebniß ge⸗ 
liefert zu haben fcheint. 

Treffen bei Kolding. Die Dänen begehen den Jahrestag des Treffens von Schles- 
wig durch einen Angriff auf die ungleich ſchwächere, Anfangs nicht einmal voll- 
fländig verfammelte Schleswig⸗Holſteiner Diviſion. Rah dem rügmlichften 








Kampfe wirft diefelbe den weit überlegnen Feind zurüd, und verliert dabei I 
Offi iere 374 Mann; bie Dänen büßen an 200 Gefangene ein und zählen mad 
eigner Angabe 27 Dffiziere 390 Mann tobt oder verwundet. 


23. Nachdem Feldzeugmeifter Welden bie Ueberzeugung gewonnen, daf es feiner bu 
Typhus, Cholera, Gefechte und Defertion fehr geſchwächten Armee unmögii 
fey, fernerhin zugleich Perth und die Belagerung von Komorn zu beden, lij 
er am Abende jene Stadt fowie das gefammte linfe Donauslifer räumen. Of 
bleibt befest, die Haupimafle geht gegen Komorn zurüd, das erfle Corps au 
dem Banus wendet fi gegen Paks. Daffelbe ift beftimmt, mit ferbifchen m 
banater Abtheilungen vereinigt eine ſelbſtſtääͤndige Südarmee zu bilden. 


24. | Die deutfche National» Berfammlung erflärt: Die würtembergifche Abgeorbuder 
Kammer, insbefondere Durch ihren Beſchluß vom 22ften, fowie Das würtembergik 
Volk überhaupt entfprechen mit dem in den legten Tagen gezeigten emtfchiebmm 
Fefthalten an der deutſchen Reichöverfaffung den Erwartungen und dem Bis: 
der deutichen Nation. — Ein bedeutendes Item im Sünden-Regifter ber 
nannten confervativen Partei, ohne deren Zuftimmung biefer Beſchluß * 
hätte gefaßt werden koͤnnen! 


2A. | Aus einer Gircular-Note des Reichsminiſters der auswärtigen Angelegenfein 
bie bei der Gentralgewalt beglaubigten auswärtigen Gefandten: „Es if 
von S. K. H. dem Erzherzog Reichsverweſer unerlaßlich gefunden worden, M 
commanbdirenden General die Ermächtigung zu ertheifen, die däniſche Trum® 
macht in Jütland aufzufuchen, und in diefer Provinz gegen den Schaden, 
chen die deutſche Schiffahrt erleidet, Repreſſalien zu ergreifen. Obwohl ie 
unrichtige Deutung biefer durch die Umflände gebotenen Entfchliegung kam b 
forgt werden Kann, fo hat doch der Reichsverweſer zugleich dem Unterzeiiui 
antefohlen, ausdrücklich zu erflären, daß die Belegung Jütlands in Feine # 
bern Abficht gefchieht, ald um einen ungeredhten Angriff zurüd zu weile ¶ 
den Klagen des deutſchen Handelsftandes Abhülfe zu ſichern. Diefe M 
iſt nicht beſtimmt einen Augenblict länger zu dauern, als bie Erreichung 
Zweckes gebieterifch erfordern wird.” — Das Verfolgen ber Dänen nd > 
land verfteht ſich eigentlich ganz von felber, und dag man deshalb eine IM 
dere Notification für nöthig erachtet, beweift nur, wie fehr bie gang DW 
von Unbetpeifigten verfhoben worden. Allerdings war dieſe unglüdfeig P 
gelegenheit vom erfien Augenblide an verfhoben, und zwar vorzugsweiſe 
das Einmifchen Unbetheiligter und Unberechtigter. 


24. | Erlaß des Gouverneurs von Böhmen, F. M. L. Grafen Khevenhüller, a 

| Werbbezirks⸗-Commando's und Affentirungs - Commiffionen, bes Inpait: „ 

ed im Lande, bödgefinnte Leute gebe, wider welche Feine genügenden 

punkte zur firafgerichtlichen Amtshandlung vorlägen, deren Unfcäpdtigmil 

jedoch wünfchenswerth fey, — fo möchten die Aſſentirungs⸗Commiſſionen, m@ 

ihnen ein ſolches Individuum geftellt werbe, in ber Beurchellung feiner 0 
Jair⸗Dienſttauglichkeit moͤglichſt nachſichtig ſeyn. 
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Dreitaufend Mann öfterreihifcher Truppen rüden vertragsmäßig (S. 36. März) 
in Aeflandria ein. 

Die zweite Kammer der hannoverſchen Stände wird aufgelöft, die erſte vertagt. 

Das würtembergifhe Minifterium (S. 19. 21. 22. 23. April) theilt ber zweiten 
Kammer folgende Erflärung des Königs mit: „Se. M. der König von Würtens 
berg nimmt in Uebereinftiimmung mit feinem Minifterium die deutjche Reichöver- 
faffung einfchließlich des Capitels über die Reichs⸗Oberhauptfrage und ber im 
Sinne diefer Berfaflung zu verwirklichenden Löfung derfelben fammt dem Reichs⸗ 
wahlgefege an. Zugleich foll der würtembergifche Bevollmächtigte dahin ins 
firuirt werden, zu erflären, dag bie würtembergifche Regierung nichte dagegen 
einzuwenden habe, wenn Se. Majeflät der König von Preußen, welcher das 
Erblaiferihum nicht annehmen will, unter den vorliegenden Umfländen ſich für 
jegt mit Zuftimmung ber beutfchen National-Berfammlung an die Spige Deutid- 
lands ftelle.’‘ 

Die Borhut der ungarifchen Infurgenten rüdt in Peſth ein. 

Am Abende beginnen die Defterreiher das vor Komorn verwendete Belagerung 
Geſchũtz zurüd zu ziehen. 

t Dr. Gabler, Obers&onfiftorialrath zu München. 

Nach viertägigen Debatten *) über die Antwort S. M. des Könige von Preußen 
(S. 3. April) faßt die deutfhe National-Berfammlung folgende Beſchlüſſe: 

„Die Reichsverſammlung erklärt, in Lebereinftimmung mit ihrer nad 
Berlin gefandten Deputation, daß die Annahme ber durch die verfafliunggebenbe 
Reihsverfammlung dem Könige von Preußen übertragenen Würbe des Reiches 
oberhaupts die Anerfennung der Reichsverfaffung vorausſetze.“ 

„Die Regierungen, weldhe die Anerfennung der verfündeten Reichsver⸗ 
faffung noch nicht erklärt Haben, find aufzufordern, die Anerfennung der Reichs⸗ 
verfaflung, der Wahl des Oberhauptes und bes Wahlgeſetzes nunmehr auszu⸗ 
fprehen. Diefelben Regierungen find zu veranlaflen fih aller Anorbnungen 
zu enthalten, durch welche dem Volle die verfaflungsmäßigen und gefeglichen 
Mittel feinen Willen fund zu geben, in biefem enticheidenden Angenblide ge- 
fhmälert oder entzogen würben, insbejondere von ihrem Rechte die Stände- 
Berfammlungen zu vertagen oder aufzulöfen, feinen Gebrauch zu machen, wel- 
her die Rundgebung des Bollswillend verhindert, vielmehr biefelben in Thätigs 
feit zu fegen oder zu belaffen, bis bie Reichsverfaflung zur Anerfennung ge⸗ 
bracht fein wird.’ 

„Die proviforiihe Gentralgewalt im Interefle ber allgemeinen Sicherheit 
und Wohlfahrt Deutfchlands zu erſuchen, die vorftebenden Beichlüffe in Voll. 








*) Im Verlaufe derjelben wurden Borfehläge gemacht, die man eher im Tollhauſe ale in der 
Perfammlung der Auserwählten tes deniſchen Volkes erwarten fonnte. Als Probe mag der 
von Schulz (aue Darmſtadt) dienen: „Diejenigen Fürften, die binnen einer feſtzuſetzenden Frift 
ihre umbedingte Zuſtimmung zu der von der National» Berfammlung beſchloſſenen Reichsver: 
faffung nicht erflärt haben follten, werben als verzichtenn auf bie Regierung betrachtet. Ihre 
Regierungshandiunugen haben von da an Feine für Voll und Heer verpflichtende Kraft 
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zug zu ſetzen, und erwartet bis zum 3. Mai bie Borlage des Reichsmir 
über den Erfolg.‘ | 

„Der erwählte Ausſchuß bleibt beftehen, um je nach Tage der Di 
tere Maßnahmen zu berathen und der Reichsverfammlung vorzufchlage 


26. Die preußifche zweite Kammer befchließt, dem Vorfchlage bes Herrn v. U 


27. 


mäß: daß die Fortdauer des Belagerungszuftandes ohne Zuftimmung | 
mern ungeſetzlich ift, und daß fie die Zuftimmung zur Foridauer beffel 
ertheilt. Sie beichließt ferner, das Minifterium aufzufordern, ben 
12. November v. %. über Berlin und beflen zweimeiligen Umfreis vi 
Belagerungezuftand fofort aufzuheben. 


Treffen bei Komorn. Die Angriffe der Infurgenten werben zwar zurüd 


allein ihre Verbindung mit dem Plage ift bergeftellt, und fo deſſen Entfat 


Erfte Erdarbeiten der Defterreicher vor dem Fort Malghera bei Venedig. 
Schreiben des Reiche» Minifters der auswärtigen Angelegenheiten an den Ba 


tigten des Reichsverweſers in London. 

Der Reichsminiſter Hat die Note des k. großbritanifchen erften Staats⸗Sei 
die audwärtigen Angelegenheiten vom 17. L M. und Ihre vorläufige Antwort 
in die der Wichtigkeit dieſer Actenſtücke angemeflene aufmerkjamfte Ermägung 
Die Erklärung der britifchen Regierung, daß fie das ihr von beiden Teilen a 
Amt frievlicher Vermittlung aufzugeben nicht gefonnen fey, Hat bei den Min 
Reichsverweſers eine hoͤchſt dankbare Aufnahme gefunden, weil viefelben über 
daß auf der Stellung und dem Einflufie Großhritaniend, auf der genauen Bel 
Lord Palmerftond mit diefer wichtigen Angelegenheit und auf den, bereits in 
der Unterhanblung vorgebrachten Friedensvorſchlaäͤgen auch jetzt noch die an 
wahrfcheinlihe Hoffnung einer envlichen Loͤſung beruht, fo ungünftig auch Die 
des Augenblicks erfcheinen mögen. — Der proviforifchen Centralregierung Da 
fehlt e8 gewiß fo wenig an Beweggrünten zum Frieden, als irgend einer anbern 
gewalt in Europa. Diefe Beweggründe koͤnnen jedoch unter ven gegentoärti 
hältnifien den Abfchluß eines militärtichen Waffenſtillſtandes nicht rechtfertigen 
ohne die geringfte poſitive VBürgfchaft einer Auögleichung ver politiichen Streitfi 
ohne Ausficht auf Frieden eingegangen werden müßte, und Deutfchland in eine ! 
weniger erträgliche Lage zurückverfegen würde, als diejenige war, welche die där 
gierung durch die Kündigung ded Waffenftillftandes hervorrief. — Die Cent 
kann fich dazu nicht verftehen, nach dem Belieben Dänemarks die Contingente | 
deöftaaten hin⸗ und herrücken zu laffen, fie kann in der jegigen gefährlichen ia 
Deutichlandd die Wahl ded Zeitpunkted eined abermaligen Angriffs nicht einen 
Feinde freiftellen; auch kann fie weder die Koften der Unterhaltung eines Heer 
ner Höhe anjchwellen laffen, für welche Dänemark feine Erjagleiftung zu gewä 
möchte, noch durch Einwilligung in eine kurze Künbigungsfrift die Thaͤtigkeit 
fhen Seehandels fortwährend lähmen. — In Uebereinftimmung mit Ihrer vi 
Antwort vom 18. 1. M. habe ich Sie daher zu benachrichtigen, daß die Gen 
gegenwärtig nicht im Stande iſt, einen Waffenftillftann anzunehmen, welcher 
eine geräumige Zeitdauer, etwa bis zum Ende des Inufenven Jahres, abgejchlofl 
und zugleich eine vernünftige Sicherheit begründete, daß ein für Beine Theile e 
endgiltiger Friedensſchluß bald Tönne erzielt werden. — Es Tann nidyt uneriwe 
wenn ich Hinzufüge, daß eine Wieberanfnüpfung der Unterhandlungen auf I 
angenommenen Grundlage ver Unabhängigkeit Schleswigs, eine ſolche Sicher! 
auf der einen, noch auf ver anbern Seite gewährt. Die bänifche Regierung 





27. Apeil. 37. un 
beharrt noch jegt auf der Abſicht, Schleswig zwar unabhängig von Deutſchland, aber 
durchaus nicht unabhängig von Dänemark zu machen. Die Bevollmaͤchtigten Dänemarks 
in London haben noch am 16. I. M. ven unzulälfigen Geſetzentwurf vom 26. Maͤrz als 
Grundlage der Unterhandlung angeboten, und nad) der Kenntniß, welche bie Gentrals 
Gewalt von den Abjichten des Kopenhagener Cabinets befiten kann, wird der Verfaſ⸗ 
fungöentwurf, welchen daſſelbe nach der Aufforberung Lord Palmerfton’s nach London 
zu fenden beichloffen hat, nur einen neuen Beweis diefer Bebarrlichkeit liefern. Diefer 
Entwurf wird dem Projecte, welches dem daniſchen Reichstage vorgelegen hat, weit ähn- 
liher feyn, als der von Deutichland früher angenommenen Friedensgrundlage. — Das 
gegen fleht es nicht in der Willkür ver Megierung des Reichsverweſers, jeht noch ganz 
biefelbe Sprache zu führen, wie vor dem Kriege. Die Trennung der feit Jahrhunderten 
beftehenven und im Monat Januar 1848 von Sr. Maj. dem König von Dänemark feier- 
lich als ein Necht anerkannten Gemeinſamkeit der öffentlichen Rechtsverhaͤltniſſe Schles⸗ 
wig und Holſteins iſt eine nicht nur in dieſen Herzogthümern, ſondern in ganz Deutſch⸗ 
land mit jo großer Ungunſt angeſehene politiſche Neuerung, daß vie Central-Gewalt 
ih nur mit dem äußerſten Widerſtreben und unter Verhälmifien, von welchen die gegen⸗ 
x wärtigen ſehr verfchieden ſind, hat entfchließen können, um ven Preis der Erhaltuug des 
Briedend jene Gemeinſamkeit unter der Bedingung einer eigenen, von dem Königreich 
Dänemark abgejonderten politifchen Exiſtenz Schleswigs aufzuopfern. Jetzt, nachdem ber 
Krieg dennoch nicht vermieden wurde, hat dad nationale Ehr- und Üechtögefühl in gang 
Deutſchland, felbft in den am fchwerften vom Kriege beteoffenen Gebieten, ſich abermals 
aufs Lebenpigfte zu Gunſten jener Bereinigung geäußert und vie größten Anftrengungen 
und Opfer nicht gefcheut; die Gerechtigkeit ver Sache hat durch die allgemeine Theil» 
nahme deutſcher Fürften und Völker eine neue Sanction erhalten; in den Herzogthünern 
aber ift Die Erbitterung und das Mißtrauen gegen Dänemark zugleich mit dem Vertrauen 
auf Die eigene Wehrkraft immer höher geftigen Die Verpflichtung zur Ausführung 
jened Friedensgrundſatzes ohne und gegen ven Willen der Herzogthümer auf's Neue 
zu übernehnen, kann daher ton der Eentralgewalt jegt nur für unmöglich erklärt werven. 
— Tiefe Grflärung ift nicht fo zu verftehen, als betrachte die Gentralgewalt tie Rück⸗ 
ſichten der allgemeinen Politik nicht mehr als beſtehend, welche bei Annahme der Baſis 
leitend geweien find. Die Gentralgewalt wird ton ihrem Standpunfte aus feinen Wider⸗ 
iprud) erheben, wenn die conftitutionelle Frage zwifchen den Herzogthümern und Ihren 
Herzoge durch frienliche Mittel in einer Weiſe gelöft werden follte, welche dem Lande 
Schleswig eine ubgejonverte politifche Selbſtſtaͤndigkeit ohne Einverleibung in Deutſch⸗ 
land anweiſen würde; fie wird aber nicht mitwirken, noch zugeben, daß bie dänische Krone 
ihre, vom deutichen Bunde für unrechtmäßig erklärten, Auſprüche gegen die verfaſſungs⸗ 
wäßigen Rechte der ‚Herzogthümer mit Waffengewalt durchſehe. Sie bebarf der Bes 
tathung mit der Statthalterichaft der Gerzogthümer, um fich Die Lleberzeugung von Den, 
was gegenwärtig ausführbar iſt, zu verfchaffen, und fie ift bereit, ven Herzogthümern 
jeden zum Zweck der Regelung ver Verfafſungsfrage vielleicht nüglichen Antheil an ver 
Unterhandlung einzuräumen. — Bei der geringen Wahrfcheinlichkeit, auf dieſem Wege 
das Friedenswerk zum Ziele zu führen, glaubt aber die Megierung des Reichsverweſers, 
obwohl vie Reihe der Vorfchläge an Dänemark ift, zugleich ihren Wunſch des Friedens 
und ihre Achtung vor der vermittelnnen Macht zu beweiſen, indem jie zuvorfommend 
diejenigen andern Wege der Vermittlung andeutet, in deren beſtimmter und deutlicher 
Annahme durch Dänemark jie eine zur Einſtellung der Beinjeligfeiten hinreichende Ge⸗ 
währ einer endlichen Loͤſung erkennen würde. Sie bezeichnet hiermit als ſolche, neben 
den Erſatz der Kriegsfoften, vie beiden bereitö im vergangenen Sommer von Lord Pal⸗ 
merfion empfohlenen Borfchläge binfichtlih der Fünftigen politiihen Stellung Schlee- 
wigs, naͤmlich entweder eine Theilung Schleöwigd gemäß der Nationalität der Einwoh⸗ 
mer, ober bie Fortdauer der jegigen Verbindung Schleswigs mit Holftein, jenoch ohne 
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| Aufnahme des erfteen in das deutſche Reich, deſſen Verfaſſung alsdaun für Hel 

erfannt werben müßte, waͤhrend von Seiten Deutfchlands die vefinitive Rege 

Derhältnifies zu Schleöwig in einer Ausnahme von der Beſtimmung des $. 2 de 

verfaffung beftehen würde. Ich erfuche Sie, Herr Gefandter, ven Inhalt dieſe 

bens zur Kenntniß bed Miniſters der vermittelnnen Macht zu bringen, und ihm 
gehren Abfchrift und Ueberfegung zukommen zu laſſen. 

27.) Berordnung S. M. des Königs von Preußen, wodurd bie zweite Kam 
| gelöft, die erfie vertagt wird. 

27. | Pöbel-Erxceffe in einem Theile der preußifchen Hauptftabt, welche das Ei 
ber bewaffneten Macht nothwendig machen. Aus der Converfations-Hi 
Lieblings⸗Lokal der Linken, füllt ein Schuß, eben fo auf einigen ander: 

| sen; hin und wieder Verſuche zum Barrifabenbau. Nur der außeror! 

|  Mäßigung der vielfach gereizten Truppen ift es beizumefien, daß bie 
mit verhälmigmäßig geringen Opfern bergeftellt worden. Gewiß erjch 
abermals unbefannt bleiben wollende Wohlthäter Branntwein und Ge 
die Maſſen vertheilt haben. 

37. | Prinz Friedrich von Holftein» Sonderburg- Auguftenburg übergiebt dem 4 
Reichöverweier die große Orlogsflagge des Linienfchiffes Chriftian 
welche von ben Dänen verfenft, und demnähft wieber aus dem Waſſer 
geholt worden war. (Nach unferem geringen Dafürhalten eine Art 
von fehr mäßiger Feinheit.) 

28. | Die deutfche Reiche-Berfaffung wird im Reichs-Geſetzblatt veröffentlicht. 


28. | Der Erzherzog Reichsverweſer genehmigt nad) einigem Widerfireben de 
ſchlag des Minifteriums, daß zur Ausführung der am 26ften von der R 
Berfammlung gefaßten Beſchlüſſe Reichs-Commiſſare an die Höfe von 
München, Hannover, Dresden gefendet werden. Doc erhalten bie Infr 
derſelben wefentliche Milderungen. 


28. | Schreiben der k. preußiſchen Regierung an ihren Bevollmächtigten bei ber | 
gewalt: 

„Als Sr. Mafeftät dem Könige durch die Deputation der deutichen Natio 
fammlung am 3ten d. M. die Botfchaft von der auf ihn gefallenen Wahl zum 
Kaifer überbracht wurde, ſprach Se. Majeftät, im Gefühle ver hoben Bere 
Augenblids für die ganze Zukunft Deutichlande, feierlich aus, daß Er In dem 
ergangenen Rufe die Stimme ber Vertreter des beutfchen Volkes erkenne und dr 
des Ihm durch diefes Vertrauen gewordenen Anrechts zu fchägen wiſſe, daß 
ohne das freie Einverftänpnig ver Kürften und der freien Städte Deutſchlands 
ſchließung nicht faſſen koͤnne, welche für fie und die von ihnen regierten deutſchen 
pie entfcheidenften Folgen haben mürffe. 

Diefer Antivort des Königs gemäß, Hat die Megierung Sr. Majeftät an! 
Tage an fämmtliche deutſche Regierungen die Einladung ergehen laſſen, fi o 
umfaffend über ihre Abfichten und Wünfche auszuſprechen. 

Sie hat dieſelben um beftinmte Erklärungen fowohl über die Sr. Majeſ 
dachte Stellung, als über die ganze aus den Berathungen der National Verf 
hervorgegangene Verfafſung erfucht; fie Hat e8 dabei nicht verheblt, daß fie ſe 
eben erft durch raſche Beſchlüſſe zur Vollendung gelangte Berfaffung eimer 
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Vrufung und gründlichen Erwägung unterziehen müfle, ehe fie dem Könige ihren Math 
über Die Annahme verfelben vorlegen bürfe. 

Indem vie Lönigliche Megierung dieſen Weg einfchlug, ift fie den Brunpfägen treu 
geblieben, welche fie von Anfang an für ihr Verfahren in ber großen Angelegenheit der 
Neugeſtaltung ber deutſchen Verfaffung fich vorgezeichnet hatte, und welche fie eben fo 
offen und klar auögefprochen, ala mit ernſter und aufrichtiger Gonfequenz feftgehalten zu 
haben, ſich bewußt if. 

Diefe Grumſatze find in der Note vom 23. Januar d. 3. niedergelegt. — Sie be⸗ 
ruhen auf der gewiffenhaften Achtung aller Rechte ver Megierungen, wie ber Natlonal- 
Verſammlung, und auf der tiefgeinurzelten Ueberzeugung, daß es vorzugsweiſe Preußens 
Beruf ſei, auf dem Wege des Mechts und Friedens auf die von ber Nation geforderte 
Einpeit, Freiheit und Macht Deutfchlands hinzuwirken. Aus diefer nie verleugneten 
Neberzeugung ging bie Erklärung hervor, daß die Verfaffung Deutfchlands nur auf dem 
Wege der Verſtaͤndigung zwifchen den Megierungen und ver National-Berfammlung 
feftgeftellt wernen müfle, und der Entfchluß, zu dieſer Verſtaͤndigung ſelbſt die Initiative 
zu ergreifen. Indem Preußen fich bereit zeigte, alle im Interefie der Geſammtheit von 
ihm zu verlangenden Dienfte dem beutfchen Vaterlande, auch mit eigenen Opfern, zu 
erweifen, und zugleich den feſten Entichluß ausfprach, Keine ihm angebotene Stellung 
anzunehmen, als mit freier Zuftimmung ber verbündeten Regierungen, durfte es als 
Lohn für feine uneigennüßigen Beftrebungen hoffen, daß durch ein einträcdhtiged Zufam- 
menwirfen ber Regierungen das große Werk der deutfchen Verfaffung zu Stande kom» 
men werde. 

Die Eönigliche Meglerung betrat daher mit Vertrauen und Zuverficht dieſen Weg 
der Berftäntigung, auf welchem die Mehrzahl der übrigen Staaten ſich ihr mit dem⸗ 
felben Vertrauen anfchloffen. Sie erkannte das aus den Berathungen der National-Ver- 
ſammlung in erfter Leſung bervorgegangene Werk feiner vollen Bereutung nad) an, in- 
dem fie die Meberzeugung ausfprach, daß der Entwurf im Wefentlichen die Grundlagen 
eines Eräftigen und den Anforderungen der Zelt gemäß geftalteten Bunbeßftantes enthalte; 
fie mußte aber nach gewifienhafter Prüfung beffelben auch erflären, daß fie Abänderun- 
gen vefielben für nothwendig und zum Helle des Banzen, wie der Einzelnen, erforber- 
lich Halte. Die Gejichtöpuntte, von welchen fie bei vielen Abänberungs« Vorfchlägen 
ausging, find in der Inftruction som 16. Februar dahin ausgefprodhen, daß es darauf 
antomme: 

1) die Competenz der Bundes⸗Gewalt genauer zu begrenzen, innerhalb biefer Com⸗ 
petenz aber ihr eine Eräftige Handhabung zu fichern; 

2) die Griftenz der Cinzelftaaten als jelbftflännige Organismen möglichft zu wahren, 
und fie nicht weiter zu beſchraͤnken, als zur Erreichung der mejentlichen Bedingun⸗ 
gen des Bundesſtaates nothwendig fei. 

Dieſe Geſichtopunkte waren nicht auf das augenblickliche Bedurfniß berechnet, ſon⸗ 
dern liegen fo weſentlich in ver Natur der Sache und der eigenthümlichen Verhäͤltniſſe 
Deutſchlands, daß die Fönigliche Regierung biefelben unter allen Umftänven feithalten 
mußte, und davon nicht abgehen Eonnte, ohne die Sefammt-Entwidelung Deutſchlands 
auf das Emftlichfte zu bedrohen. ine Verfaffung, welche dieſe Grundlagen befeitigte, 
tönnte Deutfchland nicht zum Heile gereichen. 

Die meiften deutfchen Regierungen fchloffen fi) den Abänberungs= Borfchlägen 
Preußend an, welche ſich auf dasjenige befchränften, mas aus ven oben aufgeftellten 
Srunvfügen mit unabweisbarer Nothivendigkeit hervorging: andere haben beſondere Vor⸗ 
(läge an das Reichs⸗Miniſterlum gelangen laffen, welche aber im Wefentlichen von 
denfelben Geſichtspunkten ausgehen. 

Die Regierungen gaben diefe Anträge ver National-Verfammlung Hin, in dem Ver⸗ 
trauen, daß dieſelbe fie einer eingehenven, gründlichen Berathung und Berhdfichtigung 
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würdigen werde. Wir Eönnen noch jet vie Anſicht nicht aufgeben, daß, wen 


der erwarteten Weife gefcheben wäre, eine Berftändigung wuͤrde zu erzielen gen 

Es Hätte alddann aus ber gemeinfamen Arbeit ver National» Berjamm 
der Regierungen ber Bau einer Berfaflung hervorgehen koͤnnen, unter Den 
alle deutichen Stämme einer gemeinjamen, tächtigen Entwickelung entgege 
wären. Und wenn einzelne deutſche Staaten noch durch ihre eigenthümlichen 
niffe an ver Theilnahme daran verhindert worden wären, fo hätte fih doch 
Mitwirkung der National-Berfammlung und eine redliche Verftändigung ver | 
gen unter einander, auch innerhalb des großen, beſtehenden und unter allen I 
heilig zu achtenden Bundes eine engere Gemeinichaft bilden Eönnen, welche 1 
ſich ihr angefchlofien, die Gelegenheit und die Bedingungen zu einer Träftigere 
tung nach Innen und außen dargeboten hätte. 

Preußen batte, nach der einen mie nach der auberen Seite bin, getan, 
ihm war, um die Verfläntigung berbeizuführen. Es iwartete mit Ruhe umb | 
die Beichlüffe der National-VBerjanmlung ab; ed bat nicht verfucht, irgend wel 
teren Einfluß auf ihre Beratbungen auszuüben, jondern dem Patriotismus 
Weisheit der Vertreter des beutichen Volkes vertraut. Die Eönigl. Regier 
an dem eingefchlagenen Gange ihrer Politik um fo freudiger feit, ald bie ı 
Stimme des preußifchen Volkes ſich auf unzweideutige Weife damit einverſtand 
hatte. 

In diefer Stellung fand ſich Die Eönigliche Regierung, flarl durch bie 
und die Treue, mit der fie an den von ihr felbft aufgeftellten Grunpfägen be 
und ver Berföhnung feitbielt, ald die Beichlüffe der National-VBerfammlung 
zweite Lefung der Verfaſſung und die Wahl Sr. Majeftät des Königs erfolgte 

Diefe Beichlüffe bewieſen, daß die National-Verjammlung auf ven non ı 
gebotenen Weg der Verſtändigung nicht eingegangen war. Die Vorfchläge de 
Megierung, jo wie bie der übrigen, waren gar feiner Beratbung im Schoße 
unterzogen; fie hatten felbit nicht in dem Maße, wie fie Durch den vorbereiten 
ſchuß aufgenommen waren, bei ver Verſammlung jelbit Berüdjichtigung gefun 
gegen waren wejentliche Beſtimmungen des früheren Entwurfs in beeilter Beſchl 
weggefallen, andere aufgenommen, welche dem ganzen Werke einen durchaus na 
takter verliehen. Als ver Schlußſtein viejes neuen Werks war die Wahl Sr. 
des Königd zum Kaifer vorgenommen, und das jo vollendete Ganze ald an ı 
barer Organidmus zur Annahme bingeftellt und Sr. Majeftät dem Könige da 

Die Eönigliche Negierung mußte fich in dieſem ernften Augenblid tie 51 
legen: ob jie dadurch fich veranlaßı fühlen dürfe, auch ihrerjeitd ton dem bi 
Wege abzuweichen und dem Könige zu einer unbebingten Annahme des Dar; 
su rathen? 

Sie bat dieſe Frage nah Pliht und Gewiſſen beantwortet. 

Der Weg, ven jie bätte verlaſſen follen, war ver Weg des echtes und ! 
dend, ber Eonjequenz und der Treue. Ce. Majeſtät ver König ſelbſt habe 
Augenblick taran zweifeln Eönnen, daß auf biefem Wege allein für Deutſchl 
Breußen, für Ihn felber und Sein Haus Heil und Ehre zu finden ſei. Diefen 
yunft baben daber auch vie Antwort des Königs an die Teputation und Dad 
ver königlichen Regierung von demjelben Tage offen und aufrichtig feitgehalten. 

Non eben viefem Standpunkte aus jicht Sc. Majeflät ver König erſt je 
dem De durch jenes Girkular erbetenen Erklärungen ber verbündeten Regierungen 
und ımfererjeitd die Veſtimmungen der in zweiter Leſung beichlofienen DBerfafl 
der gründlichften und forniamften Erwägung unterzogen worben jind, Sich in 
Seinen definitiven Entſchluß über den an Ihn ergangenen Ruf ter National! 
lung autzuſprechen. 
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Die Erklärungen der veutichen Fürſten und Megierungen haben gezeigt, wie weit 
bie Anfichten, namentlich in der Oberhauptäfrage, audeinanvergehen, und wie wenig 
Hoffnung auf Grzielung eines umfailenden Einverftänpnified vorhanden war. Während 
einzelne Fürften mit einem Bertrauen, welches Se. Majeſtät nur mit hoher Genug⸗ 
thuung anerkennen Tann, den Wunſch ausgefprochen haben, ver König möge bie dar⸗ 
geöntene Krone annehmen, haben Andere in der Errichtung eines erblichen Kaijer- 
thums jelbft Die größte Gefahr für Deutichland erblidt, und ihre Abneigung over Ihren 
feften Entſchluß ausgejprochen, einem andern beutichen Fürſten ald Kaifer fich nicht 
unterzuorbnen. Die beveutenften veutichen Regierungen haben die Verſaſſung in ber 
Korn, wie jie vorliegt, nicht annehmen zu können erklärt. 

Dagegen hat eine große Anzahl deutſcher Regierungen die Bedenken, welche fie frü⸗ 
ber mit und getheilt, jegt um der Dringlichkeit der Umſtaͤnde willen aufgeben zu müffen 
geglaubt, und noch ebe wir die Berathung mit ihnen eröffnen konnten, ſich gegen das 
Reichs⸗Miniſterium dahin erklärt, daß fie die Verfafſung unbedingt anzunehmen, und 
Veränderungen berjelben nur auf dem in ihr felbit beftimmten Wege zuzulafien bereit 
jeien. Sie jind dabei von der durch den Erfolg nicht beftätigten Vorausſetzung ausge⸗ 
gungen, daß biejelbe durch den Beitritt ver übrigen Staaten in ganz Deutfchland wirk⸗ 
ld zur Geltung kommen were. 

Es iſt jchon oben angedeutet worden, daß diefe Verfailung bei der zweiten Leſung 
in ihren Orundlagen weſentlich movificirt worden fei, und zwar nach einer Richtung bin, 
weiche es der Eöniglichen Regierung unmöglich machte, Sr. Majeftät die Annahıne ders 
jelben zu rathen. Dies bat das Minifterium fchon der eigenen Landes» Vertretung ges 
genüber erklärt. Die weitgehenden Beitimmungen des eriten Entwurfs über die Befug⸗ 
rijle der Reichs⸗ Gewalt zum Gingreifen fait in alle inneren Verhaͤltniſſe der einzelnen 
Länder, welche eine jelbftitändige Verwaltung der Ießteren unmöglich machen und jie mit 
der Zeit abjorbiren würden, jind nicht bejeitigt worben. Die in die Verfaſſung aufge- 
nommenen Grundrechte entbalten einzelne, jo tief eingreifende und in mancher Hinſicht 
noch zweifelhafte Orundjüge, daß ed bedenklich fcheinen muß, dieſelben, als für alle Zei- 
ten bindend, den einzelnen Etaaten aufzubrängen. Daneben it ven legteren durch ven 
Wegfall des ganzen Kapitel3 som Neicherath jede Mitwirkung bei der Ausübung einer 
fie felbit fo vielfach nahe berührenden Erecutivgewalt genommen; und dennoch ijt dem 
jo ijolirt und in jcheinbar einziger Machtvollkommenheit hingeftellten Reichs⸗Oberhaupte 
durch die Annahme des ‚juspenjiven Veto und die Ausdehnung veflelben ſelbſt auf Ver: 
faffungdänperungen in Wahrheit eine Etellung gegeben, bei der werer bie Würte, nod) 
die zum Heile des Ganzen, wie der Einzelnen erforderliche Macht gewahrt werden Fann. 
Das conftitutionell monardiiche Princip, an welchen vie große Mehrzahl des deutſchen 
Volkes mir Liebe und Vertrauen fefthält, ift durch dieſe Stellung in feinem Weſen be= 
droht, und in Berbindung mit vem alle Schranken nieverwerfenden Wahlgeſetze erbält 
die ganze Verfaſſung dadurch einen Charakter, welcher jie nur als Mittel ericheinen läßt, 
upı allmälig und auf anfcheinend Iegalen Wege die oberfte Gewalt zu bejeitigen und Die 
Republik einzuführen. 

Durch die Annahme einer ſolchen Verfaſſung würde die Eönigliche Regierung nicht 
nur die oben als maßgebend bezeichneten Gejichtöpunfte gänzlich verleugnet, ſondern 
auch die bejonnenen, nach wahrer Freiheit jtrebennen und conjervativen Elemente Preu⸗ 
bend und Deutſchlands in ihren innerften Wefen verlegt haben. 

Ein Hinweggehen über dieſe ernften Bedenken um des Dranges augenblidlicher 
Schwierigkeiten und Gefahren willen, würde um fo weniger zu rechtfertigen fein, als es 
fich nicht allein um Die Nefrieigung eines augenblidlihen Bedürfniſſes, jondern um bie 
Schaffung eined Werkes handelt, welches durch fein eigenes Welen Dauer verbürgen und 
Die Zukunft Deutichlands ficher ftellen fol. 

©. M. der König hat fich demnach nicht verhehlen können, daß die Vorbedingun⸗ 
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gen fehlen, weiche allein Ihm eine Annahme der auf Ihn gefallenen Wahl n 
hen konnten; und in ernfter Erwägung der Pflichten, welche Ihm gegen : 
und gegen Sein eigenes Land obliegen, fo wie der Verantwortlichkeit, welch 
perfönlich vabei ruhen würbe, hat Er Sich in Seinem Gewiſſen nicht für bei 
ten Eönnen, an Sein Zand und Volk diejenigen Anforderungen zu machen, 
neue Stellung bevingt haben würde, und bat Sich daher mit vem Math Set 

Mintfteriums entichlofien, die auf Grund der in Frankfurt beichloffenen Verf 

dargebotene Kalferwürbe abzulehnen. 

Es find nicht die fchweren Pflichten, es find nicht die Opfer, weldhe d 
auflegen wuͤrde, vor denen der König zurückſcheut. Deutfchland hat von fei 
jedes Opfer zu fordern, außer dem des Mechted, ver Wahrheit und der Ire 
ches Opfer würde niemals zum Seile des gemeinfamen Vaterlandes gereiche 
jeftät begt daher auch das fefte Vertrauen, daß fomohl die National-Verfam 
bie ganze beutfche Nation die Gefinnung anerkennen werden, aus welcher Sei 
hervorgegangen If. 

Wie der König felbft unter ven Erften geweſen ift, aus freier Entjchlief 
Neugeftaltung Deutichlands zu einem Eräftigen Bunbesftaat die Hand zu Biel 
Er auch der Letzte ſein, an dem Gelingen tiefes großen Werkes zu verzweif 
Sen wird fich unter Teinen Umſtaͤnden von dem Werke der veutichen Einig 
ziehen, vielmehr auch jet alle Kräfte aufbieten, um daſſelbe zu fördern. D 
Megierung bat zuerft den Weg ber Verftändigung eingefhlagen, und wen 
bisherigen Bemühungen ohne ihre Schuld fruchtlos geweſen find, fo will fi 
felben nicht aufgeben, und erklärt daher ihre fortmährende Bereitwilligfeit au 
fläntigung einzugeben. Wie wir ſchon am 23. Januar vie Anficht ausgeſpre 
daß die Aufrichtung einer neuen deutfchen Kaijermürve zu der Erlangung ein 
und umfaflenden veutfchen Einheit nicht nothwendig fei: fo Fönnen wir aı 
an der feften Ueberzeugnng fefthalten, daß die Ablehnung verfelben durch € 
ven König Feine Gefährpung, vielmehr eine Förderung diefer Einheit fein wei 
die National-Berfammlung und wirklich im gleichem patriotifchen Sinne entg 
will, fo liegt e8 noch immer in ihrer Hand, der Verfafjungd-Angelegendei 
Wendung zu geben, daß die Megierungen ſich mit ihr verfländigen und 
Mitwirfnng und auf dem Wege der Vereinbarung die von einer ruhigen 
der deutſchen Berhältniffe geforderten Mobificationen zu Stande kommen Ein 

| Daß es überhaupt möglich fein müfle, auf die Beratbung der Verfaffen 
mal zurüdzufommen und Modificationen verfelben ind Auge zu faffen, wi 
wir, fhon darum die National-Verfammlung felbft nicht verfennen, weil | 
wird verbehlen können, daß der $. 1 der Berfaffung in jedem Falle fich nur bu 
auf dem Wege des Krieges ober der Revolutionen, würde ind Leben führen 
Aufgabe, welche die National-Berfammlung fich fo wenig ftellen wird, wi 
deutfcher Yürft es thun Tönnte. 

Indem ich Ew. ac. die vorſtehende Mittheilung über ven definitiven En 
Majeftät des Königs mache, erfuche ich Sie, viefelbe im Namen ver Fönigfi 
rung abfchriftlich zur Kenntniß der proviforifchen Gentralgewalt, und burd 
National-Berfamnlung zu bringen. 


28. | Die k. preußifche Regierung theilt das vorliegende Aftenftüd den übrigen 
Höfen mit. Aus der desfallfigen Depefche find folgende Stellen herom 


„Daß daB Bedürfniß der Nation nach größerer Einigung und Kräftige 
werben muß, auch nachdem die in Frankfurt zunächft von der Verfammium 
Form ſich ald unmöglich erwieſen bat, wird jenem Befonnenen ald unabwei 

wendigkeit erfcheinen; und fie vertraut darauf, daß bie anderem bentichen 
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ihr Dazu die Hand bieten wernen. Sie Hat in ihrer nach Frankfurt gerichteten Erklärung 
noch einmal eine Möglichkeit in Ausficht flellen wollen, daß die National-Berfammlung 
jelbR von dem von ihr betretenen Wege zurüdfommen und die Hand zu Abänderungen 
der Berfaffung bieten möchte, fo daß dennoch das Werk ver Vereinbarung und Verflän- 
bigung mit ihr zu Stande ame. Daß dies für die Beruhigung der Nation hoͤchſt 
wänfchenswertb und baher im Interefie der Regierungen märe, darüber wirb nicht leicht 
ein Zweifel gehegt werben. 

Aber fie verhehlt fich nicht, mie wenig Ausficht dazu vorhanden ift, daß dieſe Hoff- 
nung verwirklicht werbe, und alle deutfche Staaten werben mit ihr auf ben entgegenge- 
ſetzten Fall gefapt fein müſſen — zugleich aber auch darauf, daß durd ein ſtarres Feſt⸗ 
halten der Berfammlung an ihren bisherigen Befchlüfien in manchen Ländern gefährliche 
Krifen hervorgerufen werben koͤnnen. Diefen gemeinfam, ernft uub Eräftig entgegenzu- 
treten, womoͤglich aber jie burch ein entfchievened Handeln und Vorwaͤrtsgehen zu ver» 
hindern, ift die Aufgabe und Pflicht ver Megierungen Deutſchlands. 

Die Eöniglihe Regierung ift dazu in vollem Umfange bereit, 

Im feften Vertrauen auf die Zuftimmung, die ihr von allem gejunden und reblichen 
Elementen im eigenen Lande zu Theil werden wirb, iſt fie darauf gefaßt, den zerftörenden 
und rerolutionalren Beftrebungen nach allen Seiten hin mit Kraft und Energie entgegen- 
zutreten, und wird ihre Maßregeln fo treffen, daß fle den verbündeten Regierungen bie 
etwa gemünfchte und erforberliche Hilfe rechtzeitig leiften könne Die Gefahr ift eine 
gemeinfame, und Preußen wird feinen Beruf nicht verleugnen, in ven Tagen der Gefahr 
einzutreten, wo und wie es Noth thut. 

Wir gehen von der von allen Beſſeren getheilten Ueberzeugung der Nothwendigkeit 
aus, daß der Revolution in Deutichland ein Ziel gejeßt werben müſſe. Ihre Kraft kann 
aber vollftaͤndig nur dadurch gebrochen werten, daß fie Eeinen Vorwand mehr findet, 
durch welchen fie die Gemüther der Befleren im Volk über ihre wahren Abfichten und 
Endzwede täufchen könne. Diejed Ziel fan nicht durch paſſives Abwarten und durch 
partiellen Widerſtand erreicht werben, ſondern nur durch thätiges Eingreifen und Handeln, 

Wir müffen nunmehr wünfchen, daß diejenigen deutſchen Negierungen, welche zu 
weiteren Beratbungen über den jet einzuhaltenden Gang und bie fernere Entwidelung 
des Verfaſſungswerks mit Preußen geneigt find, fich direkt hierher nach Berlin wenden 
mögen, und entiwerer eigene Bevollmaͤchtigte hierher ſenden, oder Ihre Geſandten mit In« 
fiructionen verfehen, um fich mit der Eöniglichen Megierung zu verftänbigen, welche letztere 
in diefem Falle bereit ift, ihre Abſichten umfaſſend darzulegen, und mit Worfchlägen ent⸗ 
gegenzufonmen.“ 

‚Erklärung des k. würtembergiſchen Bevollmächtigten: „In Erwiederung der Mit« 
theilung des Präfidenten des Reichs⸗Miniſterraths, Herrn Freiherr v. Gagern, 
vom 1A. d. M. ift der unterzeichnete würtembergiiche Bevollmächtigte bei der 
proviſoriſchen Gentralgemwalt in den Stand gefegt, folgende Erflärung abzugeben: 
Seine Majeftät der König von Würtemberg nimmt in Webereinftiimmung mit 
feinem Minifterium die deutfhe Reichsverfaſſung einfchließlich des Sapitels über 

die Oberhauptöfrage und der im Sinne diefer Berfaflung zu verwirflichenden 
Loöſung derfelben fammt dem Reichömwahlgefege an. — Auch hat bie würtember- 
gifhe Regierung nichts dagegen einzuwenden, wenn Se. Maj. der König von 
Preußen, welcher das Erbkaiſerthum nicht annehmen will, unter den vorliegens 
ben lUmfländen fih für jegt mit Zuftimmung ber National: Berfammlung an 
die Spige Deuiſchlands fell. — Zur Erläuterung bes letzten Satzes fügt ber 
Unterzeichnete bei, dag, da Er. Maj. der König von Preußen bie beutfche Ver 
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faſſung nad der von Höchſtdemſelben der Deputation in Berlin ertheik 
wort und der von bort eingelangten Eröffnung noch nicht als endgüli— 
fannt hat, fomit die Vorausſetzung, unter welcher bie National» Ber 
allein Höchftdemfelben die erblihe Kaiferfrone anbieten wollte, nid v 
und da es hiernach wohl geichehen Fönnte, daß die Neichsverfammlung ı 
Anerbieten des Könige von Preußen, mit Einwilligung ber übrigen d 
Fürften vorerfi proviforiih an die Spite Deutichlande zu treten, € 
macht, um fo mehr, ald der Erzherzog Reichsverweſer feine Stelle fo ! 
möglich niederzulegen entfchloffen if, — die Königliche Regierung ihre 
mung auch zu dieſem Provijorium, fobald es auch von der National-® 
lung gebilligt wird, ſchon jetzt ausfprechen wollte. — Im Falle aber 
bedingte Annahme der deutſchen Berfaflung und der Wahl zum erbliche 
haupte von Seiten Sr. Maj. des Königs von Preußen noch erfolgen 
wird, bem erfleren Satze ber obigen Erffärung gemäß, — „einſchlie 
Oberhauptöfrage und der im Sinne ber Berfaflung zu verwirklichende 
berjelben‘’ — auch gegen biefe von ber Eöniglichen Regierung feine Eir 
gemacht.“ 

Aufloͤſung der Kammern im Königreiche Sachſen. 

Königlich preußiſche Verordnung, wodurch die Penſions⸗Sätze der invalide 
ofſiziere und Soldaten weſentlich erhöht werden. 

Fortſetzung der geſtern begonnenen Exceſſe zu Berlin, wiederholte Verf 
Barricadenbau, Mißhandlung von Schugmännern, rothe Fahne. Die 
wird von den Truppen fchnell hergeftellt. 

Bereinigung der öfterreichifchen Armee in der Gegend von Raab. (€ 
26. April.) 

Große Bürger» Berfammlung in Elberfeld, die u. A. befchließt: Die | 
der zweiten Kammer fey nur geeignet, den Bürgerkrieg zu entzünden. 

Rückzug der öfterreichiihen Armee nah Raab. (S. 23. April.) 

Beichlüffe der deutfhen National-Berfammlung: „Das Präftbium ift a 
zu jeder Zeit und an jedem Orte, welche es zu wählen für zmedmäßie 
Siuungen der N. V. anzuberaumen. Eine außerorbentlihe Sitzung 
das Verlangen von hundert Mitgliedern anberaumt werden. Der Para 
der Geſchäftsordnung wird dahin abgeändert, daß die Verſammlung b 
hig fei, wenn Hundert und funfig Mitglieder beifammen find. Di, 
diefer Beſchlüſſe liegen fo Far vor, daß eine Erläuterung unnütz wär 

Unter mehreren dringenden Anträgen, welche im Laufe biefer Si 
lellt wurden, gebenfen wir nur bed von Wigard: „In Erwägung 1) 
öfterreichifche Regierung bis jept unterlaffen hat, ben Mörder Robert 
des deutſchen Nationals Vertreters, und den Anftifter der übrigen Gri 
in Wien, Fürſten Winbifchgräß, zur gerichtlichen Unterfuchung und wol 
ten Strafe zu ziehen; 2) daß diefer Mörber fich dermalen nach Zeit 
richten in Prag, fomit auf deutſchem Bunbesgebiete aufhält, und d 
haben fol, ſich nach Belgien zu begeben; 
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beantrage ih: 1) daß das Reichs⸗Juſtizminiſterium ſelbſt die gerichtliche 
Unterfuhung gegen den Mörder Robert Blum’s und den Anftifter der übrigen 
Bräuelfcenen in Wien, Fürften Windifchgräg, unverweilt anordne; 2) bie ges 
eigneten Maßregeln treffe, daß ſich derfelbe nicht durch die Flucht dieſer Unter- 
ſuchung entziehen könne, und 3) falls es bemfelben doch gelingen follte, die 
Flucht zu ergreifen, die erforderlichen Stedbriefe erlafie, um feiner habhaft zu 

* werben.’ (Herr v. Laflaulr bemerkte dazu: „Dummes Zeug,‘ — nit par⸗ 
lamentariſch aber wahr.) 

Wiederum zeigen mehrere Abgeorbnete aus Defterreich ihren Austritt an. 

"Des Kaiſer von Defterreich übernimmt ſelbſt ben Oberbefehl feines Heeres, und 

.: behält ſich folgende Punkte zur ausichließlichen eigenen Enticheidung vor: 
1) Ale größeren Truppenbewegungen aus einem Generals Gommande in das 
andere, 2) alle grundfägliden Abänderungen rein militairifher Dienfinormen 
and Reglemente, 3) bie Perfonalien vom Stabeöoffiziere aufwärts, A) in Kriegs⸗ 
geiten bie außerordentliche Dispoſition über alles Kriegsmaterial zu Lande und 
zur See, im Frieden die Ausführung der fortificaterifchen Bauten. 

Die E. ſächfiſchen Staateminifter Dr. He, v. Ehrenftein und Dr. Weinlig geben 
ihre Entlaſſung, angeblih wegen ber deutſchen Berfaffungsfrage, vielleicht auch 
um dem Sturme audzumeichen, welcher unverlennbar drohend, allerdings flarfe 
Gharaftere in Anſpruch nahm. 

Aufruf des Gemeinde -NRathed von Cöln an alle Gemeinden der Rheinprovinz, 

Deputirte Behufö einer Berathung über Die politifche Lage Deuiſchlands nad 
Göln zu fenden. 
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1. | Snterpellation mehrerer Linkfeitigen in der beutfchen National» Berkaummli 
das Kriegd-Minifterium Kunde davon habe, daß preußiſche Truppen ge 
Heidenmüthige Magyarenvolf verwendet werben follen, und was es geil 
biefe verfaſſungswidrige Maßregel zu hindern? (Lnzweifelhaft Tiegt h 
ziemlich ſtarke Myſtification jener tiefihauenden Politifer zum Grunde.) 

1. | Die Regierung zu Cöln unterfagt den vom bortigen Gemeinde-Rathe aus 
benen Congreß (Stäbtetag). 

‚4. | Amtliche Veroͤffentlichung des k. oͤſterreichiſchen Gouvernements: „Der 
in Ungarn bat feit einigen Monaten eine ſolche Ausdehnung gewom 
er zeigt im feiner dermaligen Phaſe fo entfchieden den Charakter einer ' 
gung aller Kräfte der europäifchen Umflurgpartei, daß das Intereſſe fän 
Staaten ein gemeinfchaftliches ift, bie Faiferliche Regierung in dem Ka 
gen die ſich dort verbreitende Auflöfung aller gefellichaftlichen Ordnung 
terflügen. Aus diefen wichtigen Gründen hat fi) die Regiernng Sr. ! 
des Kaiſers bewogen gefunden, die bewaffnete Hülfe Sr. Majeftät des 
von Rußland in Anſpruch zu nehmen, und felbe if ihr von dem Ka 
ebeifter Bereitwilligfeit fofort und in dem ausgiebigften Maße zugefichert 
Die Ausführung ber beiderfeits verabredeten Maßregeln ift in vollem ( 

1. | Allgemeine Verſammlung des Pfälzer „Volkes“ bei Kaiferslautern, von 
bie baierfche Regierung als rebellifch gegen die National- Berfammlung 
und die Einfegung eines Landes - Bertheidigungs- Ausfchufies befchloffe 
Diefer verfügt vorläufig: Beſchlagnahme der Föniglichen Caſſen, Verw 
der Steuern, Abberufung der Pfälzer aus dem baierifchen Heere, Org 
der Bolfsbewaffnung u. |. w. 

1. | Erſte Symptome des Aufruhrs in Dresden. 

1. | Auch in Braunfchweig bedeutende Aufregung, an ber fi bemnächft bie 
Berfammlung betheiligt. 

2. | Als Curioſum ift folgender Vorfchlag des Abg. Sepp wohl feines Plage 
Die deutfche National-Berfammlung möge endgiltig befchliegen: 1) „Dir 
lichen neun und zwanzig beutfchen Fürften, welche durch ihre eingereicht 
werfung unter ben nominellen Erbfaifer ihre Ohnmacht und Entbe 
zur Genüge eingeftanden, und bereits factiſch zu regieren aufgehört habe 
zu mebiatifiven, ihre Länder an die Königreihe Sachſen, Hannover u 


ern gleihmäßig zu vertheilen, fo daß ben beiden vorhandenen Oropmäd 
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neue Gebieiserweiterung zufomme; 2) das Dirertorium als bie zur Zeit einzig 
mögliche Form ber Eentralgewalt unter ben übrig bfeibenden Regenten aufzurich- 
ten, damit nicht die Directorial-Regierung durch die deutfchen Fuͤrſten octroyirt 
und die National-Berfammlung daneben in ihrem Fortbeftand gefährbet werde, 
oder 3) umnverrichteter Dinge auseinander zu gehen, und die Verantwortung 
ber jetzigen Tage von der Majorität auf die Häupter Derfenigen zu wälgen, 
welche durch die Verhetzung zur Kaiſerwahl, ohne zuvörberfi von der Annahme 
der Reichskrone fi) verfihert zu haben, die National-Berfammlung fo furdtbar 
compromittirten und fo ber rothen Republik Thür und Thor öffnen.‘ 


a Schreiben des Bevollmächtigten ber beutfchen Eentralgewalt, Herrn Baffermann, 


an bie Königlich preußifche Regierung. 

Ich beehre mich, Ew. in der Anlage die von Sr. Hoheit dem Erzherzog Reichs⸗ 
berwefer mir audgeftellte Vollmacht zu überreichen, durch welche ich beauftragt bin, in 
Ausführung des Beſchluſſes der verfaſſunggebenden deutfchen Reichs⸗Verſammlung vom 
26. April d. I. die Königl. Staats⸗Regierung zu veranlaffen, 

a) die Anerkennung der Reichs⸗Verfaſſung, der Wahl des Oherhauptes und des 
Wahlgeſetzes nunmehr audzufprechen, 

b) ſich aller Anorbnungen zu enthaltn, durch welche dem Volke die verfaffungs- 
mäßigen und gefeglichen Mittel, feinen Willen kundzugeben, in viefem entfchelden- 
den Augenblide gejchmälert oder entzogen würven, inäbefondere non Ihrem Nechte, 
die StändesBerfammlung zu vertagen oder aufzuldfen, feinen Gebrauch zu machen, 
vielmehr viefelbe in Thätigkeit zu feßen over zu belafim, bis die Reichs⸗Verfaſ⸗ 
fung zur Anerkennung gebracht feyn wird. 

Den erften Iheil dieſes Auftrages (a) fand ich bei meiner Ankunft durch das In 
Nr. 117 des Preuß. Staats⸗Anzeigers veröffentlichte Schreiben vom 28. v. M., an den 
f. Bevollmächtigten bei der proviforifchen Gentralgewalt, in welchem die k. Staats⸗Re⸗ 
gierung die Anerkennung ſowohl der Reichs⸗Verfaſſung, als der Wahl des Reichs⸗ 
Oberhaupts und des Wahlgeſetzes ablehnt, bereits erledigt. Das in Nr. 119 des Preuß. 
Staats⸗Anzeigers veröffentlichte Circular von demfelben Tage, durch welches die Be— 
zathung eined neuen Verfailungs- Entwurfs durch Benollmächtigte der veutfchen Regie⸗ 
rungen veranlaßt werden foll, fo wie dad Erbieten ausreichender militärifcher Gülfe, um 
jeder Erije, welche dieſes Verfahren in einzelnen Ländern hervorrufen Eönnte, zu begeg- 
nen, betveifen einen zu feften Vorſatz, mindeſtens auf der Ablehnung der zu Brankfurt 
beſchloſſenen Verfaffung zu beharren, als daß ich auch nur im entfernteften hoffen koͤnnte 
oder verfuchen follte, die k. Staatsregierung jetzt noch von der Verfolgung des betrete⸗ 
nen Weges zurüdzubalten, fo wenig id) auch zu glauben vermag, daß auf demſelben 
die Befriedigung der wahren Bebürfniffe der Nation erreicht werben Eönne. 

Wenn ver zweite Theil (b) meined Auftrages die Sorge dafür audfpricht, daß in 
einem Augenblicke, der über die Zukunft des deutſchen Volkes entjcheidet, dieſem nicht 
die Möglichkeit entzogen werde, durch den Ausſpruch feiner verfaffungsmäßigen Organe 
feinem Willen Ausprud zu verleihen, fo berührt viefer Auftrag die Auflöfung ver preu⸗ 
Fifchen zweiten Kammer und bie Fortdauer des über Berlin und Erfurt verhängten 
Belagerungd-Zuftanves. Steht es mir auch nicht zu, die Gründe zu prüfen, mit wel⸗ 
hen das k. Staatd-Minifterium jene Auflöfung zu rechtfertigen fucht, fo kann ich doch, 
als Bevollmächtigter der Central-Gewalt, welche die Durchführung der deutfchen Reichs⸗ 
Berfaffung fich zur Aufgabe geftellt, nur bedauern, daß die Auflöfung erfolgte, nach⸗ 
dem bie zweite Kammer, gleich den Kammern faft aller übrigen veutfchen Staaten, fich 
für viefe Verfaflung ausgeſprochen hatte, und baß diefer Ausſpruch in dem Glaß des 
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k. Staats» Minifteriums vom 2Tften v. M. mit unter den Gründen anfgefäh 
welche die Aufldfung rechtfertigen follen. 

Nachdem die Maßregel einmal ergriffen, bleibt mir zur Genügung meim 
trags nur das Erfuchen zu ftellen übrig, den Zufanmentritt der. neu zu wi 
Kammer möglichft zu befähleunigen. 

Eben fo wie vie Aufldfung der zweiten und die DBertagung ver erſten 
dem Lande für jetzt wichtige Organe der gefehlichen Willens⸗Aeußerung entzle 
kümmert auch der fortvauernde Belagerungs⸗Zuſtand die Möglichkeit, daß bie 8 
Meinung fich ausfpreche, indem er die Freiheit der Prefie, dad Vereins⸗ und V 

lungsrecht in dem Mittelpunfte der Monarchie befchränkt. Wenn ver Unterzeic 

November v. I. aus eigenem Augenfchein fich überzeugte, daß es vorübergehend 
nahme⸗Maßregeln bedurfte, um die völlige Verkehrung aller gefehlidien Drkuun; 
Sauptftadt zu heilen, und wenn er damals nicht verfehlt hat, dieſe feine Leber 
Öffentlich auszufprechen, fo glaubt er jegt feine Meinung dahin Außern zu dürfı 
ihm die Fortdauer ſolcher Maßregeln fchon felt lange ungerechtfertigt erſcheint. 
falls erfucht er in Ausführung feines Auftrags Ein Königl. Staats» Miniften 
Belagerungd-Zuftand nunmehr aufhören zu laſſen. Durch eine bafdgefällige Ri 
rung würden Ew. den Unterzeichneten zu Dank verpflichten.” 

2.| Der Gemeinderat von Cöln befchließt: dag wenn auch der Beſchluß üb 
Einladung von Abgeorbneten ber Rheinprovinz nah dem Buchflaben di 
meinbes Ordnung von 23. Juli 1845 nicht zu feiner Eompetenz gehören 
doch der Föniglichen Regierung das Recht nicht eingeräumt werden Tan 
Zurüdnahme der Einfabung zu fordern. Damit fey das basfallfige 9 
ber Behörde erledigt. 


2.| Zu Dresden übernimmt Geh. Rath Dr. Zſchinski die Bildung des nenen Ca 
in welchem Schr. 9. Beuſt an der Spige ber auswärtigen Angelegen 
Oberſt Rabenhorft ald Kriegdminifter bleibt. (Bald darauf trat Frhr. ©. 
als Minifter des Innern hinzu.) 


2. Vielfache Deputationen beflürmen den König von Sachfen wegen unbebingk: 
fennung der deuiſchen Reichsverfaflung, was berfelbe mit Entſchiedenh 
lehnt. — Die Bataillonsweife verfammelte Dresdner Communal⸗Garbe bei 
ohne weitere Rüdficht auf die Anfichten des Monarchen, am Aten in ' 
auszurüden und der deutſchen Reichsverfaſſung Treue zu geloben. (Ci 
Sorte Prätorianer!: In dem füßen Wahne, ein ruhmreiches Gegen! 
Stuttgart zu liefern, bemerkte der ehrliche Bürgersmann nicht, daß er g 
werbe, und baß es fi) um ganz andere Dinge, ald das Franffurter G 
handle.) 

Die Garniſon von Dresden beſtand aus 1880 Mann, wovon al 
1100 M. Infanterie, mit 9 Geſchützen, und verhältnißmäßig geringen 
tions⸗Voräthen. Außerdem befanden ſich noch ungefähr 2600 Mann in 

2. Magiſtrat, Stadtverordnete und Univerfität zu Leipzig entfenden eine gemte 

liche Deputation, die dem Könige das Geſuch vorlegen fol, er möge s 
die von der National» Berfammlung beſchloſſene und verfündete Verfaff 
beutichen Reiche unbedingt und unverfümmert anerfennen, und dieſe Auer 


durch deren fofertige Publication ausferechen, und b) fich ſofort ur weit 


2—8. Mal B—8. 168 


umgeben, welche ſich im vollſten Einflange mit dem zuerſt ausgefproddenen Wunfche 
wegen fofortiger Publication der Reichsverfaſſung befinden. 

Sroße Volls⸗Verſammlung bei Nürnberg, angeblih um eine Adreffe an ben König 
in Sachen der beutichen Reichsverfaflung zu entwerfen. Das eigentliche Motiv 
war aber ohne Zweifel, der Bewegung bed anhaltend bearbeiteten „fränfifchen 
Bolkes“ einen neuen Impuls für den längft eingeleiteten und nunmehr bevors 
ſtehenden allgemeinen Ausbruch zu geben. Der Aufftand in Sachen gehörte 
gewiß dem großen Entwurfe an, war aber vermutblih um mehrere Tage zu 


früh ausgebrochen. 
Antwort des Minifter- Prafiventen Grafen Brandenburg auf das Schreiben bes 
Bevollmächtigten der Eentralgewalt vom 2. Mai. 

Ew. geehrtes Schreiben vom geftrigen Tage, fo wie die demielben beigefügte von 
S. K. 5. dem Erzherzog⸗Reichsverweſer ausgeftellte Vollmacht, habe ich zu erhalten die 
Ehre gehabt, und nachdem ich viefelben dem k. Staatd-Minifterlum vorgelegt, habe ich 
die Ehre, Folgendes darauf zu erwiedern: 

Ew. zeigen barin der f. Megierung an, daß Ihnen der Auftrag geworden ſei, In 
Ausführung des DBeichluffes der veutfchen National-VBerfammlung vom 26. v. M. die 
f. Regierung zu veranlaffen, daß jie einerfeitö die Anerkennung der in Frankfurt bera- 
thenen Berfaffung, einfchließlich ver Wahl des Oberhauptes und des Wahlgefehed, aus⸗ 
fpreche, andererſeits fowohl den Zuſammentritt neuer Kammern möglihft befchleunige, 
als auch ven für Berlin und Erfurt noch beſtehenden Belagerungszuftand aufbebe. 

Der erfte Theil Ihres Auftrages bezieht fich auf eine allgemeine deutfche Angele- 
genheit, in welcher die Eönigliche Regierung die Berechtigung der proviforifchen Gentral- 
Gewalt, eine beftimmte Erklärung zu verlangen, nicht In Zweifel zieht. Ew. bemerken 
indeß felbft, daß biefer Theil Ihres Auftrages bereits erledigt fel, Indem die k. Megierung 
ihre desfallfige ausprüdliche Erklärung ſchon vor Ihrer Ankunft nach Frankfurt hat ges 
langen lafien. Sie kann die Verfaflung, welche erft durch die Zuftimmung der beutfchen 
Negierungen in Wirkjamfeit treten kann, weder jet ald rechtögiltig anerkennen, noch 
auch verfelben in ihrer jetigen unveränverten Geſtalt ihrerfeits ihre Zuſtimmung geben. 
Sie Hat ſich über vie Grunde, welche fie bei diefem Entſchluß geleitet, bereits ausge⸗ 
forochen, eben jo wie über den Weg, auf welchem fie fortwährenn ber beutfchen Eini- 
gung ihre Kräfte zu widmen Willens if. Sie giebt es hiermit noch einmal der Na⸗ 
tional-Berfammlung anheim, ob fie auf diefem Wege mitwirken und zu dem Ende zu 
einer Verflänvigung die Hand bieten will; fie wird fich aber in feinem Kalle abhalten 
laſſen, auf die eine oder die andere Weiſe Alles zu thun, um das wahre Bebürfniß der 
beutfchen Nation zu befriedigen, und verfelben zugleich eine gefegliche Mitwirkung bei ver 
Geftaltung der deutſchen Verhaͤltniſſe zu ſichern. 

Anderer Art ift der zmeite Theil des Auftrages, welcher Ew. zu Theil geworben iſt. 
Er bezieht fih auf die inneren Verhaͤltniſſe des preußiichen Staates und die Mafregeln, 
welche die k. Negierung zum Schuge der öffentlichen Ordnung und Sicherheit im eigenen 
Lande getroffen bat. 

Die k. Regierung tft überzeugt, daß die provijorifche Central⸗Gewalt nicht die Ab⸗ 
fit Haben kann, fic in dieſe Inneren Verhaͤltniſſe des preußifchen Staates einmifchen zu 
wollen. Es würde daher auch nicht am Orte fein, wenn ich vie Rechtfertigung jener 
Mapregeln bier übernehmen wollte Die E. Regierung kann fich bei allen diefen Maf« 
zegeln nur von der Ruͤckſicht auf die Pflichten, welche ihr dem eigenen Lande gegenüber ob= 
fiegen, und auf ihre Berantwortlichfeit gegen daſſelbe leiten laſſen. Sie ift e8 dem Lande 
ſchuldig, die Ruhe und Ordnung mit flarfer Hand zu wahren und aufrecht zu erhalten 
umb zugleich jeder von außen kommenden Agitation, von welcher Seite her es auch fei, 
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den Eingang möglichft zu verfchließen. Stark in dem Bewußtſein, fich auf dem fehe 
Boden des Mechtes zu bewegen, und in dem Vertrauen, daß die ganze befonnene Kr 
des Volkes zu ihr ſteht, fühlt fie fich viefer ernften Aufgabe gewachſen, für welche fe 
die volle Veranttvortlichkeit übernimmt. Sie wird ſich nur freuen koͤnnen, wenn We 
proviforifche Centralgewalt ihr viefelbe erleichtern will, indem fie derjenigen Agitetien, 
welche in ihrer eigenen Nähe vielfältig verfucht worden ift, und auch jet im bebenfüde 
Weiſe ſich zu regen beginnt, energiich entgegentritt und das ganze Gewicht ihre: An 
hend und Einflufied in die Waagſchale der Ordnung und der gefeßlichen Freiheit kg 
Die Eentralgewalt wird dadurch dem gemeinfamen deutfchen Vaterlande einen Din ® 
weifen, für welchen alle Freunde ver wahren Breibeit ihr danken werben, und indem fi 
dabei auf die volle Unterflügung Preußens zählen kann, wird fie zugleich das Werkie 
deutfchen Einigung am ficherften fördern, welches nur auf der Achtung Des Kehle 
baut werden fann. Die E. Regierung giebt fich gern der Hoffnung Hin, daß bie yw 
viforifche Gentralgewalt ihr volle®erechtigkeit widerfahren Iafien, und daß fie felber mil 
in den Fall kommen werde, ihr Recht anders ald durch die einfache Darlegung deſſche 
wahren zu müflen. 

Das Landbwehrzeughaus zu Neuß (Reg. Bez. Cöln) wird von einer bebentesin 
Mafle Geſindels erſtürmt und geplündert. 

Vollſtaͤndiger Ausbruch der Rebellion in Dresven. Die Eingänge zum 64 
werben verrammelt um ben König barin feſtzuhalten. Barrifaden. 

Das königlich ſächſiſche Miniſterium erfucht unter Bezugnahme auf Yetifd I 
ber deutfchen Bunbes-Acte ſowie Artifel XXV und XXVI der Wiener-Edih 
Acte die preußifche Regierung: einige Bataillone wohlgeübter Truppen u 
thunlichſter Befchleunigung in die Nähe von Dresden vorrüden zu laſſen, ab 
demnächft eine noch größere Anzahl Truppen in Bereitfchaft zu halten. 

Das „Volk“ von Leipzig fucht den Abgang des bort garnifonirenben und fl 
Dresden berufenen Bataillons durch Abreißen der Eiſenbahn⸗ Schienen u ſo 
dern, verfehlt aber feinen Zwed. Verſuche zum Barrikadenbau, burg # 
Communalgarde vereitelt. 

Recognoscirungs⸗Gefecht bei Taulov (zwiſchen Kolbing und Friedericia); em 
theilung Schleswig- Holfteiner muß ben überlegnen dänifchen Streitkräften weile 

Die deutfhe National-Verſammlung befchließt mit 190, unter benen einige B 
und ganz unerwartete, gegen 188 Stimmen: I. Die National Berfouminl 
fordert die Regierungen, bie gefeßgebenden Körper, bie Gemeinden ber E 
zelftanten, das gefammte deutfche Volk auf, die Verfaffung bes beutfchen Ah 
vom 28. März d. I. zur Anerfennung und Geltung zu bringen. II. Gie b 
ſtimmt den 22. Auguft d. 5%. als den Tag, an welchem ber erfte Reicheing dl 
den Grund der Berfaffung in Franfurt a. M. zufammenzutreten hat. IIL & 
beftimmt ald den Tag, an welchen im deutfchen Reiche die Wahlen für W 
Volkshaus vorzunehmen find, den 15. Juli d. 3. IV. Sollte, — ahgide 
von Deutfeh- Defterreich, deſſen zur Zeit etwa nicht erfolgter Eintrin berch 
durch $. 87 der Verfaffung berüdfichtigt iſt, — einer ober der andere Eid 
im Reichötage nicht vertreten fein, und deßhalb eine ober Die andere Beim 
ber für ganz Deutfchland gegebenen Berfaffung nicht ausführbar erfcheinen, # 
erfolgt die Abänderung berfelben auf dem in ber Berfaffung ſelbſt vorgeie 
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benen Wege proviforiich bis zu dem Zeitpunkte, wo die Berfaflung überall in 
Wirkſamleit getreten fein wird. Die 6. 196 Ar. 1 der Berfaffung gedachten 
zwei Drittheile der Mitglieder find dann mit Zugrundelegung berjenigen Staaten, 
welche zum Bollss und Staatenhaufe wirklich gewählt haben, zu ermitteln. 
V. Sollte insbefondere Preußen im Neichstage nicht vertreten fein, und alfo 
bis dahin weder ausbrüdtih noch thatfächlich die Verfaflung anerfannt haben, 
fo tritt das Oberhaupt besfenigen Staates, welcher unter den im Staatenhaus 
verireten Staaten die größte Seelenzahl hat, unter dem Titel eines Reichsober⸗ 
bauptes ein. VI. Sobald aber bie Verfaſſung von Preußen anerkannt ift, geht 
damit von felbf die Würde des Reichsoberhauptes nach Maßgabe ber Ber- 
- faffung $. 68 ff. auf den zur Zeit der Anerfennung regierenden König yon 
Preußen über. VII. Das Reichsoberhaupt Teiftet den Eid auf die Berfaffung 
vor der National» Berfammlung, und eröffnet fobann den Reichstag. Mit der 
Eröffnung des Reichötages ift Die National-Berfammlung aufgeloͤſt.“ 

Diefes anmapliche Eingreifen in die Erecutio- Gewalt genügte indeß ben 
Bollblut-Revolutionairen bei weitem nicht, fie brachten die tollſten Verbeſſerungs⸗ 
Vorſchläge. Unter ihnen zeichnet ſich der des Iandflüchtigen Advokat Erbe bes 
ſonders aus, und wir laſſen ihn folgen, obwohl er die Zuftimmung der Mas 
jorität nicht erhielt. Er gewährt einen Anhaltspunkt zur Vergleichung mit bem, 
was die Berfammlung vier Wochen fpäter guthieß. 

„In Erwägung, bag durch die Auflöfung der Kammern in Preußen, Han- 
nover und Sachſen; durch die baierifche Note vom 23. v. M.; durch bie Cir⸗ 
eularnote der preußifhen Regierung vom 3. v. M. an die einzelnen deutſchen 
Regierungen; durch die jüngften preußifchen Noten an die National Berfamm- 
Iung in Betreff der Reichsverfaffung; ferner dur bie Art ber Kriegführung 
in Schleöwig-Holftein; durch die Sntervention der Rufen in Siebenbürgen; 
durch ihre Einrüden in Defterreihifch-Schleflen und Mähren; durch die Bewe⸗ 
gung preußifcher Truppen an die öfterreichifhe Grenze; ferner durch bie Ge⸗ 
waltherrſchaft in Oeſterreich, und durch das Verhalten der oͤſterreichiſchen Re⸗ 
gierung dem übrigen Deutſchland gegenüber, die allgemeine Verſchwoͤrung der 
Fürften und ihres Hofgefinded gegen das Volk zum Umſturz aller Errungen⸗ 
fhaften der vorjährigen Märzrevofution und insbefonbere zum Umſturz des Durch 
biefe Revolution proclamirten Grundfages ber Bolfsfouveränetät offen zu Tage 
gekommen ift: 

beſchließt die National-Berfammlung 1) Die oberfle Erecutiogewalt in Deutſch⸗ 
land wird für die Dauer der durch dieſe Verſchwoͤrung drohenden Gefahr von 
der Rational» Berfammlung einem von berfelben gewählten und berjelben ver- 
antwortlihen Vollziehungsausſchuſſe von fünf Mitgliedern übertragen; 2) das 
beutfche Volk wird zu den Waffen gerufen, um fi) gegen die rebellifhen Für- 
fien und gegen die eindringenden Ruſſen zu erheben; 3) die rebelliſchen Fürften 
werben entjegt, und an beren Stelle proviforifche Regierungen von der National: 
Berfammlung ernannt; A) es wirb ein Parlamentsheer aus ber Truppenmacht 
derjenigen Staaten gebildet, welche fi dem Parlamente unterworfen haben; 
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5) das Parlamenisheer hat die gemeinfame Erhebung des beukfchen 
gegen bie rebefifchen Kürften und gegen die auf deren Ruf eindringenden 
zu unterftügen,’‘ 

4 | Königlich preußiiche Verordnung wegen Aufnahme bäuerlicher Grundſtücke 
GrebitsBerband der oftpreußifchen Landicaft. 

A. | Abreife der Föniglihen Familie von Dresden nach Königfiein. Angriff ı 
Schloß, wird abgefhlagen. Eine proviforiiche Regierung bildet ſich a 
Geh. Reg. Rathe Todt, Kreisamtmann Heubner und Advokat Tal 
Der Gouverneur ſchließt eine Art Convention wegen einftweiliger Wa 
mit den Snfurgenten. Ihren Tügenhaften Vorfpiegelungen gelingt es 
wirten, daß die Wache am Zeughaufe ber Bürgerwehr übergeben wirt 
zum Abende treffen etwa funfjehnhundert Dann Infanterie ein. Rückkehr 
Minifter vom Königftein, Entſchluß den Kampf auszufechten. 

Den Truppen gereicht zur Höchften Ehre, allen Berführungstänf 
Republikaner fortwährend widerftanden zu haben, — ein erhebenbes Ge 
zu den Schandicenen in Baden, deren wir bald werben gebenfen müſſe 

4. | Proclamation des Magiftrats und der Stabtverorbneten von Leipzig: „ 
ſich die Nachricht verbreitet, daß eine proviforifche Regierung in Drest 
getreten fei. Mittheilungen von der proviforiichen Regierung felbk f 
jest an und nicht gelangt, noch weniger find wir davon unterrichtet, ma 
hen Orundfägen und in welchem Sinne biefelbe die Verwaltung bes 
zu führen gedenfe. Wir find daher zur Zeit und fo lange, als wir nid 
und vollfändig davon Kenntniß erlangt haben, außer Stande, uns bar 
erklären, werden es jedoch für unfere mwichtigfte Aufgabe halten, fofort 
rathung zu treten, fobald jene Ungewißheit darüber befeitigt iſt.“ 

5. | Die Stabt Peſth von Dfen aus befchoflen und beworfen, aus Beranlafı 
von dorther gegen die Feftung verübten Feindſeligkeiten. 

5. | Der Präfivent des Neihe- Minifteriums ernennt Herren Eifenftud zum 
Commiffar für die baierfche Rheinpfalz und verfieht ihn mit nachſtehend 
macht: „Nachdem es aus öffentlichen Blättern, wie aus Berichten v 
genzeugen zur Kenntniß ber proviforifchen Centalgewalt über Deutſchland 
if, daß in der Föniglich baieriichen Provinz der rheinifchen Pfalz eine allı 
Bewegung zum Zwede der Anerkennung der Reichsverfaſſung eine ſolche 
dung genommen, daß ein Landeg-Bertheibigungsausihuß, hervorgegang 
Wahlen einer Bollsverfammlung, ſich als eine öffentliche Behörde coı 
und Beichlüffe gefaßt hat, welche in den Wirkungskreis der beſtehenden 
lichen Behörden eingreifen; nachdem ferner eine Anzahl baierifcher Abgeo 
zur beutfchen Reichsverſammlung ſo wie mehrere hier anweſende Abge 


®) Beim Shiſbruqhe derſelben fand man ein großes Staatsfiegel mit der Inſchrift: 
forifhe Regierung von Sachſen, deſſen Anfertigung nach dem beeiveten Ausfprud 
verfländiger wenigſtens vierzehn Tage erfordert hat. Diefer Umſtand beweift: 1) daß d 
von langer Hand her vorbereitet und 2) die Reichs-Verfaſſung lediglich ein Borwand y 
ben Unbefangenen if freilich ber Beweis überfläffig. 
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we baleriſchen Stänbe-Berjammlung den Wunſch des Landes vorgetragen haben, 
daß die Reichögewalt vermittelnb einfchreiten möge; nachdem es ferner zu bes 
fürchten ſteht, daß die der gefeglihen Landes. Behörbe zur Verfügung ftehenden 
Kräfte unzureichend fein Tönnten, um bie Belege und die öffentliche Orbnung 
überall aufrecht zu halten: — fo habe ich mich bewogen gefunden, ben Abges 
erdneten Deren Eiſenſtuck, zweiten Bicepräfibenten der deutſchen Reichsverſamm⸗ 
lung, zum ReichdsCommiflär für bie baieriſche Rheinpfalz zu ernennen, und 
benfelben zu beauftragen, im Namen ber Reichsgewalt alle zur Aufrechthaltung 
oder Wiederherftellung der Herrſchaft der Befege in jenem Lande erforderlichen 
Maßregeln zu ergreifen, ſich deshalb ſowohl mit den Eivil« als Militairbehörben 
unmittelbar in das Einvernehmen zu ſetzen, insbejondere Fürſorge zu treffen, 
daß der von gedachtem Landes⸗Bertheidigungsausſchuß am 3. Mai. zu Kaiſers⸗ 
fautern gefaßte Beichluß wieder aufgehoben werbe, ober denſelben erforderlichen 
Falls von Rechtswegen felbft aufzuheben, überhaupt aber alles Dasienige vor 
zukehren, was die öffentliche Ordnung ber gebuchten Provinz und die allgemeine 
Sicherheit und Wohlfahrt von Deutichland erfordert. — Sämmtliche Civil» und 
Militairbehörden in der baieriihen Rheinpfalz werben hiermit augewieſen, ben 
zu gebachtem Zwecke zu erlafienden Verfügungen des Reichs⸗Commiſſärs Folge 
zu leiften, und denfelben in Durchführung aller von ihm zu treffenden Maß⸗ 
regeln Fräftig zu unterſtützen.“ — Man möchte an der Menſchenkenntniß des 
Herrn v. Gagern zweifeln, wenn er auch nur einen Augenblid geglaubt hat, 
dag Bernhard Eifenftuf in die ſem Sinne handeln werbe oder fönne. Doppelt 
wunderbar erfcheint die getroffene Wahl, nachdem der Gewählte dem Minifte- 
rium erklärt hatte, 1) er fei nicht geneigt den Auftrag anzunehmen, wenn man 
bie gänzliche Befeitigung des Ausſchuſſes beabfichtige, 2) er werde jedes Ein- 
rüden von Truppen, bie nicht der Berfaffung angehörten, namentlich jedes 
Einrüden von preußifchen Truppen in ber Pfalz als eine feindlihe Invaſion 
betrachten, 3) man dürfe den Zuſtänden ber Pfalz gegenüber, ſelbſt davor nicht 
zurückſchrecken, äußeren Falles zur Einfegung einer proviſoriſchen Regierung 
zu fohreiten. 

Zumult und grobe PöbelsErcefie zu Breslau. 

Die in Neuftadt:Dresten vorhandene Neiterei wird auf bas Tinte Elbufer entſen⸗ 
dei, um bie Altftabt von Weſten her zu umflellen. Nah Mittag beginnt ber 
Kampf wieder, indem die Verbindung mit dem Zeughaufe hbergeflellt wird; 
außerdem Feuergefeht in ber Schloßgafle und Eroberung des Zwingerwalles. 
Gegen Abend trifft das erfte preußiſche Bataillon ein. ’) Eine Deputation 
aus der Altſtadt fucht Unterhandlungen anzufnüpfen; das Minifterium bewilligt 
Einftellung des Feuers bis zum nächſten Mittag, und fchreibt folgende Bedin⸗ 


®) Das Küftlier- Bataillon vom Kaifer Alexander Grenadier⸗Regiment, welches durch die 
Enifchlofienheit feines Gommandeurs, noch die ganze Gifenbahn benupen Fonnte. Tiefe wurde 
gleich nachher von auswärtigen Rebellen an mehreren Stellen unbrauchbar gemacht, fo daß bie 
leßten fünf Meilen von den uacdhrüdenden Truppen zu Fuß zurüdgelegt werden mußten; ta- 
durch erklärt fich deren fpäte Ankunft. 
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gungen vor: ,,1) Geftellung der Anflifter des Aufruhrs und indhefonder ie 
Mitglieder der fogenannten proviforiihen Regierung. 2) Ablieferung ber Be 
fen binnen 24 Stunden an das Gouvernement zu Neuſtadt⸗Dresden. 3) By 
räumung der Barrifaben binnen 24 Stunden. A) Wiederherfiellung ber Ghafe 
in früheren Stand, inbejondere Dedung der Schleufen, beides binnen 48 Ems 
ben. 5) Die Stadt haftet für ben durch die Dämpfung bes Aufruhrs awak 
fenen öffentlihen Aufwand. Das Feuer beginnt morgen Nachmittag 2 Ik, 
wenn bis bahin eine definitive Vereinigung nicht zu Stande gelorwa m 
eine unbedingte Unterwerfung nicht erfolgt if.‘ 

Begreiflich befanden fih die Väter der Stadt — wenn fie and ben Sn, 
bazu gehabt hätten — ganz außer Stande, eine einzige biefer Korberugmp: 
erfüllen. Selbſt die proviforiihe Regierung fah ihre Macht, dem wuthenn 
Revolutionair Bakunin gegenüber, immer mehr ſchwinden. 

Der Commandant von Landau erklärt den Play in Kriegszuſtand, und erbill 
beim Reichskriegs⸗Miniſterium eine Verſtärkung der Garnifon, da deren 
berufene Beurlaubten nicht erfcheinen, und das Anhäufen fremder Offizier « 
ber franzöfifchen Grenze einen Handftreih erwarten läßt. — Er Tann m 
verhindern, daß bie Bürgerwehr bewaffnet den Eid auf bie Reichöverfofu 
leiftet, und erklärt: der vebellifchen baierifchen Regierung nicht gehordyen zu 

Die Borhut der dur Galizien nah Ungarn ziehenden ruſſiſchen Häffeinapm 
ruͤckt in Krakau ein. 

Eintreffen einer oͤſterreichiſchen Brigade in Piſa. 

Befehl des Reichskriegs⸗Miniſteriums, daß ein Bataillon und eine Schwadtn d 
dener von Mannheim, ein preußiſches Bataillon von Mainz aus die Defapay 
Landau's verftärfen follen. (Das Lebtere warb durd einen Befehl des Reiſe 
Commiffärs veranlagt umzufehren.) 

Berfammlung von Landmwehrmännern zu Grefeld, worin fie befchließen, dap bi 
Appelt des folgenden Tages erklärt werben foll: Die Erefelder Landwehr ſih 
fi) der deutſchen National-Berfammlung zur Verfügung, werbe aber m 
Einberufungs-Drdre des preußifhen Minifteriums nicht Folge Teiften. 

Große Berfammlung zu Elberfeld, wozu aus der ganzen Gegend Deputationen W 
Landwehr eingeladen find, welche auch anlangen. Diefe wählen einen für _ 
manent erflärten Vorftand, der Folgendes veröffentlicht: „Die Einberufung de 
Landwehr erften Aufgebots durch das volfsverrätherifche Miniſterium Brandt 
burg⸗Manteuffel betrachten wir ald ein ungefegliches Mittel, um die errunged 
Sreiheiten zu unterdrüden. Wir vertrauen der Ehrenhaftigfeit aller uam 










Kameraden, baß feiner der Aufforderung Folge leitet, und jeder entfchlofen # 
wie Ein Dann zufammen zn halten, und gegen biefe ungefegfiche Aufforderumg 
nöthigenfalls mit den Waffen in der Hand feierlich zu proteftiven. Wir fe 
dern alle Landiwehrleute auf, fi) morgen den 8. Mai fo früh wie möglich wi 
ihren Waffen hierſelbſt zu verfammeln u. ſ. w.“ — Am Abende grobe Lamb 
nungen mit mannichfacher Verlegung des Eigenthums. 





Verfammlung von Landwehrmaͤnnern zu Atenhagen (Weftphalen), deren Beſqhliß 
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mit ben vorſtehend erwähnten im Wefentlichen übereinftimmen. Dieſer Umflanb, 
ſowie die Gleichzeitigkeit des Schrittes müffen auch den Ungläubigften überzeus 
gen, daß hier eine geheime obere Leitung flatt fand. 

Bollöverfammlung zu Breslau, worin bie vormaligen Abgeorbneten Stein und 
Elsner das große Wort führen; der Aufruhr wird unverholen geprebigt. Mit 
einbrechender Dämmerung nimmt das Ganze eine ernftere Geftalt an, Barrika⸗ 
denbau, Einfchreiten der Garnifon, mißlungene Berfuche die Soldaten zu vers 
führen 


| Generals Eongreß fämmtliher März Bereine zu Franffurt a. M. Wir brauchen 
nichts Hinzu gu fügen, als daß Raveaur und Kröbel präfibirten. 

Fortſetzung des Gefechte in Dresden. Beide Flügel dringen rechts über ben Zwin⸗ 
ger hinaus, links auf den Neumarft vor, wo die großen Gebäube des Hotel 
be Sare und ber Stabt Rom erflürmt werden. In der Mitte bloßes Feuers 
gefecht, der fächfifche Artillerie:General Homilius empfängt Hier eine Wunde, 
woran er wenige Stunden fpäter flirbt. 

Die Infurgenten fegen das alte Opernhaus und einige Privat-Gebäube 
in Slammen, welche auch einen Theil des Zwingers ergreifen; das naturges 
ſchichtliche Eabinet geht dadurch verloren. *) 

Die Stadtbehörde von Leipzig erläßt folgendes Plakat: „In Anbetracht, daß das 
bermalige koͤnigliche Miniſterium in feiner amtlichen Thätigfeit durch den Eon» 
fliet, welcher zmifchen ber Krone und dem Bolf in Folge verweigerter Aner: 
kennung ber beutfchen Verfaſſung ausgebrochen, beengt if; in Anbetracht, daß 
bie Stadt Leipzig bie Bermittelung ber beutfchen Centralgewalt angerufen hat; 
in Anbetracht, daß die in Dresden aufgetretene proviforifche Regierung einen 
anderen Weg eingefchlagen hat ale bie Vertretung ber Stabt Leipzig; in Ans 
betrat, dag nur ein Minifterium, welches fih für Anerfennung der beutjchen 
Berfaffung ausfpricht, die volle Kraft der Negierungsgewalt in Sachſen, bie 
nur da iſt, wo fie im Bolfe wurzelt, wieber erwerben kann, — wird beſchloſſen 
umd hiermit veröffentliht: „Die Gemeinde Leipzig ftellt ſich bis zu Austrag 
der Eonflicte zwifchen Krone und Volk unter den Schuß ber deutſchen Central: 
gemalt.” — Zur Erläuterung biefes mehr als fonderbaren Beichlufles dient 
vielleicht die Perfönlichkeit des Dberhürgermeiftes, welcher feinen früher gewon⸗ 
nenen liberalen Ruf zwifchen zwei Ertremen hindurch retten wollte, zumal ihm 
Minifter » Gelüfte fehwerlich fremd waren. Auch die übrigen Mitglieder bes 
Magiftrats u. f. mw. der „Stadt des Foriſchrittes“ nahmen wohl ſolche Rüd- 
ſichten, fo lange es ſich nicht um bie Meſſe und deren Waarenballen handelte. 

Gegen Abend entflehen zu Leipzig ımruhige Bewegungen, bie endlich in vollftän« 
bigen Aufruhr mit Barrikaden und Gefecht ausarten. Der geſunde Theil der 


*) Es if anbefreitbare Thatfache, daß ſewohl das Opernhaus wie alle nievergebrannten 
Brivatgebäude nur von den Infurgenten angezündet, daß von den Truppen weder Brand: noch 
überhaupt Hohlgefchofie angewendet worden find. Doppelt wiberwärtig erfcheint daher bie lügen- 
hafte Rhetorik in der Baulaficche, daß Dresden von den Preußen bembarbirt werde, — welche 
beiläufig bemerkt, exft fpäter einige Feldgeſchütze erhielten, 





29 


6-7. Mai. 6-7. 





PPPER 


N 


GommunalsBarde benimmi ſich mufterhaft unb überwältigt zulegt bas 
Wühlerifhe Thätigfeit des befannten A. Auge, dem jedoch ſelbſt fein 
augeftehen, daß er unbetheiligt am Kampfe geblieben; auch verfchminket 
von ber Bühne, um in Frankfurt a. M. wieder aufzutauchen. 


Krawall zu Prag. 

Auch die preußifche Divifton überfchreitet die Grenze Zütlande. 
Seldgeugmeifter d’Aspre in Lucca. 

Das Hauptquartier bes Feldzeugmeifter v. Welden nach Preßburg verlegt. 


erſten Truppen Jellachichs treffen bei Eflegg ein. (S. 23. und 291 


Die deutſche Rational-Berfammlung geht nach Iebhaftefter Debatte hinſich 


ſendonck's Antrag: alle deutſche Truppen unter den Befehl eines von 
tralgewalt ernannten Ober-Commanbanten zu ftellen, und fofort auf di 
verfafiung und ausübende Reichsgewalt vereiven zu laſſen, mit 209 g 
Stimmen zur Tagesorbnung über. Herr Weiendond war offen gen 
ſprechen: „Eines biefer Mittel ift der Eid; er ſoll dazu dienen, daß 
und felbft das Heer in Preußen für die Berfaflung und gegen fe 
gierung fi erhebt. Das ift der Zwed, die Infurrection d 
fes herbei zu führen.” Herr Würth (Sigmaringen) war noch 
in dem Berbefierungs-Antrage: „In Erwägung, daß bie rebellifche 
bereits zu ben Waffen gegriffen und den Reichsfrieden gebrochen habe 
wägung, daß mit diefen Fürften nicht mehr unterhandelt werden kan 
trage ich, die National-Berfammlung befchließe: „Das deutfche Volk fi 
Waffen zu rufen und aufjzufordern, die vebellifchen Kürften zu vertilg 
Funfzehn Abgeorbnete, größtentheils Baiern, zeigen ihren Austrü 
Im Laufe der Debatte entfchlüpft dem Herrn v. Gagern cin — 
vollfommen richtiger — Ausdruck, wegen befien er vom Präftdenten ; 
nung gerufen wird. Dagegen entwidelt derfelbe Präfident eine wahre 
geduld gegen die Ungezogenheiten der Gallerie, welche feit kurzer Ze 
fo laut und frech geworben ift, wie im September. Auch die linfe € 
gert ſich allgemach wieder zu der früheren Heftigfeit, und wenn felbf 
Straße Jufulten ihrer Gegner durch den Pöbel nicht mehr zu den Se 
gehören, wenn bie confiscirten Gefichter und Geftalten aus ben Septa 
plöglich wieder auftauchen, fo ergiebt fi) deutlich genug, daß eine neu 
erhebung der Demokratie auch in Frankfurt vorbereitet wurbe. 


7.| Der Reihe-Commilfar Eifenftud erläßt folgendes Proclam: „Zur Sid 


öffentlichen Zuftände und zur VBermittelung der Berfaflungsfrage in | 
im Namen der proviforifchen Gentralgewalt des beutfchen Reiches un 
mäßheit ber Befchlüffe der deutichen National-Berfammlung vom 11.9 
4. Mai d. J. ift Folgendes feftgefegt: 1) Der am 2. Mai d. 5. in 
fonen der Parlamentsmitglieder Schüler, NReichard, Culmann, und SG 
Lantagssbgeordneten Dr. Greiner, Dr. Hepp, Dr. Hannig, Notar 
aus Kirchheimbolanden, Defonom Didier von Landſtuhl und Hedi 


Fried aus Frankenthal für die Pfalz gebildete Lanbesvertheibigung 
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wird als ein Landesausſchuß für Vertheidigung und Durchführung der deutſchen 
Reichsverfaſſung hiermit beflätigt; 2) ber Landesausſchuß iſt berechtigt: a) alle 
ihm erforderlich fcheinenden Maßregeln zur Vertheidigung der dentſchen Reichs⸗ 
verfaflung in der Pfalz einzuleiten, in fo weit fie nicht in bie Befugnifie ber 
zu Recht befiehenden Landesbehörben eingreifen, demnach insbejondere die Or⸗ 
Hanifation der Vollswehr zu leiten unb zu bewacen, b) benjenigen Volksweh⸗ 
sen und Truppenabtheilungen, fowie denjenigen Landesbeamten in ber Malz, 
welche auf Grund ber 99. 14 und 193 der deutſchen Reichsverfaflung bie Verei⸗ 
bigung auf die Verfaſſung verlangen follten, den Eid abzunehmen, c) gegen 
gewaltfame Angriffe auf die Reihsverfaflung in der Pfalz äußerfien alles 
felbftftändig einzuſchreiten; 3) Der Landesausfhuß hat feinen Sig in Kaiſers⸗ 
lautern; fünf anweſende Mitglieder deſſelben find befchlußfähig; A) der Landes» 
ausſchuß befteht bis zu vollfängiger Durchführung der deutſchen Reichsverfaſſung 
in ber Pfalz; 5) durch die in $. 2 dem Landesausichufle erteilten Befugniſſe 
find alle bis heute von dem Landesvertheidigungsausſchuſſe gefaßten Beſchlüſſe, 
foweit fie diefen Befugniſſen zumwiderlaufen, hiermit aufgehoben.‘‘ 

Erlaß des preußiſchen Staatsminifteriums an fänmtliche Obers Präftdenten hinſicht⸗ 
ih der am Aten d. M. gefaßten Befchlüffe der deutſchen National: Berfamm- 
lung. Es erflärt diefelben, als in die Erecutive eingreifend, für ungiltig, und 
daß es entfchloflen fey, allen dadurch etwa herbeigeführten gefeßwibrigen Bes 
firebungen mit dem vollen Ernfte des Geſetzes entgegen zu freien. 

Gefecht bei Alminde und Viuf. Die preußifchen Truppen vertreiben ben Feind; 
Verluſt 5 Offiziere 31 Mann. 

Gefecht bei Gudſo. Die Dänen von der SchledwigsHolfteiner Divifion nad 
Fridericia geworfen; der Brüdenfopf von Snoghoi fällt in bie Gewalt der Sieger. 

Zu Breslau Erneuerung ber Scenen des vorigen Abends, mit Iebhafterem Widers 
flande von Seiten der Rebellen. Die Gamifon zählte im Ganzen 3 Offiziere 
21 Mann todt und verwundet. — Diefed Ereigniß war fchwerlich ein verein- 
zelted oder zufälliges, vielmehr fcheint beinahe gewiß, daß durch die ſchnelle 
Befiegung der Tumultuanten ähnliche Verſuche in mehreren Städten der Pro- 
vinz verhindert worden find. 

Breslau wird nebft einem limfreife von zwei Meilen in Belagerungszuftand erklärt. 

Grobe und jchimpfliche Ercefie der Erefelder Landwehr bei dem Appell. Eine am 
Abend dort einrüdende Escadron flellt bie Ruhe ber. 

Unruhen und Exceſſe zu Neuß. 

Ercefie zu Elberfeld. 

Röniglich ſächſiſche Verordnung, das Verfahren bei Störungen der öffentlichen 
Ruhe und Sicherheit (Verhängung des Kriegezuftaudes) betreffend. Eine zweite 
Berorbnung fept fe, daß diejes Verfahren für Dresden mit dem Bten Mai, 
für andere Orte mit dem fechften Tage nach erfolgter Bekanntmachung eintrete. 

Ein zweites preußifches Bataillon Tangt Morgens an (S. 5. Mai), bie Truppen 
machen allerwärts Fortſchritte. Verſuche ber Rebellen das Schloß in Brand 
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zu ſtecken, und durch Minen in die Luft zu fprengen. Letzteres wird bi 
daͤmmung ber unterirdiſchen Waflerleitungen gehindert. 


7.| Die Communals Garde von Chemnig wird gezwungen, zur Unterfil 


Rebellion in Dresden dahin abzumarfhiren. Bon mem diefer Iwan 
gangen, ift noch in myſtiſches Dunfel gehüllt, aber ſtark muß er gem 
ba die Garde doch minbeftens taufend vollkommen ausgewachfene und b 
Männer zählte, die feit achtzehn Jahren im Waffenhandwerf geübt w 


7. | Bewegte Zuftände in Hannover, Epaltung bei ber Bürgerwehr. Pi 


- MaffenDemonftrationen angefünbigt, aber auch die Regierung ſolche Mi 
getroffen, daß die demokratiſchen Vereine felbft von Zuzügen abriethen, 
überlegnen Militairmacht gegenüber nutzloſes Blutvergießen zu ver 
Eine Deputation diefer Vereine wird vom Könige nicht vorgelaffen. 


7.| Die Bürgerwehr von Carlsruhe faßt folgende Befchlüffe: 1) „Die 9 


N 


auf das dringendſte zu erfuchen, daß fie fogleich nad) dem Erfcheinen de 
verfaffung im Negierungsblatt die Beeidigung auf diefelbe gleich der 
Landesverfaffung vornehme. 2) Die Carlsruher Bürgerwehr ift bei 
Reichsverfaſſung gegen eben verfaflungverlegenden Angriff zu ver 
3) Die Carlsruher Bürgerwehr fordert fämmtlihe Bürgerwehren de 
auf, fih in demfelben Sinne zu erflären und fi) zum Einftehen für bi 
verfaflung bereit zu halten. A) Die Carlsruher Bürgerwehr fordert ind 
die babifche Regierung auf, bei der Centralgewalt fchleunigft die nöthigen 
zum Schuß des Nachbarlands Rheinbaiern, welches fich für die Reichsv 
ausgeſprochen, zu thun; namentlich wolle die Centralgewalt Feinerlei 
märfhe von Truppen folder Staaten, die die Reichsverfaſſung nicht « 
haben, nad Rheinbaiern geftatten. 5) Die Carlsruher Bürgermei 
einen Aufruf an ihre Kameraden in Würtemberg und Hefien, in 
Weife das Yhrige zum Zweck der Aufrechterhaltung der Reichsverfafl 
Schutze Rheinbaierns einzuleiten.‘ 

Einrüden der Defterreicher in Ferrara. 

Feldzeugmeifter d'Aspre in Piſa. 

Sn der deutichen Nat. Berfammlung ruft Herr Hoffbauer (Norbhaufen) | 
gliedern ber rechten Seite zu: „Sie haben feine Ehre im Leibe!’ u 
Sigung nach dreiviertelftündiger Dauer fchließt. 

Programm des Minifteriums Gagern, mit Bezug auf die augenblictichen 
niſſe S. 8. H. dem Erzherzog Reichsverweſer vorgelegt. 

1) „Die Reichs⸗Verſammlung hat ven Weg, auf welchem die deutſche R 
faffung durchzuführen if, durch ihre Beichlüffe vom 28. April und A. Mat 
gezeichnet. Diefe Beſchlüſſe Eönnen nicht miteinander im Widerſpruch ſtehen 
mäflen als fich ergänzend verftanven und ausgeführt werden. 2) Die Beveutur 
fhlufies vom 4. Mat unter 1, dahin gehend: „Die Reichs⸗Verſammlung forbı 
gierungen, die gefeßgebenden Körper, die Gemeinven ver Einzelftaaten, das 
deutfche Volk auf, die Berfaffung des veutfchen Reihe vom 28. März d. I 
erfennung und Geltung zu bringen,“ ift von mehreren Mitgliedern der Reichs 
Iung, namentlich dem interimiftifchen Reichsminiſter⸗Praͤſidenten, bei der DIE 
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Antrags genügenh präcfirt worben Er ift im Zufanmenhang mit den übrigen Thei⸗ 
len beffelben Beichluffes unter II. bis VII. dahin zu verflehen, daß die Durchführung 
der Berfaffung, mittelft des Ausfchreibens der Wahlen und vermöge der Mittel, welche 
der Beſchluß sud 2 d nom 28. April bezeichnet, gefchehen fol, nämlih: a) unbefchräntte 
Ausübung der durch die Grundrechte gewährten freien Preſſe, des Petitiond-, des Ver⸗ 
fammlungs- und Affociationsrechts: d) die Benupung der conflitutionellen Mittel, ven 
Willen der Majorltät zur Geltung zu bringen. 3) Die Anwendung von Zmang zur 
Anwendung der Verfaflung ift von der Reichs⸗Verſammlung weder beabfichtigt, noch 
guigebeißen, wie ſchon aus dem Beſchluſſe unter IV. vom 4. Mai erhellt, indem danach 
ver Fall vorgefehen iſt, daß ein oder der andere Staat nicht gewählt haben und darum 
im Reichstag nicht vertreten fein würde. A) Ebenjowenig kann, Seitens der propifori= 
fhen Central⸗Gewalt, nad) der rechtlichen Stellung derſelben, ſowie nach den ihr zu Ge⸗ 
bote ſtehenden Mitteln, die Ausübung eines Zwanges zur Durchführung der Reichs⸗ 
Berfaffung in den Einzelftaaten ihre Aufgabe ſeyn; aber dad Reichs⸗Miniſterium halt 
fi für befugt und verpflichtet, mit allen gefeglichen und frieplichen Mitteln, und durch 
das Gewicht ver moralifchen Macht ver Entral- Gewalt, die Durchführung der Reichs⸗ 
Verfaffung in den deutfchen Staaten zu unterflüßen, und für bie Befeitigung aller 
Hinderniffe Sorge zu tragen, die dieſer Durchführung und der darauf gerichteten gejeß- 
lichen Aeußerung des Volkswillens in den Einzelnftaaten entgegentreten müſſen. Angriffe« 
weile Auflehnung gegen die Megierung und gewaltthätige Cingriffe in die Functionen 
der orbentlichen Behörden müflen im Sinne ver Beichlüffe vom 28. April und 4. Mai 
zurüdgewiefen werben. 9) Schreitet eine Regierung, auch wenn fie die Verfaſſung noch 
nicht anerfannt hat, dagegen im eigenen Lande ein, fo wird al8 die Aufgabe ver Gen- 
tral» Gewalt erkannt, vermittelnd einzutreten. 6) Indem das MNeichd- Minifterium bie 
Frage der Durchführung der Reichso⸗-Verfaſſung als eine allgemeine deutfche Angelegen⸗ 
heit betrachtet, wird e8 jeber Intervention eined oder mehrerer Einzelftaaten zur Unter⸗ 
bveifung etwaiger Bewegung zum Zwecke der Anerkennung ber Reichs⸗Verfaſſung in 
anderen Einzelftanten entgegentreten. 


Gogenannter Stäbtetag der Rheinprovinz (S. 1. u. 2. Mai.) Derfelbe Tiefert 
folgendes Ergebniß: ,1) Die Berfammlung erklärt, daß fie die Verfaſſung 
bes deutichen Reiches, wie ſolche am 28. März d. 3. von der Reichs⸗Verſamm⸗ 
lung verfündet worden, als endgiltiges Geſetz anerkennt, und bei dem von ber 
preußgifchen Regierung erhobenen Conflicte auf der Seite der deutfchen Reiches 
verfammlung fteht. 2) Die Berfammlung fordert das gefammte Volk der Rhein⸗ 
Iande, und namentlich alle waffenfähigen Männer auf, durch Eollectiv-Erflärungen 
in Hleineren und größeren Kreifen feine Verpflichtung und feinen unverbrüchlichen 
Willen, an der beutfchen Reichsverfaſſung feftzuhalten und den Anordnungen 
ber Reihsverfammlung Folge zu leiſten, auszuſprechen. 3) Die Berfammlung 
fordert die deutfche Reichsverſammlung auf, nunmehr fchleunigft Fräftigere Anord⸗ 
nungen zu treffen, um dem Wiberflande des Volkes in den einzelnen deutſchen 
Staaten, und namentlich auch in der Nheinprovinz, jene Einheit und Stärfe 
zu geben, die allein im Stande ift, die wohlorganifirte Gegenrevolution zu 
Schanden zu maden. A) Sie fordert die Reichsgewalt auf, die Reichstruppen 
baldmoͤglichſt auf die Verfaffung zu beeibigen, und eine Zufammenziehung ders 
felben anzuordnen. 5) Die Unterzeichneten verpflichten fi, der Reichsverfaſſung 
durch alle ihnen zu Gebote ftehenden Mittel in dem Bereiche ihrer Gemeinden 
Geltung zu verichaffen. 6) Die Berfammlung erachtet die Entlaffung des Minis 
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Rerlums Brandenburg Manteuffel und die Einberufung ber Kanm— 
Abänderung des befiebenden Wahlmodus für unbedingt nothwendig. 
erblidt ingbefondere in der jüngft erfolgten theilweifen Einberufung 4 
wehr eine unnöthige, den inneren Frieden in hohem Grade gefährben! 
regel, und ermartet fofortige Zurüdnahme. 8) Die Unterzeichneten 
fhließlich ihre Ueberzeugung dahin aus, daß bei Nichtbeachtung des. 
biefer Erklärung dem Vaterlande die größten Gefahren drohen, burd ! 
der Beſtand Preußens in feiner gegenwärtigen Zufammenfeßung gefähr 
den kann.“ 
Das fächfifche Minifterium erflärt Dreoden nebft einem Umkreiſe von br 
in Kriegszuftand, welcher mit dem Aberide des Hten beginnen ſoll. 
Ein drittes preußiſches Bataillon rüdt in Dresden ein. Der Kampf bieft 
ift wegen Ermübung der Truppen und heftigen Regend von geringer Lebf 

Zu Aſchaffenburg Exceſſe zwiſchen demofratifchen Einwohnern, namentlich | 
und Soldaten ber Garnifon, hervorgerufen durch das Anheften zweien 
tionairen Aufrufe der in Frankfurt abgehaltnen Central⸗Verſammlung 
März Vereine. 

an Rinteln (Kurf. Heflen) wird ein Freiheitsbaum mit vother Fahne aul 

Zu. Bensheim (G. H. Heffen) macht der Präfident des demofratifchen 
befannt: Sämtlihe Einwohner werben aufgefordert, ihre Waffen, | 
nicht felbft Gebrauch davon machen, an den demofratifchen Verein abi 
widrigenfalls fie fih die nachtheiligen Folgen felbft zuzufchreiben haben 

Siegreiches Gefecht der preußifchen Divifion bei Veile in Jütland; Berl 
ziere 38 Mann tobt und verwundet. 

Die Borhut des nad dem Kirchenftaate beftimmten Heertheiles unter 3 
Wimpfen erfcheint vor Bologna. Kanonade. 

Denkſchrift der Königlich preußifchen Regierung über die Fünftigen Ba 
Deutfchlande und Defterreiche. 

Die Gefahren der gegenwärtigen Lage Deutfchlands erwachſen bauptfä 
der Verbindung der unitarifchen mit der demokratiſchen Partei. Diefe Verbin 
in der Paulskirche, vermittelft gegenfeitiger Conceſſionen, vie letzten entſcheide 
fchlüffe hervorgebracht; fie befteht aber fchon, mehr ober minder offen und ı 
felt dem Anfange der Deutfchen Bewegung im vorigen Jahre, und fie if e 
biefer ihren eigenthümlichen Character aufgeprägt. 

Durch diefe Verbindung allein gewinnt die demokratiſche Partei, welche 
chen Volke Eeine tiefen und feften Wurzeln hat, ihre Kraft, indem fie das fl 
Bevürfnig von dem die unitarifchen Beftrebungen auögehen, als Hebel und 
für ihre eigenen Zwecke benußt; mährend die unitarifche Partei in der bem 
ein thätige8 und wohl organifirtes Werkzeug gefunden Hat, und dadurch über 
nen urfprünglichen Tendenzen weit hinausgeführt worden ifl. 

Diefe Verbindung wird fich von feldhft Iöfen, wenn das wirkliche Bebärfı 
Ausorud die Veftrebungen der unitarifchen ‘Partei find, befriedigt wird. Di 
Aufgabe, welche die Regierungen fich ftellen müflen. Das energifche Auftrı 
bie verbrecherifchen Pläne der Demokraten, welches jeden Tag jetzt an irgend et 
Deutſchlando von Neuenm nothwendig werben kann, wirb nur dann ein dam 
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folg Haben, wenn dem Wolfe zugleich Die Gewißheit, daß feine berechtigten Forderungen 


erfüllt werden, gegeben, und ed dadurch den Einwirkungen ber Demokraten entzogen 
wird. Zugleich werden eben dadurch die unitarifchen Beftrebungen am Beften von jelbft 
anf ihr richtiges Maß zurüdgeführt, und durch eine gefunde Prarid die Extreme einer 
phantaſtiſchen Theorie bejeitigt werben. 

Denn jene Beltrebungen jind jegt befangen in einem unflaren Gemiſch von unaus- 
führbaren oder an und für fich veriverflichen, und von fehr wohl ausführbaren und in 
einem wirklichen Bebürfniffe begründeten Forderungen. Es kommt darauf an, zivifchen 
beiden fcharf nnd klar zu unterfcheiden, die Iehteren zu befriedigen — dann fallen die 
erfteren von ſelbſt weg. 

Die tief im Herzen der teutfchen Nation wurzelnden Forderungen nun, ohne beren 
Grfüllung keine dauernde Ruhe in Deutfchland eintreten, und der Mewolution kein Ziel 
gefegt werben wird, laffen fich auf Folgendes zurüdführen: 

die Herflellung der Macht und Einheit Deutfchlanne, mit der Möglichkeit 
eined gemeinfamen und Fräftigen Auftretens vor dem Auslande und einer freien 
und fruchtreihen Entwidelung wahrhaft freilinniger Inſtitutionen im Innern; 

die Schöpfung einer Träftigen nicht durch vie Möglichkeit inneren Wider⸗ 
ſpruches in ſich felbft gelähmten, aljo einer einheitlichen Erecutiv⸗Gewalt; 

endlich die Bildung einer National-Bertretung in Staatenhaus und Volks⸗ 
haus mit geſetzgebenden Befugnifien. 

Was über diefe Forberungen hinauögeht, miderfpricht entweber dem innerften Wefen 

ber deutſchen Natlonalität, jo wie diefelbe in der Gefchichte und den Sitten des Volkes 
vor und liegt, oder erfcheint als durchaus praktiſch unausführbar. Uber es würde 
auch eine ſchwere und ververbliche Täufchung fein, wenn die Regierungen glauben woll⸗ 
ten, hinter diefen Forderungen zurücbleiben zu können. 
Wer aber die Lage der Dinge und die Eigenthümlichkeit der veutfchen DBerhältnifie 
mit Klarheit und Befonnenheit auffaßt, wird fich auch darüber nicht täufchen koͤnnen, 
daß diefe Forderungen für ganz Deutfchland nicht auf fo leichte und einfache Weife zu 
befriedigen find, mie fie aus bloßen Schultheorien abgeleitet worden find. Sie find 
nicht mit einer raſch entworfenen und auf alle Theile Deutſchlands angewandten Vers 
faffung, fie find überhaupt nicht mit einer und derſelben Inftitution zu erfüllen. Cs 
Ilegt in ter Natur ber veutfchen DVerhältniffe eine Doppelbett, welcher In ver neuen Ge⸗ 
ſtaltung und Organifation Rechnung getragen merden muß. Diefe Doppelheit legt in 
dem Berhältniffe der Geſammtheit der Nation und der Einzelftaaten ımb ihrer Wech- 
felbegiebungen auf einander; fie tritt zugleich in ber verſchiedenen Stellimg ver beiden 
beutfchen Großmächte ganz beſonders hervor. 

Während Preußens Leben und Eriftenz ganz eben fo wie Deutfchlands, von ber 
Befrieviguug aller jener Forderungen abhängt: fo fieht Defterreih, wie es dies fchon 
offen ausgefprochen bat, fi In ver Unmöglichkeit, die beiden leßteren derſelben zu er- 


en. 

Es Hat erklärt, daß es vie Möglichkeit nicht anerkennen Tönme, ſich auch in den 
allgemeinen Bundes» Angelegenheiten unterzuoronen, und darum auch eine einheitliche 
Erecutiv⸗Gewalt für unmöglich Halte; es Kat eben fo entſchieden ausgefprochen, das «3 
auch feine deutſchen Bundesländer nicht den legislativen Beichliegungen eines, nicht ver 
Gefammt-Monarchie angehörigen Parlaments unteriverfen, und darum an einer beut- 
ſchen National» Vertretung in einem Volkshauſe nicht Theil nehmen koͤnne, 

Wir erkennen den Standpunkt Oeſterreichs vollkommen an. Es bat beide Bedürf⸗ 
niſſe, das einer einheitlich Eräftigen Erecutio-Gewalt und das einer nationalen Gefanmt« 
Bertretung, zunächft in feiner eigenen Monarchie zu befriedigen gehabt, es hat fie durch die 
Berfaffung vom 4. März d. 3. befriedigt, dadurch der allgemeinen Stimme, tvelche dieſe 
Kräftigung und Gentralifirung des Geſammtſtaates Dringend forderte, genügt. Wie «6 
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das volle Hecht dazu hatte, fo hat e8 damit nur einer Pflicht genügt, welche 
erhaltung ihm gebot. 

Wir möflen eben darum auch zugeben, daß Defterreich ſich nicht in 
Sinne wie Preußen und andere deutfche Länder, einer centralen Executiv-G 
einer National-Vertretung Deutfchlands hingeben kann. Die verfchienenen : 
öfterreichifchen Gefammt-Monarchie find jet zu eng und feft mit einanter 
und zu fehr auf ein immer engeres Zufammenziehen diefer Bande angewieſer 
ein Theil verfelben einer geſetzgebenden Gewalt untergeorbnet fein könnte, der 
punkt außerhalb ihrer Tage; und indem die alten Bundeslande Defterreict 
ihre weientliche und nothivendige Stelle in der eigenen National⸗Vertretung bed 
ſtaates finden, iſt es freilich nicht denkbar, daß fie noch an einer anderen Nai 
tretung Theil nehmen follten. Und je mehr mir anerkennen, wie umumgän 
wendig für einen fo reichen, und in fich fo mannigfach geglieverten Organlı 
bie, öfterreichliche Geſammt⸗Monarchie, eine Träftige, alle Fäden in Einer He 
menfaflende Stellung der centralen Erecutiv-Gemwalt ift: um fo weniger koͤnr 
warten, daß eine ſolche Regierung fi auch nur eines Theiles ihrer Sour 
Gunften eines deutſchen Bundesſtaates begeben koͤnne. 

Wir müflen alfo die Stellung Oeſterreichs, mie die kaiſerliche Regierung 
angeführten Erflärungen fie felber bezeichnet hat, als vollfommen in den Umf 
Berbältniffen begründet, annehmen. 

Daß die Stellung Preußens zu Deutichland eine ganz andere ift, da 
nur aus der innigften Verbindung mit Deutichland feine Lebendfraft fchöpfen 
ihm — eben um der Berfchlingung aller feiner geiftigen und materiellen ! 
mit den übrigen deutfchen Staaten willen — ein vortviegendes Eingreifen in 
der gemeinfamen Angelegenheiten, eine Betheiligung an einer National» Bertretun 
lands nicht nur möglich, fondern felbft Berürfniß und Pflicht ift, bedarf ſchw 
als der. bloßen Andeutung Wir dürfen nicht zweifeln, daß auch Oeſterte 
vollem Maße anerkennen werde, jo wie wir bie verſchiedene und eigentbümlid 
Defterreich8 anerkennen. 

Diefer Doppelheit in den deutſchen Verhältnifien — auf welcher ver 
der inneren Entwidlungsfähigfeit Deutſchlands beruht — wird daher auch ciı 
beit in der Organifation entfprechen müſſen. Jenes Ziel der deutichen Mad 
und Freiheit, dad wir oben ald die berechtigte Grundlage der unitarifchen B 
anerfannt haben, und dad Preußen weder für ſich, noch für Deutjchland auf 
wird fi) nicht durch einen einzigen Akt erreichen laſſen, fondern nur t 
gleichzeitige, einander ergänzende Inftitutionen. Indem biefe 3 
dem Berürfniffe der Gegenwart genügen, müflen fie zugleich fo gebilbet fei 
die Keime einer zukünftigen Gntwidelung in ſich tragen; einer Entwidelung, 
fruchtreicher fein wird, je mehr die gegenwärtige Schöpfung fich an ven ft 
der Wirklichkeit anfchließt, und mit weifer Mäßigkeit und Befonnenheit von. 
fernbält, und nur das praftifch Erreichbare zu verwirklichen firebt, ohne dot 
faltung umfaffender Ideen eine hemmende Schranke entgegen zu ftellen. 


Die Eniferlich oͤſterreichiſche Negierung hat felbft fchon mehrfach auf 
Entwidelung bingebeutet, wie diefer Gedanke auch unferen früheren Mitte 
dieſelbe nicht fremd geblieben if. Wir halten den Augenblik nunmehr für 
um für dieſes DVerhältniß den feften und klaren Ausdruck zu gewinnen. | 
darin die lange erfehnte Löfung ver großen deutſchen Brage zu finden; daß 
einen rafchen und definitiven Abſchluß komme, ift ein Beduͤrfniß, welches al 
Staaten mit uns theilen. 


"Die zwei Inftitutlonen, bie wir für nothwendig halten, — und givar, ı 
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merken dürfen, nicht nur vom beutfchen, fondern vom europälfchen Gefichtspunkte aus — 
find der deutſche Bundesſtaat und die deutſche Union mit Defterreid. 

Der deutſche Bundesftaat bilde ſich ohne Defterreich, er trete aber zugleich mit 
der öfterreichifchen Geſammt⸗Monarchie in eine fefte Union. 

Dadurch wird Defterreich für Deutichland, Deutfchland für Defterreich erhalten wer⸗ 
werben. Die wirklich und faktiich beftehennen Verhältniffe, welche ſich wegleugnen zu 
wollen eine große Thorheit wäre, werden darin ihren entfprechenden Ausbrud finden; 
und es wird dadurch Klarheit und Sicherheit in die Beziehungen kommen, welche bis⸗ 
ber in einer unklaren und verworrenen Verwickelung fich bewegten. Es wird, unferer 
inpigen Ueberzeugung nach, das Bedürfniß Deutſchlands, Oeſterreichs und Preußens 
gleichmäpig befriedigt werben; und alle drei werben ſich, flatt einander zu hemmen und 
zu bindesn, vielmehr gegenfeitig in ihrer Entwidelung fördern und unterflüßen. _ 

Wir glauben daher mit unferem Vorſchlage auch dem eigenen Intereffe Oeſterreichs 
entgegenzufommen. Ein ſolches ſtarkes und inniges Bundes⸗Verhaͤltniß wird Defter 
teich wie Deutfchland die fichere Bürgfchaft gewähren, ohne Störung von Außen fich 
tm Innern feft und kräftig confoliniren zu können — ein Bebürfniß, welches von beiden 
gleichmäßig gefühlt wird. Der Schuß und die Garantie ihres Beſtandes, die beive fich 
gegenſeitig gewähren, muß beiden gleichmäßig willlommen fein. Wo auch follte jeder 
von beiden Theilen feine natürlichen Bundesgenofien finden? Zugleich würde eine folche 
Union die befte Bürgfchaft des europälfchen Friedens fein; fie würde im höheren Maße 
und ohne bie bisherigen Hemmniſſe den Beruf erfüllen, welchen ſchon bei der Gründung 
des Bundes von 1815 Preußen und Defterreich ind Auge faßten; und fie würde zu- 
gleich eine freiere organifche Entwidelung im Innern in Ausſicht ftellen, als ſolche durch 
die Ungunſt der Zeitverhältniffe dieſem früheren Bunde zu Theil geworben. 

Als die Grundzüge einer foldhen Union werben wir bezeichnen müſſen: 

gegen das Ausland find beide Glieder derfelben untrennbar eins und verbunden; 

nad Innen aber bilden fie zwei ſelbſtſtaͤndige Körper mit eigener Befehgebung; 

zwifchen beiden findet dann eine fernere Vereinigung flatt durch freie Verträge, 
welche die möglichfte Audgleihung und Verknüpfung der beiderfeltigen mate- 
riellen Intereſſen ficher ftellen und deren immer weitere Entwidelung mög«- 
lich machen. 

Auf dieſe Grundzuͤge ift der anliegende Entwurf einer Unionsakte gefüßt, 
den wir der kaiſerlich oͤſterreichiſchen Regierung zur Prüfung und weiteren Befprechung 
vorlegen. 

Wir knuͤpfen daran die Hoffnung auf die envliche Löfung der großen Frage, welche 
dad gemeinfame Vaterland mit fo tiefgreifenver Bewegung, ja in neuefter Zeit ‚mit fo 
heftigen Zudungen erfüllt Hat; und wir halten biefen entfcheidenden Schritt — denn 
als einen ſolchen müflen wir ihn in dieſem Augenblicke anjehen — durch die oben dar⸗ 
gelegten Erwägungen der gegenwärtigen gefahrvollen Lage Deutſchlands, fo wie ver in 
der Natur der deutſchen Intereflen begründeten deutſchen Verhältniſſe für hinreichend 
motiviet, um einer baldigen und offenen Erklaͤrung der kaiſerlich öfterreichifchen Re⸗ 


gierung entgegenfchen zu bürfen. 


Wir Haben Hiermit unfere Anficht über das, was zu fchaffen und zu bilden fei, 
um dem augenblicklichen, wie dem dauernden Bebürfniffe zu genügen, offen und unverholen 
dargelegt. Es bleibt uns noch übrig, und darüber auszufprechen, wie und auf welchen 
Wege na unferem Dafürhalten diefe Schöpfung in’8 Leben zu rufen fein würde, und 
was wir von der kaiſerlich öfterreichifchen Regierung erwarten zu müflen glauben. 

Wir faflen dies in folgenden vier Punkten zufammen: 

1. Wenn die Taiferliche Regierung fich im Wefentlichen mit unferer Anficht ein« 
verſtanden finden Tann, fo dürfen wir erwarten, daß fie bie Grundzüge der Union, wie 
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fir in dem erwähnten Entwurf nievergelegt find, annimmt und ihren Biefigen 
ermächtigt, darauf mit Preußen abzufchließen. 

.. Wie dringmd der Augenblid und wie wuͤnſchenswerth es daher if, zu ein 
nigen Erledigung ber ſchwebenden Bragen zu gelangen, bedarf nicht erſt audg 
werden. Wir dürfen baber hoffen, daß bie Eatferliche Regierung ihre Ent 
nicht verzögern, und und bald zum Abfchluß ver Verhandlungen in ven © 


‚were, wenigſtens foweit es die Grundzüge ber Union betrifft, wenn auch dei 


der ferneren Berathung vorbehalten bleiben mag. 
3. Preußen übernimmt 48, diefe Union den anderen deutfchen Regierungen 
National-Bertsetung gegenüber in's Leben zu rufen. 

Es erkennt dies als feinen Beruf an, nach der Stellung, die es fihen 
Deutſchland einnimmt, und bie ihm im Fünftigen Bundesſtaate zukommen w 
fieht weder von Selten der Regierungen, noch der National-Bertretung, weld 
halb des Bundesſtaates demnaͤchſt zufammentreten wird, erhebliche Schwierigle 
aus, ſobald Defterreich offen feinen Entſchluß erklärt Hat. Die Einführung de 
in die volkerrechtlichen Beziehungen wird natürlich von Deſterreich und Preußen 
fam geſchehen. 

3. . Wir erwarten dagegen, als bie natürliche Folge des exzielten Cinverfi 


daß die kalſerlich äfterreichifche Regierung offenkundig erkläre, wie fie der Bi 
Bundeskaates mit Preußen an der Spige nicht entgegen fei, und Preußen voͤ 


Sand darin laſſe, die Dazu nötbigen Schritte zu thun, und mit den übrigen 
Regierungen ſelbſtſtaͤndig die erforberlichen Verhandlungen und Verabredungen 
fen und. die inneren Errichtungen deſſelben, ſowohl in Bezug auf die Cyecutiv 
ald auf die National»-Vertretung und die Verknüpfung ber inneren Intereſſen, bu 
Uebereinkunft und nach dem Bedurfniß zu orbnen. - 

Wir haben ſchon oben bemerkt, wie nothwendig es fel, daß vie faft Tag 


- und Drt für. Ort in Deutfchland erforberten energifchen Maßregeln zur Unten 


gewaltfawer vemofratifcher Ausbrüche Hand in Hand gehen mit der Befriedig 
wirklichen Bebürfnifle, aus denen die unitarifche Partei ihre Popularität und ihr 
ſchöpft. Died Tann nur gefchehen dadurch, daß baldigſt der Bundesſtaat und 
felben eine wahrhafte National» Vertretung in’d Leben tritt. Preußen bat bi 
reitenden Schritte dazu gethan, indem ed die übrigen Staaten zu Befprechungen 
lim eingeladen hat. Es wäre überflüffig, noch beſonders bemerken zu wollen, w 
fig für den Erfolg dieſer Befprechungen das erklärte Einverflännnig Defteri 
wird, und wie viele Schwierigkeiten dadurch würden befeitigt werben. Der Ge 
Bundesſtaates würde dadurch eine fefte Begrenzung und eine fichere Grundlag 
nen, und Voͤlker und Regierungen würben durd die zuverfichtlichere Hoffnung 
Zuſtandekommen deſſelben beruhigt und vielleicht vor manchem beflagenswerthen 
bewahrt werden. Wir hegen dad Vertrauen zu ber bundesfreunblichen Geſim 
kaiſerlichen Regierung, daß fie, einmal In dem Wefentlichen unferes Planet 
einverflanden, und auch in dieſer Beziehung in dem gleichen offenen Sinne entg 
men und mit der Erklärung ihres Einverftänpnifies nicht zurückhalten werbe. 
4. Wir glauben vaffelbe Vertrauen zu der Tatferlichen Regierung hegen ; 
in Bezug auf die augenblidliche Fuͤrſorge für die Leitung der deutfchen Angela 
und erwarten daher, daß biejelbe ihre Zuftimmung dazu geben werbe, daß 
Anfchluffe der Bundesſtaats⸗Verfaſſung Preußen die proniforifhe Central⸗Gen 
nehme. 8. erfcheint dies im Interefie des Augenblicks unerlaͤßlich; mehrere m 
tende deutſche Staaten haben ſchon den Antrag darauf an Preußen gerid 
National-VBerfammlung iſt durch ihre legten Schritte in eine Richtung hineing 


‚ welche kaum noch dem Gedanken. Raum läßt, daß fie lange in ihrer jetzigen 


I. Rp erhalten lunne. Ihr Zerfallen wird aber jebenfalls non bedeutenden Krif 
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tet fein. Mit ihr ſteht uud füllt — darüber wich man ſich ſchwerlich tänfchen Tinnen — 
Die jetzige proviſoriſche Central⸗Gewalt, wmehher durch das Aufbärem ber Natlonal⸗Ver⸗ 
fammlung der Beben. unter ben Füßen entzogen wird. Daß dann für den Augenblid 
Borſorge proviſoriſch getroffen werben muß, If einleuchtenb; und Preußen wird ſich 
bem fo vielfach an ihn ergangenen Hufe nicht entziehen Eännen. Die durch Die Umtriebe 
"ber revolutionaisen Partei in ihrer Exiftenz gefährdeten deutſchen Staaten erwarten und 
fordern von ihm Schup und Gülfe; es bat fie verſprochen und fühlt ſich ſtark genug, 
fie zu leiten; aber es muß ich auch fagen, daß es das nur dann mit vollem Erfolge 
then faun, wenn es Einheit in vie Maßregeln beingen und zu dem Zwecke proviſoriſch 
bie Leitung derfelben in feine Hand nehmen kann. Es beanſprucht dies nicht gegen den 
Blllen, fondern mit Zufttmmumg ver Btegierungen, es hofft uns erwartet biefe 


Dies find die Anficgten, Erwartungen und Wunſche Die wir der kaiſerlichen Me 
gierung berttauenstoll vorlegen. 

Wir olauben durch vie offene Cutwickelung unferee Vorſchlage ihren eigenen Bün- 
fügen entgegenzulommen;, wir hoffen durch dieſen Schritt bem gemeinfamen beutichen 
Baterlaude den weientlichiien Dienft zu leiſten, und bie fo lange ſchwebende Frage um 
Deuntſchlands Zukunft nunmehr einer endlichen Löfung entgegen zu führen. 

Wir erwarten und erbitten daher mit Bertrauen eine eben fo offene und ruͤckhalts⸗ 

loſe Erwieberung. 
Orundlinien zu einer Untons- Alte. 
Die deutſche Union iſt ein unloͤolicher völkerrechtlicher Bund, und befteht aus: 
.a) der öflerreichtfchen Monarchie, | 
b) dem beutichen Bundesſtaate. 1 

Die Verhaͤltniſſe von Poſen, Schleswig⸗Holſtein und Lauenburg, Limburg in ver 
Union, werden durch Zufah- Verträge georbnet. 

2. Der Austritt aus der Union fleht keinem Gliede frei. Die Aufnahme neuer 
Olleder erfordert die Zuſtimmung fämmtlicher anderen. Veränderungen in dem gegen- 
* wärtigen Befigilande der Unions⸗Glieder koͤnnen keine Beränderungen in ven echten 
. mus Plichten derſelben in Bezug auf bie Union bewirken, freiwillige Abtretungen ein⸗ 
jener Theile des Unions⸗Gebietes bebürfen der Zuflimmung ver Union. 

3. Der Zwedk der deutfchen Union ift die Erhaltung der Außern und Innern Si⸗ 
cherhelt, fo wie der gegenfeltigen Wohlfahrt Ihrer Glieder. 

"4. Zwiſchen ven Gliedern der Union beſteht ewiger Friebe; Streitigkeiten zwifchen 
beiden find auf Anrufen jedes Theiles an einen der oberften Gerichtohoͤfe als Aufträgal- 


zu verweiſen. 
, 5 Das Unions-Geblet iſt dem Auslande gegenüber in fofern ein gemeinfames, 
daß jeder Angriff auf daſſelbe, von welcher Seite er komme, und welchen Theil ver 
Grenzen er bedrohe, ſtets mit gemeinfchaftlichen Kräften zurücdgetviefen wird. 

Wenn eines ver beiben Glleder fih zu einem Angrifföfriege gendthigt erachten 
follte, fo legt Ihm ob, dem anderen Theile die Ueberzeugung zu geben, daß biefer Krieg 
durch dad Gefammt-Interefie der Union geboten fei. Nur unter biefer Borausfegung 
wird der Krieg eine gemeinfame Sache der Union. | 

7. Die gegenfeitigen Leiſtungen beider Glieder der Union in ben unter 5 und 6 
angeveuteten Fällen werben burch eine beſondere Uebereinkunſt im Voraus geregelt. 

8, Die beiden Glieder ver Union behalten das Hecht ver Bundniſſe und Verträge 
mi auödwirigen Staaten, ohne daß hieraus eine Verpfͤchtung für bie Unlon erwacht. 
12 ® 
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Keine Verbindung diefer Urt darf jenoch Beitimmungen enthalten, welche hie ©: 
der Union und ihrer Sieber irgendivie gefährben. 

9. Die Union ernennt und beglaubigt fämmtliche fländige Geſandten im U 
Der durch die Miffionen gehende völkerrechtliche Verkehr wird im Namen und 9 
der deutichen Union geführt; die Geſandtſchaften empfangen von ber Union Ihre: 
tionen, und berichten an biefelbe. Die Beſetzung der diplomatiſchen Poſten geſchi 
einem zwifchen beiden Unions⸗Gliedern beſonders zu regelnden Turnus. 

10. Jedem ber beiden Glieder ver Union bleibt es überlaflen, für befonver 
Devollmächtigte an auswärtige Regierungen abzufenden. Diefe werden dann 
dem betreffenden Gliede beglaubigt und inftrutrt, haben jedoch die flänvigen Uni 
fandten am Orte ſtets in voller Kenntniß ihrer Gefchäftsthätigkeit zu erhalten. 

11. Sämmtliche Conſulate werben von ber Union beflellt und in teren 
berwaltet. 

12, Die bisherigen Bundesfeſtungen geben In das Eigentbum und in t 
waltung der Union über. 

13. Es werben unverzüglich Verhandlungen eröffnet, um die möglichfte ( 
ſchaft zivifchen beiden Gliedern der Union in Bezug der Freizügigkeit, gerichtlich, 

Befreiung des Verkehrs, Handels⸗Intereſſen, Schifffahrt, Boften und Ciſenbahnen, 
Maß und Gewicht, Auswanderung sc. durch befondere Verträge zu erzielen. 

14. Als Organ für die Leitung der Uniond= Angelegenheiten tritt ein perm 
Direetorium von vier Mitgliedern zufammen. Oeſterreich fendet deren zwei, | 
und die andern deutſchen Staaten gleichfalls zwei. Den Geſchaͤfts⸗Vorſitz Ab 
Defterreih. Das Uniond-Direetorium nimmt feinen Sig in Negensburg. 

15. Die Mitgliever des Directoriums koͤnnen von ihren Vollmachtgebern 
abberufen werden. Sie find an die Inftructionen gewiefen, welche ihnen von t 
fafjungsmäßigen Gewalten der beiden Unions⸗Glieder zukommen, und haben 
allen Zällen einzuholen, wo fie fich in ihren Beichlüffen nicht zu einigen vermög 

9.| Tumult zu Düffeldorf, Barrifadenbau. Die anrüdenden Truppen, mit 
würfen und Schüffen empfangen, machen endlich von ihren Waffen G 
und damit der Emeute ein ſchnelles Ende. 

9. | Tumult zu Elberfeld, zu welchem der Umftand Beranlaffung oder Borwant 
dag einige hundert Mann Linientruppen einrüden, um die Einfleibn 
dortigen Landwehr zu fihern. Barrifaden, Sturmläuten, Zuzug ausw 
Bagabonden, am Abende ein Feines Gefecht. Während der Nacht ziel 
viel zu ſchwachen Truppen ab; es hat fih ein Sicherheits⸗Ausſchuß con 
Der heroifche Gemeinde-Rath erkennt denfelben unter der Bedingung ar 
vier feiner Mitglieder und eines der Bürgerfchaft ihm beitreten. Kern 
mahnt er die Bürgerfchaft, fi) den Anordnungen des Ausichuffes unbedi 
fügen, und bewilligt ihm bie erforderlichen Gelbmittel aus der Sta 
Angefihts der vielen Bebürfniffe und Anſprüche der „Freiihaaren,‘ I 
der Liberalismus des wohlhabenden Bürgerthums ſchon am erflen Ta 
bedeutend abzufühlen. 

Es wäre unbillig das Verhalten der Nachbarfchaft Barmen mit 
fweigen zu übergehen, deren Behörde und Bevölferung ſich währe 
ganzen Schwindel» Periode durchaus Ioyal benahmen, und deren Bürg 
eine Energie entwidelte, welche der Elberfelder fehr zu wünſchen geweſen 

9} Die nah Neuß einberufene Landwehr verweigert ben Gehorſam. 
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Soldaten⸗Verſammlung zu Raflabt, worin bie Stellung berfelben als ‚‚Bürger‘‘ 
erörtert wird. Sodann Berbrüberungsfeft mit der Bärgerwehr. 

Die deutihe Reichsverfaſſung im Großherzogthum Baben durch das Regierunge: 

blatt verfünbigt. - 

B. | Desgleihen im Großherzogthum Heflen. Die zweite Kammer beſchließt, „der 
thatträftigen Erhebung ber baierſchen Rheinpfalz und Sachſens zur Durchfuͤh⸗ 
rung ber beutichen Reiche-Berfaflung ihre freubige Anerfennung auszufprechen. 

8 | Der Landes⸗Ausſchuß der Pfalz ernennt den „Buͤrger“ Fenner v. Fenneberg (mes 
gen Unbrauchbarleit Tängft verabſchiedeten üfterreichiichen Unter = Lieutenant) 
zum einſtweiligen Ober⸗Befehlshaber aller Truppen; als wirklichen Feldherrn 
hofft ex den Schweizer-General Dufour zu gewinnen. 

S| Am frühen Morgen werben die Iekten Pofitionen der Dresdner Rebellen mit 
flürmender Hand genommen, und bald befinden ſich dieſe in voller Flucht gegen 
Freiberg, nachdem fie noch mehrere Häufer angezündet. 

Die drei preußiichen Bataillone, welhe am Kampfe Theil genommen, 
zählen im Ganzen 2 DOffyiere 6 Mann tobt, 38 Mann verwundet. Die 
ſächſiſchen Truppen verloren 3 Offiziere 20 Mann Todte, 7 Offsiere 37 Mann 
Berwundete. Nach demokratifchen Berichten hat ber Abgang bei den Truppen 
mehrere hundert Mann allein an Tobten betragen, welche in Munitions⸗Wa⸗ 
gen aus der Stabi geſchafft und heimlich eingefcharrt wurden — ein würbiges 
Gegenſtück zu den Spreelähnen in Berlin. 

B. | Auch die Freiberger Somunalgarde wird gezwungen, gemeinfchaftlich mit ber 
Ehemniger (f. 7. Mai) und deshalb einige taufend Mann flarf, nad Dresben 
zu marſchiren. Ungefähr eine Stunde von Freiberg entfernt, begegnen biefe 
Zapferen ben Trümmern des Dresbner demokratiſchen Schiffbruches, und wens 
den fich daher wieder ber theueren Heimat zu. 

9. | Kreisamtmann Heubner, Mitglied der proviſoriſchen Regierung von Sachen, und 
der Ruſſe Bakunin (f. A. und 5. Mai) werden in Ehemnig während der 
Nacht von einigen entichloffenen Bürgern der Stadt feflgenommen und bems 
nächſt nach Altenburg transportirt. 

Ge | Nähere Beflimmungen über den Kriegszuftand in Dresden: 1) „Alle politiichen 

Elubs und Vereine find bis auf Weiteres gefchloffen. 2) Bei Tage darf Feine 

Berfammlung von mehr ald 20 Perfonen, bei Nacht feine von mehr als 10 Per- 

fonen, auf öffentlichen Plägen und Straßen ftattfinden. 3) Alle Wirths⸗ und 

Schänfhäufer müſſen Abends um 10 Uhr gefchlofien werben. A) Placate bür- 

fen ohne Erlaubniß des Ober⸗Befehlshabers nicht angeſchlagen, und Zeitungen, 

Druckſchriften oder Lithographieen ohne diefelbe auf Straßen und öffentlichen 

lägen nicht verfauft werden. 5) Alle Fremde, welche über ben Zweck ihres 

hiefigen Aufenthalts fich nicht auszumweifen vermögen, haben die Stabt und 
beren Umkreis binnen 24 Stunden zu verlaffen. 6) Bewaffnet anfommende 

Fremde, fo wie alle fonft ohne befondere Erlaubnig des Ober-Befehlöhabers 

bewaffnete Perfonen, werden von ben Wachen, da nöthig mit Gewalt, ent⸗ 

waffnet. 7) Die Communalgarde und bie derſelben beigetretenen befonberen 





» 


» 


Corps find bis auf Weiteres aufgelöfl. 8) Alle in Altſtadt, . Zriebrihekaht 
und in den altſtaͤdter Vorſtädten befindlichen Waffen, ohne Unterſchied ihrer 
Eigenfhaft, find binnen 24 Stunden in bem alttäbter Rathhauſe abzufiefen. 


9) Die Stadt Dresden haftet für allen Schaden, welcher bei Unterbrüdung | 


eines jeden Widerſtandes gegen bie bewaffnete Macht entficht. 10) Die ge 
ſetzlich beftebenden Behörden verbleiben in ihren Functionen und werden be 


ihren, den vorfiehenden Beflimmungen enifprechenden Maßregeln von bem Ober: 
Befehlöhaber auf das Fräftigfte unterflügt werben. 11) Der Betrieb ver bir 
gerlichen Geſchaͤfte, des Handels und der Gewerbe wird, außer dem Falk, 
auf welche vorftebende Beftimmungen Anwendang erleiden, vorläufig mi 


beſchränkt.“ 
Welcker, bei feiner Rückkehr nad Heidelberg vom Poͤbel beſchimpft und mit Sten⸗ 


würfen verfolgt! 


Der Stadt Bologna wird ein vorläufiger Waffenſtillſtand bewilligt. 

Erfolgiofer Ausfall der Benetianer aus Malghera. Ä 

Beginn der lebhaften Befchiegung von Ofen durch bie ungarifchen Infurgentn 
Inſtruction für den, Behufs der Unterhandlungen mit der Faiferlich öfterreidi 


ſchen Regierung nad Wien gefendeten General-Fieutenant Zrhrn. v. Eanik. 
Die wichtige und ernfte Angelegenheit ver Neugeftaltung ber veutfchen Berfaffung, 


welche feit fo langer Zeit Preußen wie das übrige Deutfchland in fortwährenper un 


bedenklicher Bewegung erhält, ift nunmehr in ein Stablum getreten, in welchem ein 
ſchleunige und befriedigende Röfung verfelben dringendes und unabweisbares Berürfal 
wird. Diefe Löfung hängt nach der Meberzeugung der Königl. Regierung weſentlich 


von dem Einverſtändniß mit dem Kaiferl. Defterreichiichen Cabinet in Wien ab, und dd 


ift daher ſchon Tange ihr aufrichtiger Wunſch gewefen, dieſes Einverſtaͤndniß zu erziden 

Somohl die gegentwärtig faft auf die Spige getriebenen Verhältniffe zu Frankfurt 
ald vie bevorſtehenden Verhandlungen mit den veutfchen Regierungen machen es zu 
doppelt wünfchenswerth, zuvor diefe Verfländigung zu erreichen. Es iſt daher ver Wii 
Sr. Majeftät des Königs, daß Em. fi) nad) Wien begeben, um dem Kaiferl. Oeſte⸗ 
reihifchen Gabinet die Anfichten der Königlichen Regierung darzulegen, und fi me 


demſelben fowohl über die definitiv anzuftrebende Geftaltung als über den zunächft re 


zuhaltenden Gang zu verfländigen. 
Indem ih Ew., dem Befehl S. M. des Königs gemäß, mit der Führung bie 


Unterhandlung Beauftrage, erfuche ih Ste, ungefäumt die Reiſe nach Wien anzutreia 


und fih mit dem Kaiferl. Minifter-Präfinenten in Verbindung zu fegen, welchen 4 
zugleich durch den dieſſeitigen Gefandten am Wiener Hofe von Ihrer Sendung a 
Kenntniß ſetze. 

Die Königliche Regierung geht von ver ueberzeugung aus, daß den Fortſchritten 
der Revolution, welche ſich gerade jetzt in benachbarten Staaten auf ſo beklagenswerthe 
Weiſe kund gegeben haben, und noch an manchen Orten Deutſchlands mit ähnlichen 
traurigen Greigniffen drohen, nur dadurch auf wirkfame Weife ein Ziel geſetzt werten 
fönne, daß das wirklich vorhandene Bedürfniß des veutfchen Volkes nach größerer Eini⸗ 
gung befriedigt, und dadurch der anarchifchen Partei der Vorwand genommen werk, 
unter welchem fie bisher die Gemüther auch ver Befleren verblendet und verwirrt bet. 
Wenn das Bolt das Vertrauen gewinnt, daß die Megierungen fich ernfllich ber deuntſchen 


| Sache annehmen, fo wird die jet in fo weiten Kreifen verbreitete Aufregung von felhl 


verſchwinden, unb ein gebeißlicher, ber inneren Entwidelung foͤrderlicher Buftand eintır 


— — — 
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- tem. Bon biefer Ueberzeugung IR Die Königliche Regierung bei allen ihren bisherigen 
Schritten geleitet werben, auf demſelben Grunde beruhet auch das jetzt eingeſchlagene 
Berfahrn. Wir glauben, daß die Kaiſerlich Oeſterreichiſche Regierung mit ums daſſelbe 
Intereffe und den Wunfch teilt, dem tief gefühlten Bedürfniß her deutſchen Nation 
baldige und umfafiende Abhülfe zu geivähren. 

Bir nehmen dabei zugleich ie vollſtaͤndigſte Ruͤckſicht auf. die eigenthuͤmliche Stel⸗ 
lung und die beſonderen Verhaͤltniſſe Oeſterreichs. Wir begreifen, daß daſſelbe in einer 
andern Lage iſt als Preußen, und in manche Beziehungen nicht eingehen kaun, welche 
durch Die innige Verknupfung Preußens mit anderen beutfchen Laͤndern und bie nicht 
abzulehnende Wechſelwirkung mit vielen bebingt find. Das Kaiſerlich Oeſterreichi 
Gabinet Hat die mehrfach ausgefprochen; und indem wir die Stellung, welche Oeſt 

‘ * ſich ſelbſt gegeben hat, als aus deſſen eigenem Beduͤrfniß nach innerer Kraͤftigung 

Concentrirung hervorgegangen, in vollem Maße anerkennen, wunſchen wir zugleich 
ve Borm zu finden, in welcher bie alten Bundes⸗Verhaͤltniſſe mit demſelben nicht nur 
feftgehalten, ſondern gekräftigt und enger gezogen werden koͤnnen. 

Aus diefen Erwägungen find die Anfichten und BVorfchläge der Königlichen Re⸗ 
gierung hervorgegangen, zu deren Ueberbringung und Beiprehung Ew. von S. M. 
dem Könige erfehen find. Ew. finden viefelben in ver anliegenden Denffchrift, d. d. 
Dtm d. M., entwickelt. 

' Ew. wollen davon dem Kaiferlicden Minifter- Präfinenten Kenniniß geben, und die 
ganze Angelegenheit mit demſelben nach allen Seiten bin beiprechen, ver Wichtigkeit 
bes Gegenſtandes gemäß. - 

Eiw. umfaffende Sachkenntniß und bewährtes Urteil gerade In biefer Frage werbeh 
Sie hinreichend in den Stand fegen, alle nötbigen Aufflärungen und Erläuterungen 
zu geben, und Indem ich Ew. Berichten entgegenjehe, drücke ich Ihnen gern die Hoff: 
nung aus, daß dieſe wichtige Angelegenheit durch Ihre erfreuliche Mitwirkung zu einem 
glücklichen, von dem ganzen Vaterlande erfehnten Ende werde geführt werden. Ich 

brauche kaum zu bemerken, daß die Ereigniffe drängen, und daher vie Entfchlüffe in 
Fürzefter Friſt gefaßt werden mäflen. u 

10] Das gefammte deutfche Reicheminifterium tritt von den Gefchäften zurüd, da ber 
Reichsverweſer fih nicht einverfianden mit deſſen Programm (ſ. 5. Mai) er⸗ 
klaͤrt hat. Einfiweilige Fortführung der laufenden Gefchäfte. 

10. | Auf den Antrag des Abgeorbneien v. Reden’) beichließt die beutiche National- 
Berfammlung: 1) „Dem ſchweren Bruce ‘des Reichöfriedens, welchen bie 
preußiſche Regierung durch unbefugtes Einſchreiten im Königreihe Sachſen ſich 
hat zu Schulden kommen laſſen, iſt durch alle zu Gebote ſtehenden Mittel ent⸗ 

gegen zu treten. 2) Reben Aufrechterhaltung ber oͤffentlichen Ruhe und Sicher⸗ 
heit find diejenigen Beftrebungen des Volks und feiner Vertreter, welche zur 
Durchführung der endgiltig beſchloſſenen Reihsverfaflung gefchehen, gegen jeden 
Zwang unb Unterdrückung in Schug zu nehmen. 

Die proviſoriſche Centralgewalt ift zur Ausführung dieſer Beſchlüſſe auf⸗ 
zuſordern. 





) Herr v. Reden, durch compilatoriſche Thaͤtigkeit einigermaßen belannt, war früher im 
hannoverſchen Civildienſte, dann Director einer preußiſchen Eiſenbahn, endlich gar beim Miniſte⸗ 
rium der auswärtigen Angelegenheiten beſchäftigt. Den Dauk für dieſe verwunterliche Begün⸗ 
Rigung Rattet er hier ab. Was ven „Bruch des Reichefriedens“ und das nnbefugte Kinfchreis 
ten betrifft, fo verweifen wir auf den 3. Mai; follte das dort erwähnte Geſuch des fächfichen 
Minikeriums ver Hohen Berfammlung. wirklich noch unbelannt geweien ſeyn? 








“ I li Se Sierra ni a 
| zung ber beſchloſenen Maßnahmen untetzieht. u 
| Bis zur erfolgten Antwort bleibt die Heutige Sigung perme 

* Der würbige Sqhoffti. unterfügt von Titus, Hofbauer, Diode, 

Ritt, bringt folgenden, nicht als. dringiich erfaunten. Antrag: 


——— nach ſeiner heutigen — nicht Bereit iR, 
deutſche National⸗ ſammlung: 

den Reichsverweſer een ‚als Feind bes Deutfepen Volls, und kr 
u beffen Entfegung von der Würde als — und an befen 


Pape fon een Right, a — 


_ @) Ueber ben Erfolg warb nachftefenber Bericht erfintet: „Der Sprecher di : Deputatier, 
Abgeorbneter Naveaur, theilte dem Reichsverweſer den von der Verſammlung tem Beſchlaz 


ein verantwortliches Miniftertum; daß iöherige 
ten it, iſt richtig, aber exit heute ‚ deshalb habe ich noch Fein neues Bilden Fönnen. 
Das zu bildende Minifterium wird der National-Ve ort auf bie mir übe 
zeichten Veſchlüſe mitteilen.“ 

Auf die Frage des Sprechers, ob ©. K. Hoheit geneigt fei, ei Misferim u 
welches die Berfaflung und die mitgetheilten Befcplüfie durchzuführen, 
der Neichöverwefer: Bag ehe eh Ninifterium — 
niſſen der Zeit gemäß 


Auf die fernere Bemerkung, daß sie Beit-bränge, und daß Bei längerer Uagewißheit üfer 
die Stellung der a 
immer größer würden, erwiederte der Neichsverweſer: „Ich habe nie gefäumt, ich bin ein aller 
Soldat, ich werde raſch Sanbeln., 34 tenne meine Picht gegen das Vaterland, um 


Auf die Entgeguung: Bi sem 6 8.8. Ste Dam m As mb 
Unten aufrecht erhalten were, aber 2m rc Ola mi 
die Berfaffung nicht anerkennen wollen, geftört, und gegen biefe Störung 
BVefcjlüffe ebenfalls gerichtet; und man wänſche Gewifheit darüber ale une w 
mezmeahe Wielheriem und Beptumt feL m Tepieren Einne zu wien) oo vmlRsHREREE 
verweſer: „Das find Prineivien. Cie handeln nad; Ihren, en me be ad 

* - 3 








2 





10, Mei. 10 108 





| erſcheinen, die Waffen, abnehmen, auch auf der Straße keinerlei rothe Kopfbe⸗ 
deckungen, Federn und ähnliche Abzeichen dulden. (Wir erwähnen biefen Be⸗ 
fehl, weil er den damaligen Zuftand Frankfurts bezeichnet, f. 7. Juni.) 

10. | Königlich preußiſche Verordnunug über den Belagerungszuftand. 

I ı Die Sammt⸗Gemeinde Düffelborf wird in Belagerungszuftand erflärt. Ä 

I. | Die Regierung zu Königsberg unterfagt ben von ber dortigen Stadibehoͤrde be- 

| abfichtigten Provinzial-Städtetag. 

iR. Das nad) Hagen berufene Sferlohner Landwehr-Bataillon verweigert ben Gehorſam. 

J Gleichzeitiger Aufſtand zu Iſerlohn. Barrikaden, Plünderung des Landwehr⸗ 

Zeughaufes und Herrſchaft der Revolution unter ber Firma eines Sicherheits⸗ 

Ausſchuſſes. — Daß hier nicht etwa bloß fremdes Gefindel wirffam war, 

| gehet wohl aus ber zwei Tage fpäter erfolgten Bekanntmachung des Magiſtrats 

| and der Stabtoerorbneten hervor, welche fammtliche Städte der Grafſchaft Mark 
einladen, Deputirte nach Berlin zu ſenden. Diefe follen von Sr. M. dem 

| Könige nur fordern, daß er, 1) das Minifterium Brandenburg fofort entlaffe 

u und durch ein volfsthümliches erfege, 2) bie deutiche Reichs⸗Verfaſſung unbe: 
dingt anerfenne. | 

1% Sortbauernde Abkühlung ber Elberfelder Freiſinnigkeit durch das Gebahren bes 
eingewanderten bewaffneten Geſindels. Anſprache des Sicherheits⸗Ausſchuſſes: 

„Mitbürger! Wir kaͤmpfen einen heiligen Kampf, einen Kampf für die Frei⸗ 
heit, für die Ordnung und das Recht, deshalb bitten wir Euch Wohlhabende be⸗ 
ſonders, uns mit Geld ſchnell und freiwillig zu unterſtützen, da ohne dieſes 
wir nicht allein im Kampfe nothwendig unterliegen müffen, ſondern wir auch 
dann nicht, bei dem großen Zuzug, der heute aus der Gegend kommt, bafür 

Reben können, daß nicht Frevel am Eigenthum flattfinden wird, was wir ale 

heilig erflären. Ebenfalls bitten wir um Anmeldung für Arei-Quartier und 

um Zufendung yon Munition.‘ 

0. | Grobe Erceſſe des Warendorfer Landwehr⸗Bataillons. 

B. | Ludwigshafen in der baierfchen Pfalz durch rebelliſche Bürgerwehren beſetzt, zu 
denen das bort ftehende Commando baierfcher Infanterie übergeht. Vierhun⸗ 
dert Baiern, die von Speier aus den Drt wieder nehmen follten, ſchaͤnden fich 
durch gleiche Ehrlofigfeit, mit Ausnahme der Offiziere, welche fi aber eid- 
brüdigen Soldaten gegenüber beftimmen laſſen, einen Reverd auf Ehrenwort 
auszuftelfen: daß fie nicht gegen die Reichs⸗Verfaſſung fämpfen wollen. Der 
Reichs⸗Commiſſair Eiſenſtuck entbloͤdet fich nicht, „mit aufrichtiger Gefinnung 
feine Zufriedenheit‘ mit jenem Eibbruche auszufprechen. 

». | Zu Wiesbaden treten linkfeitige Deputirte und andere Demofraten zu einem 
„Landes⸗Vertheidigungs⸗Ausſchuſſe““ zufammen, von deſſen Wirkſamkeit nichts 
weiter verlanutet, vermuthlich wegen bes üblen Ganges der demofratifchen Ges 
Ihäfte in RheinsBaiern und Baden. 

0. | Herr v. Gagern benachrichtigt den Reichs⸗Commiſſair Ciſenſtuck, daß die ihm 
ertheilte Vollmacht zurückgezogen 1 und er feine desfalfige Wanglei einzu⸗ 
ſtellen Habe. 


| 
| 
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10, | Abermalige. Verſammlung von Soldaten und Bürgern zu Raſtadt. E 
erfteren, welche als Rebner aufgetreten find, werden verhaftet. 
10. | Verfügung der Landesbehörde von Böhmen: Durch übereinſtimmende Anz 
erhobene Thatfachen iſt fihergeftellt, das eine verbrecherifche. Faction ! 
tungen trifft, die Ruhe diefer Stabt und des Landes’ zu flören. D 
des Aufruhrs verbreitet aus einem benachbarten Lande Aufrufe, wei 
zur Revolution auffordern — Verſuche haben flattgefunden, unfere 
zum Abfall zu verleiten. Diefe Umftände veranlaflen die Borfteher | 
fen Civil⸗ und Mititair » Landesbehörden, zur Aufrechterhaltung der. 
nen Ruhe und Sicherheit und zum Schuge eines jeden treuen Staatsb 
gen bie Angriffe einer verbrecherifchen Faction, die Hauptflabt um 
Prag nebft ihren Borftädten, die Ortſchaften Rufin, Nebuſchitz, Scharl 
Bochnitz, Smirzow, Kobilis, Profit, Hlaupietin, Malefchig, Neuſtraſ 
bielitz, Chodow, Kundratitz, Modran, Großkuchel, Sliwenetz, Stodul 
und alle diejenigen, welche innerhalb dieſer Begrenzung liegen, vw 
biefer Kundmachung in den Kriegszuſtand zu erklären.“ Ungariſche 
niſche Emiſſaire mit der Stovansfa-Lipa Hand in Hand gehend, hattı 
für eine neue‘ Schilverhebung tüchtig vorgearbeitet. UWeberhaupt f 
bloͤdeſten Auge nicht entgehen, dag ein allgemeiner Schlag in der erfı 
des Mat beabfichtigt, und Deutfchland mit einem revolutionafren N 
zogen wär, wie es vielleicht noch niemals vorgefommen. 
10. | Die Oeſterreicher erfcheinen vor Livorno; Gefechte, wodurch bie Inſu 
nu bie Stadt zurückgeworfen werden. 
10. Da die Bologneſer den Waffenſtillſtand brechen, wird bie Stadt eng eing 
11. | Der deutſchen Nat. Berfammlung wird dag Austreten von dreizehn (m 
| ßiſchen) Abgeordneten angezeigt. | 
11, | Aus einer Abfchiebs-Proclamation des ıc. Eifenftud an bie Pfälzer: „ 
: den Einmarfch der Euch feindlichen preußifchen Truppen, welche ohne me 
von dem. NReichd- Kriegsminifter nach Landau commandirt waren, a 
Ich habe Befehl gegeben, Feine militairiſche Macht die Grenzen dieſe 
überfchreiten zu laſſen, melche nicht der Berfaffung zugethan if. Ich 
Landes⸗Ausſchuſſe für Verteidigung und Durchführung der: deutfchen | 
faffung feine gefegliche Schranke und Grundlage gegeben, um Eurer yo 
Begeiſterung für die Freiheit und Größe unferes gemeinfamen B 
gefegliche. Mittel und geordnete Leitung zu verfchaffen. Das Minifteriu 
it der Meinung, daß ich. durch diefe Maßregein meine Vollmacht ül 
und gegen den Willen der Rational-Verfammlung gehandelt habe. 
Augenblide wird mir mein Mandat zurüdgeforbert; ich habe aufgehör. 
mächtigter für die Rheinpfalz zu fein. Vielleicht ftehen ſchon jegt bie 
Heere an Euren Grenzen, um einzurüden, fobald ich ed nicht mehr ! 
fann. Mit bintendem Herzen fcheide ich aus Eurer Mitte.‘ 


11. Königlich preußifche Berorbnung wegen Beleihung des: dem landſchaftlich 


11—13%:- Dei, 11-18. on 


. Berbande ber Provinz Schleſien nicht angehörenben laͤndlichen Brumbeigenibiuns 
wit Neuen Sqhleſtſchen Pfandbriefen. (Bergl. 4. Mai.) | 

Dos preußiſche Miniſterium beflätigt die Verfügung der Provinzials Behörden, 
wodurch Breslau in Belagerungszuftand verfegt iſt (S. 7. Mai.) 

Der entlaffene Lieutenant Annede und Profeſſor Kinfel aus Bonn (berühmtes Mits 
glied der Linken in der aufgelöften zweiten Kammer)! ziehen mit einem flarfen 
Hanfen Geſindel gegen Siegburg, um ſich des dortigen Landwehr⸗Zeughauſes 
m bemädhtigen. Eine Pairouille von zwanzig Dragonern reicht bin, die ganze 
Bande auseinander zu fprengen. ”) 

Die Feſtungen Therefienftadt und Koͤniggrätz in Belagerungszuſtand erklärt. 

Die fächfifchen Kameraden in Schleswig⸗Holſtein an die preußiichen in Dresden: 

. „Kameraden! Wir fprechen Euch unferen Dank aus, bag Ihr fo bereitwillig 
berbeigeeilt, um unfere Truppen in dem Rampfe gegen eine aufräbrerifche Par⸗ 
vei kräftig zu unterflügen. Möge diefe Partei zu ihrem Schreden erfennen, 
daß deutiche Solbaten jeder Berfuchung unzugänglich find. Möge fie erfennen, 
daß Treue dem Könige, Gehorfam dem Geſetze die Loofung jedes beutfchen 
Kriegers if. Unſer Dank, der Dank des gemeinfamen Baterlandes bleibt Euch.” 

„Es lebe Deutichland, es lebe die alte deutiche Treue!’ 

nl Aufruhr der in Lörrach ftehenden badifchen Infanterie; der Regiments Eomman- 

ddeur Oberſt v. Notiberg wird von den meuterifchen Soldaten ſchwer verwundet. 

Ach in Raftadt eine ſchimpfliche Emeute der badischen Infanterie. Offiziere ge- 
mißhandelt, die Regimentös ahnen geraubl. Um nächſten Tage bauert die 
Unordnung fort, und eine von Carlsruhe entfendete Abtheilung macht: gemein- 
ſchaftliche Sache mit den Rebellen, — traurig, aber nicht überrafchend, nachdem 
bie badischen Truppen mährend eines vollen Jahres von der Demokratie allfeitig 
bearbeitet worden. Merkwürbiger Weiſe fcheint Diefer, fonft aller Welt befannte 
Umftand, nur allein dem Minifterium verborgen geblieben zu. feyn. 

1 Gefecht bei Enefe (zwiſchen St. Miflos und Raab); eine öfterreichifche Brigade 
muß vor überlegnen feindlichen Streitkräften nach Kony weichen. 

Eioorno von den Defterreichern mit flürmender Hand genommen. 

} DO. Nicolai, Capellmeiſter zu Berlin. 

Die Entreprenens einer großen, bei Nürnberg abzuhaltenden Vollsverſammlung 
erſuchen die Nat. Verſammlung, drei Reichs⸗Commiſſäre dazu abzuordnen, und 
bezeichnen die Herrn Vogt, Raveaur und Simon von Trier. Die Verſamm⸗ 
ung beichließt darauf, das Minifterium durch fofortige Mittheilung aufzufordern, 
ungeläumt Reichs⸗Commiſſäre nach Kranken zu fenden, und biefelben im Sinne 
des Beſchluſſes vom 10. Mat zu infisuiren. Herr v. Gagern erflärt, das in- 
terimiftifche Minifterium Fönne nicht auf diefed Verlangen eingehen. 

Die deutſche National⸗Verſammlung beſchließt ferner: „I) die gefammte bewaffnete 

” Annette begab ſich zuerſt nad Elbetfeld, und hier hoͤflichſt zu baldiger Abreiſe eingela⸗ 
den, in die Pfalz, wo er als Oberſtlieutenant figurirte. Kinkel kehrte nad Bonn zurück, fand 
aber doch bald rathlich feine Echritte nach der Pfalz zu wenden; dert fheint er in einem Bus 
reau und ziemlich obfenrer Stellung tbätig geweien zn feyn. 









13—13. Mai, 13-18; 


Macht Deutichland’s einſchließlich der Landwehr und der Bürgerweh 
Aufrechthaltung der endgiltig befchloffenen Berfaflung feierlich zu ve 
2) die proviſoriſche Eentralgewalt wird aufgeforbert, das bemgemäß 
liche unverzüglich zu veranlaflen, foweit in ben einzelnen Staaten = 
aus eigener Bewegung danach vorgefchritten wird. — Achtzehn n 
tritis. Erklärungen. 


12. | Das Reichsminifterium entfendet einen Commiſſar nach Offenburg, we 


Tages eine große Bolfsverfammlung flattfinden fol, „um bie Bewe 
geſetzlichem Boden zu halten.” Und für diefen Zwei wählt man Herrn 


42, | Das Landwehrzeughaus zu Gräfrath geplündert. 
12. | Anordnungen des Landes⸗Ausſchuſſes in der baierfchen Rheinpfalz: 1) 


12, 


13. 


13. 


13. 


ſammte Wehrmannſchaft der Pfalz ift in drei Aufgebote eingetheilt: 
bewegliche oder Mobilgarde (Iſtes Aufgebot); b. in bie bleibende 8 
ſchaſt (2tes Aufgebot), welcher zunächft die Vertheibigung des eigene 
unb Heerbes obliegt; o. in die Reſerve (3te8 Aufgebot). 2) Jeder wa 
Vedige Pfälzer bis zum 30ften Sabre hat fofort in die bewegliche W 
haft einzutreten, fich zu bewaffnen, wenn auch vorläufig mit gerabe 
Senfen, und fogleih zu ererziren. 3) Jeder waffenfähige Iebige M 
often bis 40ſten Jahre und jeber waffenfähige verheirathete Mann 
Aoflen Jahre hat in die bleibende Wehrmannfchaft einzutreten, fich zu 
und zu ererziren. A) Jeder waffenfähige Mann vom 30ften bis 60 
hat in bie Reſerve einzutreten, fich ebenfalls zu bewaffnen und zu 
5) Jeder Pfälzer der in bie drei Abtheilungen gehört, ift perſoͤnlich ve 
ih für feinen Eintritt in die Wehrmannfchaft. 6) Jeder waffenfäh 
it verbunden, auf bie erſte Aufforderung bes Ober-Commandanten 1 
fhen Volkswehr gerüftet zu erfcheinen. 7) Jeder Bürgermeifter if 
verantwortlich für die Bekanntmachung und den Vollzug diefer Anor 
wie überhaupt für die Bekanntmachung und den Vollzug jeder Anori 
Aufforderung, welche von dem Landes⸗Ausſchuß an die Bürgermelft 
wird erlaflen werben. 


Gefecht bei Sommerein (auf der Infel Schütt); die Ungarn werben bi 


hely zurüdgebrüdt. 


Das Reichs⸗Kriegs⸗Miniſterium verfügt: 1) Die Würtembergifche Abt 


®.%. v. Miller folle ſich fofort gegen Raftabt wenden, um dieſen P 
zu gewinnen, 2) fämmtliche ©. H. heifiiche Truppen bei Darmftabt zu v 


Große Berfammlung des „fraͤnkiſchen Volkes“ bei Nürnberg, in Ange 


der Reicheverfaflung und für diefelbe. Der ruhige Verlauf derſelbe 
Zweifel weniger dem guten Willen der Führer, als dem gänzlichen 
der ſaͤchſiſchen Revolte beizumeflen. 


Allgemeine Landes-Berfammlung bes babifchen Bolfes bei Offenburg, n 


Fortſchritt etwas mehr huldigt, als das fränfifche. Es wirb folge 
sung erlaflen: 
Deutſchland befindet ſich fortwährend im Zuſtande voller Revolution, auf 
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vorgerufen durch die Angriffe der größeren deutſchen Fuͤrſten auf die von der deutſchen 
Rational Berfammlung enpgiltig befchlofiene Reichsverfaſſung und die Freiheit überhaupt. 
Die deutſchen Fuͤrſten haben fich zur Untervrüdung der Freiheit verfchworen und ver⸗ 
bunden; ber Hochverrath an Volk und Baterland liegt offen zu Tage; es ift Elar, daß 
fie fogar Rußlands ſammtliche Armeen zur Unterprüdung der Freiheit zur Hülfe rufen. 
Die Deutichen befinden ſich alfo im Stande der Nothwehr; fie müflen fich verbinden, 
um die Freiheit zu retten; fie muͤſſen dem Angriffe ver fürftlichen Rebellen ven beivaffe 
neten Widerſtand entgegenfegen. Die deutſchen Stämme haben die Verpflichtung, ſich 
gegenfeitig die Freiheit zu gewährleiften, um den Grundſatz der Volls-Souverainetät voll» 
Tommen durchzuführen; fie mäflen ſich daher unterftägen überall, wo fie angegriffen 
werben. Das badiſche Volk wird daher die Volkobewegung in der Pfalz mit allen ihm 
zu Gebote ſtehenden Mitteln unterflügen. Die Landes» Verfammlung bes badiſchen Vol⸗ 
kes in Difenburg hat nach vorhergegangener Berathung der geftellten Anträge in dem 
Zanbes-Gongrefie der Bolld-Bereine, nach ferner ſtattgefundener Hffentlicher, wobei Ab⸗ 
geordnete aus allen Landestheilen vertreten waren, nach fernerer ausführlicher Discuffion 
in der Berfammlung des Volkes, beichlofien: 1) Die Negierung muß die Reichsverfaſ⸗ 
fung, wie fie nun nad) ber durch bie Greigniffe befeitigten Oberbauptöfrage feftfteht, un⸗ 
bebingt anerkennen, und mit der ganzen bewaffneten Macht dern Durchführung in anderen 
Deutichen Staaten, zunaͤchſt in der bairifchen Pfalz unterflüben 2) Das gegenwärtige 
Minifterium ift fofort zu entlafien, und Bürger Brentano, Obergerichts⸗Advokat zu Mann- 
beim, und Bürger Peter, Reichstags⸗Abgeordneter von Konftanz, mit ver Bildung eines 
neuen Minifteriums zu beauftragen. 3) Es muß alsbald unter fofortiger Auflöfung der 
jeßigen Stände-Kammern eine verfafjunggebenne Landes⸗Verſammlung berufen werben, 
welche in ſich die gefammte Rechts⸗ und Macht⸗Vollkommenheit des bapiichen Volkes 
vereinigt; dieſe Landes⸗Verſammlung fol gewählt werben von und aus den fämmtlichen 
volljährigen Staatöbürgern des Landes und zwar unter Beibehaltung ber für die bishe⸗ 
rige zweite Kammer beftandenen Wahlbezirte. 4) Es muß ohne allen Verzug die Volks⸗ 
bewaffnung auf Staatäfoften ins Leben gerufen werden, und es find alle Iedigen Männer 
von 18—30 Jahren, als erfted Aufgebot fofort mobil zu machen. Alle diejenigen Ges 
meindesBebörven, welche nicht alsbald die Bewaffnung ihrer Bürger anorbnen, find au⸗ 
genblicklich abzufegen. 5) Die polittfchen Flüchtlinge find fofort zurückzurufen, die poli= 
tifchen Militair⸗ und Givilgefangenen zu entlaffen, und alle politifchen Proceſſe nieverzu- 
fehlagen; namentlich verlangen wir aber auch die Entlaffung derjenigen Niültair-Gefangenen, 
welche in Folge der politifchen Bewegungen wegen fogenannter Disciplinar- und Inſub⸗ 
ordinations⸗Vergehen beftraft wurden. 6) Die Militairgerichtöbarkeit muß aufgehoben 
werden. T) Bei dem Heere foll eine freie Wahl der Offiziere flattfinden. 8) Wir ver⸗ 
Langen alsbaldige Verfchmelzung des ſtehenden Heeres mit der Volkswehr. 9) Es müſſen 
fämmtliche Grundlaſten unentgeltlich aufgehoben werden. 10) Es müſſen die Gemeinden 
unbedingt ſelbſtſtaͤndig erklaͤrt werden, ſowohl was bie Verwaltung des Gemeinde⸗Ver⸗ 
moͤgens, als die Wahl der Gemeinde⸗Vertreter betrifft, ed muͤſſen alsbald im ganzen 
Lande neue Wahlen für die Gemeinde⸗Vertretung ſtattfinden. 11) Es werben ſaͤmmtliche 
von den f. g. Kammern In Karlörube feit dem 17. Januar d. I. gefaßten Beſchlüſſe 
für null und nichtig erklärt und darunter namentlich das f. g. Wahlgefeh vom 10ten 
v. M., welches einen förmlichen Angriff auf die in den Reichsgeſetzen gegebenen Beſtim⸗ 
mungen enthält. 12) Die Gefchwornengerichte find augenblidlich einzuführen, und fein 
einziger Criminal⸗Proceß darf mehr von den Staatsrichtern entfchieben werben. 13) Die 
alte Vermaltungd-Büreaufratie muß abgefchafft werden und an ihre Stelle die freie 
Berwaltung der Gemeinden ober anderer Körperfihaften treten. 14) Errichtung einer 
Nationalbank für Gewerbe, Handel und Aderbau zum Schuge gegen dad Uebergewicht 
der großen Kapitaliftien. 15) Abſchaffung des alten Steuerweſens, hiefür Einführung 
einer progreſſiven Einfommenfleuer nebft Beibehaltung ver Zölle. 16) Errichtung eines 
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großen Lanbed-Penfionsfonds, aus dem jener arbeitdunfähig gewordene Bürgn 
werben kann. Hierdurch fällt der befondere Penſionsfonds für die Staatsdien 
weg. Der Landesausſchuß ver Volksvbereine beftebt aus folgenden Mitgliebern: 
tano von Mannheim. I. Fickler von Konſtanz. A. Goegg von Mannheun 
von Konftanz. Werner von Oberlirh. Nehmann von Offenburg. Sta 
delberg. Willmann von Pfohrn. K. Steinmetz von Durlad. Wen 
Kengingen. Hichter von Adern. Degen von Mannheim. K. Bitter ı 
und 3. Starf von Lotiftetten, (beide Solvaten aus ver Garnifon Raſtadi 
wird beauftragt, die nöthigen Anorbnungen zur Durchführung dieſer Beichküf 
ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln zu treffen, und von dem Ergebniß der Keuti 
verfammlung, dem Landesausfhuß in Mheinbaiern, fo wie den Landedauds 
übrigen Nachbarftanten fofort Nachricht zu geben. 

13. | Die preußifhe Garnifon in Pofen an die Föniglich fächfiichen. Truppen 
ben: „Vergoͤnnt ed und Ihr Lieben fähfiichen Waffenbrüder, bag wir 
ber Berne zurufen, wie theuer Ihr ung geworben ſeyd, dur G 

und Hingebung in den Tagen des Kampfes für Eures Königs gu 
Die von den Sachſen ihrem angeflammten Fürftenhaufe feit Jahrhun 
widmete Anhänglichkeit habt Ihr aufs Neue glänzend bewährt. Wü 
unfere preußifchen Waffengefährten, denen die Ehre geworben if, v 
Euch den Kampf gegen Empörer und Hochverräther in Eurem Land 

Hzu beftehn. Die treue Bruderhand Euch reichend, in der feſten Le 
daß das in diefen Maitagen auf dem Felde der Ehre in Dresden 
Blut braver fächflicher und preußifcher Krieger Eure und unfere Hen 
trennlich vereint hat, rufen wir Euch zu, heut und allezeit: Mit Got 
nig und Baterland!’ 


13. Ein Tag der tiefften Schmach! Die badifche Befagung der Reichsfeftun 
empört fi, töbtet oder verwundet mehrere Offiziere, unter ihnen ben 
banten, unb kommt fo in den Befig des Plages mit allen Vorraͤthen 
Natürlich nimmt bie in der Feſtung anweſende geringe Anzahl öſte 

Artillerie- und Genie-Truppen an biefen fehimpflichen Erceffen fe 
wiberfteht vielmehr allen Drohungen wie Verführungsfünften, und rei 
ſtens ihrerfeits die deutſche Waffenehre, wenn fie auch die Geftaltung 

im Allgemeinen nicht ändern fann. 

13. | Aufruhr der in Carlsruhe garnifonirenden badiſchen Truppen.”) Verwü 

- ger Gebäude. Der Verſuch das Zeughaus zu plündern, wirb hauptfäc 
die Standpaftigfeit einiger Compagnien Bürgerwehr vereitelt. Wi 
Nacht entfernt ſich die großberzogliche Familie nebft dem Staats⸗M 
wobei leider die Frage unbeantwortet bleibt, ob dieſer übereilte NG 
wendig gewefen. Der würtembergifche Minifter Römer, dem gewil 
Tollkühnheit beimeffen wird, Außerte in der Ständefammer darüber: @ 


*) Es verdient wohl Erwähnung, daß eben am 13ten die Neue Speyerer Zei 
dete: Heute wird in Karlsruhe das Minifterium Belkk geflürzt. Bon der tiefem $ 
der badifchen Soldaten zengt der Umftand, daß fie das erſtürmte Haus eines Ober 

: Mg aneplänberten. 
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. Dinge auffallend, in welcher Weile die. badiſche Regierung das Land verlafien 
bat; ein ſolches Zufammenfallen einer Regierung, wie es in Baden der Fall 
war, ift in der Geſchichte wahrhaft umerhört, und wäre ſcherzhaft zu nennen, 
wenn die Sache nicht fo ernſt wäre. 

Große demokratiſche Vollsverſammlung zu Münfter. Sie ſtiebt in eiliger Flucht 
auseinander, ald man zufällig ben. Säbel eined einzigen reitenden Artilleriſten 
raſſeln Hört. -. 

Die in Freiburg ſtehende würtembergiſche Abtheilung unter General v. Miller 
verläßt den Ort. Nachdem dies geichehen, revoltirt das dort ſtehende babifche 
Snfanterie-Regiment ebenfalls. 

Excefie zu Augsburg, angeblid von Soldaten begonnen; *) zulegt nöthigt das Bezeis 
gen des Pobels die ausgeſendeten Patrouilien von der Schußwälfe Gebraud 
zum machen. 

— amd Exceſſe zwiſchen den Einwohnern und ber Seration von Frank⸗ 
furt a M 

Miglungener Ausfall der Dänen aus Fridericia. 

+ Dr. 3. Odener, Profeſſor zu Zürich. 

Das Reichs⸗Kriegsminiſterium requirirt von den zwei Metlenburgiſchen Regierun- . 
"gen 4 Bataillons und A Schwabronen, die Behufs eines bei Frankfurt du ver⸗ 
ſammelnden Corps, eilig dahin abzuſenden ſeyen. 

SFaflruction für den preußiſchen Bevollmächtigten bei ber Gentralgewalt. 

„Die legten Befchlüffe der National-Berfammlung haben die tönigliche Regierung 
in die Nothwendigkeit verfegt, eine Entſchließung zu faſſen, deren überhoben zu fein, fie 
lange gebofft hatte. Die Gründe, warum fie die für jetzt noch in Frankfurt tagende 
Berfammlung als auf gefeglichem Boden ſtehend nicht mehr anerkennen, und daher auch 
die Theilnahme preußifcher Abgeorpneten an ihren weiteren Berathungen nicht für zu- 
läffig erachten Tann, ſind in dem Antrage bed Stants-Winiteriumd an Se. Majeftlät den 
König kurz zufammengefaßt. 

IH kann e8 indeß nicht für überfläffig halten, die Stellung ber enigl. Regierung 
zur National-Berfammlung in nachſtehender Entwidelung noch näher zu beleuchten, und 
in eine umfafiendere Motivirung der gefaßten Befchläffe einzugehen, damit über die Noth⸗ 
wenbigkelt und Tinvermeidlichfeit berfelben, fo wie über die Sefinnung, aus welcher ſie 
heworgegangen, kein Zweifel bleibe. 

Ich ſtelle Cw. Hochwohlgeboren anheim, hiervon jeben angemefienen Gebrauch, auch 
für die Deffentlichfeit zu machen, da bie Beweggründe .wie die Handlungsweiſe der koͤ⸗ 
niglichen Regierung das Licht des Tages nicht zu fcheuen haben. 

Den geſetzlichen Boden, auf weldyem die National · Verſammlung ruhte, bilden aner⸗ 





=) Gine vom Dfficiercorpe des vort Rebenden Gpevanlegert- Regiments veröffentlichte Erfläs 
zung befagt: „Be if Thatſache, daß feit vielen Monaten fowohl durch Schrift als Rebe die 
feschften Anfreizungen aller Art au die Soldaten ber hiejigen Garniſon, und zwar. insbefonbere 
des Chevaulegers⸗ Regiments König ergingen, die Bande militairiſcher Disciplin zu Iodern, wo 
nicht völlig zu loͤſen. Nicht minder ſteht als Thatfache feſt, daß die gefammte Mannfchaft be⸗ 
zeichnete Berführungs-DVerfuche in anerkannter ruhiger Haltung zurüdwies. Als indeflen diefe 
Aufwiegelungen zu einer folchen Höhe emporftiegen, daß man fogar In Gegenwart einer großen 
Anzahl Chevanlegers ſich wicht entblödete, Läfterungen fihamlofer Art gegen die Perſon S. M. 
des Königs auszuſtoßen, da kaun ed nicht befremden, daß die Geduld der Chevaulegers endlich 
Krach, und doſe — gewaltfem aufgeregt — jenen frechen Umtrieben kraͤſtigſt enigegentraten.” - 
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Tanntermaßen die Beichlüffe ‚ver Bundes⸗Verſammlung vom 30. März ul 

vorigen Jahres. Durch diefe Beſchlüſſe waren die Megierungen aufgefordert: 
in ihren fämmtlichen dem beutfchen Staaten⸗Syſteme angehörign Brı 
verfafiungsmäßig beftehendem oder fofort einzuführendem Wege Wahle 
tional-Dertretern anzuorbnen, welche am Sie der Bundesverſammlung 
ſchleunigſt feftzuftellenden, möglichft kurzen Termine zufammenzutreten | 
zwifchen den Regierungen und dem Volke das deutſche Verfaffungkwerk 
zu bringen. 

Der alfo zufammen getretenen Berfammlung war eine große Aufgabe 
Sie follte die Vermittelung bilden zwifchen den Megierungen und dem Wolke, 
Ausgleihung zu Stande bringen zwifchen den verfchienenen Geſichtspunkten, 
indivinuellen Verbältniffen und Bebürfnifien der einzelnen Staaten und den ® 
und Wünfchen der ſich als Eins fühlenden Nation hervorgehen konnten un 
eine Augsgleichung, vie nicht fchwierig erſcheinen Eonnte, weil alle Theile ve 
Sefinnung bejeelt waren und daſſelbe Ziel erfirebten. Sie follte dem Berk 
den Bebürfnifien der deutfchen Nation, welche zu befriedigen der veutfchen 8 
ernftliche Abſicht war und ift, den vollen gewichtigen gefeßlichen Aubdruck ma 
follte das Recht des deutſchen Volkes auf felbfithätige Theilnahme und Mike! 
der Ordnung feiner Angelegenheiten vertreten, und durch die befonnene Ausühnz 
mit den Regierungen zufammen die Grundfleine eines Baues legen, ver, auf 
fchütterlichen Pfeilern des Rechtes, ver Wahrheit und der Treue ruhend, di 
der deutfchen Nation und ihre reiche Entwidelung nach innen und nach ax 
feinen fhügenden Schirm nehmen Fönnte. Sie follte die Brüde bilden helfe 
dem alten und neuen Deutichland, damit das neue nicht ala ein Werk ver ®i 
dern des echtes und der inneren Nothwendigkeit fich erwiefe. 

So war ihre Aufgabe eine große und herrliche, eine weit umfaſſende, 
eine beftimmte und vechtlich begrenzte. 

Ein Jahr lang Hat die deutiche Nation und Haben die deutfchen Regien 
Spannung und mit lebendiger Theilnahme die Verhandlungen der National-Ber 
verfolgt und die ſchoͤnſten Hoffnungen an biefelben geknüpft. Mehrere ihre 
find durch die Regierungen publicirt; fo ift unter Anderem durch die allgemein 
mene Wechfel-Orbnung ein erfreulicher Schritt zur innigeren Verknüpfung mi 
hung der materiellen Intexefin der deutſchen Staaten gefchehen. Manches 
angebahnt und eingeleitet worben. Die Eönigliche Regierung namentlich ha 
Berathungen der Berfammlung jede irgend mögliche Hüdficht genoumen. 

Durch ihr Zufammenwirken ferner mit den Kürften ift für die vorläuf 
der gemeinfamen Angelegenheiten ein proviſoriſches Organ gebilvet worden, di 
famfeit unter ſchwierigen Umflänben in manchen Theilen Deutſchlands fegensreich 
worden ift; und in den Tagen einer großen Gefahr, die dad geſammte Val 
Anarchie und den Gräueln der Barbarei beprohte, Hat die Verſammlung 
ihre muthige Haltung und die Unterftügung, die fie der Gentralgewalt ange 
ſchweres Unheil von der deutſchen Nation abwenden geholfen. Sie bat en! 
Aufgabe gemäß, eine Verfafſung berathen, in deren Entwurf die Regierung 
preußifche Negierung zuerft pie Grundzüge eines Bundesſtaates anerkennen & 
er dem Bebürfniß und den ausgefprochenen Wünfchen ver Völker wie der Fürſte 

Indem auch die Eönigliche Regierung diefe Verdienſte mit Freuden anerkan 
fie über einzelne Ueberfchreitungen der gefeglich feftftehennen Befugniffe, von 
National⸗Verſammlung ſchon früher ſich nicht frei gehalten, binwegfehen. Jr 
fhwierigen und neuen Berhältniffe und die mächtigen Bewegungen ber Zeit 
tigte, und der Beſonnenheit des Volles und feiner DBertreter vertraute, wol 


mit Schroffheit dieſen Uebergriffen enigegeniseten und einen gefährlichen « 
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Brinchylen führen, deren Ausgleichung fie eben als die große Aufgabe anfah; fie wollte 
vielmehr ven Weg der Berftänbigung betreten, und mie fie fich bewußt if, an ihrem 
Theile redlich Altes getban zu haben, was zu einer foldden Verſtaͤndigung führen könnte, 
fo durfte fie hoffen, daß auch die National-Berfammlung ihr auf dieſem Wege, den bie 
Mehrzahl des deutſchen Volkes mit Dank begrüßte, entgegenkommen mürbe. 

Die Stellung der National-Berfammlung ift in der neueften Zelt eine andere geworden. 

Durch die Berathung der Verfaffung in zweiter Lefung war ein Theil ihrer Aufe 
gabe vollendet. Zum vollen Abſchluß konnte diefelbe nun nur durch die Mitwirkung der 
Regierungen ver Einzelftaaten kommen. Diefe waren der eine paciscirende Theil, und 
zur durch das gegenfeitige Anerkenntniß war die feſte Grundlage für die Zukunft der 
Beutihen Verfaffung zu gewinnen und feftzuftellen. 

Diefe Feſtſtellung durch die Mitwirkung ver National» Berfammlung zu erlangen, 
wear die Abficht auch der preußifchen Regierung. Sie bat dies noch in ihrem Erlaß 
om 28. v. M. ausgefprochen, und mit demſelben noch ein Hal der National-Verfanmlung 
Wie Hand zu gemeiniamem Wirken dargeboten, obwohl fchon damals Erklärungen verfelben 
sorlagen, welche den Anſpruch auf einfeltige Feſtſtellung der Neichönerfaffung aus eigener 
Machtvollkommenheit aufftellten. Sie hoffte von der Befonnenheit der Bertreter der 
dentſchen Nation, daß fie auf den Boden des Rechts zurückkehren und dadurch fich ſelbſt 
Die volle und legte Erfüllung ihrer Aufgabe möglich machen würben. 

So lange fie diefe Ausficht feſthalten durfte, Hat fie mit Vertrauen die Theilnahme 
der Abgeoroneten ihres eigenen Landes an den Berathungen gefehen; und wenngleich 
fie die Motive einzelner, welche fchon fich zum Austritt bewogen fanden, ehren nınfe, 
an das Berbleiben der Uebrigen die Hoffnung gefnüpft, daß fie einen heilſamen Einfluß 
im Sinne der Weisheit und Mäßigung in diefer Verfammlung felbft würben ausüben 
Fünnen. 
Die neueren Beichlüffe der National» Berfammlung haben biefe Hoffnung gänzlich 
zerkört, und mit Schmerz fieht die Tönigliche Regierung, wie diefelbe nicht allein ven 
geſetzlichen Boden des Rechts gänzlich verlaften und einen Weg eingefchlagen, auf welchem 
fie nur durch Hülfe der Revolution ein verberbliches Ziel erreichen koͤnnte, fondern auch 
gerade zu dem preußifchen Staat fich in ein offen feindſeliges Verhaͤltniß gefegt hat. 

Indem die National-Berfammlung auf dem Anfpruche bebarrt, aus eigener Macht⸗ 
dollkommenheit Deutichland feine Fünftige Verfaffung zu geben und fie den Regierungen 
aufzubringen, und fich jener Verflänpigung fowohl ald Vereinbarung mit den Regierungen 
entzieht, bat fie das Princip verleugnet, aus welchem fie felbft durch die Berufung durch 
die Regierungen und die Wahl aus dem Volke hervorgegangen if, und ſich fortan Die 
Erfüllung ver Aufgabe: „bad deutſche Verfaſſungswerk zwiſchen den Hegierungen und 
dem Volke zu Stande zu bringen”, unmöglich gemadıt. 

Indem fie neben den Regierungen auch „die Volksdertretungen, vie Gemeinden der 
Einzelſtaaten und das gefammte deutſche Volk aufgefordert hat, bie Reichéverfaſſung 
zur Ausführung und Geltung zu bringen”, hat fie die Hülfe der Revolution in Anfpruch 
zu nehmen gedacht und das Vaterland der Gefahr ausgeſetzt, durch Anarchie und blutigen 
Kampf auf einen Weg geführt zu werben, ven bie Mehrzahl ver Nation verabfcheut. 
Daß diefe Befürchtungen nicht grundlos find, Haben die Greigniffe in mehreren deutſchen 
Ländern fchon bewieſen. 

Durch die eigenmächtige Feftftellung eines Termind für den Zufammentritt des erſten 
Meichſstages und für die Vornahme der Wahlen zum Volkshaus hat fie offen in die 
Befugnifie der verfaffungsmäßigen Regierungen eingegriffen, und fich felbft eine Regie⸗ 
rungsgewalt angemaßt, die ihr weder nach ihrer urfprünglichen Bedeutung, noch felbft 
inmerhalb der von ihr beichlofienen Verfaſſung zufommen konnte. 

Sie bat endlich bewieſen, daß fie in ihrem jegigen Beſtande den maßloſen Einflüfien 
einer Partei preiögegeben ift, welche, auf ven Umſturz alles Veſtehenden gerichtet, in bee 
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moraliſchen und materiellen Kraft Preußens das Haupthinderniß für ihre Be 


erblickt, und deghalb auf die Berftörung des preußiſchen Staates hinarbeitet. 
ſchluß nom 10. d. M.: 
dem ſchweren Bruche des Reichöfrieveng, welchen die preußiſche Regierung d 
fugted Einſchreiten im Koͤnigreich Sachſen ſich bat zu Schulden kommen 
durch alle zu Gebote ſtehenden Mittel entgegenzutreten, 


Ab eben fo ſehr ein offener Akt der Feindſeligkeit gegen den preußiſchen Staat 
. Berleugnung und Berlegung ver bundesgeſetzlich feſtſtehenden Nechte aller Mi, 


deutſchen Bundes, jened Bundes, welchen nicht zu zerflören, fonvern auszubild 
Eräftigen, der Beruf und die Aufgabe der National-Berfammlung wie der Regien 

Nach: allen diefen Vorgängen fieht fih die koͤnigl. Megierung zu der ıf 
nöthigt: daß fie die Verſammlung in Frankfurt nicht laͤnger als auf gefeglih 


ſtehend, als ven berechtigten Ausdruck des wahren Willens des deutſchen Volle 


die geſetzliche Vertretung der geſammten deutſchen Nation anſehen kann; be 
Hoffnung aufgeben muß,. noch im Verein mit ihr die letzten Schritte zum ı 
Abſchluß des deutſchen Verfaffungswerked thun zu koͤnnen, und daß fie gegen 


. teren Beraihungen und Beichlüffe derſelben fich im voraus feierlich verwahren 


Ehen fo muß fie erklaͤren, daß fie die fernere Theilnahme preußifcher Ab 
an ben weiteren Berathungen eines nicht mehr auf dem gefehlichen Boden ſteh 
in offener Feindſeligkeit gegen ben preußiichen Staat befinplichen Körpers für 
ungerechtfertigt hält, daß fie dad Mandat derfelben für erlofchen erachtet, und 
Vaterlanbäliche und ihren Gefühl für die Ehre des preußifchen Staates erw 
fie aus der Berfammlung austreten werben. 

Eie Hegt dad Vertrauen zu jenem Preußen, daß er ſich nicht ferner an 
lungen betheiligen werde, welche zu offenen Akten der Feindſeligkeit gegen f 
land führen. 

Eine Anzahl von Abgeordneten iſt dieſem Vertrauen ſchon durch ihren | 
klaͤrten Austritt zuvorgekommen. Indem die koͤnigl. Regierung den Motiven! 
Mehrzahl der noch Zurückgebliebenen Gerechtigkeit widerfahren läßt, konnte fiel 


zugeben, daß über ihre Anficht und ihren Willen irgend ein Zweifel übrig Mi 


Das Staatd-Minifterium mußte es daher für feine Pflicht Halten, an St 
den König denjenigen Antrag zu richten, welcher die Em. Hochwohlgeboren 
konigl. Verordnung zur Folge. gehabt hat. | 
Die koͤnigl. Regierung darf hoffen, daß durch eine ruhige und beſonnen 
der im Vorſtehenden dargelegten Thatſachen ihr Verfahren und ihre Bewegg 
rechtfertigt erfcheinen werden; und fie überläßt ed mit Bertraum dem reifen Ih 
jeven Preußen und eines jeden Deutfchen, ver die faktifch vorhandenen Verh 
würbigen und bie Gefahren, wie die Hoffnungen der Zukunft mit tiefer ei 
Blicke aufzufofien vermag, ihr diejenige Gerechtigkeit wiederfahren zu laſſen, 
fie Anfpruch zu haben glaubt. : 


14. | Der König von Preußen verorbnet: 1) Das Mandat der im preußiſchi 


für die deutſche Nat. Verſammlung gewählten Abgeordneten iſt erloſch 
haben ſich jeder weiteren Theilnahme an den Verhandlungen der Ver 
zu enthalten. 


14. | Die in Mannheim ſtehenden badiſchen Truppen ſchließen fih ver Re 


Veberhaupt fcheint von dem ganzen badifchen Armeecorps nichts ber 
geblieben zu ſeyn, als die weit überwiegende Mehrzahl der Offiziere ı 
hundert Mann Reuterei. 


16. | Der babifge Bandedunsigeß verfügt fi nad Carloruhe, und exiäßt ei 
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mation, aus welcher folgende Probe: ‚Raum if die beutfche Verfaffung end⸗ 
etltig von den Vertretern der Ration feſtgeſtellt, fo tritt die Berſchwoͤrung ber 
Könige, ihre landesverraͤtheriſche Verbindung mit dem Czaren von Rußland zur 
Knechtung des deutfchen Volkes, welches im vorigen Maͤrz feine Großmuth bes 
thätigt Hat — es tritt die Contre⸗Revolution Led und unverichleiert hervor. 
Nochmals fol die abfolute Fürftenherrfchaft gegründet, nochmals follen Die Ketten 
geſchmiedet werben, die wir im März verfloffenen Jahres zerrifien haben. Mits 
bürger! In einem folden Kampfe Tonnte die tapfere Armee, Tonnten unfere 
und eure Brüder nicht zweifelhaft fein, bag ihre Pflicht fie auf die Seite des 
Bolfes rief; fie haben es erkannt, daß fie, die Söhne des Vaterlandes, für 
die Freiheit des Volkes, für bie Einheit der deutfchen Lande und für bie Größe 
der Nation fechten folien. Die Armee hat ſich daher mit und verbunden. Sie 
kaͤmpft nicht gegen das Volk, fie fämpft nur gegen die Feinde der Freiheit und 
des Baterlanded. Diefe Verbindung bes Heeres mit dem Volk war offenbar 
fein Grund, daß ber Großherzog geflohen if, wozu ihm verrätheriihe Miniſter 
den Rath gegeben, die dann bie Negierung verließen und die Geichäfte bes 
Landes dem Ungefähr anheimftellten. Mitbürger! Eingedenk der Verpflichtung 
die wir gegenüber der großen Landed-Berfammlung in Offenburg übernommen, 
und folgend dem Rufe der Gemeinbebehörde hiefiger Stadt, find wir heute Mit 
tag an ber Spige unferer braven Soldaten hier eingezogen.‘ 

Schreiben des Pfälzer LandessAusfchufles an die Höcftbekeuerten: „In diefem 
Augenblide der Gefahr ift es Pflicht eines jeden Pfälzgers, mit But und Blut 
für das Vaterland einzufiehen. Es ergeht daher an Sie die dringende Aufforbes 
rung fi) bis zum 16ten d. Vormittags zwölf Uhr dahier bei uns einzufinden, 
ma mit Ihren Mitteln für die Sache der Pfalz, welche die Sache Deutfchlande 
iR, einzuſtehen. Wir erwarten, daß Sie Zhrer Pflicht nachfommen. Es lebe 
die freie Pfalz!” — Der fanfte Zwang, womit man freiwillige Gaben für 
das freie (?) Vaterland erpreßte, war ohne Zweifel das wirkſamſte Mittel, die 
in Sreifinnigfeit Beraufihten gänzlich zu ernüchtern. 

Eine unter F. M. L. Bogel aus Galizien kommende Heerabtheilung trifft im obes 
ren Waagthale unweit Prußfa ein. 

Beſchlüſſe der deutfchen National-Berfammlung: 

1) „fie ftellt die baierſche Rheinpfalz bei der in derſelben zur Durchführung 
der Reichs⸗Verfaſſung entflandenen Bewegung unter den Schutz ded Reichs, 
und fordert die Sentrafgewalt auf, fofort die geeigneten Maßregeln zur Ver⸗ 
wisflichung des Schuges, der allen Rechten und Interefien gebührt, zu treffen.‘‘ 

2) ‚fie fordert die Centralgewalt auf, zwei Reichs ˖Commiſſaire mit aus⸗ 
gebehnter Vollmacht nad) Baden ungefäumt zu fenden, um bie nöthigen Maß⸗ 
regeln im Intereſſe des Landes, des Reiche und der Reichs⸗Berfaſſung zu 
treffen.‘ 

Srorlamation S. M. des Könige von Preußen: 

Aa Mein Bol! | 
Unter dem Vorwande Der dentſchen Satche haben Die Feinde des Baterlandes zuerſt 
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in dem benachbarten Sachſen, dann in einzelnen Gegenden von Sübbeutichland Die Fahne 
ver Empörung aufgepflanzt. Zu Meinem tiefen Schmerze haben auch in einigen Thei⸗ 
len unſeres Landes Derblenvete ſich hinreißen lafien, dieſer Fahne zu folgen und unter 
berfelben, im offenen Aufruhr gegen die rechtmäßige Obrigkeit, göttliche und menſchlich⸗ 
Ordnung umzuftürzen. 

In fo ernfter und gefahrdoller Zeit drängt es Mich, ein offenes Wort zum Deinem 
Volke zu reden. 

Ich Habe auf das Anerbieten einer Krone feitend der dentichen National» Berfamm- 
lung eine zuflimmende Antwort nicht ertheilen können‘, weil die Berfammlung nicht das 
Mecht Hatte, die Krone, weldhe fie Mir bot, ohne Zuflimmung ber deutfchen Regieru 
gen zu vergeben, weil fie Mir unter ver Bedingung der Annahme einer Verfaflung ev 
getragen warb, welche mit den Mechten und der Sicherheit der deutſchen Staaten nit 
vereinbar war. 

Ih Habe fruchtlos alle Mittel verfucht und erfchöpft, zu eines Berflänpigung mi 
ber beutfchen National-Berfammlung zu gelangen. Ic habe Mich vergebens bemüht, fe 
auf den Standpunkt ihres Mandats und des Rechtes zurüdzuführen, welches nid ia 
der eigenmächtigen und unmwiderruflichen Keftftellung, fondern in der Vereinbarung eine 
beutfchen Verfaſſung befland, und felbft nach PVereitelung Meiner Beftrebungen habe % 
in ver Hoffnung einer endlichen frievlichen Löfung nicht mit der Berfammlung gebrochen 

Nachdem biefelbe aber durch Beſchlüſſe, gegen welche trefflide Männer fruddies 
anlämpften, ihrerſeits den Boben des Mechtes, des Gefeges und ber Pflicht gänzlich ner 
laſſen, nachdem fie und um deshalb, weil wir dem bevrängten Nachbar vie erbeten 
Hülfe fiegreich geleiftet, deö Friedensbruches angeklagt, nachdem fie gegen uns und We 
Megierungen, welche fi mit Mir ven verberblichen Beſtimmungen der Verfaſſung nid 
fügen mollten, zum offenen Widerſtande aufgerufen, jebt bat vie Verſammlung mit Brew 


Gem gebrochen. Ste ift in ihrer Mehrheit nicht mehr jene Vereinigung von Rännen, | 


auf welche Deutfchland mit Stolz und Vertrauen blidte. Cine große Zahl iR, ald die 
Bahn des Verderbens betreten wurde, freiwillig ausgeſchieden, und durch Meine Ber: 
ordnung vom geflrigen Tage babe Ich alle preußifchen Abgeordneten, welche der Ber 
fanımlung noch angehörten, zurüdgerufen. Gleiches wird von anderen beutfchen Regie 
rungen gefchehen. In der Verfammlung herricht jebt eine Partel, die im Bunde fick 
mit den Menfchen des Schreckens, welche die Einheit Deutichlands zum Vorwande uch 
men, in Wahrheit aber ven Kampf der Gottlofigfeit, des Einbruch and der Raubfudt 
gegen die Throne entzünden, um mit ihnen ven Schug des Mechted, ber Freiheit um 
des Eigenthums umzuſtürzen. Die Gräuel, weldhe in Dresden, Breslau und Elberſch 
unter dem erbeuchelten Hufe nach Deutſchlands Einhelt begangen worben, Tiefern bie 
traurigen Beweiſe. Neue Gräuel find geſchehen und werben noch vorbereitet. Während 
durch ſolchen Frevel die Hoffnung zerftört warb, durch bie franffurter Berfaumlug 
die Einheit Deutfchlands erreicht zu jehen, babe Ich in Eöniglicher Treue und Beharr⸗ 
lichkeit daran nicht verzweifelt. Meine Regierung bat mit ven Bevollmächtigten ver 
größeren deutſchen Staaten, welche fih Mir angefchloffen, das In Frankfurt Hegonnem: 
Werk der deutichen Verfaſſung wieder aufgenommen. 

Diefe Verfaſſung foll und wird in kürzeſter Krift der Nation gewähren, was ji 
mit Recht verlangt und erwartet: ihre Einheit, dargeſtellt Durch eine Ererutiv- Gewalt, 
die nach außen den Namen und bie Intereffen Deutſchland würdig und Eräftig vertritt, 
und ihre Freiheit, gefichert durch eine Volfövertretung mit Iegiälativer Befugnip. 
Die von der Nationale Verfamnlung entworfene Reichs verfaſſung ift Hierbei zu Grunde 
gelegt, und jind nur biejenigen Punkte derjelben zeränvert worden, welche aus ben 
Kimpfen und Zugeflänpniffen ver Parteien hervorgegangen, dem wahren Wohle vei 
Vaterlandes entſchieden nachtheilig find. Ginem Reichstage aus allen Staaten, die fi 
dem KWunbeöftante anichließen, wird dieſe Berfaflung zur Prüfung und Buftimumung pet» 





l 
l 


15—16, Wat: 18-16. sod 


gelegt werben. Deutſchland vertraue hierin dem Patriotiomus und dem Nechtögefühle 
der preußifgen Regierung; fein Vertrauen wird nicht getäufcht werben. 

Das if Mein Weg. Nur der Wahnfinn oder die Rüge kann foldden Thatſachen 
gegenüber bie Behauptung wagen, daß Ich Meiner früheren Ueberzeugung und Meinen 
Zuficherungen untreu getvorben. 

Preußen iſt dazu berufen, in fo fchwerer Zeit Deutichland gegen innere und Äußere 
Feinde zu ſchirmen, und es muß und wird dieſe Pflicht erfüllen. Deshalb rufe Ich 
fhon jegt Mein Boll in die Waffen. Es gilt, Ordnung und Geſetz herzuſtellen im 
eigenen Lande und in den übrigen beutichen Ländern, wo unfere Hülfe verlangt wird; 
e8 gilt, Deutfchlands Einheit zu gründen, feine Freiheit zu fchügen vor der Schredend- 
herrſchaft einer Bartei, welche Sefittung, Ehre und Treue ihren Leidenſchaften opfern 
will, einer Partei, welcher e8 gelungen ift, ein Netz ver Beibörung und des Irrwahns 
über einen Theil des Volkes zu werfen. 

Die Gefahr if groß, aber nor dem gefunden Sinn Meined Volkes wird dad Wert 
der Lüge nicht beſtehen; dem Rufe des Königs wird die alte preußlfche Treue, wird ber 
alte Ruhm der preußiſchen Waffen entfprechen. 

Steht Hein Volk zu Mir, wie Ih zu ihm in Treue und Vertrauen eintraͤchtig, 
fo wird uns Gottes Segen und damit ein herrlicher Sieg nicht fehlen. 


5! Das Münchener Studenten⸗Freicorps beeidigt ſich felbft auf die beutfche Reichs⸗ 
Berfaſſung. 

5. | Erſter Uebertritt eines F. baierſchen Offiziers — Lieutenant Stöhr — zu den 
Pfälzer Rebellen. — Einige Tage fpäter folgen dem ehrloſen Beifpiele bie 

Lientenants Graf Fugger und Geigel, welche aus Landau berfertiren. 

51 Begiun des Bombardements von Bologna (S. 10. Mat.) | 

6} Zwei Denffchriften des k. öfterrechifchen Cabinets, in Bezug auf die von Preus 
gen gemachten Borfchläge zu einer deutſchen Union. 

I 





Die Eatferliche Regierung ift gewiß weit entfernt, die Gefahren zu verkennen, 
von welchen Deutichland durch die vorübergehende Verbindung der unitarifchen mit der 
demokratifchen Partei bedroht wird. Sie theilt aber nicht minder die non dem koͤniglich 
preußifchen Gabinete in feiner Denkichrift vom Iten d. M. ausgefprochene Ueberzeugung, 
daß die letztere dieſer Parteien nur durch die Stüße, welche fie dermalen an ber erfteren 
findet, Geltung und einen Beforgniß erregenden Einfluß zu erlangen vermöge. 

Diefe Ueberzeugung iſt der oͤſterreichiſchen Regierung nicht erft heut geworben. 
Durch fie geleitet und in billiger Anerkennung, daß die bisherige Verfaſſung Deutich- 
lands den Bebürfniffen der Nation wirklich nicht mehr zu genügen vermöge, bat dad 
kaiſerliche Gabinet fich bereits vor geraumer Zeit und wiederholt darüber erklärt, daß 
es, weit entfernt, dem nach größerer Einigung firebenden Nationalgefühle entgegenzutre⸗ 
ten, vielmehr vollkommen geneigt fei, den Wünfchen, welche ver Ausdruck eined wahren 
Berürfnifies find, feinerfeitö bereitwillig zu entfprechen. 

Es iſt jenoch nicht zu verfennen, daß dieſes Nationalgefühl, namentlich in ver leg- 
teren Zeit, vielfach irregeleitet und mißbraucht, fich dermalen in Anforverungen Tundgebe, 
welche dad wahre Bedürfniß bedeutend überfchreiten, und felbft jo weit gehen, daß bern 
umbebingte Anertennung eine beflagensmerthe Störung aller natürlichen, wie aller Rechts⸗ 
Berbältniffe herbeiführen müſſe. 

Diefem zu fleuern ift aber die Aufgabe der Megierungen. Ihnen liegt e8 ob, den 
Ausfchweifungen eines fonft edlen Gefühld Grenzen zu fegen, und die Erfüllung ber 
aus denſelben entfpringennen Wünfche auf das richtige Maß zu befchränfen. 

Seiner Pflicht geiten, bat ‚demnach Das kaiſerliche Cabinet zwar die Nothwendig⸗ 


keit einer Neugeftaltung Dentichlanns zugeflanden, und auch feine Mitwirkung zur Grin 
dung eines einigen, mächtigen unb ſtarken Deutfchlands zugeſichert, jedoch zugleich die 
unwandelbare Veberzeugung ausgebrochen, daß dieſes Ziel nur dann zu erreichen fi, 
wenn Das neue Verfaſſungo⸗Werk die Achtung der wehlerworbenen. Rechte Aller, die 
Berückſichtigung und Foͤrderung der flantlichen und materiellen Intereffen der Einzelaca 
als oberften Grundſatz anerkenne. 

Auf dieſem Grundſatze beruhen Oeſterreichs Vorfchläge für die Bildung eines Reicht⸗ 
Directoriums, für die Vertretung des Volles bei vemfelben, und für die organiſche Be 
einigung der bon einem und bemfelben Stamme beivohnten, ohnehin durch gemeinieme 
Intereffen verbundenen Ländertheile. 

Diefe Vorfhläge dürften zwar ben überfpannten Anforderungen ımferer Zeit ai 
genügen, fie entfprechen aber ven wahren Bedürfniſſen, welche als folche zur Cd 
fommen müfjen, wenn der Kampf der jet entfeflelten Leidenſchaften beſchwichtiget, wen 
das verirrte Nationalgefühl durch die Rückkehr zu einer vichtigeren Erkenntniß wide 
geläutert fein wird. 

Der Bau, zu deffen Gründung Oeſterreich aufricähtig mitzuwirken wänfchte, un a 
welchem es nach dem von Ihm angebeuteten Plane auch mitzuwirken in ber Lage gaw 
fen wäre, war nicht ſowohl auf die Befriedigung der in dieſem Augenblide in arger Sch 
täufehung befangenen öffentlichen Meinung, als vielmehr auf die Bedürfniſſe der Zulch 
berechnet. In ihm waren Bürgfchaften feiner Dauer zu finden. 

So vergeblich auch vie Bemühungen des Taiferlichen Cabinets gewefen, eine I 











fländigung mit der koͤniglich preußiſchen Regierung über biefe Fragen berbeizufühe 


gab es fich doch immer ver Hoffnung bin, daß eine folche vor dem Eintritte ernflem 
Ereigniſſe zu erzielen fein werde. 
Die durch Herrn General v. Canig nach Wien gelangte Denkfchrift des Eönigik 


preußifchen Hofes vom 9Iten d. hat diefe Hoffnung vernichtet und die bedauerliche Ur 


zeugung gewährt, daß die Anfichten Preußens von jenen Oeſterreichs wefentlich verfie 
den geblieben find. ' 

Zwar flinnmen beide darin überein, daß die unitarifchen Beſtrebungen unferer Tag, 
großentheild nur von äußeren und vorübergehenden Umftänden hervorgerufen und beringt, 
auch mit dieſen verſchwinden werben; aber das Fönigliche Gabinet glaubt nichts deſe 
weniger dem fich kundgebenden Streben nach Einheit unbevingt und in vollem Re 


entiprechen zu follen, indem es von ber Ueberzeugung auögeht, dag ein ſolches Zu 


ſtaͤndniß die empörten Leivenfchaften entwaffnen und für die Dauer fefleln werke. 
Wie gerne würden wir eine folche Ueberzeugung theilen! Wir vermögen es ds 
nicht, und da Diefelbe bie von dem koͤniglich preußifchen Hofe gefaßten Entichlüffe beraid 


zur vollen Reife gebracht zu haben ſcheint, rürfte das Faiferlihe Cabinet ſich darauf le ' 


ſchraͤnken fönnen, die von ihm verlangte Erwieterung auf die. Vorfchläge, weiche Pre 
Ben ihm gemacht bat, bier nicverzulegen. 
Die Krone Preußen beabfichtigt den Forderungen ber Zeit 
„durch Die Herſtellung der Macht und Einheit Deutfchlands mit der Rögik 
lichkeit eined gemeinfanen und Eräftigen Auftretend gegen das Ausland, und ent 
freien und fruchtreichen Entwickelung freifinniger Inftitutionen im Innen; — 
„durch die Schöpfung einer Eräftigen, nicht durch die Möglichkeit innern ®i 
derfpruche® in fich felbft gelähmiten, aljo einer einheitlichen Executiv-Gewalt; 
„endlich Durch die Bildung einer National» Bertretung in Stantenhaus m 
Volkshaus mit gefeßgebenven Befugniffen” 
zu entfprechen, und dieſen fo errichteten Bundesſtaat in ein vertvagemäßiges Uniondeen 
haͤltniß zu Defterreih zu fegen. 


An die Kundgebung dieſes Vorhabens werben bie Vorfchläge geknüpft: 1. d | 


Deſterreich die Grundzage biefer Union, wie fie in einem zur Ginicht mitgethel 


16. Wei. 16, 





ten Entwurfe angebeutet find, annehmen, und feinen Geſandten zu Berlin er⸗ 
mächtigen wolle, daraufhin mit Preußen abzufchließen; 2. daß Preußen es über- 
nehme, diefe Union den andern: beutfchen Regierungen und der National⸗Vertre⸗ 
tung gegenüber ind Leben zu rufen, deren Einführung in die völferrechtlichen 

Beziehungen aber von Preußen und Defterreich gemeinfchaftlich zu geichehen habe, 
wogegen 3. Oeſterreich offenkundig zu erklären hätte, daß es ber Bildung des 
Bundesſtaates mit Preußen an der Spige nicht entgegen fei, and Preußen freie 
Hand darin laſſe, die hierzu nöthigen Schritte zu thun, und mit den übrigen beut- 
fen Regierungen felbfffändig die erforberlichen Berhanvlungen und Berabres 
dungen zu treffen, und daß A. Deflerreich feine Zuftimmung dazu gebe, daß Preu⸗ 
Ben bis zum Abfchluffe ver Bundesſtaats⸗VPerfafſung die Proviforifche Central 
Gewalt übernehmen. 

Es liegt — wie gefagt — nicht in unferer Abficht, und bier in eine Erörterung 
einzulaſſen, ob die Bildung eines fo volllommen einheitlichen Bundesſtaates unabweisli⸗ 
ches Bedürfniß und auch erfprießlich fei. Wir befafien und heute ausſchließlich mit den 
Anträgen, weldye und gemacht worden find. 

Zu jenen sub 1. und 2. glaubt man bemerken zu follen, daß wir nit wohl mit 
Preußen eine bindende Uebereinkunft abzufchliegen in ver Lage find, in welche als eigent⸗ 
licher Paciöcent ein Bundesſtaat einzutreten hätte, der noch nicht einmal gebildet ift, und 
über deflen Veſchaffenheit und Berfaflung zur Stumbe noch kein Urtheil gefällt werben 
kann, ta und aus dem mitgetheilten Entwurfe des Verfaſſungs⸗Abſchmittes über das 
Reichs⸗Oberhaupt wohl die Abfichten der Krone Preußen erfichtlich werden, welche die⸗ 
felbe in Bezug auf bie von ihr in dieſem Bundesſtaate einzunehmende Stellung hegt, 
die Bildung dieſes Bundesſtaates jedoch nach Preußens eigener Erklärung erſt den bied- 
falls zu erdffnenden Verhandlungen vorbehalten bleiben muß. 

Was den sub 3. geflellten Antrag betrifft, finden wir benjelben nicht im Einklange 
mit der an Oeſterreich wie an alle übrigen Bundesſtaaten ergangenen Einladung zur 
Theilnahme an den zu Berlin zu pflegenden Unterhandlungen, und eben fo wenig ver⸗ 
einbar mit ber von Defterreich bezeigten Bereitwilligkeit, fich bei dieſen Verhandlungen 
zu betbeiligen, welches Vorhaben «8 auch auszuführen gedenkt. 

Hinſichtlich des vierten Antrages enblidh, glaubt man wohl nicht der Berufung auf 
die zahlreichen Beweiſe von Vertrauen zu bevürfen, welche Defterreih Preußen gegeben 
hat, und gewiß noch immer zu geben bereit fein wird. Auch liegen die Beweggründe 
für bie von dem kaiſerlichen Gabinete wiederholt autgeſprochenen Wünfehe zu nahe, als 
daß über diefelben noch ein Zweifel obwalten follte. 

Defterreich verkennt Preußens Stellung gewiß nicht, Tann aber vie feine darüber 
nicht vergeffen, und fo wenig es felbft die ausfchließliche Leitung der proniforifchen Gen- 
tral- Gewalt in Anfpruch nehmen würde, eben fo wenig vermag es fich der von einer 
anderen Macht felbitflännig geübten Gewalt unterzuorpnen, was doch jedenfalls, wenigftend 
bis zur vollftändigen Auflöfung ver bisherigen Bundesverhaͤltniſſe, wer Kall fein müßte. 

Die Aufgabe, welche Preußen in dieſer gefahrnollen Zeit zugewieſen ift, muß aller- 
dings als eine ſchwierige und große anerkannt werben. Es iſt aber doch wohl nicht an⸗ 
zunehmen, daß «8 begründete Beſorgniſſe hegen vürfe, die Röfung dieſer Aufgabe er- 
ſchwert zu fehen, wenn Defterriih und Baieen e8 in derſelben unterftühen. 

Die fih ſonach ergebende Schwierigkeit, auf die von Preußen gemachten Vorſchlaͤge 
einzugehen, wird jedoch das in allen fonftigen weſentlichen Fragen fo glüdlich beſtehende 
und innige Einvernehmen zwifchen beiden Mächten nicht zu ftören vermögen. Sie wird 
insbefondere deren enge Verbindung zur. vereinten Bekämpfung des gemeinfamen Feindes, 
von weldyem fie beide gleichmäßig bebrängt find, nicht beeinträchtigen Fännen. Diefe 
Verbindung thut vor Allem noth. Sie ift eine Lebensfrage für Freupen | und für Oeſter⸗ 
reich, und lehteres bietet zu derſelben aufrichtig die Hand. 
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Die Berfchiedenheit der Anfichten, welche ſich leiner in ver noch. fchivebenten Ta: 
handlung über Deutſchlands Fünftige Geftaltung aus der beinerfeitigen Stellung der zwei 
erften Großmaͤchte ergiebt, wird fi) gewiß noch zu deren Befriedigung audgleichen laſſen. 


IL. 


In einer ausführlicheren Denkichrift vom heutigen Tage bat Das kaiſerliche Cabire 

die Rückſichten dargelegt, welche ihn die unbebingte Annahme der Vorſchlage Breußen! 
nicht wohl möglich machen. 
Inn ſofern dieſe Vorſchlage die fünftige Geftaltung Deutſchlands und befien Bei 
bungen zu dem Kaiferftaate Defterreich betreffen, Fönnen dieſelben füglich weiteren Unter 
handlungen vorbehalten bleiben, welche die fich dermalen ergebenden Anftände gewij we 
allfeitigen Befrievigung heben werden. 

Dagegen iſt ein augenblidliches Verſtaͤndniß über die Bildung einer den Zei 
fländen entfprechenven, fomit Eräftigen proviforifchen Gentralgewalt ein dringendes Be 
durfniß. 

Der Erzherzog Reichsverweſer vermag die Stellung, welche ihm angewieſen we 
den ift, nicht mehr Länger zu behaupten. Seine freie Wirkfamtelt, wie die Umfiem 
ed erfordern würben, wird durch die Rückſichten gelähmt, welche der Urſprung ber > 
herigen Gentralgetwalt verfelben auferlegt. Dieſemnach iſt vie Schöpfung einer nam 
Gewalt nothwendig geworden, welche aller, ihre Thaͤtigkeit hemmenden DBefchräntungs 
entbunden, ſelbſtſtaͤndig und kraͤftig dem Beduͤrfniſſe zu entſprechen vermöochte, wedd 
deren Einſehung gebieteriſch fordert. 

EGEs iſt nicht zu verkennen, daß das Anerbieten Preußens, die Ausübung einer je 
chen Gewalt zu übernehmen, weſentliche Vortheile bieten dürfte, und daß deſſen Hinze 
bung für das allgemeine Beſte Anerkennung und Dank verdiene. Der Einfluß, welche 





Preußen in Deutſchland übt, die materielle Macht, über vie es gebietet, machen ed win 


ſchenswerih, daß feine gemeinnügigen Abfichten, dieſen Einfluß geltenp zu machen, u 
dieſe Macht zu entfalten, möglichft geförtert und unterflügt werben. 
Dieſer Wunſch liegt dem Gegenvorſchlage Defterreich8 zum Grunde. 

Die Gefahren, von welchen vie gefellfchaftliche Orbnung bebroht wird, find fo gref 
und fo ernfl, daß die Aufgabe, dieſelbe zu fehügen, nur mehr mit aAußerſter Anftrenguy 
und vereinten Kräften zu loͤſen ifl. 

Bon diefer Lieberzeugung durchdrungen, legt das kaiſerliche Cabinet Hohen Wenh 
auf ſeine und der deutſchen Koͤnige Theilnahme an der Bildung der neuen prociforiita 
Gentralgewalt. 


Eine Verftändigung mit der Partei des Umfturzes ift nicht mehr möglich. Nu | 


Gewalt vermag diefelbe noch zu bezwingen. So fehr die Anwendung ſolcher äuperie 
Mittel auch durch dad Außergewöhnliche der Lage geboten ift, wird bie Strenge in 
zu ergreifenden Maßregeln doch die Ungunft noch fleigern, in welche die Megierungs 
ohne Ausnahme verfallen find. Außerdem würde auch Preußens Uebernahme ver Gm 
tralgewalt in Deutichland wie auswärtd, manches Mißtrauen rege machen, und kefies 
alleinige® Auftreten die Hinberniffe noch vermehren, deren Bewältigung fchiwierig gennz 
fein dürfte. Diefe Ruͤckſicht gilt insbeſondere der unverkennbar in Süddeutſchland ge 
gen Preußen berrichennen Stimmung, welcher durch Oeſterreichs Theilnahme an ver Ger 
tralgeiwalt jener Vorwand benommen würde. 

Defterreih will die Bemühungen Preußens moralifch unterflügen, ihm deren Durd- 
führung erleichtern, und wird dies auch unzweifelhaft durch den Eindruck thun, welche⸗ 
dad gemeinfchaftliche Auftreten beiver Regierungen, durch Beſchwichtigung möglide 
Beſorgniſſe und durch öffentliche Kundgebung des innigen Einverflänpniffes zwiſchen m» 
felben hervorzubringen nicht verfehlen fann. 

Aber auch materielle Hülfe dürfte Defterreich zu leiften bald im Stande fein. Di 
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Werbung, weldye die Dinge, aller gegründeten Vorausſicht nach, auf dem ungarifchen 
Kriegoſchauplatze nehmen müflen, wird vie kaiſerliche Regierung in die Lage verfegen, 
über ihre Kräfte freier zu verfügen, und es if Leicht möglich, daß beren Verwendung 
in Deutſchland dann fehr erjprießlich fein duͤrfte. 

Das kaiſerliche Cabinet hofft, S. M. ver König von Preußen werben biefe Rüd- 
feuchten und Oeſterreichs bundesfreundliche Abfichten nicht minder würdigen, ald man je» 
nen des Königs dankbare Anerkennung zollt, und in Folge deſſen geneigt fein, ſich mit 
Deſterreich über die Errichtung einer aus drei Mitgliedern beſtehenden proviſoriſchen 
Gentralgeivalt zu verfländigen, deren Zufammenfegung in ver Art zu erzielen wäre, daß 
Defterreih und Preußen zus Vermeidung alles Zeitverluftes die Ausübung der Gewalt 
fofort übernehmen und vie übrigen veutfchen Könige auffordern, ſich über die Wahl 

. ded dritten Mitgliedes unter ſich zu vereinigen. Die Gemeinichaft, twelche zwifchen den 
Interefien viefer Könige und jenen Preußens und Oeſterreichs befteht, iſt fo innig und . 
fo unverfenuber, daß deren Beitritt zu einer ſolchen Maßregel gewiß nicht auf fi war⸗ 
ten laffen und daher die weitere Durchführung dieſer Maßregel nicht verzögern wird. 

Daß dieſe Gentralgewalt nur eine proviſoriſche fein folle, berufen, der brängenven 

Gefahr des Augenblidd entgegenzutreten, und daß deren Zufammenfegung bie einfligen 

n Beichlüfle über die definitive Geftaltung Deutfchlands nicht vorgreife, bebarf wohl kaum 

der Erwähnung. 

B. Beſchlüſſe der deutſchen National-Berfammlung: 1) „fie erflärt die königlich preus 

| Gifche Verordnung d. d. Charlottenburg, den 14. Mai 1849, wodurch das 
Mandat der im preußifchen Staate gewählten Abgeorbneten zur deutſchen Nas 
tional,-Berfammlung für erlofchen erflärt, und die Abgeordneten angewielen wer⸗ 
den, fich jeder Theilnahme an ben weiteren Berhanblungen ber Berfammlung 
zu enthalten, ald unverbindlich für die preußifchen Abgeorbneten, und erwartet 
von dem beutfchen Patriotismus der preußifchen Abgeorbneten, daß fie fich der 

: ferneren Tpeilnahme an den Verhandlungen der National-Verfammlung nicht 

entziehen werben.’ 

2) Anfnüpfend an den eben gefaßten Beichluß erklärt die National⸗Ver⸗ 
ſammlung die von ber öfterreichifchen Regierung im Monat April gefchehene 
Abberufung der öfterreichifchen Abgeordneten gleichfalls für ungiltig, und für 
legtere unverbindlich. | 

6. | Der Erzherzog Reichöverwefer ernennt den Geh. Zuftiz Rath Dr. Grävell zum 
Minifter des Innern und einftweiligen Borfigenden im Minifter-Rathe. 

6. | Armee-Befehl S. M. des Könige von Preußen: 

Soldaten der Linie und Landwehr! 
Als Ich vor ſechs Monaten Eure Dienfte zum Schutze des Geſetzes aufbot, va 
font dem Feinde der Muth vor Eurer Feftigkeit und Treue. Ohne Kampf wich bie 

Partei ned Umſturzes vor Euch zurüd. Im Geheimen aber verfuchte fie, durch alle Künfte 

der Verführung Euren Sinn für Pfliht, Ehre und Krieger- Iehorfam zu untergraben, 

und damit das preußifche Heer — die feſte Stütze des Thrones und ber geieglichen 

Ordnung — zu vernichten. 

Diefe verbrecherifchen Verſuche find zu Schanden geworden. Die Tage von Dreöben, 

Breslau und Düffeldorf, wo vie Aufftände blutiger Empörer durch Eure und Eurer 

Brüder fiegreiche Waffen zu Boden geworfen wurben, geben Zeugniß von der ungefchwächten 

Treue und Tapferkeit des preußifchen «Heeres. 

Jetzt erhebt im Weſten ver Monarchie, fo wie in einigen anderen beutjchen Ländern, 
der Aufruhr von neuem fein Haupt. Unter dem Vorwande von Deutſchlands Einheit 





— — gegen Gef und Orbnung, gegen jebe rechimeäf 
ein .KRamepf gegen unſer ruhmvolles Breufen, das Die Feinde vernichten, ein 
ben Thron Eures Königs, ven fie umſturzen wollen: Zur Abweht jolcher v 
Angriffe Habe Ich jetzt abermals Hein Heer berufen und vie Landwehr auf 
gilt zu kampfen und zu fiegen wider Einbruch, Lüge, Verrath unb WMend 
. ge, den Thron zu fchäen vor feinen erbitterten Feinden. Es gilt, das 
- zeiten vor Gefehlofigkelt und Mepublil. Es gilt, Preußens Stärke, Preuße 
Kran Busen uub babari de Ge und Ginhek N bed deutſchen Vaterl 
Das iſt dad Ziech woher. Ih Mein ſieggewohntes Heer in den Kamp 
. Soldaten! Geo ferner eingedenk des Ruhmes preußifcher Tapferkeit 
treue; des Jahrhunderte alten Erbes, welches Ihr Euren Vätern nerbauft! 
in den Jahren 1813,14 und 15 zur Vertreibung fremden Druckes erfo 
- - deg preußiſchen Heeres, und Ihe werdet Euch auch jet durch preußiſche 
«is Schutß und Sort der werthuoliften Güter eines freien und gebilveten 
peeußifchen und beutichen Vaterlande zum einigen Ruhme beivahrn! . 
16. Die Kreife Iſerlohn, Hagen, Elberfeld. und Solingen werden in X 
"I zufland erffärt. Cine Diviſidn unter ©. M. v. Hannecen fet 
biefelben in Bewegung. 
16. Ende der großen Etberfelder Revolution. Angeblich übten die 
* eiher aͤus Berlin zuruckkehrenden Deputation *) ſolchen Einſluß ar 
gerſchaft bag bie treue Landwehr und heroiſche Bürgerwehr, gen 
u eine „imponirende⸗ Stellung gegen Sicherheits⸗Ausſchuß und ! 
"T  &inapınen. Während der Naiht Tößte fih daher jener auf ımb 
aüs. üeberſett man dieſe Nachrichten aus dem Rheiniſchen in's 
durfie ſich ungefähr Folgendes ergeben. Die Nachricht vom Anrlde 
fion Hanneden zerſtoͤrte den letzten Heft des liberalen Rauſches a 
.. Benehmen der Freiſchaaren noch übrig gelaſſen hatte; letztere, du 
begierig die preußiſchen Bajonette zu erproben, zogen um fo willi 
man ihnen ein Reiſegeld von ſechstauſend Thalern zugeſtand. 
16. Das Berliner Stabtgericht verfolgt dag Mitglied der aufgelöften zu 
mer, Dr. D’Efter wegen Verdacht des. Hochverraths ſteckbrieflich. € 
muthlich reactionaire Bosheit, daß die Perſon⸗Beſchreibung dieſem 
linken Seite ſtruppiges Haar, abſtehende Ohren und ſchielende Au 
wenigſtens iſt dies bie oͤffentlich ausgeſprochene Meinung der Fra 
Kinkel, welche freilich auch in dem Signalement ihres flüchtigen ( 
leumdung findet. — D’Efter fand in den Büreaur der pfälziigen 9 


©) Giberfeider Nachrichten gemäß, hat dieſe Deputation ange und ausführlidge 9 
mit den Minikern gepflogen. Dagegen befagt ein offenbar aus amtlicher Duelle | 
titel in Nr. 139. des preußiſchen Etaateanzeigers, daß die Betreffenden durch 
Deputirte, ſondern nur als Privatperfonen angenommen, und ihnen befiimmt e 
es Tönne weder von Unterhandlungen noch Amneftie vie Rebe feyn, die Rebelleı 
unbebingt unterwerfen, und wärben nöthigen Falles durch die Militairmadt da 
werden. 








Selbſt die ziemlich unſchuldige Anmasung, eine telegraphiſche Depeſche ale ı 
.: Befehl des Handels: Nixiſters ergangen zu beeichuen, wurde den guten Bibeln 
1 wei iedecgeſchtagan. | 
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Regierung ein Unterlommen, und ſon beſondere Thatigkeit bei Gaffenftürzen 
entwickelt haben. 

Beldaten eines aus Dresten nach Berlin zurüdichrenden Bataillons werben von 
gefinnungstüchtigen Individuen dee Pauptflabt-Pöbeie beſchimpft und mit Stei⸗ 
nen geworfen. 

Reibungen und Exceſſe zwifchen Würzburger freifinnigen Studenten und Solda⸗ 
ien der dortigen Garnifon. 

Das Studenten⸗Freicorps zu München durch einen Befehl des ariegsminiſters 
et. 

Ein gewiſſer Roͤhr fordert das „reuſſiſche Voll“ auf, fih zum Rampfe gegen bie 
bewaffnete Reaction zu rüfen, und bemerft nebenbei: daſſelbe fey für eine freiere 
Staatsform reif ald die gegebene. 

Der treffliche Echlöffel sen. trifft von Frankfurt in Carlsruhe ein. Das Opfer 
faͤllt, die Raben ſteigen nieder. | 

Beginn des Bombardements gegen Friedericia. 

Es gelingt den ungarifchen Infurgenten einen Theil des Walles auf der Sib- 
‚ wehfeite von Dfen in Brefche zu legen. 

—* Bem rückt ohne Schwerdtſtreich in Orſova ein, da die dort ſtehenden 
Deſterreicher nach der Wallachei abgezogen ſind. 

lapitulation von Bologna. 

Der Erzherzog Reichsverweſer ernennt den General⸗Lieutenant Jochmus zum 
Miniſter des Aeußern und der Marine, den Advokaten Detmold zum Juſtiz⸗ 
und den Abgeordneten Merck zum Finanz⸗Miniſter. Das Programm des neuen 
Cabinets lautet: 

„1) Die Errichtung des Verfaſſungswerkes iſt durch das Geſetz vom 28. 

Juni 1848 von ter Thätigkeit der Centralgewalt ausgeſchloſſen. Schon aus 
dieſem Grunde hält die Centralgewalt eine Wirkſamkeit behufs Durchführung 
der Verfaſſung fuͤr außerhalb ihrer Befugniſſe und Pflichten liegend. Wie ſie 
jedoch einerſeits gern bereit iſt, eine Anerkennung der Verfaſſung bei den Res 
gierungen zu vermitteln, ſo erachtet ſie es andererſeits als durch die ihrer Ob⸗ 
hat anvertraute Wohlfahrt und Sicherheit Deutſchlands geboten, allen ungeſetz⸗ 
lichen und gewaltfamen Bewegungen, welche die Durchführung der Berfaffung 
zum Vorwand oder Anlaß haben, mit allen ihr zu Gebote ftehenden Mitteln 
enigegenzutreten, fobald die Hülfe ımb Bermittelung ber Centralgewalt von der 
betreffenden Regierung nachgefucht wird. | 

2) Wie die Eentralgewalt innerhalb der ihr durch das Geſetz v. 28. Juni 
angewiefenen Competenz von der der Reichsverſammlung zuſtehenden Errichtung 
des Verfaſſungswerkes fi durchaus fern gehalten hat und ferner zn halten ent: 
ſchloſſen iR, alfo erachtet fie es auch als eine Pflicht, die ihr ausſchließlich zu- 
ſtehende Regierungsgemalt vor jeder Einmifchung zu bewahren, und jeden Eins 
griff in dieſelbe zurüdzumeifen. 
eſchluß der Veutihen National ‚Berfammlung: „Die Nat. Berfammlung erflärt 
nachdem fie die Ernennung bes Reidsminifleriums und befien ‚Programm ver: 
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nommen, daß fie zu biefem Miniftertum nicht bas geringfle Bertrauen haben 
fann, fondern vielmehr diefe Ernennung unter den obwaltenden Umfimden al 
eine Beleidigung der National-Repräfentation betrachten maß.“ — Zehn A 

tritte- Erklärungen. 


17. | Beginn der Berliner Konferenzen in Bezug auf die beutfche Reichöverfofiun, 
Anweſend außer dem Preußiſchen Bevollmächtigten, General v. Raborwig, die 
Gefandten von Defterreih, Baiern, Sachſen und Hannover. Der öfterreidiike 
Geſandte enthält fich der Discuffion und erflärt fehlieplich: dag er der Nefoluiies 
von Wien über die von Preußen dorthin gemachten Vorſchläge bezüglich ne . 
fünftigen Stellung Oeſterreichs zu Deutfchland, ſtündlich entgegen fehe, und ww 
zu deren Eingang an einer näheren Betheiligung bei den Berathungen a : 
Eonferenz behindert fey. 


17. Iſerlohn wird nach ganz kurzem Widerſtande bes dort verfammelten Gefhd | 
von preußifchen Truppen befegt; diefe verloren 1 Stabsoffizier Mann i 
5 Mann verwundet. 


17. Sitzung ded Elberfelder Gemeinde-Rathes, worüber folgendes Protokoll auf 
nommen und veröffentlicht wird: „Der Gemeinderath trat heute auf Einfabum 
ber Chefs der Bürgerwehr, Herren von Poppel und Lucas, mit ben Bade 
nannten zufammen und conftituirte ſich zu einer gefeglichen Berfammlung unit 
dem Borfige des Beigeorbneten v. Guerard. Der Herr Chef der Dürgerw 
theilte zuvoͤrderſt mit, daß durd die Thätigfelt der Bürgerwehr, wie bes Side 
heits⸗Ausſchuſſes, die Ruhe der Stadt wieberhergeftellt fey, und er fich verpfi 
tet halte, die Regierung der Stabt wieder in die Hände ber gefeglichen Ver⸗ 
trete zurüdzulegen. Gemeinderath erfennt an, daß, nächſt der gnädigen Häſſe 
‚Gottes, er der mwaderen Thätigfeit der Bürgerwehr, wie eines Theils dei 
Sicherheits⸗Ausſchuſſes, die Herftellung der gefeglichen Ordnung verdankt, w 
hält fih vor Allem verpflichtet, nächſt dem Allerhöcften, den waderen Bürgen 
die fih der Bürgerwehr im Augenblide der Gefahr angefchloflen und fo im 
ausgehalten, feinen Danf auszufprechen, und erſucht den Chef der Bürgerweh, 
bied den Gliedern berfelben mitzutheilen. Hr. Pet. Fudikar erflärte hier, 
unterflügt von Hrn. Peill, dag er, nachdem von einzelnen Gliebern des Ge 
meinderathe, ald Glieder des Sicderheitd-Ausfchufles, unterm 14. Mai c. ca 
Aufruf zur offenen Empörung erlafien fey, er nicht mit benfelben verhandeln 
fönne. Hr. Earl Herder erflärte hierauf, daß er diefen Aufruf nicht mitunter 
zeichnet habe. Die aus dem Gemeinderathe zum Sicherheitd-Ausfchuffe ermähltee 
Mitglieder erflärten hierauf, für fid) und im Auftrage des Hrn. Heingmann, 
daß fie hiermit ihr Mandat in die Hände des Gemeinderaths zurüdiegten, un 
fi vorbehielten, fpäter über ihre Wirkfamfeit Rechenfchaft abzulegen. Gemeinde: 
rath nimmt das Mandat, vorbehaltlich der Rechnungslegung, zurüd und erflärt 
den Sicherheits-Ausfhuß für aufgelöf. Gemeinderath beichließt demnach vor 
Allem zwei Deputationen, fowohl an den Herrn Ober-Präfidenten, als an der 
commanbirenden General Hrn. v. Hanneden, zu fenden, um benfelben, Namens 
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der Stadt, bie Unterwerfung unter bie gefegliche Ordnung auszuſprechen und 
die Lage der Stadt darzuſtellen.“ 
Indem war während ber Berhanblung ber erſte Beigeordneie, Herr Bland«- 


Hauptmann in die Verfammlung getreten und erflärte, bag er bad Regiment 


der Stabt wieder in die Hand nehme, erfannte Bemeinderath dies mit Freude 
an, und ermwählte eine Commiſſion aus feiner Mitte, in den Herren: de Raadt, 
Fudikar, Gottſchalk, Aug. de Weerth, um demſelben vorläufig rathend und hel⸗ 


- fend zur Seite zu flehen, giebt demjelben auch anheim, ſich nad DBebürfnig 


durch Zuziehung anderer Gemeindeglieber zu verflärfen.” *) 


Die „Berfammlung der pfälziichen Volfsvertreter‘‘ befchließt die Einfeßung einer 


proviforifhen Regierung, und ernennt beren ‘Mitglieder. 


Die in Raftadt lebenden 185 Oefterreiher (S. 13. Mai) dürfen endlich frei abs 


ziehen, wobei fih der fouveraine Poͤbel noch in der vollen Blorie feiner Hoch⸗ 
herzigfeit zeigt. Dem älteften Offizier, Hauptmann Lendl war es durch drins 
gende Borftellungen gelungen, den Landes⸗Ausſchuß, welder die Defterreicher 
als Kriegsgefangene zurüdbehalten wollte, auf andere Gebanfen zu bringen. 


Proclamation des Großherzogs von Baden an fein Bolf, welche hinfichtlich der 


Truppen folgende Stelle enthält: „Soldaten! Ich weiß, Ihr ſeid nur verführt 
worden durch alle Mittel und Kräfte, die eine böfe Abficht zum Berführen an- 
wendet, und ber Berrath {fl nicht aus Eurer Seele gekommen. Kehrt zurüd 


. zur Ehre und Treue; fammelt Euch wieder um die Fahne Eures oberften Kriegs⸗ 


herrn, und thut Ihr es ohne Zögern, fo fei das Geſchehene vergeflen, und 
Eud volle Amneſtie ertheilt. Bedenkt aber, dag Treue länger dauert als Verrath.“ 

Hoffentlich wird doc die Regierung Sr. 8. H. den übrigen beutfchen 
Kriegsleuten, welche unter allen Umftänden Treue und Ehre bewahrt haben, 
nicht zumuthen mit folchen amneflirten Verbrechern gemeinichaftlih zu dienen 
und daſſelbe Feldzeichen zu tragen! 


Wahrhaft niederträchtiges Benehmen vieler Bewohner von Heilbromm gegen einige 


badifche Offiziere, welche von Revolutionairen verfolgt, die würtembergilche 
Grenze überfchreiten. (Die Züchtigung ließ nicht Tange auf fi) warten; k. würs 
tembergifche Soldaten beforgten fie kurzer und fräftiger Hand.) 


Die Erecutivs Commilfion in Baden fordert auf und bezeichnet es als Bürgers 


pflicht, durch freiwillige Gaben „bie große Sache der Freiheit und des Volkes’ 
zu unterflügen. 


Decrete des babifchen Landes⸗Ausſchuſſes: 


1) Die beiden Kammern find aufgelöft, und es iſt fofort eine conflituirende 
Berfammlung einzuberufen. 

2) In Erwägung, daß fih Bürger Friedrih Heder von Mannheim um 
das Baterland und die Freiheit verdient gemadt; in Erwägung, daß in ber 
jegigen Zeit das Vaterland Männer braucht, die erprobt find im Kampfe für 


*) ) Diefer lachert Tächerliden Elberfelder Begebenheit ift mehr Raum gewidmet, als fie ihrer Bes 
deutung nad verdient. Aber es war zu verführerifch, dieſes revolutionaire Bingen moͤglichſt 
yollkänbig zu geben, weil co hocht Zeralieriſiſch iR. . 
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bie Kreiheit, und die ben Muth und bie Kraft befigen, zum Seile 
Bolf zu wirken; in Erwägung, daß folde Männer die Berpflihtung } 
den Tagen ber Gefahr fi an die Spite des Volkes zu ſtellen; wird 
1) Bürger Friederich Heder von Mannheim dermalen in Nord 
. wohnend, wirb aufgefordert in das Vaterland zurüdzufchren 
bemfelben zur Berfügung zu ftellen. 
2) Der Borftand ber Erecutiv-Commilfion ift mit dem Vollzug bem 
Bürger-Berfammfung zu Darmflabt mit ertravaganten Redensarten und ! 
ſchluß: Preußen fey nicht berechtigt, Truppen in das Gebiet des engen 
ſchen Bundesſtaats einrüden zu laffen, und man werbe feine preußtf 
quartierung aufnehmen. — ATS fpäter wirklich Preußen Famen, haben bie 
ven Bürger fie dennoch aufgenommen. 
Die Armee von Hohenzollern» Sigmaringen wird, „dem Verlangen ber € 
gemäß,’ auf die Reichsverfaſſung verpflichtet. 
Am Abende unternehmen die Magyaren einen Sturm auf die (ziemlich fi 
Feſtung Ofen, der mit Verluſt einiger hundert Mann mißlingt. 


Promemoria bes Fönigl. preußiſchen General⸗Lieutenant Frhrn. v. Canitz (&.1 
an den k. k. Minifters Präfidenten Fürſten von Schwarzenberg. 

Seit den wenigen Tagen, ald der Unterzeichnete die Ehre hatte, Seiner Tu 
dem F. E. Minifter-Präfiventen, Herm Fürſten von Schwarzenberg bie ? 
vom den d. M. vorzulegen, bat fi) die Lage ver Dinge in Deutfchlam 

Nicht daß die politiichen Anfichten Preußens irgend einen Wechfel erfahren di 
‚die Greigniffe find fortgefchritten. Die gährende Bewegung ift in eine Kıifl 
brochen, und Grfcheinungen, die man früher herannahen fah, ftehen jegt ala T 
da. Die deutfche National-Berfammlung zu Frankfurt hat ihre Tage beſchle 
Gentralgewalt, die mit ihr und durch fie beftand, kann fortan in ihrem bisher 
haͤltniß Teinerlel Autorität mehr behaupten: fie muß fich entweder einer neuen A 
hingeben, oder eine Stütze bei den noch aufrechtftehenden Regierungen fuchen. 

Preußen Hat alle Mittel und Wege, die zu einer .Berfländigung mit | 
führen Eonnten, erfihöpft; der Bruch iſt gefchehen. 

Die. Barteiführer der Republik (oder was daſſelbe richtiger bezeichnet: ber 
und des Umflurzes aller politifchen und forialen Ordnung) haben fich des X 
bemädhtigt: tie von der deutſchen National-VBerfammlung aufgeftellte Reiche-! 

- gegen abfolutiftifche Reactions⸗Projecte zu vertheidigen. 

Diefer Vorwand bat unter einem großen Iheile der deutichen Volkoſtà 
flang gefunden. Während der Theil der Bevoͤlkerung der Städte und einzelne 
der jeder Art von Verführung leicht zugänglich ift, alsbald die Gelegenheit er 
Unfug zu beginnen, wurde ein anderer beſſerer Theil mit einem Schein vı 
Dppofitton bethört, und eine große Anzahl rechtlicher Leute dadurch paralifnı 
Wucht der Aufrührer unterworfen: daß ihnen pofitive Anhaltspunkte zum $ 
gegen ausſchweifende Forderungen und gegen bie frechen Behauptungen der Fein 

War doch den deutfchen Landen eine Einheit und Yreiheit gewährenpe | 
verheißen; wie follten denn die Voͤlker nun der Erfülluug dieſer Verheißunger 
oder fie von einer unbeflimmten Zukunft in paſſiver Geduld abwarten? 

Dur dies Motiv find Die Maflen aufgeregt und gegen bie. Regierung 
nifch gemacht worden, welche Stimmung dann leicht von Demagogen ausgeb 
ben Tann, 
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Der Revolution dieſen mächtigen Hebel zu entwinven, bält vie preußiſche Regie⸗ 
rung für hoöchſt wichtig und nothivendig, um einen Zuſtaud des Friedens, des Rechts 
und der Orbnung wieder herzuftellen. 

Die meiften ver deutſchen Regierungen hatten die Rational» Berfanmlung ihren 
Bang gehen lafien, ohne ihren Uebergriffen entgegen zu treten; das Verfaſſungswerk wurde 
in feinem legten Stadinm in flürmifcher Haft, inmitten mannigfacher Parteitämpfe, 
Transactionen und Goalition zum Ende gebrängt; ein Kalfertbron, mit bemofratiichen 
Snftitutionen umgeben, follte aufgebaut werden, um die Einheit Deutfchlands ind Wert 
zu ſehen. Nachdem vie Krone abgelehnt worden war, bantelte e8 ſich um fo mehr un 
jene rabical=pemofratifchen PBrojerte, und „Annahme der Reichs⸗Verfaſſung“ warb vie 
2ofung der revolutionairen Partel. 

Mit ver Ausführung der 196 Paragraphen, welche die National» Berfammlung 
am 28. März d. I. als die Verfaffung des deutſchen Reichs prockamirt hat, kann 
Deutfchland nicht beftehen. Preußen hat nicht gefäumt, dies offen auszufprechen. Mit 
biefer Negation, fo einleuchtenn fie ift, iſt jedoch die unabweisliche Aufgabe nicht gelöft, 
an die Stelle des Unhaltbaren etwas Haltbares, Mögliches, den Umſtaͤnden Angemeſſe⸗ 
nes, Heilſames zu feßen. 

Die preußiſche Regierung Tann ſich diefer Aufgabe nicht entziehen; es handelt fich 
babei um ihre eigene Eriftenz, denn die preußifhe Monarchie if zu eng durch mannig= 
fahe Bande mit andern deutfchen Landen verbunden, als daß fie ſich aus der Gemein⸗ 
haft trennen und iſoliren fönnte. Selbft abgejeben von aller moralifch-politifchen Noth⸗ 
‚wendigfeit würde die geographifche Geftalt ver preußifchen Lande genügenn vie Un⸗ 
möglichkeit eines iſolirten Abſchließens darthun. 

So hat denn Preußen das Wort ergreifen müflen, um in der Verwirrung ber 
gemeinfamen Angelegenheiten einen Standpunkt und einen Weg zu gewinnen, auf wel⸗ 
Gem Friede und Ordnung wieberhergeflellt werden können. Der König hat am 15. d. 
M. zum preußiichen Voll geiprochen. Seiner Majeftät Regierung batte fchon früher 
ihren Verbündeten ihre Anfichten mitgetheilt, und fie zur Mitwirkung für den gemein- 
famen Zweck aufgeforbert. 

Diefe Mitwirkung ift, ver Natur der Verhälmiffe nach, verfchiedener Art. Am 
alierrvefentlichften verſchieden (wie keiner näheren Audeinanderfegung bebarf) iſt die Mit- 
wirtung und Unterſtützung, die Preußen von dem mächtigen Defterreich hofft, von der, 
welche wir denjenigen Verbündeten varbieten, die bereit den Stürmen der Revolution 
eslegen find, oder ihnen unfehlbar erliegen werben, wenn fie feine Stüge finden. 

Den in den eigenen Landen und in ben angrenzenden Bundesſtaaten vorkommenden 
Unordnungen glaubt die preußifche Regierung mit eigenen Mitteln abhelfen zu koͤnnen; 
Die neueften Ereigniſſe im ſudweſtlichen Deutfchland vereinfachen die Behandlung ver 
Dinge; der Aufruhr tritt in unbemäntcher roher Nadtheit den Iegitimen Regierungen 
gegenüber, das verrätherifche Treiben der Revolution verkörpert fich, fo daß ed in offener 
Feloſchlacht bekaͤmpft und befiegt werden Tann. Das ift eine dem guten Recht günftige 
Ausficht, doch ift Diefe Lage der Dinge nicht die allgemeine in Deutfchland, und es 
tommt im gegenwärtigen Moment nicht blos darauf an: dem Unfug der fogenannten 
republifanifchen Regierung, wo folcher auftritt, zu fleuern, fondern darauf: allen den« 
jenigen deutfchen Rändern, die ſich im Zuftand innerer Erfchätterung befinden, eine Stüße 
und Hülfe zu gewähren. Die moralifchepolitifche Hülfe der E. £. Regierung iſt es, die 
wir dazu in Anfpruch nehmen, ohne von terfelben irgend ein Opfer zu verlangen. 

Aus den, in Erwiederung der Denkſchrift vom 9. d. M. erhaltenen Mittheilungen, 
hat der Unterzeichnete mit tiefem Bebauern erfehen, wie die Anficht feiner Negierung 
vom 8. £. Gabinet nicht getheilt, die engere Bereinigung derjenigen deutſchen Staaten, 
weite ſich dazu bewogen finden, zu einem Bundedſtaat, nicht für zweitmuifig gehalten, 
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der Antrag einer feſten und einigen Union des äfterreichifchen Kalferreiche mit via 


deutfchen Bundesſtaat abgelehnt wir. 

Was die Idee des beabjichtigten Bundesſtaats anlangt, fo glaubt der Unterzeichnen 
fih auf die desfallfigen früheren Erklärungen feiner Regierung, insbeſondere auf ve 
unterm 28. April d. I. an den Löniglichen Bevollmächtigten bei ber proviſoriſchen Gentral 
gewalt erlafiene Depefche beziehen zu dürfen, um jeder Borausfegung von Willlin u 
von Mißachtung fremden Rechts zu begegnen. 

In Bezug auf die ablehnende Erwienerung auf bie vier in der Denkſchrift aufge 
ftellten Punkte, erlaubt fi) der Iinterzeichnete, ohne in eine weitere Discuffion einpuge 


ben, nur zu bemerken: daß ver Abſchluß „einer bindenden Uebereinfunft” mit dem die | 


dings noch nicht definitiv conftituirten Bundesflaat, der k. k. Megierung Teineswegel 
gefonnen worden ift, fondern daß unfer Antrag zunähft dahin ging: daß die LE 
gierung ihr Einverflänpnig mit der Bildung dieſes Bundesſtaats erklären möge. 

Noch weniger iſt von einer „Unterordnung“ Oeſterreichs, weder in Wezichung af 
den deutfchen Bundesſtaat und die Eentralgewalt, welche vefien gemeinfame Angeln 
heiten leiten fol, und ohne melche er nicht beftehen Tann, noch auf die Union Ode 
reichs mit diefem Bundesſtaat, welcher auf dem Princip völliger Rechtöparität uns M 
ciprocttät beruhen würde, die Rede. 

In Betreff der für ven Augenblick dringlichſten Angelegenheit, nämlich ver Ude 
tragung der biäher von Sr. Kalferlichen Hoheit dem Erzherzog Iohann ausgeils 
proviforifchen Gentralgewalt in andere Hände, erflärt das k. k. Cabinet fich einverfew 
den mit „ver Nothwendigkeit der Schöpfung einer neuen Gewalt, welche aller ihrer 
tigkeit hemmenden Beſchraͤnkungen entbunden, felbftftännig und kräftig den Bebärfeife 
zu entfprechen vermöchte, welche deren Einfegung gebieterifch fordert.“ Doch walten Bw 
venken ob, dieſe Centralgewalt, für deren Heilfame Wirkſamkeit ſelbſtſtändige Ihätigfet 
als die nothwendige Bebingung anerkannt wird, Preußen anzuvertrauen, und ver Ant 
des k. k. Cabinets geht dahin: dieſe Centralgewalt, von deren Träftiger, dem Bedürf⸗ 
niß des Moments entſprechender Handhabung die Rettung eines anfchnäde 
Thelles Deutfchlands vor den Gefahren des Umſturzes abhängt, in eine Trias zu bes 
ten, von deren Beichlüffen (denen in jedem Kalle Verhandlungen vorangeben mühe) 
die erforverlichen Schritte erft beftimmt werden würden. Preußen würde fomit unefül 
bare Verpflichtungen übernehmen; es würde der Diöpofition über feine eigenen Krk 
entfagen und Mafregeln im eigenen Gebiete von zeitraubenden Gommunicationen abhie 


gig machen müflen, eine Stellung, deren unberechenbare Nachtheile durch bie zuneihb 


liche Hoffnung des beften Einvernehmend in den gegenwärtigen Umfländen nicht au 
wogen werben können. Died zuverfichtliche Vertrauen: daß bie gefährliche Krifis, in ie 
ſich Deutfchland befindet, das fegensreiche Einverftänpniß ver beiden Regierungen mit 
ftören, ſondern befefligen möge, fehlt preußifcherfeitö nicht. Der Auftrag, mit dem ie 
Unterzeichnete beehrt worben ift, giebt davon Zeugniß, welchen Werth Preußen auf ie 
Zuftimmung des £. E. Cabinets, ſelbſt einer unausweichlichen Nothwendigkeit gegenüber, kg. 

Die Hinzufügung eines dritten Gliedes in der Gentralgewalt würbe jedenfalls ie 
Wirkfamfeit noch mehr verzögern, da die vier koͤniglichen Regierungen ſich darüber ein» 
gen, und vorausſichtlich mehrere Andere fich eher verlegt ald befriedigt durch dieſe Infir 
tution fühlen dürften. 

Das Weientliche für den Theil von Deutfchland, welcher ver Wirkſamkeit einer ein 
heitlichen Gentralgetvalt bedarf, beruht aber eben darauf: daB fie von Einer Hand gr 
handhabt werde, um „der dringenden Gefahr des Augenblicks entgegen zu treten,” wie die 
Denkſchrift vom 16ten ven Charakter des Verhaͤltniſſes felbft bezeichnet. 

Preußen wird, wenn feine Borfchläge ſich Feines Beifall! zu erfreuen Gaben fellten, 
wenn alfo bie von den Verhälmifien geftellte Aufgabe nicht erleichtert, ſondern erſchrert 
werben wärbe, doch jedenfallb Das Bewußtſein behalten, die Pfuicht eineß tieven Bar 
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Gündeten erfüllt zu Haben, indem es fich vertrauensuoll an das k. k. Gabinet mit einer 
offenen Darlegung feiner Anfichten und des Plane wandte, ver nicht ſowohl freiwillig 
entworfen, als vielmehr durch die Ereigniſſe vorgezeichnet if. 

Benn, wie die Denkfchrift vom 16ten fagt, Peußens liebernahme ver Gentralge- 
weit, in Deutfchland wie auswärts, manches Mibtrauen rege machen, und der im Sü- 
den Deutfchlands gegen Preußen berrfchenden Stimmung durch Oeſterreichs Theilnahme 
an der Gentralgewalt jeder Vorwand benommen werben twürbe, fo würde biefe beilfame 
und dankenswerthe moraliiche Unterflügung doch unzweifelhaft durch die Zuflim mung 
der E. k. Regierung vollfländig gewährt, aber Durch eine Theilung der Executivge walt 
im Moment des Gandelnd und innerhalb ihres Wirkungskreiſes, würde ihre Thaͤtigkeit 
gebenmt und fomit weder dad Mißtrauen ver Aengfllichen, noch die Frechheit der Re⸗ 
pupllfaner in dem Theile von Deutſchland, wo die Gentralgewalt ihre Wirkſamkeit ent⸗ 
falten fol, überwunden werben. 

Die Theilung irgend einer Macht, oder mit anderen Worten: die Theilnahme Meb- 
rerer an gewifien Befugnifien, läßt fich unftreitig in verfchiedener Weile denken; mate⸗ 
zielle, Iocale, periodiſche Grenzen können eine ſolche Theilung oder Verbindung bezeichnen; 
in einem Moment, wie ber gegenwärtige, würbe jedoch ber Zweck einer Gentralgewalt 
oöllig verfehlt werden, wenn ihr die Einheit der Action fehlt. 


Uns einer, in der Nat. Berfammlung gehaltenen Rebe des interimififchen Praͤ⸗ 
fventen des Reichsminiſteriums: „Der Reichöverweier, als ein durchaus fireng 
gewifienhafter Mann, wird fih durchaus nie beifommen Taflen, fein Amt in 
eine andere Hand nieberzulegen, als in bie Derjenigen, bie es ihm aufgetragen 
Haben.’ (Große Unruhe und Zuruf von der Tinfen: Wer ift das? Schaͤndlich! 
Unverfhämt!) — „Der Herr NReichöverweier kann und wird fein Amt nur in 
Die Hand der Rational-Berfammlung, von der es ausgegangen ift, zurüdgeben. 
Er wird aber ebenfo und kann nicht anders, als treuer Verwalter der von den 

Kegierungen ihm ansertrauten Macht, — diefe Macht auch nur wieder in bie 
Hände der Regierungen zurückgeben.“ (Heftige Unruhe und Stimmen auf ber 
Linfen: Diefe Dummheit! Schändliche Frechheit! Unverfhämt!) — — „Ohne 
ein Minifterium war es nicht möglich, und wer, wie wir, davon überzeugt iſt, 
daß er die Bahn des Rechts wandle, und bag er ald anerkannter Ehrenmann 
nichts thun werde, was gegen feine Pflicht ift, der war berufen, ihm feine 
Dienfte nicht zu verweigern. Dieß, meine Herren, die Bewegimgegründe, 
warum wir eingetreten find, und warum. wir auch trog Ihres offen an den 
Tag gelegten Mißtrauend nicht zurüdtreten können.” 


Fortfegung der Berliner Eonferenzen zwifchen dem preußiihen Bevollmächtigten 
und den Gefandten von Baiern, Hannover, Sahfen. Der von Defterreih 
erflärt ſchriftlich: Da ich geftern Kenntniß genommen von dem Gegenflande, 
den Ew. zunächft ber Conferenz vorgelegt, nämlid den Berfaflungs- Entwurf 
für den engeren Bund, diefer Gegenftand aber in der Faſſung, die für Oeſter⸗ 
reich Teinen Plag läßt, den öfterreichiichen Bevollmächtigten entweder gar nicht, 
oder nur unter Vorausfegung der Annahme des Unions⸗Projectes berührt, mo 
baun das heute aus den Verhandlungen Hervorgegangene abermals eine Ums 
arbeitung erfahren müßte, ſich ſonach die Verhandlung vor der Hand in einer 
von dem Unions⸗ Projecte völlig unabhängigen Dichtung bewegt, jo Halte ich 
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bermalen meinen Beifig wenigftens für unnothwendig, und erfudhe 
mir zur Zeit das Refultat der Verhandlungen gefälligft mittheifen zu 


18. | Schreiben bes preußiſchen Cabinets an den Bevollmächtigten bei der Een 
„Aus Ew. Hochwohlgeboren und des Oberft-Rieutenant Fiſcher telegray 
‚dungen bom 16. d. M. erfehe ich, daß Se. Tail. Hohelt der Erzherzog R 
noch Anſtand nimmt, auf die von dem legteren ihm überbrachten, dieſſeitige 
ı einzugeben. 8 ift in dieſem Augenblicke nicht meine Abficht, die Folgen, w 
für unfere ganze Stellung, Frankfurt gegenüber, hervorgehen, näher zu befi 
ih muß mir vorbehalten, die weiteren Befchlüffe der Tönigl. Megierung Eiw. 
demnächft mitzutheilen. Dagegen muß ich fchon jet einen Punkt hervorheben, 
bie Tönigliche Regierung, ohne weitere Auctorifation von der Centralgewalt 
fich zu ſelbſtſtaͤndigem Handeln genöthigt fieht. Das Verhälnig zu Dänemaı 
länger den Folgen der ſchwankenden und unficheren Stellung preisgegeben 
welche die Emtralgemwalt ſich hat bineindrängen laſſen und die k. Negien 
deshalb entichlofien, die Kriegführung und bie Unterhandlung felbfifländig € 
zu nehmen, wobei fie im Einverſtaͤndniß mit den Megierungen handeln wird, 
ihr anzufchliegen bereit erklärt haben. Ich erfuche Ste, in Gemeinfchaft mit 
Lieutenant Fiſcher dies Sr. kaiſerl. Hoheit dem Reichsverweſer zu eröffnen, ı 
Gründe darzulegen, welche die €. Regierung beflimmen mußten, auch ohne färm 
tragung von Selten der Emtralgemalt zunächft in viefem Einen Punkte vie 
übernehmen. Daß die wichtigen materiellen Interefien Preußens und des gu 
lichen Deutfchlands bei einer fchleunigen Beendigung biefer Angelegenbeit bei 
it eben fo klar, als daß faktifch nur Preußen allein jegt im Stande tft, bie 
wirken. Daß die Reichsgewalt faktifch in dieſem Augenblid Fein Gewicht m 
Schale, weder des Krieges noch des Friedens legen, und weder ven Krieg, no 
bandlungen mit Nachdruck führen kann, darüber wird fi das Minifterlum 
nicht mehr täufchen. Aber auch formell ift die Centralgewalt in dieſem Auge 
mehr im Stande, die Angelegenheit weiter zu führen. Das Geſetz vom 28. Jı 
Jahres, welches ihre rechtliche Stellung befinirt, verorbnet Art. A.: Lieber. 
Frieden und über Verträge mit auswärtigen Mächten befchließt die Central 
Einverftänonig mit der Meich-Verfammlung. Nachdem die f. Negierung ſich 
legten Schritte der Reichs⸗Verſammlung genöthigt gefehen, gegen jebe Beden 
telteren Beſchlüfſe Proteft einzulegen und die preußifchen Deputirten abzuln 
die Reich6-Verfammlung, und gegenüber, Teine rechtliche Criſtenz mehr, und & 
ſtaͤndniß der in Frankfurt etwa noch forttagenden Vertreter der übrige 
Länder mit der Gentralgewalt würde für und ohne alle Bedeutung ſeyn. V 
Standpunkt aus müffen wir alfo erfliren, daß der Eentralgewalt für jene | 
Bedingung ihrer Aktion fehlt, und mir alfo meiteren Anorbnungen berfelben, 
auf Krieg und Frieden, oder die Verhandlungen mit Dänemark, keine Folge I 
unfere Truppen in ben Herzogtbümern nicht länger unter ben Befehlen ver Ge 
Iafien und der Gefahr ausfegen koͤnnen, Anordnungen geborchen zu müffen, 
dem Einverftändniß mit einer auf keinem gefeglichen Boden ſtehenden Verfam 
borgegangen wären. Dies ift um fo mehr ver Fall, da das Minifterium der yı 
Centralgewalt nach eben jenem Geſetze der Reichs⸗Verſammlung verantivortlid 
ed iſt klar, daß wir den Regierungshandlungen eines Miniſteriums, welch 
und nicht mehr anerkannten Berfammlung verantivortlih zu feyn durch fein 
im Amte fortfährt, Feine Giltigkeit mehr beilegen Tönnen. Es ift dabei aber u 
daß die ganze Angelegenheit von Einer Hand geleitet werde, und vie k. We 
ſich daher entfchlofien unter ausdrücklich erklärter Zuftimmung ber zumach 
© 1 Regierungen von Hannover und Guchfen, und in Erwartung bes Anfipleiie 
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deniſchen Nferſtaaten, biefe Leitung für fih und bie ihr verbünbeten Regierangen zu 
übernehmen, indem fie Batern, ſowie den übrigen Staaten, welche ſich nicht erflärt Haben, 
den Beitritt offen erhält. Wir werden demnach den ?. Geſandten in London anwelien, 

daß er feine weiteren Verhaltungsbefehle nur noch von der Lönigl. Negierung zu empfan⸗ 
gen, wub in ihrem und ber ihr verbänbeten Regierungen Namen zu unterbandeln habe. 
Gleichzeitig werben auch dem General v. Pritwig entſprechende Weiſungen zugeben. Ich 
Darf Hoffen, daß es Ew. Hochwohlgeb. gelingen werde, Ce. Tail. Hoheit den Erzherzog 
Heichöveriwefer von der Nothwendigkeit zu überzeugen, worin die Eönigl. Regierung fich 
befindet, diefen Schritt zu thun, durch welchen allein noch eine befriebigenve Loͤſung die⸗ 
fer werwidelten Frage möglich gemacht werden kann.” 

Kilianzs Traftat zwilchen dem babifchen Landes» Ausichuffe und ber proviforifchen 
Segierung der Rheinpfalz: 1) In militairifcher Beziehung bilden Baben und 
Ryeinpfalz ein Land. 2) Das badiihe Kriege, Minikerium wird fürs erſte 
als das gemeinichaftliche beider Länder betrachtet. 3) Alles Brüdengeld auf 
Drüden, welde Baden und Aheinpfalz verbinden, wird fofort abgefchafft. Die 
Entfchädigung von privatrechtlichen Anſprüchen bleibt vorbehalten, und bie Ko- 
en der Unterhaltung und Wiederherfiellung der Brüden werden für die Zus 
Iauft von beiden Ländern gemeinfhaftlih und gleichheitlich getragen... 4) Die 
Eimwohner beider Ränder werden in allen Beziehungen fo angefehen, als ges 
Hrten fie ein und demſelben Staate an. 


Eingabe vieler Bürger Elberfelds an die Regierung, fie möge den Geweinderath 

wegen feines pflichtwidrigen Benehmens des Amtes entfegen. 

Eingabe derfelben an das Stantsminifterium, worin es gebeten wird: „zur Füh⸗ 
rung der Unterfuchung über die bewaffnete Empörung in Elberfeld, die zum 

großen Theile von hiefigen Juriſten vorbereitet, eingeleitet und befördert wurbe, 
eisen Special⸗Commiſſar hierher zu fenden, der, nach der ganzen Strenge des 
Geſetzes zu urtheilen willig, und weder durch verwandtfchaftliche, noch geſellige 
Berhäftniffe, dies zu thun gehemmt iſt.“ 

Dos Landiwehrs Zeughaus zu Prüm wird durch eine, vom Advokat Schily aus 

Wwrier angeführte Maffe Gefindel geplündert. Die zur Bewachung beffelben 
beſtimmte Landwehr» Compagnie benimmt fi ſchwach und ſchlecht. Eigentlicher 
Miderftand findet nur durch einen zufällig anmefenden Offizier und Grenabier 
des Regiments Kaifer Franz flatt, und kann daher nicht von Tanger Dauer feyn. 


Ripkungne Revolution in Berncaftel, wohin Schily mit feinen Myrmidonen wan⸗ 
dert. Sturmlaͤuten, Zuzug, — gegen Abend ermannt fich jeboch der beffere Theil 
der Burgerſchaft und verfagt die eingedrungene Bande. 

Der linffeitige Deputirte Dr. Grün, (welcher ſich in ber zweiten Kammer 
durch Unverfchämiheit und eine fprachliche Vorlefung bemerkbar gemacht) fcheint 
bei diefen Vorfaͤllen eine bedeutende Rolle, wenn auch hinter den: Couliſſen 
geſpielt zu Haben. Wenigftens erachtete er für angemeflen, zu verſchwinden, 
wurde indeß auf der Flucht von einer Patrouille ertappt. 

Gladiches Reroguossirungd » Gefecht preußifcher Cavalerie bei Herſchindegave in 
Yülland. | 
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18. | Die Theilung der öfterreihiichen Monarchie befchloflen in einer zu Paris be 
fien Czartoryski abgehaltenen Eonferenz, welcher beimohnten: Graf‘ 
angeblicher Gefandter der ungarifhen Negierung bei der franzöftichen 3 
Szarvardy, Serretair dieſer Geſandtſchaft, Pulski, ungarifcher 1 
England, und Rieger, czechiſcher Deputirter zum letzten Reichstage 
ber National⸗Partei feines Landes einflußreicher Mann.“ Das York 
fe6 Eongrefles in partibus befagt: 


In einer Gonferenz erörterte und prüfte man die ſowohl von Seiten ver 9 
als der übrigen Bevoͤlkerung Ungarnd zu treffenden Lebereinkünfte und gegm 
machenden Eonceffionen, um den inneren Frieden dieſes Landes ficher zu fid 
alle Kräfte gegen die verbünbeten Heere Defterreichs und Rußlands zu vereinigen 
Frage, einmal geftellt, führte zu einer anderen, deren vorläufige Löfung unerläfl 
Beſagte Vorfrage würde darin beſtehen: wo foll ver Krieg Ungarns gegen de 
Hof fein Ziel finden? oder beſſer gefagt: was foll man mit dem öfterreichiice 
ferftante nach einem definitiven Siege anfangen? Die nämliche Frage wur 
bon bedeutenden Perfonen an Herm Pulsfi in London geflellt, und im Prin 
fannt: Nachdem dad Haus Habsburg das Vertrauen ımb die Anbänglicke 
nem Scepter unterworfenen Völker verloren Hat, nachdem das Blendwerk, mi 
fi) umgab, und das ihm die Mittel zu regieren verfchaffte, nunmehr zerfirent | 
dem deshalb allein ſchon das Haus Habsburg nur noch eine befländige Gefah 
Freiheiten und die gehelligten Rechte der verfchiedenen Nationen fein koͤnnte, we 
die öfterreichifche Monarchie in ihrem gegenwärtigen Beſtande ausmachen; nad 
Agglomeration von Völkern, die durchaus Feinen Grund haben, unter einmm 
ſchaftlichen Gentrum zu leben, nicht aufrechterhalten werden Eönnte, ohne dk 1 
die Inftinfte, die Interefien und Rechte dieſer felben Völker zu verlegen; wid 
thronung des Hauſes Habsburg und die Auflöfung feines Reiches, moralifh I 
bloße Thatfache ver allgemeirien Abneigung fchon vollendet, heute eine Nothu 
fowohl für Ungarn, ald die übrigen dem Scepter Defterreichd unterworfeam 
dies würde das Ziel des Krieged gegen den wiener Hof fein, welches die Umg 
ihre Verbündeten zu erreichen trachten müßten. Aber, nachdem das allgemein 

f von Europa die Criftenz eined mächtigen, zwifchen Rußland, der Türkei und de 
lichen Europa liegenden Staates fordert; — nachdem ein Theil der Völker, welche 
öfterreichifche Monarchie ausmachen, als die Böhmen, Mähren, Schlefier, Illhriet, 
ter Vorbehalt die Galizier, geneigt fein vürften, und ihr Interefie dabei finden. wi 
Verbindung mit dem neu conftituirten Ungarn einen Foͤderativ⸗Staat zu bilden; — 
diefer auf Grundlage der Billigkeit und der Gerechtigkeit gebaute Staat diejenigen ' 
bon Kraft und Macht in fich vereinigen koͤnnte, welche geeignet fein würden, 
ropaͤiſchen Interefie, das er zu wahren hätte, zu entiprechen; wurbe im Printip ea 
daß es Ungarn, welches fich durch feinen ruhmnollen Kampf gegen Decker 
Necht der Initiative bei allen Gombinationen von gemeinfamem Intereffe für die 
Völker bereitö gefichert hat, zuftehe, durch einen feierlichen Akt und in einem 9 
Augenblide die Völker ver oͤſterreichiſchen Monarchie aufzufordern, durch ger 
Uebereinkunft eine neue Foͤderation zu bilden, welche, ohne der Autonomie bee fl 
Staaten im Mindeften zu nahe zu treten, nichtöpeftomeniger im Stande fein fie 
fer neuen Föderation den unumgänglich nöthigen Grad von Stärke und Macht p 
Es wurde fernerhin anerkannt, daß ed den italienifchen und deutſchen Bendlke 
Monarchie, deren Interefien und Wünfche nothwendigerweiſe von denen ber mt 
Bevoͤlkerungen verichieden find, vollkommen freigeftellt werben müßte, fich abgeie 
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ber neuen Föberation zu conflituiren, und nach Gutbefinden die einen an das deutſche Cen⸗ 
trum in Frankfurt, die anderen an einen italienifchen Staat, anzufchließen. Nachdem 
dieſe Punkte folchergeftalt im Princip entfchieven waren, wurde die innere Frage Ungarns 
unterfucht. Die Mitglieder der ungarifchen Gefandtfchaft habenerflärt, daß fie, infoweit 
ihnen die Dispofition ihrer maghariſchen Landsleute und die Abfichten der Regierung 
und bed ungarifchen Reichstages bekannt feien, verfichern zu konnen glaubten, daß man 
bereit fel, den nicht maghariſchen Nationalitäten Ungarns alle Rechte, die fie mit Fug 
und Recht In Anfpruch nehmen Fönnen, zuzuerkennen. Nach der Meinung diefer Herren 
bieten die nichtmagyarifchen Nationalitäten in Ungarn zwei ganz verſchiedene Kategorien 
dar, nämlih: die nach ber Orenze der Länder, die fie bewohnen, und durch die Tradi⸗ 
tionen einer getrennten Eriftenz genau beftimmten, und die minder entwidelten und nicht 
kompakten Nationalitäten. In der erften Kategorie befinden fi Croatien, die Woi⸗ 
wodſchaft und die Romaͤnen; in der zweiten die Slowaken und die Deutichen. Nah 
der Erklärung der Herren von der ungarifchen Gefandtfchaft würben die Magharen 
entſchloſſen fein, ven Völkern ver erſten Kategorie ihre volle Autonomie zu laflen, und 
fie an die Krone Ungarns blos durch ein Foöderal⸗Band zu knüpfen, unter Vorbehalt je⸗ 
doch gewifier Stipulationen für den Unterhalt einer gemeinfchaftlichen Flotte, den Bau der 
Communicationswege und vie Garantien eines frein Handel. Nach Berichtigung 
biefer Hauptpunfte, infofern die großen Fractionen dabei betheiligt find, würbe noch bie 
Frage von der Militairgrenze zu entſcheiden fein. Die Herren von der ungarifchen Ge⸗ 
fanbfchaft erklären, daß man den Orenzern die Wahl Iaffen wolle, fich unter dad gemeine 
Geſet zu ftellen, und mit der Civil⸗Bevolkerung ihre refpektiven Ränder zu vereinigen, 
ober, wenn fie ed für gut finden, unter dem Militair-Megime zu bleiben; aber daß man 

es ihnen unter Teinerlei Vorwand, oder auch was immer für einem Grunde aufpringen 
dürfte. Was die in der zweiten Kategorie begriffenen Bevölkerungen anlangt, jo behaup⸗ 
ten die Herren von der ungariſchen Gefanbfchaft, daß man, wenn man ihnen eine eigene 
Adminiſtration, d. h. eine folche, deren Perſonal aus ihren Landsleuten befteht, eine von 
eingeborenen Obrigkeiten verwaltete Juftiz, den freien Gebrauch ihrer Sprache in ben 
Schulen, bei der Anminiftration und bei den Gerihtähöfen, ihren Gewohnheiten und 
ihrem focialen Zuftande entfprechende Communal-Einrichtungen und die freie Ausübung 
ihres Cultus fichert, Alles für fie gethan Haben wird, mas die firengfte Gerechtigkeit und 
Billigkeit fordern kann, daß man aber, wenn man über dieſe Grenze hinausgehen wollte, 
nur Verwirrung und Ohnmacht im Schooße des Staates verbreiten würbe, ohne irgend 
einen rechtmäßigen Wunfch, irgend ein wirkliches Bedürfniß zu befriedigen. Diefe Verſiche⸗ 
rungen von Seiten der Herren von der magparifchen Geſandtſchaft haben Se. Durchlaucht 
dem Fürſten Adam Czartoryski und dem Herrn Mieger, denen die Interefien der nicht ma⸗ 
ghariſchen Benölferungen Ungarns am Herzen lagen, fehr befriedigend und ben befannten 
WBünfchen diefer Bevoͤlkerung entfprechend, folglich ganz geeignet gefchienen, fie auf nerföhnliche _ 
Wege zu führen. Und es ift durch gemeinfame Uebereinkunft befchloffen worden: 1) Daß 
ber ungariſche Reichötag die oben angebeuteten Erklärungen in einer officiellen und feierlichen 
Alte außfprechen, und daß bie nicht=magyarifchen Bevoͤlkerungen Ungarns fie mit Be⸗ 
friedigung und DBertrauen annehmen, und fortan ihre Waffen und ihre Anftrengungen 
gegen ben gemeinfamen Feind, d. h. gegen die auftrosruffifche Goalition, kehren follten. 
2) Daß es vemfolge in der Pflicht und in den Interefien ver wahren Freunde der Frei⸗ 
beit in diefem Theile von Europa und inſonderheit derjenigen, deren NattonalsInterefien 
dabei betheiligt find, Liege, ihre Anftrengungen zu verboppeln, um dieſes Nefultat in 
möglichft kurzer Friſt mit Sicherheit zu erreichen. 


38. | + Sam. Amsler, Profeflor der Kupferftecherfunft zu Münden, 
38, | + Theod. Heinfius, Profeſſor zu Berlin, 
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10. | Promemoria bes F. f. Minifter-Präfldenten, Fürften von Schwarzenb 
k. preußiſchen General⸗Lieutenant Frhrn. v. Canitz. 

Das kaiſerliche Cabinet vermag nicht die Bedenken zu theilen, welche 
preußiſche General⸗Lieutenant Freiherr v. Canitz in ſeiner Denkſchrift vom he 
gegen die Vorſchlaͤge erhoben hat, die von Seiten Oeſterreichs in Bezug auf 
der für Deutſchland zu errichtenden neuen proviſoriſchen Centralgewalt ge 
ben finb 





Der Zweck, welcher es als gebieterifhe Nothwendigkeit erfcheinen läßt 
Gewalt, ausgerüſtet mit moͤglichſt großer woraliſcher und materieller Kraft ir 
rufen, iſt die Befämpfung ver Nevolution. Diefe bedroht gleihmäßig alle 

. großen Staatenfamilie, und demnach ift die Beſiegung derfelben ein gemeinfame 

. Die mindermächtigen Regierungen Deutſchlands find bereitd fo weit g 

fie ſchon ſelbſt zu Werkzeugen. ihrer Feinde herabgeſunken find, und ſich verur 

deren verbrecherifchen Plänen die Weihe einer fcheinbaren Gefeglichkeit zu I: 

welche vie Verwirrung aller Rechtsbegriffe auf das Hoöͤchſte gefteigert, alle 
Geſetzes vollends geläft werden muͤſſen. 

Nur auf Preußen, Defterreih und bie koniglichen Höfe, weldye der ! 
Beinde bis jetzt noch zu wirerftehen vermochten, iſt ber gefährbeten Gefellfchafi 
nung geftügt. Vereinzelt und auf ihre eigene Kraft beichränft, muß eine 
Stügen, fo flark fie auch fein mag, brechen, und nur deren innige Verbindu 
wankende Gebäude noch vos dem Untergange retten. Ift wohl zu erwarten 
nicht erkannt, und nicht enblid die ſchon fo theuer erfaufte Erfahrung fr 
werben follte, daß die ganze Kraft unferer Feinde nur auf deren Einigkeit bi 

Kann man aber dann nicht auch mit Zuverficht darauf. bauen, vaß I 
Preußen zur Bildung einer proviforifchen Gentralgewalt vereinigenden Maͤcht 
gewiß aufrichtigen Streben nach Erreichung des gemeinjamen und großen } 
Defiegung der Anarchie, die Erfolge dieſes Strebend nicht durch kleinliche 
ber Eigenliebe oder wohl gar der Selbſtſucht lähmen, und das einzige zum Zi 
Miitel, die entfprechende Entfaltung aller zu Gebote ſtehenden Kräfte, in fein 
dung befchränfen follten? 

Wir können uns einer ſolchen Beforgnig unmoͤglich bingeben, und hegen 
theile die fefte Ueberzeugung, daß ein jeder der Verbündeten, feinen großen Berul 
und nur die gemeinfchaftliche Aufgabe im Auge behaltend, fich diefer willig opf 

Da Preußen, tie nicht zu verfennen ift, die bedeutendſten Kräfte in 
führt, wird Ihm auch gewiß gerne ein dieſen wichtigen Leiftungen entſprechend 
auf die Berivendung der Gefammtmacht gegönnt werben, während die Macht d 
gewwalt durch den Eindruck mindeftens verpoppelt wird, welchen der laut und ı 
ausgefprochene Entfchluß ver erften deutichen Megierungen, in inniger Eintracht 
angebotenen Kampf durchführen zu wollen, nothwennig bervorbringen muß. 

Gezwungen gegen einen mächtigen und gefährlichen Volkswahn zu Felde 
iſt den Megierungen die Iheilnahme der Butgefinnten aller Stänme und 
Verbindung unentbebrlicher als je, um dem Bunde entgegentxeten zu Tännen, v 
die Gefahr droht. Diefe Theilnahme kann aber nur dann geweckt, dieſe Verb 
"dann zu Stande fommen und zu einer erfolgreichen werben, wenn die Regie 
an deren Spipe ftellen. | 

Oſterreichs Beitritt zu der Centralgewalt Tann unmöglich das Vertraum ı 
Ihmälern, e8 muß und wird dies Vertrauen nur noch erhöhen; denn auch wi 
Regierung wünſcht Deutfchlands Einheit, und wird Diefelbe uneigennüßig auf 
zu befördern fireben, wenn fie auf gefegmäßigem Wege, und nicht auf jenem 
sung herbeigeführt wird, 
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| Diefem nach liegt 6, — wir wiederholen dieſe Bufigerung nochmals — durchaus 
nicht in unferer Abficht, durch den von und gemachten Vorfchlag ver Eünftigen Geſtaltung 
Deutſchlands vorzugreifen. Diefelbe möge fi) nad errungenem Siege frei entwideln, 
und wird dies auch Können, wenn wir nur erft zur wahren Breibelt durch Bewältigung 
ihrer Feinde gelangt find. 

Wir glauben dargethan zu haben, daß die von und torgefchlagene Bildung ber 
Gentralgewalt deren Ausübung nicht befchräufen, dagegen aber deren Nacht und Einfluß 
weſentlich vergrößern werde. Wir haben zugleich Bürgichaften für die Zukunft gegeben, 
und rechnen daher auf Bertrauen für die Gegenwart. 

Daß diefe drohend fei, darüber Mären ung die Vorgänge am Mhein, in Baden und 
in fo manchen anderen Gegenden Deutfchlanns auf. Daß dieſe Vorgänge aber nur dad 
Borfpiel der großen Ereigniſſe find, welchen wir enigegengehen, iſt nicht minder gewiß, 
umb daher eben fo unverkennbar, daß ein raſcher Eutſchluß dringend geboten fei. 

Wenn Preußen und Defterreich denfelben faſſen, tritt auch in deſſen Ausführung keine 
Verzögerung ein, und wird diefe in der von und angebeuteten Weife gefichert, intem das 
gemeinfchaftliche Auftreten biefer beiden Höfe den engen und vertrauendoollen Anfchluß 
der übrigen zur Folge haben wir. 

| Aber auch von den Gutgefinnten unter ben Volkern, deren Unterflügung und von 
5 hehem Werthe if, wird diefer Beweis von Eintracht freudig begrüßt werben, denn nur 
er vermag den Süden Deutichlands, in welchem die Sypmpaihien für Deflerreich noch 

4 lebhafter find, als man es ahnen mag, den noͤrdlichen Brüdern aufrichtig zuzuführen. 
m Beihlüffe der deuiſchen National-Berfommlung: I. „Die Berfammlung wählt 
fofost — wo möglich aus der Reihe der regierenden Fürſten — einen Reichs⸗ 
Ratshalter, welder bis zu dem im Beichlufle vom 4. Mai (Nr. 5 und 6) 
e vorgejehenen Zeitpunfte die Rechte und Pflichten des Reichsoberhauptes — 
j nad Abſchnitt III. der Reichs-Verfaſſung — ausübt. II. Der Reicheſtatthal⸗ 
| ter leiſtet den in $. 190 ber Berfaflung vorgefchriebenen Eid auf die Reichs⸗ 
| Berfafiung vor ber verfafjunggebenden Reiche Berfammlung, und tritt dann bie 
| Regierung an. III. Der Reichsſtatthalter hat fofort nad Antritt der Regies 
; tung wegen Teilung des in den 66. 191 und 194 vorgeichriebenen Eibes ber 
Reihöbeamten und der Angehörigen der Einzelftanten auf die Reichs⸗Verfaſſung 
| das Nöthige zu verfügen. AV. Er hat ferner wegen Vollziehung der Wahlen 
5 um erfien Reichötage und Berufung des Reichsſstages, in Gemäßheit der Be⸗ 
Ä fhlüffe vom 4. Mai (Nummer 2 und 3) Vorfehrung zu treffen. V. Zur Aus⸗ 
führung ber 66. 77 ff., 85 ff. der Berfaffung tritt, bis zur Zufammenfunft 
des erſten Reichstages, die gegenwärtige Verſammlung in alle Rechte und 
Pflichten des Reichstages ein, und übt folhe nad Maßgabe des Abfchnittes 
IV. Artikel V, VI, VII, VIEL, IX der Reichs⸗Verfaſſung. Ausgenommen 
hiervon iſt die Beſtimmung wegen ber befchlußfähigen Mitgliederzapl, rückſicht⸗ 
lich welcher es bei dem Beichluffe vom 30. April verbleibt. VI. Sollten der 
in Rr. 5 und 6 ber Beſchlüſſe vom A. Mai vorgefehenen Lebertragung der 
Oberhauptswürde auf den Monarchen des größten, oder eines der närhfigrößten 
Staaten Deutſchland's nicht zu befeitigende Hinderniffe im Wege fliehen, fo 
führt der gewählte Reicheftatthalter fein Amt auch nach dem Zufammentritt bes 
Reichdtages fort, und es hat fodann Lepterer wegen Ausführung des $. 69 
der Verfaffung die nöthigen Beſtimmungen zu treffen. VIIE Mit dem Voll⸗ 
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19. 


zug dieſes Beſchluſſes, als wodurch das Verfaſſungswerk für Deutſchland ia 
Ausführung gebracht wird, hört, gemäß dem Gefehe vom 28. Juni 1848, $. 18, 
bie Thätigfeit der proviforifchen Gentralgewalt auf, und es gehen besen Be 
fugniffe in dem erweiterten Umfange, wie folches ber Abichni „Die Reich 
gewalt“ beftimmt, auf den Reichöftatthalter über.’ 

Es unterliegt feinem Zweifel, daß die linke Seite der Berfammlung fi 
der fchwärmerifchen Hoffnung hingab, S. M. der König von Baiern werk 
diefe Neichöftattpalters Würde anzunehmen geneigt feyn. Eine Deputaten 
teifte in der Stille nah Münden, und kehrte eben fo Hanglos von da zuid, | 
nicht wenig erflaunt, ihre glänzende Gabe abgelehnt zu jehen. 

Ferner befchließt die National-Berfammlung: 1) „Zu erflären, bag F 


jedem Angriffe gegen die verfaſſungsmäßigen Regierungen derjenigen Stasie, | 
welche die Reichs⸗Verfaſſung anerkannt haben, ihrerfeits entgegentreten wa. ' 


2) Die verfaffungsgetreuen Regierungen aufzufordern, fofort, in Lebereinfie 
mung mit der Gentralleitung, durch planmäßiges Zufammenwirfen, bie p 


Durdführung der Verfaffung und Aufrechterhaltung der gefeglichen Drum 


erforderlichen Maßregeln zu treffen.” 

Endlich noch: „Sollte die von der Nat. Berfammlung gefchaffene Reihe 
verweferfihaft, nach Androhung des neuen Minifteriums, verfuchen, die im &e 
fete vom 28. uni 1848 begründete proviſoriſche Regierungs⸗Gewalt in ander 
Hand abzugeben, als an eine von der verfaffunggebenden Verſammlung neunte 
flellte Centralbehoͤrde, fo ift eine ſolche Uebertragung durchaus nichtig und fir 
die deutihe Nation unverbindlich.” 


Ohne Rüdfiht auf das Verbot der Regierung”) findet der fogenannte Stäbieing 


zu Königsberg flatt, allerdings nur von 22 Städten befchidt, während bie Pros 
vinz deren 122 zählt. Derfelbe erklärt, dag nad feiner innigfien Ueberzeugum 
eine Rettung der Ehre und des Güde des theuren DBaterlandes nur ah 
möglich ſey, wenn 1) das Minifterium Brandenburgs Manteuffel fofort entlaſſe 
und durch ein volksthümliches erſetzt wird, 2) die beutfhe Reichsverfaſſung um 
verzüglich eingeführt, 3) die Kammern ohne Abänderung des auch in ber Be 
faffung vom 5. December 1848 garantirten Wahlgefebes fofort einberufen we 
den, A) das ſowohl mit der deutichen Berfaflung, als aud ‚mit der octroyirie 
BerfaffungssUrfunde vom 5. December 1848 im Widerſpruch ſtehende und einen 
unerhörten Milttär-Despotiömus einführende Geſetz über ben Belngerungs-3w 
ſtand vom 10. d. M. fofort zurüdgenommen wird, 5) die bisher befolgte aͤn⸗ 
Bere Politit der preußifchen Regierung, namentlih das ruſſiſch⸗ öfterreichiige 
Bündniß aufgegeben, der von der deutichen Centralgewalt wieber aufgenommene 
däniſche Krieg mit voller Energie zu Ende geführt, und bie eben fo ſchmach⸗ 


volle, wie verderbliche Blodade der deutſchen Häfen durch einen ehrewollen 


Srieden aufgehoben wird. 


— — — 


*) Der Magiſtrat von Königsberg hatte ſich gefügt, dagegen übernahmen bie Stabtzeren⸗ 
neten, ben früher gefaßten Beſchluß auszuführen, 
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19. Die koͤniglich fächfifche Regierung läßt durch ihren Bevofimächtigten bei ber Cem 


algeiwalt die ſaͤchſiſchen Abgeordneten aus der NationalsBerfammlung abrufen. 


®| Aw Reifungen und Erteſſe zu Würzburg, in Folge deren die alademiſche Jugend 


answandert. Wie gewöhnlich wird fie burch eine Profeſſoren⸗Deputation zur 
Aücktehr eingeladen, und hält natürlich einige Tage fpäter ihren feierlichen 


| Proclamation des Landes⸗Ausſchuſſes in Baden an das deutſche Bolf: „Die Ty⸗ 


rannen Deutſchlands haben die Maske abgeworfen. Der König von Preußen 
Hat nicht blos den Freiheitsbewegungen Deutfchlande überhaupt, fondern naments 


lich auch der deutfchen National Berfammlung zu Frauffurt offen ben Krieg 
. erflärt. Am Sitze der Centralgewalt hat ein Miniſterium die Zügel der Res 


gierung in bie Hände genommen, befien Ernennung die National» Berfammlung 


ſelbſt für einen Holm gegen das beutfche Volk erklärt hat. Es unterliegt feis 


nem Zweifel mehr, daß die NationalsBerfammlung mit Waffengewalt gefprengt 
werben fol. Bei diefer drangvollen Lage des bentfchen Bolfes fanden ſich heute 
Drei Abgeordnete der Rational-Berfammlung: 

Raveaur aus Preußen, 

Trügfhler aus Sachſen, 

Erbe aus Altenburg, 
in unferer Mitte ein, und verlangten den Schub des badifchen Bolfes gegen bie 
zum Umſturz der Reichs⸗Verfaſſung verbündeten Mächte. 

Denifche Brüder! Der Augenblid der Euticheidung if gelommen. Wir 
bürfen nicht länger zögern, foll nicht aud ben bisher unverwüftet gebliebenen 
Theilen Dentfchlande das Loos von Wien und Dreöden zu Theil werben. 

Bir dürfen die Iesten Borkämpfer der Freiheit im Schoße der Nationals 
Berfammiuug dem Grimm unferer gemeinfamen Feinde nicht preisgeben. Wir 
müſſen ihnen Hälfe fenden, fo weit unfere Kräfte veihen. Das Boll Badens 
hat fi erhoben, die Soldaten find aufgeftanden, um Deutihlands Freiheit Ein 


heit und Größe zu erfämpfen. In wenigen Tagen ſchon kann ber Kampf bes 


ginnen. Unfer gemeinfamer Schlachtruf wird fein: 
Tod den verbündeten Tyrannen! Es lebe ein großes, ein einiges, ein 


freies Deutfchland !“ 


Es iR der Folge wegen zu bemerken, daß die genannten drei Edlen aus 
der Paulskirche ſowohl dieſes Aktenftüd wie mehrere andere gleicher Tendenz 
mit unterzeichnet haben. 


18. Sechs Mitglieder der deutihen Nat. Berfammlung — Hagen, Hoffbauer, Froͤ⸗ 


bel, Bogt, 2. Simon, Eiſenſtuck — veröffentlichen Folgendes: Alle auswärts 
ſich befindenden Parlamentss Mitglieder der Tinfen fordern wir hierdurch auf, 
Montag, am 2ıften fih in der Sigung des Parlaments einzufinden, ba bie 
Wahl eines Reichsſtatthalters in Ausficht ſteht.“ 


| Präher Freiſchaaren erfcheinen vor den Wällen von Landau; ganz unerbebliches Gefecht. 


u, 


Wiederholter Sturmangriff der ungarifchen Rebellen auf bie Feſtung Ofen; fo 


erfolglos wie der erſte. 
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28. | Proiwlol der Berliner Eonferenz. 


Preußen bringt zur Sprache, bag, nachdem nunmehr die Berka 
und Verſtaͤndigungen über den Entwurf einer Reiche-Berfaflung fo wı 
ben feien, daß fie die gefammte Borlage, mit Ausihluß ber Grunde 
des Wapigefeges umfaßten, es bei der hohen Dringlichkeit der Zeit mu 
fei, fih darüber gegenfeitig auszufprechen, ob die bier vertretenen 
Staaten ſich zu einem gemeinichaftlichen ferneren Wege zu vereimige 
nen find. 

Zu dieſem Behufe Kelle Preußen folgende Vorſchlaͤge als Anhe 
auf, und erſuche die vertretenen Regierungen, fi über ihre dieſerhal 
fende Stellung erflären zu wollen: 1) Preußen, Baiern, Sadchfen ı 
nover treten in Anbetracht der gegenwärtigen Zeitumflände in ein 
das den innern und äußern Schutz feiner Blieber zum Zmede bat. 
andern Staaten bes bisherigen beutichen Bundes if der Anſchluß aı 
eröffnet, 3) Die genannten Regierungen übertragen der preußilchen bi 
der gemeinfamen Sntereffen und Maßregels für den sub 1. angeführt 
4) Die verbündeten Regierungen bringen bew unter ihnen vereinbarten 
einer Reiches Berfoffung in angemeflener Weife zu allgemeiner Kennt 
ſtellen den andern deutfchen Regierungen anfeim, ob fie ſich demſelben 
fen wollen. &ie werben zugleich ausiprechen, daß fie biefen Emtwuzi 
Propofition einem auf Grund biefer Berfaffung und des dazu gehörig 
gefeges einzuberufenden Reichstage zur Berathung und Zufimmung 
werden. Zeit und Ort dieſes Reichstages bleibt vorbehalten. 

Am Schluffe einer längeren Erörterung, in der Preußen nameniiid 
hebt, daß die Siegesgewißheit in dem bevorſtehenden Kampfe zum groß 
barin gegeben fein werde, baf die Nation wiſſe wofür fie in ben Ra 
und was ihr am Schluſſe defielben gewährt fei, erklaͤrt 

Hannover fih diefem Borfchlage Preußens zufiimmend, jedoch 
Zugabe, daß durch das zu ſchließende Bündniß die Rechte und Pfli 
dem Bundes» Berhältnig von 1815 nicht gefhwädt werden; daß all 
ſchen Bundesſtaaten, und namentlich auch Oeſterreich für feine deutſch 
destheile, der Beitritt jederzeit frei bleibe, und endlich bag bie pro 
Dberleitung Preußens durch weitere Berabrebungen uäher beßimmit 
und nicht minder den Regierungen unbenommen fein müfle, unbeſchadei 
meinfdaftlichen Propofition des Berfaffungs-Entwurfes ihre abweichende 
ten, namentlich in Bezug auf die Geſtaltung der Oberhauptäfrage, : 
zur Beſchlußnahme über die Berfailung zufammentretenden Reichötage 
ya maden. 

Preußen gewährt Letzteres fofort, jedoch in dem Sinne, daß iß 
bie freie und ſelbſtſtändige Entſchließung verbleibe. 

Sadien tritt dieſer Erflärung Hannovers bezüglich der worfchenl 
pohtion Preußens bei. 

Baiern bedauert, Mangels zureichenber Inſtrultionen, zu eines | 
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Erllaͤrung feinerfeits noch nicht im Gtande zu ‚fein. Es hofft aber, dieſe Er⸗ 
Märung in türzefter Friſt ertheifen zu können. 


Ss Sqhreiben des Reiheminifteriums an bie fäbtifchen Behörden zu Leipgig (S. 6. 


Mai): „Die Weltregierung hat entfchieben und geholfen, bevor ber von der 
Gentralgewalt unterm 6. Mai erbetene Schug zu einer Thatfache werben fonnte. 
Aus diefer Urfache if die Antwort des Reiche» Minifteriums Länger ausgeblies 
ben. Sie darf aber nicht ganz unterbleiben, weil dem Rath und den Stadi⸗ 
verorbneten die Anerkennung der Umfichtigfeit und Mäßigung in ihrer Entfihlie- 


ang nicht vorzuenthalten ift, fondern von ihnen unbedenklich das Angemeffenfe 


beichloffen worden if, was unter den obmwaltenden Umſtänden zu beichließen 
war.’ — Die Enigegnumg if des Antrags vollfommen würbig, aber der Herr 
Geheime Juſtizrath Dr. Graͤvell wird fich Hoffentlich ſelbſt befcheiden, daß ex 
weder Weligeſchichte noch Weltgeriht macht. 


Der einſtweilen als Ober⸗Praſident der Provinz Preußen fungirende Er. Eulen⸗ 


burg macht bekannt: „Nachdem von der koͤniglichen Regierung die Abhaltung 
des zum 19ten d. M. beabfidhtigten Stäbtelages unterfagt, und bemgemäß von 
bem biefigen Magiſtrate die an die Stabtbehörben ergangene Einladung zurück⸗ 
genommen war, hatten fi am gefirigen Lage Einwohner ber hiefigen Stadt 
mit Männern aus einigen anderen Städten der Provinz zu gemeinfamer Be- 
ratbung im Kneiphöffchen Junkerhofe vereinigt. Bor dem Beginn der Berathung 
hatte der Untergeichnete fi an den Ort der Berfammlung begeben und einem 
der Ordner amtlich eröffnet, daß die Berfammlung verbotewibrig fei und nicht 
flattfinden dürfe, infofern die Anweſenden bier in der Abficht erfchienen feien, 
als Abgeordnete und Bertreter von Stabtgemeinden und Namens derſelben Be- 
fhlüffe zu faffen — hierauf aber von dem Orbner die Erflärung entgegenges 
nommen, daß nad dem Ergebnig der gehaltenen Vorberathung eine ſolche Ab⸗ 
ſicht nicht vorliege. Wenn trogbem bie in den heutigen Zeitungen enthaltenen 
Mittheilungen von Belchlüffen eines „Städtetages““ berichten, welche von ‚‚Ab- 
geordneten der Städte” und ‚‚für ihre Committenten“ gefaßt feien: fo. fehe ich 
mid veranlaßt, zur Befeitigung jeder eiwanigen mißverftändlichen Auffaffung, 
hiermit zu erflären, daß jene Beichlüffe als durch gefeufich Tegitimirte Vertreter 
abgegebene Willensäußerungen ber betreffenden Stabtgemeinben fih nicht geltend 
maden bürfen. 

Es ſtnad dieſelben nichts Anderes, als der Ausdruck der perfönlichen Anſicht 
der Manner, welche die Erklaͤrungen unterzeichnet haben.’ 


B | Bon den medienburgifchen Regierungen wird erklärt, daß fie nur Pt Batailione 


A Escadrons nach Franffurt entfenden konnen (&. 14. Mai), weil die übrigen 
Truppen im Lande nicht zu entbehren feyen. 


B. | Pfälzer Greifchärler unter dem ſ. g. Oberſt (früheren Weinreifenden) Blender ver- 


ſuchen Landau zu überfallen ober gar zu ſtürmen, flieben aber beim erften Kar- 


taͤtſchen⸗Schuße des Platzes auseinander. Dennoch war die Lage bed Com⸗ 


mandanten, des F. baierihen Generals Major v. Jeetze Feine erfreuliche, und 
erferderte fo beſonnene Entihloffenheit, wie biefer wärbige Offizier glücklicher 


> mm 


Weile beſaß. Das von Haunheim gefommene badiſche Bataillon (S. 6. Mai) 
vollendete, was die einheimiidhen Wähler und Berführer eiwa zu thun übrig 
gelafien. Man mußte froh feyn, ſich deſſelben entichigen zu Eönnen, unb bufe 
auch die von ihm angeſteckten Baiern züht hindern, den Plag in großen Haufen 
zu verlafien, wo nur etwa achthundert Mann blieben, guten Theiles Offizier, 
bie mit edler Gelbfiverieuguumg und Ausdauer den Dienſt vom Unteroffizieren 
und Soldaten verrichteten. Unter den trem Ansharrenden befand ſich uni 
bie von Mannheim gelommene badiſche Dragoner-Escadron. 

20. | Die Infurgenten unternehmen ſpät Abends einen dritten Sturm auf bie Fell 
Dfen, und gelangen am nächften Morgen durch den Verrath eines Batailed 
von dem italienifchen Regimente Gercopieri in den Befis des Platzes. 

21. | Ein und achtzig Mitglieder der deutihen Rational: Berfammlung, unter ihnen $. 
v. Sagern, Dahlmann, Simſon, Befeler, Baflermanın, Waiß, Sylvo. Torben, 
erflären ihren Austritt aus derſelben. 

Der Praſident der Rat. Berfammiung bemerft, daß die drei Abgeorbuis 
(Erbe, Raveaur, v. Trügfchler), welde bie revolutionaire Proclamation k 
Baden (S. 19. Mai) mit unterzeichnet haben, dazu von der Berfammial 
nicht beauftragt waren. Die Proclamation ſelbſt findet vielfachen Beil ef 
der Iinfen Seite. 

Der Antrag: bie beſchlußfähige Zahl von 150 auf 100 herab zu fach 
bleibt unenifchieden, weil nur 140 Mitglieder gegenwärtig find. n 

21. | Der ‚Erzherzog Reichsverweſer ernennt den G. H. heſſiſchen General⸗Liennci 
Fürſten Auguft von Wittgenftein zum Reichs⸗Kriegsminiſter; GeneralsLieutnas 
v. Peucker erhält das Commando der zur Beobachtung der babifchen Gren 
vereinigten Reichstruppen. 

21. | Einladung des Berliner Cabinets an die k. baierfche Regierung dem beabfictigien 
Schugbündnifle u. f. w. (S. 17. Mai) beizutreten. 

21. | Die zweite Kammer des Königreichs Baiern genehmigt eine Adreſſe an ben König 
welche mit den Worten fließt: „Dieſes Widerſtreben bes Geſammt⸗Miniſteric⸗ 
Ew. Königl. Majeflät legt der Kammer der Abgeordneten bie ernfte Pflicht dd, 
„einerſeits Ew. zu erklären, daß fie dem Gefammt- Miniferinm alte und je 
Unterftügung überhaupt, insbefondere aber die verlangte zur Ausführung feine 
Programms vom ITten d. Mis. verfagen müfle; andererfeits Ew. die dringen 
Bitte ans Herz zu legen, unverzüglich ein Minifterium zu berufen, das W 
unbebingte Anerfennung der von der National» Berfammlung endgiltig beichle 
jenen Reichsverfaſſung fammt dem dazu gehörigen Wahlgefege ausſprechen mb 
fofort thatſaͤchlich in Ausführung bringen wird.‘ 

21. | Aus einer Proclamation des badiſchen Landesausſchuſſes an bie eidbrüchigen ba⸗ 
diſchen Soldaten: „Das alte Joch des blinden Gehorfams ſtolzen Fü 
gegenüber iſt auf immer gebrochen. Allein der felbfibewaßte Gehorſam gegen 
über den freigewaͤhlten Männern bes Vertrauens bildet die nothwendige Bew 
ausjegung militairiſcher Ordnung. Soldaten, beutfche Brüder) Rus. durd ge 
naus Beobachtung militairiſcher Ordnung kann der Krieger feine hohe Kugel 
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erfüllen! Solbaten! Ihr werbet die Schmähungen, welche die Feinde ber Freiheit 
gegen Euch, wie gegen uns ausfireuen, durch die That widerlegen. Wie Ihr 
groß waret im Kampfe gegen Eure und unfere gemeinſchaftlichen Feinde, fo 
werdet Ihr auch groß fein nach errungenem erſten Siege, durch treue Pflicht⸗ 
erfüllung. Ein begeifterted wohlgeorbnetes Freiheitsheer ift unüberwindlich.“ 
Der verehrliche Ausſchuß überfieht, daß Leute, welche verführt worden find 
den altgemohnten Behorfam zu brechen, aud vom „ſelbſtbewußten“ wenig halten 
werben, zumal Subjecten gegenüber, vor denen fie feine Achtung haben. 

Die proviforifhe Regierung der Rheinpfalz empfängt eine Deputation aus dem 

Elſaß. In der übergebenen Adreſſe Tieft man u. A. „Sollte wider Bermuthen 
die bewaffnete Reaction fih an Euch wagen, dann ruft uns, das franzöfifche, 
das elfäffifche Volk, nicht die gegenwärtige Regierung in Paris, die nur bie 
Sreiheit aubderer Nationen zu unierbrüden weiß; ruft und, und Ihr werdet an 
und Das finden, was wir find.’ — Der Ruf mag fpäter wohl ergangen feyn, 
aber von den Brüdern ift nichts zu fehen geweien. 

Tenner v. Femeberg, oberfter Heerführer der Pfälzer Rebellen wird verhaftet; 
drei Tage fpäter wieder entlaflen, wanderte er bald darauf nach der Schweiz. 

©. M. der Raifer von Oeſterreich Tangt in Warſchau an. 

Einrüden der Defterreicher in Florenz. 

Revolution zu Wittlich (Reg. Bezirk Trier). Ein Theil der im Landwehr⸗Zeug⸗ 
haufe von Prüm geraubten Waffen ift dorthin gebracht worden, die Einwohner 
treffen Anftalten das Einrüden eines Truppen» Detachemente zu hindern, befin- 
nen fi aber eines Befleren, da ihnen der Anführer Träftig entgegen tritt. 
Auffangen einer Eftafette, Mißhandlungen des Pofthalters und Zerfiörung an 
feinem Eigenthume. Der noch felben Tages verkündete Belagerungszuftand wirkte 
fo abfühlend, dag man ihn drei Wochen fpäter fchon wieder aufheben konnte. 

Die k. baierſche Regierung erflärt den pfälzer Kreis für eine im Zuſtande bes 
Aufruhrs befindliche Provinz, die Errichtung der proviſoriſchen Regierung für 
einen Aft des Hochverraths, alle Verfügungen derſelben für nichtig, und alle 
Steuerzahlungen an fie ober ihre Organe für ungiltig. Zugleich werben die 
Gemeinden erinnert, daß fie, dem Gefege gemäß, für allen durch den Aufruhr 

verurſachten Schaden erſatzpflichtig find. 

Einladung der Stadt Heidelberg an die deutfche National-Verfammlung, ihren 
Sig dort zu nehmen, wenn fie Beranlaflung finden follte Frankfurt zu verlaffen. 

Greuliche Exrceſſe — unter dem Rufe: Freiheit, Republik, Heder hoch! — eines 
Theil des 11. baierſchen Infanteries Regiments zu Donaumoerih und in dem 
dort gebildeten Lager. Wurden nädften Tages fortgefebt. 

+ Heine. Hentzi, Edler v. Arthurm, k. k. öfterreichiicher General-Major und gewe⸗ 
jener Commandant der Feflung Ofen, an den beim Sturme erhaltenen Wunden. 

+ Oberſt v. Sachau, Brigadier der Schleöwig- Holfteiner Truppen, an der im. 
Treffen von Kolding erhaltenen Wunde. 

Aus dem Protokolle der Berliner Conferenzen. 

Baisen ſindet ſich veranlaßt, dem weiteren Fortgang der Berbanblungen enige 
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Bemerkungen vorher geben zu lafin. Wenn auch Mangels Eingangs ber dringend er⸗ 
betenen und fortwährend erwarteten nähern Inftructionen zu einer bindenden Grilärung 
zur Zeit noch außer Stande, fo glaube es doch aus der bekannten baierſchen Minifterial- 
Erklärung vom 18ten d., fo wie aus andern Anzeichen jet fchon entnehmen zu könne, 
wie fich Baiern in letzter Entfchließung werbe beflimmen müſſen. Wei dem aufrichtigen 
und lebhaften Wunfche, daß diefe legte Entichliegung eine zuſtimmende fein weäge, wolle 
man fi) darüber, was ald die Gauptichtvierigfeit in ber ganzen Sache zu betrachten 
:bleibe, offen ausfprechen, in der Hoffnung, daß vor Faſſung ber letzten Gutichlieumg 
die zur Beſeitigung der Schwierigkeit erforderlichen Mittel gefunden, und von be 
Selten zur Anwendung gebracht jelen. Die Sauptichwierigkeit liege in den Abfchnitt UL 
in der Seftaltung des künftigen Reichs⸗Oberhaupts. Balern gehe davon ans, Ye 
folle die alte Bundes⸗Verfaſſung nicht mehr beibehalten werden, in ver muen, a 
ihre Stelle mehr oder minder eintretenden Gtaatöform ver Charakter bes fürereikn 
Bundesftaats beflimmt ausgeprägt, und in aller Gonfequenz gehandhabt werben mie 
Diefer Voraudjegung Baiernd könne der gemachte Vorſchlag ſchwerlich genügen, ba ie 
dem Reichs⸗Vorſtande darin übertragene Executive ein ſolches Quantum einzelner Rep 
befugniffe einfchließe, daß fie, über eine bloße Executive weit hinaudgehend, in ben wie 
tigften Regierungd-Mafregeln das Fürften-Eollegium dem Reichs⸗Worſtande nicht mk 
gleich berechtigt beiordne, ſondern der That und Wirklichkeit nach, demſelben umterore. 
Der Reichs⸗Vorſtand erkläre Krieg und fchließe Frieden, beſtimme und Seite ven valke 
sechtlichen Verkehr, verfüge über die Militairmadht, ernenne dad Neichs-Miniferium mb 
fchließe den Neichätag: Alles, ohne deshalb auch nur zu einer Vorberathung mit bau 
Fürften-Gollegium verpflichtet zu fein. Die genannten Madytbefugniffe, ausfchlicig 
der Krone Preußen übertragen, ftelle dem Auslande kein föderirtes Deutfchland, ſenden 
ſtatt deſſen nur ein mächtigered Preußen gegenüber. Das Bunpetverhältnig von 1813 
werbe aufgelöft, aber der dabei für Alle in Ausjicht geftellte Bundesſtaat 

. ter Mitglieder nicht erlangt werden. Dazu komme, daß dad Berhältnig Oeſterreicht p 
dem neuen Bundegsſtaate jegt auf eine nicht unbedenkliche Weile in Frage geftellt bleibe 
fo wie auch noch krinesweges vorzubeftimmen fei, wie Rußland und Frankreich fi p 
dem neuen Bundeöftaate flellen werben. 

Preußen kann wie gemachte Ausſtellung in Eeinerlei Welje, weder für falktiſch ie 
gründet, noch für ſonſt gerechtfertigt halten. Dieſelbe fei vielmehr ſofort erledigt, fehab 
man nur den Hiftorifchen Gang, den die Sache biöher genommen, nicht aus dem Ang 
Iaffen, und ſich zu ihrer jegigen Beurtheilung an ber thatſächlich vorliegenden Wirl— 
feit halten wolle. Zunächft werde Balern, ohne nähern Nachweis, zugeben, da id 
Reichs⸗Oberhaupt, wie es vie National⸗Verſammlung andgerüftet, und wie es von Pie 
fen jegt in Vorſchlag gebracht worden, ein weſentlich verändertes, und zwar zu * 
der Einzelſtaaten weſentlich veraͤndertes ſei. Dann möge man dem Worſchlage FÜR 
näber treten. Man werde finden, daß dem Abſchnitt: „Das Reichs⸗Oberhaupt“ sit 
bloß der Reichs⸗-Vorſtand, ſondern diejer und das Fürſten-⸗Collegium ſubſumirt fe 


Dad Reichs⸗Oberhaupt beſtehe nach dem Vorſchlage Preußens aus zwei Faltoren,  : 
dem Reichs⸗Vorſtande und dem Fürften-Gollegium. Die Functionen dieſes Rebe | 


Dberhaupts feien getheilt, und zwar ſei bie hauptfächlichere Hälfte derſelben bem * 
ſten⸗Collegium zugewieſen, in welchem Preußen nur den reinen 
üben, nur primus inter pares jein ſolle. Die andere bloß dem Reichs⸗Vorſtaud⸗ * 


virte Hälfte der Functionen des Reichs⸗Oberhaupts beſchräͤnke ſich in ber That Bf | 
auf die Executive, wie bei einer Verdeutlichung. des imern Regierungd- Necdheniiuel | 


nicht mehr zu beftreiten fein werte. Der Reichs⸗Vorſtand beſchließe Aber Krieg u 
Frieden; aber dieſes Beſchließen jei offenbar nur die formale Seite der Action, da, un 
nach den genannten Richtungen beſchließen zu Tönuen, über Bcvmittel, Hüftungen und vik 
anbese Dinge beſchloſſen fein muſſe, woraber zu befchlichen nicht mes Dem Bchhle 


| 
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Vorſtande, fonbern eben nur dem Kürften-Gollegium zuftehe. Ebenſo leite der Reichs⸗Vor⸗ 
ſtand ven vöfferrechtlichen Verkehr; aber Doch nur im ber Durch das Sachverhälltniß felbft 
bedingten Maßgabe, daß er keinen diplomatiſchen Aft zum Abſchluß kommen laſſen 
werde, über defien Genehmigung durch das Fürften-Gollegtum er fich nicht im Voraus, 
Durch Vorberathung und Einvernehmen mit demfelben, verfichert babe. Er ernenne fer- 
wer das Meichd-Minifterium; aber er ermenne vorausſichtlich Fein anderes, ald welches 
der Majorität des Fürften-Gollegiumd genehm ſei, d. h. derjenigen Inflang, die über 
alte bei dem Reichötage vorzubringenven Anträge vorher durchaus felbfiftändig zu be⸗ 
fhließen habe, und daher durch Annehmen oder Zurüdwelfen fletd in dem Falle fei, 
das Meichb- Minifterium zu halten oder fallen zu laſſen. Was zulegt noch die dem 
Heichb-Borftande zugetheilte Verfügung über die bewaffnete Macht betreffe, fo fei dieſe 
Befugnig zu fehr in der Natur der Sache begründet, als daß eine nähere Motivirung 
wöthig fcheine. Wenn Deutfchland wirklich im Innern frei und fiher, und nach außen 
mächtig werben folle, fo müfle man bier, wo in vielen Källen die Stunde, der Augen- 
blick entſcheide, nothwendig ablafien, den Einheits⸗Beſchluß auf den Vlelheits⸗Beſchluß 
zurückzubringen. Demnach müſſe der Vorwurf, daß Preußen in die Executive mehr 
hineingetragen, als die Executive felbft gebieteriich erfordere, entſchieden abgelehnt wer⸗ 
den. Preußen verlange nur die Einheit da, wo fie fchlechternings hingehöre und für 
die geficherte einheitliche Staatd-Leitung nicht zu entbehren fe. Es verlange nur, was 
nicht verwehrt werden Tönne, wenn man ander wirklich entfchloffen fei, aus dem Zu⸗ 
Rand der letzten dreißig Jahre Kerauszutreten, und mit Preußen die Lieberzeugung theile, 
daß die Revolution dauernd zu ſchlleßen ſei, nicht bloß indem man den augenblidlicyen 
verbrecherifchen Widerſtand gegen die Regierungen durch Waffengervalt breche, ſondern 
indem ſich die Regierungen Virch aufrichtiges Gewaͤhren eines nationalen Webürfniffes, 
— der Bereinigung Deutfählandd zu einem Bundesſtaate, — den beſſeten Geiſt der 
Nation verbänden. Preußen babe ernftlich geftrebt, dieſem Bebürfniß, ſoviel an ihm fei, 
in dem gemachten Vorſchlag entgegen zu Tommen. Gebe es einen anderen, beflern Weg 
zam gleichen Ziele, fo werde es biefen Weg, wenn er auögemittelt fel, bereitwillig be⸗ 
treten; dagegen, fo lange dies nicht der Fall, auf dem jegigen Wege aus Gründen ber 
Pflicht nnd der Nothwendigkeit unausgeſetzt fortgehn. Auch ſtehe ja ſelbſt für eine ges 
genfeitige Anficht nichts im Wege, die Berathung über den Entwurf bis zu Ende zu 
führen. Rad Discuffion des letzten $. bleibe Rückſicht auf dad Ganze, Bemerkung 
zum Ginzelnen und definitive Entſchließung vorbehalten; fo wie jever Regierung ja zu- 
dem überlaften werben folle, das jeßt aus gemeinfchaftlichen Berathungen und obwalten- 
den Zeitumfländen hervorgangene Werk auf dem zu berufenden Reichstage nach Maße 
gabe der alsdann eriftenten Sachlage in geeigneten Betracht zu ziehen. 

Batern Tann ed nicht für rechtlich erachten, etwa nur aus einer momentanen Ver⸗ 
legenbeit, jet der Vorlage Preußens zuzuftimmen, in der Vorausficht, fpäter in Haupt» 
pımkten wieder davon abzugeben. Zu einer ſolchen reservalio mentalis fönne es fich 
nicht beſtimmt finden. Was Baiern feinerfeitd bei dem Meichötage vorbringe, wolle es 
vor bemfelben auch ehrlich vertreten. Es wiederholt fchließlich die Beforgniß, daß bei 
einem unabänderlichen Verharren auf der proponirten Geſtaltung des Reichs⸗Oberhaupts 
Baierns Zutritt nicht erfolgen werde. Eine Aenderung, andeutungsmelfe der Art, dab 
Die Regierung des Reichs einem Fürſten⸗Collegium übertragen werde, an deſſen Spige 
Dreufen als Reichs⸗Vorſtand ſtehe, möge vielleicht ſchon genügen, Form und Weſen 
im erforderlicher Weiſe zu wahren; es müſſe daher ſehr wünfchen, daß einem Vorſchlage 
dieſer Art, als den hoffentlich ausreichenden Vereinigungo⸗Mittel, die verdiente Erwä⸗ 
gung nicht verſagt werde. 

Preußen kann, ſoviel als die von Baiern beregte und reprobirte reservatio men- 
tolis betrifft, nicht umhin, in Erinnerung zu rufen, daß der Antrag, der jetzigen Ver⸗ 

orlapı ungenchbet, auf dem Leichetage freie Hand zu Behalten, nicht von ihm 








fondern von Sachen und Hannover geftellt wurde. Zur Sache ſelbſt ſindet m 
nur angemefien, ſich der Tünftigen freien Beſchlußfafſung ex capite novorum ni 
Voraus zu begeben. 0 un 

Baiern beftreitet Letzteres in der zugefügten Beſchraͤnkung nicht, bemerkt abı 
es ſich auf dem Meichötage bezüglich der Oberhauptöfsage und des Damıkı- im 
Zufammenhange ſtehenden Verhältniffed zu Defterreih um ein novum ſchwerli 
deln were. 

Preußen will fih in Anlaß diefer letztern Aeußerung Baierns über bie B 
keit des zwiſchen Deflerreich und dem bezweckten DBerfaffungsiverke obtwaltennen 2 
niſſes nochmald auf das Beſtimmteſte ausfprechen. In unbefangener Anſcham 
Thatſachen halte Preußen feft an der Annahme, daß in den Bundeöflaat, der n 
ner Anficht für Deutſchland ein Necht und eine Nothivendigkeit geworden, und ı 
fen Propofition ed in jedem Halle, und zwar als Antwort auf den Borgaı 
3. April c. vortreten werde, Defterreich nicht eintreten koͤnne, nicht eintreten 
Preußen habe ven fehnlichften Wunſch gehabt, ſich in diefer Anfhauumg mit Di 
zu einigen, und ÖDefterreich zu einer Union zu beflimmen, vie, pari passu ı 
deutfchen Berfafiungäwerke zu Stande kommend, die beiden großen Bactoren: d 
eentrirte Defterreich und dad zu einem Bundesſtaate vereinte Deutfchland, dem % 
gegenüber, zu Einer mächtigen Einheit geftalten folle, während dieſe nämlich, 
Defterreih und Deutſchland umfchliegende Einheit im Innern der natürlichen G 
lung und freien Bewegung ber conftituirenden Bactoren den erforberlichen Ra 
Iafien, und überbem eine weit innigere Verbindung und Foͤrderung untereinander 
geführt haben würde, ald dies nach ven Verträgen von 1815 gegeben fei. Die 
trag Preußens babe Defterreih in den legten Tagen abgelehnt, was allerding 
Oeſterreichs geweſen; es werde aber jetzt Sache Preußens fein, ſeinerſeits die a 
ſigen ferneren Anträge Oeſterreichs abzuwarten. Nachdem Preußen wiederholt ba 
liche gethan zu haben glaube, die Interefien des Bundesgenoſſen mit dem 8: 
ſeines eigenen und des ganzen deutſchen Volkes zu vereinigen, bleibe Ihm, Deften 
genüber, jegt nur noch die eben bezeichnete Stellung übrig. Die Zeit der net 
Gedanken und des fogenannten Vorſchwebens fei vorbei; es müſſe nach Elarer 
und mit Entfchievenheit raſch gehandelt werden, und Preußen fei dazu mit an 
Dfterreich entichloffen. Die bisherigen Lorfchläge Oeſterreichs zur gemeinſch 
Regulirung der deutfchen und der öfterreidhiichen Verhaͤltniſſe: vie Concentration 
reich8 und Deutſchlands mitteld einzelner Körper, die Volkövertretung Dur Ar 
u. ſ. w. muͤſſe es lediglich auf fich beruhen laſſen, da dieſe Vorfchläge, wie ich 9 
vollfommen überzeugt halte, bei allenfalls mögliher Verwirklichung weder Se 
das deutſche Vaterland, noch auch nur eine jichere, ehrenhafte Bewältigung ver 
drohenden Gefahren zu verbürgen im Stande feien. 

Hannover bezeichnet die praftifchen Reſultate der Vorfchläge Oeſterreich 
„Defterreich einheitlich, Deutfchland gefpalten; für Defterreich die Vefeftigung, für T 
Iand die evolution.” Einer folhen Wenbung der deutfchen Angelegenheiten wert 
Sannover niemals feine Zuflimmung geben. 

Preußens Verhaͤltniß zu Defterreih, — fo wird für Preußen zugefeßt, 
demnach augenblicklich folgendes: Defterreich Habe Preußens Vorfchlag abgelehnt; P 
und bie mit ihm bezüglich der deutichen Zukunft gleichgefinnten veutfchen Staaten 
Oeſterreichs Vorſchlag ab. Es folge, daß Defterreich zunaͤchſt bei dem Bunbeswerl 
von 1815 ftehen bleiben, und daB ihm, gegen Erfüllung aller feiner Bunbesp 
alle Bundesrechte gewahrt bleiben. Wie Defterreich die Erfüllung feiner Yunbesp 
aus den Verträgen von 1815 mit ven Beflimmungen feiner jegigen Berfafln 
vereinigen im Stande fein werbe, müfle Oeſterreich überlafien bleiben, fo wie e 


Dem bems beutfchen Bundebſtaate beitzetenben beutichen Ginzeffiasten ohliegen werd 





den Yunbesgemäßen Anſpruͤchen Defterreich® gegenüber, in dem erforderlichen Verbälmiß 
zu erhalten. Es folle indeß dabei ausdrücklich bemerkt fein, daß das Maß der hunde- 
gemäßen Präftation nicht danach, was bisher wirklich gefchehen fei, fonbern nach bem, 
was hätte gefchehen follen, zu beflimmen bleibe: eine Differenz, deren große Erheblichkeit 
Hannover durchaus anerkennt. 

Sachen widmet dem Bundesſtaat offne und ehrliche Mitwirkung, wird aber dabei 
von der Ausficht geleitet, daß ber Bundesſtaat, wenn nicht ganz Deutſchland, hoch we⸗ 
nigfiens alle deutfche Staaten außer Defterreich, und namentlich Balern, umfafien werbe. 
Ein Nichtbeitreten Baiernd würde das Ziel weſentlich ändern, bad Sachſen bei feiner 
Zuſtimmung im Auge Hätte, fo wie auch hie Oberhauptöfage dadurch in eine ganz 
andere Lage gebracht wäre. 

Sanno ver will fich feinerfeitö in die Oberhauptsfrage nicht weiter einmifchn. Es 
will über dieſe Srage blos eine Verſtandigung zwifchen Defterreich und Preußen. Möchte 
Hefe Verſtandigung zur Zeit des Reichötags erreicht fein, fo würbe ſich Hannover wohl 
zufrieden ftellen; ſei dieſes nicht der Fall, fo halte es fich feine alddann zu ergreifenden 
Mafnahmen bevor. 

Sachfen recurrrirt auf den Zutritt Baierns, und findet das erheblichfte Hinderniß 
wvieſes Zutritt in der dem Reichsvorſtande ausichließlich zugetheilten Leitung des diplo⸗ 
matifhen Verkehrs. Einem Staate von dem Umfange und der Bereutung Baierns 
müfie es in der That außerorventlich fchwer fallen, bei diefem Verkehr auf eine Fünftige 
Mitwirkung durchaus zu verzichten. Zwar habe Preußen eingewandt, daß eine dergleichen 
Mitwirkung indirekt immer den Mitglievern des Fürften-Gollegiums verbleibe, va Fein 
erheblicher viplomatticher Akt zum Abſchluß Tommen merbe, über deſſen Genehmigung 
durch das Fürften-Gollegium der Reichsvorſtand fich nicht im Voraus durch Einvernehmen 
mt dem Hürften-Gollegium verjichert habe. Allein den diplomatiſchen Verkehr auoͤſchließlich 
leiten, heiße nach bekannter Erfahrung, dieſen Verkehr auch in eine Lage bringen koͤnnen, 
daß vie nachträgliche Zuftimmung trog Kammern und alfo auch trog Fürften-Eolleglum 
fpäter nicht mehr verfagt werden koͤnne. Endlich müfle man nochmal dringend münchen, 
weniaftend dem Empfange fremder Geſandten in den Einzelftaaten Fein Verbot entgegen 
zu fiellen. Die Würde der Krone lafie auf den Fortbeſtand dieſes Nechts Taum verzichten; 
fo wie auch die Reſidenzen, und namentlich Drespen, bei Wegfall des geſandtſchaftlichen 
Aufenthalts, einen ſehr empfinvlichen materiellen Verluſt zu erleiden hätten. 

Hannover findet die Stellung Sachſens bezüglich des dem Reichsvorſtande zu 
übertragenten völferrechtlichen Verkehrs allerdings bedenklicher als die eigene, da Hannover 
md Preußen vorausfichtlich gleiche Politit haben werden, während die Intereſſen Süp- 
Deutichlands eine andere verlangen Tönnen. 

Preußen mürbigt die Opfer volltommen, die im Punkte des oölferrechtlichen Verkehrs 
der Einzelfiaat dem Bundesftaate parbringen fol. Aber der Bundesftaat, wenn er Leben 
und Wahrheit werden folle, könne und dürfe auf dieſe Opfer nicht verzichten. Ständige 
Geſandte empfangen, ohne felbft Geſandte bei den betreffenden Höfen zu accreditiren, fei 
überdem ein unbaltbarer Zuſtand. Müffe man ſich alfo aus Gründen innerer Nothwen⸗ 
digfeit dazu beftimmt erachten, der Entfendung ftändiger Geſandten an ausländische Höfe 
zu Gunſten der Reichsregierung zu entjagen, jo müſſe man auch dazu übergehn, auf 
den Empfang fländiger Gefandten dieſer Höfe zu verzichten. Jene Nothwendigkeit Fänne 
man, den Bundesſtaat felbft zugegeben, nicht leugnen. So lange Rußland noch in 
München, Dresden, Berlin, Hannover ftändige Geſandte babe, eriftire für Rußland immer 
noch ein Balern, Sachen, Preußen und Hannover, aber fein Deutjchland. Der rüdjichtlich 
der Politik in Bezug genommene Gegenjag zwifchen Sachſen, Baiern und Preußen habe 
nur fo lange eine reale Grundlage, ald man noch an der Auffaffung einer verſchiedenen 
Pollitik des deutfchen Norbend und Südens feithalte. Gerade dieſe Auffaflung aber müſſe 


ſchwinden. Balern möfje von feiner balerſchen, Preußen von feiner preußiſchen Politil 
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fie mag vom Erfolg geweſen feyn oder nid. Bereinigt fie die Merkmale einer 
Hardlung in fih, welche bie Belege mit ſchwererer Strafe bedrohen, fo wird 

‚Diele allein verhängt. 

Die Söniglih hamoverſche Regierung ruft die Abgeordneten bes Landes aus ber 
beusfchen National«Berfammlung ab. 

Die zweite Sammer des ©. H. Heflen lehnt folgende Anträge ab: 1) bie Staats- 
segierung möge fi) der durch Beichluß der Nationals Berfammlung vom 19. 
Mai begründeten proviforiihen Reichsgewalt unterorbuen, 2) fie möge den 
VBollzug der Maßregeln fuspenbiren, welche von dem Minifterium des ſeitheri⸗ 
gen Reichsverweſers ausgehen, 3) Feine heifiihen Truppen in Baden einrüden 
laſſen, 4) fie möge offen und entſchieden und mit allen ihr zu Gebote ftehen- 
den Mitteln für die Durchführung ber Reicheverfaflung wirken, 5) die Kammer 
möge feierliche Verwahrung gegen jede eiwa beabfishtigte Octroyirung einer 
Berfaflung Deutſchlands einlegen. | 

Gin gelehrtex Thebaner in der baierfchen zweiten Kammer äußert: Als Amerifa 
fig von England getrennt, feyen die Bertreter ber auffländifchen Provinzen bie 
ga deren wirklich erfolgten Trennung vom Dutterlande, dennoch im Parlamente 
geblieben. 

In der Abendfitzung machte der freifinnige Theil der Verfammlung, von 
der Gallerie kraͤftig unterflügt, einen Scandal, wohl geeignet den Neib ber 
Frankfurter zu erregen. 

Beichlüffe der beutfchen Nat. Verſammlung: 1) die fähftichen Abgeorbneten find 
nicht berechtigt, auf Grund der Abrufung Seitens der fähfifchen Regierung, ihrem 

Berufe als deutſche NationalsBertreter ſich zu entziehen; 2) Die Verſammlung 

iſt befehlußfähig wenn hundert Mitglieder anweſend find. — Ein und breißig 
Austrittie-Erflärungen. 

Eqhreiben des Minifter- Prafiventen Dr. Grävell an den preußiſchen Bevollmaͤch⸗ 
tigten: Auf die, dem Reichöverwefer heut mitgetheilten, telegraphiichen Depefchen 
son Berlin vom 18. und 23. d. M. habe ich von Sr. Taiferlichen Hoheit den 
ausbrädlihen Befehl erhalten, zu erwiedern: „daß ©. k. Hoheit der Reichs⸗ 

verweſer, wie befannt, laͤngſt entfchloffen if, das ihm anvertraute Amt nieder- 
äulegen, baß er aber bei der Beftimmung bes Zeitpunfts, wann dieſes gefchehen 
werde, lediglich das Ynterefie Deutſchlands confultire, und Feiner Macht der 
Erde das Recht zugefiehe, Ihn von dem Ihm anvertrauten Poften 
au verdrängen.‘ 

Tagesbefehl an die 8. baierfche Armee: Wenn die eibbrüdige Fahnenflucht vieler 
Soldaten und fogar einiger Unteroffiziere des Gten und ten Infanterie- Regi- 
ments, vac. Herzog Wilhelm und Wrede, fo wie in der Aten Divifion des 2ten 
Jager⸗ Bataillond, und eines Theiles der 7ten Escabron des Bien Chevaule⸗ 
gerſs⸗Regiments Leiningen, das Herz Sr. Majeſtät des Königs betrübt, und 
den in den Annalen der baieriſchen Armee noch nie vorgekommenen Fall eines 
ehrloſen Treubruchs aufgeftellt haben, fo war ed Allerhöchfidemfelben erfreulich, 
zu erfahren, daß woc immer ein nicht unbedeutender, guter Kern pflichtgetrener 
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Soldaten und die Mehrzahl der Unteroffiziere der benannten Me 
Abtheilungen, — mehrere unter befonders zu berüdfichtigenden U 
um ihre Fahnen gefchaart, die Vertheidigung der Reichsfeſtung T 
die Aufrührer in der Pfalz Randhaft fortfegen. Die Namen alleı 
ven follen verzeichnet und Sr. Majeftät vorgelegt werben. Eben 

Majeftät ber König mit vollſter Anerfennnng die ehrenvolle Hingeb: 
ziere in Landau vernommen, welche ſich freiwillig zum Wachdienft 
nen gemeldet haben und diefe Dienfte bereitö verrichten. Der De 
nigs und des Baterlandes, fo wie das eigene erhebende Bewußtſein 
erfüllung wird diefe Ehrenmänner belohnen. Se. Majeftät der 8 
Sich weitere entfprechende Belohnungen vor, und haben Allerbö 
durch Tagesbefehl diefes der ganzen Königlichen Armee befannt zı 


2. | In der würtembergifchen zweiten Kammer wirb verfucht, ein Schuß 


bündnig mit Baden anzubahnen. Minifter Römer fpricht dageg 
heben zur Charakteriſtik diefes Staatsmannes einige Stellen fein 
„Der Herr Abgeordnete hat diefen Gegenftand von ber politifch 
trachtet und erflärt, wenn Würtemberg auch hier mit gutem Bei 
ginge, wie ed in Anerfennung ber Reichsverfaffung allen übrigen Sta 
lands vorangegangen fei, fo Tiege fih erwarten, daß die Rheinlande 
ber niebergetretene Widerſtand in Sachſen wieder auferftehen win 
bebrohte Freiheit, fo wie die Neichöverfaflung, gegen abjolutiftifd 
gerettet werben koͤnnte. Ich zolle diefer Auffaffungsmweife 
fie von Seiten des Herzens aus beurtheilt, meine vollfändig 


“nung; allein wenn «es fi davon handelt, einem Lande ungehen 


Geld und Menſchen zuzumuthen, Opfer, welche felbft feine Integri 
könnten, fo muß man nicht nur das Herz fprechen Taffen, fondern 
ber Kopf fprechen, und in dieſer Hinficht geftehe ich, habe ich ant 
als Becher. Wie wenig bei Anwendung von Waffengewalt auf ! 
zu rechnen ift, geht ſchon daraus hervor, dag die partiellen Widerf 
daſelbſt mit leichter Mühe niedergefchlagen worden find, und von rhe 
Bürgern, die Feineöwegs für die preußifche Regierung geftimmt fi 
wiederholt gehört, dag man fich in diefer Hinficht auf Rheinpreuß 
laſſen köͤnne. — — Aber die Folgerung, daß wir dadurch genöth 
Reichsverfaſſung auch in anderen Gebieten Deutjchlands mit den I 


‚Hand einzuführen, das fheint mir durchaus unftatthaft zu fein. 


anbetrifft, fo würde ih von Herzen gern zu einem f 
finnen die Hand bieten, wenn ich nicht der Ueberzeugung wäre 
Kräfte hierzu viel zu ſchwach find. 


24. | Bewaffnete Volfsverfammlung zu Ober⸗Laudenbach im ©. H. Heffer 


desherrliche Civil⸗Commiſſarius, welcher fie. ermahnt auseinander gu 
meuchlings erichofien, und hiernächft die Mafle mit großem Berhufl 
Compagnien zerfprengt. 


1 Baal des deuers org das Fort Malghera aus neun und achtzi 
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Es gewährt bedeutenden Erfolg, doch auch drei Batterien der Oeſterreicher wer⸗ 
ber bemontirt. Verluſt derfelben vierzig Mann tobt oder verwundet. 

24. | Ancona wird an biefem Tage und den beiden folgenden von einer öfterreichifchen 
Schiffsabtheilung aus beſchoſſen und beworfen. 


B | Erlag der königlich preußiſchen Regierung an den General⸗Lieutnant Frhrn. ©. 
. Canig in Wien. 


Eure Excellenz haben mit Ihrem Berichte vom 18ten d. M. die beiden Denkſchrif⸗ 
ſchriften vom 16ten ej. eingeſandt, welche der k. €. Miniſter⸗Praͤſident Ihnen in Ant⸗ 
wort auf bad Memorandum vom Pten d. M., welches unjere Vorfchläge an das E. k. 
Gabinet enthielt, zugeftellt hat. Diejelben waren mir ebenfalls ſchon durch ven E. k. Ge⸗ 
ſandten am hHiefigen Hofe, Frhrn. v. Prokeſch⸗Oſten mitgeteilt worden. 

Mit Bedauern hat die k. Negierung aus den Schriftflücen. entnehmen müflen, daß 
dad k. E. Cabinet nicht glaubt, auf die von und gemachten DVorfchläge eingehen zu koͤn⸗ 
nen, fondern biefelben in allen Punkten abzulehnen fich genöthigt erachtet. Wir haben 
eben durch die Sendung Ew. beiwiefen, welchen hoben Werth S. M. der König for 
wohl, ald Seine Regierung auf die Erreichung des fo oft angeftrebten Einverſtändniſ⸗ 
ſes mit Defterseich legte; und wir hatten gehofft, dadurch in Stand gefegt zu werben, 
in diefem AUugenbli einer ernften und entjcheidenden Krifis, ſowohl den Kampf gegen 
die Revolution, ald die Gründung eined neuen £räftigen Deutfchlands in der Innigften 
Gemeinſchaft mit unferm alten Verbündeten übernehmen zu können. Mit Schmerz ſe⸗ 
ben wir dieſe Hoffnung für den Augenblick vereitelt, und fo wenig wir biefelbe auch für 
die nächte Zukunft aufgeben, doch für. den gegenwärtigen Zeitpunkt, der fein Zögern 
und Aufidieben des Handelns geftattet, und genöthigt, auf dem betretenen Wege vor: 
erſt allein vorzugehen. 

Mir haben ung auch durch die Argumente E. E. Cabinets nicht überzeugen können, daß 
ber von uns -eingefchlagene Weg nicht ver richtige fei. Auch wir find der unmwanbelbaren 
Ueberzeugung, daß das gemeinfam ind Auge gefaßte Ziel nur dann zu erreichten fei, 
wenn dad neue Verfaſſungswerk die Achtung der wohlerwworbenen Rechte Aller, die Bes 
rüdfichtigung und Foͤrderung der ftaatlichen und materiellen Interefien der Einzelnen als 
oberſten Grundſatz anerkenne; und unfer Plan ift nicht etwa auf die Befriedigung einer 
augenblicklich in Selbfttäufehung befangenen äffentlihen Meinung, fondern auf die Be⸗ 
dürfniffe der Zukunft berechnet, für welche die VBürgfchaften feiner Dauer in ihm jelber 
Siegen mürfen. Wir haben nicht geglaubt, dem fich Fund gebenden Etreben nach Ein- 
beit unbedingt und in vollem Maße entſprechen zu follen, um durch ein ſolches Zuge: 
ſtandniß die empörten Reivenfchaften zu entwaffnen und für die Dauer zu fefieln; aber 
wir haben es für unfere und aller Regierungen Pflicht gehalten, dieſes nicht erft geftern 
erwachte, wohl aber durch die ald Thatſache daſtehende Krijis des Jahres 18A8 zu le- 
bendigerm Bewußtſein erwachte Streben nach deutjcher Einheit in fomeit zu befrietigen, 
ald es einem wahren und darum mächtigen Bebürfniß der Nation entipricht. Das Vor⸗ 
Hantenfein dieſes Bebürfniffed wegleugnen zu wollen, wäre thöricht; es nicht zu befries 
digen, hieße nur immer neue Krifen für die Zukunft vorbereiten. Wir hatten daher 
um fo mehr auf die Mitwirkung des k.k. Cabinets gehofft, ald das Letztere felbft dieſes 
Bebürfniß anerfannt, und demſelben nicht entgegentreten zu wollen mehrfach erklärt bat, 
wie dafjelbe auch noch in der neueflen Denkſchrift vom 16ten d. M. wiederholt. 

Bon den beiden Denkichriften des k. k. Cabinets bezieht ſich die eine weſentlich auf 
unſere Vorjchläge über die Fünftige definitive Geftaltung Deutjchlands und die Union 
mit Defterreich, die andere auf die augenblidliche Bildung einer centralen Leitung der 
deutfchen Angelegenheiten, welche die proviforijche Gentralgewalt zu erfegen beſtimmt fei. 

In Bezug auf den erften Punkt ift es nunmehr überflüflig, in eine weitere Aus- 
sinauberfegung einzugeben, es wirb genügen, bie Grundjäge noch einmal ſcharf ind Auge 
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zn fafien, von venen die k. Regierung fich Kat Isiten lafien, unb alsdann bie Eh 
zu bezeichnen, welche wir nah ver erfolgten Ablehnung unferen Borialige u: 
zu mäflen glauben. 

Die Geſichtspunkte, bon been wir bei unfern Vorſchlagen antgiagen —* 
ſentlich folgende: 

I. Für Preußen und die meiſten übrigen deutſchen Staaten iſt, um ber & 
Eriſtenz und ver Möglichkeit einer freien Innern Ausbildung willen, die Bilbung 
Bundesſtaates auf Grund und als Entividelung des altm Bundes unabweidlich, 
Bunbesftaateß, der durch eine einheitliche Executivgewalt, welche vie echte uı 
Mitwirkung der einzelnen Regierungen ſowohl, als eine Träftige Handhabung ber < 
len Befugniffe fichere, und durch eine nationale Bertretung im Staatenhaus mb ! 
haus ein neues inniges Band um die deutfchen Stämme ſchlinge, und nach inne 
nach außen die- Nation als eine nicht einförmige aber einige Einheit darſtellen un 
treten laſſen koͤnne. 

2. So ſehr wir wünſchten, alle deutſchen Stämme In dieſem Bundedkörpe 
bunden zu fehen, fo glaubten wir doch anerfmnen zu mäflen, daß die eigenthü 
Stellung Defterreichs ihm eine volle und unbedingte Theilnahme an bemfelben nic 
ſtatte. Wenn fchon die Betrachtung der großartigen Weltftellung Defterreichs ui 
ihm in der reichen Verbindung feiner mannichfaltigen Nationalitäten gewordenen 
gabe diefe Anerkennung forderten, fo war fie um fo weniger abzuweiſen, nachd 
k. k. Regierung durch die Verfaffung vom 4. März d. 3. vie innigere Verſchm 
dieſer Beſtandtheile und die einheitliche Entwickelung der großen Monarchie al 
flar erfannte Ziel ihres Streben deutlich und offen Hingeftellt Hatte. Wir konnter 
umhin, gelten zu lafien, was das k. f. Gabinet felbft ausgefbrochen, daß nicht ein 
biefer Monarchie einer toppelten Geſetzgebung unterivorfen fein, und an den Berarh 
eined geſetzgebenden Körpers Theil nehmen Fönne, welcher feinen Schwerpunft auf 
jener Monarchie habe. 

Aus der Verbindung dieſer beiden Gefichtspunfte ging unjer Vorſchlag hervi 
übrigen Staaten Deutfchlands zu einen Bundesſtaat mit einer einheitlichen, ab 
freie Action wie Die centrale Mitwirfung ver einzelnen Regierungen ſichernden Ex 
gewalt und einer National-Vertretung im Staatenhaus und Volkshaus zuſammenzu 
und diefen Bundesftaat in das Verhältniß einer engen und unauflöslichen Unio 
öfterreichifchen Gefammt- Monarchie treten zu laffen, einer Union, in welcher beide E 
zufammen nach außen als ein mächtiges und den Frieden Europas hütenves Ganz 
fheinen, nach innen aber die Freiheit individueller Entividelmg beivahren folften. 

Wir glaubten tarin nicht eine Störung, fontern nur eine naturgemäße un 
Umſtaͤnden angemefiene Entwidelung des heilig gehaltenen alten Bundes zu fehen. 
glaubten, daß beide Glieder dieſer Union in verfelben vie Bürgfchaft einer großen 
£unft, und bie Keime einer reichen Entfaltung finden würden, und fchenten baber 
die Opfer nicht, welche durch Die gegenfeitige Garantie und die Gemeinſamkeit ber 
Titit nach außen auch uns In dieſem Verhältniß auferlegt werden Eonntn. Wir g 
ten, daß auch die übrigen europäiichen Mächte eine folche Geftaltung einer nur a 
Defenfive berechneten und angerwiefenen, zur Crbaltung des Friedens mächtigen, 
Angriff niemald verlodten Union mit derſelben Gejinnung begrüßen würben, in b 
einft ven Bund von 1815 al8 ein nothwendiges Glied des großen europätfchen € 
ten⸗Syſtenis anerkannt hatten. 

Zu unferm großen Bedauern bat die k. k. Negierung diefe Gefichtäpunfte 
getbeilt, oder wenigſtens nicht diefelben Folgerungen daraus gezogen. Wir umfer 
fönnen nicht umbin, mit fefter und wohlbegründeter Ucherzeugung an venfelben fehlz 
halten; und wir glauben und auch jegt der Hoffnung bingeben zu vürfen, daß 
weitere Erwägung auch daB k. k. Gabinet unferen bargelegten Annahmen näher ix 





var. Die Haben unſere Anficht offen und Bar ausgeſprochen, und glauben nunmehr, 
deedes U 8 Sabinet auf vieſe nicht eingehen zu Lönnen erflärt hat, von demſelben an⸗ 
were Borſchlage über vie Eünftige Geſtaltung des Verhältnifies zwiſchen der äfterreichi« 
ſthen Geſammt⸗Nonarchie und den der Bereinigung in einem Bundesſtaat bevürftigen 
bentfähen Staaten erwarten zu bürfen. 
ESeollte die © k. Regierung nicht genelgt fein, ſolche Vorſchlaͤge zu machen, over 
fellte es auf unäberwinslidhe Schwierigkeiten ftoßen, dies Verhältniß auf eine befriedi⸗ 
gende Weiſe zu geflalten, jo wird alsdann noch immer ber einfache und verbürgte Rechts⸗ 
beden des Bundes von 1815 übrig bleiben, auf welchem wir uns mit Defterreich die 
Sand zeichen würben. Wir find chen fo verpflichtet, als berechtigt, die durch die Bun- 
deſs⸗Aete bezeichneten Theile der öfterreichlichen Monarchie als vie integrivenden Theile 
bdieſes Bundes anzufchen, und wir zweifeln nicht, daß vie ©. Regierung von demſelben 
Geficköpuntt ansgcehe. Ihr gegenüber werben wir mit unverbrüchlicher Treue an dem 
siten Bundesverhaͤltniß fefthalten, und alle daraus entfpringenven Verpflichtungen tn 
sollen Umfaunge erfüllen. 

Auch jegt entfernen wir ums nicht von dem Mechtäbonen des beutichen Bundes, 
ven wir als rechtlich fortbeftehenn zu erachten wieberholt erflärt haben. Wir finven in 
dem Art. XI. der Grundungs⸗Acte deſſelben die Möglichkeit gegeben, dad wirklich vor⸗ 
bandene Berürfniß eines Bunbesftaates durch ein engere Bundniß innerhalb des Bun⸗ 
bes zu befriedigen, ohne unfere Pflichten gegen den legtern irgendwie zu verlegen. Wir 
werden daher nunmehr nicht zögern, mit denjenigen Staaten welche fi und anzufclie= 
Sen ſich bereit erklärt Haben, über vie Bildung eines engern Bundesſtaates abzu⸗ 
fehließen, allen übrigen Staaten aber den Beitritt offen zu erhalten. Wir werden ald- 
Dann die von ben vereinten Ölegierungen gemeinfam berathene Verfafſung dieſes Bun⸗ 
veöftantes einer auß dem Umfange derfelben zufammen zu rufenden VBerfammlung zur 
Erflärung und Annahme vorlegen. Wir glauben dadurch allein, indem wir bad wahre 
Bedurfniß des Volkes befriedigen, und auf die Achtung alter Rechte und Anfprüche uns 
Flügen, ver Revolution ein Ziel zu fegen, und die lang dauernde Krifis endlich wahr- 
haft abichließen zu können; denn zu einem Abflug baldmoͤglichſt zu gelangen, und ben 
ſchwankenden und unfichern Zuftand, der einen fo großen Theil Deutichlands der voͤlli⸗ 
gen Auflöfung täglich näher führt, mit einem geficherten Mechtözuftanne zu vertaufchen, 
liegt im dringendeu Intereffe Aller. 

Bern das k. k. Cabinet fih für jetzt nicht in der Lage geglaubt hat, mit und 
„eine bindende Uebereinkunft abzufchließen, in welche ald weiterer Paciscent ein Bundes⸗ 
Rast einzutreten hätte, ber noch nicht gebilvet iſt:“ fo bürften dieſe Bedenken vielleicht 
wegfallen, wenn die von und vorzuſchlagende Verfaſſung vorliegen wird, und die anderen 
Segierungen fih darüber erklärt haben. Der E. €. Minifter-Präfivent hat die Ordnung 
ber weiteren Berhältniffe vom öfterreichifchen Stanppunfte aus felbft als geeignet bezeich- 
net, weiteren Unterhandlungen vorbehalten zu bleiben, welche die fich dermalen ergeben- 
den Anſtaͤnde gewiß zur allfeitigen Befriedigung Iöfen würden. — Wir find willig, in= 
bem wir durch Die Bildung des Bundesſtaats Im engeren Kreife dem eigenen und dem 
Bedurfniß der Nachbarſtaaten genügen, in Beziehung auf Defterreich wie auf jeden an⸗ 
deren Staat, welcher beizutreten fich nicht in der Lage befindet, jenen Geſichtspunkt gel- 
ten zu laffen, unb vorerfi nur an dem Bunbesverhältnig von 1815 feftzubalten. 

Wir haben hiermit unfere Stellung Elar bezeichnet. Während wir bereit finv, 
‚mit der E. k. Regierung weitere Unterhandlungen über eine mögliche Bafis der Zukunft 
zu unterbanbeln, flehen wir vorerft für uns felbft und mit ven an und angeſchloſſenen 
Negierungen oder dem aus dieſen gebilnetn Bundesſtaate auf dem Boden des Bundes 
von 1815. 

Was den Gegenftand der zweiten Denkſchrift des k. k. Cabinets betrifft, namlich bie 
" &rfegung ver proviforifchen Centralgewalt durch eine anderweitige centrale Leitung der 


he Mick Die 


‚hs heutigen. Augelagenheiten, fe erlennen wir Die Miellung Deflerreiiiß: 
eentralen Mbeweit :ualkfonmen am, und Lännen sd nur in Vahereinftiuem 
rungen fee, wen Dehezzeip ch Bir unmdgli aut, 10 

Macht ſelbſtundig geübten Dewalt uuterzusxhnen. Indem wir: aber 
BÜE Die Leitung, ber gemeinfansen Angelegenheiten zu übernehmen und -be 


Jten, mar ia: eineſwegs unſere Abſicht, an die Stelle der jehigen m 


tralgewalt zu testen, „.aber. irgenh, eins. auß deren Befugniffen ober hen | 
I; Acxen Bundestaegos heszulelisane. Autorität in Anfpuch nehmen zu wo 
- „ieh gerade ber Auffaffung ber Berhälmifie, namentlich zu Defterreich, 


N + SBerichlägen zu einer Tünftigen. Geftaltung Deutſchlands zu Grunde geleg 


8 würde Möglichkeit: von Eonflieten in Ausficht ftellen und uns ı 

Uichteit upflogen, welche zu vermeiden wis nur wünfchen koͤnnen. Gh 
Leitung ver Angelegenheiten des deutſchen Bundes Tann unſeres Erac 
- . Ya gewsehnfayae. Anerkewuug von Seiten aller zu dieſem Bunde gehörig: 
glerungen gefchaffen werben; und wir würben zu einer willürlichen ik 
ben: als einer wirklichen Vundes⸗Autoritat, ohne dieſes Anerkenntnif 
un als Agend einen anbern Staat bereihtigt erachten. Diele Berechtig 


. : ap: dentſchen Munheßs Angelegenheiten würbe auch ber vielleicht zu er 


einzelner Regierungen nicht hinreichend gewähren. 
2, Wir kannen und daher nicht verhehlen, welchen Schwierigkeiten fı 
‚; Büste, die Schöpfung einer neuen proviſoriſchen Gentralgewalt für den 
bes Staaten Bundes von 1815 begegnen würde — Schwierigkeiten, % 
dentſchen Vundesſtaaten aus den Kämpfen im Innern, bei anderen au 
‚Retina Berfammlung in Frankfurt eingenommenen Stellung berborgel 
So wenig wir felbft es unter diefen Umſtaͤnden für möglid eracht 
allein die eigentliche Centralgewalt übernehme, fo fchwierig fcheint es 
ir den gegenwaͤrtigen Umſtaͤnden, bucch ben von dem E. k. Gabinet borgeh 
eine wirklich allgemeine anerkannte Gentralgewalt zur Geltung zu brin 
sieh Direchorfummd würbe überdies den Beduͤrfniſſen des Augenblidg, 
. und umgebinderteß Handeln erfordern, wenig entiprechen. 
. u rBenn nun aljo in Folge biefer eigenthümlichen und - jedenfalls 
 Berhälmiffe, der deutſche Bund, obgleich faktifch und rechtlich fortbefteh 
ned ermangelt und für die nächite Zeit noch ermangeln muß, durch wei 
æinzelnen Staaten ven erforberlichen Schuß geivähren könne, während bi 
beabfichtigte Bundesſtaat noch nicht ind Leben getreten ift: fo fcheint 
. .bleißen, ald daß diejenigen Staaten, welche von der Auflöfung zunä 
ſich zu gemeinſamer Bekämpfung ver Gefahren in einem vorläufigen, di 
gen Buündniß vereinigen, und innerhalb dieſes Bünbniffes die Leitung t 
treffenden Maßregeln demjenigen‘ Staate übertragen, welcher durch fein: 
am. meiſten befähigt if. Dies ift es, was Preußen vorfchlagen und .a 
den geglaubt hat, und bierübes iſt es mit den Zöniglichen Regierungen 
. gm getreten. Nur für diejenigen Staaten, welche ſich ihm freiwillig aı 
ab nur auf. Grund einer wirklichen und ausprüdlichen Uebertragung, 
vlſoriſch auch Die Leitung zu übernchmen; nicht in irgend welchen ehrg 
fordern nur in der feften und durch vielfache Erfahrung bewährten Ue 
es nux fo alle feine Hülfsmittel zum Beſten feiner Derbündeten zu ent| 
fein werde, und, dqß eine wirkſame Kraft-Cntwidelung nur dann flattfin 
die Reitung , in Einer Sand liege. Ein ſolches, für die gegenwärtige | 
der Innern und äußern Sicherheit gefchloffenes Buͤndniß wird weher .t 
den Pflichten der Mitglieder des deutfchen Bundes Eintrag thun, nod 


.Mrſtalng der, deutſchen Verhaͤliniſſe in auberer Weiſe praͤjudiciren, 


Mipeliuchewer dieſer vorläufigen Verbindung fich ſchon jegt freiwillig über bie Grundzüge 
Iaez. Berfafjung vereinigen, welche fie ven übrigen Regierungen gemeinfam zur freien Er⸗ 
Uhrung über Ihren Beitritt verlegen wollen. 

Deſterreich wird von den Gefahren, deren Bekämpfung wir bei Schließung dieſes 

Auge haben, zunaͤchſt weniger berührt; die Schwierigkeiten, mit denen 

- 5 gu tampfen bat, und denen zu begeguen es in dieſem Augenblick gerüftet ift, kom⸗ 

us son einer andern Seite; es kann ſich gegen bie um ſich greifende Auflöfung in 
Dentſchland in einer Weile abfchließen, in welcher Bein anderer beuticher Staat, auch 
Baiern, auıh Preußen nicht, es vermag. Es Tann daher auch — felbft abgefehen von 
den Schwierigkeiten feiner innern Lage, — wicht von Ihm gefordert und erwartet wer⸗ 
vn, daß es dem activen Theil am Kampfe gegen bie republikaniſchen und anarchifchen 
Betrebungen in den übrigen beutfchen Ländern nehme, zu welchem Preußen durch feine 
ganze Stellung berufen. 

- Erwarten zu bürfen aber glauben wir von ver bunbesfreunblichen Geſinnung ber 
E EB. Regierung, daß fie weder gegen ven Abſchluß eines ſolchen vorübergehenden Bünb- 
niffe8 Preußens mit den dazu willigen Negierungen, noch gegen bie Leitung der An- 
gelegenheiten innerhalb dieſes Bundniſſes durch Preußen Winerfireben Gegen oder Be⸗ 
fürästungen daran fnüpfen koͤnnte. Auf die moralifche Unterflühung von Seiten Defter- 
reichs müffen wir den größten Werth legen; und in dieſem Sinne erneuern wir ben 
Bunfch, daß die E. k. Regierung ſich beftimmt dahin ausfprechen möge, daß fie der 
Bilvung eines folchen Buͤndniſſes und der Leitung defielben durch Preußen nicht ent⸗ 
gegen fei. 

Wir glauben, daß alsdann eine weitere, den Verhältniſſen entſprechende und alle 
feitig befriedigende Entiwidelung auf naturgemäßem Wege werde herbeigeführt werben 
Tonnen. 

Wir rechnen darauf um fo ficherer, je fefter mir überzeugt find, daß bie, aus der 
Berſchledenheit der Bebürfnifie und Verpflichtungen hervorgehende Verſchiedenheit ver 

Anfichten in einigen Punkten, Teinen Einfluß auf das freundfchaftlihe Verhaͤltniß und 
bie innigen Beziehungen üben Eönne, melche mit ver E. k. Megierung fortwährend und 
zunehmend zu pflegen unfer eifriged und aufrichtiges Beftreben fein wird. Indem wir 
zunächft die Bande fefthalten, welche Defterreich mit Preußen und dem übrigen Deutſch⸗ 
land im alten Bunde verknüpfen, dürfen wir hoffen, daß bie Zukunft biefelben nur im⸗ 
mer enger und fefter ziehen werde. 

Ew. wollen diefe Erklärungen der Regierung zur Kenntniß der k. k. Regierung 
Pringen, und alddann die Rückreiſe hierher antreten. 


Beſchluß der deutſchen Nat. Verfammlung: 1) „Die Truppen folder Staaten, 
deren Regierungen die Nationals Berfammlung oder deren Beichlüffe als zu 
Recht beftehend nicht mehr anerkennen, find ihrer zweibeutigen und fchwierigen 
Stellung durch Bereidigung auf die Reichsverfaffung, oder Entfernung vom 
Gebiet der verfaffungstreuen Staaten fofort zu entheben. 2) Die Nationals 
Berfammlung fieht einer beftimmten Erflärung des Reichöminifteriums über bie 
Ausführung diefes Beſchluſſes bis morgen früh 12 Uhr entgegen. — Bier 
Austritte- Erklärungen. 

Die Stabtverorbneten von Königsberg i. P. (S. 19. Mai) erflären bie Einberu- 
fung der Landwehr für ungerechtfertigt, weil ihrer innigften Ueberzeugung nad 
der Fall eined ausbrechenden Krieges, im Sinne der Landwehr, Orbnung zur 
Zeit nicht vorhanden fey. 

Belannmachung des badifhen Landes⸗Ausſchuſſes: „In der heutigen Sigung ber 
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Stege gefichri Hat. Den Regierumgen, veren Staatsweisheit im vorigen Jahre fo machtlos 


- wur vathles, fo gänzlich erſtarrt war, daß fie jene flebzchn Vertrauentunäuner am Bunde 
. wafferbern mußten, bie Initiative eines DBerfaffungsentwurfd zu ergreifen, und bie, nachdem 


fie wieder warn geworden, und nicht bloß Mereinbarung anfiunen, ſondern ſogar bie 


Oekxroyirung In Ausſicht ſtellen: — ihnen haften wir beharrlich ven ſchon im Vorpar⸗ 
»Aament geltend gemachten, dann tm Anfang unferer Berhandlungen feierlich ausgeſprochenen 


wi fortan thatſachlich behaupteten Grundſatz der Mational- Gouveränetät entgegen; mir 


- : Sehnen und an diejenigen, wenn auch minder mächtigen Staaten und Ihre Benölkerungen, 


welche die Beichlüffe unferer Berfammlung für bindend, unb vie verfündigte Berfaffung 
für rechtsbeſtandig anerkannt haben. Die neueften Erfahrungen haben ſchlagend bewieſen, 
daß aus einer Bereinbarung von 39 Regierungen unter fi und mit ver National-MBer« 


tretung, dazu noch mit allen Landes-VBerfammlungen, niemals eine Reichsverfaſſung hätte 
hervorgehen können, und daß bie National- Verfammlung, felbft gegen eigene Neigung, 


dad Berfafjungswert in die Hand hätte nehmen müffen, wenn e8 überhaupt zu Stande 
kommen follte. 

Gegenüber der durch unfer Geſetz vom 28. Juni v. 3. gefchaffenen proviſoriſchen 
Genitalgewalt, welche jegt, da es gälte die auf Durchführung der Verfaſſung gerichteten 
Beſchlüfſſe zu vollziehen, ſich Defien weigert, und ein Minifterium am Ruder läßt, dem 
bie Berfammlung ihr Vertrauen aldbald abgejagt hat, ift In unferer Sigung vom 19. Mai, 
noch vor dem großen Austritt, befchlofien worden, daß die Verſammlung fofort, wo 
möglich aus der Reihe ver regierenden Fürften, einen Reichsſtatthalter wähle, welcher 
gorerft Die Rechte und Pflichten des Meichsoberhauptes ausübe. Damit glaubte man 
auch für die Zeit des Uebergangs dem Sinne ver Verfaffung felbft am Nächften zu 
fommen. Endlich, der durch Maffenaustritt dem Beſtande der Rational- Berfammlung 
erwachienen Gefahr fuchten wir durch den geftrigen Beſchluß zu begegnen, daß fchon 


mid 100 Mitgliedern (flatt der früher angenommenen 150) die Verſammlung beichluß« 


fühlg ſei; nicht als ob wir eine fo flarf herabgefchmolzene Zahl für Keinen Uebelſtand 
anfähen, ober dadurch den Sieg einer außharrennen Partei erringen tooliten, ſondern 
darum, vaß nicht das letzte Band der deutſchen Volkseinheit reiße, daß jedenfalls ein’ 
Kern verbleibe, um den bald wieder ein vollerer Kreis fich anfegen koͤnne. Noch figen 
in der Paulskirche Vertreter faft aller deutſchen Einzelftanten, und gerabe diejenigen Staaten 
find noch immer namhaft vertreten, deren Abgeoronete zurüdberufen wurben: Preußen, 
Defterreihh und Sachen. Eine bedeutende Zahl von Mitglievern If nur zeitig abweſend, 
und es fol für ihre Einberufung geforgt werden; durch Stellvertreter und NRachwahlen 
iR für Abgegangene Erfah zu erwarten. Sollte aber auch nidyt der ernfle Auf des 
Vaterlandes feine Kraft bewähren, fo gevenken wir doch, wenn auch in Heiner Zahl und 
großer Mühfal, die Vollmacht, die wir vom beutfchen Boll empfangen, die zerfegte Fahne 
treugewahrt in die Hände des Reichsſtags niederzulegen, der, nach ven Beſchlüſſen vom 
Aten d. M., am 15. Auguft zufammentreten foll, und für deſſen Volkshaus die Wahlen 
am 15. Juli vorzumehmen find. Selbſt aus diefen Beſchlüſſen ift ein Eingriff in bie 
Regierungsrechte herausgefunden worden, während fie eben dadurch unvermeidlich waren, 
dag nom Inhaber der proviforifchen Gentralgewalt kein Vollzug zu gewarten fland. 
Für diefe Beſtrebungen, die Nationalvertretung unerlofchen zu erhalten und bie 
Berfaffung lebendig zu machen, nehmen wir in verhängnißvollem Augenblide vie thätige 
Mitwirkung des gefammten veutfchen Volkes in Anſpruch. Wir fordern zu keinem Frie⸗ 
denobruch auf, wir wollen nicht ven Bürgerkrieg fchüren; aber wir finden im biefer eifer- 
nen Zeit nöthig, daß das Volk wehrhaft und waffengeübt vaftehe, um, wenn fein Anrecht 
auf die Verfaſſung und die mit ihr verbundenen Volkäfteiheiten gewaltſam bebroht ift, 
oder wenn ihm ein nicht von feiner Vertretung flammender Berfafjungs- Zuftand mit 
Gewalt aufgedrungen werden wollte, den ungerechten Angriff abweifen zu koͤnnen; wir 
erachten zu dieſem Zwecke für bringlich, daB in allen ber Verfaſſung anhängenben Staaten 





26. Mat. 236. 


bie Volkswehr fchleunig und vollftändig hergeftellt, und mit ihr das ſteher 
Aufrechtbaltung der Meichöverfaffung verpflichtet werde. Außerdem mahne 
daß durch Erfagmänner und Nachwahlen unfere Berfammlung ohne Säumnii 
erhalte. Vor Allem aber hegen wir zu dem Maͤnnerſtolz und Ehrgefühle 
Breiheit neuerwachten Volkes das fefte Vertrauen, daß es nimmermehr auf ei 

oetrohirtes Reichswahlgeſetz, fondern einzig nach demjenigen, welches bie vexfe 
Berfammlung erlaffen hat, die Wahlen vornehmen, und daß, wenn ver beftim 
herankommt, gleichzeitig in allen deutſchen Gauen ein reger Wetteifer fidy beth— 
das gemeinfame Wahlrecht zu gebrauchen ober zu erlangen.“ 


Der von Mehreren vorgefchlagene Zufag: „Grundbedingung fi 
ber Ehre, der Einheit und Freiheit des Baterlandes ift die Treu 
Neichöverfaflung, fomit das Unterlaffen und Aufgeben aller Maßreg 
ipr wiberfprechen; Grunbbebingung ift nicht minder bie Treue gegı 
terland felbft und feine Ehre, fomit die entſchiedne Zurüdweifung je 
fehung der Fremden in die inneren vaterländifchen Zwifte, komme 
milhung von Oſten oder von Weſten,“ — wirb nidt angenom 

Die über den Gegenfland gepflogenen Berhandlungen gaben 
eingetretenen Abgeorbneten, dem fübifchen Literat Wolff, Gelegenheit 
Auftreten. Wir theilen ein Bruchftüd feiner Rede mit, da dergleich 
Berfammlung bis dahin noch nicht vorgefommen war: „Nein, wm 
wenn Sie irgend und überhaupt noch einigen Einfluß auf das ! 
wollen, müflen Sie nicht in der Weile, wie es in ber Proclamatie 
zu dem Bolfe fprechen; Sie dürfen da nicht von Gefeglichfeit, von 
Boden und bergleichen fprechen, fondern von Ungefeglichfeit in derſe 
wie bie Regierungen, wie die Ruffen, und ich verfiehe unter Ruſſer 
Ben, die Defterreicher, die mit einander verſchwiſtert find, Baiern 
raner . . . . (Unruhe und Gelächter.) Diefe find Alle unter dem g 
Namen Ruffen zufammengefaßt. (Große Heiterfeit.) Ja, meine $ 
in diefer Verſammlung find Ruffen vertreten. Sie müffen ihnen fi 
wie ihr euch auf den gefeglihen Standpunft ftellt, fo flellen wi 
barauf:” Es ift der Standpunft der Gewalt, und erflären Sie in 
bie Gefeglichfeit dahin, daß Sie den Kanonen der Ruffen die Gewa 
ftellen, wohlorganifirte Sturmeolonnen. Wenn überhaupt eine Proc 
erlaffen ift, fo erlaffen Sie eine, in welcher Sie von vornherein 
Bolfsverräther, den Reichöverwefer, für vogelfrei erflären. (Zuruf 
nung! — Lebhafter Beifall von den Galerien.) Ebenfo alle. Miniſter 
Unruhe.) Oh, ich laſſe mich nicht flörenz er ift der erſte Volksver 

Die Rational: Berfammlung befchließt ferner: ,,1) Die Regi 
neunundzwanzig . verfaffungstreuen Staaten werden aufgefordert, fo! 
fame Maßregeln zur Durchführung der Reichsverfaſſung zu ergreifen 
durch fchleunigfte Ausbildung ihrer Wehrfräfte. 2) Das Präſidiu 
auftragt, ſich mit ben Bevollmächtigten der neunundzwanzig Regie 

*) Der ıc. Wolff, vom Präflventen zur Ordnung gernfen, erwieberte: ich e 
bie DOrbuung Habe überfchreiten wollen, daß er und feine Miniſter Staatsverät 





mumittelbar mit ben letzteren in Verbindung zu ſetzen, damit ber Befchluß unter 
1) ſobald als möglich vollzogen werde.“ 
Siebenzehn Abgeordnete, darunter Zachariä, Welcker, Biedermann zeigen 
ihren Austritt an. 
Das Reichsminiſterium erflärt der Nat. Berfammlung, daß es deren Beſchluß 
vom geſtrigen Tage nicht ausführen werde. 


Die Regierungen von Preußen, Hannover und Sachen fchliegen, Behufs einer 
einheitlichen Leitung der deutſchen Angelegenheiten zu Berlin, folgenden Vertrag. 
Art. I. Die königlichen Regierungen von Preußen, Sachen unb Sannover fchließen 

in Gemaßheit des Art. 11. der deutfchen Bundesacte vom B. Juni 1815 ein Bünpniß 
zum Zweck der Grhaltung und äußern und innern Sicherheit Deutfchlanps, und der 
Unabhängigkeit und Linverleglichkeit der einzelnen deutfchen Staaten. Sie behalten dabei 
ſaͤmmtlichen Gliedern des deutſchen Bundes alle aus biefem hervorgehende Mechte und 
bie dieſen Rechten entſprechenden Verpflichtungen ausdrücklich vor. Art. IL Der Bei⸗ 
tritt zu dieſem Buͤndniß bleibt allen Gliedern des deutſchen Bundes offen; der Beitre⸗ 
tende erlangt durch den Beitritt das Recht auf Leiſtung der durch den ausgeſprochenen 
Zweck des Bündniſſes bedingten Hülfe Dieſe Hülfe wird theils in Vermittelung ober 
Beförderung gütlichen oder rechtlichen Austrags ſich ergebender Anſprüche und Streitig⸗ 
keiten, theils in militaͤriſchem Schutze gegen unrechtmaͤßige Gewalt jeder Urt beſtehen. 
Art. IL F. 1. Die Oberleitung der, zur Erreichung des Zweckes dieſes Bündniſſes zu 
ergreifenden Maßregeln, wird der Krone Preußen übertragen. Für die Ausäbung die⸗ 
fer SOberleitung find für vie Dauer Eines Jahres, vom 1. Juni anfangend, die unten 
folgenden weitern Verabredungen getroffen. Sollte vor Ablauf dieſes Jahres die Reichs⸗ 
Verfaſſung ind Leben treten, fo finden lediglich die Beftimmungen berfelben ihre Anwen⸗ 
dung. Wäre aber mit Ablauf eines Jahres die verfafjungsmäßige Ordnung in Deutſch⸗ 
land noch nicht wieder bergeftellt, fo wird Die Verlängerung biefer Verabredungen vor- 
behalten. $. 2. Zur Führung der auf die Erreichung bed Zweckes des Bändniſſes ber 
züglichen Geſchaͤfte, ſoll ein Verwaltungsrath gebildet werben, zu weldyem jeder ber Ver⸗ 
bündeten einen ober mehrere Bevollmächtigte abſendet. Diefer Verwaltungsrath tritt fo= 
fort nach der Matification des gegenwärtigen Vertrags zu Berlin gufammen.. Der 
Berwaltungsrath hat von allen, in Gemaͤßheit des gegenwärtigen Bümdniſſes vorkom⸗ 
menden Sefchäften Kenntniß zu nehmen, über foldhe zu berathen, und rüdfichtlich der⸗ 
- jenigen Gefchäfte, welche allgemeine und dauernde Anordnungen, ſowie namentlich bie 
Vermittelung und Erledigung von Beſchwerden und fonftigen Rechtsverhaͤltniſſen betref⸗ 
fen, entſcheidend zu befchließen, über diejenigen Geſchaͤfte aber, welche lediglich die Boll» 
ziehung getroffener Anoronungen, ſowie im einzelnen Balle zu treffende Maßregeln 
angehen, fein Gutachten zur vollziehenden Veſchlußnahme der Krone Preußen abzugeben. 
Uebervied liegt den Mitglievern des Verwaltungsraths ob, alle Verbindungen zwiſchen 
der Krone Breußen und ihren reſp. Megierungen über die Angelegenheiten, welche mit 
dem gegenwärtigen Bündniſſe zufammenhängen, zu vermitteln, und wird deshalb bie 
Krone Preußen nur auf diefem Wege mit den Regierungen communiciren. $. 3. Zu 
denjenigen Angelegenheiten, welche ver befinitiven Beichlußnahme des DVerwaltungsraths 
unterliegen, gehören: 1) die Aufnahme neuer Mitglieder in dad Bünbniß, die Feſtſtel⸗ 
lung der desfallſigen Beitrittsurkunden und ber zu ſtellenden Bedingungen in Bezug 
auf Theilnahme an der Verwaltung der Geſchaͤfte, auf zu leiftende Hülfe, auf Prüfung 
md Abftellung berjenigen gegen die Theilnahme angebrachten Beſchwerden, durch welche 
Störungen der Innern Sicherheit hervorgerufen jein möchten; 2) die Maßregeln behufs 
Berufung des über die Verfaſſung befchließenven Reichstages, und Leitung der Verhand⸗ 
Jungen; 3) ‚bei vorkommenden Geſuchen um Hülfleiſtung im Balle immer Unruhen, 
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die Ernennung und Inſtruction ber ben militärifchen Operationen beigugebe 
commiflare, die Entſcheidung ver Frage, ob über vie etwanigen Beſchwerden 
mittelung zu verfuchen, oder folhe an das Bunbesfchiensgericht zu verweifn 
wie GErflattung der Koften ver Hülfleiflung und dad fchließliche Liquidatie 
F. 4. Werden diplomatifche Verhandlungen, fei e8 zur Abwendung ver Gele 
Kriegs, oder zum Abſchluß von Allianzen, oder behufs Herfiellung des gefkörk 
nothwendig, fo follen diefelben durch die Krone Preußen geführt, und ber Ba 
rath über den Bang dberjelben in vollftändiger Kenntniß erhalten werben. 

fteht es frei, zu beſtimmen, ob in befondern Zählen die verbünveten Regler 
Bevollmaͤchtigte zur unmittelbaren Theilnahme an den Verhandlungen abfa 
ob deren diplomatifche Agenten an Ort und Stelle Iebiglich die Verhandlung zu ı 
haben. $. 5. Die militärifchen Operationen werben durch die Krone Preuf 
welcher vie Verbimdeten zu dieſem Ende alle diejenigen Befugnifie einräumen, v 
der Kriegsverfafſung des beutfchen Bundes in den 66. 50, 33, 54, 57 — 64 vn 
herrn zuftehen, wie denn überhaupt in Bezug auf die militärijchen Verhaͤltniſſe! 
mungen dieſes Bundesgeſetzes analoge Anwendung finden follen. Die Berbünde 
zu dieſem Zwecke ihre Kriegsmacht in Bereitſchaft halten. Die nähern Sf 
über vie Zahl ver zu flellenden Truppen, der Art der Stellung berfelben 
weitern Verabredungen vorbehalten. Im Allgemeinen foll die Verwendung de 
. zum Zwede der Erhaltung ber Ordnung in der Art geicheben, daß zunädh 
Berbündeten die Erhaltung der Ruhe im eigenen Lande und ven unmittelber 
den Gebieten obliegt. Es kann baher in Fällen dringender Eile jede der verbüny 
zungen ben benachbarten Bunbeöglievern die begehrte Huͤlfe ohne weitere Rüdlir 
Sobald jeboch militaͤriſche Operationen von umfaflendem Charakter erforberli 
ſoll vie ganye zur Dispofition geftellte Truppenmacht ald Eine Armee betrach 
folche verwendet werben. Art. IV. lm den ernften Willen zu bethätigen, di 
niffe Deutichlands in Zukunft nach ven Bebürfnifien der Zeit und den Gru 
Gerechtigkeit zu orbnen, verpflichten fich die Verbündeten dem veutfchen Volke 
faffung nad) Maßgabe des unter ihnen vereinbarten und dieſem Vertrage am 
den Entwurfs zu gewähren. Sie werden viefen Entwurf einer, nach Naßg 
demſelben enthaltenen Beftimmungen über ven Meichötag und des neben dem 
nereinbarten Wahlgeſetzes, lediglich zu dieſem Zwecke zu berufenden Meichsse 
vorlegen. Abanderungen, welche von dieſer Reichsverſammlung beantragt ed 
fen zu ihrer Blltigleit der Zuflimmung der Verbündeten. Diefelben behalis 
über Zeit und Ort der Reichsverſammlung, fo wie über die Form der Ba 
Weitere feſtzufetzen. Art. V. 6. 1. Nicht minder verpflichten fich dieſelben, 
am 1. Juli ein proviſoriſches Bundesſchiedsgericht ind Leben treten zu laſſen, bei 
richterlicher Entfcheivung fie ſich nach Maßgabe der im $. 3 dieſes Artikels 
Competenz⸗Beſtimmungen unterwerfen. 6.2. Dieſes Schiedsgericht wird zufa 
aus Bunbesfchieddrichtern, von denen Preußen drei, Sachfen zwei, Hannover guı 
Jedem Staate bleibt vorbehalten, bei dieſen Ernennungen feinen Staͤnden eine | 
einzuräumen. 6.3. Das Bericht ſoll feinen Sitz zu Erfurt nehmen, ven Vorft 
ältefle der von Preußen ernannten Mitglieder. F. 4. Die Verbundeten unta 
dem Urtheile dieſes proviſoriſchen Bundesſchiedsgerichts 1) in allen benjemi 
welche 5. 124. u. 125. des Entwurfs der Reichsberfaſſung dem Reichsgerid 
fen find, inſoweit ſolche vor befinitiver Einführung der Reichsverfaſſung in Ben 
Tönnen, alfo namentlich in ven Bällen c, d, e, f, h, k, n des $. 124. ferser 
fie der Gompetenz des proviforiichen Bundesſchiedsgerichts 2) alle diejenigen 
den, welche ald Veranlaſſungen von Störungen der Innern Sicherheit zur & 
mn, und nicht durch den Derwaltungsrath oder die Civil⸗Commiſſare im | 


ee Verhandlungen zu eslebigen, ober lediglich ben Landesgerichten zus Cuiſ 
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Abermeiſen fee mochten 8) Alle Nechtohandel, welche unter den Berbänbeten felbft 
aus der Bollzichung des gegenwärtigen Bünbniffes erwachſen, inſofern auch hier bie 
Gerichte eines einzelnen Staates nicht competent fehn möchten. $. 5. Der Beitritt zu 
dem gegenwärtigen Bünbniffe wird keiner Megierung verftattet, welche ſich nicht in gleichem 
Maße der Entfcheibung des proviſoriſchen Bundesſchiedgerichts unterwirft 6.6. Die naͤ⸗ 

: Iren Beftinmungen über die Einfegung des Gericht, das Derfahren von bemfelben und 
die Vollziehung feiner Entfcheinungen follen durch den Verwaltungsrath erlaffen werben. 
Die Mitglieder des Gerichts werben mit der Bearbeitung ver desfalljigen Geſetze beauftragt. 


Der befannte ©. D. Tr. R. Walde zu Berlin verhaftet. 
Das würtembergifche Minifterium erläßt eine Proclamation, aus welcher einige 
Siellen Play finden mögen, ba fie theils einen Einblid in die Zufände bes 
Königreiches geftatten, theild den Maßſtab für das Miniſterium Kiefern: „Am 
Sfingfimontag fol in Reutlingen eine Volld- Berfammlung gehalten werden. 
Will man einem allgemein verbreiteten Gerüchte Glauben fchenfen, fo beabfichtigt 
ber Landes⸗Ausſchuß in Stuttgart, welchem, in Folge feiner öffentlichen Ruhrig⸗ 
feit, Biele eine offizielle Eigenfchaft beilegen, obgleich er nichts if, als eine 
Privat: Gefellichaft, aus Reutlingen ein zweites Offenburg zu maden. Nach 
den Angaben der Einen foll in jener Stadt die würtembergiſche Republik aus⸗ 
gerufen, nad den Behauptungen ber Anderen wenigſtens der Beihluß gefaßt 
werben, die Regierung zu zwingen, fi mit ber badiſchen NRegentichaft in ein 
Schutz⸗ und Trugbündniß einzulaffen und, wenn fie nicht nachgebe, fie abzufegen 
und eine proviforifche Regierung zu errichten. Ob und inwieweit dieſe Gerüchte 
begründet find, mag dahin geftellt bleiben. Da wir indeſſen wifien, daß es in 
Würtemberg eine Partei giebt, welche mit ber proviſoriſchen Regierung in 
Baden Berbindungen unterhält, da uns ferner befannt if, daß micht Wenige 
von der würtembergifchen Negierung verlangen, fie folle zum Behufe der Durch⸗ 
führung der Reichsverfaſſung fi an die Spitze einer beivaffneten. Propaganda 
Rellen, und da wir vermuthen müflen, daß biefe Gegenftände jedenfalls bei der 
beoorfießenden Berfammlung in Reutlingen zur Sprache fommen erben, fo 
siauben wir uns hierüber öffentlich Außern zu müſſen. Wenn wir diefen Schritt 
hun, wenn wir namentlich die Theilnehmer an der VBerfammlung vor ertremen 
Maßregeln warnen zu müſſen glauben, fo werben wir uns wohl bei der großen 
Mehrzahl des würtembergiichen Bolfs nicht dem Verdachte ausfegen, als gefchehe 
es, um im Beſitze unferer Stellen zu bleiben. Fürwahr, wir gönnen fie Jedem 
beffer, als uns ſelbſt! Unſer Mahnruf ertönt, um Ungläd vom Baterlande 
abzumenben. Wir nehmen Umgang von der Art und Weife, wie die jegige 
Negierung in Baden entflanden if. Wir fehen davon ab, daß man der würs 
tembergifchen Regierung nicht zumuthen kann, dem babifchen Regentſchafts⸗Aus⸗ 
ſchuſſe ein Bundniß anzuiragen, aber wir machen geltend, daß es, nach umferer 
Vebergengung, dem Testeren um Durchführung der deutſchen Reichsverfaſſung 
keinesweges zu thun iſt, weil er mehrere weſentliche Beftimmungen der Reiches 
verfaflung verletzt. 

— — Die firenge Bewachung unferer Grenze aber halten wir für noth« 
wendig, weil biejelbe von badiſchen Bewaffneten ſchon einigemal verlegt worden 
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it, und weil ber Plan befteht, bewaffnete Freiſchaaren aus Baber 
tembergifche zu werfen, und mit Hülfe diefer in Wärtemberg benfel 
herbeizuführe,n welcher in Baben berzeit ber vorberrichende if. Wi 
wie Zänglinge und Männer, welche für die deutſche Einheit und Frı 
tert find, diefen Gütern gern jedes Opfer bringen, und wir aner! 
es die Pflicht der deutfchen Regierungen ift, da wo jene Güter ernf 
find, zum Schuße berfelben das Mögliche einzufegen; allein wenn x 
Baden und, wie weiter verlangt wird, auch mit Nheinbaiern in 
und Trugbündnig einlaffen würden, fo läge -bierin offenbar eine Krlı 
gegen Baiern und gegen alle diejenigen Staaten, welde ben ge 
Zuftand in Baden nicht für einen gefeglichen halten. Und welche 
den uns zu Führung eines fo furdtbaren Bürgerfrieges zu Gebo 
übrigen Staaten, welche die Reiche - Berfaffung anerfannt haben, t 
ihrer geographifchen Lage, theild wegen anderer Berhältnifie, an ei 
Bunde zuverläffig keinen Theil nehmen würden, fo ftünden Würtemb 
Rheinbaiern gegen Preußen, Baiern, Hannover, Sachſen, vielleid 
flerreih, alfo etwa A Millionen gegen wenigftens 30. Nimmt ma 
eine. beträchtliche Zahl von Freifchaaren und partielle Aufftände i 
derjenigen Länder, mit denen wir den Krieg zu führen hätten, in 
fo darf man doch nicht überfehen, daß der profeftirte Bund inne 
Schoßes gleichfalls feine mächtigen Gegner haben würbe. 


‚26. Gleichzeitig mit obiger Minifterials Proclamation findet zu Reutlinger 
verſammlung flatt, welche Folgendes veröffentlicht: 
In Erwägung der Rage des deutfchen Waterlandes und der von unfen 
‚ in der 147ſten Kammerfigung dargelegten An» und Abfichten bat bie fl 
Vierteljahre- DVerfammlung der würtembergifchen Volksvereine berathen un 
außzufprechen: Die proviſoriſche Centralgewalt Deutfchlands ift zum Ben 
Natipnal-Souverainetät geworben, indem fie gefchehen ließ, daß Preußen, da 
Berfafiung nicht anerkannt Hat, alfo als Meichsfeind und nicht ald Diener 
Gewalt zu betrachten ift, das Reichsland Sachen angegriffen bat, und duld 
fen im Reichsgebiet noch militairiiche Aufftellungen macht. Das Heid 
fteht offenbar mit dem Meichäfeinde im Bunde, man ift ihm deshalb un 
Gehorſam ſchuldig, als baffelbe im Widerſpruch mit der National» Verf 
Amt if, von der allein es feine Gewalt ableiten Tann. Demgemäß if is 
des ſchwaͤbiſchen Volkes feine Gewalt an die National-Berfammlung zurück 
das fchwähifche Volk anerkennt alle Befehle der National» Berfammlung all 
gelobt ihnen nachzuleben, wie viele oder wenige Mitgliener fie zähle Ind 
wir von der National-Berfammlung: I) wenn fie irgend gemeint ift, noch z 
Baterlanded zu wirken, von ber unmwürbigen Bettelei um Uebernahme der 
halterfchaft bei den Kronen Deutſchlands endlich abzufichen, einem Verfahr 
dazu dient, den Reichsfeind Preußen erftarken zu laſſen, und bitten fü 
Heere der Reichslaͤnder aufzubieten, um den Reichsfeind Preußen in oͤffent 
| aus den Marken der Meichölänver zu vertreiben, in denen er nur Verra 
National-Souverainetät fpinnt, brutale Gewalt an der gefeglichen Freiheit 
kaum erwachte Vaterland in die alten Feſſeln des deutſchen Bundes zu fd 


3) Nach ber Meichöneefeffung ſtehen alle beutichen Bande, bie folde- ame 
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geſetglich bereits in einem Schug- und Trutzbundniß. Jeder Angriff auf ein Reichsland 
muß alſo von allen abgewehrt werben, wie menn das eigene Lan angegriffen wäre, 
| und kein Reichsland darf ein anderes angreifen oder zum Angriff defjelben Helfen. Dies 
“ Bündnig geloben wir Heilig zu halten und forbern, getreu ber Neichöverfaffung auf, ben 
Gchorſam gegen jeden Befehl zu verfaffungsiwinrigen Angriffen auf ein Reichsland zu 
verweigern. Wir fichen nicht mehr auf dem Boden ded Bundes. Das neue Meich, 
aljo alle Die Länder, deren Volt vie Reichsverfaſſung anerkannt, find an feine Stelle ge- 
treten. Ihnen allein ficht deshalb namentlich ein. Recht auf die Reichsfeſtungen und 
der Gintritt in biefelben zu. Nur die National» Berfammlung kann ferner ausfprechen, 
daß ein Reichsland die Reichsverfaſſung nerleht habe. Sie Hat die gegen Baden nicht 
andgefprochen, und auch wir vermögen darin, bag et Volksſtamm fich felbft die Landes⸗ 
verfaffung giebt, eine Verlegung ver Meichäverfaffung nicht zu erkennen, fo lange bie 
Neichsgewalt Ihr verfaffungsmäßiges Nein gegen vie fertige Landesverfafſſung nicht ein- 
gelegt haben wird. Demgemäß fordern wir non unferer Regierung: Ungeſaͤumte Anerken⸗ 
nung und thatfräftige Durchführung des reichögefeglich bereits beſtehenden Buͤndniſſes mit 
allen Reichslaͤndern, alfo auch mit Baden und mit ver Mheinpfalz. 2) Lnverzügliche 
Mücberufung ber Truppen aus ihrer Angriffftellung an ver babifchen Grenze, und Ver⸗ 
weigerung des Ein- und Durchmarfches von Truppen, die nicht auf die Reichöverfaffung 
beeidet find, insbeſondere die Richteinlafjung von folden Truppen in die Feſtung Ulm. 
3) Aldbaldige Bewaffnung des ganzen Volkes, um jeden Angriff der Reichsfeinde be- 
Reben und jeden deutſchen Bruderſtamm gegen biefelben fügen zu koͤnnen. A) Sofor⸗ 
tige Öffentliche und feierliche Beeidigung des Heeres, fo wie aller weltlichen und geiſtli⸗ 
lichen Beamten. 5) Amneftie für alle politifch Angefchulvigten oder Gefangenen.” 

| Die proviforifche Regierung der Rheinpfalz ernennt den Bürger Sznayde zum 
Oberbefehlshaber der Streitmacht. — Wir willen von bemfelden nur, daß er 
deutſcher Abkunft, und eigentlich Schneider geheißen, in dem Inſurrections⸗Kriege 
von 1831 zulett als Oberſt⸗Lieutenant und Eommandeur eines Reuter-Negiments 
gut gedient hat. Der ihm ale Chef des Generalfiabes beigegebene „Oberſt⸗ 
Leutnant” Techow ift ein Auswürfling ber preußifchen Armee, der bisher bloß 
durch fein wahrhaft nichtswürbiges Benehmen bei Gelegenheit der Berliner 
Zeughaus-Affaire (S. 14. Juni 1848) befannt geworben. u 

| Mittel Eircular» Schreibens unterfagt der Miniſter des Innern der franzöfiichen 
Republik den Präfelten, für die in Frankreich lebenden deutſchen und polnifchen 
Flüchtlinge, welche fich bei den Unruhen in Deutfchland betheiligen wollen, Päffe 
und Neifesinterflügungen zu bewilligen. — Recht freundnachbarlih, wenn nur 
nicht anzunehmen wäre, bag alle nach Deutfchland zurüdfehrenden Revolutionaire 
damals die Grenze ſchon überfchritten hatten. 

| Fortfegung des Feuers gegen Malghera; während der Nacht räumen die Vene⸗ 
tianer das Halb zerftörte Fort. 

Zw. Große Berfammlung von Abgeordneten ber bemofratiihen Vereine Würtem« 
bergs und mehrerer Nachbarländer bei Reutlingen, deren Ergebniß in folgen- 
ber Erflärung liegt: „Die am Pfingfimontag 1849 zu Reutlingen zufammen- 
geitetene, aus allen Theilen bed Landes durch Abgeordnete von Gemeinde⸗Col⸗ 
legien, Bolfsvereinen, Bürgerwehren und Soldaten beſchickte Bolfsverfammlung 
teitt den Beſchlüſſen, welde die Beneral-Berfammlung der Vereine des Landes 
am Dichomnng in Reutlingen gefaßt hat, bei und erflärt ferner: Der gegen; 
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wärtige Zuſtand des Landes wird täglich unerträglicher. Auf dem biäher 
Regierung umd ˖ Ständen eingeichlagenen Wege ift aber feine Rettung zu | 
Bald Fahr und Tag fist die Kammer; Tag für Tag fleigt die Noth des V 
und noch haben wir nichts von Erleichterung veripürt. Wir verlangen 
unverzügliche Einberufung einer verfaffunggebenden Landesverfammlung. 
Bürger, fei er reich oder arm, ſoll wählen dürfen. (Kein Cenſus.) Boı 
fer Berfammmlung verlangen wir: Enbliche fchleunige Erfüllung Der Zu 
mit denen wir Jahr und Tag abgefpeift worden und doch hungrig gel 
find. Namentlich unentgeliliche Abfchaffung der Feudallaſten, und Erſae 
Ausfalls in den Staatseinnahmen durch eine reine, verhälmigmäßig anſte 
Einfommenftener. Yafaflende Verminderung der Stants-Audgaben burd 
eiaſachung bes Gtantöhanspalis. Aufhebung ber Apanagen. Wbfhaffu 
Denfionen. An die Stelle bes Beamtenheeres in ber Berwaltung enblic 
Bolfe gewählte Bezirks⸗ und Kreisausichüfle, und unbebingte Selbfilän 
der Gemeinbeverwaltung. An bie Stelle des ftehenden Heeres alsbalbige ! 
bewaffnuumg und Bolfsheer, namentlich Wahl der Offiziere bis zum Haup 
durch die Soldaten, und Aufhebung der Militairgerichtsbarkeit.“ — Am n 

Tage fanden noch auf mehreren andern Punften des Königreiches Bol 
fammlungen flatt, welche den obigen Beſchlüſſen überall beitraten. — O 
Schon diefe Beſchlüſſe ſtark genug find, mögen doch in Reutlingen noch 
andere Dinge verhandelt worden feyn, welche man für den Augenblid 
niht an das Licht der Deffentlichfeit zu bringen wagte. Wenigſtens far 
die würtembergifche Regierung veranlagt Unterfuchungen einzuleiten, in 
deren zwanzig Haftbefehle ergingen. 

7.) Zu Gießen erſcheint folgende Erflärung des fogenannten Bewaffnungs-Ausfd 
„Der Bewaffnungs- Ausfchuß, indem er beichloß, die Namen der Geht 
Nichtgeber von Spenden für feine Zwede zu veröffentlichen, wollte dadur 
allgemeines Mißtrauen in den patriotiihen Sinn der Bewohner Biegen 
fpredhen. Er glaubte auch nicht, daß Jemand in diefem fo wichtigen Zeh 
feine Unterftügung dem Baterlande vorenthalten werde, Bloß um zu be 
‚dag er eine ſolche Drohung nicht fürdte. Das Comité wollte vielmehr 
nehmen, daß, dem Wunfche Vieler gemäß, Einzelne, welche zu gemeinn 
Zweden nie etwas beifteuern, ber öffentlichen Verachtung preisgegeben w 
und zwar follten diefe vorher noch gewarnt werben. Haben in unferer 
die, welche Nichts geben, Verfolgung zu beforgen, fo bleibt fie ihnen and 
aus, felbft wenn ihre Namen nicht öffentlich bekannt gemacht werben. 
Hienach koͤnnte man Gießen im ©. H. Baden liegend, oder wenigftend 
ben, daß dort feine Behörbe des rechtmäßigen Tanbesheren vorhanden fey. 
dings mögen fonderbar verumftaltete Berhältnifie ftatıfinden, vergl. 24. Iami 

3. | Große Schlägerei im kager bei Donauwoerth zwiſchen Soldaten aus 8 
und Franken. 

V. Congreß der demokratiſchen Vereine Frankens zu Bamberg, Behuft ber vo 

:.} . digen Organiſation in den drei fraͤnkiſchen Kreiſen. Auch hier diem die 
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füprung ber von ber Rational» Berfammlung endgültig beſchloſſenen deutſchen 
Reichs⸗ Berfafiuug‘' als Aushaͤngeſchild, doch wird ominds hinzugefügt: Uebri⸗ 
"gend ſoll den Vereinen freiſtehen, allgemeine politiſche oder ſociale Tendenzen 
zı verfolgen. Noch deutlicher iſt der Beſchluß: Der Congreß ſchließt ſich den 
Beſchluſſen des Congreſſes der März: Vereine in Frankfurt vom Gten d. Mis., 
ſoweit dieſe bie Durchführung des Reichs⸗Verfaſſung betreffen, an, meldet dies 
dem Central⸗ Maͤrz⸗Vereine und erinnert ihn, jenen Beſchluͤſſen gemäß bald zu 
handela, aamentlich unter Hindentung auf die Ryheinpfalz und Baden. 
Die Deſterreicher rücken am frühen Morgen in das verlaſſene Fort Malghera 
. ein, und gewinnen bemnächft aud das (auf einer Kleinen Inſel gelegene) Fort 
St. Ginliano. Auf beiben Punkten fallen 151 Geſchütze, mehr als breißigtaus 
ſend Projectile, eine große Maſſe Patronen, Raketen und Pulver in ihre Gewalt. 
Der Gefammiverluf während ber Belagerung wird zu 280 Mann an- 
gegeben. Nach dem Einrliden töbtete ober verwundete das Auffliegen einer 
Mine in St. Giuliano noch fünf Offiziere und ungefähr vierzig Dann. 
Bon diefem Tage find bie Altenftüde datirt, welde eine neue Epoche in 
Deutſchlands Gefhichte begründen: zwei Eirculars Schreiben des preu⸗ 
ſiſchen Cabinets an fämmtliche deutſche Megierungen, der in Gemeinfchaft mit 
den Regierungen von Hannover und Sachſen bearbeitete Entwurf der Verfaſ⸗ 
fung des deutfhen Reihe, und ber unter gleichen Berhältniffen entftandene 
Entwurf eines Wahlgeſetzes für das Vollshaus. Ihre wörtlihe Mittheilung 
erſchien, des erforderlichen Raumes wegen, nicht ganz unbebenflih, anderer 
Seits find fie aber für bie Fänftige Geſtaltung ber deutſchen Verhälmifie von 
der hoͤchſten Bedeutſamkeit und feines Anszuges fähig. 
I 


Die Berathungen, melde auf die Einladung unferer Circular⸗Depeſche vom 8ften 
v. M. hier in Berlin in Bezug auf die deutſche Verfaffungsfrage flattgefunven haben, 
Haben zu dem für die koͤnigliche Regierung erfreulichen Ergebniß geführt, daß fie nur- 

mehr im Verein mit den Eöniglichen Regierungen von Sachfen und Hannover den übrigen 
Deutfchen Negierungen eine umfaſſende Vorlage in Bezug auf die deutſche Verfaffung 
machen koͤnnen. 

Die Tönigl. preußifche Negierung beehrt fich daher, in der Anlage der ꝛc. Regierung 
Die betreffende Eröffnung in ihrem eigenen, wie im Namen der Regierungen von Sachien 
und von Hannover zu überſenden, und bemerkt dabei, daß die Eönigl. baieriſche Megierung, 
welche an fämmtlichen Berhanplungen zwifchen obenerwähnten Regierungen Theil genom- 
men, fi die ſchließliche Erklärung über ihren Beitritt noch vorbehalten bat. 

Wir glauben dabei daB Bertrauen auöfprechen zu dürfen, daß dieſe Eröffnung bei 
der a. Regierung die reifliche und eingehende Erwägung finden werde, welche die Wich⸗ 
tigkelt des Gegenſtandes erforvert, und daß auch die Gefinnungen und da8 Verfahren 
der verbündeten Regierungen, welche hiermit einer unabweislichen Pflicht genügt zu Haben 
glauben, gerechte Würbigung und Anerkennung erlangen werde. 

II. 

Der ıc. Megierung finden fich die Megierungen von Preußen, Sachen unb Hannover, 

und in deren Auftrage die preußiſche Regierung, veranlaßt, folgende ergebenfte Eröffnung 


machen. 
8 bedarf keiner näheren Darlegung der Gefahren, von melden gegenwärtig das 
16° 
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gemeinfame Vaterland bedroht wird. Die Ereignifie fpreihen laut genug. 
Theilen Deutichlands ift die gefeliche Autorität durch den Aufruhr umgefli 
ren nur burch die Anwendung der Waffen bergeftellt worden. Niemand v 
meſſen, welche fernere Auspehnung biefe weit nerzweigten Bewegungen erha 
weit fie, felbft dem Auslande gegenüber, zu ernften Bedenken führen Tönnen. 
die gefammte flaatliche Exriftenz Deutfchlands iſt in Frage geftellt, ſondern 
die Grundlagen jedes georbneten Zuftanves überhaupt. 

Um diefen Gefahren gewachſen zu fein, um den Kampf fiegreich zu b 
Ausgang fonft alle veutfchen Lande mit gleichem Verderben treffen würde, 
Allen einer vollen Uebereinftinmung in ven Handlungen der Regierungen 
ſchmerzlicher muß es empfunden werben, daß bierzu jeßt der geeignete Verei 
mangelt. Der auf der Akte vom 8. Juni 1815 errichtete deutſche Bund if 
um fo mehr außer Stande, da ihm zur Zeit ein ausreichennes Organ zu 
licher Tätigkeit abgeht. Ein neues, ven gegenwärtigen Anforderungen 
Bundesverbältnig Hat noch nicht zu Stande gebracht werden koͤnnen. Die 
zufammengetretene National-Berfammlung bat, als fie die von ihr berathe 
faffung als abgefchlofien und weiterer Verhandlung unzugänglich verfündig: 
außer Stand gefekt, Ihr Mandat ferner zu erfüllen; ihre weiteren Beſchli 
daber fchon deswegen jener rechtlichen Giltigkeit und koͤnnen nur als Weber, 
tet werben, denen keinerlei Folge zu geben iſt. 

Einer fo bedrohlichen Lage gegenüber tft ein feſtes, einträchtiges und ı 
Handeln nothivendig, und es wird dieſes von den Megierungen audgehen u 
fih zu den hier vorliegenden Fragen in gleicher Stellung befinden. 

Die Regierungen von Preußen, Sachen und Hannover find daher über 
auf Grund des Art. 11 der deutfchen Bundesafte in ein Bündniß zu tr 
gegenfeitigen Schuß feiner Glieder gegen den Inneren oder Außeren Feind 
bat. Die Leitung der hierzu erforverlichen gemeinfamen Mapregeln haben 
übertragen. So wie an alle Regierungen, welche Glieder des deutſchen 
1815 find, fo ergeht auch an ac. Regierung ihr Unfuchen, fich dieſem durch 
des Augenblicks hervorgerufenen Buͤndniſſe anzufchließen, und fich hierübe 
Friſt gefälligft erflären zu wollen. 

Die genannten Regierungen würden jedoch die ihnen geftellte Aufgabe 
ſtaͤndig erfüllen, wenn fie leviglih bei den Berürfnifien, welche die naͤchf 
erzeugt, ftehen blieben. Sie find vielmehr von der Ueberzeugung burchorunge 
und Vernunft gleichmäßig gebieten, ſich über ihre Stellung zu der veutfchen 
frage von vorn herein gegen ihre Verbündeten fowohl, ald gegen die Natiı 
zufprechen. Sie haben vie von ver National-Berfanmlung entworfene Re 
nicht anerfannt, weil fie über die wahren und beilfamen Anforderungen e 
Bundesſtaates hinausgriff, und in ihrer aus den Kämpfen und Zugeflänbni 
tifchen Parteien hervorgegangenen Geftalt die wefentlichiten Bürgfchaften e 
welchen ver rechtliche und georbnete Beftand jedes Staatsweſens beruht. 

Aber die verbündeten Megierungen haben nicht einen Augenblick verkam 
eben hieraus die doppelte Verpflichtung erwachſen fei, nach allen Kräften 
ſchluß eines Verfaffungswerfes mitzuwirken, das für dad gefammte Deutſch 
abweisliche Nothwendigkeit geworden if. Eine foldde Verfaſſung wird de 
währen müſſen, was fie feit längerer Zeit fchmerzlich entbehrte, was fie br 
gierungen zu fordern berechtigt ift: dem Auslande gegenüber Einheit un 
Innern, bei gefihertem Fortbeſtande aller einzelnen Glieder, die einheitliche 
der gemeinfamen Interefien und nationalen Berürfnifie. Die Bürgfchaften | 
Freiheit und der gefeglichen Orbnung finb es, welche die deutſche Verfaffen 
zungen und den Volkern zu gewähren haben wird. 
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| Unter dieſen Gefigtöpuntten haben bie verbünbeten Regierungen ven von ber Natio⸗ 

nal⸗Verſammlung beichloffenen Entwurf ernftlich geprüft, alle feine heilſamen unb unbedenk⸗ 

den Beftisumungen beibehaltm und nur diejenigen Theile geändert, welche mit dem 
gemeinen Wohle umuereinbar find. 

Sieraus if, auf Grund einer von Preußen vorgelegten Propofition, ber Entwurf 
einer Reichs⸗Verfaſſung hervorgegangen, welchen fie fämmtlichen Glievern des Bundes 
von 1815 als ihren gemeinfchaftlichen Borfchlag und in der Hoffnung vorlegen, daß der⸗ 
felbe ihre Zuftimmung finden werde. Die Begründung feines Inhalts, fo wie befien 
nähere Erläuterung, ift in der Denkichrift nienergelegt, welche beiliegt. Die veutichen 
Staaten, welche ſich dem vorgelegten Verfafſungs -Entwurfe anſchließen, werden als die 
im $. 1. bezeichneten Glieder des Bundesſtaates zu betrachten fein, währond denjenigen 
Negierungen gegenüber, welche fich zu biefem Anfchluß nicht veranlaßt finden, die aus 
ven Vertraͤgen von 1815 fließenden Rechte und Pflichten unverändert fortbeftehen. 

Indem bie Megierungen von Preußen, Sachen und Hannover ſich durch hen Drang 
der Zeitumſtaͤnde genöthigt geſehen haben, ihrerſeits die Initiative in dem Verfaſſungs⸗ 
werte zu. ergreifen, find fie jedoch von der beflimmten und ausprüdlichen VBorausfegung 
andgegangen, daß ber rechtögiltige Abſchluß deſſelben auf der freien Zuftimmung der 

Rationals-Bertretung beruhe. Sie werben daher in Gemeinfchaft mit denjenigen Regie⸗ 
tungen, weldye ſich dem Verfaffungs⸗Entwurfe anfchließen, aus dieſen deutſchen Landen 
einen Reichötag in dem Umfange und nach den Wahlbeitinnmungen berufen, welche ber 
Berfafiungs-Entwurf vorläufig bezeichnet. Diefem lediglich Hierzu verfammelten Reichs⸗ 
tage wird dann ber genannte Entwurf zur Berathung und Zuftimmung übergeben werben. 

Auf dem bier bezeichneten Wege hoffen vie Regierungen fich mit allen verftänbigen 
and wohldenkenden Männern der Nation zu begegnen, mit Allen, denen dad wahre Wohl 
Deutſchlando am Herzen liegt, mit Allen, welche, von ber ganzen Bedeutung des Augen- 
blids durchbrungen, eines unbefangenen Urtheild über die Lage des Vaterlandes fähig find. 

Die obenerwähnte Denkſchrift zu dem Inhalte des Verfaſſungo⸗Entwurfes war bei 
dem Abgange dieſes Altenſtücks noch nicht beendigt und wird unverzüglich, nachfolgen. 


IM. 
Ertwurf. 


der 
Berfaffung des deutfhen Reiche. 
Abſchnitt J. Das Heid. 
Artikel I 
$. 1. Das deutiche Meich befteht aus dem Gebiete derjenigen Staaten des bißheri- 
gen deutſchen Bundes, welche die Reichsverfaſſung anerkennen. Die Feſtſetzung des Ver⸗ 
haͤltniſſes Oeſterreichs zu dem deutſchen Meiche bleibt gegenfeitiger Verſtaͤndigung vorbe⸗ 


5 2. Hat ein deutſches Land mit einem nichtdeutſchen Lande daſſelbe Staats⸗ 
Oberhaupt, jo foll dad deutfche Land eine von dem nichtveutfchen Rande getrennte eigene 
Berfaffung, Regierung und Verwaltung haben. In die Negierung und DBerwaltung bed 

deutſchen Landes dürfen nur veutfche Staatäbürger berufen werben. Die Reichsverfaſ⸗ 
fung und Meichögefeßgebung hat in einem folchen deutſchen Lande diefelbe verbinnliche 
Kraft, wie in ven übrigen veutjchen Rändern. 

$. 3. Hat ein veutfches Land mit einem nichtveutfchen Lande daſſelbe Staatd-Öber- 
Baupt, fo muß dieſes entiveder in feinen veutfchen Lande refipisen, oder e8 muß auf verfafe 
fungsmäßigem Wege in demſelben eine Regentſchaft nievergefeßt werben, zu welcher nur 
Deutiche berufen werben dürfen. 

$ A. Abgeſehen von ven bereits beſtehenden Verbindungen beutfcher nnd nicht 
beuticher Lander foll kein Staats⸗Oberhaupt eines nichtdeutſchen Landes zugleih zur 
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Kegierung eines Beufföhen Landes gelangen, noch darf ein im Keiche 
ohne feine beutfche Megierang abzutreten, eine fremde Krone aunchutem. 

F. 3. Die einzelnen deutſchen Staaten behalten ihre Serbftiuntgten, fi 
felbe nicht durch die Reichs⸗Verfaſſung beſchraͤnkt if; fie Haben alle ſtaailiche 
und Rechte, fo weit dieſe nicht der Reichsgewalt ausdrücklich übertragen find, 


Abſchitt U. Die Reichsgewalt. 
Artikel J. 

F. 6. Die Reichsgewalt übt dem Auslande gegenüber die völkerrechillä 
tung des Reiches und ber einzelnen deutſchen Staaten aus. Die Reichsgewal 
NReichsgeſandten and bie Conſuln an. Sie führt den diplomatiſchen Verkeh 
die Bundniſſe und Vertraͤge mit dem Auslande, namentlich auch die Hanbels⸗ u 
fahrts⸗Vertraͤge, fo wie die Auslieferungs⸗Verträge ab. Sie ordnet alle voͤlle 
Maßregeln an. 

6. 7. Die einzelnen deutſchen Regierungen haben ihr Recht, ſtaͤndige 
zu empfangen ober ſolche zu halten, auf vie Heichögewalt übertragen. "As 
dieſelben keine beſonderen Conſuln Halten. Die Gonfuln fremder Staaten er 
Crequatur von der Reichsgewalt. Die Abſendung von Bevollmaͤchtigten an I 
dorſtand oder andere beutiche Regierungen iſt den einzeinen Regierungen unbe 

6. 8. Die einzelnen veutichen Regierungen find befugt, Verträge mit and 
ſchen Megierungen abzufchliegen. Ihre Befugnig zu Verträgen mit nichtveni 
gierungen beſchraͤnkt ſich auf Gegenſtaͤnde, welche nicht der Zuftänvigkeit bes 
walt zugewieſen find. 

6.9. Alle Berträge nicht rein privatrechtlichen Inhalts, melde eine be 
gierung mit einer anderen beutfchen over nicht deutſchen abjchließt, find ber Rı 
zur Kenntnißnahme und, infofern das Reichdintereſſe dabei betheiligt if, zus 8 
vorzulegen. 

Artikel IE 


6. 10. Der Reichsgewalt ausſchließlich ſteht das Recht des Krieges und ðF 


Artikel I. 

6. 11. Im Kriege, oder in Fällen nothwendiger Sicherheitömaßregeln üı 
fteht ver Reichsgewalt vie gefammte beivaffnete Macht des Meiches zur Verfü— 

6. 12. Das Neichäheer beftcht aus der zum Zwecke des Krieges beſti 
fammten Landmiacht der einzelnen deutſchen Staaten. Diejenigen Staaten, mı 
ger ald 500,000 Einwohner Haben, find durd vie Reichsgewalt zu größeren 
jchen Ganzen zu vereinigen, ober einem angrenzenden größeren Staate anzufchlief 
die Bedingungen ſolcher Zufammenlegung Haben fich vie betreffenden Regierm 
Permittelung und Genehmigung ber Reichsgewalt zu vereinbaren. 

6. 13. Die Neichögewalt Hat in Betreff des Heerweſens die allgemeine 
hung, und überwacht die Durchführung derfelben In ven einzelnen Staaten 1 
dauernde Controle. Den einzelnen Staaten ſteht Me Ausbildung ihres Ar 
auf Grund der Reichsgeſetze, der Wehrverfaffung und in ben Grenzen ver r 
abgefchloffenen Vereinbarung zu; fie Haben Die Verfügung über ihre bewaffnet 
weit dieſelbe nicht nach 6. 11 für den Dienft des Reiches in Anfpruch genomm 

6. 14. Der von der Reichsgewalt ernannte Feldherr und biefenigen 
welche von dieſem zum ſelbſtſtaͤndigen Commando einzelner Corps beftitmt ı 
wie die Gouverneure, Commandanten und höheren Feſtungsbeamten ber eich 
Teiften dem Reichsvorſtande und der Reichsverfafſung den Eid ver Irene. 

6. 15. Alle duch Verwendung ton Truppen zu Reichszwecken entfid 
ften, Pr ben durch das Heich feſtgeſetzten Frievensftand überfleigen, fallen \ 
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$. 16. Uber eine allgemeine, für daS ganze Reich gleiche Wehrverfaſſung ergeht 


ein beſecheres Bkeichögefeh. 

$. 17. Die Befegung der Beſehlshaberſtellen und bie Ernennung der Offiziere in 
den einzehren Gontingenten bis zu ben biefen Gontingenten emifbredienben Graben, iſt 
von 


Zu 
dieſer Corpo, infofern teren Grab nidht innerhalb bee Ersennungsbefug- 
iß einer ver Gethelligten Regkerungen llegt. Für von Krleg ernennt bie NReichsgewalt 
die commanbirenden Generale der auf ben verſchiedenen Kriegäthentern operirenden ſelbſt⸗ 


Corps. 

$. 18. Der Reichögetvalt ſteht die Befugniß zu, Weichöfeftungen und Käften-Ver- 
thelolgunsgäiwerte anzulegen und, inſoweit die Sicherheit des Reiches ed erforbert, vorhan⸗ 
dene Feſtungen gegen billige Ausgleichung, namentlich für das überlieferte Kriegsmate⸗ 
rial, zu Meichöfelungen zu erfläcen. Die Meichsfekungen und Käften- Vertheidigunge· 
werke des Reiches werben auf Reichskoſten unterhalten. 

$. 19, Die Seemacht iſt ausichließlih Sache des Weihe. Es if keinem Einzel» 
Raate geftattet, Kriegoſchiffe für fich zu Halten ober Kaperbriefe auszugeben. 

Die Bemannung ber Kriegöflotte bildet einen Theil ber deutſchen Wehrmacht. Sie 
iſt unabhängig von der Landmacht. Die Mannfchaft, welche aus einem einzelnen Staate 
für die Kriegäflotte geftellt wird, ik von ber Zahl der von bemfelben zu haltenden Land⸗ 
truppen abzuredmen. Das Nähere hierüber fo wie über bie Koften» Ausgleichung zwi- 
ſchen dem Reiche und ven Einzelſtaaten, beſtimmt ein Beichögefch. | 

Die Ernennung ber Offiziere und Beanıten ber Seemacht geht allein vom Reiche 
aus. Der Heichögewalt liegt die Sorge für vie Ausrüflung, Ausbildung und Unter⸗ 
haltung ver Kriegöflotie und die Anlegung, Ausrüftung unb Unterhaltung von Kriegs⸗ 
hafen und See⸗Arſenaͤlen ob. 

Ueber bie zur Errichtung von Kriegshäfen und Marine-Btabliffements nöthigen Ent- 
eignungen, fo wie über die Befugniffe der dabei anzuſtellenden Deigebchören, beftiammen 
die zu erlafienden Reichsgeſetze. w. 

Artikel 


5.20. Die Schifffahrts⸗Anſtalten am Meere und in den Mündungen ber deutſchen 
Flüffe (Häfen, Seetonnen, Leuchtfchiffe, dad Lootſenweſen, das Fahrwaſſer u. |. w.) blei⸗ 
ben den einzelnen Uferſtaaten überlafien Die Uferflanten unterhalten diefelben aus eige- 
nen Mitteln. Ein Meichögefeg wird beflimmen, wie weit bie Muͤndungen bes einzelnen 
Gläffe zu rechnen ſind 

6. 21. Die Reichsgewalt Hat die Oberaufficht über Diefe Anftalten und Einrich- 
tungen. 58 ficht ihr zu, die Ketseffenden Staaten zu geböriges Unterhaltung verfelben 


$& 232. Die Abgaben, welche in den Gesuferfiasten von den Schiffen für die Be⸗ 
nutzung ber Schifffahrts⸗ Anflalten erhoben werden, dürfen die zur Unterhaltung dieſer 
Aufalten nothwendigen Koften nicht überfleigen. 

4. 23. In Betreff dieſer Abgaben find alle deutſchen Schiffe gleichzuftellen. Eine 
höhere Belegung fremder Schifffahrt kann nur von der Meichögewwalt ausgehen. Die 
Mebrabgabe von fremder Schifffahrt fließt in die Reichocaſſe. | 

Artkel V. 

$. 24. Die Reihögewalt allein hat die Sefehgebung über ven Shtiffehribbetrich 
und Über vie Floßerel auf denjenige Flüſſen, Kanälen und Seen, welche mehrere deut⸗ 
füge Staaten im fehiffdaren oder flößharen Zuſtande durchſtrömen oder Begrenzen. Sie 
Aberacht die Ausführung ber darüber erlaffenen Befepe. Sie Hat die Oberaufficht 
über die ebenbezeichneten Waſſerſtraßen und über die Mündungen ber in dieſelben fich 
ergleſrenen Nebenflüffe. 0 ' a 





Es ſteht ihr zu, im Intereffe des allgemeinen deutſchen Verkehrs die einzelnen Etu- 
tem zur gehörigen Erhaltung und Verbeſſerung der Schiffbarkeit jener Waſſeerſtraßen 
und Flußmundungen anzubalten. Die Wahl der Berbefierungd- Mafregeln und ben 
Ausführung verbleibt den einzelnen Staaten. Ueber die Aufbringung der erfordetliche 
Mittel ift nach Maßgabe der reichögefehlichen Beitimmung zu entſcheiden. Alle übrigen 
Blüffe, Kanäle und Seen bleiben ver Fürforge der einzelnen Staaten überlaffen. 

$. 25. Alle deutſchen Fluͤſſe follen für deutſche Schifffahrt von Flußzoͤllen frai 
fein. Auch die Floͤßerei fol auf ſchiffbaren Flußſtrecken jolchen Abgaben nicht unterlie 
gen. Das Nähere beftimmt ein Reichsgeſetz. Bei den mehrere Staaten durchſtroͤmen⸗ 
ben oder begrenzenden Flüſſen tritt gleichzeitig für die Aufhebung dieſer Flußzölle cu 
billige Ausgleichung ein. 

6. 26. Die Hafen-, Krahne, Waage, Lager⸗, Schleufen- und vergleichen Gebühm, 
welche an den gemeinjchaftlichen Flüſſen und ven Mündungen ber in biefelben ſich ergie 
Benden Nebenflüffe erhoben werven, dürfen die zur Unterhaltung derartiger Anſtaku 
nöthigen Koften nicht überfleigen. Es darf in Betreff diefer Gebühren Eeinerlei Begin 
fligung der Angehörigen eined deutſchen Staates vor denen anderer beutfcher Staates 


en. 
6. 27. Flußzoͤlle und Schifffahrt» Abgaben dürfen auf fremde Schiffe und dem 
Ladungen nur durch die Reichsgewalt gelegt werben. 


Artikel VI. 

G. 28. Die Neichögewalt hat über die Eifenbahnen und veren Betrieb, fo weit d 
der Schuß des Meiches oder das Intereffe des allgemeinen Verkehrs erheifcht, vie Ober 
auffiht und das Recht ver Gefehgebung. Ein Reichsgeſetz wird beftimmen, welche Gegen 
fände dahin zu rechnen find. 

6.29. Die Reichsgewalt hat das Recht, ſoweit fie es zum Schuge des Meiches ober im 
Intereffe des allgemeinen Verkehrs für nothwendig erachtet, Cifenbahnen anzulegen, wenn 
der Einzelftant, in deſſen Gebiet die Anlage erfolgen fol, veren Ausführung ablehnt 
Die Benutzung der Eifenbahnen für Reichszwecke fteht ver Reichsgewalt jederzeit gegen 
Entfchädigung frei. 

F. 30. Bei der Anlage oder Bewilligung von Eifenbahnen durch die einzelnen 
Staaten iſt die Reichsgewalt befugt, den Schub des Reiches und das Intereffe des al⸗ 
gemeinen Verkehrs wahrzunehmen. | 

6. 31. Die Reichsgewalt hat über hie Landſtraßen vie Oberaufficht und das Net 
ber Geſetzgebung, fo weit e8 der Schuß des Neiches oder das Intereffe des allgemein 
Verkehrs erheiſcht. Ein Reichsgeſetz wird beſtimmen, welche Gegenftände dahin zu rede 
nen find. 

F. 32. Der Reichsgewalt ſteht das Recht zu, zum Schuhe des Reiches over im 
Interefie des allgemeinen veutfchen Verkehrs zu verfügen, daß aus Neichömitteln Lant- 
firaßen und Kanäle angelegt, Klüffe ſchiffbar gemacht ober in ihrer Schiifbarkeit erwer 
tert werven. Die Anordnung der dazu erforverlichen wafferbaulichen Werke erfolgt nad 
vorgaͤngiger Verfländigung mit den betheiligten einzelnen Staaten; biefen Bleibt tie 
Ausführung und auf Reichskoſten vie Unterhaltung der neuen überlaffen. 


Artikel VI. 

F. 33. Das deutfche Reich foll Ein Zoll» uud Handelögebiet bilden, umgeben von 
gemeinſchaftlicher Zollgrenze, mit Wegfall aller Vinnengrenz« Zölle. Die Ausfonderung 
einzelner Orte und Gebietötheile aus der Zolllinie bleibt der Reichsgewalt vorbehalten, 
Der Meichögetvalt bleibt es ferner vorbehalten, auch nicht zum Meiche gehörige Länder 
und Landestheile mittelft beionverer Verträge dem deutſchen Zollgebiete anzufchliepen. 

4. 34. Die Reichsgewalt ausichlieplih hat die Geſezggebung über das gefammte 
Bolwefen, fo wie über gemeinfchaftliche Productions⸗ und Verbranchäßeuen. Welche 
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Probuetiond und Verbrauchöfteuern gemeinfchaftlich fein follen, beſtimmt hie Reichsge⸗ 


fehgebung- 
$. 35. Die Erhebung und Verwaltung der Zölle, fo wie der gemeinfchaftlichen 
Probuctiond» und Verbrauchöfteuern, gefchieht unter Oberaufficht ver Meichögewalt. 
$. 36. Auf welche Begenftände die einzelnen Staaten Probuctiond- oder Verbrauchs⸗ 
feuern für Rechnung des Staats oder einzelner Gemeinden Iegen dürfen, und welche Be⸗ 
ſchraͤnkungen dabei eintreten follen, wird durch die Meichögefehgebung beftimmt. 
$. 37. Die einzelnen deutſchen Staaten find nicht befugt, auf Güter, welche über 
die Meichögrenze ein⸗ oder ausgehen, Zölle zu legen. 
$. 38. Die Reichsgewalt hat das Mecht der Gefeßgebnung über ven Handel und 
bie Schifffahrt, und übertvacht die Ausführung der darüber erlaſſenen Meichögefeke. 
$. 39, Der Reichsgewalt fteht es zu, über dad Gewerbeweſen Reichsgeſetze zu er 
laſſen und die Ausführung derſelben zu übertvachen. 
$. 40. Crfindungd= Patente werden ausfchlieglih von Reichs wegen auf Grund» 
lage eines Reichsgeſetzes ertheilt; auch ficht ver Reichsgewalt ausfchließlich die Geſetz⸗ 
gebung gegen den Nachdruck von Büchern, jedes unbefugte Nachahmen von Kunftwer- 
fen, Babrikzeichen, Muftern und Formen, und gegen andere Beeinträchtigungen des geiſti⸗ 
gen Eigenthums zu. 
Artikel VII. 
$. Al. Die Reichögewalt Hat das Mecht der Geſetzgebung und die Oberaufficht 
über dad Poftweien, namentlich über Organifation, Tarife, Iranfit, Portotheilung und 
die Verhältniffe zwifchen ven einzelnen Poftverwaltungen. 
F. 42. Poftverträge mit auslindifchen Poftverwaltungen vürfen nur mit Genehmi⸗ 
gung ber Reichagewalt gejchloffen werben. . 
$. 43. Die Reichsgewalt ift befugt, Telegraphenlinien anzulegen und die vorhande- 
nen gegen Entihäbigung zu benugen oder auf dem Wege der Enteignung zu erwerben. 
Weitere Beitimmungen hierüber, jo wie über Benugung von Telegraphen für den Pri⸗ 
batverfehr, find einem Reichsgeſetz vorbehalten. 
Artikel IX. 
$. 44. Die Reichögewalt ausſchließlich hat die Gefeßgebung und bie Oberaufſicht 
über dad Münzweſen. Es liegt ihr ob, für das ganze Reich daſſelbe Münzſyſtem ein: 
zuführen. Sie bat das Recht, Reichsmuͤnzen zu prägen. 
$. 45. Der Reichögewalt liegt e8 ob, im ganzen Reiche daſſelbe Syſtem für Maß 
und Gewicht, fo wie für den Beingehalt der Gold» und Silberwaaren, zu begründen. 
$. 46. Der Reichsgewalt ſteht über dad Bankweſen und dad Ausgeben von Papier- 
geld die Erlaſſung allgemeiner Geſetze und die Oberaufſicht zu. 
Artikel X. 
6. 47. Die Ausgaben für alle Maßregeln und Einrichtungen, welche von Reichs⸗ 
wegen audgeführt werben, find von der Reichsgewalt aus den Mitteln des Reiches zu 


en. 
$. 48. Zur Beftreitung feiner Ausgaben If das Neich zunächft auf die Matricular« 
Beiträge der einzelnen Staaten angeiviefen. 
F. 49. Die Reichsgewalt ift befugt, in außerorventlichen Fällen Anleihen zu machen 
oder fonftige Schulden zu contrahiren. 
Artikel XI. 
6. 50. Den limfang der Gerichtsbarkeit des Meiches beflimmt der Abfchnitt vom 
Reichsgericht. 
Artikel XL. 
$. 51. Der Reichögewalt liegt es ob, die kraft der Meichäverfaffung allen Deutichen 
berbürgten Rechte oberauffchenn zu wahren. 
$. 52. Der Reichögewalt liegt die Wahrung des Reichsfriedens ob. Sie Hat bie 
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für die Aufrecjterhaltung ver Inneren Sicherheit und Ordnung erforberfidhen 
zu treffen: 1) wenn ein beutfcher Staat von einem anderen veutfchen Staat 
Frieden geftört oder gefährbet wird; 2) wenn in einem beutfchen Staate bie 
und Ordnung durch Einheimiſche oder Fremde geftört oder gefährbet wird. 
In dieſem Kalle von der Reichsgewalt nur dann eingefchritten iverben, wenn bie 
Regierung fie ſelbſt dazu aufforbert, es fei denn, daß diefelbe dazu notorifch au 
iſt oder der gemeine Meichöfrienen bedroht erflheint; 3) wenn bie Verfa 
deutſchen Staates getvaltfam oder einfeltig aufgehoben ober verändert wir, 
das Anrufen des Meichögerichtes unverzügliche Hülfe nicht zu erwirken if. 

$. 33. Die Mafregeln, welche von ber Meichögewalt zur Wahrung t 
friedens ergriffen werben können, find: I) Erlaſſe, 2) Abſendung von Go 
3) Anwendung von beivaffneter Macht. Ein Meichögefeh wird die Grundſaätze 
nach welchen die durch ſolche Mafregeln veranlaßten Koſten zu tragen find. 

$. 34. Der Reichsgewalt Tiegt e8 ob, vie Fülle und Formen, in weld 
twaffnete Macht gegen Störungen der oͤffentlichen Ordnung angewendet werben 
ein Reichsgeſetz zu beftimmen. 

$. 35. Der Reichsgewalt liegt es ob, bie gefehlichen Normen über E 
Verluſt des Reichs⸗ und Staats⸗Buürgerrechts feftzufegen. 

F. 56. Der Reichsgewalt ſteht es zu, über dad Heimatsrecht Reichsge 
laſſen, und vie Ausführung derſelben zu überwachen. 

$. 57. Der Reichsgewalt ſteht es zu, unbefchabet des durch die Grunpreii 
leifteten Rechts ver freien Bereinigung und Berfammlung, Heichögefepe über 
clattondweien zu erlaflen. 
| $. 58. Die Reichögefehgebung hat für die Aufnahme öffentlicher Urkunde 

Erforderniffe feftzuftellen, welche die Anerkennung ihrer Echtheit Im ganzen Reid 

6. 39. Die Reichsgewalt ift befugt, Im Intereffe des Geſammtwohld 

Mapregeln für die Geſundheitspflege zu treffen. 
Artikel X. 

$. 60. Die Reichsgewalt hat die Gefehgebung, foweit es zur Ausführu 
verfaffungsmäßig übertragenen Befugniffe, und zum Schuge der ihr überlaffene 
erforderlich If. 

6. 61. Der Reichsgewalt liegt es 0b, durch die Erlaffung allgemeiner € 
üder bürgerliches Recht, Handels⸗ und Wechfelrecht, Strafrecht und gerichtliches 
bie Rechtseinheit fm beutfihen Volke zu begründen. 

$. 62. Alle Gefege und Verordnungen ver Reichsgewalt erhalten verbint 
durch ihre Verkundigung von Reichs wegen. 

$. 63. Neichögefege gehen ven Gefepen der Einzelftaaten vor, infofern | 
ausbrädlich eine nur ſubſidiaire Geltung beigelegt ifl. 

Artikel XIV. 

$. 64. Die Anftellung der Neichöbeamten geht vom Neiche aus. Die! 

matit des Reiches wird ein Meichägefeh feftftellen. 


AbfhnittL Das Reichs⸗ Oberhaupt 


Artikel J. 

$. 65. Die Regierung des Reichs wird von einem Reichsvorſtande an 
eines Fürften-Eollegiumd geführt. 

$. 66. Die Würde des Reichsvorſtandes ift mit der Krone von Preußen 

$. 67. Das Fürften-Eollegium befteht aus 6 Stimmen, und zwar: I 
2) Balern, 3) Würtemberg, Baden, beide Hohenzollern, A) Sadıfen, bie 
Herzogthümer, Reuß, Anhalt, Schwarzburg, 5) Hannover, Braunſchweig, 
Necklenburg, Holſtein, vie Hatfelädte, 9) Kurbeflen, Hefſen⸗Darmſtadt, Naflı 
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Semburg, kLuxemburg und Limburg, Waldeck, Lippe⸗Detmold, Schaumburg⸗Lippe, 


Die Staaten, welche einen gemeinſchaftlichen Bevollmaͤchtigten zum Fürſten⸗Collegium 

beſtellen, haben ſich über deſſen Wahl zu verftändigen; für ven Fall der Nichtoerſtaͤndigung 
wird ein Meichsgeſehh die Mitwirkung der Vetheiligten beſtimmen. 
Artikel IL 

$. 68. Der Reichsvorſtand wird während der Dauer des Reichstages am Sike 
ber Beichöregierung reſidiren. So oft fich ber Reichsvorſtand nicht am Sitze ver Reichs⸗ 
reglernng Befinvet, muß einer der Meihämtnifter in feiner unmittelbaren Umgebung fein. 

$. 69. Der Reichsvorſtand Abt die ihm übertragene Gewalt durch verantwortliche, 
son ihm ernannte Minifter aus. 

$. W. Alle Reglerungshandlungen bes Reichönorflandes bebärfen zu ihrer Giltigkeit 
ber Gegenzeichnung von wenigftens einem der Reicheminiſter, welcher dadurch die Ver⸗ 
antwortung übernimmt. 

Artikel M. 

$. 71. Der Reichtvorſtand übt bie voölkerrechtliche Bertretung des beutfchen Reiche 
und ber einzelnen deutſchen Staaten aus. Er ftellt die Reichſsgeſandten und die Conſuln 
an und führt den diplomatiſchen Verkehr. 

$. 72. Der Reichsvorſtand erflärt Krieg und ſchließt Wrieben. 

$. 73. Der Reichsvorſtand fchließt die Bündniſſe und Merträge mit des ausiwär- 
tigen Mächten ab, und zwar unter Nitwirkung des Reichstags, Infowelt dieſe in der 
Verfaſſung vorbehalten if. 

5. 74. Alle Verträge nit rein privatrechtlichen Inhalte, welche deutſche Regierun⸗ 
gen unter fich over mit auswärtigen Negierungen abichliegen, find dem Reichsvorſtande 
zur Kenntnißnahme und, infofern das Meichöinterefie dabei betheiligt iſt, zur Beftätigung 
vorzulegen. 

6. 73. Der Reichsvorſtand beruft und jchließt den Meihbtag; er bat das Hecht, 
bad Volkshaus aufzuldien. | 

6. 76. Das Fürften- Collegium unter dem Vorſihe des Reichsvorſtandes, oder in 
deſſen Verhinderung unter dem Vorfitze Balerns, hat dad Hecht des Geſetz⸗Vorſchlages. 
Es übt die geſetzgebende Gewalt in Gemeinfchaft mit dem Reichdtage umter ben verfaſ⸗ 
fmpemäßigen Beſchraͤnkungen aus. 

8. 77. Das Fürften- Eollegium faßt feine Beichläffe vurch abfolnte Majorität der 
anweſenden Berollmächtigten. Bei gleicher Stimmenzahl entfcheivet tie Stimme des 
Vorſitzenden. 

F. 78. Der Reichsvorſtand verkündigt die Reichbgeſeze, und erläßt vie zur Voll⸗ 
ziehung verſelben nöthigen Verordnungen. 

F. 79. In Straffachen, welche zur Zuſtaͤndigkeit des Reichsgerichts gehören, hat 
ber Reichovorſtand das Hecht der Begnapigung und Strafmilverung. Das Verbot der 
Einleitung over Fortfegung von Unterſuchungen Tann der Reichsvorſtand nur mit Zuftim- 
mung bed Reichdtags erlaflen. Zu Bunften eined wegen feiner Amtöhunbluugen ver⸗ 
urtheilten Reichs-⸗Miniſters kann der Reichsvorſtand das Recht ver Begnadigung und 
Etrafmilderung nur dann ausüben, wenn dasjenige Haus, non welchen die Anklage 
ausgegangen iſt, darauf anträgt. Zu Gunſten von Landes-Miniftern fteht ihm ein fol 
ches Hecht nicht zu. 

$. 80. Dem Reichsvorſtand liegt die Wahrung des Reichsfriedens ob. 

$. 81. Der KReichsvorſtand Hat die Verfügung über die bewaffnete Macht. 

F. 82. Ueberhaupt Hat der Reichsdorſtand in allen Angelegenheiten ves Reiches 
nach Maßgabe ver Reichs⸗Verfaſſung die Regierungs⸗Gewalt, welche verfelbe nach $. 76. 
als Thellkaber am ber aefgehothen Gewalt under Jufimmung und | In Verbindung 


mit Dim Furſten⸗Colleglam ausgabe. 





Dem Reichsvorſtande ſtehen viefenigen Mechte und Befugniffe zu, wei 
Berfaffung der Reichsgewalt beigelegt und dem Reichetage nicht zugewieſen fü 


Abſchnitt IV. Der Reichstag. 


Artikel 1. 
$. 83. Der Reichstag beſteht aus zwei Häufern, dem Staatenhaus 
Volkshaus. 
Artikel II 


$. 84. Das Staatenhaus wird gebilvet aus den Vertretern der bentfche 

$. 85. So lange die veutfchsöfterreichifchen Lande an dem Bunbesftaate ! 
nehmen, vertheilt fich die Zahl der Mitgliever des Staatenhaufes nach folgen 
haͤltniß: Preußen AO, Baiern 20, Sachfen 12, Hannover 12, Würtemberg 
ben 10, Kurheſſen 7, Großherzogthum Heſſen 7, Holftein 6, Medlenburg- © 
Luremburg-Limburg 3, Naffau A, Braunfchiveig 2, Dlvenburg 2, Sachſen⸗ 
Mitglieder, Sachfen-Koburg- Gotha 1, Sachſen⸗Meiningen⸗Hildburghauſen 1, 
Altenburg 1, Medlenburg-Strelig 1, Anhalt-Deffau 1, Anhalt-Bernburg 1 
Köthen 1, Schwarzburg-Sonderöhaufen 1, Schwarzburg-Muvolftabt 1, Ho 
Hechingen 1, Liechtenftein 1, Hohenzollern- Sigmaringen I, Waldeck 1, R 
Linie 1, Neuß jüngere Linie |, Schaumburg⸗Lippe 1, Lippe-Detmold 1, Hı 
burg 1, Lauenburg 1, Lübeck 1, Frankfurt 1, Bremen I Mitglied, Hambu 
glieder, zufammen 167 Mitglieber. 

$. 86. Die Mitgliever des Staatenhaufes werden zur Hälfte durch vie 
und zur Hälfte durch die Volksvertretung der betreffenden Staaten ernannt. 
Kammern beftehen, wird die Hälfte von jeder Kammer gewählt; bei ungleich 
fallt die größere auf das Volkshaus. 

‘6. 87. In denjenigen Staaten, welche nur Ein Mitglied in dad Staaten 
den, ſchlaͤgt die Megierung drei Candidaten vor, aus venen bie DBolfävertretur 
foluter Stimmenmehrheit wählt. Auf viefelbe Weife ift in denjenigen Staai 
eine ungerade Zahl von Mitglievern fenden, in Betreff des legten verjelben zu 

$. 88. Wenn mehrere deutfche Staaten zu einem Ganzen verbunden ! 
entſcheidet ein Meichögejeß über die dadurch etwa nothwendig werdende Abı 
der Zufammenfegung ned Staatenhaufes. 

$. 89. Mitglied des Staatenhbaufes Tann nur fein, I) wer Staatt 
Staates iſt, welcher ihn fenvet, 2) das 30ſte Lebensjahr zurüdgelegt hat, 
sollen Genuß der bürgerlichen und ftantsbürgerlichen Rechte befindet. 

F. W. Die Mitgliever des Staatenhaufes werden auf ſechs Jahre ger 
iverden alle drei Jahre zur Hälfte erneuert. 

Auf welche Weile nach den erften drei Iahren das Auöfcheiden ber ei 
Rattfinden foll, wird durch ein Reichsgeſetz beſtimmt. Die Ausſcheidenden find 
der wählbar. Wird nach Ablauf diefer drei Jahre unt vor Vollendung ber nı 
Ien für dad Staatenhaus ein außerorbentlicher Meichstag berufen, fo treten, 
neuen Wahlen noch nicht flattgefunden haben, die früheren Mitglieder ein. 

Artikel 1. 

$. A. Das Volkshaus beftcht aus den Abgeordneten des deutſchen Ve 

$. 92. Die Mitglieder des Volkshauſes werden auf vier Jahre gen 
Wahl gefchieht nach den in dem Reichs⸗Wahlgeſetze enthaltenen Vorfchriften. 

Artikel IV. 

$. 93. Die Mitglieder des Reichstages beziehen aus der Reichskaſſe 
mäßige Tagegeld und Entſchaͤdigung für ihre Meifekoften. Das Nähere bi 
Reichageſeh. 

$. 94. Die Mitglieder beider Häufer koͤnnen durch Inſtructionen nicht gebun 

$. 95. Niemand kann gleichzeitig Mitglied von beiden Haͤuſern fein. 
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Artikel V. 

$. 86. Zu einem Beſchluß eines jeden Hauſes des Reichstages iſt die Theilnahme 
von wenigſtens der Hälfte ver geſetzlichen Anzahl feiner Mitglieder und die einfache 
Gtinnmenmehrheit erforberlich. 

Im Falle der Stimmengleichheit wird ein Antrag als abgelehnt betrachtet. 

$. 97. Das Hecht des Geſetzvorſchlages, der Beſchwerde, der Adreſſe und ver Er» 
hebung von Thatfachen, fo wie der Anklage der Minifter, fieht jedem Haufe zu. 

5.8. Ein Rteichstags⸗Beſchluß kann nur durch die Uebereinftimmung beider 
Häufer giltig zu Stande kommen. 

$. 9. Ein Reichsbeſchluß kann nur durch die Uebereinſtimmung beider GHäufer 
einerfelts, fo wie des Reichsvorſtandes und Fürften-Gollegiums andererfeits, giltig zu 
Stande kommen. Ein Reichstags⸗Beſchluß, welcher die Zuflimmung ver KRteichs⸗Regie⸗ 
rung nicht erlangt hat, darf in derſelben Sitzungs⸗Periode nicht wiederholt werben. 

6. 100. Ein Reichstags⸗Beſchluß ift in folgenden Fällen. erforderli: 1) Wenn 
ed ſich um die Erlaffung, Aufhebung, Abänderung oder Auslegung von Reichögefehen 
handelt. 2) Wenn der Reichshaushalt feftgeftellt wird, wenn Anleihen contrabirt wer⸗ 
den, wenn dad Reich eine im Budget nicht vorgeiehene Ausgabe übernimmt, oder Ma⸗ 
tricularbeiträge oder Steuern erhebt. 3) Wenn fremde See⸗ und Flußſchifffahrt mit 
höheren Abgaben belegt werben fol. 4) Wenn Landesfeſtungen zu Reichsfeſtungen 
erflärt werben follen. 5) Wenn Handels⸗, Schifffahrts⸗ und Auslieferungs-Berträge mit 
dem Auslande geichloffen werden, jo twie überhaupt völferzechtliche Verträge, infofern fie 
das Neich Helaften. 6) Wenn nicht zum Reich gehörige Länder oder Landestheile dem 
deutfchen Zollgebiete angefchlofien, oder einzelne Orte oder Gebietstheile von ver Zolflinie 
audgefchlofien werden follen. 7) Wenn deutiche Lanvestheile abgetreten, ober wenn nicht 
deutfche Gebiete dem Reiche einverleibt, oder auf andere Weife mit demfelben verbunden 
werden follen. 

$. 101. Bei Feftftellung des Reichshaushaltes treten folgende Beſtimmungen ein: 
1) Alle die Finanzen betreffenden Vorlagen der Neihöregierung gelangen zunähf an 
das Volkshaus und fodann an rad Staatenhaus. 2) Beiwilligungen von Auögaben 
durfen nur auf Antrag der Reichs⸗Regierung und bis zum Belauf dieſes Antrags er- 
folgen. Jede Bewilligung gilt nur für den beſonderen Zwed, für welchen fie beftimmt 
worden. Die Verwendung darf nur innerhalb ver Grenze ber Bewilligung erfolgen. 
3) Die Dauer der Finanz Periove und Budgetbewilligung if drei Jahre. A) Das Bud⸗ 
get über die regelmäßigen Ausgaben des Reichs und über den efervefonvs, fo wie über 
bie für beides erforberlichen Deedungsmittel, wird auf dem erſten Reichſtage durch Reichs⸗ 
tagsbefchlüfle feftgeftellt. Cine Erhöhung dieſes Budgets auf jpäteren Reichstagen erfor- 
dert gleichfalls einen Reichstags⸗Beſchluß. 5) Diefed ordeniliche Budget wird auf jenem 
Meichötage zuerft dem Volkshauſe vorgelegt, von dieſem in. feinen einzelnen Anfägen nach 
den Erläuterungen und Belegen, welche die Reichs⸗Regierung vorzulegen hat, geprüft 
und ganz oder theilweife bewilligt oder verworfen. 6) Nach erfolgter Prüfung und Be⸗ 
wiligung durch dad Volkshaus wird dad Budget an das Staatenhaus zur Berathung 
und Beſchlußnahme abgegeben. Wenn dieſer Beſchluß nicht mit dem des Volkshauſes 
übereinftimmt, fo geht das Budget zu fernerer Verhandlung an das Volkshaus zurüd. 
Ein endgiltiger Beſchluß kann nur durch die llebereinftimmung beider Häufer zu Stande 
fommen. 7) Alle außerorbentlichen Ausgaben und deren Deckungsmittel bepürfen, gleich 
der Erhöhung des ordentlichen Budgets, eines Reichstagsbeſchluſſes. 8) Die Nach⸗ 
weifung über die Verwendung ber Reichsgelder wird dem Meichötage, und zwar zuerft 
dem Bolkähaufe, zur Prüfung und zum Abſchluß vorgelegt. 

Artikel VI. 

%. 102. Der Reichstag a ſich jedes Jahr am Sige der Reichs⸗Regierung. 

Die Zeit ver Zufammenkunft wird vom Reichsoberhaupt bei des Einberufung angegeben, 


* 





inſofern nicht ein Reichsgeſetz dieſelbe feſtſetzt. Außerdem kann der Reichstag 
ordentlichen Sigungen jederzeit vom Reichsoberhaupt einberufen werdaa. 

$. 103. Die ordentlichen Sitzungs⸗Perioden der Landtage in ben Mi 
follen mit denen des Reichsſtages in der Regel nicht zufammenfallen. Das Ra 
einem Reichsgeſetz vorbehalten. 

$. 104. Dos Volkshaus kann durch das Reichsoberhaupt aufgeläß we 
dem Falle ver Aufldfung if der Reichstag binnen drei Monaten wieder zu vr 

$. 105. Die Auflöfung des Volkshauſes hat die gleichzeitige Berta 
Staatenhaufes bis zur Wiederberufung des Neichötages zur Folge. Die Sij 
rioden beider Häufer find dieſelben. 

K. 106. Das Eude der Sigungs= Periode des Reichstages wird vom Ü 
haupte beftimmt. 

$. 107. Eine Bertagung des Meichötages oder eines der beiden Haͤuſer 
Neihöoberhaupt bedarf, wenn fie nach Eröffnung der Sigung auf länger al 
Tage ausgeiprochen werben ſoll, ver Zuflimmung des Reichstages oder des b 
Haufes. Auch ver Reichstag felbft, jo wie jedes ver beiden Häufer, kann ſich 
zehn Tage vertagen. 





Artikel VI. 
6, 108. Jedes der beiden Gänfer wählt feinen Präfiventen, ſeine Bicer 


und feine Schriftführer. 


6. 1099. Die Sigungen beider Gäufer find Hffentlih. Die Geſchaͤfts⸗ 
eines jenen Haufes beflimmt, unter welchen Bedingungen vertrauliche Sig 
ſinden konnen. 

6. 110. Zedes Haus prüft die Vollmachten feiner Mitglieder und entſch 
die Zulaffung derſelben. 

F. 111. Jedes Mitglied leiſtet bei feinem Eintritt den Eid: Ich ſchwoͤre, 
ſche Meichsverfaſſung getreulich zu beobachten und aufrecht zu erhalten, fo ' 
Gott Halfe.“ 

5. 112. Jedes Haus bat das echt, feine Mitgliever wegen unwürdiger 
tens zu beſtrafen und außerſten Falls auszuſchließen. Das Nähere befkimm 
ſchaͤftsordnung jenes Hauſes. ine Ausichliefung kann nur dann ausgeſproche 
wenn eine Mehrheit von zwei ODrittheilen der Stimmen ſich dafür entſcheidet. 

$. 113. Weber Ueberbringer von Bitifchriften noch überhaupt Deputatio 
in den Käufern zugelaffen werben. 

6. 114. Es foll eine allgemeine Geſchaͤftsordnung unter Buſtimmung bei 
fer erlaſſen werden. Die Anwendung dieſer Geſchaͤftsordnung im Einzelnen, 
Befchlüffen jenes Hauſes vorbehalten. 


Artikel VIIL 

6. 115. Ein Mitglied des Reichſtages darf während der Dauer ver Sim 
vhne Zuftimmung des Hauſes, zu welchem es gehört, wegen frafrechtlichen | 
gungen weder verhaftet, noch in Unterſuchung gezogen werben, mit alleiniger 3 
der Grgreifung auf friſcher That. 

F. 116. In dieſem legteren Balle ift dem betreffenden Haufe von ver am 
Maßregel fofort Kenntniß zn geben. 

6. 117. Jedes Haus ift befugt, für Die Dauer feiner Sigungsperisbe I 
bung derjenigen Verbaftungen zu verfügen, welche über ein Mitglien vefielhen 


feiner Wahl verhängt geweſen, ober nach dieſer bis zu Eröffnung ver Gigungen 


worden if. 
5 118. Kein Mitglied des Reichstages darf von Staats wegen gu ist 


Seit wegen feiner Mbhiumuug oder wegen der in Ausübung feines Kerufep 


Meuferungen gericääg wber bischplinsriiä verfolgt, aber fonf außerhals ber Verſaum⸗- 
lung zur Besantivortung gezogen werden. 
Artikel IX. 

$. 110, Die Heiche-Minifter und vie non ihnen bezeichueten Genwiflasien haben 
bad echt, ven Verhandlungen beider Gänfer des Reichſtages beizuwohnen und jeber- 
zeit von venfelben gehört zu werben. 

$. 120. Die Reichs⸗Miniſter haben die Verpflichtung, auf Verlangen jedes ber 
Hauſer des Reichbtages in demſelben zus erſcheinen und Auskunft zu ertheilen, ober ben 
Grund anzugeben, weshalb dieſelbe nicht ertheilt werben koͤnne. 

F. 121. Die Reiche-Minifter koͤnnen nicht Mitgliever des Staatenhaufes fein. 

g. 122. Wenn ein Mitglied des Staatenhauſes im Reichsdlenſt en Amt oder eine 
Beörherung annimmt, fo muß es fich einer neuen Wahl unterwerfen; es behält feinen 
Gi im Kaufe, His Die neue Wahl ſtattgefunden bat. 
Abſchnitt V. Das Reichsgericht. 
Artikel I. 

$. 123. Die dem Reiche zuftehende Gerichtöbarkeit wird durch ein Meichögericht 
ausgeübt. 

F. 124. Zur Zuftändigfeit des Reichsgerichts gehören: a) Klagen eines Einzel⸗ 
ſtaates gegen die Reichsgewalt wegen Verlegung ver Heichönerfaflumg durch Erlaffung 
von Seichögefegen und durch Maßregeln. ver Weichöregierung, fo wie Klagen ber Reichs⸗ 
getwalt gegen einen Einzelſtaat wegen Verlegung der Weichönerfaflung. b) Gtreitigfei- 
ten zwiſchen dem Staatenhauſe und Vollähaufe unter fich und zwiſchen jedem von ihnen 
und der Reichöreglerung, weiche die Auslegung ber Reichsverfaſſung betreffen, wenn vie 
ſtreitenden Theile ſich vereinigen, die Entſcheidung des Reichögerichts einzuholen. c) Po⸗ 
iſche und privatrechtliche Streitigkeiten aller Art zwiſchen ven einzelnen deutſchen Staa⸗ 
ven. I) Streitigkeiten wegen Thronfolge, Regierungsſahigkeit und Megentichaft in 
den Einzelſtaaten. e) Streitigkeiten zwifchen per Regierung eines Einzelſtaates und deſſen 
Volksvertretung über die Giltigkeit oder Anblegung der Lanbesverfaffung. f) Klagen 
der Angehörigen eines Einzelſtaates gegen bie Regierung beffelben, wegen Aufhebung 
und verfaſſungswidriger Veränderung ver Lumbeöverfaffung. Kiegen der Angehörigen 
eines Einzelſtaates gegen die Regierung wegen Berlehung der Lanbeverfafiung können 
bei dem Meichögericht nur angebracht werben, wenn die in der Landebverfaſſung gegebe- 
nen Mittel der Abhülfe nicht zur Anwenbung gebradyt werben Innen. g) Klagen deut⸗ 
ſcher Staatsburger wegen Verlegung der durch Die Reichsverfaſſung ihnen gewährten 
Nechte. Die näheren Beſtimmungen über den Umfang biefes Klagerechts und die Art 
und Weife, daſſelbe geltend zu machen, bleiben der Reichsgewalt vorbehalten. h) DBe- 
ſchwerden wegen berweigerter oder gehemmter Mechtöpflege, wenn bie landesgeſetzlichen 
Mittel der Abhülfe erfchöpft find. i) Strafgerichtöbarfeit über die Anklagen gegen vie 
Neichs⸗Niniſter, in fofern fie deren minifterielle Berantwortlichkeit betreffen. k) Straf- 
eit über die Auklagen gegen Die Minifter der Einzelftanten, infofern fie deren 
„ wintfiestelle Berantwortlichkeit betreffen, und die Gerichte der Cinzelſtaaten dazu nicht com⸗ 

yetent find. 1) Strafgerichtöbarkeit in den Fällen des Hoch⸗ und Landesberraths gegen 
das Reich. Ob noch andere Verbrechen gegen das Reich der Strafgerichtäbarkeit des 
Neichegerichts zu überweilen find, wird fpäteren Reichsgeſehen vorbehalten. m) Klagen 
genen den Reichsſ⸗Fiscus, wo ein gemeintechtlicher Gerichtäftenn nicht begründet fein 
ſollte. n) Klagen gegen deutſche Staaten, wenn vie Verpflichtung, dem Anfpruche Ges 
nüge zu leiften, zwiſchen mehreren Staaten zweifelhaft oder beſtritten if, fo wie wenn 
pie gemeinichaftliche Verpflichtung gegen mehrere Staaten in Einer Klage geltend ge= 
macht wird. 

$. 125. lieber die Frage, ob ein Fall zur Gntfgelbung bes Meichögerichtö geeignet 
fi erlomst einzig un allein bad Bieihägericht fi 


J 





Hr Ka: He 
inſofern —F ein Reichögefch Diefelhe feßjept. Außerem Tan ber Reicgätng 5 
ordentllichen © forget vom Meichöoherhaupt sinberufen snerugg . 
85108, Die. orbamifigien GipungbrWeriaben ber Banbtage in hit Gi 
follen mit denen des ——— in ber Regel nicht zufammenfallen. Das Map 
einem Reihögeieg vorbe 
5 104. Dos —* kann durch das Reichaoberhaupt aufgeiöß wer 
dem Her ber Brig! IR der Reichetag binnen drei Monaten wieder zu ag 
ng des Vollshauſes hat hie gleichzeitige MWertag 
es u he Wieverberufung bed Reichstages zus Folge Die Si 
rioden Helper Hauſer find dieſelben. 
$ 106.. Das Gabe der Sitzungs-Verlode des Reichstages wird zen RR 
Pasdpte Beilixipt. 
$. 107. Cine Beriagung tes NRelchatages oder eines der belden Hauſer 
NReichaoberhaupt bedarf, wenn fie nach Eröffnung ber Gigung auf länger all 
Tage ausgeſprochen werden ſoll, ver Zuſtimmung des Reichetages ober des be 
Gauſes. Much ver Reichetag ſelbſt, fo wie jedes ber belden Gäufer, Tann ſich 
ehn Tage veiagen. 





Artikel VlI. 

— Zach der beiben Haͤrſer wählt feinen Mukfibenten, fee. Bicch 
uns feine Sqhriſtfaͤhrer. 

6:19. Dia Ciao far Ami Die Geſchaͤne⸗ 


3 A et ee BX Migkte un fe 
Bulafiang berfelben. 


6. 111. Zedes Mitglied leiſtet bei feinem Eintritt den Eip: Ip fiinuder, 
ne rl zu Danke u ae un hen, mi 

6. 112. FJehdes Haus hat das echt, feine Witgliever wegen uniohrbigen 
tens zu beſtrafen und Außerſten Balls auszufchließen. Das Nähere Gefkiume 
fſqhaͤftsordnung jenes Hauſee. Cine Ausſchließung kann nur Dam aus geſproche 
wen eine Mehrheit von zwei Dritthellen ver Stimmen ſich dafür entſcheidet. 

$. 113. Weder Ueberbringer von Bittfchriften noch überhaupt Depataiieı 
in: den Haͤnſern zugelaffen werben. 

6. 114. &s ſell eine allgemeine unter Zufliumung bel 
fer erlaffen werben. Die Anwenbung bieler —— im —— 
Beſchluffen jedes Haufes vorbehalten. 

Artikel VII. | 
34 118. Ein Mitglien des Reichſtages darf während der Dauer ber Sigun 
shne Zuftimmung des Hauſes, zu welchem es gehört, wegen ſtrafrechilichen 9 
gungen weber verhaftet, noch in Unterfugjung gezogen werben, mit alleiniger 8 
der Ergecifang auf frifcher That. 
4.116. In diefem Iepteren galle if} dem betteſſenden Gauſe hen der ang 
Maßregel ſofort Kenntniß zu geben. 

F. 117. Jebes Haus iſt befugt, für die Dauer feiner Situagweriode M 
bung derjenigen Verhaftungen zu verfügen, welche über ein Mitglied deſſch 
. feines Wahl verhängt geweſen, oder nad) dieſer bis zu Eröffnung ber Eitungen 
worden ifl. 

$ 118. Ken Mitglied des Reichbiages darf von Staats wegen ya irg 


1...Bei megei feines Weßiammuug ben Segen ber in Musübung: feine Merufep 





Weuerungen gerichtlich oder bisciplinariich verfolgt, aber ſonſt außerhalb der Verfamm- 
lung zur Verantwortung gezogen werden. 
Artikel IX. 

F. 110. Die Reichs⸗Miniſter und vie von ihnen bezeichneten Commiſſarien haben 
das Hecht, den Verhandlungen beider Häuſer des Reichstages beizuwohnen und jeder- 
zeit von denſelben gehoͤrt zu werden. 

K. 120. Die Reichs⸗Miniſter haben die Verpflichtung, auf Verlangen jedes ver 
Haͤuſer des Reichbtages im demſelben zu erſcheinen und Auskunft zu ertheilen, oder den 
Grund anzugeben, weshalb dieſelbe nicht ertheilt werden koͤnne. 

6. 121. Die Reichs⸗Miniſter Tönnen nicht Mitglieder des Staatenhaufes fein. 

G. 122. Wenn ein Mitglied des Staatenhauſes im Meichspienft ein Amt oder eine 
Beförberung annimmt, fo muß es ſich einer neuen Wahl unterwerfen; es behält feinen 
Gi im Hauſe, bis die nene Wahl ſtattgefunden Hat. 

Abſchnitt V. Das Reichsgericht. 
Artikel J. 

F. 123. Die dem Reiche zuſtehende Gerichtsbarkeit wird durch ein Reichsgericht 
ausgeübt. 

F. 124. Zur Zuftänvigfeit des Reichsgerichts gehörn: a) Klagen eines Ginzel- 
ſtaates gegen die Reichsgewalt wegen Verlegung ver Reichsverfaſſung durch Erlaffung 
von Meichögefehen und durch Naßregeln ver KReichsregierung, fo wie Klagen ber Reichs⸗ 
gewalt gegen einen Einzelſtaat wegen Berlegung ber Reichsverfafſung. b) Streitigkei⸗ 
ten zwifchen dem Staatenhaufe und Vollähaufe unter fih und zwiſchen jedem von ihnen 
und der Reichöregierung, weldhe die Auslegung der Reichsverfaſſung betreffen, wenn vie 
ſtreitenden Theile ſich vereinigen, die Entfcheinung des Heichögerichtd einzuholen. c) Po⸗ 
Rtifche und privatrechtliche Streitigkeiten aller Art zwifchen den einzelnen deutſchen Staa⸗ 
ten. dA) Streitigkeiten wegen Thronfolge, Regierungsſahigkeit und Hegentichaft in 
ven Einzelftanten. e) Streitigkeiten zwiſchen ter Regierung eines Einzelſtaates und deſſen 
Volksvertretung über pie Biltigkeit. oder Auslegung ver Lanbeöverfaffung. f) Klagen 
der Angehörigen eines Einzelſtaates gegen bie Regierung beffelben, wegen Aufhebung 
umd verfafiungsiwinriger Veränderung der Lanbedverfaflung. Klagen der Angehörigen 
eines Einzelſtaates gegen die Regierung wegen Berlefung der Lanbeöverfaffung können 
bei dem Neichögericht nur angebracht werben, wenn die in der Lanbeönerfaflung gegebe- 
nen Mittel ver Abhülfe nicht zur Anwendung gebracht werben Tönnen. g) Klagen deut⸗ 
ſcher Wötantöbürger wegen Verlegung der durch Die Reichsverfaſſung ihnen gewährten 
Nechte. Die näheren Beſtimmungen über den Umfang dieſes Klagerechts und die Art 
und Weiſe, daſſelbe geltend zu machen, bleiben der Reichsgewalt worbehalten. h) Be⸗ 
ſchwerden wegen verweigerter ober gebemmter Mechtöpflege, wenn bie landesgeſetzlichen 
Mittel der Abhuͤlfe erſchoͤpft find. i) Strafgerichtöbarfeit über die Anklagen gegen die 
Neichs⸗Miniſter, in ſofern fie deren minifterielle Berantwortlichkeit betreffen. k) Strafe 

- gerichtäbarkeit über die Anklagen gegen Die Minifter ber Einzelftaaten, infofern fie deren 
miniftertelle Berantiwortlichkeit betreffen, und die Gerichte der Einzelflanten dazu nicht com⸗ 

petent find. I) Strafgerichtöbarkeit in ven Faͤllen des Hoch und Landesverraths gegen 
das Reich. Ob noch andere Verbrechen gegen das Reich der Strafgerichtöbarkeit des 
Heichtgericht zu überweifen find, wird fpäteren Reichsgeſehen vorbehalten. m) Klagen 
genen ven Neichs⸗Fiscus, wo ein gemeinvechtlicher Gerichtäftend nicht begründet fein 
follte. n) Klagen gegen deutſche Staaten, wenn vie Verpflichtung, dem Anfpruche Ge⸗ 
nöge zu leiſten, zwifchen mehreren Staaten zweifelhaft oder beftritten ift, fo wie wenn 
pie gemeinfhaftliche Verpflichtung gegen mehrere Staaten in Einer Klage geltend ge= 
macht wird. | 

4. 125, Leber bie Brage, ob ein Fall zur Entſcheldung des Reichsgerichts geeignet 
fel, erkennt einzig und allein das Reichsgericht ſelbſt. 


J 


4. 186: : Weber Vie Elnfegung und Organlſation —— m 
fahren und vie Vollziehung ber reichsgerichtüchtn Entfegelungen- — 
ein beſonderes Geſetz ergehen. Dieſem Geſetze wird auch bie 
welchen Fallen bei dem Beichögericht die Urthellsfallung vurch Gefchköhtent‘ 
vorbehalten. Eben fo Bleibt vorbehalten: ob ——— 
Verfaſſungsgeſetn zu betrachten iſt. 

g. 127. Der KReichtgeſeßgebung bleibt vorbehalten, Abmiraimaur 
richte zu errichten, fo wie Beſtinnnungen über bie Gerichtsbarlei 6 
Tonfuln des ReihE zu teeffen. 


Abſchnitt VL Die Beuntrente des deutſchen * 


K. 128. Dem dentſchen Wolle ſollen vie nachſtehenden Grumdreche 
ſein. Sie dienen den Verfafſungen der veutſchen Einzelſtaaten zur More, 
ihre Anwendung auf deren beſondere Verhaltniſſe in den Geſeygebungen bi 


Artikel J. 
x 189. Das deutſche Bolt beſteht aus den Angehörigen der Stasten 
dertſche Reich bilden, 

6. 180. Jever Deutfce Hat das beutfche Reichsburgerrecht Die ihm 
zuſtehenden echte kann er in jedem veutichen Lande. ausüben. Ueber nei 
deutſchen Reichtsverſammlung zu wählen, verfügt dad Reichswahlgeſeh. 

$. 131. Jeder Deutſche Hat Das Hecht, an jedem Orte des Meichäge 
Aufenthalt und Wohnfig zu’nehmen, Liegenfchaften jeder Urt zu erwerben 
zu verfügen, jeben Nahrungözweig zu beireiben, das Gemeinbebürgerrecht | 
Die Bedingungen für den Aufenthalt und die Wohnberechtigung in ben. 


.derden durch ein allgemeines Geimatögefe, jene für den Gewerbebetrieb tm 


gemeine Gewerbe⸗Ordnung von ber Meichögewalt feftgefekt. 
$. 132, Kein beutfcher Staat darf zwifchen feinen Angehörigen und 
I einen Unterfchied im bürgerlichen, peinlihm, und Proceß⸗Rechte mer 
bie Ichteren als Ausländer zuruͤckſegt. 

6 133. Die Strafe des bürgerlichen Todes foll nicht flattfinden, unt 
bereitö ausgefprochen tft, in ihren Wirkungen aufhören, fo weit nicht Bier 
bene Privatrechte verlegt werben. 

$. 134. Die Auswanberungsfreiheit iſt von Staats wegen nicht bei 
zugsgelder Dürfen nicht erhoben werben. Die Auswanverungs = Angelegenh: 
ter dem Sate und ber Fürſorge des Meiches. 

Artikel I. 

5. 185. Bor dem Geſetze gilt Fein Unterſchied ber Stände. Alle eu 
find abgeſchafft. Die Deutſchen find vor dem Geſetze gleich. Die Affencll 
ſind für alle Befählgten gleich zugaͤnglich. Die Wehrpflicht ift für Atte ge 
vertretung bei derſelben ſindet nicht flatt. Das Nähere hierüber wird durch 
gefeh beſtimmt. 

j Artikel II. 


6. 136. Die Freiheit der Perfon iſt unverleglih. Die Verhaftung einer 
außer im Kalle der Ergreifung auf frifcher That, nur geichehen in Kraft « 
lichen, mit Grunden verfehenen Befehls. Diefer Befehl muß im Augenblide 
tung ober Innerhalb der nächften vier und zwanzig Stunden dem Werkafte 
werden. Die Polbeibchörbe muß Jeden, den fie in Verwahrung genommen h 
des folgenden Tages entweder freilafien oder der zuftändigen Behörde übesg 
| — foll gegen Stellung einer vom Gericht zu beftimmenben € 
Dargjchaft der Haft entlaffes werden, fofern nicht driagende Anzeigen Widuif 


as. Mei. ae a6 


Idhen Verbrechens gegen venjelben vorliegen. Im Balle eimer winerrechtlich verfügten 
ser verlängerten Gefangenſchaft ift der Schulbige und nöthigenfalld der Staat dem Ver⸗ 
legten zur Genugthuung und Entſchaͤdigung verpflichtet. Die für das Heer⸗ und Sees 
weien esforberlichen Modiſicationen vieler Beftimmungen werden beſonderen Geſetzen vor⸗ 


6. 137. Die Strafen des Prangers, der Brandmarkung und ber Törperlichen Züch⸗ 
tigung find abgeichafft. 

6. 138. Die Wohnung if unverleglich. 

Eine Hausfuchung iſt nur zuläffig: 1) in Kraft eines richterlichen, mit Gründen 
verfehenen Befehls, welcher fofort oder innerhalb der nächften vier und zwanzig Stunben 
dem Betheiligten zugeftellt werben fol, 2) im Kalle der Berfolgung auf frifcher That, 
buırch den gefeglich berechtigten Beamten, 3) in ven Fällen und Formen, in welchen das 
Geſetz ausnahmsweiſe beftimmten Beamten auch ohne richterlichen Befehl dieſelbe geftattet. 

Die Hausfachung muß, wenn thımlich, mit Zuziehung von Hausgenoſſen erfolgen. 

Die Unverleglichkeit der Wohnung ift fein Hinderniß der Verhaftung eines gericht- 
lich Berfolgten. 

6. 139. Die Beſchlagnahme von Briefen und Papieren darf, außer bei einer Ver⸗ 
haftung oder Hausſuchung, nur in Kraft eines richterlichen, mit Grimden verſehenen Be⸗ 
fehls vorgenommen werden, welcher ſofort oder innerhalb der naͤchſten vier und zwanzig 
Stunden dem Beteiligten zugeftellt werden foll. 

6. 140. Das Briefgeheimniß iſt gewährleifte. Die bei ſtrefgerichtlichen Unter» 
fuchungen und in Kriegsfällen nothwendigen Beſchraͤnkungen find durch ie Geſetzgebung 
feſtzuſtellen. 

Artikel IV. 


6. 141. Jeder Deutſche Hat das Recht, durch Wort, Schrift, Oräck und dbidliche 
Darſtellung feine Meinung frei zu äußern. Die Cenſur darf nicht eingeführt werden. 
Ein Preßgefeg zur Wahrung ver oͤffentlichen Sicherheit und ver Mechte Dritter wird 
vom Meiche erlaflen werben. Ueber Preßvergehen, welche von Amts wegen verfolgt wer⸗ 
den, wird durch Schwurgerichte geurtheilt. 

Artikel V. 

F. 142. Jeder Deutſche hat volle Glaubens⸗ und Gewiſſenfteiheit. 

6. 143. Jever Deutſche iſt unbeſchraͤnkt in der gemeinſamen haͤuslichen und oͤffent⸗ 
lichen Uebung feiner Religion. Verbrechen und Vergehen, weltche bei Ausäbung die⸗ 
fer Freiheit begangen werben, find nach dem Geſetze zu beftrafen. 

6. 144. Dur das religiöfe Bekenntniß wird der Genuß der bürgerlichen und 
faatöhürgerlichen Rechte weder bebingt noch befchränft. Den fantsbürgerlichen Pflichten 
darf daſſelbe feinen Abbruch thun. 

$. 145. Jede Religiondgefellfchaft oronet und verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſt⸗ 
flänbig und bleibt im Befis und Genuß der für ihre Cultus⸗, Unterrichtö- und Wohl« 
thatigkeitszwecke beftimmten Anſtalten, Stiftungen und Fonds. Es beftcht fernerhin 
keine Staatskirche. Neue Religionsgeſellſchaften bürfen ſich bilden; einer Anerkennung 
ihres Bekenntniſſes durch den Staat bedarf es nicht. 

F. 146. Niemand ſoll von Staats wegen zu einer kirchlichen Handlung oder Feier⸗ 
lichkeit gezwungen werden. 

F. 147. Die Formel des Eides ſoll künftig lauten: „So wahr mir Gott helfe. 

$. 148. Die bürgerliche Giltigkeit der Ehe iſt nur von der Vollziehung des Civil⸗ 
Altes abhängig, die Trauung Tann nur nach der Vollziehung des Civil⸗Aktes ſtattfin⸗ 
den. Die Religions Verfchievenheit ift Eein Bürgerliches Chehinderniß. 

$. 149. Die Stanvesbücher werden von ven bürgerlichen Behörben geführt. 

Artikel VI 


5 180, Die Wiſſenſchaft und Ihre. Lehre IR frei. Ä 
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de. Mel. aM, 


6. 151. Dad Unterrichts⸗ und Erziehungaweſen ſteht unter ber hell 
Staats; er übt fie durch eigene, von ihm ernannte Behörven aus. 

$. 152. Unterrichts⸗ und Erziehungs-Anfalten zu gründen, zu leiten u 
den Unterricht zu ertheilen, ſſeht jedem Deutichen frei, tvenn er feine Beſt 
betreffenden Staate · Behoͤrde nachgewieſen hat. Der häusliche Unterricht mais 


Beſchrunkung. 

F. 153. Für die Bildung der deutſchen Jugend ſoll durch aͤffentllche Sad 
all genügend geforgt werben. Aeltern over deren Stellvertreter nürfen ifre J 
Dficgebefohlenen nicht ohne ven Unterricht laſſen, welcher für bie unteren 7 
vorgeſchrieben if. 

6. 154. Die öffentlichen Rehrer haben vie Rechte der Stantöukner. 
ſtellt, unter gefeglich geordneter Betheiligung Aer Demeinden, aus ber Zahl der 
die Lehrer vor Volkoſchalen an. 

6. 155. UUnbemittelten fell in allen Volkeoſchulen und niederen Bewsrheid 
Yinterricht erteilt werden. 

6. 156. Es fteht einem Jeden frei, feinen Beruf zu wählen un sich fü 
auszubilden, wie und wo er will. 


Artikel VIL 
6. 157. Jeder Deutfche bat das Necht, fich mit Bitten und Beſchwerde 
an die Behörden, an. die Bolfövertretungen und an den Reichstag zu wende 
Met kann fowohl von Einzelnen ald von Eorporationen ausgeübt werben, 
und der Kriegsflotte jedoch nur in der Weile, wie es die Disciplinar-Morf 
ſtimm 


en. 
F. 158. Eine vorgaͤngige Genehmigung der Behoͤrden iſt nicht nothw— 
öffentliche Beamte wegen ihrer amtlichen Handlungen gerichtlich zu verfolgen. 


Artikel VI. 

6. 159. Die Deutſchen Haben das Hecht, fich frienlich und ohne Waff 
fammeln; einer beſonderen Erlaubniß dazu bevarf es nicht. Volks⸗Verfammim 
freiem Himmel können bei dringender Gefahr für die öffentliche Ordnung und 
verboten werben. 

6. 160. Die Deutfchen Haben das Hecht, Vereine zu bilden. Diefes 
durch Feine vorbeugende Maßregel befchränft werden. 

Die Ausübung der in viefem Paragraphen und im $. 159 feſtgeſtellten 9 
zur Wahrung der öffentlichen Sicherheit, durch das Geſetz geregelt werben. 
6161. Die in den 89. 159 und 160 enihaltenen Beftimmungen fine 
Heer und die Kriegäflotte Anwendung, infoweit vie militairiſchen Didciplinar⸗k 
‚ nicht entgegenftehen. 

Artikel X. 


F. 162. Das Eigenthum tft unverleglih. Cine Enteignung kann nur ı 
ſichten des gemeinen Beten, nur auf Grund eines Gefehed und gegen gerechte 
gung vorgenommen werben. Das geiftige Eigenthum foll durch die Meichöge 
geſchũuht werben. 

6. 163. Die Beftimmungen über die Beräußerlichkelt und Theilbarkeit % 
eigenthums, ſowohl unter Lebenden als von Todes megen, bleiben ber Gefchg 
Einzelftanten Aberlafien. Für die todte Hand find Beſchraͤnkungen des echt 
fhaften zu erwerben und über fie zu verfügen, im Wege ver Geſetzgebung au 
des öffentlichen Wohls zuläffig. 

F. 164. Jeder Unterthämigkelts- und Hoͤrigkeitsverband hört für immer 

6. 165. Ohne Entfchänigung find aufgehoben:. 1) Die Patrimonial⸗Ger 
und bie grundhertliche Pollzei, ſanmt ben aus dieſen Rechten füeßenden & 
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Gysstionen und Abgaben. 23) Die aus dem guts⸗ und fhugherrlichen Verbande flie 
Gepnen perfönlichen Abgaben und Leiftungen. 

» Mit riefen Mechten fallen guch die Gegenleiftungen und Laften weg, welche dem 
biöher Berechtigten dafür oblagen. 

$. 166. Alle auf Grund und Boden haftenden priuatrechtlichen Abgaben und Lei⸗ 
ſtungen, insbeſondere die Zehnten, find abläsbar: ob nur auf Antrag bed Belafteten 
ober auch des Verechtigten, und in welcher Weife, bleibt der Befeßgebung ver einzelnen 
Staaten überlafien. 

Es ſoll fortan Fein Grundſtück mit einer unablsabaren Abgabe oder Leiflung be⸗ 
laſtet werden. | 

8. 167. Im Grundeigenthum liegt die Berechtigung zur Jagd auf eigenem Grund 
und Boden. Die Jagdgerechtigkeit auf fremdem Grund und Boden, Jagddienſte, Jagd⸗ 
frohnden und andere Leiſtungen für Jagdzwecke And aufgehoben. Die Entſchaͤdigung 
Bleibt der Landesgeſehggebung überlaffen. 

Nur ablösbar jedoch iſt Die Ingbgerenhtigkeit, welche ermweislich durch einen Läfligen, 
wit dem Gigenihäner des belafieten Grundſtickes abgeirhlofienen Bertrag erworben ift; 
über die Art und Weile der Ablöfung Haben die Lanvesgefeggebungen das Weitere zu 
beßiramen. Die Ausübung des Jagdrechts aus Gründen der oͤffentlichen Sicherheit und 
des gemeinſamen Wohls zu ordnen, bleibt der Landesgeſetzgebung vorbehalten. Die 
Jagdogerechtigkeit auf fremden Grund und Boben darf in Zukunft nicht wieber ald Grund⸗ 
gerechtigfeit beftellt werben. 

F. 168. Die Familien⸗Fideicommiſſe find aufzuheben. Die Art und Bebingungen 
der Aufhebung beſtimmt die Geſetzgebung der einzelnen Staaten. 

Ueber die Familien⸗Fideicommiſſe der regierenden fürftlichen Käufer bleiben die Be⸗ 
fimmungen ven Landesgeſetzgebungen vorbehalten. 

6. 169. Aller Lehnsverband iſt aufzuheben. Das Nähere über die Art und Weiſe 
der Ausführung haben vie Gefeßgebungen der Einzelflasten anzuorbnen. 

$. 170. Die Strafe der Vermögend-Einziehung foll nicht ftattfinden. 

6. 171. Die Beſteuerung foll fo geordnet werden, daß die Bevorzugung einzelner 
Stände und Güter in Staat und Gemeinde aufhört. 

Artikel X. 

6. 172. Alle Gerichtöharkeit geht vom Staate aus. Es follen Feine Patrimonial« 
Gerichte beftehen. 

$. 173. Die richterliche Gewalt wird felbftftännig von ven Gerichten geübt. Cabi⸗ 
note und Miniſterial⸗Juſtiz ift unflatthaft. Niemand darf feinem gefeglichen Richter 
entzogen werden. Ausnahme⸗Gerichte ſollen nie ftatifinven. 

$. 174. Es fol feinen privilegirten Gerichsſtand der Perſonen oder Güter geben. 
Dr Militair-Gerichtöbarkeit verbleibt jedoch die Aburtheilung der von Militair-Perfonen 
verabten Verbrechen und Vergehen, mit Einfluß der Disciplinarfälle. 

$. 175. Kein Richter darf, außer durch Urtheil und Recht, von feinen Amte ent« 
formt oder an Mang und Gehalt beeinträchtigt werben. Suspenſion darf nicht ohne ge⸗ 
richtlichen Beichluß erfolgen. Kein Richter darf wider feinen Willen, außer Durch gericht 
lichen Beichluß in den durch das Geſetz beftimmien Fällen und Kormen, zu einer anderen 
Sielle uesfegt oder in Ruheſtand geſetzt werben. 

$ 176. Das Gerichtsverfahren ſoll öffentlih und münblid fein. Ausnahmen von 
der Deffentlichkeit beſtimmt im Intereffe der Sittlichkeit das Geſetz. 

$. 177. In Strafjschen gilt ver Anklage⸗Proceß. Schmwurgerichte follen jedenfalls 
über ſchwerere Strafjachen und ſchwerere politiſche Vergeben urtheilen. 

$. 178. Die bürgerliche Nechtöpflege foll in Sachen befonderer Berufderfahrung 
hurch fachkundige, von ven Berufögenoflen frei gewählte Richter geübt oder mitgeübt werben. 

$ 179, Rechtepſlege und Verwaltung ſollen getrennt und von einander unab⸗ 
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; haͤngig fen. Ueber Gompetenzeonflicte zwiſchen den Verwaltungs⸗ Kind Geh 
ben In ben Einzelſtaaten entſcheidet ein durch das Geſeh zu beflidmeitber dei 

S. 180. Die Verwaltungd-Rechtöpflege Hört auf; über affe KRechttverlep 
ſcheiden die Gerichte. Der Poltizei ſteht keine Straf⸗Gerichtsbarkeit zu. 

$. 181. Rechtskraftige Urtheile deutſcher Gerichte find in allen drutſcht 
gleich wirkſam und vollziehbar. Ein Reichsgeſez wird das Nähere beſtinnnen. 

Artikel. XL 

$. 182. Jede Gemeinde hat als Grundrechte ihrer Verfaſſung: a) vie © 
Vorſteher und Vertreter; b) vie ſelbſtſtaͤndige Verwaltung ihrer Gemeinde⸗ 
heiten unter gefeglich geordneter Oberaufficht des Staates; o) die Beröffniiid 


Gemeinde⸗Haudhaltes; dA) Deffentlichkelt der Verhandlungen als Regel 


6. 183. Jedes Grundftüd foll einem GBemeinbenerbande angehören. Ar 

gem wegen Waldungen und Wuͤſteneien bleiben der Landes⸗Geſeggebung vorbe 
Artikel ML 

$. 184. Jeder deutiche Staat ſoll eine Derfaffung mit Bofkbnertrehu 


Die Miniſter find der Volkönertretung verantwortlich. 


5.185, Die Volksvertretung bat eine entſcheldende Stimme bei der Gef 
bei der Beſteuerung, bei der Ordnung des Staats⸗Haushaltes; auch Bat fie ! 
des Gefetzvorſchlags, der Beſchwerde, ver Adreſſe, fo wie ver Anklage ber Min 
Sigungen der kandtage find in ber Regel oͤffentlich. 

Artikel XD. 

.$. 186, Den nicht Deutfch redenden Volksſtaͤmmen des Rede it ihre u 
liche Entwickelung gewaͤhrleiſtet, namentlich die Gleichberechtigung ihrer Sprech 
deren Gebiete reichen, in dem Kirchenweſen, dem Unterrichte, der inmeren Bi 
und der Rechtspflege. 

Artikel XIV. 


$. 187. Jeder deutſche Staatsbürger in der Fremde ſteht unter den 
des Reiches. 


Abſchnitt VE Die Gewähr ver Verfaffung 
Artikel I. 
$. 188. Der Reichsvorſtand leiſtet auf die Neichönerfaffung folgendet 
Gelobniß: „Ich ſchwoͤre, das Reich und Die Hechte des veutfchen Volkes zu 
die Reichs⸗Verfaſſung aufrecht zu erhalten und fie gewiſſenhaft zu vollziehen. 
mir Gott helfe!“ Der Ein der Bevollmächtigten zum Fürſten⸗Collegium Iautet ı 
„Sch ſchwoͤre das Reich und die Rechte des deutichen Volkes zu fchirmen und hi 


- Berfaffung aufrecht zu Halten. So mahr mir Gott helfe!“ 


Diefe Eivesleiftungen gefchehen bei Einführnng gegentwärtiger Berfaffun 
zu einer Sitzung vereinigten beiden Häufern des Reichſstages. Bei fpäterem 
wird der Eid im verfammelten Fuͤrſten⸗ Collegium abgelegt, und bie Darüber m 
mene Urkunde dem nächften Reichstage übergeben. 

$. 189. Die Reichsbeamten Haben beim Antritt ihres Amtes einen Eh 
NReichs⸗Verfaſſung zu leiten. Das Nähere beftimmt die Dienfipragmatit dei | 

$. 190. Ueber bie Beranttvortlichkeit ver Reichs⸗Miniſter ſoll ein. Ad 
laffen werben. 

$. 191, Die Berpfliätung auf die Reichsverfaſſung wird in ven Ginzdfs 
der Verpflichtung auf bie Landesverfaſſung verbunden und dieſer vorangefeht. 


Artikel I. 
$. 192. Keine Beftimmung in ber Verfaſſung ober In bei Seſehen ein 
Widerſpruch ſtehen. 


| fünteb darf. nit ber Beicbörfaffung In 





8 198. Gine Aenderung ver Regierungsform in einem Einzelſtaate kann nur mit 
. ——— der Reichegewalt erfolgen. Disfe Zuflimmung muß in den für Aenderun⸗ 
gen der Reichöverfaflung vorgefchriebenen Formen gegeben werben. 
Artikel I. 
$. 184. Abänverungen in der Reichöverfaflung koͤnnen nur durch einen Veſchluß 
beiter Hauſer und mit Zuſtimmung ſowohl des Reichsvorſtandes, als des Fürſten⸗Col⸗ 
legiums erfolgen. 

Zu einem ſolchen Beſchluß bedarf es in jenem ber Beiden Häufer: 1) Der Anwe⸗ 
ſenheit non wenigſtens zwei Dritttheilen der Mitgliever; 2) zweier Abflimmungen, zwi⸗ 
ſchen welchen ein Zeitraum von wenigſtens acht Tagen liegen muß; 3) einer Stimmen- 
mebrbeit von wenigftens zwei Dritttheilen der anweſenden Mitglieder bei jener ber beiden 
Abſtimmungen. 

Artikel IV. 

$. 195. Im Falle des Kriegs oder Aufruhrs koͤnnen die Beſtimmungen der Grund⸗ 
rechte über ven Gerichtsſtand, die Preſſe, Verhaftung, Hausſuchung und Verſammlungsrecht 
von der Reichsregierung oder der Regierung eines Einzelſtaates für einzelne Bezirke 
zeitweife außer Kraft gefeßt werden, jedoch nur unter folgenden Bebingungen: 1) Die 
Berfügung muß in jevem einzelnen Kalle von dem Gefammt-Minifterium des Reiches 
ober Einzelftants ausgehen; 2) Das Minifterium des Meiches hat die Zuſtimmung des 
Neichötaged, das Minifterium des Einzelftaates die des Landtaged, wenn biefelben zur 
Zeit verfammelt find, fofort. einzuholen. Wenn viefelben nicht verfammelt find, jo müflen 
bei ihrem Zufammentreten die getroffenen Maßregeln ihnen fofort zur Genehmigung 
vorgelegt werden. 

Weitere Beſtimmungen bleiben einem Reichsgeſetz vorbehalten. 

Für die Verkundigung des Belagerungszuſtandes bleiben big dahin bie beſtehenden 
geſehzlichen Vorfchriften in Kraft. 


IV, 


Entwurf eines Geſetzes, 
betreffend 
bie Wahlen der Abgeordneten zum Volkshauſe. 


$. 1. Wähler iſt jeder ſelbſtſtandige unbefcholtene Deutfche, welcher das 2öfle Lebens⸗ 
jahr zurüdgelegt Hat. 

$. 2. Als ſelbſtſtaͤndig ift derjenige anzufehen, welcher an ven Gemeinbeivahlen 
feines Wohnortes Theil zu nehmen berechtigt if, und irgend eine direkte Staatsſteuer zahlt. 

$. 3. Don der Berechtigung zum Wählen find audgefchloffen: 1) Perfonen, welche 
umter Vormunbfchaft oder Guratel ſtehen; 2) Berfonen, über deren Vermögen Concurs 
oder Fallitzuſtand gerichtlich eröffnet worden ift, bis dahin, daß fie ihre Creditoren bes 
frienigt Haben; 3) Perfonen, welche eine Armen» Unterflügung aus öffentlichen oder 
Gemeindemitteln beziehen, over im leßten, ver Wahl vorhergegangenen Jahre bezogen haben. 

$. 4. Als beſcholten find von der Berechtigung zum Wählen diejenigen Perfonen 
ausgeſchloſſen, denen durch rechtskraͤftiges Erkenntniß nach den Geſetzen des Einzelftaates, 
wo das Urtheil erging, entweber unmittelbar ober mittelbar der Bollgenuß der flaatöbür- 
gerlichen Rechte entzogen ift, fofern fie in dieſe Rechte nicht wieder eingeſetzt worben find. 

$.5. Des Rechts zu wählen fol, unbefchavet ver fonft verwirkten Strafen, für 
eine Zeit von A bis 12 Jahren durch flrafgerichtliches Erkenntniß verluflig erklärt werben, 
wer bei den Wahlen Stimmen erkauft, oder mehr ald einmal bei ver für einen und den⸗ 
felgen Zweck beſtimmten Wahl feine Stimme abgegeben, ober zur Einwirkung auf die 
: Wahl Aberhaupt gefeglich unzuläffige Mittel angewendet hat. 
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welchher Ind 3Ufle Leben haht jurlifgelegt ein feit miweſens > Shan in 
State angehört Hat. 

6. 7. Berfonen, die ein affentliches Amt bekleiven, bebürfen zum int 
Buttshäus keines Urlaubs Huber aber bie Koſten Ihrer amulichea Gtellwertrdtung 

8. 8. In jenem Einzelſtaate finb Wahlkreiſe von je 100,000 Bädern Ye 
legten Volkszählung vorhandenen Bevölkerung zu bilden 

5. 9. Erzgiebt fich in einem Einzelſtaate bei der Bildung ver Wahckreiſ⸗ 
ſchuß bon —* — 50,000 Gerclen, fo IR Hiefk ein beſenderer Wachlkecit 
Ein ee bot twiniger ale 30,000 Seelen iſt unter vie andertu Tünf 

zu vertheilen. 

S. * Kleinere Staaten mit einer Bevoͤlkerung von wenigen on 
bilden einen Wahlkreis. 

ieſen foll die Stadt Lübed gleichgeſtel werden. 

Diefenigen Staaten, welche keine Bevbllerung von 380,000 Secken had⸗ 
init auderen Staaten ach Maßgabe der Reicht⸗Wahhnatrikel zur Bildung » 
kreiſen nuſeemmen elegt. 

$. 11. Die Wahl IR indirekt. Die Urwaͤhler wählen Wahlmanmner, 
wahin pen Abgeordnelen. 

$. 12. Die Wahlkreiſe zetfallen in Wahlbezirke behufs der Wahl ver Wi 

5. 13. Wer das Wahltecht In einem Wahlbezirke ausüben will, muß In 
zur Zelt ver Wahl und felt minveftend 3 Jahren feinen feſten Wohnſu 4 
heimatsberechtigt fein. . Er muß. außerdem auf Erfordern nachwelſen, daß e 
lehten Rate der von Ihm zu zahlenden direkten Gtaatöfteier nicht im Mücken 

Der Standort der Soldaten und ifftairperfonen des ſtehenden Üeerel 
Wohnſitz, und berechtigt zur Wahl ohne Ruͤckſicht auf Gehmars-Verechtigiig u 
des Wohnſitzes. In den Staaten, wo Landwehr befteht, tritt für dieſe dahin 
nahme ein, daß Landwehrpflichtige,. Welche fich zur Zeit ver Wahlen unter de 
befinden, an dem Orte ihres Aufenthaltes für ihren Heimatsbezirk wählen. Bi 
Anordnungen zur Ausfühtung dieſer VBefltnningen bleiben ven Regierungen d 
ftaaten überlafien. 

6. 14. Die Wähler werden behufs ver Wahl der Wahlmänner in drei Ab 
getheilt. Jede Abtheilung wählt ein Drittheil ver zu waͤhlenden Wahlmänner. 

6. 15. Die Bildung der Abthellungen erfolgt nach Maßgabe ver von be 
zu entrichtenben bivelien Staatsſteuern und zwar in der Art, daß amf jebe 1 
ein Dritbel der Gejammifumme der Steuerbeiräge aller Wähler faͤllt. Dieſe 
fumme wird berechnet: a) gemeindeweiſe, falls die Gemeinde einen Bezirk für 
oder in mehrere Bezirke getheilt iſt; b) bezirksweiſe, ſalls bes Belıt and 
Omteinven zuſammengeſetzt if. 

Den Regierungen ber Einzelſtaaten Bleibt es überlafien, für biefenigen ( 
over Bezirke, in welchen keine ober nicht alle Ianbüblichen direkten Steuern zu 
kommen, ber audfallennen Steuer, behufd Keflftellung der Wahlberechtigung 
Abtheilung, eine andere zu ſubſtituiren. 

8. 16. Die erſte Abtheilung beſteht aus denjenigen Wählern, auf welde 
ſten Gteuerbeträge bid zum Belaufe eines Drittheild der Geſammtfſteuer fe 
weite Abtheilung beſteht ans denjenigen Wählen, auf welche die nachſtalerrigere 


betrage bis zur Grenge des zweiten Drittheils fallen. Die brite Abthrilung« 


Mk and ven am wiebrigſten beſteuerten Wählern, auf welche das Inge Dritth 
. 1. In Heben Wegirke iſt ein Verpeichntßz der-fimmsbertchtigien Wchi 
lerliſte) mit Angabe dre Geumbrisues Dei ven einzehmn Namen uf 





Lies find fyäteflens 4 Wochen nor dem zur Wahl beflimmim Tage zu Jedermanns 
Ciaſicht aubzulogen, und wies öffentlich bekannt zu machen. Ginfprachen gegen die Liften 
find Sinnen 8 Tagen nach Öffentlicher Bekanntmachung bei der Behoͤrde, welche die Bes 
Bauntmachung exlafien hat, anzubringen und innerhalb der nächften 14 Tage zu erlebi- 
gen, worauf vie Liften geichloffen werden. Nur viefenigen find zur Thellnahme an ver 
Wahl berechtigt, weiche in die Liſten aufgenommen find. 

$ 18. Aus den Wählerliften iſt für jede Gemeinde oder Bezirk (6. 15) eine Ab⸗ 
theilungsfifte anzufertigen, wegen deren Berichtigung die Vorſchriften bes vorhergehenden 
Paragraphen Play greifen. 

$. 19. Bei der Wahlhandlung find Gemeinde» Mitgliener zuguziehen, welche Fein 
Staats⸗ oder Gemeinde⸗Amt befleiven. 

$. 20. Die Wahlen erfolgen abtheilungsweiſe durch offene Stimmengebung zu Pro- 
tokoll, nach abfoluter Mehrheit. 

$ 21. Grgiebt ſich bei der erſten Abftimmung Teine abjolute Stimmenmehrheit, 
fo findet Die engere Wahl ftatt. 

$. 22. Die gewählten Wahlmänner treten zur Wahl des Abgeordneten zufammen. 

6. 23. Die Wahlmänner wählen durch offene Stimmgebung zu Protokoll nad) 
abfoluter Mehrheit. Ergiebt fich bei der erſten Abflimmung eine foldhe nicht, jo findet 
bie engere Wahl flat. Der Tag der Wahlen wird für das gefammte Reich ein und 
berjelbe fein. Die Wahlen, welche fpäter erforberlich tverben, find von ben Negierungen 
der Einzelflaaten auszufchreiben. 

$. 24. Die Wahlfreife und Wahlbezirke, die Wahlbirectoren und das Wahlver- 
fahren, infotveit dieſes nicht durch das gegenwärtige Geſetz feftgeftellt werben ift, werben 
bon den Regierungen ver Einzelftanten beftimmt. 


Erlaß der Fönigl. preußifchen Regierung an ben k. Gefandten Grafen von Bern- 
ſtorff in Wien. | 

Em. Hochgeboren überfenve ich in der Anlage Die Eröffnung, welche vie Eönigl. 
Regierung heute in ihrem eigenen, wie im Namen der Regierungen von Sachſen und 
Saunover, in Bezug auf die deutſche Berfaffungd=- Angelegenheit an fänmtliche deutſche 
Regierungen richtet. Ich erfuche Sie, viefelbe in offieieller Weile dem k. k. Cabinete 
mitzutbeilen. 

Inden wir diefe Vorlage auch an die Sfterreichiiche, wie an alle übrigen deutſchen 
Regierungen gelangen lafien, erfüllen wir eine Pflicht, welche und durch bie Natur ber 
Mittheilung vorgefchrieben wird; aber wir verfennen babei nicht, daß die Stellung bes 
k. k. Gabinets zu dieſen Vorfchlägen eine wefentlich andere ift, als die ber übrigen Re⸗ 
gierungen, in formeller wie in materieller Hinficht. 

Die weſentlichen Grundzüge dieſer Borlage in ihren Hauptpunkten find dem f. k. 
Gabinet theils durch unfere früheren Mittheilungen, theild durch vie Anweſenheit des 
k. k. Sefanpten bei ven einleitenden Berathungen fchon befannt; und wenn es bis jebt 
noch nicht möglich gewefen iſt, auch für das definitive Ergebniß Einverflänbniß und Zu⸗ 
ſtimmung ver k. k. Regierung zu erzielen, fo haben mir doch die beruhigende Gewißheit, 
daß diefelbe über vie Anfichten und Gefinnungen ver Regierung, wie ihrer Verbündeten, 
nicht im Zweifel fein Tann und baher auch in der Lage iſt, ihnen volle Gerechtigkeit 
wiederfahren zu lafien. Wir find in diefer ganzen Verhandlung mit ver vertrauendvollften 
Offenheit zu Werke gegangen, und glauben, daß wir dadurch am ficherfien den Weg 
zur Berflänbigung gebahnt haben. 

Durch die Sendung bed General-Lieutenants Freiherrn von Canitz haben wir dem 
k. 2. Gabinete die Grundzüge unferer Anſicht über die Stellung vorlegen laſſen, welche 
wir als der Wäürbe und thatjädlidhen Bedeutung der öfterreifhifchen Monarchie am 

‚ umgemefienfien erachteten. Das k. k. Cabinet hat Darauf zunächft eineablehnende Ant⸗ 


20; BEE 35 





4. wort. eriheilen: zů mufſen geplanbt, und namentlich Hernorgehoben, baßreb fh 





. über fein Verhältniß zu einem Bundesſtaate ausforechen Läune, beffen Chess 
WBLerfaſſung noch nicht vorliege. Dies Hat für und: nur ein: Beund che fein 
mit dieſen beſtimmt formulierten Verfchlägen hervorzutreten; und es ‚Legt man 
Hand des k. k. Gabinets, dieſelben zu prüfen, und. danach ſich zu erllaren, ‚wi 
Verhaltniß zu dieſem Bundesſtaat, falls derſelbe in der von uns vorgeſchlagen 
in's Leben tritt, zu geſtalten beabſichtist Wir haben der eoſuns dieſer Frage 
Weiſe praͤjudicirt. 

Es wird kaum noͤthig fein, die Motive näher auszuführen, weide die k. A 
wie die Reglerungen von Hannoner und Sachſen bewogen haben, ſich zu dieſer 
ſamen Naßregel zu verbinden. Die Gefahren, welche ber Inneren und äußeren 
beutfcher Staaten drohen, liegen klar zu Tage; ein Theil Deutſchlands If 
Auflöfung begriffen, und es iſt dringend nothwendig, der weiteren’ Ausbreitr 
Anarchie entgegenzutreten; ber Gentralgewwalt in Frankfurt aber, welcher durch d 
Verhaͤltniß, in das fie zu der rechtlich nicht mehr beſtehenden Rational-Berf 
gerathen, die Baſis und jener feſte Halt entzogen iſt, ſtehen die Nittel nicht 
Gebote, ven Kampf gegen die Anarchie und Revolution mit Nachdruck und Erfo 
zuführen. Laͤngeres Zögern wäre ververblich geweien. Die Stimme ber Nation 
ein raſches und energifches Handeln; fie verlangt, von dem Unhell der Anardy 
zu werben, welche auf einigen Theilen Deutſchlands ſchon mit allen ihren 
ven Folgen laftet, andere in nächfter Nähe bedroht; fie verlangt aber auch, 
unffaren, ungewiffen und zerfplittesten Zuſtande, aus ber Ungewißheit üßer di 
tung Deutfchlands herauszukommen. Die Megierungen von Preußen, vom 4 
von Sachfen Haben dieſe Stimme ver Nation, die fich in Ihren eigenen Ländern 
laut und unzweideutig ausfpricht, nicht überhören bürfen; fie iſt mächtig und ı 
Ach, weil fie ein wahrhaft vorhandenes Berärfniß ausprüdt. Noch blickt in Bl 
dern das Bolt mit Vertrauen und Zuverficht auf die Regierungen; e8 erwartet ! 
jest, Daß fie die Frage Idim. Dies Vertrauen darf nicht getäufcht werben; in 
Hinhalten aber würde es eine Täufchung fehen; und fo haben jene brei Regien 
entſchlleßen müffen, ohne Zaubern wenigftend unter einander ſich zu vereinigen, 
Verfuch zur Löfung der großen Frage zu machen. 

Das k. k. Cabinet wird biefe Motive zu mürbigen wiffen. Wenn Oeſterr 
zunächfi von den Gefahren weniger berührt wird, welche von der Agitation, 
Vorwand aus der deutfchen Einheit und Reichsverfaffung hernimmt, ausgehen 
die kaiſerliche Regierung die verfählenene Lage, In ber Preußen und bie ihm 6 
ten Staaten fich befinden, nicht verfennen. 

Sie wird in dem Bünbniffe, welches dieſe Staaten gefchlofien, in dem V 
welchen fie ven veurfchen Megierungen zur Prüfung vorlegen, nichts finden, wei 
Mecht beſtehenden und von und heilig gehaltenen deutſchen Bunde, oder was bei 
ſchaftlichen Verhaͤltniſſe, in welchem alle drei Regierungen mit Oeſterreich ſteh 
entfpräche. Die Bunbeöverträge von 1815 werben dadurch nicht verlegt oder 
Wirkfamkeit gehindert; es if vielmehr auf Grund derſelben und innerhalb des v 
ſelbſt vorgezeichneten Kreifes, daß die Verbindung geichlofien ift. 


Ehen fo wenig kann in ber Leitung, welche für die gemeinfamen Maßregeln 
bündeten Regierungen an Preußen übertragen if, irgend etwas gefunden wer 
eine Colliſion mit beftehenden Mechten befürchten ließe. Es ift eine freie Ucbe 
innerhalb der beftinunten Zwecke des gefchlofienen Buͤndniſſes; und wir wünfd 
drucklich jedem Mißverſtaͤndniß zu begegnen, als follte oder wollte Preußen, 
diefer ihm übertragenen Leitung an die Stelle der biäherigen Centralgewalt fü 
gemeinen Angelegenheiten. bed deutſchen Bundes treten, Preußen will mus fün 


; feine Berbünneten handeln, fomeit viefelben ihm ausdrücklich Vollmacht geben und feine 
Ausbülfe in Anfpsuch nehmen. 

Die E. Regierung kann fich freilich nicht verhehlen, daß die bis jetzt beſtandene 
Gentzalgewalt nicht mehr fähig ift, ihre Aufgabe zu erfüllen. Leber die Erfegung der⸗ 
felben Durch ein neues, wenn auch zunächft nur proviſoriſches leitende® Organ für bie 

algemeinen Bundes=- Angelegenheiten aber, welches mit ver geſetzlichen Autorität bekleidet 
ſei, die früher dem Bundestag, jetzt dem Reichsverweſer zufam, wird fie zu einer Ver⸗ 
fländigung mit dem k. k. Gabinet, wie mit ven übrigen deutſchen Regierungen gern bie 
Sand. bieten | 
Bür den Augenbli forderte eine unabänberlihe Nothwendigkeit zum Handeln, zunächft 
im eigenen nächften Kreife auf, zur Abwehr der unmittelbar drohenden Gefahren, zum 
Verſuch einer Schöpfung, welche einen feften Halt in den Stürmen böte. 

Welches Gewicht Preußen, wie die ihm verbündeten Regierungen auf bie Unter 
fügung legen würben, die Defterreich ihnen auch hierbei angebeihen laſſen Tann, bebarf 
feiner weiteren Andeutung. Möge die E. k. Regierung fich entfchließen, ihre Zuftimmung 
zu dem Schritt, den dieſe Staaten thun zu müflen geglaubt, auszufprechen, — und bie 
Birkung wird für ganz Deutfchland die allergünftigfte und förberlichfte fein! und vor 
einem folchen Einverflännniß der mächtigften Regierungen, welche zu gleicher Zeit Bürg- 
fhaften für die Aufrichtigkeit ihres Strebens nach deutfcher Einheit und Freiheit gege⸗ 
ben haben, würde Anarchie und evolution bald das Feld räumen müflen. 

Indem mir mit ganzer und zutrauensuoller Offenheit und Aufrichtigkeit ver E. k. 
Üegierung die Hand geboten, und dieſelbe fortwährend von unferen Schritten in Kenntniß 
erhalten haben, glauben wir von berfelben mun auch erwarten zu dürfen, daß fie nicht 
allein unjer Berfahren anerkennen, ſondern uns jetzt auch mit einer offenen Darlegung 
ihrer eigenen Anficht über dad Verhältniß entgegenfommen werde, welches fie für ihre 
Monarchie zu und und den uns verbündeten Staaten einzunehmen gedenkt. Wir haben 
unfere Anficht darüber dargelegt; aber wir haben es uns zugleich zur firengen Aufgabe 
gemacht, durch unfere Vorfchläge dieſem Berhältnig in feiner Weiſe zu präjubiciren, 
fondern vaffelbe ver weiteren Verſtaͤndigung offen zu halten, und im Uebrigen nur zuerft 

' dem nächften unabweisbaren Bebürfniß zu genügen. 

Daß diefe Verſtaͤndigung erreicht werde, daran dürfen wir um fo weniger zweifeln, 
je mehr wir einerſeits überzeugt find, daß die k. k. Negierung mit und das lebhafteſte 
Intereffe an einer dem wahren Bedürfniß entfprechenden Neugeftaltung Deutichlande 
thelle, andererſeits niemals unterlafien werben, der eigenthümlichen Stellung und der 
großen Aufgabe der großen öfterreichifchen Monarchie volle Berüdfichtigung wiederfahren 
zu lafien, wie wir auch das fefte Vertrauen hegen, daß die k. k. Regierung ven Bedürf⸗ 
niffen und Elementen, welche Preußens Stellung bebingen, gleiche Rechnung tragen werde. 

Ew. ꝛc. wollen die fragliche Eröffnung mit diefen Erläuterungen dem ?. k. Gabinet 


zugeben lafien. 
Schreiben des preußiichen Minifteriums an den Bevollmächtigten bei ber Cen⸗ 
tralgemwalt. 

„Durch Ew. Bericht vom 2dften d. M. Habe ich das Schreiben erhalten, welches der 
intertmiftifche SPräfivent des Meichöminifterrathb3 unter dem Aften d. M. an Em. als 
Erwiederung auf die dem Herrn Meichövermwefer mitgetheilten telegrapbifchen Depefchen 
von Berlin vom 18ten und 23ften huj. gerichtet Hat. Ich Tann nicht umhin, Ew. das 
lebhafte Bedauern auszudrücken, welches die Eönigliche Regierung darüber empfindet, daß 
©. 8. Hoheit der Reichsverweſer geglaubt Bat, auf bie von hier aus gemachten Mitthei⸗ 
lungen erwinern zu müflen, daß Hochberfelbe, wie befannt, längft entichlofien fei, das 
ihm anvertraute Amt nieverzulegen, daß Er aber bei Beftimmung des Zeitpunfts, wann 
dieſes gefchehen werne, Ieniglich das Intereſſe Deutichlanns conſultiren, und feiner Macht 








der Erbe das Recht zugeſtehen koͤnne, Ihn von dem Ihm anvertrauten Velten 
drangen. Die E. Regierung kann nur annehmen, daß dieſe Erwiderung auf dia 
ſo bellagenswerthen als unerflärlichen Mißverſtaͤndniß berube. Die k. Regler 
von Sr. K. Hoheit niemald etwas Anderes erwartet, ald daß Er bei feiner ſch 
Entſcheidung lediglich das Interefie Deutſchlands confultiren werke; fie Hat nach 
jemals auch nur ven Gedanken fafien koͤnnen, venfelben in irgend einer Weiſe ne 
Boften zu verdraͤngen. Sie hat es aber für ihre Pflicht erachtet, auf die aus 
Aufforderung des Reichsverweſers mit ihrer Anficht nicht zuräcdzuhalten, fonk 
audzufprechen, was ihr dem Intereſſe Deutfchlands angemeflen erfcheine. & 
hat ſelbſt zuerft ſich an die königliche Regierung mit ber Erflärung gewandt, 
in ber nächften Zeit fich werbe genöthigt fehen, fein Amt nieverzulegen, und | 
Wunſch ausgeſprochen, Se. Majeftät ver König möge ſich darauf gefaßt mad 
jeden Tag der Augenblic eintreten Tönne, wo S. M. die Leitung ber beutfähen A 
heiten in die Hand nehmen müſſe. S. M. ver König haben darauf, in voll 
emflimmung mit Ihren früheren bekannten Erklärungen, wiederholt, Daß Sie di 
fein würben, fo weit Die Regierungen dazu ihre Zuftimmung geben möchten, und ı 
anheimgeftellt, durch ein fchriftliches Anfuchen an Ge. Majeſtät die Beranla 
einer beöfallfigen Erklärung zu geben. Die Tönigl, Regierung hat aber ebenfo 

lich ausgeſprochen, daß fie der von S. KR. Hoheit felbft ebenfalls angeveuteter 
legung feiner Gewalt in die Hände der Bevollmächtigten, ale der augenblidl 
vorhandenen Vertreter der Megierungen, nicht entgegen fei. In Betreff des Ze 
wann dieſes zu gefchehen habe, ift fie weit davon entfernt geweſen, irgend eine 8 
an S. 8. H. zu richten; fie bat aber, nachdem fie von dem Reichsverweſer eonſu 
ben, ihre Anſicht dahin ausgeſprochen, daß fie allerdings den jehigen Zeitpundl 
richtigen halte. Sie hat ſich dabei von ver Erwägung bed Geſetzes vom 28.3 
Ietten Iaffen, durch welches bie Stellung der Centralgewalt bebingt if. Durdy be 
dieſes Geiches wird viefelbe für die wichtigſten Fragen der Politik an das Eh 
niß der National⸗Verſammlung gebunden; durch ben Art. 6. wird das Reichem 
der Rational⸗Verſammlung verantwortlich gemacht. Nachdem die leptere, in Ki 
eigenen Befchlüffe, fowie der Abberufung ber öfterreichijchen, preußifchen und ! 
Deputirten, und bes wirklich erfolgten Austritts der größeren Zahl ihrer Mitglie 
mehr ald die Geſammtvertretung der veutfchen Nation angefehen werden Fonnt 
die Stellung ber Gentralgewalt und des Meichöminifteriums als eine nicht meh 
und ber fiheren Baſis entbehrenve erfcheinen. Dazu kam die Erwägung, baf 
biefem Augenblid der Kapıpf gegen die Anarchie in einem nicht unbedeutend 
Deutichlands eine Geftalt angenommen Hatte, in welcher derſelbe nicht mehr 

ber Gentralgewalt zu Gebote ſtehenden Mittel burchgeführt werben Fonnte. J 
efie Deutſchlands wie im Interefie des Reichsverweſers felbft, bat daher bie € 
ihren von dem Leßtern felbft in Anfpruch genommenen Rath nicht zurkefhalte 
fen geglaubt. Sie kann nicht umhin, dieſe Anficht auch jetzt noch feflzubalten; 

aber dabei gern dad Vertrauen aus, daß S. K. H. in Ihrer Weisheit den rechte 
blick finden werden. Inzwiſchen erachtet fie ed für ihre Pflicht, auch der Gi 
von ber Eröffnung Kenntniß zu geben, welche fie heute in Verein mit den ! 
Regierungen von Sachen nnd Hannover den übrigen deutſchen Megierungen 
läßt, und welche ih Ew. zu dem Zwecke überfende. Diefelbe it aus den Be 
hervorgegangen, welche in Folge der von und unter dem 28ften v. M. an bie 
Regierungen ergangenen Einladung hier in Berlin flattgefunden haben. Die : 
feit der gegenwärtigen Umſtaände hat bie Eönigliche Negierung, fo wie bie Re 
son Sachſen und Hannover vermocht, von dem im Artikel 11. ver Bundebacte | 
desglievern vorbebaltenen „Rechte der Bündniſſe aller Art’ Gebrauch zu ma 
mit einander zu bem beſtimmten Zweck des Schutzes ver innern und Außer | 


26. Wei. 38. ig 
Ar Bundniß eingugehen, zu dem fie ven Beitritt aller übrigen Staaten offen erhalten. 
Sie find zugleich dahin übereingefommen, ven deutſchen Regierungen gemeinfam einen 
Entwurf zu der Verfaſſung des deutfchen Bunbeditanted zur Prüfung vorzulegen, wie 
fie denſelben, unter vollſter Berücfichtigung der von der National-Berfanmlung berathes 
nen Verfaffung, ven Bedürfniſſen der deutfchen Nation für angemefien erachten. Diefes 
Bünbnig der vereinigten Eöniglichen Regierungen bewegt ſich ganz Innerhalb des deut⸗ 
ſchen Bundes, ven es als rechtlich anerkennt und vorausſetzt; es läßt vie Mechte und 
Prlichten ver Bundesgliever volllommen intact, und berührt die allgemeinen DVerhältnifie 
des deutſchen Bundes in feiner Weile. Die in bemjelben an Preußen übertragene Leis 
tung der gemeinfanen Maßregeln der verbündeten Megierungen berubt auf der freien Ueber⸗ 
tragung von Seiten ver leßteren, und befchränkt fi auf die beftimmten Zwecke des 
Bimdniſſes; fie greift naher auch keineswegs in die Befugniffe ver Centralgewalt, als 
des bioherigen leitenden Organs des veutjchen Bundes ein, deren Mechte vieimehr voll» 
ſtandig gewahrt ericheinen, und welche zu erjegen Preußen Teinerlei Anſpruch macht. 
Es ift daher auch in Feiner Weile irgend eine rechtliche Collifion zwiſchen beiden zu 
befürchten, und vie koͤnigliche Regierung überlaßt jich mit Vertrauen ver Ueberzeugung, 
daß die Gentralgewalt viefes einfache Sachverhältniß nicht verfennen werde. Sie glaubt 
aber felbft, fich nicht verhehlen zu jollen, daß durch dieſe Vereinbarung ver Megierungen 
e8 Sr. failerlichen Hoheit nem Erzherzog Reichsverweſer erleichtert werben bürfte, den 
ven Ihm jo oft ausgeſprochenen Wunſch der Nieverlegung Seined Amtes zu verwirk⸗ 
lihen, indem durch dieſelbe die Mittel zum Schu der öffentlichen Sicherheit in ven 
Staaten, welche dieſem Bündniß beitreten möchten, in binreichender und umfaflenver 
Weiſe geboten werden und dadurch die Bedenken befeitigt merben hürften, welche Se. 
Baiferl. Hoheit noch auf Ihrem vornenvollen Poften zurüchalten. So wenig rechtlich 
irgend eine Collifion zu befürchten jein kann, jo fallen doch vie Zwede, welche ©. K. H. 
in ber treuen beutichen Gejinnung, die wir in vollem Maße anerfennm, Sich vorgelegt 
haben und diejenigen, welche durch viefed Bündniß erreicht werben follen, fo nahe zu⸗ 
fammen, daß ©. K. H. Sich betrogen finden dürften, im Vertrauen auf die vereinig- 
ten Megierungen Sich der weitern perfönlichen Verpflichtung entbunden zu erachten, und 
den Negierungen die Durchführung der etwa noch nöthig werdenden Daßregeln zu über- 
laſſen. Ew. wollen dieſe Eröffnung der fönigl. Megierung, durch abjchriftliche Mitthei⸗ 
lung dieſes Erlaſſes, zur Kenntniß Sr. K. H. des Erzherzogs⸗Reichsverweſers bringen. 

Verordnung S. K. H. bes Großherzogs von Heſſen: Art. 1. Wer in dem, 
Art. 6 bezeichneten Umfang mit Waffen verſehen betroffen wird, ſei es, daß 
er ſich bei dem Angriff oder Widerſtand gegen die geſetzliche Autorität oder 
gegen die bewaffnete Macht thätlich betheiligt, oder dag er an unerlaubter be- 
waffneter Berfammlung Theil nimmt, oder daß er fi auf dem Wege zu fol- 
den Berfammlungen oder zu gewaltthätigen Unternehmungen befindet; wer zu 
folher Bewaffnung oder zu ſolchem MWaffengebrauch auffordert, in welcher Weife 
es fei; wer Soldaten in irgend einer Weife zum Treubruch zu verleiten fucht; 
wer Anlagen unternimmt oder beftehende Anlagen zerftört oder befchädigt, um 
militairifche Bewegungen zu hindern, fol mit dem Tode beftraft werben. 

Art. 2. In Bezug auf die Erkennung und Bollziehung der im Art. 1 
angebrohten Todesftrafe tritt das ftandredhtliche Verfahren nach Vorſchrift der 
Art. 179, 513 u. f. des Militair⸗Strafgeſetzbuchs ein. 

Art. 3. Erkennt das Militairgericht, wie ed im Art. 522 des Militafr- 
Strafgeſetzbuchs vorgefehen ift, daß der Angefchulbigte nicht bes Todes fchuldig 


fei, fo wird das ſtandrechtliche Verfahren aufgehoben, und ber Proceß in dem 


25-29. Mick 28-29. 





ordentlichen — ‚ durch das ordeniliche Gericht des engel 
er geführt. 

Art: 4 Iſt das Tobesuriheil gegen eine größere Anzahl vr a 
hen Vorgange Betheiligten ausgeſprochen, fo wird der Militair- Cor 
hinfichtlih der weniger ſchwer DBelafteten den Bollzug bes Erfennin 
fchieben, und Unſere Entſchließung über Begnabigung oder Strafver 
einholen. 4 

Art. 5. Dem Sommandanten der Militairmacht in den bezeiche 
zirken find alle Eivil-Autoritäten untergeordnet. | 

Unter feinem Oberbefehl fteht auch die Bürgerwehr, welche fi 
Verordnung vom 1. November v. 3. gebildet bat. Er iſt namentli 
folde aufzulöfen oder die Bildung einer folchen zu unterfagen, wen 
ihm anvertraute Sicherheit erfordert. 

Art. 6. Die vorflehenden Beitimmungen finden Anwendung auf 
gerichtsbezirke Micheltadt, DBeerfelden, Hirſchhorn, Fürth, Lorſch, € 
und Zwingenberg. | 


Manifeft der Herren Sigel und Raveaur, worin fie Namens der babi 


beflion der Aroßherzoglich heffiihen Regierung den Krieg erflären. 


Die Oeſterreicher vollenden auf dem vor Venedig eroberten Terrain zwe 


Batterien, welche die feindliche Gefchügaufftellung der Eiſenbahn⸗VBrüt 
bie feine Inſel S. Secondo bewerfen, 


Die deuiſche Nat. BVerſammlung lehnt alle auf einſtweilige Vertagung 9 


Anträge ab. — Sehe Austritts-Erflärungen. 


Die Großherz. Sachſen⸗Weimariſche Regierung befennt ſich ihren Ständ 


über zu folgenden Grundſätzen: 1) Die Reichsverfaſſung vom 28. Mi 
mit Einfhluß der Erledigung der Oberhauptsfrage ift für das Großhe 
in der Art rechtsverbindlich, dag fie ohne verfaffungsmäßige Zuftimr 
getreuen Landtags nicht geändert werden darf. Die Staats» Regie 
was bereits gefchehen, mit allen gefeglichen Mitteln dahin zu wirken, 
Berfaffung auch in denjenigen Staaten zur Anerfennung gelange, in d 
zur Zeit noch nicht der Fall if. 2) Sollte dies Ziel jedoch, aller 2 
gen ungeachtet nicht zu erreichen fein, ſollte alfo bie Nothwendigfeit 
in Abänderungen der Reiche-Berfaflung zu willigen, fo wirb Die großf 


Stantö-Regierung zuvor dem getreuen Randtage darüber zur Abgabe fı 


faffungsmäßigen Erflärung Vorlage maden. .3) Die großherzogliche 
Regierung fehreitet in einem folchen Falle, fo weit irgend thunlich in 
flimmung mit den übrigen beutfchen Staaten, welde die Reichs⸗-Verfa 
erfannt haben, vor. A) Zur Zeit werden alle auf Ausführung der X 
berechneten Schritte unterlaffen. 


Erflärung des Landgrafen von Heflen- Homburg, die von der N. B. 5 


Berfaffung nebft Wahlgefeg nicht anzuerkennen. 


28. | Expedition großherzoglich heſſiſcher Truppen gegen Worms (S. 25. 9 


Mei. 0. 


geftugt wicht, die dort haufenden Banden ganz abzuſchneiden, fie Taufen viel- 
mehr bei den erften Schüflen davon. 

Dur eignes Berfchulden dem politiihen Tode entgegen gehend, befchleumigt bie 
beutfche National» Berfammlung benfelben noch mittel folgender Beſchlüſſe: 
„I) Die nächſte Sitzung der National-Berfammlung findet im Laufe der näch⸗ 
Wen Woche auf Einladung des Bureau’s in Stuttgart flat. 2) Das Büreau 
hat fofort durch einen Aufruf fämmtliche abweiende Mitglieder, fowie die Stell- 
verireter der Ausgefchiebenen bis zum A. Inni nad Stuttgart einzuberufen. 
3) Die Gentralgewalt wird in Bemäßheit und zur Ausführung des Art. 10 
des Geſezes vom 28. Juni 1848 aufgefordert, ſich ungefäumt nach Stuttgart 
zu begeben. A) Die Bevollmächtigten berjenigen Staaten, welche die Reiche: 
Berfafiung anerkannt haben, werden in Ausführung des Beſchluſſes vom 26. 
Mai eingeladen, ſich ebenfalls in Stuttgart einzufinden.‘ 

Neben der widerwärtigen Heuchelei, welche Beforgnifle wegen ber Truppen 
„serfaffungsfeindliher Mächte‘ vorihügt, iſt die derbe Freimäthigfeit Vogts 
beinahe erquidiih: „Ich fage es frei und offen heraus: Weil wir bie Mittel 
hier nicht haben, und weil wir hoffen, fie in Stuttgart in bie Hände zu bes 
fommen, deshalb wollen wir nad Stuttgart gehen.” — Man hatte fih freilich 
dabei groͤblich geirrt und verrechnet. 

Der Präfident und zwei Secretaire erklären, daß fie die beſchloſſene Maß⸗ 
regel nicht durchführen wollen, fondern ihr Amt nieberlegen. 

Circular⸗Schreiben des preußiichen Cabinets an fämmtliche deutſche Regierungen. 

Mit Bezugnahme auf die Eröffnung vom 28ſten d. M. ermangelt vie koͤniglich 
preußifche Regierung nicht, Im Namen ihrer und der verbünbeten Regierungen von Sach⸗ 
fen und Hannover, der 3. Regierung folgende fernere Mittheilung zu machen: 

Indem bie verbündeten Regierungen die Nothwendigkeit anerkannten, ihrem Ver⸗ 
fuche zur Herftellung ver gefährdeten Inneren und äußeren Sicherheit Deutfchlands zu⸗ 
gleich durch Förderung einer bundesſtaatlichen Verfaffung und durch genaue Bezeichnung 
ihrer Stellung, ven Beichlüffen ver frankfurter National» Berfammlung gegenüber, ven 

. richtigen Charakter aufzubrüden, haben fie gleichwohl nicht verfannt, daß auch dieſer 

“ Schritt noch keinesweges zur Erreichung des Zweckes genüge. 

Nachdem feit mehr ala 30 Jahren die Thätigfeit der Geſammt⸗Regierung Deutfch- 
lands auf derjenigen Bahn, welche wenigftend Preußen und Hannover bereits anf dem 
wiener Eongrefie ald tie nothmwendige mit Beftimmtheit bezeichnet und geforbert haben, 
zurüdgeblieben tvar, indem man ein Bundesgericht verweigerte und damit bie Thätigkeit 

der Bundes⸗Regierung leriglich nach den Grundfägen des augenblicklichen Vortheils be⸗ 
meſſen wiſſen wollte, ift es Heut zu Tage nicht mehr genug, Berathungen über Eünftige 
Aufteilung der Uebel zu pflegen, vielmehr muß da, wo ein fo lange erfanntes und fo 
beftimmt bezeichnetes DBebürfniß vorliegt, unmittelbar eingegriffen werben. 

Die verbündeten Negierungen haben daher ven Beſchluß gefaßt, in dieſem Sinne 
zu handeln. Wenn ver Bundesſtaat allein im Stande ift, ohne Gefahr der Zerrüttung 
die ihrer Natur nach unabhängige Stantögewalt unter die Entſcheidung des Richters zu 
ftellen: fo ift es auch Pflicht deſſelben, ſich dieſes Vorzuges bewußt zu werben und den⸗ 
ſelben geltend zu machen. Je mehr aber die Staatöformen fich freierer Bewegung zu⸗ 
neigen, je mehr fie den Wünfchen und Beſtrebungen des Volkes unmittelbaren Einfluß 
geflatten, um deſto nothwendiger iſt es, ein Mittel zu beiten, welches im Stande ift, 
pas unzubige Drängen zu mäßigen, und die ſtiumiſche Thaͤtigkeit ber großen Verſamm⸗ 
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- Imgen in sen Scpnanten zu erhalten, deren Ueberſchreitung jedes Staatsleben zu 


richten muß. 

In Deutichland ift das Berürfniß eines folchen Höheren Ricteramtg durch 
Geſchichte des Volks tief begründet. Es iſt ein doppeltes Bedürfniß ber Tlelner 
ten, in denen vie Befehgebung flets in Gefahr tft, in bie Beftaltunig Aelrlchı 
ftände unmittelbar einzugseifen. “Die richtenne Gewalt ned Kaifers bet-in ben 
Jahrhunderten mehr alö vieles Andere ven Charakter der Nation keftimmt. . 3ı 
Zeit wird eine ähnliche Einrichtung eine Bürgſchaft fein, daß die Geſetzgeb 
verſchiedenen Staaten ſtets in gleicher Bahn erhalten were, fie wird Ungleichl 
den Tag bringen, und foldhe entweder durch zwedimäßige Auslegung und Amen 
Geſetze ſelbſt ausgleichen, oder die Befehgebung auf ven Punkt hinführen, wo 
Sülfe bedarf. 

Bon diefem Gefichtöpunfte aus haben bie verkünbeten Regierungen bad 
Entwurfe ver Meichöverfaffung begründete Inftitut des Reichagerichts für eine 
deutendſten und wirkſamſten halten müflen, und fo Haben fie fich entichloflen, ı 
forifches Bundes» Schlensgericht als Vorläufer jener großen nationalen Inftitai 
fort ins Leben treten zu lafien. 

Die Anlage enthält vie unter ihnen getroffene Vebereintunft über die ſofor 
fegung dieſes Gerichte. 

Sie haben dieſen Schritt um fo unbebenflicher gethan, je weniger es ha; 
einer legislatoriſchen Thätigkeit bepurfte. Denn einem Schiedsgerichte fich zu: 
fen, fleht einem Jeden zu; und wenn hier dad Schiedsgericht von einer Gelte 
nannt wird, fo wird auch Niemand gendthigt, bei vemfelben Klage zu erheben, 
ſes nicht feinem Vortheile gemäß erachtet. Nur vie Regierungen, die Fürſten 
welche vafielbe unbedingt über fich erkennen. Dieſe aber, indem fie fich ihm ı 
fen, bezeugen dadurch, Daß fie die Sicherheit nicht allein in äußerer Ordnun 
fondern im tiefen fittliden Grunde verfelben, im Nechte. Sie ziehen damit eh 
Grenze zwifchen ihrem jetzigen Standpunkte und demjenigen einer früheren Zei 
nur jene äußere Orbnung, nur bie Untervrüdung ber Unruhen dem Bunde zum 
demfelben zugleich die Mittel zu gewähren und die Pflicht aufzulegen, das verid 
auch gegen die Ütegierungen zu fchügen. Eben deshalb Haben die verbündete 
zungen aber auch diefe Prüfung und Entſcheidung des Rechts nicht fich ſelbſt 
ten, ſondern folche einem völlig getrennten und ſelbſtſtaͤndigen Gerichte übermelfe 
Die Organe ver Negierungen, welche zur Herſtellung der äußeren Orbnung th 
greifen follen, werden eben dadurch felbft betheiligt, man Fann ihnen in zwe 
Fragen unmöglich diejenige Unbefangenheit zutrauen, aus welcher allein ein 
Urtheil hervorgehen Tann. 

Endlich haben fie auch, indem fie den in der Liebereinkunft enthaltenen Beth 
tefentlich diefenigen Normen zum Grunde gelegt haben, welche der Entwurf be 
verfaflung über dad Meichögericht aufftellt, ein Zeugniß geben wollen, daß 
Entwurf für mehr als ein bloßes Projekt halten, vielmehr ihnen daran ernfllich g 
demſelben fo bald und fo Fräftig ald irgend moͤglich Leben und Wirkſamkeit zu vı 

Wenn nun aber die verbündeten Megierungen die Bedingung flellen, de 
ver ihre Hülfe verlangt, fich dieſem proviſoriſchen Bundes⸗Schiedsgerichte unter 
glauben fie, auch darin ungetheilten Beifall Hoffen zu dürfen. Cie können fi 
ch zur Aufgabe machen, Unrecht irgend einer Art zu befefligen. Wer ihren 
wünfcht, muß ſich in biefer Beziehung mit ihnen auf gleichen Boden ftellen. 
gen das Vertrauen, daß alle veutiche Megierungen von gleichen Orundfügen ı 
und fo hoffen fie, in der ausgeiprochenen Bebingung felbft das Fräftigfie 9 
Förderung einer Einigung erbliden zu dürfen, von ber nach ihrer Anficht d 
und Wehe Densielaube abhängt 


Diefes Schiedsgericht, deſſen Sig im Erfurt if, beſteht aus drei preußiſchen, 
wei ſachſtſchen und eben fo vielen bannoverfhen Mitgliedern. Die Eompetenz 
deſſelben iſt in freifiuniger Weile genau fefgeftellt. Es wird Feiner Regierung, 
weiche fich der Entfcheibung des Schiedsgericht nicht unterwerfen will, ber Bei⸗ 
wit zu dem Bündniſſe geſtattet. 

Königkich preußiſche Verordnung über bie Ausführung ber Wahl ber Abgeordne⸗ 
jen gzur zweiten Sammer. Diefelbe beruht wiederum auf der „breiteſten Grund» 
Tage” unfeligen Andenkens, enthält aber Mobdificationen derfelben, welche Hoff- 
mung auf befiere Tage gewähren. Die reiienden Paragraphen lauten: ‚‚$. 10. 
Die Urmwähler werben nach Maßgabe der von ihnen zu entrichtenden bireften 
Beaatöfeuern (Slafienfteuer, Grunbfleuer, Bewerbefieuer) in 3 Abtheilungen 
getheilt, und zwar in ber Art, daß auf jede Abtheilung ein Drittheil der 
Gefammifumme ber Steuerbeträge aller Urmähler füllt. Diele Gefammt-Summe 
wird berechnet; a) gemeindeweife, falld die Gemeinde einen Urwahl⸗Bezirk 
für fich bildet oder in mehrere Urwahl⸗Bezirke getheilt iR. d) bezirksweiſe, falls 
ber Urwahl⸗Bezirk aus mehreren Gemeinden zufammengefest if. 

4. 11. Wo feine Giafienfteuer erhoben wird, tritt für dieſelbe zunächft 
bie etwa in Bemäßheit der Berorbnung vom A. April 1848 anflatt der inbi- 
relten eingeführte birelte Stantöfteuer ein. Wo weder Claſſenſteuer, noch claffifi- 
cite Steuer auf Grund der Berorbnuung vom A. April 1848 erhoben wird, 
trin an Stelle der Claffenfteuer die in ber Gemeinde zur Hebung fommende 
direlte Sommunalfteuer. Wo auch eine ſolche ausnahmsweiſe nicht befteht, muß 
von der GemeindesBerwaltung nad den Brundfägen ber Glafienfleuer - Beran- 
lagung eine ungefähre Einfchägung bewirkt und der Betrag ausgeworfen werben, 
welchen feber Urwaͤhler danach als Claſſenſteuer zu zahlen haben würde. Wird 

die Gewerbeſtener von einer Handels⸗Geſellſchaft entrichtet, fo ik bie Steuer 
bepufe Beſtimmung, in welche Abtheilung bie Gefellichafter gehören, zu gleichen 
Tpeilen auf diefelben zu vepartiren. 

$. 12. Die erſte Abtpeilung beſteht aus denjenigen Urwäßlern, auf welche 
bie hoͤchſten Steuerbeträge bis zum Belaufe eines Drittheild ber Geſammiſtener 
($. 10) fallen. Die zweite Abtheilung beſteht aus denjenigen Urwäplern, auf 
welche die nächſt niedrigeren Steuerbeträge bis zur Grenze bes zweiten Drit- 
theils fallen. Die dritte Abtheilung befieht aus den am niebrigfien befteuerten 
Urwählern, auf welde das britte Drittheil fällt. In biefe Abtheilung gehören 
auch diejenigen Urmähler, welche feine Steuer zahlen. 

$. 13. So lange ber Grundfag wegen Aufhebung ber Abgaben Befveiuns 
gen in Bezug auf die Claſſenſteuer und direkte Sommunal- Steuer noch nicht 
buschgeführt iſt, find die zur Zeit noch befreiten Urwähler in diejenige Abthei⸗ 
lung aufzunehmen, welcder fie angehören würben, wenn die Befreiungen bereits 
aufgehoben wären. 

$. 14. Jede Abtheilung wählt ein Drittheil der zu wählenden Wahlmänner. 

Geſuch des königlich baierſchen Gefandten am Hofe zu Berlin um ſchleunige Hülfe 
Prmßens in der Pfalz { 





| 
30. ! Gonferenz der Miniſterial⸗Vorſtände der thiringiſchen Staaten zu Weima 
ber beutichen Angelegenheiten. Einer Mittheilung an vie Stäude Sad 
thums Gotha gemäß, kam man auf folgende Ergebniſſer Die :Glugiers 
kennen die Befchlüffe der National: Berjammäung nur infoferu alo v 
an, wenn fie formrichtig von der Centralgewalt zur Ausführung gebran 
Sollten jedoch beide Gewalten, die geießgebende und bie vollgiehende, 
Hebereinftimmung handeln, ſo könnten allenfalls bie einzelnen: Stan 
rungen: einzelne dentſche Fragen auf bem Wege ber Specialgefengeben 
bigen. Die Vereidigung auf Die beutfche Reichsverfaſſung erkennen bi 
giſchen Staatsregierungen nicht für nothwendig an; doc liegt auch kri 
vor, es zu verhindern, wenn einzelne Corporationen einen ſolchen id 
wollen. . Da jedoch auf jeder Seite der Berfaflung Beſtimmungen vor 
bie man vernänftigerweife gar nicht beſchwoͤren koͤnne, infofern Fe nicht zu 
heit geworben feien, fo erfcheine allerdings ein ſolcher Schwur bedenklich 
send Der Verhandlungen Iangte die königlich preußiſche Note mit bem ven 
Berfaflungs- Gatwurfe in Weimar au, ımb man erfannte, nach Ber 
mit:den franffurter Beichlüffen, mit einiger Befriedigung an, daß bi 
wurf doch eigentlich. fein octroyirter fei; aber man konnte fich auch nich 
Im,. dag die Hoffnung der Reichsbildung damit vernichtet oder doch in .ı 
Ferne gerüdt werde, und den Regierungen, inebeſondere ber kleinen 
nu noch die Möglichfeit bleibe, die weientlihen Wohllhaten der fü 
Verfaſſung, wie in unferem gothaiichen Geundgeie bereits beſchehen 
zelnen Staatsangehoͤrigen zu gewähren. 

30. | Etliche hundert Mann der Beſatzung von Raſtadt ziehen gegen das M 
Commandanten nad Baden, um einige dort verweilende Offiziere gefi 
nehmen, welche der Rebellion nicht bienen wollten. Es gelingt teile 
‚beim Ruͤckmarſche giebt die Bande drei Salven auf einen Eifeubahı 
Eine Strafrede des flellvertretenden Kriegsminiſters war Alles, was di 
Regierung folhen Exceſſen gegenüber zu thun wagte. 

30. | Das Organ der badiſchen revolutionairen Negierung, bie Carlsruher 
enthält einen Aufruf an die franzöfifhe Nation, aus welchem wir 
Stelle mittheilen, um bie ganze Nieberträchtigfeit diefer ‚für die Be 
Einheit und Größe Deutſchlands“ Fämpfenden Leute darzulegen: „W 
Euch Brüder Kranfreihs: An den Rhein, an den Rhein! Die Freihel 
pa's ift in Gefahr, Frankreich darf nicht fehlen auf dem often bi 
Vorwärts im Namen der Freiheit, ver Gleichheit, der Brüberlichfeit.“ 

39. | Gefecht bei Heppenheim. Ein flarfer Haufe badiſcher Freiſchaaren rüdt-g 
bei diefem Orte ſtehende Abtheilung großherzoglich Heifiicher Truppen, ı 
mit empfindlichen Verluſte zu wilder Flucht genöthigt. — Es galt We 
herzogthum zu revolutioniren, und die Angreifenden famen eigentlich 


®) Auch im Namen des „nähifchen Volles” war ein äͤhnlicher Aufruf erſchier 
Anfang lautet: Die Kroaten und Kofaden greifen die Pfalz und Baden an, m, f. w. 
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axwerſichtlichen Erwartung, daß bei ihrem Erſcheinen die Heſſen in Mafle zu 
_ Ipmen überireten würden. 

deldzengmeiſter v. Welben wird feinem Wunſche gemäß, bed Oberbefehls in Un⸗ 
garn enthoben, und F. M. L. v. Haynan, unter gleichzeitiger Beförberung zum 
Feldzengmeiſter, bamit betraut. 

Der Reiche » Kriegsminifter Fürſt von Wittgenftein erflärt dem preußiichen Bevoll⸗ 
mädptigten bei der Eentralgewalt: daß diefe feine Mittel habe, den Aufruhr in 
Baden und der Pfalz zu überwältigen, und daß allein Preußen dies vermöge. 

Beſchluß des preußiſchen Staatsminifteriume, ben über die Kreife Iſerlohn und 

: Hagen verhängten Belagerungszuftend, mit geringen Ausnahmen wieber aufs 


- yapeben. 

Recogmoscirungs s Gefecht preußiſcher Truppen bei Aarhuus. Zwei Schwadronen 

des Titten Hufarens Regiments unter Major v. Pfuhl zeichnen fih, der viel 
zafftreicheren und mit großer Tapferkeit fechtenben dänifchen Reuterei gegenüber, 
ganz befonder® aus, und verlieren A Offiziere 26 Mann. — Der Oberbefehle- 

haber erwieberte auf die desfallfige Meldung: „In diefem Augenblide geht mir 
bie von Ew. verfaßte Relation über das am 31. Mai hinter Aarhus flattge- 
habie Eavaleries Gefecht zu. Am Schluß derfelßen Haben Ste ſich veranlaft 

- gefehen, eine Bertheibigung Ihres Berfahrens mit einfließen zu laffen. Das 

: Sat wi überraſcht. Nach meiner beften und innigften Ueberzengung haben Ew. 

ſcuh auch am 31. Mai als ein tapferer und umfichtiger Eavalerieführer bewährt. 

Sie haben mit Ihren wenig zahlreichen Mitteln mehr geleiftet, als mancher 
Undere unter ähnlichen Umftänden geleiftet haben würde. Sie und Ihre bra⸗ 

ven Untergebenen haben nicht allein einen ſchweren Strauß ruͤhmlich ausge- 

| fochten, ſondern Sie haben auch ber ganzen preußifhen Cavalerie ein Beifpiel 

- gegeben, dem die Anerfennung und Hoffentlich auch die Nachahmung nicht fehlen 

wird. Diefe meine Anſicht bin ich bereit, überall da geltend zu machen, wo 
es darauf anfommen follte, und erwarte mit Ungeduld die Gelegenheit, um 
Ihnen und den beiden Schwabronen mandlich und wmftändblicher meine (haft 
Anerfennung barbringen zu koͤnnen.“ 

‚Die würtembergifche zweite Kammer beſchließt hinfichtlich der Anträge der Reutlin- 
ges Berfammlung: 1) die Regierung um eine förmliche Zuſicherung anzugeben, 
baß fie darauf hinwirken werbe, eine Berbinbung berfenigen Regierungen, welche 
Die Reicheverfaffung anerfannt, zur Wahrung der babucch entſtandenen gemein- 
famen Intereſſen herbeizuführen, auch im Kalle eines Angriffe von Reichöfeinden 
fämmtlihen NReichsländern mit Einfluß von Baden und Rheinbaiern, jebe 
militairiſche Hülfe angebeihen zu laſſen, ſo bald diefe Ränder den durch Aner⸗ 
kennung ber Beichöverfaflung übernommenen Pflichten in allen Theilen nach⸗ 
fommen; 2) daß die Regierung ben Durchmarfih von Truppen derjenigen Staa- 

- ten, weldhe die Reichöverfaflung nicht anerfannt Haben, nicht geftatte, den Ein- 
marſch in Ulm aber nur infoweit, als die beftehenden Verträge bies bedingen. 

+ Dr. ee, früher Profeflor der Theologie, m Berlin. 
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1.| Die königlich baierſche Regierung erläßt die nöthigen Befehle zum Mer 
Divifion von acht Dataillonen, neun Esfabrons in die Rheinpfalz . 3 
bruch des Fußvolls aus der Gegend von Nürnberg erfolgt am dien, | 
terei und Artillerie erfi am 7. Juni. Da mit fo geringer Truppenn 

darauf gerespnet werben burfte die rebelliſche Provinz zu unisriperfeg 
ſcheint das Ganze wie eine Maßregel bes politiſch⸗militairiſchen % 
und. ſpricht in ihrer (nothwendigen) Beſchraͤnltheit ſchwerlich ‚für pie 
lichfeit der dortigen Heeredeinrichtungen.. 

1.| Befanntmahung des in Baden vegierenben Landes⸗Auoſchuſſes: „DR 
if ‚in Gefahr. Die Zeit brängt zu raſcher That. Eine zahlreiche} 
Ing, wie unſer Lanbes-Ausfhluß, iſt nicht geeignet, ben großen 4 
Befreiung Deutſchlands, der uns bevorſteht, mit der erforderlichen Ang 
zuführen. Darum haben wir einmüthig eine proviforiihe Re 

erwählt, welche in fih die geſammte Gewalt des LanbessNusfchufleg 
Bollgiehungsbehörde vereinigt. Unfere Wahl fiel auf die Bürger; 
Brentano, Amand Goegg, Joſeph Fickler, Ignaz Peter, 
Sigel. Wir felbft haben unfere Kräfte zur Verfügung dieſer pray 
Regierung geſtellt. Wir werden diefelbe mit voller Ueberzengung ı 
Nachdruck unterflügen, und fordern zugleih das gefammte Volk in Be 
- dem Rufe diefer waderen Männer zu folgen, zu ber proviforifchen. A 
zu flehen und nicht zu wanfen, bis ber Sieg der Freiheit errungen fei 

2, | Proclamation der großherzoglich badiſchen Regierung (zu Sranffurt a. M 
jede Maßregel des f. g. Landes⸗Ausſchuſſes für nichtig esflärt, das 
von Reichstruppen angefündigt, und nochmals allen Rebellen, aud | 
daten Amneftie verhießen wird, fofern fie ſich freiwillig und ohn 
unterwerfen. 

2. | Fickler aus Baden, (S. 8. April 1848.) Mitglieb ber dortigen. proviſeri 
gierung, wird zu Stuttgart verhaftet, wohin er ſich in Waͤhlgeſchaͤ 
fügt hatte. 

3.Der interimiſtiſche Reichs⸗Miniſter des Innern und Präſident bes Drinike 
Dr. ®rävell, wird feinem Wunſche gemäß biefer Poſten enthoben, 
NReiche-Kriegsminifter Fürſt v. Wittgenftein mit dem Praͤſidium des 
Minifterii beauftragt. 

3. | Neun vormalige Mitglieder ber deutſchen National⸗Verſammlung, mt 
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9: 9 Gagern, Dahlmann u. f w. erlaflen nachſtehenden Aufruf: „Der von 
deu Regierungen von Preußen, Sachſen und Dannover ausgegangene Entwurf 
einer Reihe-Berfaflung laßt es den Unterzeichneten wünfchenewersh erfcheinen, 
bag eine größere Anzahl politifcher Freunde, welche in der National-Berfamm- 
kung die Durchführung ber Reiche-Verfafiung vom 28. März auf frieblichem 
und. geſetzlichen Wege angefirebt, und feisben in vielen deutſchen Bauen bie 
Öffentliche Stimmung von neuem kennen gelernt haben, ſich, ſobald thunlich, 
wieder zu einer Beiprechung zufammenfinden. Gin möglichft übereinfimmenbes 
Berpalten in der gegenwärtigen Lage des Baterlandes, insbeſondere gegenüber 
der obſchwebenden Frage der Reichstagwahlen für diejenigen Staaten ſowohl, 
welche jetzt die Reichs⸗Berfaſſung vom 28. März anerkennen, als auch für 
diejenigen, welche eben fo wie bie drei obengenannten Koͤnigreiche vorher noch 
Modificationen für noͤthig erachten, — wird ben Gegenſtand ber Berathung 
ausmachen. Die Unterzeichneten fchlagen zu diefem Zweck eine Zuſammenkunft 
. am 26ften d. M. in Gotha vor und laden Sie dringend ein, bei berfelben zu 
exſcheinen⸗ — ebenfalls werben fich die Unterzeichner geſagt haben, daß bie 
VParole weder Heppenheim noch Heibelberg feyn Tann. 
Gipreiben der Bevollmaͤchtigten derienigen deutſchen Staaten, welche bie Reiche: 
: MBesfaflung anerfennen, an ben Präfiventen bes Reichs⸗Miniſterinms: Die 
! legten Ereiguiffe müflen die unterzeichneten Regierungs⸗Bevollmächtigten ver- 
anlaſſen, über verfchiedene Kragen von der hoͤchſten Bedeutung eine offene Ver⸗ 
Rändigung mit dem Minifterium ber Eentralgewalt herbeigeführt zu fehen. Sie 
hassen gehofft, bei zwei mit dem Minifterium bevorflehenben Eonferenzen Ge⸗ 
legenheit zu ben deshalb nöthigen Erörterungen zu finden. Diefe Hoffnung if 
indeß durch das Abſagen der anberaumten Conferenzen fehlgeſchlagen, und ſo 
Veibt ihnen nur übrig, ihren Wunſch einer mündlichen Beſprechung fchrift- 
lich vorzutragen, und zugleich bie Gegenſtaͤnde dieſer Beſprechung anzudeuten. 
„Es iſt bekannt, daß die Centralgewalt durch die Entfernung der National⸗ 
„VDerſammlung von Frankfurt des in dieſer Verſammlung liegenden moraliſchen 
Gewichts beraubt iſt, und daß ihr von ben größeren deutſchen Staaten bie 
vwnſchenswerthe Unterflügung nicht zu Theil wird. Jetzt haben außerdem 
:, Yeeußen, Sachen und Hannover ein beſonderes Bundniß geſchloſſen, deſſen 
gemeinſame Angelegenheiten von Preußen geleitet werben follen, und es ift enb- 
lich befaunt, daß Verhandlungen verſchiedener Art über Beränderungen in ter 
Gentralgewalt Rattgefunden haben. Es muß ſich bei der bedrohten Lage Deutſch⸗ 
lands ſomit die Frage aufwerfen, ob die Gentralgewalt unter diefen Umſtän⸗ 
ben die Mittel zu einer genügenden Wahrnehmung ihrer Functionen befige, 
und die unterzeichneten Bevollmächtigten müflen dieſe Frage mit einer um fo ern» 
ſteren Aufmerkſamleit ins Auge faflen, als ihnen über alle im Augenblide ſchwe⸗ 
benden, fo unendlich wichtigen gemeinfamen Angelegenheiten nicht bie minbefte 
officielle Kunde gegeben, und die nach dem Gefehe vom 28. Juni v. 3. nöthige 
Berfländigung mit ihnen unterlaſſen iſt.“ 
ADie einzelnen Regierungen find, wie beines weiten Nachweiſes bebarf, 
18° 
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fo wenig angefochten werben, ols von dem letzteren, da erſt mit 
neue deutſche Staatsrecht in Wirkſamkeit tritt, und bis dahin nofhweni 
gelten muß, wenn nicht inzwiſchen jedes rechtliche Band zwiſchen ven 
wegfallen fol. ab aber Sie erwahnten Borfchläge in Sezlehung har 


dieſer Berfaflung völlig fremd iR, und daher auch usch jene , 
berührt wird, al fie zu einem Definitioum und damit zum A . Äheg 
führen. Ob aber dieſes der Kal ie wirb, hängt von dem Verhalten ab, 

hhrigen beutfihen Staaten auf die Antru ge der vrei genafinten 
weshalb der Unterzeichnete fich die ergebenfde Bälte zeituben muß, daß Wii 4 
zeichner der Noete vom Bun d. DR. ibn von van Mbftihten,  weidhe ihrs Me 
Tepe, Doh) Derainahe: Sufonge 
Senainig ſetzen wollen 

Eine zweite Frage richtet die eben arwahnte Note auf das Berfahre 
Gentralgewalt durch die Verlegung der National-Verfammlung nach Stuil; 
** GBierauf kann der te — 

das Neichominiſterium die Vefugniß der Mattonal+MBerfeuumiuung ga 

Maßregel wicht anerkennen kann, — um u 
vb. I. Frankfurt ausbrädiiih als der Gig der Natlonal⸗ ni 
und eben deshalb, weil aus biefen Befchlüffen die legalen Vefugniffe de 
dieſe wit über Are Quelle hinausgehen und dahin führen Eönngn, 


zein Berenten tohgt, dſe Crfläung algmpit 
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ande üben dieſo Frage in Kennteiß gefegt zu werden, und. var um fo mehr, als bis 

ne die anderen, Die Verfaffung som 28 März nicht anerkennenden Regierungen 

„aber ihre Stellung zur Natienal-Berfammlung ausgeiprochen haben. 

Wenn endlich aber noch eine Auskunft darüber gewuͤnſcht wird, ob die Gentralgewalt 
deſtanen und Im Stande fei, die ihr übertragenen Functlonen auszwüben, fo glaubt 
VoFelchsminiſterium, daß die Gentralgewalt zu Eeiner Zeit eine Veranlaffung gegeben 

von ſeſden Willem zu Erfüllung ihres Pflichten. in Zweifel zu ziehen. Auch vie 

z Witteb dazu bat fie biaher fletd gefunden, amd es liegt bis jetzt kein Grund gu der 

; Yunahme vor, baß dies Fünftig nicht mehr der Kall fein werde. ‚Diejenigen Staaten 
nämlich, welche Die von der National-Verfammlung befchlofiene Reichöverfaffung anerkannt 
haben, werden, ohne fich mit Ihrem ganzen biöherigen Verhalten In Wiberfpruch zu 
+ Feen, jene Wittel nicht verfügen koͤnnen, und von den übrigen Staaten haben Oeſterreich 

1.1006 Salem neuerdings bedeutende militairifche Streitkräfte zugeſichert, Preußen aber, 

- welches vollſtaͤndig gerüftet daſteht, bat noch nie feinen Bundespflichten fich entzogen, 

. umb als ungerecht würde daher auch ver Verdacht erjcheinen müflen, daß feine Negierung 
ihre Unterflügung der Stelle verfagen Eönnte, auf welche, unabhängig von dem Geſetze 
vom 28. Juni v. J., die Befugnifle des Bundestages ton Preußen felbft mie von allen 
übrigen deutſchen Staaten übertragen find.“ 

Grleh ves !. baierſchen Miniſterinums an ben Bevollmächtigten bei. der Central» 
gewait, worin ex angewieſen wird, die Zahlung von Tagegelbern an bie baier⸗ 
‘fügen Abgeordneten zur biöherigen Nat. Berfammlung fofort einzuftelen. 

er ber großherzoglich heſſiſchen Truppen auf Weinheim, von wo die Freiſchaͤrler 
-"iudeß zum größten Theile fchon entwichen find; daher nur unerhebliches Gefecht 

ı mis den Rachirabe ber Fluchtigen. 

Der „Kriegsminiſter“ Sigel erflärt das Vaterland in Beate, das Land Baben 
in Kriegszuftand, und verfündet das Standrecht. 

VErtlarung ber großherzoglich meclenburgiſchen Landtags Commiſſarien in Bezug 

auf die deuiſchen Verhaͤltniſſe. Dieſelbe ſchließt mit den Worten: „Hiernach 

wir ſich Mecklenburg der Theilnahme an ber von ben Regierungen von Preu⸗ 
ti Se, Hannover und Sachſen eingegangenen Berbindung nicht entziehen dürfen, 

' gumal ba die Gleichartigkeit aller weientlichen Staates Intereffen darauf hinweift, 

nit Preußen und Hannover Hand in Hand zu geben, und es in aller Hinficht 

ı: füge smangemeflen gehalten werben müßte, wenn Medienburg eine Berbindung 
60 Yen enifernter liegenden beutichen Staaten gegen bie angrenzenden mädhti= 

geren Rönigreiche eingehen wollte. . Die großherzogliche Regierung wirb baber 

:::Yep’Shaffoxberumg des koniglich peeußifhen Miniſteriums Folge geben, wird auch 
denjenigen Regierungen, welche die Reichs⸗Verfaſſung ebenfalls anerfannt haben, 
hierüber Mittheilung machen, und giebt fich der Hoffnung bin, daß ihre Aufs 
faffiung der vorliegenden Verhaͤltnifſe im Einflange mit den Anfichten der Ab⸗ 

geordneten⸗Kammer und des mecklenburgiſchen Volles ſteht. 

Eine Deputation überreicht der Sigmaringer Regierung die Beſchlüſſe des bei 
Gammertingen (S. 3. Juni) verſammelt geweſenen Volkes. Das Gouvernement 
geht nicht darauf ein, und veröffentlicht jene Beſchlüſſe mit einigen Erläuterun- 
gen verfehen, dutch den Druck. 

Die Berliner Polizei bemächtigt fih abermals eines verfedt gehaltenen, sent 
dotruchtlichen Vorrathes an Schießbedarf (©. 3. Juni). 





& Imi. b. 2 


mit üben dieſo Brage in amnteiß gericht zu werben, und. Aoaz = um fo mehr, als bis 
het aur Die anderen, die Verfaſſung vom 28, März nicht anerkennenden Regierungen 
fich über ihre Stellung zur National⸗Perſammlung ausgeſprochen haben. 

Wenn endlich aber noch eine Auskunft varüber gewünfcht wird, ob die Gentralgewalt 
Yefonnen und Im Stande fei, vie ihr übertragenen Functionen auszuüben, fo glaubt 
Dad Keigöminifterium, daß die Gentralgewalt zu Feiner Zeit eine Veranlaſſung gegeben 
babe, den feiken Willen zu Erfüllung ihrer Pflichten in Zweifel zu ziehen. Auch vie 

Mittel dazu bat fie biaher ſtets gefunden, amd es liegt biä jetzt kein Grund zu ber 
Annahme vor, Daß dies Fünftig nicht. mehr der Fall fein werde. ‚Diejenigen Staaten 
nämlich, welche die von der National-Berfammlung bejchloffene Reichsverfaſſung anerkannt 
haben, werben, ohne ſich mit Ihrem ganzen biöherigen Verhalten In Wiperfpruch zu 
fegen, jene Nittel nicht verfagen Eönnen, und von den übrigen Staaten haben Oeſterreich 

iu Baiem neuerdings beveutende militairiſche Streitkräfte zugefichert, Preußen aber, 
weiches velikännig gerüftet daſteht, hat noch nie feinen Bunbeöpflichten fich entzogen, 

. und al& ungerecht. würde daher auch ver Verdacht ericheinen müfien, daß jeine Negierung 
ihre Unterflügung der Stelle verfagen koͤnnte, auf welche, unabhängig von dem Gefehe 
vom 28. Juni v. J., die Befugniffe des Bundestages von Preußen felhft wie von allen 
übrigen deutſchen Staaten übertragen find.“ 

Erlaß des !. baierſchen Miniſteriums an den Bevollmächtigten bei. ber Central» 
gewait, worin ex angewieſen wird, bie Zahlung von Tagegelbern an bie baier« 
ſchen Abgeordueten zur bisherigen Nat. Verſammlung fofort einzuftelen. 

Ungeif ber großherzoglich heſſiſchen Truppen auf Weinheim, von wo die Freiſchaͤrler 
"indeh zum größten Theile fchon entwichen find; daher nur unerbebliches Gefecht 
wit den Nachtrabe ber Flüchtigen. 

Der ‚‚Rriegeuinier” Sigel erflärt das Baterland in Wefahr, das Land Baden 

in Kriegszuſtand, und verkündet das Standrecht. 

Erklaͤrung der großherzoglich mecklenburgiſchen Landtags⸗Commiſſarien in Bezug 
auf die bentfchen Verhaͤltniſſe. Dieſelbe ſchließt mit ben Worten: „Hiernach 

wird ſich Mecklenburg der Theilnahme an ber von den Regierungen von Preu⸗ 

: Ben, Hannover und Sachſen eingegangenen Berbinbung nicht entziehen dürfen, 
zumal da die Bleichartigkeit aller weientlihen Staats⸗Intereſſen darauf hinweiſt, 
mit Preußen und Hannover Hand in Hand zu geben, und es in aller Hinficht 

- für unangemeflen gehalten werben müßte, wenn Medienburg eine Berbindung 
wis deu enifernter. liegenden beutichen Staaten gegen bie angrenzenden mädhti- 

geren Königreiche eingehen wollte. Die großherzogliche Regierung wird daher 

: ver Aufforderung des Ehniglich preußiſchen Miniſteriums Folge geben, wird auch 
denjenigen Regierungen, welche die Reiche-VBerfaflung ebenfalls anerkannt haben, 
hierüber Mittheilung machen, und giebt fich der Hoffnung hin, daß ihre Auf: 
faffung der vorliegenbeu Verhaͤltniſſe im Einflange mit den Anſichten der Ab⸗ 
geordneten⸗Kammer unb des medfenburgifchen Volles fteht. 

Eine Deputation überreicht ber Sigmaringer Regierung die Beſchlüſſe des Fei 
GBammertingen (&. 3. Juni) verfammelt geweſenen Bolfes. Das Gouvernement 
geht nicht darauf ein, und veröffentlicht jene Beichläffe mit einigen Erläuterun- 
gen verfeben, dutch den Drud. 

Die Berliner. Polizei bemächtigt ſich abermals eines verftedt gehaltenen, ziemlich 
‚beträihttächen Vorrathes an Schießbedarf (©. 3. Juni). 
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1: Iulerstten Cigarreuhaͤndler als Melde -Regenten zu - erbliden, wird fl 
die Lachnmskein wirken. Es war wahrlich ſchon genug daran, daß de 
Herr v. Schmerling daffelbe Indioitaum zum Keichogeſaudten umpuigte 

7. | Antwort des Präfidenten des Reichs⸗Winiſteriums anf bie unterm: 20. I: 
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gehrte Schreiben vom Iften I. M. mitgeteilten Erlaffe des känigl. Minifter-Brä- 
3 Grafen von. Brandenburg vom 28ſten v. M. Anlaß gefunden haben. 
—vMWerxn iſt der Erzherzog⸗ Reichsoverweſer bereit, bie Aeußerungen des Schreibens 
‚dam Alm v. M., zu welchem nur dann ein Grund vodag, wenn .bie E. Megierung 
In in irgend einer Weile von feinem Poften zu verbrängen gebachte, einem bloßen 
Mthoerſtandniſſe zuzuſchreiben. Beruhlgt durch die Verficherung, daß ein foldyer Gedanke 
ber T. Aegierung fern gelegen babe, verzichten ©: K. 5. auf eine nähere Berufung an 
ven thatfächlichen Gergang der Verhandlungen, weiche jene Aeußerung herbeigeführt 
haben, da eine derartige Erörterung einen Vorcheil für aus Hffentliche Inteseffe nicht er⸗ 
werten läßt. Für Die richtige Auffaflung dieſer Verhandlungen genügt es, keinen Zwei⸗ 
fel darüber entfichen zu laflen, daß der Reichsberweſer, fo dringend Er auch ©. M. 
den Konig von Preußen gleich anderen Buntesfürften auf bie Nothwendigkeit aufmerk⸗ 
ſam machte, geitige Vorſorge für ven Fall feines bevorſtehenden Rücktritto zu treffen, ſich 
we niemals mit feiner Stellung und Meberzeugung in-Widerfpruch gefeht Hat, mit wel⸗ 
: da ein Auſuchen an S. M. um Uecbernahme der Gentralgewalt jo wenig 'vereinbar 
fein konnte, ald überhaupt eine nicht von den Regierungen ausgehende Mebertragung 
dieſer Gewalt an Preußen. 
Im jeder Hinficht muͤſſen aber ©. 8. H. Werth darauf legen, ſich gegen die Statt» 
- Yaftigkött der Bolgeringen auszufprechen, welche die k. Regierung Hinfichtlich ber rechtli⸗ 
chen Stelhmg der Eenttalgewalt feit Auflöfung ber National» Berfammiung aus ben 
Actikeln 4; und 6. des GSefeges vom 28. Juni 1848 in ver Rote vom 2Bften v. M 
fo wie ſchon bei anderem Anlafie, abgeleitet hat. Als Bewahrep:ver einzigen für ganz 
Deutſchland gemeinfamen Autorität, hofft der Meichänerweier, feiner ſchweren Pflicht in 
erhöhtem Mafe genügt zu haben, ald Ex auch nach ber beflagenswerthen Erſchütterung, 
welche dieſe Autorität Durch die GSelbftauflöfung ver National» Verfammlung in ihrer 
echllichen Grundlage erleiten mußte, ven Rechts⸗Zuſammenhang ſowohl des grundgeſetz⸗ 
lichen Bundes⸗Verhaͤltniſſes, als ver an die Stelle ver Organe des Bundesſtaates ge⸗ 
tretenen gemeinſamen Executivgewalt, fo viel an ihm war, aufsecht zu halten ſich ent⸗ 
ſchloß. Neben dieſen hoͤchſten Intereſſen konnte die weit entlegenere Schwierigkeit ver 
Brage, wie es bei Unterbrechung der Geſammtvertretung ver Nation, mit ber Verant⸗ 
worklichkeit der Reichs⸗Miniſter und mit ber Beftätigung etiwa vorfommender völkerrecht⸗ 
licher Verträge zu halten ſei, zunächft nicht in Betracht kommen; und ohne Zweifel wird 
: Die preußiſche Regierung bereitwillig zugeben, daß ein vorläufig nur zwiſchen drei Bun 
des⸗ Regierungen abgeſchloſſenes Bundniß eben jo wenig für bie von ber National⸗Ver⸗ 
fanımlung errichtete Sejanuınt» Executive, wie für das Organ des Yunbes- Berhältnifies 
fofert einen Erſatz gewähre. Deutichlann iſt augenblidlih in mehrere Gruppen ven 
Staaten getbeilt, welche die Mittel und Wege zu neuem Aneinanderfchließen fuchen, und 
EIS dieſe Beftrebung gelungen fein wird, muß der Reichsverweſer die Erhaltung des allein 
noch beſtehenden gefehlichen Einigungspunktes als den wichtigften Gegenſtand Teiner Sorge 
betrachten. Die veutichen Regierungen Haben Ihn feither, ungeachtet der Verſchieden⸗ 
. Seit ihres Verhaͤltniſſes zur Verfaſſungsfrage, übereinftimnend in biefer Weberzeugung 
beRärkt, Außer Preußen haben noch andere Staaten die National-Berfammlung für nicht 
mehr rechtlich beſtehend erflärt, fie haben aber an dieſe Nichtanerkennung nicht die Folge 
gefnäpft, daß dadurch auch ver rechtliche Beſtand ver Sentralgetvalt aufgehoben, und der⸗ 
felben vie Ihr gebührende Linterflügung nicht länger zu gemähren fel. Alle diefe Regie 
rungen, auch Preußen felbft, haben ihre, nur auf dem Grunde bes Geſetzes vom 28. Juni 
v. J. ruhende Vertretung durch Bevollmächtigte bei ver Gentralgewalt, fortvauern laffen. 
Da endlich Preußen noch gegenwärtig ausprüdlich ausſpricht, daß dad pon ihm geleitete 
Bünbniß in die Befugniffe der Eentralgewalt, als des bisherigen leitenden Organs des 
BSundes, nicht eingreifen, vielmehr deren Rechte voliftändig wahren werde, — ber Gen- 
rlgewalt aber : für. die. Uuthbung jener: Befugnifie: Fein auderer Ocgarieunt als das 
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Meichs-Minifterlum gu Gebote fleht, fo ſcheint dem Unterzeichneten auch aus biefen 
der von ber Verantworilichkeit der Reicht⸗Miniſter heegenommmene Kihnteani ug 
weiſen, als in wer. Abſicht der 2. Megierung liegen: kaun. 

„Wenn die Note des Herrn Orafen von Brandenburg ferner darauf him 
die Gentralgewalt factiſch nicht mehr über die Mittel zu verfügen habe, weich 
füllung ihres Berufes in ben gegenwärtigen Kämpfen erforvert, fo erachten | 
Die freimüthige Entgegnung für geftattet, daß die k. Regierung ſich Hier gege 
Gentraigewalt, deren Anfpruch auf bie Unterflühung ber Ötegierungen felbſt 


jchigen Auficht Preußens über ihre. Stellung, uunerloren ift, eined Argumente 


welches fie füch felber. gefchaffen bat und in jedem Augenblide mit ver in voller 
ſtehenden Macht Preußens zu entkräften im Stande ifl. 

„Nur ron diefer Auffaffung der Verhaltniſſe und von ber gleichen Rückfic 
Interefien aller Theile Deutfchlands ausgehend, Eonnte der Reichsverweſer fig 
fielen, ‘ob das zwiſchen Preußen, Sachen und Hannover abgeiihloffene Bü 
Nisverlegung Seines Amtes zu erleichtern, die entgegenſtehenden Bedenken zu 
gesignet fe. ES liegt unflreitig in dem Rechte S. K. H., die doppelte Prüf 
ftellen, ob nach der Natur föderativer Staatd-Einrihtungen und nach den ausi 
Beſtimmungen des Art XI. der Bundesacte ein engered Buͤndniß, deſſen Zwed 
jenigen der Geſammtheit enthalten find, für berechtigt zu gelten Anſpruch habe 
nicht Die Zwecke jenes Bünpniffes ficherer und allgemeiner durch entichiebenet 


menwirken Preußens mit ver Gentralgeivalt hätten erreicht werben können. Ja | 


heit feiner patriotiſchen Befinnung und in der anerkennendſten Würbigung be 
gründe Preußens findet fich jedoch der Erzherzog⸗ Reichsverweſer zu der Erkll 
flimmt, daß Er Seinerfeit® weder die Berechtigung zu dem fraglichen Bünbaij 
ſtrelten, noch der weiteren Ausdehnung deſſelben irgend ein Hinkerniß in ben 
legen, vielmehr diefe Frage ver Verhandlung zwifchen Preußen, Namens. per | 


. ten Segierungen und den übrigen veutichen Bundesſtaaten unbeirrt zu überlaff 


nen if. Welches auch der endliche Ausgang fein möge, ©. K. H. werben je 
das Freudigſte den AUugenblid begrüßen, wo die Nieverlegung des von Ihnen 
ten Amtes nicht, wie noch gegenwärtig, als ein Zeichen und vielleicht eine new 
tiefgehender Spaltungen, fonvern als vie Bekräftigung einer neu begründeten 
erſcheinen wird. 

„Der Unterzeichnete bittet den k. Herrn Bevollmaͤchtigten, gegenwärtige 
lung an feine hohe Regierung zu befoͤrdern, und er hat bie Chre, mit dieſem 
bie Verfiherung vorzüglicher Hochachtung zu verbinden. 


7. | Broclamation bed Herzog von Anhalt-Bernburg wegen feined Anfchluffes 


Bund von Preußen, Hannover und Sadjfen. 


7.1 Die großberzoglich meklenburgiſche Regierung erklärt dem berliner Cabi 


| 


fie auf bie gemachten Propofitionen einzugehen beabfihtige. Der wii 
Entwurf zu einer Berfaffung des deutfchen Reiche entipreche im Wef 
ben an einen foldhen zu ftellenden Anforderungen, auch wegen bes Bei 
dem vorgefchlagenen Bündniße, wegen Errichtung eines proviforifchen | 
gerichts unb bes oprgelegten Wahlgeſetzes feyen feine Errinnerungen zu 


Indeß glaubt die Regierung fich einſtweilen auf biefe allgemeine Erllaͤ 


fpränfen zu müffen, weil noch weitere desfallſige Verhandlungen mit | 
verfammelten Abgeorbneten-Rammer bevorftehen. 


7. 4 Die Statthalterſchaft yon Schleswig. Holkein erklärt fh, ber Landes⸗Verſa 


: qegenäer, binfühetidh ‚der beutfchen Angelegenheiten dahie: Mann anf ei 
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kewm Wege, ald auf dem von der beutfchen Rational Berfammiung betretenen, 
eine: 'einheittiche , den Bebürfuiffen. der Nation entſprechende Berfaffung für 
Dertſchland zu Stande lommen, ſo werben wir biefes nicht durch ſtarres Ber; 
harcen auf jenem Wege erfchiweren dürfen. Eben fo wenig aber werden wir 

Men jegt über den von ben Regierungen ber brei norbbeutichen Rönigreiche 

audgehenden Vorſchlag eine enticheidende Erklärung abgeben fünnen. Es mag ſchwer 

ud unnatürlich erfcheinen, daß wir in Fragen, melde das tieffie und innerfle 
Leben der ganzen Nation ergreifen, auch nur anf kurze Zeit ohne beſtimmt aus⸗ 
geſprochene Stellung zu den Parteien zu bleiben uns entfchließen ſellen. Allein 
wir haben bereitö unfere fehle Stellung gegen den äußeren Feind, befien Ab⸗ 
wehr unfere hoͤchſte Aufgabe ifl. Diefe erfordert die Zufammenbaltung unferer 
gefammten Kraft. Sobald im Verlaufe der beutfchen Entwidelung ein beftiimmter 
Weg zur Einigung bed Baterlandes zur Anerfennung und Ausführung gelangen 
wird, werden die Herzogthümer ſich demielben anzufchließen haben.” 

Die Einhaltung des angebeuteten Verfahrens wird und dur die Rückſicht 
auf bas für unfese Sache vereinte beutfche Reichöheer zur unabweislichen Pflicht 
gemacht. Trotz der inneren Spaltungen ift bis jept die Einheit Deutichlande 
nach außen durch Das Reichsheer in der mwünfchenswertheften Weiſe bargeftellt. 
Würden wir eine beftimmte Parteiftellung in ber beuifchen Sache fofort mani⸗ 
feſtiren, fo fönnte Leicht die Einigfeit des Heeres gefört, feine ungefchwächte 
Erhaltung gefährdet werden, dem deutfchen Baterlande zu neuem Nachtheil, uns 
fetbR zur äußerfien Gefahr.“ 

Dientmädchen-Berfammlumg zu Mainz. Unter Beobachtung aller parfamentarifchen 
Formen wird der Beichlug gefaßt, fi der von der ſtädtiſchen Behörde beab- 
fihtigten Erhebung einer Kranfenfteuer zu widerfegen. 

Treffen bei Race. Felbzeugmeifter Jellachich, welcher fein Corps neuerlich bei Titel 
vereinigt, und am äten in bie Nähe ber Römerfchangen geführt Hatte, fchlägt bie 
Angriffe der Infurgenten unter Perczel mit großem Berlufte berfelben zurüd. 

T v9. Saint Paul, koͤnigl. preußifcher Major, als Oberft Befehlshaber der ges 
fammten Echleswig-Holfteiner Infanterie, durch eine Kanonenkugel vor Fride- 
ricia getöbtel. 

Vroclamation der angeblichen beuifchen Regeniſchaft an das dentſche Volk, worin 
fie u. 9. behauptet, der Befehl über die Reichstruppen, weiche biöher ber pro⸗ 
viſoriſchen Centralgewalt verpflichtet waren, fey nunmehr in ihre Hände über- 
gegangen. 

Eircular» Berfügung bes f. preußiſchen Juſtizminiſteriums an bie Praͤſtdenten ber 
Appellations⸗Gerichte: „Es iſt von mehreren Seiten zur Kennmiß bes Juſtiz⸗ 
ninitteriums gelommen, daß Referendarien und Auscultatoren fi) vorzugeweife 
bei politifchen Demonfirationen und Verſammlungen bethefligen, in benjelben 
aufregende Reben halten und weſentlich dazu beitragen, eine ber & Regierung 
feinbfelige Geſinnung zu unterhalten. Ein ſolches Betragen wiberfirebt eben 
fo ſehr ihren Berhältnifien, welche biefelben zur grändlichen Borbereitung für 
igeen Fünftigen Beruf und zur gewiffenhaſten Binupung ihrer Zeit für biefen 
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-  ‚Zwedi auffordern, als den befohberen Pflichten, weiche ihnen als ‚umgebenden 
Staatsdienern obliegen. Das Präftvium  be6 f. Appellationd @ewichts wird 
daher veranlaßt, auf folche Referendarien und Auscultatoren ein befonieres Ans 
genmerk zu richten und, wenn ernfllihe Ermahnungen nicht von: Erfolg gewe⸗ 
fen find, unnachfichtlich beren Entlaffung aus dem JIuſtiz⸗Dienſte, nach Vorſchrift 
bes $. 60 des Gefches vom 29. März 1844 Herbeisufüpren.‘‘ — - Mon Rechtes 
und Ordnungs wegen! Dürfen wir aber baram erinnern, daß es außer ben 
2 Genannten (denen, wenigftens theilweis ihre Jugenbliche Unerfaßrenbeit entſchul⸗ 
. digend zur ‚Seite ſteht) eine hoͤchſt anftändige Zahl von Affefioren giebt, welde 
ſich gang dem Dienfle.der fügen Demofratie gewibmet haben? - 


8 Die Anmaßung ber angeblichen deutſchen Regentihaft in ihrer Prockamation yom 
|. vorigen Tage erfcheint fogar dem Minifterium Nömer zu ſtark, daſſelbe erläpt 
| folgenve Gegenerflärung an das würtembergifche Voll. 


Die bisherige deutſche National-Verfammlung In Frankfurt hat in Folge Be 

{ed vom 30. Mai d. 9. ihren Wohnſitz nach Stuttgart verlegt: Zurückgeführt auf den 
fechſten Theil ihres vollen Beflandes, und faft ausſchließlich mur nöch elme einzige ter 
> im Bolke: enthaltenen Parteien darſtellend, hat die übergeficbelte Verſammlung in ihre 
erſten Sitzung in wenigen Stunden, ohne Debatte, vie wichtigften Veſchlüſſe gefaßt. m⸗ 

ter andern den Beſchluß, die ſeitherige Centralgewalt in Frankfurt ab⸗ und eine al 
J fünf Mitglienern beſtehende Regentſchaft einzuſetzen. Dieſe ſelbſt aber beginnt ihre Wirt 
ſauiteit damit, ſich den Befehl über die Heere aller deutſchen Staaten zuzuerkennen un 
: Ta, waͤhrend fie verſichert, Alles aufbieten zu wollen, ven Vürgerkrieg abzuwenden, Mi 
feinem, ver vie Verhältnifie kennt, einen Zweifel übrig, daß ihr Beginnen nur daqzu fü 
1. rg. kann, das Gut und Blut Würtembergs in einem brubermöcberiichn 
‚und, gegenüber den größeren deutichen Staaten, ganz ungleichen Kampit 
zu vergeubden, und durch vie Geldopfer, welche die in Stuttgart neu gewählt 
Reichöregentenfchaft zunächft nur von unferem Staate fordern Fännte, uniem 
vohnehinſchon tiefgefunkenen Wohlfland vollends zu zerrütten. Wir haben, ak 
Zweifel an dem rechtmäßigen Fortbeſtand der National⸗Verſammlung unerörtert laifen, 
him ige nur den einer befieren Zufunft noch fähigen Heft jener politifchen Schöyfus; 
ſecehen wollen, an welche die deutſche Nation ihre fchönften Hoffnungen, ihr wohlbereg 
tigtes Streben nad) Einigung und Selbſtbeſtimmung geknüpft bat; nicht verhehlen abe 
können wir und, welche gewichtige Bedenken fich ver behaupteten Befugnig der Verfamm 
lung entgegenftellen, Die durch das Neichögejeh vom 28. Juni 1848 bis zur befinitiem 
Begründung einer Regierungsgewalt für Deutfchland eingefegte Centralgewalt mit vier 
anderen zu vertaufchen, und außer allem Zweifel endlich iſt es und, daß wir biefer nun 
Megentichaft nicht die Schickſale Wuͤrtembergs preisgeben dürfen. Wir erklären daher, 
daß wir ber aufgeftellten proviforifchen Negentichaft das Hecht nicht zugefichn, ohn 
Zuftimmung der twürtembergifchen Regierung für Würtemberg giltige Beſchlüſſe zu fa: 
fen, namentlich nicht das Recht, über würtembergiiche Streit- und Belofräfte zu uf 
gen, und wir verirauen zu dem im wiürtembergifchen Heere unb in der Bärgenvehr I: 
benden Geifte. der Ehre und des Pflichtgefühls. Das Herr wird ſich nicht verführen 
laſſen, es wird das fchmähliche Beiſpiel des Treubruches nicht ‚nachahmen. Das Gert 
und die VBürgerivehr, fie werden ihrer Verpflichtung eingedenk fein, pie Verfaffung zu 
beſchützen, dem Geſetze Achtung zu verfchaffen, und die Sffentlihe Ort: 
uung und Ruhe aufrecht zu erhalten. Der veutfchen Meichöverfaffung und Allee, 
-. was dab veutfche Wolf von ihr hofft, auf 'gefeglichen Wege vr re Mittel 

‚Achtung qu.nerfchaffen, wish. Caſer dertintes Stecken Bleiben“ 1" 
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Zugleich wurden moͤglichſt viele Truppen in der Umzegend von Stuttgart 

| femme gezogen, um auf jede Eventualität gefaßt zu feyn. 

R De Raifer von Defterreich genehmigt die Orgamiation einer: Gent darmerie in 

Br). * voᷣſterreichiſche Juſtiz⸗Miniſter legt dem Kaiſer bie Grundiůge der neuen Ge⸗ 

richts⸗BVerfaſſung für das gefammte Reich vor. 

B.Aucona wird von der Qandfeite einige Stunden Iang beworfen. 

8-7 Die Rutigarter Geſellſchaft befchließt, Baden gleich der Rheinpfalz unter ben Schuß 

des „Reiches“ zu fiellen, und hebt das Geſet anf, welches Bollsverfammlungen 
unter freiem Himmel in einem Umkreiſe von fünf Meilen vom Sitze der deut⸗ 
ſchen National⸗Verſammlung unterfagte. 

8} Die angebliche Regentfchaft macht fich durch folgendes Schreiben an den Oberbe⸗ 
fehlshaber in Schleswigs Holftein, General-Bientenamt v. Prittwig lächerlich: 
„Wir fegen Sie hierdurd) davon in Kenntniß, daß bie beutfche conflinirenbe 
Nattonal-Berfammlung in ihrer Sitzung vom sten d. M. beſchloſſen Hat: „„die 
bieherige Gentralgewalt ihres Amtes zu entheben und eine Regeniſchaft für 
Deutichland einzufegen, welche in allen Angelegenheiten, bie die allgemeine Si⸗ 
herheit und: Wohlfahrt Deutſchlands betreffen, die vollziebende Gewwaft zu üben 
hat.““ In Folge dieſes Beichluffes hat hierauf die conftitwirende National 

“ Berfammlung die Unterzeichneten ald Mitglieder biefer Regentſchaft erwaͤhlt 
und und die vollziehende Gewalt übertragen. Wir haben die Reicheregierung 
übernommen. Indem wir hiervon Ihnen, Herr General, Nachricht ertheilen, 
fordern wir Ste auf, Fünftig nur von uns, ber proviforifchen Reihe - Regent- 
fchaft, und von Niemand Anderem, Befehle oder Inſtructionen anzunehmen. Zu- 
"gleich eriheilen wir Ihnen hierdurch die Welfung, ben Krieg gegen die Dänen 
raſch und energifch fortzuführen, und namentlich ganz Jütland militairiſch zu be- 
fegen, damit Baldigft ein ehrenvoller Friede gefchloflen werden könne. Zur Ber- 
mittelung eine® folchen Friedens werben wir demnächſt einen Reichs-Commiſſär 
abfenden. Unterhandlungen, Waffenſtillſtands⸗ oder Friedensichlüffe zwifchen 
Dänemark und deutfchen Einzelftanten werden wir nicht anerkennen.’ 

9. | Ernennung St. 8. H. des Prinzen von Preußen zum Oberbefehlehaber der am 
Rhein vereinigten preußiſchen Truppen. 

5. | Die großherzoglich badiſche Regierung zu Frankfurt a. M. verfändet für v das 
Großherzogthum ein Standrechts⸗Geſetz, deſſen Beftimmungen für bie gegen 
Baden anrüdenden NReichötruppen vollfommen maßgebend feyn werben. Cinige 
derſelben mögen bier Plag finden: $. 1. Der Militair⸗ Eommandant, ber we⸗ 
nigftens eine Brigade zu befehligen hat, ift ermächtigt, diefenigen Bezirke, in 
denen er es für nöthig eradhtet, in unferem Namen, nad dem Geſetz vom 
7. Zuni 1848, in Kriegszuſtand zu erflären, mit der ferneren Wirkung, baß 
für die in Kriegszuſtand erklärten Bezirke nicht nur gegen die aufrührerifchen 
Truppen nad dem Gefeg über das militairflandrechtliche Verfahren vom 7. Zuni 
1848, ſondern allgemein nach Maßgabe der nachfolgenden 99. 2—5 das Stand» 
seht eintritt. 9. 2. Wer während der Dauer bes Kriegsezuſtandes 2) bewaff⸗ 
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Der, König von Baiern loͤſt die zweite Kammer auf. 

Derſelbe ernennt den Ben. Lt. Fürſten von Thum und Taxis zum Befehlshaber 
des gegen bie Rheinpfalz beftimmten Truppencorps, unb prmädtigt ihn, dort 
. den Belagerungszuftand zu erflären, auch den entwichenen Soldaten Berzeihung 
. lagen, fofern fie binnen einer zu beſtimmenden Friſt unter ihre Bahnen 


suchdichren. 
Große „Landes: Berfammlung” der Naffauer Demokraten bei Idſtein. Beſchlüſſe: 
Die Regierung fol die Stuttgarter Geſellſchaft und angeblihe Regeniſchaft 
anerkennen, der Eentralgewalt feinen Gehorſam Iciften, die naflauifhen Trup- 
pen aus Baden zurüdrufen, die in Schleswig fiehenden dem preußiſchen Ober: 
befehle entziehen. Die Unerfennung ber von Preußen entworfnen Reichsver⸗ 
faflung wird für Hocverrath erklärt, und ein „Landes⸗Ausſchuß“ ernannt. — 
Man fichet, es ift die alte Offenburger Melodie, welche ſchon bei Reutlingen 
nicht mehr gelang, und in der Nähe von Mainz und Sranffurt noch viel wes 
niger gelingen wird. 
Feierliche Eröffnung der fogenannten conftituirenden Berfammlung für Baden. 
‚Wegen Annäherung ber preußifchen Truppen verfügt der Oberbefeplöhaber in ber 
baierſchen Pfalz: 1) In jedem Orte if fofort Sturm zu lauten. Das Läuten 
beginnt den Ilten dieſes Monats früh 6 Uhr, und gilt das erflemal als Zei- 
hen, daß das Baterland in Gefahr if, umd jeder gutgefinnte Bürger auf feinem 
Yopten fein fol. 2) Sofort haben fi die Bewohner jedes Ortes mit ben 
Waffen, die fie befigen, feien es Gewehre, Senfen, Pilen, Heu⸗ oder Mifgabeln, 
Herte, Drefchflegel und dergleichen zu verfehen, ſich geordnet zufammenzuftels 
len und ihre Führer zu wählen. 3) Fortwährend ift in allen Gemeinden jede 
Bewegung, welche bie Preußen vornehmen, durch aufgeftellte Wächter auf den 
Höhen und Thürmen genau zu beobachten, und fobald eine folde erfolgt, durch 
Gturmläuten und Eilboten weiter zu verbreiten, worauf die Mannfchaft jedes 
Ortes nach Vorſchrift 2 ſich wieder zu verfammeln, auch fi mit Lebensmitteln 
auf wenigftend zwei Tage zu verfeben hat. A) Des Nachts find, ivenn bie 
Preußen fi bewegen, auf den Bergen Feuerfignale zu ertheilen. Es find da⸗ 
her von allen Gemeinden auf den benachbarten Bergen oder Höhen Holzſtöße 
und Allarmpfäple vorzubereiten, auch die erforderlichen Leute zur Durchführung 
der Signale bereit zu halten. 5) Ferner find alle Engpäfle unverzüglid zu 
befegen und in Vertheidigungszuſtand zu erhalten, ohne jedoch den Weg völlig 
zu fperren, Bis der Feind wirklich anrückt. Bürger! Wir erwarten, daß biefe 
Berorbnung, deren Ausführung wir Fräftigft überwachen laſſen werben, alfenthat- 
ben pünftlich erfüllt wird; wir erwarten dies von Eurem Patriotiömus, Das 
Baterland if in Gefahr, rettet es! | 
Die angebliche Reichöregentichaft an den Dr. Reinganım in Frankfurt a, M. 
„Dte verfaflunggebende deutfche National-:Berfammlmg hat im Artifel II; des 
Geſetzes vom Gten d. M., betreffend die Erwählung einer Regeniſchaft, die 
Befimmung getroffen, das bie Wirffamfeit der proviforifhen Centralgewalt 


mit. dem Augenblice bes Eintrius bes Regentſchaſt aufpöse.. Nachdem mug bie 
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unterzeichnete, von der National⸗Verſammlung in der Siuung vom 6te 
erwählte Regentichaft ihr Amt angetreten hat, fo werben Sie hierburd 
tragt, die bisherige proviſoriſche Centralgewalt zu Franffurt a. WE: hier 
Hinweiſung auf den Artifel II. des Geſetzes vom 6ten b. M. in Sen 
fegen und diefelbe in Ausführung diefer Beſtimmung aufzuforbein, Das 
thum des Reiche, fo weit es in den Händen ber feitherigen prow 
Centralgewalt war, an uns zu übergeben. Sie werben zugleich ermäd 
ber von Ihnen zu erwirfenden Herausgabe des Staats⸗Eigenthums, 
in unferem Namen in Empfang zu nehmen und barüber zu quittiren 
diejenigen Berfügimgen zu treffen, welche Sie behufs fernerer Aufber 
oder Verwaltung beflelben für geeignet erachten.‘ 


10. | + Friebr. Kalfsrenner, zu Enghien bei Paris. 


11. 


Denkſchrift zu dem von ben föniglichen Regierungen von Preußen, Sad 


Hannover vorgelegten Entwurf der Berfaffung des deutfchen Reiche. 
Indem die verbündeten Töniglichen Negierungen von Preußen, Sachſen und { 
bie in ihrer gemeinfchaftlichen Eröffnung, d. d. Berlin, 28. Mai c., angezeigl 
ſchrift den ſammtlichen deutfhen Regierungen in Gegentvärtigem zugehen laſſen, 
fie zunächft nicht beabfichtigen, dem von ihnen bargebotenen Entiwurfe ber Di 
bed beutichen Reichs dadurch noch eine äußere Mechtfertigung zufügen zu weil 
ruhigt in dem Bewußtfein, daß fie Die Borberungen der rechtlichen Freiheit 
gefehlichen Ordnung auf gleicher Wage wogen, und bie ungefchmälerten Refult 
gewifienhaften Prüfung in den Verfaflungs= Entwurf nieberlegten, haben fie | 
den Regierungen wie der Nation zu völlig freier Würbigung übergeben, in der € 
daß Einficht, Gerechtigkeit und Patriotismus das Hffentliche Urtheil leiten werke. 
auch-Liegt ihre Zunerficht, daß eine rafche, einmüthige Zuftimmung es möglid 
werde, die ſchweren Leiden ver Gegenwart zu heben, und unverzüglich dazu vorzu 
auf geficherten Grundlagen das Gebäude aufzurichten, in welchem die beutichen 
und Stämme, bie Einzelnen und die Sefammtheit, in Ehre und Sicherheit 
und für die Wicbergewinnung und Mehrung deutſcher Macht und Größe unte 
Segen und Beiſtand erfolgreich wirken Eönnen. Was den verbündeten He 
nach Vorlage ihres Verfalfungs- Entwurfes noch zu fagen übrig bleibt, beſch 
auf eine Darlegung der Standpunkte, die fie bei Anlage und Ausführung 
einnahmen, auf eine Nachweilung deſſen, was jie auf dieſe Standpunkte hinfül 
fie von Hier aus die bei den einzelnen Materien vorkommenden Grenzen ziehen 
eine Feſtſtellung ver Beftimmungen, veren Wortfaffung über den Willen und ki 
der verbündeten Regierungen mögliche Ziveifel lafien koͤnnte. Die Denkfchrift if 


nicht Eommentar, fondern authentifche Interpretation des Entwurfs der Meichsn 


und als folche von dem Entwurf jelbft untrennbar. 
Das Neid. 

Die National Verfammlung zu Frankfurt a. M. legte fih die Befugniß 
Verfafſung für das deutfche Meich endgiltig zu befchliegen. Sie’ beſtimmte dv 
Umfang dieſes Neiches nach dem Umfange des biöherigen beutfchen Bundes, ı 
darauf aus, fämmtliche Glieder vefielben zum Eintritt in den neuem Bunde 
verpflichten. Daher fpricht der erſte Paragraph der dort entworfenen Verfaſſun 
aus, daß das beutfche Reich aus dem Gebiete des biöherigen deutſchen Bundes 

Die verbündeten Regierungen, welche ihren Entwurf zu einer Meichäverfafl 
vorlegen, find dagegen von der unmanbelbaren Ueberzeugung geleitet worben, 
Neuban der dentſchen Berfaflung mur Durch freiwillige Vebereinfunft ber r 
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unter ſich, umb hiernaͤchſt eben fo freitolllige Zuflimmung der National-Wertretung recht⸗ 
lich zu Stande kommen könne. Daher haben fie in Ihre Vorfchläge Keine Beſtimmung 

wufneinnen tönen, melde für die Glieder des biöherigen deutſchen Bundes irgend einen 
Zwang en ſich fchlöffe; wie feſt und zunerfichtlich auch ihre Hoffnung ſei, daß der neue 
Bendesſtaat dad gefammte Gebiet des Bundes von 1815 umfaflen werde, fo wird fich 
doch diefed Gebiet aus tenjenigen deutfchen Landen bilden müſſen, deren Regierungen ſich 
dem vorgelegten Entwurfe anjchließen, und deren Vertreter ihn in einem aus biefen Landen 
ehrzuberufenden Heichötage annehmen. Glerdurch ift die Saflung des G. 1, wie fie vor⸗ 
liegt, gerechtfertigt. 

Wenn fchon hieraus von jelbft einleuchtet, Daß ver neue Bundesſtaat zu denjenigen 
Bliebern des bisherigen deutſchen Bundes, welche fich ihm noch nicht anfchließen möchten, 
zunähft in dem Verbande ver Nechte und Pflichten verbleibt, die aus der Bundesakte 
vom 8. Juni 1815 erwachſen, fo hat doch ver Beziehungen zu Defterreih noch beſondere 
Erwähnung gefchehen müflen. Die zu dem deutfchen Bunde gehörigen Theile Oeſterreichs 
find durch die dem Kaiferftante verliehene Berfaffung vom 4. März d. I. in ein flaat« 
liches Verhaͤltniß zu der öfterreichifchen Geſammitmonarchie getreten, welches eine erneuerte 
Erwägung ihrer Stellung zu den übrigen Ölievern des beutichen Bundes unabwendlich 
erfcheinen ließ. Hierzu, fo wie zu einer umfaflenderen Bereinbarung zwifchen dem äfter- 
reichifchen Gefammtftaate und dem deutfchen Bundesſtaate die Wege völlig frei zu erhalten, 
iR der Zweck des dem F. 1, beigefügten Zuſatzes. 

Ueber die Verhaͤltniſſe des Herzogthums Schleswig Hat zur Zeit noch Keine Beſtim⸗ 
mung erfolgen Tönnen; fie bleiben dem Schlufie der hierüber eröffneten Verhandlungen 
vorbehalten. 

Hinfichtlih der Stellung des Herzogthums Limburg Werben die Abänderungen, 
welche das bisherige vertragsmaͤßige Verhältniß deſſelben zum deutſchen Bunde durch die 
Annahme der Heichöverfafjung erheifchen Eönnte, ver Gegenſtand weiterer Vereinbarung 
x wit der koͤniglich niederlaͤndiſchen Regierung fein. 

Die Reichsgewalt 

Die Befugniffe ver Reichsgewalt waren nach den Zielen zu beftimmen und abzu⸗ 

grenzen, vie in Gemäßhelt der Auffaflung der verbünneten Regierungen dem Bundes⸗ 

ſtaat als ſolchem vorgeftedt find. Sie waren zu beftimmen, inſofern vie geficherte 
Erreichung dieſer Ziele die der Reichsgewalt zu übertragenden Befugniſſe nicht entbeh⸗ 
ven Tann; und abzugrenzen, infofern eben dieſe Befugniffe im Interefie ver Ehre 
und Selbſtſtändigkeit der Einzelfiaaten dad Maß des wirklichen Bebürfniffes nicht über» 
ſchreiten bürfen. 

Es kam daher vor Allem darauf an, fich viefer Ziele des Bundesſtaats, und zwar 
ſowohl im Begenfag zu dem Einheitöftaat, ald zu dem bloßen Staatenbund, deutlich bes 
wußt zu werben, und fie dann in äußerer Erfennbarkeit aufzuftellen. . 

Die Ziele des Bundesſtaates liegen Innerhalb und außerhalb feiner Grenzen; bier 
maßgebend für fein Verhältnig zum Auslande, und bort für fein eigenes Leben und 
feine innere Geſtaltung. 

Die verbündeten Regierungen wollen und bekennen für ven Bundesſtaat, 

dem Auslande gegenüber: 

Einheit und Nacht, ein einiges, ungetheilted, mächtiges Deutfchland, eintretend 
an vie Stelle Preußens, Sachſens, Hannovers und aller übrigen deutſchen Gins 
zelftaaten und deren befonveren Interefien; 

dem Inlande gegenüber: 

außichließliche oder ergänzende Leiſtungen deſſen, was der einzelne Staat ent⸗ 
weder gar nicht oder nicht in erforberlihem Maße zu leiften im Stande iſt; 

durchgreifend endgiltige Verfügung in allen Fällen, wo vie Intereffen ber 
Ginzelftanten fih berühren, Infofern dieſe Staaten ſelbſt bie Differenzen unter fig 
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nicht zum Abſchlaß * ung. Ins Gemeimgehl Die Negelunge 
: ee bie Gerheiführung einns aebeflunien Zuſtandes ſerdert; 
—— von Blie, auf denen ſech Die Mrgiesungen bay 
zur Tocderung gemeinfamen Nutzens in Bilvung oder Entwidkung 
Yafßtitutlenen begegnen und einigen Binnen. 
Berhaltniß ner Reichsgewalt dem Auslanne gegenüber 
von 






| beutfäien 

— im Auslande, die Abſendung und der Empfang der Gefaubie 
größten. Der deutſche Bund war als ein volkerrechtlicher Verein unabhäng 
ceingeſeht; er konnte un mußte daher auch Jedem derſelben anheimfbellen, fei 
tm Autlanve felbfifiäxnig vertreten zu laſſen. Das Necht der Bünbniffe u 
war keiner anbeen Beſcheankung unterworfen, als vaß Feine biefer Verbind 
nie GSicherheit deo Vundes uber einzelner Glicher deſſelben gesichtet fein I 
bings war hierbei auch ber Fall ausbehungen, daß ber Vund für feine ganı 
Jntereffen Geſaudte an fremne Nachte abordne, buch dieſelben Unterhanbke 


halt nis zur AUnsfkhrung gekommen iſt; ber völkerrechtliche Verkehhr Deut 
dem Autlande iM aubſchließlich durch die viplomatiſchen Agenten der oinzeh 
fremden Höfen geführt worden 
Deu dem Augenblicke an, als man bie Nothwendigkeit erkannte, den uBl 
VDerein in einen ſtaaterechtlichen, den bisherigen veutſchen Bund in einen w 
desſtaat zu en fonnte nicht daran gedacht werben, jenes Berbiltuiß 
: 6 laſſen. Goll ber sberfie Grundſatz: vaß Deutichland dem Auslande 


ww «is. ein einiger und ungetheilter Körper auftrete, je zu wirklichen Bei 
need erden —— Ar dieſen 
nur mit dieſem Buͤndniſſe und. internationale Verträge abſchließen Tännen. 


daher der zwei Un des eſten Mbfchnitts Des vorgelegten DBerfaffung 
fußen — Gr hat den einzelnen Regierungen und hierunter auch fol: 
den Broßmächten Europas ober zu denen gehören, deren biplomatiiche Berk 
den auswästigen Höfen feit geraumer Zelt beleben, das Anſinnen geflellt, 
Der Meichögewalt auf Ihe Recht ſtaͤndige Befandte zu ſenden oder zu emepl 
willig zu vesgichten, keine beſonderen Gonfuln zu halten, und ihre Befuguiß 
gen und Wünbniffen weientlich zus beſchranken. Diefe Opfer find fehe grof 
fi jedoch der Hoffnung bingeben, daß fie von den deutſchen Regierungen 
men als folche erkannt werben, welche unerläßlich find, um ber Nation die 
au ſichern, die fic in ihrer bisherigen Zeriffenheit ſchmerzlich entbehet Kat, u 
Neubaue ihrer Verfaffung zu erwarten entſchieden berechtigt iſt. 

Wenn daher dieſer Grundfag in dem vorgelegten Entwurfe volle Gel 
mußte, fo darf doch nicht überfehen werden, daß bie Ausführung ber hierau 
Beftimmungen an mannigfache Uebergänge und nähere Exläuteruugen g 
Die Beziehungen, welche zwifchen ven deutſchen Cinzelſtaaten und ben audn 
fen beftehen, können nicht von einem Tage zum anbern abgebrochen werben; 
die vorgefchlagene Reichs⸗Verfafſung allfeitige Zuſtimmung findet, wird flet# 
Seit verfließen, ehe die voͤlkerrechtliche Vertretung des Meiches im Auslan 
verſchiedenen Seiten bin geordnet und in anerkannte Wirkſamkeit getreten If. 
werben bie viplomatifchen Agenten der einzelnen Staaten ihre Ihätigleit ı 
fortzufegen haben, als fonf eine nur Deutfchland ſchädliche Unterbrechung kı 
nationalen Verkehre eintreten würde. Gin Gleiches gilt für bie bei ben bi 
gierungen accreditirten auswärtigen Geſandten, bei beren Abberufung zube 
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— Aber auch dann, wenn nach vollkommen geordneten diplomatiſchen Beziehungen 
mit dem Auslande die einzelnen Regierungen weder ſtaͤndige Geſandte halten noch em⸗ 
pfangen werden, iſt doch nicht zu überichen, daß für dieſe Regierungen has Bedirfniß 

„ in einzelnen abgegrenzten Faͤllen ein beſtimmtes Intereſſe bei auswärtigen 
Staaten unmittelbar geltend zu machen. Die Entſendung eines befonderen außerorbent- 
lichen Bevollmächtigten wird daher der betreffenden Negierung nicht ftreitig zu machen 
fein, fobald deſſen Auftrag vorher zur Kenntniß der Meich6regierung gebracht, und er 
ſelbſt angewieſen ift, fich mit der am Orte befindlichen ſtaͤndigen Geſandtſchaft des Reichs 
ſtets im Zuſammenhange zu erhalten. 

Gleichermaßen wird es den Einzelregierungen unbenommen bleiben, ſolche Interefien, 
weiche aus verwandtichaftlichen oder fonftigen Beziehungen fließen, durch befonbere Agen- 
ven zu wahren, infofern dieſelben entweder ganz ohne völkerrechtlichen Charakter auftre- 
ten, oder im entgegengefeßten Falle der Reichsgeſandtſchaft überwiefen und zugetheilt 
werben. 

Indem nach ven $6. 6 und 7 vie einzelnen Regierungen Ihr Recht, befonbere Con⸗ 
fuln zu Halten, der Meichögewalt übertragen, übernimmt letztere auch ſelbſtverſtanden die 
Pflicht, die Interefien aller Angehörigen deutſcher Staaten überall genügend zu ver⸗ 
treten. Es wird daher jeder einzelnen Regierung die Befugniß zuftchen, von ver Reichs⸗ 
gewalt die Beftallung eines Eonfuld an einem auswärtigen Orte felbft dann zu begehrten, 
wenn nur allein ihre eigenen Angehörigen mit diefem Orte verfehren. 

Aus demfelben Grundſatze fließt auch das Mecht jeder Einzelregierung, über man⸗ 
gelhafte Vertretung dieſer befonderen Interefien durch den Reicha⸗Conſul, Beſchwerde 
zu führen, und erforberlichenfalld die Abhülfe auch dadurch zu verlangen, daß eine Per⸗ 
fon ihres Vertrauens ala Reichs⸗Vice⸗Conſul an demſelben Orte beſtellt werde. 

| Verhäaltniß der Neihsgewalt zum Inlande. 

So viel das Verhältniß des Bundesflaates zu dem Inlande Getrifft, fo 
Somnte den verbündeten Megierungen auch Hier über bie aus ben vorher bezeidimeten An⸗ 
forderungen fließenden Folgerungen fein Zweifel bleiben. Der Bundesſtaat foll aus⸗ 
fihließlich oder ergänzend dasjenige leiften, was ber einzelne Staat entmweber nicht oder 
nicht in erforderlichen Maße zu leiften vermag. Hieraus folgt, daß er auch nur das 
uud nicht mehr als das zu leiften berechtigt werben durfte; daß der Selbfiftändigfelt der 
einzelnen Staaten der ganze übrige Theil der Regierungs⸗ und Machtbefugnifie belafien 
und gefichert werben mußte; daß bie Verfaffung des deutſchen Bundesſtaates hier nach 
allen Richtungen hin einer falfchen Gentralifation zu begegnen hatte. Die verbünbeten 
Regierungen glauben dies durch Fernhalten ber Reichsgewalt von der eigent- 
ligen Abminiftration und durch Begrenzung bed der MReichögewalt zu» 
getheilten Ober⸗Aufſichtsrechts geihan zu haben, und durch bie gegenwärtige Er⸗ 
Härung noch thun zu möflen. 

Die Befugniffe der einzelnen beutjchen Regierungen, bie der $. 8 ver Frankfurter 
Aufſtellung ausprüdlich auf Gegenſtaͤnde des Privatrechts, des nachbarlichen Verkehrs 
und der Polizei bejchränft, find in dem von den verbünbeten Regierungen vorgelegten 
Entwurfe auf alle Gegenftände ausgedehnt, bie der Zuftänbigkelt der Reichsgewalt nicht 
serfaflungämäßig zugewieſen find. 

Die Verfügung der Reichsſsgewalt über die gefammte bewaffnete Macht Deutſchlands 
($. 110. 8. U) if auf bie Bälle ded Krieges oder nothivendiger Sicherheits- Maßres 

geln im Frieden zurüdgeführt, und hiernach gleichzeitig der 6. 81 zu bemeſſen. 
| Die 6. 13 d. F. U. der Neichögewalt ausſchließlich attribuirte Gefekgebung und 
Drganifation des Heerweiens ift auf eine allgemeine Gefehgebung und auf vie Ueber⸗ 
wahung und Durchführung derſelben in den einzelnen Staaten ermäßigt, und dieſen 
Staaten dabei dis felbftfländige Organijation durchaus unverfümmert gelaffen. 

Die beſondere eidliche Verpflichtung gegen Das eich, bie $. 14 des Frankfurter 
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Gxtirurfeß der gefanımten Geeresmaſſe in allen deutſchen Einzelftanten gleichmi 
erlegt, if mur bei nenjenigen Weilitälrperfonen feftgehalten, Die, wie bie von der 
gewalt ernannten Feldherren, Die von dieſen zum felbfiftändigen -Konmmande 
Corps beſtimmten Generale, und die. Gouverneure, Gommandanten und %äßere 
ten der Meich8- Feftungen, in ein befonderes Pflichtverhältnig gegen das Reig 
find; eine Einfchräntung, deren Nothwendigkeit nach ven beflagenöwertgen 8 
ver legten Zeit wohl allgemein einleuchtet. 

Bei dem Schifffahrts- und Floͤßerei⸗Betrieb auf Flüſſen, Kanälen und See 
mehrere deutſche Staaten im fchiffbaren oder flößbaren Zuftande durchſtromen 
grenzen, iſt abweichend von dem F. 24 der F. U. der Reichägewalt nur die 
bung und dern Ueberwachung zugetheilt, dagegen. die Wahl der Berbefferungs 
gen und deren Ausführung Iebiglich ven betreffenden Regierungen überlafien io 

Bei Anlage neuer Landſtraßen und Kandle und bei Schiffbarmachung bi 
nicht befahrener Flüſſe If der Reichsgewalt wieder nur die Anordnung zugeftandı 
biefe jedoch in weſentlicher Einjchräntung des 6. 32 der F. X. durch die vo 
Berfländigung mit den einzelnen Staaten bevingt, und eben biefen Staaten ı 
Ausführung und zwar auf Reichskoſten übergeben. 

Bei Erhebung und Verwaltung der Zölle iſt der Meichsgewalt nur das © 

Dheraufficht vorbehalten, dad Mecht der eigenen Anorbnung dagegen, das ihr d 
der 8. A. ebenfalls zutheilt, außgefchieven. 

Der $. 36 der F. A., der der Meichögefehgebung die Beſtimmung über bir 
fände überläßt, auf welche, und die Veringungen und Beichräntungen, unter 
die einzelnen Staaten Probuctiond- oder Verbrauchöfteuern für Rechnung bes 
oder einzelner Gemeinden legen dürfen, ift zwar beibehalten, e8 wird aber and 
erflärt, daß die dabei in Frage tretenden finanziellen Interefien der Einzelſtaaten 
Neichs⸗Zollakte gehörig gewahrt werben follen, fo wie auch, daß es nicht in de 
liegt, dadurch in den durch den Zollverein geordneten Verhaͤltniſſen etwas zu än 

Unter Löfhung des 2ten und Iten Abſatzes eben dieſes $. 35 und unter pl 
ger Abänderung des $. 49 ift der Meichögewalt ein unmittelbares Recht an ixgı 
chem Quantum der Lanbeöfteuern in den Einzelftaaten nicht zuerfannt, die Land 
find vielmehr als ein außfchliepliches und unantaftbares Eigenthbum der Ginzelf 
verfaffungsmäßigen Schuß genommen und, die Notbfälle der Anleihen und d 
trahitung von Schulven abgerechnet, die Einnahmen ver Neihöregierung ein für 
auf die Bezüge der Matricular-Beiträge befchränft. 
| Die der Reichsgewalt zugeftandene Einwirkung auf das Poſtweſen ift ur 

Änderung der $6. Al und A2 ver Fr. U. durchaus in den Schranken der Geſe 
und Oberaufficht erhalten, und das der Neichsgewalt in jenen Paragraphen zu 
Mecht der Erlaffung und Durchführung von Vollzugs⸗Verordnungen, von regien 
Verfügungen und der Uebernahme des dentſchen Poftweferis für Neichörechnung 

Die verbündeten Megierungen erklären zu dem, daß fie der Neichögewalt t 
derfelben in den einzelnen Paragraphen vorbehaltene Oberaufficht nur das A 
geftanden haben, Beſchwerden entgegen zu nehmen, deren Abftellung zu vermitt 
thigenfall durch Entſcheidung des Meichögerichtes zu erzivingen, und umter all 
linden durch Abordnung von Commiſſarien Kenntniß von dem Stande der ihr: 
aufficht unterliegenden Angelegenheiten und Verwaltungs⸗Gegenſtaͤnde zu nehmer 
jevoch mit der ausprüdlichen Maßgabe, daß die Einzel⸗Regierungen, biefem X 
fichtörecht der Meichögewalt gegenüber, weder zu allgemeinen Berichterſtattung 
auch zur Einholung von Genehmigungen vor dem Ergreifen der betreffenden Reg 
und Berwaltungs-Maßregeln verpflichtet find. 

Die verbündeten Regierungen find bei allen biefen Abänberungen des Fre 


Untonrfes ber Mebeeagung gef, daß die Reichsgewalt nur dadurch Die Ihe I 
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desſtaate angewiefene hohe Stellung zum Gegen des Ganzen ehmehmen und ohne flörenbe 
Gegenwirkung der Einzelftaaten behaupten könne, daß fie fich von einem Gingreifen in 
die innere Adminiſtration diefer Staaten grumbfäglich fern halte, daß fie namentlich Er- 
hebung der Zölle und Abgaben, Leitung des Bauweſens, Uebung, Ausrüflung und Ver⸗ 
pflegung des Heeres, kurz Alles; was feiner Natur nach dem Bereiche der inneren Re⸗ 
lerungsthätigkeit des einzelnen Staates angehört, auch zunächft der felbfiflänvigen Anord⸗ 
nung und Ausführung ber betreffenden Regierung völlig frei laſſe. Vornehmlich bei 
ben beiden erfigenannten Gegenfländen, der Steuer- Erhebung und dem Bauweſen, hat 
fich dieſe Ueberzeugung ven verbündeten Megierungen zu befonberer Stärke gefteigert. Die 
Finanz⸗ Einrichtungen faft jedes deutſchen Staates bilden in ſich geichloffene Syfteme, art 
welchen am wenigften in einem Augenblide fo großer Erfchütterungen und fo drohender 
Gefahren, wie der gegenwärtige, unvorfichtig gerüttelt werden darf. Der Verſuch, neben 
baftehenden verichiebenen Steuer-Suflemen der Einzelftaaten ein neues Reichsſteuer⸗ und 
Binanz-Syftem zu gründen, würbe gleichbebeutend fein mit der Vernichtung der Ordnung 
und des Credits in dieſen Staaten, ohne Garantie für dad neu zu Schaffende, welche je 
derzeit erſt durch die Erfahrung gegeben wird. Nehnliches gilt über dad Bauweſen, 
vorzüglich bei Strom⸗ und Uferbauten, die für einzelne Kanveöftriche wahre Exiſtenz⸗ 
und Lebensfragen bildem. Nichts würke unzweckmäßiger und nachtheiliger fein, als 
Bauwerke der Iegteren Art direct von Reichs wegen, blos durch die Hand bed Techni⸗ 
kers und ohne eine daneben ſtehende, das Interefie des Bauberm und der Nachbarn: 
bermittelnde Landesbehoͤrde zur Ausführung zu bringen. ‚Der fernere Umftand daß ſich 
bie Reichsgewalt hier bei eigener Bauführung zu ben verſchiedenen Einzelſtaaten nicht 
mehr in dem gleichen, fonvern, nach dem größeren oder geringeren Bebürfnifie dieſer 
Staaten, in einem verſchiedenen Verhältniffe befinden würde, führt für eine geveih- 
liche Wirkſamkeit ver Reichs⸗Gewalt auf die erheblichfien Bedenken. Klagen über un⸗ 
billige Bevorzugungen und Begünftigungen oder unerfprießliche Einmifhung, Hemmung 
und Störung würden nicht auöbleiben. Es wäre ein Stoff fleter Neibung und Unzu⸗ 
friedenheit geſchaffen, der in jeiner Fortwirkung entweder die Meichögewalt fortwährend 
paralyjiren oder die Selbftverwaltung der deutfchen Länder in ihren wertheften und theu⸗ 
esiten Interefien endlich gänzlich vernichten müßte. 

Indem aber die verbündeten Regierungen die innere Adminiſtration ber Einzelftan- 
tem von ben Befugniflen der Meichögemalt fireng und völlig gefonvert haben, ift das ber 
Reichsgewalt competirende Mecht der vurchgreifend enbgiltigen Verfügung in Gollifiong- 
fällen ber Einzelſtaaten, unter der vorangegebenen Beringung, daß die Einzelftanten ſelbſt 
die von dem Gemeinwohl geforderte Erledigung der obſchwebenden Differenzen nicht zu 
richtiger Zeit herbeiführen, durchaus nicht gefchmälert worden, wie bie aus der Frank⸗ 
furter Aufftellung unverändert beibehaltenen oder mobificirten FF. 21. 28. 30. 31. 38. 
39 und Al, betreffend Unterhaltung von Schijffahrts- Anftaltn am Meere und in ben 
Mümdungen der deutichen Flüfle, des Schifffahrtö- Betriebs und der Floͤßerei, der Eifen- 
bahnen, Landſtraßen, Kanäle, des Handes⸗, Geirerbe-, und Poftiveiend, des Näheren 
ausführen. In dem Recht ver Oberaufjicht und der Gefeßgebung, dad in allen dieſen 
Adminiſtrations⸗ Materien der Meichägewalt verbleibt, find ihr bie hinlänglichen Mittel 
zur Verfügung geftellt, die betreffenden Differenzen entweder ſelbſt zu fehlichten, oder ihnen 
doch wie Bahn einer verfaffungsmäßigen, rafchen und gewiffen Erledigung anzuweiſen. 
Die verbündeten Negierungen erbliden gerade in dieſer ‘Thätigkeit der Meichögewalt die 
Beendigung eines Zuftandes, der biöher vielfach ſchwer empfunden wurde: bie fchüßende 
Bürgichaft gegen endloſe Streitigkeiten und die angemefiene Sicheritellung allgemeiner 
Bollswohlfahrt gegen die Barticular-Interefien der Einzelvegierungen. 

Die umfaſſendſte und fruchtbarfte Thätigkeit bleibt endlich der Reichsgewalt zu ent⸗ 
wickeln in der Anbahnung gemeinſamer Inſtitutionen zum Nutzen der einzelnen Staaten 
und des geſammten Reiche. Hier hat ſich die Reichegewalt recht eigenilich als Weſanmu⸗ 
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Der eben erwähnte $. 194 ſtatuirt allerdings eine Getheiltheit zwiſchen Reichsvorſtand 
und Ferſten⸗ Gollegium auch im Punkte ver Legislation. Er macht die Giltigkeit eines 
Meipäseiähuffes, die ſonſt überall nur an bie gemeinichaftliche Ausübung bes Zuftim- 
mungßredhted. gefnüpft ift (6. 99), bei Abänverungen in ver Reichs⸗Verfafſung von ber 
ſelbſtſandigen Zufimmung fowohl des Reichs⸗Vorſtandes als des Fürften- Gollegiums 
abhängig. Die Cinwirkung, vie ein joldder vie Verfaſſung abänvernder Reichsſchluß auf 
bie beſondere Stellung fowohl des Reichsvorſtandes, ald des Zürfien-Gollegiums aus⸗ 
zuũben geeignet ift, hat hier eine abgeſonderte Sicherftellung fowohl für den Meichsvor⸗ 
Band, als für das Fürften» Collegium ausnahmsweiſe nicht entbehren laſſen. 

Die in ven Sk. 99 uns 394 vollgogene Abänderung ber 66. 101 und 196 der 
Frantfurter Auffellung war füg die verbündeten Negierungen Sache ver entſchiedenſten 
Nothwendigkeit. Die freie Uebereinſtimmung des Reichstages mit der Reichs⸗Regierung, 
aber auch der Reichs⸗Regierung mit dem Meichötage, bleibt Grundbedingung des gan⸗ 
zen Tünftigen deutſchen Staatöbaues. Jede Berlegung dieſer Bedingung raubt alle Ga⸗ 
ranticen eined gejunden Zuſtandes. 

Bei allen übrigen dem Meichöporftande als ſolchem ausichließlich übertragenen At⸗ 
tributionen, der Kriegserflärung und dem Friedensſchluſſe, der Leitung des voͤlkerrechtli⸗ 
den Verkehrs, ver Ernennung des Meichöminifteriums u. f. w. bleibt die Ausübung der 
entfprechenden Rechte des Reichs⸗Vorſtandes dennoch in einem fortwährenden inneren 
Zufammenhange uit ver Thätigkeit ned Fürſten⸗ Eollegiumd. Bei näherer Erwägung 
aller executiven Functionen, fo wie fie in ven betreffenden SS. 69, 71, 72 und 81 des 
bargebotenen Entwurfs verzeichnet find, zeigt fich jofort, daB fich Die Bemeinfchaftlich- 
keit des Verkehrs und die Gegenfeitigkeit der Beziehungen zwiſchen dem Reichs⸗Vor⸗ 
ſtande und dem Fürſten⸗Collegium überall geltend macht, wo vereinte Thätigkeit und ge⸗ 
meinſchaftliches Erwaͤgen irgend einen größeren Nutzen in geſicherte Ausſicht ſtellt. Die 
Crcutive des Reichs⸗Vorſtandes, als eine wirklich ausſchließliche Thaͤtigkeit deſſelben, 
bleibt, außer ven Faͤllen der reinen Ausführung von ben gemeinſchaftlich beſchloſſenen 
Maßregeln, nur da befteben, wo die Schnelligkeit und Freiheit des Entichluffes und die 
Gnergie der Handlung unerläßlich ift: bei ber Kriegsführung und in ben anderen ber= 
wandten Ausnahmefällen, die von dem Augenblid ibre "Enticheivung forvern. 

Die dad Fürſten⸗Collegium betreffenden Theile des UI. Abſchnittes haben im Uebri⸗ 
gen zur eit auf der Grundlage beruhen müſſen, daß Oeſterreich gehindert ift, mit einem 
Theile feines Gentral» Staats, mit feinen bdeutich=öfterreichifchen Bundeslanden in den 
Bundesſtaat einzutreten, der nach der Ueberzeugung ber verbünberen Megierungen dem 
übrigen Deutichland nicht länger vorenthalten werden barf, in einen Bundesſtaat mit 
deutſchem Parlament, das in Volkshaus und Staatenhaus gegliedert if. Sollte viele 
Behinderung vor dem Zujanımentritt des nächften Reichstags indeß thatjächlich gehoben 
fein, und die Gewißhelt vorliegen, daß das deutſche Meich, auf deſſen glorreichen Na⸗ 
men der Bundesſtaat nicht hat verzichten wollen, auch jeiner säumlichen Größe nach in 
einer und derſelben Iebenöfräftigen Bereinigung aller Bruberflänme jegt wieberherzuftel- 
len ift, jo werben alsdann auf den Wege gegenjeitiger Verfländigung biejenigen Modi⸗ 
ficationen eintreten, die der erſte Paragragh des Entwurfs, bezüglich des Verhaͤltniſſes 
Heſterreichs zu dem deutſchen Meich, in umfaſſender Weiſe vorbehält. 

Der Reichstag. 

Die Bertretung der Nation in einem Volkshauſe neben dem Staatenhauie ift zum 
unabweislichen Beduͤrfnifſe geivorven. 

Die auf den Frankfurter Beichlüffen berubenne Zufammenfegung des Meichätages 
aus zwei Haͤuſern if daher geblieben; bei der Feſtſtellung der Beiugnifie beider Haͤuſer 
it jedoch ver Grundſatz der gleichen ‘Berechtigung befolgt worden, da auch das Staa⸗ 
tsuheus, indem es zum Theil wenigftend aus der Volksvertretung der Eingelflanten her⸗ 
nergeht, dis wefemtliuhen Clemente bes Berisssung Der Mation enthält, und foger einzelne 








allgemeine Interefien des Volks, 5 B. die wichtigen Interefien des Staatthau 
ber Volkowirthſchaft, ihre, wenn auch nicht außfchließliche, doch vorzägliche 1 
nur im Staatenhaufe finden. Aus biefer Erwägung iſt beſonders die Beim 
$. 101, Rx. 6 hervorgegangen. 

Unter der, im $. 1 vieles Berfaffungd » Entwurfs, bezüglich ve Bert 
deutfchwöfterreichifchen Bundeslaͤnder und beren Stellung zum deurſchen Bu 
niebergelegten Verwahrung, if bei Deftimmung bed Theilnahme- Berhältnifies 
zelſtaaten an der Beſchickung des Staatenhaufes, im.$. 85 zunaͤchſt der Fall 
theilnahme Defterreichs ins Auge gefaßt; jeboch ıfk im anderen alle Die MR 
dem Gtimmen-Verhältniffe und ber Gef von 192 Mitglienern für t 
tenhaus, tole dies im $. 87 der Fr. A. vor wurde, burchans ſreigehe 

Daß dem Kurfürftenthum und dem Gropferzogthum Heffen eine gleiche 
‚Stimmen zugetheilt if, wirb in ber beiderfeitigen Stellung und Bebeutung bie 
ten begründet gefunden werben. Die Stimmenzaßl für GHolfteln ik hier nur 
ſchluß von Lauenburg und eventuell non Schleöwig auf die Zahl ſechs geftellt: 
mithin für ven Fall des Nichtentritts Schleswigs in den Bundesſtaat eine n 
lung ber Stimmmzahl für Holftein und Lauenburg nothwendig, fo, daß aldi 
fein drei und Lauenburg eine Stimme, beive zuſammen alſo vier Stimmen, ! 
lenburg · Schwerin, erhalten werben. 

Im $. 86 Hat der Wahl durch Provimzlalftänbe, wie fie der F. 88 der 8 
Beſchluſſe will, eine Nothwendigkeit nicht zugeflanden werben Tönnen, da bie 
binziafftände in mehreren deutfchen Laͤndern beſtehenden Inftitute zur Vornal 
Wahlen wohl weniger als die allgemeinen Stände» Berfammlungen geeignet fi 
mit hat aber die Möglichkeit einer ſolchen Wahlart für diejenigm Staaten, ir 
- zwedinäßig erfcheinen follte, keinesweges auögefchlofien werden follen. Der | 
: jenes Frankfurter Paragraphen, wonach bei Vornahme ver Wahlen durch zwei 
der Wahlakt in gemeinfamer Sitzung nach abfoluter Stimmenmehrheit vor 
werben foll, bat ebenfall3 eine in die Verfaſſung ber einzelnen Staaten minber 
dende und die Bedeutung bes Zwei⸗Kammerſyſtems weniger verletzende Faſſung 

Das Wahlgeſeß. 

Für das Volkshaus iſt die Dauer der Wahlperiode auf vier Jahre beſtim 
neben find durch den angefchloffenen Entwurf eines Geſetzes für vie Wahlen! 
orbneten zum Volkshauſe, unter Feſthaltung des Sages der allgemeinen Wahlbe 
ohne Genfus, zugleih Schranken geſucht worben, innerhalb deren allein der 
und die Erhaltung einer dem Geiſte und den Interefien des Volkes entfprechen 
lichen Orbnung moͤglich if. Die Gefahren und bie Täufchungen, welche in dem 
Borwalten des arithmetifchen Calcüls in politischen Dingen liegen, find bier ni 
zu erörtern. Ob von oben ober von unten ber die gefunden Lebenselemente bei 
vernichtet werben, iſt gleichgiltig. Ienen Gefahren und Täufchungen durch 
Abwägung und Vertheilung der politifchen Rechte im Volke in möglichfter W 
zu begegnen, iſt die Aufgabe, deren Löfung bad allgemein gefühlte Berürfni| 
Geſetzgebung zu erwarten bat. 

Die Tendenz des vorliegenden Entwurfs eines Wahlgefehed geht dahin, 
rechterhaltung des vorerwähnten Satzes der allgemeinen Wahlberechtigung ohn 
dad Deftructive und abfolut Schähliche des in Frankfurt befchloffenen Wahlgef 
zufcheiden, das in kurzen Worten dahin zufammengefaßt werden kann, daß es das 
Gewicht der Ausübung der höchften politiichen Nechte ver Nation, aus dem | 
felben heraus lediglich in die Maſſen verlegt, und die oͤffentliche Wahlhaudb 
- die Einführung. heimlicher Abſtimmung mittelft: der Stimmzettel ohne Untef 
einem bereiten Felde der politifchen Intrigue macht. Diefem Uebelftand Het me 








38: begegnen. geſucht, daß man ber ‚allgemein ‚für nothwendig scachteten De 
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ber Unbeſcholtenheit für die Ausübung des activen Wahlrechts, auch noch diejenige der 
GSelbſtſtaͤndigkeit Hinzugefügt, und den Begriff der Selbfiftänvigkelt im F. 2. nes Wahl- 
gefeg-Entwurfes näher vefinirt bat. 

Wenn die Berechtigung, an den Gemeindewahlen des Wohnortes Theil zu nehmen, 
als ein Kriterium der Selbftitänvigkeit hingeftellt wurde, fo ift man dabei von dem tief 
im beutfchen Weien wurzelnden Gedanken ausgegangen, daß der Staat ald organifches 
. Ganzes fid) in feinen Einrichtungen feinem geſchichtlichen Entwidelungsgange anſchließen, 
Daß er nach Analogie des Entftehend der Gemeinde aus der Familie und des Staates 
aus der Gemeinde, auch die Berechtigung feiner Mitgliever an eine gewiffe Stufenfolge 
fnüpfen muß, und daß er Hupe Störung ſeines Organismus demjenigen in höheren 
Kreiſen Teine Berechtigung nen darf, welchem fie in niederen deshalb verfagt iſt, 
weil feine Leiftungsfähigkeit Anfprüchen und Bevürfniffen, felbft viefer niederen 
Krelie, nicht entſpricht. Es erfcheint daher mit einem gejunden Staatdlehen nicht ver⸗ 
träglich, demjenigen, welcher von der Berechtigung zu Gemeindewahlen außgefchloffen ift, 
bie Betheiligung an den Neichöwahlen einzuräumen. Die unleugbare Nichtigkeit dieſes 
Princips dringt auf eine firenge und confequente Durchführung auch in folchen Landes⸗ 
theilen, wo bei dem Mangel: gefeglich geordneter Gemeinde» DBerhältniffe eine Gemeinde⸗ 
Vertretung mittelft Wahlen zur Zeit überhaupt nody nicht flattfindet, oder wo gewiſſe 
Güter und Grundſtücke ald nicht zur Gemeinde gehörig erachtet werden. Es wirb hier 
nur derjenige ald zur Wahl für dad Volkshaus berechtigt angefchen werben koͤnnen, 
welchem an dem Orte, wo er wohnt, eine Stimme der Berathung darüber zufteht, auf 
welche Weile den Anfprüchen ded Staats an die Einwohner des Wohnorts ald folche 
genügt werden fol. Bei Ausführung des zum Gelege erhobenen Entwurfs des Wahl« 
gefeged wird ed Sache der Megierungen fein, den bier auögeiprochenen Grundſatz in vie 
Formen zu kleiden, welche ven beftehennen DVerhältniffen ver Staaten entiprechen. 

Als ein fernered Kriterium der Selbſtſtaͤndigkeit ift die Entrichtung irgend einer 
bireften Staatöfteuer aufgeſtellt. Es mag darin um fo weniger ein Genfus gefunden 
werben, als diefe Beſtimmung je.nach den Beſteuerungs⸗-Verhältniſſen in ven einzelnen 
Staaten zu fehr verichievenen Mefultaten führen wird. Es bat auch Hier vielmehr nur 
der alte, in Deutſchlands öffentlichem Rechte gegründete, wenn auch leider oft vergefiene 
Grundſatz feftgehalten werden follen, daß das Recht, in öffentlichen Dingen mitzurathen, 
von der correfponpirenden Pflicht, auch die öffentlichen Laften mitzutragen, abhängig jein 
muß. Der wirklich ſelbſtſtändige Staatöbürger wird durch die direkte Beſteuerung 
überall getroffen werben, wo er nicht aus anderen Gründen, ald denen ber Nonvalenz, 
von ber direften Steuerzahlung befreit ijt, oder vermöge befonverer Staatd- Einrichtungen 
überhaupt feine direkte Steuer zahlt. In ſolchen Fällen wird aber ebenfalld die Landes⸗ 
gefeßgebung bei Ausführung dieſes Wahlgefeges das Nöthige vorzujehen haben. 

Die Beſtimmungen, wonad die Ausübung des Wahlrecht an den Wohnfig und 
die Heimatäberechtigung geknüpft ift, der Wahlakt aber durch indirekte Wahlen und in 
gewifien Abtheilungen ver Wähler ($$. 13, 14, 15 und 16 des Wahlgeſetzes) mittelft 
offener Stimmgebung zu Protokoll ($. 20) gefchehen fol, find wefentlich geeignet, dem 
Einfluffe ververblicher Wahlumtriebe entgegenzutreten, der wirklichen Sinneömeinung ber 
Wähler einen freien Ausdruck zu verleihen, und die formelle Biltigfeit ver Wahlen gegen 
Zweifel ficher zu ftellen. Die feitherigen Erfahrungen und die für die eigene Landesver⸗ 
tretung in den größeren einzelnen beutfchen Staaten beftchenden Vorfchriften mußten 
“bier auf dad Sorgfältigfte berüdfichtigt werben, und zwar leßtereö beſonders auch aus 
dem Grunde, meil dad Stantenhaus zum Theil aus ven Volksvertretungen der Einzel⸗ 
ftaaten hervorgehen foll, es aljo zugleich alö eine dringende Aufgabe der Reichsgeſetz⸗ 
gebung erfcheint, geeignete Vorkehr zu treffen, damit auch in den Einzelftaaten die 
Ausübung des Wahlrechts ſich innerhalb der Schranken hal, die für das vorliegende 


Wahlgeſetz zum Volkshauſe beſtimmend waren. | _ 
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Daß In volkreichen Staͤdten, wo dieſelbe ſtaͤdtiſche Gemeinde mehrere W⸗ 
bildet, auch die Beſtimmungen des $. 13 über den Wohnſitz nur auf bie gen 
bezogen werden koͤnnen, leuchtet ein. 

Legislative Thätigkelt des Reichſtags. Rechtliche Stellung fe 
Mitglieder. Geſchäfts⸗-Ordnung. Disciplim. 

Was die legislative Thätigkeit des Reichsſtags betrifft, fo hat es fi we 
oben bereits erwähnten Grundſatz der gleichen Berechtigung beider Häufer ale no 
beraußgeftellt ($. 101, Nr. 3), die Finanzperiode auf eine Reihe von minnefl 
Iabren zu erfixedlen, damit nicht die finanziellen Verhältniſſe und ver Starts 
aller Einzelſtaaten durch ihre Abhängigfeit von, Dem jährlichen Wechſel des Reich 
ben gefährlichften Schwankungen auögefeht wien. Eine breijährige Finanzp 
um fo zwerfmäßiger und unbevenkliher, als vie Neichöregierung Teine eigentli 
waltung zu führen Hat, und ihre Ausgaben ſich weſentlich auf die Reichsfeſtun 
Marine, die Diplomatie, die Koften der Miinifterien und des Reichstags bei 
In ruhigen Zeiten wird fie daher fehr wohl im Stande fein, ihre einfachen Beı 
auf einige Jahre im voraus zu ordnen, und dadurch den Negierungen ber Ein; 
die Möglichkeit gewähren, ven Betrag der an bie Reichskaſſe zu entrichtenden Ma 
Beiträge mit Sicherheit zu veranfchlagen. 

Die dreijährige Finanze Periode wird es aber andy geflatten, daß bei vie 
Mahl- Periode des Vollshaufes viefelbe Verſammlung zweimal die Beftflellung d 
gets vornehmen, und daher die Finanzen mit größerer Erfahrung und Sicherhei 
kann, als ſolches bei einer Türzeren Wahl-Beriode der Fall fein würbe. 

In Anfehung ver Disciplinar-Gewalt beider Häufer über ihre Mitgliever ı 
für angemefien erachtet tverven, eine Ausbehnung der Disciplinar⸗Gewalt auf t 
halten der Mitglieder auch außer dem Haufe eintreten zu lafien. Cine ſolche der 
des Heichstags entfprechende Ausdehnung erſchien bei den großen Bevorzugun 
Art. VII. den Mitgliedern des Reichstages zutheilt, beſonders nahe gelegt. 

Bezüglich der Geſchaͤfts Ordnung hat eine völlige Unabhängigkeit der beib 
fer, bei ihren fteten Wechfelbeziehungen unter einander, das große Bedenken, 
dieſem Wege in einem völlig neuen Imftitute fehr leicht Differenzen und Schw 
der gefährlichfien Art entſtehen können. Wo ein fefter unwandelbarer Gehe: 
feit Jahrhunderten feftgefeht hat, da Tann eine ſolche Unabhängigkeit ohne Rad 
fiehen. Bei völlig neuen Verhältniffen wird es aber die Einigkeit und zwe 
Entwidelung fehr erleichtern, wenn man dafür forgt, daß beide Häufer in ber 
Behandlung der Gefchäfte und in ihren Gebräuchen nicht zu weit aus einande 
Dabin zielen die im 6. 114 getroffenen Beftimmungen. 

Die ausgedehnten Privilegien, welche Art. VIII. (66. 115— 118) den Wi 
des Reichstages beilegt, werben jevenfalld Gegenſtand der ernfteften und vorurth 
fin Erwägung des neuen Reichstags werben müſſen, da e8 in Feiner Weiſe vätt 
und mit ven Brunpfägen einer höheren Sittlichfeit und Gerechtigkeit im Einklan 
kann, Die Mitglieder des gefeßgebenven Körpers zu fehr in eine Ausnahmeſtellur 
die Geſetze zu bringen, wenn auch diefe Privilegien ald Gewähr für pie Frei 
Berathung und Beſchlußnahme der Häufer zu fchäpen find. Für jet bat ı 
Abänderung ver dieſerhalb gefaßten Frankfurter Beichlüffe nur in foweit für umı 
lich nothwendig gehalten, als e8 ver öffentlichen Moral winerfprechen würde, wenn 
zu deliberiren wäre, ob ein auf frifcher That ergriffener Verbrecher vor Gerich 
werben foll oder nicht. 


Das Reichsgericht. 
Das Reichsgericht darf als derjenige Theil ver deutſchen Verfafſung hetzadı 
ben, befien balbigfte Verwirklichung zu ven unabweislichfien Berärialfien gehh 
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.  WBeefuch wird nie aufgegeben werden bürfen, biefes Inſtitut als ein gemeiniames deut⸗ 


ſches für alle dem Bunde von 1815 angehörigen veutfchen Bundesſtaaten ind Reben zu 
rufen, und damit auch wieder das Recht, als Bafid des deutſchen Staatölebend durch 
ein hoͤchſtes Organ der Rechtſprechung für die deutfchen Länder unter einander zur An⸗ 
erfennung zu bringen. Die verbündeten Megierungen find von der Nothwendigkeit die⸗ 
fes Inftitution fo überzeugt, daß fie derſelben auch jetzt ſchon für ihre Verhaͤltniſſe unter 
einander nicht glauben entbehren zu Tönnen, und bis dabin, daß ein foldhes Reichsge⸗ 
sicht verfaflungsmäßig eingeießt und organifirt werden kann, es für nöthig gehalten ha⸗ 
ben, die vertragdmaßige Unterwerfung unter ein mit ben weientlichften Attributen bes 
Tünftigen Reichsgerichts ausgeſtattetes Collegium von Schiedsrichtern zu eiuer Grund« 
bebingung ihres Bünbnifies zu machen. 

Die Aenderungen, welche in biefem Theile der Frankfurter Befchläffe gegenwärtig 


‚sorgenommen find, haben fich daher auch nur auf einige wuͤnſchenswerthe nähere Be⸗ 


Rimmungen beichränft. 

Währenn es ſich zum 6. 124 litt. d. wohl von felbft verficht, daß Streitigkeiten 
über Ihronfolge u. f. w., welche fich zugleich auf nicht zu Deutichland gehörende Länder 
Beziehen möchten, dem Reichsgerichte nicht unterliegen Eönnen, infofern vaſſelbe nicht 
ausprüdlich als zuftändig von allen Theilen anerkannt würbe, hat es fih als zwed- 
mäßig und nothwendig bargeftellt, unter Litt. k. den Zuſatz zu machen: „und die Ge 
richte der Einzelfiaaten dazu nicht competent find.” Man iſt dabei von ber 
Anſicht ausgegangen, daß es nicht in der Abficht liegen koͤnne, die richterliche Compe⸗ 
tenz der Zandeßgerichte irgendwie durch die Competenz des Reichsgerichts zu beſchraͤnken, 
eben jo wenig aber auch durch die Eoncurrenz der Zuſtaͤndigkeit zweier Gerichtshoͤfe 
bie Möglicykeit eines fich widerſprechenden Verfahrens hervorzurufen. 

Aus gleichen Gründen werben ad Litt. m. die Klagen gegen den Reichs⸗Fiscus 
nicht unbedingt an das Meichögericht zu verweiſen fein. Es wärve hierin eine ungemeine 
Erſchwerung der Mechtd-Berfolgung liegen können, wenn z. B. eine Klage über Ber- 
Iegung nachbarfchaftlicher Rechte nicht im Gerichtsſtande der belegenen Sache, fondern 
bei dem weit entlegenen Meichögerichte anzubringen wäre, indeß die Natur der Sache 
in der Hegel die höchfte Beſchleunigung forbert. 

Kann die Bezeichnung ber bier in Frage tretenden Segenflände füglich einer weiteren 


Gefegebung überlafien werben, fo türfte dagegen ein Geſetz⸗Entwurf über Einjegung 


und Organiſation des Meichögerichts, über das Verfahren und über die Vollziehung der 

reichögerichtlichen Entſcheidungen und Verfügungen, gleichzeitig mit dem gegenwärtigen 

Berfafiungs-Entwurf dem zur Vereinbarung über denfelben zu verſammelnden Reichs⸗ 

tage mit vorzulegen fein. Die Bearbeitung dieſes Entwurfs wird dem von den verbün« 

deten Megierungen einzufegenden Bundes⸗Schiedogerichte fofort übertragen werden. ' 
Die Grundrechte. 

Der Abſchnitt VI. von ven Brundrechten bes deutfchen Volks leidet in ver Ver⸗ 
faffungs-Aufftellung der National:Berfammlung fowohl im Grundſatze ald in der ſpe⸗ 
ciellen Durchführung an vielfältigen Gebrechen. Da diefer Abfchnitt jedoch bereits in 
mehreren Staaten publicirt worden iſt, fo find, namentlich mit Nüdjicht auf dieſen Um⸗ 
Rand, die Aenderungen bier auf das Nothwendigſte befchränkt worden. 

Bezügli der formellen Bedeutung der Grundrechte find in dem Entwurfe ber 
NRational-Berfammlung eine Reihe fehr allgemein gehaltener Regeln enthalten, melche 
dem Rechte auch bisher ſchon größtentheild zum Grunde gelegen haben, melche aber, 
wenn auch als Principien von großer Bebeutung, dennoch zu ihrer unmittelbaren An⸗ 
wendung noch weiterer Beftimmung bebürfen. Gine zweite Klafie derfelben giebt ſehr 
fpecielle förmliche NMechtövorfchriften (3. B. in 66. 138, 140, 141); eine dritte enblich 
ſchreibt gewiſſe Staats-Einrihtungen ald nothwendig vor, welche, um in Wirkſamkeit 


gju weten, fehe erhebliche Worbereitungen vorausſchen. 
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Diefen Vorſchriften von ſehr verſchiedener Geltung wurde ihre Stellaug in 
bdurch den Satz des Frankfurter Entwurfs angewieſen: 

„Sie ſpllen den Verfaſſungen der Einzelſtaaten zur Norm dienen, und Te 
faffung ober Geſetzgebung eines deutſchen Einzelſtaats ſoll dieſelben je aufhe 
beſchraͤnken koͤnnen.“ 

Der erſte Theil dieſes Sahes hat ſeine Nichtigkeit, Dagegen kann ber au 
. Anwendung finden auf bie zweite der obigen Klaſſen. Bei ber dritten Hat beri 
Seine Bedeutung, da es fich hier nicht um etwas Aufzuhebenbes ober zu Belched 
fondern um etwas pofitiv zu Schaffendes handelt. Noch irriger aber ſtellt der 
bar in Bezug auf die erſte Klaſſe. Gier bedarf es gerade, um bie Regel an 
zu machen, ver näheren gefeglithen Beſtimmung und Beſchraͤnkung. Es iſt di 
einer jeden Regel, daß fie ihre Auonahme nothwendig in ſich faßt. Sie if da 
cip des Geſetzes, nicht aber das Geſetz ſelbſt; vielmehr beſteht dieſes ganz vorzi 
der Feſtſtellung der Grenzen und Ausnafınen, welche ein ſolches Prineip erleih 
um praftifch zu werben. 
* Inden alfo der Sap ſolchergeſtalt einen mangelhaften Ausdruck mit einem 
Widerfpruche vereinigte, verfiel er in ven ferneren Behler, daß er es gänzlich zu 
lleß, welcher Geſetzgebungs⸗Gewalt die weitere Entwickelung dieſer Princivien3 
ſein ſolle, derjenigen des Reichs oder derjenigen der Cinzelſtaaten, ein Zweifel, 
noch durch. die Faſſung der 66. 62 und 63 des Frankfurter Verfaſſungs⸗Entwe 
mehrt wurde. Das Einführungsgefeg, mit welchem ein Theil der Grundre 
237. December 1848 publicirt war, machte den Verſuch, viefen Mangel zu hebe 
es außbrüdlich die Wirkfamkeit mancher Beſtimmungen von bes Landesgeſetzgeb 
bängig machte. Diefes Gefep war aber vom manchen Staaten nicht anerfamni 
auch keinen Thell der Verfaffung aus, und über bie 66. 159, 160, 173, 184 
fehlten ähnliche Beftimmungen ganz. Es hat demzufolge diefer Mangel des Gr 
cips nothwendig gehoben, und dem Sak folgende Faſſung gegeben werden mäfl 
„Ste dienen den Berfaffungen ver Einzelftaaten zur Norm, und werben | 
iwenbung auf deren beſondere Verhaͤltniſſe in ven Geſetzgebungen biefer 
finden.” 

Dadurch ift ausdrücklich erklärt, daß die in den Grundrechten enthaltenen 3 
nur als Norm ver Landesgeſetzgebung zu betrachten find, und baß ihre Gelt 
durch einen Akt verfelben ins Leben zu rufen ift, infofern der Gegenſtand nicht 
ven 66. 133, 137, 143, 183 ausdrücklich der Reichsgeſetzgebung vorbehalten 
wird demnächft die Aufgabe ver Reichsgewalt ($. 51) und des Meichögerichts | 
die Aufrechterhaltung ber Uebereinftimmung zwifchen ver Landedgejehgebung u 
diefem Theile der Berfaffung zu forgen. " 

Das Reichs⸗Bürgerrecht. 

Der materielle Inhalt der Grundrechte umfaßt zunacht das deutſche 
Buͤrgerrecht, d. h. den Inbegriff derjenigen Rechte, die einem jeden Angehöri 
deutſchen Bundesſtaates als ſolchem, in jedem einzelnen Staate, auch abgeſehen 


u nem Rechte als Staatäbürger eines folchen, zuftchen ſollen. Die Seftftellung 


faufigen Rechtöverhäftniffes ift durch die Natur des Gegenſtandes, wie vurch bi 
lichkeit ‘des Bedürfniſſes, gleichmäßig geboten. Nachdem die einzelnen Staaten i 
Innern die Rechte und Pflichten der Gemeinden in Bezug auf die Angehörige 
ben georbnet, ift die Lücke der Geſetzgebung in dem Kalle, wenn die Angebörigl 
zwiſchen Gemeinden deffelben Staates, fondern zwiſchen verfchiedenen Staaten ſu 
um befto fühlbarer geworden. Es droht bie Gefahr, eine Anzahl Geimathl 
bilden zu fehen. Verſchiedene Staaten, namentlich Preußen, Sachſen und Hann 
anbere, haben gefucht, dieſe Lucke durch Verträge auszufüllen; allein offenben 
das nicht: Ehen fo nothwendig wird es fein, allgemeine Befllumungen batkt 
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teilen, in welchen Faͤllen vie Bollzel berechtigt fei, den Aufenthalt an irgend einem Orte 
zu verſagen. 
Seimaths- und Wohnberechtigung in den Gemeinden der Einzelftaaten. 


| Beſtimmungen über die Rechte ded einen Staats und feiner Angehörigen gegen 
den anderen gehören in das Gebiet der Reichs⸗Geſetzgebung. Diefes Gebiet ift eb, 
welches dem im 6. 131, fo wie 6. 56, erwähnten Heimathögefege zu übermeifen If. 
Keinesweges aber wirb daſſelbe die Heimath8» und Wohnberechtigungen in den einzelnen 
Gemeinden der Einzelftaaten ordnen koͤnnen; vielmehr muß ihm die Befugniß dazu aus⸗ 
drüdlich abgefprochen werden. Daß die Gleichflellung des Rechts, welche $. 132 aus⸗ 
ſpricht, bei dem durch dieſes Geſetz zu ordnenden Bebältniffe erft durch das Geſetz felbft 
eintreten Lönne, bedarf deshalb eben fo wenig der Bemerkung, ald daß (6: 134.) bie 
Auswanderungsfreibeit niemals fo zu verftehen fe, als koͤnne der Ginzelne fich dadurch 
unbedingt feinen Verpflichtungen gegen den Staat, namentlich in Bezug auf die Wehr- 
pflicht; entziehen; nur derjenige darf ungehindert auswandern, der feinen Verpflichtungen 
gemügt hat. 


Rechte der vormals reihsunmittelbaren Fürſten. Lehnsverhältniife. 


Nach diefen Beftimmungen über das Reichsbürgerrecht befchäftigen die Grundrechte 
ſich damit, für Die Mechtönerhälniffe innerhalb der einzelnen Staaten gewiffe Grund- 
segeln feftzuftellen. Diefelben haben ven Zwed, theild eine gewiffe abftrafte Gleichheit 
der Individuen zu begründen, theils beichränten fie die Ihätigkeit des Staats, theils 
endlich legen fie dem Staat gewiſſe Verpflichtungen auf. Es ift Hierbei zunächft die 
allgemeine Bemerkung feftzubalten, daß alle diefe Beitimmungen niemald den Kreis der 
Berechtigung des Staates überſchreiten koͤnnen. 

Es darf hier alſo niemals den Beſtimmungen die Deutung gegeben werden, als ob 
durch dieſelben Rechts⸗Verhältniſſe, die auf voölkerrechtlichen Verträgen beruhen, 
aufgehoben fein konnten. Dies bezieht ſich zuerſt auf manche Rechte der reichsunmittel⸗ 
baren Fürften und Herren, welche durch 66. 135, 165, 168 und 171, 172, und 174 
gefährbet erſcheinen. Es iſt nothwendig geweien, ven $. 135, auf welchen zurückzukom⸗ 
men fein wird, zu ändern. Im Uebrigen wird e8 genügen, überhaupt die völferrechtlich 
begründeten Rechte, wie Hier ausbrüdlich gefchieht, vorzubehalten. Zur Befeitigung 
mancher, allerdings nachtheiliger Nechtöverhältniffe wird ein anderer Weg eingefchlagen 
werben müflen, als ver der Geſetzgebung, welcher bier nicht zum Ziele führen kann. 

Eben fo wenig aber Tann jenen Beſtimmungen irgend eine Bebeutung gegeben 
werben, welche in die Verbältniffe ver Erb-Monarihie eingriffe, die Würbe und politifche 
Stellung der regierenden Häufer herabſetzte. So wie F. 168 bei den Familien⸗Fidei⸗ 
commifien bier einen ausdrücklichen Vorbehalt macht, fo muß folcher beim 6. 135 und 
174 als ſich von felbft verſtehend gedacht werben, wie denn auch der 6. 169 die haus⸗ 
gefeglichen Orbnungen und Berhältniffe da, wo ſolche auf den Formen des Lehns bes 
ruhen — wie Died bei den Thronlehnen der preußifchen Monarchie rer. Fall iſt — nicht 
alteriren darf. 

Adel, Titel, Orden. 

Das Princip der Rechtsgleichheit ift bezüglich de8 Adels in den Saͤtzen: „Vor 
dem Geſetz gilt Fein Unterfchied der Stände," „alle Standesvorrechte find abgefchafft;" 
„die Deutfchen find vor dem Geſetze gleich" vollftändig gewahrt worden. Zu einer 
Aufnahme des ferneren Zuſatzes der Frankfurter Aufftelung: „Der Adel als Stand if 
aufgehoben" lag Fein Grund vor. $. 135. Es mußte biefe Aufnahme um fo mehr 
unterbleiben, als nach Anerkennung der obigen Säge mit dem Worte „Stand“ hier 
kaum noch ein beftimmter Begriff zu verbinden war. Es fleht nichts im Wege, daß 
der Bauernfland, der Handwerkerſtand u. |. mw. gewiſſe beiondere Mechte in Anſpruch 
‚ anfcn;. anc Hat Die Berfeffung ſelbſt gewiſſe Stände "nik mn ai (le bexichn⸗ 


1: Bone ihnen auch Sefonbere Vorrechte zuerkannt, wie $. 154 dem Lebe 
$. 175 dem Michterflande. Die Aufhebung der nicht mit einem Amte werben 
iſt als kleinlich und wirkungslos befeitigt. Ueberdies würde jenem Sage auf 
falfche Deutung unterzulegen geweſen fein, daß auch die akademiſchen Grabe, d 

titel, aufgehoben fein. Für das Verbot auswärtiger Orden bat eben fo 
rund aufgefunden werben konnen, wenn man nicht confequent alle Orden befeltl 


Gleihe Berechtigung zu Staatsämtern. 
‚Wichtiger iR wie Veſtimmung bes gleichen Butritts zu den Aemtern. N 
Bedingung ver Befähigung mit Recht feftgehalten, fo verficht es fidh vom | 
dadurch jedem Staate dis Befugniß zugeſtanden ſei, bie Beringungen ber 8 
— B. vorgängiger Kriegsdienſt und vergl) völlig fo feſtzuſtellen, wie feine X 
es fordern. 


Die Wehrpflicht. 

Eben fo darf die Bleichheit der Wehrpflicht Einrichtungen nicht ausfchlisf 
unter gewiſſen Bedingungen die Dienftzeit abfürzgen. Auch wird durch das 1 
Stellvertretung nur eine Einrichtung auögefchloffen, nad welcher der Einz 
Anderen an feine Stelle dingt; wicht aber auch wird den Staaten benomm 
dürfen, wo es foldhe angemefien finden, fich den Dienft eines fähigen und bie 
Mannes für denjenigen eine® minder Dienftwilligen zu fichern; vielmehr u 
allen das Mittel zu finden fein, für die abfolnte Ungleichheit, welche in jeber p 
Dienſtleiſtung nothwendig liegt, eine Milderung zu finden. 

Es iſt deshalb auch erſt durch das Wehrgeich diefer Grundſatz Ins Leben 

Im Uebrigen werden vie Beſtimmungen ver F5F. 171 und 174 nur als 
jener Rechtögleichheit zu betrachten, und als folche durch nähere geſetzliche An 
zur Ausführung zu bringen fein. 

Ausſchluß der Strafe des bürgerlichen Todes, Aufhebung der Ber 
Gonfiscation, des Pranger, des Brandmals und ber koͤrperlich 
tigung. Die Todesftrafe. 

Dei den Beſchraͤnkungen, welche der Staatöthätigfeit dem Individuum 
aufgelegt find, Eommen zunächſt die Beſtimmungen in Betracht, welche vie E 
Individuums am fich betreffen, der Ausfchluß des bürgerlichen Todes ($. 133 
Derbot der Todesſtrafe. Gegen die erfte, im beutfchen Mechtöfpfteme ohnehin 
Beſtimmung war nichtd einzuwenden. 

Eben fo werden unzweckmaͤßige und ungerechte Strafmittel, wie bie | 
Eonfiscation ($. 170), Pranger, Brandmal und körperliche Züchtigung ($. 1: 
ausgefchloffen werden koͤnnen. Die Aufhebung der Todesſtrafe dagegen Ift ein | 
großer Meinungs⸗Verſchiedenheit. Der $. 139 der zu Frankfurt befchloffenen ! 
entfchied ſich für Die Unzulaͤſſigkeit der Todeoſtrafe im Principe, ließ aber den 
nahmen zu, welche jenes allgemeine Princip als ein müßiges und unausfähr! 

ſtellten. Gefteht man einmal dem Staate das Recht zu, die Exiflenz eines In 
zu vernichten, fo iſt in der That nicht abzufehen, weshalb ſolches allein nad) ! 
— wobei weder der wirkliche Ball des Krieges, noch fonft irgend eine Notf 
vorgefehen ift, und zwar ohne Ruͤckſicht auf beftimmte Verbrechen, — zuläffi; 
Um fo mehr Hat daher dieſe unmotivirte, in ihren Folgen unberechenbare ! 
des bisherigen Strafrechtö entfernt, und dieſe wichtigfte und ſchwerſte Frage ı 
eingehenden Gefehgebung, wozu $. 61 die Veranlaſſung bietet, vorbehalten blelb 
Geſetzliche Sicherftellung der perfänlidden Freiheit, Unverleglid 
Wohnung, Briefgeheimniß. 

Die Grundrechte fihern den Einzelnen ſodann gegen gewifle Geuumum 

derſanlichen Ereigeit, indem fie 5. 186 die Freiheit der Perſon, 5 138 Die Um⸗ 
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vor Wehnung, 96. 139 und 140 das Gehelmmiß der Briefe und Bapiere fanctioniren. 
Es if bei diefen, in großer und meift zu ummittelbarfler Anmenbung geeigneter Spe⸗ 
clalität getroffenen Beftimmungen nichts zu ändern geweſen als vie Vorfchrift, nach wel⸗ 
des jeder Verhaftete der richterlichen Behörde übergeben werben follte. Hier iſt ber 
allgemeine Auodruck der zuftändigen Behoͤrde gebraucht, da ed nicht angemeſſen if, 
den Richterſtand mit dem Bettler und Vagabonden⸗Transport zu befaffen; anvererfeits 
aber vie unabhängige Stellung uns Gompetenz der Berichte, welche 65. 173 bis 180 
berbeiführt, genügend fchügen wird. 


Die gefeglihden Befimmungen über Preßfreibeit, Petitiond-, Berfamm- 
lungs⸗ und Vereinsrecht. 


Es find ferner einige beſondere Arten der Thätigkelt des Individuums gefchüßt, 
indem $. 141 die Preßfreiheit, 6. 157 das Petitiond« und F. 159 bis 161 das Verſamm⸗ 
lungs⸗ und Vereinsrecht ficher ftellen. 

Es ift Hier nothwendig erachtet worden, den Kreid der Geſetzgebung zu erweitern. 
Bei der Preſſe bleibt die Cenſur ausgefchlofien; dagegen fcheint es eine nähere Erwägung 
zu fordern, ob und inwieweit fonflige Schugmittel gegen den Mißbrauch von vorn herein 
und in allen Zällen zurüdzumeifen fein. Eben fo wird man dem Staate nicht das 
Hecht entziehen vürfen, VBerfammlungen und Vereine zu illegalen Zwecken zu hindern. 
Auch Hat dem Mifverftänpniffe vorgebeugt werden muſſen, ald ob eine jene Vereinigung 
zu Petitionen und Beſchwerden nothwendig eine erlaubte ſei, da foldhe fehr wohl ven 
Borwand zu ganz anderen Zwecken bieten kann und oft geboten hat. 

Beſonders Herrorgehoben aber muß es werben, daß der 6. 161 niemals gebraucht 
werben dürfe, um die Bande der Zucht und des Gehorfams in Heer und Flotte zu loͤſen, 
und daß dort das Vereins⸗ und Verfammlungsrecht niemals weitere Anwendung finden 
könne, als Infoweit die Disciplinar⸗Vorſchriften ſolches ausdrücklich zulaffen. 


Die Religions-Geſellſchaften. 

Die Artikel V. und VI. über Religion und Schule mußten in dem Maße, wie ſie 
bedingend und bildend in das ganze Staatsleben eingreifen, der ernſteſten Brüfung un⸗ 
terworfen werden. Das Princip der geiſtigen Freiheit — wie unvollkommen ſolches auch 
im $. 152 der Frankfurter Aufſtellung ausgedrückt iſt — hat unbedingt geachtet werden 
ſollen; wie denn vom rechten Glauben an die Wahrheit, die Ueberzeugung nicht zu tren⸗ 
nen iſt, daß fie allein ohne äußeren Schuß den Sieg zu erringen vermöge. Wenn aber 
dieſes Princip der Freiheit übertrieben und zu einer völligen Gleichgiltigkelt des Staates 
gegen das Böttliche herabgewürdigt wird, fo kann einer ſolchen Ausſchreitung feine Folge 
mehr. gegeben werden. Der Staat, der in feiner Eineöformel den Glauben an Bott an⸗ 
erkennt, kann nicht in Wahrheit erflären, daß Niemand verpflichtet fei, feine religiöfe 
Neberzeugung zu offenbaren. Eben jo foll dem Begriffe einer territorialen Staatskirche 
wi den davon abhängigen Begünftigungen fernerhin keine praftifche Bedeutung einge⸗ 
raumt, und die fnatliche Berechtigung des Deutfchen nach ſeinem Bekenntniſſe nicht bes 
meſſen werben, wie biefem in ben 66. 144 und 145 des Entwurfs auch der entiprechenve 
Auddruck gegeben if. Es Eonnte dies aber Teinesweges zu einer Wiederholung des fer⸗ 
mern Satzes der Frankfurter Aufftellung berechtigen, „daß Feine Religionsgeſellſchaft vor 
der anderen Borrechte durch den Stant genieße.” Der Say würde in dieſer Fafſung dem 
Mißrerſtaͤndniſſe Raum laſſen, ald Eönne die Rüdficht, welche der Staat bei ver Bes 
banvlung der einzelnen Religionsgefellichaften auf deren befondere Stellung und Ber- 
faffung zu nehmen bat, den anderen Meligiondgefellichaften gegenüber, als ein Vorrecht 
angefehen werden, während vie Parität, richtig verftanden, darin beruht, daß jene Reli⸗ 
gionsgefellichaft nach der ihr eigenthümlichen Einrichtung und äußeren Geltung behandelt 
und beurtbeilt wird. Zu Religionsgeſellſchaften, welche feinem Grundprincipe entfprechen, 
wish ſich der Staat ſtets in einer anderen age befinden, als zu jolchen, bie daſſelbe viel⸗ 
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leicht gerade vernichten. -Der Staat Tann fobann davon. abflehen, von Gies 
irgend Jemand zu einer Tirchlichen Hanblung. zu zwingen; aber er kann fi ı 
Mecht beilegen, in die innere Disciplin der Religionsgeſellſchaften ſelbſt. Kemm 
aufloͤſend einzugreifen. Hiernach haben vie $$. 142, 145 und 146 geäubert, 
beſtehenden Religionsgefellichaften auch ſchon in faktifcher Handhabung der Um 
Teit des Eigenthums im Befig und Genuß ber für ihre GultußslÜnterrichtt- u 
thaͤtigkeits⸗Zwecke Heftimmten Anſtalten, Stiftungen und Bonds m 5. 145 gef 
den müffen. 

Daß bie Meligions · Geſellſchaften gleich jeder anderen bürgerlichen (Gemein 
Geſetzen des Staat unterworfen find, iſt als keines beſonderen Ausdruckes 
erkannt, und der betreffende Zuſatz des Frankfurter Entwurfes deshalb geloöͤſch 
Es verſteht ſich ganz von ſelbſt, daß jede in die Außere Rechtsſphaͤre eintreten 
ſamkeit der berſchiedenen Religions-Befellfchaften, ſofern dieſelbe vor dem ſtaal 
rum Anerkennung und Berüdfichtigung finden fol, ſich mit den allgemeinen 
ſeden in Uebereinſtimmung beſinden muß. 

Die Schule. 

Bezüglich ber Beſtimmungen über die Schule ift des mangelhaften Ausi 
Lehrfreiheit bereits im Allgemeinen oben gedacht worden; es muß aber noch 
dem Mißverſtaͤndniß entgegengetreten werben, als ob durch den aus der Frankfi 
ſtellung unverändert berübergenommenen desfallſigen Sag ($. 152 ber Kran 
6. 150 des Entwurfs) dem Stante auch das Mittel genommen fel, einer d 
perbrecherifchen Lehre, welche als Wiflenfchaft nie anerkannt werden kann, w 
begegnen. 

Sodann haben noch zwei Saͤtze der Frankfurter Aufſtellung in dem Er 
derbundeten Regierungen aus überwiegenden Grunden keine Anerkennung finbe 
Allerdings wird dem Staate ſtets überlaffen bleiben müffen, die Oberauffichl 
terrichts⸗ und Erziehungsweſens durch eigene von ihm ernannte Behoͤrden a 
Von dieſen aber die Geiftlihfeit prineipiell auszufchließen, Hierfür Fann I 
- gender Grund gefunden werben. Das Verhaͤlmiß, in welchen fich der Bol 
richt zur Zeit in ganz Deutfchland, von etwaigen einzelnen, wenig erheblichen 
men abgefehen, befindet, wurzelt feft in ber Verbindung zwiſchen Religion u 
hung. .Diefe Beziehung, welche nicht willkürlich entftanden, auch durch das 8 
bed beutfchen Vorkes feit Jahrhunderten getragen iſt, grundfäglich ausfchfie 
mit Umftänden brechen, die dem Volke heilig find, die das religidfe Leben deſſell 
und zugleich dem Staate die feftefte Yürgfchaft einer auf firtlicher Bilbung I 
Zukunft gewähren. Es bieße weiter, vie Bahn zu Eonflicten zwiſchen ver € 
den Meligions» Gefellichaften, und hierdurch zugleich zwifchen diefen und dem | 
öffnen, die nach beiden Seiten verberblich werden koͤnnen, und zumal unter ! 
thümlichen Verhältniffen, wie fie in Deutfchland beftehen, vermieden werbe 
Außerdem ericheint bei den Verhaͤltniſſen, die in den meiften laͤndlichen Gem 
walten, die Durchfuͤhrung jener Ausichließung praktifch unmoͤglich, auch für 
riellen Fortbeſtand der zahlreichen Volksſchulen, welche aus ihrer Verbindung 

lichen Anftalten nicht geringe äußere Vortheile fchöpfen, bedrohlich. Nicht u 
denklich mußten die im 6. 157 der Frankfurter Aufftellung enthaltenen Grunl 
die abfolute Unentgeltlichkeit des Unterrichts gefunden erben. Die Gemeli 
etwa ſelbſt den Staat principaliter für die gefammten Koften des Boll: 
der bemittelten Stantöbürger haftbar zu erflärn, — das praftifche &ı 
6. 157, — läßt fi) vom rechtlichen Standpunkte auß in Feiner Weiſe begrk 
müßte finanziell zu Verlegenheiten führen, vie bald unbefiegbar werben wär 
fubfidiarifche Verpflichtung der Gemeinten, nach Umſtaͤnden auch des Gtaske 
im des Untertichts ber Unvermögenden zu beſtreiten, finbet üAberdied ihre 
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und nothwendige Begrenzung auf den Bereich des eigentlichen Volksunterrichtes, indem 
diefer alle diejenigen Kenntniffe und Yertigfeiten umfaßt, deren Befik der Staat von 
jedem Staatsbürger ohne allen Unterfchien verlangen muß. Ueber viefen Bereich hin⸗ 
aus Hört das Mecht des Staated auf, Anforderungen an die Ausbildung feiner Bürger 
zu ftellen, und hiermit auch feine Befugniß, die Gemeinden zur Tragung von Koften 
zu verpflichten. 

Noch iſt Hier ver $. 156 zu erwähnen, deſſen Inhalt dahin mißverſtanden werden 
koͤnnte, als ob folder den Staat hinderte, gewiſſe Formen der Berufsausbildung zur 
Bedingung ver Aushbung bed Berufs zu machen. Diefe Befugniß muß vie Geſetzge⸗ 
bung jederzeit behalten. 

Abldfung von Brund- und Bodenlaften. 

In verſchiedener Weife, wie die Nechte der Perfönlichkeit, faßte der Art. IX. des 
Frankfurter Entwurfed das Verhaͤltniß des Eigenthums auf. Während dort eine möge 
lichſt undefchränkte Willfür des Individuums das Ziel zu fein fhien, ift bier der Grund⸗ 
gedanke, welcher mit dem Sage von der Unverleglichfeit des Eigenthums eingeleitet wird, 





ein doppelter, nämlich ver, das Eigenthumsrecht auf feine wahren Objecte zurüdzufüh- 


zen, und das Eigenthum möglichft mobil zu machen. Der Zwed, um deswillen Goͤrig⸗ 
keit ($. 164) und Patrimonialgerichte nebft den darauf beruhenten Laſten, ſoweit folche 
nicht dinglicher Art find, fondern nur an der Perfon Eleben ($. 165), hinwegfallen, und 
dad Mittel gegeben wird, Grund und Boden durch Ablöfung von Laften zu befreien 
($. 166), ift völlig anerfannt. Doch bat die Ablösbarkeit auf privatrechtliche Laſten 
befchräntt werben müflen, da Staats⸗ und GemeindesLaften, ferner polizeiliche Laſten 
und Abgaben (3. B. folche, mit welchen Schuß gegen Fluthen, Entwäflerung, Wegebau 
u. dergl. zufammenhängen) der Ablöfung nicht allgemein werden unterworfen werden 
dürfen. 

Das Verbot fernerer Belaftung von Grundſtücken mit unablösbaren Leiftungen fin« 
det feinen Grund nur in jenem Zwecke der Mobilifirung, wird aber umter Umſtanden 
die Bertheilung von Grund⸗Eigenthum an die unbemittelten Klafien erſchweren; weshalb 
darauf nach Verſchiedenheit der Gegenden zurüdzufommen fein wird. 

Das Jagdrecht. 

In geradem Wiverfpruche mit dem $. 162 und daher bedenklich war die unentgelt- 
liche Aufhebung des Jagdrechts ($. 167). Mag immerhin die gefeßliche Aufhebung 
wiefes Nechts, fo weit foldyes auf frembem Grund und Boden zu üben war, wünfchend- 
werth fein, fo wird doch die Nothwendigkeit einer unentgeltlihen Aufhebung flets 
des Beweifes entbehren. Nach dem Grundfage des $. 162 muß bei dieſem wirklichen 
Bermögend-Mechte eine Entſchaͤdigung erfolgen; es muß aber. der Befehgebung des 
Einzelftantes überlafien bleiben, folche nach feinem individuellen Verhaͤltniſſe zu ordnen. 


Peräußerlichkeit und Theilbarfeit des Eigenthums. 

Die Tendenz zur Mobilifirung des Grundeigenthums tritt beſonders hervor in den 
Beſtimmungen über DVeräußerlichkeit und Theilbarkeit deſſelben (F. 165 des Frankfurter 
Entwurfes). Es hängen aber die Wirkungen einer ſolchen Mobiliſirung fo ſehr von 
änßeren Umfländen, von der Bodenbeſchaffenheit, ver Eultur, der Bevölkerung, den Erb⸗ 
rechts⸗· und Sommunal-Verhältniffen ab, daß die Wirkung eines äußerlich gleichfärmigen 
Sages innerlich die verfchtedenartigfte fein würde, weshalb es nothwendig gewefen iſt, 
biefen Gegenſtand ver Gefeßgebung der Einzelftnaten gänzlich zu überweilen. 


Fideicommiſſe. 

Der Geſetgebung der Einzelſtaaten wird es auch obliegen, die Aufhebung der 
Familien⸗Fideicommiſſe (F. 168) nach dem Grundſatze der Unverletzlichkeit des Cigen⸗ 
thuns zu oromen, eine Aufgabe, deren Loͤſung um deſto größere Vorſicht und Sorgfalt 
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erfordert, je verſchiedenartiger Die Rechtsperhaͤltniſſe find, weiche man unter je 
aufanımenzufafien pflegt. 
| Unter biefen befinben fi alerpings manche nachtheilige, Deren new 
nicht minder gehindert werben muß. . Dagegen werben bie Principien, nad 
Beitimmungen bes $. 163 in ben Einzeifinnten ausgeführt werben, auch 
Borfchriften über die Exbfolge nothwendig machen; und fo wird auch Hier ' 
der Geſetgebung fein wrüfien, nicht allein zu vernichten, ſondern auch 2 
38 geben, unter denen zweckmaͤßige Grbfolgerädrbnungen auch ferner geich 
Üdanen, wo ſolches offenbar in den Veburfnifien des Landes Legt 
Juftizpflege. 

Endlich beſchaͤſtigen Die Grundrechte fich wit. Kormen der Staatöverfaflt 
bereits ein Theil dieſer Formen bei dem Verhaͤltniß der Schule, ein anderer, 
bie Gompeteng ber Gerichts⸗Behoͤrden beireffender Theil, beim Schuge der 
Breihelt erwähnt, | 

.Was die $$. 172 His 181 über dad Gerichtöweſen enthalten, beburfte 
richtigen Ausdruck über das Verhaͤltniß der Militair⸗Gerichtsbarkeit ($. 17. 
pie Beurtheilung politiſcher Vergehen durch Geſchworene (F. 177), noch fo 
merkungen. 

Die Beßimummgen über Unabhängigkeit der Gerichtsperſonen ($. 173) 
mals der Regierung die nothwendige Kraft nehmen, um die Gerichtöbehörk: 
berienigen Höhe zu "halten, welche dad Wohl des Ganzen fordert. Die 2 
beider Anforberungen, die individueller Anfiht und Willkuͤr allerdings nid 
werben barf, wird die Lanbeögefeggebung zu bewirken haben. Die Beſtin 
die Entfchelvung der Competenz · Conflicte ($. 179) ſchließt die urfprüngliche i 
sichtung, nach welcher die Gerichte felbft über ihre Competenz zu erkennen | 
. aus. Auch bier wird die Landesgeſetzgebung dad Nöthige ordnen müflen, 
denn auch allein zufteht, ven fehr unbeßinmiten Begriff der Berwaltungsre: 

normiren. 
j Endlich wird auch durch die Trennung der Strafgerichtäbarkeit von ber 
Verfahren nicht ausgeichlofien, in welchem vie Polizeibehörde ihren Stra| 
Eontravenienten mittheilt und biefem überlaffen wird, auf richterliches &ı 
prevociren. 
Gemeindeweſen. 

Die Veſtimmungen über dad Gemeindeweſen, ſtimmen mit demjenigen i 
in Deutfchland als Bedurfniß anerkannt wird. Eine Beflätigung ver “Bor 
und Sorge für deren Geſchaͤftstuchtigkeit, zumal wo auch Staatögefchäfte dei 
beamten obliegen, if nicht ausgefchlofin. Daß die Ortspolizei den Gewmel 
überlaffen bleibe, muß allerdings vie Regel bilden, als unabänberliche Berfi 
aber bat es nicht aufgenommen werben vürfen, da Bälle vorlommen, wo | 
bung der Rocalpolizei (3. B. in einer großen Hauptftabt) auf die Griſtenz 
felbft zu großen Einfluß Hat, als daß fie lediglich der Rocalbehörbe überk 
dürfte. Es bleibt viefes eben fo wie die nähere Beflimmung ber Im zum 
ders 6. 183. geftatteten Ausnahme der Lanveögefeßgebung anheimgeftellt. 

Die Beftimmung über das gegenfeitige DVerhältnig der Kammern iı 
Staaten, wo ein Zwei⸗Kanmerſyſtem beſteht, Hat der Landesgeſetzgebung 
Bleiben möüflen, da in der That die Bedeutung eined einfeitigen Geſetzvorfchl 
dunkel, eine 'einfeltige Beſchwerde, fo wie eine einfeltige Anklage aber mit h 
niffen einzelner Landesverfaſſungen durchaus nicht in Einklang zu bringen if 

In dieſem Sinne, von den verfchienenen Landesgeſetzgebungen weiter er 
audgeprägt, werben bie Grundrechte allerdings mehrfach eine völlig neue. 
. Dinge Iesbeifühsen, oma bie- eigentlichen Grundlagen. des gemeinen Mehl; 
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Die Bewähr der Berfaffung. 
Die zur Gewähr ver Berfafjung in dem Entwurf der Rational-Berfammlung aufs 
gefiel uen Beftimmungen haben zunäct diejenigen Mobificationen erfahren müffen, weldye 
—* die veränderte Form der Reichs⸗Regierung und durch die für die Giltigkeit der 
Ric sichhlüffe erforderliche Uebereinſtimmung per Reichſs⸗Regierung mit dem Reichstag 
bedira gIt find, und die daher einer Erklärung nicht weiter bebürfen. Die übrigen Aen⸗ 
yeruzugen befchränfen ſich auf die Zeftflellung des Mechtözuftanded in den Ausnahme- 
fölert des Krieges oder Aufruhrs und des Belagerungszuſtandes. Die National- Ber- 
ſammlung hat hier das Mecht ver Nothwehr des Staates im Principe anerkannt, ohne 
dem ſelben jedoch die Eonfequenzen zu lafien, auf die die factiſche Hanbhabung nicht ver⸗ 
vjchten kann. Diefelbe Nothwendigkeit, die in Zeiten der Gefahr und für die Dauer 
derſelben die Aufhebung der grundrechtlichen Beftimmungen über Verhaftung, Haus⸗ 
ſuchung oder Verſammlungsrecht und die Verfündigung des Belagerungszuftandes in 
deſtungen rechtfertigt, kann auch die Aufhebung des gewöhnlichen Gerichtsſtandes und 
der Prefie und die Auspehnung des Belagerungsftandes über den Bereich der Feſtun⸗ 
gem hinaus, je nach Lage der Umſtaͤnde, zur gebieterifchen Pflicht machen. Eben fo 
wird anerkannt werden müſſen, daß gerade die Natur folder Ausnahmezuftände die 
Gewißheit ausfchließt, ven Reichs⸗ oder Landtag In einer vorher beftimmten kurzen Frift 
berufen und ihm in dieſer Frift die getroffenen Mafregeln zur Genehmigung vorlegen 
zu können. Was mit Sicherheit bier allein vollzogen, und daher gefeglih auch allein 
garantirt werden kann, ift die Verpflichtung des betreffenden Minifteriums zu fofortiger 
Berantwortung vor dem berfammelten Reichs⸗ over Landtage ober, fofern ver Reichs⸗ 
oder Landtag im Augenblid nicht verfammelt iſt, vor dem erften neu zufammentretenven. 
Daher die modificirte Faſſung des F. 107 der Frankfurter Aufſtellung in $. 195 des ge⸗ 
genwaͤrtig dargebotenen Entwurfs. 
Die bauptfächlichfie Gewähr der Verfafſung, ſoweit dieſe durch Beſtimmungen einer 
äußeren Geſetzgebung überhaupt zu bewirken iſt, giebt ver F. 194. Es bedarf dabei 
kaum des Zuſatzes, daß der hier in Uebereinſtimmung mit F. 196 des Entwurfs der 
National⸗ Verſammlung für Verfaſſungs⸗Abanderungen feſtgeſtellte Abſtimmungs⸗ 
Mopvus bei dem zunächft zu berufenden Meichötage, auf dem bie Verfafſung des Reichs 
nicht abgeändert, fondern durch Vereinbarung mit pen Regierungen feftgeftellt wer- 
den foll, noch nicht in Anwendung tritt, vielmehr die Beſchlüſſe dieſes erften, lediglich 
zu dieſem Zwede gefeglich verfammelten Reichstages, in beiden Käufern nach abfoluter 
Stimmenmehrheit der befchlußfähigen Anzahl zu faflen find. Die näheren Anordnun⸗ 
gen, die erft nach Maßgabe des erfolgenben Beitritts der Megierungen zu dem dargebo⸗ 
 tenen Berfaffungs- Entwurf zu beftimmen find, bleiben dem Einberufungs-Decrete vor⸗ 
ten 








Die Aoiperzogfi heſſiſche Regierung unterfagt den Mainzer Wahlmännern eine 
beabfichtigte Neuwahl für das beutfhe Parlament, weil fie die Stuttgarter 
Geſellſchaft nicht als vechtögiltig anerkennt. Dagegen erflären die Wahlmän- 
ner öffentlich, daß fie nichts deſto weniger ihr Recht ausüben werben, und er- 
nennen näcften Tages einen flüchtigen Demokraten. | 

Den Mecklenburgiſchen Ständen wirb erflärt, dag die Regierung die Stuttgarter 
Geſellſchaft nicht anerkennt, alfo auch Feine Nachwahl veranlaßt. 

Dewokratiſcher Congreß zu Cöthen, wo beichloffen wird, an den Wahlen für bie 
preußifche zweite Kammer keinen Theil zu nehmen. — Wenn biefer Beſchluß, 
wie nicht unmöglich, etwa barauf hinzielen follte, die getäufchten Gegner am 
Wahltage zu überrumpeln, fo können wir ihm fo wenig Erfolg veripregen, als 
in bem alle, daß er ernſtlich gemeint iſt. | 
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Bor Tagesanbruch erftürmen bie Defterreicher ımter Jellachich Perczels 
te8 Lager bei Neufag, demnächſt auch biefe Stadt, welche aber burd 
Bewerfen von Peterwarbein aus in Flammen ‚gefegt wird. 


Sn der franzöfifchen National-Berfammiung ftellt die Berg-Partei ber 
ben Praſidenten der Republik nebſt feinen Miniftern in Anklageſtanl 
fegen. — Gehörte unverfennbar in .den Operationsplan der rothen 
faner bei dem beabfichtigten großen Schlage, auf welchen auch bie 
Demokraten mit hoͤchſter Spannung warteten. 

Aufrufe an Bolt und Armee von Seiten des Berges, der ben 
focialiftifchen Zeitungs-Rebactionen, des Stubenten-Comite. 


Mordanfall auf den Prinzen von Preußen. Bei Nieder⸗Ingelheim (Rhei 
wird auf den Wagen geſchoſſen, worin man ben Prinzen vermuthet, 
Hoftillon ſchwer verwundet. Eine eigenthümliche Art, die „vorgeſchrit 
tifche Bildung‘ zu beweifen, deren ſich befanntlih alle Anwohner be 
erfreuen, — minbeftens ihrer eigenen Anficht nad. Ä 


Erlaß der herzoglich naffauifhen Regierung bezüglich auf die in ber 
Berfammlung (S. 10. Zuni) gefaßten Beſchlüſſe. „Sie hat fich rückhal 
jenigen Reichs⸗Verfaſſung angefähloffen, welche aus den Beichlüffen 
tional-Berfammlung zu Frankfurt hervorgegangen if. Bon den Gef 
welche fie dabei geleitet haben, wird fie nicht weichen. Sie wird 
Allem fefthalten, daß die Erlangung der Einheit Deutfhlands die @ 
der Reichs⸗Verfaſſung bildet, dag alfo, wenn es in anderer Weife n 
lich if, diefe einheitliche Geftaltung auch mit Abänderung einzelner Be 
gen jener Reichs» Berfaffung erreicht werden muß. Die Regierung 
folhen Aenderungen nur_in einer Weife und in Wegen willigen, n 
Rechten, der Lage und Wohlfahrt des Landes und insbefondere der 
ber Landflände in allen Tandes-Berfaflungsfragen vollſtändig entfpred 
Nationals-Berfammlung, welche fih von Frankfurt nach Stuttgart vei 
it durch ihre, an letzterem Orte von einer geringen Anzahl noch aı 
Mitglieder feit dem Bten d. M. gefaßten Befchlüffe augenicheinlich a 
hohen Berufe und aus aller gefeglihen Bahn getreten. Sie hat in € 
einer Regentſchaft für Deutichland einen Weg genommen, welcher, 
überhaupt Folgen haben Fönnte, Deutfchland unausbleiblich nicht zu 
und Freiheit, nicht zu einer wirffamen Reichs⸗-Verfaſſung führen, fi 
bie Berwüftungen bed Bürgerfrieged und in gänzliche Zerrüttung ftürze 
Deshalb ift es die Pflicht ber Regierung, die von der National: Berf 
zu Stuttgart gefaßten ober die ferner von ihr ausgehenden Beſchlüſſe 
zuerfennen. Daß der Aufftand in dem Großherzogthum Baden nicht d 
führung der Reichſs⸗Verfaſſung zum Zwecke gehabt hat, fondern untı 
Borgeben andere, fogar die Selbfiftändigfeit und Einheit Deutfchland 
dende Richtungen verfolgt, ift Feine Brage. Diejenigen Reichs⸗Truppe 
für die Herfiellung ber Orbmmg in Baben und dem ihm zugeirelene 
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baiern verwendet find, vollgichen bemnad lediglich eine reicheverfa fungemäßige! 
Odkliegenheit Deutſchl 

Unter Anderem erflärt bie Regierung auch noch, daß fie niemals durch 
eine allgemeine Amneftie in ben Beruf der Berichte eingreifen, und daß ber 
Herzog nur in einzelnen geeigneten Fällen eine Begnabigung beiwilligen werde. 

Eine Abtheilung würtembergifcher Truppen rüdt in Heilbronn ein (&. 9. Juni). 
Die dortige Bürgerwehr wird aufgelöft und zur Abgabe ihrer Waffen verans 
laßt, was aber nur theilmeife geichieht. Etliche Hundert Brave ziehen bewaffnet 
gen Wimpfen, den Sammelpunft verwandter Geifter, und kehren erſt — ohne 
übrigens irgend ein Unheil veranlaßt zu haben — in die theure Heimat zurüd, 
nachdem bie dorthin geeilten Gattinnen u. ſ. w. fle beſchworen, den Staat nidt 
aus feinen Angeln zu heben. 

Die franzöfifche National⸗Verſammlung verwirft den Antrag auf Anklage bes 
Präfidenten Buonaparte u. f. w. Paris in großer Bewegung, nicht minder 
alle anderen bebeutenden Stäbte, ba unzweifelhaft ein gleichzeitiger Ausbruch 
im ganzen Rande vorbereitet war. 

Die angebliche Reichs⸗-Regentſchaft macht ſich aufs Neue lächerlich mittelft nach⸗ 
ſtehenden Erlafies an die k. würtembergifche Regierung: „Durch die ausbrüdliche 
Weigerung des General Lieutenant von Miller, den Befehlen ber gefeglichen 
Oberbehoͤrde für Dentichland zu gehorchen, ift deſſen Entfegung von bem biöher 

bekleideten Poften als Reichögeneral und Eommandant der combinirten Divifion 

des 8. Armeecorps nothwendig geworden. Wir fehen uns alſo veranlaßt, das 
königlid, würtembergifche Kriegs⸗ Minifterium zu erſuchen, zur Wieberbefegung 
biefer Stelle die geeigneten Vorfchläge baldigft machen zu wollen.‘‘ 

‚Die yreußifchen Truppen überfchreiten die Grenze der baierichen Pfalz, Mit Aus- 

nahme .eined ganz unbedeutenden Gefechts bei Homburg, nirgend Widerftand. *) 

‚Gefecht bei Waldmichelbach im G. H. Heflen Eingebrungene Freiſchaaren u. |. w. 
werben von mecklenburgiſchen Truppen fehnell über den Haufen geworfen. 

Die babifche conftituirende Berfammlung befchließt: es fol eine proviſoriſche Regie: 
rung aus drei Männern mit dietatorifcher Gewalt gewählt werben. Die Wahl 
fällt auf Brentano, Goegg, Werner. 

Eben fo befchließt fie, fich für permanent zu erflären, dergeſtalt daß fie 
jederzeit befugt fey, den Drt ihrer Sigungen zu beftimmen. 

Die Aufruhr-Afte für Stadt» und Oberamts:Bezirf Heilbronn verfünbet; ſämmt⸗ 
lihe Bürgerwehr bes Ießteren entwaffnet. 

Advokat Zig und Weinhändler (Oberft) Blenfer werden von der G. H. Heſſiſchen 
Gerichtsbehörbe wegen Hochs und LandessBerrath ſteckbrieflich verfolgt. 

Das Geſqhahfener gegen die Stadt Venedig beginnt. 





Fr Diefe Truppen bildeten unter Gen. Lieutnant v. Hirfchfelo das erſte Corps der von 
©. 8. 5. dem Prinzen von Preußen befehligten Armee, und zerfielen in folgende Abtheilungen. 
1Re oder Avantgarben-Divifion, G. M. v. Hanneden 64 Bat. 4 Esc. 8 Gefchüge, 1 Comp. Pic: 
niere. 2te Div. G. M. v. Webern 34 Bat. 2 Ei. 8 Gel. Zte Div. G. M. v. Niefewand 
5 Dat. 2 Coc. 8 Geſch. Ate oder Reſerve Div. G. M. v. Brun 5 Bat. 1 Goc. 32 Gel. 


4 18. Zub, 185 ° 
18. Gefecht bei Esorna. Um den Bermarfä) bes erfien Yirmercorps (F R 





13. | Der für Heut vorbereiiete Desptfälag in Paris wich bunc folgenbe So 
mehrerer revolutionairen Gomil6’s eingeleitet: „Der Präftvent ber 
und feine Miniſter find außerhalb der Berfaffung erflärt! Der Theil | 
gebenden Berfamminung, der ſich durch fein Votum von geftern A 
Mifqulbigen am Berfaffungöbrud erflärte, iR ebenfalls auherhalb de 
fung. Die Rationalgarbe ſteht auf, die Werfflätten fchließen füh! 9 
Soldaten, unfere Brüder, daran deufen, daß fie Bürger find, welch 
recht Haben, unb daß ihre erſte Pflicht barin beſteht, bie Berfaflung zı 
Das Bolt erhebe ſich intgefammt! Es lebe die Berfaflung! Es Ich 
publif! — Ferner veröffentlichte das GomitE der Deutihen in Paris 
der polnifchen Emigration gemeinfhaftlich: „Wir treten den Erklaͤr 
franzoͤſiſchen Demokraten-Ausichüffe hiermit bei, und hegen das vollſte 
in die Energie und den Edeimuth des parifer Bolles, das feine Febr 
fpreden zu erfüllen willen wird. Mit Herz und Hand find wir 
in diefem für bie gefammie europäilde Demokratie fo wichtigen Aus 

In den Straßen der Hauptſtadt das lebhafteſte Getümmel, Demon 
durch große Aufzüge, bier und da Berfuche Barricaden zu bauen. 1 
von Allem genau unterrichtete Regierung hat ihre Anftalten getroffen 
deutende Streitmaflen in wohlerwogener Bereitichaft; die Fräftigen w 
gemäßen Maßregeln des General Ehangarnier hindern jeden Eonflit 
Rollin mit mehreren andern „Montagnards“ macht den Verſuch, in 
werbſchule eine Art Eonvent zu bilden, die Berfammlung wirb jedoch 
bewaffneten Macht zerfprengt oder ergriffen. 

Die National» Berfammlung auctorifirt dad Minifterium, Parie 
Städte, wo ſich revolutionatre Bewegungen zeigen in Belagerungsſtau 
fegen. Sie genehmigt ferner die gerichtliche Verfolgung einiger ihrer, 
in der Gewerbſchule ober auf ber Strafe verhafteten "Mitglieder. 
Berhaftungen in Maffe. 

Die Stadt Paris nebfl dem ganzen Bezirle ber erſten Militair⸗ 
wird in Belagerungsftand erklärt. *) 


%) Der Bezirk der erfien Militaie: Divifion enthält in eilf Departemens etwa | 
dratmeilen mit 5,300,000 Einwohnern, d. h. er if eiwas Fleiner aber viel bevoͤller 
Königreich Baiern, er zeigt beinahe das Doppelte des Flächenraums nnd ver Gin 
von Würtemberg und Baden zuſammen genommen. 

Unmittelbar nachher wurde auch Lyon mit dem Bezirfe ver fechften Militair⸗ 
Belagerungsfiaud erflärt, zufammen mehr als fünfhundert Duabratmeilen und beinah 
Millionen Bewohner. — Man muß zugeben, daß die „Tyrannei“ in Deutfchlau ma 
De Rapfabe arbeitet, ale das Regiment der „republifanifchen Freiheit“ bei u 

. Men Nachbarn. 
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Die Stuugarter Geſellſchaft, welcher das Lolal ber wärtembergiigen Staͤndekam⸗ 
mer nicht weiter bewilligt wird, hält oͤffentliche Sigung in einem Bierhauſe. 

Keue Bemühung der angeblichen Reichsregentfchaft Lächerlich zu werben; fie be⸗ 
ſchließt: „1) Zum Schuge des Reichsgebiets und ber Reichsverfafſung wird 
ein Reichöheer gebildet. 2) Aus denjenigen Staaten, welche die Berfafiung 
vom 28. März 1848 anerkannt haben, werben nach Verhaͤltniß der Gefahr 
und des Bedarfs entiprechende Truppen-Abtheilungen zum Reichsheer zugezogen. 
3) Das Reichsheer fteht unmittelbar unter ber Reiche-Regentfchaft, welche über 
Dafjelbe durch einen zu ernennenden Reichögeneral verfügen wird. A) Gegen- 
wärtiger Beichluß fol durch das Reichögefegblatt bekannt gemacht, und ben eins 
zeinen Regierungen Kenntniß davon gegeben werden, welche Truppen⸗Abthei⸗ 
Inngen diefelben zum Reichsheer zu flellen haben.“ 

Gleichzeitig fordert fie die f. würtembergifche Regierung auf, fünftaufenb 
Mann Infanterie, vier Eecabrons, zwei Batterien zu ihrer Berfügung zu flellen, 
Damit die Defagungen von Landau und Raftabt verfärkt, und die unter ben 
Schub des Reiches geftellten Gebiete vor Angriffen verfafiungsfeinblicher Trup⸗ 
pen gejchügt werben koͤnnen. 

Dem k. würtembergifchen Diinifterium ift endlich die Geduld ausgegangen, es tritt 
Determinirt gegen die angebliche Reicheregentfchaft auf, — wir würben fagen: 
ausu Romano, wenn uns nicht befannt wäre, daß „der Segen von Oben 
gekommen.” Was hinfihts der Abfegung des Gen. &t. v. Miller gefagt wird, 
kann wegbleiben, ber weitere Text bed Minifterial- Schreibens verbient aber 
gewiß feinen Play: .,‚Anbelangend endlich die heute erhaltene Weifung, 5000 

Mann würtemberger Truppen zum Schuge der Feflungen Landau und Raſtadt 
gegen reichöfeindliche Truppen marfchiren zu Iaflen, fo muß auch biefe auf das 
entfchiedenfte zurüdgewiefen werben, befien nicht zu gebenfen, daß bie provifo- 
riihe Regierung in Baden den Einzug würtembergifcher Truppen in Raſtadt 
beſtimmt verweigert hat, und daß dieſſeits von einer Beſetung Landau’s durch 
reichöfeindlihe Truppen lediglich nichts befannt ift, die würtembergifche Regie- 
zung den noch bisponiblen Theil ihrer Truppen nothwendig braucht, um bie 
durch eine verfaffungsfeindliche, ſehr zahlreiche und fehr thätige Partei fortwäh- 
send bedrohte Ruhe und Orbnung in Würtemberg aufrecht zu erhalten. Diefe 
Störungen ber öffentlichen Sicherheit haben burch die ohne alle Rückſprache mit 
ber ‚biefleitigen Regierung erfolgte Weberfiebelung ber National» Berfammlung 
von Frankfurt nad Stuttgart, fo mie durch die Befchlüffe derfelben vom 6ten 
d. M., eine neue ſehr weientlihe Nahrung erhalten, und es ift feitvem eine 
Bewegung in Würtemberg organifirt worden, welche in der nädhften Zeit den 
Ausbruch einer blutigen Revolution in unferem fonft friedlichen Lande befürchten 
läßt, wenn bie nächflliegenden Gründe der Bewegung nicht befeitigt werben. 
Es iR daher ein Gebot der Selbfterhaltung, wenn wir Die Regent: 
fhaft ernftli auffordern, ihren Sig ohne Verzug aus Würtem- 
berg hinweg — in ein anderes Tand zu verlegen.” 
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(Die angeblühe Reichs⸗Regeniſchaſt erwiederte noch jelben Tageb: 
bem Sinfinnen keine Folge geben.) 

14. | Die fogenannte proviforifche Regierung von Baben veröffentlicht eine ix 
auf telegraphiichem Wege zugefommene Nachricht: daß in Paris: bie Zu 
eh Louis Napoleon die Flucht ergriffen habe u. |. w. 

14 | Die ‚„‚eonfiituirende Berfammlung für Baden‘ erflärt das ganze. Lamb i 
| infand. ‚Berner wird eine Zwange,Hnteipe nach Verhaältniß bes 1 
beſchloſſen. 

14. | Die meifienburgifchen Stände erflären : bie Regierung für nicht beſaat, 
Zuſtimmung auf die Anträge ber drei norddeutſchen Cabinette einzugeh 
aber auch ab, biefelbe zu einem "gemeinfamen Berfahren mit ben üb 
. faffungstreuen Staaten aufjuforbern, und beſchließen endlich, daß Ri 
Beine Besanlafiung zur Rüdäußerung auf bie legten Regierungs 

1 ..(& 11. uni) finden. — Eine überaus richtige Mitte. 

14. | Gefecht bei Kirchheim⸗Boland. Eine von. Alzei Tommende peeufifhe 
‚vertreibt bie ehwa ſiebenhundert Dann beiragenden Gegner nad) fürg 
‚derftand “aus ber ſtark barricabirten Stadt. — Der berüßmte Dr. 
Eäfar Napoleon Zig, vom Mainzer Advolaten zum Freiſchaaren⸗Gener 

geſtiegen, führte. bier das Commando, und eniwidelte eine außerge 
Behendigleit im Rüdzuge, taltiſch als erfier ber Brasıtinge, Rang 
er am 17ten bereit Bafel erreichte. 

Landau wird von den Inſurgenten eingefchloflen. 

Der Kaifer von Defterreich genehmigt die ihm vorgelegten Grundzüge eu 
Gerichts⸗Verfaſſung (S. 8. Juni) und befiehlt Die fchleunige Ausführung 

1A. | Die aus Raſtadt (S. 13. 17. Mai) zurückkehrenden öfterreichifchen M 
unb Sapeure werden, wohlverbienter Weile, beim Eintreffen in Nußb 
lich empfangen. S. M. der Kaifer verfügt ſich perfönlih dahin, I 
Truppe feine Anerfennung aus, und becorirt ihren waderen Führer, de 
mann Lendl. 

15. | Ludwigshafen durch ein preußiſches Bataillon erobert. Die Selurgene 
Gen und bewerfen vom rechten Rheinufer aus dem Ort lebhaft, viele 
gehen in Flammen auf, das Bataillon und die ihm beigegebene Artil 

lieren im Ganzen nur fünf Mann. 

18. | Generalstieutnant v. Peuder erflärt den Unter: und Mittel⸗Ryheinkreis d 
herzogthums Baden in Kriegszuſtand. (S. 21. Mai und 9. Juni.) 

18. | Gefechte bei Kaeferthal, Ladenburg und Hirſchhorn. General⸗Lieutnant v 
beginnt die Operationen gegen die Neckar⸗Linie dadurch, daß er feine 
in drei Colonnen nad den genannten Punkten vorgeben läßt. Die 
brannten Gefechte find ehrenvoll, entbehren aber bes Erfolgs, und zwar 
aus feinem anderen Grunde, als weil man einem fehr zahlreichen: Fein 
über nicht genügenbe Streitkräfte hatte. Gewiß eine große Um 
beim Beginn des Feldzugs und ganz befonders im Kampfe mit Zul 
Ob diefe Unannehmlichkeit dadurch zu vermeiden geweien wäre, daß 
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im vollen Anmarfche begriffenen Preußen unter Gr. Groeben abwartete, und 
aus welchen Gründen eine fo nahe liegende Maßregel unterblieben iſt — dar⸗ 
über mögen Die ſich ausſprechen, denen es zuſteht. 

Sendſchreiben des vormaligen Reichstag⸗Abgeordneten Mar v. Gagern an feine 
Waͤhler. Begreiflich eine oratio pro domo, und viel zu lang, um vollſtändig 
Platz finden zu Fönnen, daher wir nur einige Auszüge mittheilen. Zunächſt 
eine Erläuterung über dad folge Wort vom 19. Mai 1848: die Souverainetät 
der Nation. „Die NationalsSouverainetät, welche die Berfammlung anſprach und 
ausübte, konnte nicht bedeuten, daß die Berfammlung im Namen bed Bolfes, 
im Gegenſatz zu den beftehenden Regierungen, an beren Stelle fi felbft fegen 
wollte, fondern dag bie Gefammtheit, in deren Namen bie Berfammlung eine 
Berfaffung Deutichland zu errichten hatte, das zuläffige Maß der Sonder⸗Inte⸗ 
reffen innerhalb eines Bundesſtaates und die zuläffige Berfchiedenheit in den 
Regierungsformen ber Einzelftanten zu beflimmen hatte. Ein Mandat, jebe be- 
liebige Berfaffung für Haupt und Glieder zu becretiren, hat die Berfammlmg 

- weder erhalten, noch in ihrer Mehrheit je angeſprochen.“ — Sodann eine kaum 
gelungen zu nennende Rechtfertigung des troftlofen Pactes mit der linken Seite: 
„Allerdings waren burch die beiden gegen ung vereinten Oppofitionen (die res 
yublicanifche und die Directorial- Partei) in die Reiches Berfaflung einzelne 
Beftimmungen, befondere in der Frage des Veto und des Reichs⸗Wahlgeſetzes 
hineingerathen, welche der erhaltenen Richtung unferer Mehrheit zuwider und 
dem Werfe nachiheilig waren. Die Reichs⸗Verfaſſung felbft, wie fie nach dem 
Beichluffe vom 28. März vorliegt, konnte gegenüber jener vereinigten Oppofition 
nur dadurch zu Stande gebracht werden, dag auch unfere Partei einem Theile 
der linken Seite Zugefländniffe machte und Mehrere von uns fi) perjonlid 
verpflichteten, auf den gefaßten Beſchlüſſen als endgiltig in dieſer Verſammlung 
zu beharren. Eine foldhe Verpflichtung habe ich perſönlich zwar nicht eingegan- 
gen; aber wenn gegen bie Unterzeichner noch heute ein Wehgefchrei auch von 
Berlin aus erhoben wird, fo ift es doch erlaubt, daran zu erinnern, daß ohne 
bie dadurch eroberten Stimmen, fo unangenehm ihre Namen auch Klingen mö- 
gen, das weltgeſchichtliche „Anrecht““ nicht vorhanden wäre, welches doch von 
dem erwählten Reiche» Oberhaupt ausdrücklich anzuerfennen gewürbigt wurbe. 
Jene Zugefländniffe kann auch ich bedauern, aber ich hätte nicht den Muth, 
dem fürmenden Kämpfer auf der Brefche vorzumwerfen, daß er mit Staub bebedt 
eine zerriffene Fahne aufgepflanzt.“ — Endlih ein Wort über bie linke Seite 
und den Austritt der rechten: „Es muß freilich noch erwähnt werden, daß bie 
Bertreter ber linken Seite, während fie felbft unter den Fractionen ihrer Partei 
feinen Unterſchied machten, und auch die äußerfte, welche der Reichs⸗Verfaſſung 
ſtets feind blieb, weder von fi) auszufceiden, noch zu verleugnen wagten, bei 
der Durchführung ihrer Plane zum Umfturz der Eentral-Gewalt und zum Erſatz 
derfelsen, auch den Führern unferer Partei eine Rolle zugedacht oder zugemuthet 
hatten. Ih will von der Inconſequenz eines folhen Vorhabens nicht reden, 
nicht. yon ber gewagten Schägung ber eigenen Kräfte, wie bes Charalters un- 
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ſerer Nation. Wan muß wohl fremde Leberzeugungen achten; man 
ungen» die Leidenfchaften einer wild bewegten Zeit zu gut halten und 
wen der beutfchen Erbe nicht ohne Noth verzweifeln. Wenn aber 
Menſchen, welche ein volles Jahr hindurch vom Raube an der Arbeit ı 
Anderer gelebt, welche buch Berleumbung, frechen Hohn, Verdaͤchtig 
Vorrath die beften Männer ber Nation unausgeſetzt herabgewürbigt, ſie 
der aufgeftachelten Wuth und Rachjucht den Maflen als Opfer bezeichne 
Menfchen, bie Durch die Lehre des Meineids und das Beifpiel jebe 
nahezu das Verderben einer ganzen Generation vollbracht haben; we 
es noch wagten, den Geichmähten und Verrathenen plögli zur gem 
Peltung der Geſchicke des Baterlandes die Hand zu bieten, fo war es bi 
Zeit, vor den Augen der Welt jedes Band äußerer Gemeinſchaft zu 3 
und auch den entfernt Stehenben ein Zeichen zu geben, daß die Meh 
National» Berfammlung, welche die populäre Reiches Berfaflung zu Et 
bracht hatte, ihr Tagewerk in Frankfurt als gefchloffen betrachte. Die 
duch den im Terlaufe weniger Tage erfolgten maflenhaften Austritt, 
Ointtgart aus nur noch menige Namen zu folgen brauchten, um De 
gu zeigen, mit wem es ferner zu thun haben würde. 

Grobe Exceſſe des demokratiſchen Geſindels zu Riedlingen (Würtemberg), 
lich gegen richterlihe Beamte. (Die Ordnung wurde durch ein von U 
bin geiendetes Regiment fchnell hergeſtellt; dafielbe fand beim Einri 
Gewehre der fehr vebellifchen Bürgerwehr bereits in Pyramiden zufammen 

Der Kaiſer von Defterreich genehmigt die ihm vorgelegten Grundzüge d 

Geſetzgebung. 
Dr. Reinganum hat die grenzenloſe Gutmuͤthigkeit, ſich des Auftrages be 
lichen Regentfchaft mittelft eines Schreibens an den Minifter-Präfiben 
ſten Wittgenftein zu entlebigen. 

Die fluttgarter Geſellſchaft hält in einer dazu hergerichteten Reitbahn Sigi 
befhließt u. A. 1) „Die Fortführung bes dem Erzherzog Johann von 
tionals Berfammlung am 12. Yuli 1849 widerrufenen Amtes ift eine 
drige Anmaßung unzuftändiger Befugniß; 2) jede beutfche Regierung u 
beutfche Staatsbürger ift dem Erherzog Johann als Neichverwefer C 

1m Teiften weder fchuldig noch befugt; 3) die beutfche Regentfchaft wir 
tragt, der von dem Erzherzog Johann angemaßten Gewalt ‚mit alleı 
Gebote fichenden Mitteln entgegenzutreten. 

Zu Stuttgart werden gedrudte Zettel mit ben Tages vorher in Carlsr 
oͤffentlichen Nachrichten verbreitet, wie Viele behaupten durch die a: 
Reicheregentichaft. 

Beneralskieutnant Fürft v. Thurn und Taris (S. 10. Juni) erflärt von 
beim aus alle Gemeinden der baierfchen Rheinpfalz in Kriegszuftand, ı 
kündet daß alle eidbrüchige Soldaten kriegsrechtlich behandelt werden, fı 
nicht bie zum Zten Juli unter ihre Fahnen zurüdgefehrt find. 

Gefecht bei Groß⸗Sachſen. Mierosiamski ſchreitet ſelbſt zum Angriffe and! 
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bie Reichötruppen aus genanntem Dorfe; nach dem Eintreffen von Verſtärkun⸗ 
gen werfen fie den Feind zurüd, und vereiteln auch einen fpäter nochmals uns 
ternommenen Anfall deflelben. 

Im Namen bes Bolks in Baden die proviforifche Regierung mit bictatorifcher 
Gewalt. ‚Dem Bürger Reichstags s Abgeordneten Schlöffel wird hiermit die 
Bollmadıt ertheilt, daß er in der Eigenfchaft als Ober⸗-Kriegscommiſſar aus 
allen Gemeinden des badiſchen Landes bie für die Nedars Armee nöthigen Les 
bensmittel fo wie Pferde requiriren fann. Allen feinen Anorbnungen ift uns 
weigerlich Folge zu Yeiften, und es haben fämmtliche Eivil- und Militairbehörben 
auf ihre Berantwortlichfeit hin dem Bürger Schlöffel an die Hand zu gehen.’ — 
Eine ſolche Anftellung ift befier als die trefflichiten Abhandlungen geeignet, bie 
freifinnig-revolutionairen Anfichten der Befigenden gründlich zu berichtigen. 

Das Ober- Commando der badifhen und rheinpfäßzifchen Armee an den Ober: 
Kriegscommiffar Bürger Schlöffel: Sie erhalten hiermit ald Ober⸗Kriegscom⸗ 
miffar den firengfien Befehl und die unbebingtefte Vollmacht, alles für bie Bes 
waffnmg, Bekleidung, den Sold und Lebensunterhalt der badifchen und rhein⸗ 
pfälzifchen Truppen Erforderliche auf dem ſchnellſten und geeignetften Wege her⸗ 
beizuſchaffen. Alle Kreis» und Localbehörden, was immer für Namens, haben 
Ihren Befehlen unbedingte Folge zu Teiften, widrigenfalls haben Sie das Recht 

u die bewaffnete Macht zu requiriren, und die Saumfeligen oder MWiderfpenftigen 
alfogleih dem Kriegsgericht zn überliefern. Sie find für die Ausführung Ihres 
Auftrages um fo mehr verantwortlich, als jedes Friegführende Land ohnehin im 
Belngerungszuftande ſich befindet und dem Kriegsgeſetze unterfteht.‘‘. 

Siegreiches Gefecht zweier öfterreichifchen Brigaden bei Zfigard; eine flarfe Ab- 
theilung Infurgenten, welche die Waag überfchritten Haben, wird mit Berluft 
von drei Gefhügen zurückgewieſen. 

Ancona wird aud von ber Landfeite, durch die über Bologna gefommene Abthei- 

. kung des F. M. % v. Wimpfen, befchoflen. 

Beſchlüſſe der ſtutigarter Gefellfchaft wegen Organifation und Aufftellung der deut⸗ 
ſchen Volkswehr. — Ein todigebornes Kind, bei welchem wir nicht verweilen mögen. 

+ Dr. Lebr. de Wette, Profeffor der Theologie, zu Bafel. 

Schreiben des Reicheminifter » Präfidenten Fürften Wittgenftein an den Grafen 
von Brandenburg. 

Ew. Excellenz beehre ich mich anbei eine vertrauliche Denkfchrift zu überfenden, 
durch welche vas Meichäminifterium, bei dem Schwanfen ver Meinungen über den wich“ 
gen und folgenreichen Schritt des definitiven Rücktritts des Erzherzog Reichsverweſers 
mit Genehmigung Sr. Kaiferl. Hoheit noch einmal bie dieſſeitige Auffaflung zu be— 
zeichnen, und der E. Regierung einen Anlaß darbieten zu müſſen glaubt, durch Mitthei- 
lung ihrer Anficht nach Maßgabe der eintretenden Conjuncturen auf jenen Schritt Ein- 
Auf zu nehmen. 

Daß es unter allem Umſtaͤnden wünfchenswerth fei, den Ruͤcktritt des Reichsverwe⸗ 
fer wicht durch einen entſchiedenen Antagonismus zwifchen Preußen und ver ſeitherigen 
proviſotiſchen Centralgewalt zu- bezeichnen, und den Abſchluß der Thaͤtigkeit der letzteren 
mit würdigen und ruͤckſichtsvollen Formen zu umgeben, darin. hoffe ich zuderſichtlch dem 
Gefühle und dem Urtheile Cw. Crellenz zu begegnen. 
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ſerer Nation. Man: muß wohl frembe Leberzeugungen achten; mar 
Jugend bie Leidenſchaften einer wilb bewegten Zeit zu gut halten um 
nen ber beutichen Erbe nicht ohne Noth verzweifeln. Wenn abe 
Menſchen, welche ein volles Jahr hindurch vom Raube an der Arbei 
‚ Anderer gelebt, welche durch Berleumbung, frechen Hohn, Verdäaͤch 
Berrath bie beften Männer der Nation unausgeſetzt herabgewürbigt, fi 
‚der aufgeftachelten Wuth und Rachſucht den Maflen ald Opfer begeich 
Menihen, die durch bie Lehre bes Meineids und bas Beifpiel je 
nabezu das Berberben einer ganzen Generation vollbradht haben; v 
es noch wagten, den Geichmähten und Verrathenen plöglich zur ge 
Leitung der Geſchicke des Vaterlandes die Hand zu bieten, fo war es 
Zeit, vor den Augen ber Welt jebes Band äußerer Gemeinfchaft zu 
und auch den entfernt Stebenden ein Zeichen zu geben, ‚daß bie M 
Nationals Berfammlung, welche die populäre Reiche» Berfaflung zu ( 
bracht hatte, ihr Tagewerk in Srankfurt als gefchlofien betrachte. D 
durch den im Lerlaufe weniger Tage erfolgten mafienhaften Austritt 
- Stuttgart aus nur noch wenige Namen zu folgen brauchten, um 1 
.gu zeigen, mit wen es ferner zu thun haben würde. 
Grobe Exceſſe des demokratiſchen Befindels zu Riedlingen (Würtemberg 
lich gegen richterliche Beamte. (Die Ordnung wurde durch ein von 
Hin gefendetes Regiment ſchnell hergeftellt; daflelbe fand beim Eu 
Gewehre der fehr rebellifchen Buͤrgerwehr bereits in Pyramiden zufammı 
Der Kaifer von Defterreich genehmigt bie ihm vorgelegten Grundzüge 
Geſetzgebung. 
Dr. Reinganum hat die grenzenloſe Gutmüthigkeit, ſich des Auftrages | 
lichen Regentfchaft mitteilt eines Schreibens an den Miniſter⸗Praͤſtd 
ſten Wittgenftein zu entlebigen. | 
Die ſtuttgarter Geſellſchaft hält in einer dazu hergerichteten Reitbahn Si 
befopließt u. A. 1) „Die Bortführung bes dem Erzherzog Johann vo 
tional⸗Verſammlung am 12. Juli 1849 widerrufenen Amtes ift ein 
brige Anmaßung unzuftändiger Befugniß; 2) jede deutſche Regierung 
deuiſche Staatsbürger if dem Erherzog Johann ald Reichverweſer 
zu leiſten weder ſchuldig noch befugt; 3) die deutfche Negentfchaft w 
“tragt, der von dem Erzherzog Johann angemaßten Gewalt mit af 
Gebote ftehenden Mitteln entgegenzutreten. 
Zu Stuttgart werben gebrudte Zettel mit den Tages vorher in Carl 
öffentlichen Nachrichten verbreitet, wie Viele behaupten durch bie 
 Reichöregentichaft. 
Generalleutnant Fürft v. Thurn und Taris (S. 10. Juni) erflärt vı 
heim ans alle Gemeinden ver baierfchen Rheinpfalz in Kriegszuftand, 
- tündet daß alle eidbrüchige Soldaten kriegsrechtlich behandelt werden, 
nicht bis zum Sten Juli unter ihre Bahnen zurüdgefehrt find. 


— iervelaweli ſchreitet ſelbſt zum Angriffe nı 


16-17. Juni. 16—17. 218 





— — — —— 


bie Reichstruppen aus genanntem Dorfe; nach dem Eintreffen von Verſtärkun⸗ 
gen werfen ſie den Feind zurück, und vereiteln auch einen ſpäter nochmals un⸗ 
ternommenen Anfall deſſelben. 

Im Namen des Volks in Baden die proviſoriſche Regierung mit dictatoriſcher 
Gewalt. „Dem Bürger Reichstags⸗Abgeordneten Schloͤffel wird hiermit bie 
Bollmadıt ertheilt, daß er in der Eigenſchaft als Ober⸗Kriegscommiſſar aus 
allen Gemeinden des badiſchen Landes die für die NedarsArmee nöthigen les 
benemittel jo wie Pferde requiriren kann. Allen feinen Anordnungen ift uns 
weigerlich Folge zu Yeiften, und es haben fämmtliche Civil⸗ und Militairbehörben 
auf ihre Berantwortlichfeit hin dem Bürger Schlöffel an die Hand zu gehen.” — 
Eine ſolche Anftellung ift beſſer als die trefflichften Abhandlungen geeignet, die 
freifinnig:revolutionairen Anfichten der Befigenden gründlich zu berichtigen. 

Das Ober- Commando der badifchen und rheinpfälziihen Armee an den Ober: 
Kriegscommiffar Bürger Shlöffel: Site erhalten hiermit ald Ober⸗Kriegscom⸗ 
miffar den firengfien Befehl und die unbedingtefte Vollmacht, alles für die Be⸗ 
waffnung, Bekleidung, den Sold und Lebensunterhalt der badifchen und rhein- 
pfälzifchen Truppen Erforderliche auf dem ſchnellſten und geeignetften Wege her⸗ 
beizufhaffen. Alle Kreis» und Localbehörden, was immer für Namens, haben 
Ihren Befehlen unbedingte Folge zu Teiften, widrigenfalls haben Sie das Recht 
die bewaffnete Macht zu requiriren, und die Saumfeligen oder Widerfpenftigen 

alſogleich dem Kriegsgericht zn überliefern. Sie find für die Ausführung Ihres 
Auftrages um fo mehr verantwortlich, als jedes Friegführende Land ohnehin im 
Belagerungszuftande fi) befindet und dem Kriegsgeſetze unterſteht.“ 

Siegreiches Gefecht zweier öfterreihifhen Brigaden bei Zfigarb; eine flarfe Ab- 

theilung Infurgenten, welche die Wang überfchritten haben, wird mit Verluſt 
von drei Gefchügen zurüdgemiefen. 

Ancona wird auch von ber Landfeite, durch die über Bologna gekommene Abthei- 

‚ Ing des 5. M. 8%. v. Wimpfen, befchoffen. 

Beſchlüſſe der fluttgarter Gefellfchaft wegen Organifation und Aufftellung der beut- 
fhen Volkswehr. — Ein todtgebornes Kind, bei welchem wir nicht verweilen mögen. 

+ Dr. Lebr. de Wette, Profeſſor der Theologie, zu Baſel. 

Schreiben des Reicheminifter » Präfidenten Fürften Wittgenftein an den Grafen 
von Brandenburg. 

Ew. Excellenz beehre ich mich anbei eine vertrauliche Denkichrift zu überfenden, 
burch welche vas Reichsminiſterium, bei dem Schwanken der Meinungen über den wich“ 
tigen und folgenreichen Schritt des definitiven Rücktritts des Erzherzog Heichövermeierd 
mit Genehmigung Sr. Kaiferl. Hoheit noch einmal die biefjeitige Auffaffung zu be= 
zeichnen, und der k. Megierung einen Anlaß darbieten zu müflen glaubt, durch Mitthei- 
lung ihrer Anficht nad) Maßgabe der eintretenden Conjuncturen auf jenen Schritt Ein⸗ 
fſuß zu nehmen. 

Daß es unter allen Umſtaͤnden wünſchenswerth ſei, ven Rücktritt des Reichsverwe⸗ 
ſers wicht durch einen entſchiedenen Antagonismus zwiſchen Preußen und der ſeitherigen 
proviforifchen Eentralgewalt zu- bezeichnen, und den Abfchlug der Thätigkeit der letzteren 
mit würdigen und rädfichtönollen Kormen zu umgeben, darin hoffe ich zuberſichtlich dem 
Gefuhle und dem Urtheile Em. Exellenz zu begegnen. 
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ann Denkſchrift. en 

"Der Keichsverweſer hat bei Nieverlegung feiner Würbe am 28. März ' 
Entſchluß ausgeſprochen, ſich der Pflichten feines Amtes ald enthoben zu Bein 
bald dies ohne Nachtheil für die öffentliche Ruhe und Wohlfahrt Deutfchlen 
hen könne. Letzteres war zu Keiner Zeit in anderer Weiſe zu erreichen, ald du 
ce Enfetung einer Gewalt, welcher der Reichsverweſer ſeine Befugniffe i 


Mi Nichtannahme der von der Rational» Berfammlung vertünbigten 2 
verhinderte den unmittelbaren Uebergang der Befugnifie des Reichsverweſers 
finitive Gewalt, welche durch jene Verfaffung gegründet werben follte. 

Die fpätern Vorgänge, welche ven rechtlichen Beſtand der Rational- Ber 
aufhoben, führten die Unmoͤglichkeit herbei, vie proviſoriſche Gentralgewalt 
*3 Einverſtandniſſes der Reglerungen mit der National⸗Verſammlung in and 
zu legen. 

Den Regierungen allein blieb hiernach die Sorge, ſich über eine neue pr 
Leitung der gemeinfamen Angelegenheiten zu vereinigen, und ber Reichsverweſ 
fortan nur in einer foldyen Einigung fämmtlicher Bundesregierungen einen I 
weriben Anlaß feines vefinitiven Ruͤcktritts erkennen. 

Während Unterhanblungen zu biefem Zwede geführt wurden, mußten bie 
hen Wünfche des Reichsverweſers und die Schwierigkeiten feiner Stellung ver 
widhte der Kolgen zurücktreten, welche ein nicht durch vie oberften Intereſſen 
ſammtheit gerechtfertigter Schritt unwieberbringlich nach fich ziehen konnte. 

Wenn auch der proviforifchen Gentralgewalt durch die im Geſetze vom 
1848 nicht vorgefehene Auflöfung der National-Verfammlung die urſprunglich 
lage ihrer Wirkſamkeit als vollziehende Gewalt entzogen ward, während ihr 
In ihrer Eigenfchaft als Mechtönachfolgerin der Bundesverſammlung, ein be 
tiven Berhältniffen entfprechender Organismus fehlt, fo konnten doch viefe Na 
Entſchluß Sr. Katferl. Hoheit nicht beftimmen. So lange die Fortdauer bed 
Geſetz vom 28. Juni und ven Bundesbeſchluß vom 12. Juli v. I. geimonne 
drucks der Einigung ber deutfchen Fürſten und Völker ausſchließlich auf 6 
des Reichsverweſers beruht, fo lange felbft für die Aufrechthaltung des ma 
Bundes Peine andere Form gefunden iſt, kann der Neichöverwefer die Behan 
ned Amtes nicht als eine Frage der Macht oder augenblidlicher Zmedmäßigfet 
nur als eine Frage des Daſeins ver letzten, den Angriff und Unfang bed 8 
wahrenden Autorität anfehen. 

Die höchfte Bedeutung Hat dieſe Exiftenzfrage dadurch erlangt, daß nad I 
fhlagen des franffurter Verfaſſungswerks ein neuer Einigungdplan von einer 
fhen Großmaͤchte ausgeht, welcher feinen Mittelpunkt nicht in ven biäherigen 
des Bundes, fondern außerhalb derfelben findet. Der Reichsverweſer hat fi 
über fein Berhalten zu dieſer die gegenwärtige Lage Deutichlands beberrichenden 
ausgefprochen. Er wird dem Bünbniffe, deſſen Nechtfertigung die ‚verbindet 
rungen aus der Dringlichkeit der Limflände entnehmen, nicht auf dem Grund 
mellen Bundesrechts entgegentreten, obwohl die Anerkennung der bunbeögegä 
lung jener Regierungen, nad) den Beflimmungen der Bundesacte und Wie 
acte über die Zwecke des Bundes und über deſſen Entiwidelung und Ausbileen 
ten, und erft durch die Zuſtimmung aller Bundes⸗Glieder wieder gefichert wen 
Ihrerſeits Hat vie preußijche Megierung in dem Munpfchreiben vom 28. v. M. 
darauf berufen, daß dem deutſchen Bunde zur Zeit ein ausreichendes Organ ; 
ſchaftlicher Thaͤtigkeit abgehe, aber fie bat gleichzeitig an bie Gentralgewalt 
rung gerichtet, daß dad Bundniß ver vereinigten Megierungen die allgemeines 
niffe des Bundes in keiner Weiſe berühre, und keineoweges in wie Beiugmiik 


17. Juni, 17. ur 
tralgewalt, als des bisher leitenden Organs des Bundes eingreife, vielmehr deren Nechte 
vollſtaͤndig wahre, und zu erfeßen Feinerlei Anſpruch mache. 

Hiernach fchien die Gentralgewalt mit den verbündeten Regierungen in folgenver 
Auffafiung ver Sachlage übereinzuftimmen: 

Die Sentralgewalt hindert die verbündeten Regierungen nicht an der Handhabnng 
und Ausdehnung ihres Bünpnified; fie wirkt mit ihnen überall zufammen, wo biefes 
Bündniß die Bundesgewalt noch nicht erſetzt. 

Die verbündeten Regierungen dagegen erkennen in der Centralgewalt das einſt⸗ 
weilen noch erforderliche Band zwiſchen den noch in verſchiedener Stellung verharren⸗ 
den Staaten Deutſchlands, und geivähren ihr bereitwillig die bundesgemaͤße Unter⸗ 

ftügung überall, wo nicht daß Auftreten der verbündeten Megierungen, ſondern das⸗ 

jenige ver Gentralgemalt nothwendig oder räthlich erfcheint. 

Die jepigen Raͤthe des Reichsverweſers haben nur eine ſolche gegenfeitige Anerken⸗ 
nung für angemefien und förberlich halten Einnen. Sie haben dieſe Ueberzeugung auf 
das Beſtimmteſte befolgt. 

In der Anficht Preußens dagegen fcheinen die Nachtheile der gegenwärtigen Stel- 
lung ver Gentralgewalt jelbft diejenigen einer förmlichen Linterbrechung der Bundetein⸗ 
beit zu überwiegen. 

. Die Eönigliche Regierung würde fonft nicht, bevor ein Einverſtaͤndniß der Bundes⸗ 
glieder über eine neue proviſoriſche Centralgewalt vorlag, den Zeitpunkt für geeignet 
zum Rucktritt des Reichsverweſers erklärt, fie würde bei Mittheilung des mit Sachien 
und Hannover abgefihloffenen Bündniſſes nicht die Anficht ausgenrüdt Haben, daß ver 
Rüdtritt Sr. Kaiferl. Hoheit durch dieſes Bündniß erleichtert werde. Sie würde 
ſtatt deſſen für den vollftändigen Einklang ihrer Handlungen mit der Erflärung geforgt 

t baben, wonach das fraglicde Bündniß die allgemeinen Verhaͤltniſſe des Bundes nicht 
berühren, und in die Befugniffe der Gentralgewalt als Organ des Bundes nicht eingreifen 
ſoll. Dieſen Einklang vermißt die Centralgewalt darin: 

daß Preußen ſich geweigert hat, ihr vie begehrten militaͤriſchen Kräfte zur Verfügung 

| zu flellen; daB Preußen im VBerhältniffe zu anderen Bundesflaaten die Leiſtung der 





bundesmäßigen Hülfe von der Bebingung des Beitritts zu dem mit Sachen und 
Hannover vereinbarten Bünpniffe und Verfafiungs-Enttvurfe abhängig gemacht hat; 
dvaß die Leitung der Unterhandlung und Kriegführung mit Dänemarf, ungeachtet der 
| unzweifelhaften ausjchließlichen Legitimation der Eentralgewalt, von Preußen an ſich 
gezogen worden fl. 

Wenn durch Thatfachen von folcher Bedeutung der Fortbeſtand der Gentralgewalt 
neben jenem Bünbnifie fofort unmöglich gemacht wird, wenn das Buͤndniß die be= 
chenden Organe der Gefammtheit thatjächlich verlegt und befeitigt, bevor Die Tünftigen 
an ihre Stelle treten Fönnen, dann mwürbe der Erzherzog⸗Reichsverweſer nicht allein das 
formelle Bundesrecht, fondern auch die bleibenden Lebensintereffen ver Nation, Ihren 
inneren Zuſammenhang und felbft ihre Stelle in der europälichen Ordnung als weſent⸗ 
lich gefährbet betrachten muſſen. Se. Kaiſerl. Hoheit hat bis jegt Die Ueberzeugung nicht 
gewinnen koͤnnen, daß das Aufhören der proviſoriſchen Gentralgewalt, auf die Gefahr 

einer gänzlichen Unterbrechung des Befammtverbandes Deutfchlands bin, zum Frommen 
des Ganzen gereichen, oder felbft dad Gelingen des nunmehr unter Leitung Preußens 
unternommenen Einigungswerfes erleichtern koͤnne. Gegenüber den Ereigniffen in Süd⸗ 
Deutſchland hat dad Reichsminiſterium feither Sr. Kaiferl. Hoheit nicht den Rath er- 
thellen können, durch Nieberlegung feines Amtes den dortigen Regierungen dad in die⸗ 
fem Amte noch ruhende Gegengewicht gegen die Mevolution zu entziehen, und das neu 
errichtete Bundniß als alleinigen Einigungspunkt in Deutſchland übrig zu laffen. 

Die bloße Zurücklegung der Befugniffe der Gentralgewwalt in die Hände der bei 


perfitben Heglaubigien Bevollmächtigten der Meglerungen waͤrde weder einen ſolchen Cinl⸗ 
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gungspunkt bilden, noch bie Unterbrechung des foͤderativen Zuſammenhangs veri 
die Bebollmächtigten zur Ausübung jener Befugnifie eine Eigenfchaft Haben, ı 
vorherige Einigung der Hegierungen keine neue Bundes⸗Gewalt darzuſtellen veı 
Der Reichsverweſer ift weit entfernt, fich zu verbergen, daß er feine fern 
ſchließung nur dann nad) freier Beuribeilung der Sachlage wird faffen könne 
die koͤnigl. Regierung die im Vorſtehenden angebeuteten Gefichtöpuntte als ri 
erfennt, und ihr Verhalten danach beftimmt. Im entgegengefegten Falle w 
Kaiſerl. Hoheit nichts übrig Hleiben, als die Folgen der durch dad Aufhören | 
tralgewalt in ven Bundesverhaͤltniſſen entſtehenden Lüdr von fich abzulehnen. E 
gegen bie koͤnigl. Regierung ihre Geneigtheit zu einer offenen und freundſchaſtli 
fländigumg über bie angeregten Fragen, fo wird die Centralgewalt wenigftens 
dorther gehindert fein, vorerft noch den Uebergang in den Lünftigen Zufland in 
Weife zu vermitteln, die noch vorhandenen Gegenfäge zu mildern, zur Aufrecht 
ber gefeglichen Ordnung felbftftändig oder im Vereine mit den verbünveten He 
mitzuwirken, und die Legalität aller derjenigen Verhaͤltniſſe zu wahren und be 
welche, wie gegenwärtig noch ver Deutich-Dänifche Streit, nicht ohne Nady 
⸗ Rechtsunficherbeit ihrem Charakter als Bundesangelegenheiten entfremdet werden 
17. | Gefecht bei Rinnthal im Annweiler Thale. Ein ſtarker Haufe Infurgen 
mit Berluft von ungefähre humbert Mann durch fünf Compagnien bes 
bes der preußiſchen Divifion Webern vertrieben, welcher babei nur fie 
und Verwundete einbüßte. | 
Damit ift Landbau entfege, aus beflen Umgebung fänmtliche Frei 
verſchwinden, ohne den mindeften weiteren Widerſtand zu verſuchen. 
17. | Das würtembergifche Minifterinm macht öffentlich befannt, daß es bie 
ſtuttgarter Geſellſchaft gefaßten Beſchlüſſe hinfichtlich der Bildung einer 
wehr nicht anerkenne, und verbietet den würtembergiſchen Behoͤrden, 
ben nachzukommen. 
17. | Schreiben des Miniſters Römer an den Präfidenten der vorgenannten Geſt 
Ich erfülle im Auftrage des biefigen Gefammt-Miniftertums eine peinlide 
indem ich Ihnen anzeige, daß die wärtembergifche Regierung fich in ber Lage 
das Tagen ver hierher übergefienelten National» Verfammlung und das Sch 
von Ihnen am 6ten d. M. gewählten Neichöregentfchaft in Stuttgart und Wi 
nicht mehr. länger dulden zu Eönnen. Sie wiſſen ſelbſt, daß die Rational-Batfa 
am 30ften v. M. den Beichluß faßte, ihre Beratbungen hier fortzufegen, ohne 
dieffeitige Negierung vorher gefragt wurde, ob ihr eine foldhe Ueberſiedelung « 
ſei. Es kann Ihnen ferner nicht unbekannt fein, daß dad an die Regierung | 
Notifications- Schreiben über jenen Beſchluß nicht vor dem 3. Juni in unfe 
gelangte, und daß gleichzeitig mit demſelben die Mitgliever der National» Berfa 
- Bier eintrafen, fo daß es unmöglich war, ber befchlofienen Ueberfievelung, we 
zunächft nur berathend, entgegenzutreten. Nachdem die Verſammlung beifamm 
und die Bollzähligkeit von Hundert erreicht hatte, wollten wir ihr zunächft fein & 
in den Weg legen. Wir glaubten annehmen zu dürfen, fie werde, ihrer Sch 
den Verbältniffen Rechnung tragend, eine vermittelnde, zuwartende Stellung chı 
fie werde fih ald den Stamm der fo fehr herabgeichmolzenen National» Verf 
betrachten, und neben ver Permanenz bis zu den neun Wahlen ihr Haupt 
darauf richten, die getrennten Theile wieder an fich zu ziehen und fo allmälig u 
einer nachhaltigen Beichlußfählgkeit zu erftarken. Wie fehr befanden wir ung im 
Die Beichlüffe vom 6. und 16. Juni gehören zu ven extremſten, die man fafl 
‚uns des Aufireten Ihrer Regentſchaft iſt ſo gefaltet, Daß man veruuuthen follte, 
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ihr 200,800 Bajonnete zu Gebote, um ihren Beichlüffen Geltung zu verfchaffen. Eben 
deshalb fanden wir und vor einigen Tagen veranlaft, Ihrer Executivgewalt zu erklären, 
Daß wir nicht in der Rage fein, einen ihrer Beſchlüſſe und. Vefehle zu befolgen, und 
daß Mir fie zur aldbaldigen Entfernung aus Würtemberg dringend auffordern. Die 
Aufforderung bat die gewünfchte Wirkung nicht gehabt. Die Megentichaft hat und er- 
wiebert, fie beharre auf ihren Verfügungen und babe am Sige der National-Berfammlung 
zu verbleiben. Herr Präfident! Ich will mit Ihnen nicht ftreiten über den rechtmäßigen 
Beftand der bis auf hundert Mitgliever herabgefunfenen National» Berfanmlung. Ich 
für meine Berfon erkenne an, daß der National-Berfammlung zufteht, ihre Geſchaͤfts⸗ 
ordnung binfichtlich der Beichlupfühigkeit der Verſammlung abzuändern, und nad) und 
nach felbft bis auf drei Mitglieder herabzufegen. Aber wenn es ſich von Anerkennung 
der Befchlüffe einer folchen Berfammlung handelt, jo muß man nach meiner Ueberzgeugung 
einen anderen als den blos juriftifchen Maßſtab der Beurtheilung anlegen. Man muß 
fi fragen: If die deutfche Nation repräfentirt durch 100 Mitglieder, deren überwiegende 
Mehrzahl den Eleineren Staaten angehört, während z. B. Defterreih nur durch 13, 
Breußen durch 19, Baiern durch 11, Hannover ich glaube nur durch einen Abgeoroneten 
vertreten find, während dieſe Abgeordneten mit fehr wenigen Ausnahmen einer extremen 
politifchen Richtung angehören, jo daß Manche von ihnen nicht einmal im Stande waͤ⸗ 
ren, die nach monarchiſchem Zujchnitte gefertigte, mit einem Erbfaifer ausgeftattete veutfche 
. Reichöverfafiung mit gutem Gewiſſen zu beſchwoͤren, während endlich Manche von Ihnen 
ſich leiver in dem Balle befinden, ihre Heimat aus politifchen Gründen meiden zu müflen. 
Geſtehen Sie, Herr Praͤſident, eine fo zufammengefeßte Verfammlung bietet einem Lande, 
das feiner großen Mehrheit nach nur auf dem gefegliihen Wege vorfchreiten will, Feine 
Sarantieen dar. Doppelt aber ift Würtemberg bei ver obfchiwebenden Frage betbeiligt, 
weil, mag man auch Dagegen fagen, was man will, die National-Berfammlung bei Durch⸗ 
füßrung ihrer Plane zunächft nur auf Würtemberg angemwiefen if. Mögen Sie in ven 
übrigen Staaten Deutfchlands Streiter und Gelpbeiträge noch fo entfchieden einforbern, 
Sie werden nichts erhalten. Mit Ausnahme von Würtemberg haben fo ziemlich alle 
Staaten Deutfchlands faktiſch aufgehört, die Meichöverfaflung anzuerkennen; denn bie 
Tendenz in Baden und Pfalzbaiern ift republifanifch; überdies haben dieſe beiden Pro⸗ 
pinzen für fich felbft zu forgen, und die übrigen Theile Deutſchlands haben theils die 
NReichsverfaſſung nicht anerkannt, theild neigen jie fich, wir dürfen ed und nicht verhehlen, 
dem preußichen VBerfaffungd-Entwurfe zu. Die ganze Lafl der Durchführung der Reichs⸗ 
verfaſſung fällt jomit zunächft auf Würtemberg, und dieſes hätte, nach dem Plane ver 
Meichöregentichaft, vor Allem Baden und ver Pfalz beivafinet zu Hülfe zu kommen. 
Nun Hat man Ihnen vielleicht gefagt, das würtembergifche Volt brenne vor Begierde 
für die Neichöverfaffung jedes Opfer zu bringen, Bürgerwehren und Turner haben ge= 
fyworen, Gut und Blut für diefen Zweck hinzugeben, und das ſtehende Heer fei von 
demfelben Geiſte beſeelt. Glauben Sie mir, Herr Präjivent, man hat Sie getäufcht. 
Allerdings beftchen für die Reichsverfaſſung und National Verfammlung ſtarke Sym⸗ 
pathieen im Volke, aber jo begeiftert ift denn doch die große Mehrzahl nicht, daß fie be= 
reit wäre, fich bei einem fo unwahrfcheinlichen Erfolg in einen jo ungleichen und verderb⸗ 
lichen Kampf zu. flürzen. Alle dieſe Rückſichten, deren Gewicht man nicht verfennen 
faun, wenn man flatt der Leidenichaft die Vernunft und flatt des Haſſes die Kennmiß 
der menfchlichen Natur zu Rathe zieht, müflen und beftimmen, den Beichlüffen ver Na⸗ 
tional-Berjammlung und den Anoronungen der Regentfchaft die Anerkennung zu verfagen. 
Dann aber ift ein längered Tagen in Würtemberg nur dazu geeignet, die ohnehin vor⸗ 
bandene Aufregung in unferem Lande zu vermehren, eine Aufregung, welche durch vie 
demofratifchen Vereine und ven hiefigen Landes-Ausſchuß auf das emfigfte gepflegt 
wird. Ob und mie weit einzelne einflußreiche Mitgliever der National» Berfammlung 
und Hegenifchaft bei jenen aufregenben Beftrebungen betheiligt fein, will ich dahingeſtellt 
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fein Iaffen: verhehlen aber kann ich Ihnen nicht, daß in dieſer Beziehung ſehr 
Anzeigeg vorliegen. Indem ich Sie nun, allen Vorſtehenden zufolge, geziemen 
ohne ug dahin zu wirken, daß National-Berfanmlung und Regentſchaft 
außerhalb Würtembergs verlegen, und fchon jeßt die Vornahme jenes weiteren 
Aktes unterlafien, Habe ich noch die Bemerkung beizufügen, daß Die Aithachs 
ergebenen Anfinnens und nötbigen würbe, demfelben durch Anwendung ber . 
Mittel Geltung zu verfchaffen, und daB etwanige Verſuche, fich beiuaffineter £ 
verfichern, nur dazu bienen würden, einen blutigen, aber ver und feindlichen J 
berblichen Gonflict herbeizuführen. 

8 iſt wahr, daß man Jemand kaum auf höflichere Weiſe bie E 
‚gen kann, aber welch grefler Gegenſatz zu Herrn v. Gagerns ſtolzem Mi 
vom 19. Mai 1848 

Großer demokratiſcher Krawall zu Ulm, welcher einige Menſchenleben koſt 
Vorwand dazu muß das Einrücken k. baierſcher Truppen gewähren, 
Erſatz bes nad Riedlingen entſendeten Infanterie⸗Regiments von 9 
herbeigezogen wurden. 

Gefinnungstüchtige Einwohner von Hanau begrüßen ihre verwundeten & 
(Soldaten des Zten kurheſſiſchen Regiments, welche aus Baden suräd 
werden) mit Berhöhnungen und Steinwürfen. 

Congreß der bemofratiichen Vereine der Mark Brandenburg zu Sranfır 
Man fchliept fi dem cöthener Beſchluſſe (S. 11. Juni) an. \ 

Erfolglofe Eonferenz von Landtags⸗Deputirten der thäringifchen Siaaten y 

Furſt von Dettingen Wallerflein verzichtet auf bie Würde eines Nronoben 
ſters im Koͤnigreiche Baiern, „um nicht mit feiner Ueberzeugung von 
bedingten Giltigkeit der Reichſs⸗Verfaſſung und der Grundrechte im 
zu fommen.’‘ 

Deffentliche Aufforderung zu einem demofratifhen Congreſſe zu Marbun 
ſelbe ſoll am 23ften beginnen, und nicht blos Deputirte der demokratiſchen 
von Kurheflen, fondern auch vom Großherzogthum Heflen, Herzogtum 
und Frankfurts umfaffen; zugleich wird für den 2Aften (Sonntag) 
Bolfsverfammlung bei Marburg ausgefihrieben. Offenbar war es * 
ſtück zu Kaiſerslautern und Offenburg abgefehen! | 

Treffen bei Szerbahely auf der Inſel Schütt. F. M. L. Reiſchach veri 
Inſurgenten, welche an taufeud Gefangene und acht Gefüge einbüßen 

An diefem und dem folgenden Tage überfchreitet bie vom Feldmarſchall I 
befehligte ruffiiche HauptsArmee in dem Raume zwifchen Neumarkt u 
die ungarifche Grenze. *) 

Ausführungs=Verorbnung der angeblichen Reichsregentſchaft zu bem @e 
bie Vollswehr. „In denjenigen Landestheilen Deutſchlands, wo bie 8 


* Diefelbe befteht aus dem zweiten, britten und vierten Infanterie: Korps: uud 
Rupfijanow I, Gen. d. Cav. Rüdiger, und Gen. d. Inf. Tfcheobajev. Da jedes Gen 
taillone 32 Esfadrons enthält, fo würde das Ganze ohne Artillerie und Koſacken au 200, 


‚. betragen; es if aber einfiweilen von jevem Corps eine InfanterieDivifion auberweil 


nämlich, Bei der oſterreichiſchen Armee unweit Preßburg in Kralau unb in sem fübllien 
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gen ihrer Pflicht nicht nachkommen follten, haben die Behörben ber Provinzen, 
Kreife, Bezirke und Gemeinden unverzüglich obiges Geſetz ſelbſthändig zur Aus⸗ 
füßeung zu bringen.‘ 

Anderweite Verordnung gebachter Regentichaft, wodurch die Truppen von Baden, 
Hohenzollern, Würtemberg, Naſſau requirirt werben. 

Dem zwiſchen Preußen, Hannover und Sachſen geſchloſſenen Bertrage gemäß hält 
der Berwaltungsrath feine erſte Sigung zu Berlin (S. 17., 26., 8. Mai). 
Mitglieder: für Preußen Gen. Lient. Frhr. v. Canitz, für Sachſen Staates 
miniſter v. Zeſchau, für Hannover Kloſterrath v. Wangenheim und als milis 
tairifher Commiffarius Gen. Maj. Jacobi. 

Einige preußifche Offiziere, die in Coblenz den 18. Juni fefllich begangen haben, 
werben durch bortige Demokraten mit blanfer Waffe angefallen. Bei ihrer 

- Bertheidigung erhält einer der Angreifenden eine töbtliche Wunde, und wirb 
natürlich von der gefammten Demofratie ald Märtyrer gefeiert. 

Die würtembergifhe Ständefammer befchließt, über den Antrag: die National⸗ 
Berfammlung in ihrer gegenwärtigen Zufammenfegung als zu Recht beftehend 
anzuerfennen, zur Tagesordnung über zu gehen. Im Berlauf der Debatte ver- 
lien Minifter Roemer fein Schreiben vom vorigen Tage und bemerft, dag ihm 
darauf noch Feine Antwort zugegangen ſey. Der Abgeordnete Schober (zugleich 

Miätglied der Stuttgarter Geſellſchaft) erwiebert mit Erhabenheit: „ich kann 
De Antwort geben; heute Nachmittag um drei Uhr wirb eine Gigung ber 

{ Rat. Berfammlung flattfinden.‘‘ *) 

Die „theinpfälzifhe Armee’ eilt, das rechte Rheinufer bei Knielingen zu ges 
winnen, — ein Rüdzug, gegen welchen derjenige der zehntauſend Griechen 
Saum zu nennen if. Wann werben die Thaten biefer verfannten Edlen ihren 

i Zenophon finden? 

KTagesbefehl des Eommandanten von Randan: „Se. Königliche Hoheit der Prinz 
von Preußen haben bei Ihrem geftrigen kurzen Aufenthalte in hiefiger Feſtung 

- We: glänzendfte Anerkennung für die ausgezeichneten Dienfte, welche die Offiziere 

“üb treugebliebene Mannfchaft feit mehr als einem Monat zur Erhaltung ber 
Feſtung Landau mit fo vieler Hingebung Ieifteten, in für die baterifchen Waffen 
ehrendſten Ausdrücken ausgefprochen, und dabei vorzüglich mit Nachdruck hers 

vorgehoben, daß durch diefe feltene Treue und Ausdauer die Garnifon von 
Landau fich die Achtung und Bewunderung aller Militairs, namentlich ber preis 
ßiſchen Armee, und den Dank bes deutfchen Baterlanbes erworben habe, und 
überdies ale größten Lohn jeder, der hier feine Pflicht fo treu erfüllt, ein hoͤchſt 
erhebendes Bewußtſein im Herzen trage.” 

Unruhe und mannigfache Bewegung in der beinahe gänzlich von Truppen entbloͤß⸗ 
ten Stadt Franffırt a. M. Die Energie des Commandanten und das ents 
ſchloſſene Auftreten der ‚geringen Beſatzung erftiden alle Exceffe im Keime, 


”) Die Sache verliert nicht an Intereſſe, wenn man erfährt, daß Herr Schober activer 
'Neglerungsraih if. Vergl. 19. Susi, 
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und folgen Leücxn zu gewärtigen habe 

Während biefer Demonftrationen befchließt die Fraukfueter —— 
(Eocql⸗) Bexſammlung, ber Senat ſolle A) ſogleich den Befsht. Aber d 
der Commandantur untergeordnet geweſene Buͤrgerwehr wieder an ff 


2) bie ſchleunige Rückberufung bes Fraulfurter Linien⸗Vataillens au 


bewirken. — Bebarf keines Commentars. 

Der Maitzer gebildete und ungebildete Pobel geige feine Befimnunget 
durch Ungszogenpeiten gegen den. Großpergog von Vaden und bis vu 
Großherzogin Stephanie. 

Die Drfterreicher räumen Aleſſandria (S. 2. Aprif) um bem Zrier 
den Abſchluß des Friedens zu erleichtern. 

Gapitulation von Ancona, af Den Di Brigläen Amen m 
Morgen bort einrüden. 

Das zuffüche fünfte Armeecorps unter ©. ws v. Lüders ih im 
nen an ber fiebenbürgifchen Grenze ein, bie erſte und zweite am M 
und Tömdfer Pafle (Walachei), bie dritte bei Watra Dorne in ber. Mi 

Ende und Ausgang ber Stutigarter Geſellſchaft. Die Regierung fat di 
‚tungen des .Gigungs-Locald beſeitigen, den Zugang zu demſelben mil i 
befegen laſſen, und ein Commiſſarius erflärt den paarweiſe anregt 
ſchafts⸗Mitgliedern, daß ihre Verſammlung nicht geduldet werden Ih 
Theatralifche Scenen, die an ähnliche in Berlin (&. 10. u. 11. Neveuf® 
erinnern, doch hat bes fhmwäblihe Schauplag einen Zug exhabenen Muh 
aus, inbem Herr Ravsaur ober Günther (beide werben genannt, web 
haben beide in Heroiomus gemacht) bie enthlößte Bruſt den Bajonsust 

Diefe Tragicomödie, bei der leider auch Uhland nicht fehlen — 
geglaubt hat, verlief übrigens ohne die mindeſte thätige Theilnahme el 
garter Volkes,“ auf welche vieleicht ſpeculirt werben war. Als vollem 
Nauwerk dem Publicum zurief: Wir werden nicht weichen, Bm 
einen wiederholten Verſuch machen, Tonnte bie Sache für vw 

. son gelten. — Nicht deſto weniger beſchließt die in einem Wirthep 
ſammelie Geſellſchaft am Abende, 1) noch einige Tage in Gtutigeni 
len, um die Haltung des würtembergiſchen Volkes abzne 
2) für den nächſten Tag äffenslihe Sigung in einem Garten, 2) ein 
Falles UWeberfiebelung nach Baden, 4) der Truppenbeichiääeben iu € 
wird in Anflagefland werfegt, und 5) Miniſter Remer als Hochwerithe 

Proclamation der angeblichen Neihs-Negenifihaft: „dis haben bat & 
fündet, weldes bie beutiche Bolläwehr orgamifir. Jede Shabt,. ji 
wird nach biefem Gefeg die waffenfähigen Männes von 18 bi 28 
fofort- unter Die Waffen rufen; Schmach bem, ber bie Runft hat unh 
Baterlande entzieht. Es gilt vor Allem, Baden und der Pfalz die Brı 
zuzuführen. Aus allen deutſchen Ländern mögen Freiwillige in Scha 
Bebrängien u Palſe eilen. —— Deuiſhel bullet Alte: da —* 

IS 
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ſich muthig Fü die Reichsverfaſſung erhoben, dem Reichsfeinde erfiegen. Bes 
venft, daß die Niederlage diefer Tapferen auch Euch das Loos ber Knechtſchaft 
Bringt. Zu den Wüffen, dentſches Boll! Es gilt den heiligen Kampf für 
wnfere Freiheit gegen ſchamloſe Unterbrüdung. Zeige ber Welt, baß dein Herz 
groß wie dein Geiſt; zeige, daß das Herz Europa’s, das man erfiorben wähnte, 
noch in Begeifterung fchlage für die Freiheit.“ | 

Oberbürgermeifter Grabow wird der Stadt Prenzlau durch den Beihluß des Magi⸗ 
ſtrats erhalten, ihn von ber Leitung der Wahlen für die zweite Kammer zu 
dispenfiren. Der große Staatsmann hatte nämlich früher Magiftrat und Stabts 
verordnete verleitet, jede Aenderung des Wahlgeſetzes als eine Verlegung ber 
Berfaffung zu bezeichnen, und befand fi — ba das Minifterium feine Notiz 
davon nahm — in bebrängter Lage. Die Gutmüthigfeit des prenzlauer Senats 
rettete ihm feine Stelle. | 

Das würtembergifche Minifterium des Innern erfucht den „Dr. Löwe aus Calbe“ 
feine bisherigen Eollegen, foweit fie nicht dem Königreiche angehören, aufzufors 
dern Daß fie noch im Taufe des Tages die Abreije antreten, indem fich fonft 
die Regierung zu ihrem Bedauern genöthigt fehen würbe, die zur Erhaltung 
der Ruhe des Landes ubfolut gebotenen Maßregeln zu treffen. 

Ja ber würtembergifchen Abgeorbneten-Rammer bringlicher Antrag Schobers, gegen 
fämmtliche Departementschefö wegen ihres Verfahrens gegen bie fluttgarter Ge- 
fenticgaft beim Staats⸗Gerichtshofe Anklage zu erheben. Wird nicht für dring- 

lich erfamt. 

Eanktentrirung der Truppen S. 8. H. des Prinzen von Preußen in der Gegend 

von Germersheim. 

Dee das preußiſche Corps des Grafen v. d. Gröben ſich der Linie nähert, weiche 
bisher die vom General v. Peucker befehligten NReichetruppen innehatten, mar⸗ 
foren dieſe links ab nach bem Odenwalde. 

Die baierſche Abtheilung unter Fürft Thurn und Taris überfchreitet von Worms 
ds die Grenze der Rheinpfalz, — genau an dem Tage, an welchem die ganze 
 Stovinz von den preußifchen Truppen erobert war. 

Inteag des Fürften Thurn und Taris, die Beſatzung von Landan durch Preußen 
m verflärfen. (Zwei Tage fpäter Iangte bort ein Bataillon, und zwar das⸗ 
jenige an, welches ſchon fräher dahin beſtimmt, vom Reichs⸗Commiſſar Eifen- 
u zurüdcgeſchickt wurde.) 

Gtinde reicht dem badiſchen Kriegsminifterium einen betaiflirten Plan zur Erobe- 
sung unb Revelutionirung bed Königreiches Würtemberg ein, wonach bie Ope⸗ 
sationen am 2Aflen beginnen follen. 

Der oſterkeichiſche Geſandte zu Stuttgart eröffnet im Auftrage der Faiferlichen Re⸗ 
gierung ben noch anweſenden oͤſterreichiſchen Mitgliebern der fluttgarter Gefell- 
(haft, daß fle Binnen vierzehn Tagen in die Heimat zurückkehren müffen, anbes 
ren Falls aber ihr Staatebürgerrecht verlieren, und die Grenzen ber Monars ' 
die mid Sberipeten Dürfen. | 
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| . Benedig, F. M. 8. Brafen von Zichy (6. 22. März 1848): Dei 
verurtheilt zur Entfegung von feiner Charge, Verluſt der Penſion, de 
| .. Feeuges und des Rechts die ihm verlichenen fremden Drben zu trag 
zu zehnjaͤhrigem Feſtungs⸗Arreſt. In Penſionhand war er x wahrenn 
ſuchung verſetzt worden. 
19. | Gefecht beim Kloſter Prodialo. Die Vorhnt be⸗ Generel v. em⸗ere ver 
Feind aus feiner günſtigen Stellung im toömoͤſer Paſſe. 
19. | Die ftüultgarter: Geſellſchaft wird benachrichtigt, das Geſammt⸗Miniſten 
den oben mitgetheilten Beſchluß dahin m modificirt, daß den Mitgliedern di 
Aufenthalt‘ als Privatperſonen, unter Röfımg von Poligeifarten um 
des Zwedis ihrer Anweſenheit geftattet ſeyn ſolle. 


20. Antwort des Miniſter⸗Praͤſtdenten Grafen von Brandenburg, an den. 

zoglich heſſiſchen General⸗Lieutenant“ Prinzen zu Sayn⸗Wittgenſtein. 

Ew. Durchlaucht geehrtes "Schreiben vom 17. d. M. Habe ich bie & 

geſtern zu empfangen, unb beeile mich, Ew. für bie gefäfligft mitgetheilte 
Denkſchrift meinen Dank zu ſagen. 

Ich habe mit lebhaftem Intereſſe von dem Inhalte dieſer Denkſchrift Ke 
nommen, welche beſtimmt iſt, die Auffaſſung der Raͤthe Sr. K. H. des Erzh 
hann von der jetzigen Lage der Dinge naͤher zu bezeichnen. 

Gewiß iſt es von ver größten Wichtigkeit, ſich die wirklichen Verhälini 
miachen, um auf dem feſten Boden der Wirklichkeit einen ſichern Standpunkt fi 
1. und dadurch die Halbheit und Unſicherheit des Handelns zu vermeiden, welche ſ 
der Unklarheit folgt. . Ich Halte es daher auch für meine Pflicht, Ew. offai'ı 

- den, daß ich nach forgfältiger und aufmerffamer Prüfung und Erwaͤgung d 
der Denkſchrift, die darin dargelegte Auffaffung nicht mit dem Standpunkt 
fann, welchen die preußifche und die ihr verbünbeten Regierungen fefthalten mil 

glauben mit diefen Megierungen in folgender Auffaffung übereinftimmen zu Ei 
Gentralgemalt binbert die verbundeten egierungen nicht an der Handhe 
Ausdehnung ihres Bündniſſes; fie wirkt mit ihnen überall zufanımen, wo bil 
niß die Bundesgewalt noch nicht erfegt. Die verbündeten Regierungen bage 

nen in’ der Gentralgewalt das einftweilen noch beftehende Band zwifchen ; 
verſchiedener Richtung verharrenden Staaten Deutſchlands, und gewähren 
lig die bundesgemaͤße Unterfiühung überall, wo nicht da® Auftreten der verbin 
gierungen, fondern badfenige der Gentralgewalt nothwendig ober räthlich erſche 

3 glaube nicht, daß diefe Auffaflung der wirklichen Lage der Dinge wm 
gen Anfichten entfpricht, welche die preußifche Negierung wiederholt ausgeſpro 

Sie ſetzt ein rechtliches Fortbeſtehen der Centralgewalt und eine Möglic 
fländiger Wirkfamfeit für diefelbe voraus, deren Vorhandenſein unter den geg 
Umftänden nicht mehr anerkannt werben kann. 

Es wird bei unbefangener Erwägung kaum ein Zweifel darüber bie 
daß die Beringungen, unter welchen allein die Wirkſamkeit der bisherigen pe 

|  Gentralgewalt ftattfinden Eonnte, nicht mehr zu erfüllen find. Diefe Beding 

‚ en durch dad Geſetz vom 28. Juni v. I. in einer Weiſe feftgeftellt, welche 
Eriftenz der National⸗Verſammlung fnüpfte. Der Bundesbeſchluß vom 12, Zul 
die Angrkermung dieſes Sachverhältniffes, welches auch die Gentralgewalt feikf 
ganzen bisherigen Verhalten zur National-Verfammlung auf das Entfchledenfki 
ten hat. Durch dad Aufhören der letzteren find jene Bebingungen uuerfäil 
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- gung ber Gentralgemalt venken möge, fo ift es jedenfalls Mar, daß ihr die Vorbedingun⸗ 
gen und Borausfegungen ihrer Aktion fehlen, und daß es weder in ihrer eigenen, noch 
Err der Madıı der Hegierungen fteht, jene Vorausfegungen wieder berzuftellen. 

Es ift eben das Gefühl dieſes Mangels und des daraus hervorgehenden Bebürfniffes 
gewefen, welches Vreußen und die ihm verbündeten Megierungen zum Abſchluß des 
Bündniffes veranlaßt hat, welches die Bundesgewalt nicht erjegen, wohl aber ven aus 
wem faktiſch vorhandenen Mangel verfelben entſtehenden Schwierigfeiten und Verwirrun⸗ 
gen Adhülfe gewähren foll. 

Das iſt meiner Anficht nach der Stantpunft, von welchem aus tie verbündeten 
Megierungen die in jener Denkſchrift dargelegte Auffaffung werden beurtheilen müſſen, 
und Diefelbe daher nicht zu der ihrigen machen Eönnen. 

Em. laffen mir nur Gerechtigkeit wiederfahren, durch das Ausfprechen ver zuver> 
fichtlichen Hoffnung, meinen Sympathier in den Wunfche zu begegnen, daß der Nücktritt 
Des Reichövertvefers nicht durch einen entichienenen Antagonismus zivifchen Preußen und 
der jeitherigen proviſoriſchen Gentralgewalt bezeichnet, und ver Abſchluß der Thaͤtigkeit 
der legtern mit würbigen, rüdjichtövollen Formen umgeben werde. Ich bin aud) übers 
zeugt, daß Se. K. H. der Erzherzog felbft in diefem Punkte niemals an ven bier herr⸗ 
ſchenden Sefinnungen gezweifelt hat. Preußen ift vielmehr immer bereit gewejen, bie 

Band dazu zu bieten, daß Dies auf Die würdigſte und ehrenvollſte Weile gefchebe; ſchon 
die Iangjährigen, innigen und freunpfchaftlichen Beziehungen zwifchen Sr. M. ten Kö- 
nige und Sr. K. 5. ben Erzherzog mußten ung diefen Wunfch eingeben, wenn ung nicht 
auch die hohe Stellung und ver verehrte Charakter Hochdeſſelben dieſe Pflicht auferlegt 
hätte. Ich Tann es nur bedauern, wenn unvorhergefehene Umſtände und vorübergehende, 
von unferer Seite nicht verſchuldete Mißverftänpnijfe bisher moch den Erfolg verhindert 
haben; ich darf aber Keinen Augenblick zweifeln, daß tie Weisheit Sr. K. 9. des Erz- 
herzogs Hochdenſelben vie Entſchlüſſe finden laſſen werde, welche Seiner eignen Würde 
ab ben Bedürfniſſen der Gegenwart angemeflen erfcheinen. 

Indem ich Ew. bitte, meine hier offen dargelegte Anficht über Die in jener Denkjchrift 
enthaltene Auffafjung mit demielben Vertrauen entgegenzunehmen, mit welchem ich jie zu 
| Ew. Durchlaucht Erwägung vorlege, verharre ich mit ver ausgezeichneteften Hochachtung. 
Im frühen Morgen verlaffen die Truppen des Prinzen von Preußen bie fo 

ſchnell eroberte baierfche Pfalz indem fie (ohne Widerftand zu finden) auf bas 
rechte Nheinufer übergehen. Ihnen folgt von Seite der Einwohner das allge: 
meine Anerfennmiß nicht blos der Tapferkeit, fondern auch einer mufterhaften 
Disciplin, und wenn baierfche, zumal münchener Blätter immer wieder von 
verübten Greueln fprechen, fo ift dies eine Lüge, deren fchmugiger Duell hier 

I sicht bezeichnet werden foll. 

| Gefecht bei Philippsburg. Die preußifche Avantgärden⸗Diviſion vertreibt den Feind 

aus diefer Stadt. 

‚Gefecht unweit Wiefentbal; etwa neunzig preußiiche Hufaren des Vortrabes zers 
fprengen eine beträchtlihe Mafle Infurgenten. Prinz Friedrich Earl von Preu- 
fen wird zweimal verwundet. 

Am Abende lagert dad Ganze bei Wiefenthal und Graben. 

Im Laufe des Tages von dem Stromübergange der Preußen benadrichtigt, ver⸗ 
läßt Mieroslawsfi mit bem größeren Theile feiner Truppen bie Nedar - Linie 
um jenen entgegen zu treten, und fchlägt bie Richtung auf Waghäufel ein. 

Gefecht bei Hirſchhorn. Eine Abtheilung Reichstruppen weift die Angriffe übers 
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ſich im Beſitze dieſes Neckar⸗Ueberganges. 

2. | Zur Charakteriſtik der badiſchen Revolutions⸗Helden, zwei Schreiben bei 
haber ‚‚Bürger” Tiebemann und Mögling aus Ladenburg und Rı 
an ben Oberbefehlshaber ‚Bürger‘ Sigel: 1. „Lieber Oberſt! Dru 
ih Dich, Du wolleſt doch in der erflen Linie folhe zwar fehr achtu 
aber confufe Leute, wie Kamerad Mögling ift, nicht ohne alle Hälfe { 
benn er bringt ja Alles durch einander. Die einfachften milttairifch: 
verhältnifie begreift er nicht; flelle ihm, wenn er aus andern Grün 
aus an biefer Stelle fein muß, einen erfahrenen, tüchtigen Offizier . 
Ungefähr Daffelbe Habe ich auch dem General gefchrieben.” II. Liel 
Ich bitte Dich, berufe doch dei Narren, den Tiebemann, von bier ı 
wenn er in der Garnifon auch fehr zur Beluftigung dient, fo if e 
gemeinſchaͤdliches Geichöpf, wenn es zum Treffen fommt. Berbirbt er 
einmal den Sieg, fo laſſe ich ihn aus Berfehen niederfchiegen. it 
bin ich fo überladen, daß ich mich kaum rühren fann, deshalb meld 
viel mehr, ald dag wir heute Nacht wieder einmal vergeblich allarmir 

P. S. In Hebbesheim wäre zu verhaften: Nifolaus Play, Ei 
ein Fremder, Rudolf Schimpf, Heinrih Schmidt, Heinrich Mein, Wa 
Peter Plag, Michael Waflergarb. 

2. Kaiſerlich öfterreichifche Verfügung, wodurd den Befigern von Staatsſt 
freibungen freigeftellt wird, anftatt der Baarzahlung ihrer fälligen ; 
Ausfertigung von fünfprocentigen Stantsfchuld - Berfchreibungen zu 
Den Staatsgläubigern, welchen dies nicht convenirt, bleibt unbenom 
Zinfen in der beftebenden Weife zu erheben. — Erfcheint etwas r 
denn da am 20ften Juni die fünfprocentigen Papiere an der Börfe für 8 
fäuflid) waren, fo möchten die meiften Staatsgläubiger doch wohl dieſe 
vortheilhafteren Weg einfchlagen. Vielleicht ein Aufruf an den Patr 

20. | Gefecht bei Zfigard (S. 16. Juni). Die beiden öfterreichifchen Brigaden 
beträchtlich verftärkten Gegnern zum Rückzuge genöthigt. 

20. | Gefecht bei Szeben. Der Bortrab des ruffiichen General Rüdiger va 
Sinfurgenten. 

20. | Gefecht bei Rofenberg an ber oberen Waag. Die zur Dedung Galiziend 
geweſene Divifion Grabbe ift in das Thal der Arva eingedrungen, un 
tigt fich jenes Uebergangs⸗Punktes. 

20. | Die Eolonne des General Lüderd erobert eine zweite verfchanzte Poſiti 
möfer Thale mit fünf Gefchügen, und rüdt vor Kronftadt. Verluſt: 
ral, 10 Offiziere 152 Mann. — Die am törzburger Paffe flehende um 
ral Engelhard durchzieht denfelben ohne erheblichen Widerſtand zu fir 

21. | Schreiben der Regierungs- Bevollmächtigten von Würtemberg, Kurheſſe 
burg u. A. m. an das deutſche Reichd- Minifterium: „Durch die 
Erlaffe vom 16ten und 19ten d. M. hat das Reichs⸗Miniſterium be 
bie Matricular⸗Beitraͤge für bie Feſtungen Mainz und Luxemburg um 
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einzelnen Staaten noc nicht berichtigte zweite Rate ber zweiten Hälfte ber 
Marine-Umlagen in Anfprud genommen. Sp wenig es irgend in der Abficht 
der ımtergeichneien Bevollmaͤchtigten Liegen Tann, der Erfüllung ber Bundespflich⸗ 
ten der von ihnen vertretenen Staaten hinderlich zu werben, jo fehr fcheint 
ihnen eine zuläuglice Kenntniß von ber Lage der Reichscaſſe und ber etate- 
mäßigen Berwenbung ber Konde im Intereſſe diefer Staaten zu liegen, und 
eine wmerläßliche Borbebingung zur prompten Erfüllung jener Pflichten zu fein. 
Wenn während des Beſtehens der Bımdes-Berfammlung die einzelnen Staaten 
eine folche Kenninig durch öftere, meiftend monatlihe Vorlage von Leberfichten 
erhielten, fo fcheint jegt, wo die Anforderung, fo wie die Verwendung der Bei- 
fsäge an bie Reichscaſſe nicht von ben eigenen Bevolimäctigten ber Staaten 
ausgeht, eine ſolche Borlage noch weit unerläßlicher. Das veröffentlichte Bud⸗ 
get der Gentralgewalt umfaßt nur ben Zeitraum bis zum Gchluffe des Jahres 
1848, und feit diefer Zeit befinden ſich die einzelnen Regierungen ohne Kenntniß 
yon ber finanziellen Lage. Die oben erwähnten Erlaffe geben den unterzeidh- 
neten Bevollmächtigten daher Gelegenheit, um einen Auffhluß in diefer Bezie⸗ 
Jung zu bitten. Es würde ihnen erwünfcht fein, eine Vorlage über den befolg- 
tm Finanzplan, die veranfchlagten Ausgaben und Eimnahmen, bie wirklich er- 
folgten Andgaben und Einnahmen mit namentliher Bezeichnung der an den 
einzelnen Dlatricular- Beiträgen noch fehlenden Einzahlungen, und über ben gegen- 
; kärtigen Stand ber Reichscaſſe zu erhalten. Sie erlauben fi, dieſen ihren 

Vunſch dem Reihe, Minifterium zur gefälligen Berüdfihtigung vorzutragen. 

| Gefecht bei Waghäufel. Während drei Divifionen des Prinzen von Preußen über 
Bruchfal gegen Langenbrücken marfchiren, befegt die Avantgarde unter General 
Major v. Hanneden Waghäufel. Durch überlegne Streitfräfte, namentlich eine 
zahlreiche Artillerie angegriffen, muß fie gegen Mittag bis in bie Nähe von 
Philippsburg weichen, ald jedoch einige Stunden fpäter 4 Bataillone 3 Esca- 

drons von Bruchſal eintreffen, wirb der Feind zurüdgedrängt und bie frühere 

Stellung wieder eingenommen. 

Das Corps des Geueral⸗Lieutnant Grafen Gröben trifft am rechten Nedar » Ufer 

ein. Unbedeutende Gefechte bei Ladenburg. 

Beneral-Lieutenant v. Peucker überfchreitet den Nedar bei Zwingenberg. 

Teſſen bei Pered und Zfigard. Die ungarifchen Infurgenten — angeblich brei- 
Bigtanfend Mann mit achtzig Geſchützen — werden von Abtheilungen bes öfter« 
reichifchen zweiten und Reſerve⸗Corps, unterflügt durch die ruffifche Diviſion 

VPaniutin, mit großem Verluſte geworfen und gehen nod während der Nacht 
über bie Waag zurüd. Jene Divifion erobert vier Geſchütze und verliert 
13 Offiziere 157 Mann tobt oder verwundet. 

Die Eitabelle von Kronftabt wird von den Ruſſen befchoffen. 


SDeffentliche Aufforderung des Praͤſidiums ber „Durch ein gewaltfames Attentat 
em Bortkigen verhinderten‘ bisherigen Stuttgarter Gefellihaft an deren Mit- 
ehleber, fü am Dbfen. in Carleruhe einzufinden. 
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232. | Schreiben des Dlinifters Präfidenten Grafen Brandenburg an den Ben 
bei der Gentralgewalt. 

„Ew. Hochwohlgeboren erhalten durch mein heutige Schreiben bie 
Frankfurt zu verlafien, und fi) nad) Hamburg zu begeben, um die Stelle ch 
träger8 bei den großherz. medlenburgifchen Höfen und den Hanſeſtaͤdten, 
der König Sie beftimmt Haben, nunmehr definitiv anzutretn. Ich hab 
erwähnt, daß bie bermalige Stellung der biöherigen proviforifchen Gentralg 
Lage der deutſchen Verhältniſſe, eine fernere Vertretung ver f. Regierung 
nicht mehr erforderlich macht; ich will indeß nicht unterlaffen, mich bei dieſ 
noch einmal offen über die Stellung ver E. Negierung und ihr Verhalten 
tralgeivalt außzufprechen, damit Em. im Stande fein mögen, etwanigen $ 
oder falfchen Auffaffungen entgegenzutreten. Die Stellung des Reichsverweſerẽ 
der propiforifchen Gentralgewalt, beruht auf zwei Grundlagen, veren Zuj 
allein ihm bie Auctorktät verleihen konnte, welche er bisher in Deutfchla 
dem Beichluß der National Berfammlung vom 28. Junt v. 3. und der di 
gangenen Wahl S. K. 5. ded Erzherzog! Johann einerjeitd, und dem 
Bundestags vom 12. Juli v. 3. und der dadurch gefchehenen Uebertragung 
Befugniſſe des Bunbedtag® anbererfeitd. Der legte Beſchluß iſt weſentlich ala 
mung ber Regierungen zu erfterem anzufehen, und beide können nicht aufe 
bang mit einander gedacht werben. Die ganze Inflitution ver Centralge 
Rational-Berfammlung voraus, und hat ihre praftifche Bedeutung, wie 
Begründung weientlich in der Beziehung auf dieſelbe. Wenn vaher in ber 
vielfach die Anficht ausgefprochen worden, daß auch nad) dem Aufhoͤren 
Perfammlung die Fortvauer der Gentralgewalt nicht in Frage geftellt erſch 
lehtere ihren Urforung zugleich im Bundestage gehabt, und die Uebertragun 
nifle des Iegteren nicht erlofchen jet, fo kann die E. Regierung dies nicht 
anerkennen. Diefe Anficht fcheint auch von der Bentralgewalt felbft, wenig 
Kurzem, nicht getheilt worben zu fein. Denn eine ſolche, auf Grund des 
befchluffes eingenommene, von der National-Berfammlung unabhängige S 
fie in Stand gefeßt haben, vie — nach ver Abberufung ver öfterreichifchen 
fächfifchen, banndverfchen und baierfchen Deputirten — factifch ſchon vor 
löfung der National= Berfammlung aud rechtlich und formell auözufpreche 
tralgewalt bat aber wieberholt die Unmöglichkeit eines ſolchen Schrittes 5 
fie ift mit der National-Berfammlung, jo lange biefelbe in Frankfurt w 
währendem officiellen Verkehr durch ihre verantwortlichen Miniſter gebliel 
daburch gezeigt, daß fie ihre Funktion nicht als unabhängig von derſe 
tolle, oder konne. Wir können nicht umhin, anzuerkennen, daß dies ! 
Einklang mit der Stellung war, welche die Gentralgewalt in ihrer ganz 
Mirkfamkeit der National-Berfammlung gegenüber eingenommen hatte, de 
fie einfach als Gefeße verkündete, wozu fie durch das Geſetz von 24. Juni 
weniger verpflichtet war, als ein auöbrüdlich darauf gerichteter Antrag von ! 
lung abgelehnt worden war. Wir müffen aber auch behaupten, daß fir 
felbft in die Unmöglichkeit gefegt Hat, ihre Funktion unabhängig von bei 
National-Verfanmlung und geftübt auf den Beſchluß des Bundestages, 
Die königl. Regierung ift auch ſchon damals der Anficht gewefen, daß au 
den Reichsverweſer formell ausgeiprochene Auflöfung der National» Beri 
Nieverlegung feines Amtes und die Zurüdlegung feiner Gewalt in die H 
gierungen zur unmittelbaren und nothwendigen Folge haben müſſe. De 
auch über den Urfprung der Berechtigung der Centralgewalt tbeoretifch der 
ift doch einleuchtend, daß jevenfalld die Wirkſamkeit derfelben und die Yu 
Befugniffe dusch den von ben Megierungen anerkannten Beihluß vom 28, 
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bgungen geknupft iſt, welche vie Exiſtenz ber National⸗Verſammlung votausſetzen, und 
eine ſelbſtſtandige Action ohne letztere unmöglich machen. Während der Art. 4. jenes 
Befchluffes für die Entfcheivungen über Krieg und Frieden und die Beziehungen zu den 
auswärtigen Mächten das Einverſtaͤndniß der National-Verfammlung forvert, fehreibt ver 
Art. 6. vor: „daß der Neichöverwefer feine Gewalt durch von ihm ernahnte, der Nas 
kiopols Berfammlung verantwortliche Minifter ausübe, und daß ale Anorbnungen deſ⸗ 
felten zu ihrer Giltigkeit der Gegenzeichnung wenigſtens eines veranwortlichen Mi- 
suüßers bebürfen.” Es ift nun eben fo wenig einzufehen, wie nach dem Aufhören der 
Mational⸗Verſammlung noch Minifter, deren Berantwortlichkeit ausprüdlicd an die Ver⸗ 
Tanmınlung geknüpft ift, beſtehen können, ald wie ohne deren Beitehen, die Anordnungen 
Der Gentralgetvalt ven zu ihrer Giltigkeit vorgefchriebenen Bedingungen entfprechen follen. 
Die Tätigkeit der Eentralgeewalt kann nicht ohne Rückſicht auf diefe Bebingungen aus⸗ 
geübt werden; fie ift alfo an die Eriftenz der National-Berfammlung gebunden, und mit 
Mieler als erloſchen zu betrachten. Diefer Sachverhalt bildet zugleich vie Vorausſetzung 
Des angezogenen Bundes» Befchluffes vom 12. Juli v. I. Es wäre cine Täufchung, wenn 
aman benfelben ohne diefen Zufammenhang betrachten wollte Er gab zu der Wahl 
ES. K. H. des Erzherzogs die Zuftimmung der Regierungen, und der ganzen Inftitution 
Wer Eentralgewalt die Sanetion der zu Recht beftehenden Autorität des Bundes, eben 
Tu Bezug auf die National-Berfammlung, deren Eriftenz in vemfelben vorausgefeßt wird. 
Mit dem Wegfall dieſer Vorausfegungen verliert jener Bundes⸗Beſchluß zugleich feine 
Bereutung, und kann nicht ferner die Grundlage für die Wirkfamkeit der Gentralgewalt 
abgeben. Wer die Gefchichte des vergangenen Jahres unbefangen betrachtet, wird der 
k. Regierung das Zeugniß geben, daß fie, fo lange die Gentralgewalt ihren vollen, 
rechtlichen Beſtand hatte, diejelbe in vollem Maße und wenigſtens eben fo fehr wie irgend 
eine andere deutſche Regierung, unterftüßt und ihr alle erforberliche Mittel zur Ver⸗ 
fügung geftellt hat, und daß das Beſtehen verfelben hauptjächlich durch dieſe oft jelbit- 
verleugnende Unterftügung ver k. Regierung gefichert worden ift. Je mehr fie fich dei= 
fen bewußt, um jo mehr muß fie fich jetzt zu der Erklärung berechtigt Halten, daß, 
nachdem der Bentralgewalt die Beringungen ihrer Wirkfamkelt und die DVoraudfegung 
ihrer eigenthümlichen Stellung entzogen find, fie verfelben keinerlei Befugniffe mehr 
zugeftehen, und fich den Anordnungen derſelben nicht mehr unterziehen Tann. Wenn bie 
t. Regierung dies bisher nicht in entfchievener Weile ausgefprochen bat, fo ift dies 
bauptfählih dem Wunſche zuzufchreiben, daß der Rüdtritt ©. 8. H. des Erzherzogs 
Reichsverweſers, wozu Hochberfelbe fchon am Ende März d. I. die Abſicht ausgeiprochen 
hatte, mit allen der hoben Würde fchuldigen Müdjichten und ehrenvollen Formen um⸗ 
geben fein möge. Diefen Wunfch hegt fie fortwährend, und fie überläßt es ver» 
trauendvoll der Weisheit ©. 8. H., die Seiner Würde und der Lage der Dinge anges 
meſſenen Beichlüffe zu faſſen. Ew. werben im Borftehenden hinreichende Anhaltspunkte 
finden, um in Ihren Aeußerungen auch gegen die Vertreter anderer deutſcher Regierun⸗ 
gen die Gründe des Aufhoͤrens Ihrer Wirkſamkeit in Frankfurt a. M. zu motiviren, 
und die Stellung der E. Regierung klar zu machen. 


Die vier Divifionen des Prinzen von Preußen erreichen Walddorf und Hodenheim. 

Gogenannte Eontre-Revolution in Mannheim, wobei die Befagung — brei 
Schwabronen badifher Dragoner — mit ben Bürgern gemeinfchaftlihe Sache 
macht. Diefe fallen den Reihdtag- Abgeordneten v. Trügichler aus Dresden, 
ber bisher als Civil⸗Commiſſar etwas proconfularifch gewaltet. °) 
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*) Am 16. Juni entgegnete der edle Polenheld Mieroslaweki dem Gemeinde⸗Rathe von 
Mannheim: „Das Dorf Kaͤferthal iſt heute ohne Flintenſchuß mit dem Bajonnet im Sturm 
won ben Unfrigen genommen worden; wir haben dadurch einen glänzenden Sieg erfochten. Ich, 
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as 22— 28. Auut. SBi-38, 


22.| De am Abende die ganze Linie bes untern Neder vom Weiube :voriefl 
überföpreiten bie preußifjen Truppen den FInß auf mehreren Vuntin 

heim wird noch vor Einbruch der Nacht, Helbelberg mit dem naͤchſten Dry 

22. | Der Bortrab ded General v. Peuder in Helmftabt, die Hauptmaffe bei 
haufen. Bon einer Patrouille wird der Treifgaaren- Hauptmann Die, 
wodurch man exfaͤhrt, daß Sinsheim: ſtark beſetzt fey. 

22. Gefſecht bei Sinoheim. Einige gegen Abend dahin entſendete Yarciten 

fich ohne wefenttichen Erfolg bis zum Einbruch der Nacht. 

2: | Zmölfpimdert Maun kurheſſiſcher Truppen brechen von Kaffel nah Maı 
(S. 17. Zunt), wodurch alle demokratiſchen Pläne, von ben Exsignüfi 
Pfalz ohnedies erfihütiert, vollends. vereitelt werben. 

23. | Der Reicheregent Franz Raveaux wird vom Ober: Prorurator zu EU 
verfuchter Bildung eines Eomplottes m. ſ. w. ſteckbrieflich verfolgt. 

22. | Eapitufation der Citadelle von Kronftabt. 

22 | Gefecht bei Borgo⸗Grund. Die dritte Golonus bed Corps wen Fü 
General Grotenhiehn vertreibt bie Infurgenten aus ihren Snlug- { 
Colonne befinden ſich auch oͤſterreichtſche Truppen, 

22. Gefechte bei PYarniga und St. Marton. Eine Abtheilung der Divifen 
(6. 20. Juni) dringt in diefer Richuus vor, und vertreibt bie m 

Inſurgenten von beiden Punkten. 

22. | Die angebliche Reiche» Regenticaft und etwa vierzig Mitglieder ber w 
gart audgewiejenen Sefellichaft treffen in Baden-Baden ein. 

23: | Gefecht bei Stettfeld. Wegen der Ereigniffe am Neckar wenden ſich die 

des Prinzen von Preußen wieder ſüdwärts. Cine Abteilung berfelben 
genanntem Orte viertaufend Infurgenten und wirft fie bis hinter Ubſta 

23. | Der Bortrab des General v. Peuder bei Sinsheim, die Hauptmafle Eng} 

23. Der Großherzog von Baden erflärt, in Kolge des Geſetzes vom 9. J 
ganze Großherzogthum in Kriegszuftant. 

23. | Die f. g. conflituirende Landes-Berfammlung in Carlsruhe beichließt, alle 
früheren monarchiſchen Regierung verliehenen Ordens⸗Medaillen zurdı 
bern. und in Gelb umzuſchmelzen. 

23. | Schreiben von fünf: und vierzig Böttinger Profeflosen an ihre drei Gele 
chariä, Waitz, Thoel), welche Mitglieder ber deutfchen Nat.Verſammlu 

Sie find Mitglieder ver National⸗Verſammlung in Frankfurt geweſen. 





General Mieroslawoki, bin Dickıtor der Stadt Mannheim, und erkläre dieſelbe in Bi 
zuſtand, mit Verkandigung des Stanbrechte, und bekleide den Civil⸗ Commiſar Ixi 
nubedingter Vollmacht. Durch dieſe Erflärung müflen mir alle Mittel ver Stadt, Gi 
Lebensmittel, ja Menſchen, zur vöfligen Verfügung geſtellt ſein. Sollte aber irgend 
Auorbnungen Feine Folge gegeben werben wollen, unb dadurch ein Hinderniß im muß 
tion entfliehen, ober follte durch Berrath une der Bieg vereitelt werben unb wie gen 
die Stadt verlaften zu müflen, fo werben vorher die Köpfe fliegen und follten es 
fein, und ich werde Mannheim als einen Afchenhaufen zurüdlafien. Ich befehle, 
Abend die Stadt glänzend beleuchtet fein ſoll.“ Herr v. Trühſchler fügte hinzu: „Die 
gen des Generale Mieroslawsti werde ich vollziehen, und füge für meinen Spell ı 
Dh ich Wie Ninitl in den Dänen habe, denſelben von gehoͤrigen Nachvenck pu gehben 





Gingelabenen inzwifchen Zeit und 
Etimmung ver Wähler und des 
dem Weifpiele vieler Gorporationen 
bie 





MBlimtic ausgeſprochen haben, endlich in der non Geiten achtungkwerther Männer an 
wand eugangenen Aufforberung, auch mit der unfrigen nicht zunüdzuhalten, iſt die Ver⸗ 
euiafiung zu fuchen, daß mir biefe Auſprache am Cie richten, und dieſelbe gleichzeitig 
en Dieffenilichelt übergehen. 

„Bir Enbesunterſchriebene erklaͤren alfo, daß wir Die Derfaffung, wie fie in Frankfurt 
in zweiter Leſung feſtgeſtellt worden, weber ihrer oinfeltigen Entiichung und Veroͤffent⸗ 
Udzung mach für zu Necht beftänbig, nach iherm Infafte mac; für eins Erfnchentinertheß 

Bir koͤnnm fie wicht für zu NRecht beflännig halten, weil wie nach einer zechtlichen 
ber von der Berſammlung in Anferuc genommenen Bollmacht, ven Fürften 
uud Deutſchlands eine Berfeffung zu octrohiren, vergebens ſuchen, ja, wir koͤn⸗ 
zen nnd von zahlreichen und trefflichen Beänmern ber Berfansmlung jüngft wiederholt 
benuäte, durch bekannte Auserüde des Bunbestages veranlaßte, von ber ſchievorichterlichen 
9 Gewalt entlehnte @leichniß, nur ald das eigene Bekenntniß der Vinmöglichkeit einer folchen 
"Begrünung betrachten. Denn wie ließe es fih deuten, daß man eine ſolche Gewalt, 
wbecche bie damit Bekleideten hoch über Die Fürſten und Volker geſtellt, und zugleich au > 
f@lieglih auf eine Seindenfchaftslofe und unparteiifhe Abwägung der 
Unfprüce Beider angewielen hätte, eines fo zahlreichen und nur aus und bon bem 
Wolfe gewählten Berfannmlung follte haben anvertrauen wollen! In der That würde 
mem hier unter anderen Fehlern auch ben begangen haben, zwei bi6 jeht für völlig un⸗ 
..wseikäglich gehaltene Gigenfchaften, vie des Michters und des Vertreters der einen Partei, 
j>;im denſelben Perſenen zu vereinigen. 
„Aber auch ihrem Inhalte nach konnen wir jene Berfafjung nicht für erſtrebenswerth 
Dir wollen uns bies auf eine Prüfung ihrer einzeinen Veſtimmungen nicht 
‚ welche teinetwegeö geeignet find, eine feſte Rechtägrenze zwiſchen ber Gewalt 
des Tinzelſtaate und ver des Reichs zu ziehen. Genug, daß eine volle, ehrliche und 
- aufridtige Durchführung dieſer Berfaffung unmöglich if, weil eine ſolche (nach ven 
eigenen unzwelbentigen Aeußerungen hervorragender Mitglicher des Natienal-Berfanmlung) 
balugt wäre Dusch sine Auflöfung des preußifchen Großſtaats. Denn wie liefie fich bei 
ben jetzt zur Herrſchaft gelangten Borflellungen noch ein preußifcher Staat ohne eine 
allgemeine preufiifche Staͤnde⸗Verſammlung denken, deren Fortdauer man aber als un- 
vertraglich bezeichnet hat mit einer, mit fo großen Prärogativen ausgeftatieten Reichsver⸗ 
Eine ſolche Auftifung Breußen® in feine Provinzen wäre dann wieder ohne 
Yin Veichſtellung der übrigen deutſchen Staaten mit dieſen, mithin auch ber Staͤnde⸗Ver⸗ 
fammlungen jener mit den Probinzialſtaͤnden dieſer u. ſ. w. kaum denkbar. Früher hätte 
ſich fo ungeheure Veraͤnderungen nur als das Reſultat eines furchtbaren Inneren 
t us auswartigen Krieges zu denken vermocht. Sollte man fie jetzt, dem allen Weſen, 
| allen Staateweſen inwohnenden mächtigen Triebe der Gelbftechaltung zum Trotz, 
‚cine Gefehgehung willkürlich und planmäßig herbeiführen zu können glauben? Wir 
nicht, ob Peutſchland fich beſſer befinden wurde, wenn es Gott gefallen hätte, die 
ie nicht entflehen und zu biefer Macht und Größe anmachien zu laflen; 
daß die preußiſche Monarchie ihre Million erfüllt babe, und. nun zum 
zu exiſtiren wieder aufhören muͤſſe. Uber das willen wir, daß der 
Monarchie Friedrich des Großen im Wege der Geſetzgebung befeitigen 
one eutſchiedene Illuſion fein wurde. Dieſe Reichsverfafſung, auch angenon- 
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men und eingeführt, würde auf dem Papiere. fliehen bleiben, und flatt ihrer im 
eine andere noch unbekannte Berfaffung wirklich geübt werden. 

„Wir glauben, daß der von ven drei Regierungen aufgeftellte Entwurf « 
faffung, ven nur Leichtfertigkeit ober Bosheit als eine octroyirte Berfaffung zu 
vermocht Haben, als ein wefentlich verbefierter zu betrachten fei, daß bie verhäl 
wenig zahlreichen Abweichungen deſſelben von dein Frankfurter Entwurfe faſt 
zur Verhütung eines völligen Aufgehens der Einzelſtaaten in das Ganze ıme 
und durch den Begriff eines Bundesſtaates geboten find. Wir betrachten bie 
berfelben eben deshalb nicht etwa als eine Bedingung ver Erhaltung jener Stas 
aber als eine Bebingung der Möglichkeit, die Verfaffung ehrlich und aufrichtig 
führen. — Was dad Wahlgefek betrifft, fo glauben wir, daß der demſelben 3 
liegende Gedanke, unter Beibehaltung einer fat unbeichränften Wahlberechti 
die Gleichheit der Berechtigung, und zwar ohne einen die Klafie beſtimmend 
ber Einzelnen zu befeitigen, die hoͤchſte Beachtung und eine reiflihe Prüf 
Jedenfalls war ein Wahlgefeh zu befeitigen, deſſen Beftimmungen allein gemü 
die Annahme der unveränderten Frankfurter Verfaffung den der Ugitation gegen 
zu völliger Ohnmacht herabgefunfenen Negierungen unmoͤglich zu machen. 

„Wir Hegen zu den drei Regierungen dad DVertrauen, daß ihnen das , 
durch das endlich ertwachte Nationalgefühl der Deutfchen gebotenen Einigung | 
tigung Deutfchlands aufrichtig am Kerzen liege. Wir hegen dies Vertrauen in 
dere zu ber unfrigen, und ſind überzeugt, daß namentlich ver Dann, welch 
Leitende derſelben angefehen werden darf, fofort von dem politiichen Schaup 
welchem er jeßt eine, mie wir überzeugt find, fegensrolle Thätigkeit entwickelt 
würde, wenn er an der Erreichung jenes Zieles verzweifeln müßte. — RU 
bochverehrte Gollegen, mit Ihren politifchen Freunden dies Vertrauen theilen, w 
in Ihren Kräften fteht, dazu beitragen, daß den Vorfchlägen jener Negierumg 
fünftigen Berathung eine fo ruhige und leivenfchaftälofe Prüfung, ald nur im 
lich, zu Theil werte. Ob fie eine ſolche finden twerven, wird zunächſt von dem 
dus abhängen, nach weldyem vie Reichs⸗Verſammlung zu wählen fein wird, I 
ftandefommen durch nichts fo jehr, als durch Streitigkeiten über ven Wahlmodus 
werden koͤnnte. Sodann wirb es darauf anfommen, daß ſich diefe Verfamml 
etwa wieder eine, mit dem Begriffe ver Bereinbarung oder Verftändigung gı 
Widerſpruch ſtehende endgiltige Entſcheidung zufchreibe, daß bei einem fo zui 
fegten Ganzen, wie der Verfaſſungs⸗Entwurf ift, fein Theil ven anderen in die? 
verfege, entweder Alles annehmen oder Alles veriverfen zu müſſen, daß vie 
Einzelne beſonders geprüft und vereinbart werte. Diefer Weg ift länger und fü 
aber ver einzige, auf welchen das Allen am Herzen liegende Ziel zu erreichen 
ann jet um fo eher eingeichlagen werben, als bie Anarchie vorläufig befieg 
e8 zur Erhaltung der Ordnung nur darauf ankommen wird, die Negierung 
auf diefe abzweckenden, zum Theil vorübergehenden Maßregeln aufrichtig zu u 

„Hochgeehrtefte Collegen! Wir find meit entfernt davon, ben trefflichen 
welche fich in Gotha verfammeln werben, vie Abficht zuzutrauen, fih eine Mi 
legen, auf welche fie als eine Verſammlung patriotifcher Privatmänner Eeinen 
würden machen können: wir glauben nicht, daß fie auch nur die Bahn eu 
beabfichtigen, welche von den, der Nationale Berfammlung voraufgegangenen Verſa 
namentlich von dem Borparlamente und dem Bunfziger- Ausfchuffe verfolgt ı 
Aber je größer die Mäßigung fein wirt, die Sie und Ihre Freunde beobacht 
einen deſto enticheidenderen Einfluß werden Sie auf die Anjichten eines gı 
ehrenwerthen Theiles unferer Mitbürger, ja vielleicht des größten Theiles derſ 
üben. Möchten Sie nun der ſchwierigen Lage der Megierungen eingeben feir 


Sie ſich wicht Durch Naßregeln gegen viefelben. einnehmen lafien, welche, in 





— " Immeren' Friedens eine umerhörte Ausnahme, in einer fo bewegten Zeit bed Vieberganges, 
wwie die unfrige ifl, eine traurige Nothwendigkeit bilden, ober doch nur als eine richtige 
Anwendung der Marime betrachtet werben dürfen, daß man von zwei Uebeln das ge= 
zingfte mählen fol. Wir find überzeugt, daß Sie und Ihre politifchen Freunde weit 
entfernt davon find, fich mit Ihrem Werke zu identificiren, und in ver theilweiſen Ver⸗ 
wwerfung bes letzteren eine Ihren Berfonen wieberfahrene Kräntung zu erbliden. Aber 
wir bitten Sie, nach Kräften dahin zu wirken, daß auch felbft der Schein einer folchen 
Gereiztheit vermieden werde: wir bitten und beſchwoͤren Sie, eingebenf zu fein, daß ver 
Durd den Streit über die Reichsverfaſſung unter den aufrichtigen beutfchen Patrioten 
veranlaßte Gegenfaß ein ganz untergeoroneter ift, im Vergleich mit den Gegenſatze vieler 
zur Bartel der wahren Reaction auf der einen und der des Umſturzes auf ber anderen 
Seite, und dag Alles darauf ankommt, daß den gemeinfchaftlichen Feinden nicht in die 
Hände gearbeitet werde. 


| Die Polizei zu Paris nimmt eine bedeutende Summe badifher Staatsgelder in 

Beichlag, welche von der proviforifchen Regierung Badens dahin gefenbet wors 

\ den war.*) 

| Ioantgarden-@efecht der ruffifchen Haupt-Armee bei Somos. 

4 Gefecht bei Kekesz. Kine Abtheilung des ruffifchen fünften Armeecorps vertreibt 

&\ die Inſurgenten. 

Dr. Löwe aus Calbe, Präfident der bisherigen Stuttgarter Gefellfchaft, macht won 
Carlsruhe aus befannt: Das Zufammentreten der Mitglieder in diefer Stabt 
fey für jest unthunlich geworben, und behält ſich eine anderweite Einberufung vor. 

‚Gefecht bei Neudorf. Die vierte preußiiche Divifion vertreibt den Feind aus dem 

#4 Barricadirten Orte; bie Borhut der erften Divifion befegt Bruchfal nach uns 

84 erheblichem Widerſtande. 

1 Die Abtheilung des G. v. Peucker bei Eppingen. 

X Nannigfache Bewegungen von Freiſchaaren aus dem Murg⸗ und Nagold⸗Thale, 

2.4: ſowie überhaupt an ber badiſch⸗würtembergiſchen Grenze. Es handelte ſich um 
nichts Geringeres, als einen Zug nad) Stuttgart, und Nevolutionirung des 

- Bandes, und flanden diefe Bewegungen in unverfennbarem Zufammenhange mit 
dem Plane Struves. (S. 19. Juni) Die von der wöürtembergifchen Regies 
‚sung getroffenen militairifchen Maßregeln, und noch mehr ber traurige Verlauf 
bes Feldzuges in Baden, ließen das nicht übel erbachte Unternehmen von Haufe 
aus frheitern. 

&| Here Schlöffel macht einen vergeblihen Verſuch, die Bürgergarde von Carlsruhe 

jun entwaffnen. 

&] Gefecht bei Riedlingen, unweit Kandern. Der polnifche Oberfi Raquillier mar- 

Ki mit fechshundert badiſchen Bürgerwehrs Männern von Freiburg aus, um 

die badifchen Bauern im Wiefenthale zur freiwilligen Theilnahme am Kampfe 
zu zwingen, wirb aber aurädgewiefen. 












*) Epäter verfolgte das ©. H. Stadtamt zu Carlsruhe den Färber Havpel aus Mannheim, Mits 
glied des regierenden Landesausſchuſſes ſteckbrieſlich, weil derſelbe am 5. Juni mit 355,000 Gulden 
Staatögelver, angeblich um Gewehre angnfanfen nach Paris abgegangen, fobann aber verfchwuns 
von fey. Ob dies mit obiger Notiz zufammenhängt, oder lediglich auf einer Privat Spernlation 
des Happel beruht, muß dahin geftellt bleiben. 
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hrätffehrend, verfage eine Schaatebaitiſcher Wreiheiiskktaifet, Wi 
ber Gegend von Bipmwelnfurt aufgebrochen war, um das Groſheruch 


den zu reiten. . 
Der. nlnate Sun. Gimon and Krier vom dortigen Gene m 


tHeiligung am Dam Weubreigen des Gumplts fuibeiefiig werfeign ' " 


Die MRuſſen beſeten Kaſchau ohne Widetſtand zu fiden: 
Gefecht bei Durlach. Abtheilungen ver Diviſtonen Hanutcken umb * v 
| die Gegner aus einer günſtigen Stellung, und erſtärmen den fast 


Ort nach etwa zweiſtundigem Kampfe. 


Das Hauptquartier S. 8. 6. De Yenen von Yarafen ma) Gain 


wo Vie Truppen ohne Widetſtand einrüden. 


Das Peuckerſche Corps bei Bweiten. | 
Die „proviſoriſche Regierung von Baden“ trifft flüchtig in Offetug. 


wo die weitere Flucht nach dem Elſaß ober ber Schweiz Teiche auufuh 
während fie von RNaſtadt aus Schwierigleiten finden Tomte: Do cu: IM 
zu ben unveräußerlichen Menfchenrechten gehört, daß die Leürt af 


- genben-Menofatten ſich aus den Caſſen des won üpmen deglädien ut 


> Yen mofftenbigen Steifepefbe verfeben, täten and fie Yorker. it & 


einen fo kühnen als ſtarken Griff: 270,000 Gulben baut, 2,500,70 
in Staatepapieren. Wichtig iR, daß der Dirtator Gotg lehtere wicht 


.| . -@eimeindetatf in Cerang adfiefre, Da inteß Biefem wormarkgenjk 


Practicanten‘‘ nicht ımbefannt feyn fonnte, welche Millel die vet 
sierung fofort anwenden werde, um bie Verſilberung ber Papiere ichull 
maden, fo wollen wit feine Tugend nicht überfgäpen. Anders We 
ſich mit eimer freiwilligen: Herausgabe des Gepigen, devon hat Mk 
verlautet. *) 


25. | Brentano als Feldherr. An der Spitze von taufenb Fretſcharlern Pr 


25, 


1 bie ber Reaction verbädtige Stadt Lahr, und hält ſtrenges Gericht Mi 


fegung von Erecutiond-Truppen, Erhebung von Conttibutionen a. ſ. U 


Tumult zu Hausborf, (Braffehaft Glatz), welcher bie Anwendung von 


gewalt nöthig macht. 


28. |: Dee KRatfer von-Deflerreidh orbnet an, deß für die Zufmmft fiber ik 5 


dem Feinde erhaltener Wunden eined Armes oder eines Deines vertapk 
dene ober erblindele Offizier, wenn er Unter⸗Lirutenam Iſter ober DE 
den Ober⸗Lientenant⸗Chatalter und zur fyftemmäßigen Penſton noch Sup Y 
Perſonalzulage, die ürigen durch verlei Gebrechen Inbalid geworden 
und Stabs⸗Offiziere aber immer bei Verſetzung in den KRuheſtand we 
folgenden Grab und bie hiermit verbundene Penfion zu erhalten Hakı 


NM Auch im anderer Welfe wurde von den Brefheitsmännern Ruf geſtehlen. u 


ein von Brentano aueterffirter Unterhänbler vie Borrätge bes großherzoglichen Giienbi 


Ä fenthal um ein Bafoler Gunbingegene mit Wet a Bebiuguag, baß der Ge 


zahlbar ſei. Me nr 


die Mannfcheft, welche vor dem Feinde die bezeichneten Gebrechen erhält und 
realirwalid wird, beftimmen Se. Mafeftät nachfolgende Behandlung. Der fai- 
ferlide ımb Regiments-Cabet erhalten den Unter - Lieutenants- Charakter und 
200 31. C. M. an Penfion, der Seldwebel und äquiparirende Ehargen einen 
Patental⸗Gehalt von täglichen 20 Kr. 6. M., der Eorporal und die aͤquipari⸗ 
senden Ghargen ben Patental-Behalt bes Feldwebels, der Gefreite, Spiel» und 
Zimmermann den Patental-Gehalt des Corporals nach den verfchiederten Trup- 

pen⸗ Invalidengehalts⸗Ausmaßen. 

Das koniglich ſaächſiſche Staatsminiſterium erklaͤrt den Amtsbezirk Werdau in 
Kriegszuſtand. 

Beſchluß des meklenburgiſchen Landtages, daß der Vorſtand der Bürgerſchaft fortan 
nicht mehr Bürgermeiſter heißen ſolle, da er „in der angebrochenen neuen Zeit 
nicht mehr Herr, ſondern Diener der Gemeinde ſeyn werde.“ 

Beginn der Operationen der öfterreihiichen Haupt Armee in Ungarn, indem fie 
an biefem und dem folgenden Tage bei Preßburg auf das rechte Donau- 
Ufes übergeht. *) 

Geſecht bei D’Beröc. Feldzeugmeiſter Jellachich wirft Die Inſurgenten auf bas 
Iinfe Theis⸗Ufer zurüd, und zerflört ihre bei jenem Orte gefchlagene Brüde. 
Die zur Unterwerfung des Szekler⸗Landes entfendete Abtheilung des fünften ruffi- 

ſchen Corps (S. 23. Zuni) befegt Kezdy⸗Vazarhely. 

Die angebliche Reichsregentſchaft, dermalen in Freiburg bomicilirt, ernennt den 
Abgeorineten Advolat Würth aus Sigmaringen zum Reichs⸗Commiſſair mit 
unbeſchraͤnkter Vollmacht, um die waffenfähigen Männer ber hobenzolierfchen 
Sürftenthämer zu organifiren und mobil zu machen. — Unverfennbar eine 

freche Aufforderung zur Rebellion, um fo frecyer, da auf den fogenannten Reichs⸗ 
Commiſſar in feiner Heimat wegen Hocverrath gefahndet wird. (S. 26. Sep⸗ 
tember und G. November 1848.) 

+ Dr. Goul. Zumpt, Preofeffor an der berliner Univerfität. 

Das zweite preußifche Corps, unter Generalstieutenant Gr. v. d. Gröben iſt heran- 
gefommen, und fann für vereinigt mit dem erflen gelten. 

Das Corps des General⸗Lieutenant v. Peucker in Durlach, die Vorhut bei Ettlingen. 

Bufammenfunft vieler vormaligen Mitglieder der einftigen Majorität in ber deut- 
fihen National-Berfammlung, zu Gotha. Angeblicher Zwei: eine Vermittelung 
anzubahnen, der wirkliche ift vielleicht: ſich einen anflänbigen Pla bei ber bevorfte- 
henden Neugeflaltung der deutfchen Verhältntfie zu reſerviren. Jedenfalls erfcheint 
es nöthig, die Aktenftüde mitzutheilen, welche der Berfammlung vorgelegt murden. 

L Vorſchlag von H. v. Gagern, Dahlmann u. A. 
Yanig überzeugt wie wir find, daß die deutjche National-Verfammlung, als fie am 
38. März d. 3: die deutſche Reichs⸗Verfaſſung als endgiltig befchlofien verfünbigte, der⸗ 
jenigen Stellung gemäß gehanvelt hat, welche die Lage ver veutichen Dinge ihr aufbrang, 
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©) Damalige Eintheilung: Ifes Corps 5. M. L. Graf Schlick, Ates Eorpe J. M. 2. v. Cſorich 
Siee Corpe J. MN. 2. v. Melile, Reſerve⸗Korpo 5. M. 2. v. Wohlgemuth. Reſerve⸗Cavalerie⸗ 
Diekken A. 2. 9. Dechicc. Anfertem vie rutifge Diviiien Bauiniie. 
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und ver Bunbeötugs«Behhluß nom 30. März v. % ihr. einrauut ur ui 
Augen. vor den: Schwierigkeiten .nicht nerichliefen, welche vie allgemeine Da 
ber unveränderten Reichsverfaffung im Vaterlande gefunden hat. Dahingege 
Verfaffungs-Kufftellung, welche bie berliner Gonferenz bietet, . CÜR 
wet; auf welchem ſich der verlorene Einigungspunkt möglicherweife sole] 
Das Betreten dieſes Weges nicht zu verfchmähen, mahnt und das vom Tentıı 
ten Teinden ſchwer bedrohte und fehon vom Würgerkriege zerfleifchte Bale 
ſo dringend aber ber werthvolle Inhalt jenes Entwurfs, ben, wie enifihleben 
einzelne feiner Beſtimmungen verwerfen möge, dennoch ven Kern ber Reicht: 
. in fi trägt, und mit ihm dem deutfchen Volke Büter ber politifcden Einhe 


gerlichen Sreibelt bietet, in folcher Zahl und Fülle, wie fie daſſelbe, fo weit 


Geſchichte reicht, niemals bisher genofien hat. Um, was noch mißhellig 1 
hen, tft nun vor allen Dingen ein Neichötag noth, weicher mögliäft bald gui 
welcher alle Staaten des bisherigen deutſchen Bundes begreift, mit Ans 
Deutſch⸗Oeſterreichs, deſſen Regierung ben. deutſchen Bundesſtaat verneint ha 
ſowohl die unerläpliche Forderung feiner Einheit, ein Meichoberhaupt in 
des Beherrſchers des mächtigften reinbeutichen Staats, als die eben jo wid 
tung feiner Freiheit, ein Volkshaus für die Reichsgeſetzgebung, ablehnt; ehı 
enblich, welcher das Werk der Einigung rafch, noch im Laufe dieſes Jahrei 
. Der Erreidhung dieſes dreifachen Zweckes würbe von Anfang ber nichts hind 
als wenn von ber einen Seite auf dem Reichswahlgeſche, von ber anbere 
dem berliner Gntwurfe eines Wahlgeſetzes ſtarr beitanden würbe; burchaus 
“auf dem Reichétage felbft ein unbedingtes Feſthalten an Einzelheiten, die ı 
telbar mit dem Helle des Vaterlandes zufammenhängen, vermieben werben mül 
ſollte auf dieſem Meichstage abermals keine Einigung: erzielt werben, fo- | 
- für Die: beutiche Meichönerfaffung vom 28. März ein neues Zeugniß abgeleg 


die Vergeblichkeit der Bemühungen, etwas Anderes zu Stande zu bringen; 





fo gewiß würbe ein folder Ausgang den Genuß der Segnungen dieſer ® 
eine ungeiviffe Ferne rüden. | 

"Die Unterzeichneten verfprechen fich ein gebeihliches Refultat von folg 
nehmlich zunächft auf das Zuſtandekommen des Reichétags bezüglichen, au 
Mapregeln: 1) Die deutfchen Staaten erklären als grundſaͤtzlich —* 
faſſungs⸗ Beſtimmungen, welche in den beiden Aufſtellungen vom 28. Ra 
28. Mai woͤrtlich oder weſentlich übereinflimmen. . Dahin gehören namentl 
det National Verfammlung befchloffene und; in ben Entwurf vom 28. Mai 
mene Uebertragung ber Reichs - Oberhauptowurde an die Krone Preußen, vi 
hans und das Volkshaus. 2) Alle deutſchen Negierungen, indem fie dieſ 
abgeben, laden den König von Preußen ein, ven deutſchen Meichätag unver 
Frankfurt a. M. anszufchreiben. 3) Zum Staatenhaufe dieſes Reichstag 
Grund der Beitimmungen des Entwurfs vom 28. Mai gewählt. 4) Bas 
zum Volkshauſe betrifft, fo Eomumen die Unterzeichneten, gerade weil fie nei 
gen ven Meichötag und feinen zafchen Eintritt wollen, nicht auf das Reli 
zurüc, welcher nie drei Regierungen der berliner Gonferenz ihren Wiperf 
gemftellen. Unſere Ueberzeugung ift, daß kein Wahlgefek in der Welt dr 
der Wahlen nerbürgt, da biefer Hauptfächlich von der Stimmung des Wol 
Maße feine Vertrauens auf die Leitung ter vaterländifchen Angelegenheit 
Ehen deshalb find wir ver Meinung, daß, da einmal die wünſchenswern 
fehlt, am beſten nicht nur für das Zuftandefommen des Reichstags, font 
Frieden im Vaterlande geforgt wäre, wenn die verſchiedenen Wahlgeſege 
Staaten bie Grundlage für Die Beſchickung dieſes Reichstags bildeten. Me 
ren Geite. eeſcheinen Dip. Im. dem Mahlgeſeh⸗ m ba nn 
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weder fo brüdend, noch fo unausführbar, daß es vor dem Vaterlande zu rechtfertigen 

wäre, an ihrer Ablehnung den ganzen Reichstag fcheitern zu laſſen. Jedenfalls würde 

jeboch das für Preußen am 30. Mai d. I. erlafime Wahlgefeß, welches namentlich für 

Die Theilnahme an der dritten Abthellung gar Feine directe Steuer bedingt, zu berüdfich- 

tigen, tiberhaupt aber eine Erweiterung der den Einzelftaaten eingeräumten Befugnifle 

nah folgenden Andeutungen zu geftatten fein. 

Die Erfordernifie der Theilnahme an den Gemeindewahlen ($. 2) und der vreijäh- 
zigen Dauer des feften Wohnfiged im Wahlbezirke (6. 13) würden vielfach eine Be⸗ 
fehränfung des Stimmrechtd und der Ausübung deſſelben zur Folge haben, welche über 
den Zweck jener Beftimmungen, ald Kennzeichen der Selbſtſtaͤndigkeit und der Betheili- 
gung am Staatöwohle zu dimen, weit hinausgeht. Diele felbft fteuerzahlende Staats⸗ 

Börger find nicht active Gemeindebürger, und was nach $. 13 von Milttairperfonen gilt, 

findet in ähnlicher Weile auf Beamte, jo wie auf Männer Anwendung, welche einen 

wiſſenſchaftlichen oder künſtleriſchen Beruf ausüben, indem foldhe haufig nicht an den 

Orten wohnen, wo fie beimathberechtigt find und an den Gemeindewahlen theilncehmen 

Dürfen, zum Theil auch ihren Wohnſitz zu wechſeln öfter veranlaßt werden. Hier wären 
denmach Mopificationen zuzulafien, welche nach den Einrichtungen eines jeden Staats dem 

Zweck entfprechen. 

z Da ferner die Syſteme der directen Befteuerung in den verſchiedenen Staaten noch 
mehr von einander abweichen, als in den verjchienenen Bezirken Eines Staats, fo wäre die 
Befugniß, welche $. 15 den Megierungen giebt, die Verfchievenheit in der Befteuerung 
einzelner Gemeinden oder Bezirke auszugleichen, dahin auszubehnen, daß jedem Staate 
fberlafien bliebe, die Borfchrift des F. 15 über die Bildung der drei Abtheilungen nad 
Maßgabe feiner Steuergefeßgebung zu vollziehen, insbeſondere den Begriff einer directen 
Steuer auf directe Sffentliche Abgaben zu Staats⸗ und Gemeindezwecken auszunehnen. 
Sache des Vollzug wird es auch fein, zu forgen, daß nicht einzelne Beſitzer von grö« 

- form Grundflädhen over Gewerbs⸗Anlagen für ſich allein vie erfte oder Die beiden erften 

Abtheilungen eines Bezirks bilden, wenn biefes etwa aus dem Verhältniffe ihrer Antheile 
m dem Gefammt=-Steuerbetrage ſich ergeben ſollte. Endlich wird das Verhaͤltniß ver 
Zahl der Wahlmänner zu der Seelenzahl feflzuftellen fein, wenn nicht durch zu große 
Veſchraͤnkung oder Ausvehnung der erfteren die Vortheile wieder verloren werben follen, 
weldhe man von der Anwendung des invirerten Wahlverfahrens erwartet. Ie ein Wahl- 
mann auf 500 Seelen erjcheint ald ein angemeflenes Verhaͤlmiß. 5) In beiden Häufern 
wird den Berathungen über die Reichs⸗Verfaſſung der Entwurf vom 28. Mat zu Grunde 
gelegt, und nach einfacher Stimmenmehrheit bei jeder Abftimmung entichieven. 6) Die 
in der Verfaffung vom 28. März und in dem Enttvurfe vom 28. Mai gleichlautend ge⸗ 

. feften Paragraphen werben ohne Abftimmung als enbgiltig angenommen, und aud 
"ame bei theilweifer Mebereinftimmung wird, fo weit thunlich, allein vie Abweichung zur 

Abſtimmung gebracht. 7) Bon dem Meichötage ift zu erwarten, daß beide Gäufer, fo- 

- wohl was ihre Geſchaͤftsordnung, als mas ihr Verhältniß zu einander, und die Theil 
nahme von Gommiffaren des Bundesvorſtandes an den Verhandlungen betrifft, ohne 
Zeitverluſt folche Beflimmungen annehmen werben, welche die fchleunigfte Erledigung 
des Verfaſſungswerks zu fichern geeignet find. 

1. Borfhlag von v. Beckerath, Meviſſen u. N. 

Die fchweren Beprängnifie des Vaterlandes, die Gefahren eined Zuflandes, welcher 
Leine Bürgfchaft des Friedens im Innern, der Stärke nach außen bietet, haben es den 
Unterzeichneten, obgleich feit ihrem Austritt aus der deutſchen National Verfammlung 
rechtlich nicht mehr Vertreter ded Volkes, zum Bebürfniß gemacht, in gemeinfamer Be⸗ 
ſprechung ihr Urtheil über die gegenwärtige Lage der Dinge feftzuftellen, und ſich über 
den Weg zu verſtaͤndigen, auf welchem jeder Einzelne von ihnen in Erfüllung feiner 
finsttbärgerlichen Pflichten Dazu mitwirten Sann, baß ein Der Nation Einheit und Frei⸗ 
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H- Anni Me 
Reit, geiohipanper Behtäynfanp Hergehelt-menbe Cie glauben, us digen 6 
Iguiß abgelegt zu bahn, ala fie am 28. März d. J zu dem Reſchluſſe da 
Perſammhing wlitwisftm, durch welchen hie Reichs. Verfaſſung, u 
auf nie jeber anderes Säfung enigegenfichennen Hinderniſſe, endgiltig befchleh 


— * a. 


I. sörste tele hamala haben fie dad MWennftfein, bafı dia Nationale 





biefen Veſchiuß faßte, Ihrem Berufe gemäß gehaubelt hat, ie wenn oh 
Biveffel Darüber gbgemaltet hätte, ob vie Natur der. deutſchen Verhaͤllpiffe um 
ſahrung vergangener Ighrhunderte hie Natloual⸗Perſammnjung herechtigten, d 
den und dem Volke verliehene Gitelung in jenen Sim aufn 
3* ein folder Iweifel —— vor ber Crighrung der neuflen Hu 
rigkeit einer RPereinbarung ber Ürglerungen unter fi, bie Bählgtes I 


. Shatfagge Taßt ſich nit leuanen, daß fie da Exaft biefer Berrhtigung gro 
fofiuugäiert auf eine Vorausſetzung — hat, die nicht in Exfullung gu 
Der zegierenye deutſche Fuͤrſt, welchem nach SE. 68 und GO der Weichs Vu 
Warde des. Reichs Mberhauptg erblich übertragen werden fol, darf nah | 
Structur des Verfaſſungsbaues kein anderer fein als der Megent des wach 
deutſchen Eigats; feine Annahme auf Mund ber Derfaflung war bie erfle ı 
Bedingung ihres Werwirklichung. 
Der Allchnung ea Koͤnige von Beruken trat der Worerſoruch Belek, 
und Gennayerl gegen bie Meichs-Perfafſung zur Geite. Abgeſchen von Dee 
ches in ſeiner, jeder bundesſtaatlichen Verfaffung widerſtrebenden Haltung. & 
Mrimn ſich die Regierungen non 35 Millionen Deutſchen gegen die Annahn 
faſſuns, und dieſer Miderſtand SäBt ihre Durchführung zur Zeit als eine wei 
mögligfet ericheinen. Die hierdurch herbeigeführte Rage beſounen zu amd 
durch Feſihalten an einem unmäglicen Mittel den Beet ſelbſt unmäglnh 4 
ins Dienfie des Vaterlandes auch andere Wege zu gehm als Die eignen, wen 
Ircune gegen dad Biel bewahrt werben kann, das if vie Pflicht des Patrigten 
Selpfinerkuguung Haben auch Diejenigen fie zu erfüllen, deren bingebenbek | 
Bas Zußendekomman ber ReichsVerfafſung eines beileren Erfolgs weh 9 
Die Megierungen, welche die Meichd-Merfaffung anzunehmen twweigern, | 
große Bilicht gegen die Nation zu erfüllen, fie haben der ven ihnen verwen 
heitoform eine den gerechten Forderungen des Bold Rechnung tragende Werk 
überzuftelten, fie haben dem erfien Meichätag, was fie gegenüber: ver Ratignel 
Iung zum unberechenbaren Schaden Deutfchlaubs unterließen, einen für fie fe 
den Verfaffungsentwurf vorzulegen. Preußen, Saunover una Sachſen ha 
BPflicht zu genügen gefucht, indem fie fich zu einem Entwurf uereinigten, ber 
laßlichen Grundlagen des veutichen Bunbedftants, ein erbliches Mei 
Perfon des Beherrſchers des mächtigften rein deutſchen Staats, und bie Mi 
eines Wolfähaufeh bei ber Gefeggehung anerkennt. Durch biefe Vorlag⸗e iR ı 
bar ein Weg eröffnet, auf welchem Der verlarene Einigung&punft wichergeivau 
Tann. Das Betreten dieſes Wegs nicht zu verſchmaͤhen, mahnt mus das u 
und Außeren Feinden ſchwer bedrohte und ſchon vom Bürgerkriege zeufleifchte 
even fo dringend ld der werthvolle Inhalt jenes Cutwurfs, der, wig entſch 
auch ginzehne feiner Beſtimmungen verwerfen möge, dennoch den Kern der N 
Me ia fi) trägt, und mit ihm Dem deutſchen Volke Güter der. politiſchen gi 
bürgerlichen Freiheit bietet, in ſolcher Zahl und Fülle, wie fie daſſelbe, fa 
ganze Geſchichte reicht, niemald biöher genofien hat. Go darf alg eine amedl 
ing bed deutſchen Volkes eben, daß die Vegierungen ber amberen 
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Berufung eines Reichetaghe zur definitiven Vereinbarung ver Reichs⸗Verfaſſung moͤg⸗ 
lich machen. Was den dabei in Anwendung zu bringenden Wahlmodus betrifft, fo 
wird von der Anmendung des Reichs-Wahlgeſetzes auch in denjenigen Staaten, in 
welchen ed als rechtskräftig verkuͤndigt wurde, abzufehen fein, da das Weich, in melden 
es zur Geltung Hätte fommen können, erfl durch vie Verfaſſung begründet worden waͤre, 
biefe ſelbſt aber zur Zeit nicht ind Leben getreten if. Die drei Regierungen haben nun 
ein von jenem weſentlich abweichendes Wahlgejeg aufgeftellt. Angeſichts ver Lage des 
Baterlandes läßt fich die Nothwendigkeit nicht verfennen, daß die bürgerliche und flaat= 
liche Freiheit vor ven Gefahren bewahrt werbe, welche erfahrungsmäßig die Folge einer 
ſchrankenloſen Ausdehnung der politifchen Mechte find, wie denn auch die große Mehr» 
zahl des Unterzeichneten fchon bei der Abſtimmung über das Reichswahlgeſetz fich für 
vie Beichränfung des allgemeinen Stimmrechts ausgefprochen hat. Ob der von ben 
drei Megierungen vereinbarte Wahlmodus den Anforkerungen geläuterter Grundſaͤtze voͤl⸗ 
fig entipricht, foll Hier nicht erörtert, jepoch darf die Ueberzeugung audgefbrochen wer⸗ 
den, daß im Volke die Erkenntniß der Begingungen feiner Einheit und Breihelt zu einer 
Klarheit gebiehen tft, welche ihr auch durch eine nach jenen Formen gewählte Vertretung 
den richtigen Ausdruck verbürgt. Wenn aber von den beitretenden Regierungen im In⸗ 
terefie der Einigung die Annahme des von der berliner Gonferenz vorgelegten Wahl« 
gefehes im Allgemeinen zu erwarten ift, fo darf doch ihrerſeits das billige Zugeftänd- 
nip in Anfpruch genommen werben, daß, wie die Denkſchrift in Ausficht ftellt, ed ihnen 
überlaifen bleibe, bei der Ausführung dieſes Geſetzes, ohne defien Princlp zu alteriren, 
diejenigen Modificationen und Ergänzungen eintreten zu lafſen, welche durch vie abwei⸗ 
chenden Berbältniife in ihren vefpectiven Staaten geboten find. 

Wir jaflen unjer Urtheil über die gegenwärtige Lage der beutfchen Verfaſſungs⸗ 
Angelegenheit und den jeßt noch offenen Weg zu dem Ziele, von welchem die Nation 
nicht Tafjen kann und wird, in nachfolgenden Säten zufammen, nach welchen wir unfer 
ferneres politifches Wirken bemeſſen werden: Der von den Regierungen ber Königreiche 
Breußen, Hannover und Sachfen unter fich vereinbarte und der Oeffentlichleit Abergebene 
Entwurf einer Reichs⸗Verfafſung iſt als eine der Nation ertheilte, für Die genannten 
Begierungen bindende, unverbrüchliche Zufage zu betrachten, und den Verhandlungen des 
erfien Neichötages über die Reichd-Verfafjung zum Grunde zu legen. Daß die anderen 
deutfchen Regierungen, mit Ausnahme des den Bundesſtaat verneinenden Defterreich, 
ihren gleichfalls bindenden Anfchluß an die Berfaffungd- Vorlage der berliner Gonferenz 
baldigſt ausfprechen, erfcheint ald das unabweiſsbare Gebot des Augenblicks, damit ein 
Reichstag möglichft fchleunig einberufen, und durch Herflellung eines geordneten Rechts⸗ 
zuſtandes die Gefahr, die dem Geſammtvaterlande droht, abgewendet werde. Bon dem 
zu berufenden erfien Reichötage darf erwartet werben, daß er die in der Verfaſſung vom 
28. März um dem Entwurfe vom 28. Mai gleichlautend gefaßten Paragraphen ohne 
Abſtimmung ald endgiltig anerferme und, auch bei nur theilmeljer Uebereinſtimmung, 
fo weit thunlich, allein die Abweichung zur Abſtimmung bringe. Don den Vertre⸗ 
tungen der Cinzelfiaaten und von allen die Einheit wahrhaft wollenden Parteien tm 
Volke darf erwartet werben, daß fie ohne Rüdficht auf unbefriedigte Partei-Intereffen 
nur die Rettung und Erhebung des Vaterlandes ind Auge faflen, und mit Selbſtver⸗ 
leugnung in thätiger Mitwirfung den einzigen noch offenen Weg zu diefem großen Ziele 
betreten. Nimmt das Volk die dargebotene Sand an, fo find die deutfchen Megierungen 
der Nation dafür verantwortlich, daß viefer letzte Cinigungs⸗Verſuch nicht abermald an 
ihrem Widerſtande fcheitere. 


Gleichzeitig mit den vormaligen Frankfurter Abgeordneten treffen zu Gotha Des 
putirte vieler demokratifchen Bereine Thüringens ein, und fehließen einen Bund, 


soit der Bolle-Gonvergingtät ald oberſten Grundſaß. 
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meyr nu PIPREUFRN bie oberſit Leitung ber Nögierungegefifäe ı 

ge Unferet Eenttalſtelen zu überttagen. Trotz Unſetes ſeynilihſten 

hir jeboch üoch auf mehrere Tage verhindert fein, in Uaſete 

urüchutehren. Wir beauftragen darum Unſer Staats. Miniperium, fig 

‚ih dahin zu begeben, und daſelbſt bis zu Unferer Zuruckkunft die Leitung 

wdierangsgeſchaͤfte nach ber von Uns empfangenen Vollmacht za Kernel 

ut Ei Hatıfe der Rufabter Garniſon, vorzugsweiſe aus Artilletiflen Weiteh 

worhet zwei Gefangene. 
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Graf Börge Wriedberg, vormals hreußifcher Lieumant und letlich eine 3 
linken Geite der. zweiten Kammer, wird von ber revolutionären babif 
giermig zum Commandanten von Freiburg mit dictatoriſcher Gewalt & 
of. Friedrich Hecler (ſ. 17. Mat) ſchifft fich zu New⸗HYork nach Europa ein, 
die angeblich ans 450 kampfluſtigen Deutſchen beſtehende „amerilaniſche 
| 7 15. — wicllic gefolgt, oder was aus ihr geworden iſt, wiſſen 


Pe vs L. ſachfiſhen Keriegsminiſters: „Se. Mafeſtät der nl 
auf Autrag des Kriegs⸗Niniſterinms geruht, in Anerkennung der hohen 
IL ” feit, welde von allen Trappentheilen, ſowohl in bem Gefechte bei N 
| ‚Schleswig, als. auch während bes blutigen Kampfes gegen den Auffkanbi 
-t.,: den an ben Tag gelegt worden if, fo wie der Umſicht und bes auf 
| “Dienſteifers anderer, nicht unmittelbar an den Gefechten beiheitigt 4 
pr’ Hffügtere, durch Verleihung der Decorationen bes Militair St. Heinriq 
unb des Ordens für Verdienſt und Treue diejenigen Königlich preußh 
Koͤnglich ſaͤchſiſchen Offigiere, Unteroffiziere und Soldaten auszuzeichne 
:. 4. Durch außergewöhnliche Leiſtungen und glänzendes Beiſpiel ſich deſſe 
I pewiefen, nächfivem aber auch die Offiziere, Unteroffiziere und Soldat 
PH vamhaſt zu machen; welche ihrer Pflicht unter ber vorzüglichen Leit 
Geuerale und Führer mit befonderem Eifer genügt haben. Das Krie 
ſterium bringt in den nachſtehenden Berzeichniffen alle diejenigen zur 
nen: Kennmiß, welchen Decorationen verlichen, und welche zur öffentli 
erlennung ihres tapferen Verhaltens bezeichnet worden find. Außerd 
noch das Kriegs⸗Miniſterium mit befonderer Freude den Auftrag, alte 
bezeichneten Kämpfen beipeiligten Königlich preußiſchen und Königlich ' 
Teuppen-Abtheilungen bie dankbare Anerkennung Gr. Majekät des Koͤ 
dafür anszufprechen, daß ſte nad den glängend beenbigten Gefechten 
bauernden Mühen eines anfirengenden Dienfles mit frobem Muthe 
dabet firenge Mannszucht gehaften, und überhaupt durch ihr mufterhe 
nehmen aufs neue gezeigt Haben, daß fie fi würdig an bie Veteranen 
fien, deren Tapferkeit und Disciplin den alten Ruhm ihrer Fahnen beg 
Die Stürme ber Zeit werben nicht vermögen, das Glück unferes Ba 
= m zerftören, beim es finbet ehte fefte Stüge au ber tapferen und trrue 
bem Stotze des Könige.” | 
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Schtaß der Gothaer Berſammlung, wobei folgendes Sri eek, 

Die ſchweren Beprängniffe des Baterlandes, die Gefahren eines Zuſtandes, welcher 
keine Burgſchaft des Friebdens im Innern, ber Stärke nach außen bietet, Haben es ven 
Unterzeichneten zum Beduͤrfniß gemacht, ihr Urtheil über die gegentwärtige Lage ber Dinge 
gemeinfam feftzuftellen, und fich über ven Weg zu verftänvigen, auf welchem jeber Einzelne 
von ihnen in Erfüllung feiner Pflichten gegen das Vaterland dazu mitwirken Tann, daß 
ein der Nation Einheit und Freiheit gewährender Rechtszuſtand bergeftellt werde. 

Das Ergebniß der varüber in Gotha am 26., 27. und 28. Juni d. I. gehaltenen 
Beſprechungen faffen fie in nachftehenden Sägen zufammen: 

I. Innig überzeugt, daß die deutſche National-Verfammfung, als fie am 28. März 
d. I. die deutſche Reichsverfaſſung verfünbigte, derjenigen Stellung gemäß gehandelt 
bat, welche die Lage ver deutſchen Dinge ihr anwies, dürfen bie Uinterzeichneten doch bie 
Augen vor der Thatfache nicht verfchließen, daß die Durchführung der Meichöverfaflung 

ohne Abänderung zur Unmöglichkeit geworden iſt. Hingegen ift in ver Verfaſſungs⸗Auf⸗ 
ſtellung, welche vie berliner Conferenz bietet, neuerdings ein Weg eröffnet, auf welchem 
fich ber verlorene Einigungspumft moͤglicherweiſe wieverfinden läßt. Das Betreten dieſes 
Weges nicht zu verfchmähen, mahnt uns das von inneren und äußeren Feinden ſchwer 
bedrohte und vom Bürgerkriege zerfleifchte Vaterland, eben fo dringend aber ver Inhalt 
jenes Entwurfs, der, mie entſchieden man auch einzelne feiner Beſtimmungen verwerfen 
möge, dennoch die unerläßlichen Grundlagen des beutfchen Bunvesftaates, namentlich ein 
erbliches MeichBoberhaupt in ber Perfon des Regenten des mächtigften rein beutichen 
Staates, ein Staatenhaus und ein Volkshaus — und fomit den Kern der Reichsver⸗ 
faflung in fih aufgenommen bat. 

I. Den Unterzeichneten ftehen die Zwecke, welche durch die Neichverfaffung vom 
28. März erreicht werben follten, höher als das flarre Feſthalten an der Form, unter 
der man diefes Ziel anftrebte. Sie betrachten die von ben brei Königreichen dargebotene 
Berfaffung als. eine ver Nation ertheilte unverbrüchliche Zufage, und erfennen an, daß 
der vom denſelben eingefchlagene Weg zu dem vorgeftedtten Ziele führen kann, unter der 
Borausfegung: 

daß alle deutſche Regierungen, welche zur Berufung eines Reichſtags auf obiger 
Grundlage mitwirken, dem Reichstage in einer, jede einzelne Megierung bindenden 
Form als Einheit gegenübertreten, und 

daß bie dem Reichstage vorbehaltene Mevifion fi nur auf foldhe Berfafiungs- 
Veſtimmungen erſtreckt, welche in ver Reichsverfaſſung vom 28. März und dem Ent⸗ 
wurfe vom 28. Mai nicht wörtlich oder weſentlich übereinftimmen. 

II. Grfcheint es daher als politiſch nothwendig, daß bie anderen deutſchen Staaten, 
— abgefehen von dem den beutfchen Bundesftaat verneinenden Oeſterreich, — fi an 
jene Berfaffungsvorlage in bindender Weile balvigft anfchliegen, und vie fchleunige Be⸗ 
rufung eines Neichätages möglichft befoͤrdern, fo erwächft auch für die Einzelnen bie 
Berpflichtung, in Ihren Kreifen und nach ihren Kräften zur Vollendung des großen va⸗ 
terlandiſchen Werkes beizutragen. 

IV. In dieſem Sinne wird es von den Unterzeichneten als die hauptſachlichſte 
Aufgabe betrachtet, für dad Zuſtandekommen eines Reichstages, alſo auch für die Bes 
theiligung bei den Wahlen zu wirken. Was bie Wahlen zum Volkshauſe betrifft, fo 
find dem in Frankfurt beſchloſſenen, die unmittelbare Durchführung der Reichsverfafſung 
vorauöfegenden Wahlgefege nicht zu beſeitigende Hinderniſſe entgegengetreten, und daher 
erfordert es das Wohl des Vaterlandes, daß für die Wahlen eine andere gefehliche Norm 
maßgebend werde. In dieſer Nüdjicht erkennen die Unterzeichneten es ald das Angemei= 
fenfle an, wenn im jedem einzelnen Staate auf landesverfaſſungsmaͤßigen Wege dad Wahl- 
geſetz für den nächften Reichstag feftgeftellt wird. Wenn dies aber unter ven obwaltenden 
Umfländen nicht erreichbar fein follte, fo würde es doch (wie bie ſchon in ber Berliner 





Dentſchriſt in Musficht geſtelt HR) den Cimzelſtaaten überlafien bleiben malfen, 
des mit dem Verfafjungs- Entwurf vorgelegten Wahlgeſetzes die durch 
weichenden Verhältnifie gebotenen Modificationen anzuordnen, und jebenfalls gl 
Unterzeichneten, es nicht verantworten zu fönnen, wenn fie durch ihre Hal 
beitragen follten, das Zuſtandekommen bed ganzen Werkes an den DBebenken 
Bahlgefeh ſcheitern zu laſſen. 
Demnach halten bie Unterzeicineten, in Erwägung ber fihtver ‚bebrohten 
Baterlandes, deſſen gemeinfame politiiche Exiftenz ohne das Betreten dieſes We 
wärtig aufs hoͤchſte gefährbet iſt, fich für verpflichtet, unter den angeführten 


nn fo viel an Ihnen if, auf den Anfchlug der noch nicht beigetretenen € 
den von der berliner Gonferenz vorgelegten Entwurf hinzuwirken, und 
2) an ven Wahlen zum nächften Reichstage ſich zu bethelligen. 

28. | Die badifche Landes» Berfammlung (zu Freiburg i. Br.) beichließt auf 
Antrag,. baß jede Unterhandlung mit dem Feinde ale Landesverraih | 
Papiergeld geſchaffen, das bewegliche Staatseigenthum veräußert wer 

8. | Erlaß bes badiſchen revolutionairen Miniſters des Innern, Florian Moͤ 
ber Revolution Rechts⸗Practicant) an die Civil⸗Commiſſarien: „Ste fl 
wiefen, unverzüglich bei allen hertfchaftlichen Beſitzungen, fo wie bei d 
desherren und Grundherren, unverzüglich alle Früchte, Vieh, Pferde, 
raͤthe, Weine, fo wie Alles, was zur Verpflegung einer Armee gehoͤ 
Schein, auf dem der Werth bemerkt if, in Empfang zu nehmen, unb 
genflände unverzüglich Hierher zu birigiren. Es if. biefe Maßregel all 

an ein und bemfelben Tage in Ausführung zu bringen, und ba, wo 
für Sie nicht hinreicht, Haben Sie zuverläffige, unerfchrodene Männe! 
Durchführung biefer Maßregel zu beauftragen. Es ift an jedem Orte 
tokoll über die Handlung felbft zu führen. Alle Behörden find angewi 
bei eigener Berantwortlichfeit unbedingt zu unterflügen. An den O 
die Grundherren abweſend find, ift Fürforge zu treffen, daß in folcher 
baare Geld nicht aus dem Lande gehe. Es find deshalb die Bücher 
Rentaͤmtern abzufchließen, das baare Gelb hierher nah Freiburg zı 
wahrung einzufenden, und bie Rentämter anzumwelfen, alles eingebe 
gleichfalls Hieher abzuliefern. Diefe Maßregel bleibt fo lange in Kraf 
Abweſenden ſich fielen und Sicherheit ſtellen, daß fie im Lande ble— 
Das erfte und bebeutendfte Schlachtopfer dieſer Maßregel wurbe ber 
Fürftenberg, deſſen Eigenthum nicht blos von den Commiffarien, fon 
von dem hohen Hauptquartier der Rebellen gründlich geplündert wart 

38. | Raiferlih äfterreichifches Patent: 1) Es ift unfer ernſter Wille, daß 
reichifche National-Bank zur Dedung der Staats» Erforberniffe mit « 
teren Bermehrung ihrer im Umlaufe befindlichen Noten nicht in ‚Anl 
nommen werde. 2) Zu biefem Zwede befehlen Wir, dag bei ber mu 
erwartenden günftigen Aenderung der Verhältnifie ohne Aufſchub zur: 
eines freiwilligen Darlehens umter den für den Staat und die Steuer 
moͤglichſt vortheilhaften Bedingungen gefchritten werde. Wir wollen, I 

Anlehen auf ping Axt eröffnet werbe, durch welche es allen Geigef 
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‚ sbgebebuten Maße möglich zu machen if, an bemfelben theilzunehmen, und 

bas Ihrige zur Heilung der Wunden beizutragen, welche bie Ereignifle der 
Geſammtheit gefhlagen haben’), Indem Wir bisher vermieden haben, unge⸗ 
achtet der gefteigerten Bebürfniffe des Staates die Bewohner des Reiches mit 
neuen oder erhöhten Abgaben zu belaften, zählen Wir mit um fo größerer Zus 
verfiht darauf, daß diejenigen, die hierzu die Mittel befigen, diefe Gelegenheit 
nicht ungenugt laſſen werden, um Uns in Unferen Bemühungen zur bauerhaf- 
ten Begründung ber Ordnung im Reiche und zur Befefligung des Staats⸗Cre⸗ 
bits nach Kräften zu unterflügen. 3) Für bie Dedung ber Stantsbebürfnifie 
in der Zwifchenzeit ift in Gemäßheit des von Uns am 8. Januar d. 3. fanc- 
tionirten Reichſstags⸗Beſchluſſes vom 3. Januar d. 3. durch weitere Hinausgabe 
von dreiprocentigen Caſſen⸗Anweiſungen zu forgen, welche nicht blos bei allen 
Zahlungen an öffentliche Caſſen flatt Baarem verwendet werden koͤnnen, fon- 
dern auch in Folge des erwähnten Geſetzes von Jedermann bei Zahlungen mit 
dem Betrage ihred Nennwerthed und der bis zu dem Tage der Zahlung ver- 
fallenen, auf der Rüdfeite der Anweifung ausgebrüdten Zinfen anzunehmen find. 
Die Geſammiſumme diefer Saffen- Anweifungen hat ben Betrag, welcher zur 
Einlöfung ber zufolge des Circulars vom 10. Februar 1849 hinausgegebenen 
Caſſen⸗Anweiſungen erforderlich ift, nicht um mehr als fünfundzwanzig Millios 
nen zu überfteigen. A) Wir befehlen ferner, daß nicht nur bie Beträge, welche 
durch dieſe Maßregeln einfliegen werden, fo weit folhe nicht für ben laufen 
ben Bedarf erforderlich find, der Nationalbank zur Verminderung der von der⸗ 
felben dem Stante geleiteten Vorſchüſſe zugewendet werden, fondern daß auch 
Diejenigen Gelder, welche ber Staatsſchatz durch die glänzenden Siege Unferer 
Truppen in Stalien zu erlangen in der Lage fein wird, biefelbe Widmung er- 
halten. 5) Wegen baldiger Aufhebung bes Verbotes der Ausfuhr öfterreichifcher 
Münzen in das Ausland haben Wir Unferen Minifterium bie erforderlühen 
Aufträge ertheilt. 

Treffen bei Raab. Die Verfchanzungen der Infurgenten werben erflürmt und 
diefe bis Acs getrieben. Gleichzeitige fiegreiche Gefechte des weiter rechts operi⸗ 
renden dritten Armeecorps bei Efanad, Szemere und Ihaszi. 

Die angebliche Reicheregentfhaft und der am flärfften compromittirte Theil der 
fluttgarter Geſellſchaft, ſowie einige vevolutionaire Proconfuln fiedeln nach ber 
Schweiz über. In Bafel trafen u. A. ein: Raveaur, Vogt, Simon, Schüler, 
Erbe und „Vater Itzſtein,“ den alfo feine langgewohnte Vorſicht doch einmal 
verlaflen haben muß. Auch der edle Polenheld Mieroslawski traf nach Been⸗ 
bigung feines dritten Nevolutionds Feldzuges, zwar ohne Lorbeeren aber nicht 
ohne folide Errungenfchaften, um biefe Zeit auf dem Gebiet ber Eidgenoffen- 
faft ein. Kurz vor feiner Flucht hatte er noch einen Tagesbefehl erlaffen, 
der mit den Worten fließt: ‚‚Die Mübfeligfeiten und Beſchwerden eines ſchnel⸗ 











®) Aus dem Bortrage des Minifteriums ergiebt fich, daß dieſe freiwillige Anleihe auf fechzig 
Millionen Gulden berechnet if. 
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bet henter das unikberkofiläfiche Bolkwerf ber Ming und der Weruig-3 


WVottz Waffenbruder, Können wir mit unferer zahlreichen Mucht FIR we 
weſthloſſen, von einer furätbaren Artillerie gebelt,- Tuls an Frauftrich 


an Wättteribeng gelehnt, himer uns unſere eigenen Staber, ben Teikb:& 


Er witb an unſern Kugeln uib Bajonetten serfcheltsen. Bräter! Dir 
unferes dagers bezeichnet die Scheibe-Einie zioiſchen ben Verrathera ii 


29. 


theidigern Deatfchlands.” Kehterer Gap iſt unbeſtreilbar, im Uebrigen ſi 
die dFeinde nicht zerſchellt, und Herr v. Mira dat ſie meht ein 
gewartet. 


| König preußiſche Verordaunß über die Berhätung eines, Die gefeblichr 


und Drbeung geſahrdenden Mißbranches bee Verfammlunge⸗ und Bexrini 
VNetqtes. 
Deo i beireifinb bie vorbereitenben reg zur Kufdebung der bie 
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Gefechte in der Murg, namentfih bei Steinmauern, Detigheim, Rauenthe! 


bertveyer und Biſchweyer. Or leben Men Von ya eh ah 
preußffüpen Korps aller Otten auf das linke Flußufer zurädgemörfen. 


| Gefeift bel Gernebud. Die Horeifung ves Gen. Liem. v. Peer eroh 


fen barricadirten und lebhaft verihelbigten Ort. 


Plundernag des Sqlofſes Eberſtein (einer Privatheſizung bes Großien 


Buben) durch Freiſchaaren umer ber fo umflhtigen als thätigen Lein 
Frau Oberſt Blender. — Zwei bier errungenfchaftete Kiften mit Aucl 
nahm fpäter die Juſtiz bes Cantvn Bern bei dem Herrn Oberſt fr Wi 


Brenano's politiſches Ende. Die badiſche Landes-BVerſammlung erläße Ye 


"As das badbiſche Volk ſich erhob, um ein unertraͤgliches Joch zu zerbet 
trat es In den Kampf mit den ſaͤmmtlichen Tyrannen Deutfchlands, u 
Freund des Baterlandes faßte den Vorſatz, auf feinem Poften auszuha 
zum Ende. In der oͤffentlichen Sitzung der conflituirenden Landes 
Yung vom geflrigen wurbe demgemaͤß auch beſchloſſen: „Der Krieg & 

Feinde der bentfchen Einheit und Freiheit wird mit allen zu Gebete | 
Mitteln fortgefegt, und‘ jeder Verfu einer Unterhandlung mit dem Fe 
Verrath am Vaterlande Betrachtet und beſtraft.“ Gegen die zweite SA 


|  Sages'erhob der Dictator Brentano Einſprache, indem er behauptete, 


barin ein Mißtrauen⸗Botum gegen ihn, ungeachtet ihm bad Gegentheil c 
lich vom ber Verſammlung etklaͤrt worben war. Als jene Stelle des 1 
ſes dennoch angenommen wurde, Yegte er zuerſt ſeine Stekke als ER, 
Regierung, kurz darauf auch diejenige eines Mitzlicbes ber eonſtitutten 


1 ſammlumng, vermittelſt zweler an ben Praͤſidenten berſelben gerichteten € 


mieber, umd verließ Im Dunkel ber Nacht mit den Mitgliebern ver Lim 
fammlung, Ziegler von Carlsruhe und Tibauth von Ettlingen, den 


| Reglerang und ber Landes⸗Verſammlung, ohne vorher bie geſeblich 


Rechenſchaft von feiner: Autsfuhrung abgelegt zu habrn, und Hr I 


29—H. Juni. FB-30. # 
| Aber den Ort zurückzulaſſen, wohin er ſich zu begeben gebenfe. Die konftitui⸗ 
rende Landes⸗Verſammlung muß biefe Flacht ves Bürgers Brentanv die einen 
feigen Verrath am VBaterlande betrachten, unb fann in dem Vorgeben beſſelben, 
er ziehe ſich zurück, weil er ein Mißtrauens⸗Votum erhalten habe, nur bei 
Berſuch erkennen, fein Verbrechen zu beſchoͤnigen. Sie fegte daher fofort eine 
Unterſuchungs⸗Commiſſion nieder, welche ben Auftrag hat, gegen ben Bürger 
Brentano und feine Begleiter einzufchreiten, um fie zur wohlverbienten Strafe 
zu ziehen. Meber die Refultate dieſer Umerſuchung werben wie dem Volke 
Badens fo bald ale möglich ausführliche Mittheilung machen: Die conftitui- 
rende TandedsBerfammlung hat bereits die erforderliche Fürſorge getroffen, um 
jebe Störung in bem Gang der Gefchäfte zu verhüten, indem an bie Stelle 
bes entflobenen Dictatord Brentano der Bürger Kiefer von Emmendingen ein- 
fimmig ernannt wurde. Bürger, ſeid wachſam! Die conflituirende Landes⸗ 
Berfammlung wird es auch fein. Bürger und Freiheitékaͤmpfer, fahrt fort, 
eure Pflichten treu zu erfüllen! Wir unfererfeits geben euch die heilige Verſiche⸗ 
rung, mit Euch zu fliehen und zu fallen, mit Euch auszuharren bis zum Ende. 
Der große Freiheitskampf wird fiegreich durchgeführt werben, wenn Volk und 
Heer, Regierung und Landes- Berfammiung feft zufammenfteben. Wehe ben 
Berräthern! Hoch lebe das freie, das einige, das große deutſche Vaterland! 
Das regentfchaftliche Kleeblatt flüchtete am 30. Juni auf Schweizer Gebiet. 

Die badiſche Landes- Verfammlung befchließt für drei Milionen Gulden Papier- 
geld anszugeben, was wegen des fehnellen Umfchwunges ber Dinge wohl nicht 
zur Ausführung gekommen ift. 

Bon dem badifhen Feldherrn Sigel werben bie im Raftabter Schloffe aufbewahr- 
ten türfiichen Trophäen (des Markgrafen Ludwig) in Beichlag genommen und 
fortgebradit. 

Gefecht bei Tofay. Die Ruffen (vom vierten Corps) erzwingen ben Webergang 
über die Theiß. 

Der Erzherzog Reichöverweier verläßt Franffurt a. M., um während mehrerer 
Wochen das Bad Gaftein zu brauchen. Behufs etwaiger Contrafignaturen foll 
ihn der Minifter der auswärtigen Angelegenheiten und Marine, ©. U. Jod: 
mus begleiten. 

Königlich preußifche Berorbnung betreffend die Vervielfältigung und Berbreitung, 
von Schriften, und verfchtedene, durch Wort, Schrift, Drud, Zeichen, hildliche 
oder andere Darftellung begangene firafbare Handlungen. | 

Der „Provinzial⸗Congreß zur Wahrung des verfaffungsmäßigen allgemeinen Wahl- 
rechts” zu Königsberg i. Pr. beſchließt: 1) Unfere Partei betheiligt fih an 
den zum 17. Juli c. anberaumten Wahlen weder durch Abgabe der Stimme, 
noch durch Annahme einer Wahl: 2) Wir erklären, dag wir eine auf Grund 
des Wahlgefepes vom 30. Mai zufammentretende Kaminer nicht als das vers 
faffungsmäßige Organ des Volfswillens anerkennen; 3) Wir erflären baber 
alle und febe von biefer Kammer zu faffenden Beſchlüſſe für rechtsungiltig. — 

- Hehatkihe- Brfchlüſſe wurden auch von demofratifhen Vereinen anderen Provin⸗ 
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14. | | ana ı der in Eſen und Umgegenb herrſchenden Aufregung, welche bis 
Zuſammentreten des dortigen Landwehr⸗Bataillons gehindert Hatte, eifl 
Befehlsbaber einer dahin hiſendeten Truppenabtheilung den Belagerung 
. dab Bataillon wird darauf ohne Störung formirt, das Landwehr⸗ Zeugh 
raͤumt, und nach kurzeſter Friſt ber Delagerungezufand wieder aufgefst 

Das. Schreiben des Grafen v. Brandenburg an den k. preußiſchen Geſaudt 
Manchener Hofe lautete: 

Die glgenwartlige Lage ber Dinge in Deutſchland, die Gefahren, die auf d 
in voller’ Flamme ſtehenden Burgerkriege und ans einem möglicherwelfe nahe ; 
tenden audwärtigen Kriege erwachſen, drängen jebt zu einen raſchen und fü 
Handeln. Die jebt im Gange befindlichen Gonferenzen mit ven hiefigen Bevol 
ten der k. Regierungen veriprechen ein günftiges Reſultat; aber es iſt bringe 
wendig, daß dies Mefultat nicht verzögert, auch nicht um eine kurze Friſt! 
fhoben werde. Daß es bald und rafch erreicht, und dadurch ein gemeinfames 
gifches Handeln möglich werde, hängt hauptſaͤchlich von einer balvigen Grflä 
£. baieriſchen Regierung ab, welche wir deshalb dringend darum erfuchen mäfl 

Ich beauftrage Ew., nem ?. baierifchen Minifter viefe Lage ver Sachen ı 
vorzuftellen, und bei demfelben eine fhleunige Erklärung in Antrag zu bring 
Punkte, an welchen wir fefthalten müfien, und welche ohne Zweifel auch ver I 
Regierung durch ihren Bevollmaͤchtigten ſchon bekannt find, find folgende: 

1. Die proviforifche Abſchließung eines Bünbniffes zwifchen den k. Re 
zum Schutze gegen innere und äußere Feinde. Da der deutfche Bund red 
exiſtirt, faktiſch aber in diefem Augenblid feine Wirkfamkeit übt noch üben ka 
fein gemeinfames Organ mehr hat, felt die Stellung des Reichsverweſers 
Verhältnig zu der rechtlich nicht mehr anerkannten National= Berfammlung ein 
bare geworben, da ein neuer Bundesſtaat aber weder zum Abfchluß gebracht 
faktiſch unmittelbar ind Leben gerufen werben Tann, da zu gleicher Zeit die im 
äußern Gefahren täglich bebrohlicher werben, und es im Interefie Aller liegi 
ben zu begegnen durch gemeinfames Handeln: jo ift, um dem Bebürfnif dei 
blicks abzuhelfen, Fein anderes Mittel vorhanden, ald ein ſolches Bundniß inne 
Grenzen, in welchen der beſtehende Bund es zuläßt, und unbeſchadet des letzter 

Wir wünfchen daſſelbe in kuͤrzeſter Friſt mit ven bier vertretenen E Re 
abzufchließen. 

2. Jedem anderen beutfchen Staate wird der Zutritt zu biefem Vunde 


halten. 
3. Bu gleicher Beit muß aber etwas geſchehen, welches eine Ausficht fü 
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Machträgr. 3 
Eunft darbietet, und das DBerlangen und Bedürfniß der großen Mehrheit des deutſchen 
Volkes zu befriedigen geeignet ift. Ohne dad iſt es unmöglih, die große durch ganz 
Deutfchland verbreitete und in ihrem bei weitem größten Theile achtungäwerthe und ber 
Revolution, ihrer Gejinnung nach, widerfirebende Partei der beutfchen Einigung zu ges 
winnen; und fo lange wir dieſe nicht auf die Seite der Megierungen berüberziehen £ön- 
nen, werben alle Grfolge nur partiell und vorübergehend fein, und vie Revolution wird 
immer bon neuem einen Vorwand finden, um bie Semüther aufzuregen. Dieje Aufre⸗ 
gung auf die Dauer durch bie bloße Gewalt ver Waffen nieverhalten zu sollen, wäre 
eine thörichte Hoffnung. 

Es ift daher unbedingt nothwendig, daß die Regierungen fi} zu gleicher Zeit über 
den Entwurf der Eünftigen definitiven Verfafiung Deutſchlands einigen, in dem Sinne 
wie ex bier berathen wird, und oͤffentlich erflären, denfelben dem zunaͤchſt zu berufen- 
den, aus Staatenhaus und Volkshaus zu bildenden Reichstag gemeinfchaftlich vorlegen 
zu wollen. Diejer Reichstag wird aus denjenigen Staaten zu berufen fein, deren Re⸗ 
gierungen erklären, fi) und anfchliegen und dem engeren Bundeöftaate beitreten zu tvol= 
len, welcher innerhalb und unbefchabet des großen deutſchen Bundes fich bilden wird. 
Damjelben beizutreten, wird jebem beutjchen Staate vorbehalten und offen gelafien. 

4. Um die nothiwendige und vom Augenblide geforderte Energie und Einheit 
in bie gegenwärtig zu treffenden Maßregeln zu. bringen, übernimmt Preußen die probi= 
forifche Zeitung in dem unter 1 bezeichneten Bunde und für die eben dort angegebenen 
Awede ver innen und äuperen Sicherheit. Es verpflichtet ſich dagegen, jedem der die⸗ 
fem Bunde beitretenden Staaten bie erforderliche Hülfe zu leiften, über benjelben hinaus 
aber kann es anderen nicht beitretenden Staaten gegenüber Feine Verpflichtung zur 
KHülfäleiftung übernehmen. Auf dieje Punkte Hin ift die k. Regierung bereit, mit jeder 
Regierung, welche darauf eingehen will, abzufchliepen. 

Sie muß aber dringend wünjdhen, bald und entſchieden fi im Stande zu finden, 
den Umfang dieſes Bundes zu überfehen, und erfucht daher die k. baierifche Regierung, 
ſich fo bald ald möglich darüber erklären zu wollen. 

Wenn eine ſolche Erklärung nicht umgehend erfolgt, fo werden wir, da bie Rage 
der Tinge zum Handeln drängt, ed anfehen und vorgehen müfjen, als ob Baiern nicht 
beitreten wolle. 

Ew. wollen von dieſem Schreiben dem k. balerifchen Minifter Mittheilung machen 
und, mit Bezugnahme auf obige Bemerkung, denfelben um eine baldige Rückaͤußerung 
und entfprechende Inſtructionen an ven hiefigen k. baierifchen Geſandten erfushen. 


Das Wiener Cabinet erflärt: Feine ohne Defterreihe Theilnahme geübte provis 
forifche Centralgewalt als zu Recht beftehend anzuerkennen, und legt Verwah⸗ 
rung gegen die, ohne feine Zuftimmung aus den Berliner Konferenzen etwa 
hervorgehenden Beſchlüſſe ein, da durch folden einfeitigen Aft unmöglich eine 
für Defterreich verbindliche Löfung vertragsmäßiger Verhältniſſe hervorgehen könne. 


Das k. baterſche Minifterium der answärtigen Angelegenheiten an bie Geſandi⸗ 
ſchaft in Berlin: 

Der koͤniglich preußiſche Geſandte am hieſigen Hofe hat dem Unterzeichneten die 
abſchriftlich anliegende Depeſche des Grafen von Brandenburg am 2öften d. M. mitge⸗ 
theilt. Dieſelbe iſt ſofort in Erwaͤgung gezogen worden, und die k. Geſandtſchaft wird 
nun son den auf Antrag des Geſammit⸗-Miniſteriums von ©. M. dem Konige geſaßten 
Entjchliepungen mit dem Auftrage in Kenntniß gefeßt, hiervon dem k. preußijchen Mi⸗ 
nifter= Präfidenten unter Uebergabe einer Abfchrift Mittheilung zu machen. 

Die k. Regierung theilt die Anficht des preußiichen Gabinets, daß die gefahrvolle 
Sage Deutſchlands eine raſche Ginigung ber Regierungen, ſowohl zu Fräftigens Handeln 
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gegen bie drohende Kriegsgefahr, als zur Begründung einer beutfchen Berfaff 
made. Sie ift eben fo damit einverſtanden, daß eine dauernde Beruhigun 
lands nicht durch die Gewalt der Waffen, fondern nur durch Befriedigung dei 
möglich iſt, welche ver edle Theil der Nation für eine deutſche Einigung | 
Regierung ©. M. des Königs findet fich jedoch Hinfichtlich ver aus jenen Pr 
ziehenden Bolgerungen, fo wie ver augenblillichen fantsrechtlichen Verhälmiff 
lands, zu folgenden Bemerkungen veranlaßt. 

Daß der deutfche Bund rechtlich noch befteht, tft unbeftreitbar. Nur eh 
gemeinfamed Organ, die Bundes⸗Verſammlung, ift aufgehoben und an ba 
ein anderes Organ, die proviſoriſche Centralgewalt, getreten, alle übrigen V 
und Geſetze des Bundes beftehen fort. Diefes neu begrimdete gemeinfame £ 
ſteht aber zur Zeit noch ſowohl rechtlich als faktiſch. Der Meichöverwefer, kı 
Jahre von allen Regierungen anerkannt, hat feine Function nicht niebergelegt, 
von ihm gebildete Heichd-Miniftertum iſt in Thätigkeit. Sein Verhältniß zur: 
Berfammlung ändert hierin nichts, denn er und fein Minifterum find nad 
lichen Beſtimmung der Beichlüffe vom 28, Juni v. 3. nicht verpflichtet, vie 
der National-Verfannnlung audzuführen; die Gentralgewalt ift vielmehr innerl 
Competenz jelbfiftändig und von der Nationale Verfammtlung unabhängig. ; 
Gompetenz gehört vorzüglih die Sorge für die äußere und innere Sicherheit 
lands, genau in derſelben Welfe, wie fie früher der Bundesverſammlung zuf 
Möglichkeit zur pilichtmäßigen Ausführung dieſer Sorge ift aber begründet 
Verpflichtung aller Bundesglieder zu gegenfeitiger Hülfsleiftung. Diefe Ber 
der Bundesglieder iſt im Artikel 2 und 11 der Bundesakte und Artikel 25 ı 
Schlußakte fo allgemein und beftimmt außgeiprochen, daß an ihrer unveränbe 
dauer felbft für den Ball der momentanen Lähmung der Gentralgewalt um f 
gezweifelt werden Tann, ald ber Bund nad) Artikel 5 der wiener Schlußaf 
loͤolich iſt. 

In Erwägung dieſer Umſtaͤnde kann die k. Regierung der Anſicht nicht 
daß es erſt noch eines beſonderen Bündnifſes unter den koͤniglichen Regierunge 
um dieſelben zu gegenſeitiger Hülfsleiſtung zu verpflichten. Diefe Verpflichtun 
weil eben der Bund felbft noch befteht. Dagegen läßt fich allerdings nicht 
daß die Stellung des Reichsberweſers eine fchwierige geworben ift, und daf 
wahrfcheinlichen Tall feines baldigen Nüdtritt? dad Bebürfnig beftehe, ein an 
gan zu gewinnen, welches die zur Erhaltung ber inneren und äußeren Sicher 
gegenfeitige Hülfsleiftung und gemeinfchaftliched Handeln nothwendigen Mafr 
net und leitet. Dieſes Beduͤrfniß hat die baierifche Megierung ſchon in dem | 
ausgefprochen, welchen an dad preußifche Cabinet zu machen die k. Geſandtſcha 
ten d. M. angewiefen worden ifl. 

Die k. preußifche Regierung glaubt nun zur Befriedigung biefes Beduͤrfn 
anderen Weg einfchlagen zu müflen, indem fie den Abſchluß eines Bündniffes 
des Bundes vorfchlägt. Daß viefer Weg an ſich rechtlich nicht unzuläffig iſt, 
Artikel 11 der Bundes⸗Akte angenommen werden, um fo mehr, ald eine An, 
fcher Regierungen durch Anerkennung der von der National-Berfammlung be 
Reichs⸗Verfaſſung fich zu den übrigen Regierungen in eine ungleiche Stellu 
haben. Wenn aber diefed Bündniß dem erwähnten Artifel 11 entjprechen fol 
e8 eben nur darauf gerichtet werben Eönnen, ein anderes Organ an die Stelle 
tralgewalt, nicht aber neben biefelbe zu feßen. Daher wird auch dem Abfchl 
derartigen Bünbnifles eine Verftändigung mit dem Reichsverweſer und mit Ä 
vorausgehen müſſen. 

Dieſe Verſtaͤndigung wird für Baiern überdies ein unabweisliches Gebot 


ses Lage und nach der Stimmung feiner Bevoͤlkerung. Die proviſoriſche Gem 
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wird in Baiern gerade von jener Majorität ver Butgefinnten, welche die Regierungen 
für ſich gewinnen möüflen, jet noch als ver einzige Ausdruck und Halt der beutfchen 
Einigung betrachtet, und ein Minifterium, welches mit ver Gentralgewalt rückſichtslos 
bräche, würde fich in Baiern fchlechtervings nicht halten koͤnnen. 

Aehnlich verhält es ſich mit der Rückſichtsnahme auf Oeſterreichs Stellung. In 
dieſer lag ein Hauptgrund für die vieffeitige Ablehnung der in Frankfurt beichloffenen 
Berfaffung, und gerade derjenige Grund, welcher den meiften Anklang in ven baieriſchen 
Stammlanden fand. Die Regierunz kann und darf dieſe Rückſicht daher auch bei ben 
Berbandlungen in Berlin nicht außer Acht laſſen, ganz abgefehen davon, daß ihr eigene® 
Gefühl für Defterreich und Deutfchland es Ihr nicht geflattet. Dies find pie Voraus⸗ 
fegungen, unter welchen die k. baieriſche Megierung auf ein Bündniß eingeben zu koͤn⸗ 
nen glaubte Was fobann den Inhalt dieſes VBünpniffes anlangt, fo ift es durchaus 
nothwendig, die proviſoriſche Befriedigung des augenblicklichen Beduͤrfnifſſes von der 
definitiven Verfafſſung für Deutſchland ſchaͤrfer zu trennen, als es in ver preußiſchen Des 
peſche vom 2iften d. Mts. gefchehen ift. 

Diefe Deyefche beantragt unter Nr. 3, daß die Megierungen fi zugleih, alſo In 
diefem Bünbniffe, über den Entwurf der Fünftigen deſinitiven Verfaſſung Deutichlands 
einigen, in dem Sinne, wie er in Berlin berathen wird. Diefer Entwurf Ift ja aber ber 
£. Balerifchen Megierung noch unbefannt, und es iſt ihr deshalb unmöglich, fich darüber 
zu äußern. Daß fie ein Staaten- und Volkshaus will, daß fie mit einem neuem Reichs⸗ 
tage vereinbaren will, bat fie bereitö durch ihre Erklärungen in den Kammern audge- 
fprochen. Die übrigen Theile der Verfaffung, mit Ausnahme der Oberbauptöfrage, ſchei⸗ 
nen nach den neueften Berichten der E. Gefandtichaft In Berlin in einer Welfe feitgeftellt 
zu werben, daß die k. baieriſche Megierung denfelben ebenfalls wird zuftimmen können. 

Diejenigen Vorfchläge Dagegen, welche in Berlin in der Oberhauptsfrage gemacht 
worden find und, wie es fcheint, gegen die Erklärungen von Defterreih und Baiern 
feftgehalten werben, find von der Art, daß die baierifche Regierung denſelben nicht bei⸗ 
treten kann, ohne ihre Pflichten gegen Deutjchlands Integrität und gegen das eigene 
Land und Volk zu verlegen. | 

Demgemäß iſt es nothivendig, das abzufchließende Bündniß auf das Provifortum 
zu befchränfen, und das Definitivum auszufcheiden. Daß das Bündniß zum Schutze 
gegen innere und äußere Feinde gefchlofien werde, ift eben fo. fachgemäß, als daß jenem 
beutfchen Staate der Zutritt vorbehalten bleibe. 

Die für den Augenblid allerdings nothwendige Energie und Einheit in der Leitung 
der Maßregeln würde nach der Ueberzeugung der ?. baierifchen Regierung auch durch 
den Vorſchlag erreicht, welchen das k. k. üfterreichifche Cabinet unterm 16ten d. M. ges 
macht hat, weil auch nach dieſem die proviſoriſche Leitung weſentlich in der Hand des 
preußifchen Cabinets liegen würbe, und die beiden übrigen Betheiligten mehr nur eine 
formelle Stellung hätten. 

Die k. baieriſche Regierung muß ferner beantragen, daß vorerſt die näheren Beſtim⸗ 
mungen dieſes probiforifchen Buͤndniſſes getroffen und Ihr zur Prüfung vorgelegt wür« 
den, theils über die Mechte der Leitung, theils über die Verpflichtung der übrigen Bun⸗ 
desglieder, ehe fie ihre Zuftimmung zu geben vermag. u 

Nah dem Schluffe der mehrermähnten Depefche Tcheint e8 zwar, als wolle vie k. 
preußifche Megierung fofortige Entſcheidung und Eeine weiteren Verhandlungen. Allein 
die 8. baieriſche Negierung kann unmöglich glauben, daß es die Abficht fein Tann, ihr 
für fo wichtige Fragen die Prüfung abfchneiven und eine willenlofe Hingabe anfınnen 
zu tollen. Jedenfalls würde hierdurch der Zweck einer dauernden Einigung nicht er⸗ 
reiht werben. 

Die baleriſche Negierung erftrebt eine Verfaffung, welche ganz Deutſchland umfaßt, 
und ‚hält es für ihre Pflicht, in dieſem Streben beharrlich zu fein. 
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In dem bier entwidelten Sinne wird die ©. Geſandtſchaft beauftragt, die 
lungen fortzuführn. Bor Allem aber hat fie den k. preußifcden Miniſter un 
flimmie Erflärung anzugehen, ob das preußifche Gabinet zu weiteren Verhe— 
geneigt ift, und hierüber umgehend zu berichten. 

28. | Das Wiener Eabinet behält fih feine Theilnahme an ber weiteren Entı 
der beutfchen Angelegenheiten und eine bindenbe Erflärung bis dahin ı 
es die behauptete Lebereinftimmung des Reſultats der Berliner Confere 
dem Art. XI. der Bundes-Afte geprüft habe, und verlangt die Anerfenn 
Unterftügung bed Reichsverweſers. 


Regiſter. 


A. 
ı6, Gefecht bei, ©. 278. 
ia. Bon den Oeſterreichern befeht ©. 
Bieber verlaflen ©. 322. 
„Gefecht bei, ©. 171. 
eg. Arbeiter: Gongres für die thüringi⸗ 
baaten ©. a4. Republilazifher Schnei⸗ 
wall ©. 83. 
zen. Rebelliſche Befchläfle der Lands 
. 168. 
Befeht bei, ©. 44. 
Brof, t ©. 212. 

Bon einer öfterr. Flottille befchoflen ©. 
af der Landfeite eingefchlofien S. 228. 
m 6. 245. Beſchoſſen ©. 315. Capitu⸗ 
322. 

Beruburg, Herzogthum. Schließt fid 
8 Borfchlägen wegen d. Reichsverfaffung 
5. Proclamation wegen d. Beitritts zum 

Bündniß S. 282. 

Deffan: Eöthem!, Herzogtum. Die 

erflären fi für Prenßens Borfchläge 
ich der Reichsverfaſſung S. 48. Die Re: 
besgl. ©. 58. Bemerkungen über bie 
sfafiung ©. 39. 

vormals Lieutenant. Schmaͤhlich miß⸗ 
t Bug gegen Siegburg ©. 187. 
on den Defterreichern entfeht ©. 6. Gas 
©. 349. 

Ifey, traf, S. 73. 

3, Herzog vom. Proteftation gegen bie 
echte ©. 30. 

sburg. Demokratiſche Erceſſe S. 178. 

J. M. 2, S. 130, 170, 172, 234. 
defecht bei, S. 127. 

g. Ecceſſe S. 191. 


B. 


Droßherzogthum. Bemerkungen über die 
rrfafjung ©. 54, 39, 78. Sie wird ver 
©. 181. Rebellion ©. 181, 187, 188, 
D1, 198. . Landesverfammlung zu Offen: 
j. 188. Landes: Ausihnß, Proclamation 
Preclamation d. Großherzoge ©. 208. 


Die Crecutiv⸗Conmilfſion fordert freiwillige Gas 
ben ©. 205. Deerete d. Laudes⸗Anoſchufſes ©. 
205. Allianz mit der proviſoriſchen Regierung 
der Rheinpfalz S. 211. Proclamation an das 
deutſche Boll ©. 217. Deegleihen an die eib⸗ 
brüdigen Golvaten S. 220. Bertheibigunge- 
Mafregeln d. Landes: Ausfchufies S. 233. Kriege- 
erflärung an Heffen Darmflatt S. 268. Exceſſe 
d. Rafladter Befapung ©. 272. Uufrnf an bie 
franzöffche Nation S. 272. Provifortfche Bes 
gierung ©. 274. Brorlamation d. recstimäßigen 
Regierung ©. 274. Aufruf der proviſoriſchen 
Regierung an d. Wärtemberger S. 26. Ginige 
hundert Frauzoſen, Polen u. f. w. langen am, 
um für d. deutfche Berfaffung zu fechten ©. 277. 
Das Land in Kriegszufand erklärt, das Stand⸗ 
recht verfündet S. 279. Standrechtes@efeh der 
rechtmäßigen Regierung ©. 285. Gonflituirende 
Berfammlung ©. %87. Proviſoriſche Regierung 
mit bictatorifcher Gewalt S. 300. Amtliche 
Lüge derfelben ©. 312. Kriegezufland u. Zwaugs⸗ 
Anleihe S. 312. Erſtes Borrüden der Reiches 
truppen ©. 312. Autorifation au d. Kriegecoms 
miffar ber Rebellen, Alles zu uchmen ©&. 815. 
Plau zur Revolutionirung von Würtemberg ©. 
323. Das ganze Land vom Großherzoge im 
Kriegszuftand erflärt ©. 330. Die Lande 
ſammlung fordert alle früher verlichenen 
len zuräd ©. 330. Gtaatögelber zu Paris 
Beſchlag genommen ©. 333. Plündernug der 
Staatscaflen durch d. proviforifche Regierung ©. 






. 334. Diefe flüchtet ©. 834. Verfügung bes 


Großherzogs wegen ber Landes⸗Commiſſaire ©. 
340. Die Regierung wieder nach Carlsruhe vers 
legt ©. 341. Beſchluſſe d. flüchtigen Landes⸗Ver⸗ 
ſammluug S. 344, 347. Der revolutionaire Ni⸗ 
niſter d. Innern autoriſirt ven Raub ©. 32044. 


Badiſche Revolutiono-Helbden ©. 328. 
Baiern, Koͤnigreich. Erklaͤrung des Minikieriums 


gegen die Stände hinſichtlich d. Grundrechte ©. 
23. DBefchläffe der zweiten Kammer wegen ber 
Reiheverfaflung ©. 30. Das Minikerium giebt 
in Folge verfelben feine Entlaffung S. 31. Bors 
läufige Erklärung des Cabinets über die Reiches 
Derfafiuug ©. 89. Beſchluß der Keichsraͤthe ges 
gen das preußiſche Kaiſerthum ©. 54. Suter 
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pellationen berfelben wegen ber besfallfigen Note 
©. 75. Grflärung des Cabinets über d. Reiche: 
Verfaſſung S. 79. Neues Minifterium ©. 9. 
Vertagung der Stände ©. 94. Der oberfie Ge: 
richtshof erfennt die Grundrechte nicht als rechto⸗ 
giltig an S. 136. Erklärung über bie beutiche 
Berfaffungsfrage S. 145. Beginn der Pfälzer 
Rebellion S. 160. Verſammlung des „fränfifchen 
Volkes“ S. 163. Die Pfälzer Nebellion durch 
d. Reichscommiffar beftätigt S. 170. Generalif: 
fimns. ernannt ©. 181. Erſter Erfolg durch 
Ueberlanfen baterfcher Soldaten ©. 185. Ver: 
fügungen des rheinpfälzer Laudes⸗Ausſchuſſes ©. 
‚188, 195. Große Nürnberger Bollsverfamm- 
fung S. 188. Münchener Studenten Breicorps 
©. 197, 203. Deſertiren von Offiiieren ©. 
195. PBroviforifche Regierung d. Pfälzer Rebellen 
S. 2M. Allianz derfelben mit Baden ©. 211. 
Geheimes Anerhieten der Reichsſtatthalterſchaft 
abgelehnt S. 216. Einladung von Prenßen zu 
dem beabfichtigten Bündniß S. 220, 350. Ant⸗ 
wort darauf S. 351. Feindſelige Adreſſe der 
zweiten Kammer ©. 220. Elſaſſer Deputation 
an d. provif. Regierung d. Rheinpfalz ©. 221. 
Die Pfalz. wird von der Regierung im Zuflande 
des Aufruhrs erflärt S. 221. Trnppen- Ercefie 
6 21. Ein gelehrter Thebaner in der 
zweiten Kammer ©. 227. Tagesbefehl an 
die Arme S. 227. Congreß der fränfi- 
ſchen Demokraten S. 242. Geſuch d. Gefandten 
um Preußens Hülfe in der Pfalz; S. 271. Be: 
fehle wegen Abfendung einer Divifion dahin ©. 
274. Wieverholtes Anfucyen um Preußens Hülfe 
©. 277. Gntziehung d. Tagegelver für d. baie- 
rifchen Abgeorbneten zur deutfchen National-Ber, 
* Sammlung S. 279. Die zweite Kammer aufge: 
WR S.287. Ernennung d. Gen. Lieut. Fürft Thurn 
und Taris zum Befehlshaber in d. Pfalz ©. 287. 
: Breußifche Truppen in berfelden S. 309, 312, 
318. Alle Gemeinden in Kriegszuftand erklärt 
S. 314. Die rheinpfälzifche Armee flieht auf 
d. rechte Rheinufer ©. 321. 


Regiſter. 
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Bem, General, S. 10, 209, 31, 38, 88 
Bensheim. Frechheit d. demokrat. Ver 
Berends ©. 105. 

Bergamo. Inſurrection S. 112%. 

Berlin. Preifinniger Scandal ©. 10 
ber Franffurter Deputation ©. 124. 
cefle S. 152, 158, 203. Depot we 
darf durch d. Polizei entdeckt S. M 
hen ©. 279. 

Berliner Bündniß. Abgefchloflen ©. 
fallfige Erklärung Medlenburge ©. 
Desgleihen Anhali-Bernburgs ©. 2% 

Berliner Bürgerwehr Befſehl fi 
organifiren ©. 29. 

Berliner Konferenzen S. 204, M 

Bernburg. Exceſſe S. 100. Hufen 

Berncaftel. Mißrathene Revolution 

Beſeler, Mitglied d. Schlesw.Holſt. 

ſchaft S. 116. 

Beſeler S. 340. 

Beuſt, Frhr. v. S. 162. 

Beyerédorf, Gefecht bei, S. 38. 

Bifhofsheim. Baieriſche Freiheiick 
gejagt S. 334. 

Blencker, Weinreiſender, reifchaen 
Mißrathener Ueberfall von Lauda 
Steckbrieflich verfolgt S. 309. 

Blender, Madame. Plünderung de 
Eberſtein S. 346. 

Blind. Wegen d. Einbruchs in Baden 
©. 1%. 

Boddien, v, ©. 119. 

Bodelfhwing, v., Treffenne Aeußern 
Berliner Märzlampf S. 1239. 

Bötticher, Ueber d. dänifchen Krieg € 

Bologna. Kanonade mit ven Deflen 
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Auli. 


Voltʒiehung der Ratifinticons-Urfunde über den Beitritt S. X. H. des Großher⸗ 
3096 von Baden zu dem Berliner Bünbniffe. *) 

Schreiben des (in Berlin anmefenden) T. baierfhen Miniſters ber auswärtigen 
Angelegenheiten Dr. v. d. Pfordten an ben k. preußifchen Miniſter⸗Praͤſidenten. 

Nachdem in Folge gefälliger Mittbeilung Ew. Hochgeboren vom 23ſten v. Mis. 
und der ſich daran knüpfenden hierauf eingetretenen münblichen Rückſprache, gemeinſchaft⸗ 
liche Berathungen zwifchen den Beauftragten ber E. preußifchen Regierung, dem Ge⸗ 
fandten Sr. M. des Kaiſers von Oeſterreich und dem Unterzeichneten über die Bildung 
einer proviſoriſchen Gentralgewalt für Deutſchland flattgefunden haben, fieht fich ver 
Unterzeicänete veranlaßt, die Mefultate diefer Beiprehungen Ew., fo wie fie ſich ihm dar- 
ftellen, zu entwideln. 

Der Unterzeichnete hatte die Beſprechungen mit der Erklärung begonnen, daß von 
Seiten der baierfhen Regierung der dringende Wunſch gehegt werde, es möge zwiſchen 
den beiden deutfchen Broßmächten eine Berfländigung über eine proviforifche Gentral- 
gewalt eintreten, und daß Baiern bereit fei, jeder ſolchen Verſtaͤndigung beizutreten, durch 
die feine eigene Stellung nicht etwa geradezu gefährbet werde. Die Gründe, warum 
eine folche Einigung hoͤchſt wünfchendwerth iſt, liegen nabe. 

Die an die Stelle des Bundestags getretene Centralgewalt wird von Selten ver 
k. preußifchen Regierung nicht mehr anerkannt, und vie Geſundheit des Erzherzogs-Meichs- 
berweferd macht ihm feinen Rüdtritt wünfchenswertd. Sollte dieſer erfolgen, fo wäre 
der deutfche Bund, deflen Fortdauer allfeitig anerkannt wird, ohne gemeinfchaftliches Or⸗ 
gan, und ed würbe fomit für alle Bundesglieder die Verpflichtung beftehen, entweder 
die alte Bundesverfammlung wieder zu berufen, was doch kaum ausführbar fein möchte, 
oder fich über die Bildung eines neuen Organs zu einigen. Gine definitive Einigung 
der Art wird noch Tängere Zeit in Anfpruch nehmen, und die Aufftelung eines Provi⸗ 
foriumd erfcheint daher ald das einzige Mittel, vie faktifche Aufldfung des rechtlich un⸗ 
auflöslichden Bundes abzuwenden. 

Der öfterreichifehe Geſandte wiederholte Hierauf denjenigen Vorfchlag, welchen vie 
€. £. Regierung unterm 16. und 28. Mai d. I. dem k. preußifchen Gabinette gemacht 
bat, und ver Unterzeichnete erklärte, daß Baiern ſich viefem Vorſchlage anfchließe, und 
für den Fall, daß es nicht felbf eine Stimme in der proviforifchen Gentralgewalt er⸗ 
Halte, einige genauere Beſtimmungen über deren Gompetenz beantragen müſſe. Von 
Seiten der k. preußifchen Bevollmächtigten wurbe entgegnet, daß die Verhandlung über 





°) Der Beitritt iſt bereits am 21. Juni erfolgt, war jedoch noch nicht öffentlich befannt 
gemadht, als der Druck des erſten Bandes endete. Wir benußen dieſe Belegenheit, zu bemerkte, 
daß der Herzog von Anhalt:Bernburg am 23. Juni, die Großherzoge von Medienburg: Schwerin 
und Gtrelik am 26ften, der Herzog von Naflau am 29. Juni dem Berliner Bünpniffe beigetres 
ten find. Der geneigte Lefer wolle dieſe Notizen im erſten Bande nachträglich einſchalten. 
D. 1 


2 2. Juli. 2. 





ein Proviſorium von der über das Definitivum nicht getrennt werden koͤnne; um 
feftftehe, daß Defterreich die Bildung eined Bundesſtaates nach den Entwürf 
28. Mai d. 3. gut heiße, könne fich Preußen über ein Proviforium einigen. DI 
Vorausſetzung beftehe für Preußen hierzu Fein ausreichende Intereffe und indb 
fein vringliches. Die oben angebeutete Verbinvlichkeit der Bundesglieder beftet 
aber es fet Fein Zeitpunkt zu ihrer Erfüllung vorgefchrieben. 

Hierauf wurde von Seiten de8 Unterzeichneten erwiebert, daß eben deßhalb 
pflichtung fofort eintrete, wenn das beſtehende Bundedorgan megfalle oder nid 
als rechtlich beftehend anerkannt werde. ine Vereinigung dieſer verfchievenen 
fungen war jedoch nicht zu erreichen, und ber Linterzeichnete fieht ſich Daher in de 
Ew. um eine gefällige Mitcheilung darüber zu erfuchen, ob von Seiten ver f. pre 
Regierung der durch ihre Bevollmächtigten entiridelte Standpunkt in diefer Fra 
gehalten werde. 

So fehr nämlich der Unterzeichnete wünfcht, feinen Hiefigen Aufenthalt bis 
zielung einer Einigung über ein Provijorlum zu verlängern, fo wird ihm dies bei 
feine Amtsgeſchäfte unmöglich gemacht werden, wenn jene Einigung von ber gleid 
Verſtaͤndigung über dad Definitivum abhängig bleibt, da ja offenbar dieſe in dr 
ften Seit noch nicht zu erreichen fein wird. 


1. | Bertrauliches Schreiben des General v. Radowitz an ben k. baierfchen M 
der auswärtigen Angelegenheiten Dr. v. d. Pforbten. 


Ew. geftatte ich mir in Bezug auf die mir gemeigteft ferner mitgetheilten Et 
gegen mehrere Punkte des DVerfaffungd=- Entwurfs folgende Bemerkungen ganz a 
vorzulegen: 

Bei $. 1. würde man biefigerjeltd die angeveutete Faſſung nicht dienlich er 
da fie eine ungerechtfertigte Anmuthung gegen diejenigen Glieder des beutichen 1 
in fich fchlöffe, welche ven engeren Bundesſtaate nicht beizutreten gefonnen toären. 
ſichtlich Schleswigs kann ich auf die Denkſchrift verweilen. 

Gegen die vorgefchlagene Faſſung des $. 2. würden wir, in fofern fie nad 
Andeutungen der kaiſerlich öfterreichifchen Regierung ald eine angemeflenere ei 
wohl nichts einzuwenden haben. 

Die 66. 6. und 7. berühren ven Gegenftand, über welchen ich die Ehre 
Ew. mündlich die Ueberzeugung audzufprechen, daß Preußen ficher nicht im Sta 
das Grundprincip aufzugeben, daß ver deutſche Bundesſtaat dem Auslande geg 
als Einheit auftreten müſſe. Gin ftändiger biplomatifcher Verkehr der einzelnen 
desglieder mit auswärtigen Höfen ift Daher gleichbebeutend mit dem Aufgeben ve 
desſtaats. Was mit diefem oberften Grundſatze vereinbar iſt, glauben wir in den « 
tifchen Erläuterungen ver Denkſchrift vollfländig gewahrt zu ſehen. 

Der Veränderung des $. 9. würden wir und unbezweifelt anzufchließen term 

In $. 13. könnte, wenn der Ausdruck „fortbauernde Gontrole" Anſtoß gab, 
werden, „durch regelmäßige Inſpection aus den Stanvesliften.” 

Wenn im $. 1A. der dem „Reichsvorſtand' zu leiftende Eid Bedenken ey 
würde flatt deſſen „ner Reichs⸗Regierung“ gelegt werden Eönnen. 

Sn $. 17. fann wohl nur das Mißverſtändniß obwalten, als ob die Reicht 
den Befehlshaber irgend einer organifchen Gliederung der beutfchen Contingente gı 
Staaten ernennen ſolle. Diefes ift ſicher nicht der Einn des Paragrapben; | 
würde nach wie vor die Befehlshaber feiner Armee» Corps ſtets felbft ernennen. 
commandirenden General der auf einem Kriegstheater operirenden felbftftänbigen 2 
wird aber allerdingo bei wirklicher Kriegführung ſtets die Reichsgewalt einfegen ı 

Bei $. 18. würde es im höchiten allgemeinen Intereffe nicht gerechtfertigt ı 
koͤnnen, wenn ber Meichögewalt vie Möglichkeit abgeſchnitten wäre, vorhandene Beil 
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durch ein Reichsgeſetz, gegen vollen Erſatz der aufgewendeten Koften, zu Neichöfeftun- 
gen zu erklären. 

In $. 19. £önnen wir vie vorgefchlagene Einfchaltung nicht als zivedlmäßig anerkennen. 

Die bei $. 33. angedeutete Streichung des Nachſatzes „mit Wegfall der Binnenzölle” 
kann ſich wohl nur auf die in den folgenden 66. 34. 35. und 36. der Reichsgewalt zu- 
gewieſene Betheiligung bei der Gejeggebung über die Productions⸗ und Verbrauchs⸗ 
feuern beziehen. Im Hinblick auf die beionderen Interefien Baiernd war es bereit bie 
Abficht der in die Denkfchrift aufgenommenen autbentiichen Erläuterungen, hierüber moͤg⸗ 
lihfte Beruhigung zu gewähren. Ich zweifle nicht daran, daß meine Regierung, wie 
fehr fie auch von allgemeinen Standpunkten aus eine Gewmeinfchaftlichkeit in dieſem Ge⸗ 
genftande für heilſam Halte, dennoch vie Sand dazu bieten werbe, daß vie 66. 34. bis 
36. in dem von Ew. bezeichneten Sinne abgeändert würden. 

Dem Bedenken gegen $. 39. würbe durch folgende Faſſung begegnet werden koͤnnen: 

Der Reichögefeßgebung liegt es ob, über das Gewerbeweſen eine äbereinftinnnende 
Gefehgebung in den Einzelftaaten herbeizuführen. 

Gegen die Weglaffuug des Wortes „ausfhließlih” in F. 40 märe von hiefiger 
Seite nichts einzumenden. 

Da der $. 44 feine andere Bedeutung hat, als daß vie Reichsgewalt die Einfüh- 
zung eined gleihen Munz⸗Syſtems auf dem Wege der Vereinbarung bewirken folle, fo 
wird der vorgefchlagene Zufag wohl nicht erforverlich und bienlich fein. 

Gegen den Zufaß in 6. A6 würden wir gewiß nichtd einzuwenden finden. 

Dagegen muß ich bezweifeln, daß die für die 66. 55 und 56, fo wie für den hier⸗ 
mit verwandten $. 131 angeveuteten DBeränverungen in ver vorgefchlagenen Weife vie 
Zuflimmung der preupifchen Negierung finden würden. Wir betrachten es ald eines ber 
tiefbegründetften Bebürfniffe der Nation, die in Bezug auf die bier in Rede ftehenven 
Derhältniffe in ven Einzelftanten obwaltenden Mißſtaͤnde und Verfchiedenheiten durch eine 
allgemeine Gefeßgebung auszugleichen. Wenn daher auch Hierbei Lebergänge und Zwiſchen⸗ 
flufen erforderlich find, fo wuͤrde man doch das Princip ſelbſt nicht fallen laſſen koͤnnen. 

Die Streihung ver angeveuteten Worte in F. 135 würde nach meiner Anficht 
einen nachtheiligen Eindruck machen, während ver Nachſatz, der das Ganze doch erft von 
einem Fünftigen Wehrgeſetze abhängig macht, hinreichende Bürgichaften darbieten möchte. 

Binfichtlich der angebeuteten Wiederaufnahme des in ver franffurter Verfaffung 
geftrichenen Schlußſatzes im erſten Abſatze des F. 145 dürfte es genügen, auf die ber 
treffende Bemerkung in der Denkichrift aufmerkfjam zu machen. 

Wenn auch gegen den Zufag im 6. 151 an und für fich nichts einzuwenden ift, 
fo bleibt jedoch zu bedenken, daß derſelbe einer Mißdeutung In dem Sinne ausgeſetzt ift, 
als ob die betreffenden Religionsgeſellſchaften kein anderes Verhaͤltniß zu dem Unterrichtd- 

and Erziehungsweſen haben bürften, ald eben nur ven Religionsunterricht. 

Der vorgefchlagenen Andeutung in $. 168. würden wir uns als fachgemäß ohne 

Zweifel anfchließen. 

Die vereinzelte Ausnahme der Bermögendeinziehung im F. 170. kann nicht füglich 
Is zweckmaͤßig erfcheinen. Es ift offenbar nicht ausgefchlofien, daß Geldſtrafen gegen 
Deſerteure durch das Gejeg verhängt werden. 

In 6. 173 wird die richtige Definition des Begriffs „Ausnahmegerichte wohl am 
Heften durch eine anderweitige Erläuterung zu geben fein. 

Indem ich Ew. vorſtehende vertrauliche Bemerkungen ergebenft vorlege, kann ich 
tur De Ueberzeugung wiederholt auöfprechen, daß wenn auch ver Verfaffungd-Entwurf 

vom 2öften Mat die gemeinfame Vorlage für viefenigen veutfchen Regierungen bleiben 
wuß, welche fich zur Beſchickung des Reichstages verbinden, ich dennoch glauben darf, 
daß Preußen fowohl, als die mit und bereitd verbundenen: Megierungen feinen Anftand 
wehmen würden, Beränderungen in folchen einzelnen Punkten geltend zu machen, bie mit 
1 © 
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den oberften Grundfägen des Entwurfs nicht im Widerſpruch ſtehen. Es wird baber 
kon ben Entfchlüffen der k. baierfchen Regierung abhängen, ob die zwifchen uns zu gegen 
feitiger Orientirung befprocdhenen Punkte, über welche ich in meinen Zufchriften vom 20fen 
und heutigen Tage meine Anfichten varlegte, demnaͤchſt zu wirklicher Verhandlung zwiſchen 
ven betbeiligten Regierungen gebracht, und das Weitere in angemeffener Weife feſtgeſtel 
werde. Wenn vie k. baierfche Regierung die Abficht hegt, fich mit ven bereits verbu⸗ 
denen Regierungen zum Abfchluffe des Verfaſſungswerkes für den Bundestag zu m 
einigen, jo wird es allerdings nothmenbig fein, fi hierüber baldigſt und eher ausm 
fprechen, al8 die Einberufung des Reichstages angeoronet wird. 

Die Einfchliegung von Raftabt wird dem zweiten preußifchen Corps übergeben, 
das erfte fegt die Operationen gegen das Oberland fort. 

Abermalige Excefie des Düfleldorfer Poöbels gegen Soldaten ber Garnifon. 

Grobe Ercefie baierfcher Soldaten zu Weißenburg. 

Desgleichen im Dorfe Schöngeifting. 

Geſetz für das Königreich Würtemberg wegen Greirung von drei Millionen Cal 
ben Papiergeld. Auch eine März-Errungenfchaft! 

Der Dictator Manin benachrichtigt den 5. M. Radetzki dag die überfendern 
Pacifications⸗Vorſchläge von den Repräfentanten der Republif Venedig beinahe 
mit Einftimmigfeit für unannehmbar erklärt worden feyen. Diefe Borfhläg 
lauteten: 1) Das von ber venebiger Gemeinde emittirte Papiergeld wird auf 
zwei Drittel, bie fogenannten patriotifhen Bons dagegen, fo wie alle wen 
Zwangsdarlehen herrührenden Beträge werben auf bie Hälfte ihres Nee 
thes herabgefett werden. Das erwähnte Papiergeld wird zum rebucirten Werhhe 
nur in Venedig gefeglichen Cours haben, bis im Einvernehmen mit der Eli 
gemeinde bie Ausmwechfelung des Papieres erfolgt fein wird. Die Tilgung bie 
fer Papier-Effeften fol aus den Municipal-Fonds mittelft ber bereits andge 
fchriebenen Zufcäußfteuer von 12 Kr. C. M. per Gulden und durch ander 
Auflagen erfolgen, indem es der Stadt unbenommen bleibt, die bereits creitt 
und beizubehaltende venetianifche Nationalbanf dazu in Anfpruch zu nehm. 
Rückſichtlich diefer Auflage follen Feine Kriegscontributionen auferlegt werden, 
denjenigen unbefchadet, welche über einige Bewohner Venedigs rückſichtlich ihrer 
Befigungen auf dem feften Lande ſchon verhängt wırden. 2) Die in der Zur 
fhenzeit erlangten Civilrechte follen refpectirt werden. 3) Der Yinanzcorden 
fol, wie in früherer Zeit, wieder hergeftellt werden, um bie Freihafens⸗Liniea 
genau zu begrenzen. A) Die Givilämter erhalten wieder ihre früheren Bene 
nungen und die Beamten nehmen wieder ihren Poften ein. 5) Alle Militair⸗ 
Individuen, welche Ausländer find, fo wie alle Offiziere und Beamte, welthe 
früher in öfterreihifchen Dienften fanden, und auf welde ſich bie vom Feld⸗ 
marfchall Grafen von Radegfi gewährte General-Amneftie nicht erfiredt, fol 
Venedig und die öſterreichiſchen Staaten verlaflen, und es ſoll zum Transport 
berfelben auf dem Seewege mit der Municipalität Venedigs darüber verhar⸗ 


beit werben. 6) Perfonen vom Civilftande, welche nicht in Benebig anf | 


find, follen fogleih in ihre Heimat zurüdfehren, ohne im mindeſten befäfigt ja 
werben. 7) Die Bewohner Venedigs ſollen umbeläftigt in der Stadt bleiben, 
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mit Ausnahme von höchftens vierzig Perfonen, welche im Augenblide der Bes 
fegung der Stadt genannt werben follen und, fo wie bie Militair⸗Individuen, 
aut $. 5, Venedig räumen follen. 8) Sollten die in ben Artifeln 3, 6 und 
7 berührten Individuen ſich Attentate gegen die öffentliche Ruhe nachträglich 
zu Schulden fommen laſſen, fo werden auch ihre früheren Vergehen in Ans 
flag fommen. Dies find die legten Bedingungen, welche der Herr Feldmar⸗ 
ſchall bewilligt, welche aber nad fruchtlofem Ablauf von acht Tagen als unges 
fheben betrachtet werben follen. 


1. | Die fogenannte proviforifche Regierung von Baden enthebt den Bürger Mieroslawski, 
feinem Wunfche gemäß, des Ober⸗Commandos. Das Motiv des Gefuches geht aus 
dem besfallfigen Erlaffe hervor: „Sie felbft, General, Sie haben es für noth⸗ 
wendig erachtet, die Offiziere ber verfchiedenen Corps zu fragen, welches die 
wirffamften Mittel wären, um die Ordnung und den Gehorfam im Heere wies 
berberzuftellen. Die Offiziere erflärten, daß durch ihre Kenntniß der Sprache 
und der Sitten unferer Soldaten die „Kinheimifchen allein’ im Stande wären, 
die Ordnung und bie Disciplin wieberherzuftellen. In Folge diefer Erklärung 
haben Sie, General, Ihre Entlaffung eingegeben. Sie haben feinen Augen» 
blit gezaubert, unferer heiligen Sache dieſes Opfer zu bringen, Sie haben 
auf tiefe Weife der Reaction, welche unabläffig das Mißtrauen gegen bie frem- 
den Offiziere hervorruft, ben leuten Vorwand genommen, deſſen fie fich fo treu- 
108 bedient hat, um unfere gemeinihaftlihe Sache zu gefährden und zu ver- 
derben.“ — Zunächſt mag wohl jener Conbottiere ber Revolution begriffen 
haben, daß Feine Hoffnung vorhanden, vielmehr hohe Zeit fey, bie eigne Per⸗ 
fon auf freundnachbarliches Gebiet zu falviren. 


1. | Anfpradhe Brentano’s (aus dem Canton Zürih) an das badifhe Boll. Wir 
glauben fie aufnehmen zu müffen, nicht fowohl wegen der Perfönlichfeit bes 
flüchtigen Dictators, als weil man dadurch ein Bild von dem Treiben ber 
badifchen Revolutions⸗Heroen gewinnt. 

‚Mitbürger! Als ich in der Nacht von 28. auf ven 29. Juni mit zwei erprobten 
Freunden die Stadt Freiburg und das batifche Land verließ, habe ich dem Präfidenten 
der conſtituirenden Berfammlung angezeigt, daß ich mir vorbehalte, meine Handlungsweiſe 
gegenüber dem Volke, nicht aber gegenüber jener Berfammlung, die mich fo fchmählich 
behandelt Hatte, zu rechtfertigen. Wenn ich viejed nicht fogleich that, als ich die Grenzen 
des Landes überfchritten, für welches ich nach beften Wiflen und Gewiſſen gewirkt, und 
aus welchem eine herrfchfüchtige, eigennügige Partei durch ihren Terrorismus mich ver- 
trieben, fo unterblieb dies blos deswegen, weil ich die Schritte abwarten wollte, welche 
diefe Partei gegen ven Abwefenden einleiten werde. Heute ift mir das Machwerk ver 
conftituirenden Verfammlung zu Geficht gefommen, und ich zögere nicht, Euch, Mitbürger, 
hiermit meine Mechtfertigung vorzulegen, damit Ihr in den Stand gefeßt werdet, zu beur- 
theilen, ob ich vervient habe, daß man mich einen Berräther ſchilt, oder ob die Sache 
des Volkes, die Sache der Freiheit, für welche Eure Söhne, Eure Brüder bluten, jebt 
in den Händen folcher Menfchen liegt, melche durch Grauſamkeiten ihre perfünliche Feigheit, 
durch Lügen ihre geiftige Unfähigkeit und durch Heuchelei Ihren nieverträchtigen Eigennuß 
zu verdecken ſuchen. Mitbürger! Seit dem Monat Februar babe ich meine Kräfte nur 
für die Sache ber Freiheit angeftrengt, feit ven Monat Februar babe ich nicht mehr 
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aus meiner Erwerböquelle geſchoͤpft, habe ich mich nur mit ver gerichtlichen Bert 
gung der verfolgten Republikaner befchäftigt. Ich babe Jedem bereitwillig zur 

geftanven, ber meine Hülfe in Anſpruch nahm, und Der möge auftreten, welcher 
fann, daß er mir von ven Hunderten, welche ich aus eigenen Mitteln daran gew 
auch nur einen Kreuzer erſetzt Habe! Mitbürger! Es ift mir leid, daß ich Euch ei 
muß, was ich gethan habe; aber bedenkt, eine Hand voll Menfchen erfrecht fi, 
einen Verräther zu fchelten, eine Hand voll Menfchen, zum Theil folche, für weld 
uneigennügig meine Kräfte angefttengt, will mich zur wohlverbimten Strafe ziehe 
die fein Verdienſt haben, als durch ihre Unfähigkeit, duch ihre Grauſamkeiten, 
ihren Terrorismus die Sache der Freiheit in Mißcredit, durch ihre maßlofe DBerfd 
dung an ben Rand des Untergangesd gebracht zu haben. Nach Beendigung bes 
ceſſes Fickler Tehrte ich nicht mehr nach Haufe zurück. Die Anftrengungen ver polü 
Bertheivigungen hatten meine ſchwache Geſundheit niebergebrüdt, ich fuchte in 9 
ihre Wiederherftellung und ärztliche Hülfe zu finden. Am 14. Mai wurde ich aut 
Bette geholt; troß meines Eörperlichen Zuſtandes mollte ih nicht zurückbleiben, ich 
den Kampf für die Freiheit rein Halten von allen unfauberen Beftrebungen, ich 
die Heilige Sache nicht fehänden laſſen durch verabfcheuungswürbige Handlungen 
wollte Ordnung handhaben und die Freiheit der Perfonen, fo wie vie Unverletgl 
des Eigenthums, ſchützen. Längere Zeit gelang mir dieſes; ich fuchte alle Ungere 
feiten .zu verhüten, und überall, wo man mich anrief, habe ich mich bemüht, 

Gewaltthätigkeiten zu fchirmen, und zu beweifen, daß felbft bei ver burchgreife 
Staatsumwälzung es möglich fel, die Anarchie fern zu Halten. Mitbürger! Wie 
meine Fähigkeit als Revolutionsmann beurtheilt werben mag, ih habe mein Ga 
rein gehalten, nicht eine einzige Schanbthat habe ich zu verantiworten, nicht einen Ki 
Eured Geldes habe ich leichtfinnig vergeudet, nicht mit einem Heller habe ich mich 

chert. Das aber fage ich Euch, Ihr werdet flaunen, wenn Ihr feiner Zeit vie ! 
nungen feht, wie man mit Euren Gelde gehauft, wie e8 nur Wenige waren, ı 
ohne Eigennug ver Sache des Volkes ſich geopfert, und wie die große Mehrzahl I 
Schritt getban, für welchen fie ſich nicht aus den Kaflen bed Staates hätte bez 
lafien. 

Sogleih im Anfange unferer Revolution zogen fi) Hunderte von Abentenre 
unfer Land; fie pochten darauf, daß fie für vie Freiheit gelitten, fie wollten aus € 
Kaſſen ven baaren, Elingenden Lohn erhalten, vor uniformirten, fchleppfäbeltrage 
Schreibern Fonnte man Faun mehr über die Straßen ver Stadt Karlsruhe gehen; 
Eurem Gelde fihwelgten dieſe Müßiggänger, während Eure Söhne, welche für vie! 
heit des DVaterlandes ihre Bruft ven feinplichen Kugeln ausſetzten, darben mußten; 
wer dieſem Treiben entgegentrat, ver mußte fich einen engherzigen Spießbürger, 
nicht Jeden feiner entgegengefeßten politifchen Meinung wegen A la Winpifchgräf ! 
folgen wollte, einen Reactionair over DVerräther fchelten laſſen. An ber Spige N 
Partei fland Struve, dem ich vor den freiburger Geſchwornengericht nicht als Adre 
fondern als Freund zur Seite ftand, deſſen unfinnige Pläne, den Miniftern 6000 
Beſoldung zu geben und Gefandte nach Nom und Venedig, Agenten nach Peters 
und Ungam zu fchidten, ich verworfen Hatte, deilen Beftreben, alle Stellen mit ſchwe 
Gelde an nichtbabifche Abenteurer zu vergeben, an meinem Widerſtande gefcheitert u 
ben dad Heer wegen feiner perfönlichen Feigheit, die er in Staufen bewieſen, verah 
defien Entfernung aus dem Landes-Ausjchuffe die Armee unbedingt verlangt hatte. 6 
die eingefeßte proviforifche Negierung zu unterflüßen und zu Eräftigen, wie er ed! 
Iprochen, verfuchte dieſer Mann, deſſen Ehrgeiz unter meiner Regierung freilich | 
Nahrung fand, mit Hülfe der Fremden mich zu flürzen und verlegte ſich aufs Leug 
als ich ihm die Macht zeigte, welche feine Pläne zu vernichten, bereit land. Deu 
hatte er nicht den Muth, vom Rathhauſe in feinm Gaſthof zu geben und ich, den 
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eben flürzen wollte, ich habe ihn großmüthig und verachtend mit meinen Leibe gedeckt 
und nah Haufe geführt. Das Volk Hat entſchieden zwiſchen ihm und mir, denn bei 
den Wahlen zur conftituirenden Verſammlung fiel er durch, und nur bei der Erſatzwahl 
im zweiten Bezirk, welcher zuerft mich mit ungefähr 7000 Stimmen erwählt hatte, ges 
lang es ihm, eine Stinmenzahl von ewa 3000 zu erhalten. Meine Hoffnung hatte ich 
auf die conſtituirende Verſammlung gefeßt; ich glaubte, vie aus ven freieften Wahlen 
Berrorgegangenen Vertreter des Volkes würden mein rebliches Beftreben unterftügen und 
fräftigen; ich Habe mich getäufcht; eine Verfammlung, deren Mehrheit aus ganz unfä- 
higen, gewöhnlichen Schreiern beftcht, bot das Eläglichite Bild einer Volksvertretung, 
welche je getagt, und melche ihren gänzlichen Mangel an Einſicht und Kenntnifien hinter 
fogenannten rerolutionatren Anträgen verbergen mollte, die heute zum Beichluß erhoben, 
morgen als unausführbar wieder umgeftoßen werben mußten. Daß ich mit meinen 
gleichgefinnten Freunden dieſen Menſchen ein Dorm im Auge fein mußte, ift Far; nicht 
im Stante, mich zu entfernen, ſuchte man mich zum machtlofen Werkzeuge berabzumürs 
digen; man ſchuf die breiföpfige Dictatur in der von inzelnen Flar ausgefprochenen 
Abſicht, meined Namens fich zu bedienen, aber durch die zwei Mitdictatoren mich im 
Schach zu Halten. Obgleich eine folche Stellung unmwürdig erfcheinen mußte, habe ich 
doch aus Liebe zur Sache mich entfchloffen, fie einzunehmen. Meine beiden Collegen 
babe ich in Karlsruhe faft nie gefehen, fie fanden es für angenehmer, bei ver Armee fi 
herumzutreiben. Mir wurde feine Nachricht vom Kriegsfchauplage gegeben, und boch 
forderte Die conftituirende Verfammlung nur von mir, ald dem allein Anwefenden, Rechen⸗ 
Ihaft über das, morüber ich keine Nachrichten hatte. Alle Berantwortlichfeit wurde mir 
aufgelaben; wenn der KAriegd-Minifter für vie Verpflegung der Truppen, für bie Muni- 
tion und Waffen nicht geforgt, wurde mir die Schuld gegeben, menn ber Finanz⸗Miniſter 
fein Geld berbeigefchafft, follte Ich e8 verantworten, wenn die Armee gefchlagen wurde, 
follte meine Energielofigfeit die Urfache fein. So ftand ich in den legten gefahrvollen 
Tagen allein und verlafien in Karlsruhe, von ven für ihr Leben und ihre Sicherheit 
zitternden Volksvertretern, welche theilweiſe nicht mehr in Karlöruhe zu fchlafen wagten, 
ſtets gebrängt und für Alles verantwortlich gemacht, währenn vie Mitvictatoren bei der 
Armee eine wohlfeile Heldenrolle ſpielten. Dir war, deß giebt es unzählige Zeugen, 
keine Arbeit zu gering, aber ich Ein in ver Page, einer großen Anzahl ver ärgften Maul» 
helden nachzumelfen, daß fie unter allerlei Vorwänden vie gefährlichen Aufträge ald 
„unwürdig“ ablehnten, fich zu anderen aber herbeivrängten, welche fie auf Staatökoften 
fern von dem Plage ver Gefahr entrückten. In Offenburg kam ver neugerwählte Volks⸗ 
vertreter Guſtav Struve zu und und begann feine Wirkjamfeit damit, daß er meine Ent⸗ 
fernung aus ber Regierung verlangte. Als ihm dies als unthunlich gefchilvert wurde, 
wollte er mich mit dem fünften und Ießten Minijterium begnabigen. Er ſprach davon, 
daß vie Thatenlofigkeit ver Negierung an Verrat grenze, er wollte meine näheren Freunde 
befragt haben, welchen Plan ich hege, ob ich nicht mit dem Feinde unterhandeln wolle, 
er verlangte die Anftellung und Verwendung ver Mheinpfälzer, denen wir wahrlich Feine 
Verbindlichkeiten ſchuldig find. Indignirt über ſolche abfcheuliche Behandlung nahm ich 
feinen Theil an den geheimen Berathungen in Freiburg, theilte jedoch vielen Bolkäner- 
tretern meinen entſchiedenen Entſchluß mit, abzutreten, fo bald mir nicht ehrenvolle Ge⸗ 
nugthuung gegenüber ver Struvefchen Machinationen werte. Am 28. Junt Abende 
war bie erfle äffentliche Sigung ver conſtituirenden Verfammlung, in welcher Strube 
den Antrag flellte: „Seven Verſuch einer Unterhanblung mit dem Feinde ald Verrath am 
Vaterlande zu betrachten und zu beftrafen.” Ich mußte mich nach folhen Vorgängen 
dieſem Antrage widerſetzen; ich erklärte, daß ich in veffen Annahme nur ein Mißtrauend- 
Votum erbliden könne, weil folche Unterhandlungen nur von ver Megierung ausgehen 
tönnten, und ein ſolcher Beichluß ohne genügenne Veranlaſſung hoch gar feinen Halt 
Habe. Trotz dieſer beftimmten Erklärung wurde der Antrag bei Namensaufruf mit 28 
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gegen 15 Stimmen angenommen, und der Kampf zwifchen Struve und Breutand war 
zu Gunften des Erſteren entſchieden. Wohl Hatten Einzelne erklärt, daß fie bamit cin 
Mißtrauens⸗Votum nichtabgeben wollten, vie Berfammlung als ſolche bat wies aber nick 
audgefprochen. Ich forvere fie auf, den dieöfallfigen Beſchluß vorzulegen, fie wird bie} 
nicht Eönnen, und muß daher ven Borwurf infamer Lüge, den ich ihr hiermit ins Geſicht 
werfe, hinnehmen. Ich that hierauf, was die Ehre gebietet, ich Iegte meine Stelle als 
Mitglied der Negierung nieder! Wer will mich daran hindern, und wer bat das Hecht, 
mich deshalb des Verraths zu beſchuldigen? Mit Hohnlachen und Verachtung trete ih 
den Buben gegenüber, welche fich berechtigt glauben, den Mann, ver ſchwer mißhandelt 
vom Schauplage zurüdtritt, auch noch in ver Freiheit feiner Handlungsweiſe beeinträd- 
tigen zu dürfen. Ich fürchte Feine Unterfuchungs-Gommiffion und fordere die conſtitri⸗ 
rende Verſammlung auf, die Refultate ihrer Unterfuchung ſchleunigſt dem Volk mitw 
theilen; es Tann dieſe Unterfuchung nur mit einem Siege für mich, mit einer Nieberlag 
für meine Gegner endigen! Doch dieſelbe Berfammlung verſchweigt wohlweislich, daß fr 
am 28. Juni befchlofien bat, des andern Morgens durch eine Deputation mich bitten z 
laffen, daß ich bleiben jolle, mich, ven Verräther, mich, den fie zur wohlverdienten Strafe 
ziehen will! Ich habe wohl berechnen Eönnen, melchen Förperlichen Mißhandlungen ih 
ausgefegt wäre, wenn Ich ver Deputation eine abfchlägige Antwort ertbeilte, daß ich am 
Ende gar noch meiner perfönlicden Freiheit beraubt worden wäre, und beöhalb zog id 
es vor, in ber gaftlichen Schweiz die für mich fo nöthige Ruhe zu fuchen, flatt in Baia 
die Strahlen der Struvefchen Freiheit zu genießen. Ich folle Rechenſchaft ablegen! Heine 
Handlungen liegen offen zu Tage. Geld Habe ich Feines verwaltet, Died geſchah durch 
Beamte, welche feit Jahren beim Kaſſenweſen angeftellt find; mein Gehalt ald Borkam 
der Dietatur befland in einer Tageögebühr von drei Gulden, alle Reifen babe ih af 
eigene Koften gemacht. Uber wenn viejenigen einmal Rechenſchaft ablegen follen, welche 
die Stantögelver vergeudet haben, und die meine Feinde geivorden, weil ich nicht immn 
einivilligte, dann, badiſches Volk! werden Dir die Augen übergehen! Dann, Ihr wackeren 
Krieger! werdet Ihr erfahren, daß, mwährenn Ihr darben mußte, Andere ſchwelgten! 
Von Guſtav Struve fagt die Bolfövertretung, welche mich vor der Unterſuchung einen 
Verräther fchift, und welche zum Hohn auf Recht und Gerechtigkeit ſich felbft zum Hide 
über mich und fie aufmwirft, nichts, und doch ift er ed mit feiner Partei, welcher mich 
geftürzt, um ſich an meine Stelle zu bringen, und nun einen fonft ehrenwerthen Ram 
als Strohmann vorgefchoben, wie man es mit mir verfucht hat. Freilich, das Bel 
würde fi vor dem Regiment eines Struve bedanken, es wird aber dieſes Regiment dech 
fühlen, und am Grabe der Freiheit, am Grabe feiner Söhne wird es zu unterſchede 
wifien, wer fein Freund war und wer nur dem Eigennutze und ber Herrichfucht fröhek. 
Und wenn die Zeit fonımt, wo dad Volk meiner bedarf, wird fein Muf nicht vergeiül 
an mein Ohr tönen! Niemals aber werde ich mich bereit finden laflen, einer Schredea® 
berrfchaft zu dienen, melche fi) nur erhalten kann durch Thaten, wie wir fie von rim 
Windifhgräg und Wrangel gehört und verabfcheut haben. Mitbürger! ich bin nidt a 
Einzelnheiten eingegangen, ich habe Euch nur in Umriffen dad Bild gezeichnet, weh 
audzumalen einer fpäteren Zeit vorbehalten bleibt. Von den Fürften ein Hochberräthe, 
von Euren Vertretern in Freiburg ein Landeöperräther genannt, überlafie ich Cuch ie 
Urtheil, ob ich folche Behandlung verdient habe.“ 


2.| Das prosiforifche Bundes-Schiebsgericht wird unter dem Vorſitze des vormallga 


preußifchen Minifters v. Düshberg zu Erfurt inftallirt. 


2. | Anderweites Schreiben des Miniſters v. d. Pforten an ben k. preußifcen Mer 


fter- Präfidenten. 
Die vertraulichen Beſprechungen, welche der Unterzeichnete mit dem General IR 
Nabowik über ben Verfaffungs-Enttvurf vom 28. Mai gepflogen hat, haben dahin pe 
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führt, daß die gegenfeitigen Anfichten über die von ver baierifchen Megierung beanftan- 
deten Punkte feflgeftellt wurben; und wenn auch nicht eine Vereinigung erzielt werben 
Eonnte, fo find doch Grundlagen für eine meitere Verhandlung gewonnen. Damit jeboch 
der Unterzeichnete feiner höchften Regierung genügenven Bericht erflatten kann, hält er 
es für nothiwenbig, darüber, wie er vie augenblickliche Lage auffafien zu müſſen glaubt, 
fi) gegen Ew. audzufprechen und um eine gefällige Rüdäußerung zu erfuchen. 

Der Inhalt der zwifchen dem General von Radowitz und dem Unterzeichneten ges 
pflogenen Verhandlungen darf, ald Em. bekannt, vorausgeſetzt werden. Es wird aber 
für Die von der baieriſchen Regierung zunädhit zu faſſenden Entfchließungen darauf an= 
fommen , ob bie Erklärungen des Generals con Radowitz von Ew. für geeignet erachtet 
werden, um fie zur Baſis officeller Verhandlungen zu machen. Dabei fann der Un⸗ 
terzeichnete nicht unterlaffen, gegen Ew. die Beſorgniß audzufprechen, daß unter ven von 
dem General von Radowitz unverändert feftgehaltenen Punkten mehrere find, welche einer 
Einigung über den Verfaſſungo⸗Entwurf große Schwierigkeiten bereiten werden. 

Auch nach der modificirten Faſſung des dritten Abfchnittes, toelche General von 
NRadowitz dem Unterzeichneten mitgetheilt hat, bleibt die Reichs-Vorſtandſchaft in einer 
Weiſe geftaltet, welche theild die fortdauernde Verbindung zwiſchen Defterreich und dem 
übrigen Deutſchland in Frage flellt, theild ven einzelnen deutſchen Staaten Opfer aufer- 
legt, die gerade für Baiern eine erhöhte Bereutung gewinnen. Eben fo iverden im 
zweiten und fechiten Abfchnitte Beftimmungen feftgebalten, in Folge deren richtige Grund⸗ 
lagen der materiellen Wohlfahrt ver balerifchen Staatöangehörigen erheblichen Gefahren 
ausgelegt fein würden. Der Unterzeichnete ift daher auch nicht in dem alle, dieſen 
Beflimmungen im Namen der baierifchen Megierung beitreten zu fönnen. 

Für den im Interefle ned Geſammtvaterlandes wie ber einzelnen Staaten gleich 
wũnſchenswerthen Fall, daß eine Befeitigung der angeveuteten Schwierigkeiten durch wei⸗ 
tere Berbandlungen gefunden werben koͤnne, wird aber noch eine Verſtändigung darüber 
nothirendig werben, in welcher Form die Verfailungd= Angelegenheit zum Abfchluffe ge: 
bracht werben koͤnne. Der Unterzeichnete geht von der Anſicht aus, daß ber Beitritt 
Baiernd zu dem proviſoriſchen Bündniſſe der drei Königreiche nicht als Vorbedingung 
für gemeinfchaftliche Berufung eines Reichstages zu betrachten fei, darauf kommt es 
vielmehr an, daß man fich über das Wahlgefeb und über ven an ven Reichstag zu brin- 
genden Verfaffungsentivurf einige. 

Was zunächft das Wahlgefeh anlangt, fo flimmt vie haierifche Regierung ganz da⸗ 
mit überein, daß das in Frankfurt befchlofiene Wahlgefeh als definitiv beieitigt betrach⸗ 
tet werden müfle. Sie erkennt die weientlichen Vorzüge des Wahlgeleged vom 28. Mai 
an, und ift auch bereit, wenn vie Einigung hierdurch bedingt wire, die Wahl nach diefem 
Geſetze vornehmen zu lafien; es iſt jenoch ebenfalls unverkennbar, daß einzelne Beſtim⸗ 
mungen dieſes Oefehes in der Ausführung auf große Schwierigkeiten floßen werden, 
namentlich im Zufammenhalte mit ven Randeögefeßgebungen über Wahlrecht und Heimat» 
Berechtigung, und die baieriſche Regierung glaubt fich daher vorbehalten zu müfjen, ent⸗ 
weder die nach den inneren Zuftänden Baierns nothwendigen Modificationen durch eine 
Wahlverordnung audzufprechen, oder Außerftenfalles dasjenige Wahlgejeß zur Anwendung 
zu bringen, welches im vorigen Jahre in Baiern für die Wahlen nad) Frankfurt erlafien 
worden fl. 

Die Berfaflungs- Beftimmungen felbft würden in ver Weife an ven Neichätag zu 
bringen fein, daß diejenigen Mobificationen des Entwurfed vom 28. Mai, über welche 
die Regierungen unter fich einig würden, zugleih mit dem Entwurfe felbft als integri- 
rende Theile deſſelben dem Reichstage vorgelegt würden, und daß ein Abgehen bavon, 
fo wie von dem Entwurfe überhaupt ohne Einftimmigfeit ver Negierungen nicht flatt« 
finden könnte. Hierzu müßten fich die Megierungen gegenfeitig ausdrücklich verpflichten. 

Wenn fi}, wie vorausſichtlich, die Berufung des Reichstages noch verzögert, fo 


2. Juli. 3. 


würbe es fich als nothwendig varftellen, jene Mopificationen des Entwurfes nicht bis 
zur Eröffnung des Reichsſstages geheim zu halten. Die baterifihe Regierung würde «6 
der Stimmung des Landed gegenüber nicht übernehmen koͤnnen, zu erklären, daß fie fih 
mit der preußlfchen Regierung geeinigt habe, ohne zugleich audzufprechen, daß umb welche 
Mopificationen des Entwurfes durch Liebereinfunft feſtgeſtellt worden feien 


2. | Schreiben des Reichs⸗Kriegsminiſters Fürften Wittgenftein an S. 8. H. den Prin 


zen von Preußen: „Durch den k. k. Hrn. Oberften Singer, welder & 8 9. 
in Kuppenheim die Ehre hatte aufzumarten, erfahre ich, daß dem Peucker'ſchen 
Corps Reichstruppen vielleicht der Auftrag werden Fönnte, zwilchen Billingen, 
Donauefhingen und Neuftadt fi zu etabliren, refp. gegen Freiburg hervor 
brechen. Das Reihe: Kriegs-Minifterium, welchem ein bei Bregenz concenkir: 
tes k. k. öftrrreichifches Truppen-Corps zur Verfügung fleht, würde folches ver 
wenden fönnen, um ben Hrn. Generalstieutenant v. Peuder zu verflärfen, oder 
ibm als Referve zu dienen. Der k. fächfifhe Mafor v. Wigleben, weicher bie 
Ehre haben wird, E. K. H. diefe Depeſche unterthänigft vorzulegen, iſt u 
gleich der Träger einer Marſchordre für das bezeichnete öfterreichifche Korps. — 
In der Ungewißheit, ob E. 8. H. den Marih ber Defterreicher wünſchen, 
habe ich den Ueberbringer angewiefen, Höcftdero Befehle entgegenzunehmen, 
ob er hierher zurüdfehren, oder feine Reife nad Bregenz fortzufegen habe.“ 


2.| om preußifchen erflen Armeecorps trifft der Vortrab in Offenburg, bie Haupt 


maffe zmwifchen Kehl und enden ein. 


2.Erlaß des ©. H. badiſchen Finanz Minifleriumd: „Vom Advokaten Heuniſch, 


dem fogenannten Finanz⸗Miniſter der hochverrätheriſchen Partei, bie ſich ſeit 
mehreren Wochen die Regierungs-Gewalt im Großherzogtum anzumaßen ge 
wagt hat, ift furz vor der Flucht der Empörer von hier unter der Firma bed 
Großherzoglihen Finanz. Minifteriums eine Weifung an ſämmtliche Staaislaſ⸗ 
fen erlaffen worden, ihre Kaffenbeftände fortan nad Offenburg, dem angebligen 
Site der GeneralsStantsfaffe, abzuliefern. Wir werben nicht irren, wenn ir 
annehmen, daß fümmtliche Großherzogliche Kaſſen diefer Weifung Feine Felze 
geben, daß fie biefelbe vielmehr ald das erfennen, was fie ift, eim weite 
Berfuch zur Beraubung des Landes, welches die Empörer bie jegt und nam 
Yich auch durch ihren jüngften, mittelft unferer Berfündigung vom Zäften v. R. 
zur allgemeinen Kenntniß gebrachten Kaſſenraub auf das unerhörtefte beſtohier 
haben. Die Grogherzogliche General-Stantsfaffe, eben fo wie bie Großherpo⸗ 
liche Amortifationsfaffe haben forthin ihren Sig dahier, und nur an ſie, 
nicht am eine angebliche Generalfaffe in Offenburg, Freiburg ober font m, 
bürfen Staatögelber abgeliefert werben.‘ 


2. | Die erften Flüchtlinge der revolutionairen badifhen Armee — zweihundert Poln, 


die allerdings am meiften zu fürchten haben — geben bei Bafel auf das ©r 
biet der Eidgenoffenfchaft über. 


2. | Treffen unweit Komorn, auf dem rechten Donauufer. Unverfennbar hat fih die 


öfterreichifche Armee (erftes und Reſerve⸗Corps, nebft ber ruſſiſchen Diviim 
Paniutin) unter den Augen des Kaiſers mit großer Auszeichnung geichlagn, 
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auch fieben Geſchütze erobert, aber einen bedeutenden Erfolg nicht erlangen 
koͤnnen, ba den Inſurgenten der Rückzug hinter ihre weitläuftigen Verſchanzun⸗ 
gen geſichert blieb. Die Oeſterreicher verlieren 29 Offiziere. 


3. Der f. preußiſche Miniſter-Präſident Graf v. Brandenburg an ben k. baierſchen 
Minifter der auswärtigen Angelegenheiten. 

Der Unterzeichnete hat vie Ehre gehabt, die beiden gefülligen Mittheilungen Seiner 
Excellenz, des k. baieriſchen Minifterd der auswärtigen Angelegenheiten, Seren bon ber 
Pfordten, vom Iften und 2ten d. M. zu erhalten, welche jich auf vie Mefultate der flatt« 
gefundenen Beiprechungen über die Bildung einer neuen proviſoriſchen Gentralgetwalt und 
über die für eine vefinitive Geftaltung ver deutſchen Verhältniſſe feftzuftellennden Grund⸗ 
züge beziehen, und beehrt fich Folgendes darauf zu erwiedern, um die Unficht und vie 
leitenden Srundfähe der k. Regierung zufammenfailend varzulegen. 

Die €. Regierung ift von Anfang an, ſowohl bei den Gonferenzen, welche zu dem 
Abfchluß des Bündniſſes zwifchen Preußen, Sachien und Hannover geführt haben, als 
bei ihren Verhandlungen mit dem k. E. öfterreichifchen Cabinet davon ausgegangen, daß 
beide Gegenflände im innigften Zuſammenhange flehen, und daß eine neue proniforifche 
Drdnung nur dann eine wahrhaft heilfame Wirkung in Deutichland üben könne, wenn 
man der Nation zugleich die fichere Ausficht auf eine, ihren wahren Bebürfnifien ent⸗ 
ſprechende, definitive Verfaſſung darbiete, durch welche die feit längerer Zeit dad Gefammt- 
Vaterland erfchütternde Kriſis beendigt werde. Hierüber eine Einigung unter den Re⸗ 
gierungen zu erzielen, war einer ber meientlichiten Zwecke des eingegangenen Bündniſſes, 
und es verfieht ſich von felbft, daß die Erreichung dieſes angeftrebten Ziele durch die 
zu treffenden proviforifchen Einrichtungen eben fo wenig in Frage geftellt werben Tann, 
als vie Eriftenz und Entwidelung des Bünbnifjes felbft, welches ſich innerhalb ver Ver⸗ 
träge von 1815 bewegt. 

Unter diefen Vorausſetzungen erkennt die £. Regierung das Bedürfniß eines allge- 
mein anerkannten Organs für den deutfchen Bund vollkommen an, und iſt, in Ueber⸗ 
einflimmung wit ihren früheren Erflärungen, auch jeßt bereit, vie Hand zur Errichtung 
eines folchen zu bieten. Daß die ‚Serftellung des früheren Bundestages, welcher nad 
bene Erlöfchen ver bisherigen Central⸗Gewalt zunächit wieder in feine Rechte eintreten 
würde, auf große Schwierigkeiten flogen und wenig geeignet fein dürfte, dad Vertrauen 
der Nation zu erweden, wird auch von ven übrigen Regierungen anerkannt. Indem 
e8 nun darauf ankommt, die angemeffene Form für ein neues prociforifched Organ zu 
finden, Hat die k. Regierung die darauf bezüglichen, anbeutungswelfe gemachten Vorfchläge 
Defterreichd und Baierns bereitwillig entgegengenommen, und wenn fie fich bei den bis⸗ 
berigen Befprechungen darauf hat beichränken müſſen, die Voraudfegungen auszuſprechen, 
unter welchen fie überhaupt auf eine Verhandlung über dieſen Gegenitand.eingeben kann, 
fo Tann fie doch keinen Anftand nehmen, jene Vorfchläge in Gemeinfchaft mit ihren 
Verbündeten in Erwägung zu ziehen, dad Ergebniß der Berathungen wird fie, ſobald 
als möglich, dem k. baterifchen, wie dem k. öfterreichifchen Gabinet mittheilen. 

Denſelben Standpunft muß die k. Regierung fefthalten in Betreff der Andeutungen, 
welche S. &. ver Herr Minifter von der Pforbten In Bezug auf bie definitive Geftaltung 
der Verfaſſung gemacht. 

Welches große Gewicht fie auf die Erreichung eines Cinverfiänpniffed mit ver.®. 
baierifchen Regierung legt, darüber bat fie keinen Zweifel übrig laſſen können. Sie hat 
die Hoffnung darauf um fo weniger biöher aufgeben Eönnen und wollen, ald Baiern 
fich feine fchliegliche Erflärung über die früheren Verhandlungen, an welchen ver E. baie⸗ 
riſche Geſandte im vollen Umfange Theil genommen, vorbehalten hatte. Die €. Regie 
rung bat daher die Frage um den Beitritt Baiernd Immer noch als eine offene betrach⸗ 
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tet, und fie bat fich in verfelben entgegenfommenden Weife ben Wunſchen Baier 
gegenüber verhalten, wie den Wünfchen Sachfend und Hannovers. 

Das aufrichtige und ernftliche Beftreben, zu einen Einverflänpniffe mit Baiern zu 
gelangen, wird ©. €. der Hear Minifter von der Pfordten auch in bem vertraulichen 
Beſprechungen erfannt haben, welche bier und namentlich in Bezug auf die in Artikel IL 
enthaltenen Beſtimmungen ftattgefunden haben, und in melden wir bis am biejenige 
Grenze gegangen find, welche einerfeitd durch die unabänderlichen Grundlagen des Bur- 
desſtaates, andererfeit3 durch den hohen Werth bezeichnet werben, welchen wir auf ven 
Beitritt Baierns legen. Wenn die k. Regierung mit Bedauern bat erjehen mäflen, vaf 
bie weſentliche Schwierigkeit noch Immer in jenem Artikel liegt, während in anderen Be: 
ziehungen eine Einigung leichter zu erzielen fein vürfte, fo glaubt fie doch um fo wenige 
annehmen zu dürfen, daß Baiern auf den von ihm geltend gemachten Bedenken una 
änderlich beharren were, jemehr fie felbft ſich bereit gezeigt bat, vie Anknüpfungspunft 
darzubieten, melche innerhalb der feftzubaltenden Principien eine Verſtaͤndigung moͤglich 
machen. Wenn nun das k. baierifche Cabinet fich hiervon überzeugen Tann, fo wärk 
bie E. Regierung von demſelben auf dieſer Bafid eine Erklärung erwarten, um fie ihre 
Verbündeten vorlegen und eine eingehende Verhandlung varüber eröffnen zu Eönnen. 

Die auf diefem Wege hoffentlich zu erzielenve Einigung über bie weſentlichen Punkte 
wird alsdann die Grundlage der Inftruction für die Gommiffarien bilden, welche ron 
Seiten der Negierungen auf dem zu berufenden Reichstage die gemeinfamen Vorlages 
vom 28. Mai zu vertreten, und bort vie Erklärungen über bie zuläfligen Mobificatienen 
abzugeben haben mürben. 

Es wird alddann nicht mehr ſchwierig fein, bie Verfländigung über die Frage p 
finden, in welcher Form die Verfaffungd- Angelegenheit zum vollen Abſchluß gebrach 
werben koͤnne. 


Antwort S. K. H. des Prinzen von Preußen an ven großherzoglich heſſi— 


(hen Generals Lieutenant Prinzen von Wittgenftein: „Ew. Durchlauf 
Schreiben vom geftrigen Tage habe ich die Ehre gehabt, heute durch den Ma- 
for von Witzleben zu erhalten, und erwiedere auf daffelbe ganz ergebenft, daf 
mir von S. M. dem Könige von Preußen, in Folge directer Requifition der 
großherzogl. badifchen Regierung und nächftdem auf Grund bed zwifchen Prex 
fen und Baden abgefchlofienen und Em. Durdlaudt gewiß nicht unbefanaten 
Bündniffes, die Aufgabe geworben ift, das Großherzogihum zu pacificiren, eine 
Aufgabe die ih auch mit den mir zu Gebote flehenden Kräften zu erfüllen wer 
mag; daß ſich die großherzogl. Negierung gleichzeitig noch an andere Mädke 
in gleicher Abficht gewandt haben follte, ift mir gänzlich unbefannt, und wit 
dies auch den Grundzügen jenes Bündniffes völlig entgegen. Sollte die I. 
preußifche Regierung der Cooperation f. k. öfterreichifher Truppen irgendrie 
bedürfen, fo Liegt e8 wohl in der Natur der Sache, daß S. M. der Aiık 
von Preußen bei der engen Freundſchaft beider Höfe fih unmittelbar nad Bin 
wenden twürbe, eben fo wie Defterreich in einem ähnlichen Falle. gleiches i 
Berlin beanfpruchen dürfte.‘ 


Das vierte ruffiihe Corps rückt in Debrerzin ein. Es fcheint dies ein eiger 


thümlicher Einfall des General Ticheofadev, oder die Ausführung einer ſchel 
wieder aufgegebenen Idee des Oberbefehlshabers gewefen zu feyn, denn pi 
Tage fpäter verließen die Ruſſen den Ort, um hinter bie Theis zurüdgehen 
fih der Donau zu nähern. 


4. Juli. A. 13 


8. | Zweite Schreiben des Neihö-Kriegeminifters an S. K. H. den Prinzen von 
Greußen: „Ew. 8. H. gnädiged Schreiben vom 3. Juli d. 3., welches Mas 
jor v. Witzleben mir geftern zuftellte, muß mich veranlaſſen, Höchfidenfelben die 
Abſchrift eines Geſuches der großherzogl. babifchen Regierung vom 25. Mai 
d. 3. unterthänigft vorzulegen, in Folge deflen man bieffeits eine Divifion 
Reichstruppen an ber heſſiſch⸗ badifchen Grenze vorläufig aufgeftellt Hatte, um dem 
weitern Umfihgreifen der Inſurrection mit gutem Erfolg Schranken zu fegen. 
Sobald das Borrüden ber k. preußiichen Truppen dies möglich machte, hat 
man noch eine weitere Divifion an den Nedar vorgeben laſſen, und auf biefe 
Weiſe das Corps Reichötruppen gebildet, welches unter Commando bes k. preußi- 
ſchen General-Lieutenants v. Peuder fehr wefentlich zu den Erfolgen beigetragen 
hat, die E. K. H. an der Spige zweier k. preußifcher Armeecorpe in glänzen- 
ber Weife erfochten haben. — Ich abfirahire vor ber Hanb davon, f. k. öfters 
reichifche Truppen in Baden einrüden zu laſſen, weil & 8. H. diefen Ein- 
marfch nicht wünfchen, muß mir jedoch, um bie Stellung ber beutfchen Cen⸗ 
trafgewalt zu wahren, die ehrerbietigfie Bemerfung erlauben, daß das Reichs⸗ 
Kriegsminifterium fich für berechtigt Halten muß, das in Baden Fämpfende 
Corps Reichötruppen fe nach den Umſtänden durch andere Reichötruppen zu 
verflärfen. Das in Bregenz concentrirte Corps iſt von Defterreih in Erfül- 
lung feiner Bundbespflicht zur Dispofition der Centralgewalt geftellt, und würde 
daher als Reichötruppen auch in dem Großherzogthum Baben verwendet wer- 
den fünnen, ohne daß eine besfallfige Nequifition k. preußiicher Seits bei dem 
k. 8. öfterreichifchen Gouvernement ſich als nothwendig herausftellen bürfte.’ 

4. | Schreiben des bergifchsmärfifchen Comité zur Unterſtützung verwundeter vaterlän- 
bifcher Krieger an S. K. H. den Prinzen von Preußen: „Ew. Rönigl. Ho⸗ 
heit haben das Panier unferes Baterlanbes, unter dem unfere Väter gefämpft, 
geblutet, und gefiegt haben, von neuem erhoben, und find dem Süden des beut- 
ſchen Baterlandes entgegen gegangen, der unfeligen Rebellion ein Ende zu 
machen. Siegreich hat Preußens Adler bei Waghäufel, Durlach, Eppingen 
feine Fittiche entfaltet; jedes Preußenherz fchlägt ihmen entgegen und blickt auf 
Sie, der fchon in dem Befreiungsfriege freudig dem Siege entgegenzog. 

Wir aber bliden in diefen Tagen befonders auf Ew. Königl. Hoheit. Es 
iſt das Landwehr -Bataillon 16ten Infanterfe-Regiments, das Bataillon unfes 
rer Heimat, das bei Waghäufel, Durlach, Eppingen gezeigt hat, daß es wie 
feine Bäter, bei Ligny und Waterloo, gekämpft und geftegt habe. Ew. Hoheit 
haben es zum Kampfe und Siege geführt, find Zeuge geweſen, wie die Söhne 
unferer Städte und Dörfer Blut und Leben zu vergießen und zu opfern vers 
ſtehen. 

Das fordert uns auf, E. R H. uns zu nahen und Ihnen unſeren tiefge⸗ 
fühlten Dank augzufprechen, biefen Danf aber nicht bei Worten bewenden zu 
lafien, fondern €. 8. H., in Berüdfichtigung der vielen verwunbeten Krieger bee 
preugiichen Heeres, anbei 1000 Thlr. unter der Bemerkung, daß eine gleich große 
Summe €. 8. H. durch das Kriegeminifterium aus ber Kafle des unterzeich⸗ 
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neten Comité's zufließen wird, gehorfamft zu überienden, um ben ven 
preußgiihen Kriegen, ohne Unterfchieb bed Regiments und ver Wale 
Unterftügung und Pflege hochgeneigteft zufommen und ihnen eröffnen ı 
bag wir iprer ſtets gebächten, auf fie mit freubigem Etolze binbiiden ı 
zufolge unfere Bemühungen in möglichft großem Mapfabe fortſetzen u 

Schlieplid erlauben wir uns noch die Bitte, welche wir bereits g 
Adfutanten & K. H., Grafen von der Goltz, audgefprochen haben: ( 
wollen anzubefehlen geruben, daß an ben Prüfibenten unferes Gomite’s, 
Lieutenant Harkort I., eine Lifte ſämmtlicher verwunbeter und gebliebe 
ger unfered preußifchen Heeres, bie unter E. 8. H. Oberbefehl ſieher 
ſandt werbe, damit wir den und vorgefeßten Zwed unſeres Gomite's 
wie möglich zu erreichen im Stande find, und dem deshalb zu exlafles 
rufe die Liften zu Grunde legen zu Fönnen. 

E. 8. H. ferneren Sieg wünfchend und Sie und unfer Heer bi 
gen Obhut Gottes empfehlend.“ 


4. | Erlaß aus dem Hauptquartier tes erften preußifchen Armeecorpe zu O 


Nachdem eine Anzahl der zum Aufruhr verleiteten Soldaten ber in 
verfanmmelten Infanterie, Cavallerie und Artillerie der badiſchen Aru 
den 4. Juli durch Abgeordnete freiwillig ihre Unterwerfung angekündi— 
fo wird benfelben hierdurch befannt gemacht, daß die Proclamation € 
bes Großherzogs vom 2ten v. M. zwar nur benen volle Amnefie : 
welche fih freiwillig und vor dem Kampfe gegen die Bunbesgenofle 
deffelben unterworfen haben, daß dagegen der commandirende preußifd 
ral, General Lieutenant v. Hirfchfeld, in Anfehung defien, daß ihnen 
lamation S. K. H. des Großherzogs früher nicht befannt geworden, m 
ben in Rreiburg gute Dienfte geleitet, auch für die jegt noch frei 
unterwerfenden Militnirperfonen bei S. 8. H. Amneftie zu beantra 
fpricht. Dagegen legt Se. Ercellenz den in Freiburg befindlichen M 
ten, welche fi des Vortheils der Verwendung erfreuen wollen, bie 9 
tung auf, fihb am Tten d. M. Morgend 10 Uhr mit voller Audrüfı 
Pferden und Geſchützen, ordnungsmäßig rangirt, in Riegel zu ftellen, 
unverweigerlich denjenigen Anordnungen zu fügen, welche dieſſeits ir 
ihrer im Intereſſe des großherzoglichen Dienftes für nothwendig erachtet ! 


5. | Vollziehung der Nutificationdslirfunde über den Beitritt S. 9. bes Her) 


Anhalt:Bernburg zu dem berliner Bündniffe. 


5! S. 8. H. der Großherzog von Heflen tritt dem berliner Bundniſſe bei. 


6. 


Die bedeutend verſtärkte Beſatzung von Fridericia macht vor Tagesanbri 


großen Ausfall. Nach dem beftigſten Kampfe müſſen die Schleswig⸗ 
mit dem Verluſte von ungefähr zweitauſend achthundert Mann weich 
dem Feinde acht und zwanzig Geſchütze überlaſſen. Letzterer büßte nad 
amtlicher Angabe 75 Offiziere, 1852 Mann ein. 

Da bie Böswilligfeit auch an diefes Ereignig hämilche Inſinuation 
das preußiſche Ober⸗Commando gefnüpft hat, glauben wir folgende T 
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beibringen zu follen. Der Befehlshaber bes Belagerung» Corps Tannte bie 
feindliche Berftärfung und durchfchaute deren Zweck, wie feine am Bten gegen 
Abend beim Generals Lieutenant v. Prittwig eingegangene Meldung beweiſt. 
Ehe fie einlief hatte der letztere die durch einen dänifchen Deferteur gegebene 
Nachricht mitgetheilt: es fey allgemein von einer Unternehmung bei Fridericia 
bie Rebe, und zugleich ben DBefehlöhaber des Belagerungs⸗Corps benachrichtigt, 
dag er ſowohl bei Beile als Kolding Verftärfungen finden werde. Wenn bie 
am Bten desfalls erlaſſenen Befehle den Gten Mittags noch nicht ausgeführt 
waren, fo liegt der Grund davon lediglich in der bedeutenden Entfernung, wie 
ber flüchtigſte Blick auf die Karte lehrt. 

Der Stedbrief gegen den Advolat Erbe erneuert, nachdem ber Grund zur Zurück⸗ 


ziehung veflelben (6. 12 April) weggefallen. 
Der Prinz von Preußen zieht an der Spite einer Divifion in Freiburg ein. 
Der Bortrab bed Peuckerſchen Corps erreicht Donauefchingen, eined heftigen 
Widerſtandes gewärtig, weil dort die Nefte der revolutionairen Regierung und 
Armee Halt gemadt. Allein fchon in der Nacht vorher war Alles in größter 
Unordnung, die Hänptlinge mit bedeutenden Summen, nad der ſchweizer Grenze 
entwichen, nachdem man dem Fürften von Fürftenberg durch Raub und Plündes 
rung große Verluſte zugefügt hatte. 
Raftabt wird ans vierzehn Feldgeichügen beſchoſſen. 
Sircular- Schreiben des preußiichen Minifters des Innern an bie Regierungs- 
Praͤſidien. 
Der 6. 28. der Wahlordnung vom 30. Mai d. I. hat mich ermächtigt, den Tag 
der Wahl der Abgeorbneten feftzufeßen. Ich beftimme als ſolchen den 27. Juli d. 9. 
Diefer Termin iſt durch die Amtöblätter und außerdem jedem Wahl» Commtifjarius bes 
kannt zu machen, auch dafür zu forgen, daß die formellen Beſtimmungen der Wahlord⸗ 
nımg überall gleichmäßig zur Anwendung Tommen. Hierdurch ift aber Em. x. Aufgabe 
und bie Aufgabe der Ihnen nachgeorbneten Behörden nicht erfchöpft; es liegt Ihnen ob, 
den Inhalt der Veroronung über die Ausführung der Wahl gegen Mißdeutungen, und 
das Ergebniß der Wahl gegen ungefeßliche Einwirkungen der Partei in Schuß zu neh⸗ 
men, weldhe an bie von ihr gewünfchte Mangelhaftigkeit ver Wahl, oder an deren erfirebte 
Bereitelung ihre lehte Hoffnung zu Enüpfen fcheint. So entichieven eine amtliche Ein- 
wirkung auf den Ausfall ver Wahlen zu mißbilligen wäre, fo gewiß liegt es in dem 
Berufe der Behörben, jeder falichen Auffaſſung der Wahlordnung, jeder Verbächtigung 
ihrer Zwecke und Beweggrimde — durch Belehrung und Verſtaͤndigung — der verfuch- 
tm Einfhüchterung der Wähler aber durch alle gefehlichen Mittel entgegenzutreten. Die 
jenigen, welche überhaupt Orbnung und Geſetz aufrecht zu erhalten haben, find namentlich 
dafür verantwortlich, daß von dem entſcheidungsvollen Wahlakt jeder flörende Einfluß 
fern, und dem Willen der Wähler die volle Freiheit bleibe. In dieſer Hinficht empfehle 
ich beſonders die firenge Ausführung bed F. 22. a. a. D., welcher in den Wahlverfanm« 
Inngen jede Diseuffion unterfagt und Beſchlußnahmen nicht geftattet. Der Wahltermin 
it einzig und allein zur Stimm» Abgabe beftimmt, und e8 muß von denjenigen, welche 
in ihm erſcheinen, vorausgeſeht werben, daß fie zu biefem Zweck erfcheinen. Sollten 
daher einzelne Wäßter, ſtatt zu wählen, in allgemeinen Proteften fich ergehen, fo wurden 
fie dadurch die Regeln des Wahlaftes verlegen und als foldye, die Unordnung in bie 
Wahlhaudlung zu bringen beabfihtigen, denjenigen Maßregeln zu unterwerfen ſeyn, welche 
der Wahkorficher zur srnungsmäßigen Behandlung des Wahlgeſchafts für erforderlich 
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erachtet. Deögleichen müflen da, wo geiraltthätige Störungen der Wahlen zu ieh 
feyn möchten, Mittel, ihnen mit Erfolg zu begegnen und dem Geſetze Geltung zu 
fhaffen, bereit gehalten und erforderlichen Falles mit Nachdruck angewendet werden. 
Negierung St. Majeftät des Königs ift ſich bewußt, frei von allen, dem Geil 
Derfaffungd Urkunde widerftrebenden Tendenzen, einen Wahlmodus verändert zu | 


der den Ausfall der Wahl zu einer Unmahrbeit machte, weil er vie Mannigfal 


der Lebensverhaltniſſe, die vielgetheilte Ungleichheit ver Bildung und des Beftged ign 
diefe Grundlagen des Volkslebens und feiner naturgemäßen Entwidelung dem ! 
der Kopfzahl und den daran fich knüpfenden unberechtigten Einwirfungen unters! 
Iener Wahlmodus, hervorgegangen aus einer mächtig aufgeregten Zeit ſtaatlich 
ſchütterung, Hat dem Lande zweimal eine parlamentarifche Wirkſamkeit vorgeführ 
nach dem Zeugniß ihrer Erfolge Keine Kraft zum Schaffen, aber eine fo große ( 
im Verneinen befaß, daß jegt die urtheilsfähige Mehrheit über die Unmöglichkeit en 
auf diefen Wege zur Ruhe und Wohlfahrt des Landes zu gelangen. Jemehr abı 
ſolche Volkövertretung zur innerlichen Aufreibung und Zerrüttung zu führen drohte 
mehr wandte fich der gefunde Sinn des Volkes von der früheren Erregtheit zur S 
nenbeit und zur ruhigen Erwägung. Es bildete ſich ein unverfennbarer Umſchwi 
der öffentlihen Meinung, welcher vor Allem die Mäßigung wechſelſeitiger Geg 
verlangte. Diefes Ziel war nicht zu erreichen, ohne Aenberung bed Wahlmobus 
wenn die Megierung dieſe Aenderung, unter firenger Befthaltung des Wahlrech 
Alle, denen ed einmal gewährt war, bewirft bat, fo hat fie einer gebieterifchen Kor 
der Zeit entfprochen. Weit entfernt, ven conftitutionellen Standpunkt zu verle 
glaubt fie dadurch den Grund zu einer Volksvertretung gelegt zu haben, vie nid 
die auflöfenden, fondern auch die erhaltennen und bildenden Kräfte im Leben bes € 
zur Geltung bringen wird. Diefe Hoffnung aber und ber Zweck der Berorbnung 
vereitelt werben, menn man geftatten mollte, daß bie Wahlen unter dem Terror 
einer aufgeregten Menge vorgenommen und dabei gefegliche Beflimmungen verlegt w 
Die Behörven werben daher in dieſer Beziehung, wie volle Unparteilichkeit, fo auch 
Ernft und Nachdruck zur Anwendung zu bringen haben. Es ift Taum zu beforge 
dieſe Gefichtöpunfte, fofern fie nur beftimmt und deutlich hingeftellt werben, in ! 
Verwaltungs Bezirke mißfannt werden möchten. Die Gefchichte hat inmitten des St 
politifcher Leidenſchaften nicht flillgeflanpen, fonvern ift ihren großen Gang ruhig 
gegangen; durch fehr traurige Thatſachen hat fie auch ven Zweifelnden belehrt, da 
Aufruhr und die methodische Bekämpfung einer flarfen, orbnungsliebenden Regien 
gewalt, mit welchen fcheinbaren Vorwaͤnden man fie auch befchönigen möge, nothw 
zum Derberben führen. Die Entſcheidung über die Lebensfähigkeit gewiſſer em 
Richtungen iſt gefällt, und über die Zivede ihrer Träger und Vertreter waltet kein Zi 
mehr ob, feit fie einen blutigen Krieg in Deutfchland entzündet, Fremdlinge als Bi 
an die Spige ihrer Streiter geftellt und das Ausland zu Hülfe gerufen Haben. — 
fchmachuolle Verfahren hat wenigſtens das Gute getvirkt, daß ein verblendeter Theil 
deutichen und preußiichen Volkes aus den Feſſeln fchwerer Irrthümer befreit, und 
bei den Schwankenden dad Vewußtſein gegründet ift, daß jeht alle edlen Männer, 
Freunde des Vaterlandes ſich die Hand reichen und um bie Grunbfleine der Einheit 
Dronung fchaaren müflen. Wir Preußen dürfen mit gerechtem Stolze auf eine g 
Aufgabe hinblicken. Währenn unfer Heer dazu berufen fcheint, in ben beutfchen © 
die Bollmerke der Schredenäherrichaft nienerzuwerfen, ift es ung beſchieden, bie ı 
Schritte zur Verwirklichung eines einheitlichen Deutfchlands zu thun. Wir werben 
diefed Berufs würdig zeigen, wenn wir in Einigkeit und Treue zunaͤchſt an ben im 
Ausbau unferes engeren Vaterlandes, an die Befeftigung derjenigen Autorität bed 
ſetzes und ber vollziehenden Macht, ohne welche Keine äffentlihe Wohlfahrt denkba 
bie ordnende Band anlegen. Ich gebe mich der Hoffnung hin, daß eine große Me 


7 —8, Auli. 7 —8. 17 





der Wähler den Muth dieſer Ueberzeugung bei den bevorſtehenden Wahlen bethätigen, 
daß fie in gerechter Würdigung ver Lage des Vaterlandes, ohne Nüdficht auf politifche 
Meinungs = Berfchienenheiten, dem Wahlakte ihre volle Theilnahme zuwenden wird, 
IH Halte dafür, daß eine offene Darlegung der thatfächlichen Verhältniffe und der Ab⸗ 
fihten der Regierung, wie ich fie vorſtehend angedeutet habe, am beften geeignet ift, 
den Samen des Mißtrauend und der Zwietracht, für welchen Böstoilligein ven Wahl- 
akte ein fruchthared Feld zu finden hoffen, unfchäplich zu machen, und erfuche Sie, in 
der Ihnen geeignet fcheinenden Weile dahin zu wirken, daß die Wahlen zur Ver⸗ 
Rändigung und zum feſten Aneinanderfchließen Derjenigen führen, welche, bei aller 
Verfchiedenartigkeit der Anfichten über vie Zweckmaͤßigkeit der Mittel, daſſelbe unver⸗ 
rüdbare Ziel vor Augen haben: die feſte Begründung gefeßlich georpneter Zuftände, bie 
dauernde Sicherung der Wohlfahrt des Vaterlandes. 

Alle wegen ber Aachner Unruhen (S. 16. April 1848) Angellagten werden von 
der Jury für nicht fchuldig erklärt. 

Die große Batterie der Venetianer auf der Eifenbahn-Brüde wird bald nad 
Mitternacht durch vier und ſechszig Freiwillige genommen, fann aber begreiflich 
nicht behauptet werben, weshalb die Defterreicher zurüdgeben, nachdem die Ges 
ſchutze vernagelt find. 

Ein vom Feldzeugmeifter Gr. Nugent gefammeltes Nefervecorps bricht aus bem 
Lager bei Pettau nach Ungarn auf. 

Die ruſſiſche Divifion Grabbe befegt St. Kereszt zwiſchen Kremnig und Schemnig. 

A. Ruge vom Criminal⸗Amte zu Leipzig durch Steddriefe verfolgt. — Man 
fannn biefem philosophus ruber nec non abstractissimus eine gewiſſe Biel- 
feitigfeit nicht abfprechen, denn Furz vorher war er auch von ber berliner Crimi⸗ 
nal⸗Behoͤrde ebictaliter vorgeladen worben. 

Ein Ausfall der Beſatzung von Raſtadt wird zurückgewieſen, das Beſchießen ber 
Stadt fortgefegt. Berluft der preußifchen Truppen, 3 Offiziere 85 Mann. 
Tagesbefehl des General-Lieutenant v. Prittwig, Oberbefehlöhaber aller beutfchen 
Truppen in Schleswig-Holftein: „Das Gefecht, welches die ſchleswig⸗holſteini⸗ 
fhen Trupen am 6ten d. M. vor Friedericia beftanden haben, gereicht dem 
Muthe und ber Ausdauer dieſer Truppen zum großen Lobe, und fcheint reich an 
Beifpielen ber tapferften Hingebung und Verachtung der Gefahr geweſen zu 
fein. Bei der Eigenthümlichfeit und Schwierigfeit des Terraing, bei der über- 
rafchend großen Lieberlegenheit des Feindes und der entfchiedenen Angriffsweife 
befielben find bie flattgehabten bedeutenden Berlufte allerdings nicht minder be⸗ 
klagenswerth, jedoch erflärlih. Diefer Tag wird in den Annalen der jungen 
Armee einen bemerfenswerthen Play einnehmen, fich den Erfahrungen anreihen, 
die auch ältere Armeen in gleicher Art gemacht haben, und die das Geſchick 

bes Krieges nicht immer ausſchließt.“ 


8. | Ungefähr zwölfhundert Freiſchärler und deſertirte baierfche Soldaten mit dreizehn 


Gefchügen legen bei Rheinfelden vor dem Grenzpoften der Schweizer die Waf⸗ 
fen nieder, und werben auf eidgenöffifches Gebiet zugelaffen. Ihr Anführer, 
der fogenannte Oberft Blender (S. 20. Mai und 29. Juni) bringt fo einen Raub 
von angeblich fechzigtaufend Franken in Sicherheit. 
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8. | Gegen vorgedachten Blender ergeht ein Tagesbefehl des Ober- Commanbod 
Rebellen, durch welchen er, unter höchft ehrenrührigen Anfchulbigungen, für 
feigen Plünderer und Verräther erflärt, feiner Befehlshaber-Stelle entiegt, 
Sedermann eingelaben wird, ihn verhaftet in das Hauptquartier abzuliefer 

9 | Erlaß des Föniglich hannoverſchen Minifteriumg: 


Der Berlauf, welchen die oͤffentlichen Angelegenheiten in Deutfchland feit e 
Monaten genommen haben, und die Mitiwirtung, welche auch und dabei obgelege 
geben und die Veranlaffung, unfern Mitbürgern gegenüber offen auszufprechen, wi 
die gegenwärtige Lage ver Berhältniffe Deutfchlanns und unfers Landes insbeſonde 
trachten, und was wir glauben von unfern Mitbürgern erwarten zu bürfen, bau 
innere Frieden auch bei umd neu begründet, und Freiheit und Wohlftand gefichert ' 

Die Sefahren des. vergangenen Jahres, bie gerechten Wunſche und Hoffnung 
wie die Irrthümer und Fehler jener Zeit find zu bekannt, als Daß es nothwendig 
hier darüber zu reden. Auch die Bewegungen und Kämpfe, welche in ber Stäs 
fammlung unferd Landes hervorgerufen wurden, bebürfen der Erwähnung nid. 
es fih um das bloße Anerkenntniß ver Giltigkeit aller von der Berfammlung zu { 
furt gefaßten Befchläffe, alfo in der That um nichts weniger als um bie Erife 
Koͤnigsreichs als folchen, ja vielleicht um bie Eriftenz aller ſtaatlichen Ordnung übe 
handelte, durfte die Megierung keinen Anſtand nehmen, fich ihres vollen verfafl 
mäßigen Rechts zu bedienen, indem fie die allgemeine Staͤndeverſammlung erſt vi 
und dann die zweite Kammer auflöfte. 

Seitdem ift e8 den Bemühungen ber Regierungen von Preußen, Sachſen und 
nover gelungen, ihrem zum Helle des Ganzen unentbebrlichen Rechte, daß Deränber 
in der Verfafiung Deutſchlands ohne ihre Zuflimmung unmöglih find, wieder 
zu fchaffen, und Hierdurch iſt nicht allein der feſte Boden für die weitere Ausb 
der Einheit Deutfchlands wieder gewonnen, fondern auch wir erfreuen und eben d 
in friedlicher Ruhe der gefeglichen Freiheit, welche das vorige Jahr und gebrad 
während in denjenigen Rändern, wo man dem entgegengefehten zerftörenden Gru 
am meiften nachgegeben hatte, die Zerrüttung amt fchlimmften geworben iſt, und ı 
Klar berausgeftellt bat, daß das Dringen auf Anerkennung ver franffurter DBerfi 
dort nichtd war, als ein Mittel zum gänzlichen Umſturze. 

Die verbündeten Negierungen haben dem deutſchen Volke offen verkündet, we 
Zweck if. Sie wollen eine Träftige Einigung des gefammten Deutfchlands gegen } 
und innere Feinde, aber fie wollen nicht einen Theil herausreigen, ſondern Deutfi 
erhalten in feiner ganzen Macht und Größe. Sie wollen Kraft in den Beſchlüſſer 
in der Ausführung; aber fie wollen dad Necht der Fürſten nicht zerſtören obe 
allein beilegen. Cie mollen vie Verfaffung fo ordnen, daß In allen nothwendigen ©: 
Einheit fei; aber fie wollen kein weitlaͤuftiges, Eoftfpieliged und verwirrennes Admin 
tionswerk von Oben, Fein Eleinliche8 und ftörended Beauffichtigen und theoretiſches 
greifen in locale Dinge — Behler, woran die Negierungstbhätigfeit der Einzel 
vielfach geicheitert if. Sie wollen ferner Gerechtigkeit für Alle, nicht aber unbebi 
Uebergewicht Derer, die zum Urtheile am wenigften befähigt find. Sie wollm 
Ziele erreichen auf dem Wege des Friedens und der Einigung, nicht durch Zwang 
Unterbrüdung, oder durch Ausftoßen aller Derer, vie fich nicht unbedingt einem allgem 
Sage unteroronen können, fondern durch ernfted Abwaͤgen des wahren Mebürfaiffe 

Sie Haben deshalb zum Schuße von Breiheit und Ordnung, zur Herflellung 
Frieden und Gerechtigkeit ihre Kräfte vereinigt; aber fie haben auch zugleich erflän, 
fie, wie e8 von Alters her veutfche Art und Verfaſſung geweien, ihr Thun und & 
den Geboten des Rechtes unterorbnen tollen. Sie haben, wie es die Bekanntmad 


vom 7. d. M. ergiebt, ven Gerichtshof beſtellt, dem fie fich fofort unterworfen, zul 
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nah ihrem Willen fich baldigſt zu einem Reichsgerichte erweitern wird, welches Deutfch- 
Iand eine Gewähr fein fol, daß vie bloße Polizei nicht wieder das Mecht verichlingen 
fann. Damit haben fie gethan, was in ihrem Rechte und in ihrer Macht lag. 

Der König, unſer allergnäbigfter Herr, bat durch Die großartige aufopfernde Weife, 
mit welcher er auch Hier alle untergeorpneten Bedenken fern gehalten, und unverrüdten 
Schritted die Sachen dem nothwendigen Ziele ver Einigung Deutjchlands in allen 
wahren Berürfnifien zugeführt bat, fih neue Aniprüche auf ven Dank des Landes er⸗ 
worben. Unſere Aufgabe ift nunmehr, das Werf auszuführen. 

Wir Hoffen, daß jene großen Gedanken Vertraum für vie ferneren Anftrengungen 
erwecken, welche und übrig bleiben, um biefelben ind Leben zu führen, und zählen auf 
bie Unterflügung des Volks, wenn es darauf anfommt, durch die nöthigen Einrichtungen, 
namentlich durch Beförderung tüchtiger Wahlen zu dem entſcheidend wichtigen Reichstage, 
der Einheit auch fichtbar Leben und Bedeutung zu. geben. Die nächfte und nothiven- 
bigfte Aufgabe für Alle it aber, im Lande felbft Geſetz und Verfaſſung in völliger 
Geltung zu erhalten, und wo ſolche fehlt, fie wieder zu fchaffen. 

Es find gefährliche Mißverſtaͤndniſſe und Irrthünter in dieſer Beziehung gängig ge⸗ 
worben. Als in Winter der Streit um die Giltigfeit der Grundrechte fich erhob, konn⸗ 
ten Viele in gutem Glauben fi auf die Publication dieſer Befchlüffe durch Die von 
ben Regierungen anerkannte provijoriiche Gentralgewalt berufen, und darauf die Mei⸗ 
nung flüßen, daß denfelben Geſetzeskraft beiwohne. Allein vie Gerichte des Landes 
haben entjchieven, haben jene irrige Meinung verworfen, und die Megierung kann und 
muß Achtung für die Gerichte verlangen. Wenn nun fehon Hierburch fich die Behaup- 
tung der unbebingten Giltigkeit der Grundrechte und der Verſuch, dieſelben thatjächlich 
durchzuſetzen, als lingehorfam gegen die beſtehenden Geſetze varftellt: fo ift dies noch 
mehr der Hall in Anfehung des Entwurfs der Reichsverfaſſung vom 25. März dv. J., 
der felbft die Publication durch die proviſoriſche Gentralgewalt nicht für fich hat. Ab⸗ 
gefehen davon, daß Iehterer fchon durch den Beſchluß vom 28. Juni v. 3. alle Theil⸗ 
nahme an der Begründung des Verfaſſungswerkes verjagt mar, hat viefelbe auch keinen 
Schritt gethan, um dieſem Entiwurfe den Stempel derjenigen Autorität aufzuprüden, 
welche ihr durch die Mebertragung der Macht des Bundestages verliehen war. Don 
einer Anzahl Mitgliever ver Verfammlung unterjchrieben und zum Drud gegeben, Tann 
derſelbe ebenfowenig Geſetzeskraft in Unfpruch nehmen, als irgend ein flänvijcher Be⸗ 
ſchluß, welcher von der Regierung nicht publicirt ift. 

Wenn dennoch zeither Manche fich zu dem Irrthume haben verleiten laffen, dieſe 
Verfaſſung für ein giltiges Gefeg zu Halten, jo kann darin nur eine beflagendwerthe 
Folge ver Verwirrung richtiger Begriffe und eine doppelte Aufforderung erfannt werden, 
einerfeit3 zwar Aeußerungen, vie Eeine weitere Thathandlungen zur Folge gehabt haben, 
lediglich als nicht geichehen zu betrachten, andererjeitd aber ernitlich auf bie Gefahren 
binzumeifen, welche aus folchen Aeußerungen hervorgehen, und dringend vor Handlungen 
zu warnen, welche die jchwerften Verbrechen in fich faſſen Eönnen. 

Schritte, welche darauf gerichtet find, dem Landesherrn auf geſetzwidrige Weile bie 
Ausübung ver Regierungsgewalt unmöglich zu machen, begründen das ſchwere Verbrechen 
des Staatsverraths, und unterliegen ven Strafbeitinnmungen, weldye das Criminal⸗Geſetzbuch 
darüber nach Befchaffenheit der Bälle feitjegt. Für die Aufrechthaltung dieſer Geſetzes⸗ 
Beftimmungen iſt die Negierung ven Könige und dem Lande felbjt verantwortlich, fie 
muß aljo auch ihrerfeitd deren Handhabung von allen Behörben und Obrigkeiten auch 
dann fordern, wenn ſolches auch in einzelnen Kalle jehr ſchwer werben mag. 

Der gefunde Sinn unferes Volks, die Achtung vor den Gefege, die nicht in beredh= 
nenber Beobachtung des Buchitabend beruht, jondern in dem wahren Geiſte der Ehrfurdht, 
der Meblichkeit und Treue mit dem die Vorfchriften deſſelben aufgefaßt werben; die Liebe 
zu König und DBaterland, die bei und noch wohnen, geben und indeſſen bie feſte Hoff⸗ 
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nung, daß die Erkenntniß des Irrthums genügen werde, die bisher Irrenden zu Ihr 
Pflicht zurüczurufen und die wenigen Böswilligen, welche den Irrthum bisher abfichtlih 

| beförbert haben, zuruͤckzuſchrecken. Es ift noch Zeit umzukehren. Die bürgerlidie Ort« 
; nung, bie erfte Bedingung alles äußeren Wohlftannes und Glücks, if noch ungeſchwaͤch; 
an der Abftellung der gegründeten Beſchwerden wird mit Ernſt gearbeitet, die Duden 
ferneren Wohlergebens find noch nicht zerüttet, und der Segen Gottes iſt uns bis jet 
in reichem Maße zu Theil geworden. Mögen wir und denn dieſes Glück erhalten. Ti 
gefegnetften Gegenden unferes deutfchen Baterlanded geben uns jetzt das traurige Beifpid, 
wohin es führt, wenn allmählich die Bande ver Ordnung erfchlaffen, und die Bälle 
fich gewöhnen, Recht, Geſetz und Obrigkeit nicht als Gottes Ordnung und Beringumg 
alles menschlichen Wohlſeins, fondern als Täftigen Zwang zu betrachten, und wie Auf⸗ 
ruhr, Gewalt und die Schreien des Bürgerkrieges denen zur furchtbaren Lehre dienen 
müffen, die auf dem Irrwege des Eigeniwillens fich nicht zurüdhalten Tießen. 

Es ift die Pflicht eines jeden guten Bürgers, biefem Unheil entgegenzuarbeitm, 
indem er felbft das Beiſpiel der Treue, des freiwilligen Gehorſams gegen Beleg wm 
Ordnung giebt, und die Seinigen zu gleicher Gefinnung anleitet. Wo das geſchieht, de 
fann die Obrigkeit mit milder Hand die Sachen Imfen, da kann allein wahre Freihei 
blühen. Wo aber der Bürger fich bethören läßt, Geſez und Ordnung zu mißacte, 
ſolche nicht um ihrer felbft, fondern nur um der Strafe willen zu befolgen, zu meinen, 
ed ſey genug, menn ed nur gelungen iſt, dieſe durch Spibfindigfeiten zu umgeben, um 
dadurch alles Recht im innerften Wefen zu untergraben und zu vernichten, va muß bie 
Obrigkeit mit allem Ernfte und aller Kraft ihres Amts dem Böfen entgegentreten; da 
ift Feine Freiheit möglich, und die Herrfchaft der rohen Gewalt, fie komme von oben 
oder von unten, der enbliche Ausgang einer jeven Regierungsform. Möge denn Jeder 
feine Pflicht thun, das folches Verderben fern von uns bleibe. 

Unterftüßt durch den feften, rechtliebenden Sinn unferer Mitbürger, wollen wir md 
ferner dahin arbeiten, daß jener Geiſt der Treue und des Rechts in unferem Lande u" 
giere, und daß die Gefanmtverfaffung Deutfchlands auf Grundfäge gebauet werde, die 
denjelben Geift überall erhalten und befördern mögn. Wir hoffen unter Gottes ga 
digem Beiftande in Kurzem den Erfolg ermeflen zu Eönnen, und werben, fo bald die 
Entwickelung ver Verhältniffe es geftattet, den zu verfaffungsmäßiger Mitwirkung u 
berufenden Ständen des Königreichs diefe wichtigften Gegenftänve vorlegen, damit auf 
fie befchließen, was den Wohle des Landes und der Einheit Deutfchlanns, ohne weit | 

dieſes nicht beflehen kann, foͤrderlich if. 


9. | Militair-Ercefle zu Stuttgart. 


9. | Das Dberamt Donauefchingen verfolgt den Dictator und Kriegsminifter Weraet 
(vormald Rechts⸗Practicant), Dictator Gögg (Hauptzollamts-Affiftent), Ober 
General Sigel (entlaffener Lieutenant), Chef des Generafflabes Sqliale 
(Commis), Kriegscommiffair Heramer *) unb einige andere Subjecte des tt 
volutionairen Hauptquartires fteefbrieflich wegen Diebſtahl im bortigen fürk 
ih fürftenbergifchen Schloffe. (S. 28. Juni.) 

9. Es treten abermals einige hundert Rebellen mit ſechs Gefchügen bei Stein anf 
das ſchweizer Gebiet über und werben entwafnet. 


10. | ©. 8. H. der Großherzog von Sadfen-Weimar tritt dem berliner Bünbnifle bei 


— — 


*) Eine befannte Blüthe des berliner Demokratenſtammes. Es iſt charakteriſtiſch, dieſes Jar 
viduum wie Schlöffel sen. nicht in den Reihen der Kaͤmpfenden, ſondern beim Gommiferisit 
zu finden. . j 
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O.Protololl über die Friedens⸗Praͤliminarien und Waffenſtillſtands⸗Convention zwi⸗ 
ſchen Preußen und Dänemark. 
Protokoll. 

Die unterzeichneten Bevollmächtigten, welche reſpective von Sr. Majeſtät dem Koͤ⸗ 
nige von Preußen und Sr. Majeſtät dem Könige von Dänemark ernannt worden find, 
um die Grundlage eined enblichen Friedens feftzuftellen, welcher die Sreitfrage, die fich 
binfichtlich der Verhältniffe des Herzogthums Schleswig zwifchen Ihnen erhoben hat, zu 
ſchlichten beſtimmt ift, find unter Mitwirkung des Gefandten Ihrer Majeftät der Königin 
von Großbritannien am Hofe zu Berlin, des Grafen von Weftmorland, ald Repräjentan- 
ten der vermittelnden Macht, über folgende Friedens Präliminar- Artikel übereingefonmen: 

Artikel J. 

Das Herzogthum Schleswig foll, was feine gefeßgebende Gewalt und feine innere 
Verwaltung betrifft, eine abgefonverte Berfaffung erhalten, ohne mit dem Herzogthum 
Holftein vereinigt zu fein, und unbefchadet der politischen Verbindung, welche das Herzog⸗ 
tbum Schleswig an die Krone Dänemark Enüpft. 

. Artikel . 

Die definitive Organifation des Herzogthums Schleswig, welche aus jener Grund⸗ 
lage hervorgeht, wird ven Gegenſtand weiterer Unterhandlungen bilden, an welchen Groß⸗ 
britannien al3 vermittelnde Macht theilzunehmen von den hohen contrahirenden Theilen 
eingeladen werben wird. 

Artikel IM. 

Die Herzogthümer Holftein und Lauenburg tverden fortfahren, Mitglieder des deut⸗ 
ſchen Bundes zu fein. 

Die definitive Regulirung der Stellung, welche dieſe Herzogthümer in dem oben ge⸗ 
nannten politifchen Körper in Folge der Veränveruugen einnehmen werben, welche ber 
Berfaffung Deutfchlands bevorftehen, ift einer ferneren Verftänvigung unter den hohen 
contrahirenden Theilen vorbehalten. Eine der Aufgaben dieſer Verſtändigung wird fein, 
fo weit e8 mit dem im Artikel 1. ver gegenwärtigen Uebereinkunft feftgeftellten Princip 
und ber zufünftigen Stellung des Herzogthums Holftein zu den andern deutſchen Staa⸗ 
ten vereinbar ift, die nicht politifchen Bande ver materiellen Intereffen aufrecht zu erhal⸗ 
ten, welche zwifchen ven Herzogthümern Holftein und Schleswig beftanden Haben. 

Se. Majeftät der König von Dänemark, Herzog von Holftein, wird diefem Herzog 
thume, in der Fürzeften Friſt, eine Repraͤſentativ⸗Verfafſung ertheilen. 

Artikel IV. 

Man ift übereingefommen, daß die in den vorftehenven Artikeln enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen in feiner Weife, weber der Frage wegen ver Erbfolge in den unter dem Scep⸗ 
ter Sr. Majeflät des Königs von Dänemark vereinigten Staaten, noch den eventuellen 
echten dritter Perfonen präjudiciren follen. . 

Zur Befeitigung ver Verwickelungen, welche aus den Hinfichtlich der Erbfolge erho- 
benen Zweifeln hervorgehen Eönnten, wird Se. gedachte Majeftät ſogleich nad) erfolgtem 
Friedensfchlufie die Initiative zu Vorfchlägen ergreifen, welche zum Zweck haben, im ge 
meinfamen Ginverftänpnig mit den Großmächten dieſe Erbfolgefrage zu oronen. 

Artikel V. 

Die hoben contrahirenden Theile kommen dahin überein, die Garantie der Groß⸗ 
mächte für die genaue Ausführung des definitiven Friedens in Betreff des Herzogthums 
Schleswig in Anſpruch zu nehmen. 

Das gegenwärtige in doppelten Exemplaren ausgefertigte Protokoll fol mit ber 
Genehmigung St. Majeftät des Königs von Preußen und Sr. Majeftät des Königs 
von Dänemark verfehen werben, und bie beiden folchergeftalt von den hohen Theilen ge- 
nehmigten Exemplare follen zu Berlin, in ver Friſt von acht Tagen, ober wo möglich, 
früher, von ‚dem Tage der Unterzeichnung an gerechnet, ausgewechſelt werben; welchem⸗ 
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nächft Mittheilung viefes Protokolls, von der einen und der andern Seite, an I 
jeftät die Königin von Großbritannien flattfinven foll. 

Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten das gegenwärtige Protokoll 
Unterfchrift und ihrem Wappen verjeben. 


Waffenſtillſtands-⸗Convention. 

Nachdem am heutigen Tage bie Unterzeichnung der Friedens⸗Präliminarien 
Sr. Majeftät dem Könige von Preußen einerfeit8 und Er. Majeftät dem Ke 
Dänemark andererfeitd ftattgefunden bat, fo ift von getachten Ihren Majeftätı 
von dem lebhaften Wunfche bejeelt find, den Drangfalen des Krieges und dem 
gießen fofort Einhalt zu thun, und welche es überdies ald angemeflen erachtet, 
lich des Herzogthums Schleswig die geeigneten Maßregeln zu ergreifen, um de 
Wiederherſtellung eined befinitiven und dauerhaften Friedens in Gemäßheit dei 
tikel J. der obgedachten Präliminarien aufgeftellten Grundſatzes vorzubereiten 
ſchloſſen worden, zur Erreichung dieſes doppelten Zweckes, eine Waffenſtillſta 
vention abzuſchließen, und haben zu dieſem Ende zu Ihren Bevollmächtigten 
nämlich Se. Majeftät der König von Preußen 

den Kammerheren Freiherrn Aleranvder Guſtav Adolph von Schleinig ıc. x 
und Se. Majeftät ver König von Dänemark 
den Kammerheren Holger Chriftian von Reedtz ac. ꝛc., 
welche, unter Mitwirkung des Grafen von Weſtmorland, Königlich großbritannii 
nifters zu Berlin, ald Repräfentant der vermittelnden Macht, und nach Aus 
ihrer in gehöriger Form befundenen Bollmachten folgende Artikel feftgeftellt ha 
Artikel l. 

Dom Tage der Auswechfelung der Ratification ver gegenwärtigen Conve 
gerechnet follen die Feindfeligkeiten zu Lande und zur See vollftändig eingeftellt 
während eined Zeitraums von ſechs Monaten, und über venfelben hinaus noch 
ſechs Wochen, nad) Auffündigung des Waffenftillitandes von der einen ober bei 
Seite. | 
Wenn der gegenwärtige Waffenſtillſtand aufgefündigt würde, jo follen die 
ſchen und beutichen Truppen das Feſtland des Herzogthums Schleswig beſetzen 
welches in dieſem Falle von den neutralen Truppen, welche nach Art. V. ſich et 
daſelbſt befinden dürften, geräumt werden würde. 

Artikel II. 

Se. Majeſtät ver König ton Preußen wird dem Oberbefehlshaber der in 
und in Den Herzogthümern Schleöwig und Holftein vereinigten preußifchen und ! 
Heeresmacht den Befehl zugehen laſſen, Jütland zu räumen, und während des 3 
von 25 Tagen bie in ven Art. 3 und 5 bezeichneten Stellungen einzunehmen. 

Artikel II. 

Der Oberbefehlshaber ver preußifchen und deutſchen, fo wie ber ber daͤniſcht 
pen, werden preußifche und häniiche Offiziere ernennen, weldye behufs ver Ab; 
ver beziehnngsweiſe von ben preußifchen und neutralen Truppen zu befeßenben - 
ſtrecken auf einer Starte eine Demarcationölinie ziehen und beftimmen werden, m 
kon einem Punkte an ver Küfte in ver Nähe und im Südoſt der Stadt Flensf 
zu einen Punkte an der Küfte norbiveftlich von der Stadt Tondern erftredt, und 
ftere Stadt, fo wie die jütläntifchen Enclaven nordwärts, die Stadt Tondern 
füdwärts der vorgenannten Demarcationslinie liegen läßt. 

Artikel IV. 

Se. Majeftät der König von Preußen fol während der Dauer des Waffen 
des im Herzogthum Schleswig und im Süden der torbefagtn Demarcationil 
Armee⸗Corps belafien Fönnen, defien Stärke die Zahl von 6000 Mann nicht 86 
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ten wird. Ge. Majeflät der König von Dänemark wirb fortfahren, vie Infeln Alfen 
und Arroe militairifch befegt zu halten. 
Artikel V. 

Diefe päntfchen und preußifchen Truppen werden die einzigen Streitkräfte fein, melche 
in dem Serzogthum Schleswig während der Dauer des Waffenſtillſtandes verbleiben, 
mit Ausnahme eines Corps neutraler Truppen, deſſen Stärke 2000 Mann nicht über» 
fleigen darf, und welches den nordwaͤrts der Demarcationdlinie helegenen Theil des Feſt⸗ 
landes vom Herzogthum Schleswig befehen wird. 

Der Unterhalt und die Befoldung ver befagten neutralen Truppen fallen Sr. Kö 
nigl. dänischen Mafeflät zur Lafl. 

Die hoben contrabirenden Theile werden Se. Majeflät den König von Schweden 
und Norwegen erfuchen, dieſes neutrale Truppen⸗Corps ftellen zu wollen. 

Während der Dauer des Waffenftillfiannes wird in die jütländifchen Enclaven inner- 
Halb des Herzogthums Schleswig eine Garnifon weder von der einen noch von der an⸗ 
deren Seite gelegt werben. 

Artikel VI. 

Gleichzeitig mit der Einnahme ver im Art. III bezeichneten Stellungen von Seiten 
des die vereinigte preußifche und deutſche Heeresmacht commandirennen Ober⸗Befehlsha⸗ 
bers wird Se. Majeftät ver König von Dänemark die Aufhebung der durch Ihre See 
macht ausgeführten Blokaden der preußifchen und veutfchen Häfen anorbnen. 

Die zur Vollziehung der vorſtehenden Artikel erforderlichen Befehle wernen an einem 
und demſelben Tage an die Befehlähaber ver refp. Land» und Seemacht ausgefertigt 
werben. 

Artikel VIL 

Alle feit Beginn der Beinpfeligfeiten von der einen ober der anderen Seite aufges 
brachten Hanvelsjchiffe werden fammt deren Ladungen unmittelbar nach ver Aufhebung 
der Blocade freigegeben. Sollten Schiffe und Ladungen verfauft worden fein, jo wirb 
deren Werth erftattet. 

Dagegen verbürgt fi) Se. Majeftät der König von Preußen, alle Eontributionen 
in baarem Gelve, welche von ven preußifchen und beutfchen Truppen in Juͤtland erhoben 
werden find, zu erflatten und erftatten zu laflen, veögleichen den Werth ver zum Gebrauch 
der preußifchen und deutfchen Truppen requirirten Pferde, welche ihren rechtmäßigen 
Eigenthümern feitvem nicht zurüd geftellt worden find. 

Die Berpflegungsd- und EinquartierungssUnkoften für die gebachten Truppen, fo 
wie die Unkoften für vie ihnen gelieferte Fourage, fallen dem Lande zur Lafl. 

Behufs der Regulirung dieſes Liquidations⸗Geſchaͤftes wird Se. Mafeftät der König 
bon Preußen und Se. Majeftät ver König von Dänemark je einen Commiffar ernennen, 
welche beide Commiſſare ſich 6 Wochen nach Auswechfelung der Ratificationen der ges 
genwärtigen Convention an Ort und Stelle vereinigen werben. 

Diefe Eonmiffare werden dies Gefchäft während eines Zeitraumd von A Wochen 
abſchließen. Sollten nach Ablauf viefer Frift noch etwa ſtreitige Forderungen vorhanden 
Vein, über welche es ihnen nicht gelungen wäre, fich zu einigen, fo würden dieſe Forde⸗ 
zungen der Entſcheidung eines Schiedsmanns untertvorfen werben, zu befim Ernennung 

Die Hohen contrahtrenden Theile die Regierung Ihrer Koͤnigl. großbritanntfchen Majeflät 
einladen würven. 

Die Erflattung des Betrages der verfchienenen Erfakfummen foll fpäteftens 6 Mo- 

nate, vom Tage der Auswechlelung der Ratificationen der gegenwärtigen Convention an 


gerechnet, erfolgen. 
Artikel VIII. 


Sämmtliche Kriegd- und polltiiche Gefangene follen von beiden Theilm ohne Aus» 
nahme in Freiheit geſezt werben. Die Auswechfelung der Gefangenen wird inFlens⸗ 
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burg fpäteftend in 25 Tagen nach Ausmechfelung ber Matificationen ber gegenwaͤrt 
Uebereinkunft bewirkt werben. 
Artikel IX. 

Se. Majeftät der König von Preußen wird fämmtliche Regierungen, welche e 
thätigen Antheil an dem vermaligen Kriege gegen Dänemark genommen haben, einla 
baldmöglichft ihren Beitritt zur gegenwärtigen Gonbention zu erklären, deren Bei 
mungen dadurch für biefelben eben fo verbinnlich werben, als ſolche binfichtlich ihrer 
vollen Anwendung kommen. 

Artikel X. 

Es wird für das ganze Herzogthum Schleswig eine Verwaltungs-Gommiflion (! 
des Verwaltung) errichtet werben, welche während der Dauer des Waffenſtillſtandes 
ſes Land im Namen Sr. Majeftät des Königs von Dänemark regieren wird. 

Sie foll aus zwei Mitglievern beftehen, von denen das eine von Sr. Majeflät 
Könige von Preußen, das andere Hingegen von Sr. Majeflät vem Könige von D 
marf gewählt, und denen ein Commiffarius beigeorbnet werben wird, zu beflen Gr 
nung Ihre Majeftät die Königin von Großbritannien eingeladen werben fol, um in 
Eigenschaft eined Schiensrichters bei etwa vorkommenden Meinungs⸗Verſchiedenhe 
zwiſchen den beiden anderen Mitglievern Entſcheidung zu treffen. 

Die Functionen diefer Commiſſion werden darin beſtehen, dad Gerzogthum © 
wig in Gemäßheit ver beftehenven Gefege zu verwalten, und in bemfelben die Orb 
und Ruhe aufrecht zu erhalten. Zu biefem Zwecke fol diefelbe mit der nöthigen ve 
Autorität bekleidet werben, jedoch mit Ausnahme der gefeßgebenden Gewalt, weiche m 
send der Dauer des Waffenftiliftandes fuspenbirt bleiben foll. 

Hinfichtli aller Gefeße, Verfügungen und VBerwaltungs-Maßregeln, vie feit I 
17. März 1848 für das Herzogthum Schleswig erlaffen worden find, foll vie bei 
Commiſſion befugt fein, zu prüfen und zu entfcheiven, weldhe von jenen Geſetzen, 8 
fügungen und Verwaltungs Maßregeln im wohlverftandenen Intereffe des Landes d 
wieder aufzuheben oder beizubehalten fein dürften. 


Artikel XI. 

Die zur Erhaltung der Orbnung nöthigen Sreitkraͤfte werden ver Verwaltin 
Gommiffion auf deren Requiſition zur Verfügung geftellt werden, je nach den Dirt 
in welchen dieſe Truppen ftationirt find, alfo im ſüdlichen Theile des Gerzogtke 
Schleswig durch den Ober⸗Befehlshaber der preußifchen Truppen, für vie Infeln U 
und Arroe durch den Ober⸗Befehlshaber ver daͤniſchen Truppen, und für ben Thal ! 
Feſtlandes des Herzogthums Schleömig, welcher nörplich von der Demarcationdfinte | 
legen ift, durch den Ober-Befehlähaber ver neutralen Truppen. 


Artikel XI. 

Die Berwaltungs-Commiffion des Herzogthums Schleswig wird fich mit ber Wa 
{hen Negierung über eine Interims⸗Flagge verftändigen, deren fich vie ſchlekwigſch 
Schiffe während ver Dauer des Waffenftillftannes bedienen können, und unter ix 
cher fie derſelben Vortheile, wie die daͤniſchen Schiffe genießen koͤnnen. 


Artikel XII. 
Der Poftenlauf und die fonftigen inneren Verbinpungs-Mittel werben in regeln 
iger Weiſe wiederhergeftellt werben. 
Der freie Verkehr der Poſten durch das Herzogthum Holſtein, fo mie der Geh 
ftand der Poſtbehoͤrde zu Hamburg, werben ausdrücklich vorbehalten. 
Artifel XIV. 
Die gegenwärtige Convention wird ratificirt werden, und bie Auswedhfelung | 
Ratificationen binnen 8 Tagen oder wo möglich früher, von dem Tage ver Unterzeiche⸗ 
an gerechnet, zu Berlin ſtattfinden. 
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‚Die gegenwärtige, in doppelten Exemplaren audgefertigte Gonvention ift in franzoͤ⸗ 
fifcher, deutfcher und dänifcher Sprache abgefaßt worden. Bei etwa entſtehenden Zweifeln 
über die Auslegung des Textes der Convention, ift man dahin übereingefommen, ven 
franzöfifchen Text ald maßgebend zu betrachten. 

Zu Urkund defien haben die Bevollmächtigten die gegenwärtige Convention vollzogen 
und ihr Siegel beioruden laſſen. 


D. | Königlich preußifche Berorbnung, betreffend die Dienfivergehen der Nichter, und 


bie unfreiwillige Berfegung berfelben auf eine andere Stelle oder in den Ruhe⸗ 
ftand. 


D. | Eröffnung der ©. H. mecklenburgiſchen Regierungen an die Stände, binfichtlich 


des beabfichtigten Beitritts zu dem Bunde von Preußen, Sadfen u. f. w. 
„U Der dem zu berufenden Reichstage vorzulegende octroyirte Entwurf ift ale 
ein abgefchlofienes, Tediglich den Regierungen der deutſchen Staaten angehöriges 
Werk zu betrachten, über deſſen Inhalt mit den Kammern ber Einzelflanten 
nicht verhandelt werben kann. 2) Das Bünbnig foll nicht die Bedeutung eines 
Staatevertraged haben. Auf die verfaflungsmäßigen Rechte der Angehörigen 
ber einzelnen beutichen Staaten kann diefe, Tediglih unter den Regierungen bers 
felben eingegangene Verbindung felbftverftändfich nicht influiren. 3) Die Unter- 
werfung unter das Bundesfchiedbsgericht dagegen fann für Mecklenburg von Be⸗ 
deutung fein, daher wünfcht die Regierung befonders über biefen Punft eine 
beiftimmende Erklärung der AbgeorbnetenBerfammlung. A) Die Schwierig- 
feiten, welche mit Durchführung des Wahlgefeges verbunden find, dürfen um 
bed hoben Zwedes willen nicht gefcheut werden. Die Regierung wünfcht für 
Medienburg das außerordentliche Contributiond- Edict und nicht die Geſammt⸗ 
heit der directen Steuern ald Grundlage der Klaffen-Fintheilung aufgeftellt und 
hofft, daß die verbündeten Regierungen derartige, dem Principe des Geſetzes 
nicht zumiberlaufende Modiftcationen geftatten werben. 

Die in Raftadt eingefchloffenen Rebellen erbieten ſich, unter ber Bebingung freien 
Abzuges mit den Waffen in der Hand, die Feftung zu räumen, worauf begreif- 
lich nicht eingegangen wird. 

Die Ruſſen unter General Engelharb erobern Fogaras (Siebenbürgen) nebft vier 
Geſchüͤtzen. 

Koͤniglich preußiſche Verordnung, betreffend die Dienſtvergehen der nicht richterli⸗ 
hen Beamten, die Verſetzung derſelben auf eine andere Stelle, oder in ben 
Ruheſtand. 

Exceſſe zu Nürnberg, veranlagt durch eine bewaffnete Maſſe von Arbeitern, Tur⸗ 
nern und allerlei anderem Gefinbel, welche die Soldaten der Garnifon provoriren. 

Preußiſche Truppen in Leopolds⸗Höhe und Lörrach. 

Ungefähr taufend. Mann, größtentheild eidbrüchige badifche Linientruppen treten 
von Conſtanz aus mit zehn Gefchügen auf das Gebiet der Eidgenoflenfchaft über. 
Es war hohe Zeit, denn um Mittag rüdte eine Brigade des Peuckerſchen Corps 
in Conſtanz ein. 
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Auch der fogenanute Obergeneral Sigel überfchreitet mit dem Reſte ber Rebellen 
Armee und etwa breigig Gefchügen unweit Lotfleiten die Schweizer Grenze. 

Schon jetzt bemerfen die Eidgenoffen, wie das vielgerühmte Aſylrecht deq 
auch mit großen Unzuträglichfeiten verknüpft fey, und .ein Canton fucht dem 
anderen die Ehre der Bewirthung jener Flüchtlinge zugumenden. 

Minifter Habicht und Minifter- Rath Koeppe zu Deffau werben ihrer Gtellug 
(März-Errungenfchaft) in Gnaden enthoben*). 

Treffen in der Gegend von Komorn. Die Hauptmafle der Rebellen bricht aus 
bem verfchanzten Lager bei Komorn hervor, um bie Linie von Almas bis Ad 
anzugreifen, wird indeß von dem öfterreichifchen erſten und Reſerve⸗Corps net 
ber Neiterei-Referve und ruffifchen Divifion Paniutin mit bedeutendem Berlafe 
zurüdgetrieben. 

Ein öfterreihifches Streifcorps rüdt in Ofen ein, ohne Widerſtand zu finden. 

Cireular- Schreiben des k. baierfhen Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten 
Dr. ». d. Pfordten an die baierfchen Gefandtfchaften. Es verbient feinen Plas 
nicht allein, weil es über einige zu Berlin mündlich gepflogene Verhandlungen 
Andeutungen giebt, fondern auch ald Zeugnig dafür, wohin bie felbfigefülige 
Berblendung über beftehende Verhältniffe — eigene wie fremde — zu fü 
im Stande fey. And einem folhen Verkennen glauben wir hier zu begeguen, 
trog bed von S. D. dem Fürften von Schwarzenberg unterm 22. Auguſt au 
geftellten Belobigungs» und Beruhigungs⸗Atteſtes. 

Nachdem der unterzeichnete Staats-Minifter von der Neife zurückgekehrt if, melde 
er im Allerhöchften Auftrage nach Wien und Berlin gemacht Hat, erfiheint es angemefien, 
den K. Sefandtfchaften über ven gegenwärtigen Stand der deutſchen Berfaffungs- Frage 
folgende Gröffnungen, theils zu ihrer eigenen Inftruction, theils zu vertraulicher Mitthei⸗ 
lung an vie Regierungen, bei welchen fie beglaubigt ſind, zu machen. 

Die größte Gefahr des Augenblides liegt in dem drohenden Bruche zwilchen De 
fterreich und Preußen. Diefer Gefahr entgegenzuarbeiten, war ver Zweck der erwähnten 
Reife, und er wurde In zwei Richtungen verfolgt, einmal durch dad Hinarbeiten auf db 
dung einer neuen proviforifchen Gentralgewwalt, und dann durch das Bemühen an im 
Berfaffungs-Entivurfe der drei Königreiche vom 28. Mai vie nöthigen Abänderunge 
zu erwirfen. 

Die öfterreichifche Regierung erklärte fich auf Baierns Wunfch bereit, an münbliden 
Verhandlungen über die Bildung einer proviforiichen Gentral= Gewalt in Berlin thelle 
nehmen, und ermächtigte ihren Gefandten hierzu. Das preußifche Cabinet zeigte Anfang) 
wenig Luft hierauf einzugehen, verſtand fich jeboch ebenfalld dazu, und es fanden ms 
27. und 28. Juni d. 3. Berathungen ftatt, welche jedoch leider zu dem getvünfihten Zi 
nicht führten, vielmehr vie Gefahr eines förmlichen Bruches zwifchen den beiden veutfchen 
Sroßmächten vermehrt hatten. 

Defterreich, das fich bisher im ausſchließenden Beſitze ſowohl des Bundes-Präfiied, 


*) Die Verehrer tadicaler Regierungs-Grundſätze können fi wegen ber Zufunft dei eb 
genannten Staatemannes beruhigen. Aus ben Verhandlungen des Deflans Gäthener Landiege 
von 1848 (welche außerhalb der Anhaltiner Grenzen wohl nur Wenige gelefen Haben) geht tert 
lich hervor, daß Herr Habicht, durch die Wogen ver herzoglich defianifchen Revolution arf is 
Mintfterfih emporgetragen, fürſorglicher Weiſe ſich vertragsmäßig eine genau beftimmie 
ſicherte. — Borfiht ift die Mutter der Weisheit, felbft bei März Miniktern. 
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als durch die Perfon S. K. H. des Reichsverweſers der proviſoriſchen Gentralgewalt 
befand, wiederholte den ſchon am 16. Mai d. J. ſchriftlich an Preußen gemachten Vor⸗ 
ſchlag, gemeinſchaftlich eine proviſoriſche Centralgewalt zu bilden und fie ſofort zu über- 
nehmen, und ftellte es anhein, ob die übrigen Königreiche ein drittes Mitglied dazu 
wählen, ober ob ton dieſer Wahl abgefehen werben foll. 

Baiern erklärte, daß es fich dieſem Vorfchlage anfchliege, und für fi) auf jebe 
Betbeiligung an ber prosiforifchen Gentralgewalt verzichte, fofern dieſelbe nur auf eine 
beftimmte Zeit gegründet, und die militairifche Competenz verfelben nach der Bundes⸗ 
Militair⸗Verfaſſung geregelt werde Dan überließ an Preußen vie Wahl des Ortes 
für den Sitz dieſer Gewalt, und die Entjcheidung darüber, ob ihre Ausübung an Prin- 
zen oder an höhere Staatsbeamte übertragen werden foll, und deutete an, daß faktiſch 
die Seichäfte an Preußen überlaflen bleiben würden. 

AU dieſes Entgegenkommen war vergeblih. Preußen erklärte, an Bildung einer 
neuen Gentralgewalt erft dann Hand ahlegen zu wollen, wenn Defterreich vorher bie 
beftimmte Erklärung abgebe, daß es den Verfaſſungs-Entwurf vom 28. Mat nicht als 
den Bundeöverträgen von 1815 widerſtreitend erachte, und feine Durchführung in ganz 
Deutfchlann in Feiner Weife beanftanden wolle. 

Diefe Erklärung Eonnte ver öfterreichifche Gefandte nicht geben, und Defterreich wird 
fie nicht geben. Es fteht daher das vollftändige Abbrechen aller Verhandlungen über 
diefe Frage zwiſchen Defterreih und Preußen zu erwarten, und die deutſchen Regierun⸗ 
gen werben ſich entjcheiten müffen, ob jie fortan den Erzherzog Meichöverwefer oder bie 
Krone Preußen ald die Bentral- Gewalt betrachten. Die leßtere tritt zwar faktifch als 
foldye auf, und wünfcht auf dem Wege des Bündniſſes e8 rechtlich zu werden; der Erzher⸗ 
zog bat aber dad Hecht offenbar für fidh. 

Die Weigerung Preußens, den Reichsverweſer ferner anzuerkennen, kann durch die 
Auflöfung der National» Berfammlung nicht begründet iverven, da die Nechte der Bun⸗ 
desverſammlung durch fürmlichen, einftimmigen Beſchluß auf ihn übertragen worven fine. 

Geſetzt aber, die biöherige proviforifche Gentral-Gewalt eriftire nicht mehr, fo wäre 
jedes Mitglied des unauflöglihen Bundes von 1815 verpflichtet, fofort ohne Verzug zur 
Bildung eines neuen Gentral-Organes für diefen Bund mitzuwirken, damit der Bund 
nicht faktijch aufgelöft ſei. Diefe Mitwirkung an willlürliche Bedingungen, daß Defter- 
reich die vefinitive Umgeftaltung ded ganzen Bundes in eine die Grundzüge deſſelben 
verletzende Verfaſſung genehmige, wiverftreitet den Elarften Rechtsſätzen. Hierin findet 
ODeſterreich und mit Recht einen Bruch der Verträge von 1815, die bisher felbft von 
den revolutionairen Regierungen von Frankreich geachtet worden find, und es läßt fich 
leicht vorausſehen, welche Folgen dies nach ſich ziehen kann. 

Die Verhandlungen über die definitive Verfaſſung refp. über die Abänderung bed 
Berfaffungd- Entwurfes von 28. Mai, ohne welche Baiern vemfelben nicht zuftimmen 
Tann, Eonnten in Folge des Miplingend ver Bildung einer neuen proviforijchen Gentral- 
gewalt nicht officielle, fondern nur vertrauliche jein. Baiern verlangt, daß bie Reichs⸗ 
regierung dem Bürften-Collegium übertragen, und daß lebiglich die Ausführung der Bes 
fchlüffe des Eollegiumd mit dem Vorſitze verbunden werden foll, ver zwifchen Defterreich 
und Preußen zu wechſeln hätte, «8 verlangt außerdem Befchränfung der Gompetenz der 
Neicheregierung bezüglich ver auswärtigen Vertretung, die ven einzelnen Staaten nicht 
völlig entzogen werben bürfe, rüdjichtlih ver Confuntiond= Productiond> Steuern wegen 
feines Malzaufichlages; rückſichtlich der Gefehgebung über Freizügigkeit, Heimat, Ans 
ſaſſigmachung und Gewerböwefen, es verlangt endlich die Möglichkeit, das in Berlin ent⸗ 
worfene Wahlgefeß etwas freier und ben baierijchen Zuſtänden entfprechender zu geftalten. 

Bon Seiten Preußens wird auch hier in allen wefentlichen Punkten, namentlich an 
der preußifchen erblichen Reichs⸗Vorſtandſchaft und daran fefthalten, daß der Reichsvor⸗ 
fand allein vie ganze diplomatiſche Vertretung, die Dispofition über bie Armee, bie 


Entſcheidung über Krieg und Frieden und die Wahrung des inneren Friedend, alfo eigen⸗ 
lih alle Souverainetätd-Mechte in ſich vereinige. 

Es ift nicht mehr zu verkennen, daß man die Scheidung des übrigen Deutſchlande 
bon Defterreich und feine LUntertverfung unter Preußen erftrebt, und daß man bie gang 
Frage lediglich als eine Frage der Macht und des Interefie auffaßt. Zu wünfchen bleibt 
nur, wenn auch ſchwer zu hoffen, daß die Röfung der Frage nicht eine gewaltſame werke, 
daß fie insbeſondere nicht aus einer Inneren deutfchen Angelegenheit fich in eine eu 
pälfche verwandle. 

Damit Baiern bi8 zum legten Augenblide beftrebt bleibe, died abzumenden, werden 
die gepflogenen vertrauliche Verhandlungen im fihriftlichen Wege zu offictellen gemacht 
werben. 

Diefe Ausführungen werben binreichen, ver K. Geſandtſchaft die abſchriftlich anle- 
genden zwilchen dem Uinterzeichneten und dem Grafen von Brandenburg gewechſelten 
Noten zu erläutern, und im Zufammenhange mit diefen die gegenwärtige Stellung Bali 
zur deutfchen Frage Elar zu machen. 


Eine Abteilung F. baierfcher Truppen rüdt in den badiſchen Seekreis ein, md 
befegt Ueberlingen. 

Dfen wird von einem öfterreichifchen Armeecorps beſetzt. 

Zwei Koſaken⸗Pulks reiten in Peſth ein, die theilweis zerfiörte Kettenbrüde wir 
bis zum 15ten wieder bergeftellt. 

S. 8. H. der Großherzog von Oldenburg tritt dem berliner Bünbniffe bei. 

Schreiben des Minifter-Präfidenten Grafen von Brandenburg an ben preußiiäen 
Gefandten in Wien. 

Euer Hochwohlgeboren Berichte vom 8. und 10. d. M. find mir richtig zugegumge, 
und indem ich mir vorbehalte, auf den weiteren Inhalt verfelben fpäter einzugehen, be 
rühre ich heute nur einen in denſelben erwähnten Punkt, über welchen ich Ihnen foglif 
einige nähere Aufklärung zu geben wünjche. Em. erwähnen nämlich ven Anſtoß, is 
es dem k. öfterreichifchen Minifterpräfiventen gegeben habe, „daß S. K. H. der Prim 
bon Preußen gegen die Hülfeleiſtung Hfterreichifcher Truppen in Baden zum Schupe ie 
würtembergifchen Grenze proteftirt habe.” Dieſe Auffaffung fcheint mir nicht bie ie 
wirklichen Bedeutung des Hergangs entfprechende zu ſeyn, und ich zweifle nicht berm, 
daß der Fürſt Schwarzenberg bei näherer Beleuchtung des letzteren, die Weberzeugum 
gewinnen werde, daß in dem Verfahren Sr. K. H. des Prinzen von Preußen vurdend 
nichts Verletzendes gegen die E. öfterreichifche Megierung liegen Eonnte.- Um Gm. sb 
ftänbig zu unterrichten, überſende ich Ihnen Abfchrift, ſowohl des Schreibens bei Fir 
ſten v. Wittgenflein vom 2. d. M., ald der Antwort ©. 8. H. des Prinzen von Pre 
Ben vom 3. ejsd. Die Motive ver Ablehnung des von dem Fürften v. Wittgenſten 
gemachten Borfchlages find in ver letzten bereitd ausgeſprochen. Sie beruhen auf dm 
Genügen ver im Großherzogthum Baben vorhandenen Truppen zur Erfüllung ihr 
Aufgabe, und auf der Stellung ber k. Megierung zu ver biäherigen proviſoriſchen Gm 
tralgewalt, au8 welcher wir gerade dem f. Öfterreichifchen Gabinet gegenüber, 
ein Hehl gemacht haben. Es bedarf daher nur der Erwägung, daß das abgelchete In 
erbieten ver Hülfslelftung nicht vom der k. Negierung, fondern von dem in Srankfurt, ed 
ber Abreife Sr. K. 5. des Erzherzogd, fungirenden Minifterium ausgegangen ter, IM 
jeden Anfchein einer Verlegung für die k. Megierung zu entfernen. Der Prob — 
infofern man das Ablehnen einer auch materiell nicht nöthigen Gooperation einm Pr 
teft nennen will, — war nicht gegen Defterreich, fonvern dad jetzige Minifierium I 
proviforifchen Gentralgewalt gerichtet. Daß ein von der Iegteren an S. 8. 5. den Fir 
zen von Preußen gerichtete® Anerbieten ber Cooperation. nicht angenommen teriet 
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konnte, geht mit Nothwendigkeit aus der einmal angenommenen Stellung hervor, wie 
der Fürſt Schwarzenberg gewiß ſelbſt zugeben wird. Die k. Regierung war nicht auf 
Requifition der Gentralgewalt, fondern auf das directe Anfuchen S. K. H. des Groß⸗ 
herzogs von Baben in dad Großherzogthum eingefchritten. Dies war der Standpunkt, 
den auch der Oberbefehlähaber ver Föniglichen Truppen fefthalten mußte, und ven er 
dem Fürſten Wittgenftein gegenüber am wenigften aufgeben konnte. Der Antrag bed 
Leteren konnte um fo mehr nur als ein Verſuch angefehen werben, viefen Stanppunft 
zu verrüden, ald praftifch nicht das mindefte Vebürfniß vorlag, noch anderweitige außer 
den fchon disponibeln Truppen heranzuziehen. Die vollftändige Beruhigung Badens, 
fowohl wie der Schug der würtembergijchen Grenze, Eonnte durch die bebeutenden, Sr. 
8. H. zur Verfügung ſtehenden Streitkräfte hinreichenn bewirkt werben, weder von ba⸗ 
difcher, noch von wuͤrtembergiſcher Seite iſt daran der mindefte Zweifel oder der Wunfch 
andermweitiger Hülfsleiftungen angebeutet worden. ©. K. H. der Prinz von Preußen 
konnte daher den Verſuch einer Einmiſchung von Seiten des Fürſten v. Wittgenftein 
in eine Angelegenheit, die wir rein als eine Frage zwifchen uns und der Megierung des 
Großherzogthums Baden anfehen mußten, nur ablehnend beantworten. Wie weit entfernt 
Hochderſelbe von irgend einem verletzenden Gedanken gegen bie k. öfterreichifche Regierung 
geweien, zeigen die Schlußmworte jelbft der Antwort. Ich glaube daher auch annehmen 
zu bürfen, daß ber Fürft Schwarzenberg fich leicht davon überzeugen werbe, daß in dem 
Verfahren, wie in den Worten Sr. K. H., welche fi nur auf unfer VBerhältniß zur 
Gentralgewalt beziehen, ein gegen Defterreich gerichteter Proteft oder eine andere unfreund⸗ 
liche Abſicht nicht gefucht werden könne, und ich erfuche Ew. dem k. Minifter-Präfiventen 
die Bedeutung jened Zwifchenfalld in diefem Sinne zu erläutern. 


3. | Das früher nad der Walachei gewichene Corps bed F. M. L. Puchner trifft, 


jest vom 5. M. L. Graf Clam Gallas befehligt, an diefem Tage und ben 
beiden folgenden wieder in Kronftabt ein. 


4. | Berorbnung ded Großherzogs von Baden: In Betracht, daß der größte CTheil 
Unferes Armeecorps fich der revolutionairen Bewegung angefchloffen, Unferem 
Aufrufe zur Rückkehr unter die Befehle der rechtmäßigen Regierung nur in 
ganz Feiner Anzahl entiprochen, und dadurch einen in ber Geſchichte noch felten 
erhörten Treubruch begangen hat, fehen Wir Und nady Anhörung Unferes Staats» 
Miniſteriums veranlaßt, zu verorbnen, wie folgt: 1) Die bisher in Unferem 
Armeecorps beftandenen Brigabe-, Regiments, Bataillons⸗, Compagnie⸗, Schwa⸗ 
drons⸗ uud Batterie⸗Verbaͤnde find aufgelöfl. Hiervon ſind allein ausgenom⸗ 
men die vierte Schwadron bed zweiten Dragoner-Regiments und das erfte Bas 
taillon des vierten Infanterie Regiments, wovon bie erftle zur Zeit des Aufs 
ruhrs einen Theil der Befagung der Feſtung Landau gebildet hat und das letz⸗ 
tere feit Auguft vorigen Jahres in den Reihen des beutfchen Heeres in Schles⸗ 
wigs Holftein flieht. 2) Alle aktiven und penfionirten Offiziere, Kriegsbeamte 
und Tnteroffiziere, welche a) VBerbinblichfeiten irgend einer Art gegen bie revo⸗ 
Intionaire Gewalt eingegangen, b) der letzteren einen Eid geleiftet, c) eine 
Beförderung von ihr angenommen und die Function ber neuen Stelle befleidet, 
d) im Dienſte und aus Auftrag derfelben die Waffen geführt oder gar einem 
Gefechte beigewohnt haben, werben vor ein gemwöhnliches Kriegägericht, oder 
vor ein Ehrengericht, zu deſſen Infammenfegung Unſer Kriegsminifterium ers 
maͤchtigt iſt, geſtellt, infofern fie nicht dem Standrecht verfallen. 3) Die Spiels 
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leute, Gefreiten und Soldaten, welde a) mit den Waffen in ber Hand g 
gen wurben, b) als Anftifter und Beförderer der ftattgehabten DReuterei ı 
klagt find, oder c) fonft bei dem Beginne und der Dauer der Meutere 
militairifched Verbrechen begangen haben, werden nach Befchaffenheit der 
Hände entweder ſtandrechtlich behandelt oder vor ein gewohnliches Kriegsg 
geftellt. | 

Wir beauftragen Unſer Kriegs-Minifterium mit dem Vollzuge biefer 
ordnung. 

14. | Schreiben bed Kriegs - Departements ber Statthalterfhaft von Schleswig - He 
an den „Kreisausſchuß der verbundenen bemocratifchen Vereine Hambur, 
„Auf das gefällige Schreiben des Kreis-Ausfchuffes vom 10ten d. M., ı 
berfelbe der Statthalterfchaft der Herzogthümer Schleswig» Holflein ein H 
corps von mehreren Taufend Männern anbietet, ermangelt das unterzei 
Departement nicht, unter banfender Anerfennung zu erwiedern, daß bie € 
balterfhaft von biefem Anerbieten Gebrauch zu machen fi) nicht veranlaf 
ben kann.“ 

14. | Treffen bei Hegyes. Jellachich ſtößt im Vorrüden auf weit überlegene Fi 
und wirb nach heftigftem Kampfe zum Rückzuge genöthigt. Die Nieder 
muß bedeutend geweſen feyn, da öfterreichiiche Berichte den erlittenen Be 
auf taufend Mann angeben, und der Ban hinter die Donau wid. — | 
ſchlimme Folge ift die wieder hergeftellte Verbindung der Rebellen mit % 
warbein. 

15. | Beim Abzuge des Füftlir-Bataillond vom Kaifer Alerander Grenadier⸗Regi 
aus Dresden, erlaflen die dort verfammelten k. ſächſiſchen Truppen folgt 
Anſprache: „Ihr waret die erftien Waffenbrüder ber tapfern preußifchen Arı 
welche und im blutigen Kampfe bie Hand gereicht, im Kampfe für König, O 
nung und Gefeg. Mit Jubel fahen wir Euch fommen, mit Wehmuth fe 
wir Euch ſcheiden. Ald Soldaten, wie wir Euch erfannt, gehört Euch wm 
ganze Liebe. Gefchloffen ift der Bund der Waffenhrüderfchaft, im Feuer ı 
pfing er feine Weihe. Bereint mit Euch flog unfer Blut für eine große, h 
lige Sache, vereint in einem Grabe ruhen fie, die Opfer jener heißen Ta 
Vereint ſtehen wir für König und Baterland! Gott war mit und und wi 
mit und auch ferner bleiben. Der Zufunft bliden wir getroft entgegen, v 
unfere Fürften und zufammengeftellt: an Eurer Seite giebt es ja nur ben ® 
der Pflicht und Ehre, und wie zu fechten und zu fiegen Ihr verfteht, das hal 
wir mit Luft erfannt. Lebt wohl, geliebte Waffenbrüder! Ein Hoch dem Fi 
fien, der Euch zu ung gefandt! Ein Hoc dem Fürften, der Euch zu und g 
rufen! Ein Hoc dem tapfern NRegimente Alexander!“ 

15. | Schreiben der Statthalterfchaft der Herzogthümer Schleswig - Holftein an den | 
niglich preußifchen Minifter- Präftidenten, Grafen von Brandenburg, 

Durch den Major und Flügeladjutanten, Freiheren v. Manteuffel, ift das gefäll 


Schreiben des k. preußijchen Minifter-Präfidenten, Hrn. Grafen von Brandenburg, de 
12. d. Mis. nebft der darin angezogenen Waffenſtillſtands⸗Convention vom 20. b. Mi 
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und dem Protokoll über die Kriepenspräliminar= Artikel von demſelben Dato, der Statt» 
balterfchaft der Herzogthümer Schleswig=- Holftein am geftrigen Tage übergeben worden. 
Aus dem Schreiben Ew. Ercellenz erfieht die Statthalterfchaft, wie die Anficht ob⸗ 
gewaltet hat, daß das in dem Art. 1. des Protokoll vom 10. d. Mts. ausgefprochene 
Princip für die Fünftige Stellung Schleswigs mit ver von ber proviforifchen Central⸗ 
gewalt Deutfchlanns am 3. Febr. d. I. angenonımenen Friedensbaſis übereinftimme. Cine 
Bergleihung der Worte beider Actenſtücke beftätigt dieſe Anficht nicht. In dem Schreiben 
des Neichöminifter-Präfidenten H. v. Gagern an den engliichen Gefandten, Lord Cowley, 
bom 3. Februar d. J., wird dad von der britifchen Regierung vorgefchlagene Friedens⸗ 
Projekt dahin angegeben, daß Schleöwig eine abgefonverte Verfaſſung erhalten folle, 
verfchieden von ber dänifchen auf der einen Seite und von der holfleiniichen auf ver 
andern; ald Grundſatz biejer Bafid wird die Unabhaängigkeit Schledwigs bezeichnet. Dagegen 
befagt der Art. I. der Briedens-Präliminarien vom 10. d. Mts., daß Schleswig in ber 
geſetzgebenden Gewalt und innern Verwaltung von Holjtein abgefondert werde, unbefchabet 
der politifchen Verbindung, welche dad Herzogthum Schleswig an die Krone Dänemark 
fnüpfe. Die Bafid vom 3. Febr. würde, vermöge ver Unabhängigkeit Schlesiwigs, es 
geftatten, daß dieſes Herzogthum unbehinvert durch Dänemark diejenige Verbindung mü 
Holftein fich erhalte, welche ven Berürfnifien, Intereffen und Wünfchen entfpricht. Die 
Präliminarien vom 10. d. Mts. dagegen geben davon aus, daß zwifchen Dänemark und 
Schleswig eine politifche Union beftehe, welche dem Begriffe der Unabhängigkeit Schleswig 
geradezu widerjprechen würde. Diefelben fcheinen infofern mehr mit ber k. daͤniſchen 
Erklärung vom 24. März vor. J., durch welche ver Krieg Deutichlands mit Dänemark 
veranlaßt ward, überein zu flimmen. Diefen Umftand hervorzuheben, Hat die Statthal- 
terfchaft fi um fo mehr verpflichtet gehalten, als bei Ratification der Friedens⸗Prä⸗ 
liminarien die nicht politifden Bande ver materiellen Intereſſen zwiſchen Schleswig und 
Holftein in fo weit Kortbeftann haben follen, als es mit dem Princip des Art. I. ver⸗ 
einbar iſt. Died kann nicht zu binlänglicher Beruhigung dienen, da die Erhaltung ver 
Bande der materiellen Interefien mit einer abgefonderten inneren Verwaltung kaum ver⸗ 
einbar, übrigen auch noch andere und höhere Interefien ald die materiellen, beide Herzog⸗ 
thümer "mit einander verbinden. Die Aufrechthaltung diefer Verbindung ift befanntlich 
von dem Könige von Dänemark wiederholt als Recht ver Herzogthümer anerkannt, und 
dieſes Recht zu ſchuͤtzen hat der veutfche Bundestag, haben alle deutſchen Regierungen, 
die Eöniglich preußifche infonderheit, auf das Beſtimmteſte zugefagt. Die Statthalterfchaft 
muß es tief beklagen, daß ver k. preußifche Bevollmächtigte zum Abfchluß eines die Rechte 
der Herzogthümer entſchieden verlegenden Präliminar- Protofolld, in der Vorausſetzung 
der Gebundenheit an eine, von der protiforifchen Centralgewalt längft wieder zurückgezogene 
frühere Friedensbaſis und in irrthümlicher Annahme der Uebereinftiimmung mit viefer 
Baſis ſich Hat verleiten laffen. Daß Deutſchland auf einen definitiven Abſchluß nach 
Maßgabe des Prältminar-Protofolld vom 10. d. M. eingeben follte, kann die Statthal« 
terfchaft nicht glauben. So lange Sinn für Recht und Ehre in Deutfchland herrfcht, 
iſt dies nicht möglih. Die Statthalterfchaft befindet fich in völligem Einverſtaͤndniß mit 
dem biefigen Lande, wenn fie ihre Beftrebungen nach wie vor unabänderlih und mit 
allen Kräften auf ven Schuß der Rechte des Landes richten wird. Ein anderes Verhalten 
wäürbe die Statthalterfchaft ald mit ihrer Pflicht unvereinbar anfehen müffen, am wenigſten 
aber würde fie einer, an fich jo wenig für die Herzogthümer wie für Deutfchland rechts= 
verbinvlichen Vereinbarung ihre Zuftimnung geben können, welche, dem Wortfinne nach, 
der Auslegung Raum giebt, daß die von ſämmtlichen deutſchen Fürften, vor Allen von 
©. M. vem Könige von Preußen, ald rechtmäßig anerfannte Erhebung der Herzogthümer 
nunmehr für unberechtigt befunven worden ſey. Die Beringungen der Waffenſtillſtands⸗ 
Convention find, wie Ew. bemerken, mit Berüdjichtigung ver Friedensbaſis entworfen. 
IR die legtere, wie oben auögeführt, mit ben Mechten ber Herzogthümer im gerabeften 
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Widerſpruch, fo entfprechen vie erfteren denfelben eben fo wenig. Die Herſtellun 
trennter Berhältniffe in ven Herzogthümern, welche bisher die Organe des öffent 
Lebens mit einander gemeinfam hatten, Tann von der Statihalterfchaft nur als m 
führbar, ober, fo weit fie im Einzelnen vurchgeführt würde, unfägliches Unbeil üb 
Land bringend betrachtet werben. Die näcfte Zukunft der Herzogthümer iſt dunke 
Stutthalterfchaft aber fieht in fefter Einigkeit mit dem ganzen Lane den weiteren 
wickelungen der Ereigniffe, welche auch für die diesſeitigen Maßnahmen beftimmen! 
werben, mit derjenigen Mube entgegen, welche dad Vertrauen auf die Kraft eim 
echten Sache und die Zuperficht auf eine höhere Lenkung der Befchide eines ı 
Volkes gewähren. 

Die k. baierfchen Truppen in Ueberlingen (f. 12. Juli) fehren nah Linder 
rüd, da ihnen eröffnet wird, daß zwei Bataillone des Peuderfchen Corps 
Ort befegen follen. 

Der fchweizerifche Bundesrath fordert Die Canton⸗Regierungen auf, früher «a 
wiefene Flüchtlinge, wie Heinzen, Loͤwenfels u. ſ. w. und ſolche, diewegen 
Theilnahme an ber babifhen Erhebung im September 1848 das Aſylrecht 
wirft haben, wie Struve, nicht in ihrem Gebiete zu dulden. 

Gefecht der Vorhut des dritten ruffiichen Corps bei Waitzen, wohin ſich von 
morn aus Görgey mit feiner Armee gewendet hat, ohne Zweifel, um zwi 
ber öfterreichifchen und ruffifhen Armee hindurch das Innere Ungarns gu gewi 

+ Dr. Chrift. Neff, Stiftsarzt zu Frankfurt a. M. 

„Der [hweizerifhe Bundesrath — in Betracht der fehr beträchtlichen 
zahl von militairifchen und anderen politifchen Flüchtlingen, die aus dem € 
herzogthum Baden, ſowie aus NRheinbaiern, in Folge des Bürgerfrieges, b 
Schauplag jene Länder geweſen, auf ſchweizeriſches Gebiet ühergetreten | 
in Betracht, daß aus Erfahrung erhellet, daß die Anweſenheit einer beiräi 
hen Anzahl von Flüchtlingen in der Schweiz, fo wie auch die Unternehmen 
denen fie fich Hingegeben, ſowohl der Eidgenofienfchaft, alö den Cantoner 
Bürgern fehr ſchwere Laſten verurfacht haben; in Erwägung, daß wen 
Häupter des Testen Aufftandes im Großherzogthum Baden und Rheinbaiern 
Lande geduldet würden, die Schweiz der Fortbauer jener Laften fich ausge 
ſehen müßte; in Betracht der gerechten Mißſtimmung, welche biefe Lage 
Dinge bei der fchweizerifchen Bevölferung erwecken dürfte; in Betracht, baf 
Schweiz nicht Willens ift, ihren Boden als Heerd der Propaganda herzuge 
und zu Umtrieben mißbrauchen zu laſſen, welche die benachbarten Staaten be 
ruhigen und die Eidgenoſſenſchaft in große Verlegenheiten verwideln Fon 
in der Abficht, felbft der Möglichkeit von Projecten und Verfuchen, welt 
völferrechtlichen Verhältniffe der Eidgenoſſenſchaft gefährden Tönnten, zum 
fommen; in Erwägung, daß der Begriff des Aſylrechts nicht foweit ange 
werden darf, daß dadurch die innere oder äußere Sicherheit der Schwtij 
Frage geftellt werben fönnte; in Betracht, daß, da die Häupter des Auffen 
eine Zuflucht in Frankreich oder in andern Ländern finden Tönnen, das ! 
auf dem Boden der Eidgenoffenfchaft für fie fein unumgängliches Bebürfulf 
in Erwägung, baß ein Mittel zur Beſchleunigung des Abzuges jener Die 
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von Flüchtlingen, wie zugleich auch zur Auswirkung einer Amneſtie für dieſe 
Unglücklichen — gerade in der Ausweiſung der politiſchen und militairiſchen 
Chefs des Aufſtandes gegeben ſein dürfte; in Erwägung, daß die Schweiz die 
Pflichten, welche ihr die Humanität gegenüber dem Unglück auferlegt, hinläng⸗ 
lich erfüllt hat, indem fie den durch eine zahlreiche Armee verfolgten Flüchtlin⸗ 
gen auf ihrem Boden Schug und gaftlide Aufnahme fo lange gewährt, bie es 
benfelben möglich wird, entweder in ihre Heimath zurüdzufehren oder anderswo 
eine fihere Zufludtsftätte zu finden; geftügt auf Art. 57 und 90, Ziffer 8, 9 
und 10. der Bundesverfaffung — beſchließt: — Art. 1. Die politifchen und 
militairifchen Chefs, fowie auh die antern Hauptführer, welche fih bei dem 
neuerlihen Aufftande in Rheinbaiern und im Großherzogthum Baden beteiligt 
haben und die foeben in der Schweiz angekommen find, werden fofort aus dem 
Gebiet der Eidgenoffenfhaft ausgewiefen. Art. 2. Im vorftehenden erften 
Art. find inbegriffen: a) Alle diejenigen, welche Mitglieder einer proviforifchen 
Regierung oder anderer derartiger Behörden geweſen find, ald: Zitz, Brentano, 
Struve, Gögg, Werner, Fifler, b) die militairifchen Chefs, als Louis Mieros⸗ 
lawsky (Pole), Sigel, Doll, Mercy, Blenker, Wilih, Germain Metternich; 
c) andere Männer, welche eine höhere oder einflußreichere Stellung bei der 
"Armee der Aufftändifchen eingenommen haben und beren Namen ber ſchweize⸗ 
rifhe Bundesrath fpäter befannt machen wird. Art. 3. Kerner follen aus dem 
fehweizerifhen Gebiete ausgemwiefen werben die in dem Kreisfchreiben vom 15. 
d. M. erwähnten Individuen, als: K. Heinzen, Fr. Neff, Löwenfels, H. Thiel- 
mann und alle diejenigen, welche an bem Einfall in das Großherzogthum Baden 
im September 1848 Theil genommen haben. Art. A. Die Cantonalbehörden 
find eingeladen, unverzüglich für Vollziehung des gegenwärtigen Befchluffes zu 
forgen. Diefelben haben fich, um diejenigen Nachweiſungen, deren fie bedürfen 
ſollten, zu erhalten, an das ſchweizeriſche Juſtiz- und Polizeidepartement zu 
wenden. Sie werden den in Art. 2. und 3. obenerwähnten Individuen bie 
erforderlichen Päffe ausftellen, um fih damit nad Frankreich oder nach einem 
andern Staate, in welchem fie Sicherheit zu gewärtigen haben, begeben zu können. 
Die Eantonalbehörben find eingeladen, dem ſchweizeriſchen Bundesrath über die 
Bollziehung diefes Beſchluſſes Bericht zu erftatten. 

Fr. Heder trifft zu Strasburg ein (f. 27. Juni), wo ihm jedoch von ben franzoͤ⸗ 
fiichen Behörden empfohlen wird, feinen Anfenthalt möglichft abzufürzen. 

Gefecht bei Waigen. Die Ruffen beginnen fich bei bei Diefem Drte zu vereinigen, 
dagegen bricht Görgey (vermuthlich in der Nacht) nah Norden auf, um fobann 
füdäftlich gewandt, das Tinfe fer der oberen Theis zu gewinnen.?) Bei 
Waitzen bleibt nur eine flarfe, Tediglih aus Reuterei beftehende Arrieregarde. 

Mohacs durch eine öfterreichifche Abtheilung erſtürmt. 

Urwahlen für die zweite Kammer in der preußifhen Monardie. Die Demokraten 
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haben wirklich einmal nicht gelogen, und fih ber Theifnabme an den W 
enthalten. 


17. | Bor Raftadt treffen zwanzig ſchwere Wurfgeichüge mit Zubehör ein, Fommen 
nicht in Thätigfeit, weil den Eingefehloffenen geftattet worden tft, zwei Of 
zu entfenden, welche fich überzeugen ſollen, daß die Rebellen ſämmtlich aus 
Großherzogthum entwichen feyen. 


17. | Der in Gotha (S. 28. Juni) gewählte Ausſchuß verfammelt fi) zu Horna 
| befchließt, folgendes Nundfchreiben zu erlaften. 

I. Unſere Aufgabe ijt: unfere Partei zu organifiren und ihrer Thätigkeit im 
des Progranms von Gotha zum Mittelpunkt zu dienen. Dazu iſt tie Kemni 
sorhandenen Kräfte und Mittel vor Allem nötbig. Um dieſe Kenntniß zu erlangı 
gen wir Formulare bei, mit der Bitte dieſelben auszufüllen und möglichft bald 
einzujenden, Damit wir in den Beſitz einer ftatiftifchen Meberjicht ver Vereine un 
Preſſe gelangen. Die Zufammenftellung werden wir fertigen, benußen und durch 
jchreiben zu Ihrer Kenntniß bringen. 

II. Es ijt nicht unfere Abjicht Tem Clubweſen und einer Dadurch vielfach gem 
ziellojen Agitation Vorſchub zu leiften. Wir Halten es aber in ber gegemrärtigen 
für nüglich, daß Diejenigen ton ung, welche Einfluß auf einen Verein haben, fich ber 
die Thätigkeit vesjelben auf unjern nächſten Zweck, das Zuſtandekommen eines A 
tags und Die Wahlen zu demſelben, hinzulenken. 

II. Als Die Punfte auf welche unfere Thätigkeit zunächſt und vorzugehreije | 
richtet jein muß, glauben wir nachſtehende bezeichnen zu jollen: 1) das Zuftanzefe 
des Reichstags. Dieſes ift beringt Durch den Anſchluß Der Etaaten an das Bü 
ziviichen Preußen, Hannover und Sachjen. Um in diefer Beziehung nüßlih mir 
fönnen, müſſen wir raſche und zunerläfjine Nachrichten erhalten: über die Echrir 
Regierungen und die Stimmung Der Kanmern in Bezug auf den Anſchluß und ei 
Hindernijfe, welche Denjelben im Wege jteben. 2) Ten Entwurf vom 28. Mai ald 
dend für Die Regierungen, welche jich zur Vorlage desſelben an den Reichstag verein 
In dieſer Beziehung werden vorzugsweiſe ins Auge zu faflen fein: a) Verſuche b 
eingegangenen Verbindlichkeiten wieder auszuweichen, 3. B. die bekannte Denkſchrift 
Stüve und v. Wangenheim; h) Verſuche Aenderungen an den im Enmvurfe feñig 
tenen weſentlichen Grundlagen des Bundesſtaates - - als Bedingungen des Beitritt: 
erzielen; c) dynaſtiſche und particulariſtiſche Schen vor tem Bundesſtaate, wie ji 
manchen Fürſten und freien Städten vorzuliegen ſcheint; d) Trennungsgelüſte, vie e 
feit8 zu einem norddeutſchen Sonderbunde, andererfeitd zu einer ſüddeutſchen Ligue fü 
würden. In dem Kampfe den wir ſowohl gegen vie Neftauration des Staatenbun 
welche das Verhältniß zu Deiterreich und Die Oberbauptöfrage vorſchützt, als gegen 
Sonderbundöbeitrebingen zu führen baten, müſſen wir jede confeffionelle Polemik 
meiden. Um über die Vorgänge und Verbältniſſe unterrichtet zu werden, welche auf 
gedachten Punkte Bezug haben, bitten wir um fleißige Nachrichten, ſowobhl brieflicht 
durch Zufentung son Zeitungen und Trudfchriften, deren Inhalt von Bedeutung 
und entweder weitere Verbreitung oder Wirerlegung verdient. In dem Maße wie 
Ausſchuß in den Stand gefegt wird, einen Ueberblid über vie Lage zu getwinnen, ! 
er ſeinerſeits nicht unterlafen, ven Stoff zu verarbeiten und zu verbreiten, Mirtbeilen 
und Borfchlige zu machen. 

IV. Die gehörige Venutzung der Preſſe iſt von Der mejentlichiten Bedeutung für 
Förderung unferer Cache. Es ift in Gotha verabredet worten bie „Deutſche Zeim 
für unfere Partei zu erwerben und zum Gentralorgan zu machen. Die Verband 
hierüber find noch zu keinem Abſchluß gebiehen; wir behalten ung daher über W 
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Segenftand bejondere Mittheilung vor. Vorläufig werden wir eine autographifche Cor⸗ 
reſpondenz einrichten und an befreundete Blätter gelangen lajien. Mehrere haben ihre 
Bereitivilligkeit zur Unterſtützung des Programme von Gotha bereitd zu erkennen gegeben; 

| aus ven Aufzeichnungen in den Bormular Nr. 2 werden wir dad Verzeichniß verkoll« 

| fläntigen. Wenn mir und für jegt auf die erjten Schritte bejchränfen, um von ben für 

unſere Sache vorhandenen Kräften und Mitteln Kenntnig zu erhalten, auf vie Andeutung 
der Punkte, denen jeber von und jeine Thätigkeit in Stänvererfammlungen, DBereinen und 
in der Preſſe vorzugsweiſe zuwenden möchte, hoffen wir wie erbetenen Mittbeilungen bald 
und zablreich zu erhalten. 


7. | Gefecht bei Waigen. Die dort gelafiene Nachhut Görgey's wird mit großem 
Berlufte geworfen. 


8. | Schreiben des Minifter-Präfidenten, Grafen Brandenburg an die Statthalterfchaft 
von Schleswig-Holftein. 

Einer hochloͤblichen Statthalterichaft in den Herzogthümern Holftein und Schleöwig 
beehrt der Unterzeichnete fich anzuzeigen, daß tie am 10ten d. M. gefchlofjene Ueberein⸗ 
kunft über die Präliminarien eines Tünftigen Friedens mit Dänemarf und über einen 
Maffenftillftann auf 6 Monate, vie definitive Genehmigung ſowohl von Seiten S. M. 
des Könige von Preußen, ald von Seiten S. M. des Königs von Dänemark erhalten, 
und die Auswechjelung der vesfalljigen Ratifications⸗Urkunden geitern Abend bier im 
Berlin ftattgefunden bat. 

Tie betreffenden beiden Aktenſtücke bat ver Unterzeichnete jchon die Ehre gehabt, 
einer hochloͤblichen Statehalterihaft durch den Major und Ylügelapjutanten Freiherrn 
son Manteuffel zu überjenden. Er Hatte dabei in feinem Schreiben vom 12ten d. M. 
die Meberzeugung ausgeſprochen, daß durch die abgefchlojiene Uebereinkunft ein Zufland 
bergeftellt werve, welcher ven wahren Bebürfniffen der Herzogthümer genüge und den⸗ 
felben mannigfache Vortheile gewähre, und daran den Ausdruck des Vertrauens geknüpft, 
daß die Statthalterichaft auch ihrerjeitö dazu beitragen werde, daß dieſe Angelegenheit 
in befriedigenver Weije ihrem Ende zugeführt werde. 

Der Unterzeichnete kann dieje Hoffnung auch jegt nicht aufgeben, wenngleich in dem 
Antwortichreiben der Stattbalterichaft vom Idten d. M. jich eine Auffaffung kund giebt, 
welche er, als der wirklichen Sachlage nicht entjprechend und von irrigen Vorausſetzungen 
ausgehend, nur bedauern Fann. Eine nähere und ruhigere Erwägung wird der Stätte 
balterfchaft ohne Zweifel die Leberzeugung verichaffen, daß es nur die traurigften und 
verhaͤngnißvollſten Folgen nach fich ziehen würde, wenn diefer Auffaffung Raum gegeben 
und die Bevölkerung der Herzogthümer dadurch vielleicht zu Schritten verleitet würde, 
bei welchen «8 weder im Rechte, noch in der Mecht ver königlichen Regierung läge, ihnen 
Schutz und Unterftügung noch ferner zu gemähren. Daß die Eönigliche Regierung bei 
den weiteren Friedens⸗Unterhandlungen ſich alle Mühe geben wird, die Bepürfniffe und 
Rechte ver Herzogthümer nach Kräften wahrzunehmen, bedarf nicht erft wiederholter 
Verſicherung. 

Die erſte Bedingung, um dies moͤglich zu machen, iſt die getreue und geordnete 
Ausführung des Waffenſtillſtandes. Sobald dieſe ſtattgefunden, wird die k. Regierung 
ſich in der Lage ſehen, ihren Einfluß in geeigneter Weiſe geltend zu machen, um auch 
während des Waffenſtillſtandes den Herzogthümern jene mögliche Begunſtigung zu erwirken. 

Sollte aber, wider Verhoffen, die Ausführung der Convention von Seiten der Her⸗ 
zogthümer auf thatjächlichen Widerſtand ftoßen, fo würde die f. Regierung ſich zu ihrem 
lebhaften Bedauern in vie Lage verſetzt fehen, venjelben ihre weitere Mitwirkung zu ent 
zichen. Es würde ihr alsdann nichts übrig bleiben, als einerjeitd ihre Truppen gänzlich 
audeden Herzogihünern zurückzuziehen, ohne noch ferner ein Recht zu haben, ſich dem 
Ginrüden der Dänen in das Herzogthum Schleswig (welches durch den Waffenſtillſtand, 


3° 


18, Juli. 18. 





fofern er ausgeführt wird, verhinvert ift) entgegenzufeßen, andererſeits aber ſowehl ven 
General v. Bonin als alle in ver fehleöwig=holfteinifchen Armee dienenden preußiſchen 
Offiziere fofort aus derſelben abzuberufen. 

Die Hochlöbliche Statthalterfchaft wird nicht verfennen, in welche verbängnifrolle 
und unabfehbare Vermwidelungen eine foldhe Wendung der Dinge die Herzogtbümer führen 
tönnte; und ber Unterzeichnete glaubt von der Weisheit und dem Patriotismus derſelben 
erwarten zu Dürfen, daß fie alle ihre Kräfte aufbieten were, um ihrem Vaterlande rin 
folches Unglück zu erfparen. Daß dadurch auch alle weiteren Bemühungen ver k. Re 
gierung bei den Friedens-Unterhandlungen vollftändig paralyfirt werden würben, betarf 
faum der Anveutung. 

Je größer die Theilnahme tft, welche die k. Regierung den Herzogthümern zugewendet 
bat und fortwährend denſelben winmet, um fo lieber giebt fie fi) der Hoffnung bie, 
daß Diefelben ihren wahren Vortheil erfennen, und mit Beſonnenheit und Mäfigung ra 
angebahnten Weg einer friedlichen Loͤſung einfchlagen werden. 


18. | Cireular-Note der Statthalterfhaft von Schleswig-Holſtein. 


— — — — 


Das Staatsrecht der Herzogthümer Schleswig-Holſtein beruht auf den drei fad 


anerkannten Hauptſätzen: 1) daß die Herzogthümer ſelbſtſtääͤndige Staaten find; 2) daj 


nur der Mannsſtamm des oldenburgiſchen Hauſes zur Erbfolge in ven Herzogihümmm 


berechtigt ift, und 3) daß Die Herzogtbümer feft mit einander verbundene Etaaten mb, 
Diefe drei Grundfäße, durch deren Aufrechterhaltung die bürgerliche Wohlfahrt ta 


Herzogtbümer bedingt iſt, ſtehen in dem Innigften Wechfelverhältniß mit einander, um 
feiner derſelben kann aufgegeben oder verlegt werten, ohne daß zugleich vie beim aw 
deren Rechte in ihrer vollftändigen Bereutung auf bad empfindlichfte berührt würten. 

Nachdem bereits früher von bänifcher Seite wiederholte Angriffe auf die Rede 
der Herzogtbümer verfucht waren, bebielt die deutſche Bundes⸗Verſammlung durch ifren 
Beſchluß vom 17. September 1846 jich ihre verfaffungsmäßige Competenz hinſichilich 
ter Grletigung ter mit Dünemark obſchwebenden Streitfrage vor. Linzmeifelbaft ar 
Diefe Competenz in Dem echte des Bundesſtaates Holitein auf Erhaltung ver inniger 
Verbindung mit Schleswig begründet, Denn durch jeren Angriff auf dieſes Recht wirt 
nicht allein ein ſchleswig-holſteinſches, ſondern zugleich ein deutſches Recht geführzet. 

Durch Das Patent, d. d. Kopenhagen, den 24. März 1848, wurden alle drei 
Buntamentalrechte der Herzogthümer gleihmäßig von bänifcher Seite angegriffen. Tem 
indem Darin vie Abſicht ausgejprochen war: „Schleswigs unzertrennliche Verbindung 
mit Dänemark Durch eine gemeinfame Verfaſſung zu kräftigen,“ ward nicht allein tie 
Auflöfung des VBandes, welches die Herzogthümer vereinigt, fondern zugleich die Auf 
hebung der ſtaatsrechtlichen Selbſtſtändigkeit Schleswigs, die Einverleibung deſſelben, ald 
einer Provinz, in ven däniſchen Staat und die Giltigfeit der Erbfolge des tiniiden 
Königsgefeßes für Schleswig, entfcbieden in Anſpruch genommen. Gleichzeitig Bryant 
Tänemarf den Verſuch, die Durchführung feiner rechtswidrigen Anmaßungen mit Wafı 
gemalt zu erzwingen. 

Die Herzogthümer wurden Durch dieſen Angriff gendthigt, fich zur gemeinjume 
Abwehr zu erheben. Sie fanden dabei die volfftändige Anerfennung und Fraftige Untere 
ftügung aller deutfchen Regierungen unter den Vorgange Preußens. Der Schu wm 
die Erhaltung ver deutichen Rechte der Herzogthüimer ward von ganz Deutſchland ad 
eine von dem Recht und der Ehre gebotene Pflicht anerkannt. 

Ter König von Preußen Hatte bereits in einen Schreiben an ven Herzog ten 
Schleswig Holjteins Sonderburg= Anguftenburg vom 24. März v. 9. auf die unge 
beutigfte Weife tie drei Hauptſätze des fchleswig = bolfteinifchen Staatsrechts anerfanzt 
und erklärt, dieſelben gegen jeden Angriff von Seiten Dünemarks fehügen und aufrect 
erhalten zu wollen. Die deutſche Bundes-Verſammlung übertrug durch Ihren Beidla 
bom A. April v. I. Preußen vie Reitung ber militairiſchen Mafregeln und der Ir 
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mittelung auf ver Baſis ver unverfürzten Rechte Holſteins, namentlich auch der ſtaats⸗ 
rechtlichen Verbindung mit Schleswig. An Diefer Anerkennung der drei Örundgefeße 
der Herzogthümer hat die deutſche Bundes-Verſammlung ftet3 feitgehalten, namentlich auch 
in ihren Befchlüffen vom 12. April, com 22. April, som 8. Mai und tom 30. Mai 
v. 3. Durch den Beichluß tom 8. Mai v. I. erklärte die Bundes-Verfammlung fich 
einverſtanden mit den von Preußen vorgeichlagenen räliminarien, denen zufolge als 
Grundlage ver Vereinbarung die Anerfennung Schleswigs und Holſteins als eined un⸗ 
zertrennlichen felbititäntigen Staatöförper8 betrachtet werden follte, welcher nur durch 
Perſonal⸗Union mit Tänemark fo lange verbunden bleibt, als ter Mannsſtamm des 
olvdenburgijchen Hauſes in legrerem Reiche berricht; ver König bon Dänemark würde 
danach feine Einwilligung zu ver eventuellen Aufnahme Schleswigs in ven deutſchen 
Bund zuzufihern haben; doch wurde ald Mittel zur Ausgleichung und Verftändigung 
die Modalität offen gelaffen, daß Die an Jütland grenzenden und der Nationalität nach 
vorherrſchend däniſchen Diſtricte von Schleswig, wenn in ihnen ber freie Volkswille fich 
für eine Vereinigung mit Dänemark ausiprechen ſollte, son ver Verbindung mit Schled= 
wig und folglih auch von ver Aufnahme in den Bund auszunehmen wären. Die linters 
handlungen fcheiterten indeh, weil Dänemark weder auf dieſe, noch auf andere, von Eng» 
land ausgehende vermittelnde Friedens-Vorſchläge eingeben wollte. Später hat, während 
der Dauer des malmder MWaffenftillftantes, Die prociforifche Gentralgerralt Deutichlands 
fih auf Iinterbandlungen auf der Baſis ter Unabhängigkeit Schlesirigs eingelaflen, zu» 
folge welcher Schleswig eine felbftftändige Verfaſſung, verſchieden son ver däniſchen 
und von der Holfteinifchen Nerfaffung, erhalten follte. Tiefe Baſis würde, wenngleich 
die Möglichkeit einer Trennung Schleswig von Holſtein zulaffene, und infofern die 
Mechte der Herzogthümer verlegend, dennoch, im richtiger Folgerung, dem Herzogthum 
Schleswig das Recht gegeben haben, fich vermöge ver in tem Begriffe ter Unabhängig« 
keit liegenden Selbitbeftimmung, ungebinvert durch Dänemark, viejenige Verbindung mit 
Holftein zu erhalten, welche ven beiverfeitigen Intereffen und Wünfchen entfpricht. Ins 
deß auch dieſe Unterbandlungen jcheiterten bauptiächlich Daran, daß Dänemark Dad Zus 
geftändnig einer politischen Verbindung des Herzogthums Schleswigs mit dem König 
reiche Dänemark verlangte, ein Zugeſtändniß, welches mit Der Baſis ver Unabhängigkeit 
Schleswigs in Widerſpruch ftcht, und welches Deshalb von ter prociforijchen Gentral- 
gewwalt nicht gemacht werben Eonnte. Tie von däniſcher Seite gefchehene Kündigung 
des Waffenſtillſtandes führte zur Erneuerung ver Feindſeligkeiten, und bie procijorifche 
Gentralgewalt nahm am 27. April 2. I. tie am 3. Februar angenommene Friedens⸗ 
baſis ausprüdlid wieder zurück. 

Die königlich preußifche Regierung hat nunmehr unterm 10ten d. durch einen Bes 
vollmächtigten cine Lebereinkunft über einen Waffenftillftand, nebft beigefügten Friedens— 
Präliminarien, unterzeichnen laſſen, durch welche die Rechte der Herzogthümer zum Theil 
als nie vorhanden erklärt werden, zum Theil für die Zukunft bejeitigt werben jollen. 

Durch den Art. 1 des Protokolls vom 1Oten d. werden Tänemarf alle die Anfprüche 
zugeftanden, welche es am 24. März v. I. erhob, und deren Abwehr ten Krieg mit 
Dänemark veranlaßte. Wie das Patent des Königs son Dänemark vom 24. März be- 
flimmte, daß Schleswigs ungertrennliche Verbindung mit Dänemark durch eine gemeinfame 
Verfaffung gekräftigt, panchen aber Schleswigs Selbftftäntigkeit Durch ausgedehnte pro= 
vinzielle Inftitutionen, namentlich einen eigenen Pandtag und befonvere Verwaltung, fräftig 
gefchirmt werden follte, fo ſpricht der Art. I des Protokolls vom 10ten d. venjelben 
Gedanken dahin aus, daß Schleöwig, was feine gefeßgebenne Gewalt und feine innere 
Verwaltung betrifft, eine abgefonverte, von Holftein getrennte Verfaſſung erhalten folle, 
unbefchabet der politischen Verbindung, welche dad Herzogthum Schleswig an bie Krone 
Dänemark knüpft. 

Durch diefes Zugeſtaͤndniß werden, vorausgefeßt daß der Ausdruck politiiche Vers 
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bindung nicht lediglich auf eine PerjonalsUnion Schleswigs mit Dänemark bezogen we 
fol, alle prei Fundamentalrechte der Herzogthümer Schleswig⸗Holſtein in ihrem inne 
Weſen nicht weniger verlegt, ald durch das Patent vom 24. März v. J.; — benn d 
bie Ginräumung einer zwiſchen dem Königreiche Dänemark und dem Herzogthum Cd 
wig beitehenden „politiichen Verbindung“ wirb bie flaatörechtliche Selbitftänkigfeit 
Herzogthums Schleswig vernichtet; fie wird in eine provinzielle Abhängigkeit ton 
nemark mit gewiſſen legislativen und abminiftrativen Eigentbümlichkeiten verwantelt, 
feleft für ten Beſtand dieſer Eonnten feine binlängliche Garanticen gegeben werden 
die hoͤchſte Staatögewalt für das Herzogthum Schleöwig dad vinifche Goureme 
ift, und dieſes ald folched verpflichtet fein würve, die Provinz Schleswig im mt 
des daͤniſchen Staats zu regieren, bie Schleöwiger würden Dänen werben. — Zug 
wird durch dieſes Zugeftändnig dad Iegitime Erbfolgerecht des Mannsſtammes bed cl 
Burgifchen Bürftenhaufes für das Herzogthum Schleswig befeitigt; denn vie poli 
Union Schleswigs mit Dänemark jchlieft ein beſonderes Erbfolgerecht für Echlei 
aus, da ed dem Begriff einer Provinz wiberfpridht, eine andere Erbfolge zu haben, 
der Staat, ven fie angehört. Hiergegen kann nicht eingewendet werben, daß nad 
Art. IV. ver Srievend- Praliminarien vom 10ten d. weder ver Erbfo'gefrage, noch 
Nechten dritter Verſonen präjubicirt, fondern eine nähere Megullrung der Erbfolg 
den unter dem Scepter des Könige von Dänemark vereinigten Staaten vorbehalten ble 
foll; denn, wenn einmal bie politifche Verbindung Schleswigs mit Dänemark im P 
cipe zugeftanden ift, kann dieſe Regulirung der Erbfolge mit dem angenonımenen Pri 
nicht in Widerſpruch treten. — Enplich wird die Aufhebung der Verbindung ber br 
Herzogthümer ausprüdlich ausgeſprochen; es wird dadurch ber eigentliche Lebensners be 
Lande zerjchnitten. Denn bie beſtehende Gemeinfanfeit durchdringt alle Verhäln 
Schleswigs wie Holfteind, und iſt mit dem gefammten politifchen, geiftigen und m 
riellen Reben der Schleswiger wie ver Holiteiner auf das innigfte verwachſen. Die 
Art. II. ver Friedens-Praͤliminarien in Ausjicht geftellte befchränfte Aufrechthaltung 
nicht politifchen Bande, der materiellen Intereffen, welche zwiſchen wen Herzogthün 
beftehen, Eann Feine Beruhigung gewähren, denn Die Erhaltung der Bande ver m 
riellen Intereffen it mit der Trennung der Berfaffung und Verwaltung, jo wie t 
Ginfluffe, welche dem Königreich Dänemark auf Das Herzogthum Schleswig, ald « 
dänische Provinz, eingeräumt werden würde, nicht vereinbar; Diefelbe würde ohnehin i 
Verluſt ver Gemeinſamkeit aller höheren Interefien nicht erſetzen Eönnen. 

Die Waffenſtillſtands-Vedingungen find auf dieſe Friedens-Präliminarien gegrünt 
und folfen Die Durchführung derſelben vorbereiten. Sie ftehen deshalb in vemirlk 
Maße mit ven echten ver Herzogthümer in Widerſpruch. Ihre einzelnen Beſtimmung 
find entweder volffommen unausführbar, over würden, wenn fie audgeführt werben je 
ten, das Land ber traurigiten Nerwirrung und Zerrüttung preiögeben. 

Es foll das Herzogthum Schleswig im Norden ton ſchwediſchen, auf ben Jak 
Alſen und Arroe von dänifchen, im Süben von preußiſchen Truppencorps beſetzt werdt 
kon denen jedes in feinem Bereiche die Ordnung erhalten und vie Negierung fügen fe 
Die Regierung des Landes joll zweien Perſonen, einem Dänifchgelinnten und cine 
Deutjchgefinnten, unter Obmannjcajt eines von England zu beftellenten Gemmife 
übertragen werben. Dieſer Verwaltungs⸗Commiſfion foll e8 obliegen, alle biöher für bel 
Herzogthümer gemeinjchaftlichen ftaatlihen Einrichtungen, alle Zweige ver Steuer, A 
gierungd= und Juſtizverwaltung, überhaupt die ganze Adminiſtration zu trennen um A 
Schleswig neu zu conftituiren. Es foll ihr ferner verftattet fein, vie feit dem 17.08 
v. 3. für das Herzogthum Schleswig erlaffenen Gejege, Werfügungen und MVertraltueg 
maßregeln nad) eigenem Ermeſſen zu bejeitigen ober beizubehalten. 

Alle dieſe Beftinmungen merken ſchon weshalb unausführbar fein, weil alles hei 
jenige, was In ven Herzogthümern feit Jahrhunderten verbunden war, nicht in far 
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Zeit getrennt werben kann. Sollte gleichwohl eine Turchführung erzwungen werben, fo 
würde dadurch ver ganze bejtebenne Nechtäguftann des Landes aufgehoben; eine chaotiſche 
Verwirrung würde an die Stelle treten, ter Mechtäfinn des Volkes würde untergraben, 
bie Wiederherſtellung des natürlichen Verbältniſſes zu dem Yanbeöfürften, ver einen ſol⸗ 
chen Zuftand rem Lande auferlegte, würde unmöglich gemacht. Das unglüdliche Land 
würde während der Dauer eines folchen Waffenftillftandes der Schauplatz ver gehäfligften 
Intriguen, ver Rechtlofigfeit und ner Willkür werden. 

Die Statthbalterfcaft, ald die von der provijorijchen Gentralgewalt Deutichlands bis 
zum Abjchluß eines Friedens mit Dänemark eingeſetzte legitime Negierung der Herzog 
thümer, wird, im völligen Einverſtändniß mit dem biefigen Lande, ihre Beftrebungen nad 
wie vor unabänderlich und mit allen Kräften auf ven Schuß der die Wohlfahrt des Lan- 
des bedingenden Nechte richten; fie hat deshalb der son Preußen abgefchloflenen, an fich 
fo wenig für Die ‚Derzogthümer, wie für Deutſchland rechtsverbindlichen Vereinbarung 
ihre Zuftimmung nicht geben koͤnnen, und bat fich in dieſem Sinne bereits gegen bie koͤ— 
niglich preußische Regierung ausgeſprochen. Die Königlich preußiſche Negierung wird 
zufolge Art. IX. der Waffenſtillſtands-Convention jänmtliche egierungen, welche einen 
tbätigen Antheil an dem Striege gegen Dänemark genommen baten, einladen, balomög- 
licht ihren Beitritt zu tiefer Gonvention zu erklären. Die Statthalterſchaft kann nicht 
annehmen, daß Die deutichen Staaten einer Vereinbarung zuftimmen werten, melde Das 
Recht und die Interefien Deutſchlands eben fo jehr, mie die der Herzogthümer preisgiebt. 
Die Statthalterfchaft hat ſich deshalb verpflichtet gebalten, Die Yage der Verhältniſſe ven 
jänmtlichen hoben Regierungen Deutſchlands offen darzulegen, und den ferneren Beiftand 
berfelben zum Schuße der Herzogthümer in Anſpruch zu nehmen. 
| Berorbnung des Großherzogs von Baden. In Anbetracht, tag bei der thatfädh- 

lihen Auflöfung Unſeres Armeccorps der höchſt dringliche Vollzug des verfün- 
beten Standrechts durch Unſer eigenes Milttair im gegenwärtigen Augenblide 
als unmöglich erjcheint, und chen deshalb das Ober-Commando ber Föniglich 
preußiichen Operations-Armee am Rhein auf Unſer Anſinnen dieſen Bollzug 
nach Maßgabe Unferer Gefege vom 7. Juni des vorigen und vom 9. Juni 
dieſes Jahres übernonmen hat, dabei jedoch einige nähere Beftimmungen rüd- 
ſichtlich des Verfahrens eintreten müffen, verordnen Wir nachträglich zu ben 
angeführten Gefegen, nad Anhörung Unſeres Staati-Minifteriums, wie folgt: 
1) Als Anfläger kann in allen Fällen jeder badiſche Staatsbürger aufgeftellt 
werden, eben fo als Bertheidiger; vorauögefest, daß tags Verfahren dadurch 
nicht aufgehalten wird. 2) Die Prüfung und Genehmigung, welde nad Ar- 
tifel 7 des Gefeges vom 7. Juni 1848 das Ober-Commando fi vorbehalten 
fann, ſteht Unſerem Kriegs-Miniſterium zu, und iſt bei ſolchem Vorbehalte der 
Bollzug des Erfenntniffes, wie in dem $. A des Geſetzes vom 9. Juni d. J. 
erwähnten Falle, aufzufcieben. 


9 Beſchluß der Schleewig-Holfteiner Landes-Verfammlung zu erflären: 1) daß bie 
von ber Föniglich preußischen Regierung mit dem däniſchen Berollmädtigten, 
unter Vorbehalt der Ratification, am 10. Juli d. 3. zu Berlin abgefchloffenen 
Friedensbaſis und Waffenftillftande-Convention für die Herzogthümer ohne jeg— 
liche Rechtsverbindlichkeit find und bleiben werden; 2) daß auch fie die Zuftim- 
mung Deutichlands zu diefen Verträgen fo lange, als Sinn für Recht und 
Ehre im deutſchen Volke herrfcht, für eine Unmöglichfeit halte; 3) daß fie aber 
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die durch jene Verträge aufs Aeußerfte gefährbeten Rechte des Landes ı 
alfen ihr zu Gebote lebenden Kräften zu fehügen, für ihre unverbrüchliche Pi 
erachte. 

Der Deflauer Sonder-Landtag beſchließt: „Das Minifterium Habicht-Köppe ( 
11. Juli) Hat fih ums Baterland verdient gemacht.‘ 

Das Hauptquartier der öfterreichifchen Armee in Peſth. 

MWiederholte Angriffe der ungarifhen Rebellen auf die Schanzen von Bile 
werden abgejchlagen. 

Schreiben der Statthalterfhaft von Schledwig-Holflein an den F. ypreußild 
Minifters Präfidenten, Grafen von Brandenburg: „In Erwieberung auf! 
geehrte Schreiben, des k. preußiihen Minifter-Prafidenten, Herrn Grafen ı 
Brandenburg, vom 18ten d. M., erlaubt die Statthalterfchaft der Herzogthin 
Schleswig-Holſtein fih, zunächſt ihren Danf dafür auszuſprechen, bag bie 
preußifche Regierung den Rechten und Bedürfnifien der Herzogthümer fortw 
rende Theilnahme in Ausfiht geftellt hat. Jedem Beweis fräftiger Uni 
fügung von Seiten ter k. Regierung werden die Herzogthümer fletd bie a 
richtigfte Danfbarfeit zollen, und gleihwie die befonnene Haltung des hie 
Landes unter den fchwierigften Verhäͤltniſſen fih zu bemähren Gelegenpeit 
habt, io hoffte die Statthalterfhaft, Daß auch fie ter Vorwurf eines Max 
an ruhiger Einagung midt treffen nird. Hat fihb in dem Schreiben 
Stattyalteridhaft an Ew. vom löten d. M. eine von irrigen Voraueſetzun 
ausgehende und ter Sachlage nicht entiprediende Auffaffung fund gegeben, 
wird es nur einer Furore auf Die nieterbelt und dringend von bier ı 
geitellten Yirten um Zuziehung zu Ten Verhandlungen, zum mwenigften um % 
Härung über den Gang terjelben, bedürfen, um von der Gerechtigfeit Em. 
bezeugt zu jehen, daß die Erattbalteridaft nicht Durch eigene Schuld in ) 
thum oder mangelhafter Kunde ſich :efinte. Dem Intereſſe der Sache din 
es vorerſt am forderlichſten ſein, wenn Die Statthalterſchaft hiedurch das | 
trauenevolle Erſuchen an Em. richtet, es möge ihr über diejenigen Punkte, 
melden ihre Auffaflung irrig und der Sachlage nicht entfprechend befunten m 
ten, eine Lbaltgeneigte nübere Belehrung zu Theil werden, für melde | 
Statthalterſchaft ihre bereitwilligfte Empfünglichfeit im voraus zu verfihern ı 
fo weniger anfteht, als es ihr lebhafteſter Wunſch ift, in dem Streben für d 
Wohl der Herzogthümer mit der Föniglich preußifchen Regierung übereinftimme 
handeln zu können. Eie hofft jedenfalls, daß eine Verftändigung in Ber 
jener Punkte nicht unverfucht gelaflen werten wirb, bevor eine eventuelle 9 
berufung des Generald von Bonin und ber übrigen in der biefigen Arm 
dienenden f. preußifhen Offiziere als eine von hier aus verfchuldete Map 
angeſehen werden könnte.“ 

Schreiben der Statthalterſchaft von Scleswig- Holftein an das F. ſchwediſche A 
nifterium der auswärtigen Angelegenheiten: „In ber zwifchen S. M. de 

| Könige von Preußen und S. M. dem Könige von Dänemarf zu Berlin a 

| 10. d. M, abgeſchloſſenen, demnaͤchſt ratificirten Waffenſtillſtands⸗Convention 5 
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| fagt der Artifel 5, bag ein Corps neutraler Truppen bis zu 2000 Mann den 

| nordwärts einer Demarcationslinie belegenen Theil des Feſtlandes vom Herzog- 
thum Schleswig befegen werde, und daß bie contrahirenden Theile S. M. ten 
König von Schweden und Norwegen erfuchen mürden, diefes neutrale Truppen 
Corps ftelfen zu wollen. Die von ber proviforifchen Gentralgewalt Deutfchlande 
mit Zuftimmung der fchleswig-holfteinifchen Landes: VBerfammlung zur Regierung 
der Herzogthümer Schleswig - Holjtein bis zum Abſchluß eines Friedens mit 
Dänemärf eingefekte Statthalterfhaft muß es für ihre Pflicht Halten, gegen 
die Beſetzung irgend eines Theiles dieſer Herzogthümer mit anderen als deut⸗ 
[hen Truppen hierdurch Verwahrung einzulegen, und hegt zu ber bewährten 
Geredtigfeit S. M. des Königs von Schweden und Norwegen dad Vertrauen, 
dag allerhöchfideflen Truppen die Grenzen der Herzogthümer nicht überfchreiten 
werben. 

Die Statthalterfchaft bittet ein hochlöbliches königliches Staate-Minifterium, 
die in Vorſtehendem ausgeſprochene Verwahrung und Erwartung zur Kunde 
SM. des Königs bringen, und bie Berfiherung vorzügliger Hochachtung ents 
gegennehmen zu wollen.‘ 

D. | Gefechte in der Gegend von KHatvan. Ein Theil der ruffifhen Armee fchlägt 
ı beträchtliche Infurgenten- Haufen, melde angeblih von Szolnock gefommen, ver: 
| muthlich die Verbindung mit Görgey auffuchten. 

D. ; General Lüders vertreibt Die Rebellen mit Verluft von einigen hundert Gefangenen, 

aus mehreren Stellungen, zulegt aus der aın Rothenthurm- Paife. Ungefähr taufend 
. Mann flüchten auf türfifches Gebiet, und werten dort entwaffnet; adt von 
| ihnen mitgeführte Geſchütze überliefert der türfifhe Befehlshaber ten Ruſſen. 

1. ı Schreiben bes Reihsminifteriums ber Juftiz an den nafjauifhen Bevollmächtigten: 
„Einem vielfach verbreiteten Gerüchte zufolge, fol! die Spielbanf in Wiesbaden 
feit mehreren Tagen wieder eröffnet worden feyn. Nad dem Reichegefege vom 

| 20. Januar und der Zufhrift des berzoglihden Herrn Bevollmächtigten vom 
18. Mai I. 3. ift das Neichsminifterium nidt im Stande, jener Nachricht 

| Glauben zu ſchenken Lestere hat indeflen eine folde allgemeine Berbreitung 

ı gefunden, daß das Reichs miniſterium fid) veranlaßt fehen muß, fie zur Kennt: 
nig der herzoglichen Regierung zu ringen, und deren Erflärung darüber einzu- 
holen. Ich erſuche Sie daher, Herr Bevollmädtigter, folde gefälligft veran- 
laſſen zu wollen.” 

1. | In der naffauifhen Stände» Berfammlung erflärt dag Minifterium: nad feiner 
Anfıht habe in dem Anfchluffe an das Berfaffungs- Project der drei Königreiche 
die einzige Möglichkeit gelegen, Deutſchlands Einheit zu begründen; es lege 
vor Ratification der gepflogenen Verhandlungen die betreffenden Aktenſtücke vor, 
um in Webereinftimmung mit der Kammer die Entfheidung zu faflen. 

1. | Der weimarifche Landtag entfcheidet fih nad längeren Erörterungen für den An- 
fhluß des Großherzogthums an bag berliner Bündniß. 

1. | Eine Compagnie Reichstruppen befest das vom Canton Schaffhaufen enclavirte 
badiſche Dorf Büfingen, indem fie den Rhein hinabfährt, welcher nad) jenfeitis 
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ger Behauptung ganz zum Gebiete der Eidgenoffenfchaft gehört. Ihre Rückkehr 
auf gleichem Wege wird alsbald unmöglich gemacht. 

Die von Naftadt Ansgefandten (S. 17. Juli) fehren dahin zurüd. 

Eintreffen dreier preußifchen Bataillone zu Mannheim. Fürft von Thurn und 
Taris hatte Die Stadt mit einem Bataillon befegt, und beabfichtigte noch mehrere 
baierfhe Truppen dahin zu ziehen, es erfchien indeg billig ihnen — welde 
ſchon die baierfhe NhHeinpfalz *) bewachen follen — dieſe neue Mühmaltıng 
zu ſparen. 

Einrüden der Nuffen in Hermannftadt. 

Schreiben des Minifter-Präfidenten Fürften Schwarzenberg an ben F. öfterreichiiden 
Sefandten in Berlin. 

In ver bier abfchriftlich mitfolgenden Depeſche an ven Grafen Bernftorff, rem 
13. d. Spricht Die E. preußifche Negierung ven Wunſch aus, und über vie Beweggrüͤnde 
aufgeklärt zu ſehen, welche ©. 8. 5. den Bringen v. Preußen veranlaft Naben, rad 
Anerbieten abzulehnen, Das ihm son Seiten des Reichsminiſteriums, binfichtlih te 
Mitwirkung eines öfterreichifchen Truppencorps, zur Befämpfung des badiſchen Aufſta⸗ 
des gemacht worden ift. Tas f. Cabinet findet fich biezu durch die Mittbeifungen be 
wogen, welche Der Graf v. Xernftorff ihm in Folge einer, über dieſe Angelegenbeit mi 
mir gepflogenen Iinterredung, gemacht bat. Wie aus dieſen Mittbeilungen bernorgek, 
icheint der k. preußifche Geſandte ven Gefichtspunft nicht vollfommen richtig aufgefaft 
zu haben, von welchem ich dieſe Frage beurtheilen zu follen glaubte. Ich ergreife tm 
nad) mit Vergnügen, die mir bargebotene Oelegenbeit, unferem Danfe für viefe gerälli 
gen Gröffnungen einige Bemerkungen hinzuzufügen, welche die Anfichten des Tail. Hefet 
außer Zweifel jeßen werden. Das Anerbieten der Mitwirfung unferer Truppen if vn 
ber prosiforifchen Gentralgewalt ausgegangen, zu Deren Verfügung wiF dieſelben geek 
hatten. Dieſemnach berührt ung Das Ablehnen dieſes Anerbietens ni £, und femtm 
wir folgerecht in demſelben nie einen gegen Defterreich gerichteten Broteft, oder eine ar 

- dere unfreundliche Anficht erkennen. Hätten wir folches anzunehmen Die entferntefte Ver— 
anlaffuny gehabt, würde das k. Cabinet gewiß nicht gezögert haben, fich diesfalls fr: 
müthig gegen jenes von Berlin audzufprechen. Dagegen babe ich geglaubt, den f. prev 
Bifchen Geſandten mein aufrichtiges Bedauern darüber ausprüden zu müſſen, daß ii 
Theilnahme unferer Truppen an der Wiederherſtellung Der gefeglichen Ordnung im One 
berzogtbum Baden nicht gewünſcht worden. Die Rückſichten, welche ung dieſes Beraurm 
einflößen, find vielfach, und daſſelbe Fülle ich auch heute nicht minder lebhaft, ald a 
jenem Tage, wo ich es zum erften Male gegen ven Grafen v. Bernſtorff ausſrtat. 
Menn auch die tapferen Kriegsfchnaren, welchen die ehrentolle Aufgabe geworden, die 
Revolution in dem von ihr zum Kampfplag ermählten Großherzogthum Baden zu beiie 
gen, dieſer Aufgabe vollkommen gemachten waren, und die endlichen Erfolge ihrer Nühn 
feinen Augenblick zweifelbaft ſeyn Fonnten, waren Diefe Truppen Doch, aller Anftrengunga 
ungeachtet, außer Stande, zu verbindern, daß der Feind jelbft noch auf ver jchleunigie 
Sucht Das Land verwüſte, zabllofe Unſchuldige in Sammer und Elend flürze, une ji 
dann mit den geraubten Gute nach ter Schweiz rette Dies ift auch erfolge Ta 
badiſche Oberland ift bi8 zum 19. d., wo die k. preußiichen Truppen in Vörrad, m 
die Vorhut der Reichstruppen in Gonjtanz eingerüct find, um fo größeren Drangiela 
ausgejegt geblieben, als vie Bewohner deſſelben ihre Ergebenheit für Die gerechte Sagt 





*) Türfen wir ven Mittbeilungen jehr wacerer und glaubhafter Yeute” Glauben ferien 
fo würbe die Beſchwichtigung ter Gemüther in ter baierfchen Pfalz eher durch die, Abreefenkeil 
als Grgenwart jener Truppen geförbert werben. 
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kundgegeben hatten; die Führer des Aufſtandes find beinabe ſaͤmmtlich dem ſtrafenden 
Arme ver Gerechtigkeit entgangen, und haben eine Zufluchtsſtätte auf Schweizer Boden 
gefunden, wo jie dem veutichen Vaterlande neues Unheil bereiten, und bierdurch neuen 
Saamen ver Zwietracht zwiſchen Deutſchland und der Eidgenoſſenſchaft auöftreuen 
werden. Wie ernſt die Gefahren jenen, welche uns allen von dieſer Seite drohen, hat 
die k. preußiſche Regierung bereits ſelbſt anerkannt, indem fie ung durch Graf Bernſtorff 
hat einladen laſſen, einer folchen Gefahr durch energiſche Schritte gegen Pie Schweiz 
zuvorzukommen, und ter Herr Minifterpräfident, Graf v. Brandenburg Ew. jegar Den 
lebhaften Wunjch ausdrücken zu jollen glaubte, daß wir vie Schweiger Grenze fofort 
nilitärifch beſetzen mögen. Dieſen Uebelſtänden Fonnte vorgebeugt werden, wenn unſer 
wohlgerüjteted und kampfgeübtes Armeecorps noch am 3. d. M. in das Öroßherzogthum 
eingerüct wäre, tie Schweizergrenze beiegt und dem Feinde den Ruckzug abgeichnitten 
hätte. Wenn wir fon aus dieſen Grünten beklagen müſſen, daß vie weſentlichen Vor: 
theile entgangen ſind, welche ein jo combinirter Operativnsplan unfehlbar dargeboten 
haben würde, können wir aud überdies nur bedauein, daß zugleich dieſe To günftige 
Gelegenheit unbenügt geblieben ift, dem Auslande, wie der Partei des Umſturzes in 
Deutſchland einen thatfächlichen Beweis zu fiefern, wie Preußen und Defterreich, troß 
der über princiyielle Fragen noch beftchenden Verſchiedenbeit der Anjichten, doch voll- 
fommen einig find, wenn es fih darum bandelt, dem gemeiniamen Feinde entgegenzis 
treten. Diefe Gelegenbeit würde und jebr willkommen geweſen jeyn, da wir überzeugt 
find, daß ter moraliiche Eindruck der Durch feld gemeinjames Handeln bewährten Ginig- 
feit beider Mächte, bedeutend und für Die gute Sache erjprießlich hatte ſeyn müſſen. So 
wichtigen Rückſichten gegenüber vermöckten wir um fo weniger die Bedenken zu tbeilen, 
welche hinfichtlich ver Annahme des son dem Neichöminifterium gemachten Anerbietens 
aus der Stellung Preußens zur proviſoriſchen Gentralgemalt abgeleitet werben, wenn 
auch dieſe Bedenken gegründet wären, wovon wir und nicht überzeugen fönnen. Das 
Reichöminifterium, welches auf Grund der ibm von dem Herrn Erzherzog Reichsver⸗ 
weſer ertheilten VBollmachten hanvelt, hatte gewiß nur die gute Sache im Auge, ohne 
mit dem derſelben fürderlien Anerkieten andere Abſichten oder Zwecke zu verbinden. 
Mir ſind zu dieſer Annahme um fo mehr berechtigt, ald das Gingeken Preußens auf 
dieſes Anerbieten deſſen Stellung zur proviſoriſchen Gentralgewalt nit im Minteiten 
gerrücht haben würde. Bei dem Ausbruche des Aufſtandes in Baden hat ver Großher— 
zog Eich vor Allen an vie proviſoriſche Centralgewalt un Hülfe gewendet. Ihm dieſe 
zu gewähren, rüdte jofert dag tamals in und um Frankfurt am Main concentrirt ge 
weiene Reichsarmeccorps aus, indem der Erzherzog Reichsverweſer auf dringendes Anz 
ſuchen S. M. des Königs son Preußen den Oberbefebl über daſſelbe einen preußifchen 
Dffizier, den Herrn Generals Lieutenant v. Pendler, anvertraute. Tiere! Reichsarmee— 
Corps hat zuerft die rerolutionären Schaaren verhinvert, die Grenzen Badens zu über: 
fchreiten, und hierdurch ven übrigen Teutichland einen großen Tienft geleiftet. Als 
hierauf das Erſcheinen ver preußiſchen Heerfäulen auf dem Kampfplaße es ten Reichstrup⸗ 
pen möglich machte, Die Offenjive zu ergreifen, find diejelben in ununterbrochener Gemein⸗ 
fchaft mit den beiden, unter den Befehlen S. 8. H. des Prinzen son Preußen ftebenden 
Armeecorpd sorgebrungen, und die mit demſelben combinirten Operationen haben das 
Reichs⸗Truppencorps fiegreihh von Weinheim bis an Vadens Aufßerjte Grenze nach Con⸗ 
ſtanz geführt. Wie hätte unter fo bewandten Umſtänden der Standpunkt Preußens 
zur proviforischen Gentralgewalt verrüdt werben können Durch Die von dem Reichs-Mini— 
fterium angeordnete Verftärfung des Peuckerſchen Corps, welches den ganzen Feldzug 
in feiner Eigenſchaft als Reichstruppe mitgemacht hatte? Daß vie k. k. oͤſterreichiſchen 
Truppen nicht zur Deckung der ohrehin son eigenen Streitkräften beſetzten k würtem— 
bergiſchen Grenzen aufgeboten waren, wie dies in ver Depeſche an ven Grafen v. Bern» 
ftorff vom 13. d. angenomnien wird, und welche Beſtimmung diefen Truppen zugebacht 
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war, gebt aus ten, ver k. preußifchen Negierung befannten Schreiben hervor, bie der 
Fürft v. Wittgenftein am 2. dv. M. an ©. 8. H. ben Prinzen von Preußen un a 
den E. $-M.-R. Fürſten Karl v. Schwarzenberg gerichtet hat. Tiefe Beſtimmung war 
den Zwecken entjprechenn, deren Erreihung aus den vorerwähnten Gründen fo win 
fchenswerth gewefen wäre. Ew. wollen den Herrn Grafen v. Brandenburg eine Ak 
fchrift gegenwärtiger Depeſche, als Erwiederung auf die mir von dem Grafen v. Im 
ftorff gemachte Mittheilung, überreichen. 


22, | Berfügung des Föniglich ſächſiſchen Minifteriums des Innern: Dem Minifterim 


bes Innern find von dem General-Sommando der Communalgarden bie Rap 
porte des Commandanten Lenz und der Abtheilunge-Commandanten ber hiefigen 
Sommunalgarde über das Verhalten der Iegteren bei dem am 3. Mai. 
in hiefiger Stadt ausgebrochenen Aufruhr mittel Vortrags des General⸗Cen⸗ 
mando's vom 25. Mai d. J. unter dem Anheimgeben ber darauf zu faflenden 
Entfchliegung vorgelegt worden. Iſt num zwar hieraus und aus demjenigen, 
was fonft zur Kenntnig des Minifteriumd gelangt ift, zu entnehmen geweſen, 
daß bie Communalgarde in ihrer Gefammtheit an dem Kampfe gegen bad Ril- 
tair ſich Direct nicht betheiligt hat, daß einzelne Abtheilungen berfelben dem nad 
dem Zurüdtritt des Commandanten Lenz ungefeglich an die Spite ber bewaffne 
ten Infurgenten getretenen fogenannten Ober-Commando ausbrüdlich ben gefers 
berten Gehorſam verweigert, und, daß andere Abtheilungen zum Schuge dei 
Öffentlichen und des Privateigenthums nach Kräften Dienfte geleiftet haben: fi 
liegt doch andererfeits fo viel vor, daß die Communalgarde durch ihr zahlrei⸗ 
ches Auftreten zu dem öffentlich angefündigten Zweck einer politifchen Demon 
ftration unter den Waffen, am 3. Mai d. 3. ihren gefeglihen Standpunkt vers 
fannt und verlaffen bat, und es hat demnächft ſowohl durch das Erfcheinen einer 
verhältnigmäßig nur geringen Zahl von Mannfchaften auf den erften General 
marſch, und durch die bei den einzelnen Abtheilungen vorgefommene, wenn anf 
von Einzelnen ausgegangene, doch von den Lebrigen nicht behinderte ftrafbart 
nfubordination und ſelbſt Thätlichfeiten gegen ihre Führer, als burd die be⸗ 
klagenswerthe Wahrnehmung, daß eine immerhin nicht unbeträchtliche Anzahl 
von Mitgliedern der Communalgarde und der zu berfelben gehörigen Hülfe⸗ 
corps an dem Kampfe gegen die gefegmäßige Autorität gerabezu thätigen Ir 
theil genommen, die Ueberzeugung begründet werben müffen, baß die Comm 
nalgarde zu Dresden in ihrer feitherigen Zufammenfegung eine genügende Birz⸗ 
Schaft für ihr ferneres gefegliches und pflichtmäßiges Verhalten und für ei 
fräftiges und wirffames Auftreten zum Schuge der Ordnung und Sicherhei 
bei entftehenden Störungen zu gewähren nicht im Stande fein würde. De 
Minifterium des Innern hat fih daher, nachdem im Berfolge der Anorduu 
gen bes Oberbefehlshabers ber bewaffneten Macht die Auflöfung der Comm 
nalgarde bis auf Weiteres und die Entwaffnung berfelben bereits erfolgt # 
bewogen finden müffen, die Auflöfung der Communalgarde zu Dresden ms 
mehr, wie hiermit gefchicht, definitiv zu verfügen, und ertheilt demnach de 
Kreis Direction zu Dresden Berorduung, dafür beforgt zu fein, daß dieſer de 
ſchluß dem Stabtrathe eröffnet, von diefem mittelft Bekanntmachung zur Arms 


| nig fämmtliher Betheiligten gebracht, und dabei bie bamit eintretende Erledi⸗ 
gung fämmtliher Chargen und fonftigen Sunrtionen bei der Communalgarde 
auddrüdlich ausgeſprochen werde. . 

Capilulations⸗Vorſchläge der Beſatzung von Raftabt; werden zurüdgemwiefen, weil 
nur Webergabe auf Gnade und Ungnade zuläffig. 

Schnell unterdrüdte Exceſſe baieriher Soldaten gegen eine preußifche Wache zu 
Mannheim. 

Abreife Hederd von Straßburg, um nad) Amerifa zurüd zu fehren. 

Bollziehung der RatificationgsUrfunde über den Beitritt S. 8. H. des Großher⸗ 
3085 von Sachſen⸗Weimar zu dem Berliner Bündniſſe (f. 10. und 21. Juli). 

Die freie Stadt Bremen tritt dem Berliner Bündniffe hei. 

Ungeachtet der aufgepflanzten ſchwarzen Sahne legt die fünftaufend fünfhundert 
Mann ftarfe Befagung von Raſtadt ohne Bedingungen die Waffen nieder. — 
Das vielfach gemißbraudte und deshalb etwas in VBerruf gefommene Wort 
„verthiert,“ zeigt fi dabei ale eine Wahrheit, indem diefe Bande, nach dem 
Urtheile zuverläffiger Augenzeugen, ſowohl ſittlich als phyſiſch dergeftalt von alfer 
Menfchenwürde entfleivet war, daß man ein Gegenftüd zu ihr vielleicht nur in 
den gräulichften Ericheinungen bes breißigjährigen Krieges auffinden möchte. 

Tagesbefehl an das vor Raſtadt verwendete Armeecorpe: „Die Einnahme der 
Feftung Raftadt iſt ein großer Erfolg. Mehr als drei Wochen hat das zweite 
Armeecorps Tag und Nacht Hart am Feinde geftanden, manchen Kampf gefämpft, 
und mande Beſchwerde willig ertragen. Der Sieg ber gerechten Sache Frönte 
die Ausdauer. Faft mehr ald Dies freut mich aber die würbige Haltung bes 
Armeecorps bei der heutigen Uebergabe der feindlichen Befatung, deren Wege 
unferer unerfchütterlichen Bflichttrene unmittelbar entgegenlaufen. Ich fprecde 
dafür meine Anerfennung und meinen Dank aud. Sie war des Geiſtes ber 
Armee würdig.’ 

Schreiben der Statthalterihaft von Echleswig-Holftein an den k. preußifchen Di- 
nifter- Präfidenten, Grafen von Brandenburg: „Die Statthalterichaft der Her- 
zogthümer Schleöwig-Holftein hat ſich untern 20ſten d. M. die Ehre genommen, 
infoweit in Folge etwanigen mangelhaften VBerftändnifles der zwiſchen S. M. 
dem Könige von Preußen und S. M. dem Könige von Dänemarf abgefchloffes 
nen Staatöverträge vom 10.117. d. M. eine irrige Auffaffung der augenblickli⸗ 
hen Sachlage bei ihr Raum gewonnen haben follte, des Herrn Minifter-Präs 
fiventen Grafen von Brandenburg Excellenz zutrauensvoll um geneigte Mittheilung 
derjenigen näheren Aufflärungen zu erfuchen, welche zur Berichtigung ihrer des⸗ 
fälligen Anfichten geeignet fein möchten. 

Inzwiſchen ift der Statthalterfchaft in dem, fo weit ihr befannt, officielfen 
Drgan ber k. preußifchen Regierung, dem Staats-Anzeiger vom 20ften d. 
M., eine ausführlichere Erläuterung der beiden gedachten Staatsverträge zu 
Geſicht gefommen, welche, wenn fie ald der officielle Ausdrudf der Gefinnungen 
und Abfichten eines hohen Minifteriumsd aufgefaßt werben bürfte, allerdings 
geeignet fein würde, bie bisherigen Anfichten der Statthalterfchaft von dem In⸗ 
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halt und der Debeutung ber gebadhten Staatöverträge in mehrfachen, zum 
erheblichen Punkten zu berichtigen. Indem bie Staithalterfchaft feinen A 
nimmt, dies offen zu befennen, glaubt fie nunmehr um fo fiherer auf bie 
geneigte Erfüllung ihres früher ausgeiprochenen ehrerbietigen Erfuchens 
namentlic auch barauf rechnen zu dürfen, daß eine Abberufung bes Ge 
von Bonin und ber übrigen preußiſchen Offiziere Eis meiter nicht verfüg: 
den möge. Die Statthalterfhaft giebt ſich dabei der Hoffnung hin, bdaj 
bie Wiederholung ihrer dringenden Bitte um baldmöglichfte Ertheilung eine 
fälligen beruhigenden Zufiherung, in gerechter Würdigung des augenblid 
Dranges ber Umſtände, zu entichuldigen geneigen werde.” 


23. : Erneute Angriffe der Rebellen auf die verfchanzte Stellung der üfterreid 


Südarmee bei Billowa und Mofchorin, werden abgefchlagen. (S. 19. 3 


23. | Treffen bei St. György in Siebenbürgen. Bem wirb durch das öſterrei 
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Corps unter F. M. L. Clam⸗Gallas angegriffen und geworfen. 


Armee⸗-Befehl ©. K. H. des Prinzen von Preußen: „Die Feſtung Raftabi 


legte Zuflucht des Infurgentenheeres, hat ſich geftern auf Gnade und Un; 
ber preußifchen Armee ergeben. Die Garnijon firedte um 6 Uhr Abend 
Angefiht des 2. preußiſchen Operations⸗Corps bie Waffen auf dem Glacii 
Feftung. Da feit meinem Armee-Befehl vom 8. Juli die in dem Schwarz 
zerfireuten Banden der Infurgenten fümmtlic bie Schweizergrenze flüchtend 
fchritten haben, fo ift Die der Armee geftellt geweſene ehrenvolle Aufgabe 
mehr vollftändig erreicht, In Zeit von ſechs Wochen ift die baieriſche R 
pfalz und das Großherzogthfum Baden von den Infurgenten= Schaaren bi 
worden, und beide Lünder find ihrer rechtmäßigen Regierung zurädgeg 
Euch, tapfere Kriegsgefährten, gebührt der Ruhm diefer Erfolge, die ihr ı 
dem treuen Beiftante Eurer deutſchen Brüder bes Nedar:Corps errungen | 
Furem Muth, Eurer Ausdauer und Hingebung für Die gerechte Sache, ja 
der Befehl unferes Königs und ins Feld rief, iſt ed zu verbanfen, daß i 
furzer Zeit zwei Linder Euch ihre Befreiung von Wilffür und Gefeglcfi 
verbanfen. Während in Euren Reihen Zucht, Ordnung und Gehorfam herrf 
habt Ihr gefehen, was aus einer Truppe wird, in der biefe Erforderniſſe e 
wohlbisciplinirten Heeres fehlen, namentlich, wenn dazu noch ber Vorwurf 
Gewiſſens tritt, feinem Herricher und deſſen Fahne den Eid freventlic geben 
zu haben. Während Ipr in Treue gegen König und Vaterland beharriet, w 
rend Vorgeſetzte und Untergebene in Pflichterfüllung wetteiferten, folgte ber € 
unferen Fahnen; mit Stolz fehe ich auf eine Armee, der es unter Gotted! 
fand beſchieden war, ben alten, wohlbegründeten Kriegsruhm zu erneuern; 
gezeigt hat, daß die Zeit eines 33jährigen Friedens, Dank fei es unferer { 
reöverfaffung, wohl angewandt fein muß, ba fi) die Truppen auf dem Edle 
felde, wie in ben übrigen Dienftobliegenheiten, überall bemährt haben. R 
mals, Kameraden, rufe id Euch meinen Danf für Eure ehrenvolle Leitung 
fahret nunmehr fort, wo bie friedliche Beſetzung Badeus durch bie Armee 
folgt, Euch neue Anfprüche auf Anerkennung zu erwerben, inbem Ihr ein rÜ 
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Tiches Beifpiel aller Soldatentugenden gebet. Zugleich bewillige ich Euch eine 
Gratifisation von 1 Thaler für den Unteroffizier und einen halben Thaler für 
den Gemeinen.’’ 


4 Schreiben S. 8. H. des Prinzen von Preußen an den General-Lieutnant v. Peufs 


fer: „Nachdem mit der Ginnahme von Raſtadt die militairifchen Operationen 
als beendet angejehen werben bürfen, fo ift ed mir eine angenehme Pflicht, Ew. 
und den von Ihnen befehligten Truppen meinen Danf und meine aufrichtige 
Anerkennung auszufprechen für den tapferen Beiftand und erfolgreiche Mitmir- 
fung, durdy welche fich Das Nedar-Corpö an dem gewonnenen Refultat betheiligt 
bat, und gebe Ihnen anheim, dies zur Kenntniß Ihrer Truppen zu bringen.‘ 


4. Beginn des Rüdmarfches der in Jütland ftehenden beutfchen Truppen. 
M.. 


„ES BSH 
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Der eidgenöffiiche Bundesrath befchließt, angeblich in Folge ber Beſetzung von 
Büfingen (f. 21. Juli): 1) die an ber Grenze ftehende Divifion auf achttaufend 
Mann zu bringen und noch weitere zwei Divifionen von gleicher Stärfe einzu- 
berufen, 2) die ganze übrige Mannjchaft der Bundes-Eontingente aufs Pifet 
zu ftellen, 3) die Kantone Bafelftadt, Bafelland, Aargau, Zürich, Schaffhaufen 
und Thurgau zu veranlaflen, daß fie auch ihre Landwehr aufs Piket ſtellen. 
General Dufour wird mit dem Oberbefehle bekleidet. (Da der Bunbesrath 
wiffen mußte, daß weder von Büfingen noch einem andern Punkte der Nord- 
oder Oſtgrenze die Gefahr eines feindlichen Einbruchs drohe, möchte man biefe 
Kraftentwidelung beinahe ald Borfihts-Maßregel gegen die zehntaufend Flücht⸗ 
linge und beren Freunde in der Schweiz betrachten. Für eine bloße Demons 
firation gegen das „reactionaire“ Teutichland wäre die Sade zu Foftfpielig.) 

+ Bictor Gr. Hendel v. Donnersmarf, königl. preuß. General⸗Lieutnant a. D. 
zu Dresden. 

Kanonade bei Miskolcz, zwifchen dem Corps des General Tſcheodajev und den 
Rebellen unter Görgey. (S. 16. Juli.) 

Gefecht vorwärts Poroczlo. ine Abtheilung des zweiten ruffifchen Corps fucht ben 
Vebergang über bie Theis zn erzwingen. 

S. H. der Herzog von Sahfen- Meiningen tritt dem berliner Bünbniffe bei. 

©. H. der Herzog von Sadfen-Coburg-Gotha desgleichen. 

S. H. der Herzog von Sacdfen-Altenburg desgleichen. 

Beſchluß des preußifhen Staats⸗Miniſteriums, den über bie Haupiſiadt verhäng⸗ 
ten Belagerungszuſtand vom 28. Juli ab, aufzuheben. 

Eben ſo wird der Belagerungszuſtand von Erfurt aufgehoben. 

Die Oeſterreicher ruͤcken in Ketskemet ein, mo folgenden Tages das große Haupt⸗ 
quartier anlangt. 

Rückzug Goͤrgey's von Miskolcz nach Tokay. 

Die Ruſſen überſchreiten zwiſchen Poroszlo und Tisza Füred die Theis, und be⸗ 
ſetzen letzteren Ort. (Feldmarſchall Paskewitſch mit der Hauptmaſſe traf am 
27ſten zu Poroszlo ein.) 

Schreiben des herzogl. naſſauiſchen Staats⸗Miniſteriums an das Reichs-Juſtiz⸗ 
Miniſterinm: „Durch das ums übermittelte, ſehr geehrte Schreiben an ben 
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herzoglich naſſauiſchen Bevollmächtigten bei der Centralgewalt vom 2iften I. M. 
hat das unterzeichnete Staats⸗-Miniſterium erſehen, melde Erläuterung bejüg⸗ 
lih des in Wiesbaden beftehenden Spieles von dem Reichs⸗-Miniſterium der 
Yuftiz gewünfht worden if. Die Eriftenz des Spieles in Wiesbaden beruft 
auf einer, der Kurhaus, Actiengefellfchaft dahier, welcher die fammtlichen Kur: 
anlagen gehören, vor länger als vierzig Jahren ertheilten Conceffion für 
alle Arten von Hazardipielen, und da diefe Gefellichaft, nach der durch das 
Geſetz vom 20. Jan. verfügten Aufhehung der öffentlichen Spielbanfen, ven 
dem ihr verliehenen Rechte in der Art Gebrauch machte, daß fie ein dem Pub 
licum entzogened Hazardſpiel in gefchloffener Gefellfchaft eintreten ließ, fo Toms 
ten die berzoglichen Behörden dem Beftehen diefes, dem Reiches Gefege nicht 
widerfpechenden Spieles, um fo weniger in den Weg treten, als die Geſel⸗ 
ſchaft andernfalls Teicht im Wege gerichtlicher Klage den Schuß ihres erworke: 
nen Rechts innerhalb der bezeichneten Schranfen würbe erlangt haben.” 

28. | Armee» Befehl S. M. des Könige von Preußen an feine im ©. H. Baden vers 
wenbeten Truppen: ,‚Soldaten! Das legte Bollwerk eidbrüchiger Rebellen, 
von deren Heer Eure Tapferfeit ben geheiligten Boben des gemeinfamen Be 
terlandes bereits gereinigt hatte, ift Eurer Beharrlichfeit gefallen. Durch der 
Fall Raſtadts ift ein furzer, aber denfwürbiger Feldzug vollendet. So emp 
rend feine Veranlafjung war, denn zum erften Male in ber deutfchen Gefchicke 
haben deutihe Truppen ihren Eid und Ehre gebrochen, und die Waffen geger 
ihren Fürften gelehrt — fo nieberbeugend für das beutfhe Nationalgefühl Ne 
Urſache des Kampfes geweſen, fo erhebend ift Euer Betragen. Ihr habt vie 
furchtbare Schmach, die Wunde der uralten deutſchen Treue gerächt und ge 
ſühnt. Durch Euern Arm hat fie gefiegt. Ihr Habt den freudig ergreifenden 
Danf bed ganzen VBaterlandes, den Danf Eures Könige und Kriegsherrn im 
vollftien Maße verdient, und den fpreche Ich aus. Ehre dem Andenfen der Tap 
fern, die Treue und Sieg mit ihrem Leben bezahlt haben. Ehre Eurem edler 
fürftlichen Selpherrn, Euren Generalen ımd Offizieren, die Euch mit erheher 
dem Beifpiele vorangegangen find. Vorerſt und vor Allem aber Ehre, Pre 
und Danf Gott dem Herrn, der unferer heiligen Sade durch Euch den Ei 
verliehen hat, und Die Früchte des Sieges fegnen wolle.‘ 

28. | Befchluß des f. baierfchen Ober-Appellationd-Gerichte: „In der Erwägung I) daß 

beftimmte und fehr erheblihe Thatumſtände vorliegen, welche auf einen innert 

Zufammenhang der in mehreren Kreifen bed Königreiches vorgefommenen reve⸗ 

Iutionairen Bewegungen, und auf das Beſtehen einer verbreiteten flaatöverrös 

therifchen Verbindung fliegen laſſen; 2) daß es fonach die unabweisbare Roth 

wendigfeit gebietet, die Führung der bezüglich ber einzelnen Reate bereits an 
hängigen und noch anhängig werbenden Unterfuhungen Einem Unterfuhunge 

Gerichte auöfchliegend zu übertragen, befchließt der oberfte Gerichtshof in Ge⸗ 

mäßheit der Art. A und 5 bes Geſetzes vom 10. November 1848, die Abs 

derung des II. Theils des Strafgefepbuches vom Jahre 1813 betreffend, was 
folgt: Die Vorunterfuhung wegen angezeigten Staatsverraths durch gewal- 
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fame Einführung der in Frankfurt befchloffenen Reichsverfaſſung oder wegen 

der unter dem Vorwande der Einführung derfelben im Königreiche Baiern dies⸗ 

feitö des Rheins begangenen ober fonft hiermit im Zufammenhang ftehenten Ver: 
brechen und Vergehen wird dem k. Kreids und Etadtgerichte Augsburg über- 
tragen, und danach die Leberfendung fämmtlicher bei den Gerichten dieſſeits bes 

Rheind bezüglich obiger Verbrechen oder Vergeben bereits anhängigen ober 

noch anhängig werdenden Unterfuchungen an das genannte Kreis⸗ und Stabt- 

gericht hiermit angeordnet.‘ 

| Die naffauifhe Stände-Berfammlung (S. 21. Juli) erflärt, daß fie den Beitritt 
ihrer Regierung zu dem berliner Bündniffe durch den Drang der Umſtände 
für gerechtfertigt hält. 

28. | Der Raifer von Defterreich ernennt ben wegen Kranfheit beurlaubten Minifter 
des Innern, Grafen Stadion zum Minifter ohne Portefeuilfe; an feine Stelle 
tritt der bisherige Juftizminifter Dr. Bach, deſſen Poften Herr v. Schmerling 
erhält. Das Minifterium des öffentlihen Unterrichts wird dem Grafen Leo 
Thun übertragen. 

8.| Treffen bei Keßtely, unmeit Miskolcz. Der ruſſiſche General Grabbe, nad 
Tofay beorbert, ſtoͤßt auf eine überlegene Macht (vermuthlich unter Görgey) 
und geht während der Nacht bis Putnof zurüd. 

29. | Schreiben der Stadtverorbneten zu Berlin an den Oberbefehlshaber in den Mars 
fen, General v. Wrangel: „Ew. Ercellenz verehrliches Schreiten vom 27. d. M., 
womit Hochdiefelben dem hiefigen Magiftrat eine Abfchrift des Miinifterialbes 
fchluffes über die Aufhebung des über die Stadt Berlin verhängt gemefenen 
Belagerungszuftandes, ſowie das Publicationds Decret in Betreff diefes Bes 
fchluffes, mitgetheilt haben, ift und vom Magiftrat zur Kenntnißnahme überfandt 
worden. Wir ergreifen dieſe Gelegenheit, um Ew. unferen innigen und auf- 
richtigen Danf für die Milde und Schonung darzubringen, mit welcher Hoch⸗ 
biefelben die flattgefundene aufßerordentlihe Maßregel gehandhabt haben, und 
fühlen und um fo mehr hierzu gedrungen, ald wir überzeugt find, daß eben die 
von Ew. bei Löfung Hochdero ſchweren Aufgabe bewiefene große Humanität, 
weſentlich zur glüdlihen Erreihung des jegigen Zuftanded unferer Stadt ges 
führt Hat. Wie fehr unfere Bürgerihaft Em. unveränberlihes Wohlwollen für 
unfere Stabt anerfannt hat, bezeugt die wahrhafte Verehrung, von welder fie 
gegen Hochbiefelben erfüllt ift. Diefe Verehrung hegen auch wir auf Las 
Lebendigfte und werden fie ftetö bewahren. Geftatten Em. und zugleich bie 
Bitte, unferer Stadt Ihr bisheriges Wohlwollen erhalten zu wollen.’ 

9. | Gouvernements⸗Befehl zu Stuttgart: „Um dem beim Militair eingeriffenen Hange 

zum Trinfen einigermaßen zu fleuern, werden in Folge Erlafies k. Eorpscom- 

mando's die Behörden veranlagt, diejenigen Leute, welde vorzugsweiſe Neis 
gung zum Trinfen zeigen, auszumitteln, zu notiren und, nach vorangegangener 
ernfiliher Warnung, mit Entziehung des Sonntage-Urlaubs und mehrmaligem 

Berlefen zu beftrafen. Sollten diefe Maßregeln nicht fruchten, fo müßte gegen 

bie Excedenten im Trinfen nach Artifel 115 ber militairifchen Strafgefege uns 
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nachfichtlich vorgefchritten werden, und find deshalb die nachbrüdlig 
ftellungen an die Truppen-Abtheilungen zu machen.“ — Gewährt ı 
unvortheilhafte Idee vom Stande der Disciplin bei den würtembergiii 
pen. Vergl. A. Juni. 


Das öfterreichifche Hauptquartier in Felegyhaza. 
Am fpäten Abende Beginn der Beſchießung Venedigs mit glühenden Ki 
Correctiv zu der feltfamen Auslaffung des Herrn Dr. v. d. Pfordten vom 1% 


Circular- Schreiben des F. preußifchen Minifterd ber auswärtigen Angel 
an bie preußifchen Geſandiſchaften. 

Der Eöniglich baterifche Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, Ye 
ver Pforbten, Hat nach feiner Nüdkkehr aus Berlin unterm 12. Juli ein @ 
bie FE. baierifchen Geſandtſchaften erlaffen, um venfelben über vie bier flati 
Beſprechungen und über den Stand der deutſchen Verfaffungsfrage im Allge 
Öffnungen zu machen, welche als theils zu ihrer eigenen Inftruction, theils zu v 
Mittheilung an die Regierungen beftimmt, bezeichnet werben. 

Die E. Regierung hat nicht ohne Erflaunen von biefem Aktenſtücke Kennt 
fönnen, welches von Anfang bis zu Ende eine Anklagefchrift gegen Preußen 
in welchem ver E. baieriſche Minifter mit der Rolle eines Anklaͤgers zugleid 
Bermittlerd in Anfpruc nimmt. 

Die deutfchen Regierungen, denen dies Circular mitgetheilt worden, Ed 
weniger ald wir durch dieſe Eröffnungen überrafcht morden fein. Es bed 
wohl kaum der aufflärenden Bemerkung, daß man bier kein Bebärfnif 
bat, eine vermittelnde Ihätigfeit des k. baierifhen Minifters 
zu ſehen. Wenn das k. Gabinet die Unmefenheit des Gern von der Pf 
eine willfommene Gelegenheit ergriffen hat, durch vertrauliche Beiprechungen 
der Verſtändigung über die vorliegenden Fragen zu fürbern, fo ift ed nicht vor 
ausfeßung ausgegangen, Laß ver k. baierifche Minifter fih auf jenen Stan 
ftellen gemeint fein Eünne. 

Es liegt mir indefien daran, Ew. vollfländig von ber Lage der Dinge ı 
zu ſehen, ich überfende Ihnen daher in ver Anlage das erwähnte Eircular, 
bier mit Herrn von der Pfordten gemwechfelten Aktenſtücke. 

Der Minifter von der Pforbten hat e8 für gut gefunden, einen offenen 2 
ſchen DOefterreich und Preußen als bevorſtehend und fait unvermeidlich anzukü 
wirft die Schuld Davon einzig und allein auf Preußen, welchem er ſowohl in bem 
zur biöherigen vroriforiichen Gentralgewalt, als in den Beftrebungen für Errich 
Bundesjtaates, einen Bruch „ver felbft von den revolutionairen Regierungen 9 
bisher geachteten Verträge von 1815" vorwirft, und welches er des ehrgeizigen 
anflagt, Defterreich aus Deutjchland hinausdrängen, und letzteres fich unterwerfen 
er ftellt die gemaltfame Löfung der deutfchen Frage, oder eine Verwandlung ix 
eine europäifche Frage in Ausficht, und bietet zur Vermeidung folchen Ui 
einmal die Vermittlung Baierns an. 

Melde Gründe den E. baierifchen Minifter berechtigen konnten, einen 
Bruch zwiſchen den beiden Oroßmächten auf jo befremdende Weije zu verkündi 


fen wir dahin geftellt fein laſſen. 


In den bier flattgefundenen vertraulichen Beſprechungen konnte ficherlich 1 
dazu liegen. Wäre eine ſolche Gefahr vorhanden, fo würbe wohl I 
Dazwifchentunft des Herrn son der Pfordten diefelbe verminder 
fo wenig, wie wir annehmen koͤnnen, daß die Gefahr, wie das Circular aim 
bis Befprechungen vermehrt worden ſei. 
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Was aber die gegen Preußen gerichteten Vorwürfe betrifft, ſo genügt es, dieſelben 
ausgeſprochen zu haben, damit fie ihre Widerlegung in ſich ſelbſt finden. Die k. Regie⸗ 
zung kann e8 nicht ihrer Würde gemäß achten, fich auf eine Vertheidigung gegen die— 
felben einzulaffen. Am wenigiten glauben wir nöthig zu haben, unjere Ach— 
tung der Bundesverträge von 1815 zu beweijen, einer Regierung gegen 
über, welcher wir fo eben durch bie That gezeigt haben, Daß wir die durch 
biefe Verträge uns auferlegten Buntespflichten heilig zu balten und zu 
erfüllen wiſſen, auch wenn wir für den Augenblick es als Thatfache annehmen müffen, 
daß ein genteinfames Organ dieſes Buntes nicht befteht; durch den Mangel dieſes Organs 
ift der Bund felbft für und nicht aufgehoben. 

Wohl aber haͤlt e8 die k. Regierung für Pflicht, ſich noch einmal offen über ihre 
eigene Stellung auözufprechen, um jeden Gedanken zu entfernen, ald könne Ihr Stand» 
punkt verrüdt worden fein. 

Wir halten einfach an dem Etandpunft feit, den mir durch das Bündniß bon 
26. Mai gemeinfam mit ven demſelben beigetretenen Regierungen eingenommen haben. 

Der weſentliche Zweck dieſes Bündniſſes war und ift, nicht nur für den Augenblid 
Fürſorge zu gemeinfamen Hanteln und gegenfeitigem Schutz zu treffen, fontern auch 
die Geſtaltung eined Definitivums einzuleiten, wie die terbündeten Regierungen es ven 
Bebürfnifien der veutfchen Nation entiprechend erachten Eonnten. Beide Zwecke müffen 
“wir für gleicdy wichtig halten, vie große Kriſis, welche Teutichland im vergangenen Jahre 
erſchũttert bat, muß bald einem heilfamen und dauernden Abfchluß entgegengeführt wer⸗ 
den, menn bie Gefahren ver Zukunft nicht größer werden follen, ald die der Nergangenbeit. 

Hlerin liegen die Bedingungen für unfere Stellung, ſowohl zu der Brage um Bil⸗ 
dung einer neuen proviforifhen Gentral» Gewalt, als zu der Frage um bie definitive 
Verfaffung Deutſchlands. Beide können wir nicht obne Beziehung auf einander behandeln. 

Wir können zu einen neuen Proviſorium nur unter der Vorausſetzung Die Hand 
bieten, Daß durch daſſelbe die Erreichung jener weſentlichen Aufgaben nidyt gehemmt und 
gefährdet werde. Je fefter wir überzeugt jind, Daß mir ung ſowohl mit dem Bündniß 
tom 26. Mai ald mit dem durch tajjelbe in Ausſicht geftellten Bundesſtaat innerhalb 
der Verträge von 1815 bewegen, un fo mehr müſſen wir an dem Anerfenntniß dieſer 
Thatfache (melchem übrigend felbft die frübere proviforifche Gentralgewalt fich befannt- 
lich nicht entzogen hat) ald ver nothwendigen Vorausſetzung einer weiteren Verhandlung 
feſthalten. Wir find Dies nicht allein und felbft, wir find es auch den verbünbeten Re⸗ 
gierungen ſchuldig, welche die Anwendung des Bundniſſes auf Das übrige Teutfchland 
zum Iheil ausprüdlich als Vorausſetzung ausgefprochen haben. Wir find es der deut⸗ 
ſchen Nation ſchuldig, melche von ven verbündeten Megierungen vie enbliche Köfung ber 
großen Frage mit Vertrauen erwartet, und deren Glaube an ven Emit und die Auf⸗ 
richtigkeit der Neglerungen nicht erfchüttert werben darf. Inden die Iegteren vie deutſche 
Serfaffungsangelegenheit in die Hand genommen, haben fie zugleich die Verpflichtung 
übernommen, von dem betretenen Wege nicht abzugeben, fofern die Nation ihnen nicht 
ſelbſt ihre Mitwirkung entzieht. Unter dieſer Vorausfegung aber find wir gern kereit, 
ur Bildung eines neuen probiforifchen Central⸗Organs für ben ganzen deutſchen Bund 
mitzuwirken. Wir haben dieſelbe aber niemals ald Gegenſtand einfeitiger Feſtſtellungen 
wwiſchen und und Defterreich betrachten Eönnen, und fehen auch durch die Zuſtimmung 
Baierns und deſſen augenblidliche Verzichtleiſtung auf eigene Betheiligung feine jichere 
Grundlage dafür gewonnen. Baiern hat in dieſer Beziehung nicht mehr Anſprüche ald 
jeder andere beutfche Staat, und nur durch die Mitwirkung Aller kann ein gemeinfames 
Organ für Alle zu Stande kommen. Wir felbft werden alle darauf bezüglichen Vor— 
ſchlaͤge, unter aufrichtigem Feſthalten an jener Borausjegung, zunächft mit unferen Ber: 
bündeten, mit benen folivariich zu Handeln wir und verpflichtet haben, in gemeinſame 
Erwägung ziehen. Diefe Erwägung wird eine um fo ruhigere und bejonnere fein koͤn⸗ 
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nen, ald durch dad Buͤndniß vom 26. Mal für das Bedüurfniß der Gegenwart Fin 
getragen, und Die Gefahr des Augenblicks befeltigt iſt. 

Was nun ferner unfere Vorfchläge für die definitive deutſche Verfaffung ur 
für und in derſelben in Anſpruch genommene Stellung betrifft, fo fehen wir bi 
als eine durch die faktifch vorliegenden Verhältniffe gebotene Nothwendigkeit an. 

Diefe Verhältniſſe find nicht von und willfürlich gemacht, wir haben dieſelbe 
gegebene annehmen müflen. 

Wir find von zwei Tihatfachen als faktifchen Vorausfegungen ausgegangen 
dem Berürfniß der deutfchen Nation, zu einer innigen Vereinigung in einem Bunde 
zu gelangen, und von der Unmöglichkeit für Defterreih In einen folchen einzu 
Diefe Unmöglichkeit für Defterreich Liegt in deſſen europälfcher Stellung, in den ı 
thümlichen Verhaͤltniſſen feiner materiellen wie feiner politifchen Interefien. Def 
felbft hat dieſe Unmöglichkeit widerholt ausgeſprochen, zulegt noch durch die Erth 
der Verfaflung vom 4. März d. I. und bie darauf gefolgten Erklärungen, weld 
Teilnahme an einer allgemeinen nationalen Repräfentation Deutſchlands ablehnten. 
mußten diefe Stellung Defterreichd ald eine gegebene annehmen, und Eonnten nur 
aufrichtig beftrebt fein, die Ausgleichungspunkte zu finden, welche auf dem Grund 
fer Thatſachen ein beiden Theilen förverliches Verhaͤltniß herftellen konnten. 

Das Bedürfniß Deutjchlande nach einer innigen Bereinigung mit einer wal 
nationalen Nepräjentation, ift nicht nur von den verbündeten Regierungen, fonvern 
von Baiern felbft wiederholt anerfannt worden. In einem foldhen Bundesſtaat en 
wir die Stellung Preußens ald von felbft und mit Nothwendigkeit gegeben, fie $ 
eben fo jehr auf dem Intereffe des Bundesſtaates felbft, als auf den Bedingunge 
Forteriftenz Preußens. Indem Preußen ven Bundesſtaat will, kann es benfelben 
unter Beringungen ind Leben rufen wollen, welche ihn zu einem Schattenbilte m 
würden. Ein verengerter Bundestag an ber Spite vefielben, wie es vie von 8 
vorgefchlagene Regierung durch Pad Fürften- Eollegium fein würde, märe ein fa 
Schattenbild, zu Gunſten deſſen fein einzelner beutjcher Staat, am wenigften Bra 
feine Selbſtſtändigkeit aufgeben Fann. 

Der von und vorgefchlagene wirkliche Bundesſtaat mit der Vorftandfchaft Bren 
fordert von keinem beutfchen Staate ungebührliche Opfer. Nur Defterreich famı ! 
felben nicht beitreten, mit ihm ift nur das frühere Verhältniß des Staatenbundes 1 
lich, welches wir feitzuhalten und auf gebeihliche Weile zu entwideln ung bereit ei 
haben. Will ganz Teutichland auf den Bundesſtaat verzichten, wegen der Unmöglid 
für Oeſterreich, beizutreten, und fi mit dem alten Staatenbund begnügen, fo £ 
Preußen nach den ftetd von ihm verkündeten und fefgehaltenen Principien weder di 
befonveren Beruf in Anfpruch nehmen, noch hat es ein fpecielle8 Intereffe fi d 
folben Wendung zu miderfegen. Preußen kann für fi), an dem alten Bunbestage 
genügen laffen, und wird feine Stellung auf demfelben zu behaupten wiffen. Deutfäh 
möge zwifchen beiden wählen; um biefe Trage zur Enticheivung zu bringen, hat 
k. Regierung im Dereine mit ihren Verbündeten ihre Vorlagen an bie Regierm 
und den Reichstag gemacht, und wird die Entjcheibung, wie fie aus dem Zufamm 
wirfen beider hervorgeht, annehmen. 

Daß Preußen dad gemeinfame Intereffe Deutſchlands allem Uebrigen voranſtelll, bei 
dat es in jedem Stadium der Verfaffungsfrage Beweiſe genug gegeben. Hätte dl 
Diefer ganzen Krifid nur eine Brage eigener Machtvergrößerung gefeben, fo hätte ed I 
zu verfchierenen Zeiten nicht ſchwer werben können, entweber bie Bewegung zu fein 
Gunſten auszubenten, ober die vorhandene Neigung, auf Koften der Einheit Deutfihe 
Andgleihungspunfte mit einzelnen Regierungen zu finden, In feinem Sonderinterft 
benügen. — Es hat beides verfchmäht, und nur das eine große gemeinfeme Zid 
Auge behalten. 
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Es wird von diefem Wege, troß aller Verbächtigungen, auch jegt nicht abweichen. 
Es Hat auf diefem Wege weder eine getvaltfame Löfung noch eine Verwandlung der 
deutfchen Frage in eine europälfche zu befürchten. Lirfachen, woher dem baierifchen Mini- 
fier dieſe Beforgniffe kommen, wiſſen wir nicht; verwirklicht werben können biefelben 
nur Durch eine unveutfche Gefinnung, welche wir bei feiner Regierung für möglich halten. 
Wir bedürfen daher auch Feiner weitern Vermittlung für unfere Verhältniffe zu Oeſter⸗ 
reich, wie der E. baierifche Minifter am Schluffe feines Eirculard mit wenig eigener Hoff» 
nung für ihre Gelingen, in Ausficht ſtellt. Nicht vie Einmiſchung Baiernd, fondern die 
Weisheit und Mäßigung der Gabinette von Wien und Berlin und das große gemein» 
fame über ven Streitfragen ſtehende Intereffe giebt die Hoffnung und die Gewähr eines 
friedlichen Austrages der obſchwebenden großen Bragen. 

Mit wer 8. baieriſchen Megierung werden wir gern auf berfelben Grundlage wie 
mit jeder anderen deutfchen Regierung eine Berftänbigung zu fuchen, noch inımer bereit fein. 

Durch die vorftehenvden Bemerkungen werden Ew. hinreichend in ben Stand gefeht 
fein, den Standpunkt ver F. Megierung gegen jede irrthümliche Auffaffung, welche durch 
das Eircular des Herrn von der Pfordten veranlagt werden koͤnnte, zu vertreten. 


Nah Langen Berhandlungen zieht die in Büfingen flehende Compagnie Reiche» 
truppen (S. 21. Juni) mit militairifhen Ehren durch Schaffhäufer Gebiet 
nah dem G. H. Baden ab. 

Das dritte Öfterreichifche Armeecorps in Therefianopel, Der Heertheil des 5. 3. 
M. Graf Nugent in Kaposvar. 

Eine Brigade des Einfchliegungs - Corpse von Komorn wirb mit beträchtlichen 
Verluſte bis Neuhäufel zurüdgebrüdt, hier verftärft, und gewinnt fodann ihre 
frühere Stellung bei Heteny wieder. 

Bollziehung ber Ratifications-Urfunde über den Beitritt S. H. des Herzogs von 
Naffau zu dem berliner Bündniſſe. (S. 29. Juni, 21, 28. Juli) 

©. 8. H. der Kurfürft von Heffen tritt dem berliner Bünbniffe bei. 

Waldeckſcher Geburtstags: Eravall zu Berlin. Demofraten beiderlei Geſchlechts 
(hier wie überall nicht grade die Elite der Bevölferung) verfügen ſich in feiere 
lichem Aufzuge und beträchtlicher Zahl zu der Gattin Waldecks, die nicht ſoviel 
Taft gehabt hat, fich einer folchen Dvation zu entziehen. Die Polizei inter- 
venirt, und ber betreffende Hausbefiger wählt ein finnreiches, jedoch nicht anges 
nehmes Mittel, das Publicum zu entfernen. Auch der bei ſolchen Gelegenheiten 
mnentbehrlihe Schuß fehlt nicht. 

Aus der Antworts-Adrefie der Furheffifchen Stände-Berfammlung: „Wir erfennen 
aber auch an, dag die Durchführung der franffurter Berfaffung unter den ge- 
genwärtigen politifchen Berhältniffen unmöglich erfcheint, und daß diefe Vers 
haͤltniſſe und insbefonbere die Rage unferes Landes ein rafches und entfchlofienes 
Eingehen auf die Borfchläge der Kronen Preußen, Hannover und Sachſen, 
weiche dermal die einzige Ausficht für Herftellung einer bundesftaatlichen Eins 
heit geben, gebieterifch erheiſchen.“ 

Treffen bei Schäßburg. Die von Bem befehligten Rebellen werden durch einen 
Theil des fünften ruſſiſchen Armeecorps mit bebeutendem Verluſte (darunter 
fieben Geſchütze und viele Gefangene) gefchlagen. General Sfariatin, Chef des 
ruſſiſchen Generatftabes +. 





l. 


Auguſſt. 


Abermaliger demokratiſcher Congreß zu Cöthen (S. 11. Juni). Man b 


von dem vorgefchlagenen Protefte abzufehen, und dagegen eine Denkſch 
zuarbeiten, welche das Zahlen-Verhältnig bei den Wahlen feftftellt, die 
feit der zweiten Sammer in moralifcher wie in flaatörechtlicher Bezieh 
thut, und ben Beweis führt, daß felbe weder über die Revifion der V 
noch über das Wahlrecht und die Finanzfrage Beichlüffe zu fallen bered 
Die Ausarbeitung diefed Kunftwerfes wird den Herren v. Unruh, Ki 
Stredfuß, Schulze (Delitfh) und Rodbertus anvertraut. — Es mag a 
hart feyn, für alle Zufunft auf einen Wahlfieg verzichten zu müflen, 
vor ber jegigen Einrichtung durch den Einfluß auf bie einſichts⸗ und g 
ofen Maflen gefihert war. 


Gefe über die Anfertigurg von einer Million Thaler Caſſen⸗Anweiſm 


das Herzogthum Anhalt= Deffau, welches alfo nicht einmal durch bie ! 
des Minifteriumsd Habicht vor dieſer fchlimmen Nothwendigkeit bewahri 
fonnte. Allerdings ergeht ed den meiften Kleinftaaten nicht befler, und 
fand wird mit einer Mafle Papiergeld überfhwemmt, — dem einzige 
greiflihen Ergebniß des „Völkerfrühlings“ im März v. I. 


Miplungener Ausfall der Venetianer bei Conche und Calcenara. 
Eine ruffiihe Abtheilung rüdt in Tokay ein, wo Görgey jedenfalls bi 


Theis zurüdgegangen war. (Er foll am 3ten in Nagy Leta geftanben 


Gefecht bei Segesvar (Siebenbürgen); General Lüders vertreibt die Juſu 
Siegreihes Gefecht des General Hapfort zwiichen Reißmark und Mühle 


Siebenbürgen. 


2. Feierliche Eröffnung des Oldenburger Landtaged. Die landesherrliche Mit 


befagt u. U. „Seitdem haben fih, ohne Widerſpruch ber proviſoriſch 
tralgewalt, die föniglihen Regierungen von Preußen, Sachſen und 9 
zum Zweck der Erhaltung der äußeren und inneren Sicherheit Deutfäli 
einem engeren Bünbniffe geeinigt, zur Schlichtung flaatsrechtliher Ein 
ten ein Bundesſchiedsgericht niedergefegt, und in dem Bewußtſein be 
wendigfeit einer großartigen Verbindung Deutfchlande zu einem flarfen 
inneren und äußeren Sntereffen in ihrer Gemeinfamfeit wahrenden w 
fhmelzenden Bundesftaate, im Entwurf eine Reichsverfaſſung bargebei 
ungeachtet nicht unmefentlicher Abweichungen von "der durch bie N 
Berfammlung befchloffenen Berfaflung, der Anlage und Idee nach mi 





letzteren übereinftimmt, und einem aus dem beutfchen Bolfe zu berufenden Reiche» 
tage zu freier Vereinbarung vorgelegt werben fol. 

„Der ergangenen Einladung gemäß find bereitd mehrere beutfche Regie⸗ 
rungen dieſen Bündniffen und Beichlüffen beigetreten. Das Bebürfnig beut- 
fher Einigung ift wohlberechtigt und unabweisbar. Sie wirb von allen Stäms 
men, in allen Staaten Deutſchlands, durch alle Organe der öffentlichen Meis 
nung, auf das bringendfte verlangt. 

„Oldenburg fann, in Betracht des Umfanges und der Lage des Großher- 
zogthums, einer befonderen, felbfiftändigen Politif fi) nicht Hingeben. Bon 
ber Weberzeugung geleitet, daß unter den gegebenen Umftänden fein anderer 
Weg zu dem erfehnten Ziele offenftehe, als der von ben Föniglichen Regierun- 
gen vorgezeichnete, hat auch die hiefige Staatsregierung vorkäufig ihren An- 
ſchluß erklärt, vorbehaltlich der Ratification, die nur im Einverftändniffe mit dem 
allgemeinen Landtage erfolgen fann. Das Nähere in biefer hochwichtigen An- 
gelegenheit wird Ihnen, meine Herren, in befonderer Mittheilung zur Kennt: 
niß gebracht werben.‘ 

Feldzeugmeiſter Haynau rüdt, ohne Widerftand zu finden, in Szegedin ein. (Der 
Ueberreft der öfterreichifchen Haupt- Armee rechts bei Therefianopel, links bei 
Szolnok, das Reſerve⸗Corps des F. 3. M. Nugent Tages darauf in Künffirchen.) 

Treffen bei Debreczin. Felbmarfchall Pasfewitfch wirft die, angeblich fechzehntaus 
fend Mann flarfen Snfurgenten unter Nagi Sandor, mit Verluſt von taufend 
Gefangenen und vier Gefchügen über den Haufen. 

6. D. der Fürft von Schwarzburg-Rubdolftabt tritt dem Berliner Bündniffe bei. 

Das Staatsminifterium hebt den über die Sammtgemeinde Düffeldorf, ſowie über 
bie Kreife Elberfeld und Hagen verhängten Belagerungszuftand auf. 

In Berlin wird der Grundftein zu einem Denfmale für Friedrich Wilhelm III. 
gelegt, zu Stettin deſſen Statue inaugurirt. 

Abermaliger Ausfall der Venetianer, die bei Treporti geworfen werben. 

Gefecht unmweit Szegebin. Die Defterreicher erzwingen den Uebergang über bie 
Theis, und bemächtigen fi des am Tinfen Flußufer gelegenen Brüdenfopfes. 

Das dritte öfterreichifche Armeecorps erzwingt ben Uebergang bei Kaniſa. 

Großer Ausfall der Infurgenten aus Komorn auf dem rechten Donawslifer. Die 
Brigade Barco wird mit beträchtlihem Verluſte zum Rückzug auf das Tinfe 
Ufer des Stroms genöthigt, und verbrennt bie benutzte Schiffhrüde theilweis, 
weil ber nachdrängende Feind deren Abbrechen unmöglich made. Die Ma- 
gyaren rüden bis Raab, wo hoͤchſt bedeutende Armee-Vorräthe aller Art in 
ihre Gewalt fallen. 

Circular⸗Note bes deutſchen Reichsminiſteriums: „S. 8. H. ber Erzherzog. Reiches 
verweſer haben auf Antrag Ihres Minifterratbs den Unterzeichneten beauftragt, 
in Betreff der zu Berlin am 10. Zuli d. 3. zwiſchen den Fönigl. preußifchen 
und Fönigl. daͤniſchen Bevollmächtigten abgeſchloſſenen Friedens-Präliminarien 
und Waffenftillftandss Convention an fämmtliche deutfche Bundesftanten die nach⸗ 
ſtehende Mittheilung zu richten. Als die königl. preußiſche Regierung am 18. 
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Mai d. 3. der proviforifchen Eentralgewalt für Deutſchland den Entfhluß an 
fündigte, die Leitung des Kriege und ber Unterhandlungen mit Dänemarl in 
die Hand zu nehmen, erfchien der Gentralgewalt die Nothwendigkeit eined Edrit- 
tes nicht nachgewielen, welcher den Fortbeftand der Fundamentalſätze des dent 
fhen Bundesrechts thatſächlich verneinte, und in feinen VBorausfegungen und in 
feinen Folgen gleich bedenflih war. In ihrem echte eben fo fehr durch ben 
Art. XI. der Bundesarte gefichert, wie durch das Gele vom 28. juni 1848 
verpflichtet zur Wahrung der Ehre und der Intereſſen Deutfchlande in einem 
Bundesfriege, und beforgt vor dem Unglüd einer beginnenden Auflöfung ded 
Bundes in feinen wichtigften Beziehungen, erfuchte die Centralgewalt mittel 
Schreibens vom 23. Mai d. J. die k. Regierung, der erwähnten Ankündigung 
feine Folge zu geben, und bis auf weiteres dem Reichsverweſer die LUnterkägung 
Preußens bei der Kriegführung und Friedensunterhandlung mit Dänemark fer 
nerhin zu gewähren. Eine Erwiederung der F. Regierung auf dieſes Erfucen 
fheint in Folge der, feitdem von Preußen ausgefprochenen allgemeinen Auf 
der Rage Deutfchlande unterblieben zu fein, wonach ber beutiche Bund zwar 
noch in feiner Wefenheit fortbeftehen, aber in ber proviforifchen Centralgewal 
ein zureichendes und berechtigtes Organ nicht beſitzen fol. Es ift befannt, daß 
die preußifche Regierung, obwohl dieſe ihre Auffaflung in ihren letzten Folge⸗ 
rungen feither weder rechtlich noch praftiih ing Reben treten fonnte, biefelbe dog 
felbft durch völligen Abbruch des Gefchäftsverfehre mit der proviforifchen Gentrals 
gewalt bethätigen zu müffen glaubte. Bon der ſchwankenden, nur ber Macht und dem 
- Zufall preisgegebenen Lage, in welche die früher vom beutfchen Bunbe, dam 
von der Gentralgewalt geleiteten gemeinfamen Angelegenheiten hierdurch gerie⸗ 
then, bot der deutſch-däniſche Streit fofort ein Beifpiel. Die feither in London 
Namend des Reichsverweſers geführten Friedensunterhandlungen wurden ohne 
irgend eine Betheiligung der Gentralgewalt nad Berlin verlegt, während gleich⸗ 
zeitig ber Oberbefehlshaber des aus den Contingenten verfchiedener Staaten 
zufammengefegten Heeres in Eid und Pflicht des Reichs verblieb. Die unter 
fo beflagenöwerthen Umſtänden zwilchen Preußen und Dänemark zu Stande 
gekommenen Berträge find dem Reichsverweſer weder zur Prüfung und Gene 
migung vorgelegt worden, noch fünnen Se. Kaiferl. Hoheit in der Pflicht md 
Würde ihrer Stellung oder in dem materiellen Inhalt jener Berträge einem 
Beweggrund erfennen, die benfelben abgehende Rechtsverbindlichkeit für die 
Gefammtheit aus eignem Antriebe zu ergänzen, oder den Beitritt anderer beuls 
fhen Staaten, welcher von Seiten Preußens anheim gegeben worden if, fir 
vehtmäßig zu erflären. Se. Kaiferl. Hoheit erachten ſich vielmehr für ver 
pflichtet, fomopl Die Rechte der Gentralgewalt Deutfchlande, als Diejenigen alkt 
einzelnen beutfchen Staaten, gegen die mehrermähnten Verträge ausdrädiid 
verwahren, und bie rechtögiltige Erledigung des Streites mit Dänemark den 
fünftig im Namen Deutfchlande abzufchließenden Frieden vorzubehalten J 
ber Rückſicht jedoch, daß es unter den gegebenen Verhältniſſen nicht in bet 
Aufgabe ber Gentralgewalt gelegen fein kann, die Fortfegung eines Kriegeh 
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welcher thatfächlich Fein deutſcher Krieg geblieben ift, durch einzelne Bundes: 
ſtaaten zu veranlaffen oder zu autorifiren, und dadurch die Gefahren bes innern 
Zwiefpaltd unberechenbar zu vermehren, haben Se. Kaiferl. Hoheit gleichzeitig 
fi) bewogen gefunden, Ihrerſeits den Befehl zu einer factifchen Einftellung der 
Feindfeligfeiten nah Maßgabe der rein militairifchen Beftimmungen ber Bers 
liner Waffenftillftandds Convention zu ertheilen, und die Reichs⸗Miniſter des Kries 
ges und der Marine mit allen zu dieſem Zweck weiter erforderlichen Anordnuns 
gen zu beauftragen. Der Unterzeichnete hat die Ehre, die hohen beutfchen Res 
gierungen demgemäß zu erfuchen, hinfichtlih der nöthig werdenden Verfügungen 
über die im Neichödienft gegen Dänemark verwendeten Gontingente mit bem 
Reichsfriegsminifter in Benehmen zu treten, im Uebrigen aber die gegenwärtige 
verwahrende Erflärung gefälligft zur Wiſſenſchaft zu nehmen.’ 

B. | Schreiben der Statthalterfchaft von Schleswig: Holftein an das preußifche Mini⸗ 
flerium der auswärtigen Angelegenheiten: „Nachdem die Statthalterfchaft der 
Herzogthümer Schleswig-Holftein aus dem Schreiben bes Fönigl. preuß. Minis 
fer: Präfidenten, Grafen von Brandenburg, vom 18. v. M. erfehen hatte, daß 
nach der Anficht der Fönigl. preußifchen Regierung bie bieffeitige Auffaffung der 
am 10ten v. M. zu Berlin mit der Krone Dänemarf abgefchloffenen und am 
17. v. M. ratificirten Staatöverträge von irrigen Vorausſetzungen ausgegangen 
fei, mußte vor Allem eine nähere Aufflärung über diejenigen Punfte, in wel: 
hen ein Irrthum obgewaltet haben möchte, wünfchenswerth erfcheinen. Auf 
Erlangung beöfälliger Belehrung waren die Schreiben der Statthalterfchaft an 
bes Herren Grafen von Brandenburg Excellenz vom 20ften und 23ften v. M. 
gerichtet; derfelbe Zwed Tag der Sendung bed Bürgermeifterd Dr. Baleman 
nach Berlin zum Grunde. Die Statthalterfchaft ift indeß zur Stunde noch ohne 
die gewünfchte Aufflärung. 

Sn dem Schreiben der Statthalterfchaft vom I5ten v. M. war ſchon auf 
das unzweideutigſte ausgefprochen, daß jene Staatöverträge in Bezug auf bie 
Herzogthümer weder für rechtsverbindlich, noch für ausführbar angefehen werben 
fönnten, und daß bie Statthalterfchaft ed mit ihrer Pflicht für unvereinbar halte, 
den nach ihrer Auffaffung in denfelben enthaltenen Verletzungen der Rechte der 
Herzogthümer ihre Zuftimmung zu ertheilen. 

Hiernach durfte die Statthalterfchaft, deren wiederholt ausgefprochener 
Wunſch, im Einverftändnig mit der Föniglich preußifchen Regierung handeln zu 
fönnen, ein durchaus aufrichtiger war, zu der Erwartung fich berechtigt halten, 
dag auch von Seiten der Föniglichen Regierung auf dem eingefchlagenen Wege 
nicht weiter vorgefchritten werden würde, bevor eine Verftändigung mit der 
Statthalterfchaft verfucht worden wäre. Sie hat aber nunmehr zu ihrem leb⸗ 
baftem Bedauern durh den General-Lieutnant von Prittwig erfahren müflen, 
dag nicht nur die in der Waffenftilfftandg-Convention erwähnte Ziehung einer 
Demarcationdlinie flattgefunden hat, fondern auch eine Aufforderung an ben 
koͤnigl. dänischen Generalstieutnant von Bülow ergangen fei, baldigft den Ein- 
zug ſchwediſcher Truppen in bad Herzogthum Schledwig zu veranlafien. Ferner 





ift der Statthalterfchaft, wenngleich nicht auf officiellem Wege, fo doch einiger, 
maßen glaubwürdig, die Nachricht zugegangen, daß eheftend die Ankunft dreier, 
zur Bildung einer Verwaltungs» Commilfion für das Herzogthum Schleswig 
befignirter Männer in Ausficht ſtehe. Wenn auf foldhe Weife die bis zu einem 
Friedeng-Abfchluß mit Dänemarf der Statthalterfchaft zuftänbige Competenz zur 
Diepofition über die Verhältniffe der Herzogthümer außer Acht gelaflen zu 
werben fcheint, fo kann die Statthalterfchaft, welche ihrerfeits gern der koͤniglich 
preußifchen Regierung zur Befeitigung der bänifchen Blokade hat behilflich fein 
wollen, nicht umhin, gleichwie fie bereits in einem Schreiben an das Föniglihe 
Minifterium zu Stodholm vom 20ften v. M. gegen den Einmarfch ſchwediſcher 
Truppen in das hiefige Land proteftirt hat, fo auch der Fönigl. preuß. Regie 
rung, zur Vermeidung jedes Mißverftändniffes wiederholt vorzutragen, daß bie 
Statthalterfchaft den obenerwähnten Staatöverträgen an fidh, eine die hiefige 
Staatsregierung rechtlich bindende oder bie Einwohner des Landes verpflichtende 
Giltigfeit nicht beilegen, mithin aud Handlungen, bie in den Herzogthümern 
zur Ausführung jener Verträge vor ertheilter diesfeitiger Zuſtimmung vorges 
nommen find oder werben, rechtlich nicht anerfennen, namentlich weder eine 
im Herzogtum Schleswig gezogenen Demarcationdlinie irgend rechtliche Be 
deutung zufchreiben, noch ſchwediſche Truppen, die in das Herzogthum Schles⸗ 
wig einrüden möchten, als neutrale betrachten, noch neben fich einer anberm 
Behörde rechtliche Theilnahme an ber Regierung ber Herzogthümer einräumen 
fann, auch unter den gegenwärtigen Umſtänden über bie Stellung und Verwen⸗ 
bung ber fchleswig-boffteinifchen Armee völlig freie Hand ſich vorbehalten mf. 

Die königlich preußifche Negierung wird es nicht verfennen können, ba 
bad Anfehen der Statthalterfchaft dem hiefigen Lande gegenüber baburch bedingt 
it, daß das Land wiſſe, dag über die höchften Landesrechte nicht unberectigter 
Weiſe von Anderen disponirt werde. Kin gegenfeitig offenes und aufrichtiges 
Verhandeln mit der königl. Regierung über die einftweilige Erhaltung und is 
finitive Feftftelung diefer Rechte wird von ber Statthalterfchaft nach wie mr 
auf Das angelegentlichfte gewünſcht, in der feftgehaltenen Ueberzeugung, daß bie 
wahren Intereffen Preußens und der Herzogthümer wefentlich zufammenfolm. 
Die Unftände find aber fo dringend, bag, wenn die königl. Regierung bie ven 
bier aus fo oft erbetene Einlaffung in derartige Verhandlungen amoch and 
nur um wenige Tage auffchieben follte, daraus unvermeidliche Nachteile er 
machfen dürften, deren Verantwortung die Statthalterfhaft von fid alle 
nen muß.’ 

4. | Die Landſtände des Herzogthums Sachfen-Meiningen verwerfen ben Anſchluß Kir 
felben an das Berliner Bündniß, mit fechzehn gegen acht Stimmen. 

4. | Beröffentlihung bes in Wien gefällten Friegsgerichtlihen Spruches über ben vr 
maligen Lieutnant Fenner v. Fenneberg, welcher in contumaciam zu zwanie 
jährigem ſchweren Kerfer mit Verluſt des Adels verurtheilt worben. 

5. | Das dänifhe Marine- Minifterium erflärt die Blokade der Häfen von Pill 
Danzig, Camin, Smwinemünde, Wolgaſt, Greifswald, Stralfunb, Roſtod fr 
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aufgehoben. Die der Elbe, Wefer, Jahde, der Weftfüfte von Holftein und aller 
Häfen von Schleswig fol am 17ten aufhören, die Oftfüfte von Holftein bleibt 
blofirt. 

Reibungen zwifchen preußifchen und baierfchen Soldaten der Garnifon von Frank⸗ 
furt a M. Es ift fein Geheimniß, daß letztere foftematifch gegen bie erfteren 
aufgehegt worden, vermuthlich zur Beförderung ber Einheit in Großdeutichland. 

Treffen bei Szöreg. Ein Theil der öfterreichifhen Hauptarmee und ruffifchen 
Divifion Paniutin vertreibt Die von Meszaros und Dembinsfi befehligten Re⸗ 
bellen mit Verluft von fünf Gefchügen und vieler Gefangenen aus ihrer flars 
fen Stellung. 

Gefecht bei Hermannftadt. Die zur Deckung des Ortes zurücgebliebene ruſſiſche 
Abtheilung des General Haßfort wird von ben Infurgenten vertrieben. 

Vollziehung der Natificationg-Urfunde über den Beitritt S. 8. H. des Kurfür- 
fien von Heffen zu dem berliner Bündniffe. (EC. 31. Zuli) 

Deögleichen über den Beitritt S. 8. H. des Großherzogs von Medlenburg-Stre- 
te. (S. 26. Juni) 

Mittelft allerhöchfter Entichliegung S. M. des Königs von Baiern wird General: 
Major Frhr. v. Jeege ‚unverzüglich‘ von der Stelle ded Kommandanten der 
Reichsfeftung Landau enthoben (S. 20. Mai und 18. Juni) nachdem er bereits 
bei den der Garnifon bewilligten Auszeichnungen übergangen war. Privatnadı- 
richten gemäß wird dem waderen Manne — der allerdings das Unglüd hat, 
einft preußiicher Offizier gewefen, und neuerlich durch den Prinzen von Preußen 
belobt worden zu ſeyn — Mangel an Energie bei dem Entweicdhen der eid- 
brüchigen drei Biertheile der landauer Befagung vorgeworfen. Gewiß meint 
ed aber derjenige gut mit dem baierfhen Staate, welcher ihm wünfcht, daß 
fünftig alle feine Offiziere in gleich bedenklicher Lage fich nicht Schlechter benehmen 
als Herr v. Jeetze. 


6. | Der Friede zwiſchen den Kronen von Defterreich und Sardinien zu Mailand 


abgeſchloſſen. 
Artikel J. 


Es ſoll in Zukunft und für beſtaͤndig Friede, Freundſchaft und gutes Einnernehmen 
zwiſchen Sr. Majeftät den Kaiſer von Oeſterreich und Sr. Majeſtät dem Könige von 
Sardinien, deren Erben und Nachfolgern, deren gegenfeitigen Staaten und Unterthanen 


berrichen. 
Artikel IM. 


Alle zwiſchen Sr. Majeflät nem Kalfer von Defterreih und Sr. Majeftät dem Kö⸗ 
nige von Sardinien abgeichloffenen Verträge und Lebereinfünfte, welche am 1. März 
1848 in Kraft waren, werben hiermit vollkommen erneuert und beftätigt, infoweit als fie 
nicht durch den gegenwärtigen Vertrag entfräftet werben. 

Artikrl II. 

Die Grenzen der Staaten Sr. Majeftät des Königs von Sardinien auf der Seite 
bes Po und auf jener des Teſſin follen fortan beftehen, fo wie felbe durch vie 6%. 3, A 
und 5 des Artikels LXXXV. der Schlußafte des wiener Gongreffed tom 9. Juni 1815 
beftimmt worden find, das heißt, wie fie vor Beginn des Krieges im Jahre 1848 be⸗ 

- fanden haben. 
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Artikel IV. 

Se. Majeftät der König von Sardinien entfagen fowohl für fid) als für Ihre Er- 
ben und Nachfolger jedem Rechtstitel und allen, wie immer gearteten, Anfprüchen auf jene 
Länder, melche jenfeitö der in den obbezeichneten Paragraphen ber angezogenen Alte vom 
9. Juni 1815 feftgefeßten Grenzen gelegen find. 

Das Heimfalldrecht Sarbiniend auf das Herzogtum Piacenza jeboch wird gemäß 
den Beflimmungen der Verträge in Kraft erhalten. 

Artikel V. 

Se. Königl. Hoheit der Erzherzog, Herzog bon DMobena, und Se. Königl. Hobelt 
der Infant von Spanien, Herzog von Parma und Piacenza, follen eingeladen werben, 
dem gegenwärtigen Vertrage beizutreten. 

Artikel VI. 

Der gegenwärtige Vertrag foll ratificirt und vie Natificationen, fo wie die Beitrittte 
und Annahme-Eeklärungen, follen binnen vierzehn Tagen, oder wo möglich früher, ante 
gewechfelt werden. . 

Separat⸗ und Zufag- Artikel zu dem Friedensvertrage. 
Artikel l. 

Se. Majeftät der König von Sardinien verpflichten ſich, Sr. Majeftät dem Kalfer 
bon Defterreich die Summe von fünfundfiebzig Millionen Franken als Entſchädigung fir 
die Kriegskoften aller Art und für die ver öfterreichifchen Megierung, dann deren Unter: 
thanen, Städten, moralifchen Perfonen oder Gorporationen ohne alle Ausnahme währen 
ded Krieges erwachfenen Schäden, fo wie für jene Anforderungen zu entrichten, melde 
aus demfelben Grunde von Ihren Königlichen Hoheiten dem Erzberzoge, Herzog vom 
Modena, und dem Infanten von Spanien, Herzog bon Parma und Piacenza erhob 
worden fein dürften. 
Artikel ll. 

Die Bezahlung der im vorhergehenden Artikel bebungenen Summe von fünfunbfi- 
zig Millionen Franken foll in folgender Weiſe beiverkftelligt werben: 

Funfzehn Millionen Franken follen in Baarem mittelft einer in Paris zu Ende wi 
kommenden Monats October ohne Intereffen zahlbaren Anweifung entrichtet werben, welche 
dem Bevollmächtigten Sr. Majeftät des Kaiferd im Augenblide ver Auswechfelung in 
Matificationen des gegenwärtigen Vertrages eingehändigt werben wird. 

Die Bezahlung der üßrigen ſechszig Millionen foll in zehn auf einander folgenden, 
von zwei zu zwei Monaten zu zahlenden Raten, jeve zu ſechs Millionen in Baaren, 
fammt den Zinfen zu fünf Procent für den jevesmaligen Ratenbetrag flattfinden, werd 
mit der erften Rate zu Ende kommenden Decembers, als deren Berfalld-Termind, is 
beginnen fein wird. Die Zinfen für jede einzelne Mate follen vom erften beöjenigms 
Monats an berechnet werden, welcher auf jenen folgt, in dem bie Matificationen dei 
gegenwärtigen Vertrages werden ausgewechſelt worden fein. 

Zur Sicherftellung für vie genaue Leiſtung biefer Zahlung wird die ſardiniſche Ar 
gierung jener Sr. Kaiſerl. Königl. apoftolifchen Majeftät, im Augenblicke der Aukwech 
felung ver Matiflcationen des gegenwärtigen Vertrages, ſechzig auf dem großen Buht 
der farbinifchen Staatsſchuld haftende Inferiptionen, jede zu einer Million Franken Ge 
pital oder zu einem Mentenbetrage von funfzig taufend Branfen fürzjede, in Berwahnmg 
übergeben. Diefe Inferiptionen follen der Negierung Sr. ſardiniſchen Majeſtaͤt in m 
Maße zurücgeftellt werben, als die Matenzahlungen zu Wien mittelft Wechfelbriefen uf 
Paris, ſo wie oben feſtgeſetzt worden, vor ſich gegangen ſein werden. 

Im Falle die ſardiniſche Regierung aus was immer für Gründen unterlaſſen fol, 
vie Einziehung jener Inſcriptionen und bie vertragsmäßigen Ratenzahlungen zu beweb⸗ 
ftelligen, fol! zwei Monate nach der DVerfallzeit ver nicht bezahlten Mate die Regler 
Sp Kaiferl. apoftolifchen Majeftät in Folge dieſer Unterlaffung felbf ermächtigt fi 
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jedesmal an der Börfe zu Paris Renten für die verfallene Summe von ſechs Millionen, 
nämlich einen Rentenbetrag von breimalhunberttaufend Franken, veräußern zu laffen. 
Der Ausfall, welcher hierdurch in Bergleichung mit deren Nominalwerthe entfteben Fünnte, 
hätte der farbinifchen Negierung zur Laſt zu fallen, und es müßte ver Belauf veffelben 
durch Die eben gedachte Regierung in möglich Türzefter Friſt in Wechfelbriefen auf Paris 
zugleich mit den verfallenen Intereifen bezahlt werben, welche bis zu jenem Tage zu be= 
rechnen fein würven, an dem biefe Zahlung wirklich geleiftet fein wird. 

Artikel II ' 

Se. Majeftät der Kalfer von Defterreich verpflichtet Sich Ihrerfeits, binnen acht 
Tagen nach Ratification des gegenwärtigen DBertrages die Staaten Sr. Majeftät des 
Königs von Sardinien, das ift, das farbinifche Gebiet innerhalb der in dem Artikel II. 
des Friedensvertrages vom heutigen Tage feitgeftellten Grenzen, von ben öfterreichifchen 
Truppen gänzlich räumen zu laffen. 

Artikel IV. 

Da feit einer Reihe von Jahren zmifchen Defterreih und Sarbinien ein Streit 
rüdjichtlich der Demarcationd- Linie in der Nähe der Stadt Pavia befteht, fo hat man 
fih dahin vereinbart, Daß die Grenze an jener Stelle durch den Thalweg des Kanals, 
genannt Gravellone, gebildet werde, wie auch, daß mit beiverfeitiger Zuftimmung und 
auf gemeinfchaftliche Koften eine Brücde über dieſen Kanal erbaut werden, und deren 
Benutzung zolffrei fein fol. 

Artikel V. 

Die beiven hohen vertragfchließenven Theile, in dem Wunfche ſich vereinigend, ben 
Sanvelöbeziehungen ihrer beiderfeitigen Staaten eine größere Ausdehnung zu geben, machen 
fih verbindlich, demnaͤchſt einen Handels⸗ und Schifffahrtd-Vertrag einzugehen, welcher 
auf ber Grundlage der ſtrengſten Reciprocität beruhen fol, und wodurch vie beiderſeitigen 
Unterthanen auf den Fuß der meiftbegünftigten Nation geftellt fein werben. 

Bei diefem Anlafie fol gleichfalls die Frage In Betreff der gemifchten Unterthanen 
in Erwägung genommen, und eine DBereinbarung über die Grunbfäße getroffen werben, 
welche deren wechfelfeitige Behandlung zu regeln haben werben. 

In der Abficht, den rechtmäßigen Handel an ven Grenzen ihrer Gebiete zu erleich- 
teen und zu begünftigen, erklären beide Theile, alle ihnen zu Gebote flehennen Mittel 
gegemfeitig anwenden zu wollen, um bafelbft den Schleihhandel zu unterprüden. Zur 
beſſeren Erreichung dieſes Zweckes ſetzen fie die zwifchen Defterreih und Sardinien am 
4. December 1834 für zwei Jahre abgeſchloſſene Convention wieber in Kraft, und zwar 
vom Iften des fünftigen Octobers angefangen, unter ber im 24ſten Artikel ver befagten 
Convention ausgedrũckten Bedingung, daß nämlich diefelbe von zwei zu zwei Jahren als 
erneuert betrachtet werben foll, wenn nicht wenigftend drei Monate vor Erlöfchung der 
zweijährigen Periode ein Theil dem anderen erflärt, es habe deren Wirkjamkeit aufzuhören. 

Beide vertragfchliegenden Theile verpflichten fi, in die genannte Convention nach 
und nach alle jene Verbeflerungen aufzunehnen, welche die Umſtaͤnde zur Erreichung des 
vorgeſteckten Zieles nothwendig machen werben. 

Artikel VI 

In Erwiederung der durch die Erneuerung jener Convention ihrem Handel erwach⸗ 
fenen Vortheile willigt die öfterreichifche Reglerung in die Aufhebung ver am 11. März 
1751 zwiſchen ber fardinifchen und lombarbifchen Regierung abgefchlofienen Lebereinkunft, 
und erklärt demnach felbe für fernerhin ungiltig. Außerdem willigt dieſelbe ein, daß 
fogleich nach Ratificirung der gegenwärtigen Convention das Hofkammer⸗Decret, welches, 
vom 1. Mai 1846 angefangen, einen Zufchlagszoll auf die piemontefifchen Weine gelegt 
bat, zuruckgenommen werde. 

Artikel VIL 
Gegenwärtige Separat« and Zufape Artikel ſollen dieſelbe Kraft und Geltung haben, 
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ald wären fie Wort für Wort in den Hauptvertrag vom heutigen Tage eingeichalter. 
Sie ſollen ratifieirt und Die Natifsationen derſelben gleichzeitig ausgewechfelt werben. 


Treffen unweit Hermannftadbt. Der zur Unterftügung herbei eilende General 


| 
6. 
| v. Lüderd wirft die Infurgenten mit Verluſt von zwölfhundert Gefangenen und 
vierzehn Geſchützen gänzlich über den Haufen. 
7. | Eröffnung der preußgifchen Kammern dur den Minifters Prafiventen Grafen von 


Brandenburg, mittelft nachftehender Rebe: 
Meine Herren! 

Se. Majeftät der König haben mir ven Befehl ertbeilt, in Allerhoͤchſtihrem Nam 
die Kammern zu eröffnen. 

Das Minifteriun heißt den Augenblick willfonmen, welcher ihm die Genugtbuung 
gemährt, vor ben Vertretern des Volkes und im Angeficht des Landes die Grundjähe 
fund zu geben, Lie ed bei feinen Handlungen geleitet haben. 

Mir haben ed ald eine dringende Pflicht erfannt, mit Kraft und Strenge je 
Schreckensherrſchaft entgegenzutreten, welche eine vermegene Partei über Preußen und 
Deutichland auözuüben begann. Die tief erfchütterte Nuhe und Ordnung haben wir 
berzuftellen und zu befeftigen gefucht. 

Mit derjelben Entjchievenheit aber find wir bemüht geivefen, durch Anerkennung te 
wahren Berürfnijfe und berechtigten Korderungen der Nation dauernde Befriedigung ber 
beizufübren, und auf dieſem Wege neuen Umwälzungen Anlaß und Vorwand zu entziehen. 

In der feften flaatlihen Organijation des gemeinfamen Vaterlandes liegt eine un 
Tägliche Bedingung zur Abhülfe ver meitgreifenden Verwirrung in den beutfchen Rechn⸗ 
Zuftänden. 

Je inniger wir aber von ber Lieberzeugung durchdrungen waren, daß bie Errichtung 
eines Deutfchen Bundeöftaated mit der ihm gebührennen Macht und mit der im ihm be 
gründeten Nolfsireiheit von ver böchiten Bedeutung auch für Preußens Zufunft ift, bei 
mehr hat die Regierung Sr. Majeftät des Königs fich für berufen erachtet, die Erreichung 
diefes erbabenen Zield nur auf Wegen des Rechts und der Ehre zu erftreben. Cie fit 
felbft den Schein eines beabfichtigten Zivangeö gegen die verbündeten deutichen Regie 
rungen vermieden, und im Vertrauen auf die Einficht und Hingebung der Fürften, wie 
auf den Rechtsſinn und das Nativnalgefühl aller veutichen Stämme, nen Verſuch gemalt, 
die politiſche Wiedergeburt Deutichlandg, der fich Fein deutſcher Staat dauernd wird me 
zieben Eönnen, im Wege freier Vereinbarung herbeizuführen. 

Die Herjtellung ftaatlicher Ordnung, deren Schlußftein die Gründung eines deutſchen 
Bundesſtaates bildet, betrachten wir als die Hauptaufgabe unjerer Wirkſamkeit. 

Wo Preußens iweltgejchichtlicher Beruf außerordentliche Opfer erforberte, find mt 
der patriotiichen Hingebung eingedenk gemejen, in welcher fein Königähaus von je 
mit dem Volke gewetteifert bat. 

Von Ihnen, meine Herren, dürfen wir erwarten, daß Sie unfere Handlungen nift 
vereinzelt, jondern in ihrem inneren Zufammenhange auffafien und prüfen werben, inte 
Sie die erreichten Nefultate nicht ohne Rückſicht auf die Schwierigkeiten, die zu üben 
winden waren, in Erwägung ziehen. 

Es iſt bekannt, wie zur Unterbrüdung offener Rebellion, von Seiten Preußens a 
Grund des beſtehenden Staatörechtö, der von verbündeten deutfchen Megierungen geformt 
Belftand feiner bewaffneten Macht erfolgreich geleiftet worden ift, und wie ſich hie 
von neuem der kortreffliche, unfer Heer beſeelende Geift zum Ruhm des Vaterlante 

bewährt bat. 

Der Ihronerbe bat an der Spiße der von ihm geführten Truppen ihre Gefahr 
und Mühen getheilt, in ihren reiben ein jüngerer ven des Königligen Hauſes ſen 
Blut vergoſſen. 
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Wenn die Berfuche einer Verſtaͤndigung mit der deutjchen National» Verfammlung 
an ber Wendung, welche die Dinge in Sranffurt nahmen, leider fcheitern mußten, fo bat 
die Regierung Sr. Majeſtät nichtsdeſtoweniger ven Werth der Arbeiten jener Verſammlung 
mit voller Iinbefangenheit zu würdigen gewußt, und es haben dieſelben den mit Ernſt 
und Eifer fortgefegten Bemühungen zur Förderung des DVerfaffungswerfes überall zur 
Grundlage gedient, jo weit es mit dem Heil des Ganzen und den Rechten der einzelnen 
Betheiligten nicht unverträglich erjchien. - 

Tie Einheit Deutſchlands, dargeftellt durch eine einheitliche vollziehende Gewalt, die 
nach außen feinen Namen und feine Interejjen würdig und fräftig vertritt, und die reis 
beit der deutfchen Nation, gefichert durch eine Bolfönertretung mit legislativer Befugniß, 
iſt und bleibt das Ziel unſeres Etrebens. 

Wir haben beine Beringungen als vollfommen vereinbar erfannt mit der geficher- 
ten ſtaatlichen Exiſtenz aller deutichen Yande. Ter Entwurf ver Verfuffung des Bun⸗ 
veöftaates legt Zeugniß ab, daß der Selkititäntigfeit Preußens, wie der anderen deut⸗ 
Ihen Etaaten feine anteren Opfer zugemutbet werden, als Diejenigen, die von der Er= 
richtung eined wahrhaften nationalen Bundesſtaates unzertrennlich find. 

Wegen Bildung deilelben find Verhandlungen mit den Bevollmächtigten der deut⸗ 
fhen Staaten gepflogen worden; tie bereitö erlangten Erfolge, worüber ven Kammern 
volftändige, mit Urkunden belegte Norlagen gemacht werben ſollen, berechtigen zu ber 
Hoffnung, daB unjere Vemühung mit dem Beiftande aufrichtiger und erleuchteter Vater⸗ 
landsfreunde, vornehmlich der Männer, welche ald Vertreter des preußiichen Molfes hier 
verfammelt find, nicht fruchtlos hleiben werben. 

Die Leidenſchaften, welche in der erften Hälfte dieſes Jahres ver Röjung der deut⸗ 
{hen Verfaſſungs⸗Frage fich bemächtigt hatten, machen jeßt einer befonnenen Erwägung 
Pla, und der nothwendige Aufichub, welchen die Zuſammenberufung der Kammern ges 
funden bat, wird in dieſer Beziehung gute Folgen haben. 

Es iſt nicht möglich geweſen, den Zujammentritt der Kammern jo zeitig, ald eö ber 
Adfte Artikel der Verfaſſungs⸗Urkunde vorjchreibt, zu bewirken. 

Während ſchon die beklagenswerthen Ereigniffe im Mai d. J. einigen Verzug in 
der Anordnung der Wahlen nothivendig ericheinen ließen, gelangte man bei ven Ver⸗ 
bandlungen über das Reichs⸗Wahlgeſetz zu der Ueberzeugung, daß eine Mobification der 
unterm 6. und 8. December v. 3. über die Wahl zur Zweiten Kammer getroffenen Aus⸗ 
führungs- Beftimmungen unabweisbar ſei. Indem die Negierung dieſe Abänderungen 
durch den Erlaß der Verordnung vom 30. Mai d. 3. bewirkt hat, glaubt jie der For⸗ 
berung einer gebieteriichen Nothwendigkeit entjprochen zu haben. Cie hat Feinem Staatd« 
bürger das einmal gewährte Wahlrecht genommen, aber fie hat durch die Deffentlichfeig 
der Stimmgebung dieſes twichtigite politiſche Recht dem Einfluffe unlauterer Parteiung 
möglicht entziehen, und durch bie Bildung dreier WahleA btheilungen ven grellen Wider⸗ 
fpruch audgleichen wollen, worin ſich bisher tie Ausübung des allgemeinen Stimmrechtd 
mit der Natur der wirklichen Lebensverhältniſſe befand. 

Die Ausführung dieſer neuen Wahlvorfchriften erbeifchte bei dem Mangel einer 
allgemeinen directen Beſteuerung eine geräumigere Brift zur Ginberufung der Kammern. 

Im Bewußtſein der außerorventlihen Berantwortlichkeit, die wegen dieſer ganzen 
Angelegenheit auf und ruht, werden wir Die Gründe unjeres Verfahrens in einer beſon⸗ 
deren Vorlage vollitändig audeinanderjegen. 

Außerdem Hat die Regierung inzwiſchen durch einige Verordnungen der Wieder⸗ 
kehr anarchifcher Zuftände vorzubeugen verfucht. Indem fie dadurch der dringenden Ge⸗ 
fahr eines fortgefegten Mißbrauchs ver Volksfreiheiten entgegengetreten ift, und manche 
bei der Umgeftaltung ver Verhältniſſe fühlbar gewordene Lücken der Gejeßgebung vor= 
läufig auszufüllen bemüht geweſen ift, hofft jie, die unaudgejegte Ihätigfeit Der Kam⸗ 
men, welchen alle auf Grund des Art, 105 ter VerfaffungssUirkunds erlaffenen Ver⸗ 


7. Auguſt. 7. 





orbnungen unverweilt vorgelegt werden follen, vor Störungen bewahrt zu Haben. ! 
Tätigkeit wird unverzüglich durch die Mevifion der Berfaffung, durch Berathung 
Entwürfe einer neuen Gemeinde-Orbnung, der Kreis⸗ Bezirk und Provinzial⸗Ordi 
der Verordnung wegen erleichterter Abloͤsbarkeit der Neallaften, und noch mehrerer an 
dringender Geſetze in Anfpruch genommen werben. 

Bekannte Ereigniſſe, die Nachwirkungen einer aufgeregten Zeit, haben bie 6 
rung veranlaßt, auf Grund des Art. 110 der Berfaffungd-Urfunde zeit- und diſtrikt 
die Ausübung einzelner Grundrechte zu fuspendiren. 

Je ſchwerer wir und zu dieſer Maßregel haben entfchließen koͤnnen, deſto mehr 
den wir uns heeilen, den Kammern über die Nothwendigkeit derfelben Mechenfchafi 
zulegen. 

In Betreff des Staatshaushaltes gilt auch heute noch baflelbe, was den Kan 
bei ihrem erften Zufanmeentritt eröffnet worden ift. 

Ungeachtet der großen Gelbopfer, welche außerorventliche Ereigniffe erheifcht h 
dürfen wir mit Genugthuung auf den befriedigenden Zuftand unferer Finanzen blid 

Der Wohlftand ned Landes ift nicht fo tief erfchüttert worden, daß die Mitte 
ſeres Staatshaushalted nicht Hinreichten, um auch gefteigerten Anforderungen zu 
fprechen, ohne in finanziellen Wagniffen oder in Erfchöpfung der Steuerkraft beven 
Hülfe zu ſuchen. 

Die öffentlichen Arbeiten haben ununterbrochenen Fortgang gehabt; die Regit 
wird ben Kammern Vorlagen machen, welche geeignet find, vielen fleifigen & 
lohnende Beichäftigung zu gewähren. 

In den Peziehungen Preußens zu dem Auslande ift Teine nachtheilige Beränke 
eingetreten. 

Durch die unter Vermittelung Großbritanniens erfolgte Derabredung eines Wa 
ftillftandes und vorläufiger Friedensbedingungen mit Dänemark ift der Weg angeb 
jenen Krieg zu beenvigen, welcher, abgefeben von möglichen Verwickelungen mit anl 
Mächten, vem deutſchen Nord» und Oſtſee⸗Handel die fchwerften, auf die Dauer 
erträglihen Opfer auferlegte, während er unter den gegebenen Umftänven einem w 
hältnigmäßigen Kraftaufwand erforderte. Die bezüglichen Aktenftüde werben den I 
mern vorgelegt werben. 

Alle Wünfche der Herzogthümer Holftein und Schleswig waren nicht in 6 
lung zu bringen. 

Deutſchlands innere Verhältnifie werden fih um fo gebeihlicher entwiddn, % 
friedigenver fich unfere Beziehungen zu den übrigen Gliedern der großen europälf 
Bölfer-e und Staatenfamilie geftalten, und je mehr auch dort die vorhandenen im 
Zermwürfniffe einem georbneten und geficherten Friedenszuſtande weichen. 

Unter den mannigfachen Gründen, melche Die Kammern bewegen merken, ihre I 
gendften Gefchäfte nunmehr unvermweilt anzugreifen und zum Heil des Landes hal 
lchft zu erlevigen, nimmt das Herannahen des erflen veutfchen Reichstages eine ! 
zügliche Stelle ein. Damit verfelbe das große Verfaſſungswerk ungefäumt feinen ! 
ſchluß entgegenführen fann, werben die Kammern bie preußifchen Mitgliener des Etzel 
haufes auf Grund einer demnaͤchſt zu erwartenden Allerhöchften Vorlage zur Hälfe 
beftimmen haben. 

Die Regierung wird fich beeifern, fo viel an ihr liegt, die Tätigkeit der Kamm 
zu fördern und zu erleichtern. 

Auf Befehl S. M. des Königs erfläre ich nunmehr bie Kammern des König 
für eröffnet, und erfuche Die Herren Abgeorbneten der Erften Kammer, ihre Arbeiten U 
der aufzunehmen, bie Gerren Abgeorbneten der Zweiten aber, zur Gonftituirung. f 
Verſammlung zu ſchreiten. 





f. | Die in Berlin erfcheinende ‚‚Demofratifche Zeitung‘ erklärt in einem Artifel über 
eine in Baden erfolgte Ererution: „Die republifanifche Partei ift durch Diefe 
Bluturtheile ind Herz getroffen, und es Tann von nun an von Verföhnung 
mit der preußifchen Regierung nicht mehr die Rede feyn! Für jeden dieſer 
Märtyrer, welche jegt in den Sand finfen, werben Hunderte von Abfolutiften 
fallen.‘ 

7. | Das Miniflerium Römer giebt feine Entlaffung, weil die Wahlen nach dem von 
demfelben Minifterium ausgearbeiteten und durchgetriebenen Wahlgeſetze fo ra- 
bical auögefallen find, wie außer Herrn Fr. Römer jeder verftändige Menfch 
vorausſah. S. M. der König nimmt bie angebotne Entlaffung nicht an, indem 
er bei dem Negierungs-Syfteme, welches feit dem März 1848 gilt, zu beharren 
erflärt, eigentlich wohl aus der Ueberzeugung, daß gegen ein Cabinet, wie bie 
neue Kammer-Majorität liefern würbe, fogar bad gegenwärtige noch erträglich fey. 

B. | General Rüdiger bricht mit einer ftarfen Abtheilung von Debreczin (S. 2. Auguft) 
zur Verfolgung Görgey’s gegen Groß Warbein auf. 

B. | Der Präftdent der preußifchen erften Kammer, Herr v. Auerswald: „Ich will 
nicht Worte machen, denn Sie alle wiffen, was wir erlebt. Allein eines ift 
e8, von dem ich zu Ihnen reden muß, — ich kann nicht anders, weil ich Davon 
durchdrungen bin. Ich kann das Wort nicht verlaflen, ohne unferes Hee- 
res zu gebenfen. Das preußifche Heer hat Preußen, hat ganz Deutfchland 
Ehre gemacht, es hat fich fo volfsthümlich bewieſen, daß wir fagen fünnen, es 
it der Repräfentant ber preußifchen Nation geweſen. Dies ift nicht allein 
Stolz, es ift nicht allein Freude, fondern Etwas, von dem man tief durchdrun⸗ 
gen iſt. Diefem Heere ift die preußifche Nation Dank fchuldig, und den Ber- 
tretern des Volkes ziemt ed, diefen Danf durch ein Zeichen an den Tag zu 
legen, — fei es durch Aufitehen, wozu ich Sie aufforbere!’’ Nach diefen Worten 
erheben fich unter Tautem Bravoruf die ſämmtlichen Mitglieder der Berfammlung. 

8. | Programm einer, unter den Aufpicien ber Herren Simfon, v. Berferath, v. Auers- 
wald fih bildenden Fraction (Centrum) ber preußifchen zweiten Kammer: 
„Die unterzeichneten Mitglieder der zweiten Kammer erfennen als die Haupt- 
aufgaben ihrer, in echter Treue gegen ten König und in gewillenhafter Ver⸗ 
tretung des Volkes, begonnenen parlamentarifhen Wirffamfeit: 1) unverzügliche 
Revifion der als Staatsgrundgefeß anerfannten Verfaffung vom 5. December 
v. 3. in dem Sinne, daß das Recht einer jeden der, bei der Geſetzgebung mit⸗ 
wirkenden Gewalten, vor aller VBerfürzung gewahrt, und bie conftitutionelle 
Monarchie auf dauernde Sicherung der gefeglichen Ordnung wie der verfaflungs- 
mäßigen Bolföfreiheit gegründet wird; 2) forgfältige Berathung ber organifchen 
Gefege, welche zur Verwirklichung ber in ber Verfaflung niedergelegten Grund« 
füge erforderlich find; gründliche Prüfung des Staatöhaushaltes und der Prin- 
eipien, worauf berfelbe beruht, infonderheit der DBefteuerung, zum Zweck ber 
Herftellung einer verhältnißmäßigen Betheiligung aller Staatsbürger an ben 
öffentlichen Laſten; fo wie möglichfte Förderung der auf Hebung ber Gewerbe 
und Nahrungsverhaͤltniſſe des Volkes bezüglichen legislatoriſchen Maßregeln; 
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3) nachdrückliche Unterſtützung der Regierung Sr. Majeſtät des Könige in ber 
von ihr beabſichtigten ſchnellen und kräftigen Durchführung des deuiſchen Ver⸗ 
faſſungswerkes, auf dem durch den Entwurf vom 28. Mai d. J. betretenen Wege.” 

8. | Die würtembergifche Abgeorbneten- Kammer erklärt den Antrag: das Minifterium 
wegen feines Verhaltens gegen bie ftuttgarter Gefellichaft (S. 18. und 19. Juni) 
in Anflageftand zu verfegen, für unbegründet, und geht zur Tagesordnung über. 

8. | Die Stände-Berfammlung des Herzogthums Gotha erklärt fih mit deſſen Anſchluß 
an das berliner Bündniß einverftanden. 

8. Beſchluß der eidgenoſſiſchen Bundes⸗-Verſammlung: „‚Artifel 1. Es wird eink: 
weilen für Verpflegung, d. h. für Verköſtigung, Beherbergung, allfällig nöthig 
werdende Bekleidung und ärztliche Behandlung und fo weiter derjenigen Flüdt- 
finge, welche in Folge der neueften Ereignifle in Deutihland, aus Baden in 
die Schweiz übergetreten find, fo lange fich diefelben auf den öffentlichen Unter 
jtügungs-Controlen der Santone befinden, der Betrag von 35 Rappen für jeden 
Flüchtling und jeden Tag an die Cantone verabreicht. Es geichieht dies von 
dem Zage an, mit welchem bie Flüchtlinge in den betreffenden Gantonen auf 
genommen und verpflegt worden find. Artifel 2. Diefe Unterflügung wird 
nur für diejenigen Flüchtlinge verabreicht, welche die Behörden der Gantone, 
in denen fie ſich befinden, nicht zu öffentlichen Arbeiten oder zu Arbeiten ki 
Privaten anzuhalten im Kalle find. Artikel 3. Der Bundesrath wird perie 
bifh auf Grunblage des jeweiligen Beftandes der Unterſtützungs⸗Controlen ber eins 
zelnen Gantone eine möglichft gleichmäßige Vertheilung der Flüchtlinge vor 
nehmen.’ — Wenn irgend etwas, ift diefer Beſchluß geeignet, die biederen 
Schweizer von der Neigung zu curiren, aus ihrem Gebiete fortwährend einen 
Heerd der Revolution zu machen. Offenbar Tiegt ed nunmehr in ber Hand ker 
Nahbars Regierungen, wie lange jene ihre werthen Gäfte beherbergen follen. 

8. | Der Bortrab des General Rüdiger beſetzt Groß: Warbein ohne Widerſtand zu finden 

9. | Der nach Berlin gefandte Herr v. Biegeleben — früher Unterflaates Gerretstt 
im Reichsminiſterium ber auswärtigen Angelegenheiten, theilt dem k. preußiſcha 
Cabinet folgende, auf eine proviforifche Centralgewalt bezügliche VBorfchläge ver⸗ 
traulich mit. 

1. Oeſterreich und Preußen verabreven ein Interim, und legen baffelbe ven übrize 
Megierungen tor, durch welches die Gentralgewalt für den deutfchen Bund ben genamtn 
beiden Mächten bid zum 26. Mai 1850 anvertraut wird, fofern fie nicht früher an dw 
definitive Gewalt übergehen Eann. 

2. Der Zweck des Interims ift die Erhaltung des deutfchen Bundes, ald du 
unauflöslichen Vereins fänmtlicher deutfcher Staaten, und als einer nach aufien in pl 
tifcher Einheit verbundenen Gejammtmacht, die Bewahrung der Innern und Auf 
Eicherheit Deutſchlands, des Friedens unter den Bundesgliedern und der Unverlepbarkrt 
ihrer im Bunde begriffenen Bejißungen. 

3. Während des Interims bleibt die Errichtung des Verfaſſungswerkes für Druide 
land der freien Vereinbarung ber einzelnen Staaten überlafien. Daſſelbe gilt non M 
nach Art. VI. der Bundes-Akte dem Plenum der Bundes⸗Verſammlung zugeridemen 


Angelegenheiten. 
4. Wenn bei Ablauf des Interims eine definitive Verfaffung für Deutſchland mi 
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nicht die Zuflimmung aller Bundesglieder erlangt haben follte, fo tritt vie Geſammtheit 
der Bundesglieder durch Bevollmächtigte in Frankfurt zufammen, um das zum Abfchluffe 
des Verfaſſungswerkes alddann Erforberliche zu befchließen. 

5. Die feither non der proviſoriſchen Gentralgewalt geleiteten gemeinjamen Angeles 
genheiten, inſoweit biefelben nach Maßgabe der Bundesgeſetze innerhalb ver Competenz 
ded engeren Mathes der Bundes⸗Verſammlung gelegen waren, werden während tes Ine 
terims einer Reichs⸗Commiſſion, unter Defterreichd Vorfig übertragen, zu welcher Oefterreich 
und Preußen je zivei Mitglieder ernennen, und melche ihren Sig in Frankfurt nimmt. 

6. Die Reichs⸗Commiſſion führt die Gefchäfte jelbitjtändig, unter Verantwortlichkeit 
gegen ihre Vollmachtgeber. Im Falle der Stimmengleichkeit erfolgt vie Entſcheidung 
durch Verſtaͤndigung zmifchen den Regierungen ton Defterreich und Preußen, melde 
erforderlichen Falles einen fchiensrichterlichen Ausſpruch veranlaffen werden. Mit Zu» 
flimmung fämmtlicher Bundeögliever kann eine vermittelnde Ihätigkeit der Reichs-⸗Com⸗ 
miſſion in der Verfaffungd- Angelegenheit eintreten. Die Gefchäfte ver ſeitherigen verant⸗ 
wortlihen Reichs⸗Miniſterien gehen an Abtheilungen über, in deren obere Leitung bie 
Mitglieder der Reichs⸗Commiſſion fich theilen. 

7. Sobald die Zuftimmung der Regierungen zu diefem Vorſchlage erfolgt ift, legt 
der Reichsverweſer die ihm übertragenen Nechte und Pflichten des Buntes, ald ein für 
bie Sefammtheit der Nation zu bewahrendes Gut, in die Hände ©. M. des Kaifers 
von Defterreih und ©. M. des Königs von Preußen nieder. 

Derfelbe modificirt demnaͤchſt obige Vorfchläge dahin. 

$. 1. Die deutſchen Bundes» Megierungen, in ver Erwägung, daß das Wohl 
Deutſchlands eine alljeitig anerfannte Leitung ver gemeinfamen Angelegenheiten erforvert, 
daß aber unter den gegenwärtigen Verhältnifien ein befinitives Central⸗Organ nicht be= 
gründet werden kann, — haben in Einverflänpniffe mit S. K. H. dem Erzherzoge Neichs⸗ 
vertvefer ein Interim verabrevet, durch welches die Gentralgetvalt für Deutfchland in dem 
nachftehend bezeichneten Umfange S. M. dem Kaifer von Oeflerreih und S. M. dem 
Könige von Preußen bis zum 26. Mai 1850 anvertraut wird, fofern diefelbe nicht früher 
an eine definitive Gewalt übergehen Fann. 

6. 2. Der Zwei des Interims ift vie Erhaltung des deutfchen Buntes, als eines 
wmmnauflöslichen Vereins fämmtlicher deutſcher Staaten, und ald einer nach außen in poli= 
tifcher Einheit verbundenen Geſammtmacht, vie Bemahrung der inneren und äußeren 
Sicherheit Deutfchlands, des Friedens unter ben Bundesgliedern und der Unverletzbarkeit 
ihrer im Bunde begriffenen Befigungen. 

6. 3. Während des Interimd bleibt die deutſche Verfaffungs= Angelegenheit ber 
freien Vereinbarung der einzelnen Staaten überlaffen. Daſſelbe gilt von den, nach Art. 
VI. der Bundes Akte dem Plenum der Bunded-Berfammlung zugewiefenen Gegenftänden. 

$. A. Die feither von ber proviforifchen Gentralgetvalt geleiteten Angelegenheiten, 
infoweit biefelben nach Maßgabe ver Bundesgeſetze innerhalb der Competenz des engeren 
Mathes der Bundes⸗Verſammlung gelegen waren, werden mährend bes Interims einer 
Reichs⸗Commiſſion unter dem Vorfige Oefterreich8 übertragen, zu welcher Oeſterreich 
und Preußen je zwel Mitglieder ernennen, und welche ihren Sig zu Branffurt nimmt. 

6.5. Die Reichs⸗Commiſſion führt die Gefchäfte felbfiftändig, unter Verantwort⸗ 
lichkeit gegen ihre Vollmachtgeber. Im Kalle der Stimmengleichheit erfolgt die Entſchei⸗ 
dung durch Verflännigung zwifchen den Negierungen von Oeſterreich und Preußen, welche 
erforverlichen Falles einen fchiebörichterlichen Ausſpruch veranlaffen werden. Die Geſchaͤfte 
ver jeigen verantwortlichen Meichs- Minifterien gehen an Abthellungen über, in deren 
obere Leitung die Mitglieder der Reichs⸗Commiſſion fich thellen. Die Bundes⸗Regie⸗ 
zungen werben ſich bei der Reichs-Commiſſion durch Bevollmaͤchtigte vertreten laſſen. 

F. 6. Wenn bei Ablauf des Interims die definitive Conſtituirung Deutſchlands 
noch nicht mit Zuſtimmung aller Bundesglieder zu Stande gekommen ſein ſollte, ſo tritt 


10. 
11. 
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| pie Gefammtheit der Bundesglieder durch Vevollmächtigte in Frankfurt zufammen, um 

| das zum Abjchluffe des Verfaffungswerkes alsdann Erforderliche vorzukehren. 

| Eobald die Zuflimmung der Negierungen zu dieſem Borfchlage erfolgt ift, erflät 

| der Reichövermefer feinen Nücktritt, und legt die ihm übertragenen Hechte und Pflichten 
des Bundes, ald ein für die Gefammtheit der Nation zu bewahrendes Gut, in die Haͤnde 

| S. M. des Kaiſers von Oeſterreich und S. M. des Königs von Preußen nieder. 


| Entlaffung. 

- Pöbel-Exceffe zu Flensburg gegen bänifche Offiziere. 

Schlacht von Temesvar. Die von Dembindfi geführten Infurgenten werden ji 

| fchen diefer Feftung und Kis Becskerek durch Feldzeugmeiſter Haynau über 

wältigt, gerathen in größte Verwirrung, und büßen mehrere taufenb Gefen⸗ 
gene ein. 

S. H. der Herzog von Braunfchweig tritt dem berliner Bündniſſe bei. 

| Bollziehung der Ratificationd-Urfunde über den Beitritt S. H. des Herzogs um 

| Sachſen Coburg-Gotha zu dem berliner Bündniffe. (6. 26. Juli, 8. Yugef) 

: Gefecht unweit Arad. Der Vortrab Görgeys, welcher von dieſem Punkte ge 

| gen Temesvar rüden will, wirb von einer öfterreichifchen Abtheilung unter 
F. M. L. Graf Schlick zurüdgemworfen. 

Eine öſterreichiſche Abtheilung erobert Stuhlweißenburg. 

Die preußiſche zweite Kammer wählt mit 176 unter 272 Stimmen den einſtwali⸗ 

gen Cultus⸗Miniſter, Grafen Schwerin zu ihrem Praͤſidenten, ſodann mit 130 


unter 2068 Stimmen Herrn Simfon aus Königsberg zum erften Vicepräfbenten 
Lesterer hatte fogar Ausſicht auf das Präſidium, was wegen mehrfacher Grüne . 


‚ nicht eben befremben darf. Eher Tönnte es überrafhen, wenn fi ein Mom 
| mit dem zweiten Plage begnügt, welder in ber Paulslirche ben erflen einge 


nommen und den Vorzug genoffen hat, Daß unter feiner Leitung die Wahl dei 


| neuen Kaiferd der Deutfhen flattfand. Aber der Patriotismus! Und bier 


| 


Patriotismus läßt vielleicht auch Feine Erinnerungen an die abnorme Rolle auf : 


' fommen, bie Herr Simfon einft, ald Sendling des edlen Gagern, dem Min 
ſterium Brandenburg gegenüber durchzuführen verfucht hat. 
Botſchaft S. K. H. des Großherzogs von Medienburg- Strelig an die Etänke: 


| „Aus ber Uns von Unferem Landtags » Commiffarius vorgelegten Mittpeilmg | 


des Borftandes der Abgeorbneten-Berfammlung, wegen ber von dieſer Tepe 
; in ihrer Sigung vom 9. d. M. gefaßten Befchlüffe haben Wir erfehen, daß die 
Abgeordneten-Verſammlung fämmtliche mittelft Unferer Botſchaft vom 6. d. 9. 
|  proponirte Abänderungen zu dem in zweiter Lefung angenommenen 

eined Staatögrundgefegesd definitiv abgelehnt hat. Da nad dem Stande I 
Sache und ber Art und Weife, wie die Abgeordneten VBerfammfung dieſe, ſe⸗ 
wie überhaupt die von hier gemachten, auf die beſonderen Verhältniffe Lafer 
Landes bezüglichen Vorlagen, zum Theil ohne nähere Berathung grunbfänid 
abgelehnt hat, bie Hoffnung auf eine Verftändigung mit der gegenwaͤrtige 
Al.» Berfammling aufgegeben werden muß, fo fehen Wir Uns fomit ou? 
Stande, die Verhandlungen Behufs der Vereinbarung einer Verfaſſung mit D 





31. Auguft. 11. 6 





1. 


fer zu ſolchem Zwecke erwählten Abgeordneten⸗Verſammlung weiter fortzus 
fegen. So wie Wir Uns die weitere Erwägung und Beſchlußnahme über 
bie ferner geeigneten Schritte zu der, in Mebereinftimmung mit Unferer Ritter 
und Landfchaft befchloffenen Herbeiführung einer Verfaffung nach dem Nepräs 
ſentativ⸗Syſteme, an bie Stelle der bisherigen Yandftändifchen vorbehalten, fo 
koͤnnen Wir Unfer fchmerzliches Bedauern darüber nicht zurüdhalten, daß in 
biefer Beziehung eine faft zehnmonatliche Verhandlung mit der Abgeorbnetens 
Berfammlung, obwohl Wir Unferer Seite ſowohl in dem berfelben gleich An⸗ 
fange vorgelegten Verfaffungs Entwurf, als in Unfern weitern Erflärungen, 
fo weit irgend möglih, bie Hand zur Vereinbarung geboten haben, erfolglos 
geblieben iſt.“ 


Die Stände-Berfammlung Braunſchweigs erklärt fi einverflanden mit dem Bei« 
tritt des Herzogthums zu dem berliner Bündniß. Grobe Ungezogenheiten ber 
Gallerie, 

Auflöfung der meininger Stände-Verfammlung. (S. A. Auguft.) 

Gefecht bei Lippa. Görgey hat eine Brüde über die Maros fchlagen laſſen, um 
ber Hauptarmee nach Lugos folgen zu können, wird aber von ben Deflerreichern 
auf das rechte Flußufer zurückgeworfen. 

Koffuth überträgt dem General Görgey die Dictatur, und verſchwindet von ber 
Bühne. Letzterer richtet fofort ein Echreiben an ben ruffifhen General Nü« 
biger (deffen Truppen bamals bei Simand und Kis Jenoe fanden), um feine 
Unterwerfung anzubieten. Diefes in mehrfacher Hinficht merkwürdige Schreiben 
lautet: 

„Herr General! Sie kennen gewiß die traurige Gefchichte meines Vaterlandes. Ich 
verſchone Sie demnach mit einer ermübenden Wiederholung aller jener auf eine unheim⸗ 
liche Weife zufammenhängenven Begebenheiten, welche uns immer tiefer in ven Verzweif⸗ 
lungs⸗Kampf, erft um unfere legitimen Breiheiten, dann um unfere Eriftenz verwicdelten. 
Der befiere und, ich darf es behaupten, auch ber größere Theil der Nation hat dieſen 
Kampf nicht Teichtfinnig gejucht, wohl aber mit Hülfe vieler Ehrenmänner, welche zwar 
nicht ber Nation angehören, durch ihre Verhältniffe zu verfelben jedoch mit darein gezo⸗ 
gen wurben, ehrlich, ſtandhaft und fiegreich beftanven. Da gebot es tie Bolitif Europa's, 
dag Se. Majeftät ver Kaifer von Rußland mit Defterreich fich verbinde, um und zu 
befiegen, und den ferneren Kampf für Ungarns Verfaſſung unmöglich zu machen. Es 
geſchah! Diele ver echten, wahren Patrloten Ungarns hatten dies voraußgefchen und 
auch warnend vorausgeiagt. Die Gefchichte unferer Tage wird es einft enthüllen, mas 
die Majorität der prociforifchen Megierung Ungarns dazu bewog, ihr Ohr vor jenen 
warnenden Stimmen zu verfchließen. Tiefe pronijorifche Regierung ift nicht mehr. Die 
hoͤchſte Gefahr Hatte fie am fchmächften gefunden. Ich, der Mann ver That, aber nicht 
ber vergeblichen, erfannte ein fernered Blutvergießen ald unnütz, ald unheilbringend für 
Ungarn, wie ich dies bereitd im Beginne der ruffifchen Interwention erkannte, ich habe 
heute die proviforiiche Negierung aufgefordert, unbedingt abzubanfen, weil ihr Fortbeſte⸗ 
ben die Zufunft des Vaterlandes nur von Tag zu Tag trüber, bedauernswerther geſtal⸗ 
ten tönne. Die proviforifche Regierung erkannte dies und dankte freiwillig ab, vie höchfte 
Bewalt in meine Hände nieberlegend. ch benutze dieſen Umſtand nach meiner beften 
Neberzeugung, um Menfchenblut zu fehonen, um meine friedlichen Mitbürger, welche ich 
fermer zu vertheidigen zu ſchwach bin, wenigſtens von dem Elende bed Krieges zu befreien, 
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indem ich unbedingt die Waffen ſtrecke, und baburch vielleicht den Impuls gebe, daß bie 
Führer aller von mir getrennten Abtheilungen der ungariichen Streitmacht, gleich mir 
erfennend, daß Died gegenwärtig für Ungarn das Beſte ſei, in kurzem das Gleiche than. 
Ich vertraue Hierbei auf die vielgerühmte Großmuth Sr. Majeftät des Czars, daß er fo 
viele meiner braven Kameraden, welche durch die Macht der Berbältniffe, als früher 
öfterreichifche Offiziere in dieſen unglücklichen Kampf gegen Oefterreich verwickelt wurten, 
nicht einem traurigen ungewilfen Schidfale, und die tiefgebeugten Völker Ungarns, welche 
auf Seine Gerechtigfeitäliebe bauen, nicht wehrlos ver blinden Rachewuih ihrer Feinde 
Preis geben werde. Es dürfte ja vielleicht genügen, wenn ich allein ald Dpfer fa! 
Diefen Brief adrefjire ich an Sie, Herr General, weil Sie e8 waren, ber mir zuerf 
Beweiſe jener Achtung gab, welche mein Vertrauen gewannen. Beeilen Sie fih, wem 
"Sie fernerem unnützen Blutvergießen Einhalt thun wollen, den traurigen Alt der Ba 
fenftreefung in der Fürzeften Zeit, jeboch der Art möglich zu machen, daß er nur ve 
den Truppen Sr. Majeftät des Kaiferd von Rußland flattfinde, denn ich erfläre feierlih, 
lieber mein ganzes Corps in einer verzweifelten Schlacht gegen welche immer für eine 
Uebermacht vernichten zu laſſen, ald die Waffen vor öfterreichifhen Truppen unberingt 
zu ſtrecken. Ich marfchire morgen, den 12. Auguft, nach Billagos, übermorgen, mr 
l3ten, nad) Boros Jenoe, den lAten nach Beel, welches ich Ihnen aus dem Grunde mie 
teile, damit Sie ſich mit Ihrer Macht zwifchen vie öfterreichifchen unb meine eigenem 
Truppen ziehen, um mich einzufchließen und von jenen zu trennen. Sollte biefed Re 
növer nicht gelingen, und bie öfterreichifchen Truppen mir auf dem Buße folgen, fo werke 
ich ihre Angriffe entſchieden zurückweiſen und mich gegen Großwardein ziehen, um af 
dieſem Wege die Kaiferlih ruſſiſche Armee zu erreichen, vor welcher allein meine Try 
pen fich bereit erklärten, die Waffen freiwillig abzulegen. Ic erwarte Ihre geehrte Ink 
wort in der Fürzeften Zeit, und fchließe mit ver Verficherung meiner unbegrenzten Hoch⸗ 
achtung. Alt⸗Arad, am 11. Auguft 1849, neun Uhr Abends.“ 


Vollziehung der Ratificationd-Urfunde über den Beitritt S. H. bed Herzogs von 
Braunfhweig zu dem berliner Bündniße. (S. 10. und 11. Augufl) 

Reibungen zwifchen öfterreichifchen und preußifchen Solbaten der mainzer Garnifon. 
(S. 5. Auguft) 

Gefecht bei Mühlenbach in Siebenbürgen, und Entjag von Karlöburg. Die Je 
furgenten werden vom General Lübers mit Verluſt von 1500 Gefangenen md 
10 Geſchützen über den Haufen geworfen. 

Die preußifche erfte Kammer befchließt: 1) bie Organifation und Reorganifatis 
ber Bürgerwehr ift im ganzen Umfange der Monardie fo lange zu fihim, 
bis das Geſetz vom 17. October v. 3. auf Grund ber revidirten Berl 
fung und nad) Emanation der neuen Gemeinde-Drdnung, einer Revifion unit: 
worfen ift. 2) Die ſchon errichtete Bürgerwehr iſt bie dahin außer Dit⸗ 
feit zu fegen. 3) Die zur Ausrüftung ber Bürgerwehren vom Gtaate vorab 
reichten Waffen Fehren in den Befig und Gewahrfam bes Staates zuräd*). - 
Im Laufe ber Discuſſion, bei welcher die unglücfelige Truppe nur wenig Ber 
theidiger fand, hält es ber einfimalige Minifter Gierfe für Pflicht: „ein Je 
ftitut, welches von DBielen im Volke noch als eine letzte der Garantien I 
Bolfsmündigfeit und VBolföfelbfiftändigfeit angefehen wirb, nicht fhweigend M 
Grabe tragen zu laſſen.“ 


*) Epäter in der Redaction etwas verändert, 
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8. | Der Präfldent ber preußifchen zweiten Kammer, Graf Schwerin: Bevor wir 
zu unferer Tageöorbnung übergeben, erlauben Sie mir, einen Gegenftand zu 
erledigen, in Beziehung auf den ich auf Ihre Zuftimmung glaube rechnen zu 
bürfen. Die vorige zweite Kammer hat, als fie die Adreffe auf die Thron 
rede erließ, es freudig anerkannt, dag Preußens Heer in ben Tagen des Kam⸗ 
pfes feinen Kriegsruhm, in fehwereren Prüfungen feine Treue bewährt. In⸗ 
zwifchen find neue große Anforderungen an die Armee gemacht worden, neue 
Prüfungen der Tapferfeit, neue Prüfungen ver Treue; fie hat auch biefe Prü- 
fungen glänzend beftanden! Der König rief das Volk zu den Waffen, und 
freudig und willig eilte der Bürger vom Pflug, vom Webftuhl und vom Schreib⸗ 
tisch zu den Fahnen, und gefellte fi den jüngern Söhnen bes Vaterlandes zu; 
Landwehr und Linie haben gemetteifert in ber Tapferkeit im Kampfe, und in 
der Disciplin und Sitte nach dem Kampfe. Ueberall, wohin unfere Truppen ge- 
Eommen find, haben fie dem preußifhen Namen Ehre gebracht. Ein ausge⸗ 
zeichnetes Offizier» Corps ift überall den Truppen mit dem Beifpiele des Mu- 
thes und der Hingebung für die Sache bes Baterlandes vorangegangen. Das 
Heer hat dafür den Danf und die Anerkennung des Könige, den Danf und 
die Anerkennung feines fürftlichen Führers, ben Danf und die Anerkennung auch 
der erfien Kammer ber Bolfövertretung erhalten, und ich zmweifle nicht, Daß auch 
bie zweite Kammer ber Volfövertretung den Wunfch haben wird, biefen Danf 
und Anerkennung auszufprechen. Inſofern ich darin nicht irre, bitte ich Sie, 
dies durch das Zeichen des Aufftebens zu erfennen zu geben. 

(Die Berfammlung erhebt fih mit Tautem „Hoch!“) 

3. | Verordnung ©. K. H. des Großherzogs von Baden: „In Anbetracht daß Die 
Reorganifation Meines, durch Meine Entfchliegung vom 14. Juli d. 3. aufs 
gelöften Armee- Corps nur nad) und nach wird flattfinden Fönnen, und daß ſo⸗ 
mit der größte Theil der Offiziere und Kriege-Beamten längere Zeit ohne Vers 
wendung bleiben wird; in Anbetracht ferner, daß die Ausgaben des Staates 
überall infoweit befchränft werden müſſen, ale der Dienft und mwohlerworbene 
Rechte es nur immer zulaffen, fehe Ich Mich nach Anhörung Meines Staats⸗ 
Minifteriums veranlaßt, zu verorbnen, wie folgt: 1) Sämmtlihe Offiziere 
und Kriege-Beamte mit Offiziergrang Meines aufgelöften Armee-Eorps werben 
einfiweilen bis auf Weiteres in Ruheſtand verfegt. 2) Bon diefer Maßregel 
bleiben nur diejenigen Offiziere und Kriegebeamte unberührt, welche derzeit ſchon für 
ben Dienft unentbehrlich find, und deshalb nad Meinem Befehl vom Heutigen 
in Dienftthätigfeit belaffen werden. 3) Denjenigen Offizieren und Striege-Be- 
amien, welche wegen noch nicht zurüdgelegten fünften Dienftiahres keinen ge⸗ 
feglihen Anſpruch auf Anweifung eines Ruhegehaltes haben, wird nad Art. 10 
des Geſetzes vom 28. December 1831 ein entfprechender Gnadengehalt ange- 
wiefen werben. A) Der vor der Zurubefegung innegehabte Dienftrang bleibt 
fämmtlichen Offizieren und Kriegss Beamten für den Fall der Wiederanftellung 
bei der Reorganifation bes ArmeesCorps vorbehalten,’ 
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13. Der Landtag des Herzogthums Sachien» Altenburg ſpricht fih für den Anflug 


beffelben an das berliner Bündniß aus, 


13. Grobe Pöhel-Erceffe gegen ein aus Jütland zurüdfehrendes preußifches Bataillon 


| 
| 


— — — — — —— — — — *—3 ..- 


in Hamburg, wo augenblidfich die norddeutſche Demokratie ihr Hauptquartier 
aufgefchlagen zu haben ſcheint. Als authentifch muß wohl gelten, was ber press 
ßiſche Krieges Minifter darüber der erften Kammer in ihrer Sigung vom 17ten 
mitgetheitt hat. „Nachdem das Bataillon (2te des Idten Inf. Regie) gegen 
64 Uhr Abende auf der Eiſenbahn von Rendsburg in Altona angekommen 
war, marfchirte daflelbe gefchloffen nach dem ihm beftimmien Allarmplage an 
der Hauptwache ab. Obgleich auf dem Bahnhofe viele Menfchen verfammelt 
waren, fo trat doch Feine Störung ein; allmälig aber vermehrte fih die Men 
ſchenmaſſe, wuchs immer mehr an, ald das Bataillon in Hamburg einrüdt, 
und das Pfeifen und Toben des Pöbeld nahm überhand. Inſulten gegen 
Einzelne des Bataillond waren bis dahin noch nicht vorgeflommen, als aber 
daffelbe am Thore, an ber Dffizierwache auf dem Zeughaus Marfte angelangt 
war, wurde jenes veriperrt und die Mafle ftellte fich vor daſſelbe. Während 
das Bataillon vor dem Thore hielt, wurden bie Offiziere, namentlich ber Coms 
mandeur und deſſen Adjutant, an der Spige des Bataillond mit Koth bewor⸗ 
fen, worauf der Plag mit dem Bajonet gefäubert wurbe. Gleichzeitig hatte 
die Wache am Thor baffelbe geöffnet, und das Bataillon Fonnte feinen Marſch 
bis auf den Allarmplag weiter fortfegen. Hier machte daffelbe Halt, um bie 
Antwort des Senats abzuwarten: ob er für bie Ruhe der Stadt einſtehen 
wolle, und mie er biefen Auflauf zu dämpfen beabfihtige. Im Berlauf bieler 
Zeit wurden Einzelne des Bataillond von neuem infultirt. 

Nach ungeführ einer Biertelftunde erfchienen Bürger und Senatsmitglieber, 
bie ten Auflauf als durchaus unbedeutend anfahen, und das Bataillon länge 
ber Promenade nad) der Neitbahn führen Liegen, um dieſe als Allarmplag ja 
beziehen. Auf dem Wege dahin famen die gröbften Infulten vor; es wurde 


mit großen Steinen geworfen, 10 Soldaten, unter welden ber Rechnungsfüßh⸗ 


rer Feldwebel Stroßer und der Feldwebel Obede, wurden mehr oder mine 
verwundet, fo bag die Seitenpatrouilfen und namentlich die Urrieregarbe, welche 
hinter ben Wagen bes Bataillons marfchirte, von der Schußwaffe Gechrunf 
machen mußten, und fih genöthigt fahen, 5— 6 Patronen gegen die anbringen 
Maſſe abzufeuern, nachdem ſolches von Seiten der Letzteren zuerſt gefchchen 
und badurh ein Dann der 8. Compagnie im Munde verwundet worden mar. 

Bald nah der Ankunft des Pataillons im Alfarmhaufe befeßte bie ham 
burger Cavalerie die Straße an demfelben, das Volk jedoch blieb in der Näk 
ftehen und tobte weiter, warf auch in ber erften Zeit noch einige Steine mad 
ben Truppen und ſchoß nach der Gavalerie, meiftentheils blind. In der Rik 
ber Reitbahn, auf die Promenade zu, hatte man eine Barricabe erbaut ud 
biefe beſetzt. Als am Morgen gegen A Uhr die hamburger Infanterie ge 
gen dieſelbe marfchirte, verließ fie die Befagung, welche zum Theil auch am 
Dürgerwehrmännern beftand, ohne Vertheidigung. 
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Der Regiments⸗Commandeur, Oberfi-Lieutenant Freidank, fügt diefem Bes 
siht Hinzu: daß der ganze Tumult zwar als ein vorbereiteter erfchien, aber 
nicht fo lange gebauert haben würde, wenn man benjelben gleich anfangs zu 
feuern verfucht hätte; auch fpäter fei dies unzureichend durch Cavalerie erfolgt, 
und erfi am lAten Morgens, als der Unfug nur etwa noch von 100 Menfchen 
fortgefegt wurde, warb das hamburger Infanterie-Bataillon verwendet. 

Bon der Cavalerie wurde ein Dann erfchollen, einer burch einen Schuß, 
ein anderer durch einen Bajonetflich ſchwer, und eine Zahl von etwa 20 Pfer⸗ 
den verwundet. 

Nach der Ankunft im Allarmyauſe hat das preußiſche Bataillon ſich, ohne 
an Thaͤtlichkeiten Theil zu nehmen, nur bereit gehalten, einen erneuerten An⸗ 
griff zurückzuweiſen. 

Auf die am laten früh auf telegraphiſchem Wege hierher gelangte Mel⸗ 
bung von diefen Vorfällen, wurde fofort verfügt, daß: 1) das zweite Batail- 
Ion in Hamburg verbleiben, bie beiden nachfommenden befielben Regiments 
aber in Altona oder auf dem hamburger Gebiet untergebracht werben follten, 
um jede weitere Berunglimpfung des erfteren zu verhüten, und die übrigen 
preußifchen Truppen abzuwarten; 2) ber General=Lieutenant von Prittwig 
oder der nächſt anweſende General in Bereinigung mit dem preußifchen Ges 
ſchaͤftsträger, welcher unverzüglih bie nöthigen Inftructionen erhalten würbe, 
zur Herbeiführung einer eclatanten Genugthuung für die erfahrenen Snfulten 
fofort einzufchreiten habe. 

In Folge deſſen iſt am 14ten Abende 6 Uhr das Füftlier - Bataillon bes 
15. SImfanterie- Regiments, wenngleih aus den Häufern durch Geſchrei und 
Dfeifen verhöhnt, doch ohne thätlich infultirt worden zu fein, in Hamburg eins 
gerüdt und in ber Nähe bes 2. Bataillond einquartiert, dad 1. Bataillon dies 
fes Regiments dagegen nad) Altona gelegt, und bie Ruhe in ber erfteren Stadt 
nicht weiter geftört worben. 

Im Laufe des heutigen Tages werben fih bie preußifchen Streitfräfte in 
Hamburg auf 7 Bataillond, eine zwölfpfündige Batterie und einen Rafetenzug 
verftärfen, drei preußifche Bataillond aber in der Umgegend cantoniren. Das 
8. preußifhe Hufaren- Regiment nebft einer reitenden Batterie wirb in ben 
nächſten Tagen bafelbft eintreffen. 

Endlih Habe ich noch anzuführen, baß bereits vorgeftern bem Herrn Mi- 
nifter= Präfidenten burdy den Syndicus Dr. Banks, ein im Namen des Senats 
ber freien Stadt Hamburg dem Letzteren zugegangenes Schreiben übergeben 
worben ift, in welchem ber tieffte Schmerz über bie flattgehabten Vorfälle aus- 
gebrüdt, bie deshalb bereits eingeleitete Unterfuchung erwähnt, die Beſtrafung 
ber Schuldigen zugefihert, inöbefondere aber mit Iebhaftem Danfe der mu- 
fterhaften Disciplin und Mäßigung des 2. Bataillond des 15. Infanterie» Re- 
giments gedacht wird, welches, wie es wörtlich heißt, während ber ganzen Nacht 
zum IAten von ber tobenden Menge umgeben, in der Reitbahn ausharrte, 
aller Provocation ungeachtet, jede Thätlichfeit vermied, nicht einen einzigen Schuß 
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dann in Negelmäßigfeit und Drbnung gehalten werben Tann, wenn Ew. Königl. 
Hoheit an feftgefeßten Tagen und Stunden ben Sigungen bes Staate-Minikes 
riums zu präfibiren geruhen, — fofern nicht Eilfälle ober die Menge der Ar 
beiten eine Vermehrung ber Sitzungen erheifht, — das werden Ew. Koͤnigl. 
Hoheit eben fo fehr erfannt haben, als bie Nothwendigkeit, während folder 
Sigungen die Minifigrial-Borftände außer Zweifel über die wirklich gefaßten 
Beichlüffe zu fegen. Können Ew. Königl. Hoheit Ihr Einverflänbnig mit dem 
Inhalte dieſes allerunterthänigften Berichte zu erfennen geben, fo wollen wir 
allergnädigfte Ernennungs-Refcripte allerunterthänigfi entgegennehmen.” (6. 
14. Auguft.) 


16. | Befanntmadung des Senats von Hamburg: „Die nicht genug zu beffagenben 


16. 


Borfälle vom 13ten d. M. haben bie Folge gehabt, daß das bereits hier be⸗ 
findliche konigl. preußiſche Militair binnen Kurzem noch vermehrt werben wirt. 
Da dieſe Maßregel fih für jetzt nicht abwenden Taßt, fo wird es nothwendigz, 
die Truppen in ber Stadt, den Borfläbten und auf dem Landgebiete bei ben 
einzelnen Bürgern und Einwohnern einzuquartieren. Auf beſondere Requifition 
ber betreffenden Militair-Chefs wirb die Einquartierung ſich in einem bekimms 
ten Theil der Stabt roncentriren. Ueber die Ausgleichung biefer Einguarties 


rungslaſt werben weitere Beftimmungen vorbehalten. Ein Hochebler Rath bringt 


dies hiermit zur allgemeinen Wiffenfchaft, und zeigt zugleich an, daß bie burd 
ben Rath- und Bürger-Schlug vom 16. April d. J. angeorbnete Central⸗Con⸗ 
miffion beauftragt worden ift, fich mit den Fönigl. preußiſchen Militair⸗Behoͤr⸗ 
ben binfichtlich der Ausführung in Vernehmen zu fegen, und bas weiter Erfer⸗ 
derliche befannt zu machen.’ 


S. M. der Kaifer von Rußland verleiht dem Oberbefehlshaber der öſterreichiſchen 


Armee in Ungarn, Feldzeugmeifter v. Haynau ben St. Andreas⸗Orden in 
Diamanten, dem F. M. L. Grafen Schlid den Alerander Newsky⸗Orden. 


16. | Feldzeugmeiſter Jellachich trifft in Ui Pecs, unweit Temesvar ein. 
17. | Die preußifche erfte Kammer erörtert Camphauſens Antrag: den Artifel 111 de 


Berfaffung vom 5. December 1848 auf diejenige Berfaffung anzuwenden, welht 
aus den Berathungen des durch die Regierung unterm 28. Mai eingeleiteir 
Neichstages, und aus den Verhandlungen befielben mit ben beutfchen Regiens 
gen hervorgehen wird. Da ber Minifter ber auswärtigen Angelegenheiten ver 
fihert, daß die auf das berliner Bündnig u. f. m. bezüglichen Aftenftüde bie 
nen ſpäteſtens acht Tagen vorgelegt werben follen, fo befchließt die Kammer, 
die Angelegenheit bis zum 25ften zu vertagen. Obgleich nicht in Allem mi 
dem Antragfteller unbedingt einverftanden, glauben wir feine Rebe doch für eis 
bedeutendes parlamentarifches Ereignig erflären, unb ihrem Wortlaute nad 
mittheilen zu bürfen. 

„Meine Herren! Der Commifjiond-Vericht, den Sie fo eben vernommen haft, 
tritt dem Antrage bei, den ich, unterftüßt bon vielen Mitgfievern dieſes Haufe, an Eit 
gerichtet habe. Ich werde demſelben einige Entwickelungen folgen Iaffen, und da im 
Berlaufe derſelben nie Anflände, die von dem Herrn Vorredner erhoben worden fd, 
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zum größeren Theile ihre Erledigung finden werden, fo will ih aus feinem Vortrage 
nur eine Aeußerung hervorheben, die eine Wiberlegung zu erfordern fcheint; es ift bie 
Aeußerung, daß der Ihnen vorgeichlagene Beſchluß Keinen großen Werth habe, meil er 
fpäter zurückgenommen werben könne. Dies iſt nicht der Kal. Wenn ver Befchluß, den 
Sie Heute fallen, von ver Regierung angenommen oder in eine Form gebracht wird, 
wodurch eine Acceptation der Negierung vorliegt, fo fteht es fpäter nicht in Ihrer Macht 
ihn zurüdzunehmen, weil dazu vie Regierung ihre Cinwilligung ertheilen müßte. Die 
Negierung wird auf Grundlage deſſelben zu weiteren Handlungen tollfommen berechtigt 
fein, und eine Zurüdnahme des Beichluffed würde nur mit ihrer Zuftimmung erfolgen 
tönnen. Ich ſtimme dem Berichte darin bei, daß ein Eingehen auf den materiellen In⸗ 
Halt der von Preußen, Sannoser und Sachſen vorgelegten Verfaſſung für das Neich 
nicht empfehlenswerth ſei, dennoch glaube ich als Untragfteller auf die Beringungen, 
Entäußerungen und Laften überfichtlih hinweilen zu müffen, die durch Annahme dieſes 
Entwurfs dem preußifchen Staate auferlegt werden; wäre es auch nur, um zu befun« 
den, daß ich mir der folgenjchtweren Wichtigkeit des vorgefchlagenen Befchluffes vollkom⸗ 
men Klar bemußt hin. Der Entwurf befchränft in einem ungemeinen Grade die bißheri= 
gen Nechte, erftend des preußiſchen Monarchen, ziveitend des preußifchen Minifteriums 
und drittens der preußiichen Kammern. Der König verliert in Preußen bie Initiative 
für alle Zweige der Gejeßgebung, welche auf die Reichsgewalt übergehen, und fie mird 
ihm für das Reich, alſo für Preußen als Beſtandtheil des Reichs, nur unsollftändig, 
nämlich nur infofern übertragen, ald ihm bie erforberliche Stimmenzahl im Fürften-Col« 
feglum zutritt. Cr verliert das Veto, jowohl das abjolute wie Das ſuspenſive, weil er, 
wie bei der Gefehgebungs-Initiatise, Durch Stimmenmehrheit genöthigt werben Tann, 
einem Geſetze die Sanction zu veriveigern, das er als unabhängiger Monarch oder für 
Preußen fanetionirt haben würde, oder gegen ein Gefeß fein Veto einzulegen, welchem 
er ald unabhängiger Monarch oder für Preußen tie Sanction ertheilt haben wüͤrde. 
Der Wortlaut des $. 99 des Entiwurfd ſchien zwar dem Reichsvorſtande ein ſelbſtſtän 
diges Veto beizulegen, die ſpaͤter erichienene Denkſchrift bat jedoch erläutert, daß nur ein 
eollectives Veto durch das Collegium ver Fürften nemeint war, in welchem bie Grup⸗ 
pirung der deutfchen Staaten in einer für Preußen bevenklichen Art belicht worden ift. 
Der König verliert vie Repräfentation des preußifchen Staated nach außen, er darf fie 
als Reichsvorſtand nur für das Reich ausüben, und wird bei den auswärtigen Mäch- 
ten dasjenige Anfehen genießen, welches feinen reichöverfaffungsmäßigen Befugniffen ent» 
fpricht, wozu gehört, daß ver Neichönorftand zwar Herr über Krieg und Frieden bleibt, 
daß aber im Meiche die Mittel zum Kriege nicht durch Steuern, fondern nur burch 
Matrieularelimlagen oder durch Anleihen, wofür ein verpfändbares Einkommen nicht 
befteht, Heichafft werben können, während anbererfeits Feine Mittel vorhanden zu fein 
feinen, Anträge auf Geleberilligungen an den Meichötag gelangen zu laſſen, wenn 
nicht vorher das Fürften-Gollegium ſich damit einverftanden erklärt Hat. Der König 
übernimmt endlich ein Reich, deſſen Negierungsmafchine von 3 zu 3 Jahren vermöge 
Verweigerung des Budgets, durch ein Staatenhaus in Stoden gebracht werden Fann, 
in welchem Preußen nur ein Biertheil der Stimmen führt, während vie Beſeitigung 
wahrfcheinlicher Schwierigkeiten durch die Abänderung mangelhafter Beftimmungen ber 
Derfaffung an kaum bejiegbare Bormen geknüpft iſt. — Tas preußifche Minifterium 
perliert feine fchönften und hoͤchſten politiichen Aufgaben und Attributionen, namentlich 
diejenigen, welche fich mittelbar oder unmittelbar über Preußen hinaus auf Deutfchland 
und auf andere Staaten erftreden. Das Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten 
wird fich lediglich aufzuldfen haben. Die preußijchen Minifterien des Handels und der 
Finanzen werden ihrer ſorgen⸗ und ehrenvollſten Pflichten in Angelegenheiten des beuts 
ſchen Zollvereind zum größten Theile enthoben. 

In wie vielen anderen Punkten bie preußiſchen Minifterien die verfügenden Wei⸗ 
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16. 


dann in Negelmäßigfeit und Ordnung gehalten werden kann, wenn Ew. Koͤnigl. 


Hoheit an feftgefeßten Tagen und Stunden ben Situngen des Staate-Minifes 
riums zu präftbiren geruben, — fofern nicht Eilfälle ober die Dienge der Urs 
beiten eine Vermehrung der Sitzungen erheifcht, — das werben Ew. Königl. 
Hoheit eben fo fehr erfannt haben, als bie Nothwendigkeit, währenb folder 
Sitzungen die Minifterial-Borftände außer Zweifel über die wirklich gefaßten 
Beichlüffe zu fegen. Können Ew. Königl. Hoheit Ihe Einverſtändniß mit dem 
Inhalte dieſes allerunterthänigften Berichts zu erfennen geben, fo wollen wir 
allergnädigfte Ernennungs-Reſcripte allerunterthänigft entgegennehmen.” (6. 
14. Auguft.) 


Bekanntmachung des Senats von Hamburg: „Die nicht genug zu beflagenben 


Borfälle vom 13ten d. M. haben die Folge gehabt, daß das bereits hier be⸗ 
findliche königl. preußifche Dilitair binnen Kurzem noch vermehrt werben wird. 
Da diefe Maßregel fich für jest nicht abwenden Läßt, fo wird es nothwendig, 
die Truppen in ber Stadt, ben Borftäbten und auf dem Landgebiete bei den 
einzelnen Bürgern und Einwohnern einzuquartieren. Auf befondere Reguifitien 
ber betreffenden Militair-Chefs wird bie Einquartierung fih in einem beflimm. 
ten Theil der Stadt concentriren. Ueber bie Ausgleichung biefer Einguarties 


rungslaſt werben weitere Beftimmungen vorbehalten. Ein Hochedler Rath bringt 


dies hiermit zur allgemeinen Wiffenfhaft, und zeigt zugleih an, daß bie durqh 
den Rath- und Bürger-Schluß vom 16. April d. 3. angeordnete Central⸗Con⸗ 
miffton beauftragt worden ift, fich mit ben Tönigl. preußiſchen Militair⸗Behoͤr⸗ 
ben hinſichtlich der Ausführung in Vernehmen zu ſetzen, und das weiter Erfor⸗ 
derliche befannt zu machen.’ 


16.| S. M. der Kaifer von Rußland verleiht dem Oberbefehlshaber der öſterreichiſche 


Armee in Ungarn, Feldzeugmeiſter v. Haynau ben St. Andreas-Orben im 
Diamanten, dem F. M. %. Grafen Schlid den Alexander Newsky⸗Orden. 


16. | Feldzeugmeiſter Jellachich trifft in Ui Pecs, unweit Temesvar ein. 
17. | Die preußifche erſte Kammer erörtert Camphauſens Antrag: den Artifel 111 de 


Berfaflung vom 5. December 1848 auf diejenige Verfaffung anzuwenden, weldt 
aus den Berathungen des durch die Regierung unterm 28. Mai eingeleiteim 
Reichstages, und aus den Verhandlungen beffelben mit ben beutfchen Regie 
gen hervorgehen wird. Da ber Minifter der auswärtigen Angelegenheiten ver 
fihert, daß die auf das berliner Bündniß u. f. w. bezüglichen Aktenftüde bie 
nen fpäteftens acht Tagen vorgelegt werben follen, fo beichließt die Kamm, 
die Angelegenheit bis zum 25ften zu vertagen. Obgleich nicht in Allem mi 
dem Antragfteller unbedingt einverftanden, glauben wir feine Rebe body für ein 
bedeutendes parlamentarifched Ereigniß erflären, und ihrem Wortlaute mod 
mittheilen zu bürfen. 

„Meine Herren! Der Commifjiond-Bericht, den Sie fo eben vernommen haben, 
tritt dem Antrage bei, den ich, unterftüßt von vielen Mitgliedern dieſes Hauſes, an lt 
gerichtet Habe. Ich werde demſelben einige Entwickelungen folgen Iaffen, und m I 
Verlaufe derſelben die Anflände, die vom dem Herrn Vorredner erhoben worden fa 
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zum größeren Theile ihre Erledigung finden werden, fo will ich aus feinem Vortrage 
nur eine Aeußerung hervorheben, vie eine Wiperlegung zu erfordern fcheint; es ift die 
Aeußerung, daß der Ihnen vorgeichlagene Beſchluß feinen großen Werth habe, meil er 
fpäter zurüdigenommen werben könne. Dies ift nicht ver Fall. Wenn der Befchluß, den 
Sie Heute faffen, von der Megierung angenommen oder in eine Form gebracht wird, 
wodurch eine Acceptation der Megierung vorliegt, fo fleht es fpäter nicht in Ihrer Macht 
ihn zurüdzunehmen, weil dazu die Regierung ihre Einwilligung ertheilen müßte Die 
Negierung wird auf Grundlage deſſelben zu teiteren Handlungen vollkommen berechtigt 
fein, und eine Zurüdnahme des Beichluffes würde nur mit ihrer Zuftimmung erfolgen 
fönnen. Ich ſtimme dem Berichte darin bei, daß ein Eingehen auf den materiellen In⸗ 
Halt der von Preußen, Hannover und Sachfen vorgelegten Berfafjung für das Reich 
nicht empfehlenswerth jei, dennoch glaube ich als Antragfteller auf Die Beringungen, 
Entäußerungen und Laften überſichtlich hinweiſen zu müſſen, die durch Annahme viefes 
Entwurfd dem preußifchen Staate auferlegt werden; wäre es auch nur, um zu befun- 
den, daß ich mir ber folgenjchtveren Wichtigkeit des vorgefchlagenen Beſchluſſes vollkom⸗ 
men Far beruft bin. Der Entwurf befchränft in einem ungemeinen Grabe die bisheri⸗ 
gen Rechte, erftend des preußifcken Monarchen, zweitens des preußifchen Minifteriums 
und drittend der preußiichen Kammern. Der König verliert in Preußen die Initiative 
für alle Zweige der Geſetzgebung, welche auf die Reichsgewalt übergehen, und fie wird 
im für dad Reich, aljo für Preußen als Beſtandtheil des Reichs, nur unvollftändig, 
nämlich nur infofern übertragen, als ihm die erforberliche Stinnmenzabl im Fürften-Col« 
feglum zutritt. Er verliert das Veto, ſowohl das abfelute wie das fuspenfive, weil er, 
wie bei der Geſetzgebungs⸗Initiative, durch Stimmenmehrbeit genöthigt werten Tann, 
einem Gefebe die Sanction zu veriveigern, das er ald unabhängiger Monarch over für 
Preußen fanetionirt haben würde, oder gegen ein Geſetz fein Veto einzulegen, welchem 
er ald unabhängiger Monarch oder für Preugen Die Sanction ertheilt haben würde. 
Der Wortlaut des $. 99 des Entwurfs jchien zwar dem Reichsvorſtande ein jelbitftän 
biges Veto beizulegen, die fpäter erfchienene Denkſchrift hat jedoch erläutert, Daß nur ein 
eollertived Veto durch das Collegium der Fürſten gemeint war, in welchem bie Grup 
pirung der deutfchen Staaten in einer für Preußen bevenflichen Art beliebt worden ift. 
Der König verliert die Nepräjentation des preußifchen Staates nach außen, er darf fie 
als Reichsvorſtand nur für dad Reich ausüben, und wird bei ven austwärtigen Mäch- 
tm dasjenige Anſehen genießen, welches jeinen reichöverfaffungsmäßigen Befugniffen ent⸗ 
fpricht, wozu gehört, daß ver Reichsvorſtand zwar Herr über Krleg und Frieden bleibt, 
daß aber im Meiche die Mittel zum Kriege nicht durch Steuern, jondern nur burch 
Matricularelimlagen oder durch Anleihen, wofür ein verpfändbares Einkommen nicht 
beftebt, befchafft werden Eönnen, während andererſeits Feine Mittel vorhanden zu fein 
fcheinen, Anträge auf Geldbewilligungen an den Reichstag gelangen zu laflen, wenn 
nicht vorher Das Fürſten⸗Collegium fih damit einverftanden erklärt hat. Der König 
übernimmt endlich ein Neich, veilen Megierungsmafchine von 3 zu 3 Jahren vermoͤge 
Verweigerung des Budgets, durch ein Staatenhaus in Stoden gebracht werben kann, 
in welchem Preußen nur ein Biertheil der Stimmen führt, während die Bejeitigung 
wahrscheinlicher Schwierigkeiten durch die Abänderung mangelhafter Beftimmungen der 
DVerfaffung an kaum befiegbare Bormen geknüpft tft. — Das preußifche Minifterium 
perliert feine fchönften und höchften politifchen Aufgaben und Attributionen, namentlich 
diejenigen, toelche fich mittelbar ober unmittelbar über Preußen hinaus auf Deutjchland 
und auf andere Staaten erftreden. Das Minifterium ber auswärtigen Angelegenheiten 
wird fich lediglich aufzuldfen haben. Die preußijchen Minifterien des Handels und ber 
Finanzen werben ihrer forgen« und ehrenvollſten Plichten in Angelegenheiten des beuts 
ſchen Zollvereins zum größten Theile enthoben. 

In wie vielen anderen Punkten Die preußifchen Minifterim die verfügenven Wei⸗ 
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fungn vom Reiche zu empfangen haben werben, ergiebt ein flüchtiger Bli auf die Der» 
fafjung. Jedoch verdient bemerft zu werben, daß bie geänberte und geminderte Stellung 
der preußijchen Minifter auch auf den gefammten preußifchen Beamtenflanb zurüchrift, 
infofern er ſich bewußt wird, daß die ihm vorgefeßte hoͤchſte Behörde in vielen Faͤllen 
aufgehört bat, überbaupt die hoͤchſte Behörde zu fein, und daß er, bioher einem unab⸗ 
hängigen Staate angehörend, fortan dem Theile einer Staaten-Berbinbung angehört. 

Anı tiefften greift der Entwurf in die Mechte, in vie Eriſtenz der preußifchen Kam 
mern cin. Ihnen wird die entfcheidende Stimme, ſelbſt dad Recht der Berathung über 
Gegenſtände entzogen, die das eigentliche Leben und die eigentliche Bedeutung reprüfen 
tatiner Körper bilden. Die preußifchen Kammern follen Eeine oder nur eine einflußlofe 
Theilnahme ausüben auf die Gefeßgebung über Verfaſſung und Stärke von Lant- mb 
Seemacht, über die Schifffahrt auf gemeinfchaftlichen Flüſſen und zur See, über Gewerbe, 
Eijenbahnen, Landſtraßen, Bolt, Münze, Maß und Gewicht, über Banken und Papier⸗ 
geld, über Preſſe, Afjocintion und geiftiges Eigenthum, über Givil-, Handels⸗ und Straf⸗ 
recht und über dad Strafverfahren Sie follen feine Stimme haben über das Gantelk, 
Zolls und Schifffahrts-⸗Syſtem des Staates, über die Eingangs-Zölle, über wichtige 
Productiond-Steuern, wozu wahrjcheinlich die Steuer auf Salz, Vier, Wein, Braum⸗ 
wein und Iabad gehören werben, vor allen Dingen nicht über die auswärtige Politl 
des Staated. Selbit dad preußifche Staats⸗Budget wird in den wichtigften und bebeu 
ſamſten ‘Pofitionen der Ausgabe und Einnahme durch Beichlüffe der Reichsgewalt jAl- 
geftellt, melche der Kritif oder Abaͤnderung durch bie preußifchen Kammern entrückt ſud. 
In denjenigen repräfentativen Körpern aber, welche Tünftig für ‘Preußen bie jegt ber 
Kammern zuftehenden Rechte ausüben follen, wird Preußen nur in dem Volksharſ⸗ 
nach dem Verhaͤltniſſe feiner Bevoͤlkerung, in dem Staatenhaufe hingegen nach cin 
viel fchwächeren Verhältnifje vertreten fein. Aehnlichen Befchränkungen müſſen fi ale 
dings die Volfövertretungen in den anderen deutfchen Staaten ebenfall® unterwerfen, allein 
die Wirfung ift in manchen Bezichungen eine durchaus verſchiedene, felbft entgegengeicht. 
Der Schwerpunkt ver Molförertretung geht in ven Fleineren und mittleren Staaten, 
wie in Preußen, aud ben einzelnen repräjentativen Körpern in das Reichs⸗Parlanm 
über, aber die erfteren gewinnen dadurch erft den Zujammenhang mit einem größer 
Etaatöleben, und tie Wirkſamkeit in demfelben, deren die preußifchen Volksvertreter ſich 
bereits als eines Beſitzthums erfreuen. Wenn auch ein deutſcher Bundesſtaat nicht zu 
Stanve Fame, fo würden die preußifchen Kammern dennoch den entſcheidendſten Einſlij 
auf den politiichen Geift und die politifche Richtung des deutfchen Volkes ausüben, md 
beſonders auf dem Felde der ausmärtigen Politif eine Thätigkeit entwickeln dürfen, die 
ben mittleren und Fleinen beutfchen Staaten verfagt bliebe. Um noch Einiges im Al⸗ 
gemeinen über die Bedingungen und LKaften des Entirurfs zu bemerken, fo tritt die ſo 
eben binjichtlich der Wolfönertretung bezeichnete Verſchiedenheit durchgängig ein, ein 
natürliche Bolge ded Umſtandes, daß von den zufammentretenden Staaten Preußen u 
lein zu den europäifchen Mächten gehört. Meine Herrn! Im Leben ver Staaten # 
bie Stufe am fehwierigften zu erfteigen, welche ven wachſenden Staat zu Sig m 
Stimme im großen Rathe der Voͤlker⸗Familie führt. 

Für Die mittleren und kleineren Neiche Deutſchlands, für das politifche Leben md 
Bewußtſein ihrer Bevoͤlkerung ift e8 ein unermeßlicher Gewinn, daß fie durch ven Er 
tritt in den Bundesſtaat berechtigte Glieder einer einheitlichen Großmacht werden. Prer 
Ben hatte dieſe Stufe bereit erftiegen, als e8 im vorigen Jahrhunderte befahl, daß Mei 
Haus Witteldbah nicht aufhören folle, in Deutjchland zu regieren. 

In diefer Beziehung haben die Bunbesgenofien uns Feine Gegenſeitigkeit anzubirn, 
fie verlangen vielmehr, daß wir, bie wir ein Ganzes find, durch ben Zutritt der Thal 
eined Ganzen werben ſollen. Sodann gefellt der große Staat eine eoncentrirte Krafl 
zu einer zerfplitterten. Der Schuß, den fich die Staaten des Bundes zu leiſten haben, 
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fol ein gegenfeltiger fein, allein wie es ſich im concreten Falle mit viefer Gegenfeitigfeit 
verhält, davon gaben die legten Monate ein Beifpiel. Preußen hatte Bewegungen im 
Innern zu dämpfen und fich gegen fie zu rüften; wenn jeine Kräfte aber nicht meiter 
reichten, wenn ed nicht, außer fich felbit, auch die Anderen fchügen konnte, fo möchte 
das Loos der zitternden Königskronen ein herbes gewefen fein, und wenn jemals in 
Preußen möglich wäre, was in Baden geihah, der Abfall der Armee, jo würden bie 
militairifchen Kräfte des übrigen Deutſchlands feine Abhülfe haften Eönnen. Tiefe 
unvollftändige Segenfeitigkeit droht in mehrfacher Beziehung, auch in finanzieller, und 
in letzterer unterflügt von der wahrſcheinlich der Zukunft wie der Vergangenheit geläufi- 
gen Nevendart, daß ein großer Staat nicht mit engherziger Kleinlichkeit sechnen, und 
eine gewiſſe Liberalität beweifen müſſe. Tie Neichögewalt darf auf gemeinjchaftliche 
Koften Heichöfeftungen anlegen und unterhalten. Schwerlich befteht dafür in Preußen 
noch ein erhebliches Bedürfniß, und wenn neue Anlagen erfolgen, jo werben wir noch⸗ 
mals für Andere bezahlen müſſen, was wir für und bereitd bezahlt haben. Tie Nefug: 
niß des Reichs zur Schiffbarmachung von Waſſerſtraßen, zur Anlage von Eiſenbahnen, 
Landſtraßen, Kanälen und Telegraphen-Linien erregt ein ähnliches Bedenken, weil in 
Preußen für Die meiſten dieſer Zwecke mehr gejchehen fein wird, al8 in ven meiſten 
anderen deutſchen Ländern. Die Aufhebung der Schifffahrtd- Zölle und tie Gemein 
Ichaftlichfeit von Verbrauchs⸗Steuern bietet und feine finanziellen Vortbeile dar, und daß 
von der jonft jo weit reichenden Meichögefeggebungs- Gewalt Beitimmungen über die 
Eriverbung des Oemeindes-Bürgerrechtö und über vie Theilbarkeit des Grundeigenthums, 
zwei wirffame Mittel dem Nachbar die Veſitzloſen zuzuwenden, ausgeichloffen find, kann 
nur auffallen. 

Meine Herren! Ich habe Ihnen rückhaltslos die ernften Grivägungen angebeutet, 
wozu der Eintritt Preußens in den beutfchen Bundeöftaat die Veranlaffung enthält. Daß 
wir dennoch dieſem Eintritte zuftimmen, ihn berbeimünfchen müſſen, dürfte wohl nicht 
von Vielen bezweifelt werben; es dient daher zur Beruhigung, daß viele der fich auf- 
dringennen Bedenken bei genauerer und mehrjeitiger Prüfung abuchmen ober verſchwin⸗ 
ben. Der König wird eine Ausgleihung für manche Beichränfung in dem höheren 
Berufe, in der Handhabung der Erecutingeivalt in einem größeren Neiche, und in ber 
Mepraͤſentation deſſelben finden. Das Minifterium, allerdings nicht ein preußifches, ſon⸗ 
den ein Reichs⸗Miniſterium, wird von dem Könige ernannt; preußijche Staatdmänner 
find von ihm nicht auögefchloffen, und auch in Staatenhaufe ift ihnen Gelegenheit ge= 
geben, viefleitige Anfichten zu vertreten. Tie preußifchen Kammern werden die Aen⸗ 
derung eben als eine Aenverung der Nepräjentation des preußifchen Volkes zu betrach« 
ten haben, deren wichtigfter Theil das Neichd-Parlament fein wird, in welches das Volk 
burch freie Wahl feine Abgeordneten ſendet. Möglich, wahrſcheinlich, wuünſchenswerth 
fogar, Daß die Mitgliener des Reichs-Parlaments zugleich Mitgliever der preußijchen 
Kammern felen; in viefem Balle haben fie den einen Theil ihres Berufs ald den wiche 
tigſten, den anderen Theil ald ven minder toichtigen zu betrachten. Aber auch, wenn 
die Perfonen verſchieden find, finvet eine Schmälerung nicht flat. Für einen gemwiffen 
Theil der Mechte, welche das Bolt durch gewählte Mepräfentanten zu üben ober zu 
wahren bat, endet es Abgeorbnete zum Reichstage, für einen anderen Theil ſendet es 
Abgeordnete in die preußljchen Kammern; die Summe diefer Rechte bleibt biefelbe. Daß 
fie am Meichötage in Gemeinſchaft mit den Abgeordneten anderer deutſchen Staaten 
ausgehbt werden, kann nach Umftänden eher zu einer Erweiterung, als zu einer Bes 
ſchraͤnkung diefer Rechte führen. Wenn wir vor der Beſorgniß, überftimmt zu werben, 
zurückſchrecken wollten, mie wäre dann dieſe Beſorgniß von den Eleineren Staaten zu 
überivinden, die mit einer fo viel geringeren Vertreterzahl den übrigen gegenüberftchen 
werden. Die Sache ift die, daß im Allgemeinen der Stanien-Verein nur gemeinfame 
Intereſſen haben, daß es in ihm in ber Megel Fein excluſiv preußiſches oder heſſiſches 
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oder fächfifches Intereffe geben irird. Wir dürfen daher auch im Gtaate 
ohne andere Vertretung der Stanten-Inbiridualität, eine Vertretung nah d 
nicht zulafien könnte, eine Ligue gegen Preußen nicht ſehr befürchten, da es feh 
würbe, ein Intereffe zu erfinnen, welches den meiften übrigen beutfchen Stan 
fam wäre, ohne nicht zugleich für Preußen annehmbar oder willkommen zu 
Merbefferung ver Verfaffung oder eine Befeitigung Ihrer Mängel durch den 

den Reichstag iſt keinesweges ausgefchlofien, und bat der Bundesſtaat Leb 
ift und bleibt er eine Nothwendigkeit, fo wird er auch in fih felbft vie 
organifchen Entwicklung finden und alle, felbft die ſchwierigſten Formen uͤberwir 
dieſes bat nur eine negative Bedeutung, infofern es dazu dienen kann, vie € 
Tell zu entkräften, welche gegen das Eintreten Preußens in ben Bunbesf 
gemacht werden fünnen. Ic werde es mir nicht beigehen lafien, die pofttl 
für die Nothwendigkeit des Bundesſtaates zufammenzutragen; die Geſchich 
Hangenen Jahrhunderte und des vergangenen Jahres hat viefe Mühe im aı 
Maße übernommen. Die revolutionaire Bewegung, welche Deutichland erı 
wie alfe ähnliche Erfcheinungen in anderen Ländern, eine leitende Idee; fie | 
ten Einnen dadurch auf, daß in allen Städten und Dörfern des Landes fü 
goldene Fahnen und entgegenwehten. Die Bahnen haben abgenommen, I 
find gebleicht; aber wie Gefchichte meiß nicht davon zu fagen, daß jemals elr 
tig herausbrechender Gedanke ohne alle Verwirklichung hingeſtorben träre. 
Franfreih, Spanien waren zerrifien und gethellt wie mir; fie haben fidh 

vollfommeneren Zuftanve hurchgerungen. Ihr Weg ift nicht ver unfrige, aber 
einem Wege wird Deutfchland das Servitut abſchütteln müſſen, welches unf 
dem bequemen, zertretenen Voden für den Streit und die Echlachten ter e 
Völker gemacht bat. Jedoch ich wollte mich der Aufzählung ron Grund 
Bundesftant enthalten. Erlauben Ele mir nur einen noch anzuführen: 
Staatenbunde, deſſen Central» Organ ausfchlieplich in den Händen ver Regierr 
ift es kaum möglich, die politifche Breihelt vor Mebergriffen zu fchügen. In « 
desſtaate, deſſen CentralsOrgan ein gemeinjames Parlament zur Eeite bat, 
weniger, als in einem conftitutionellen Einheitsſtaate möglich, Liebergriffe gegı 
faffungsmäßige yolitiiche Breiheit zu vollführen. Die preußiichen Kammern, 

ren, ſtehen vor der Frage, ob fie den deutſchen Bundesſtaat wollen. Wolle 
fo müffen wir und nicht nur bereit erklären, die Wahlen zum Staatenhau' 
ziehen, ſondern wir müflen auch im voraus auf das Zuflimmungsrecht zu I 
fung verzichten, welche aud ven Beratungen bed Neichötages und aus feinen 
lungen nit den deutfchen Regierungen hervorgehen wird. Die Grundlage ve 
Centralgewalt ift die Summe der Rechte, veren bie Einzelftnaten jih zu @ 
Gemeinſchaft entäußern werben, und dieſe Gntäußerung betrifft nicht nur die 
gen, ſondern auch die Volksvertretungen in den Einzelftanten. Cine Bundes 
ift undenkbar, welche für alle Beichlüfle des Gentral-Organs die nachträgfid 
mung jenes einzelnen Staates vorbehalten wollte, und tie mit einer ſolchen 
dad Veſtehen ned Bundesſtaates unmöglich wäre, jo mürde fie auch fein Ent 
nemein erſchweren. Die Bevölferungen der Einzelftanten müffen Eünftig ibre 
tiven Wefugniſſe Binfichtlich ver auf die Gemeinfchaft übergegangenen Regie 
anöfehlleflich Ihren Abgeorpneten zum Reichstage übertragen, und eben jo follt 
fahren hinſichtlich der Feſtſtellung der Rechte, welche auf die Gemeinfchaft 
follen, Pas beit, binfichtlich der Gonftitutirung des Bundesſtaates. Unter 
vehfen Meſchlüſſen, welche der Reichstag zu fallen bat, werben fich nohwe 
feflnten, gu Denen die Majorität der gemeinjchaftlichen Repräfentation Ja, vie 
per Uepräſentätlon dieſes ober jenes einzelnen Staates hingegen Rein fagt. 
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präfentation der Gefammtheit und dann mit ver Mepräfentation jedes einzelnen Staates 
einen Vertrag abfchließen zu wollen. Aber auch praktiſch genommen, iſt zu befürchten, 
daß die Meichd-Verfaffung, wird fie nachträglich in jedem Einzelſtaate ver verfaſſungs⸗ 
maͤßigen Vertretung zur Annahme oder Verwerfung vorgelegt, nicht zur Verwuklichung 
gelangen wird. Die preußiſche Regierung allein hat im vorigen Jahre bei dem Zu— 
fammentritte der National-VBerfammlung zu Frankfurt dieſe Schwierigkeit zu befeitigen 
gefucht, indem fie, fi dad Zuftimmungdrecht zu den Beſchlüſſen ver Berfammlung be= 
wahrend, von der preußifchen National-Bertretung die Verzichtleiftung auf bie nachtraͤg⸗ 
liche Zuſtimmung, in einer Beſtimmung des Berfafjungs-Entiwurfs forderte, die fpäter 
ale Art. 111 in die Verfaſſung vom 5. December v. 3. übergegangen iſt. Daß viefer 
Artikel auf die, unter geänderten Verhältnifien und vielleicht für einen Stantenverein von 
geringerem Umfange entflehende Verfaſſung Anwendung finde, ift der Inhalt des An⸗ 
trages, der Ihnen vorliegt. Seine Annahme wird den von den drei Megierungen be- 
tretenen Weg erheblich ebenen, und die Hoffnung, dadurch bie Erreichung bes Zieles 
zu befördern, muß für und ein erfter, wichtiger Beftimmungdgrund fein. Daß damit 
die Erreichung des Ziele zur Gewißheit werde, wäre, in Betracht ber jeßt mit großer 
Kraftentwidelung entgegenwirfenden Mächte, eine hoͤchſt gewagte Behauptung. Aber 
bie Ungewißheit des Gelingens darf uns nicht abhalten, fie enthält vielmehr einen zwei⸗ 
ten, eben jo wichtigen Beſtimmungsgrund — und hierüber geftatten Sie mir, mid 
näber zu äußern. — Die ungezügelte Heftigkeit der Angriffe, welche in ber Ießten Zeit 
gegen Preußen gerichtet wurden, koͤnnte zu dem Schluffe verleiten, daß die Gegner ſich 
In ihren legten Verſchanzungen angegriffen fühlen, und dadurch zu Erampfhaften An⸗ 
firengungen bewogen werben; allein ich erkenne barin vielmehr ein Zeichen, daß nad 
Befeitigung des durch die National-Berfammlung zu Frankfurt erzeugten moralijchen 
Zwanges, nach Befeitigung des Schredend vor der Social⸗Republik, die dynaſtiſchen 
Interefien eben jo mächtig hervortreten, mie 1815, mo fie den Staatenbund verhinvert 
haben würden, wenn nicht damals Napoleon’8 Nüdkehr von Elba Zwang und Schreden 
ausgeubt hätte. Linterftügt durch die Auffaffung, welche zur Zeit im öfterreichifchen 
Winifterium über Oeſterreichs Interefie in Deutfchland vorwaltet, zeigt ſich das zurück⸗ 
geehrte Gefühl der Widerſtandskraft in einer gewiſſen unbejonnenen Reichtfertigkeit jener 
Angriffe, fo wie darin, daß es verſchmaͤht wird, die reine Negation durch gefunde Gegen- 
vorfchläge zu verfchleiern, oder durch wohlerdachte Argumente zu ftügen. Die Gejchichte 
bes Jahres 1848, die Allgemeinheit des nationalen Verlangens ift vergeffen; dieſe ge⸗ 
waltige Epoche ſoll nur einen einzigen Hebel gehabt haben: vie Vergrößerungsfucht 
Preußens. Es ift vergeſſen, wie viele deutſche Souveraine fchon vor Vollendung des 
frankfurter Verfaſſungs⸗Entwurfs den König erfuchten, die Kalferwürbe zu übernehmen ; 
vergefien, daß Preußen ven anderen Souverainen größtentheild die Kraft erſt gefchaffen 
bat, mit der fie nunmehr dem Bundesſtaate entgegentreten dürfen. (Xebhaftes Bravo!) 

Jener angeblichen Vergrößerungsfucht zu begegnen, wird von der Nothwendigkeit 
eines fübdentfchen Bundes gerebet. Sein einziger Inhalt würde darin beſtehen, ven 
Bundedſtaat gemeinfchaftlih zu verneinen und den Bundestag gemeinfchaftlich aufzu= 
weten, denn daß Balern Neigung haben follte, ſich durch enge, vielleicht unauflösliche 
Bande mit oder in Oeſterreich zu verweben, fteht zu bezweifeln. 

- Ein ſuddeutſcher Bund märe nur allenfalld denkbar, als eine Handels⸗Einigung 
Balerns und Würtembergs, wenn die übrigen Staaten, zu einem Bundesſtaate zuſam⸗ 
mengetreten, nicht angemefien finden follten, die Zoll- und Handels⸗Einigung allein mit 
jenen fortzufegen. Der Borichlag, daß Defterreih dem Volkshauſe und Preußen ven 
Benollmächtigten-Dirertorium zuftimme, konnte aufrichtig gemeint fein, aber Im Grunde 
hieß es nur der Annahme um fo ficherer vorbeugen, wenn von zweien Contrahenten 
Jedem etwas Unannehmbares vorgefchlagen murde. Bon ven gegen ben Entwurf ver 
drei Regierungen vorkommenden Argumenten Ift Die fogenannte Ausſchließung Oeſter⸗ 
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oder fächfifches Interefje geben wird. Wir dürfen daher auch im Staatenhaus, tas 
ohne andere Vertretung der StaatensIntividualität, eine Vertretung nach der Kopfzahl 
nicht zulaffen Eönnte, eine Ligue gegen Preußen nicht ſehr befürchten, da es fehr fchwer fein 
würbe, ein Intereffe zu erfinnen, welches den meiften übrigen deutſchen Staaten gemein 
fam wäre, ohne nicht zugleich für Preußen annehmbar oder willflommen zu fein. Eine 
Merbefferung der Verfaſſung oder eine Befeltigung ihrer Mängel durch ben bevorſteben⸗ 
den Reichstag ift keinesweges ausgeſchloſſen, und hat der Bundesſtaat Lebensfäbigkeit, 
ift und Bleibt er eine Nothwendigkeit, fo wird er auch in fich felbft wie Mittel zur 
organischen Entwicklung finden und alle, jelbft die jchmierigften Formen überwinden. Alles 
dieſes bat nur eine negative Bedeutung, Infofern es dazu dienen kann, vie Gründe zum 
Theil zu entkräften, welche gegen das Eintreten Preußens in den Bunbesftaat geltend 
gemacht werben fünnen. Ich merbe es mir nicht beigehen lafien, die pofitiven Grüne 
für Die Notwendigkeit des Vundesſtaates zufammenzutragen; bie Geſchichte ber ver- 
Hangenen Jahrhunderte und des vergangenen Jahres hat dieſe Mühe im ausreichenden 
Maße übernommen. Die revolutionaire Bewegung, melde Deutichland ergriff, hatte, 
wie alle ähnliche Erjcheinungen in anderen Ländern, eine leitende Idee; fie drängte kb 
ten Einnen baburd) auf, daß in allen Städten und Dörfern des Landes fchwarzreik- 
goldene Fahnen und entgegenmwehten. Die Bahnen haben abgenommen, ihre Farben 
find gebleicht; aber die Geſchichte weiß nicht Davon zu jagen, baß jemals ein jo gewal- 
tig herausbrechender Gedanke ohne alle Verwirklichung Bingeftorben wäre. England, 
Frankreich, Spanien waren zerriſſen und getheilt wie wir; fie haben ſich laͤngſt zum 
vollkommeneren Zuftande purchgerungen. Ihr Weg ift nicht ber unjrige, aber auf irgend 
einem Wege wird Teutjchland das Servitut abjchütteln müflen, welches unfer Lant za 
dem bequemen, zertretenen Moden für den Streit und tie Echlachten ver enrorälicen 
Mölker gemacht hat. Jedoch ich wollte mich der Aufzählung von Gründen für ka 
Bundesſtaat enthalten. Erlauben Eie mir nur einen noch anzuführen: in ciem 
Staatenbunte, deſſen Gentral-Organ ausfchlieplich in den Händen ver Megierumgen ruft, 
it es kaum möglich, die politifche Freiheit vor Uebergriffen zu fchüßen. In einem Bun 
desſtaate, deſſen Central-Organ ein gemelnfamed Parlament zur Seite hat, iſt ed vd 
weniger, ald in einem conjtitutionellen Ginheitöftaate möglich, Uebergriffe gegen bie mr 
faffungemäßige politiiche Freiheit zu vollführen. Die preußifchen Kammern, meine m 
ren, fteben vor der Frage, ob jie den deutſchen Bundesſtaat welfen. Wollen wir ih, 
jo müffen wir und nicht nur bereit erklären, die Wahlen zum Staatenhaufe zu el⸗ 
ziehen, jondern wir müſſen auch im voraus auf das Zuftinnmungsrecht zu der Lerkık 
fung verzichten, twelhe aus ben Berathungen bed Neichötages und aus jeinen Berbad 
lungen mit ben Deutfchen Regierungen hervorgehen wird. Die Grundlage ver fünftigm 
Gentralgewalt ift die Summe ver echte, deren vie Einzelſtaaten ſich zu Gunfln da 
Gemeinjchaft entäußern werben, und dieſe Entäußerung betrifft nicht nur die Megimme 
gen, ſondern auch die Volfsgertretungen in den Einzelitaaten. Cine Bunbed-Perfafun 
ift undenkbar, welche für alle Beſchluſſe des Central⸗Organs die nachträgliche Zufiw 
mung jered einzelnen Staated vorbehalten mollte, und wie mit einer ſolchen Beringunz 
das Beſtehen des Bundesſtaates unmöglich wäre, jo würde fie auch fein Gntfichen um 
gemein erſchweren. Tie Bevoͤlkerungen der Einzelſtaaten müfjen Eünftig ihre vepräjmte 
tiven Befugniſſe Ginfichtlih der auf die Gemeinfchaft übergegangenen Regierungsrft: 
ausfchließlich ihren Abgeorpneten zum Reichstage übertragen, und eben fo follten fie mr 
fahren binjichtlic ver Feſtſtellung der Nechte, welche auf die Gemeinfchaft übergehen 
follen, das heißt, hinſichtlich der Gonftitutirung des Bundesſtaates. Unter den ja 
reichen Veſchlüſſen, welche der Reichstag zu faſſen bat, werden fich nothwendig vie 
befinden, zu denen die Majorität der gemeinfchaftlichen Mepräfentation Ja, die Majertiit 
ber Mepräfentation dieſes ober jened einzelnen Staates Hingegen Nein fagt. Abit 
genomnien, iſt 68 Daher widerſinnig, über eine Bundes⸗Verfaſſung zuerſt nk ie Mr 
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praͤſentation der Geſammtheit und dann mit der Mepräfemation jedes einzelnen Staates 
einen Bertrag abſchließen zu wollen. Aber auch praftiich genommen, {ft zu befürchten, 
daß die Reichs⸗Verfaſſung, wird fie nachträglich in jedem Cinzeljtaate ber verfaſſungs⸗ 
maͤßigen Vertretung zur Annahme oder Verwerfung vorgelegt, nicht zur Verwirklichung 
gelangen wird. Die preußiſche Regierung allein bat im vorigen Jahre bei dem Zu⸗ 
ſammentritte der National⸗Verſammlung zu Frankfurt dieſe Schwierigkeit zu beſeitigen 
geſucht, indem fie, ſich das Zuftimmungsrecht zu ven Neichlüflen ver Verfammlung be⸗ 
wahrend, von der preußiichen National-Vertretung die Verzichtleiftung auf die nachträg- 
liche Zuftimmung, in einer Beſtimmung des Verfafſungs⸗Entwurfs forberte, die fpäter 
als Art. 111 in vie Verfaſſung vom 5. December v. 3. übergegangen if. Daß biejer 
Artikel auf die, unter geänderten Berbältnifien und vielleicht für einen Staatenverein von 
geringerem Umfange entſtehende Berfaffung Anwendung finde, ijt der Inhalt des An⸗ 
trages, der Ihnen vorliegt. Seine Annahme wird ven von ben drei Negierungen be 
tretenen Weg erheblich ebenen, und die Hoffnung, dadurch die Erreichung des Zieles 
zu beförkern, muß für und ein erfler, wichtiger Beftimmungdgrund fein. Daß damit 
die Erreihung des Zieles zur Gewißheit werde, wäre, in Betracht ber jetzt mit großer 
Kraftentwidelung entgegenwirkenden Mächte, eine hoͤchſt gewagte Behauptung. Aber 
bie Ungewißheit des Gelingens darf uns nicht abhalten, fie enthält vielmehr einen zwei— 
ten, eben fo wichtigen Beftimmungsgrund — und hierüber geftatten Cie mir, mich 
näher zu äußern. — Die ungezügelte Heftigkeit ver Angriffe, welche in der Iehten Zeit 
gegen Preußen gerichtet wurden, koͤnnte zu dem Schluffe verleiten, daß die Gegner ſich 
in ihren legten Verfchanzungen angegriffen fühlen, und baburd) zu krampfhaften An⸗ 
firengungen bewogen werben; allein ich erfenne darin vielmehr ein Zeichen, daß nad 
Befeitigung des durch die National-Berfammlung zu Branffurt erzeugten moralijchen 
Zwanges, nach Befeitigung des Schredens vor ver Social⸗-Republik, die dynaſtiſchen 
Intereſſen eben fo mächtig bervortreten, wie 1815, mo fie den Staatenkund verhindert 
haben würden, wenn nicht damals Napoleon's Nüdfehr von Elba Zwang und Schreden 
ausgeübt Hätte. Unterſtützt durch die Auffafiung, welche zur Zeit im öfterreichifchen 
" Minifterium über Defterreich8 Interefie in Deutichland vorwaltet, zeigt ſich das zurüd« 
geehrte Gefühl ver Widerſtandokraft in einer gewiſſen unbejonnenen Leichtfertigkeit jener 
Angriffe, jo wie darin, daß es verfchmäbt wird, die reine Negation durch geſunde Gegen- 
vorfchläge zu verfchleiern, over durch wohlerdachte Argumente zu flügen. Die Gefchichte 
des Jahres 1848, die Allgemeinheit des nationalen Verlangens iſt vergefien; dieſe ge= 
waltige Epoche ſoll nur einen einzigen Hebel gehabt haben: die Vergrößerungsfucht 
Preußens. Es ift vergefien, wie viele deutſche Souveraine ſchon vor Vollendung des 
frankfurter Verfaſſungs⸗Entwurfs den König erfuchten, die Kaiſerwürde zu übernehmen ; 
vergefien, daß Preußen den anderen Souverainen größtentheild die Kraft erft gefchaffen 
bat, mit der fie nunmehr dem Bundesſtaate entgegentreten bürfen. (Lebhaftes Bravo!) 

Jener angeblichen Vergröperungsfucht zu begegnen, wird von ber Nothwendigkeit 
eines ſüddeutſchen Bundes geredet. Sein einziger Inhalt würde darin beftchen, ven 
Bımbesflaat gemeinichaftlih zu verneinen und den Bundestag gemeinfchaftlich aufzu= 
wecken, bern daß Baiern Neigung haben ſollte, ſich durch enge, vielleicht unauflögliche 
Bande mit oder in Defterreich zu verweben, fleht zu bezweifeln. 

Ein fübdentfcher Bund wäre nur allenfalls denkbar, ald cine Handels⸗Einigung 
Baierns und Würtembergs, wenn die fibrigen Staaten, zu einem Bundesſtaate zuſam⸗ 
mengetreten, nicht angemefien finden follten, bie Zoll- und Handels-Einigung allein mit 
jmen fortzufegen. Der Vorichlag, daß Defterreich den Volfähaufe und Preußen dem 
Benollmächtigten-Directorium zuftimme, konnte aufrichtig gemeint fein, aber im Grunde 
hieß es nur ber Annahme um fo ficherer vorbeugen, menn ton zweien Gontrahenten 
Jedem etwas LUinannehmbares vorgefchlagen wurde. Von den gegen ben Entwurf ber 
drei Reglerungen vorkommenden Argumenten ift bie fogenannte Ausſchließung Oeſter⸗ 
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reich8 noch immer das gebrauchtefle und zur Erregung polltiſcher Leidenſchaften freilich 
auch das brauchbarſte. Es Hat ungefähr venfelßen Werth, ald wenn man den Zoll: 
eind-Staaten vormwerfen wollte, Defterreich aus dem Zolluerbande ausgefchlofien zu haben, 
‚oder ald wenn man ihnen vorwerfen wollte, ven Zollverein gegründet zu haben, obwohl 
Defterreich nicht eintrat. Nicht ohne Befremden vernimmt man jet, wie dieſer ober 
jener Staat auf feine Durch den engeren Bundegsſtaat gefährbeten commerziellen Verkin- 
dungen mit Oeſterreich nicht verzichten koͤnne; als ob nicht Defterreich ſchon feirher ſich 
gegen das übrige Deutfchland fo feindlich abgefchloffen Hätte, wie es vom dem fremdeſten 
Staate nicht feindlicher gefchehen könnte; als ob der Bundesſtaat irgendwie ein Hinder⸗ 
niß erzeuge gegen vie Milderung söfterreichifcher Prohibitingölle oder gegen einen Saw 
delsvertrag zwiſchen Defterreih und dem Abrigen Deutichland, als ob letzteres in dieſer 
Beziehung überhaupt etivad Anderes zu verlieren hätte, ald Dad gegenwärtige Uebel 
Aehnlich verhält es fich mit ber beklagten politiſchen Trennung. Im dem biöherigm 
Verhaͤltniſſe war Defterreich ein felbflänpiger, in feiner inneren und äußeren Politik ven 
den übrigen Deutfchland völlig unabhängiger Staat, dem Deusichlane folgen mußte, im 
der inneren Politik fehr weit, in der äußeren noch weiter. Dieſes Verhältniß hat ut 
zum großen eigenen Nachtheile des Kaiſerſtaates gereicht und fehe Dazu beigetragen, i= 
fen innere Entiwidelung zu erfchweren und zu verhalten. Es beſteht nicht mehr, dd 
kehrt nicht mehr zuräd, und Niemand wuünſcht feine Nüdkehr. Das neue Verhäknil 
foH eine politifche Gemeinſchaft herſtellen, in welcher auch das übrige Deutſchland ein 
ſelbſtftaͤndige Stimme führt, und dieſe Gemeinfchaft möglichſt innig zu machen, hinsl 
lediglich von Defterreih ab. Mon einer Ausſchließung Defterreigs kann bis jept nur 
in dem Sinne geredet werden, daß die Sfterseichiiche Regierung durch T hathenblugn 
und feierliche Erklärungen ihren feften Willen kundgegeben bat, in einen parlsmentaid 
regierten beutfchen Bundesſtaat nicht eintreten zu wollen. Mehr ald das Bat bie Ahr 
reihiiche Megierung die Verträge non 1815 verliebt, indem fie Dem Kaiſerſtaat eine Ber 
faſſung gab, welche ihr nicht länger geftattet, die Berpflichtungen gegen Deutſchland jz 
erfüllen, welche fie Durch die Bundesakte übernommen bat. (Brave!) 

Es wird nicht nöthig fein, Dies durch eine genaue Bergleichung ver Sferreidikke 
Derfaffung mit der Bundesakte nachzumelfen. Die Sfterreichifche Regierung Kat es ih 
‚übernommen, durch autbentifche Erklärungen auszuſprechen, daß vie beiden Lrkustn 
nicht mebr neben einander beſtehen Können. Ich erinnere an Die berühmte Note as 
die deutfche Nationals-Verfammlung aus dem Monat April, welche, einige Monate ihr 
erlaffen, Deutfchland viel Unheil, Elend und Blut erfpart Hätte, und worin geſagt il 
daß ver Kaiſer feft emtfchloffen fei, die verfaffungsmäßig von ihm in Gemeinſchafi mt 
den Revräfentantenförpern Defterreichd auszuübende geſeggebende Gewalt wirmald und 
unter Feiner Bedingung einer fremden geſetzgebenden Gewalt unterzuorunen. Die dh 
reichifche Megierung fprach damit aus, daß die neue Sfterreichifche Verfaſſung war die 
in derjelben den Neprüfentantenförpern des Kaiſerſtaats eingerdumte Miwirkung a0 
der Geſetzgebung ihr nicht geftatte, dem deutfchen Bunde rädfichtlich des äfkerreihikhen 
Bundesgebieted diejenige geſetzgebende Gewalt zu belaffen, bie er bis dahin beſeſſca zn 
durch fein Organ, ben Bunbeötag, ausgeübt hatte, umb melde vom ber öüſterreichiſber 
Negierung vornehmlich zu jeder Zeit für ihn in Anfprucdh genommen worben war. © 
fagte der oͤſterreichiſche Bunded-Präfidial-Befandte amı 20. September 1819: „Ca kei 
in dem Begriff und Wefen des beutfchen Bundesvereind, daß die demſelben repriſen 
tirende Behörde in Allem, was die Selbfterhaltung und die weſentlichen Zwece dei 
Bundes, wie folhe im 2. Artikel der Bundesakte ausgefprochen werben, angeht, dit 
oberfte Geſetzgebung in Deutfchland conflituire. Steuaus folgt, daß die Er 
fchlüffe der Bundes⸗Verſammlung, infofern fie Die äußere und innere Sitcherheit N 
Sefamnitbeit, die Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit einzelner Mitglieder des Buzkl, 
und bie von beiden unzertsennliche Aufrechterhaltung der rechtlich Keflegendn Urimen 
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zum Gegenftande haben, von allgemein verbinplicher Kraft fein müffen, und 
daß der Vollziehung ſolcher Veichlüffe Feine einzelne Geſetzgebung und kein Se— 
paratbefchlup entgegenftehen darf.“ In einem Prajivial-Bortrage vom 16. Auguſt 1824 
wurden diefe Oruntfäge wörtlich wiederholt, und am 28. Juni 1832 äußerte Oeſterreich: 
„Die innere Geſetzgebung ber veutichen Bundesſtaaten darf weder dem Zwecke des Bun⸗ 
bed, noch den zu der Erreichung deſſelben verabredeten organiſchen Einrichtungen, noch 
auch den, zur Entwidelung und Ausbildung der Bundesakte im Geiſte ver leßteren, bes 
reits gefaßten ober noch zu faſſenden Beichlüfien irgend einen Eintrag thun.“ 
Bekanntlich hat der deutiche Bund von der ihm nach dieſen Grunnfäßen zuſtehenden 
hoͤchſten gefeßgebenden Gewalt einen recht ausgedehnten Gebrauch gemacht. Gr hat, 
zum Theil durch Maforitätäbeichlüffe, die Verfaſſungen der Einzel» Staaten abgeändert; 
er bat Geſetze aufgehoben, welche in den einzelnen Staaten auf verfaffungsmäßigem Wege 
zu Stande gefommen waren; er hat Strafgefehe für alle Bundesſtaaten erlaflen; er bat 
ein Inquifitoriat errichtet, mit ver Befugniß, eingeleitete Unterſuchungen an ſich zu zies 
ben, an »ie Behörden ver Ginzelftaaten ohne Dazwijchenkunft der Regierungen Requis 
fitionen gelangen zu laffen, Akten von ihnen einzufordern und Verhaftungen anzuorbnen; 
er hat Geſetze erlafien über Preſſe, Vereine, Volks⸗Verſammlungen und Univerfitäten; 
er ſcheint fich fogar Die Befugniß zur Aufhebung von Dienftverträgen beigemeffen zu 
haben, welche zwiſchen Ginzel-Megierungen und Privat-Berfonen eingegangen waren. 
Gegenüber fo beweiſenden Thatfachen könnte man nur mit Erflaunen zu Gunften 
Deſterreichs die ihm aus den Verträgen von 1815 erwachſenen Mechte anrufen, und bon 
einer Ausfchließung Defterreich8 reden Hören, wenn nicht eine alte Erfahrung lehrte, daß 
es der Leidenfchaft und dem Intereſſe wohl gelingen mag, der Wahrheit ven Durchbruch 
zu erſchweren. Die einfache Wahrheit ift, daß Defterreich einem parlamentarijch regier- 
ten Bundesſtaat in Deutfchland nicht beitreten will und Tann, jelbft dann nicht beitreten 
koͤnnte, wenn Preußen Feine größeren Ansprüche erhöbe, ald das Fürſtenthum Liechten- 
ftein; daß daher die übrigen Regierungen nicht zu entſcheiden haben, ob fie den unmög- 
lichen Bundesſtaat mit Defterreich wollen, fondern ob fie den Bunbesftaat an fih und 
unter ſich wollen ober nicht wollen. Auf dieſe Brage antwortet Preußen: „Ia!" und 
wenn andere Staaten „Rein” antworten, fo finden fie die Gründe dazu In fich felbft, 
und wir müſſen fie verhindern, daß fie bie wahren Gründe nicht Hinter den Deckmantel 
der Sympathie für Defterreich verfteden. Darum, meine Herren, müfjen die preußifchen 
Kammern erklären, wie die preußiſche Megierung erklärt hat: Wir wollen den Bunbes- 
Raat, wir unteriverfen uns feinen Confequenzen. Ich wiederhole, daß Leidenſchaft und 
Intereffe den Durchbruch der Wahrheit wohl zu erſchweren vermögen, aber ich hielt und 
halte es für Preußens und Deutfchlands Fünftiged Geſchick für unendlich wichtig, Die 
Wahrheit allgemein anerkannt zu fehen, daß, wenn der Bundesſtaat nicht zu Stande 
kommt, an dem Mißlingen nicht Preußen die Schuld trage. Wir haben uns im vori= 
gen Jahre der deutſchen Bewegung angefchlofien, Ihr hingegeben, aber bie Preußen wa⸗ 
ren es nicht, welche in dem fogenannten Borparlamente ihre Richtung beftimmten, over 
pur große Stinnmenzahl ein Uebergewicht ausübten. Preußen bat Deutſchland nach 
Z3jahrigen diplomatiſchen Werfuchen noch einmal ein Jahr lang ven Verfuch machen laffen, 
ob es gelingen koͤnne, ein engeres Band um das ganze Deutichland zu ſchlingen; es hat 
nicht angeflanden, den Verſuch unter der Aufficht und tem Einfluffe eined Fürſten aus 
dem oͤſterreichiſchen Herrfcherhaufe machen zu laſſen, dem unfere echte übertragen, un= 
fere Kräfte zur Verfügung geftellt wurden. Aber die National« Berfammlung hat Fein 
anderes Reſultat geliefert, als die Diplomatie, das Jahr der Revolution Fein anderes, 
als das Menfchenalter ver Ruhe. Wir haben ſchon während der proviforifchen Reichs⸗ 
verweſerſchaft praktiſch bewieſen, daß wir in den verſchledenen Zweigen ber Geſetzgebung, 
der Verwaltung und der inneren Organiſation die Gemeinſchaftlichkeit bis zu einem 
Buntte annahmen, vor dem andere Reglerungen zuruͤcktraten. Niemals hat in ber Na⸗ 
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tional-Berfammlung für ausfchlieglich preußiſche Fragen eine Ianbömannfchaftliche Ver⸗ 
bindung der preußifchen Abgeoroneten beftanden; es ift dagegen befannt, welche Anſtren⸗ 
gungen von anderer Seite, auch von ben Ülegierungen, in der National- Verfammlung 
gemacht worden find, um das Verfafjungs= Werk zu flören, zu verberben und auf alle 
Weiſe einen Ausfpruch der DBertreter des deutſchen Volkes zu Gunſten Preußens zu 
verhindern. Als dieſer Ausſpruch dennoch erfolgte, hat Preußen ihn weggewieſen. & 
liegt mir nicht ob, diefen Aft einer Beleuchtung zu unterwerfen; bad aber muß gejagt 
werden, daß Preußen damit zu Gunften der koͤniglichen Bundesgenofien große Gefahren 
übernabm, daß er ven Föniglichen Megierungen geftattete, fich wegen Nicht=- Annahme 
der Verfaſſung hinter Preußen zu verſchanzen, daß er ihnen geflaitete, zu weigern, weil 
Preußen ablehnte, anftatt weigern zu müflen, obwohl Preußen nicht ablehnte. Nunmehr 
bietet Preußen den deutfchen Negierungen den Bundesftaat unter Beringungen an, welche 
unendlih mehr, als vie des franffurter Berfafiungs- Entwurfs ihre Selbfifläntigfet 
fchügen, unter Bedingungen, die ein preußifcher Staatsmann nicht ohne Mühe vor kam 

preußijchen Volke wird vertreten koͤnnen; und, wenn nun dennoch eine Einigung nicht 

erfolgen follte, wird endlich die Mit- und Nachwelt Preußen das Zeugniß geben, ta 

es für die deutfche Einheit gethan, was ed thun konnte? Noch eines, meine Hera, 

kann gefcheben, ein Letztes. Die preußifchen Kammern müſſen den deutfchen Etämmm 

zurufen: Wir entlafjen unfere Abgeorbneten zum Neichötage ohne ven Vorbehalt, jpär 

zu beriwerfen, was fie gewährten, wir wollen und mit Euch verbinden, ernftlidh, wc 

derruflich, unauflöslih; wir begehren nicht eine Bemeinfchaft, zu der Ieber von um 

die gleihe Menge an Gütern und Kräften bringe: wir bringen Euch die Hälfte unfee 

reichen Schäge, gebt Ihr die Hälfte Eures mäßigen Beſitzthums; was wir hab of 

Euch, wollen wir mit Euch iheilen, was Ihr entbehrt ohne und, deſſen follt Ihr ge 

nießen; auch an dem einen, in zweihundertjährigem Ringen eriworbenen Gute, das &ıf 

unbefannt oder verfagt ift, dem Rechte des Sites im Voͤlker-Rathe, follt Ihr den Thal 

haben, der einer volföthümlichen Vertretung zufällt; aber das Iehte Wort in Deutſchlub⸗ 

Kriegen joll der Reichs-Vorſtand nur reven, weil er ver König von Preußen if. 

Eure Fürften, die darin feine Stimme gehabt haben, vie felbft nach dem Bunden 
Vertrage Defterreih und Preußen in ihren Kriegen folgen mußten, fie follen blake 
was fie find, und der König von Preußen foll bleiben mas er if; fie follen nicht cm 
collegialifcher europäifcher Monarch werben, und der König von Preußen foll nicht af 
hören an der Spige eincd europäifchen Staates zu ſtehen. 

Hier find wir. Wollt Ihr, fo fehlaget ein; wir find die Euren, ohne Rückhalt, obe 
Rückkehr. Und wenn auch dann unfer Unerbieten abgelehnt wird, wenn der Eine je 
rüdtritt, weil Oefterreich nicht will, der Andere, weil Baiern und Würtemberg nik 
wollen? Nun dann fei ed unfer Lehtes, dann mögen wir die Rechnung mit Deuticlan 
für abgeſchloſſen, dann mögen wir unfere Pflicht der Mitwirkung zu einem parlammtı 
riſchen Bundesſtaate für erlofchen erklären, und unfere vorzüglichite Sorge dem innen 
Stantöwohle zuwenden. Diefen Augenblick der Entfcheivung möglichft raſch herbei 
führen, dazu müſſen wir dad Minifterium ermuntern, darin es unterflügen, und mem 
ich fagte, daß die Ungerwißheit des Gelingens einen zweiten wichtigen Beftimmungsgram 
für und enthalte, fo war es fein anderer, als daß auf jede Weiſe die Löjung des Ir 
feld in der einen oder ver anderen Richtung befchleunigt werden müfle. In Deutjdlan 
ift ed eine Art von Tageskrankheit geworden, von Preußenhaß zu dichten, zu trämm 
und zu predigen; fie befüllt meiſtens pohtifche Kinder und Schwäßer, zuwellm far 
auöfehende Männer; nicht felten wird fie genährt von offenen ober verſteckten Intriguar 
ten verſchiedener Art. Wir haben diefen angeblichen Preußenhaß nicht felten nor der 
Preußen felbit verſchwinden und binnen 24 Etunden ſich in Achtung und Zuneigms 
ummandeln fehen. Vielleicht wird dieſer Proceß zu diefer Stunde in den Mauern ba⸗ 
burgs nochmals vollzogen. Ich glaube nicht viel an bie Griftenz biefer in periodiſha 
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Ebullitionen fich kundgebenden preußenfeinplichen Stimmung; gewiß aber beſteht bei ven 
Preußen ſelbſt kein Haß gegen irgend einen veutfchen Volkoſtamm, er wohne in Oeſter⸗ 
teich, oder In Baiern oder in Schwaben. Unſere Landsleute greifen nicht an, fie wehren 
hoͤchſtens Angriffe ab, und gleichen darin der preußifchen Regierung, bie feit Jahrzehn⸗ 
ten mit jungfräulicher Schüchternheit in Deutfchland auftrat und, den Hut in der Hand, 
um Verzeihung bat, ivenn fie ſich tie Zreiheit nahm, für Deutſchlands Wohl zu wirken, 
für feine Sicherheit zu forgen. 

Daher mag es denn allmälig dahin gekommen fein, daß jetzt da draußen fein — 
doch ich will ein hartes Wort unterbrüden — daß Jedermann in Deutfchland jich be= 
zechtigt glaubt, in Ermangelung anderen Stoffes für feine Exercitien, Preußen anzu= 
greifen, zu belehren und zurechtzuweiſen. Nun fliegen aber feit einiger Zeit bei und 
zu Haufe ba und dort Blitze des Volksgeiſtes auf, die es für die gegenwärtigen deut⸗ 
hen Zuftände nicht rätblich machen, daß dieſe unartige Gewohnheit fortgefegt cultivirt 
werde. Eine baldige Wendung ift zu wünfchen: erfolgt fie dahin, daß unfere Abgeord⸗ 
neten gemeinfchaftlich mit denen ber anderen deutfchen Staaten auf dem Reichstage ſitzen, 
fo willen wir aus Erfahrung, daß darin das befte Mittel zur dauernden Begründung 
gegenfeitiger Achtung liegt. Erfolgt fie dahin, daß wir uns auf uns ſelbſt zurüdziehen, 
fo wird das übrige Deutfchland ſich an anderem Stoffe zu üben haben. Wir können 
und auf und felbft zurüdziehen, und wenn nicht das allgemeine Wohl, das allgemeine 
DBerlangen Deutſchlands, wenn nur die Macht und der Einfluß Preußens zu berüdfich- 
tigen wären, fo ift es fehr fraglich, ob letztere mehr gefördert würden durch eine mannig⸗ 
fad) befchränfte Vorftandichaft im Bundesſtaate, oder durch eine von politifch freien In= 
flitutionen geftüßte Selbſtſtändigkeit. Ich deutete fchon an und wiederhole, daß aud) 
ohne Bundesſtaat Preußen feine Macht, feine Stellung und feinen Rang geltend zu 
machen und zu behaupten willen wird. Das eine, was und Noth tut, iſt das Ende 
ber Ungewißheit über unfer künftiges ſtaatliches Verhältniß, eine Iingewißheit, vie nun 
[Eon zu lange unfere innere Entwidelung benmt, und unfer Verhalten zum Auslande 
unjicher macht. Es verlangt mich nach dem Augenblide, wo wir Gewißheit haben wer⸗ 
den über unſeren künftigen Beruf in Europa. 

Iſt uns beſchieden, mit den deutſchen Brüdern im bundesſtaatlichen Vereine bie 
weiteren Wege zu überſchreiten, ſo werden wir uns gern dem Bunde anſchließen, und 
den gemeinſamen Zwecken unſere Kräfte widmen. Iſt uns beſchieden, allein zu gehen, 
ſo erwarte ich, daß dann erſt recht Preußens Tüchtigkeit als Volk, als Staat und als 
Macht hervortreten wird. Wir find ein Volk. Die Erſchütterungen des vergangenen 
Jahres haben das Bemußtfein ver Gemeinfihaft in uns gefräftigt und erhöht; das Band, 
dad uns umfchlingt, Hat Stößen widerſtanden, bie in anderen Rändern eine Zerſpren⸗ 
gung herbeigeführt haben würben. 

Mir find ein Staat. Wenn man 1815 mit der Abjicht der Schwächung unfere 
geftreckte und gefpaltene Rage fehuf, fo ift dieſe Abficht zum Segen Deutichlands nicht 
in Erfüllung gegangen. Was zwifchen unferem Often und Welten lag, bat den matc= 
siellen Verband und ben freien Verkehr mit dem größten Theile Deutfchlands gewonnen, 
und ben materiellen Verband unferer getrennten Gebietstheile geftattet; die Erfindungen 
der Neuzeit find einer größeren Gentralifation zu Etatten gekommen: unfere Krieger ges 
langen binnen 24 Stunden von der Spree bis an den Rhein, und in kurzer Zeit werden 
in allen Sauptpunften ver Monarchie die Anordnungen in derfelben Minute vernommen, 
in der fie in der Hauptflant ausgefprochen werben. Wir find eine Macht. Unfere 
Finanzen find Träftig, unfere Beftungen befchügen die Weichfel und den Rhein; unfer 
Heer iſt reich an Zahl, an Muth, und an Treue. Und mas vielleicht eben fo viel'ift, 
das preußifche Volk beginnt zu begreifen und an fühlen, wie ſchwer es wiegt. “ber, 
meine Herren, unfer Gewicht ift verrückt, es Tiegt nicht in ner Waagſchale. Die Ehr⸗ 
lichkeit und Aufrichtigfeit, womit wir unfere moraliſchen Verpflichtungen gegen Deutſch⸗ 
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land zu erfüllen ftrebten, während Andere vielleicht nur auf ben geeigneten Rückzugk⸗ 
Augenblick fpeculirten, fie hätten uns in eine Rage gebracht, in welcher nicht länger ald 
unvermeidlich zu verharren, die Pflicht ner Selbfterhaltung uns gebieterijch vorfchreikt. 
Ich will gern zugeben, daß Diejenigen, welche noch vor wenigen Monden das Lieb ren 
der beutfchen Einheit fangen, und jebt ſchon ohne Scheu zu einem deutſchen Kriege 
gegen Preußen aufreizen, fich in den Zuftande eines Kranken befinden mögen, ver nad 
langen Leiden, in Folge völliger Abnahme feiner Körperkräfte, in ein leiſes Delirium 
verfällt. Aber wenn auch das öfterreichifche Miniſterium nur ig dem Programm von 
Kremſier die fortan richtige und vernünftige Politik Oeſterreichs ausgedrückt bat; wenz 
auch Defterreich zu feiner Zeit den zu Stande gekommenen Bunbesflant ald natürlichen 
Bundesgenoffen dankbar annehmen würde und müßte, fo iſt doch fo viel Har, daß, wem 
der Bundesflant aufgegeben wäre, auch die Reidenfchaftlichkeit einer trabitionellen Pelkt 
nicht der Freundfchaft beider Staaten im Wege fiehen würde. Wie viel auch an im 
Bunde zwifchen Defterreih und Preußen getavelt worben und wirklich zu tadeln fie 
mag, ſchon feine 33jährige Dauer beweiſt, daß auch flarke und natürliche Grüne ih 
bedingten. Dieſe Gründe dauern fort, wie fie ſchon vor 1815 beflanden. 

Daß eine völlige Heterogenität beiverfeitiger Staats⸗Verfafſungen fie entkräften werk, 
erwarte ich nicht, denn ich vermag mich nicht Denjenigen anzufchließen, welche für Oeſin⸗ 
reich die unbedingte Rückkehr zum Ianuar 1848 vorausfagen. Eine unferer Macht mi 
fprechende Stimme in beutjchen Dingen würben wir und um fo mehr zu fichern wie, 
ald Defterreichd und Preußens Interefien im Süpdweften Deutichlands ziemlich toratikt 
find, oder leicht zur Ausgleichung gebracht werben fönnen, wenn man auf bie Wink 
der dortigen koͤniglichen Dynaſtieen nicht eine zu ängflliche Rüdkficht nimmt. Aber «> 
gefehen von Defterreih, Hat Preußen gegenwärtig in ganz Europa nur Gegner, an 
zweidentige oder gleichgiltige Freunde, und in einem ſolchen Zuflande kamn ein Lan 
nicht Tange verharren; Frankreich war feiner im Jahre 1840 nach kurzer Friſt mir 
bis zum Ueberbruß. Ohne Zweifel twäre der veutfche Bundesſtaat flarf genug für em 
ſelbſtſtaͤndige Politik und für die freie Wahl feiner Freunde; aber Preußen allein iR et 
auch; nur find wir es nicht, fo Tange im Zweifel Hleibt, ob wir mit dem Bundebſtaaie, 
ob allein zu gehen haben. Darum nochmals, eine fchnelle Entſcheidung, und müfte fr 
durch Feſtſtellung peremtorifcher Friſten herbeigeführt werben. Sind wir beftimmt, alkia 
zu geben, fo werben wir nichtöpeftoweniger alle Rechte in Deutſchland ehren, und um 
Pflichten ald treue Bundeögenofien erfüllen; aber wir werden auch mit Ernft und Kraft 
unfere Nechte wahren, ſowohl Diejenigen, welche aus den Verträgen hervor geben, all 
diejenigen, welche ein nothwendiges Attribut unferer politifchen Macht find. Wir dirjen 
ervarten, daß dann Preußen erwerben werde, was ihm felt 60 Jahren und and in 
ben beiden Tegten gefehlt hat, eine eigene, felbftftändige ftetige Politik nach außen, ruhend 
auf den mächtig beranwachfenden Gefühlen ver Volksehre und des Volksſtolzes. 34 
boffe, bald zu erleben, vaß man fich dreimal bedenken wird, bevor man nns in officiedlen 
Aftenftücten und Reden Infolenzen zumwirft, mie deren unfere Langmuth von Großer 
und von Kleinen fo viele zu ertragen hatte. Ich bin gewiß, daß ver Nachbar nicht ai 
gerinfügige Veranlaffung einen casus belli erfinvet, wenn er ſich fragen muß: mödın 
fie wohl den Handſchuh aufnehmen? 

Ich Hoffe es bald zu erleben, daß man um die Allianz des jet ifolleten Preußen 
wirbt, wie um eine folge Braut, wenn wir, nicht mehr zwiſchen zwei Richtungen ſchra 
kend, in einer Richtung feſt ausharren, und wenn Europa weiß, daß man ſich mit und 
einlafien kann, ohne die Veſorgniß, daß wir binnen wenigen Monaten einen ante 
Weg gehen werben als Heute. 

Ich ſehne mich, es bald zu erleben, daß unfere Stimme In Deutfchland und Er 
ropa das volle Gewicht eines Staates habe, der mit geregelten Finanzen und im Je 
nern frei, neben zahlreichen Feſtungen mit angehäuftem Kriegsmaterial, 350,000 geibu 
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und wohlgeführte Streiter aufzuſtellen vermag, bie, nad) abgelegter Probe, einen kraͤfti⸗ 
gen Willen in ver Bruft und Träftiges Mark in den Gliedern haben. Darum noch ein« 
mal und immer wieder: Entweder, ober. 

Das Reichs⸗Kriegsminiſterium verfügt bie Auflöfung bes unter General v. Peus 
der ſtehenden Truppencorpe. — Die Regierungen beider Heflen, beider Med- 
lenburg und Naffaus verweilen ihre dazu gehörenden Eontingente an bie Be⸗ 
fehle des Prinzen von Preußen; das Bataillon Hohenzollern fo wie das von 
Sranffurt fehren in die Heimat vrüd, drei baierſche und würtembergiſche wa⸗ 


ven ſchon fruͤher eutlafſen. 


In Bolge der Unterwerfung Görgey’s wirb die Feſtung Arab den Deflerreichern 


ohne Widerftand übergeben. 

Gefecht bei Banfy-Hunyab (Siebenbürgen); Oberfi Urban zerfprengt eine Ab⸗ 
tbeilung Rebellen. 

Die prenßifche zweite Kammer befchlieht, bag ein Schreiben des Frhrn. v. Binde, 
worin er die Wahl ablehnt, und deſſen Mittbeilung an bie Rammer er aus⸗ 
drücklich wunſcht, nicht verlefen werben ſolle. 

Bekannimachung bes preußiſchen Minifteriums für landwirthſchaftliche Angelegen- 
heiten über die Ergebniffe der Ablöfungs» u. f. w. Arbeiten vom Jahre 1817 
bis zum Schluffe d. 3. 1848. Sie erfcheint intereffant genug, um ihrem we- 
fentlichen Inhalte nach Hier einen Plag zu finden. Es wırden: 70,562 Laf- 
Bauern mit einem Grundbefige von ungefähr fünf Millionen Morgen in Eigen- 
thümer verwandelt, 289,651 Eigenthümer, Erbzinsleute und Erbpächter von 
Dienften, Natural-Abgaben, Zehnten und Laudemien befreit, A2,819,769 Mor- 
gen (985,636 Intereſſenten gehörend) feparirt, fowie von allen Holz, Streu⸗ 
und Hütunge-Serpituten befreit, endlich über 22,000,000 Frohndienſttage abge- 
löſt. Die Enrfhädigungen Seitens der Pflichtigen beirugen: 18,544,766 Thlr. 
Capital, 1,509,992 Thaler jährliche Rente, 260,009 Scheffel jährliche Getreide: 
Rente, 1,533,050 Morgen Landabfindung. 


1 © 8.9. der Großberzog von Baden hält feinen feierlichen Einzug in Carlsruhe, 


und erläßt Kolgendes: 

„Im zwanzigften Jahre Meiner Regierung, auf die Ich mit reinem Gewiflen zurüd- 
febe, bat ber ſchmachvollſte Aufruhr, ven die deutfche Geſchichte Eennt, Mein Land mit 
Unglück und Schande bedeckt. Nur durch meine Flucht vor ber Gewalt der Empörer 
war ed möglich, noch größeres Elend zu verhüten, und baldige Erlöfung aus der Pöbel⸗ 
herrſchaft zu bringen. 

‚Auf Meinen Hülferuf an hochherzige Berbünvete haben tapfere deutſche “Brüder, 
viele von ihnen Familie und Nahrungsfland verlafienn, ihr Leben für unſere Rettung 
eingefegt. Die Kraft ihrer Treue und Befittung, verbunden mit der trefflichften Führung, 
hat das Werk des Verrathes in Eurzer Zeit fiegreich niedergeivorfen, und bie Strenge 
des Geſetzes waltet gegen die Frevler an Gut und Blut eines fonft fo glüdlihen Volkes. 

„Zurückgerufen durch Meine Megentenpflichten, betrete Ich mit dem Gefühle des 
BHitterfien Schmerzes, aber troß erfahrenen Undankes mit unvertilgbarer Liebe für das 
Wohl des Landes, den Boden Meines angeflammten Thrones, und erflebe vor Allem 
den Beiſtand Gottes zur Löfung Meiner fehweren Aufgabe. 

„Dankbar begrüßt fein die Treugebliebenen Meines Volkes! Ich empfinde ihre 
Leinen mit den Meinigen, und fuche Troft wie fie in dem Glauben und in ver Hoffnung, 
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daß die Gräuel des Bürgerfrieges ein Licht der Erkenntniß über feine Urſachen verbreitet 
haben, welches mächtiger als die Gewalt ber Waffen den anarchifchen Geiſt zu banna 
vermag. 

„sch babe, wie bekannt, Fein Opfer und keine Mühe gefchent, um eine die Freihck, 
die Einheit und die Macht unjered großen deutfchen Vaterlandes verbürgende Verfaflug 
zu fördern. Wohl ift ver Weg, auf dem Ich dieſes angefirebt, feltbem ungangbar ge 
worden. Uber ein anderer ift eröffnet, und mächtigen Bundesgenoſſen Mich anfchließen, 
habe ich nicht gefiumt, ihm mit der Ausficht zu betreten, daß er durch die Vereinigung 
Aller zum Ziele Eurer und Meiner ſehnlichſten Wünfche leiten werde. 

„Zur Bervolffomnmung ver Nechtöpflege und zur Kräftigung des Volkslebens war 
‚eine Reihe neuer Geſetze zum Vollzuge bereit, ald die Revolution mit ihren verheerende 
Bluthen hereinbrach. Der jegige Zuſtand des größeren und des engeren Vaterlandet, 
die Lage unſeres Staatshaushaltes und die Lehren herber Erfahrungen der jüngften Zeit 
fordern gebieterifch, daß die Einführung einzelner biefer Geſede vertagt und die andert 
in nochmalige Erwägung gezogen werde. 

„Die in reichem Maße gewährten Mechte und Zreihelten, vorzüglich Die ver Pıefke 
und Vereine, find zur Löfung aller Bande der Staats⸗Ordnung und zur Aufregung br 
wildeften Leidenfchaften mißbraucht worden. Es ift Meine heilige Pflicht, der Wire: 
kehr dieſes Uebels mit vollem Nachdruck zu begegnen und Maßregeln zu ergreifen, wir 
fie überall da für nöthig erachtet find, wo neben firenger Herrfchaft der Geſetze und m- 
angefochtener Helligkeit des Glaubens ein hoher Gran politifcher Breiheit befteht. 

„Große Verantwortung trifft nicht wenige Diener des Staats, der Schule und fe 
der Kirche, welche, in gerabem Widerſpruch mit ben Pflichten ihres Berufs, durch ge 
heime Umtriebe und durch offene Aufforberuug den Aufruhr begünftigt haben. 6% 
fortan unjchädlich zu machen, ift eben fo dringend geboten, ald dad Wirfen beruftttme 
Beamten Eräftig zu ſchützen. 

„Die badische Waffenehre ift — mit tiefer Bewegung fage Ich es — durch ie 
unerhörte Dieuterei des größten Theils Meines Armee⸗Corps ſchwer verleßt worden 
Es wird Mir eine ver näcften Aufgaben fein, die Bildung einer, bie nöthigen Bürg 
haften für die Zufunft gewährenden Heered-Einrichtung herbeizuführen. 

„Der Aufruhr hat das für Gewerbe und Kandel unentbehrliche Vertrauen auf 
ftärfite erfchüttert, Vielen große Verluſte bereitet, die Laſten faft Aller bedeutend erhoͤbl 
den Erwerb der Meijten empfinbli gemindert. In dieſer traurigen Lage fehe Ih ie 
ernftefte Mahnung, Alles zu thun, was Ich neben ber Befeftigung der gefeiglichen Orte 
nung vermag, um den Grebit wierer zu beleben und den Nahrungsſtand zu heben. In 
was durch Vefchränfung des oͤffentlichen Aufwandes und durch zeitgemäße und bejonnat 
Aenverung in Erlangung der Mittel hierfür zu der Erleichterung Meines Bolles gade 
ben kann, dad werde Ich herbeizuführen ſtets bemüht fein. 

„Sehr groß ift allerdings das Unglück, welches ver Aufruhr über unfer fonk # 
gejegnetes Naterland gebracht hat. Außerorbentlich find die Heilmittel, deren es in bit 
Lage bedarf. Theilweiſe fchon in Anwendung gefommen, werden fie auch fernerhin nad 
Meinen verfaffungsmäßigen Befugnifen in Anwendung treten. 

„Daß es zum Beſten des Landes gefchehen, das werden — Ich ziveifle nicht datan — 
feine Vertreter anerkennen. 

„Ein baldiger und ficherer Erfolg Meiner Bemühungen iſt aber nur dann ju tt 
warten, wenn bon ben Beflern des Volkes Ieder in feinem Kreife thätige Hand aulıjt 
und mit gerechtem, offenem Abfcheu dem frevelhaften Treiben, wo er es finbet, muthis 
und männlich entgegenwirft, flatt, Alles von ber alleinigen Thätigkeit ver Regierung 7 
wartend, durch ruhiges Zufehen das Boͤſe wuchern zu laſſen. Darum rufe Ich alle tm 
Badener feierlich auf, fid) als unerfchütterliche und unerfchrodene Freunde der gefeplihen 
Ordnung fefter als bisher an Mich anzufchließen, Mic) nicht mit der Geſinnung all, 





fondern auch mit ſtets bereiter That zu unterftüben. Dann, aber auch nur dann, wirb 
es gelingen, die tiefen Wunden zu heilen, welche der Aufruhr dem Wohlftand, der Krafı 
und dem Unfehen des Landes geichlagen hat. 

3. Beſchluß der Bürgerfhaft zu Bremen: „In Erwägung der Stellung ber größeren 
beutfhen Regierungen gegeneinander und zu ihren Völfern, — in weiterer 
Erwägung, daß ſich bis jegt noch fein größeres beutfches Volk durch feine Vers 
treter in den Kammern über biefen Gegenftand nusgefprocen hat, ſcheint es 
ihr, daß derſelbe noch nicht diejenige beftimmte Geftalt gewonnen hat, die fie 
nad ihrer Anficht und von ihrem Standpunfte aus ſchon jegt beftimmen fönnte, 
‚eine definitive Erflärung über den Beitrit Bremens zu dem Dreifönige-Bünds 
niffe und dem Berfaffungs- Entwurfe abzugeben. Sie fest diefelbe vielmehr, 
wenn nicht außerordentliche Umftände ihr die Abgabe bderfelben ſchon früher 
als gerathen erfcheinen laſſen, — bis dahin aus, daß die Stände von Hannos 
ver, Oldenburg und bie Bürgerfhaft von Hamburg ihre Erflärung über biefen 
Gegenftand abgegeben haben.’ (S. 22. Juli.) 

& | Der DürgersAusfhuß zu Lübeck erklärt, daß für dieſe Stadt zur Zeit feine Ver⸗ 
anlaffung vorhanden fey, dem von den Königreichen Preußen Hannover und 
Sachſen gefchloffenen Bündniffe beizutreten. 

8. | Adttaufend Infurgenten, vom öfterreichifchen dritten Armeecorps im Rüden, von 
ben Ruffen unter Lüders in der Front bedroht, ſtrecken bei Deva die Waffen. 

8.Feldmarſchall Radetzki verfündet zur Feier des Geburtstages des Kaiferd eine 
Amneftie für die wegen politifcher Verbrechen Verhafteten. Dennoch wird Mai- 
land der Schauplay grober Exceſſe des gebildeten und ungebilbeten Poͤbels, 
benen indeß eine empfindlihe Züchtigung der feftgenommenen Excedenten beiber 
Geſchlechter ſehr ſchnell folgt. 

18.| + Alb. Eytelwein, Ober⸗Land⸗Bau⸗Director, zu Berlin. 

19. | Vorſchlag wegen der proviforifchen Gentralgewalt, welchen das k. preußifche Ca⸗ 
binet dem Herrn v. Biegeleben (S. 9. Auguft) mittheilt. 

6. 1. Defterreich und Preußen verabreden ein Interim, und legen dafjelbe den übri— 
gen Megierungen vor, durch welches vie Gentralgewalt für den veutjchen Bund ven ge= 
nannten beiden Mächten bis zum 26. Mai 1850 anvertraut wire, fofern fie nicht früher 
an eine definitive Gewalt übergehen kann. 

6. 2. Der Zwed des Interims ift Die Erhaltung des deutfchen Bundes, ale eines 
bölferrechtlichen Vereind zur Berrahrung der Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit ihrer 
im Bunde begriffenen Staaten, und zur Erhaltung der inneren und äußeren Sicherheit 
Deutſchlands. 

F. 3. Während des Interims Bleibt vie deutſche Verfaſſungs⸗Angelegenheit, insbe⸗ 
ſondere die Bildung eines engeren Bundesſtaates, der freien Vereinbarung ver einzelnen 
Staaten überlaſſen. Daſſelbe gilt von den, nach Artikel VI. der Bundes Akte dem Plenum 
ber Bundes⸗Verſammlung zugewieienen Angelegenbeiten. 

| 6. 4. Wenn bei Ablauf des Interims Die deutiche Nerfaffungs- Angelegenheit, und 
in&befondere bie auf die Bildung des engeren Bundesftanted bezüglichen Verhandlungen, 
noch nicht zum Abſchluß gebieben ift, fo werden Die deutſchen Megierungen ſich über ven 
Kortbeftann ver hier getroffenen Uebereinfunft vereinbaren. 

$.5. Die ſeither von ver proviforifchen Gentralgemalt geleiteten Angelegenheiten, 
infoweit dieſelben nad) Maßgabe der Bundesgeſetze innerhalb ver Competenz des engeren 
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Matbed der Bundes» DBerjammlung gelegen waren, werben währenb des Imsderimd einer 
Neihs-Commiffion übertragen, zu welcher Defterreih und Preußen je 2 Mitglieder er 
nennen, und melche ihren Sit in Mainz nimmt. 

6.6. Die Reichs⸗Commiſſion führt die Gefchäfte felbftflänbig, unter Berantiveri- 
lichfeit gegen ihre Vollmachtgeber. Im alle der Stiinmengleichheit erfolgt die Entfchei- 
dung durch Verftändigung zmifchen den Megierungen von Defterreich und Preußen, welde 
erforderlichen Falles einen fchiepsrichterlichen Ausſpruch veranlafien werden. Die Geſchaͤfte 
der jeßigen verantwortlichen Reichs⸗Miniſterien gehen an Abthellungen über, in deren 
obere Leitung die Mitglieder der Reichs-⸗Commiſſion fich iheilen. 

F. 7. Sobald die Zuftimmung der Regierungen zu diefem Vorſchlage erfolgt if, 
legt ©. 8. H. ver Erzherzog Iohann vie ihm übertragenen Rechte und Pflichten is 
Bundes), ald ein für die Geſammtheit ver Nation zu bewahrendes Gut, In vie Hänie 
S. M. des Kaifers von DOefterreih und ©. M. des Königs von Preußen nieder. 

Grobe Exceſſe des demofratifchen Pöheld von Muͤhlhauſen (Reg.⸗Bezirk Erfat) 
gegen eine bort einquartierte Compagnie. 

Das kurheſſiſche Miniſterium tritt, mit Ausnahme des Frhrn. Schend zu Schwein 
berg, wieder in Thätigkeit. (S. 14. und 16. Auguſt) 

Die mecklenburgiſche Stände» Verfammlung befchließt die Aufhebung der wilden 
beiden Großherzogthümern beftehenden Union. 

Aufforderung der großherzoglich mecklenburg⸗ſchwerinſchen Lanbtage - Commilfarien 
an die Stände, bie ihnen zuftehenden Wahlen für das Staatenhaus bei 
Reichstages vorzunehmen. 

Ein aus dem badifchen Feldzuge zurüdfehrendes mwürtembergifches Regiment wid 
in Reutlingen von den bemofratifhen Einwohnern vielfach und gröblich infultit 
Die Begebenheit endet mit bedeutenden Prügeln, welde die Demofratie ia 
Empfang nimmt. 

Zünftaufend Infurgenten unter Lazar ſtrecken bei Karanſebes vor einer öͤfterreichi⸗ 
hen Abtheilung das Gewehr. 

Siebentaufend ungarifche Infurgenten vom Corps Berfey’d legen bei Bores: Jam 
vor den Ruffen die Waffen nieder. 

Graf Vecſey kommt mit zweitaufend Mann, worunter neun Schwabronen Huf 
ven, nad Groß⸗Wardein, um fi zu unterwerfen. 

Im Königreih Sachfen werden endlich die fogenannten Vaterlands⸗Vereine, der 
eigentliche Urfprung alles über das Land gekommenen Unheild verboten; ferner 
Theilnahme an denfelben ift mit Gefängnißftrafe — bis zu vier Wochen bedroht. 

Bekanntmachung bed Senats von Hamburg: „Da wegen bes Verdbleibens ein 
großen Anzahl F. preußifcher Truppen über die Zeit des Durchmarfches hinaus 
vielfach irrige Anfichten und Beforgniffe verbreitet find, fo fieht der Senat ſich 
veranlaßt, zur Kenntniß des Publicums zu bringen, dag nach den ihm gewor⸗ 
denen Erffärungen die k. preußifche Regierung bie Rechte und Unabpängigfeit 
unferes Freiſtaats in jeder Weife ehren werde. Es hat die ganze Maßregel 
darin ihren Grund, daß nad den beklagenswerthen Vorfällen vom 13. Auguf 
bie föniglih preußifche Regierung nothivendig befunden hat, eine Anzahl Trup 
pen bis auf Weiteres hier zu Taffen, um in unferer Stabt, durch welche ihre 
geregelte Verbindung mit ben in ben Herzogthümern Schleswig. Holkein befint» 
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lichen Truppen vermittelt und bedingt wird, namentlich auch mit Hinfiht auf 
eiwanige fernere Durchmärfche berfelben,. ver Wiederfehr folder Scenen vorzus 
beugen. Die k. preußifche Regierung bat außerdem darauf hingewieſen, daß, 
wenn fie auch nicht die Abficht habe, fich ungerufen in unfere inneren Angele- 
genheiten zu milchen, doch Fein Nachbarſtaat es ruhig mit anfehen könne, wenn 
von Hamburg aus bie ſchamloſeſten Angriffe und Aufhegereien fortwährend 
ftattfinden, ja, die Stadt felbft zum Mittelpunft der Beftrebungen und Wüh⸗ 
lereien der Umſturzparthei für Norbdeutfchland gemacht werde. Der Senat hat 
das Einrüden der k. preußifchen Truppen weder mittelbar noch unmittelbar 
in irgend einer Weile veranlaßt; unter den gegenwärtigen Umſtaͤnden aber, 
und nad dieſen Erklärungen der k. preußifchen Regierung wird es nicht mög» 
lich fein, die Stadt son der Laft ber Einquartierung, welche den ruhigen Bir⸗ 
ger ohne fein Berfchulden drüdt, fchon jest zu befreien. Jedoch wird ber Se⸗ 
nat nichts unterlaflen, um jedenfalls alle thunlichen Erleichterungen herbeizu⸗ 
führen u. f. w.“ 

Demofratiicher Krawall zu Leipzig, wo fih eben S. M. der König von Sachſen 
befindet. 

Bollgiehung der Ratifications⸗ Urkunde über den Beitritt S. D. bes Fürften von 
Reuß älterer Linie zu dem Berliner Bündniſſe. (S. 15. Auguf) 

Beichluß des preußiſchen Staats-Minifteriums, den über Breslau verhängten Be⸗ 
lagerungszuſtand wieder aufzuheben. 

Mertwürdiges Erfenntniß ber Anflagefammer des rheinifchen Appellations⸗Gerichts⸗ 
hofes zu Eöln: „In Unterfuchungsfachen wider Adolph Bernbach, beichuldigt: 
am 6. Juni d. J. zu Stuttgart fih mit Anderen an einem Eomplott zum Zwecke 
bes Umſturzes und ber Veränderung bed beutfchen Bundes, insbeſondere der 
preußischen Staats⸗Verfaſſung, fo wie der Bewaffnung der Bürger gegen bie 
landesherrliche Macht beiheiligt zu haben — nach Verleſung der betreffenden 
Actenftüde ıc., nach angehörtem Antrage des Herrn Procuratorg, welcher dahin 
geht, „die Anklage zu erfennen und den Beſchuldigten an den Affifenhof in Coͤln 
zu verweilen,’ — in Erwägung, daß, nad dem Geſetze vom 30. September 
1848, fein Abgeorbneter wegen feiner Abflimmungen in ber Neichsverfammlung, 
oder wegen der bei Ausübung feiner Befugnifle getbanen Aeußerungen zu irgend 
einer Zeit gerichtlich verfolgt werben darf, daß eine Auflöfung der deutſchen 
Rational-Berfammlung', als folcher, bis zum 6. Juni d. J. nicht erfolgt war, 
biefelbe vielmehr durch ihre, formell wenigftens nicht ungiltigen, Beichlüffe vom 
1. und 25. Mai 1849 ihre Permanenz bie zum Zufammentritte des Reichstags 
erflärt, die Berlegung bed Sitzes von Frankfurt nach jedem anderen Orte, und 
namentlich nad) Stuttgart, vorgefehen und ber Reſt des Parlaments ſich in bes 
ſchlußfähiger Anzahl His zum 6. Zuni d. 3. erhalten hatte; — daß unter bies 
fen Berhältniffen ber Beſchuldigte Veranlaffung hatte, ſich noch als Abgeorbne- 
ten ber Reicheverfammlung und, als folder, unter dem Schuge bes oben ers 
wähnten Befchluffes vom 30. September 1848 lebend, zu betrachten: — aus 
biefen Gründen hebt der Appellations⸗Gerichtshof den vom Tönigl. Landgerichte 
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zu Cöln erfannten Leibverhaftsbefehl vom 23ſten v. M. hiermit auf, ſetzt den 
Beſchuldigten außer Verfolgung und verordnet, daß er ſofort in Freiheit geſetz 
werben foll, wenn er nicht noch aus anderen Urſachen verhaftet iſt.“ (Vergl. 
13. October.) 


Im Königreihd Sachen werden bie mit ber Jahreszahl 1849 geprägten öſterreichi⸗ 


[hen Sechskreuzer-⸗Stücke, als zu geringhaltig, verboten. 


Die medienburgifhen Stände wählen zwei Abgeordnete für das fünftige Staaten 


haus. (S. 19. Auguft.) 


In Folge einer abermaligen dringenden Mittheilung des Senates, verhandelt bie 


Bürgerfchaft von Bremen nochmals über den Beitritt zu dem Berliner Pin 
niß, beharrt aber bei ihrem Beichluffe vom 18. Auguft. 


Die Landes-Berfammlung von Echleswig-Holftein befchließt, ſich dem Factiſchen 


ber Waffenſtillſtands⸗ Bedingungen als einer Nothwendigkeit zu fügen. 


Schreiben S. M. des Kaiferd von Defterrih an den k. ruſſiſchen Feldmarſchal 


Paskewitſch, Fürften von Warfhau: „Mit eben fo wahrhafter als gerechter 
Befriedigung haben Mich die glüdlihen Nachrichten erfüllt, welche Em. fürk 
liche Durchlaucht Mir in Ihrem Schreiben vom 16. Auguft zu melden bie 
Geneigtheit hatten. Die tapfere Armee, welche Sie führen, Here Felbmarfcall, 
welche unter Ihren Befehlen an Siege gewöhnt ift, hat in bem ungariſchen 
Kriege ben Ruhm, den fie längſt beſitzt, glänzend gerechtfertigt. Ew. fürftlide 
Durchlaucht haben auch auf den Schladhtfeldern in Ungarn neue Anfprüde anf 
die hohe Zufriedenheit Sr. Kaiferl. Majeftät, Meines allerburchlauchtigken 
Freundes und Bundesgenoſſen, fo wie auf Meine tieffte Dankbarkeit, ſich er 
worben. Die höchfte Ehre Ihrer Berbienfte, Fürſt, tft der von Ihnen erreichie 
glänzende Erfolg. Daß ein beträchtlicher Theil der aufſtändiſchen Armee, mit 
Schonung des Blutes von Tapferen, zu unbebingter Unterwerfung gebradt wor: 
ben, dies ift ein höherer Triumph als viele blutigen Lorbeern. Als öffentlichen 
und fihtbaren Beweis Meiner Iebhafteften Dankbarfeit füge Ich für Em. fürf- 
fihe Durchlaucht diefem Schreiben die Decoration des Großkreuzes Deines 
militairifchen Maria-Therefien-Ordens bei. Ohne Zweifel, Herr Feldmarſchal, 
würde Jch, wenn Ich dem Antrieb Meines eigenen Herzens folgen bürfte, einen 
undurdbringlidhen Schleier über Die Vergangenheit werfen, undtt 
Mir nur angelegen fein laffen, die Mittel ausfindig zu maden, 
welche die blutigen Wunden heilen Fönnen, bie der frevelpafte 
Aufruhr dem unglüdlichen Ungarn gefhlagen hat. Ich darf jeded 
nicht vergeffen, daß Ih Meinen übrigen Bölfern gegenüber hei 
ige Pflichten zu erfüllen habe, und bag das Geſammtwohl Meine 
Kaiſerreichs Mir Verpflichtungen und Rüclſichten auferlegt, dit 
Ich nicht aus den Augen verlieren darf. ebenfalls aber haben kr. 
fürftlihe Durchlaucht Mir Gerechtigkeit widerfahren Yaflen, wenn Sie vor 
feßen, dag Mein Glück defto vollfommener fein wird, je ausgebehnter Ich, Mi 
gerechter Würdigung aller diefer wichtigen Angelegenheiten in ihrer Gefomat 
heit, bie Milde werde walten laſſen fönnen. Genehmigen Sie, Herr Gelmt 
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fhall, von neuem bie Verfiherungen Meiner Hochachtung und aufrichtigen Ver⸗ 
kindfichfeit, womit Ich verbleibe Ihr wohlgeneigter.’‘ 

2. | Protofoll über die Unterwerfung Venedigs, aufgenommen in ber Billa Papado⸗ 
poli bei Meftre: „Es erfchienen bie Herren u. |. w. und überbringen ben 
Beſchluß ihrer Committenten und der Bevölferung Venedigs, fih Sr. 8. K. 
apoftolifchen Majeftät zu unterwerfen, mit bein Auftrage, die Art und Weiſe 
ber Uebergabe der Stadt und ihres Gebietes feftzuftellen, worüber nach beider⸗ 
feitiger Webereinfunft Folgendes beftimmt wurde: 1) Die Unterwerfung wird 
genau nah dem Wortlaute der Proclamation Sr. Ercellenz des Herrn Feld⸗ 
marſchalls Grafen Itadegfi vom 15. Auguit laufenden Jahres flattfinden. 2) Die 
gänzliche Lebergate, wie fie in der obigen Proclamation vom 1Aten beftimmt 
ift, wird in der Friſt von vier Tagen, von übermorgen an gerechnet, an bie 
hierzu eingefegte Militair-Commiſſion, beftehend aus Sr. Ercellenz dem Herrn 
General der Savalerie, Ritter von Sorzfowsfi, und dem Herrn Feldzeugmeifter 
Freiherrn von Heß, dann dem Herren Oberſten Ritter von Schlitter, Generals 
Adjutanten Sr. Errellenz des Herrn Feldmarſchalls Grafen Nadegfi, und Ritter 
von Schiller, Chef des Generalftabes des zweiten Referve-Armee-Corps, einer- 
feits, und dem Herrn Ingenieur Cavedalis, mit Beiziehung eines Stabs⸗Offi⸗ 
ziers der Marine, antererfeits geichehen. Nachdem von ben Herren Abgeorb- 
neten Venedigs die Nothwendigkeit einiger Aufflärungen in Beziehung auf die 
in den Artifeln A und 5 enthaltenen Dispofitionen der vorerwähnten Proclas 
mation vorgeftellt wurde, wird die Erflärung gegeben, bag vor Allem folgende 
Derfonen Venedig zu verlaffen haben, und zwar: 1) jene Faiferlichen Offiziere, 
welche gegen ihren rechtmäßigen Souverain die Waffen geführt haben; 2) alfe 
fremten Militaird, ohne Unterſchied des Ranges, und 3) alle jene Civil⸗Per⸗ 
fonen, welche in dem den Deputirten Venedigs zu übergebenden Namens-Ber- 
zeichniffe aufgeführt find.) Bei dem Umſtande, daß im Augenblide in Vene⸗ 
dig eine große Maſſe Papiergeld in Umlauf fei, weldies ohne den größten 
Nachtheil für die ärmſte Klaffe der zahlreichen Bevölferung vorerft nicht aus 
dem Verkehr gezogen werden kann, und bei der Nothwentigfeit der Regelung 
biefes Gegenftandes vor dem Einmarfche der Faiferlihen Truppen, wird Folgen» 
des beftimmt: Das im Umlaufe unter dem Namen von Communal-Noten bes 
findliche Papiergeld wird auf die Hälfte feines Nominal⸗Werthes herabgefegt, 
und ift die Annahme beflelben zum Zwangs⸗Courſe nur in Benedig, Chioggia 
und in den übrigen zu biefen Lagunen⸗Bezirken gehörenden Ortſchaften infolange 
beftimmt, bis nad) Lebereinfunft mit der Municipal⸗Behoͤrde Venedigs baffelbe 
durch neues Papiergeld eingelöft und erfegt fein wird, was binnen einer furzen 
Zeitfrift zu bewerfftelligen if. Die Amortifation dieſes neuen Papiergeldes hat 
auf Koften der Stadt Venedig und bes obenerwähnten Territoriums mittelft 
der Schon bemeflenen jährlichen Auflage von 25 Centefimi für jede Lira bes 





*) Die Lite enthält nicht mehr als vierzig Namen, barnnter die ven neun Advolaten ober 
ı ). Retaren, vier DOrbensbrübern ober Geiſtlichen, zwei Nobili, 
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Kataſtral⸗Schätzungswerthes und mittelſt aller übrigen Hilfemeittel zu geſchehen, 
welche zur baldigen Tilgung diefer Schuld beizutragen geeignet find. In Bes 
rücfichtigung diefer Auflage werden feine anderen Kriegöfleuern verhängt, und 
man wird bei Bemeflung derfelben Rückſicht nehmen auf folche Abgaben, die 
fhon einigen Bewohnern Venedigs bezüglich ihrer Befigungen auf dem Feſt⸗ 
ande auferlegt wurden. Was das fogenannte patriotifche Papiergeld ambelangt, 
welches gänzlich außer Circulation geſetzt wirb, fo wie in Betreff aller übrigen, 
aus was immer für einen Titel herrübrenden öffentlichen Schulden, werden 
die geeigneten Beftimmungen nachträglich getroffen werben.’‘ 

Dem Eommanbanten von Komorn (Klapfa) wird ein vierzehntägiger Warffenfil- 
ftand bewilligt. 

+ Iofeph v. Thoma, Geh. Ob. Forftrath zu Münden. 

Vollziehung ber Ratificationd-Urfunde über ben Beitritt S. 8. H. bes Großher⸗ 
3098 von Medlenburg-Schwerin zu bem berliner Bündniſſe. (6. 26. Jun). 

Kramwalls Berfuh zu Berlin, von den Demokraten zur Feier der Entlaflung eini- 
ger beftraften politifchen Gefangenen unternommen. Kann bei dem Fräftigen 
Auftreten der Schugmänner Feine Bedeutung gewinnen. 

Armee-Befehl S. M. des Kaifers von Defterreih: „Mein tapferes Heer hal 
fih neue, unvergängliche Verbienfte um Mein Haus und um das Baterlan 
erworben. Die Gefahren, womit Aufruhr und Verrath ben Behand des Rei 
ches bedrohten, find befiegt, und Euren muthigen Ihaten, Eurer heldenmüthi⸗ 
gen Ausdauer wird es die Wiederkehr des Friedend und der Eintracht im Je 
nern, bie Kräftigung feiner Macht nad Außen zu verbanfen haben. Söhre 
aller Stämme des Reiche haben ben Bruberbund, ber fie umfchlingt, in ba 
Reihen Meines glorreichen Heeres mit ihrem Blute neu befiegelt, und im edlen 
Metteifer Defterreichd alten Kriegeruhm Außeren und inneren Feinden gegen 
über glänzend bewährt. Soldaten! Euer Kaifer danft Euch im Namen des 
Baterlandes, Ihr werdet Euch ſtets gleich bleiben, ber Stolz und bie Zierde 
Oeſterreichs, die unerfchütterlihe Stüge des Throns und der geſellſchaftlichen 
Ordnung.“ 

2.| 65. K. H. der Großherzog von Mecklenburg⸗Schwerin unterzeichnet bie mit der 
Ständen vereinbarte neue Verfaſſung. 

23. | Proclamation der bisherigen Statthalterfchaft von Schleswig⸗Holſtein, durch welqhe 
man erfährt, daß die deutfche Centralgewalt bie beutfchen Regierungen gitiel 
aufgefordert hat, fih ber Ausführung des militairifchen Theiles der Bil 
fenſtillſtands⸗Convention thatfächlih zu fügen. Die Statthatterfchaft werk 
ihren Sie nah Kiel, und fordert alle Behörden und Beamteten im Ser 
zogihum auf, daß fie auch während des factifhen Beſtehens der Bern 
tungs⸗ Commiſſion die mit ihrer amtlichen Stellung verbundenen Geſqhife 
zum Wohl des Landes fortfegen, fo lange und fo meit fe ſolches mit Im 
Pflicht und ihrem Gewiffen zu vereinigen im Stande find, „Exch ı 
aber, geliebte Mübürger im Herzogthum Schledwig, fordern wir auf, mil I 
Kraft und der Hochperzigfeit, welche ein Erbtheil des ſchleswig⸗ holſteinihen 
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Stammes find, au die fchwere Prüfung, welche Euch bevorfteht, zu tragen. 
Die Statthalterfchaft beklagt es tief, diefe nicht von Euch fern halten zu Fönnen.” 


3. | Demofratifche Demonftration zu Iſerlohn; wird fchnell unterbrüdt. 


4. | Der preußifchen erfien Kammer werden von dem Minifterium die auf das berli- 
ner Bündniß u. f. w. bezüglichen Actenftüde vorgelegt. Die babei von dem 
Unter-Staatöferretais Grafen Bülow gehaltene Rede darf in einer Sammlung 
wie bie gegenwärtige nicht fehlen, und folgt daher, Tediglih mit Weglaflung 
des Einganges. 

Wir erinnern und Alle, wie im Anfange dieſes Jahres vie Gegenſaͤtze, an denen 
unfer ventfches Verfaſſungswerk von Anfang an gefranft hatte, auf eine bedenkliche 
Spitze getrieben worden. Diefer Gegenfab ſprach fih aus auf Seiten ver National- 
Berfammlung, in ber kategoriſchen Forderung einer auöfchließlichen Berechtigung, vie 
Verfafſung Deutfchlands ohne Concurrenz ter Regierungen endgiltig feftzuftellen. Auf 
Gelten der Regierung ſprach er ſich aus in dem jeften Beharren auf tem Principe der 
Vereinbarung: ein Grundfaß, meine Herren, welcher allertings an fih als herechtigt 
anerlannt werben mußte, deſſen flarred Feſthalten aber in ver damaligen Krifis nicht 
dazu beitragen konnte, eine Röfung derſelben möglich zu machen. Die Megierung bielt 
es ffir ihre Pflicht, dieſe Sonflicte, wenn möglich, zu vermitteln. Sie nahm eine Initiative 
im Sinne ber Berfländigung. Ich glaube, daß dieſes Wort am beften vie Tendenz 
ausdrückt, welche vie Megierung zu den Norfchlägen geleitet hat, welche fie durch vie 
Cirenlar⸗Depeſche vom 23. Januar an die Megierungen Deutfchlands und an tie Natio- 
nals Berfammlung in Frankfurt gelangen Tief. Diefe Vorfchläge find in den Inftruc- 
tionen, welche an den Bäniglichen Bevollmächtigten bei der Gentralgewalt am 16. und 
22. Februar gerichtet wurden, entwidelt und näher begründet worden. Sie find fpäter 
der Inhalt der Collectivnote geworden, welche die 28 Regierungen, die fich mit Preußen 
zu einem gemeinfamen Handeln vereinigten, der National-Perfanmlung zu Frankfurt vor- 
legten. Der Zweck dieſer Vorfchläge war, aus dem frankfurter Verfaſſungswerk dasjenige 
zu entfernen, was über bie wahren Berürfnifie ver bundesſtaatlichen Entwickelung binaus- 
zugehen, und eben dadurch vie Erreichung des Endziels zu gefährden ſchien. Die Regie: 
zung glaubte dieß erreichen zu koͤnnen, indem fie eine genauere Begrenzung ber Com⸗ 
peieng der Bunvesgewalt, eine Zurückführung auf den Bereich der wirflich gemeinfamen 
SIntereffen forderte, ferner, indem fie beffere Garantieen für die Wahrung ver Eri- 
flenz und des eigenthüntlichen Lebens der Einzelftaaten In der neuen Bundes» Berfaffung 
bewahrte. Die dargebotene Hand wurde weder auf der einen noch bon der anderen Seite 
angenommen. Es ſchloſſen jich zwar 28 deutſche Regierungen ben Vorſchlaͤgen an, twelche 
von unferem Berollmächtigten vorgelegt wurden; aber gerabe biefenigen Regierungen, 
desen Stimmen am fehweriten in ver Waagſchale der Entſcheidung wiegen mußten, ver⸗ 
harrten in ſchweigender Ablehnung. Die National= Berfammlung ihrerfeits ging fiber 
jene Borfchläge ver Regierungen im Gefühle einer Machtvollfommenheit hinweg, welche 
der That nach ihr nicht beimohnte, und welches eine der Haupturſachen bes erfolglofen 
Berrinnens ihrer Thätigkeit geweſen iſt. Sie führte ihre Werk, nicht ohne Uebereilung 
zu Ende, durch einen Gompromiß ber Parteien, bei welchem, jo oft wir die Entmidelungs- 
Gefchichte des deutſchen Verfaflungswerfes fiberbliken, die Erinnerung nur mit einem 
Gefühle der Trauer verweilen wird. Es entftand hieraus eine gänzliche Unannehmbarkeit 
des Berfaflungswerkes für alle diejenigen Regierungen, welche noch irgend eine ſelbſt⸗ 
ſtaͤndige Eriftenz, irgend eine Kraft des Widerſtandes bewahrt hatten, am meiften aber 
für diejenige Regierung, welche nach dem Ausſpruche ber National- Verfanmlung an 
die Spike des Ganzen berufen werden follte. 

. Die Rational» Berfammlung- hat ihrem Werke in dieſem letzten Stablum ftatt ver 
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ertwünjchten und geforberten Verbeſſerungen leider nur Berfchlimmerungen hinzugefügt. 
Es wurde unbrauchbar dem Zwede einer georpneten Entwidelung zu dienen, und lebend- 
unfäbig. 

Die Entſchlüſſe, melche unfere Negierung damals gefaßt Hat, als ihr dieſes Werk 
mit Forderung der Annahme ohne Bedingungen, entgegengetragen wurbe, finb Ihnen 
noch im frifchen Gedächtniß. Sie fanden die Billigung biefer hohen Verfammlung, umd 
ich habe nicht nöthig, auf eine Rechtfertigung derfelben bier zurüdzugehen. Die große 
Mehrheit viefes Hauſes war, wie ich glaube, mit der Megierung darin einverflanben, tap 
die Annahme der Würde des deutſchen Reichs-Oberhauptes, fo tie fie bier geboten 
wurde, in Verbinvung mit ver Verfaſſung, weder im Interefle ber Krone, noh im 
wohlverjtandenen Interefie ded Landes angerathen werben durfe. Die beutfchen Ange 
legenheiten, meine Herren, traten in ein Stadium immer fleigenver Verwirrung. Die 
National⸗Verſammlung erfchöpfte jid in Beſchlüſſen, welche den Zwed Hatten, ihr hoff⸗ 
nungslos gewordenes Werk gegen den Willen der Megierungen durchzufegen. Es kam 
zu Bejchlüften, weldye, wenn jie auch nicht offen zu Auflehnung und geſetzlichem Wiber⸗ 
ftande gegen die Negierungen aufrlefen, fo doch jedenfalls über die Grenzen des Geſet⸗ 
lichen und rechtlih Erlaubten erheblich hinüberftreiften. 

Unter den Regierungen blieb Fein Zufammenhang bed Handelns mehr. Dieſelben 
28 Megierungen, welche fich urſprünglich mit Preußen zu gemeinfamen Schritten ver 
bunden hatten, verließen dieſen Weg des einverftänhlichen Handelns Durch mindeſten 
übereilte Entſchlüſſe, nach welchen fie jich unbedingt dem in Frankfurt decretirten Der 
faſſungswerk unterwarfen. 

Es ſchien jet, ald wenn die Sache der deutſchen Einheit unrettbar der Metolution 
verfallen, und ihrem gänzlichen Untergange entgegeneilen folle. 

Eine verbrecheriiche Partei, ver e8 nur um ben limfturz jeder politifchen und ſociales 
Ordnung zu thun ift, bemächtigte fih der an ſich großen und edlen Sache, ald eines 
erwünfchten Hebeld und Vorwandes ihrer unheilvollen Pläne Es gelang ihr, durch 
mannichfaltige Drittel ver Verblendung einen blutigen Aufftand, zunächft in einem benach⸗ 
harten Rande, dann in weiteren Kreifen zu entzünven. Auch Preußen ift von vieler 
Zudungen nicht ganz verfchont geblieben. Im ſüdlichen Deutſchland, auf einem beſſer 
vorbereiteten Boden, feierte dieſe Partei vorübergehende Triumpbe. Es gelang ihr, Gem 
zum Abfall zu verleiten, bejtchende Staatd-Orbnungen umzuftopen und an deren Stelle 
für einen Augenblid republifanijche Formen zu fegen. Dieſe verbrecheriichen Verſuche, 
welche wenigſtens den Northeil gewährten, die wahre Barbe jener Partei im Angefidt 
von ganz Deutſchland zu entfalten, und manchem Verblendeten die Schuppen von im 
Augen zu reißen, fie jind rajch unterbrüdt worden. In Mitten aller diefer Verwirrungen 
war ed, mo unfere Negierung diejenigen Entjchlüffe zu faflen Hatte, deren Reſultate jekt 
vor Ihnen liegen. 

Nach jo vielen und traurigen Erfahrungen, nach fo vielen, mit aufrichtiger Hinge 
bung verfolgten und dennoch erfolglofen Veftrebungen, nach fo vielen getänjchten Hof 
nungen, mußte da nicht der Negierung die Brage wenigſtens nahe treten, ob e8 überhantt 
mit ihren Pflichten ferner noch vereinbar fei, dieſem faft hoffnungslos ſcheinenden Walt 
die Kräfte Preußens länger zu widmen? Mußte fie nicht bie Frage aufinerfen, ob + 
nicht an ber Zeit jei, die zunächft liegenden Bedürfniſſe und Intereffen des Baterlantel 
fortan in bie erjte Linie zu ftellen, ob nicht tvenigftend bie Grenze des zu Erſtrebende 
enger zu ſtecken, und jo die Loͤſung der Frage durch Beſeitigung ver größten Schwierig 
feiten zu vereinfachen jei? Es Eonnten verjchiebene Wege in Ertvägung genommen werke, 
meine Herren, um bon ſolchem Standpunkte aus eine Löfung zu verfuchen. Hunsk 
die Rückkehr, wenn auch nicht zu der früheren Organijation, doch zu dem Princip Wi 
Staatenbundes. Durch ſolche Rückkehr wäre der große Gonfliet politischer Interefim, 
welcher Die Einigung Deutſchlands Hauptfächlich erſchwert, wahrfcheinlich fogleich zu Ihn 
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geweien. Es kann nicht geleugnet werden, daß ver bisherige Bund, auch ohne Alterirung 
bes weſentlichen Principe, auf dem er.berubt, beveutender und fruchtbringender Vervoll⸗ 
fommnung fähig fei. Gr kann ven Anforderungen ver Zeit einigermaßen angepaßt werben 
durch Einführung in feinen Organismus einer aus der Vertretung der einzelnen Staaten 
hervorgehenden Vertretung der Gefammtheit, vielleicht in ver Form von Ausjchüffen ver 
Stände-Berfammlungen. Eine ſolche Gefanmt-Vertretung neben und in Wechfelwirfung 
mit dem Eentrals Organe des Bundes Fönnte viel zur Belebung feiner Wirkfamfeit bei⸗ 
tragen, fie koͤnnte dahin führen, vie Keime eined regeren und gebeihlicheren Lebens ver 
Sefammtheit, welche auch in der bisherigen Verfaflung des Bundes gegeben waren, zu 
pflegen, zu entwideln und frudjibringend zu machen. Tas jpechfiiche preußiſche Intereffe, 
meine Herren, wenn wir zumächft unjere Intereifen in Mechnung ziehen wollen, ftänbe 
einer ſolchen Rückkehr nicht abfolut entgegen. Wenn wir zurücdbliden auf den 33jäh- 
rigen Zeitraum, welchen Preußen in dem alten Bundesſtaat verlebt hat, fo Eönnen und 
müffen wir anerkennen, daß wir auf einen Zeitabichnitt zurückblicken, melcher eine Periode 
bed Friedens, ver Profperität und der inneren materiellen Enwickelung geweien ift, ver 
wir faum eine andere aus der Gefchichte unferes Vaterlandes an Die Seite ftellen Eönnen. 
Solche Betrachtungen find wenigſtens geeignet, mit dem Gedanken an eine Rückkehr in 
ben früheren Staatenbund einigermaßen zu verjühnen. Es ließe fich ferner, meine Herren, 
mit einer jolchen Reorganijation des alten Bundeslebens eine Vereinfachung feines inneren 
Organismus verknüpfen, welche wenigftens einige ver größeften Lebelttänve, an denen 
unfer beutfches Vaterland Iaborirt, wegräumen Fönnte Ein ſolcher Schaden unſeres 
deutichen Vaterlandes, ven ich beiſpielsweiſe hervorheben will, ift die Eriftenz einer großen 
Zahl Eleiner Staatskörper, welche eines felbftijtändigen Lebens nicht fähig, viel dazu bei⸗ 
tragen, Elemente der Auflöfung in den ganzen Organidmus zu bringen. Hier iſt feit 
langer Zeit eine Wurzel vieler Viebel. Mit einer Abſtellung folcher Nebel ließe fich fehr 
wohl eine Auögleichung der Intereilen des einen oder bes anderen größeren Staates in 
Berbindung bringen, und ich habe Grund zu glauben, daß man Preußen bon ber einen 
ober der anderen Seite gern die Hand geboten haben würde, wenn es auf diefem Felde 
eine Ausgleichung hätte ſuchen mollen. 

Eine folche Ausgleihung könnte fich, nach den Grundſaͤtzen einer rein materiellen 
politiichen Rechenkunſt, auch aus dem Standpunkte des Vortheils Preußens wohl plaus 
fibel machen Iaffen. 

Die Regierung Sr. Majeftät des Königs betrat Feinen diefer Wege. Sie glaubte 
eine folhe Erledigung der vorhandenen Schwierigkeiten weber mit ben gerechten Forde⸗ 
_ zungen ber Nation, noch mit ihren früheren Verheißungen, noch endlich mit ven Pflichten 

in Uebereinftimmung bringen zu können, welche die Achtung tor dem Rechte Dritter ihr 
auferlegt. Der Entichluß, welchen fie in Mitten dieſer Wirren faßte, war der, noch 
einmal die Hand auszuſtrecken nach dem, was fie in dem Strudel, der die deutſche Be⸗ 
wegung ergriffen hatte, untergehen ſah, und ed dennoch als Foftbarcd Kleinod erfannte; 
fie Hielt e8 für einen hoben und edlen Beruf, das, was ihr ald an fich wahr, berechtigt, 
ausführbar erfcheine, nicht untergehen zu lafien, ſondern «8 von dem, was der Täufchung, 
der Vorfpiegelung, ver Veberfpannung angehört, zu reinigen, e8 durch einen fcharfen 
Proceß zu tremmen von ververblichen, unlauteren Elementen, mit denen ed verjeßt worben war. 

Hiernach, meine Herren, nahm die Regierung offen und entfchienen ihre Stellung. 
Der demokratifch-forialen Revolution, welche ſich mit der deutſchen Trage zu identificiren 
gefucht Hatte, trat fie mit fcharfen Waffen entgegen, und warf fie nieder; das nationale 
Streben unternahm fie zu befriedigen. Sie iſt hierbei von der Meberzeugung haupt⸗ 
ſaͤchlich beſtimmt worden, daß die großen Grichütterungen des Jahres 1848 nicht eher 
bollftändig überwunden fein werden, die Krifis nicht eher zu einem vollen Abſchluſſe 
gebracht werben kann, als bis neben dem Siege über die Revolution auch eine politifche 
Dronung ber Dinge in Deutſchland hergeftellt fein wird, welche die Einheit der Nation 
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innerhalb der möglichen und wirklich bereihtigten Bedingungen In® Leben gerufen und 
verbürgt haben wird, bis In biefem Sinne die Verfaffungsfrage eine Erledigung erhalten 
baben wird. 

Die Forderung ber einheitlichen Geftaltung Deutſchlands im richtigen umb wahren 
Einne aufgefaßt, iſt an fich weder rebolutionair, noch ift ihre Ausführung unmöglich. 

Eie kann allervings nicht erfüllt werden durch rüdfichtlofeß Anftreben des mita⸗ 
rifchen Staates, ebenfowenig aber auch durch eine einfache Rückkehr zum Staaten-Runke. 
Eie fann nur erfüllt werben — das iſt das Mefultat, zu welchem eine genaue und ge 
wiffenbafte Prüfung dieſes Gegenſtandes Die Megierung geführt Hat — durch eine ten 
wahren und innerlich berechtigten Bebürfniffen und den gegebenen Berkältniflen bes 
Materlandes entſprechende, bundesſtaatliche Verfaſſung. Um dieſe Forderung zu verrick⸗ 
lichen, erneuerte die Regierung die Initiative, welche fie früher fruchtlos ergriffen hatte; 
fie Iud vie Negierungen Deutſchlands ein, noch einmal tie deutſche Berfafiungs-Angde 
genbeit mit ihr gemeinfchaftlih in Berathung zu nehmen. 

Auf welcher Baſis diefed Werk der Verfländigung begonnen, von welchen Borenk 
fegungen man ausgegangen ift, indem man die Megierungen dazu einlud, welche weint 
lichen Grundlagen man dabei voraudgefeht hat, darüber, meine Gerren, wird Ihnen die 
begleitende Denkfchrift und der Inhalt dieſer Aktenſtücke felbft eine vollftändige Aus 
kunft geben. 

Ich habe hier nur hervorheben wollen, daß bie Baſis der erneuerten Berfaffugyb 
Berathung der franffurter Entwurf geblieben if. Die Motive, die bie Regierung his 
beſtimmt haben, geben klar aus ven Verhandlungen felbft hervor. Sie wollte nidt, nf 
die Frucht der langen und mühenollen Beftrebungen, welche auf ven Abſchluß der nut 
fhen Verfaſſungsfrage verwendet worden waren, unberüdfichtigt bleiben foliten. Ex 
wollte eine Fortſetzung eben des Werkes, welches die zu feiner Gründung von ver den⸗ 
fhen Nation berufenen Vertreter begonnen hatten. Sie ging, in Lebereinftiimmuy 
hiermit, urfprünglich von der Vorausfegung aus, daß dieſer Verfaffungs-Entwurf, Ihe 
den man fich mit ten anderen Negierungen zu vereinbaren hatte, der damals tagenhe 
National» Nerfanmlung zu Branffurt zur Beſchlußnahme vorgelegt werden follte Ei 
hat dieſe Abficht fo lange feitgehalten, bis das Umſchlagen ver Ihätigkeit jener Va⸗ 
ſammlung einen offenen Bruch mit Preußen bervorrief, bis zu dem Zeitpunkt, wo fr 
ihre Abgeordneten von Branffurt abrief. Nachdem dieſe Wendung eingetreten, mujt 
die Berufung eines neuen Reichstags Behufs der enblichen Feſtſtellung des neum Ger 
faſſungswerkes in Dereinbarung mit den Detheiligten Regierungen, In Ausficht gem 
men werden. 

Ich erlaube mir, meine Herren, Ihre Aufmerkſamkeit nochmals auf den Inhalt de 
Aktenſtücke zu lenken, welche die hauptfächlichften Hefultate der gemeinfamen Ihätigkrit 
unjerer Regierung und ber durch das Buͤndniß zu gleichem Streben mit Ihr vereinigen 
enthalten. Tas Büntnip vom 26. Mai, deſſen Statut Ihnen vorliegt, hat einen het 
pelten Zweck, ver erfte bezieht fich auf das zunächft vorliegende dringende Berirki 
einer Vereinigung zu gemeinfamem Handeln in Bezug auf die Aufrechthaltung in & 
herbeit der Staaten nah Außen und der Orbnung und des Rechtes nad Innen. E 
Drgan für Die Zwecke des Bündniſſes wurde durch Einfegung eines Verwaltungsehl 
gefchaffen. Die obere Leitung der in militairifcher wie in politifcher Hinſicht nähen 
gemeinfamen Maßregeln, fo weit fie ver Erecutive angehören, wurde Preußen überragt 

Der zweite, fih in eine weitere Zukunft erſtreckende Theil dieſer Vereinigung u 
die Uebereinfunft über ven DVerfaffungs-Entirurf. Es ift nicht hier der Ort und mein 
Aufgabe, meine Herren, auf eine genaue Analyſe dieſes Entwurfes einzugehen; ich nd 
mir nur erlauben, tie Grund=Principien, auf denen er beruht, mit wenigen Werten #4 
berühren. 

Die Verfaffung, welche Preußen im Verein mit feinen Verbundeten dem gefemmirt 
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Deutſchland vorſchlaͤgt, iſt die des engeren Bundesſtaates in dem beſtehenden Staatenbunde, 
und unbeſchadet der Exiſtenz des letzteren. Sie ſoll durchgeführt werden auf dem Wege 
der freien Vereinigung, der freiwilligen Zuſtimmung ſowohl ſeitens der Regierungen, als 
ſeitens des einzuberufenden Reichsſtages. Dieſer Entwurf der Verfaſſung beruht auf 
zwei Vorausſetzungen; einmal auf dem Nichteintreten Oeſterreichs in den neu zu bildenden 
Bunteöftaat; zweitens darauf, daß Preußen in biefem engeren Bunde zur Vorſtandſchaft 
berufen werden müfle. Gerate aus biefen beiden Punkten find die beftigften Angriffe 
gegen das Verfahren ver preußijchen Negierung bergeflofien. Man bat daran die An⸗ 
ſchuldigung geknüpft, Preußen wolle Defterreich, ven alten Bundesgenoſſen, die erfte Macht 
bes bisherigen veutfchen Bundes, aus demſelben herausdraͤngen. Man bat die Befchul- 
digung daran geknüpft, Preußen ſtrebe rüdjicht8los der Hegemonie in Deutfchland nach; 
e8 mache aus der deutſchen Frage eine Frage feiner eigenen Macht, feines ausjchlieglichen 
Intereſſes; es Handle fich bier fortan nicht mehr um die Einheit Deutſchlands, ſondern 
nur um ein vergrößertes Preußen. | 

Diefe Anichuldigungen find in officiellen und officioͤſen Documentn und in ver 
Preſſe gegen und geſchleudert worden. Ich glaube, meine Herren, daß eine nähere vorur⸗ 
theiläfreie Betrachtung bald zu der Ueberzeugung leiten muß, daß bie Bedingungen und 
Borausjegungen, welche wir als die unerläßlichen des neuen Verfaſſungsbaues aus un⸗ 
ferem Standpunkte betrachten müjjen, eben nur aus der Borberung des Bunded-Staates 
ſelbſt mit Nothwendigkeit hervorgehen, daß aljo die Stellung, welche Preußen zu dem⸗ 
felben einnimmt, nicht dad Product feiner eigenen freien Wahl, fondern das Product ver 
Conſequenz der Principien if, welche e8 von vornherein als die Fundamental⸗Principien 
der deutſchen Entwidelung anerkannt hat. Ich Habe oben angebeutet, daß die Regierung 
die Korberung einer wirklichen bundeöftantlichen Entwidelung als eine berechtigte anerfenne, 
daß fie, wie früher fchon, fortvauernd der Erreichung dieſes Zweckes ihre Kräfte zu widmen 
entfchlofien fei. Der Begriff des Bundes⸗Staates iſt an und für ſich dehnbar, wie man 
fich ihn aber auch in der fperiellen Ausführung denken will, welche Mopificationen man 
auch für feinen ingeren Organismus zulafien mag, inımer wird verfelbe zwei Bedingungen 
nothwendig in feiner Verfafiung erfüllen müflen, ivenn er dem Begriffe des Bundes⸗ 
Staateß, den Anforderungen, welche an eine foldhe Verfaſſung geftellt werben müffen, 
nur irgend entfprechen fol. Die erfte Bedingung iſt die, daß eine Exerutio- Gewalt an 
die Spitze geftellt were, welche ſtark und einheitlich conftruirt ift, damit fie im Stanve 
fei, Deutjchland dem Auslande gegenüber ald ein Ganzes und mit Kraft zu. vertreten, 
zu fchügen, im Innern Ruhe, Ordnung und Geſetz aufrecht zu erhalten. Die zweite 
nothwendige Korberung, die man an den Bundesſtaat zu fielen berechtigt iſt, ift vie 
einer auf ven Bereich der gemeinfamen Bundes⸗Intereſſen ſich erſtreckenden, dad ganze 
Gebiet des Bundes umfaffenden Geſetzgebung. Tiefe wird fo geftaltet fein müflen, daß 
pie Geſamumtheit durch Vertretung im Volkshauſe, die Staaten aber, als individuelle 
Drganismen durch Vertretung im Staatenbaufe daran Theil nehmen. Die erfte dieſer 
Bedingungen fest an fich ſchon voraus, daß die völferrechtliche Vertretung oes ganzen 
politifchen Körpers nach Außen und die oberfle Verfügung über dad Heerweſen an die 
Central⸗Regierung eines ſolchen Bunded- Staates übergehe; bätte fie ſolche Befugniſſe 
nicht, fo würde er den Zweck eines folchen Vereins nicht erfüllen können, und auf einen 
folhen Organismus würde der Name Bundesſtaat nicht anwendbar fein. 

Eine nähere Betrachtung muß fehr bald zu ven Mefultate führen, daß dieſe For⸗ 
derung an den Bunbesftaat unerfüllbar bliebe, wenn ein Directorium an die Spitze ges 
flellt würde. Man muß ferner zugeben, daß fie eben fo wenig erfüllt werben kann, fo 
lange, wie dies in dem biöherigen Bunde der Kal war, zwei Großmädhte auch in dem 
neu zu gründenden Vereine nebeneinander daſtehen follten. Weber Preußen noch Oeſter⸗ 
reich können ihre Diplomatie, ihre Heeresmacht, ihre europAlfche Stellung aufgeben, und 
fie in eine Geſammtheit Hineinwerfen, aus welchen fie nur einen pro rata Antheil heraud⸗ 
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befommen würben. Jede biefer Mächte Tann ed nur unter ber Bedingung, daß fie auf 
gleichenn das Hingegebene wieber getvinnt, Indem fie an die Spige des Ganzen geftelt 
würde. Eine ſolche Stellung an der Spite des Ganzen Tann allein ihr die Möglichkeit 
gewähren, auch ferner in Gemeinfchaft mit dem Bundesſtaate, als veſſen Leitende Nacht 
ihre Etellung als europälfche Großmacht geltend machen zu Tönnen, ber fie nicht ent 
fagen fann und darf. 

Es ift Elar, daß keiner von beiden Staaten, wenn Ihm nicht eine ſolche Ausgleichung 
geboten wird, vie Verfügung über fein Heer und feine Politit einem Collegium alle 
deutfchen Fürſten abtreten, noch ber anderen Großmacht überlafien könnte. Es giebt hier 
feine vermittelnde Löfung. n 

Eine Betrachtung der gegebenen Verhaͤltniſſe führt auf einem ſehr kurzen Wege 
zu dem Reſultat, daß Defterreich ſeinerſeits wie geforderte einheitliche Spige des neu zu 
begründenden beutfchen Bundesſtaats nicht fein kann. 

Die Regierung Oeſterreichs iſt die einer Monarchie, welche Ihren Sauptfäiverpusft 
außerhalb Deutfchlands findet, fie Hat außerdeutſche Intereffen zu vertreten, und felbk 
bei dem replichften Willen würbe fie niemals im Stande fein Eönnen, bie oberfte Ganalı 


in einem rein veutfchen Intereſſe auszuüben. Es Tann aber ferner auch Defterreich vie 


zweite ber oben angegebenen Grundbedingungen eines Bundesſtaates, bie Theilnahme 
einer mirflihen Gemeinfchaft der organifchen Geſetzgebung, nicht erfüllen, es Tann ſich 
mit einem Worte einem deutſchen Parlamente für feine deutfchen Provinzen nicht unter 
werfen. 

Diefe Provinzen Defterreichs, welche einen Theil des jebt beſtehenden Bunbesftaatd 
ausmachen, find durch die Verfaffung vom A. März d. J. mit der Geſammt⸗NMonarchie 
dergeftalt unauflöglich verbunden worben, daß vie Zuläffigkeit einer fremden gefehgebenben 
Gewalt im Bereiche dieſes Staatskoͤrperd durchaus unmöglich geworben iſt. Diefe Eid 
lung Oefterreich8, meine Herren, iſt eine Thatfache, welche wir weder herbeigewüͤrſch 
noch zu erörtern haben, von der wir einfach zur Baſis weiterer politifchen WBeredmuns 
Kenntniß zu nehmen Haben; es ift ein Factum, das wir nicht änbern Tönnen, auf tem 
wir in der beutfchen Verfaſſung, ald auf der gegebenen Bafid weiter bauen müffen. 

Kann nun Defterreih an vie Spitze bed neu zu bildenden Bundesſtaates nicht be⸗ 
sufen twerben, fo folgt daraus, daß nur Preußen viefe Stelle einzunehmen bat. Ca Hi 
damit Die Brage eng verfnüpft: ob der Bundesſtaat überhaupt zu Stande fommm 
fann. Die Frage der preußifchen Vorftanpfchaft, dieſe viel beſtrittene Frage, füllt ledig 
lic zufanımen mit der Brage: ob überhaupt ein Bundesſtaat gefchaffen werden fann ever 
nicht. Hier ift nur nothwendige Gonfequenz, feine freie Wahl. Hiernach, meine Herr, 
ift der Dormurf eines Hinausbrängend Defterreihd aus dem beutfcyhen Staatenrereis 
nicht ſchwer zu befeitigen. Muß fich nun der neue Bundesſtaat ohne Oefterreich bil, 
mußte die Negierung zu der Ueberzeugung gelangen, daß fie nur auf dieſer Grundleze 
weiter bauen Fönne, fo mußte fie auch zugleich vie Pflicht erfennen, nach allen ihre 
Kräften dahin zu fireben, vie Berfnüpfung eines deutſchen Vundesſtaates mit der oͤſta⸗ 
reichifchen Geſammt⸗Monarchie durch cin dauerndes Band zu vermitteln; bie alten Vande, 
meine Herren, welche Deutfchland mit dem Kaiferflaate verbinden, auf benen zum großer 
Theile die Wohlfahrt beider Staatskoͤrper berubt, koͤnnen nicht leichtfertig geloͤſt werte. 
Die Regierung war fi) daher bewußt, daß fie zwei große Aufgaben zu löſen habt 
Diefe beiden Aufgaben find die Bildung red Bundesſtaates einerfelts, und die Begriw 
dung einer Gemeinfchaft deſſelben mit Oeſterreichs Geſammt⸗Monarchie auf der andem 
Ceite. Beide Aufgaben haben eine gleiche, hohe Bedeutung. Es iſt nicht möglich, di 
eine ober bie andere als untergeorbnet, als gleichgiltig zu behandeln. 

Aus dieſen Gründen, meine Herren, iſt der Entwurf einer Union zwiſchen bem mn 
zu bildenden Bundesſtaate und der öfterreichiichen Oefammt- Monarchie hervorgegangen, 
welchen Sie unter dieſen Aktenſtücken finden werben. Diefer Entwurf wurde ber Keha⸗ 
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lich oͤſterreichiſchen Regierung mitgetheilt und durch begleitenne Denkfchriften, welche eben- 
falls bier abgedruckt find, erläutert. Der Gedanke, welcher diefer Union zum Grunde liegt, 
ift der: daß zur Löfung ber Deutfchen Verfaflungsfrage die Erfchaffung zweier neben ein⸗ 
ander beſtehenden, aber mit einander eng verbundenen Inftitutionen noͤthig fei: vie eine 
würde den Bundesſtaat, und in ihm mo möglich alle Staaten, welche biöher dem Bunde 
angehörten, die andere mit ihm bie geſammte öfterreichifche Monarchie zu umfaflen haben. 
Diefe Union beruht mefentlich auf dem Gedanken, daß bieje beiden großen Körper nach 
Außen eind, im Innern gefondert, jeder feiner felbftftändigen Entwickelung, feines eigenen 
berechtigten Lebens fähig, daſtehen follen. Man kann nicht fagen, meine Herren, daß 
Preußen mit diefem Unionsproject wenig geboten babe; es machte fich dadurch anheifchig, 
für fih und im Verein mit ven Staaten, welche jich mit ihm zum engeren Bunde ver⸗ 
binden follten, einzutreten in ein Verhältnig mit Defterreich, durch welches eine vollſtaͤn⸗ 
bige Gemeinſamkeit der ganzen äußeren Politik begründet werben follte, eine Gemeinſam⸗ 
keit, welche über ein Offenfiv= und Defenfiv-Bündnig weit binausgreift, und vollſtaͤndige 
Solidarität aller Intereffen beiver in jich begreift. Es laſſen fich, glaube ich, gegen dieſen 
Gedanken viel eher noch aus dem jpecifiich preußifchen Intereffe Einwendungen erheben, 
ald aus dem der Sejammitheit, oder aus dem Standpunkte, daß Defterreich für fein bis⸗ 
heriges Verhaͤltniß zu Deutichland fein genügendes Aequivalent geboten fei. Es ſteht 
mir indeß nicht zu, ein Urtheil über vie Gründe zu fällen, welche das Kaiferliche Cabi⸗ 
net bewogen haben, den Vorfchlag zu verwerfen; es hat ihm entfchieven abgelehnt. Die 
Löfung der Frage, wie dad Verhältnig bed Bundesſtaats zu Defterreih zu vermitteln, 
wie bie gegenfeitigen Interefien auszugleichen feien, diefe große Trage, welche die Regie⸗ 
rung in ihrer ganzen Vedeutung erkennt, und bie ihr wahrhaft am Herzen liegt, muß 
noch der weiteren Zukunft vorbehalten bleiben. Preußen £onnte ſich durch jene Ableh⸗ 
nung nicht abhalten laſſen, den eingeichlagenen Weg zu verfolgen, den Ausbau des 
Bunbesflaates auf den Wegen der freien Vereinigung, auf den Wege des Friedens und 
bes Rechts, weiter zu führen, denn dieſer Weg iſt der einzige, welchen die Regierung 
Sr. Majeflät des Königs gehen kann und gehen wird. Wan bat die Berechtigung auch 
hierzu bezweifelt. Man hat in Frage geftellt, ob unfere Regierung und bie mit {hr 
berbündeten dad Mecht hätten, auf ven Wege des Bündniſſes vom 26. Mai, alio auf 
dem ber freien Bereinigung eine Imgeftaltung der Bundes-Verhältniffe herbei zu führen, 
welche, wenn fie auch den Zwecken des Bundes felbft an fich nicht zuwiderlaufe, doch defien 
Drganismus gewiſſermaßen zu abjorbiren rohe. Es kann allerbings nicht geleugnet werben, 
daß bei einer weiteren Entwidelung jenes Bünbniffes, als eines Proviſoriumo, und fpäter 
bei einer Vervollſtaͤndigung und befinitiven Conftituirung des Bundesſtaates, das Verhältnig 
beffelben zu dem weiteren Bunde, den wir als fortbeftehend annehmen, welcher dann aber 
vielleicht nur noch einige Staaten umfaßte, ein fehr eigenthüntliches werben würde. Wenn 
das Bündnig, und aus ihm hervorgehend, der engere Bundesftaat einen fo großen Theil 
deutfcher Staaten In ſich aufgenommen haben follte, daß neben diefer Einheit nur zivel 
oder drei andere Staaten in dein weiteren Bunde ftehen blieben, fo würde man behaupten 
können, daß dad Bündniß factifch den Organismus des Bundes vernichte, ihn jelbft 
aufbebe, folglich dem Bunde felbft zuwiverlaufe. 

Man Hat die Competenz beftritten, ein ſolches Vundniß wie dad gegnwärtige auf 
Grund des Artikels 11 der deutſchen Bundesacte zu errichten. Ich glaube, meine Her⸗ 
sn, daß dieſe Angriffe aus dem Standpunkte des gegenwärtigen Bundegrechts voll⸗ 
ſtaͤndig widerlegt und zuruckgewieſen werden können. Das Buͤndniß, welches Preußen 
mit den anderen Regierungen abgeſchloſſen hat, fußt auf die Beſtimmung jenes Artikels 
11, welcher den Mitgliedern des bisherigen Bundes das Recht der Bündniſſe im weite: 
ſten Umfange felbft mit außerdeutfchen Staaten geftattet. Um jo mehr muß biefer Ar⸗ 
tikel das Recht begründen, Bündniſſe mit zum Bunde gehörigen Staaten und folche, 
deren Zwecke mit denen des bisherigen Bundes weientlich parallel Taufen, und eben nur 
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dadurch eine Colliſion herbeiführen, eingeben zu koönnen. Der Artikel 6 der wienn 
Schluß⸗Akte vom 15. Mai 1820 Hat auch den Ball vorgefehen, daß durch eine Ver⸗ 
einigung mehrerer Staatskoͤrper im Wege der Gonfolivation, einzelne Gliebder des bil 
berigen Bundes⸗Organismus abjorbirt werden können. Er legt einer freimilligen Ab⸗ 
tretung der Souverainetät, und der Uebertragung mehrerer früher felbfiftänbiger Stimmm 
auf ein Glied des Bundes, kein Hinternig in ven Weg. Er macht eine ſolche Ueber 
tragung nur dann von einer Zuftimmung ded Bundes abhängig, wenn eine Stimme a 
einen außerveutfchen Staat übergehen fol. Es ift klar, daß das, was von einer Em- 
folldation verſchiedener Souverainetäten gilt, noch um fo mehr Anwendung finden muß 
auf eine Bereinigung, welche nur auf dem Wege des Bünbniffed, bei Erhaltung der 
verſchiedenen Souberainetäten der Theilnehmer, begründet wird; daß ein Wertrag rechn⸗ 
gültig fein muß, durch welchen fich eine beliebige Anzahl von Bundes⸗Regierungen zu 
einem organischen Ganzen geftaltet, vorausgefegt, wie der angezogene Artikel 6 «8 ver⸗ 
langt, daß diefe Gefammthelt bereit und im Stande fel, alle die Verpflichtungen, melde 


den Einzelnen den Bunde gegenüber obliegen, nach wie vor zu erfüllen. Es feheint au 


biefen Betrachtungen zu folgen, daß fowohl dad Yüntnif als ber künftige Bundes⸗Etau 
als eine Einheit, gefchaffen durch freitillige Nebereinſtimmung ver Teilnehmer, in. ten 
bisherigen Organismus des Bundes, mag derjelbe dadurch auch noch fo fehr in fen 


‘Proportionen verändert werben, ihre Stelle finden und verlangen Tönnen, ohne daß ma 


den Vorwurf ober den Einfpruh, ter Bund an fi} werde vernichtet, Darauf grün 
den kann. . 

Ich Habe oben auszuführen gefucht, aus welchen Gründen die Vorſtandſchaft Pre 
Bend eine nothwendige und unerläßliche Bebingung des Zuſtandekommens bed Bundel⸗ 
finates fein muß. Ich werfe einen Blick auf die Frage, wie die Löfung der Oberhaupt 
Brage in dem gegenwärtigen Verfaſſungs⸗Entwurfe verfucht worden ift, in wer Abſich, 
Ihre Aufmerkfamkeit gerade auf diefen Theil deifelben zu lenken. Es if verfucht mem 
den, diefe Frage, welche eine Hauptichwierigkeit der Einigung, ja ich möchte fagen, im 
großen Stein des Anſtoßes für biefelbe varbietet, in einer vermittelnden Welfe zu lie. 
Die Functionen des Oberhauptes, wie fie nach diefem Entmurfe ſich barftellen follen, fin 
getheilt worden zwifchen dem Vorftande, und den Fürften-Colegium, und zwar nad) tas 
Principe, daß dem Vorſtande, als ver einheitlichen Spige, alles dasjenige zukommen müft, 
was der erecutiven Gewalt angehört, waͤhrend dem Fürften-Collegium eine volle und enſſchei⸗ 
dente Theilnahme an ber Iegislativen Gewalt zugewieſen ift, alfo daß ohne DBeichluf wei 
Fürſten⸗Collegiums im ganzen Bereih der gefeßgebenden Thätigkeit, welche die neu 
Bundes⸗Regierung auszuüben haben würde, nicht8 gefchehen, nichts befchloffen werben fan, 
ohne Webereinftimmung, ohne Majoritätsbeichluß des Fürſten⸗Collegiums, welchem ſich br 
Borftand vollftändig unterzuordnen, und gegen welchen er ein Veto nidyt einzulegen hät. 


— Die ganze Initiative der Geſetzgebung ſowohl, ald die Ausübung des Veto, iſt vollfläuh 


in die Hände des Fürften-Eollegiums gelegt. — Wenn man die Thellung der Gewalt, weht 
in dieſer Weije in den gegenwärtigen Verfaſſungs⸗Entwurf einzuführen verſucht worden il, 


in Vergleich ſetzt mit dem, mas bie in Frankfurt beratbene Verfaſſung ven übrige 


beutjchen Regierungen als die Sphäre ihrer befonderen Wirkſamkeit darbot, fo läßt nd 
nicht leugnen, daß bier den Negierungen und Zürften eine fehr viel weitere Minriiic 
eingeräumt worden ift. 

Wir werden, wie ich glaube, meine Herren, noch öfter dem Vorwurfe hegepim 
dag durch dieſe Theilung der Attributionen des Oberhaupts, welches danach aus KB 
Vorſtande und Fürften» Collegium zufammengefegt if, ver einheitliche Charakter iM 
Bundes⸗Regierung zu fehr gefchwächt worben fe. Es iſt neulich aus einem bereim 
Munde ald dem meinigen von biefer Tribüne herab erörtert worben, welche Bedenken ff 
gegen biefen Theil nes Verfaffungs- Entwurfs und bie preußiſchen Zutereſn winden 
aufſtellen laſſen. 
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Man hätte aber um fo mehr hoffen dürfen, daß diefe Löjung ber Oberhaupts⸗Frage mit 
der für Preußen in Anfpruc genommenen Vorftanböfchaft die übrigen Etaaten hätte 
verföhnen mögen. Diefe Borausfeguug iſt nur zum Theil eingetreten; die Verhandlun⸗ 
eh mit ter koͤniglich baterifchen Regierung find hauptfächlih an viefen Punkte ges 

ert. 

Man hat von jener Seite unſerein Entwurfe ſehr entgegenſtehende Forderungen 
entgegengeſetzt. Man verlangt eine vollfländige Verlegung ber ganzen Erecutiv- und 
Legislativ⸗Gewalt in das Fürften-Collegium. Man will, daß dem Reichsvorſtande, dem 
dann nur ein GEhrentitel übrig bleiben würde, nichts mehr als vie Ausführung ver 
Beichlüffe des Fürſten⸗Collegiums zugeiviefen werben folle. Dies, meine Herren, heißt 
nichts Anderes, ald die einheitliche Spige in ein Directorlum ober in einen berengerten 
Bundestag umwandeln. Ich glaube, ich kann mich vor dieſer hohen Verſammlung jeber 
näheren Ausführung überheben, welche den Zweck haben möchte, zu beweiſen, daß Preu⸗ 
Ben auf Forderungen deiſer Art nicht eingehen Tann. 

Ich glaube, meine Herren, daß nichts Preußen bewegen kann, feine Sclbftftändig- 
keit, feine Macht, feine europälfche Stellung, biefe wahren Errungenfchaften unferer 
Väter, aufzugeben zu dem einzigen Zwed, um eine Inftitution zu begründen, von der 
man nicht einmal die Ueberzeugung haben könnte, daß durch fie die Macht und Einheit 
Deutſchlands gefördert werben wuͤrde. Will man in Deutfchland ven Bundesſtaat, will 
man ihn wirklich, jo kann man ihn nur haben mit ber Vorftanpfchaft Preußens, wo 
niht — nid. 

Denn, meine Herren, wenn man fich für die andere Alternative entjcheiden wollte, 
dann bliebe Preußen nur die Rückkehr zum Princip des Staaten Bundes übrig. Es 
legt nicht zwiſchen beiten im der Mitte, und es ift wichtig, daß dies anerkannt, daß 
Died laut und offen ausgefprochen were. 

Jede vermittelnde Löfung, welche vie Vorſtandſchaft in einer anderen Weije regelt, 
welche ihr nicht wenigftend das Maß von Mechten gäbe, welche ver Entivurf ihr aus⸗ 
gefeßt hat, jede ähnliche Löjung ver Oberhaupt⸗Frage würde Preußen im Intereife ſei⸗ 
ner eignen Selbfiftänbigkeit und Criftenz nothiwendig zurüchveifen müffen. Es ift diefe 
Betrachtung nicht nen, meine Herren, ed ift dieſer Orundfaß von der Regierung vom 
Anfang der deutfchen Verfaffungs-Berregung an unabänderlich feitgehalten worben. Sie 
hat ihn laut und offen ausgefprochen in ver Inftruction, melche fie am 16. Februar 
d. I. an den damaligen Bevollmächtigten bei der Central⸗Gewalt richtete, und welche zur 
Deffentlichkeit gekommen if. Es murde damals beftimmt ausgefbrochen, daß Preußen 
de8 Bundes⸗Staates nicht bepürfe um feiner ſelbſt willen, daß vielmehr die Erfenntniß 
und Beherzigung ver wahren Bebürfniffe des geſammten Deutfchlands ven Entichluß 
ſeiner Regierung beſtimmt Haben, jenes Streben zu ihren eigenen zu machen. 

Die Regierung, meine Herzen, wird auf der Bafıs des Bündniſſes, auf dem Wege 
des Rechts und des Friedens fortfahren, nach dem Ziel, welches ich oben bezeichnet 
habe, nach jenem der Begründung eined den wahrhaften Bebürfniffe entfprechenden und 
genügenden Bundesſtaates zu ftreben, bie Schritte, welche fie demſelben näher bringen 
follen, wird fie zu nehmen haben in Gemeinfchaft mit ihren Verbündeten. Es wird 
hier die Stelle fein, wo ich Eurz erwähnen kann, was zur Entwickelung des Bünbniffes, 
bon dem Sie, meine Herren, jetzt officielle Kenntniß erhalten haben, bisher geſchehen iſt. 

Es find dem Bündniſſe bie jetzt förmlich beigetreten und haben bie Acceſſions⸗Ur⸗ 
kunde audgeftellt: 

8) die Megierungen des Großherzogthums Baden, bed Kurfürftenthums Heſſen, des 
Herzogihums Naffau, des Großherzogthums Sachſen⸗Weimar, ded Herzogthumsd 
Anhalt Bernburg, des Herzogthums Braunſchweig, des Herzogthums Sachſen⸗ 
Altenburg und des Großherzogthums Medlenburg-Strelig; 
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| b) beigetreten mit Vorbehalt ver Matification find Die Regierungen des Grofhrrzogthums 

| Heſſen, des Großherzogthums Mecklenburg⸗ Schwerin , ded Herzogthums Each⸗ 
ſen⸗Coburg⸗Gotha, des Herzogthums Sachſen⸗Meiningen, des Großherzogthums 
Oldenburg, des Fürſtenthunis Schwarzburg⸗ Rudolſtadt, des Fürſtenthums NRerß 
aͤltere und jüngere einie, und die Senate ber freien und Hanſeſtädte Hamburg 
und Bremen. 

Ich muß bemerken, daß nad) den neueften Notizen, die mir vorliegen, son Seiten 
der repräfentativen Verfammlungen ber freien Stadt Bremen und tes Großherzogtkums 
Oldenburg Bedenken gegen die Ratificationen erhoben find. 

c) Die Vereitwilligkeit zum Beitritt haben vorläufig erflärt, ohne daß indeß bi 
jest eine nähere Verhandlung flattgefunden hätte, die Megierungen des Grof- 
herzogthums Luremburg, des Herzogthums Deffau-Esdthen, ver Fürſtenthimer 
Schwarzburg-Sonderöhaufen, Walde und Schaumburg-Lippe, ver Landgrafidufl 
Heflen-Sonburg, und der Senat der freim und Hanſeſtadt Lübed. 

Es find bis jeßt Feine Erflärungen eingegangen 

d) von Seiten des Koͤnigreichs Würtemberg, der Kürftenthümer GohenzollernsHetis 
gen und Sigmaringen, Lippe⸗Detmold, Liechtenſtein und von der freiem Statt 
Frankfurt. 

Daß die Verhandlungen mit ver koͤniglich baieriſchen Regierung zu keinem Zide 
geführt, und daß die Enverflärung über Annahme ober befinitive Ablehnung noch ef 
fteht, glaube ich früher bemerkt zu haben. 

Die ferneren Schritte, meine Herren, welche die Megierung auf dem Wege, deſſen 
Berfolgung fie ſich vorgezeichnet bat, zu nehmen haben wird, werben zunächit bahn 
gerichtet jein müflen, bie Angelegenheit ver Entividelung des Bündniffes zum balkigen 
Beſchluſſe zu bringen. 

Es bat fich der Negierung die Ueberzeugung vielfach aufbrängen müſſen, ta es 
nicht möglich fei, den Zuftand ver Ungewißheit in der Kriſis, in welcher vie heuride 
Angelegenheit gegenwärtig befangen und unfere Intereffen mitbefangen find, länger Ib 
hinziehen zu laſſen. Sie wird daher die Brage ftellen müflen: „entweder — over.“ 

Um auf diefem Wege vorzugehen, wird jie zunächft an Diejenigen Megierungen, 
welche noch keine Erklärung abgegeben haben, eine Einladung zu einer definitiven G⸗ 
klaͤrung zu richten haben. Sie wird, nachden auf eine ſolche Weiſe feftgeftellt fein 
wird, welches ver Umfang ded Bünbniffes jein wird, die weiteren Entſchlüſfſe zu falle 
haben, und dieſe werden gerichtet fein müflen auf die Bereinigung der Mitverbünkers 
über Einberufung des Neichstaged. ES iſt der Wunſch ver Regierung, daß dieſe Cie 
berufung möglichft bald erfolgen möge. Die fernere - Aufgabe ihrer Thaͤtigkeit wirt 
alddann die Verjtändigung mit ven verbündeten Megierungen fein über das gemeinfım 
Handeln verjelben dem zufammentretenden Reichstage gegenüber. Es find dies Kram, 
an welche ſich mannigfache Erörterungen und Eventualitäten anfnüpfen werden, auf 
näher einzugehen ich nicht für nöthig Halte. 

Am Schluffe, meine Herren, Fann ich Ihnen vie Betrachtung nicht norenthaln, 
daß wir und auch die Möglichkeit vergegenwärtigen müſſen, daß auch auf dieſen mi 
Redlichkeit, Conjequenz und Ausdauer von der Eöniglichen Regierung bisher verfolgten 
und ferner zu verfolgenden Wege das eriwünfchte Ziel dennoch vielleicht nicht errrift 
werden Fönne. Es kann die Möglichkeit nicht abgeleugnet werben, daß bie weimtächt 
Beringungen, von denen die Regierung bei ihrem gegenwärtigen Streben, bei ber If 

gabe, Die fie fich neftellt hat, ausgegangen ift, nicht erfüllt werden möchten. Kia ge 

| hört vor Allen die Vorausfegung, daß Deutfchland, und insbeſondere unfer Land, Ni 
bie Regierungen und die Voͤlker, welche zur Theilnahme an dem großen Werke berafen 

| find, und namentlich die, auf deren Theilnahme unfere Regierung vor Allem zählen 
muß, daß dieſe den Bundesſtaat wirflih und aufrichtig mit ihr wollen. 
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Sie wird hierüber zunächft die Stimme ber Vertreter des eigenen Landes, fpäter 
bie bed Neichötageö zu vernehmen haben. Sollte fie auf tiefem Wege zu der Ueber⸗ 
zeugung gelangen müſſen, daß vie iwefentlichen Grundlagen, auf welche fie gebaut hat, 
nicht vorhanden; follte der Fall eintreten — daß ihre Verbündeten nicht gleich ihr ent» 
ſchloſſen blieben, ven betretenen Weg ausharrend bis zum Ende zu verfolgen, jo würde 
fie in ber Lage fein, fi) von neuem die Frage ftellen zu müffen, ob fie noch ferner be⸗ 
rechtigt jei, die Kräfte Preußens ber Loͤſung einer Aufgabe zuzuwenden, welche hiernadh 
immer ſchwerer und unauflößlicher werben würde. Sie würde dann fich fragen müſſen, 
ob fie nicht die Sorge für die nächiten politifchen und materiellen Interejien Preußens 
dem Erſtreben eines Zieled voranzuftellen babe, welches ohne ihre Schuld etwa von neuem 
in eine ungewiſſe Ferne gerückt, und welches am Ende die Geftalt eines unaufläglichen 
Problemd annehnen würde. 

Niemand, meine Herren, mag er noch jo warm für vie Größe und Einheit Deutfch- 
lands fühlen, ich glaube, ich gehöre zu denen, die dies Gefühl chren und theilen, — 
Niemand, meine Herren, würde dann noch von unferer Negierung verlangen mögen, daß 
fie Die ganze politifhe Stellung Preußens, feine materiellen Interefien, feine Allianzen 
in rückſichsloſer Verfolgung eined Weges compromittiren follte, auf welchem jie nur von 
Gefahren, vielleicht von Feinen treuen Verbündeten, begleitet würde. Wenn die Negierung 
zu einer folchen Entſcheidung gebrängt werben follte, dann, aber auch erft dann, wenn 
jede Hoffnung des Gelingens ihr genommen werben follte, wird fie in Ermägung neh» 
men, welcher andere Weg eingeichlagen werden koͤnne, um, wenn aud) nidyt unferen lang 
gepflegten Hoffnungen, doch unjeren nächften Benürfniffen und Intereffen in LWebercin- 
ſtimmung mit denen Deutichlands Befriedigung zu gewähren. 

Sie wird dann, obwohl dies nur geringen Iroft gewähren mag, mit Ueberzeugung 
bon fich fagen koͤnnen, daß fie Alles, dag fie mehr für vie Cache gethan hat, ald man 
von ihr verlangen fonnte. Sie wird mit dem reblichen Gewiſſen, einer großen Aufgabe 
ihre beften Kräfte gewidmet zu haben, und freilich mit einer trüben Sorge für die Zu- 
funft, welcher unfer deutſches Vaterland entgegenginge, vie Löfung jener großen Aufgabe 
einer günftigeren Zukunft vorbehalten müjfen. Hoffen wir zuberjichtlich, daß biefe Wen⸗ 
dung nicht eintreten werde. Immer aber ift nüglich, auch folche Eventualitäten ſich zu 
bergegenmwärtigen. Dies jind die wenigen Bemerkungen, welche ich diefen Aktenſtücken 
binzufügen wollte. Die Einſicht verfelben, eine Prüfung des Weges, welchen Die Regie⸗ 
rung gegangen if, des Weges, welchen fie nach den Inhalt und in Gonjequenz heilen, 
was fie gethan Kat, zu verfolgen gedenkt, viele Prüfung, meine Herren, wird nun auch 
geeignet fein, Ihr Urtheil über den Antrag zu beftimmen, toelcher unferer Berathung 
noch vorliegt. 

Sie werten danach bemeſſen koͤnnen, weldyen Gebrauch die Megierung von ber er» 
meiterten Befugniß, welche Sie ihr durch eine ſolche Derlaration des F. 111 der Vers 
faflung beilegen würden, zu machen gejonnen ſci. Die Megierung Tann biefe Frage im 
Uebrigen nur ald eine offene betrachten; fie Fann fich Dabei nicht verhehlen, daß jene er» 
weiterte Befugnig, welche Sie durch Annahme des Worfchlages des Abgeortneten Camp⸗ 
hauſen ihr ertheilen mürben, fi) auf eine unbeftinnte Zukunft erſtreckt, und möglicher- 
weife über die Dauer des gegenwärtigen Miniſteriums weit hinaus reichen kann. Diele 
Frage iſt daher ganz unabhängig von der Frage eines Vertrauens⸗Votums für dad 
Minifterium. Sie fcheint mir aber eben fo wenig eine Brage des Vertrauens⸗ Votums 
für den Fünftigen Reichstag zu fein, denn ver Fünftige Reichstag wird nicht die Macht- 
vollkonimenheit haben, entgiltig über die Verfaſſung zu befchließen, fonvern er wird nur 
im Derein mit der Negierung pactiren Eönnen. Der Megierung wirb immer noch bie 
Möglichkeit vorbehalten bleiben, die leßte Entſcheidung zu treffen, fie wird auch dann 
immer noch in ver Lage fein, auf ven Math der Stände zurüdzugehen, wenn ver Ball 
einträte, wo fie für rathſam oder nöthig erachtete, jelbft wenn Iehtere die Regierung von 
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i ber Verpflichtung, «8 zu thun, vorher entbunven haben follten. Ich babe vie Ehre, dem 
Herrn Präfidenten Hiermit dieſe Aktenſtücke zu überreichen. 

2A. | Demotratifcher Krawall zu Sferlohn. 

24. | Gelungener Mordanfall auf einen preußifhen Soldaten zu Pofen. 

25. | Die Regierung läßt der preußifchen zweiten Kammer bie auf das berliner Bünd⸗ 
niß bezüglichen Actenftüde vorlegen. Was der Minifterial- Sommiffarius Ges 
neral-Rieutenant v. Rabowig bei dieſer Gelegenheit ſprach, ift von foldher Beden⸗ 
tung, daß deſſen unverfürzte Aufnahme geboten erfcheint. 

Die Königliche Regierung bat mich beauftragt, Ihnen Rechenſchaft abzulegen über 
ihr Berbalten in ver veutfchen Sache. Diefe Nechenfchaft wird eine offene und umm- 
wundene fein; Preußen bat nirgends hierin das Tageslicht zu fcheuen. Die Aftenftüde 
find in Ihren Händen; fie werden Ihnen eine volfftändige Einficht gewähren In die Ber 
bandkungen, Die mit ven anderen Regierungen hierüber geführt worben find. 

Erlauben Sie mir, daß ich als Erläuterung hierzu Die Geſichtspunkte Darlege, von 
benen die Königliche Regierung geleitet worben fit. 

Mer, meine Herren, die große politijche Bewegung, die im vorigen Jahre alle dem⸗ 
fhen Länder erfchütterte, aufmerkfam nach ihrem Urſprunge und Verlaufe verfolgt kat, 
der wird zu ber Erfenntniß gelangt fein, daß das Element, das ich Hier kurz das nationale 
nennen will, eine ver mächtigiten Triebfedern dabei geiwefen if. Ich enthalte mich eine 
weiterführenden Betrachtung über Dad Erwachen ber nationalen Strebungen, bes fi in 
den meiſten europäifchen Rändern nach den großen Kriegen fund gab. Da, wo ein po 
litiſcher Körper mehrere Volfsftämme umfchließt, ift dieſe Kraft dahin gerichtet, ven Stast 
in feine nationalen Beftanprheile zu fprengen. So geſchah es dem Königreich der Kie 
derlande, wie es der Wiener Gongreß gefchaffen; aus gleicher Quelle fließen zum große 
Theile die Kämpfe zmifchen den Dänen und Deutfchen. Auch der Fortbeſtand ver gre 
ßen Hiterreichifchen Monarchie iſt feit Jahreöfrift durch die nationalen Trennungsgelüfte 
in Frage geftellt worden; wir bürfen in Defterreich8 und in unferem wahren Interefle 
mit Zuperficht erwarten, daß es aus biefem ſchweren Kampfe überall fiegreich un glän- 
zend hervorgehen werde. 

Die entgegengeſetzte Erſcheinung tritt da hervor, wo ein Volk in mehreren Etaaten 
vertheilt ift. Hier nimmt dieſe Kraft die Richtung, die Einzelitaaten zu einer mehr ober 
minder concentrirten Einheit zufammenzubrängen. Deutichland, unjer gemeinjamed Ta 
terland, ift es, wo nach langem Verſtummen der Ruf nad) Einigung, nach Herflelung 
eines nationalen Gemeinweſens am lauteften erjchallt iſt. 

Nichts würde boreiliger fein, ald tvenn man allen Ctimmen, die jich in dieſen Ruf 
vereinigt haben, eine gleiche Berechtigung beimefien wollte. Wie viel bewußte Unwehr 
heit, wie viel irrige Auffaffung, wie viel unmögliches Verlangen find dabei Haut ia 
Hand gegangen! 

Was die demofratiiche Partei unter dem einigen Deutichland verſtand, Tiegt jch 
deutlich zu Tage. Auch Diejenigen, Die in der gemeinfchaftlichen Abftammung und Eprrdt 
die alleinige Bedingung des politijchen Lebens fehen, jind in einem gefährlichen Irtkus 
befangen Der Bildungsprocep der Staaten hängt aud) von anderen, gleich wefentliche 
Bedingungen ab; vie fremten Nationalitäten auszuſcheiden oder die eigenen Stammedge 
nofjen in auswärtigen Staaten zu beanjpruchen, ijt weder möglid, noch gerechtfertigt. 

Aber auch die Männer, welche die Einigung Deutfchlands auf deſſen wirkliche Ta 
ritorium befchränfen, haben ſich nicht von unmöglichen Forderungen frei gehalten. 

Meine Herren! Ich glaube Ihnen gegenüber ver Beweisführung überhoben zu it 
wenn ich auöfpreche: der Einheitsſtaat iſt in Deutfchland nicht zu erreihen. — & iß 
es nicht ald einheitliche Monarchie, er würde es auch nicht fein, wenn bie Partei ied 
Umflurzes je gefiegt hätte. Wenn die einheitliche Nepublit auf den Irammern der gr 
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fanınıen Staats- und Lebend» Ordnung errichtet, und für einige Augenblicke durch eine 
Schredensherrfchaft aufrecht erhalten wuͤrde, fie zerfiele in kurzer Friſt. 

Aber, meine Herren, wenn alle dieje trüben Beſtandtheile ver deutfchen Bewegung, 
wenn das Unwahre, dad Verkehrte, das Unmögliche abgezogen werden, dann bleibt das 
Wahre, dad Berechtigte, das Mögliche. Hier, wie überall, ift es viefer Kern von Wahr« 
heit, der der Strömung ihre Macht verlieh, ver das Verlangen nach einer nationalen 
Wiedergeburt zu einem ber gewaltigften Hebel ter vorjährigen Bewegung gemacht hat. 

Kann und darf Iemand leugnen, daß auf diefem Gchiete Großes, ja faft Alles ver⸗ 
abfäumt worden ift? 

Meine Herrn! Ich möchte Ihnen und mir den jchmerzlichen Nüdbli auf die Ge⸗ 
ſchichte des deutichen Bundes erfparen, ober ihn mindeſtens in vie engften Grenzen brin- 
gen. Es iſt nur zu bekannt, unter welchen Wirfungen und Gegenwirkfungen die Nation, 
nachdem fie unter dem Drude der Brempherrichaft und der Schmach der Rheinbunds⸗ 
politik zu neuen Bewußtjein erwacht war, endlich ihre Verfaſſung erhielt, und welche 
mannichfachen Urfachen e8 waren, bie auch bie befferen Keime, die die Bundesakte dar⸗ 
bot, erſticken. Das Ergebniß von 33 Jahren liegt vor ung; vie Thätigkeit ver Bundes⸗ 
Verſammlung zeigte fih faft nur im Abwehren, und auch hier hat die Iuxemburger Sache 
bewiefen, daß ſie ihren Gliedern nicht den äußeren Schuß gewähre, vie holſtein⸗ſchles⸗ 
wigſche aber, daß fie vor berannahenven Gefahren die Augen fchließe. 

Da, wo die Autorität ded Bundes in Anſpruch genommen wurde, um jene vergifs 
tenden Zwieſpalte zwifchen ven Regierungen und ihren Ständen zu fchlichten, traten bie 
unfeligen Incompetenz«Erflärungen ein, die dem Bunde zu dem Schaden noch den Spott 
aufluden. 

Konnte fo ſchon der nächiten Aufgabe nicht genügt werben, fo mußte fich pie Thä- 
tigkeit ded Bundes da als völlig nichtig erweifen, wo es fi) um pofitine Schöpfungen 
gehanbeli hätte, die Artikel ver Bundes-Akte, die über den völferrechtlichen Verein hin⸗ 
aus gemeinnügliche Inftitutionen in Ausficht flellten, find nie in Erfüllung gegangen; 
es war unmöglich, vie Particular-Intereffen nach irgend einer Richtung bin in Einklang 
zu bringen. 

Meine Herren! Tas Schaujpiel, welches dieſes letzte ganz Deutichland umfaſſende 
Drgan darbot, war ein traurige! Niemand, der mit der nug= und mürbelofen Befchäf- 
tigung des Bundestages, zumal in feinen legten Iahren, näher befannt ijt, wird fich eines 
Gefühle ermehren können, an den Kummer und Unmuth gleichen Theil haben. Ich 
richte hierbei nach Feiner Seite hin die beſondere Anklage; aber die bieraus hervorgegan⸗ 
gene Thatfache ift unleugbar: vie Verachtung gegen ven Bund, und hiervon unzertrenn= 
lich Die Abneigung gegen feine Glieder. Nicht blos die revolutionaire Partei war es, 
bie diefed Gefühl hegte und begünftigte, auch bei den Beſſergeſinnten hatte es tiefe Wur⸗ 
zen gefchlagen. Allerdings mußte e8 in ven neueren und Fleineren Staaten mehr in ben 
Vordergrund treten, als in den älteren und größeren; aber wer twill leugnen, daß biefe 
Stimmung überall eine der wirkſamſten Vorbereitungen der vorjährigen Erfchütterung 
geweſen if! 

Soll und muß daher die Mevolution geendet werben, und zwar nicht durch Gegen⸗ 
revolution, nicht blos dadurch, daß vie zerftörenden Kräfte gewaltfam niebergehalten wer⸗ 
den, fondern zugleich durch Befeſtigung des Mechtözuftandes in Deutſchland, fo iſt Der 
Abſchluß der veutfchen Verfaffungs-Krife, die Aufrichtung einer politifchen Orbnung, die, 
wie bereit8 in ver anderen Kammer ausgefprochen worden, vie Einheit der Nation inner⸗ 
halb ihrer möglichen und berechtigten Bebingungen verbürgt, bie erfte und oberfte Bedin⸗ 
gung jedes Selingens. 

Die Eönigliche Regierung hat ſich daher nicht entziehen dürfen, dieſe Frage zum 
Gegenftande der ernfteften und reiflichften Erwägung zu machen. — Es boten fich meh» 
sere Wege dar. 4 
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Als der erfte kann die Umwandlung des gefammten biöherigen deutſchen Bunbes 
in einen Bundesſtaat durch dictatorifche, endgiltige Anordnung bezeichnet werden. Es ik 
dies befanntlidh der Weg geweien, ven die Nationale Berfammlung in Frankfurt a. N. 
einfchlug. 

Meine Herren! Cine jpätere Zeit wird über das, was vie Mehrheit in biefer denl⸗ 
würdigen VBerfammlung anftrebte, ein unbefangeneres Urtheil fällen, als es jet von ent⸗ 
gegengefegten Seiten her geichieht. Sie wirt den Zuftante Deutichlands, den Eintrüden, 
unter denen die Verſammlung tagte, dem Geſchicke aller parlamentarijchen Partei⸗Kaͤmpfe 
gerechte Nechnung tragen. Eie wird vor Allem nicht bloß betrachten, was die National 
Derfanunlung getban, jondern cben fo fehr, was fie von Deutichland abgewehrt kat 

Aber eben fo wenig, meine ‚Herren, wird dieſes zukünftige Urtheil die Augen fehle 
Ben Dürfen vor den Mängeln, die an dem eingefchlagenen Wege hafteten. Der Bundei⸗ 
ſtaat wurte in einer Weiſe befinirt und aufgefaßt, die mit ven factifchen Verhaͤltniſſe 
nicht vereinbar war. Die Verfaffung ver NationalsBerfammlung ging auf eine politide 
Form hinaus, die dem Einheitsſtaat näher lag, ald demjenigen Staaten-Staate, der fir 
Deutſchland erforderlich und zulaͤſſig ift. 

Die Allgewalt, welche die Verſammlung ſich beilegte, waͤre nur durch republilari⸗ 
ſchen Terrorismus zu realiſiren geweſen, alſo durch Umwälzungen, bie der conſervative 
Sinn ver achtbaren und patriotiſchen Mehrheit von ſich wies. Die Natur der Eat 
daher, chen fo fehr ald Die Achtung vor ven beftehenden Rechten, hätte auf eine Berriw 
barung mit den Negierungen hinführen müflen, und e8 durfte hiervon ſelbſt nicht we 
Meforgniß vor den Schwierigfeiten abhalten, die fich daran Enhpften. Ohne Zufanmes 
mwirfen der Gefammt= Bertretung mit den Einzels Regierungen Eonnte nur zerflört, wicht 
aufgebaut werben. 

ALS letzter Vorwurf gegen den Gang der Mehrheit ver National-Berfammlung müfen 
die Irandactionen mit ihren principiellen Gegnern kezeichnet werben. Aus tiefem 
Abwenden von ven eigenen politifchen Grundſätzen find befanntlih die Zugefländzifk 
hervorgegangen, welche Die Verfaſſung vom 28. März der Demokratie macht. Ban 
mochte vorausſetzen, daß es fpäter möglich fein werde, dieſe gefährlichen Anomalieen wie 
der auszufcheiden, aber fchon das Benehmen der Oegner, ihre unverbüllte Freude au 
dieſem Ausgange des Verfaſſungswerkes hätte davon überzeugen follen, welchen Anfichten 
und Plänen man die Thür öffnete. 

Es ift Ihnen, meine Herren, aus den Noten vom 23. Januar und 16. Februar 
befannt, daß die Fönigliche Regierung Alles aufbot, um noch vor ber zweiten Leſung ja 
einer Nerftändigung mit der National Werfanmlung zu gelangen, aber auch, daß vbirfe 
Demühungen chen in den wefentlichiten Punkten ohne Erfolg blieben. Die Ratione 
Berfammlung verfündigte ihre Verfaſſung als endgiltig, und erflärte, daß fie auf ferum 
Entgegnungen und Abänterungen nicht eingehen Fönne. 

Es handelte ſich Daher nur noch um eine einfache Uinterwerfung. Konnte bie pw 
ßiſche Regierung ſich dieſem Gebote fügen? Nein, meine Herren, fie konnte und durſt 
es nicht! Sie würde Preußen als Preußen aufgegeben, feine glorreiche Geſchichte abge: 
ichloffen, feine Verwaltung, feinen Haushalt gefährlichen Experimenten preisgegeben hakın. 

Sie würde anderen Regierungen Zivang angethan haben, einen Zwang, ver ki 
Defterreich undenkbar ift, bei ven mindermächtigen Staaten aber ſchreiendes Unrecht ge 
weien wäre. Blicken Eie, meine Herren, auf die damaligen Bewegungen in Gtutigen 
und Dresden, und fragen Sie fi, ob folche und andere dann unaußbleibliche Gene 
tbaten gegen vie rechtmäßigen Regierungen unter Preußens Aegide gefchehen durſtea! 
Statt des in jener Verfaffung inftituirten Kaiſerthums wäre die Anarchie das Eee 
Deutfchlands geworden. Meine Herren, die Negierung des Königs durfte fich nicht der 
dem Glanze verloden laſſen, ver bie fogenannten großen Entfchlüffe begleitet. Des fa 
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jene politifchen Akte, die man je nach dem Erfolge als höhere Staaröflugheit preift, oder 
als ehr⸗ und pflichtvergefienen Macchiavellismus züchtigt. 
| Was nun hat Preußen damals auf dieſes Andringen erwiedert? Die Erflärung, 
die in diefem Haufe am 4. April gegeben wurde, fagt: Die Verfaſſung bebürfe ver 
Zuftimmung der Regierungen; Preußen werde hierüber mit den anderen Regierungen 
zu Rathe geben. Es fei hierzu weder Die Finftimmung aller Glieder des früheren Bun- 
bes erforderlich, noch werde eine Majorität verfelben die Minorität binden Dürfen; ber 
Bundesftaat werde fich aus denjenigen Staaten bilden, die fich ihm freiwillig anfchließen. 
An die Spibe dieſes Bundesſtaates zu treten, fei Preußen bereit. 

Diefe gerechte und befonnene Erklärung ift ed nun, Die von entgegengefeßten Seiten 
ber Anfechtungen erlitten bat. 

Während die Einen davon ausgingen, daß vie preußifche Regierung lediglich zu 
pollziehen habe, «was die National» Berfanmlung anordne, verlangten die Anderen, daß 
Preußen ſowohl die conftituwirende Xhätigkeit Der NationalsVerfammlung, ald auch deren 
Ziele als nichtig und verwerflich Hinftellen freie. 

Diefe letzte Forderung, meine Herren, leitet nun zu ber Betrachtung des zweiten 
Weges, der der Eöniglichen Regierung anempfohlen wird. Es wäre dies die Nüdfüh- 
rung auf ben biöherigen Bund, mit denjenigen Verbeſſerungen, vie auf einer folcdhen 
Grundlage zuläjjig find. Es ift nicht zu überjeben, daß mannigfache Gründe für einen 
ſolchen Entſchluß angeführt werden können. Die befonveren Schwierigkeiten in dem Ver⸗ 
haͤliniſſe Defterreich8 zu dem deutſchen Verfaſſungswerke — der Widerwille der mittleren 
Staaten gegen Opfer an ihrer Souverainetät — die Möglichkeit einer verfuchten Ein- 
mifchung des Auslandes. Ja, wem ift es unbefannt, daß auch in unferem eigenen Lande 
ſich achtbare Stimmen erheben, tie in der engeren Einigung Deutjchlands nur eine Schwä- 
Kung Preußens erbliden, in tem Streben nach einer verfaflungsmäßigen, ftaatlichen 
Verbindung nur ein Zugeſtändniß an tie Revolution, und vie daher verlangen, daß 
Preußen fi auf feine auswärtigen Allianzen flüge, flatt auf die nationale Gemeinfchaft. 

Daß, meine Herren, noch Manches durch Erweiterung und Derbefferung der Bun⸗ 
des⸗Akte von 1815 zu geminnen, daß noch erhebliche materielle Kortfchritte auch in dem 
früheren Bundeswege erreichbar ſind, darf nicht verfannt werben. Aber es würde hier⸗ 
bei der Grundcharakter des Staatenbundes unverändert bleiben, ein völferrechtlicher Verein 
fouverainer Staaten, die ihre Geſellſchafts⸗Intereſſen durch freie Llebereinkunft auf einem 
permanenten Congreß ihrer Bepollmächtigten betreiben. Ob dieſe Benollmächtigten ledig⸗ 
lich aus Inftruirten Geſandten beftehen, oder ob neben dieſen noch Abgeordnete einzelner 
Rändifcher Körper mitwirken, begründet Eeinen weſentlichen Unterjchied. Immer wird 
es der Hauptgegenſatz bleiben, daß in einem wahren Bunbesflaate cine Eentralgewalt 
beſteht, alfo eine Oberhoheit des Ganzen über die einzelnen Glieder, deren Verfügungen 
unmittelbar verbinvlich für die Bevoölkerungen find, während in dem Staatenbunde die 
Befchlüffe des Geſellſchafts ⸗Vorſtandes nur deswegen und nur inſoweit verbindlich find, 
als die Einzelftanten fie annehmen und verfünven. Das einzelne Glied in dem Staaten- 
hunde, das diefen Beichlüffen nicht Folge leiftet, verlegt nur eine Vertragspflicht, das 
einzelne Glied in dem Bundesſtaate hingegen, dad den Gehorfam gegen bie Anorbnun« 
gen ver Gentralgeiwalt verweigert, begeht Rebellion. 

Meine Herren, dicſer Gegenſatz iſt es, welcher der Aufrichtung eines wahren Bun⸗ 
desoſtaates in Deutfchland, nachdem Kaiſer und Reich unter dem Andringen des Particu- 
larismus zu Grunde gegangen find, fo große Schwierigkeiten bereitet. Dennoch, meine 
Seren, hat die Negierung des Königd ven fcheinbar leichteren Weg nicht einfchlagen 
bürfen. Sie konnte es nicht, weil er ungerecht und unweiſe iſt. 

6 ifk ungerecht, weil er die Zufagen und Verheißungen bräche, bie der deutſchen 
Nation wiederholt und feierlich gegeben worden find, Cr iſt unweife, weil er vie Revo⸗ 
lution nicht fchließen, ſondern verewigen würde, 


110 


28. Auguſt. 38. 





Ein folches Verfahren von Seiten der beutfchen Megierungen würde ber Partei dei 
Umfturzes die fchärfften Waffen liefern, vie mächtigften Bundesgenoffen zuführen. Was 
wir an einigen Punkten in leßter Zeit faben: die Verbrechen Einzelner, die fich dem 
Aufruhre in dem Wahne anfchlofien, der Kampf gegen bie beſtehenden Regierungen 
gelte dem einigen Deutfchland, das würde dann als allgemeine, als bie traurigſte aller 
Berirrungen auftreten! Die nächfte biftorifche Krife, die über unfer Vaterland Hereinbrädk, 
würde einen Kampf auf Leben und Tod gegen die Einzelregierungen ſehen, vielleicht gegen 
die Monarchie überhaupt. 

Meine Herren! Wenn es weder gerechtfertigt werben konnte, ſich auf den biöherigm 
Staatenbund zu befchränfen, noch ihn zwangsweis in einen Bundesſtaat umzuwanbch, 
jo blieb nur übrig, innerhalb des bisherigen Vereines den Bundesſtaat für diejenigen 
deutfchen Lande aufzurichten, die feiner bedürfen; alfo einen engeren Bund in dem weiteren 

An zwei Beringungen tft dann dad Zuftandebringen des emgeren Bundesſtaates 
gefnüpft: an die freie Zuftimmung der Regierungen und an die freie Annahme burg 
eine National Vertretung. 

Welches, muß man dann weiter fragen, ift die Auffaffung des Bundesſtaates, tie 
den factifchen Verhältniſſen unferes Vaterlandes angemeffen if? 

Nah Außen Tann und muß Deutfchland ſich als eine Einheit varftellen! Eeint 
Politik, feine Vertretung dürfen nur als ein Ganzes daſtehen, mit deffen einzelnen Theis 
fen dad Ausland nichts gemein Hat. 

Meine Herren! Bedarf es des Nachweiſes, daß eben in biefer Forderung, fo mie 
fie das Kennzeichen jedes echten Bundesſtaates abgiebt, auch die Lebensbedingung da 
Nation enthalten it? Wahrlich, wer in bie legten beiden Jahrhunderte unferer Geſchichte 
zurücblidt, der wird eher verfucht werben, in tiefer Schaam fein Angeficht zu verhälen, 


als für die Beibehaltung einer auswärtigen Politik ver Einzelſtaaten in die Schrunfen 


zu treten. 
Eben fo ficher ift e8 aber auch, daß dieſer oberſte Grundfag nirgends ausfchlirk, 


daß nach Innen die rechtliche und biftorifche Selbfiftänvigfeit der deutfchen Lande unım ' 


getaftet bleibe. Was der einzelne Staat mit feinen Kräften vermag, das foll tie Ga 
tralgewalt weder ftatt feiner, noch mit ihm thun; es bleibe bie alleinige Sache fein 
Negierung und feiner Stinde. Die Geſammtregierung und die Geſammtvertretung ner 
füge nur da, wo der einzelne Staat eben ald Ginzelner nicht genügt, ober wo mehren 
Staaten zufanmenivirfen müffen. Sie vermittele ferner, mo es gilt, Inftitute im all⸗ 
feitigen Intereffe ind Leben zu rufen, zu welchen der Anſteß und bie Leitung von rim 
Mittelpunfte ausgehen muß. 

Damit nun der Bundesſtaat vie Mittel zur Erreichung dieſer Zwecke befige, berarj 
er einer gefeggebenden und einer ausführenden Gewalt. Das Parlament wird hierbe 
ſowohl die Intereffen der Geſammtheit, ald vie der einzelnen Staaten zu beachten hakın; 
feine Organijation ald Staatenhaus und Volkshaus, oder wie man fonft wie beiten Ber 
ftandtheile der Vertretung nennen möge, entfpringt aus biefer poppeltn Aufgabe. 

Eben jo veutlich ftellt fich die Forderung heraus, daß die Executivgewalt eine kraͤf⸗ 
tige und einheitliche fein müſſe, um ihrem Berufe in Deutfchland wirklich zu genügen. 
Sie muß eine kräftige fein, alfo Feine Fiction, Eeine Delegation, ſondern fühig, duch 
eigene Macht die minder Mächtigen zu fhügen. Wenn in einer Republik die Erecutit 
gemalt einen ober mehreren Beamten des Gemeinwejend übertragen werben Eönnte, 10 
[ehrt doch jede nähere Betrachtung, welch widerfinniges Verhaͤltniß ſich in einem and 
Monarchieen beftchenden Bundesſtaat da bilden müßte, mo jedes einzelne Glied eigen 
Macht zur Ausführung hätte, nur nicht Die Gentralgemalt. Eben deshalb muß vet 
einheitlich jein, da ein Direstorium nur burch Delegirte wirkfam werben kann. Ei 
dieſe von den einzelnen Regierungen unabhängig, ſo ſtehen fie völlig machtles ba; jew 
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bein fie hingegen als teren Berollmächtigte, fo legt vie Gefchichte des Bundestages nur 
zu klares Zeugniß von dem Erfolge ab. 

Was Hiergegen on mehr als einer Seite und in mehr ald einer Abficht eingewendet 
worben, ift der Eöniglichen Negierung nicht unbekannt geblieben. Es Hat ihre fefte Ue⸗ 
berzeugung ton der Nothwendigkeit der einheitlichen Grecutivgeivalt für einen deutſchen 
Bundesſtaat nicht zu ändern vermoct. Alle anderen Formen und Einrichtungen erſchei⸗ 
nen dagegen ald verhaͤltnißmäßig minder weientlih. Das Gejanmt=- Parlament und die 
Einheit der Erecutive find Die Grundbedingungen des Bunbesftaated: außerhalb dieſer 
liegt nur der nölferrechtliche Staatenbund. 

Diefed, meine Herren, find die Borberfäge, von denen tie Regierung bei ihren Ver⸗ 
faffung&-PVorfchlägen ausgegangen iſt. Tie Mängel und Bedenfen, mit denen ver franf- 
furter Entwurf behaftet war, mußte jie in dem ihrigen vermeiden. Daher keinen cen⸗ 
tralijirten Einheitöftaat, feinen Zivang zur Annalıme, keine demokratiſchen Eoncefjionen! 

Auch diejer Verfaſſungs⸗Entwurf hat, wie zu erwarten war, mannigfache Angriffe 
erfahren; fie gehen dabei von fo entgegengefehten Richtungen aus, daß fie fich, paarmeife 
zufammengeftellt, aufzuheben pflegen. Der Entwurf behalte zu viel von dem frankfurter 
Verfaſſungs-Entwurf bei — er gebe zu viel davon auf. Gr capitulire mit der Demos 
Eratie — er fchließe fie gänzlich aus. Cr centralijire zu viel — er centralifire zu wenig. 
Er lege vie eigentliche Gewalt in das Fürſten⸗Collegium — er lege jie ausfchließlich in 
den Neichönorftand. Er rernichte Preußen zu Gunften der anderen deutichen Staaten — 
ee vernichte die anderen deutſchen Staaten zu Gunſten Preußens! 

Meine Herren, ich weiß vollkommen, daß nicht bei allen logiſchen Gegenfägen eine 
Mitte möglich, geſchweige denn richtig it. In dieſem Kalle aber mögen ſolche, mit eben 
fo viel Gehaͤſſigkeit als Unkenntniß vorgebrachte Anklagen vielleicht dazu Lienen, ven 
Unbefangenen zu einer verſtaͤndigeren Beurtheilung unferer Vorjchläge hinzuleiten. 

Indem die Meg erung fie Ihrer frein Prüfung übergiebt, hat fie Ihnen zugleich 
die Aktenftüde über die Verhandlungen vorgelegt, Die dahin geführt haben. 

Ih geftatte mir an dieſe noch einige Betrachtungen zu knüpfen, die zum Verſtaͤnd⸗ 
niß des Geſchehenen und zur Bezeichnung des gegenwätigen Standpunktes dienen können. 

Meine Herren! Tie Regierung, indem fie den Weg der freien Vereinbarung betrat, 


hat ſich nicht einen Augenblick die großen Schwierigkeiten verhehlt, denen ſie begegnen 


mußte. Hätte fie hierin nicht Die Befolgung einer heiligen Pflicht gegen Preußen und 
Deutfchland gefehen: wahrhaftig, fie würde jich dieſer mühfeligen, undankbarſten Aufgabe 
nicht unterzogen, fondern dem Laufe der Ereigniffe überlailen haben, zuvoörderſt die Vers 
bindung zu heilen, die Sclbftfucht zu brechen, die ihr fo mannigfach entgegengetreten 
find. Preußens Gefahr bei längerer Zögerung wäre ficher die geringere geweſen. 

Wenn jeder deutfchen Regierung die Wahl völlig frei blieb, ob fie fih dem Bun⸗ 
deaſtaate anfchließen wolle over nicht, jo mußte jich jofort die Frage aufdrängen, in wel 
ches Berhältniß der engere Verein zu benjenigen Staaten treten werbe, die ſich ihm nicht 
anfchließen Eönnen oder wollen. 

Sol Deutfcland, das Deutjchland, das von ven Ebenen der nordiſchen Halbinfel 
bis an die julifchen Alpen, von ver Eifel bis an die Leitha reicht, foll dieſes Deutfchland 
zerrifien werden, foll ed in dem Augenblicke an feiner äuperen Macht einbüßen, wo es 
nach feiner inneren Kräftigung ringt? — Meine Herren, das ganze Gewicht diefer Frage, 
die ganze unermeßliche Bereutung einer ſolchen Spaltung kann Niemand Iebendiger 
empfinven, ald die Regierung Preußens. ie hat es daher vom Anbeginn ber Verband« 
lungen an als die zweite große Bebingung erkannt, daß Deutichland durch Die Bildung 
eines engeren Bundesſtaates nichts an der bisherigen Gemeinjchaft alfer feiner Glieder 
verlieren dürfe. Als oberfter Grundſatz galt ihr: daß Fein beutfcher Staat mit den 
übrigen Iofer verbunden fein durfe, als es biöher bie Staaten des deutfchen Bundes 
waren. Wir Betrachten Died als ein Geringites, ald einen Ausgangepunft, von dem 
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aus eine noch fruchtbarere Gemeinichaft aller Bliever des Bundes von 1815 anzufire 
ben ſei. 

Sie fühlen, meine Herren, daß hier zunächft und hauptjächlich von der Stellung 
Oeſterreichs zu Dem teutfchen Verfaſſungswerke vie Rede fein muß. Laſſen Sie mid 
hierüber zu Ihnen wit der Offenheit fprechen, die der Gegenſtand erheifcht, und tie tad 
gute Bewußtſein ver preußifchen Regierung uneingefchränft geflattet. 

Gewöhnlich ftellt man hierbei die fogenannte Oberhauptöfrage in Die vorderſte Meike; 
hierin wird das Hinderniß zu einer Verfländigung mit Oefterreich über die Neugefal- 
tung Deutfchlands gefucht. Meine Herren, dies ift ein großer Irrthum. Unſer Vorjchlag 
über vie Bildung einer Regierung für ven Bunbeöftaat ift nicht felbfigewählte Prämiſſe, 
fondern nothwendige Folgerung. Wie viel abfichtliche und unabjichtliche Mißdeutunge 
find hierüber in Umlauf gefegt worden! Man ift, und leider nicht blos in den niederen 
Schichten, fo weit gegangen, in unferen Borfchlägen die Abficht zu juchen, Defterrid 
den Eintritt in den Bundesſtaat unmöglich zu machen. Unkenntniß und böfer Wille 
haben dieſes Thema reichlich ausgebeutet. Und gleichwohl hätte jede, auch nur einiga= 
maßen verftändige und ehrliche Erwägung jofort Aufichluß über den wirklichen Thatbe 
ſtand geben müffen. Meine Herren! Wenn die Stellung Defterreihs und Preußens zu 
einem zukünftigen Bundeoͤſtaate eine gleiche wäre, jo hätte man allerdings fordern können, 
daß der Verfaſſungs⸗Entwurf für beide Mächte einen gleichen Plaß bezeichne. Ob dam 
überhaupt eine wahre Erecutiogewalt, und demnach ein wahrer Bundesſtaat in Deutſch⸗ 
land nıöglich wäre, darüber habe ich bereits gefprochen; für die augenblidliche Betrachtung 
darf davon abgelehen werben. Uber ich frage weiter: würbe Defterreich, wenn es Glia 
eines Directoriumd wäre, oder einen Turnus einginge, over felbit an vie Spike trät, 
würde Defterreich dann die anderen Bedingungen dieſes fhon auf dad geringfle Maß ve 
Einigung zurüdgeführten Bundesſtaates wirklich und vollſtaͤndig übernehmen Eönnen? 34 
abftrahire hierbei noch gänzlid) von der augenfälligen Anomalie, daß derjenige Theil dieſer 
Beringungen, der fich auf die auswärtige Politif und auf den Oberbefehl des Kriege 
heeres bezieht, für Defterreich nur ein bloßer Schein fein würde, da es beide Befugnife 
wieder in feiner Eigenſchaft als außerbeutiches Neich geltend machen müßte. Preußen 
feßt in einen deutichen Bundesſtaat jeine ganze europäliche Eriftenz ein, an Oeſterreic 
erginge nur Die Frage, ob es jich den inneren Bedingungen bed Bundesſtaated anſchlie⸗ 
ßen koͤnne und wolle. 

Zur Beantwortung dieſer Frage bitte ih Ele, meine Herren, Ihren Blick auf die 
nächfte Vergangenheit zu richten. Die öfterreichijche Ülegierung, zur Zeitung des biökrri- 
gen deutſchen Bundes berufen, vermochte ſich diefer Aufgabe nicht in einer Weile hinzu 
geben, tie eine fruchtbarere Entwickelung des Bundes zugelafien hätte. Ich fehe bierin 
feinen Vorwurf, ſondern lediglich die natürliche Folge davon, daß die üÖfterreichiich-beut- 
fchen Lande zugleich zu einem ftaatlichen Verbande gehören, deſſen Glieder damals zum 
verhältnigmäßig loſe verbunden, dennoch alle Intereffen und Pflichten eines großen au 
wärtigen Staatskoͤrpers theilten. 

Wie aber, meine Herren, haben hierin vie politiihen Beränverungen des Ichin 
Jahres gewirkt? Die Forderungen ver beutjchen Nation nach Einigung find in km 
Maße gewachſen, daß der vorgelegte Verfaſſungs⸗Entwurf, wie ſchon gejagt, ala va 
beichränfteiter Ausdruck gelten muß. Und gleichzeitig hat Defterreich feine font fe 
ſelbſtſtändigen Glieder zu einer ſtark centralifirten conftitutionellen Monarchie verbunden 
Alſo während jeder Verfuch, die öfterreichifchen Erblande an der Entwidelung Deutfchlaus 
gleichmäßig zu beteiligen, vorausgeſetzt hätte, daß vie neue Conſtituirung Defterriiht 
His an die Außerfte Grenze des Foöderativ⸗Rrincips gegangen wäre, iſt bort die entgegen 
geſetzte Richtung als diejenige erfannt und befolgt worden, welche das Beſte ber dA 
reichifchen Monarchie unberingt erheiſche. Defterreih hat ein Gefamınt- Parlament mr 
halten, in welchem ein Viertheil Deutſche mit drei Viertheilen Nichte Deutfchen zu rar 
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für alle Landestheile gleichen Geſetzgebung verbunden find. Die Mannigfaltigfeit des 
politifchen Lebens, vie bisher in ven einzelnen biftorijchen Gliedern obwaltete, tritt hin⸗ 
führo zurüd. Wer davon durchdrungen ift, daß die Macht und Feſtigkeit Oeſterreichs 
ein deutſches wie ein europäliches Berürfnip jei, der wird mit und mwünfchen, vaß eine 
fo tiefgreifende Ummantlung zum wahren Helle Aller geveihen möge. 

Kann aber dieſes verfüngte Defterreich feine Erblande jeßt einer zweiten Gejeßgebung 
unteriverfen? Tann es fie einem fremden Zoll⸗ und Handelögebiete einreihen? ja kann e8, 
auch nur die Oberaufficht über Bankweſen, Eifenbahnen, Straßen, Flußſchifffahrt, Mün- 
zen, Maße und Gemichte und jo Hieled Andere einer außeröfterreichiichen Gewalt einräu- 
men? Schon eine foldde Anmuthung würbe das eng verbundene Defterreich mit vollem 
Rechte zurüchweifen; feine deutſchen Lande Eönnen feinen anderen ftaatörechtlichen Ver⸗ 
bande angehören, ald dem ver eigenen Monarchie. 

Man hat vielfach darauf hingebeutet, daß bie öjterreichifche Verfaſſung vom A. März 
feine Dauer haben, dap ſie fich als nachtheilig, ald unmöglich erweifen werde. Hierauf, 
auf die Rückkehr zu der früheren Sonderthümlichkeit müſſe gerechnet, und bemgemäß 
auch das deutſche Verfaſſungswerk eingerichtet werten. Meine Herren, mit begründetem 
Unwillen weiſt Defterreich& Regierung eine jolche völlig ungehoͤrige Vorausfegung zurüd. 
Niemand iſt befugt, die feierliche Negierungshanklung, den großartigften Akt, ven das 
Katjerreich ſeit Jahrhunderten gejehen, einer willfürlichen Conjecturals Politif zu unter- 
werfen. Don einer ſolchen Anmaßung bat jich die preußifche Regierung frei halten 
müflen; fie ift weder berechtigt, noch weniger verpflichtet, vavon audzugeben, daß vie 
Berfaffung ver Ifterreichifchen Monarchie eine vorübergehende Täufchung ſei! 

Dann aber folgt hieraus mit unabweisbarer Nothwendigkeit, daß die veutfche Ver⸗ 
faffungsfrife nicht mit einer Inftitution abgefchlofien werden kann, welcher Befchaffenheit 
diefe auch fei. Würde fie nach den politischen Vorbedingungen Oeſterreichs eingerichtet, 
fo entfpräche fie in keinem Falle dem Berürfniffe der anderen veutfchen Staatn. Gäben 
leßtere hingegen die Grundlage ab, fo würde Defterreich fie nicht anzunehmen vermögen. 
Auch an praktiſchen Beweiſen hierfür hat es nicht gemangelt. Neben Denjenigen, vie 
aus trüben Beweggründen der Bildung eined engeren Bundesſtaates entgegentreten, ſtehen 
auch Solche, vie in aufrichtiger Abjicht verfuchten, für ven gefammten Umfang des beut- 
fhen Bundes eine neue Verfaſſungsform vorzufhlagn. Genügte diefe der einen Seite, 
fo blieb fie fern von dem Weſen eines wirklichen Bundesſtaates; hatte fie legteren ent⸗ 
ſchieden im Auge, jo mußte fie von ver öfterreichifchen Regierung im Bewußtfein ihrer 
naͤchſten Pflichten zurückgewieſen werben. 

Dies, meine ‚Herren, ift ver Punkt geweſen, bei welchen bie Tönigliche Regierung 
in getwifienhafter Abwägung der Thatfachen angelangt iſt. Ich wiederhole es: der ges 
ftelften Aufgabe ift mit einer und derſelben Inftitution nicht zu genügen; es bedarf eines 
engeren und eines tveiteren Bundes für Deutichland. 

Preußen hatte von feinem Standpunkte aus ſich der voppelten Pflicht zu unterziehen: 
ben engeren Bund zu begründen, und durch deſſen tauernde Verbindung mit Defterreich 
den weiteren Bund herzuftellm. Nur Beides zufammen loͤſt die Aufgabe, Deutfchland 
zu Träftigen, ohne es zu zerreißen. Keines kon Beidem darf geleugnet, Keines ald Ne⸗ 
benfache betrachtet werden. Erft wenn Beides gelungen fein wird, ift der neue Rechts⸗⸗ 
zuſtand gewonnen und gefichert. 

Meine Herren! Bei fernerer Erwägung zeigt fih, daß der engere Bund ſich zum 
weiteren verbinden koͤnnte, entweder mit ver öfterreichifchen Gefammt- Monarchie over bloß 
mit den Öfterreichifchen Erblannen. Das Erflere war die Anficht, die aus der eigenen 
Auffafiung der kaiſerlichen Regierung und deren früheren Mittheilungen hervorzugehen 
ſchien. Ich verweife hierin nur auf bie veröffentlichte Note vom A. Februar, welche aus⸗ 
drückli ch hervorhebt, daß auf der von ver Faiferlichen Regierung gewünfchten Grundlage 
alle deutſchen Staaten und alle ihre außerdeutſchen Landestheile Platz faͤnden. Auchwir 
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mußten hierin das naturgemäße Verfahren erkennen, um zum Ziele zu gelangen. Dabher 
wurde noch tor dem Beginn ver in Berlin eröffneten Gonferenzen ber Plan einer deur⸗ 
ſchen Union dem Eaiferlichen Gabinette vorgelegt, derſelbe, den Sie in ben mitgetheilten 
Aktenftücden finden. Sein Inhalt läßt ſich kurz dahin zufammenfaflen: zwiſchen ver 
diterreichiichen Gefammt- Monarchie einerfeitd und dem Bundesſtaate anbererfeits fei ein 
Berein aufzurichten, der fich diefelben Zwecke fee, wie fie die Afte von 1815 für ten 
dentfchen Bund vorzeichnet. Nach außen follte die Union als politifche Einheit auftreten, 
nad) innen aber als zwei ſtaatliche Körper, die ihre eigenen Entwidelungsiwege gingen, 
aber auf fleigenve materielle Gemeinſchaft durch freie Vereinbarung angewieſen waren. 

Was vereinigt fein kann, follte es fefter als je fein, mas abgefondert beſſer gedeibt, 
dem follte Hierzu freier Raum bleiben. Ich brauche nicht darauf binzubeuten, welde 
große Zufunft in dieſer politifchen Gemeinfchaft von 70 Millionen lag, bie, im ber Mitte 
von Guropa vereinigt, vielleicht dazu berufen waren, bie Geſchicke des Welttheils zu be⸗ 
ſtimmen. 

Die Verhandlung, welche hierüber in Wien geführt wurde, blieb ohne Mefulat. 
Daß kaiſerliche Cabinet fand es nicht angemeffen, auf unfere Vorfehläge einzugeben. In⸗ 
fofern Defterreich auf dieſem Standpunkte ſtehen bleibt, Tann alfo nur von ber Stellmy 
den engeren Bundes zu den beutfch-öfterreichtfchen Landen, daher von dem Territoriak 
Beſtand des Bundes von 1815 vie Rede fein. Daß dieſe Lande bei den durch vie Ver⸗ 
faffung von A. März eingetretenen Beränberungen nicht gebinbert felen, ihre früheren 
Bundes-Plichten vollſtaͤndig zu erfüllen, ift hierbei ſelbſtredend bie erſte Voraudſetzunz 

Ich habe, meine Herren, bisher nur von dem Berbältmifie des beutfchen Buntes zu 
Defterreich gefprochen, well wir und der Hoffnung nicht entfchlagen dürfen, daß ale 
deutfchen Lande, die nicht in Das politifche Leben eined großen außerbeutichen Reihe 
berflochten find, fi) dem Bundesftaate, der ihnen, wie Allen, Bebärfnig ift, endlich am 
fliegen werden. Sollte dieſe Hoffnung, zum Schmerze alter Vaterlandefremte, fh 
noch nicht vermirflichen, follten Einzelne unter ihnen ſich noch nicht entfchließen können, 
bie ihrer Souverainetät im Intereffe des Ganzen abgeforberten Opfer zu bringen, fo if 
auch für dieſe die Reorganiſation des bisherigen Bundes um fo nothwenbiger. 

Der veutfche Bund von 1815 beſteht rechtlich fort, feine Berfaflung aber if durch 
die Stürme des Jahres 1848 erfchättert worden, fein Organ, der Bunbestag, if unter 
gegangen. Deſſen ‚Herftellung in angemefiener Art wird daher zur Nothmentigfeit. In 
welcher Weife dabei der Bundesftaat ſowohl, als die nicht zu ihm gehörigen Staaten, 
au vertreten find, wird neu geregelt werden müllen. 

Die Thätigfeit dieſes Central-Organs wird fi, wie bisher, auf diejenigen Asye 
Iegenheiten beziehen, die ſaͤmmtlichen Mitglienern des weiteren Bundes gemelnichaftlih 
find. Die Garantie ver im Bunde begriffenen Beflgungen, bie Gontingente- und Ru 
tricular⸗Verhältniſſe, die Yundesfeftungen, alle dieſe Beziehungen des alten Buntes tr 
ten wiederum in Wirkſamkeit. Durch dieſe Herftellung des völfersechtlichen Werrins 
würde Der engere deutſche Bundesſtaat nirgends weientlih berührt werben; er Immaft 
auf jeiner Geſammt⸗Regierung und auf feinem Geſammt⸗Parlamente, und würde ii 
eigenes Leben führen zur Entmidelung und Kräftigung des nationalen Gemeinweirmt. 

Aber unter allen, auch den günftigften Umſtaͤnden wird noch eine gewiſſe Zeit tri- 
fließen, ehe ver weitere fowohl als ver engere Bund zu ihrer vefinitioen Geſtaltung ge 
langen. Es ift daher nothwendig, in Beinen Richtungen proviſoriſche Kürforge zu tl: 
fen. Für den engeren Vund ift dies durch Das Bündniß nom 26. Mai d. J geſchehen, 
das urjprünglich zwifchen Preußen, Sachen und Hannover abgefchloffen wurde. In 
dem mitgetheilten Nertrage werben Sie erfehen, daß neben dem nächflen Zwecke, augen‘ 
blickliche Gefahren mit vereinten Kräften abzuwehren, die Haupt Abfidht dahin geht, die 
deutichen Regierungen zur Einberufung eines Reichstages und zu einer gemeinjchaftlihen 
Verfaflungse Vorlage zu verbinden. Daher haben fümmtliche Mitglieder dieſes Gin 
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niffes die Verpflichtung übernommen, an dem Verfaſſungs⸗Entwurfe fo lange unver 
bruͤchlich feſtzuhalten, ald nicht Durch Uebereinſtimmung Uller irgend eine Aenverung 
des Entwurfes nachträglich zugegeben würbe. Hieran mögen Sie, meine Herren, ermeſ⸗ 
fen, ob und inwieweit die von einigen Regierungen beigefügten Borbehalte eine Ab⸗ 
weichung von dem gemeinfchaftlichen Wege rechtfertigeu Tönnten. Preußen weiß in den 
vorgelegten Entivurfe das Wefentlihe von dem Außerwefentlichen überall zu unterjchei= 
den: in jenen Grundbedingungen eined wahren Bundesſtaates, wie ihn die Nation bedarf 
und erivartet, wird ed Feine Uenverung geftatten. Grlangte wirklich der Particularismus, 
erlangten die durch ihn entfejlelten Leidenfchaften, die von ihm genährten Täufcdungen 
wieder ein augenblidliched Lebergewicht, fo würde Deutichlanng Einigung fi) auf den 
Bisherigen Bund der 39 jouterainen Staaten beichränfen, aber man wolle dann nicht 
durch neue inhaltölofe Formen täufchen oder dem Einzelnen Opfer abverlangen, denen 
fein entfprechender Gewinn für dad Ganze zur Seite fände. Hoffen und erwarten wir 
mit Zuperficht von dem beilern Geifte der deutſchen Volksflimme, daß ein fo Flägliches 
Schaufpiel der Mit- und Nachwelt erfpart werde! 

Bis zum heutigen Tage haben ihren Beitritt zum Bündniſſe erklärt: 

Baden, Mecklenburg⸗Strelitz, Anhalt-Bernburg, Naſſau, Sachien-Weimar, 
Sachſen⸗Altenburg, Kurheſſen, Braunſchweig, Großherzogthum Heſſen, Meck⸗ 
lenburg⸗ Schwerin, Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, Sachſen⸗Meiningen, Schwarzburg⸗ 
Rudolſtadt, Oldenburg, Neuß beide Linien, Hamburg und Bremen. Bon 
den leßtgenannten neun Regierungen ift vie Natification noch nicht eingetroffen. 

Ihre vorläufige Bereitwilligkeit zum Beitritt haben erklärt: 

Luxemburg, Anhalt-Deifau und Eöthen, Schwarzburg-Sonverähaufen, Wals 
det, Schaumburg=fippe, Heſſen⸗-Homburg und Lübeck. 

Ohne Erklärung find wir bis jeßt ton 

Mürtemberg, Holfteinstauenburg, Hohenzollern beide Linien, Liechtenftein, Lippe⸗ 
Detmold und Frankfurt. 
Die beſondere Sachlage gegenüber von Oeſterreich und Baiern erhellt aus den vor⸗ 
gelegten Aktenftüäden. 

Sobald diefe Staaten ſich audgefprochen haben, wird tie Eönigliche Reglerung mit 
Ihren Verbündeten ben Termin für die Wahlen zu dem Reichstage feftftellen, der aus 
dieſen deutſchen Landen zu beſchicken ift. 

Im gleichen Maße, meine Herren, bedarf nun auch der weitere Bund eines interi⸗ 
miſtiſchen Organs, da die koͤnigliche Regierung ein ſolches in der proviſoriſchen Central⸗ 
gewalt, die von der National⸗Verſammlung durch den Beſchluß vom 28. Juni v. J. 
eingeſetzt wurde, nicht mehr zu erfennen vermag. Obwohl diefelbe durch den Bundes⸗ 
tagäbefchluß vom 12. Juli beſtätigt worden iſt, ſo war die Ausübung ihrer Vefugniſſe 
doch an die Verantwortlichkeit des Reichs⸗Miniſteriums gegen die National-Verfanm- 
fung, alfo an die Tauer der Ießteren gebunden. Bet vollfter Anerkennung der hohen 
Verdlenſte, vie der erlauchte Inhaber ver proviforifchen Gentralgewalt fi um das Va- 
terland in deſſen fchwerfter Zeit erworben hat, Eonnte Preußen doch nicht die Fortſetzung 
einer Regierungsgewalt anerkennen, die jeßt weder auf Dem Boden ihrer urfprünglichen 
Einfeguug flände, noch, wie ver frühere Bundestag, an die Verantwortlichkelt gegen 
die deutfchen Megierungen gewieſen wäre. Die Einſetzung einer neuen probiforifchen 
Behörve zur Verwaltung der Gefchäfte des Bundes von 1815 iſt daher jedenfalls noth⸗ 
wendig, und die Eönigliche Regierung Hat fich völlig bereit erflärt, über deren zweck⸗ 
- mäßigfte Einrichtung ſich mit den anderen beutjchen Regierungen zu verſtändigen. 

Meine Herren! Indem ich diefe mir übertragene Rechenſchaft fchließe, bleibt mir 
noch übrig, einen Blick in die nächfte Zukunft zu richten. 

Die Regierung des Königs ift fich beivußt, das Befle für alle Theile zu wollen; 
fie wird ihre Miffion erfüllen 6i8 zur äußerſten Grenze des Möglichen hin. Ob bie 
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Wiedergeburt unfered großen Vaterlandes gelinge, oder ob auch dieſer welthiſtoriſche 


Moment vorübergebe, ohne Die tiefe Sehnfucht aller wahren Patrioten zu erfüllen, bie 
hängt nächft Gottes Segen davon ab, ob unfer Streben die Anerkennung und Unter⸗ 
ftüßung finde, ohne welche nichts geveiht. Ihr Urtheil, meine Herren, wird ein ſchweres 
Gewicht in die Wagichale des Erfolges werfen. Sie und mit Ihnen alle unbefangenen 
beutichen Männer, merven ver Megierung nicht vorbalten, daß fie Defterreich aus Deutſch⸗ 
laud hinausprängen wolle, da Sie willen, daß es unfere aufrichtige Abficht war, ganz 
Defterreich in Deutfchland Bineinzuziehen, und daß wir auch jeht unwanbelbar baran 
fefthalten, daß die volle Genoſſenſchaft aller Glieder des veutfchen Bundes fortbeitebe. 
Sie werden nicht vorausſetzen, daß Preußen die Selöftftänpigfeit feiner dentſchen Ver⸗ 
bündeten in irgend einem eigenen Intereffe opfern wolle, da Sie. ermeſſen, wie groß bie 
Opfer jind, welche Preußen, vie europäifche Macht, zu bringen hat, um den beutiden 
Bundesſtaat überhaupt möglich zu machen. Sie werben bie öfter genannten ald ver⸗ 
flandenen Hegemonie-Belüfte zu würbigen wiflen, indem Sie der Lage gedenken, in ber fih 
die deutſche Oberhauptöfrage am 3. April 1849 befand! Sie werben bei vem Vorwure, 
daß die preußifche Vorftandfchaft die Souverainetät anderer Negierungen ſchmälere, dar⸗ 
auf hinblicken, daß viefer Vorwurf oft genug von Seiten ber ertönt, wo man nur zu 
geneigt wäre, den noch fchwächeren Nachbar im eigenen Nutzen feiner ganzen Souserai 
netät zu entkleiden. 

Nein, meine Herren, Preußen beat Feine felbftfüchtigen Pläne, fondern ed erfüllt 
ſchwere Pflichten, es will nicht nehmen, ſondern geben; es bebarf feiner Hülfe, keiner 
Stärfung. Sein Staatöleben ift flarf genug gewefen, nicht blos um bie größten inne 
ren Gefahren durch feine eigenen Kräfte zu bewältigen, fonbern auch um dem bebräng- 
ten Senofien, dem dankbaren wie dem undanfharen, *) vie rettende Hand zu bieten. 

Es Hat Died vermocht, ald e8 allein fland, es wirb e8 ferner vermögen, wenn ber 
deutfche Bundesſtaat nicht gelänge, nach dem wir mit allen Kräften ringen werben, die 
und zu Gebote ftehen, fei e8 im Vereine mit allen deutfchen Staaten, ober mit vielen 
oder mit wenigen. 

Welches aber auch der Ausgang diefer großen Krife für unfer DBaterland ſein 
möge, Fommenve Zeiten werden ver Regierung Preußens Gerechtigkeit widerfahren laflen, 
wenn alle beivußten und unbewußten Mißdeutungen verflungen, wenn bie patriotiichen 
MWünfche auf das Maß des Erreichbaren berabgegangen find, aber auch erfannt ſein 
wird, daß Feine neue politiiche Schöpfung ohne Opfer zu vollbringen iſt. Preußen wil 
das gute Recht des Fleinften deutſchen Staated wahren, aber auch das gute Hecht der 
großen beutfchen Nation. 


25. Bekanntmachung der preußifchen und bänifchen Gommiffarien: „Die Unterzeid 


neten, von S. M. dem Könige von Dänemark einer- und S. M. dem Könige 
von Preußen andererfeitd allerhöchſt dazu beftellt, Die durch ben Artifel X. ber 
berliner WMWaffenftilfftandg- Convention vom 10ten v. M. angeorbnete Berwal 
tungs-Commiſſion zn inftalfiren, bringen zur öffentlichen Kenntnig und allge 
meinen Nachachtung: daß zur Bildung diefer Commiſſion von Töniglih daͤri⸗ 
fher Seite der Cabinets-Seeretair, Kammerherr v. Tilliſch, von koͤniglich preu- 
Bifcher der Negierungs=Bicepräfident, Kammerberr Graf zu Eulenkurg, und 
von königlich großbritannifcher, als der Verwaltungs - Commiflion beigeorbneir 


Schiedsrichter, der Oberſt und Gefchäftsträger Hodges, auserfehen worden fir, 


*) Der Rolljtändigfeit halber ift zu bemerfen, daß bei dieſen Worten ber Föntglich baieriſche 
Geſandte, Graf von Lerchenfeld fich veranlapt fand, bie Diplomaten-Eoge mit einigem Gerarjqh 
zu verlaſſen. 
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und daß bie unterzeichneten Inftallirungs« Commilfäre die aus biefen Mitglies 
bern beſtehende oberfte Negierungs-Behörde für das Herzogthfum Schleswig 
umter der Benennung: Landes⸗Verwaltung für das Herzogthum Schleswig, nun 
mehr in ihr Amt eingefegt Haben, damit, in Gemäßheit der ihr vertragsmäßig 
nah Art. X. der oben erwähnten Waffenftillftandg- Convention zugetheiften 
Befugniffe, durch diefelbe das ganze Herzogthum Schleswig von heute an im 
Namen S. M. des Königs von Dänemarf während der Dauer bes Waffen: 
ſtillſftandes regiert werde.’ 


25.| Die Schleewig-Holfteiner Landes⸗Verſammlung vertagt fih auf unbeftimmte Zeit. 
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Schreiben S. M. des Kaiferd von Rußland an den k. öſterreichiſchen Feldzeug⸗ 
meifter Haynau: „Die hohen Verbienfte, die Sie in bein, gegen die ungari- 
fhen Empörer zur Aufrechthaltung der gefeslichen Nechte Ihres Monarchen, 
Unferes erlaudteften Bundesgenoffen und Freundes, unternommenen Kriege 
an den Tag legten, erwarben Ihnen ein bejonderes Recht auf Unfere Achtung. 
Nah der Uebernahme des Oberbefehls über die öfterreichifchen Hauptfräfte 
gingen Sie zu entichiedenen, folgenreichen Thaten über, und fügten den Rebellen 
bei Komorn, Szegedin nnd Temesvar ftarfe Niederlagen bei, indem Sie überall 
dad Beifpiel des Muthes und der Lnerfchütterlichfeit des Geiſtes gaben. 
Uns war ed angenehm, zu fehen, bag eine Divifion Unferer Truppen, unter 
Ihren Befehlen ftehend, fih durch glänzende Erfolge auszeichnete und fich 
eines fo tapferen Feldherrn würdig zeigte. In gerechter Anerfennung Jhrer 
Berdienfte und Ihrer vorzüglichen Friegerifchen Würden, ernennen Wir Sie 
allergnäbigft zum Ritter Unſeres Ordens, des zuerft berufenen heiligen Apo⸗ 
fteld Andreas, in Brillanten; deffen Infignien anfchliegend, verbleiben Wir 
mit Unferer Kaiferlihen Huld Ihnen ſtets wohlgewogen.“ 

Ziweitaufend Ungarn unter Kofinsfy Iegen bei Schibo (Siebenbürgen) vor den 
Truppen des General Grotenhielm die Waffen nieber. 

+ Mele Schopenhauer, zu Bonn. 

Ercefle gegen ein preußifches Commando zu Wrefchen; Verſuch, das Gebäude worin 

daffelbe untergebracht ift, in Flammen zu fegen. 

Grobe Ungebührniffe des demofratifchen Pobels zu Nürtingen (Würtemberg). 

Exceſſe baierfcher Soldaten zu Lindau. 

Grobe Exceſſe zu Flensburg, unter Führung Ausgewanderter vom Pöbel verübt, 
und gegen die Deutfchgefinnten gerichtet. 

Die Feſtung Munfarz von den Infurgenten ohne Widerftand übergeben. 

+ Carl Frhr. v. Zoller, k. baierfcher Feldzeugmeifter, zu München. 

Der Antrag Camphauſens (f. 17. Auguft) wird von der prengifchen erſten Kam⸗ 
mer mit 97 gegen 14 Stimmen genehmigt. 

Zwei Schreiben des F. preußifchen Gefandten zu München an den k. baierſchen 
Minifter der auswärtigen Angelegenheüren. 


Die k. preußiſche Regierung iſt eben wie diejenigen deutſchen Regierungen, welche 
mit ihr dad Bündniß vom 26. Mai d. I. abgeſchloſſen haben, und demſelben fpäter 
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beigetreten find, in dem Balle, vringend wünfchen zu müflen, von Seiten ver f. baier⸗ 
fchen Regierung auf die an Hochbiefelbe ergangene Einladung zu diefem Beitritte un 
zur Annahme des jenem Bünpniffe beigefügten Entwurfes einer beutfchen Reichsverfaffung, 
in Bolge ver inzwiſchen über dieſen Gegenftand mannichfach flattgehabten Verbantlunge, 
nunmehr baldigſt mit einer fehriftlichen Erklärung verfehen zu werden. 

Der unterzeichnete E. preußiſche außerorbentliche Geſandte und bevollmächtigte Mini- 
fter am E. baierifchen Hofe iſt demnach angewiefen worken, eine ſolche Erklärung um 
Bezugnahme auf Die gedachten Verhandlungen bei ©. E. dem k. baieriſchen Staa 
minijter des Eöniglichen Haufes und des Aeußeren, Herrn Dr. von ber Pfordten, uns: 
züglih in Anregung zu bringen, und fobald ihm eine folhe zu Theil geworden, nf 
Berlin gelangen zu laffen. 

Indem er dem ihm ertheilten Befehl hiermit nachzukommen fich beehrt, und fi 
der Hoffnung Hingieht, daß Se. Exellenz werbe Hochdero gefällige Vermittelung zu im 
Zwede eintreten laſſen, damit er thunlichſt bald in den Beſitz ver erbetenen Erflänn; 
gelange, benüßt derſelbe ac. 

ll. 

Indem der Unterzeichnete fich beehrt, in feiner anliegenden Note vom heutigen Tage 
im Auftrage feiner Regierung die Einladung an die k. baierifche Regierung zu ricun, 
fih über ihren Beitritt zu dem Bündniſſe som 26. Mai und ven darin enthalten 
Grundlagen eines deutſchen Bundes⸗Staates, nunmehr geneigte in möͤglichſt kurzer Frik 
definitiv erflären zu wollen, beeifert ex fi im Gefühle des hoben Werths, welchen a 
auf Alles zu legen gewohnt ift, was bie fo wünfchenswerthe Verftändigung über ie 
obſchwebenden Fragen zwiichen ven beiberfeitigen hoben Megierungen zu fördern im Stun 
fein Eann, die gefchehene Einladung andurch noch mit einigen erläuternden Bemerkunza 
ganz ergebenft zu begleiten. 

Por Allem glaubt derfelbe vie Ueberzeugung ausfprechen zu müffen, daß tie Eid 
lung ver E. baierifchen Regierung, was vie erbetene Erklärung betrifft, eine andere ala 
die ber übrigen veutfchen Regierungen iſt. Durch die eingehende und umfaſſende Batri- 
ligung ihres Geſandten an den Gonferenzen, aus denen tad Bündniß hervorgegangen, 
und an den Vorarbeiten und Beratbungen für ven Verfaſſungs⸗Entwurf, bei ten vie 
von ihr ausgefprochenen Anfichten und Bedenken vielfache Berüdfichtigung gefunten fr 
ben, ift die k. baieriſche Negierung in ein näberes und innigeres Verhältniß auch zu 
den Ergebniffen dieſer Berathungen getreten; und indem fie am Schluffe derſelben 14 
ihre weitere und fchliepliche Erklärung noch vorbehielt, Eonnte des Unterzeichneten Regie 
rung Darin nur mir Vergnügen den Wunjch erblicken, ſich derſelben und ben verbünten 
Regierungen ivenn irgend möglich noch anfchließen zu Finnen. Die preußifche Regicrurz 
it feitdem auch auf Diefem Standpunkt ſtehen geblieben, und hat gemwirfermafen tat 
Protokoll als für Baiern offen angejehen. In ven vertraulichen Befprechungen, wi 
mit Seiner des k. baieriſchen Staats-Miniſters des k. Haufe und Des Aeußeren, Hat 
Dr. ton ver Pfordten Greellenz, zu Berlin gepflogen worden, bat diefelbe die Grunlar 
zu gewinnen gejucht, auf welcher eine weitere Ginigung erlangt werben Tönnte, un bi 
feitven ven in Bolge dieſer Beſprechungen in Ausſicht geftellten näheren Eröffnungen 
über Vorfchläge von Seiten Baierns mit Intereffe entgegengeſehen. 

Es ift Die aufrichtige Ueberzeugung ver dem Unterzeichneten vorgefeßten k. Negierum. 
daß jich innerhalb der Grenzen, welche viefelbe bei diefen vertraulichen Unterredungen ie 
weit wie möglich zu ſtecken gefucht Hat, eine Verftändigung werde erreichen laffen, Ne 
beiden Theilen genüge, wenn man einfach die Sache felbft und Die in ihr liegenden prel⸗ 
tiichen Nothiventigkeiten ins Auge faßt: und biejelbe Tann bie Hoffnung nicht aufgehn. 
daß bie FE. baieriſche Megierung bei der näheren Erwägung der in dieſer Beziehung ge 
gebenen Andeutungen ebenfalls zu ver gleichen Ueberzeugung gelangen werte. !mm 
biefe Hoffnung erfüllt werben kann, fo wird in ber Zuſtimmung Waiernd zu ben Cor 
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würfen ber verbünteten Regierungen der Schlußſtein des ganzen Werkes liegen, und in 
ben Augen der ganzen Nation jeder Zweifel an den Zuſtandekommen einer wahren deut⸗ 
fen Einigung befeitigt werden. Bon weldhem unendlichen Werthe das für ganz Deutich- 
land, wie für jeden einzelnen Staat fein würde, wird die k. baieriſche mit der dieſſeitigen 
Megierung empfinden. Die dann erreichte Gemeinfchaft des Handelns ver Megierungen 
in den wefentlichiten Punkten, gegenüber dem einzuberufenden Meichötage, laͤßt mit der 
größten Wahrfcheinlich von dem leßteren vie ermünjchten und für die Ruhe Deutſchlands 
fo nothwendigen Mefultate erwarten, währenn es natürlich, wie wies fchon früher ausge— 
fprochen, jeder Regierung unbenommen bliebe, abweichende Anjichten in einzelnen Punkten 
zur Sprache zu bringen und der Tiscufjion und fehließlichen Bereinbarung zu unterwerfen. 
Des Unterzeichneten Regierung begt das Vertrauen zu ber k. baierifchen Regierung, daß 
fie in echt deutſchem Sinne die entſcheidende Wichtigkeit bed Augenblicks werde ind Auge 
faffen wollen. Diefelbe bat ihr mit Bertrauen die Hand geboten, fie bat für Preußen 
nichts begehrt, ivad nicht nothwendig aus der Natur des Bundesſtaats, den auch Baiern 
ald das zu erreichende Ziel bezeichnet bat, und aus ven gegebenen Verhältnijien folgt. 
Preußen kann für das, was es dem Bunbesflaat leiften foll, nicht weniger in Anſpruch 
nehmen, e8 kann aber auch mit Zuverficht die Ueberzeugung ausfprechen, daß es nichts 
beanſprucht, was fich nicht mit der Würbe und vollen Unabhängigkeit der übrigen Staaten 
bertrüge. Die diesſeitige Megierung hat fich, gerade Batern gegenüber, zu allen mit ben 
oberfien Principien des Bundesſtaats verträglichen Nüdfichten auf feine Wünfche bereit 
erklärt, und ift dazu noch immer bereit. 

Inzwifchen bat ſich ein großer Theil Deutſchlands mit ven dieſſeitigen Vorſchlägen 
einverſtanden erflärt, und die Sffentlihe Meinung, Innerhalb wie außerbalb Preußens, 
dringt mit Nachdruck darauf, daß an die Verwirklichung viefer Vorfchläge mit Ernſt 
Hand gelegt werde. Tie Nation verlangt Bürgichaft und Pfand dafür, daß es ven 
Hegierungen mit ihren Beftrebungen für die Einheit Deutichlands Ernſt ſei. Es kann 
der £. baieriſchen Regierung felbft nicht entgangen fein, Daß, wenn auch für den Augen- 
blick die offene Revolution mit Waffengewalt befiegt ift, doch, wenn die Nation fich in 
ihren Hoffnungen son Neuem getäufcht fehen follte, neue und größere Krifen und Er— 
fhütterungen bevorſtehen. 

Die preußifche Negterung muß e8 darum für dringend nothwendig eradıten, bald 
die Einleitungen zur Zujammenberufung des Reichstags behufs Reviſion und Berein- 
barung der Derfaffung zu thun. | 

In diefer Ueberzeugung iſt ber Unterzeichnete beauftragt worden, ber k. baierijchen 
Negierung den Wunſch audzubrüden, vie vorſtehend angedeuteten Betrachtungen nod) 
einmal in baldige und ernfte Erwägung ziehen, und ihm ſobald wie moöglich ihre in. 
Ausficht geftellten Gröffnungen zugeben laſſen zu wollen. Die preußiiche Regierung 
wird biefelben in Gemeinfchaft mit ihren Verbündeten in genaue und forgfältige Erwä— 
gung nehmen, und ſich In ihren Entjchlüffen nur ton Dem einen Wunſche leiten lafjen, 
die Einigung Deutſchlands auf praktiſch ausführbarer und zugleich dauerhafter und 
ficherer Grundlage zu erbauen. ” 


Die erbgefeffene Bürgerfchaft zu Hamburg genehmigt, ungeachtet aller Bemüpun- 
gen des Heren Hedfcher, mit 449 gegen 274 Stimmen den vom Senate be: 
wirkten Beitritt zu dem Berliner Bünbniffe. 

Gefteigerte Fortfegung der Exceffe zu Flensburg, unter Mitwirkung däniſcher Ma— 
troſen; tödtliche Verletzungen, Plünderung und Zerftörung einiger Häufer. 

Faſt überall in Deutfchland feiert man den Tag, an welchem Göthe vor hundert 
Jahren geboren ward. 

Beſchluß des eibgenöffifchen Bundesrates, den letzten Reſt der am Rhein ver 
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fammelten Beobachtungs⸗Armee (f. 24. Juli) zu entlaffen; vermindert war fie 
bald nach der Zufammenziehung worden. 

29. | Der preußifchen zweiten Kammer wird vom Finanz. Minifler ein Geſetz «Entwurf 
wegen Feftftellung des Staatshaushalts-Etat für dad Jahr 1849 vorgelegt, und 
dabei bemerkt: „Das Deficit was fih nad dem Etat herausgeſtellt hat, von 
3,608,000 Thlr. ift durch die Ueberſchüſſe des vorigen Jahres und der Ref 
Berwaltung bis zum Jahre 1847 vollftändig gebedt worden, indem nämlih 
von der freiwilligen Anleihe, auf welche im vorigen Jahre 14,000,000 Thlr. 
gezahlt find, die Summe von 5,064,000 Thlr. erübrigt worden if, und aus 
ber Refts Verwaltung bis zum Jahre 1847 die Summe von 1,357,600 Thlr. 
aufgefommen ift, fo dag im Ganzen zur Dedung des Deficits vorhanden find 
6,442,014 Thlr., alſo mehr ald das Deficit 834,014 Thlr. Diefer Ueberihuf, 
fo wie die vorhandenen Beftände der GeneralsStaatsfaffe und des Staatsſchatzes, 
von denen ein Theil baar vorhanden ift, haben bisher genügt, um die außer 
ordentlichen Ausgaben bes Taufenden Jahres, die in dem Etat beffelben uch 
nicht aufgenommen waren, 3. B. für militairifche Rüftungen und fonftige Kriegs 
foften, bis zum gegenwärtigen Augenblid fo meit zu beden, daß es wicht noͤthig 
wird, dazu eine Anleihe zu machen ober eine ertraorbinaire Steuer zu veran⸗ 
lagen. Nur das erlaube ich mir zu bemerfen, daß, um die Effeften-Beftände, 
die vorhanden waren und bie theilweife verwendet werben mußten, fläffig zu 
machen, eine Anleihe bei der Darlehns⸗-⸗Kaſſe gemacht worden if, welche fh 
auf die Summe von 1,373,000 Thlr. beläuft. Eine dringende Notbiwendigfelt, 
biefe Anleihe zu machen, war zwar nicht vorhanden, da man aber beim Begim 
der Rüftungen nicht überfehen fonnte, wie weit fie gehen, und welche Maßregeln 
nöthig werden würden, ſchien es rathfam, damals glei gegen Deponirumg 
eines Theil des Effekten-Beſtandes der General» Staatöfafle eine Anleihe kei 

der Darlehns⸗Kaſſe zu machen, und bie Scheine der letzteren noch zu einer Zeit 
in Cours zu bringen, wo es nicht zweifelhaft war, ob diefelben angenommen 
werben würden. Die Berhältniffe haben fich inzwiſchen fo glücklich geftaltet, 
daß es möglich fein wird, dieſe Anleihe aus ben Befländen der Staatslaſſe 
vollftändig zurüdzuzahlen.” — Wenige der beutfhen, ja europälichen Finanz; 
Minifter dürften in der Lage feyn, ben Vertretern bes Landes fo beruhigende 
Mittheilungen machen zu können! 

29. | Bollziehung der Ratificationd- Urfunde über den Beitritt der freien Stadt Ham 
burg zu dem berliner Bündniſſe. (S. 14. und 17. Auguft) 

29. | Verordnung S. 8. H. des Großherzog von Baden: „Als danfbare Anerfenmmg 
ber Verdienſte, welche die zur Niederfimpfung des Aufſtandes in bas Groß 
berzogthum eingerüdte Armee Meiner Verbündeten fih um Mich und das Orof- 
herzogthum erworben, und zum bleibenden Gedächtnig an die von den betreffen 
ben Truppen bethätigten Friegerifchen Tugenden, finde Ich Mich bewogen, fir 
alle diefenigen, welche den Feldzug gegen die Nebellen in Baden tadellos mit 
gemacht, eine Gedaͤchtniß-Medaille zu ftiften und pieniber beifolgende Statut 


feſtzuſetzen. 
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$. 1. Die Gedächtniß-Medaille befteht für alle Grade aus Gefchüpgut. 

Diefelbe ftellt auf ihrer Vorderſeite einen Lorberkranz bar mit der Umfchrift: 
Leopold, Großherzog von Baden 
und der Inſchrift: 
bem tapferen Befreiungsheer 1849 

und auf der SKehrfeite ein aufgerichtetes blanfes Kriegsfchiwert von zwei Palm⸗ 
zweigen umjchlungen, ald Symbol des durch Die Tapferfeit der Armee dem Lande 
wiebergegebenen Friedens. $. 2. Die Medaille wird an dem Bande des Haus- 
ordens der Treue, dem erſten Orden des Landes getragen. $. 3. Auf biefe 
Gedachtniß⸗Medaille haben alle Offiziere, Kriegsbeamte und fämmtlidhe Mann⸗ 
haft Anſpruch, welde im Jahr 1849 mit den operirenden Armeen zur Bes 
fümpfung des Aufflandes in das Großherzogthum eingerüdt find. Hiervon 
müflen allein diejenigen Soldaten ausgefchloffen fein, welche ſich eines entehren- 
ben Berbrechend ſchuldig gemacht, wie auch das Begehen eines foldhen Ber: 
brechen Fünftig den Verluſt der Medaille nach ſich ziehen fol. $. A. Ueber 
bas Recht, dieſe Gedähtnig- Medaille zu tragen, erhält jeber Berechtigte eine 
Urkunde. 92 5. Nach dem Ableben eines mit der Gedächtniß⸗Medaille Decos 
rirten verbleibt diefelbe der Familie ald ehrendes Andenken. 


Die Buͤrgerſchaft von Bremen genehmigt endlih (S. 18. und 22. Auguft) den 


Anflug des Freiſtaats an das berliner Bündniß. 


Die Bürgerfhaft von Lübeck (S. 18. Auguft) befchließt, einen bindenden Ent⸗ 


ſchluß auszufegen, bis die preußifhen Kammern ſich über das Bündniß ausge: 
fprochen haben werben. 


Bollziehung der Ratificationdslrfunde über den Beitritt der freien Stabt Bremen 


zu dem berliner Bündniffe. (S. 23. Juli, 18. 22. 29. Auguft.) 


Der berzoglich naflauifche Bevollmächtigte bei dem Verwaltungsrathe für Deutſch⸗ 


land flellt den Antrag, daß berfelbe ſich möglichht bald über einen Termin zur Bor: 
nahme ber Wahlen für das Bolfshaus zum nächſten Reichetage, beziehungss 
weife über bie Berufung bes Reichstages felbft verftändigen, und demnächft bie 
verbündeten Regierungen auffordern möge, bie ihrerfeits dazu nöthigen Maßre⸗ 
geln ungeläumt zu ergreifen.. 


S. M. der König von Würtemberg in Linz, wohin ſich ber k. öfterreichifche Mi⸗ 


nifter» Präfident, Fürſt Schwarzenberg verfügt. 


Rebellion im Militair-Gefängniffe zu München, und ald Zugabe eine große Schlä- 


gerei zwilchen Soldaten und Bürgern (natürlich im Bierhaufe) mit Verwun⸗ 
dungen und Demolitionen. 


— — — — — — — — 
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>» 


Septeuber 


Borlage und Denkſchrift der k. preußifchen Regierung, betreffend 1) den Ban ter 


Oſtbahn, 2) die Erwerbung ber Eöln- Minden Thüringer Verbindungs⸗Vahe 
und deren Weiterführung bis Hamm, 3) den Bau der Saarbrücker⸗Bahn, für 
Rechnung des Staates. 


Gefe über Zufammenfeßung der beiden landſtändiſchen Kammern mb die Wahler 


der Abgeordneten im Großherzogthum Heflen. Breiteſte bemofratifche Grub 


Tage, denn wählbar für bie zweite Kammer iſt jeder 25 Jahr alte Staatebärge, | 


welcher nicht gefeglich in Ausübung des Staatsbürgerrechts behindert, ober zu 
Zeit der Wahl Inſaſſe einer öffentlichen Unterflüsungs-Anftalt ift, ober währe 
bes Testen Jahres wegen Landftreicherei ober Bettelns rechtöfräftig verurteilt 
ward. Wähler für beide Kammern ift jeder 30 Jahr alte Staatäbürger, we 
cher gefeglich nicht in Ausübung des Staatsbürgerrechts behindert, und micht wegen 


Diebftahle, Betrugs, Unterfchlagung, Fälſchung, Meineids, ober wegen ud 


anderen Berbrechend oder Vergehens zu Dienftentfegung oder Eorrectiondhen 
auf ‚ein Jahr oder Tänger rechtskräftig verurtheilt worden. Es Tiegt mithin 
nicht im Gebiete des Unmöglichen, daß beide Kammern durch Mitglieder geyen 
werden, die nur eilf Monate lang Einfaflen des Correctionshauſes waren. 


Der Oldenburger Landtag Tehnt mit 21 gegen 20 Stimmen. ben Beititt bed 


Großherzogthums zu dem Berliner Bünbniffe ab. 


Aufföfung des Oldenburger Landtages. 
Raufhändel zmwifchen ter baierfchen Garnifon und Einwohnerſchaft von Pirmaleızz; 


ſchwere, resp. töbtliche Verwundungen auf beiden Seiten. 


Zu Neuenheim bei Heidelberg wird ein preußifcher Soldat, der vom Singen des 


„Heckerliedes“ abgemahnt, tödtlich verwundet. 


3. Vollziehung der Ratificationg-Urfnnde über den Beitritt S. 8. H. des Großßer⸗ 


3098 von Heflen zu dem berliner Bündniffe. (©. 5. Juli.) 


Der Landtag der Fürftenthümer Neuß jüngerer Linie, genehmigt deren Beimit 


zu dem berliner Bündnig (S. 15. Auguft) worauf noch felben Tages die Bel; 
ziehung der Ratificationg-Urfunde erfolgt. 


3. Bei der preußifchen erften Kammer kommt die Eingabe eines elberfelder Kafı 


manns zur Sprache welcher unter Beifügung eines in Konflantinopel aufgegebe 
nen, eröffneten und mit einem öfterreichifchen Amtöfiegel wieder verfglofe 
nen Briefes behauptet, daß die öfterreichifche Regierung alle aus ber Levante 
fommenden biefleitigen Briefe nicht aus Sanitäts- Gründen, fondern um va 
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allen Bewegungen des bieffeitigen Hanbed mit ber Levante genau unterrichtet 
zu ſeyn, eröffnen laffe. Der als Kammer- Mitglied anmwefende General: Pofts 
meifter bemerft darüber: „Ich kann mich dem Antrage der Commiſſion um 
fo mehr anfchließen, als berfelbe Gegenftand bereits beim Minifterium für Han- 
del und Gewerbe zur Sprade und Verhandlung gefommen if. Es hatten meh- 
rere angejehene Handelshäuſer aus den weltlichen Provinzen darüber Beſchwerde 
geführt, daß die Korrefpondenzen aus ber Türkei und ber Levante auf ben 
öfterreichifchen Contumazial-Anftalten geöffnet würden unter dem Vorgeben, daß 
bied ber Reinigung wegen geichähe, obgleich angenommen werben fonnte, daß 
bie Eröffnung der Briefe nicht aus fanitäts-polizeiliden NRüdfichten, ſondern 
aus den von bem Petitionair angegebenen Gründen, nämlih, um aus ben 
Briefen die Bewegungen des Handels kennen zu lernen, vorgenommen würbe. 
Es fand ſich daher der Minifter des Handels und der Gewerbe veranlaßt, fich 
an feinen Eollegen in Wien zu wenden, und ihn um Abhülfe diefes Uebelſtan⸗ 
des zu bitten. Er machte unter Andern darauf aufmerffam, daß es unter allen 
Umftänden im Intereſſe der Poftvermaltung wünfchenswerth erfcheine, von dem 
bisher befolgten Berfahren abzugeben. Der Minifter in Wien erwiederte hier⸗ 
auf, dag er fi) mit dieſen Anfichten einverflanden erfläre, und er fügte hinzu, 
. daß über diefen Gegenftand mehrfach Verhandlungen mit dem Gefammt Mini: 
fterium flattgefunden, die indeß zu feinem Nefultat geführt hätten. ”) 
> | ©. Kaiferlihe Hoheit der Erzherzog Johann von Defterreidh trifft aus dem Bade 
Gaſtein (S. 30. Juni) wieder in Frankfurt a. M. ein. 
B> | Petition mehrerer taufend Einwohner von Königsberg in Pr. an die zweite Kammer. 
„Hohe Kammer! Bei ver bevorſtehenden Frage über die Zufunft unjerer Bürgeriwehr, 


erlauben fich die unterzeichneten Einwohner berjenigen Stadt, welche unter den größeren 
des Landes faft allein noch mit tiefen märzerrungenen Inftitut beglückt ift, eine hohe 


*) Diefe Angelegenheit findet ihre Erledigung durch vie nachftehente Bekanntmachung tee 
R. preußifchen Handels: Mintteriums vom 7. November: „Nach Vorſchrift der öfterreichifchen 
Ber: Polizei-Ordnung vem Jahre 1837 wurden die auf dem Landwege eingehenden Briefe aus 
der Türkei x. auf den Contumaz-Aemtern an ber öfterreichifchen Lantesgrenze gegen Serbien 
und die Donau-Fürftenthümer, behnfs der Desinficirung bisher geöffnet, und nach erfolgter Rei- 
wigung amtlich wieder verfchlefien. Zufolge einer Mittheilung des F. üfterreichifchen Miniite- 
riums für Handel n. ſ. w. ijt für die Dauer ber gegenwärtigen Gontumaz-Beriche, und unabhän- 
gig von der künftigen Regulirung tes Gontumazwefens und der Peflpeligei-:Orbnung, jegt anges 
orbnet werden, daß auf den Contumaz: Nemtern an ber getuchten öſterreichiſchen Landesgrenze 
hirfichtlich der Desinfizirung der ans der Türfei m. f. w. eingehenden Eorrefpondenz daſſelbe Ver: 
fahren zur Anwendung kommen foll, welches in biejer Beziehung in den öfterreichifchen See⸗ 
häfen beobachtet wird. Demgemäß werben bie Briefe mit patente netta (aus gefunden Orten), 
fobald fie nicht über einen. halben Zoll viel find, behufs ver Reinigung, nur durchſtechen und 
geräuchert. Dagegen werben vergleichen Briefe, welche über einen halben Zoll vie find eder 
bei welchen fich der Verdacht eines peftgeführlichen Inhalts ergiebt, ingleichen alle Briefe mit 
patente tocca ober brutta (aus verbäcdhtigen cher angeſteckten Orten) zum Zwecke ber Räuche⸗ 
mg eröffnet. Indem ich viefe Anordnung zur Kenntniß des PBublicums bringe, bemerfe ich, 
tag nach $. 89. der Eingangs gedachten Peſt-Ordnung die Deffnung, Reinigung und Verſiege⸗ 
lung der Briefihaften von ven damit beaujtragten Perfonen inmer in Gegenwart wenigitend 
ucch eines wirflichen Gontumaz- Beamten gefchehen muß, und daß die Durchlefung der eröffnes 
ten Brieffchaften bei ſchwerſter Verantwortung unter feinem Borwande ftattfinden darf. 





® ®. 
ee a nn en — —— 


60 


3. September. 8. 

Kammer ergebenft zu bitten: dem Beichluß der erften Kammer über die Suspenbirung 
der Bürgerwebr beizutreten, und eine völlige Neorganifation dieſes Inftituts vorzubereiten. 
Mir Fönnen in dem Inftitute der Bürgermehr eine Garantie für vie Verfaffung nit 
erbliden. Wir wiſſen recht gut, daß, in dem nicht zu erwartenden Kalle einer Verfaſ⸗ 
fungssBerlegung, die Macht der Bürgerwehr, felbft wenn biefelbe mehr Muth, Tapferkeit 
und Disciplin zeigte, als bei faft allen jeßt vorgefommenen Fällen, wo es Ernſt wurde, 
viel zu Schwach und zu zerfplittert iſt, um der, unter Einer Leitung ſtehenden, wohlgeübten 
Militairmacht gegenüber, den Sieg davonzutragen. Wir finden Die Garantie unjere 
Verfaffung in ver geſetzmäßigen DVolfövertretung, nicht in einer, von Demagogen leidt 
berführten, jeverzeit fchlecht visciplinirten, niemald zuverläffigen Bürgerwehr. Bir finden 
im Gegentheil eine große Gefahr für die Ruhe und Kraft des Staates darin, daß ed 
einer, von der verfafiungsmäßigen Negierung mehr ober weniger unabhängigen, bewaff⸗ 
neten Macht anheimgegeben wird, bei vermeintlicher Verfafjungs- Verlegung willkürlich 
zu den Waffen zu greifen und den Bürgerkrieg zu beginnen; zumal in allen folder 
Fällen die Parteien fich fonvern und, wie das Belfpiel von Wien und Paris zeigt, 
Bürger gegen Bürger Tänıyfen. Wir erblidlen in ver Burgerwehr daher nur gerad 
die Organifation des Bürgerkrieges, und finden eine Staatdeinrichtung eben fo wire 
finnig, als verderblich, bei welcher ein Theil der bewaffneten Macht pie Aufgabe bat, 
vorkommenden Falls gegen die andere zu Fämpfen. Wir find der Anficht, daß bie gegen 
wärtige Bürgerwehr die Kräfte des Staates unverhältnigmäßig in Anfpruch nimmt, 
und den Wohlftand untergräbt, nicht nur, weil der Staat, naturgemäß, feiner eigenen 
Sicherheit wegen eine größere Militairmacht halten muß, um nicht von irgend cine 
widerſpenſtigen Bürgerwehr gefährbet zu werden, ſondern auch, weil, beſonders in tem 
größeren Städten, der Wehrdienſt fo viel Aufwand an Zeit und Kräften des Bürgeri 
erfordert, daß das Reſultat damit in feinem Verhaͤltniſſe fteht, und die Bürgerwehr zu 
einem eben fo Toftfpieligen, als nuglofen Inftitute wird. Wir finden es finnlos, dei 
der Bürger feinen Erwerb und fein Amt bintenanfegend, auf der Wache jeyn foll, nl) 
rend die Soldaten in den Kafernen zu den Fenftern hinausfehen, — und am En, 
wenn es Ernft wird, doch einfchreiten, und wieder gut machen müffen, was bie Bürger 
wehr fchlecht gemacht. Wir haben die Vieberzeugung, daß nicht eher eine geiicherie 
Ruhe und Ordnung in Rande feyn wird, als bis das Inftitut der Bürgermehr völlig 
umgeftaltet und zu Den gemacht fehn wird, was es verftänbigerweife nur jeyn kam, 
einer Unterflüßung der nicht ausreichenden, over Erſetzung ber fehlenden Militairmatt, 
nicht aber zu einer größtentheild unabhängigen, die Einheit ver erecutiven Gewalt gefähr- 
denden bewaffneten Macht." 


Am Spätabend Hauptprügelei zwifchen ber fudirenden Jugend unb einem heile 
der Einwohner von Tübingen. 

Desgleichen zwifchen baierfchen Soldaten und Pöhel bei Käferlohe unmeit Min 
hen; funfig Verwundete. 

Einftimmiger Beihluß des Stadtrathes von Landau, dem ehemaligen Comman 
danten G. M. v. Jeetze, dad Ehren-Bürgerrecht zu verleihen. 

Publication des vom öſterreichiſchen oberften Militair = Gerichtshofe über den 
EM. % v. Moga und Gen. Maj. Grafen Telefy, wegen Theilnahıne am 
bewaffneten Aufruhr erfolgten Spruches. Erfterer wird unter Entfegung feiner 
Charge, Entziehung der Penfion und Berluft des befeffenen Ordens, zu fünfs 
iährigem Feftungs-Arreft verurtheilt, Gr. Telefy verliert feinen Mifiteirgrad 
und die damit verbundene Penfion. 

+ Ernft Frhr. v. Seuchtersfeben zu Wien. 
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4| Erlaß 9. 8. H. des Grofherzoge von Baden: „Die Bürgerwehr Meiner Res 
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fidenzftabt Karlsruhe hat während der ganzen Dauer der revolutionairen Ge⸗ 
malt, und während faft alle übrigen treugefinnten Bürger des Landes von Furcht 
und Schrecken niebergehalten wurden, foldye treue Gefinnungen für Mid und 
Mein Haus an den Tag gelegt, und felbft in dem gefährlichftien Momente mit 
Muth und Hingebung betätigt, dag Ih Mich gebrungen fühle, dieſem Corps 
eine bleibende Anerfennung dafür zu ertheilen. Ic befehle daher, daß den 
Fahnen welde von Meiner Gemalin, der Großherzogin K. H., ald Anerfen- 
nung des Verhaltens in den Februar- und Märztagen 1848 den vier Bannern 
der Bürgerwehr Meiner Reſidenzſtadt Karlsruhe verliehen worden find, alfe 
Eprenbezeigungen eriwiefen werden, welde bie Kriegsdienftvorichriften den groß⸗ 
berzoglihen Fahnen der Linie zuerfennen.” — Nah dem Grundfage: ubi 
plura nitent, ſcheinen bie fehr ungehörigen Befchlüffe gebachter Bürgermehr 
vom 7. Mai mit dem Mantel der Liebe bedeckt worden zu feyn. 

Der Landtag von Deffaus Cöthen genehmigt mit 32 gegen 11 Stimmen ben An- 
ſchluß der Herzogthümer an das berliner Bündniß. 

Der Kriegszuftand von Komorn beginnt aufs Neue, da die Garnifon verweigert, 
fih zu unterwerfen. (S. 22. Auguft). 

+ Aug. Schulz (fr. Laun) zu Dresden. 

Beitritt S. D. des Fürften von Schwarzburg⸗Sondershauſen zu dem berliner 
Bünbdniffe. 

+ Serd. Becker, als deutſcher Sprachforfcher berühmt, zu Offenbach. 

Berhandlungen der preußifchen zweiten Kammer über die Regierungs⸗Vorlage (©. 
25. Auguft) binfichtlih der deutſchen Berfaffungs - Angelegenheit. Cie bringen 
manche intereflante oder beherzigungswerthe Aeußerungen, von denen zwei bes 
Grafen Dyhrn Plag finden mögen, da wir wahrfcheinlih nur felten in ben 
Fall fommen werden, mit ihm ühereinzuftimmen. Zunädft: „Ih muß aber 
bier einen Danf gegen Defterreich ausſprechen: ich banfe Defterreih, daß es 
die Union nicht angenommen hat. Diefe Union, wie fie ihm vorgelegt war, 
(S. 9. und 16. Mai), diefe Union Hätte den jungen Bundesſtaat an die Po- 
litik Defterreiche auf eine Art gebunden, welche jeden freieren Aufihwung gelähmt 
hätte.’’”) Berner: „Und dann die Idee der Einheit Deutfchlande, die Idee 
bes Rechts des deutfchen Volks, das da mitzureden hat in feinen Angelegenhei⸗ 
ten, diefe Idee ift eine unfterbliche geworden. Ja fie wird nicht mehr fterben, 
und geben Sie ihr nun auf Toyale Weife Feine Folge, tritt fie nun nicht in 
das Leben durch die Regierungen Hand in Hand mit ben Bölfern, dann würde 
fie, ein Geift, durch Deutichland gehen, ein unfichtkarer, nicht zu treffender und 
auch eim nicht zu vertilgender. Dann wird fi alle Unruhe, jedes unzufriebene 
Gemüt, aller Unfinn, Alles wird fih die Maske biefer Wahrheit vorlegen, 


*) Man Fönnte vielleicht Hinzufügen: und Preußen in eine fehr mißliche Lage gebracht. — 
Bir haben die vielen ungünftigen Urtheile über das politifche Können des Fürften Schwarzenberg 
immer für das gehalten, was fie vermuihlich find; allein als er die ſe n Unione-Vorſchlag Furz 
yon ber Hand wies, mußten wohl einige Bedenken aufiteigen. 
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und wir haben dann die Revolution verewigt!’ Das ift ein durchaus wahre 
und zugleich ſchwer wiegendes Wort. 

Vebrigens verbanft die Weltgefhichte diefen Discuffionen bie Fefftellung 
einer bedeutfamen Thatfache. Der Abgeordnete Rittmeifter Schimmel fand fid 
dur) Behauptungen eined Vorredners bemüßigt, zu verfihern: daß er von 
Jugend auf mit Begeifterung gefungen habe: „Was iſt bes Deutichen Bater- 
land?’ dag er es nod) finge und, fo Gott will, ferner fingen werbe. 


6. | Die Eoburger Stände-Verfammlung befchließt mit 12 gegen 5 Stimmen, den Beis 


tritt des Herzogthums Coburg zu dem berliner Bünbnig nicht zu gemehmigen. 
(S. 26. Juli, 10. Auguft). 


6. | Die Feſtung Peterwarbein von ben Rebellen an bie öfterreichifchen Truppen über- 


geben. 


7.| Die preußiſche erfle Kammer befchließt: „das Staats⸗Miniſterium von der Ber- 


antwortlichfeit, welche daffelbe durch den Erlaß der das Wahlgefeg für bie 
Wahlen zur zweiten Kammer abändernden Verordnung vom 30. Mai d. 3. 
nach Art. 105 der Verfaffungsstirfunde übernommen bat, für entbundben zu erw 
achten, und biefer Berorbnung, unter Vorbehalt der Revifton derfelben, ihre Ge⸗ 
nehmigung zu ertheilen.“ Kerner: „den Erlaß der Verordnung vom 30. Rai 
d. J., wodurch der Zufammentritt der Wähler und der Kammern über bie, 
durch den Artifel 49 ber Berfaffungs-Urfunde feftgefegten Termine hinaus ver 
ſchoben worden, ald durch die Umftände für gerechtfertigt zu erflären.” 
Herr Gierfe hatte mit einigen Genoffen folgendes Amendement vorgefchlagen, 
welches indeß ohne Unterftügung blieb und deshalb gar nicht zur Discuffion fam: 
In Erwägung: daß nach der eigenen, in diefem Punkte unwiverlegbaren Ausführung 
des Commifjionds Berichtes der Erlaß ver Verordnungen vom 30. Mai d. J. ald ein 
Verfaſſungsverletzung, und ſonach nicht ald Ausfluß des dem Staats» Miniferium 
durch Art. 105 ver Verfaſſung beigelegten Rechtes anzufehen iſt, und veshalb auf 
das Diefem Artifel für die demnächft zuſammentretende Kammer vorgefchriebene Ver⸗ 
fahren nicht maßgebend fein Fünne; 
in Erwägung: daß auch jedenfalls Bei einer auf dem Zweilammer- Syſtem beruben⸗ 
ven Volksvertretung bie nachträgliche Sanction einer verfaſſungswidrigen Megienmak 
Handlung und die Ertheilung einer Inpemnitäts=- Bill für dad Staats - Minifterum 
nicht durch eine Kammer allein, ſondern nur durch übereinftimmenden Beiklf 
der beiden verfaflungsmäßig zufammengetretenen Kammern erfolgen Tann, ein joldei 
Derfahren nit rechtögiltiger Wirkung aber in den vorliegenden Falle nicht möglik 
ift, im welchen: ber begangene Verfaffungdbruch gerade darin beflcht: daß em 
zweite Kammer im Sinne und nad) Borfchrift der Verfaſſung gar nicht berufen if: 
in Erwägung aber auch, daß jene verfaffungswidrige Maßregel, trog mangelnder füm- 
licher Eanction, fo lange dennoch flantliche Wirkungen äußert, als die dadurch ge 
fchaffene Volksvertretung faktiſchen Beſtand bat; 
in Betracht endlich: daß bei den dermaligen politiſchen Verhaͤltnifſen eine foͤrmliche 
Incompetenz= Erklärung der zweiten Kanımer dem Interefie unferes Landes nicht art 
fprechen würde; 
erklärt die erfte Kammer, daß fie fich nicht in der Rage befindet, über die Genehmigung 
der beiden Verordnungen vom 30. Mai d. 3. einen Beſchluß mit rechtögiktiger Birk 
faffen zu Fönnen. " 
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Ob ber einftmalige Ruftical»-Minifter ein großer Staatsmann fei, mag als 
offene Frage behandelt werden, hohen poetifhen Schwung darf ihm aber Nie- 
mand abfprehen. Wenn er in feiner Rede die zweite Kammer, man verfiche 
wohl: die am 27. April aufgelöfte zweite Kammer mit dem „edlen Percy‘ 
vergleicht, fo ift das erhaben, und des großen Sängers Hoffmann aus Fallers. 
leben vollkommen würdig. 

7. | Die prenßifche zweite Kammer befchließt, 1) mit 291 gegen 3 Stimmen: Nad 
Einfiht der am 25. Auguft diefes Jahres von ber Regierung Sr. Majeftät 
bes Königs gemachten und durch ben Föniglichen Gomiffarius erläuterten Borla- 
gen, betreffend die deutfche Berfaflungs- Angelegenheit, ertheilt die zweite Kam⸗ 
mer ihre Zufimmung zu dem von der Fönigl. Regierung am 26. Mai biefes 
Jahres mit Sachſen und Hannover abgefchloffenen Bündniß; fie erflärt ſich be- 
reit, der Regierung auf dem durch diefes Bündniß in ber beutfchen Verfaſſungs⸗ 
Angelegenheit betretenen Wege ihre volle Unterflügung zu gewähren.” 2) mit 
221 gegen 73 Stimmen: „Sie erfennt an, daß der Art. 111 der Berfaffung 
vom 5. December v. J. auf die Berfaffung Anwendung findet, welche bie vers 
bünbeten Regierungen mit dem von ihnen zu berufenden Reichstage für ben 
beutfhen Bundesflaat vereinbaren werben.‘ 

7. | Zufammenkunft 35. MM. des Kaifers von Defterreich, ber Könige von Preußen 
und Sachen in Teplig; nächſten Tages in Pilnitz fortgefegt. 

7. | Schreiben des Generalstieutnant Frhrn. v. Canitz an den Deinifters Präfiventen, 
Grafen v. Brandenburg. ?) 

Ew. Excellenz haben vie Güte gehabt, mir mitzuthellen: daß von Seiten des kai⸗ 
ferlich öfterreichifchen Cabinet3 eine Differenz hervorgehoben wird, die zwifchen den 
„Srundlinien zu einer Unions⸗Akte,“ wie ſolche sub No. 23. Pag. 115. der ven beiden 
Kammerk der Abgeordneten vorgelegten „Aftenftüde," und dem von mir im Mai d. 9. 
dem Faiferlichen Minifter- Präfidenten, Bürften Schwarzenberg übergebenen, viefelbe 
Angelegenheit betreffenden Entwurf, ſtattfindet. 

Die Thatfache iſt in foweit richtig, als ich, nachdem ich alsbald nach meiner Anfunft 
in Wien die beftimmte Ueberzeugung gewonnen hatte, daß das Project, fo wie es gefaßt 
war, nicht zur Ausführung kommen würde, diejenige Mobification vornahm, zu ber mich 
die vertrauliche Inftruetion vom 10. Mai autorifirte. **) 


— 


*) Obwohl bei dem dermaligen Stande der Dinge ohne Wichtigkeit, iſt dieſes Schreiben, 
fowie das unterm 10. September mitgetheilte dennoch aufzunehmen. Beide gewähren nämlich 
Auctunft über ein Sachverhältnig, welches von anderer Seite her benutzt werben iſt, um bie 
preußifcher Seite angefnüpfte Unterhandlung, eder wenigftens ven Unterhaͤndler fcheinbar zu 
gerbächtigen. 

*#) Diefe vertranliche Inftructien Tautete: 

Ew. x. find durch mein heutiges Schreiben und vie daſſelbe begleitende Denkſchrift von 
ven Anfichten der Königlichen Regierung unterrichtet, und in Stand gefeßt, tie Berhandlungen 
mit dem 8. 8. Oefterreichifchen Cabinet über die Bildung eines Dentfchen Bundesftaats und 
einer Union defielben mit ver Oeſterreichiſchen Geſammt-Mmarchie zu eröffnen. Ich füge dem⸗ 
felben noch vertraulich einige nähere Bemerkungen in Bezug anf zwei Punfte der Denffchrift 
hinzu, welche Cw. von Wichtigkeit für die Unterhandlungen fein können. 

Mir haben in der Deuffchrift die Erwartung ausgefprechen, daß, wenn bie 8. K. Regie⸗ 
rung die Grundzüge der Union annehme, fie ihren biefigen Geſandten ermächligen werde, bar- 
anf hin mit Preußen abzufchliegen. Es kann uns aber nur angenehm und in jeder Weiſe für 
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Da Ih nun in meiner erften Unterredung mit dem Falferliden Miniſter keinen 
Zweifel parüber hegen konnte, daß der te Punkt nicht angenommen werden würde, fo 
lieg ich ibn fort, und ſubſtituirte ſtatt deſſen den Sag: 

„Die Politik der Union wird ald eine gemeinſame betrachtet und behankeit" Wü 
dem Wegfall dieſes ten Punktes verlor der 14te und 18te Punft — (das Directorium, 
fowie e8 in den Grunblinien gedacht ifl) — feine Bedeutung; fie fehlten demnach auch 
in dem bon mir ibergebenen Entwurf. 

Diefe Modificationen haben indeſſen auf die Entichlüfle des kaiſerlichen Gabines 
durchaus feinen Einfluß haben können, da ber Taijerlich koͤnigliche Minifter neben meiner 
Vorlage die in Berlin entworfenen Orunblinien, die dem Taiferlich koͤniglichen Gefandten 
mitgetheilt worden waren, in Händen hatte, mithin Eeinen Zweifel darüber haben Eonnte, 
daß es lediglich von ihm abbinge, auf vie Berliner Redaction zurückzukommen, wenn 
überhaupt in den Mniond- Antrag eingegangen werben follte. 

Die Antwort des Eaiferlichen Cabinets war aber pure ablehnend, ohne ſich in irgen 
eine ſpecielle Discufjion über den Antrag einzulafien, wie die Denkſchrift vom 16. Wii 
Har und deutlich beweiſt. Die befinitive Negulirung der deutſchen Angelegenheit jolte 
fpäterer Verhandlung vorbehalten bleiben, und zunächft nur über vie probiforifche Een 
tralgewalt verhandelt werben, deren Kortbeftchen in ihren bisherigen Zuftande bamald 
auch in Wien ald rechtlich unmöglich anerkannt wurde. 


8. | Beginn der Berathungen der preußifchen erften Kammer über die Verfaffung vom 


5. December 1848. Die Artifel 1, 2, 3, werden unverändert angenommen, 
der Ate erleidet eine geringe Mobification, und Tautet nunmehr: Alle Preußen 
find vor dem Geſetze gleih. Standes: Borredhte finden nicht ſtatt. Die öffent 
lichen Aemter find für alle nah Maßgabe der gefeglihen Bedingungen 





bie Börberung der Angelegenheit willfemmen fein, wenn ber K. K. Minifter- PRräfitent, feiern 
er unferer Heffnung gemäß, mit unjern Verjchlägen einverftanden iſt fi) geneigt zeigen ſellte, 
glei dert mit Ew. definitiv abzufchliegen, und find Ew. vollfommen ermächtigt, falls fd 
dazu die Ausjicht eröffnet, in angemefiener Weife darauf hinzuarbeiten, und vie Angelegenheit 
dert zum Abſchluß zu bringen. 

In dem, der Denffchrift angegebenen Entwurf einer Unions-Acte Tantet der Be Paak: 
„Lie Union ernennt und beglaubigt fämmtliche fländige Sefandten im Auslande. Der dark 
die Miffienen gehende völferrechtliche Berfchr wird im Namen und im Auftrage ber Dextſchen 
Union geführt; die Gefandtfchaften empfangen von der Union ihrer Inftrurtionen umb berichten 
an dieſelbe. Die Bejegung ver diplomatiſchen Poſten gefchieht nach einem, zwifchen beiden Uniends 
glievern befonders zu regelnden Turnus.“ 

Mir haben dieſe Beſtimmung der Natur der engen und untrennbaren Union, welde wit 
im Auge haben, am angemefienften erachtet. Sollte aber dieſelbe Deſterreichiſcher Eeite Ir 
ftand finden und das K. K. Cabinet mehr geneigt fein, jebem der beiden Uniongglieder vie ſelbſ⸗ 
ftändige Vertretung durch ftändige Befanptfchaften zu erhalten, fo find wir nicht der Aukdı, 
auf unjerm Xorfchlage beharren zu müllen, fondern würden auch anf eine veränderte Beſtin⸗ 
mung eingehen. Gw. wellen alfo eine verfchievene Auffaflung dieſes Punktes kein Hinten 
des Abſchluſſes fein laſſen. 

Ueber andere etwanige Tifferenzen und ModiflcationssBorfchläge, die vom K. K. Gabin 
ausgehen möchten, fehe ich, ſefern fie nicht durch unmittelbare Verhandlung Ew. an Ort m 
Stelle ſich erledigen laſſen, gefälliger Mitteilung entgegen. 

Elite der K. K. Miriter- Präfldent wünfchen, vie Anfichten der Koͤnigl. Regiernng über 
die Art zu kennen, wie fie bie Oberhaupts- Frage innerhalb des Bundesſtaates zu behantels 
denkt, fe find Ew. ermädtigt, ihm dieſelben vertranfich mitzutheilen, wie fie Ew. befanzt, su 
in dem anliegenten Entwurf eines betreffenden Artifels der Meicheverfafiung niehergelegt Kad, 
webei ich nur daran erinnere, daß dies nur ein, noch nicht zur Beſprechung mit andern Regie 
sungen gefommener, vorläufiger Entwurf if. 
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dazu Befähigten gleich zugänglich.” Im 5ten wird fehr angemeflen die Bezug- 
nahme auf die fogenannte Habeas⸗-Corpus-⸗-Akte befeitigt: „Die yerfönliche 
Freiheit ift gemährleiftet. Die Bedingungen und Formen, unter welchen eine 
Befhränfung derfelben, indbefondere eine Verhaftung zuläffig iſt, 
werden durch das Geſetz beſtimmt.“ Artifel 6 wird ebenfalld etwas ver- 
ändert: „Die Wohnung ift unverleglih. Das Eindringen in bdiefelbe und 
Hausfuhungen, ſowie die Beichlagnahme von Briefen und Papieren find nur 
in den gefeslich beftimmten Fällen und Formen geftattet.’ 

8. | Das k. öfterreihifhe Minifterium hebt den über bie Stadt und dad Gebiet von 
Trieft, Iſtrien, Görz und Gradiska verhängten Belagerungszuftand auf. 


8. | Zwei Schreiben des k. baierfhen Minifters der auswärtigen Angelegenheiten an 
ben k. preußifchen Gefandten zu München. 


1. 

Die k. preußiſche Geſandtſchaft hat unterm 27ſten v. M. dem Linterzeichneten im 
Auftrage ihrer hoben Megierung den dringenden Wunjch ausgeſprochen, von Seiten der 
k. baierifchen Regierung auf die an diejelbe ergangene Einladung zum Beitritt zu dem 
Bündnijfe vom 26. Mai d. I. und zur Annahme des jenem Bündniſſe beigefügten Ent⸗ 
wurfes einer deutſchen Reichs-Verfaſſung, in Bolge der inzwiſchen über dieſen Gegen- 
fand flattgehabten Verhandlungen baldigſt mit einer fchriftlichen Erklärung verfehen zu 
werten. Schon beim Schluffe ter in Berlin flattgehabten Conferenzen, aus welchen 
das Bündniß vom 26. Mai d. I. hervorgegangen ift, hat der E. baieriſche Geſandte die 
Zuftimmung abgelehnt. Eben jo Hat ver Linterzeichnete in der Note, welche er am 
2. Juli d. 3. unter Bezugnahme auf feine eigenen in Berlin gepflogenen Verhandlungen 
an Ee. Excellenz den E. preußiſchen Diniiter» Bräjidenten Herrn Grafen von Branden⸗ 
burg gerichtet hat, ausgeſprochen, daß er nicht im Valle fei, den Beitritt feiner hohen 
Megierung zu erklären. Seit jener Zeit hat die k. balerifche Negierung erwarten zu 
müflen geglaubt, ob fich eine Außficht zur Beſeitigung derjenigen Differenzpunfte eröffnen 
werbe, welche durch die erwähnten Verhandlungen nicht gehoben waren. Dieje Ausficht 
fheint num allerdingd durch vie Urt und Weile, in welcher die Verabredungen vom 
26. Mai vw. I. von der k. preußiichen Regierung den beiden Kammern des preußifchen 
Reichstages vorgelegt worden jind, abgefchnitten worden zu fein. Demgemäß ift ver 
Unterzeichnete von jeiner hoben Regierung ermächtigt worben, zu erklären, daß jie fich 
außer Stand fieht, ven Bünbnifje von 26. Mai d. J. beizutreten, und den jenem Bünd- 
niffe beigefügten Entwurf der veutfchen Reichsverfaſſung unverändert anzunehmen. 

ll. 

Der k. preußifche außerordentliche Gefandte und -bevollmächtigte Minifter, Herr von 
Bodelberg, hat feiner Note vom 27. Auguft d. 3., worin er erhaltenem Auftrage gemäß, 
die baieriſche Regierung zu baldmoͤglichſter vefinitiver Erklärung über ihren Beitritt zu 
denn Bünpniffe vom 26. Mai d. I. und über die Annahme des jenem Bündniſſe beige- 
fügten Entwurfed einer deutfchen Reichs-Verfaſſung einladet, eine zweite Note beigefügt, 
in welcher er die gefchehene Einladung mit erläuternden Bemerkungen begleitet. 

Der Unterzeichnete will daher nicht unterlaffen, auch feinerfeitd die Antwort, welche 
er unterm beutigen Tage auf jene Einladung an bie f. preußifche Geſandtſchaft gerichtet 
bat, durch einige Bemerkungen zu erläutern, da er nicht minder hohen Werth auf bie 
Verſtaͤndigung der deutichen Megierungen über die Verfaſſungsfrage legt. 

Um eine ſolche Verſtändigung herbeizuführen, Hat die k. baieriſche Negierung nicht 
bloß an den Konferenzen zu Berlin durch ihren Geſandten theilgenommen, ſondern auch 
den Unterzeichneten fpäter zu weiteren Verhandlungen nach Wien und Berlin geſendet. 

I. 9 
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Die hierdurch erzielten Mefultate waren aber leider nicht von der Art, daß vie baieriſche 
Regierung ihre Bedenken gegen den Beitritt zu den Befchlüffen vom 26. Mai dv. J. 
dadurch als befeitigt erachten koͤnnte. 

Die baierifche Regierung faßt allerdings in echt beutfchem Sinne die Wichtiglei 
des Augenblices auf, und ift jich wohl bewußt, daß gerade die Stimme Baierns ia 
diefee Frage von vorzüglihem Gewichte ift, fo daß feine Zuftimmung zu den Entwürfen 
der verbündeten Regierungen voraußjichtlich den Schlußftein dieſes Werkes bilden werke. 

Die baierifche Megierung würde daher gewiß nicht zögern, dieſe ihre Zuftimmung 
auszufprechen, wenn fie in jenem Werke in der That die Grundlage zu einer wahren 
deurfchen Einigung zu erfennen vermöcte Sie muß fi) aber in gleichem Grabe ver 
pflichtet erachten, nicht Beizutreten, fo lange fie eine foldye Erkenntniß nicht faflen kan, 
vielmehr der Ueberzeugung If, daß dad Zuſtandekommen jenes Werkes eine Spaltung 
Deutichlands zur Folge haben werde. 

Die balerifche Regierung kann in einer Verfaffung, welche Deflerreich nick mi 
umfaßt, feine wahre deutfche Einigung finden, und hält eine Uebertragung der ganıem 
Negierungs- Gewalt an die Krone Preußen, wie fie in dem Verfaffungd - Entwurfs vers 
geſchlagen ift, allerrings für unverträglid, nicht blos mit der Gelbſtſtaͤndigkeit des hainl 
fhen Staats, iondern auch mit dem Wohle der baleriichen Staats- Angehörigen. 

Allerdingo bat auch Baiern die Bildung eined Bundes⸗Staates als Ziel der dent 
Then Verfaſſungs⸗Bewegung bezeichnet. Aber es wird wohl nicht behauptet werten 
fönnen, daß der ohnehin erft in der neuen Theorie aufgeftellte Begriff des Buntes-Gtas- 
te8 fo feft und abgefchlofien ift, daß er nur in ver Form des Entwurfes vom 26. Ra 
d. I. gedacht werden kann. 

Wentaftens beweiſen die DVerfaflungen von Nord⸗Amerika und der Gchmelz dei 
Gegentheil. Wenn daher die preußifche Regierung nad) ven Verhälmiffen vie vorgefäle 
gene Form des Bundes⸗Staates für nothwendig erachtet, fo kann dies allein vie baieriſche 
Megierung nicht beftimmen, auf diejenigen Modificationen zu verzichten, welche ihr ven 
ihrem Standpunfte aus als unerläßlich erfcheinen. | 

Der Umſtand, daß eine Reihe deutſcher Staaten den Deichlüffen vom 26. Mai t.3. 
nachträglich beigetreten ift, fchließt im Hinblick auf frühere Vorgänge die Erwartung 
nicht aus, daß biefelben auch einem modifleirten Entwurfe ihre Zuſtimmung ertheilen werten. 

Die öffentliche Meinung innerhalb wie außerhalb Preußens bat fich im Frühlinge 
diejed Jahres für die Annahme der frankfurter Berfaffung mit Nachdruck ausgeſprochen, 
ohne daß ſich die k. preußifche Megierung in ihrer wohlbegründeten Ueberzeugung hat 
beirren laſſen. 

Wenn die Nation Bürgfchaft und Pfand dafür verlangt, Daß es dem Regierungen 
mit ihren Beitrebungen für die Einheit Deutfchlands Ernſt jei, fo glaubt die baimide 
Regierung diefem Werlangen am Xeften dadurch zu entfprechen, daß fie in den Vegrif 
ter Einheit das geſammte Deutfdland aufnimmt, und menn hierdurch neue Krim m 
Erfchütterungen herbeigeführt werden follten, was die baieriſche Regierung nicht fr 
wahrfcheinlich hält, fo wird fie denjelben in Bewußtfein der Kraft, welche das Feſthal⸗ 
ten am Rechte giebt, ruhig entgegen gehen. 

Der Unterzeichnete hat bei seiner Anwefenheit in Berlin diejenigen Brünte bejeich 
net, aus welchen Die baieriſche Megierung ten Entwurf vom 26. Mai d. J nick für 
geeignet erachten Eonnte, eine praftifch ausführbare und dauerhafte Einigung Deutſchleude 
zu Stande zu bringen. Der Gang ver Greigniffe feit jener Zeit bat die Weberzeugun 
der baierifchen Regierung von der Unaudführbarkeit des Entwurfes nicht verändert, und 
bie definitive Megelung ver deutſchen Verfaſſung erfcheint ohne die Miwirkung Orr 
reichs jeßt noch weit fehwieriger, ald damals. 

Die baieriſche Regierung hofft, daß die Wienerherfiellung des Friedens Im ganze 
Umfange ver Öfterreichijchen Monarchie das Eniferliche Gabinet in die Lage ſeht, in bat 
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Zeit feine Borfchläge über die künftige Geſtaltung Deutſchlands zu eröffnen, und fie 
wird dann mit Vergnügen bereit fein, an ven hierauf fich beziehenden Verhandlungen 
Theil zu nehmen. 

Der frühere Commandant von Landau, General-Major v. Jeetze (f. 30. Mai, 
18. Juni und 6. Augufl) wird in temporairem Ruheſtand verfeßt. 

Die Bürgerfhaft von Lübe genehmigt, nachbem die preugifchen Kammern fi 
ausgefprochen, den Beitritt des Freiftaats zu dem Berliner Bünbniffe (S. 
29. Auguft.) 

Mordanfall auf zwei preußiiche Soldaten in der Nähe von Frankfurt a. M. Die 
Thatfache fteht nicht gänzlich vereinzelt da, und geftattet vielleicht eine trübe 
Auffaffung des fittlichen Zuflandes bei den unteren Schichten der Bevoͤlkerung 
im füdweftlichen Deutſchland. 

t Georg Frhr. Rukawina v. Vidowgrad, k. öfterreichifcher Feldzeugmeifter, zu 
welcher Würbe er, ald Anerfenntniß der außerorbentlichen Bertheidigung von 
Temesvar furz vorher befördert worben. 

Die preußifche erfte Kammer nimmt bie Paragraphen 7, 8, 9 der Berfaffung 
unverändert, den 10ten in etwas modificirter Faſſung an: „Die Freiheit der 
Auswanderung fann von Staats wegen nur in Bezug auf die Wehrpflicht 
befchränft werben. Abzugegelber bürfen nicht erhoben werben.’ 

Mittheilung des Minifterd der auswärtigen Angelegenheiten an die preußifchen 
Kammern. 

Die Eönigliche Regierung fieht ſich noch zu einer nachträglichen Mittheilung an die 
Kammern in Betreff der Vorlagen über die deutſche Berfaflungs- Angelegenheit veranlaßt. 
Es betrifft diefelbe die Seite 115 der Aktenſtücke abgedruckten „Srunblinien zu einer 
Unions⸗Akte.“ 

Es iſt dabei zur Sprache gekommen, daß dieſelben nicht in ihrer ganzen Vollſtän⸗ 
digkeit in Wien Gegenftand der Verhandlungen geworben. Dies iſt in fofern richtig, 
ala, nachdem gleich zu Anfang das Princip der Union von vem F. k. Cabinette 
abgelehnt war, vie näheren Beftimmungen über die Ausführung und die Organe 
berfelben nicht mehr zur Sprache zu bringen waren. 

Der Eönigliche Special⸗ Bevollmaͤchtigte, Freiherr v. Canitz, hatte ſich nämlich gleich 
in feinen erften Unterredungen, in denen das Project im Ganzen durchgefprochen worben, 
überzeugt, daß der F. 9. und die damit zufammenhängenden Beſtimmungen auf wefentliche 
Schiierigkeiten ftoßen würden, und daher, um die Unterhanblungen zu erleichtern, dem 
Entwurfe, indem er ihn fchriftlich vorlegte, eine allgemeine Faſſung gegeben, in welcher 
tm $. 9. nur das Princip ausgefprochen wurde, daß die Politif der Union eine gemein- 
fame fein folle, die nähere Ausführung der weiteren Verhandlung, falls dies Princip 
angenommen würbe, vorbehaltend. 

Die Eönigliche Regierung Hält es für angemeflen, um jever Mißdeutung vorzubeugen, 
auch diefe Faſſung noch nachträglich den Kammern vorzulegen. *) Das cbenfalld anlie- 





m *) Grundlinien zu einer Unions⸗Acte. 
1. Die ventfche Union iſt ein unlöslicyer völferrechtlicher Bund, und befieht and: a) der öfter- 
reichifchen Monarchie, b) dem deutſchen Bundesſtaate. 
Die Berhältnifie von Boten, Schleswig: Holftein und Luremburgs Limburg in ber Union, 
werben durch Zuſatz⸗Vertraͤge geordnet. 
9* 
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gende Schreiben des Freiherrn v. Canig erläutert den Sachverhalt. Auch De in dem⸗ 
felben angegogene vertrauliche Inftruction, durch welche der Eönigliche Bevollmaͤchtigte 
fi) zu jener Faſſung berechtigt erachten durfte, nimmt die Megierung feinen Anftant, 
den Kammern vollfländig mitzutheilen. (S. 7. September.) 

Die urfprünglich abgedruckten „Srundlinien” enthalten den Entwurf ver k. Megierung, 
wie er dem k. Bevollmächtigten mitgegeben, und gleichzeitig zur Kenntniß des hiefigen 
Faiferlich oͤſterreichiſchen Geſandten gebracht worben iſt, und wie e8 tie Regierung für 
Pflicht gel.alten hat, ihn ven Kammern ausführlich darzulegen. Die allgemeinere Faffung 
ift ihr erft jegt von Wien aus zugefommen, Indem der k. Bevollmächtigte, nachdem durch 
die Ablehnung der Union im Princip die Sache einmal von vorn herein entfchieben war, 
denſelben einzufenden für nicht nöthig gehalten hatte. Obgleich das Weſen ver Ber 
handlung dadurch nicht berührt wird, Hat die Megierung doch auch dieſe Mitihellung 
zur Vervollſtändigung ber Aftenftüde nicht unterlaffen wollen. 


10. | Seierlihe Eröffnung der Kammerfigungen zu Münden. Daß die Thronrede feine 


dankende oter anerfennende Eylbe Hinfichtlich der Hülfe Preußens in der Pfalz 
enthält, wird nicht befremden, — über die deutfchen Angelegenheiten findet ſich 
folgenter Paflus: „Vor Allem fühlt Das deutſche Volk das Bebürfnig nad einer 
neuen Gefammtverfaflung, in welcher es fih als Eine Nation erfennen md 
geltend macen könne. Ich theile diefed Gefühl und halte an dem Gedanlen 
feft, dag die neue Verfaffung alle deutfchen Stämme in freier Gliederung, ohne 


2. Der Austritt aus der Union fteht feinem Gliede frei; die Aufnahme neuer Glieder er 
fordert die Zuftimmung ſaͤmmtlicher anderen. Veränverungen in dem gegenwärtigen Beſigſtarte 
der Unions⸗Glieder können Feine VBeränterung in den Rechten und Pflichten verfelbeu in Ber 
auf die Union bewirken; freiwillige Abtretung einzelner Theile des Unions⸗Gebiets bebürfen ver 
Zuſtimmung der Unien. 

3. Der Zwed der deutſchen Union if die Erhaltung der Eicherheit, fo wie der gegenki: 
tigen Wehlfahrt ihrer Glieder. 

4 Zwiſchen den Gliedern der Union beiteht ewiger Friede, Etreitigfeiten zwiſchen beiden 
find auf Anrufen jeves Theile an einen ber oberiten ®erichtshöfe, als Auſträgal⸗Inſtanz zu ver⸗ 
weifen. 

5. Das Unions:Gebiet ift dem Auslande gegenüber in ſofern ein Gemeinſames, daß jeder 
Angriff auf daſſelbe, von weldyer Seite er fonıme, und welchen Theil der Grenzen er berrebe, 
ftets mit gemeinfhaftlihen Kräften zurütgewieen wird. 

6. Wenn eines der beiden Glieder fich zu einem Angriffefriege genöthigt eradien fell, 
fo liegt ihm ob, dem anderen Theile die Meberzeuaung zu geben, daß dieſer Krieg vınd ra) 
Geſammt⸗Intereſſe der Union gebeten fei. Nur unter viefer Vorausfegung wird ter Krieg ein 
gemeinjame Sache ver Union. 

7. Die gegenfeitigen Leitungen beiver Glieder der lnion in den unter 3 und 6 augerer⸗ 
teten Fällen, werden durch eine beſendere Uebereinkunft im Boraus geregelt. 

8. Tie beiden Glieder der Union behalten das Recht der Bündniſſe und Verträge mit 
auswärtigen Etaaten, ohne daB hirraus eine Verpflichtung für die Union erwachſe. Keine Ber 
bindung diefer Art darf jedoch Beſtimmungen enthalten, welche die Sicherheit der Urin m 
ihrer lieder irgend wie gefährden. 

9. Die Belitif der Union wird als eine gemeinfame betrachtet und behantelt. 

10. Sämmtlihe Confulare werden von der Union beftellt und in deren Namen verwaltet. 

11. Die bisherigen Bundes: Feitungen geben in das Cigenthum und in die Bermwaltuss 
der Union über. 

12. Es werden unverzüglich Verhandlungen eröffnet, um die moͤglichſte Gemeinſchaft per 
ſchen beiten Stiedern der Union in Bezug auf Breizügigfeit, gerichtliche Hülfe, Befreinng tel 
Verkehrs, Handels-Intereiien, Ehiffiahrt, Peften und Gifenbahnen, Münzen, Maf uud Gwwich 
Auswanderungen ac. durch befondere Verträge zu erzielen. 








Bevorzugung einzelner, umfaflen muß, wenn fie fegendreich wirken foll. 
Sp ſchwierig auch die Loͤſung diefer höchſten Aufgabe ift, der uneigennügigen 
Hingebung Aller wird fie gelingen. Die in den jüngften Tagen begründete 
Ausfiht auf Bildung einer proviforifchen Centralgewalt von allgemein anerfanns 
ter Wirkfamfeit begrüße Ich freudig als den erften wichtigen Schritt zum Ziele.‘‘ 

10. | Prorlamation S. 8. H. des Großherzogs von Oldenburg. (S. 13. Juli.) 

„Unferem getreuen Volke find die Gründe befannt geworden, welche Uns nad) langer 
und reiflicher Erwägung bewogen haben, dem in dieſem Frühjahre zu Berlin unter ber 
Leitung und dem Vorgange der Krone Preußen abgefchloffenen Büntniß, welches gegen« 
wärtig fchon 24 deutfche Staaten mit mehr ala 25 Millionen Menfchen umfaßt, beizutreten. 
Nicht nur aus allgemein deutſchen Gefichtöpunften mußte es Uns als eine dringende 
patriotifche und politifche Pflicht erfcheinen, ven einzigen noch übrigen Weg zur Erlan⸗ 
gung einer einheitlichen Verfaſſung Deutfchlands im Sinne der Nation mit zu betreten, 
jondern auch die bejondern Berhältnifie des Großherzogthums, welches des Rechtoſchutzes 
bedarf und nicht ohne Gefahr in einer bevenflichen Sfolirung verharren kann, machten 
es endlich unerläßlich, den wiederholten und dringenden Aufforderungen unferer mädhtig« 
ften Nachbarftaaten zu entiprechen. Das Land durfte nicht Tänger in ſchutz⸗ und ver⸗ 
bindungsloſer Lage den Zufällen und Anfprüchen ausgeſetzt ſeyn, welche in einer tiefbe⸗ 
wegten Zeit jeder Tag bringen konnte; es mußte feine wichtigften eigenthümlichen Intereffen 
durch directe Theilnahme an ven Verhandlungen und Verabredungen über die Zukunft 
Deutfchlands zur Sprache gebracht und gewahrt fehen; es konnte mit Mecht verlangen, 
daß die Megierung einer fo großen Frage gegenüber nicht länger in Unentfchievenheit 
berharre, ſondern ſich thätig betheilige, um fo viel an ihr ift, zu den Bau des Ganzen 
beizutragen, um DBerfäumniffe und Nachtheile zu vermeiden, und den Lande diejenigen 
Mortheile zu fichern, auf welche ed etwa nach feiner befondern Lage Anfpruch bat. Der 
zu Derlin in der Mitte ded Monats Juli d. I. von Unferer Regierung verhandelte An⸗ 
fihlußvertrag iſt ſodann dem am Ende deſſelben Monatd zufammengetretenen erften allge⸗ 
meinen Landtag des Großherzogthums zur verfaffungsmäßigen Zuftimmung vorgelegt 
worben, und der Landtag bat viefelbe nach längeren Verhandlungen freilich nur mit einer 

Majoritaͤt von einer einzigen Stimme abgelehnt. Es ift Und daher zu Unſerm Schmerze 
nicht3 anderes übrig geblieben, als den allgemeinen Landtag, ver ſich in zwei faft ganz 
gleiche Hälften über diefe wichtigfte politifche Srage gefpalten fand, inmitten feiner für dad 
Land fo dringenden und zur Bortentwidelung unferer neuen Inftitutionen unentbehrlichen 
Arbeiten wieder aufzulöfen. Die Gründe, auf welche die ſchwache Majorität des Land⸗ 
tags die Verwerfung ded Anſchluſſes geſtützt bat, fcheinen fo wenig zutreffend und unter 
fi übereinftimmend, fo ohne alle Bezeichnung eines andern Ausweges, fo fehr dem 
fonft häufig ausgedrückten Vertrauen auf Unſere Megierung entgegen, daß Wir nicht 
zweifelhaft varüber feyn Fonnten, es liege bier ein Ball vor, in welchen bie Berufung 
an die Stimme des Landes vorzugsweiſe gerechtfertigt erfcheine. Wir haben demnach 
die nöthige Verordnung zur Ausſchreibung neuer Wahlen fofort ergehen laffen, und 
vertrauen feft zu Unſerm getreuen Volke, e8 werde fich zahlreich und eifrig bei denſelben 
beteiligen, und feine Stimme nur foldyen Männern ertheilen, deren bewährter und vor⸗ 
urtheilsfreier Einficht Die Entſcheidung über das Wohl des Vaterlandes in diefer ſchwie⸗ 
rigen und bedenklichen Zeit, wie die Beurthellung verwickelter politifcher Fragen anver« 
traut werden Tann. In diefer zuverfichtlichen Erwartung Haben Wir aud, bewogen 
durch den in den legten Tagen erfolgten Hinzutritt neuer dringlicher Um— 
finde, kein Bedenken getragen, Unfere Ratification bed in Berlin abge» 
fhloffenen Bertrages nunmehr zu erflären und zu vollzieben, indem Wir 
Uns vorbehalten, diefelbe dem unverzüglich zu verfammelnden neuen allgemeinen Landtag 
durch Unſer Minifterium zur verfaffungsmäßigen Beftätigung vorlegen zu laffen.” 
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10. | Der f. öfterreiifche Finanz-Miniſter berichtet Sr. M. dem Kaiſer über das Gelb 


weſen und den Staatshaushalt, wobei die nachftehenden Borfchläge gemacht werben. 


I. Maßregeln zur Herftellung der Ordnung im Geldweſen. 


Die Gefahren und Berlufte, welche Defterreich felt den März-Ereignifien 1848 im 
Herzen des Staatögebietd, an deſſen fernen Grenzen und zulegt In Ungarn umd Sicben⸗ 
hürgen zu beftehen hatte, erheifchten fo außerorventliche, in dem kurzen Zeitraume we 
niger Monate zufanımengebrängte Anftrengungen jeglicher Art, daß Mittel, deren Anlage 
und Ausführung nad) dem Mapftabe gewöhnlicher Verhältnifie beſtimmt worden wär, 
ſich durchaus als ungenügend und unausführbar vargeftellt hätten. Die Einkünfte, vie 
der Staat in einer ruhigeren Zukunft zu erwarten hatte, und ber Zuwachs an Kraft, 
den Oeſterreich durch Die beharrliche und fiegreiche Bekämpfung feiner inneren und äußeren 
Feinde zu erringen gewiß war, mußten in der Geflalt der vermehrten umlaufenden 
Credits⸗Effecten vorhinein in Anfpruch genommen und verwertbet werden. Die Folgen 
fielen zunächſt auf das erfle und wichtigfte Ereditd- Inftitut — auf die öſterreichiſche 
National⸗Bank, — deren Noten ven größten Theil des inlänpifchen Umlaufsmitteld aut 
machen, und nach ver Einführung ihres Zivangd-Gourfed den Werth der Kanvedwährung 
beflimmen. Dedwegen und in Erwägung der Wirkungen, welche eine Störung in vem 
Werthe der Landeswährung auf alle Zweige der imlänbifchen Production und die Yaies 
hungen des Landes zu dem Audlande hervorbringt, fteht unter allen Vorkehrungen, die 
der gegenmärtige Stand der Verhältniſſe gebieterifch forvert, eine durchgreifende Ver: 
befferung der Lage der Bank und vie Regelung der Beziehungen des Staatel 
zu derfelben oben an; Beides nicht blos ald eine vorübergehende Hebung augenklid- 
licher Uebelſtände, fondern als cine fefte Begründung für die Zukunft und Pie Gewäht 
gegen tie Wiederkehr ähnlicher Erfchütterungen des Credits der Banf- Anflalt. Tas 
erften vorbereitenden Schritt zu dieſem Zwecke gerubten Ew. Majeftät durch vie allr- 
gnädigfte Anoronung zu genehmigen, Daß der Credit der Bank zur Deckung ver Staatl 
bepürfniffe wurch eine Vermehrung der Banknoten nicht mehr in Anſpruch genemmm 
werden darf. Gin zweiter fi) an diefen unmittelbar anfchließenner Schritt ift bie ge 
meinfchaftliche Nichtigftelung ver Geſammt-Forderung ver Nationalbank an den Staat, 
die Feſtſtellung ver Verzinfung diefer Schuld, und die Verabredung der allmäligen Siker: 
ftellung und Tilgung verfelben. In dieſer Abficht Habe ich mic bereits mit der Bart 
Direction in das Einvernehmen gefegt, und es find die Verhandlungen darüber anhängig. 
Von den Mitteln zur Verminderung und allmäligen Tilgung ver Schuld des Staates 
an die Bank mird weiter unten in Berbindung mit den Maßregeln zur Dedung id 
Staats⸗Aufwandes gehandelt werten. Die vollftändige Herflellung der Ruhe une geſch⸗ 
lichen Ordnung in Ungarn und bie Erhaltung des äußeren Friedens wird es möglid 
machen, dad Verhältniß des Staates zur Bank in Abficht auf die Forderungen der 
legteren günftiger zu geftalten, einen nambaften Betrag Noten aus Dem Umlaufe zu 
ziehen und die Muͤnz⸗Vorräthe der Bank zu verftärfen. Die mittelbare günfige Felge 
wird ein weiteres Zurüdgehen ver Wechfele Courfe auf das Ausland und vie Wire: 
herftellung des vollen Werthes der Bankwährung fein. Dadurch wäre aber weder im 
Forderungen, welche an die Nationalbank für die Zufunft von dem Handel und Im 
Getverbfleiße geftellt werden, entfprochen, noch ter Ernenerung eines Mißverhaltnifes 
der Summe ver audgegebenen Noten zu dem Bankffonds begegnet. Die Handeltreibenden 
und überhaupt Geiwerbetreibenven, welche weniger in der Lage find, bie in der biäherigen 
Einrichtung der Nationalbank vorgezeichneten Beringungen zur Erlangung eines Grit 
bei diefer Anftalt zu benutzen, Flagen, daß die Nationalbank ihren Gefchäftszweigen feine 
oder nur eine geringe Unterſtützung gewähre. Diefe Klage wird insbefondere ‚in den 
Kronläntern außerhalb Wien und Nieder» Defterreich erhoben, und mit dem gänzliden 
Abgange oder dem fehr befchränkten Wirfungsfreife der Filialbank⸗Anſtalten begränkt. 
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Es ift Hier nicht der Ort, ausführlich zu unterfuchen, ob und in welcher Vefchränkung 
diefe Klagen und die lebhaft ausgefprochenen Wünfche nach einer Aenverung des Bank⸗ 
Inſtituts gegründet fein. In keinem alle unterliegt es jevoch einem Zweifel, vaß 
biefelben einen ber wichtigften Gegenftänve ver finanziellen und Eommerziellen Gefeßgebung 
berühren, und in jeder Beziehung die aufmerkfamfte Erwägung und eindringende Eroͤrte⸗ 
rung verdienen. Hierzu drängt noch eine andere, mit ver Entwidelung unferer inneren 
BZuftände im innigften Zufammenhange flehende Betrachtung. Die Löfung der Bande, 
benen biöher die Benugung und Verwerthung des Bodens unterlag, wird, auch unab⸗ 
bängig von der Zunahme des Wohlſtandes unter der zahlreichiten Volksklaſſe, einen viel 
lebhafteren und Bäufigeren Umſatz der Werthe, ald bei den bis zum 7. September v. 9. 
beftandenen Laften und Beſchraͤnkungen möglich war, herbeiführen, und chen dadurch das 
Bebürfniß einer größeren Summe Geldes unb Geld vertretenver Weribzeichen erzeugen, 
ald der bisher mannigfach gehemmte Verkehr in fich aufzunehmen vermochte. Nebſtdem 
wird die Durchführung der Anordnungen über die Entlaftung des Bodens bereitd an 
fih, ohne noch ihre entfernteren hoͤchſt wichtigen Wirkungen in Anfchlag zu bringen, 
ausgedehnte Credits⸗Operationen in dad Leben rufen, die gleichfalls nicht ohne Rückwir⸗ 
fung auf den Stand der Umlaufdmittel bleiben Fönnen, und zu deren Ausführung ober 
Unterflügung ſich die Nationalbank eignen bürfte. Ueberhaupt iſt es im Intereſſe der 
Induftrie, des Verkehrs und der Nationalbank felbft ein unabweisbares Bedürfniß, dieſer 
eine folche Einrichtung zu ertheilen, daß fie in dem Maße, ald die Staatsfinanzen ihre 
Dermittelung weniger benugen, ihre Kräfte und die Macht ihres Credits in gefteigertem 
Derhältniffe den Bedürfniſſen des Landbeſitzes und der Gewerböthätigkeit zuwende, und 
zu dieſem Zwede ven Bewohnern der entfernten Kronlänver leichter zugänglich gemacht 
werde. Sol die Bank diefen Anforderungen einer erweiterten und mehrfällig gefteigerten 
Thätigkeit genügen, fo wird eine Verſtärkung ihres Fonds nothwendig fein. 
Die Hinaudgabe der bisher zurüdbehaltenen Bank⸗-Actien hätte für diefen 
Zweck und nah Maßgabe des Umfanges, in dem folcher es erheifcht, zu erfolgen. “Diele 
Actien könnten Eeine gemeinnüßigere Verwendung als die eben bezeichnete erhalten, und 
ihre Ausgabe würbe, da fie In Verbindung mit der Eröffnung neuer Kreife für das 
nugbringende Wirken des Inflituts flattfände, Feine erhebliche Ruckwirkung auf die bis⸗ 
berigen Preiſe ver älteren Actien äußern. Es ift zu erwarten, daß auf diefem Wege bie 
Nationalbank in die Lage kommen wird, ihre Müngvorräthe mit der Summe der umlau⸗ 
fenden Noten in ein günftiges Verhaͤltniß zu ftellen, und die Verwechſelung der legteren 
wieder in voller Ausdehnung aufzunehmen. Hier kann aber nur bie Richtung ehrerbietigft 
bezeichnet werden, welche bei der Behandlung dieſes Gegenſtandes eingefchlagen und un« 
verrückt feftgehalten werben muß. Die Bollführung felbit ſetzt eine forgfältige Erwägung 
der vielfach verfchlungenen Verbältniffe voraus, die den Zuſtand des Geldmarktes und 
die Begründung eines geficherten Umlaufs beftimmen. Ew. Majeftät dürften ſich bewo⸗ 
gen finden, aud erfahrenen, einfichtövollen Männern, und zmar nicht blos aus Bewohnern 
von Wien, fondern auch aus Vertrauendmännern der dabei weſentlich betheiligten Kron⸗ 
länder eine Commiſſion bilden zu laſſen, deren Aufgabe es wäre, im unmittelbaren 
Einvernehmen mit der Bank» Dirertion und unter Mitwirkung berfelben die zerglieberten 
Entwürfe über die dargeftellten organifchen Ginrichtungen vorzulegen. 
1. Bedeckung der Staatd«-Erforderniffe. 

Die außerorventliche Beſchaffenheit der Umſtaͤnde, unter venen Defterreich bie ſchwe⸗ 
ren Brüfungen der Jahre 1848 und 1849 beſtand, geftattete durchaus nicht, an durch⸗ 
greifende Maßregeln zur Erhöhung ver Staatd-Einnahmen die Sand anzulegen, ober die 
zu einer Miefengröße angewachfene Hauptausgabe, nämlich den Kriegdaufiand, zu ver⸗ 
mindern. So lange innere Zerrüttungen und ein äußerer Feind den Erwerb und Ver⸗ 
kehr Tähmten, hätte vie Auferlegung bebeutender neuer Abgaben und die Erhöhung der 
beſtehenden Steuern den Zinanzen nur fehr befchränkte Zuflüffe zugeführt, zugleich aber 
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die Drangfale, an denen die Völker litten, nur gefleigert. Eben fo wenig Eomnte ed zu 
der Zeit, wo dad Dafein des Staates an die Spike des Schwertes geftellt war, auch 
nur in Brage kommen, ven Militair- Aufivand einzufchränfen. Dadurch, daß das Volk 
mit einer neuen Abgabenlaft verfchont wurde, ift feine Kraft unverfehrt erhalten und «8 
ihm möglich gemacht worden, nach einer nun eingetretenen günftigen Wendung der Dinge 
mit ungleich minderer Anftrengung die in Folge der Ereigniſſe im Staatöhaushalte ent⸗ 
ftandenen Rüden auszufüllen, und ven Uebergang zu einem vollfländig georeneten uns 
gelicherten Zuftande zu bewirken. In jedem Falle beiteht die erſte Bedingung, cofne 
welche dieſes Ziel nicht angeftrebt zu werden vermag, in einer angemeſſenen Cinfchränfung 
dedjenigen Aufwandes, der zur Rettung des Vaterlandes unumgänglich notwendig war, 
nun aber nach bergeftellter Ruhe namhafte, in fortfchreitenden Maße zunehmente Ber: 
minderung zuläßt. Erfolgt nun auch eine ergiebige Herabſetzung des Militair- 
Aufwandes, fo bleiben noch immer im Laufe des künftigen Vervaltungsjahres beden⸗ 
tende Ausgaben zu bedecken, welche über den biäherigen gewöhnlichen Staatsaufwand 
binaudreihen. Namentlih muß für den Zuwachs an Ausgaben, der fich wurd tie 
neue Gerichts-Verfaſſung, ven umgeftalteten Berwaltungd-Organidmub 
und bie Vermittelung bed Staatsſchatzes zu Entſchädigung für die Urbarial- un 
Zehnt-Bezüge ergeben wird, geforgt werten. Dazu kommt die Aufbringung ver 
Mittel, um im Baue ver begonnenen Staats⸗Eiſenbahnen vorzufchreiten, Die Teles 
graphenlinien zu vervollflänpigen, und in den Kronlänvern Ungarn und Siebenbürgen 
aus dem durch ven Bürgerkrieg herbeigeführten Zuftande ver Zerrüttung zu einer dauer⸗ 
haften Ordnung überzugehen. Endlich find auch nebft ven gefteigerten Zinien tm 
Staatsfchuld die Summen aufzubringen, die nothwendig fein werben, um zwiſchen ben 
Staatsfinanzen und der Nationalbank ein für beive Theile günftigeres Verbäl⸗ 
niß berzuftellen. Noch bin ich größtentheild wegen ber gänzlich zerrütteten Zuſtände 
Ungarns und Siebenbürgens, und wegen der gerade jet in der Vollführung begriffen 
Umgeftaltungen in den übrigen Ländern nicht in ver Lage, Ew. Majeflät den Staatsror- 
anfchlag für das DVerwaltungsjahr 1850 ehrerbietigft zu überreichen. Es Teuchtet jedoch 
nit Rückſicht auf die Größe ver vorgefeßten Aufgaben von felbit ein, daß mit ven Bi 
herigen Mitteln ver Bedeckung nicht ausgelangt werden könne, und daß nun, nahtım 
die äußeren und inneren Feinde auf den Schlachtfeldern ruhmvoll befiegt worten fin, 
bedeutende Anftrengungen anderer Art unvermeiblich find, auf daß das einige Oeſterreich 
fein conftitutionelle3 Leben in voller Kraft entfalte, und zu jener Stufe innerer MWobliahn 
gelange, die feiner Größe und dem Reichthume feiner Hülfsquellen entipricht. Die Rap 
regeln, vie ſich nach reifer Erwägung aller Verhältniſſe ald nothwendig varftellen, int: 

I) Die möglichft zweckmäßige Benutzung der von Sardinien zugeficherten Kriegd- 
Entſchädigung. Derfelben könnte unter den gegenwärtigen Umftänden Eeine nühlichete 
Verwendung ertheilt werden, als jene, die Ew. Majeftät bereits allergnäbigft anzuortum 
gerubten, nämli die Abfuhr per eingehenden Gelder an die Nationalbanl. 
Dadurch mird der Ießteren beiläufig ein Betrag von 25 Millionen in klingender Müͤnze 
zufließen. 

2) Die Aufnahme eines Anleibens. Auch die durch Dad Anleihen cinflie 
ßenden Gelver wären an die Nationalbank abzuführen. Dadurch würde ver Gapitaldte 
trag der Staatsſchuld im Ganzen nicht vermehrt, im Gegentheile wäre foldyer noch um 
ben reinen Ueberſchuß, ven die Kriegs-Contribution gewähren würbe, vermindert. Ueber 
vie Geftalt des Anleihend und vie näheren Beftimnungen deſſelben erftatte ich Gm. Rr 
jeftät einen eigenen alleruntertbänigften Vortrag. 

3) Die Vervollſtändigung und ergiebigere Benußung bes Staattrin 
kommens von den directen und indirecten Abgaben. Nur mit Widerſtreben ſchreite ich 
zu dem Antrage, Aenverungen in ver bisherigen Befteuerung ohne Mitwirkung des Reit 
tages vorzunehmen. Selbſt jet würbe ich e8 vorziehen, noch durch Benutzung des Staatl- 
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Credits die Benürfniffe des Staats zu decken, bis der Neichdtag verfanmelt fein, und Der 
Regierung Ew. Majeftät die volle Unterflügung feiner eifrigen und erleuchteten Mitwir⸗ 
fung gewähren wird. Die Lage unferer finanziellen und volföwirthfchaftlichen Zuftände 
ift aber nicht von folcher Befchaffenheit, daß ohne die bedenklichſten Folgen länger zuge— 
wartet werden koͤnnte, den in ber Befteuerung gelegenen Hauptquellen des Staatsein⸗ 
fommens eine reichlichere Ertragsfäbigfett zu ertbeilen. Vorzüglich ift e8 die nachtheilige 
Rückwirkung auf den Zuftand der Landesmährung nnd die Bemeffung der Waareniwertbe, 
welche dazu auffordert, durch die Erhöhung der Staatd- Einnahmen, wenn nidht fos 
gleich Die Ausgaben vollſtändig zu Decken, doch ven Abgang auf einen möglichft befchränf- 
ten Betrag berabzufegen. Daffelbe ift auch durch die Nothwendigkeit, ein Anleihen aufe 
zunehmen, dringend geboten, indem vorzüglich Der ausländische Staatögläubiger mit Hecht 
fordert, daß von der Staats» Verwaltung, die gegen ihn Verbindlichkeiten eingeht, auch 
für die Bedeckung der letzteren Sorge getragen werde. Ueber vie unbedingte Nothiven- 
digkeit und Zuläffigfeit einer Steigerung der Einnahme von den Steuern, fheint auch 
in der öffentlichen Meinung feine Verſchiedenheit der Anfichten zu befteben, und Jeder⸗ 
mann fieht ein, daß, wenn noch länger cin den geänderten Verhältniffen nicht mehr an 
gemeſſenes Ausmaß der Beſteuerung fortbeftänne, es fpäter um fo fehmieriger miüre, zu 
einer Dem Bedarfe entfprechenden Befteuerung überzugeben. Der Minifterrath wird nicht 
unterlaffen, Ew. Majeftät umfaſſende Borfchläge über die Verbefierung ver wichtigften 
Abgabenziweige und Erzielung eines erhöhten Ertraged von denſelben zu unterbreiten. 
Nebſidem wird die befondere Sorgfalt darauf gerichtet fein, ver Gerechtigkeit und bem 
eigenen Vortheile des Landes entiprechend, in Ungarn mit möglichfter Schonung und 
Rückſicht auf den Durch die Leiden des Bürgerkrieges geftörten Wohlftand, vie bisher 
beinahe gänzlich unbenußt gelaffenen reichen Hülfsquellen aufzufchließen, und dem Staats⸗ 
ſchatze diefenigen Zuflüffe zuzuführen, ohne welche, wie e8 bie revolutionaire Megierung 
und die legten ungarifchen Reichstage fehft anerfannten, die Bedingungen zur Entwide- 
lung und Sicherftellung des NationalreichthHums nicht erfüllt werden Finnen. Desgleichen 
war man auch, wie bereitd zur allerhöchften Kenntniß Ew. Majeftät gebracht wurde, be= 
müht, tem Staatöfchage im Tombarbifch-venetianijchen Königreiche einen ergiebigen Ertrag 
zu fichern. Durch die vereinte Wirkſamkeit dieſer Mittel dürfte dem Staate im Laufe 
des Verwaltungsjahres 1850 über den Stand vom Jahre 1847 für den Geſammt⸗Umfang 
der Monarchie eine Zunahme am Einfommen von 45—50 Millionen Gulden verfchafft 
werden. 

4) Weder die Einſchränkung der Ausgaben, noch vie Einhebung der Abgaben Tann 
plöglih und mit einem Male vergeftalt erfolgen, daß nicht vorzüglih In den erften 
Monaten des DVertwaltungsjahres für einen Theil der laufenden Ausgaben in anderen 
Wegen geforgt werden müßte. Inöbefondere wird in Ungarn eine ergiebige Beihülfe 
erforberlich fein, fowohl um die in den Umlaufsmitteln durch die Vernichtung der uns 
garifchen Banknoten entſtehende Lücke auszufüllen, als auch, weil die Einführung eines 
geordneten Steuerfuftemd und die Erzielung eines namhaften Ertrages von demfelben 
Zeit fordert. Das Mittel Hierzu Tann, übereinftimmend mit dem Benehmen ver Regies 
rungen Großbritanniend und Frankreichs, vorübergehend nur in den Vorftellungäzeichen 
der ſchwebenden Schuld gefucht werden. Die gegenwärtig im Umlaufe befinvlichen Kaſ⸗ 
fen-Anmeifungen leiden an einigen Gebrechen und Unbequemlichkeiten, teren Verbeſſe⸗ 
rung für die Zukunft wünfchenswerth if. Durch die gebieterifche Nöthignung des Aus 
genblicks gezwungen, mußte man fie ihrem Urfprunge und unmittelbaren Zwede gemäß 
einrichten. Daraus entftand eine Verſchiedenheit viefer Papiere, die im DVerfehre, beſon⸗ 
ders unter den nieveren Volksklaſſen, nicht von Unzukoͤmmlichkeiten frei ift, und dad Bes 
pürfniß fühlbar macht, dieſe verfchiedenen Papiere in Eine Gattung zu vereinigen. Dies- 
ſes hätte mit den Iprocentigen Kaffen-Anmweifungen und den Anweifungen auf die un« 
Harifchen LandedsEinkünfte zu erfolgen. Die Treforfcheine des lombardiſch⸗venetianiſchen 
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Königreichd dürften wegen ihrer abgefonderten Beſtimmung und Tilgung aus den Ein- 
fünften des genachten Königreich8, dann wegen der Verſchiedenheit der Währung zwiſchen 
dem letzteren und den übrigen Kronländern, einftweilen abgefondert belaffen werden. Die 
Verzinſung der Iprocentigen Kaffen-Anmweifungen entfällt für die minderen Kategorin 
mit fo geringen Beträgen, daß viefelben, vorzüglich während ver erſten Monate des Um⸗ 
laufs, Taum die Unbequemlichkeit der Berechnung von Kleinen Zinsbeträgen aufwiegen, 
und bei dem Umſatze von dem Erwerber nur ungern vergütet werden, daher derjenige, 
welcher eine foldhe Anweifung aus einer öffentlichen Kafle empfing, dem Nachtheile au 
gefeßt ift, DaB ihm zwar der auf berfelben haftende Zinsbetrag bis zum Tage der Bar 
ausgabung von der Kaffe in Anrechnug gebracht, dagegen von demjenigen, an ten a 
die Anweiſung weiter abtritt, ihm nicht vergütet wird. Bon ver Verzinfung der U 
weifungen kann aus mehrfachen Gründen, indbefondere weil viefelbe durch das Reiche⸗ 
tags⸗Geſetz wohlbevächtlich angeordnet wurde, nicht abgegangen werben. Bei den unterm 
Kategoricen ift jedoch eine Einrichtung zuläffig, zufolge welcher vie Verzinſung dieſer 
Kategorien in längeren Zeiträumen als bisher zu erfolgen hätte. Endlich muß ud 
getrachtet werben, den Zwangscours ber Anweiſungen möglihft bald entbehrlich zu 
machen, damit ftufenweife zu dem regelmäßigen Zuflande des inmeren Geld⸗Umlauft 
zurücgefehrt werden Eönne. Das Mittel hierzu gewährt die Höhe des Zinsfußes, nah 
ingichem die Berzinfung der Anweiſungen zu gefchehen hätte. Die Erhöhung dieſes 
Zinfes würde den Vortheil varbieten, daß die Anweifungen weniger ſchnell von Hand 
zu Hand geben, daher in die Geld-Birculation weniger ald bisher einpringen würden, 
und daß man fie ald ein bequemes Mittel, Geld mit ber Leichtigkeit einer geänderten 
Verwendung anzulegen, noch mehr ald gegenwärtig zu betrachten geneigt wäre. End⸗ 
lich ift bei allen Erevitö-Efferten, namentlich aber bei denjenigen, vie beftimmt fin, 
zur DVermittelung des Werth⸗Umſatzes in dem Geld⸗Umlaufe zu dienen, bie Kenntnif 
bee Summe, über welche ihre Gefammt- Ausgabe nicht hinausgehen wird, und bie 
Sicherheit der Einziehung und Tilgung des Papiers von Wichtigfeit. In dieſen Be 
ziehungen jind zur Befeftigung des Credits feftftellenne Beitimmungen erforberlidh. Ja 
Erwägung diefer Betrachtungen dürften folgende Grunpfäge zur allergnäpigften Genehmi⸗ 
gung Ew. Majeſtät geeignet anerfannt werben: 

a) Die Hppothefar-Anweifungen, die 5= und Zproc. Kaffen-Anmeifungen bon ben 
Jahren 1842, 1848, 1849 und die Kaffen-Anmweifungen auf die ungarifchen Lande 
Einkünfte find in verzinsliche Staatöfcheine unter der Benennung Reichs⸗Schazſcheine 
zu vereinigen. 


b) Der Zinsfuß ver Reichs⸗Schatzſcheine wird mit dem Vorbehalte auf eine am 
gemeſſene Höhe, die abgefonvert vorgefchlagen werben wird, geftellt werden, daß, ea 
in der Zufunft eine Verminderung dieſes Zinsfußes fich als zuläffig darſtellen jelke, 
diefelbe mit Nüdficht auf die Verhältniſſe des Geldmarktes zu erfolgen Bat. 

c) Die Verzinfung der Reichsſchatzſcheine bis einfchlieglich 100 Fl. hat in ver bil 
her für die Zproc. Kaffen-Anweifungen vom Jahre 1849 beftehenden Art mit ven auf 
den Rücken verfelben ausgedrückten Beträgen für jeden Tag zu gefcheben. Die Schein 
unter 100 Fl. find in Serien einzutheilen, und am Schluffe eines jeden Jahres werten 
durch DVerloofung diejenigen Serien bezeichnet, die fammt ben für die Dergangenheit ver- 
fallenen Zinfen baar eritattet werben. 


d) Der Betrag, welchen die Gefammt- Ausgabe der Schapfcheine außer dem unten 
8 bemerften Falle nicht zu überfchreiten hat, wird feftgefeßt werden. Ich werde nicht unter- 
laſſen, Ew. Majeftät viefen Betrag, nachdem bie oben bemerkte Verhandlung mit ber 
Banf-Dirertion über vie Feſtſtellung und Tilgung der Schuld des Staates an bie Bunt 
gefchloffen fein wird, vorzufchlagen. 

e) Die Hinausgabe der Reichsſchatzſcheine erfolgt unter der Mitwirkung und Con 
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troßle der Nationalbank, welche darüber zu wachen bat, daß Fein größerer ald ver be= 
merkte Betrag in Umlauf gefeßt werte. 

f) Als Hypothek für die Neichöfchatfcheine haben mit Vorbehalt der Beſtimmun⸗ 
gen des nächften Meichötages zu dienen: 

1) Die Staatseifenbahnen nit allen zu benfelben gehörenden Grundſtücken, Gebäu- 
den, Wagen, Dampfmafchinen und überhaupt den ganzen Betriebs: Materiale im Werthe 
1] ı) 67,534,840 Fl. 

2) Alle Antheile, die der Staat durch angefaufte Actien an Privat- 

Eifenbahnen befigt, zufammen .... 0. -20ee.s en 27,400,900 - 

3) Die Saline Onunden mit demjenigen Betrage, der zur volfftändigen Dedung 
ber ausgegebenen Summe Schapfcheine erforderlich ift, und durch die allmälige Zurüde 
zahlung der Schuld an die Nationalbank frei wird. 

Dad gefammte Einfommen von dem Betriebe der Staatöbahnen und den dem 
Staate gehörenden Bahn-Actien bat die Beſtimmung zur Deckung der Zinjen von ven 
Schatzſcheinen und deren Tilgung zu erhalten. 

8) Eine Erhöhung des Geſammtbetrages der Schapfcheine über ven feſtgeſetzten 
Betrag darf nur in dem Maße erfolgen, ald durd den Zuwachs an Staats-Eifmbahnen 
eine Vermehrung an der zugewiefenen Hypothek geivonnen wird. 

h) Eine befondere Anordnung wird feftfegen, in welcher Art, in weldden Summen 
und in welchen Zeiträumen die Tilgung der Schagfcheine flattzufinden und in welchem 
Verhaͤltniſſe Ungarn hierzu beizutragen bat. 

i) Zu den Aufgaben der Commiffion, die Ew. Majeftät zur Berathung über die 
Banfverhältniffe zu beftellen geruben, wird es auch gehören, vorzufchlagen, nach wel⸗ 
hen Grundſätzen der Umlauf der Schabfcheine in Verbindung mit jenem ver Banknoten 
zu ordnen fei, inäbefondvere, in welchen Kategorieen für die Zukunft die Ausgabe dieſer 
Scheine neben den Banknoten Platz zu greifen babe. 

k) In jedem Vierteljahre wird die Summe ver ausgegebenen und eingelöften Schatz⸗ 
feine zur öffentlichen Kenntniß gebracht werden. 

Wird ven Schatzſcheinen die Einrichtung nad) diefen Grundzügen ertheilt, fo wird 
dieſes Erebitpapier eine dem Verkehre und ver fruchtbringenven Benugung des National- 
Capitals günftige Verwendung erhalten, ſich ohne Beirrung anderer Grebit-Effeften 
innerhalb beftimmter Grenzen bewegen, und dem Staatsſchatze ohne Störung der Landes⸗ 
währung ein wichtiges Hülfsmittel gewähren. Die Vorbereitungen zur Hinauögabe 
derfelben in einer gegen Nachahmung und Verfälſchung moͤglichſt ſchützenden Fünftleri- 
fhen Ausftattung find bereitö feit kürzerer Zeit im Zuge und werden thätigft betrieben. 
Mon diefen Vorbereitungen hängt die Beftimmung des Zeitpunftes ab, in welchem vie 
"Ausgabe der Schagfcheine und die Einziehung der bisher undaufenden Kaſſen⸗Anwei⸗ 
fungen zu erfolgen bat. Sie wird nach Möglichkeit befchleunigt werden, foweit folches 
die Bedingungen der Maßregel zulafien. 

5) Der Aufhebung des Münzausfuhrnerbots ſteht nunmehr Fein Hinderniß im 
Wege. Daffelbe wird vom 18ten d. M. an außer Wirkfamfeit gefekt. 

Der treugehorfanfte Miniſterrath hat dieſen Vorfchlägen durchgehends beigeftimmt. 
Ew. Maieftät dürften fich beivogen finden, venfelben die nllergnäbigfte Genehmigung zu 
ertbeilen und dadurch vie Bahn worzuzeichnen, auf der umfaflende Berbefferungen erzielt, 
ober Doch einer fortichreitenden Entwidelung werden entgegengeführt werden, als am 
naͤchſten Neichötage vie vollftändige Feſtſtellung ver erforberlichen organifchen Einrichtune 
gen erfolgen Tann. 


10. | Der k. öfterreichifche Finanz-Dinifter fchlägt S. M. dem Kaifer eine dur Sub- 
feription zu bewirfende Anleihe von fechzig Millionen Gulden vor, mit einem 
Zinsfuße von AH Procent und zu dem Eourfe von 85. Procent. 
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10. + Ign. Frhr. v. Lederer, k. öfterreichifcher General der Cavalerie, zu Humelsderf 
bei Wien. 
10. + v. Hannecken, k. preußiſcher General-Major, zu Pfohren im G. H. Baden. 
11. Die preußiſche erſte Kammer genehmigt die Verordnung vom 23. Mai 1849, 
betreffend die Aufforderung von Perfonen des Spldatenftandes zum Ungehoriam, 
und verdoppelt dad Marimum der darin angedrohten Strafe. 
11. | Schreiben des Hamburger Senats an S. M. den König von Preußen: „Die 
Ä vielfachen Beweiſe Föniglicher Huld, welche unſre Stadt von Ew. Majeftät hits 
ber zu empfangen das Glück gehabt hat, machen ed und zu einer ganz beſon⸗ 
deren Pfliht, Ew. Majeftät den tiefen Schmerz ehrerkietigft auszuſprechen, von 
| dem wir über die unmwürbigen Erceffe erfüllt find, weldde am 13ten bes vorigen 
NMonats gegen einen Theil ber in die Heimat zurückkehrenden königlichen Tup⸗ 
Ä pen in unferer Stabt begangen murben. Die gerechte Entrüftung, welde mit 
| und die ganze rechtliche Bevölferung Hamburgs über biefe Frevel einer aufge 
reizten Menge empfindet, mußte noch um fo mehr gefleigert werben, alö vie 
| unter der größten Aufregung bewahrte Mäßigung und befonnene Haltung ber 
föniglichen Truppen allein unfere Stadt vor unabfehbarem Unglücke bewahrt hat.” 
„Möge es und vergönnt fein, zu hoffen, tag Em. Majeftät dieſe Ber: 
| 


legung der heiligften Rechte der Bundes-Freundfchaft durch einzelne Frevler nicht 
unferem ganze Staate zum Vorwurfe anvechnen, und und nicht das Allerhoͤcſte 
Wohlwollen entzichen werde, welches uns in den Tagen bes Brandslnglüde 
ein Teuchtender Stern geworden ift, und und und alle unfere Mitbürger für im 
mer zu unvergeßlicher Danfespflicht, fo mie zu den Gefühlen ber tiefften Ehr⸗ 
erbietung, verbindet, mit welchen wir verharren.“ 
11. In der Deifau-Cöthener Ständeverfammlung dringlidhe Interpellation bes großen 
Wolter wegen Berfaifungs- Verlegung dadurch, daß Beamtete bei amtlichen Un 
terfchriften fich des Adels-Prädicates bedienen. 


12.| ©. 9. ber Herzog von Anhalt:Deilau und Cöthen tritt Dem Berliner Bündniſſe bei 

12. S. M. der König von Baiern beichließt auf den Antrag des Cultus⸗Miniſter, 
bag der Einführung des Guftav Adolph Vereins in das Königreich Fein weit 
res Hindernig in den Weg gelegt werben folle. 

12. | Deögleihen daß die Gemeinden deutſch-katholiſchen Befenntniffes im ganzen Lo⸗ 
nigreiche dieſelben Befugniſſe haben follen, welche fchon früher der zu Münden 
beftehenden bewilligt wurden. 

12. | Die Stände von Schaumburg-Fippe genehmigen einftimmig ben Anſchluß des Fir 
ſtenthums an das Berliner Bündniß. 

13. | Weitere Verhandlungen der preußifchen erflen Kammer über die Verfaffung, un 


zwar über Tit. VI. und VII. derfelben. Die Paragraphen 83 big 97 werden 
entweber wörtlich oder mit geringen Veränderungen angenommen. Der Tem 
des $. 95: „Es iſt feine vorgängige Genehmigung ber Behörden nüthig, 19 
Öffentliche Civil- und Militair-Beamte wegen der, durch Ueberfchreitung Im 
Amtd-Befugniffe verübten Rechtsverletzungen gerichtlich zu belangen,“ erhill 
folgende Faſſung: „Die Bedingungen, unter welchen öffentliche Militair⸗W 
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Civil⸗Beamte wegen durch Ueberſchreitung ihrer Amts⸗Befugniſſe verübter Rechts⸗ 


‚ verlegungen gerichtlich in Anſpruch genommen werden können, beſtimmt Das Geſetz.“ 


13. | Der Kaiſer von Oeſterreich genehmigt die unterm 10. September vom Finanz⸗ 


Minifter beantragte Anleihe. 


13.| S. M. der Kaifer von Defterreich genehmigt die unterm 10. d. Mid. gemachten 


andermweiten VBorfchläge des Finanz Minifters. 


13. | Feldmarſchall Radesfi fommt nad Wien, von Seiten des Kaiſers und der Bes 


1A. 


1A. 


völferung fo empfangen, wie feine VBerbienfte um die Monarchie wohl verdienen. 


Bollziehung der Ratifications-Urkunde über den Beitritt S. H. des Herzogs von 


Anhalt-Deflau und Coͤthen zu dem Berliner Bündniffe. (S. A. u. 12. September.) 


Erflärung der landgräflich Heffen-Homburgfchen Regierung. 


Der unterzeichnete Landgräflich Heifiiche Geheime Rath Hat Das fehr geſchätzte 
Schreiben Eines Königlich preußiſchen Hohen Minifteriumd ver auswärtigen Angelegen- 
heiten vom 23ften v. M. zu empfangen Die Ehre gehabt und ermangelt nicht, der darin 
enthaltenen Aufforderung zu einer beſtimmten jchließlichen Erklärung über den Beitritt 
ber Tieffeite zu dem Bündnijfe ver hohen Regierungen von Preußen, Sachſen und 
Hannover bezüglich eines Verfaſſungs-Vorſchlags für Deutſchland andurch ergebenft zu 
entſprechen. 

Wie bereits in dem dieſſeitigen Schreiben com 22. Juni d. I. erflärt worden, find 
Seine Durchlaucht der ſouveraine Landgraf bereit, in dem Kalle, dag ein volles Einver⸗ 
ſtaͤndniß fämmtlicher deutſchen Negierungen über eine neue, jedoch die bisherige Integrität 
Deutſchlands wahrende Verfaſſung erzielt werde, berjelben beizutreten, und eine zum Behuf 
ber Dereinbarung bierüber zu berufende Volksvertretung beſchicken zu laſſen. Infolange 
dagegen dieſe Worausfegung nicht eingetreten, müſſen Seine Landgräfliche Durchlaucht, 
an ven Örundverträgen des deutſchen Bundes feitbaltend, Eich von ver Theilnahme an 
einem die Wirkjamkeit dieſer Verträge berührenden Verbande durch Ihre Bundeöpflichten 
um jo mehr abgehalten erachten, als Sie feine Veranlaſſung finden würden, mit dem 
Anſchluß an einen verartigen Verband auf Ihre Stellung als felbftitändiges Mitglied 
des deutſchen Bundes zu verzichten. Wenn daher Seine Landgrafliche Turchlaucht bei 
dem Nicsteinverftändniffe anderer deutichen Regierungen nicht in dem Balle find, Eich 
für ven Anſchluß an ven in Rede ſtehenden Verfaſſungs-Vorſchlag auszufprechen, fo 
erlaubt jich die unterzeichnete Stelle die ergebenfte Bitte, daß ed noch zur Zeit der Dieffeite 
vorbehalten bleiben möge, derjenigen neuen Beititellung der deutſchen Bundesserhältniffe, 
welche auf verfafjungsmäßigen Wege demnächſt ftattfinden dürfte, beizutreten. 


14. | Antworts-Adrefle der baierichen zweiten Kammer, worin begreiflich fo wenig wie 


in der Thronrede, der empfangenen Hülfe gedacht iſt; allein es fehlt auch der 
Wiederhall der ziemlich ungefchicten Anfpielung auf Preußen in jener Rede. 
Ueber die deutſche Angelegenheit beſagt diefelbe: „Wir theilen mit ganz Deutfch- 
fand die zuverſichtliche Erwartung, daß es der Weisheit, ber Mäßigung der 
Regierungen und der Volfövertreter, der uneigennügigen Hingebung der Fürften 
und Bölfer gelingen werde, Deutichland ohne längeren Verzug eine auf freie 
Bolfsvertretung gegründete Verfaſſung zu geben, welde Das gemeinfame Streben 
nad Einigung befriedigt, die freie Entwidelung im Innern fördert, fie von 
hemmenden Schranken befreit, und dem Bundesſtaate durch bie fefte Einigung 
und Gliederung feiner Kräfte den Grad von Madt und Stärfe nad außen 
hin verleiht, welcher Deutihland in ben Stand jegen wird, jene Stellung wies 
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ber einzunehmen, wozu bie hohe Bildung und die noch unverfehrte Kraft feiner 
zahlreichen Bevölferung und die Erinnerungen feiner ruhmvollen Geſchichte es 
berechtigen. Wir fehen den in diefer Beziehung uns zugefagten Borlagen wit 
Spannung entgegen. Nur das baldige Zuftandefommen einer Berfaflung, welde 
obigen Anforderungen entfpricht, wird die Wieberfehr der fieberhaften Aufregum 
der Gemüther verhindern, durch welche jene Verwirrung ber Begriffe von Recht 
und Pflicht erzeugt, und Teider auch in unferem Baterlande die gefegliche Ord⸗ 
nung in fo beffagenewerther Weife geftört wurde. Diefe Ausbrüche der Leiden 
[haft und der Verblendung find in die Schranfen des Geſetzes und der Ord⸗ 
nung zurüdgemiefen, und die Maßregeln der Milde gegen die Berführten und 
Berblendeten, welche Ew. Majeftät, dem edlen Drange Ihres Herzens folgen, 
denfelben in Ausſicht flellen, werben, je eher fie ind Leben treten, um fo banf- 
barer begrüßt werben, und wejentlich zur Beruhigung der Gemüther beitragen. 
Um fo unbedenfliher Mnnen jett ſchon die ſchweren Laften gemindert werben, 
welche die Aufftellung einer fo bedeutenden bewaffneten Macht dem Lande im 
Allgemeinen fowohl, ald den hiervon vorzugsweiſe betroffenen Theilen nod ins 
befondere auferlegt hat und noch fortwährend auferlegt.’’ 

14. | Der Schleswig-Holfteinifche Bevollmächtigte bei der Centralgewalt zeigt an: „Zu 
verläffiger Mitteilung zufolge fei dem Zoll⸗Amte zu Edernförde von der ‚Law 
bes» Berwaltung für das Herzogthum Schleswig‘ mitteld Schreibens d. d. 
Flensburg den 7. September 1849 der Auftrag erteilt worden, auf das ge 
nauefte darauf zu achten, daß Feinerlei von den Schiffen „Chriſtian VII.” uw 
„Gefion” geborgene Gegenflände weder ſee⸗ noch Tandwärtd nach dem Süden 
transportirt werden, indem jede Glarirung folher Gegenflände zu verweigern 
ſei.“ Das fragmentarifche Reicheminifterium findet fih dadurch bemüßigt, ben 
Commodore Brommy aufzugeben, dag er im Einverftändnig mit ber Staithal⸗ 
terfchaft von Schleswig-Holftein dafür Sorge trage, die zu Edernförde befind- 
lichen „Reichsmarine⸗-Gegenſtände“ in Sicherheit zu bringen. 

15. | Die yreußifche zweite Kammer erklärt fih für die Berorbnung vom 23. Mai 
(S. d.) betreffend die Aufforderung von Perſonen des Soldatenftandes zum 
Ungehorfam, fo wie für Erhöhung ded Marimum der angedrohten Strafe von 
einjährigem auf zweijähriged Gefängniß. (S. 11. September.) 

15.| S. 8. H. der Prinz von Preußen wird zum Milttair-Gouvernenr ber Rheinpro- 
vinz und Provinz Weftphalen, unter Beibehalt des Oberbefehls über die Trup⸗ 
ven in Baden, Hohenzollern und Franffurt a. M. ernannt. 

15. | Note des k. k. öfterreichifchen Gefandten in Berlin an den Minifter ber ansırär 
tigen Angelegenheiten. 

Das kaiſerliche Cabinet bat nie aufgehört, die Bildung einer neuen, von allen deut 
ſchen Regierungen anerkannten proviforischen Gentralgewalt ald ein unabmweisliches und 
dringendes Bedürfniß zu betrachten. Cine wilffommene Gelegenheit, die feit Länger 
audgefegten Verhandlungen darüber wieder aufzunehmen, bot dem Eaiferlichen Gabinetit 
daher eine jüngft ihm zugefommene Mittheilung des Erzherzogs Reichsverweſers bat, 
melcher den Entwurf zu einer Uebereinkunft der beiden deutſchen Großmächte über Diet 
wichtige Brage durch Frhr. v. Biegeleben in Wien vorlegen ließ, nachdem er demſelben 
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feine Billigung ertheilt, und Schr. v. Biegeleben, wenn gleich ohne officielle Eigenſchaft, 
doch mit Vorwiſſen S. K. 5. auf vertraulichen Wege vorerſt in Berlin die Ueberzeugung 
der Geneigtheit Preußens gewonnen hatte, vemfelben beizutreten, im Falle oͤſterreichiſcher 
Seits deshalb ein Antrag geftellt werden mollte. 

Das kaiſerliche Cabinet hat diefen Entwurf geprüft, und "findet ihn, durch einige 
erläuternde Zufäße vervollſtaͤndigt, den Bebürfnifien entſprechend. Es will daher gern 
noch einen Verſuch machen, die fo wänfchenswerthe Verftändigung über diefe Angelegen- 
heit zu erzielen. Der unterzeichnete Eaiferliche Geſandte und bevollmächtigte Minifter Hat 
die Ehre, Sr. Ercellenz, Frhrn. v. Schleinig, den fo vervollſtändigten Entwurf in ver 
Anlage beizufchliegen, und überläßt fih der Hoffnung, daß deſſen Annahme von Seite 
des preußifhen Cabinets den bereitö ausgefprochenen Wunſch der Vereinbarung betbä« 
tigen, und feiner wejentlichen Schwierigkeit begegnen werbe. 


Entwurf des k. k. Sfterreihifchen Cabineto. 


6. 1. Die deutfchen Bundes -Degierungen verabreden im Einverflänpniffe mit dem 
Neichönerwefer ein Interim, wonach Defterreich und Preußen vie Ausübung der Central⸗ 
gewalt für den deurfchen Bund im Namen fämmtlicher Bundes⸗Regierungen bis zum 
1. Mai 1850 übernehmen, infofern diefelbe nicht früher an eine definitive Gewalt über- 
geben kann. 

$. 2. Der Zwed des Interimd ift die Erhaltung des deutſchen Bundes ald eines 
unauflöslichen Vereines ſaͤmmtlicher deutſchen Staaten zur Bewahrung der innern und 
äußeren Sicherheit Deutſchlando, des Friedens unter den Bundeöglievern und ber Unver- 
Ieglichkeit ihrer im Bunde begriffenen Befigungen. 

$. 3. Während des Interims bleibt die deutfche DVerfaffungd=- Angelegenheit ver 
freien DBereinbarung der einzelnen Staaten überlafin. Daſſelbe gilt von den nad) Arti« 
tel VI. der Bundes= Akte dem Plenum der Bundes⸗Verſammlung zugewiefenen Angele 
genheiten. 

$. 4. Wenn bei Ablauf des Interims die deutſche Verfaffungs- Angelegenheit noch 
nicht mit allfeitiger Zuſtimmung zum Abfchluffe geviehen fein follte, fo werben die deut⸗ 
fhen Regierungen ſich über den Kortbeftand der hier getroffenen Uebereinkunft vereinbaren. 

6. 3. Die feither von der proviforifchen Gentralgewalt geleiteten Angelegenheiten, 
inſoweit diefelben nach Maßgabe der Bundesgeſetze, innerhalb der Competenz des engeren 
Rathes der Bundes⸗Verſammlung gelegen waren, werden während des Interimd einer 
Reichs-Commiſſion unter dem Vorſitze Defterreihd übertragen, zu welcher Defterreich 
und Preußen je 2 Mitgliever ernennen, und welche ihren Sig zu Brankfurt nimmt. 
Die übrigen Regierungen werben jich, einzeln oder mehrere gemeinfchaftlih, durch Be⸗ 
sollmächtigte bei der Reichs⸗Commiſſion vertreten laſſen. 

6. 6. Die Reichs⸗Commiſſion führt die Geſchäfte Telbftfländig unter Berantivort- 
lichkeit gegen ihre Vollmachtgeber. Sie faßt die Beſchluſſe nad Simmenmehrheit. Im 
Falle der Stimmengleichheit erfolgt die Entſcheidung durch Berfländigung zwiſchen ven 
Regierungen von Defterreih und Preußen, welche erforberlichen Falles einen ſchiedsrich⸗ 
terlicyen Ausipruch veranlaffen werden. Diefer Ausſpruch wird Durd 3 Deutfche Bundes⸗ 
Negierungen gefällt, und zwar abwechſelnd durch Balern, Sachfen und Hannover, dann 
- durch Baiern, Hannover und Würtemberg. Die Mitglieder der Reichs⸗Commiſſion thei- 
Ien ſich in die ihr zugemwiefenen Gefchäfte, die fie, der beftehenden Bundesgeſetzgebung 
und insbeſondere der Bunded-Kriegsverfaflung gemäß, entweder felbft beforgen, oder deren 
Beforgung leiten und überwachen. 

6. 7. Sobald die Zuftimmung der Regierungen zu gegmwärtigem Vorſchlage erfolgt 
if, wird der Reichs⸗Verweſer feiner Würde entfagen, und die ihm übertragenen Nechte 
und Pflichten des Bundes In die Hände S. M. des Kalfers von Oeſterreich und ©. M. 
deso Königs von Preußen nieberlegen. 
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15. | Verhandlungen der baierfchen erſten Kammer ber Reichsräthe über die Antworts⸗ 
Adrefle, in welche die Phrafe: „ohne verlegende Bevorzugung Einzelner,” treu 
gehorfamft aufgenommen wird. 


16. | Eonvent Tinföfeitiger Abgeorbneten der baierfhen und mürtembergifchen zweiten 
Kammer zu Nördlingen; man will an der franffurter Reichs - Verfaflung feſt⸗ 
halten. ALS Sterne erftier Größe an dieſem Firmament glänzen Mohl, Schober, 
Fürft von Wallerftein. 


16. | Botihaft S. H. ded Herzogs an den Deffaus@öthener Landtag. 


Dem Beichluß des Anhalt-DefiausCöthenfchen Landtags: „Ein Antrag auf Ab 
änderung einer Verfafjungsbeftinmung muß von 12 Mitgliedern geftellt und drei Tage 
vorher auf Die Tagesorbnung gejegt werden. Er iſt angenonmen, wenn minteim 
zwei Drittel fünmtlicher Landtagsmitgliever für denfelben ſtimmen“, kann ich die Sanc⸗ 
tion nicht ertheilen. Denn wenn ich auch als richtig anerkenne, daß Anträge auf Ab 
änderung der Verfaffung venfelben Einfchränfungen unterliegen müffen, welche im $. * 
der Geſchäftsordnung binfichtlih der Reviſion gefaßter, aber noch nicht janctionirte 
Deichlüffe vorgefchrieben find, jo Fann ich es Doch, zur Zeit wenigftend, nicht für ange⸗ 
meffen erachten, Abänderungen ber Verfaſſung an befonderd erfchwerende Fomen zu 
fnüpfen, da die Verfajjung in einer leivenfchaftlih aufgeregten Zeit, und zum Teel 
unter Vorausſetzungen vereinbart ift, welche demnächſt nicht eingetreten ſind. Schen 
im eriten Vereinigten Landtag ift vom Minifter Goßler darauf hingewieſen worten, af 
zwiſchen ver Verfaffung und ven in Frankfurt feitgeftellten Grundrechten einige Wider⸗ 
Sprüche vorhanden ſeyen, deren Beſeitigung nach dem Ginführungsgefege zu ten gevad« 
ten Grundrechten erfolgen müſſe. Dieſe Wiperfprüche beftehen insbeſondere tarin: 1) daj 
nad) der Verfafjung der Meligiondunterricht in den Schulen nur eine auf allgemein 
religiöjer Grundlage beruhende Sittenlehre feyn darf, während in ven Frankfurter Grm: 
rechten eine ſolche Beſchraͤnkung nicht enthalten iſt; 2) daß die abeligen Prädicate nad 
der Verfaſſung von Staats wegen weder anerfannt noch gebraucht werden Dürfen, wo 
gegen nach ten Brankfurter Grundrechten ver Gebrauch derſelben geftatter ift: 3) top 
die Jagd auf fremben Grundſtücken nach der Verfaſſung au in dem alle, wenn fe 
auf Grund eines läftigen Tites erworben ift, unbebingt aufgehoben und nicht, wie « 
die Grundrechte vorjchreiben, nur ablösbar fein fol. Außerdem finden jich in den Grm» 
rechten namentlid auch beicränfente Beſtimmungen hinſichtlich der politiſchen Kette 
der Militairperjonen, welche in ver Verfaſſung nicht enthalten find. In Ichterer Be 
ziebung iſt zu erwarten, daß die Regelung Des gefammten deutſchen Heerweſens tie a 
forterlichen Motificationen herbeiführen werde. Hinſichtlich der übrigen Gegenitänt: if 
aber ſchon jegt eine entiprechente Abänderung der Verfaſſung dringend mwünjdenirmt. 
Tenn die practiſche Erfahrung bat ergeben, daß ein allgemeiner Religionsunterrict, wie 
ihn die Verfaſſung beabjichtigt, werer ausführkar, noch den Wünjchen des Volke em⸗ 
frrechend if. Was aber tie Abichaffung ver abeligen Prädicate Betrifft, jo babe ib 
mich zur Sanction der Verfaſſung in dieſer Hinficht nur unter der Vorausſetzung mr 
fließen Eönnen, daß dieſe Maßregel in ganz Deutſchand zur Oeltung kommen ware. 
Ta aber in allen übrigen deutſchen Ländern die adeligen Prädicate beftchen geblieben 
find, jo ericheint es nicht angemefien, in Anhalt⸗Deſſau und Anhalt-Göthen allein rin 
Abweichung biervon beisubebalten. Ich Leauftrage daher dad Gefanmtftaatöminifterium, 
den Wegfall der gedachten Beſtimmungen binſichtlich des Religionsunterrichts und der 
Abſchaffung' der adeligen Prädicate bei dem Vereinigten Landtage in Antrag zu bri⸗⸗ 
gen, in Vetreff tes Jagdrechts auf fremdem Grund und Boden aber zuvörderſt erminel⸗ 
zu lafien, ob in ben Herzogtbümern Anbalt-Teifau und Anbalt-Cötken Fälle vorge 
kommen jind, in welchen dieſes Recht auf Grund läftiger Verträge erworben IR. 36 
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hoffe um fo mehr, daß der Vereinigte Landtag auf die von mir gemünfchten Abaͤnde⸗ 
rungen der Berfaffung eingehen wird, als ich meinerfeits den Wünſchen des Volks 
jeberzeit bereitwillig entgegengefommen bin, ber erfte Vereinigte Landtag aber auch durch 
Anerfennung der deutfchen Grundrechte zugleich ſchon die Nothwendigkeit ausgefprochen 
hat, daß alle zwiſchen diefen Grundrechten und der Landesverfaſſung beftehenden Wider» 
fprüche befeitigt werben müffen. 


17. | Der preußifchen erſten Kammer werben von dem Minifter der auswärtigen An- 
gelegenheiten bie auf den Waffenftiliftand mit Dänemark bezüglichen Aftenftüde 
vorgelegt. 


17. | Fortgefegte Berathung diefer Kammer über die Verfaffung. Paragraph 32 wird 
mit Wegfall des weiterhin einzufchaltenden dritten Sapes angenommen. Wegen 
des &. 33 (in welchem die Buͤrgerwehr ald Beftandtheil der bewaffneten Macht 
genannt ift) entftehen ziemlich Tebhafte Debatten, und es erregt allgemeine Hei⸗ 
terfeit ald ein Mitglied auf die Vorſchrift des Landrechts hinweiſt, das „Ver⸗ 
anlaffungen, wodurch ein ſchädlicher Müßiggang genährt und der Trieb zur Ar- 
beitfamfeit geſchwächt wird,” im Staate nicht geduldet werden follen. Schließe 
lich fällt, dem Antrage der Commiſſion gemäß, der ganze Paragraph. 


7. | Schreiben des k. preußiihen Minifterd der auswärtigen Angelegenheiten an ben 
Sefandten am mündener Hofe. 

„Der Eünigliche Legationd= Serretair Herr von Nofenberg, welcher während Ihres 
Urlaubs vie Gefchäfte der k. Gefanbtfchaft interimiftifch geführt hat, hat mir die am 
Sten d. M. datirte Erivieverung der k. balerifchen Regierung auf die dieffeitige Einladung, 
fi nunmehr über den Beitritt zu dem Bündniß und Verfaffungs-Entwurf vom 26. Mai 
d. 3. definitiv erklären zu wollen, überfandt. Er bat mir zugleich eine zweite Note 
mitgetheilt, welche der k. baieriſche Minifter der audwärtigen Angelegenheiten an dem⸗ 
felben Tage zu dem Zwed an ihn gerichtet hat, die erwähnte Antwort durch einige 
Bemerkungen zu erläutern. 

Der Herr Minifter von ver Pfordten wird ohne Zweifel bei Ew. Rückkehr nach 
München wünfchen, von dem Eindruc unterrichtet zu werben, welchen feine Erwiederung 
umd die beigefügten Bemerkungen hei der E. Regierung hervorgebracht haben, und Ich 
fpreche mich um fo Tieber gegen Ew. offen darüber aus, ald mir dadurch Gelegenheit 
gegeben wird, Mißverſtaͤndniſſen entgegenzutreten, welche von Seiten des k. baieriſchen 
Minifteriums zu unferem lebhaften Bedauern fortwährend gehegt zu werden fheinen. 

Die definitive Ablehnung des Beitritt konnte der k. Megierung zwar nicht mehr 
unerwartet Fommen, obgleich bei Gelegenheit des erften Abjchluffes der k. baieriſche 
Gefandte feiner Regierung eine weitere Erwägung noch vorbehalten hatte, und auch nad) 
den Erörterungen mit dem Herrn Minifter von ver Pfordten felbft, welche bier in Berlin 
flattfanden, der leßtere mehrfach die Abficht ausgefprochen hatte: die Verhandlungen 
fortzufegen, nachdem vie k. Regierung fich eben bei jenen Grörterungen bereit erflärt 
hatte, auf alle eigenthümlichen, in ben Inneren Nerhältnifien und materiellen Intereſſen 
Baierns umd dem Wohle baieriſcher Stantäbürger liegenden Bedürfniſſe die vollſte Ruͤck⸗ 
fiht zu nehmen. Wenn nunmehr die k. baierijche Regierung dieſe Abficht dennoch 
aufgegeben hat, fo koͤnnen wir das nur in demfelben Maße beflagen, in weldyem wir 
bad wahre Gewicht und die Stellung, welche Baiern gebührt, würdigen. 

Wir mußten vaher um fo gefpannter auf die erläuternden Bemerkungen des Herrn 
Minifterd von der Pfordten fein, indem wir vielleicht Hoffen durften, darin doch noch 
einen Anknuͤpfungspunkt für eine mögliche Verftändigung zu finden. Denn da bie k. 
baieriſche Regierung ſich, wie Herr von der Pforbten ſich ausbrüdt, bewußt iſt, daß 
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gerade die Stimme Baierns von vorzüglicdem Gewicht in dieſer Frage fei, und feine 
Zuſtimmung den Schlußflein des Werkes bilden werde, fo mußte eine ſolche Auffaflung 
der eigenen Stellung, namentlich wenn fie ſich den übrigen Staaten gegenüber geltend 
wachen wollte, dem f. balerifchen Minifter doppelt ernſtlich die Verpflichtung auflegen, 
fern von allen befonderen Rüdfichten, nur den großen Zwed der Einigung und Wohl: 
fahrt des großen Vaterlandes Ind Auge zu faflen, und aus allen Kräften darauf hin 
zuarbeiten. Das Gewicht, welche irgenn eine beutiche Regierung in ber ernſten mb 
entſcheidenden Berfaffungs- Angelegenheit ausübt, wird Immer neben ihrer materiellen 
Macht von dem deutſchen Sinn abhängen, in welchem fie handeln wird, um ben wahre 
Berürfniffen der Nation zu genügen. Bon dieſem Gefichtöpunft allein iſt Preußen, wie 
die ihm verbündeten Ülegierungen, audgegangen, und nur von biefem Geftchtöpunfte aus 
bat die k. Hegierung dem eigenen Lande gegenüber ihre Vorſchlaͤge rechtfertigen koͤnnen 

Leider Haben wir in den Bemerkungen bes Gern von der Pforbten nicht jene ger 
wünfchten Anfnüpfimgöpunfte, ſondern nur eine Negation des von und Worgefchlagem 
finden können. 

Wenn gefagt wird: „die baieriſche Regierung koͤnne in einer Werfaffung, welche 
Defterreich nicht mit umfafle, Feine wahre Einigung Deutichlands finden," fo vermilm 
wir neben dieſem oft wiederholten Einwurf noch immer gänzlich jede pofitive Ginbeutunz 
auf irgend eine Form des Bundesſtaats mit der fo oft von Baiern für nothemtis 
erflärten allgemeinen Volksvertretung, welche Defterreich die Thellnahme an einem felden 
Bunbesflante möglich mache. 

Dem Herrn Minifter ift eben fo wie uns bekannt, daß vie k. äfterreichifche Megierumy 
es für unmöglich erklärt hat, ihre deutſchen Länder einer allgemeinen beutfchen, and 
Staatenhaus und Volkshaus beſtehenden Legislatur zu unterwerfen; eben fo befannt if, 
daß die k. baieriſche Regierung dies Volkshaus wiederholt ald unerläßliches Erfordernij 
für einen veutfchen Bundesflaat aufgeftellt hat. 

Wenn man gegenwärtig etwa in München von dieſer Forderung abgehen follte, fo 
müßten wir dies jevenfalld ald ganz etwas Neues und Unerwartetes anfeben, dann aber 
freilich auch fehr bezweifeln, ob unfere und der übrigen veutfchen Regierungen, fe wie 
der deutjchen Nation Auffaffung von der Natur und dem Wefen eines Bundesſtaatet 
ſich mit dieſer Anficht vereinigen laſſen. Nicht nach irgend einer willfürlichen Theorie, 
auch nicht nach dem Beifpiel fremder Bundesſtaaten, melche unendlich viel mehr centre 
lifiren und fih dem Ginheitäftaat annähern, ald wir es für die deutſchen Verhälmiſſe 
für angemeſſen Halten tönnen, aber freilich auch nicht nach den particularen und eigen 
thümlichen Bebürfniffen oder Wünfchen irgend eines einzelnen Staates, haben wir umjert, 
den deutſchen Regierungen und der Nation dargebotenen Vorfchläge bemefien zu men 
geglaubt, fondern nach den Berürfnifien des geſammten Deutſchlands und der unendlichen 
Mehrzahl feiner Bevölkerung. Wir Haben ven großen deutichen Bund und die Reht 
eines jeven Bundesgliedes vollſtäändig gewahrt, und anflatt Defterreich aus dieſem Yun 
audzufchließen, Haben wir vielmehr die Möglichkeit angedeutet, daſſelbe viel inniger, ald 
biöher der Ball geweſen, mit Deutjchland zu verbinden. 

Wir haben daher für die Verfländigung mit Oeſterreich vollkommen frele Han 
gelafien, und haben niemald aufgehört, und bereit zur Gntgegennahme von Borjchlägen 
zu erklären, wie dieſe Monarchie ihre europälfche Stellung und ihre eigenthümlihes 
inneren Verhältniffe mit der unerläßlichen Bedingung eines beutfchen Bunbesflaatel Is 
Einklang zu bringen denke. Solche Vorfchläge würben mir auch von Herrn von MT 
Pforbten gern entgegengenommen und und gefreut haben, biefelben in feinen Bemerkungen 
zu finden. 

Daß die Annahme des von uns vorgelegten Entwurfes mit dem Wobhle der bei 
fhen Staatsangehörigen nicht vereinbar ſei, vürften wir ſchon um deswillen nicht annchwer, 
weil Die Regierungen von Sachſen und Hannover, welche mit ums den Cuwurf der 
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gelegt Haben, fonft der Vorwurf treffen müßte, um das Wohl ihrer Staats Angehörigen, 
beren Bebürfniffe fihwerlich von denen der baierifchen weit abweichen dürften, iveniger 
beforgt zu fein. Speciellen Iocalen Gigenthümlichkeiten und Interefien alle Rückſicht zu 
widmen, haben ivir und gern und wiederholt bereit erklärt, und ft dafür in ber Ver⸗ 
faffung felbft reichlich Fürſorge getroffen. Daffelbe gilt von der Selbftfländigfeit des 
baierifchen Staates. Ohne den Stanppunft der F. baierifchen Regierung einer Kritik 
unterwerfen zu wollen, dürfen wir es wohl als unfere feftbegründete Ueberzeugung aus- 
Iprechen, daß die wahre Selbfiftänpigfeit des baierifchen Staates durch den Eintritt in 
den Bundesſtaat, wie er von uns vorgefchlagen, in Feiner durch den Zweck nicht mit 
Nothivendigfeit gebotenen Weife befchränft worden wäre, und daß ihm Fein Opfer zuge⸗ 
muthet worden, welches nicht dem gemeinfamen Vaterlande gebracht, ober mit feiner 
Stellung und Würde nicht verträglich wäre. 

Wir müſſen und hiervon um fo mehr überzeugt halten, als Sachen und Hannover 
ih zu ganz gleichen Dpfern bereit erklärt hatten. Preußen bat es fich gerade zur 
Aufgabe gemacht, die Selbſtſtaͤndigkeit aller einzelnen Staaten zu wahren, und bat eben 
aus diefem Grunde auf die in Frankfurt beratbene Verfaſſung nicht eingehen wollen, 
und dadurch die übrigen deutfchen Negierungen vor der Gefahr bewahrt, ſich auch gegen 
ihre Ueberzeugung verfelben unterwerfen, und ihre Selbfiftänvigfeit wirklich einbüßen 
zu mülfen. 

Wir Einnen nicht glauben, daß diefe Erwägungen auch dem k. baierifchen Minifter 
fremd geblieben feien, und es bleibt uns daher nur übrig anzunehmen, daß dad wefent- 
fichfte Hinderniß für Baiern fich noch immer in der für die Oberhauptöfrage vorgefchla= 
genen Loͤſung finde. Bier begegnen wir in den Bemerkungen des Herrn von der Pforbten 
einem Mißverflänpniffe, welches und, nach den "vielfach, namentlich auch in der Denkſchrift 
bom 11. Juni gegebenen Erläuterungen um fo unerwarteter kommen mußte. Wenn 
derfelbe von einer „Uebertragung der ganzen Negierungsgewalt an die Krone Preußen, 
wie fie in dem Berfaffungds- Entwurf vorgefchlagen ſei“, fpricht, fo hat Ihm wohl mehr 
der frankfurter Entwurf, in welchem ver Kaifer allein ſteht, als ver Entwurf vom 
26. Mai vorgeſchwebt. Wir Eennen Feine Auffafiung, nach welcher in conftitutionellen 
ober der conftitutionellen Form fich nähernden Staaten, fein es Bundesſtaaten ober 
Einheitsftaaten, vie Regierungsgewalt blos in die Executive geftellt würde; fonvern es 
iſt ihr mefentliches Attribut, daß fie ein Factor der Iegißlativen Gewalt fei. Die Executive 
ft daneben nur ald das Zweite, dem praktiſchen Bedürfniß dienende, angefeben, und 
daher ift auch immer angenommen worden, daß dad fuspenfive Veto bei der Geſetzgebung 
die eigentliche Bedeutung der Megierung aufhebe. Der ganze Legislative Theil der Regie⸗ 
tung ift aber in die Hände des Fürften- Collegiums gelegt, an welchem Preußen nicht 
einmal als primus inter pares, fondern auf ganz vollfommen gleicher Stufe mit den 
übrigen, ohne irgend welche vorzugsweife Berechtigung Thell bat. 

Daß aber vie Ausübung der Executive, welche in ihrem weſentlichen Grunde doch 
nur in Ginklang mit den übrigen Regierungen und niemald zu deren Nachteil wird 
flattfinden Eönnen, einer einheitlichen Leitung bebürfe, daß namentli dem Auslande 
gegenüber der Bundesſtaat ald eine Einheit erfcheinen und einheitlich vertreten werben 
möüffe, foll derfelbe anders der ihm zufommenden Achtung und Würde genießen, und ein 
tief empfunnenes Beduͤrfniß und eine lange gehegte Sehnfucht der deutſchen Nation be= 
friedigt, ja eine, oft ihr von innen und außen vorgeworfene Schmach von ihr genommen 
werben: das iſt noch jegt unfere fefte Ueberzeugung. Daß dies zum Weſen des Bun⸗ 
desſtaates unverläßlich fei, bemeifen gerade die von dem f. baierifchen Minifter angeführten 
Beifpiele auf das ſchlagendſte. 

Indem die k. Negierung diefer Ueberzeugung Folge gegeben hat, glaubt fie darin 
durch die That bewieſen zu haben, daß fie in echt deutſchem Sinne die Wichtigkeit des 
Augenblicks auffaßt. Sie macht keinen Anſpruch auf die Untrüglichkeit ihrer Auffaffung, 
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der fich die große Mehrzahl der deutſchen Regierungen angeſchloſſen Hat, aber fie Hat in 
ernfter Erwägung ihrer Pflichten gegen dad gemeinfame Vaterland ihre Vorfchläge zu 
Prüfung der Regierungen und der Nation bingegeben, und fie wird mit aller Kraft 
und aller Aufopferung das, was fie für das Rechte und Heilfame erfannt hat, anzuftreben 
fortfahren; und indem fie dabei die Höchfte Achtung vor dem echte und der Freiheit 
und Selbſtſtaͤndigkeit jedes einzelnen deutſchen Staate® beivahrt, vertraut fie darauf, daß 
durch das gemeinfame freie Zufammenwirken ein dauerhafter und dem Bedürfniß Deutſch⸗ 
lands entfprechenver Zuſtand werde gegründet werben. 

Daſſelbe Vertrauen hegt fie zu ver Weisheit und der bunvesfreunblichen Geſinnung 
der k. öfterreichiichen Regierung; und fie bat daher nicht minder als der k. baieriſche 
Minifter die Wieverherftellung des Friedens in der ganzen Sfterreichifchen Monarchie mit 
Freuden begrüßt. Die Weisheit und Mäfigung ver beiden Megierungen wird das Ba 
terland vor neuen Erfchütterungen bewahren, und wir flimmen daher gern in die Hoffnung 
des k. baieriſchen Minifterd ein, daß ſolche Erfchütterungen nicht wahrfcheinlich ſeien 
Die k. Regierung iſt fich bewußt, an Ihrem Theile Alles getban zu haben, um folk 
Erfchütterungen zu verhüten, und fie wird dies Ziel erreichen, indem fie auf dem Wege 
des Rechts und der völlig freien Vereinigung mit denen, welche fich ihr anſchließen 
wollen, fortgeht. 

Ich kann nur wünſchen, daß die k. baieriſche Regierung über die Anfichten der 
k. Regierung bvollſtaͤndig aufgeklaͤrt werde, und ich erſuche Sie deshalb, dem Hern 
Miniſter von der Pfordten dieſes Schreiben vorzuleſen, auch eine Abſchrift deſſelben in 
feinen Händen zu laſſen. 


Forigeſebte Berathung der preußiſchen erſten Kammer über die Verfaſſung; $. 34 


“ wird angenommen mit dem Zufage: „für die Feſtungen wird das Gefer bie 
Ausnahme feftftellen.” Der Zäfte $. erhält eine Mobification dahin: „Außer 
dem ftebenden Heere und der Landwehr wird eine Bürgerwehr gebildet, um die 
gefeglihe Drdnung, Perfonen und Eigenthum zu ſchutzen. Das Nähere wird 
durch ein Geſetz geregelt.” *) Eine PVerbefferung erhält auch $. 36 dahin: 


„Der Militair-Gerichtöftand bes Heeres befchränft fih auf die Strafſachen md 


wird durch das Gefeg geregelt. Die Beftimmungen über bie Peilitair : Diec- 
plin im Heere bleiben Gegenftand befonderer Verorbnungen.‘ 


Veröffentlichung der Grundfäge über das Verfahren vor dem proviforifchen Yun 


bed-Schiebögerichte und die Vollziehung feiner Entfcheidungen. 


Zu Cösfeld werden A. ©. Dir. Temme und G. DO. Tr. R. Waldeck — beide wegen 


politifcher Vergehen in Unterfuhungs-Haft — zu Mitgliedern der erfien Kam 
mer gemählt. 


Sriedlihe Demonftration ber franffurter Demokraten an den Gräbern ihrer im 


Kampfe gefallenen Genoffen. — Deffelden Tages rüdt ein Bataillon dei 
38ſten preußiſchen Infanterie-Regiments, welches fih damals beſonders ausge⸗ 
zeichnet, in Frankfurt ein, und wirb von den Behörden feierlich, von ben Ein 
nern mit danfbarer Gaftlichfeit empfangen. 


Großherzoglich heffiiche, aus Baden zurüdfehrende Soldaten werden in Giche 
mit Pfeifen und Schimpfworten begrüßt. 


*) Der Regierungs- Entwurf befagt: Die Einrichtung der Biirgerwehr ift durch ein br 
fonderes Gefeg geregelt — weil er das unglüdfelige Bürgerwehrs@efek vom 17. October 1848 
als zu Recht beftehend betrachten mußte. Diefe Galamität ift mithin unnmehr abgewendet. 
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19. Fortgeſetzte Berathung ber preußifchen erften Kammer über die Berfaffung; $. 37 
wird zweckgemäß dahin modificirt: „Die bewaffnete Macht darf weder in noch 
außer dem Dienft beratbichlagen, oder ſich anders als auf Befehl verfammeln, 
Berfammlungen und Vereine der Landwehr zur Berathung militairifcher Einriche 
tungen, Befehle und Anordnungen find auch dann, wenn bie Landwehr nicht 
zufammenberufen ift, unftatthaft.”” Ein neuer Artikel wird eingefchaltet: „Auf 
das Heer finden die in den Artifeln 5, 6, 27, 28 und 30 enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen nur infoweit Anwendung, als bie militairifchen Gefete- und Discipli⸗ 
nars Vorfchriften nicht entgegenfteben.” Die VBerfammlung geht nunmehr zu 
Zitel II. über. Sie vereinfacht den $. 24 in folgender Weile: „Jeder Preuße 
hat das Recht, durch Wort, Schrift, Drud und bildliche Darftellung feine Mei- 
nung frei zu äußern. Die Cenfur darf nicht eingeführt werben,’ läßt 68. 25, 
26 ganz fallen, und verwirft auch den dritten Sag des 27ften Paragraphen. 

19. Die zweite Kammer beginnt ihre Berathungen über die Verfaffung mit dem III. 
und IV. Titel. Der Alſte $. erhält den Zufag: „Der König if das Ober- 
haupt des Staats.” Im $. 43 wird das Wort unverzüglich fehr angemef- 
fener Weife geflrihen. Beim 46ſten wirb fowohl die urfprüngliche wie bie 
von der Commiſſion vorgefchlagne Faſſung abgelehnt, und dafür angenommen: 
„Der König hat das Recht Krieg zu erflären und Frieden zu fchließen, auch 
andere Verträge mit fremden Regierungen zu errichten. Lebtere bedürfen zu 
ihrer Giltigfeit der Zuftimmung der Kammern, fofern ed Hanbelöverträge find, 
oder wenn dadurch dem Staate Laften, oder einzelnen Staatsbürgern Verpflich⸗ 
tungen auferlegt werben.” Die Paragraphen 42, A4, Ab, A7, 48, 49, 50, 
51 bleiben unverändert. 

19. , Antwort des k. preußifchen Minifterö der auswärtigen Angelegenheiten an den k.k. 
öfterreichifchen Gefandten. 


Der Unterzeichnete sc. sc. hat die Ehre gehabt, vie gefällige Mittheilung des Herrn 
Fr. von Profefh-Often vom 15. d. M., betreffend vie Bildung eine neuen und allge» 
mein anerkannten Eentral-Organd für die gemeinfamen Angelegenheiten des veutfchen 
Bundes zu empfangen, und bat fich beeilt, den damit vorgelegten vesfallfigen Entwurf 
zur Kenntniß der Regierung ©. M. ned Königs, feines Allergnädigften Herrn, zu bringen. 

Die k. Regierung theilt volffommen vie Ueberzeugung des k. k. Cabinets, daß bie 
Errichtung eines folhen Organs ein Bedürfniß für alle zu biefem Bunde gehörigen 
Staaten fei; und fie hat deshalb nur mit Befriedigung dem ihr dargebotenen Anlaß, bie 
Verhandlungen darüber wieder aufzunehmen, entgegentommen Tönnen. Sie hat daher 
die Vorfchläge, welche ver ‚Herr Gefandte dem Unterzeichneten im Namen feiner hoben 
Regierung vorgelegt hat, einer reiflichen Erwägung unterzogen, und fie freut fi, erflä« 
ren zu Tönnen, daß fie viefelben in ihren weſentlichen Grundlagen, mit einigen durch bie 
Verhaͤltniſſe felpft gebotenen Mobificationen in ver Taſſung und dem Detail der Beſtim⸗ 
mungen, für angemefien und zur Erreichung des gemeinfamen Zieles geeignet erachtet. 

Diefe Mopificationen finden fich in dem anliegenden Entwurf zufammengeftellt, mel 
hen der Unterzeichnete den Herrn Gefandten erfucht, zur Kenntnig des k. k. Cabinets 
zu bringen, indem er fich der Hoffnung hingiebt, daß die Annahme verfelben auf keine 
weſentliche Schwierigkeiten ſtoßen werde. 

Die k. Regierung iſt, indem fie in weſentlichen Punkten von ber früher mit Herrn 
v. Viegeleben bier beſprochenen Faſſung abgeht, und fi zur Annahme der von dem 
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k. £. Cabinet gewünfchten bereit erklärt, In anderen Beziehungen aber eine Mokification 
vorfchlägt, von der Anficht ausgegangen, daß es in einem fo wichtigen und entſcheidenden 
Zeitpunkt und einer für das ganze Deutfchland fo bebeutungspollen Angelegenheit ten 
fo lange befreundeten Megierungen von Defterreih und Preußen gezieme, Principien⸗ 
Fragen, welche auf die gegenwärtige Einrichtung nicht von nothwendigem Einfluß find, 
bei Seite zu ftellen, und nur dad gemeinfame Ziel einer ven praftifchen Zwecken und 
dem wahren Bebürfniß Deutſchlands entfprechenben Inftitution ind Auge zu fafſen. Bon 
biefem Gefichtöpunfte aus glaubt fie im $. 2. bei der Definition des Zweckes des Interim 
an der Baflung der Wiener Schluß- Akte fefthalten zu follen, welche ald ein vollgiliges 
Präcedens von Feiner Seite wird angefochten werden Ednnen. Aus demfelben Gendtd 
punkt wird namentlich auch Die den 66. 3. und A. gegebene Kaffung zu beurtbeilen ſein 
Wenn die E. Negierung darauf verzichten zu Fönnen glaubt, irgend einen, ihre eigentbim- 
liche Stellung betreffenden Vorbehalt in Die Uebereinkunft aufzunehmen, fo glaubt je 
anbererfeitö auch beanfpruchen zu Fünnen, daß Alles, was ihre Stellung gefährten um 
zu Mißverftändniffen verfelben Anlaß geben Tönnte, daraus entfernt bleibe. Die Frage 
wegen des Vorſitzes hat fie um fo weniger in ber Uebereinfunft zu erwähnen für nöthig 
gehalten, als es fich dabei nur um einen gefchäftlihen Vorfig handeln kann, und dicſe 
Frage bei allen früheren Verhandlungen über ein probiforifches Organ auch von Seiten 
des k. k. Cabinets nicht zur Sprache gebracht worden. 

Die Beflimmung megen ber Dertretung der übrigen Regierungen bei ver Radk 
Commiſſion erfhien dem Charakter dieſer Inftitution, welche ihre Macht rein in Folge 
einer Delegation übt, an welcher alle deutſchen Regierungen Theil Haben, nicht angemefien, 
es tritt Hierin vielmehr das Verhaͤltniß des früheren Bundestages hervor, in welchen 
die Negierungen vertreten waren, folglich nicht mehr bei ihm ſich repräfentiren laſſen komten 

Bei der Anorpnung über die Wahl von Schieverichtern, im alle folche nöthig 
werben Fönnte, hat vie k. Negierung weder in dem gefammten Bunbesrechte, noch in 
irgend einem früheren Vorgange einen Grund für eine ſolche Unterfcheivung zwiſchen ten 
föniglichen und ven übrigen, gleich fouverainen beutfchen Regierungen finden können: cd 
würde dem Charafter ver deutſchen Verhältniſſe weſentlich wiverfprechen, wenn die nicht⸗ 
Föniglichen Regierungen auf viefe Weile zurüdgefegt werden, und nicht die Wahl unter 
fänmtlichen deutſchen Regierungen freigelafien werden follte. 

Bei der Beftimmung über die Art ver Vertbeilung der Gefchäfte kann vie k. Re 
gierung nicht umbin, den von ihr vorgefchlagenen Modus fin praftifch richtiger zu Kalten, 
und aus der Baflung des k. k. Cabinets Unzutraͤglichkeiten und Schwierigkeiten in te 
Ausführung zu befürchten. 

Der Unterzeichnete glaubt fih um fo mehr der Hoffnung bingeben zu bürfen, daß 
die vorgefchlagenen Mopificationen ſich der Zuftimmung des k. k. Cabinets (welchen gleich⸗ 
zeitig der k. Geſandte in Wien dieſelben vorzulegen beauftragt iſt) zu erfreum babe 
werden, als dieſelben nad Weſen ver Sache nicht berühren, und in einem Punkte ven 
Interefien und Bebürfniffen ver FE. k. Megierung entgegenftehen, vielmehr nur barauf ge 
richtet find, die von beiden Seiten fo lebhaft gewünfchte Verftänpigung zu erleichtern, um 
dadurd dem gefammten Deutjchland den weientlichften Dienft zu leiften. 

Wenn diefe Verftändigung ziwifchen ven Regierungen von Oeſterreich und Preußen 
erreicht ift, fo Täpt fich Die gegründete Hoffnung hegen, daß auch die übrigen deutſchen 
Staaten fich ihr anfchließen werben. Die k. Megierung wird daher in dieſem Pertraum 
und gemäß ihren früheren Erklärungen ven Entwurf zunächft Ihren Verbündeten vorlegen, 
auf deren Zuftimmung fie ein entfcheinendes Getvicht legen und auf deren Berbälmirle 
fie um fo mehr Nückficht nehmen muß, je vertrauensvoller dieſelben fich ir angefelefien 
haben. Auf diefem Wege hofft jie am Sicherften ven Zweck zu erreichen, einen allgemrin 
anerkannten und für Alle gleich befrienigennn Rechtszuſtand für ven ganzen Umfan) 
des Bundes von 1815 zu erreichen. 
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6.1. Die deutichen Bundes» Megierungen verabreden im Einverflänbniffe mit dem 
Reichs⸗Verweſer ein Interim, wonach Defterreih und Preußen die Ausübung der Cen⸗ 
tralgewalt für den veutfchen Bund im Namen fännmtlicher Bundes⸗MRegierungen bis 
zum I. Mai 1850 übernehmen, infofern dieſelbe nicht früher am eine befinitive Gewalt 
übergehen fann. 

$. 2. Der Zweck des Interims iſt die Erhaltung des deutſchen Bundes, als eines 
voͤlkerrechtlichen Vereins zur Bewahrung der Unabhängigkeit und Unverletzbarkeit ihrer 
im Bunde begriffenen Staaten, und zur Erhaltung der Innern und Außen Sicherheit 
Deutfchlands. 

$. 3. Während des Interims bleibt die deutſche Berfaffungs- Angelegenheit ver 
freien Vereinbarung ber einzelnen Staaten überlafien. Daſſelbe gilt von den nad) Art. VI. 
ber Bundeß= Alte den Plenum der Bundes» Verfammlung zugewiejenen Angelegenheiten. 

$. 4. Wenn bei Ablauf des Interims die deutſche Verfafjungs- Angelegenheit noch 
nicht zum Abſchluß gediehen fein follte, fo werben bie deutſchen Regierungen ſich über 

. den Fortbeſtand der hier getroffenen Uebereinkunft vereinbaren. 

$. 5. Die felther von der proviſoriſchen Gentralgewalt geleiteten Angelegenheiten, 
infoweit diefelben nach Maßgabe der Bundesgeſetze innerhalb der Gompetenz des engern 
Rathes der Bundes» Berfammlung gelegen waren, werben während des Interims einer 
Reichs⸗Commiſſion übertragen, zu welcher Oeſterreich und Preußen je 3 Mitglieder er» 
nennen, und melche ihren Sit zu Branffurt a. M. nimmt. 

$. 6. Die Reichs⸗Commiſſion führt die Gefchäfte felbfiflännig unter Berantivortlich« 
keit gegen ihre VBollmachtgeber. Sie fat Die Beichlüffe nach Stimmenmehrheit. Im Kalle 
der Stimmengleichheit erfolgt die Entſcheidung durch Werftännigung zwiſchen ven Megie- 
rungen von Defterreih und Preußen, welche erforberlichen alles einen fchiensrichterli- 
chen Ausſpruch veranlafien werden. Diefer Ausſpruch wirb durch drei deutſche Bundes⸗ 
Megierungen gefällt, von welchen, bei dem erflen vorkommenden Kalle, Defterreich zwei 
und Preußen eine bezeichnet. Bel dem zweiten vorkommenden Falle tritt das umgekehrte 
Verhaͤltniß ein. Die Gefchäfte der jegigen verantwortlichen Heichd-Miniflerien gehen 
an Abtheilungen über, in deren obere Leitung die Mitglieder der Reichs⸗Commiſſion 
ſich theilen. 

6. 7. Sobald die Zuflimmung ver Megierungen zu gegenwärtigen Vorfchlage er⸗ 
folgt iR, wird der Reichs⸗Verweſer feiner Würbe entfagen, und bie ihm übertragenen 
Rechte und Pflichten des Bundes in bie Hände S. M. des Kaiferd von Oeſterreich 
md ©. M. des Königs von Preußen nienerlegen. 

19. | Vertraufiche Inftruction des genannten Minifters für den T. preußiſchen Geſand⸗ 
ten in Wien. 

Der E E. Geſandie, Frhr. v. Prokeſch⸗Oſten hatte mir vor wenigen Tagen ben 
Entwurf der Uebereinkunft über ein Interim in verjenigen Faſſung vorgelegt, die aus den 
Beiprechungen des Hrn. v. Biegeleben in Münden und Wien hervorgegangen; ) er hatte 
diefe Mittheilung zugleich ald eine zwar im Auftrag ned TE. k. Minifter » Präfinenten 
geſchehende, aber hoch als eine nur vorläufige und vertrauliche bezeichnet, indem das 

€ Gabinet vie Abficht habe, nur in dem Balle, daß die E. Megierung fich geneigt 
zeige, darauf einzugehen, dieſen Entwurf als beftimmten Vorfchlag derſelben officiell vor⸗ 
zulegen. 

Die E. Regierung hat denſelben einer veiflichen Prüfung unterzogen. 

Im Wefentlichen erachtet fie denfelben als zur Verſtaͤndigung geeignet, und iſt mit 
einigen Mobificationen, vie fie für unerläplich erachtet, geneigt denſelben anzunch- 
men. Ich habe dieſe Mopificationen geftern dem Frhrn. v. Prokeſch mitgethellt, und der 
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Letztere bat in dieſer Bereitwilligkeit Grund genug gefunden, um ben von feiner Regie 
rung gebilligten Entwurf nunmehr mit einer begleitenden Note amtlich ter Megierung 
einzureichen. 

Es ift indeh die Abficht ver E. Negierung, daß Ew. dieſe Punkte gleichzeitig noch 
einmal mit ten Fürften v. Schwarzenberg befprechen, und wo möglich mit ihm ſelber 
fih über vie definitive Faſſung verfläntigen. 

Ich überfende Ew. zu dem Ende den durch den Frhrn. v. Prokeſch vorgelegten Ent 
wurf der oͤſterreichiſchen Faſſung nebft der Hegleitenden Note des Frhrn. v. Prokeſch 
vom 15. September, fowie ven von der k. Regierung aufgeftellten Gegen- Entwurf nebft 
dem Antwortfchreiben an ven Frhrn. v. Prokeſch. 

Die folgenden Andeutungen werben Ew. in den Stand feßen, bei dieſen GErörterun- 
gen ven Stanppunft der k. Regierung feflzubalten, und diejenigen Punkte beſonders 
hervorzuheben, auf welche dieſſeits das größte Gewicht gelegt werben muß. Ew. haben 
viefelben jchon zum größeren Theile in Ihren früheren Berichten in. einer Weije berührt, 
welche im Wefentlichen ganz den Anfichten ver k. Negierung entipricht; ich Tann mich 
daher um fo mehr auf dieſe kurzen Andeutungen beſchraͤnken. 

Zu $. 1. Die Einfchaltung des öfterreichifchen Entwurfes, welche das Einver⸗ 
ftändnig mit dem Reichs-Verweſer voraudfegt, entipricht zwar nicht dem dieſſeitigen 
Standpunkte, da fie aber von Defterreich gewünfcht wird, und wir nur ungern über dieſen 
Punft einen Prineipienftreit erneuern würden, fo wollen wir gegen viefelbe Eeine weitere 
Einwendung erheben. 
Eben fo wenig foll von unferer Seite gegen die Zeftftellung des Termins auf ven . 
1. Mai 1850, flatt des 26., etwas erinnert werben. 

Zu 6. 2. Dagegen müffen wir entfchienened Gewicht darauf legen, daß im 6. 2. 
die von und vorgefchlagene Faſſung beibehalten werde. Die Saffung des öfterreichiichen 
Entwurfs entſpricht weder den Wortlaute der Definition in der Bundes⸗Akte Antike I, 
noch dem der Wiener Schluß-Afte Artikel J. Diefe aber zu Grunde zu legen, ericeint 
nicht nur ald das natürlichte, ſondern ald das einzig berechtigte, und damit ald Das ſichere 
Mittel, jeder Conteftation vorzubeugen. Wir müffen daher lebhaft mwünfchen, daß unſere 
genau ver Wiener Schluß- Akte entnommene Faſſung beibehalten werde. 

Zu $. 3. Wie wichtig der in unferem Eutwurf in den $$. 3. und 4. audgeiprocene 
Vorbehalt, vie Bildung des engeren Bundesſtaates betreffend, von unferem Standpunkt 
aus war, bebarf für Emw. Feiner Bemerkung. So großen Werth wir auch in der Sache 
felbft auf denfelben Iegen müflen, fo möchten wir doch an der Forderung ver audtrüd: 
lichen Erwähnung deſſelben nicht die zunächft vorliegende Frage fcheitern ſehen, und die 
ganze Gontroverfe zivifchen den beiden Regierungen wieder ausprüdlich hervorrufen. 
Wir gehen dabei von ver Anficht aus, Daß jelbft mit Weglaffung der ausdücklichen 
Erwähnung des Bundesſtaates, die Faſſung des Artifeld und die Stellung und Com- 
petenze Begrenzung ver Commiſſion jelbft hinlaͤngliche Sicherheit Dagegen gewähre, daß 
dad zu errichtende Central Organ des Bunded ver Bildung des Bundesſtaates Hin 
derniffe in ven Weg lege, ta die ganze Berfaffungd= Angelegenheit, mit Allem was 
dazu gehört, ihrem Wirkungskreife entzogen und der freien Bereinbarung ver Re» 
gierungen überlaffen ift, auf welche allein wir auch den von und bezweckten Bundet⸗ 
flaat gründen. | 

Mir haben deshalb bie öfterreichiiche Faſſung acceptirt; und Ew. wollen ſich dabin 
ausfprechen, daß jener Vorbehalt zwar in der Sache felbft dieſſeits durchaus feige 
halten werbe, daß aber, infofern wir venfelben ald in dem Begriff der „deutfchen Ver⸗ 
faffungs» Angelegenheit" und der „freien Vereinbarung” enthalten anſehen, wir in den Wey- 
fall jener Worte willigen, weil wir die Erreichung eines für den ganzen deutfchen Vund 
fo wichtigen Einverftänpniffes nicht erſchweren wollen. 

Wir verhehlen und nicht, daß wir und durch dieſen Entfchluß in einem großen Theil 


19. September. 18. 153 


Deutfchlands und felbft Preußens Mißdeutungen ausfegen, welche wir lieber vermeiden 
möchten, wenn wir nicht wirklich den ernftlichen Wunſch nach einer Verftänpigung heg⸗ 
ten. Um fo nothwendiger ift es, und entjchieven im Voraus gegen ſolche Mißveutungen 
und gegen vie Auffaffung zu verwahren, als ob wir mit der ausbrüdlichen Erwähnung 
auch die Sache felbft aufgeben wollten. 

Zu $. 4. Aus demfelben Grunde aber, weil wir in ver deutſchen Verfaſſungs⸗ 
Angelegenheit auch vie Bildung des Bundesſtaates ald mit einbegriffen anſehen müflen, 
wird Preußijcher Seitd nie zugeftanden werden fönnen, daß bei dem Abjchluß des 
Verfaffungswerfes die alljeitige Zuftimmung in unbeftimmter Allgemeinheit hervor⸗ 
gehoben werde, wodurch eben die freie Vereinbarung, die wir auch für den Bun⸗ 
desſtaat in Anfpruch nehmen, wieder aufgehoben würde. 

Entweder bezieht Defterreich jene Klaufel ver allfeitigen Zuſtimmung lediglich auf die 
etwaigen Beränderungen in der Bundes-Akte von 1815, die allerdings nur durch Stim⸗ 
men-Einhelligfeit bewirkt werden Fünnen (Bundes⸗Akte Art. IV. und Art. XIII.). Iſt 
dieſes der Sinn jener Einfchaltung, fo wird es ausbrüdlich auögefprochen werden 
müjfen. ' 

Oper es foll hierdurch auch der Abſchluß eines engeren Bünbniffes, durch welches 
ein Bundesſtaat im Bunde gebildet werde, an die Zuftimmung aller Bundesgliever gebuns 
den werden. Diefe Behauptung Eönnte die k. Negierung, geftügt auf die Art. XI. der 
Bunded= Akte und VI. ver Wiener Schluß Akte, nur entſchieden ablehnen. 

Um diefer, der gegenwärtigen Verhandlung fremven Principienfrage nicht vorzugreis 
fen, giebt es Tein anderes Mittel, als fich aller Hindeutungen hierauf völlig zu enthalten; 
und bürfte Died von beiden Seiten um fo natürlicher gefunden werben, als es fich bei 
dem ganzen Paragraph nicht darum handelt, was nach Ablauf bed borgefchlagenen In— 
terim am 1. Mai 1850 Poſitives zu fchaffen fei, jonvdern nur un ein Offenhalten ver 
Verlängerung des Interims felbft durch erneute Uebereinkunft. 

Zu F. 5. Wenn auch nicht in Zweifel geftellt wird, daß bei Herftellung des frü- 
heren Bundestages deſſen Vorſitz Defterreich zufäme, fo kann hieraus doch nicht abge= 
leitet werden, Daß auch unter den gegenwärtigen Umftänven im Proviforium daſſelbe gel- 
ten müfle. Am vienlichften erjcheint es daher, des Vorſitzes gar nicht zu erwähnen, 
und Died ift Daher in den Ihnen zugehenden Entwurf aufgenommen worden, um fo 
mehr, da ed ſich doch nur um einen gefchäftlichen Vorſitz handeln kann, welcher am Be⸗ 
ften innerhalb der Commifjion felbft geregelt wire. 

Von diefem Gejichtöpunfte jcheint auch daß k. k. Gabinet früher die Sache anges 
fehen zu Haben, da während ver bisherigen Verhandlungen die Frage wegen bes 
Vorſitzes gar nicht von demfelben hervorgehoben worden if. 

Sollte jedoch Oeſterreich jegt den Wunjch hegen, daß dieſer Punkt erledigt werde, 
jo wird ein Alternat von 3 zu 3 Monaten in Antrag zu bringen und nachbrüdlich zu 
behaupten fein. 

Gegen diefe Einigung dürften um fo weniger von Seiten Defterreich8 erhebliche 
Bedenken obwalten, als bei ven Vorfchlägen, welche ver k. k. Benollmächtigte Frhr. 
v. Schmerling im März d. J. in Sranffurt in Bezug auf eine definitive Oeftaltung 
der Oberbauptöfrage machte, ein Alternat zwiichen Defterreich und Preußen ausdrücklich 
in Ausſicht geftellt war. Preußen wird aljo um fo weniger für das Propiforium den 
Anfpruch auf eine ſolche Stellung aufgeben dürfen. Auch ift in Bezug auf den Ein« 
druck der Sache in der öffentlichen Meinung wohl nicht zu vergeffen, daB ein großer 
Theil der deutfchen Regierungen ausdrücklich vorgefchlagen und gewünfcht hatte, daß 
Preußen allein bie proviforifche Gentralgewalt übernehmen möge, wie dieſer Wunfch, 
allerdings in einem früheren Stadium der Angelegenheit, 3. B. von Hannover, ausdrück⸗ 
lich auögefprochen worden war. Wenn damald S. M. der König nur mit allfeitiger 
- Zuftimmung die ihm dargebotene ehrenvolle Stellung übernehmen zu wollen erklärte, 
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fo darf wohl jet um fo weniger Wiperfpruch gegen eine Theilnahme Preußens am Vorfi 
erwartet werben. . 

As Sig der Commiſſion müſſen wir fortwährend Mainz für den geeigneteren Ort 
erkennen, wollen jedoch dem auf Frankfurt gerichteten Borfchlage Kein weiteres Hinder⸗ 
niß entgegenftellen, und haben viefen Namen daher glei in ben Entwurf mit auf 
genommen. 

Sehr ernfle Bedenken dagegen erheben fich gegen bie Bertreiung ber Regierungen 
durch Bevollmaͤchtigte bei der Eentrals-Commiffion. Sie find ebenſowohl praftifcher ald 
rechtlicher Natur. Die Vereinigung von ſolchen Bevollmächtigten neben ver Gomnriifien 
muß und wird dahin führen, einer Träftigen Wirkſamkeit ver Letzteren von vom her 
ein Hinverniffe zu bereiten und, wie die Erfahrung gelehrt Hat, zu ben mannigfad- 
fin Nachtheilen Anlaß geben. Aus vem Rechtsverhaͤltniß aber läßt ſich dieſe Anor= 
nung auf Feine Weife ableiten, vielmehr fteht fie demſelben entgegen, ba bie von der 
Reichs⸗Commiſſion zu übende Macht Feine felbftftändige, ſondern lediglich eine belegirie 
if. Sie tft zunächft von Defterreich und Preußen den Gommtiffarien belegirt, melde ſie 
unter Derantwortlichkeit gegen ihre Vollmachtgeber üben. Die einzelnen Staaten wer⸗ 
den daher ihre befonveren, auf den Bund Hezüglichen Interefien nicht bei den Reid 
Gommiffarien, fondern bei den Höfen von Wien und Berlin zu regeln und zu vertreten 
haben. Defterreich und Preußen aber üben dieſe Macht wieder, fo weit ed bie übrigen 
Staaten angeht, durch Delegation der letzteren; biefe letzteren find alſo durch Oeſterreich 
umd Preußen mit vertreten in der Commiffion, und bebürfen fo wenig noch einer bes 
fonderen Vertretung, wie ſich Oefterreich und Preußen wieder ſelbſtſtaͤndig bei ver Erw 
miffion vertreten laſſen koͤnnten. Es iſt in biefer Beziehung ganz das Verhaͤltniß wie 
bei dem früheren Bundestage, neben welchem eine beſondere Vertretung ber einzelnen 
Regierungen durch Benollmächtigte ja auch gar nicht denkbar geweſen wäre. Waͤhrend der 
Dauer der Reichs⸗Verweſerſchaft war das Verhältniß ein anderes, da der Erzherzeg 
Reichs⸗Verweſer als eine felbfiftändige und unverantwortliche Macht Hingeftellt war, um 
da derſelbe feine Gewalt nicht als Delegirter, ſondern als Depofitar derſelben übte. 

Wir haben daher diefen Paſſus aus unferem Entwurf weggelaffen und müflen, da 
wir die größten praftifchen Nachtheile davon befürdhten, dringend verlangen, daß Oeſter⸗ 
reich nicht auf diefer Forderung beharre, an melcher wir von Heiner Seite Fein yrafti« 
ſches und wefentliches Interefie geknüpft fehen. 

Zu $. 6. Die in dem öfterreichifchen Entwurfe eingefchaltete ſpecielle Beftimmung 
über die Zufannmenfeßung des Schiedgerichts haben wir ebenfalld weglaffen müſſen, und 
kann diefelbe in Teinem Halle zugeftanden werben. 

Es wird fich dies Hinlänglich rechtfertigen, wenn ich bemerfe, daß der hier verſuchte 
Unterfchied unter den deutichen Bunved-Megierungen weder in dem gefammten Bundes⸗ 
rechte, noch in irgend einen früheren Vorgange begründet if. Es würde vielmehr auf 
das Entfchiedenfte ver Natur ded Bundes von 1815 und der ganzen bewtfchen Verhält⸗ 
niſſe widerfprechen, eine folche Unterſcheidung zwifchen den Föniglichen und ven übrigen 
gleich fonverainen Bundesſtaaten einzuführen, und wir Fönnten zu einer ſolchen Reuerwmg 
nicht die Hand bieten. Wenn daher Defterreich Die in unferem früheren Entwurf ent 
baltene allgemeine Hindeutung präckfirt auszubrüden wünſcht, fo wird die Wabl 
der Schiedsrichter ſtets unter fäntlichen teutfchen Regierungen freizuflellm fein. 
Statt der in unferem jegigen Entwurf angenommenen Faſſung, welche wir für prafti- 
fcher halten, Täßt fich auch eine Beftimmung ald möglich venfen, wonach Oeſterreich je⸗ 
besmal einen ver Schiebsrichter und Preußen den anderen zu bezeichnen, die beiden der 
fignirten Regierungen aber eine dritte ald Obmann zu wählen hätten. 

Die in den öfterreichifchen Entwurfe gewählte Faffung für den Schlußſatz, über bie 
Eimtheilung der Gefchäfte unter die Mitglieder der Commiffion, önnen wir nur ald ein 
Beranlafing zu möglichen Uebergriffen Seitens ber Eommiffion anfehen, und müfler 


ernfte Bedenken gegen die praftifche Ausführbarkeit hegen. Die von und vorgefählagene 
Beſtimmung wird ſich In beiden Hinfichten auch dem k. k. öfterreichiichen Cabinet ald 
praktiſch empfehlen, und auf keiner Seite irgend ein Interefie gefährpen. 

Zu $. 7. Ebenſo mollen wir der für den F. 7 beliebten Kaffung keinen Wiber- 
Spruch entgegenfegen. Wir Iafien und dabei von denſelben Rückſichten leiten, die ich 
ſchon zu $. 1 hervorgehoben habe. 

Em. finden in Vorftehendem vie Motive dargelegt, von welchen bie k. Regierung 
bei der Faſſung des Entwurfes ſich hat leiten laſſen, und die Bedenken, über welche 
dieſelbe nicht hinweggehen konnte. Ew. wollen dieſe zu Ihrer Inſtruction dienenden 
Bemerkungen vorlegen und beſprechen, auch dem k. k. Miniſter-Praſidenten eine Ab⸗ 
ſchrift davon zurüdlaffen. 

Ich gebe mich aber gern der Hoffnung hin, daß Ew. Eroͤrterungen mit dem E. F. 
Minifter- Präfidenten zu einer Verftänvigung führen werden, und fehe Ihrem balbigen 
Berichte mit um fo größerem Interefie entgegen, je wichtiger die ganze Angelegen- 
heit iſt. 

Es ift für uns die nächfte und wichtigfte Aufgabe geweſen, eine. VBerflänbigung und 
Einigung mit dem k. k. Cabinet zu erzielen, indem wir die zunerfichtliche Hoffnung 
hegen dürfen, daß alddann auch die übrigen deutſchen Regierungen fich derfelben anſchlie⸗ 
Ben werden. Wir werden nunmehr zunächft die beiderfeitigen Entwürfe unferen Ver⸗ 
bündeten vorlegen, auf deren Zuftimmung wir ein entſcheidendes Gewicht Iegen müſſen. 
Daß die k. Regierung in diefer ganzen Angelegenheit nur mit ihnen gemeinfam boran= 
gehen Fönne, und die Rückſichten, weldde vie Verhältniffe der Staaten, vie fich ihr ver⸗ 
trauensvoll angefchlofien. haben, ihr auferlegen, niemald aus den Augen ſetzen werde, 
hat mein Herr Anıtdö-Vorgänger Ew. fchon in dem Schreiben von 4. Juli ausgeſpro⸗ 
chen; und die k. Regierung muß fich durch dieſe Erklärung auch jeßt verpflichtet er= 
achten, die Anfichten ihrer Verbündeten über die ſchwebende Frage einzuholen, und ent» 
ſcheidende Entfchlüffe nur in Gemeinfchaft und Webereinftiimmung mit ihnen zu faflen. 

19. | Danffagungs-Schreiben des 2c. Temme für die Wahlmänner zu Cösfeld: „Wie 
fehr die Wahl mich erfreut, gewiß eben fo fehr erfreuend und erhebend für mid 
ift die Feftigfeit und Selbfiftändigfeit, welche die dortigen Wahlmänner durch 
meines Freundes Waldeck und meine Wahl, die Wahl zweier fo bitter ver- 
folgter Männer, an den Tag gelegt haben, in einer Zeit, wo ber Verrath Ein- 
zelner und die Feigheit der Maſſe fo großes und namenlofes Unglüd über unfer 
armes Vaterland zu verhängen drohen.” — Allerdings hat der Eidbruc Einzel: 
ner und die Beigheit der Maſſe ſ.g. Wohlgefinnter großes Unglüd über das Vater⸗ 
Yand gebracht, aber glüdlicher Weife liegen diefe Zuftände überwunden hinter ung, 

9. | S. M. der Kaifer von Defterreich ernennt den F. M. L. Erzherzog Albrecht zum 
Befehlshaber des in Böhmen aufzuftellenden Armeecorps. 

0. | Die preußifche erfte Kammer erflärt fih für $. 28 der Berfaflung, jedoch mit 
dem Zufage: „Das Geſetz regelt insbefondere zur Aufrechthaltung der öffent: 
lichen Sicherheit die Ausübung des in den Artifeln 27 und 28 gemwährleifteten 
Rechts. Politiſche Vereine Fönnen vorübergehenden Verboten und Befcrän- 
fungen im Wege der Gefeugebung unterworfen werden. *) Paragraph 29 wird 
abgelehnt, 30 unverändert genehmigt, 31 in ben beiden erſten Säten ebenfalls. 





*) Der Herr Minifter des Innern machte bei Gelegenheit eine Mittheilung, welche min- 
deſtens hier Plap finden mag, da fie dem Bilde der augenblidlichen Zuftände nicht fehlen darf. 
— — „Es befland bereits feit mehreren Jahren hier unter dem Namen bes Handwerker⸗Ver⸗ 
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20. Forigeſetzte Verfaffungs » Berathungen in ber zweiten Kammer. Paragraph 52 
wird eined Amendements halber an die Commiſſion zurüd verwiefen, 53, 57, 
58, 59 bleiben unverändert, 54, 55, 56 erhalten dem Antrage der Conmiſſion 
gemäß, folgende Faffung: 
Wenn der König minderfährig ober fonft dauernd verhindert ift, ſelbſt zu 
. regieren, fo übernimmt derjenige volljährige Agnat (Art. 51), welcher der 





eins eine Berbindung, welche den wohlthaͤtigen Zweck verfolgte, bie geiftige Ausbilvung in 
Handwerker zu fördern. Schen ver dem März v. I. waren gewiſſe ſchlimme Elemente in tiefen 
j Verein eingebrungen ; fie wurden aber burch den Verein felbft entfernt. Nach dem März kauen 
dieſe ausgeftoßenen fchlimmen Elemente fümmtlich zuräc und äußerten ven Erfolg, daß das Gt, 
was in dem Verein war, fi) nach und nach daraus entfernte. Gegenwärtig flieht die Sache ke, 
baß ungefähr 2000 Gefellen dieſem Verein angehören, mehrentheild Männer aus dem jürgen 
Lebensjahren, vom achizehnten bis fünfundbreißigften Jahre. Die älteren find faft alle ausge: 
ſchieden. Diefe Leute verfammeln ſich zu beftimmten Tagen in ber Woche in der Johamie- 
frage. Sie verfolgen fortwährend den Zweck gegenfeitiger Belehrung; es kemmt aber varanf 
an, ſich zu vergegenwärtigen, mit welchen Mitteln diefer Zweck erfirebt wird. Der Berein bat 
einen vollftändigen Lectionsplan aufgeftellt, worauf die Namen der Lehrer bezeichnet find. Die 
fer if gedruckt und vertheilt; er enthält die Namen: Behrends, Böhm, Diefterweg, Zender n.[.x. 

IH muß mir erlauben, aus ven Verträgen, vie dort gehalten werben, etwas mitzutheilen. 

Es wurden Aeußerungen berühmter Männer citirt, unter andern die Aeußerung ven Eie: 
benpfeiffer: „Er habe einen Stein in vie Höhe geheben und wünfche, mit vemfelben allen 
beuifchen Monarchen die Köpfe zu zerfchmeticen.” Es wurde ferner angeführt: „Wir haben 
in Robert Blum einen Egmont der Neuzeit fallen fehen; Jener fiel für eine Kracht, vie nach 
ihm kommen würde, unfer Ggment fiel für eine Frucht, die recht bald uns beglüden wirt.“ 
In den Hifterifchen Vorträgen, für weldye ganz befondere Stunden bezeichnet find, hat man ſich 
faft ausfchließlih mit Tarlegung der franzöfiichen Revolution befchäftigt. Denken Eie fd 
eine Verfammlung von 500 bis 600 halbgebildeten jungen Männern in ver größten Grtake, 
ihnen gegenüber ein Lehrer, ver fich bemüht, Alles, was in der franzöftfhen Nevclution Ber: 
haͤngnißvolles und Schlimmes vergefommen ift, in dem Lichte der Tugend erfcheinen zu lafien! Ein 
Redner ſprach über die Philofophie ungefähr Folgendes: „Die franzöfifhen Philoſophen mußten 
ganz wehl, daß das materielle, fo wie das idealiſche Sein des Menſchen mit tem Tede fein 
Ende erreicht; Veltaire hat es Har dargelegt, daB mit dem Tode alles Sein aufhört; vie drik 
liche Glaubenelehre ift Unfinn und nicht wahr.” Dies wird jungen Leuten gefagt, vie das dl: 
terlihe Haus eben verlaffen haben und ſich in der Hauptitadt aufhalten, um fich in ihrem Ge: 
werbe auszubilten. „Kant unterwirft die chriftliche Lehre Feiner Kritik, weil fein Beweis über 
Gott geführt fei; überhaupt haben alle Philoſophen entſchieden anerfannt, daß das materielle 
Sein der Hauptzwed des Lebens it, und daß das ibeelle Sein nur Gefühle find, bie am bie 
äußeren Sindrüde des Leiblich-Schönen fi) anknüpfen.‘ 

Während diefes Vertrages wurde oft und laut applaubirt. Es iſt auch dert ein Frage: 
ften angebracht; da wurde bie Frage hervorgezogen: Ob nnd wie der Menfch, welcher ein Ver⸗ 
brechen begangen, feine Ruhe wicvererlange? Die Antwert war mit allgemeinem Beifall: Ja, 
dadurch, wenn er mit dem Vorfage, das Verbrechen nicht wieder zu begehen, die Charafterkärt 
erlangt, nicht nicht daran zu denken, daß er ein Verbrechen begangen. 

Diefer Verein ift nicht unter tie Kategerie der politifhen zu bringen; es ficht an feine 
Stirn gefchrieben: Man welle fich gegenfeitig belehren. Ich glaube, daß es nnerläßlic ii, 
ſolchen Giterbeulen der Gefellfchaft mit Kraft und Energie zu begegnen. Ich glaube, dies kau 
nur durch ein Geſetz gefchehen, welches dergleichen Verhältnifie regelt. Man bat gemeint, der⸗ 
artige Grfcheinungen wären die Auswüchfe einer ſehr bewegten Zeit, vie von ſelbſt in ſich zer 
fallen würden. Ich kin leider in der Lage, Ihnen fagen zu müffen: das tft nicht ver Fall; m 
Gegentheil es hat ver Verein fich verflärkt, und verbreitet feine Fäden auch in bie Fleinen Stäele 
der Umgegend; er hängt zufammen mit den Vereinen in Wien und in Warfchau, — das Let⸗ 
tere fteht nicht ganz fe, ift aber anzunehmen.‘ 
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Krone am nächften fleht, die Negentfchaft. Er hat fofort die Kammern zu bes 
rufen, die in vereinigter Sigung über die Nothwendigfeit der Regentichaft 
befchliegen. 

ft fein volljähriger Agnat vorhanden, und nicht bereits vorher geſetzliche 
Fürforge für diefen Fall getroffen, fo hat das Staate-Miniflerium die Kam⸗ 
mern zu berufen, welche in vereinigter Sigung einen Negenten erwählen. Bis 
zum Antritt der Negentfhaft von Seiten defjelben führt das Staats: Miniftes 
rium die Regierung. 

Der Regent ſchwört bei Antretung der Regentſchaft einen Eid, die Ber- 
faffung des Königreichs fer und unverbrüchlich zu halten, und in Webereinftims 
mung mit derfelben und den Gefegen zu regieren. 

21. | Minifter v. d. Pfordten macht der baierfchen Abgeorbneten-Kammer Mittheilung 
über den Stand ber beutfchen Angelegenheit und das Berhalten des Münchener 
Cabinetd zu derfelben. Da dem Lefer ſchon mehrere darauf bezügliche Aften- 
ftüde vorliegen, glauben wir die Mittheilung der Rebe auf denjenigen Theil 
befchränfen zu fönnen, welcher mit den, Ende Juni zu Berlin flattgefundenen 
Verhandlungen beginnt. 

Was zunächft dad Proviforium anlangte, fo wurde in Wien von uns der Wunſch 
ausgefprochen, der Eaiferliche Gefandte zu Berlin möchte ermächtigt werden, an neuen 
mündlichen Verhandlungen, von welchen er fih im Mai d. 3. zurüdgezogen hatte, wie 
der Antheil zu nehmen, und möge mit Inftruetionen für diefe Verhandlungen verfehen 
werben. Auf diefen Wunſch ging das Öfterreichifche Cabinet ein, und die bezeichnete Er- 
mächtigung und Inftruction wurde nach Berlin gefandt. In Berlin wurde eben fo ver 
preußifchen Regierung von Seiten Baierns ber Wunfch zu erkennen gegeben, daß ges 
meinfchaftlihe mündliche Berathungen über diefe Brage eröffnet werben möchten, zu wel 
hen der öfterreichifche Gefandte zugezogen werben möchte, und es wurde dabei dem Er- 
meflen des preußifchen Gouvernements überlaifen, ob es eine Einladung an ven öfter 
reichifchen Geſandten felbft erlaffen wolle, oder ob die Anregung dazu von Baiern aus⸗ 
geben folle. Die preußifche Negierung wählte ven erften Weg, und es fanden gemein- 
fchaftliche Beratungen ftatt, an welchen die Bevollmächtigten der preußijchen Regierung, 
der öfterreichifche Geſandte am berliner Hofe und ich nebft dem baierifchen Gefandten 
Antheil nahmen. Diefe Conferenz murde von mir mit der einleitenden Bemerkung be= 
gonnen, daß die balerifche Negierung nichts dringender wünſche, ald daß die Frage ver 
proviforifchen Gentralgewalt zunädhft durch Vereinbarung der beiden deutfchen Großmächte 
gelöft werde, und daß fie Ihrerfeitd jedem Vorſchlage der beiden Großmächte (ver die 
Stellung Baierns nicht geradezu gefährbe) die Zuftinmung ertheile Auf dieſes Hin 
machte der Öfterreichifche Geſandte Vorfchläge über die Bildung der neuen proviforifchen 
Emtralgewalt, die weſentlich übereinftimmend find mit den von dem öfterreichifchen Hofe 
am 16. Mai gemachten Vorfchlägen, die inzwifchen durch die preußifche Regierung dem 
preußifchen Reichötag vorgelegt, und durch alle Zeitungen befannt gemacht worden find, 
fo daß ich fie ald der hohen Kammer befannt vorausſetzen darf. 

Nachdem diefer Borfchlag gemacht war, wurde von Seiten Baierns im IWefentlichen 
die Zuftimmung erflärt und nur vorbehalten, daß die Gompetenz dieſer proviforifchen 
Eentralgewalt, namentlich in dem Ball, wenn Fein anderer deutfcher Staat daran bethei⸗ 
ligt fei als die Großmaͤchte, etwad genauer bezeichnet, und ‚bauptfächlich die Befugniß 
diefer Gewalt in militairifcher Nüdficht auf die bisherige Bunbeöverfaffung ausdrücklich 
hingewieſen und befchränft werde. Die baierifhe Regierung war dabei der Anficht, 
daß fie im Intereffe ver Berubigung Deutſchlands und der Schaffung eines Organes, 
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das allgemein anerkannt fei, auf ihre eigene Bethelligung an biefem Gentralorgane zjmar 
verzichten müffe, daß fie jedoch gewiffe Garantieen für die Selbftfländigfeit ver übrigen 
deutichen Staaten, namentlich in militairifcher Beziehung, während dieſes Proviſoriums 
nicht außer Acht laſſen dürfe. Dieſe Vorfchläge des äfterreichifchen Cabinets, denen 
Baiern im Wefentlichen beigetreten war, wurden zunächfl von dem preußiichen Bevoll⸗ 
mächtigten in Erwägung gezogen, in einer fpäteren Berathung aber abgelehnt. Ter 
Hauptgrund dafür war, baß die preußifche Megierung ed nicht für angemefien erachten 
fönne, die Brage des Proviſoriums von der des Definitivumd zu trennen. Erſt wem 
von Seiten des öfterreichifchen Cabinets die beftinnmte Erklärung gegeben ſei, daß es in 
dem Entwurfe der drei Königreiche vom 26. Mai nichtd dem biäherigen Bundesrechte 
und den Verpflichtungen der einzelnen Bundesglieder Widerſtreitendes erkenne, tan daher 
auch bie Durchführung dieſes Entwurfed anerfannt werde, erfi dann koͤnne bie preußiſhe 
Regierung Berathungen und Beichlußfaflung über ein Proviſorium für angemeſſen ar 
achten. Hierauf wurde ermwiebert, daß auf dieſe Weiſe dad Deſtnitivum gelöft fei, we 
dieſe Erklärung gegeben werke, und daß daher dann dad Bedürfniß eines Prosiforiumd 
nicht mehr beftehe. Das Proviſorium werde eben gewünfcht und fel Bebürfniß, um 
während veflelben die verſchiedenen Anfichten über die definitive Berfaffung auszugleichen 
Es follte daher durch vie Bildung des Proviſoriums dem Definitigum nicht präjubie 
werben, aber auch jenes nicht abhängig gemacht werben von der Einigung über daß 
Definitivum. Man glaubte, darauf um fo mehr beharren zu dürfen und zu müffen, als 
ja die Sachlage, wenn man fie vom rechtlichen Standpunkt beurtheilen will, folgente war 
Der deutfche Bund iſt in den Geſetzen und Verträgen, die ihm zu Grunde liegen, ald ein 
unauflöslicher Verein bezeichnet. Es kann ohne Zuftimmung aller Mitgliener Fein Einzelan 
von dem Bunde austreten, ohne Verlegung der Bundespflicht. Ein folcher Verein muß auf 
ein Organ haben, in dem feine Rechte fich concentriren, und wodurch fie ausgeübt werden 
Diefed Organ war die Bundeßverfanmlung zu Frankfurt 618 zum vorigen Jahre, fie ift auf- 
gehoben worben, eriftirt nicht mehr. An ihre Stelle ift der Reichsverweſer als proviſoriſche 
Gentralgeivalt für Deutfchland getreten. Bür diejenigen Regierungen, die ihn ald zu 
Recht beftehenn anerkennen, bedarf daher der Bund fein neues Proviforlun, für vie 
jenigen Regierungen aber, Die, wie die preußifche erflären, daß er nicht mehr zu Rekt 
beitebe, und ihm daher vie Anerfennung verfagen, hat der deutfche Bund fein Organ. 
Für fie befteht alfo nicht blos das Beduͤrfniß, fondern auch die Verpflichtung, zur Bil: 
dung eined folchen Organes mitzuwirken; außerdem iſt ber Bund factifch aufgelöft, der 
doch rechtlich für unauflösbar erklärt iſt. Es ſchien ven Vertretern der öfterreichiicdhen 
und baierifchen Regierungen Flar, daß man entiweber, bie Unauflösbarkeit des Buntes 
nicht mehr anerkenne, was doch die preußifche Megierung nicht wollte, oder zur Vil⸗ 
dung eined Organes für diefen Bund mitwirken müffe, und daß man dieſe Minvirkung 
nicht an Bedingungen fnüpfen vürfe, die ihr fremd find; nämlich, daß vorerſt ein ge 
wiſſer Vorſchlag über die Tünftige definitive Verfaffung genehmigt werde. Gine Tar- 
einigung biefer verfchiedenen Anfichten war indeß nicht zu erzielen, und es wurde nament⸗ 
lich entgegnet, daß, wenn man auch die Verpflichtung der Bundesglieder zur Rikrir: 
fung nicht in Abrede ftellen wolle, doch für die Erfüllung diefer Verpflichtung in den 
Bundeögefegen fein Zeitpunkt vorgefchrieben fel. Ich glaubte darauf erwiedern zu müß 
fen, daß eben, meil Fein Termin vorgejchrieben ift, die Verpflichtung fogleich einrete, 
um fo mehr, weil fonft der unauflögliche Bund aufgelöft werte. Es war feine Der: 
einigung zu erreichen, und die Bevollmaͤchtigten der preußijchen Regierung erflärten, fi 
wollten die Vorfchläge von Defterreich und Baiern mit ihren Verbündeten in Erwägung 
ziehen und das Mefultat derſelben mitthellen. ine folge Mittheilung ift nachber 
nicht erfolgt. Dad Reſultat diefer Berathungen über das Proviforium, wie ich es bier 
fürzlich erzählt Habe, wurde von mir nach meiner Rückkehr durch eine Circularnote vom 
12. Juli an die baieriſchen Geſandten dargeſtellt, zur Inftruction der Gejandten und zur 
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vertraulichen Kundgebung an die Regierungen. Die Note follte für die preußiſche Re⸗ 
gierung fein Geheimniß fein, blieb es auch nicht, und es erfolgte eine Erwiederung 
durch eine Circular⸗Depeſche des preußiichen Minifterd des Auswätigen vom 30. Juli 
d. 3. die den gleichen Zweck Hatte, nämlich Inftruction der preußifchen Geſandten und 
vertrauliche Mittheilung an die Regierungen. Der Inhalt dieſes preußijchen Eircular- 
ſchreibens ift alsbald in die Zeitungen übergegangen und vielfach in nicht fehr freund» 
lihem Sinne gegen Baiern commentirt worden. Gleichwohl erachtete ih es für beffer, 
feine Erwiederung darauf zu erlafien, weil e8 mir um Ginigung und PVerfländigung zu 
thun war, nicht darum, daß die Mißverfländnifle vermehrt und die Erbitterung noch 
gefteigert werde. 

Ich Habe vorhin erwähnt, daß die von Preußen angekündigten Eroͤffnungen rüd- 
fichtlich des Proviſoriums ausblieben, und die ganze Sache ruhte daher, bis dad Reichs— 
minifterium viefelbe wieder aufnahm. Der Unterſtaatsſecretair von Biegeleben ift im 
Auftrage des Reichominiſteriums nach Berlin gegangen, und bat in vertraulicher Weife 
über die Yrage verhandelt, ob und wie man das erwähnte Bedürfniß einer neuen pro⸗ 
viforifchen Gentralgewalt befrienigen köͤnne. Nachdem er im Allgemeinen die Anficht 
des Cabinets kennen gelernt hatte, reifte er über München und Gaflein nad) Wien. 
Das Nefultat jener Verhandlung war, daß dad öfterreichiiche Cabinet felbft die Frage 
in Berlin neu angeregt und zum Gegenftand vertraulicher Verhandlungen gemacht hat. 
Diefe fchweben noch, und die hohe Kammer wird mir geftatten, hierüber vorerft nichts 
zu fagen, ald daß die in der Thronrede ſchon ausgeiprochene Hoffnung, ed möchten 
diefe Verhandlungen zu einem gebeihlichen Nejultate führen, in ver Zwijchenzeit nicht 
gemindert, ſondern eher gemehrt worden if. Sobald ein Mefultat erzielt fein wird, 
welches ſich zur Öffentlichen Mittheilung eignet, werde ich diefe Mittheilung an die Kam⸗ 
mer machen. Dies ift ed, was ich über dad Proviforium zu fagen hatte. 

Ich wende mich nun zu dem ziveiten Punkte, zur Verhandlung über die definitive 
Verfaffung. Hier ift in Wien von baierifcher Seite verfucht worden, Defterreich zur 
Theilnahme an dem neuen Meichötage zu bewegen, wobei freilich von der Anficht aus⸗ 
gegangen wurde, daß dieſem Reichstag ein anderer Entwurf der deutſchen Reichsver⸗ 
faffung vorgelegt werden müfle, ald ver zu Berlin vom 26. Mai verabredet. Das 
öfterreichifche Eabinet erklärte pamald im Monat Juni, daß ihm dieſe Theilnahme der⸗ 
malen unmöglich fe. Bon baieriſcher Seite wurde entgegnet, daß es dieſes bedauern 
müſſe, daß es aber feinerfeitd von der Theilnahme am Reichstage nicht zurüdtreten Fönne 
und wolle, wenn die drei Königreiche zu beftimmen feien, an ihrem Verfafiungs-Entwurf 
die Mopifieationen vorzunehmen, welche Baiern im Interefle des geſammten Deutfchlands 
und feiner ſelbſt für nöthig erachte. Es werde aljo die baleriiche Regierung mit Be⸗ 
dauern aͤußerſtenfalls auch ohne Defterreich an einem folchen Reichstage fich Hetheiligen, 
werde aber dabei immer die Aufgabe vor Augen haben, daß die neue Verfaflung, die 
dort ohne Defterreich zu Stande kaͤme, fo gefaltet fein müile, daß fie wenigftens für 
die Zukunft den deutfchen Brüdern in Oeſterreich den Zutritt offen balte. In Folge 
hiervon wurde gegen das oͤſterreichiſche Gabinet der Wunjch ausgeſprochen, es mögen 
die Grundfähe bezeichnet werden, von welchen es glaube, dad fie, dem neuen beutfchen 
Berfaffungs-Entwurf unterlegt, für Defterreich die Möglichkeit des Zutrittes offen hal 
ten. Das oͤſterreichiſche Cabinet Eonnte hierauf, abermald mitten unter den Kämpfen in 
feinem Innern, feine Anficht nur in allgemelnen Grundzügen abgeben, und behielt ſich 
ausführlichere Erklaͤrung für die bevorſtehende Zeit des Friedens vor. Es fprach im 
Allgemeinen aus, die Neugeflaltung Deutfchlande müfle von dem beſtehenden Bundes⸗ 
rechte ausgehen, aber dem Bedürfniſſe ber größeren Einigung und dem Wunfche der 
Nation entiprechen, durch ihre Vertreter an der Leitung der gemeinfamen Angelegenheit 
theilgunehmen. Es wäre daher ein in der Form vereinfachtes Fräftigered Bundesorgan 
als der Bundedtag zu fehaffen, und biefem fei eine Vertretung ber Nation beizugefellen, 
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worüber das Fatferlihe Cabinet ſchon In der Depefche an feinen Benolimädhtigten vom 
9. März im Allgemeinen Andeutungen gemacht habe. In Berlin fanten, nachdem bie 
Verhandlungen für dad Proviforium beendet waren, zunächft vertrauliche Beratbungen 
zwiſchen mir und dem General Radowitz ald Bevollmächtigten von Preußen flatt. Ich 
ftellte ihm die Modificationen dar, welche Baiern an dem berliner Berfafiungd-Entwurfe 
zu machen für nöthig halte, wenn es zuftimmen ſolle. Er entgegnete mir darauf, welde 
Punkte die preußiiche Regierung für durchaus unabänberlich halte, bei weldyen anderem 
fie vielleicht einer Abänverung nicht entgegen fel. Nachdem dieſe Verhandlungen ver 
traulich gepflogen waren, fand zur Betätigung verfelben noch ein Notenwechſel zwiſchen 
mir und dem preußifchen Minifter flat. Die Kammer wird ven Inhalt dieſer Bes 
banblungen aus den Aftenftüden erfehen. Im Allgemeinen will ich hierüber nur jo ziel 
fagen: eine Ausgleihung der Anfichten fand haupfſächlich in folgenten Punkten nit 
ftatt: Zunädhft in der Oberhauptöfrage. Baiern blieb, und wird bleiben den Haut 
gejichtäpunfte treu, die Oberhauptöfrage dürfe nicht in einer Weife gelöft werden, welche 
den Zutritt Defterreich8 für die Zukunft ſchlechthin unmoͤglich macht. Es dürfe tube 
nicht Preußen erblich an die Spige Deutfchlands geftellt werben, denn damit verträgt fich 
ein Beitritt Defterreich8 nicht. Die baierifche Regierung hielt daher an der Directoriak 
Form feſt, ohne zu verfennen, daß der Vollzug der eigentlichen Megierungsbannlunge 
einer meit größeren Einheit und Kräftigung bebürfe, als die biäherige Verfaffung Deutic- 
lands fie bot. Deshalb war ver Vorfchlag der baterifchen Regierung. das Fürften- Ess 
legium folle gebildet werben, wie im berliner Entwurfe, fo daß der Eintritt Deflerreiht 
vorbehalten bliebe. Die Megierung Deutſchlands ſoll viefem Fürften- Collegium überme 
gen werden, fo daß durch Stimmenmehrheit in allen Beziehungen bie Beſchlüfſe gerafı 
werben, und nur, wenn es fi) um Abänderung der Verfaffung handle, Stimmeneinkd- 
ligfeit erforverlich fei, die Ausführung der Beichlüffe aber, ver Vollzug in feiner lehten 
Spitze, ſoll in die Hand des vorfigenden Staats gelegt werben, jo daB der Vorſit nich 
blos vie formelle Keitung der Gejchäfte habe, fondern auch den Vollzug aller Beſchlüſe. 
Diefer Vorſitz fol, fo lange Defterreich nicht beitritt, Preußen zuftehen, und wenn Orftes 
reich beigetreten fein wird, zmifchen beiden Großmächten nach einem Turnus von ein fi 
zwei Jahren abwechſeln. Auf dieſen Vorfchlag glaubte die preußiiche Megierung nit 
eingehen zu koͤnnen. Es wurde erwiedert, daß hiermit der Begriff des Bunteöflaats 
aufgehoben fei, und dazu fünne man fich nicht entfchließen. Es wurde, von dieſem Be- 
griffe ausgebend, ald nothwendig bezeichnet, daß Preußen vie Reichsvorſtandſchaft über 
nehme, und daß es in diefer Reichsvorſtandſchaft das Mecht der auswärtigen Vertretung 
ohne Mitwirfung des Gollegiums habe, aljo für fich allein die Ernennung ver diploma⸗ 
tifchen Agenten, ihre Inftruction, die Zeitung aller Verhandlungen, mit einen Worte die 
ganze Diplomatie. Es müfje ferner in dieſer Vorftandfchaft für ſich haben Die Wahrun 
des Reichsfriedens im Innern, die Beichlußfaffung für alle Maßregeln, die hierzu erfer- 
perlich find, aljo das nanze innere Regiment. Es müßte die Entjcheidung über Krieg 
und Brieden allein in feinen Händen haben. Tabei würde dem Fürften- Collegium mır 
ein Einvernehmen, nicht eine Zuftimmung zugeftanten. Nur für die Abjchliepung ren 
Bünpnijfen und Verträgen follte ver Neichörorfland an die Zuſtimmung des Fürſten⸗ 
Gollegiums gebunden fein. Endlich glaubte Preußen, von dem Begriffe des Bundes⸗ 
ſtaates ausgehend, für den Neichövorftand fefthalten zu müflen Die alleinige Dispoſitien 
über die militairifchen Kräfte, jo weit dieſe nach der Verfaflung ver Meichöregierung 
zufomnt. Es blieb dem Fürften- Collegium nach diefen Verhandlungen im Weſentlichen 
nur das, was im Entwurfe enthalten if; eine entſcheidende Theilnahme follte ikm nr 
noch zugeftanten fein bei Verträgen und Bünbniffen mit dem Auslande, und eine Kr 
thende bei Kriegs- und Brievensbeichlüffen und bei Erlaffen von organifchen Verortaun 
gen zum Vollzug der Geſetze. 

Das ift die Differenz, bie nach den vertraulichen Verhandlungen gebfichen If uhr 
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bie Oberhauptöfrage. Dan Tann fich tarüber in kurzem fo ausbrüden: Baiern wollte 
das Gericht in das Fürjten- Collegium legen und die Ausführung ver Befchlüffe dem 
Vorfigenden überlafien. Breußen glaubt dem Fürſten⸗Collegium die Theilnahme an ver 
Geſetzgebung und die angeveuteten Mechte zugeftchen zu Tönnen, und alles Uebrige für 
die Neichsvorftanpfchaft in Anſpruch nehmen zu müfjen. Einige Redactions⸗Aenderungen, 
die dabei vorgenommen wurden, ändern nichtd an der Sadıe. 

Der zweite Punkt, morüber eine Vereinigung der Anjichten nicht herbeigeführt werben 
fonnte, betrifft die Competenz ver Reichsgewalt felbft. Ich will auf die minder wichtigen 
Punkte nicht eingeben, welche die hohe Kammer aus ven Aktenſtücken entnehmen wird. 
Eigentlich wurden von meientlihen Bragen nur zwei als folche bezeichnet, für die ein 
Abgehen von dem berliner Entwurfe möglich ſei. Zunächft die Beftimmung über bie 
Productiond= und Confumtiond» Steuern. Hier wurde allerdings anerkannt, daß gerade 
Baiern beeinträchtigt fein würde, wenn man alle Productions⸗ und Gonfumtiond» Steuern 
gemeinichaftlih machen würde; es folle daher ver baieriſche Malzaufichlag Berüdfichtigung 
finden. Dann war es der baierifche Vorfchlag, daß das Inftitut über die Fideicommifſſe 
zwar aufhören müfle, ein Vorrecht des Adels zu fein, aber als allgemeines Hecht eines 
Grundbeſitzers Geltung für fich in Anſpruch nehmen koͤnne. Diejer Antrag wurde nicht 
verworfen. Leber dieſe beiden Punkte hätte man- jich aljo geeinigt. 

Dei allen andern wefentlichen Fragen wurde am Entwurfe feftgehalten, namentlich, 
was die balerifche Negierung auch als Lebensfrage betrachten muß, rüdjichtlich der Ge⸗ 
ſetzgebung über Freizügigkeit, Heimathrecht und Anſäſſigmachung und freie Ausübung 
der Gewerbe. Es ift bekannt, daß der frankfurter und berliner Entwurf dieſe Gegen⸗ 
flände der Reichs⸗Geſetzgebung zumelien, fo daß alfo das einzelne Land Feine andere 
Vertretung findet, als die Stimmen feiner Abgefanpten beim Neichötag. Der baierijche 
Vorfchlag Tautet dagegen fo: Die Geſetzgebung über diefe Punkte bleibt ver Landes⸗Ge⸗— 
feßgebung vorbehalten: jedoch darf Fein deutſcher Staat die Angehörigen eine ander 
deutichen Staates fchlechter ftellen, als feine eigenen. Hierdurch glaubte die baieriſche 
Regierung ihre Pflicht gegen Baiern und Deutichland zu erfüllen, und die Wohlfahrt 
der den bateriichen Staate Angehörigen gewahrt, Indem die Beſtimmung über viefe 
Punkte lediglich der baieriſchen Kammer vindciirt wurde. Sie glaubte auch ihre Pflicht 
gegen Deutichland zu erfüllen, indem fie darauf antrug, feinen bon ven anderen deut⸗ 
ſchen Staaten fchlechter zu flellen als ihre Staats⸗Angehoͤrigen; fo glaubte fie das Prin- 
eip der Allgemeinheit, der Brüderlichkeit, daß alle deutſchen Stämme umfchlingeen fol, 
vollkommen gewahrt zu haben. Es ift wichtig, daß man fi) über dieſe Sache recht 
Far werde, denn gerade hier frägt es jich, ob vie baierifche Negierung den verwerflichen 
Barticularismus verfolgt oder nicht. Die baierifche Regierung will die Frage, wer von 
einer baieriſchen Gemeinde ernährt werden muß im Balle der Verarmung, wer in einer 
baierifchen Gemeinde dad Heimatsrecht erwerben Tann, wer berechtigt fein foll, zu hei⸗ 
rathen, und dadurch einer Gemeinde bie Verpflichtung aufzulegen, feine Kinder zu er⸗ 
nähren, wer berechtigt fei, in einer Gemeinde ein Gewerbe zu treiben u. f. w., ihrer und 
der baierifchen Kammer Cognition vorbehalten. Cie glaubte, daß die eigenthümlichen, 
örtlichen und provinziellen Zuftände und überlieferten Verhaͤltniſſe bier einen Anfpruch 
auf Schonung haben. Nicht der veutfche Neichötag, auf dem bie baieriſchen Vertreter 
In ber Minorität find, ſoll hierüber entfcheiven, ſondern bie baieriſche Kammer. Es wir 
dadurch aber auch die Allgemeinheit, die Vereinigung des Vaterlandes, dad Geſammt⸗ 
wohl deſſelben nicht beeinträchtigt. Davon hängt die Kraft und Macht von Deutfchland, 
fel es Bundesſtaat ober nicht, in Feiner Weile ab, ob man in Baiern nad denfelben 
Grundfägen heirathen und das Schuhmacher» Gewerbe treiben bürfe, wie in Königäberg 
und Köln. Dadurch aber giebt fich vie Gemeinfchaftlichkeit fund, wenn derjenige, der in 
Münden ald Schuhmacher fich nieverlafien und heirathen will, gleichmäßig bebanbelt 
wird, er mag in Würzburg, Köln oder Königöberg gewohnt haben, 
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Der dritte Punkt, worin eine Bereinigung der Unfichten nicht erzielt werben Eonnte, 
betrifft die formelle Behandlung dieſer Mobificationen. Die baierijche Regierung glaubte 
nämlich, verlangen zu müfjen, daß die Abänderungen des Entwurfes vom 26. Mai, über 
die man fich vereinigen würde, öffentlich befannt gemacht, ald integrirender Theil des 
Entwurfes erklärt, und mit dieſem zugleich an den Reichstag gebracht würden. Im Mai 
hatten fich die drei Königreiche vereinigt über ihren Entwurf, Baiern hatte vie Abſicht, 
über diefen Entwurf ſich mit ihnen zu verfländigen, und ben veränderten Entwurf an 
ben Reichötag zu bringen. Man glaubte dagegen in Berlin, an dem einmal beſchloſſenen 
Entwurf feſthalten zu müflen, und die Modificationen, worüber man ſich vereinigte, ald 
Inftructionen an die Commifjfare ver Regierungen geben zu müſſen, bie beim Reichstage 
auftreten würben. Ich glaubte, darauf durchaus nicht eingehen zu dürfen, denn man 
hätte gar Keine Garantie, daß diefe veränderten Mopificationen des Entwurfes wirflid 
zur Geltung kämen. Wenn ver Neichötag nicht darauf einginge, würden die anderen 
Regierungen nicht verpflichtet gewefen fein, und Feine Mittel gehabt haben, die Motif- 
cationen burchzufegen; diefe Möglichkeit war nur gegeben, wenn man bie neuen Verein 
barungen an die Stelle des bisherigen Entwurfes feßte. 

Dagegen wurde eine Verftändigung in Bezug auf das Wahlgefeg wenigſtens nidt 
ausgefchlofien. Baiern glaubte vorftellen zu müflen, daß es zwar, wenn bie Vereinbarung 
dadurch bedingt werde, dad berliner Wahlgefeg zu Grunde legen werde, daß es aber 
tvefentlich Bedenken hege, gegen die Durchführbarfeit defielben, da eine Befchränfung dei 
MWahlrecht3 auf die in den Gemeinden Wahlberechtigten, in Hinſicht auf die baieriſche 
Gemeinde⸗Ordnung, nicht wohl möglich fe. In Folge hiervon wurde für zuläffig erfannt, 
daß die baierifche Regierung durch eine Wahlverordnung tie nöthigen Mobdificationen 
des berliner Wahlgefeßes vornehme. Im äußerften Falle erklärte ich, daß tie baieriſche 
Regierung zu dem Auswege greifen müſſe, daſſelbe Wahlgefeb, nach welchem im n. I. 
nah Frankfurt gewählt wurde, zu Grunde zu legen. Ich Halte mich für verpflicte, 
dieſes vorzutragen, denn an der Brage über das Wahlgefeß fcheiterte Die Sache nid. 
Nachdem auf diefe Weile eine Ausgleichung der verfchiendenen Anfichten nicht zu erreichen 
war, fprach ich noch zulegt aus, die baierliche Negierung würbe darauf Bedacht nehmen, 
die Verhandlungen fortzufegen. Zu diefer Kortjegung glaubte vie baieriiche Megierung 
eine Zeit abwarten zu müflen, wo mehr Ausficht auf Erfolg geboten wäre; denn frühe 
wäre es nutzlos geweſen. Leider bat fich eine folche Ausficht nicht eröffnet, ſondern nad 
Beurtheilung der baierifchen Negierung haben die fpäteren Ereigniſſe biefelbe unwabr⸗ 
fheinlicher gemacht. Die Mittheilungen über bad Proviforium blieben aus. War man 
nun nicht geneigt, über das Proviforium weiter fich zu erflären, und zu einer Einigung 
zu fommen, fo war noch unmwahrfcheinlicher, daß man von dem Definitivum abgeben 
werde. Dazu Fam noch die preußifche Circular- Note vom 30. Juli, Die auch der Ber 
ftändigung nicht näher brachte, vor Allem aber die Art und Weile, wie vie Verabre⸗ 
dungen rom Mal den preußijchen Neichötage vorgelegt wurden. In den Heben der 
Regierungs⸗Commiſſaire, welche fie bei Uebergabe diefer Entwürfe hielten, if mit folder 
Entihienenbeit und Beftimmtheit audgefprochen, daß man diefed ald die unneränderlid« 
Grundlage des Bundes» Staates betrachte, daß eine größere Hoffnung auf Vereinigung 
der Ansichten nicht gefchöpft werden Tonnte. So fommt es, daß die balerifche Regierung 
bis jegt Feine neuen Vorfchläge über das Definitivum an vie preußifche Regierung ger 
macht hat. Sie glaubt vielnehr, nachdem inzwifchen ber Krieg in Itallen und Ungan 
beendigt wurde, jegt abwarten zu müſſen, welche Borfchläge das Hfterreichifche Cabinet 
über die beutiche Verfaſſungs⸗Frage zu machen im Falle fei. Diefe Vorſchläge werden 
dann eine größere Garantie ver Verftäntigung bieten, und man wird dann die Sadk 
in ihrer Vollſtaͤndigkeit erörtern Eönnen. In dieſer Lage befand fich die Kaierliche Re 
gierung, ald die hier beglaubigte preußifche Geſandtſchaft am 27. Auguft zwei Noten 
übergab, worin ber Wunjch ausgeſprochen war, vie baieriiche Megierung möge ſich bei 
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nitio über den Beitritt zum Entwurf der drei Königreiche ausfprechen. Eine Note ent 
hielt ven Wunjch, die andere motivirte ihn näher. Da an der Beichleunigung der Ant⸗ 
wort der preußifchen Regierung viel gelegen war, fo wurbe fie am 8. September ertheilt, 
ebenfalls in zwei Noten, wovon die eine fagt, daß man dem Entwurfe vom Mai in 
unveränderter Geftalt nicht beitreten koͤnne, die andere die Motive dieſer Antivort enthält. 
Es ift mir heute befannt gemacht worden, daß mir vielleicht heute oder morgen eine 
Antwort der preußifchen Regierung auf diefe unfere legte Erklärung zukommen werde, 
- bie eine wiederholte Darftellung der Motive der preußifchen Regierung enthalte. 

In den Aftenftüdlen, welche ich jo eben auf den Tiſch des Hauſes nievergelegt habe, 
find die Motive für die Handlungsmwelfe und die Beſchlüſſe ver Regierung enthalten, es 
find Eeine anderen, als fie in allen bisherigen Hffentlichen Erklärungen ver baierijchen 
Megierung über bie deutſche Verfaffungd- Frage ausgedrückt find. Sie fieht in einem 
Deutichland ohne Deiterreich, fein wahres, Fein rechted Deutfchland. Sie glaubt baber 
jo lange als irgend möglich Alles aufbieten zu müflen, eine DVerfaffung zu Stande zu 
bringen, an der Defterreich Theil hat. Sie hält dabei das Weſen der Einheit für wich⸗ 
tiger ald die Form. Es ift eine Verfaflung, die das ganze Deutfchland umfaßt, nad 
der Vieberzgeugung der baieriſchen Regierung vorzuziehen, einer künſtlich formirten Einheit 
eines Theile ven Deutfchland. Die baieriſche Regierung will fodann keinen Einheits- 
ftaat, fie glaubt, daß, fo zweifelhaft die Vortheile eines folchen im Allgemeinen fchon fein 
mögen, er ber Natur und ven TerritorialsBerbältnifien Deutfchlands entfchieven zuwider 
jei und nicht dad Glück, fondern das Unglück Deutjchlands herbeiführen müſſe. Es wilf 
die baieriiche Regierung eben deshalb den offenen Einheitöftant nicht; fie will auch den 
maskirten Einheitöftaat nicht. Einen foldhen findet fie fowohl in der Verfaſſung, wie 
fie zu Frankfurt befchloffen wurbe, als auch in dem Entwurfe, wie er aus den Bera- 
thungen in Berlin hervorgegangen iſt. Wir finden darin einen maskirten Einheitöftant 
und eben deshalb eine unhaltbare Verfaffung. Nach der Ueberzeugung der baieriſchen 
Negierung muß, wenn diefer Entwurf ind Leben tritt, von zwei Dingen eines binnen 
furzer Zeit eintreten: bad MeichBoberhaupt und der Reichstag biefer Verfaſſung müſſen 
entweder in Eurzer Zeit die einzelnen Staaten vernichten, ober fie werben von ben ein⸗ 
zelnen Staaten vernichtet. Ein Drittes halten wir bei dieſer Verfaflung für undenkbar, 
weil fie in ver That alle weientlichen Negierungsrechte auf das Neichdoberhaupt und ven 
Neichstag concentrirt, fo daß daneben ſelbſtſtaͤndige Staatsverfaſſungen mit conftitutioneller 
Vertretung und eigenem Stantöoberhaupte nicht haltbar find. Hält die deutſche Nation 
eine folche Seftaltung für ihre Verfaffung nothwendig, fo drüde man e8 offen aus; man 
gebe einen Entwurf, der deutlich fagt, daß die einzelnen Staaten aufhören zu beſtehen, 
und höre dann die Stimme des Volkes; aber man maßfire den Einheitöftaat nicht, wie 
es gefchehen if. Diefes find in kurzen Ausdrücken die Motive der balerifchen Regierung. 

2. | Die preußifche erſte Kammer genehmigt, daß ihr Mitglied Heder aus Elberfeld 
wegen Thellnahme am dortigen Aufftande zur Unterfuhung gezogen, ev. ver 
haftet werde. 

Diefelbe Kammer beginnt die H$. 38 —40, (Verhältniſſe des Grundeigen- 
thums) zu berathen. 

m. | Die zweite Kammer tritt den Beichlüffen ber erften binfichtlih der Bürgerwehr 
(S. 13. Auguf) bei, mit Ausfchluß des zweiten Artifeld. Da es zur Tiebha- 
berei mancher Mitglieder gehört, auf fremde Zuftände und Einrichtungen Des 
zug zu nehmen, fo wäre hier eine fchöne Gelegenheit geweſen: der k. baierſche 
oder, genauer ausgebrüdt, nürnberger Zuftand ber „ruhenden Activität.“ 

23. | Berorbnung des F. ſaͤchſiſchen Minifteriums bes Innern an die Wahl-Eommilfare, 
Die Landtagswahlen beireffend, 
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22. | Commodore Brommy (S. 14. September) meldet dem Reichsminiſterium, es fey 


25. 


Anordnung getroffen, die Fregatte „Eckernfoͤrde,“ alias „Gefion““ baldigſt „un: 
ter geeigneten Umftänden und Vorſichtsmaßregeln“ aus dem Edernförder Hafen 
nach Kiel bugfiren zu Taffen. 

Bedeutende Raufhändel zu Oberrad bei Sranffurt a. M. zwiſchen preußiichen 
Soldaten auf der einen, öfterreichifchen und baierſchen nebſt hoffnungsvoller 
Sünglingen von Oberrad, auf der anderen Seite. 

Militairifhe Maßregeln zu Münden, um einen erwarteten Bier⸗Krawall von Sol 
baten zu vereiteln. Der Zwed wird erreicht, zumal die Brauer eine Ermäfis 
gung des Bierpreifes zugeftehen. 

Nach Tangen nnd Tebhaften Debatten nimmt die preußifche erfte Kammer, mit Be 
feitigung der eingebrachten Amendements den $. 38 der Berfaffung an: „Die 
Errichtung von Lehen nnd Familien » Fideicommiffen ift unterfagt. Die beſte⸗ 
henden Lehen und Familien-Fideicommiſſe follen durch gefeglihe Anordnung 
in freies Eigenthum umgeftaltet werden. Nachſtdem genehmigt fie den Zufak: 
„Auf Familien-Stiftungen finden diefe Beſtimmungen feine Anwendung. 

Die zweite Kammer fchreitet zur Berathung des Tit. VIII. Bon den Finanzen 
($. 98— 103), wobei auch $. 108 in Betracht fommen fol. Es wird nämlid 
von der Commiſſion vorgefchlagen, in diefem Pagraphen die Anfangs⸗ und 
Schlußworte zu ftreihen: „Die befiehenden Steuern und Abgaben werben fort 
erhoben, big fie dur ein Geſetz abgeändert werden.” Man beginnt die Die 
- euffion mit diefem Gegenftande, und es ergießt fi ein bedeutender Strom von 
Neden, deren einige Zweifel an dem flaatsmännifchen Berufe der Redner es 
regen könnten; — freilich war diefe Frage ſchon im vorigen Jahre auf praf- 
tiſchem Wege entichieden. 

Der König von Preußen ernennt den Staatöminifter a. D. von Bodelſchwingh 
zum Vorfigenden des deutfchen Verwaltungsrathes, an Stelle des feinem An- 
ſuchen gemäß von diefem Poften enthobenen Gen. &t. Frhr. von Canitz. 

* C. Frhr. v. Paumgarten, k. öfterreichifcher F. M. 8. zu Prag. 

Die preußifche erfte Kammer erklärt fih mit $. 39 der Verfaſſung einverflanden. 
Ehen jo mit dem erften und Testen Sage des $. AO, deffen übriger Inhalt alſo 
formulirt wird: „für die todte Hand find Beichränfungen des Rechts, Liegen 
ſchaften zu erwerben und über fte zu verfügen, zuläſſig. Ohne Entfchädigung 
find anfgehoben 1) Die Gerichtöbarfeit und die grundherrliche Polizei fammt 
den aus diefen Rechten fliegenden Befugniffen, Eremtionen und Abgaben. (Bi 
zur Emanirung der neuen Gemeinde-Dronung bleibt es bei den bisherigen Br 
fimmungen binfichtlih der Polizei Verwaltung.) 2) die aus dem guts⸗ um 
ſchutzherrlichen Verbande fliegenden perfönlichen Abgaben und Leiftungen. Bit 
den aufgehobenen Rechten fallen auch) die Gegenleiftungen und Laften weg, melde 
ben bisher Berechtigten dafür oblagen. Die weitere Ausführung diefer Beſtin⸗ 
mungen bleibt befonderen Gefegen vorbehalten.‘ 

Sorigefegte Berathung der zweiten Kammer über $. 108; es wird mit 212 ge 
gen 93 Stimmen beichloffen, bie angefochinen Worte (6. 24. Eepiember) p 
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ftreihen. Inter denen, die fih dafür erflärten findet man bie einfimaligen 
Minifter v. Auerswald, Kühlwetter, v. Patow, Graf Schwerin, zwei alte Bes 
fannte: Schaffranef und Gorzolfa, fowie zwei Militaird: Major Walmouth 
und Rittmeifter Schimmel. 


Das Refultat müffen wir als ein trauriges anfprechen, wenn auch die dar⸗ 
aus erwachſende Gefahr Feineswegs ſchon unmittelbar droht, und obwohl nicht 
geleugnet werben darf, daß die Regierung durch Form und Stellung des Pas 
ragraphen einige Schuld trägt. — Unter allen für ober Mider gehaltenen Res 
ben verdient die bes Grafen Arnim vorzugsmweile Erwähnung, und bie hohe 
Michtigfeit des Gegenftandes wirb es rechtfertigen, wenn wir fie ihrem weſent⸗ 
lihen Inhalte nach aufnehmen. 


Zur Sache bemerfe ich, daß bei ten vielen Motiven, die dafür und dawider ange⸗ 
rührt find, den 6. 108 in feinen erften Worten aus der Verfaffung zu entfernen, mir 
den Motiven der Verfaſſungs⸗Commiſſion, die erfte Stelle zu gebühren fcheint. Ich Habe 
fie bei ernfter Prüfung nochmald an mir vorübergehen laffen und geftehe, ich habe für 
die Anſicht der Minorität, zu ver ich gehörte, viele Gründe gefunden, in denen fie ganz 
beftimmte Gefahren und Nachtheile des in Rede ſtehenden Steuer- DVerweigerungsrechtes 
hinftellt, und poſitive Nachtheile deſſelben aufführt und begründet. Die Majorität der 
Commiſſion hat ſich, mie mir fcheint, darauf bejchränft, dieſe Gefahren und Nachtheile ' 
als nicht fo erheblich zu ſchildern; pofitive Bortheile von dem von ihr verlangten Rechte 
bat jie nicht angeführt, und tagegen ald Kern ihrer ganzen Beweisführung den Satz 
bingeftellt: Wolle man eine conftitutionelle Verfaſſung, jo dürfe man auch der Volks⸗ 
Vertretung dad Hecht nicht entziehen, dahin gehen, daß jede Kanımer für fich mit recht⸗ 
licher Wirkung beichließen Eönne „Die geſetzlich begründeten Steuern jollen nicht mehr 
kon der Regierung erhoben, und follen oder brauchen, bis auf Weiteres, nicht mehr von 
den Steuerpflichtigen entrichtet zu werden.“ 

Dahin gebt ihre Behauptung, das fei Dad mahre Weſen ver Gonftitution, 
und dieſer Satz ift und von allen Rednern für den Commiſſions⸗Antrag geftern in ben 
verjchiedenften Variationen rorgeführt worden. Wenn dies nicht eine petitio principii, 
eine Behauptung dejien, was bewieſen werden foll, ift, fo weiß ich nicht, was eine 
ſolche wäre. Ich glaube, daß, wenn man fagt: eine Conftitution wollet auch Ihr, darum 
müßt Ihr auch dies Recht wollen, und man dies Letztere nicht bemeift, man entweber 
zu viel oder gar nichts beweift. 

Wir haben bis jegt Feine Autorität in Europa, die, in Bezug auf dieſe und ähn⸗ 
liche Fragen, Fürſten und Völker obne Weiteres anerkennten; wir haben fein Handbuch, 
in welchem man nachfchlagen fünnte, ob dies ober jened zun Begriffe der Eonftitution 
gehöre. Wir Eönnen annehmen, daß Jeder der Meinung ift, zur conftitutionellen Monarchie 
gehöre ein Monarch und eine Molkönertretung und Rechte Beiver. Aber Sie können 
mir Teine Quelle nachweiien, wie die Unfehlbarkeit in Anfpruch nehmen Eönnte, daß 
298 fogenannte Steuer⸗Verweigerungsrecht ein Bunbamental-Artifel der Conftitution ſei. 
Sie mögen Ihre Ueberzengung dafür anführen, aber, verzeihen Ste, ich glaube, jeber 
Einzelne wiegt hier in feiner Ueberzeugung fo ſchwer ald ber Andere. 

Wir find aljo nicht in ter Lage, bierfür eine beftimmte Autorität, die Allen genehm 
fei, anzuführen. Ich werde verfuchen, eine>folche zu finden, vie wenigftend ſicherlich 
Ihnen genehm iſt. Vorher aber möchte ich einen Augenblick über die Sprachverwir⸗ 
sung mich und Andere hinauöbringen, die felt geftern über die Worte Steu er-Bewils 
ligung und Steuer⸗Verweigerung In dieſem Saale herrſcht. Ich glaube, daß 
nichts deutlicher ihr Vorhandenjein darlegte, ald die Rede des Abgeordneten für Roſen⸗ 
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berg. *) Er fagte: „die Steuer-Beroilligung ald Regel ohne ihre Ausnahme, das Steuer⸗ 
Verweigerungsrecht, fei kein Recht, ſondern nur illuſoriſch; und er folgert, daß, weil 
feine Steuern ohne Bewilligung erhoben werden dürfen, dies auch der Beweis jei für 
das Recht der Steuer- Verweigerung. Er gebt enblich fo weit, zu behaupten, „wollen 
Sie folche Lieberfchreitungen nicht, fo fchreibe man einfach in bie Verfaflung: vie Kam: 
mern haben das Steuer-Bewilligungsredht nicht, die Megierung ordnet die Steuern nad 
Bedürfniß an.” 

Nach folhen Behauptungen werden Sie es entjchulbigen, wenn ich über den Ein 
der Steuerbewilligung und Steuerveriweigerung mich äußere; dieſe Declaration babe ih 
torgeftern noch für unndthig gehalten, feit geftern aber halte ich mich won ihrer Rothe 
wendigkeit überzeugt. — Ich glaube, darüber find Alle einig, und das werten Cie A 
zugeben, daß man ven Kammern dad Steuerbewilligungsrecht einräume. Unter bieiem 
Steuerbemwilligungsrecht bitte ich aber in meiner Debuction das Hecht zu verfichen, daj 
zu jeder Erhöhung beftebender und zu jeder Einführung neuer Steuern 
die Zuftimmung beider Kammern nothwenpig ift, daß alfo natürlich auch beir 
Kammern und jede Kammer für fich das Mecht haben, durch ihr abſolutes Neto die 
Erhöhung jeder beſtehenden und die Erhebung jeder neuen Steuer unmöglid zu 
machen und fie zu verweigern. 

In diefer Beziehung begreift jedes Steuerbeiwilligungsrecht auch ein Steuerveriis 
gerungsrecht in ſich. Won dieſem Recht handelt e8 fich hier aber gar nicht, dies Rech 
beftreitet Niemand, fondern es hantelt fi} von dem Rechte: gefeßlich begründete 
Eteuern, — gleichviel, ob dieſe Gefeße aus einer Zeit ſtammen, wo die Zuflimmung im 
Kammer zu folchen nicht nothwendig war, oder ob fie auß einer neueren Zeit flamme 
(denn ein Gefeß gilt fo viel ald dad andere, wenn es rechtögiltiged Geſetz geworde 
it) — folche Steuern jedes Jahr in ihrer Forterhebung zu fiftiren, wit einem Won, 
um die Frage: ob dieſe Bewilliguug geſetzlich feſtſtehender und begrünpeter 
Steuern alle Jahre wiederholt werden muß. Das ift die Frage, und hie 
Leßtere halte ich weber für nothwendig, noch für nüglich, und ehe man mir nicht nad: 
weifen kann, daß dies ein nothivenviger Bundamental- Artikel der conftitutionellen Re 
narchie ift, geftatten Sie mir, daß ich bis dahin meine Anficht behalte. — Nachden 
wir und nun hoffentlich über das, mas mir meinen, verftändigt haben, glaube ich, vie 
Herren werben mit mir darüber einverflanden fein, daß bie Folgerung umrichtig ift, tie 
per Abgeordnete für Mojenberg zieht: daß, ivenn der Kammer dad Recht nicht eingeräumt 
werde, die Borterhebung der gejeglichen Steuern an ihre jährliche neue Einwilligung zu 
fnüpfen, daraus dad Recht folge, „daß die Regierung Fünftig jede beliebige Steuer nad 
Berürfniß anordnen könne, wie fie wolle.“ 

Es bleibt mir nun übrig, nicht allein im Interefie der Sache, fondern einigermapen 
auch im Interefle derer zu ſprechen, welche fich in der Lage befinpen, für die Aufrecht⸗ 
erhaltung bes Artikels 108 zu flimmen, und denen zugemuthet wird, dieſes Recht aid 
einen mathematijchen Grundfag der conflitutionellen Monarchie, ver weder beftritten wer: 
den fönne, noch bewieſen zu werben brauche, anzuerkennen. Ich kann dies nicht für ein 
gercchtfertigtes Verfahren halten. Wenn aber hierbei einmal eine Definition ber conlitn- 
tionellen Monarchie in biefer Beziehung zu Grunde gelegt werden muß, fo glaube ich nict 
gerechter verfahren zu Tönnen, ald wenn ich diejenige zum Grunde lege, die von meinem 
Gegner in dieſem Punkte ausgegangen ift, von einem Mitglieve diefer Derfammlung, 
deſſen conjtitutionelle Gefinnung Niemand in Zweifel zieht, wie ich feine aufridtige, 
treue und bewährte Vaterlandsliche feinen Augenklid in Zweifel gezogen hate. Cs it 
das Mitglied für Anklam,**) das ich in diefem Augenblit ganz unterfcheive von dem ge 
ehrten Präfidenten unferer Verſammlung. 


— — — — — 
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IH erinnere an den Zeitpunkt, wo die Verfaffung, die in Frankfurt Hefchlofien war, 
bier zur Annahme gelangen follte. Die damaligen Mitgliever jener Seite des Haufes 
verlangten ihre Annahme; von dieſer Seite wurde dieſelbe beftritten, und das gedachte 
Mitglied für Anklam Lämpfte damals lebhaft dafür, daß die Nechtögiltigkeit jener Ver⸗ 
faffung nicht anerfannt werte. Es galt, die Behauptung unjerer damaligen Gegner in 
der Kammer zu wiberlegen, daß jene Verfaffung vie nöthigen Garantien für die con= 
flitutionelle Monarchie gewähre. In der Entgegnung bed geehrten Mitglieves für An- 
Ham hieß es nach dem in meinen Händen befinblichen flenographifchen Berichte: „ich 
wieberlege Ihre Anficht (e8 handelt fi) von ver Frage des abfoluten Veto) aus folgen- 
den Gründen: weil der Begriff der Monarchie ein ganz anderer if, als der, ven unfere 
Vertreter der demofratifch-conftitutionellen Monarchie fich vorftellen. Man ann zuges 
ben, „das Bolt ift fouverain” aber in der Monarchie find es eben nicht bie aus den 
Wahlkörpern hervorgegangenen Parlamente allein, die dad Volt, im Gegenfag zur Mes 
gierung, vertreten; fondern der Begriff der conftitutionellen Monarchie ift 
eben der, daß das Volk vertreten wird Durch die Kammern und durch den 
König, daß alfo der Wille des Volkes nur dann conflatirt iſt, wenn die 
Kanmern und ber König geſprochen haben.” 

Bon diefem Grundſatze ausgehend, frage ich: wie verträgt es fich damit, wenn Sie 
das michtigite Mecht in die Hand der Kammern allein legen? Zu jeder noch fo unbes 
beutenden Veränderung eines Geſetzes foll die Lebereinftimmung dieſer drei Gewalten 
nötbig fein: der Volkwille foll nur als conflatirt gelten, wenn Kammern und 
König einig find. Und doch foll e8 diefen Kammern allein freiftehen, die Forterhebung 
der Steuern, die Zuführung der Lebensfäfte des Staates, zu fiftiren? Meine Herren, 
ich appellire an Sie, ob das damit verträglich iſt. Es iſt jenes, mie mir fcheint, die 
edelſte und Höchfte Auffaffung des conftitutionellen Principe, und ich würde mich ihr 
von allen Definitionen am liebſten anfchließen. Dann aber muß ich behaupten, daß ich 
confequent zu dem Refultate fomme, daß ein ſolches einfeitiges Steuer⸗Verweigerungs⸗ 
Necht den Kammern nicht zuzuerfennen fei. Das aber ift evident, daß, wenn von un⸗ 
ferer Seite dieſes Necht den Kammern nicht zuerkannt werben wird, wenn nach unferer 
Anſicht der 6. 108 aufrecht erhalten werden foll, daß bon jener Seite, die dieſe eben er⸗ 
wähnte Definition gegeben bat, uns nicht der Vorwurf gemacht werben Tann, wir bes 
fänden und außerhalb des conflitutionellen Syſtems. 

Ich gehe weiter in der damaligen Ausführung des geehrten Mitglieves für Anklam. 
Er fagte damals: „Es iſt daher das abfolute Veto, meiner Anjicht nach, Bedingung 
der Monarchie, und wo es nicht vorhanden, iſt eben, wenn ich mich des Ausdrucks bes 
dienen darf, um deswillen, weil e8 nicht vorhanden, nur Schein-Eonflitutionalismus, ift 
die Republik. Wenn Sie das Wefen des Eonftitutionalismus darin ſetzen, daß bie 
entſcheidende Stinnme immer in den Kammern liegen müſſe, jo verfennen Sie dad We⸗ 
fen des Conſtiutionalismus vollfommen, und fegen den äußeren Schein in die Stelle 
des Weſens.“ | 

Man wird und von Ihrer Seite jagen: wir beflreiten ja das abfolute Veto nicht, 
wir Balten ed vielmehr für ein unveräußerliches Palladium der Krone. Was ift aber 
meine Herren, das abfolute Veto werth, wenn es nur bis zum 31. December jeden Jah⸗ 
res dauert? und wenn dann die Kammern verfaffungsmäßig das Recht haben zur 
Krone zu fagen: „Nun abftrahire von der Ausübung des abfoluten Veto's! gieb Deine 
Einwilligung zu Dem oder Ienem” (und wenn Sie das nicht fagen, fo koͤnnen fie doch 
danach Handeln), „oder wir verweigern Die Steuern!” Ich frage: was wird illuſoriſch? 
das abfolute Veto gegenüber dieſem Rechte ver Kammern? oder vie Gonftitution ohne 
dies Mecht der Kammern? Sch meine dad erftere. Dem abfoluten Veto fleht, wie 
fchon mehrfach bier erörtert worben, das abfolute Veto dieſes wie jenes Hauſes als 
Eompenfation gegenüber. Jede der drei Gewalten hat dad Mecht der Megation unab« 
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abhängig von einander: die erfte, vie zweite Kammer und die Krone. Etwas ganz An- 
deres, außerhalb dieſes fich compenfirenden Mechtöfreifes, liegt darin, wovon ich ſpreche: 
in dem Recht, die ZuntamentalsEriftenz des Staates einjeitig in Stage zu ftellen unt 
zu fiftiren. Wen Sie dies einräumen, den machen Sie zum wahrbaften Sou- 
verain. Meine Schlußfolgerung ift aljo, da wir und einmal auf das Princiy, auf bie 
Theorie eingelajien haben, gerade son ben Standpunkte meiner Gegner in biejer Frage 
ausgehend, in diefer Beziehung folgende: Wenn, nad Ihrem Begriff der conftitutiond- 
Ien Monarchie, der Bolkswille nur conftatirt ift, fobald ver König und die Kanımem 
einig find, wenn, jo lange der König und die Kammern nicht einig fine, ver Volkswille 
nicht als conftatirt anzımehmen ift, und wenn Sie das Recht, vie Forterhebung ter 
Steuern, trotz des Widerſpruches der Krone zu fiftiren, in die Hand ter Kam 
mern allein legen, jo verlegen Sie dad wahre Wefen ver conftitutionellen Monarkir. 
Ich gebe Ihrem Urtbeil anheim, ob dies ein Trugfchluß it? 

Ehe ich nun zu den Einwänden, vie von der Majorität Der Commiſſion und cin 
zelnen Mitglievern gegen vie Gründe ter Minorität gemacht find und noch gemacht was 
den Fönnten, komme, erlaube ich mir, auf einige einzelne Motive einzugeben, tie vn 
verfchiedenen Mitglievern geftern hervorgehoben find, und dahin führen follen, tie Etrei⸗ 
hung des Art. 108 in feinem erften Theile als nothwendig varzuftellen. Ich bemalı 
zunähft, daß ich überzeugt bin, das geehrte Mitglied für Anklam wird bei jeiner @r- 
Härung nicht ftehen bleiben, daß mit Beibehaltung des Art. 108 die Verfafjung nur 
ein Stüd Papier fei. Daß man in Iebhaftem Gefühle für die Nüplichkeit der Streichung 
des gebachten Artikels Died ausſprechen Eönne, begreife ich. Ich trage tiefem Gefübl 
vollkommene Rechnung, aber ich glaube, das geehrte Mitglied wirb fich bei nochmalige 
Erwägung dahin einverftanven erklären, daß aud mit dem Art. 108 vie Nerfaflung 
dem Volke die wichtigiten Rechte giebt, und feine Nechte auf eine jo weite Aafıs fell, 
daß bie Verfaſſung in dieſer Beziehung fehmwerlich Anfechtungen zu befürchten hat. Ich 
glaube auch nicht, daß dad Mitglien im März für die Anerkennung dieſer Verfaflung 
jo lebhaft gefochten haben würde, wenn er fie, wie fie war und noch ift, für ein Stück 
Papier gehalten hätte. 

Ich glaube ferner nicht, daß mit Necht gefagt werden kann, wie es geftern gejagt 
wurde: Wer ven Art. 108 will, der fage doch lieber geradezu beraus, Daß er den Abier 
lutismus will! Wir, Die wir für die Beibehaltung des Art. 108 gefprochen haben, fa 
ben nicht zu Ihnen gefagt: Wer den Art. 108 ftreichen will, der jage doch frei berand, 
daß er die Republik will. Wir glauben Dies auch nicht. Darum nehmen wir aber auch 
dad Recht in Unfpruch, daß Jeder ohne ſolche Folgerungen ven Art. 108 beibehalten 
Fönne. Hielte ich den Abjolutismus als heilfam für Preußen, jo würde ich es gerade 
heraus jagen; ich müßte nicht, was in der Welt mich daran irgend hindern jellte' 

Ich glaube, Daß in tiefer Beziehung alle Mitgliever, die für Beibehaltung dieſes 
Satzes find, gerade fo denken, wie ich. Das geehrte Mitglied für Krefeld hat zunäht 
den Entwurf der Neichörerfaffung citirt. Es wird dem geehrten Mitgliede beſſer als ir 
gend Einem von uns die jegige Lage der deutſchen Steuerverfaſſung bekannt jein: es 
wird ihm befannt fein, Daß von Etenern, vie bereitö auf einem Geſetze berubten, in hm 
Fünftigen beutfchen Bundesitaate, in den geſammten Deutjchland ald Ganzem überhaupt 
noch nicht die Rede fein kann. Jede Steuer, vie bon dem fünftigen Neichötage ald Eteur 
geforvert wird, ift eine nen zu bewilligende, und daß der Beſchluß der Fünftigen Reihk 
vertretung von beiden Häufern hierzu erforderlich ift, daxüber befteht Fein Zweifel. Ja 
dieſer Beziehung flehen wir ganz gleich, da eine neue Steuer auch unſere Berrilligung 
und die der erften Kanımer erfordern würde. Dem aus dem Entwurf der Reichsverjeſ⸗ 
fung bergeleiteten Schluffe, daß dieſe Bewilligung bei und auch zu alten Steuem, die 
geſetzlich ſchon beftchen, erforderlich ſei, kann ich daher nicht beitreten. Noch wenizet 
fann ich der Behauptung beipflichten, daß bis zum Jahre 1848 Preußen und das pa 
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ßiſche Volk ein gewiſſes Gefühl ver Beichämuug gegenüber anderen Voͤlkern empfunden 
habe, und als ob erft durch Die Greignifie des Jahres 1848 diefe Beſchämung von und 
genommen fei. Ich Habe dieſe Beichämung menigftens früher nicht gefühlt, und ich glaube 
auch, dag Preußen ſich nicht zu fchämen hatte. Sch miache aber noch befonterd darauf 
aufmerffam, daß wir im Sommer 1847 nach dem Dereinigten Landtage wohl Gelegen- 
beit hatten, zu bemerfen daß, menn jemals, vor Preußens äußerer Kraft, vor Preußens - 
Schwerdt, fo auch vor Preußens Intelligenz im vollſten Einne vie größte Hochachtung 
und der größte Reſpekt in allen deutſchen Gauen herrichte. Ich bin damals in Deutjch- 
land gereijt und habe nicht gefunden, daß wir und ald Preußen zu fchämen hatten. Aber 
ed bat allerving8 Einen Moment gegeben, wo ich mich geichämt Habe, ein Preuße zu 
fein. Tas ivar im Jahre 1848, ald wir unter der Macht der Straßen-Emeute flanden, 
Das war nach ven Scenen des vorigen Jahres, Die Sie mir wohl erlaffen, in Ihr Ge⸗ 
daͤchtniß zurückzurufen. Es war gerade die Gefühl ver Scham, das in und erwachte 
das uns dahin brachte, Diefen Zuftand zu enten. — Das geehrte Mitglied für Nofen- 
berg hat endlich auch vie englifche Verfaſſung angezogen und gefagt, daß Fein Tory ober 
Whig fagen würde, das fei eine Verfafjung, morin der Art. 108, wie er da ift, ſte⸗ 
hen bliebe. Meine Herren! Mir ift es vollkommen gleich, und ich werde durchaus feine 
ſchlafloſe Nacht darüber haben, ob ten Engläntern dieſe Verfaffung zu eng oder den 
Ruſſen zu weit erfcheint, wenn fie nur für Preußen paßt, und hierauf kommt es auch 
nur an, den Ausländern gegenüber fommt c8 nur darauf an, daß fie fühlen, daß Preu⸗ 
pen in guter VBerfafjung ift. 

Ich gebe deshalb, meine Herren, auf das Beiſpiel anderer Verfafiungen, vie in 
dieſer allgemeinen Discuſſion citirt worben find, durchaus nichts, und ich möchte faft 
rathen, dad wir gegenjeitig ein Gartel eingingen, bier ſolche Beifpiele nicht zur Motiti- 
rung zu gebraudıen. 8 führt Jever immer nur Die Punkte ver Verfaffungen an, die 
ihm für feine Argumente paffen. Könnten wir eine oder die andere Verfaffung en bloc 
auf und übertragen, jo wäre Dad vielleicht nicht übel. Da dies aber nicht geht, fo kann 
das Herausgreifen einzelner Theile nicht wiel helfen. Eeben wir z. B. nur bie englijche 
Derfaflung an, jo giebt e8 Leute, die behaupten, wir Eennten dieſe gar nicht fo genau; 
e8 genüge dazu Faum ein Uufentbalt in England von 10 Jahren. Ich glaube alio, ed 
wäre gut, wir ließen in dieſer Beziehung die Beifpiele ganz bei Seite. 

Ih werde nun fchließlih die Einwaͤnde beleuchten, vie gegen tie Debuction der 
Minorität der Commiſſion von veren Majorität gemacht find. 

Es ift zunächit gegen unfere Anjicht Folgendes hervorgehoben: Es fei allerdings 
nicht zu vermeiden, wenn jened Mecht eintrete, daß jede der beiden Kammern auch für 
fih Die Steuern verweigern koͤnne. Aber tie Gefahren, vie möglicherweife fh hieran 
fnüpften, twürden von uns fehr übertrieben. ch bemerfe zunächt, daß das ein fehr 
relativer Begriff ift, ich wüßte aber auch gar nicht, was und veranlaffen fönnte, wenn 
die Gefahren nach ihren Sinn wirflich übertrichen wären, durch Beſeitigung eines in 
der Verfafjung vorhandenen Paragraphen ausdrücklich eine Gefahr Hineinzubringen, 
fie möge groß over klein jein. Ob fie aber übertrieben ift, bitte ich, Daraus zu entneh- 
men, daß, wie jo eben angeführt morben, Fein Staat biäher von dieſem Rechte Gebrauch 
gemacht hat. Es ift aljo etwas, was doch in feiner Anwendung große Gefahren mit 
fi) zu führen fcheint. 

(53 wird ferner angeführt, dad, ivenn wir behaupteten, daß man jenes Recht miß- 
brauchen, und ven Staat dadurch in Verwirrung flürzen und feine Exiſtenz gefährben 
fönne, — daß daſſelbe auch angewendet werben koͤnne gegen unfere Zuftimmung dazu, 
dag den Kammern daß Recht zuftehen folle, alle Jahre die Berwendung der Steuern, 
bie Abgaben, zu beivilligen oder zu verfagen. Man bat gefagt, e3 liege hiernach aud) 
in der Hand der Kammern, durch den Mißbrauch dieſes Rechts 3. B. den Etat3-Titel 
für die preußifche Armee zu ftreichen, ven Artikel für die Verwaltung des Innern u. ſ. w. 
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Faft möchte ich dem Abgeordneten für Königsberg zümen, daß er jenes treffende 
Wort Niebuhr’s: „daß das, was nicht gemißbraucht werden koͤnne, nichtd tauge”, ſchon 
angewendet hat, denn es würde nirgends beffer pafien, ald bier. Das Recht, Ausgaben 
zu verweigern, kann allerdings gemißbraucht werden, und es kann zu den Abnermitäten 
führen, wie fie eben bargeftellt worben find. Aber e8 zeigt dies einerfeitd nur, daß Sie 
das, wad Sie verlangen, was Sie durch die Verweigerung der Korterhebung der Steuern 
erreichen wollen, nämlich das Necht im äußerften Falle zu haben, zu fagen: ver Staat 
ift in der Lage, zu biegen ob:r zu brechen, — die Megierung muß nachgeben, gleihrid, 
ob ed auch die Mevolution herbeiführen follte! — daß Sie dad gerade eben fo gut er⸗ 
reihen können, wenn Sie das Recht, die Ausgaben zu beivilligen, in craffer Weiſe in 
Anwendung bringen, wie Sie felbft die Steuern zu verweigern als ein crafied Net 
bezeichnet haben. 

Uber das Recht, die Ausgaben zu vermeigen, kann, ivie ed gemißbraucht werten 
fann, auch fehr gut gebraucht werben, und ift unter IImfländen fehr nüßlich geweſen 
Wenn zur Zeit Ludwig's XIV. und XV. vaffelbe in Frankreich gehörig hätte geükt 
werden Fönnen, und Die verfchivenverifche Negierung an ihrem Unweſen gehindert kim, 
jo hätte Frankreich vielleicht Feine Nevolution gefehen. Wenn in andern beutfchen Ländern 
dieſes Recht vielfach nicht richtig gebraucht worden ift, fo ift die Folge bavon geweſen, 
daß ihre Vertheivigungs-Anftalten nicht in dem Stande geivefen find, wie fie fein jollten. 
Diefes Recht ift ein fehr nützliches. Wir werben felbft in der Lage fein, daſſelbe an 
wenden, und, zur Ehre ber preußiichen Megierung, zur Ehre des preußiichen Syfemi, 
zur Ehre der preußiichen Geſetzgebung und zum Beweiſe fei es gelagt, daß man auf 
ohne Steuerverweigerungsrecht den Staat in Beziehung auf das Yinanzweien in gutem 
Stande erhalten kann. Sie werden, wie ich glaube, unter ven Ausgaben, die vor den 
März v. 3. bewilligt find, nicht viele finden, die Sie ald unnütz bezeichnen müßten. N 
Sie unter denjenigen, die im Verlauf des vorigen Sommers unter den conſtitutionelle 
Miniften gemacht und bewilligt find, nicht folche finden, dad wird bie Prüfung de 
Etats lehren. 

Das Recht ver Ausgaben» Bewilligung und das Recht ver Verfagung der Gene 
migung ter Ausgaben kann aljo nüglich gebraucht und auch mißbraucht werten, mit 
ich fehr gern anerfenne; aber der Unterſchied ift der, daß das Recht der Suspenvirung 
der Steuern überhaupt nicht gebraucht werben Fann, weil jeder Gebrauch ein Mißbrauch 
fein würde. Brauchbar ift nur etwas, das, fobalo e8 in Wirkſamkeit tritt, in irgend 
einer Beziehung fich heilfam erweift. In Wirkfanteit tritt das Mittel der Steuerer 
weigerung nur, wenn Die Steuern nicht bezahlt werden, und ich frage, ob diefer Zuſtand 
jemald in einem Lande heilfam fein kann. Deshalb beftreite ich dieſem Mittel die Brauch⸗ 
barkeit und Ausführbarfeit, und weile ven Einwand zurüd, daß, weil das Hecht der 
Ausgaben-Öencehmigung und Verweigerung gebraucht und mißbraucht werben koͤnne und 
doch von uns für heilfam crachtet werde, dies auch auf pas Recht der Steuervertveigerung 
Anivendung finde. 

Es ift ferner von der Commiſſion behauptet worden, durch Die Verfünmerung N} 
Steuerbetoilfigumgsrechtö werde von vorn herein zwifchen ver Megierung und ver Bolt: 
bertretung ein fortwährender Conflict hervorgerufen. Alsdann würden Die Kammern kai 
künftiger Bewilligung der Steuern Ießtere nur auf beſtimmte Seit gewähren, und fid 
dergeftalt auf Umwegen viejenige Einwirfung zu verfchaffen fuchen, die ihnen direct ent 
zogen werben folle. Nun! dieſe Sorge Tann ich nicht theilen. Erſtlich glaube ich. vie 
Regierung würde mit ven gefeglich beſtehenden Steuern und mit den Tünftig, wie bie 
vorausgeſetzt wird, auf eine beſtimmte Periode zu bewilligenven Steuern das Etaatiiäif 
in gehörigem ange erhalten fönnen. Aber es iſt mir nur dieſes Motiv inſoweit auf 
fallend, weil die Commiſſion es als einen Nebelftand bezeichnet, daß Die Kammern bi 
füuftiger Bewilligung von Steuern diefe nur auf beflimmte Zeit bewilligen würder, 
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während fie doch einen Zuftand herbeiführen will, two alle Steuern nur auf beftimmte 
Zeit, nämli nur auf ein Jahr, bewilligt werden follen. Was darin alfo nach ihrem 
Sinne für eine Gefahr liegen Fönne, daß die Kammern bei fünftiger Bewilligung neuer 
Steuern fagen follten: wir bewilligen die Steuern nur auf I, 2, 3 Jahre, das verftehe 
ih nicht. Der Conflict zwifchen Krone und Kammern würde fich nach menfchlicher 
Berechnung, oft freilich ald ein ziemlich Turzer und bald auszugleichender Kampf, alle 
Jahre erneuern. Wir fehen dies überall bei den Debatten über das Budget; ed wird 
ein Scharmüßel oder eine Schlacht, auch wohl eine Niederlage Dadurch herbeigeführt, je 
nachdem es ifl. Aber von dem Eonflicte reden Sie gar nicht, der nad) Ihrem Vorſchlage 
außerdem zwiſchen ven beiden Kanımern entflehen würbe, bon dem Conflict, daß die 
eine Kammer jagen wird: „ihr erhebt die Steuern”, und die andere: „ihe erhebt Die 
Steuern nicht”. Wie da dad Minifterium ſich zwifchen viefen beiden Erflärungen beive- 
gen werde, ift eine Frage, bei ber es mir doppelt lieb ift, daß ich nicht in vie Lage 
fommen werbe, fie zu loͤſen. 

Es ift nun ferner gefagt: „Uebrigens fei auf dad Steuerbetwilligungsrecht weniger 
nach feinen praftifchen Kolgen, als feiner moralifchen Bedeutung nach, der höchfte Weg 
zu legen.” Die praftifchen Folgen dieſes Rechtes find und dargeftellt bauptfächlich da⸗ 
rin, daß fie jagen es ift dieſes Recht das einzige Mittel, um eine Regierung, bie ein dem 
Lande unwillfommenes Syftem verfolgt, zu befeitigen, und ziveitend, es ift dad vie ein- 
zige Schußwehr gegen cine ganz vollfommen unumfchränfte Gewalt des Königs. Als 
das einzige, legte und praftifche Mittel, um eine mißliebige Megierung zu befeitigen, fann 
ich es nicht erkennen, und Feiner von Ihnen kann mir nachweifen, daß es nothwendig iſt 
um die Wechfel in der Megierung hervorzubringen, vie wir jo häufig in ben conſtitutio⸗ 
nellen Rändern fehen. 

Wo ein wahres Berürfnig im Volke ift, macht es fich ohne ſolche Mittel Bahn, 
und ein unmürbiged Verlangen, das Ergebniß des Ehrgeizes, vollen wir nicht befördern. 
Mir haben ed oft genug geiehen, daß die Minifter wechjeln, und gerade Frankreich hat 
eine folche Lifte von Erminiftern, daß fein Budget weſentlich daran laborirt. Diefe 
häufigen Wechfel find nicht dadurch herbeigeführt, daß die wahren Bedürfniſſe des Volkes, 
die wahren Richtungen der öffentlichen Meinung fo oft geändert, fich fo oft haben Bahn 
brechen müfjen; fie find herbeigeführt durch die Jagd nach Portefeuilles, und dieſe 
zu befördern, dazu werbe ich nie die Hand bieten. Um dem wahren Bebürfniß des Vol: 
kes, der wahren Richtung, die ver Zeitgeift nimmt, Bahn zu brechen, dazu ift das Steuer⸗ 
verweigerungs⸗Recht niemald angewandt worden, und es hat befien niemals bedurft. Ein 
geehrtes Mitglied, ich glaube, für Breslau, Hat dieſes Recht geſtern das Sicherheits- 
Ventil genannt, um dadurch die Erplojion des conftitutionellen Körpers zu vermeiden. 
Ich mache darauf aufmerkſam, daß Frankreich mit dieſem Sicherheitö-DBentil auf feiner 
Locomotive „Conſtitution“ viefelbe ziweimal hat in die Luft fpringen fehen, und daß troß 
diefes Sicherheits⸗Ventils die Locomotive „Nepublif” vorgefpannt wurde. So ganz ſicher 
ſcheint mir daher dieſes Sicherheitd-Ventil denn doch nicht zu fein. 

Es ift ferner geiagt worden, wie der Krone, fo müfje man auch der Volksvertretung 
bertraum, daß fie von diefem Nechte nur einen, dem mahren Intereffe dad Landes ent« 
fprechenden Gebrauch machen werte. Ia! Meine Herren! Bertrauen wir nach beiden 
Seiten! vertrauen wir auch der Krone, daß fie nicht verblenveterweife ein Minifterium 
aufrecht erhalten, ein Syſtem verfolgen iverde, wenn es dem entjchieden ausgefprochenen 
Sinne des Volkes wiveripricht, wenn die wahre Volksmeinung ſich ihm wiverfegt. Es 
haben Berwaltungen weichen müffen, und ich fehäme mich nicht, es zu fagen, ich felbft, 
weil eben die allmälige Umgeftaltung ver äffentlichen Meinung fich gegen fie ausipradh. 
Die Regierung bat fie nie gehalten über die Zeit hinaus, und doch hatte das Volk da⸗ 
mals viel weniger Mittel als jet, die Hffentlihe Meinung zur Geltung zu bringen. 
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Bertrauen wir alfo in viefer Beziehung, daß es auch mit dem genügen merke, waß dieſe 
Verfaſſung und einfchließlich des Artikel 108 Bietet. 

Es ift endlich angeführt worden, man koͤnnte auch den von dem Central⸗Ausſchuß 
der erften Kammer beliebten Mobdificationen nicht beiftimmen, wonach e8 beißen tolle: 
Die zur Zeit beftebenten Steuern können forterhoben werben; dann fei ja die Steuer: 
bewilligung ganz auf das Maß gebracht, welches dem Bereinigten Landtage durch 
das Patent vom 3. Februar 1847 beigelegt war. Sie willen meine Herren, ich war 
kein Vertheidiger der Verfaſſung vom 3. Februar 1847; aber dad eine Motiv geltenk zu 
machen, Daß, weil dieſer ober jener Punkt mit jener Verfaffung auf gleichem Nizcan 
fände, er von vorn herein nichts tauge und nicht genüge, darin kann ich Feine Logik ſin⸗ 
den. Es fragt fi nur, war dad Maß der Steuerbemilligung, das tem Vereinigten 
Landtag gegeben war, ein genügende8? und iſt e8 für unſere jetzige Verfaſſung genügend? 
Ich befenne offen, daß es mir vollkommen genügend erfcheint, fomohl in ber Theorie, alt 
nach feinen praftiichen Folgen. rfteres, weil diejenigen Steuern, melche jet durch em 
Geſetz beitehen, auch Geſetz Bleiben, und wenn eine Erhoͤhung ber Steuern oder cin 
neue Steuer eintreten foll, diefe nur durch ein Gejeß eingeführt werden kann; ich fine 
daher in biefer Beziehung das Mecht beider Theile gewahrt. Wenn in dieſer Didcuffion 
das Gartel noch nicht in Kraft getreten ift, von dem ich vorhin ſprach, fo bemerfe ih 
beiläufig, Daß damals, als dieſe Verfaffung erfien, ald man in ihr manche weſeniliche 
Garantie der conftitutionellen Volksrechte vermißte, ein Engländer, her nicht unbekann 
war mit den politischen Verbältniffen feines Vaterlandes und ven Verhaͤltniſſen anderer 
Länder, offen ausfprach: „Das ift gleichgiltig, Sie haben the power of the purs: 
Sie haben „vie Hand auf dem Beutel“ und das genügt, um die Regierung auf vie Baba 
zu leiten, in welche fie einlenfen muß. 

Und welches waren die praftifchen Folgen? Hat denn bie Negierung mit dem Rap 
ber Stenerbeivilligung, wie e3 den Vereinigten Landtage gegeben war, ihre Richtung tar 
folgen fünnen? Hat fie die Mittel erhalten, welche nofhwennig waren, um ihre Zwede 
durchführen zu fünnen? Hat der Vereinigte Landtag nicht Die Anleihe für vie Oftbahe, 
die Einfomnenfteuer, die Nentenbanfen verworfen, damit die Regierung ihre Richtung 
berändere? Mer fich das Ende des Nereinigten Landtags vergegenmärtigt, erinnert ſich 
wohl, daß in dieſem echte eine binlängliche Garantie lag, daß die Megierung auf die 
Bahn einlenfen mußte, welche damals die Majorität des Landes mollte. 

Laffen Sie mich dieſe Verfammlung in drei Gruppen theilen. Die eine erfennt bie 
Bejeitigung des Art 108 als das Schiboleth, als das Palladium der Conſtitution. Eie 
wird Daher dafür ſtimmen, ihn zu befeitigen. Ich Habe mir nicht angemaßt, aud nur 
eine Stimme dieſer Gruppe zu gewinnen. 

Die andere Gruppe ift diejenige, welche entjchieven ift, ven Artikel, weil er in der 
Verfaſſung fteht, nicht daraus zu entfernen, nidt dadurch eine Differenz herbeizufib⸗ 
ren, welche Differenz, wie gewiß ein Jeder anerfennen wire, man möge über die praftidt 
Brauchbarkeit und Wichtigkeit des Artikels denken wie man wolle, ſehr wichtig if; ft 
trägt Bedenken, eine folche Differenz, fei c8 mit dem anderen Haufe, ſei es mit ber Krem. 
herbeizuführen, und wird deshalb für die Beibehaltung des Artikels ſtimmen. 

Ich richte mich daher an diejenige Gruppe, welche ich perfönlich natürlich nicht kennt, 
bie aber Doch vor meinen Augen ſteht, welche fich mit dem Gedanken beruhigt: in 
Halb ſollen wir uns nicht der Majorität der Commiſſion anfchliegen, welche unſer Vers 
trauen befigt, wenn fie e8 für bedenklich hält, den Artikel zu flreichen, und wenn ki 
felöft zugeben müffen, daß es nur cin Geſpenſt ift, welches man vorführt. Wäre bil 
richtig, jo mache ich darauf aufmerkſam, wie die Sache ſteht Wenn es fich Fier varım 
handelte, in eine Verfaſſung, welche vom Lande anerfannt ift und welche reridirt meta 
fol, Die Xeftimmung des Art 108 hinein zu bringen, alfo neu aufzunehmen und auf 
zufprechen: bie Steuern follen unter allen Umſtaͤnden torterhoben werden, — bad titt 
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ein großer Unterfchien von der Lage, in der wir und jeßt befinden! Wir haben eine 
anerkannte Verfaſſung; in diefer befindet fich dieſes Recht ver Krone. Andere 
unter Ihnen legen einen geringen Werth auf dieſes Recht und halten es nicht für fo 
wichtig. Sie flimmen dafür, ed zu befeitigen, weil fie es nicht für wichtig halten. Bon 
dieſer Anficht müßten fie doch zurüd gebracht werben Durch diejenigen, welche dafür fech- 
ten, als gelte e8 der ganzen Eonftitution, welche es ald das wichtigfte Recht, als vie 
Haupt⸗Garantie für die conftitutionelle Verfaſſung anfehen. Unwichtig ift es alſo nicht, 
am allerwenigften jegt, da in ver Verfaſſung einmal der Grundſatz fteht, ven felbft vie 
NationaleBerjannlung des vorigen Jahres nicht anzutaften wagte. Es Heißt nämlich in 
dem Artikel 109 ver von derſelben aufgeitellten VBerfafjung: 

„Die beftehenden Steuern werben forterhoben, bis fie durch ein Geſetz abgeändert werben.” 

Das ſprach die National-Verfammlung au, das fteht in unferer Verfaffung. Wenn 
Einer damit den Sinn verbindet: das folle nur gelten, bis die Verfaſſung ins Leben getre- 
ten, mährend Died doch unter den allgemeinen, nicht unter den Viebergangd=- Beitimmun- 
gen fteht, den würde ich wenigftens nicht zum Mitglieve einer Redactions ⸗Commiſſion 
wählen. Ich finde den Sinn beutlih. Es Handelt fih darum, ob dies in der Verfafe 
fung weggeftrichen werben foll. Wenn e8 Morgen heißt: wir haben ven Paragraphen, 
monach die Steuern forterhoben werben follen, die auf Geſetze gegründet find, geftrichen; 
wenn ed morgen heißt: Fünftig werden die Kammern alle Jahre erft beirilligen, ob bie 
Steuern erhoben werven follen — fo wird dies in einem großen Theile des Landes bedeu⸗ 
tended Aufiehen erregen. Ich mache darauf aufmerkſam: es würbe vielleicht gar fein 
Aufieben erregen, keine irrthümlichen Begriffe in die Gemüther der Steuerpflichtigen brin- 
gen, wenn der Paragraph nicht in der Verfaffung fände. Uber menn er in verfelben 
jteht, und fie ftreichen ihn heraus, dann machen Sie auch viele Xeute irre, — wie wir 
ed im vorigen Jahre erlebt haben, wo die Lente irre wurden in den Begriffen von Recht 
und Pilicht. 

Ih komme fchlieglich darauf, daß der Abgeoronete für Roſenberg erklärt bat, er 
wolle Fein wurmftichiges Blatt von dem Baum nach Haufe bringen, den wir bier pflan« 
zen. Wenn Drei alfo, um diefem Gleichniß zu folgen, einen Baum pflanzen, unter 
deſſen Schatten die Menſchen wohnen und von deſſen Brüchten fich Gefchlechter auf Ge⸗ 
ſchlechter nähren follen, wenn die Drei einen Grundvertrag haben, in welchem feftfteht, 
daß an den Zweigen, an der Krone biefed Baumes nicht gefchnitten werben foll, ohne 
die Uebereinftimmung aller Drei; wenn diefem Baum in feinen Zweigen feine Nichtung 
fünftlich gegeben werden joll, anders ald mit Liebereinftimmung diefer Drei, wenn mit 
eben dieſer Uebereinſtimmung allerdings trockene Uefte, unfruchtbare Zweige befeitigt wer⸗ 
ben ſollen, damit neue Triebe grünen und an ihnen neue Früchte für die kuͤnftigen Ge= 
fhlechter machien — und wenn nun Einer oder Zwei von dieſen Dreien auftreten und 
fagen: dabei wollen wir es lafien, aber das Recht nehmen wir in Anfpruch, alle 
Jahre zu beratbfchlagen und zu entichelden, ob wir Die Wurzeln des Baumes abhauen 
und ihm die Lebensfäfte entziehen wollen, von denen er jeinen Wachsſthum nimmt — 
und wenn darauf der Dritte jagt: wenn Ihr dad Recht Habt, mas hilft mir dann jene 
Bedingung der Uebereinftimmung, daß die Zweige nicht beichnitten werden ſollen? Würbe 
das mir nügen? Ihr könnt dann nach Ablauf jeden Jahres jagen, wenn Du Dich nicht 
fügft, graben wir die Wurzeln ab, und Ihr ftellt mir fo bie Wahl, Euren Willen unbe» 
dingt zu genehmigen, oder vie Vernichtung ded Baumes, oder, wenn auch diefe nicht, 
wenigſtens die Erkrankung deſſelben herbeizuführen? 

Wenn fo die Sache fteht, ſo glaube ich, ift Die Discufjion minder wichtig, ob es 
zwedmäßig fei, den anderen Beiden jene Befugniß zu geben ober nicht. Aber iver 
bon den Dreien Recht hat: die, melche verlangen, daß jene Befugniß neu aufgenommen 
werde, oder ber, der verlangt, daß es bleibe, wie es war: barüber bin ich nicht zweifel⸗ 
haft, und darum ftimme ich für Aufrechthaltung ber anerfannten Verfaſſung, 
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25. | Armee-Befehl S. K. H. des Prinzen von Preußen. 

„Auf Allerhöchften Befehl Sr. Majeftät des Königs ift die bisher unter Meinem 
Vefehl ſtehende Operations⸗ Armee am Mhein, nachdem fie die ihr geftellte Aufgabe 
fiegreich erfüllt hat, aufgeloͤſt worden. Cin Theil verfelben bleibt zur ferneren Belegung 
im Großherzogthum Baden fteben; ein anderer Theil rüdt in feine Friedensgarniſonen:; 
die Landwehr fehrt in ihre Heimat zurüd, um theilweiſe entlaffen zu werden. Mid 
ſelbſt beruft das Allerhöchfte Vertrauen des Könige Majeftät zum Militairgouverneur 
der Rheinprovinz und der Provinz Weflfalen, fo wie zum Oberbefehlshaber ver Occu⸗ 
pationdtruppen in Baden, Hohenzollern und Sranffurt a. M. Indem ich durch koͤnig⸗ 
nigliche Gnade faft mit allen Truppentbeilen, welche die Operationdarmee am Rhein bil⸗ 
deten, in Verbindung bleibe, fo lege Ich Doch nunmehr das Commando über diefe Ar⸗ 
mee nieber. 

„Kameraden! Mit beivegtem Herzen rufe Ich Euch ein Lebewohl zu, indem Ic Euch 
aus dem biöherigen Dienftverbande entlaſſe. Der Muf des Königs, unfere® Kriegäherm, 
hatte und auf dem Felde der Ehre zufanımengeführt, wir haben fchöne und fiegreide 
Tage gemeinfchaftlih beftanven, die Ich Eurer Tapferkeit, Singebung und Ausraue 
verdanke. 

„Wir haben Gott, der ven Sieg an unſere Fahnen feſſelte, unſeren demüthigen Dank 
dargebracht, und feinen Frieden über die gefallenen Brüder erfleht. 

„Nochmals aber muß ich den. Herren Generalen, den Officieren nnd allen Soldaten 
Meinen herzlichen Dank auöfprechen für die Umficht, mit welcher Erſtere Meine Anord⸗ 
nungen ausführten; für dad rühmliche Beiſpiel, mad die Dfficdere bei allen Gelegenhei⸗ 
ten gaben, wo es die Durchführung des Kriegszweckes galt; für die Ausdauer, toelde 
bon den Soldaten bei Ertragung unvermeidlicher Anftrengungn und Entbehrungen be 
wiefen wurbe; für die Tapferkeit endlich, welche Alle auf dem Schlachtfelde bewieſen ba 
ben. Das lohnende Gefühl treuefter Pflichterfüllung begleite einen Jeden beim Gintritt 
in feine nun veränderten Verhältniſſe. 

„Soldaten ver Landwehr! Euch beſonders liegt e8 ob, den guten Namen, den Ihr 
Euren Bataillonen erworben habt, nun auch bis zum Augenblid der Entlaffung rein 
zu erhalten durch eine echt militairifche Haltung. Das Gefühl, Eure Pflicht erfüllt zu 
haben, dem Könige, dem Vaterlante, und Eurem Eide unwandelbar treu geblieben zu 
fein, müßt Ihr in der Heimath nicht nur bewähren und pflegen, fondern dieſen Gefin- 
nungen auch nach allen Richtungen Bin und unter allen Umfländen Geltung vericaffe. 

„Kameraden! Niemand von uns lafle ſich den Ruhm antaften, ven Preußens Heer 
fih um Deutichland erworben bat. Und braudht das Vaterland von neuem unijerm 
Arm, fo möge der Ruf unfered Königs und wieder zufammenführen. Gr weiß, daß a 
und vertrauen kann, und daß wir bereit find unfer Leben einzufegen, wenn es Preußens 
Ehre gilt.” 

25. | Die demofratifhe Zeitung (Berlin) Täßt fi) über den in Köln verübten beträgt: 
lichen Aftien-Dichftahl alſo vernehmen: „Uebrigens halten wir diefen Diebfafl 
auch jest noch für feinen gemeinen, fondern für einen Tendenz Diebflahl. Die 
Aftien wurden von ben Gebrüdern Weinmann geftohlen, um bie Ionboner beutigt 
Zeitung damit zu kaufen.“ Nächfivem wird biefer Tendenz Diebflahl eine — 
verwegene That genannt. Zeugniß für das Ehr- und Rechtsgefühl der Demofratit. 

25. | Interpellation in der baierfchen Deputirten-Rammer: „Im März v. 3. blieb bie 
Bewegung vor ben Thronen ftehen, das Volk verlangte aber eine conflituirende 
Berfammlung, und die Fürften gewährten diefelbe. Als die Lage fich geändert 
hatte, Berlin und Wien im Belagerungszuftande waren, ba leugnete man ba 


Charakter der National⸗Verſammlung als einer conſtimirenden, und ſprach von 
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Vereinbarung; und doch war biefes eonftitwirende Recht von den Edelſten ber 
Ration anerkannt und ausgefprocen geweſen unddie Regierungen ſchienen biefe 
Anfiht zu theilen. Die fpäteren Erfcheinungen find befannt, fo wie Die gemadh- 
ten ſchmerzlichen Erfahrungen. Baiern hat gottlob Fein Raſtadt als große Hes 
fatombe, in welcher feit Monaten Tauſende in Kafematten ſchmachten und nur 
Einzelne von Zeit zu Zeit heraufgeholt werben, um das traurige Würfelfpiel 
um Pulver und Blei oder 10 Jahre Zuchthaus zu ſpielen. Wir haben gott- 
lob auch fein Standrecht. Aber etwas fleht und bevor, ein Monfterproceß, ein 
Proceß riefiger Natur u. ſ. w.“ — Wer da glaubet eine Redeübung des Herrn 
Kolb u. A. zu vernehmen, befindet ſich im ftarfen Irrthum, und wird vielleicht 
erftaunt feyn (vielleicht aud) nicht), wenn er vernimmt, daß ein vormaliger 
Minifer: S. D. ber Fürft v. Oettingen-Wallerſtein, fich in dieſer Weife zu 
äußern geruhbeten. " 

Antrag bes herzoglich naffauifhen Bevollmächtigten beim Verwaltungsrathe für 


Deutichland. 

- „AS eine Anzahl deutfcher Regierungen fich für die Annahme ver von der deutfchen 
National» Berfammlung zu Brankfurt a. M. am 28. März I. 3. befchloffenen und ver⸗ 
fündigten Berfaffung des deutfchen Reichs erklärten, Eonnten fie fich die Bedenken nicht 
verhehlen, welche in Formeller wie in materieller Beziehung einer ſolchen unbebingten 
Annahme entgegenftanvden. Sie glaubten dieſe jedoch durch zwei Hauptrüdifihten über« 
wogen, einmal um keinen Zweifel an ihren Willen für eine Einigung Deutfchlands aufs 
fommen zu lafien, für welche ſich die Nation durch ihre Vertreter in allen Fractionen 
ausgeiprochen hatte, dann aber auch, um die Beftrebungen für vie verfaffungsmäßige 
Entwidelung der öffentlichen Zuftände möglichft bald in eine frienliche Bahn hinüber zu 
leiten, und damit dad Vertrauen wieder berzuftellen, deſſen gänzliches Verſchwinden dem 
Handel und Berfehr, und mit dieſem dem Nationale MWohlitande, faft unheilbare Wunden 
bereitö gefchlagen Hatte, ein Zuftand, welcher bei längerer Dauer die materielle Noth 
in den Vorbergrund zu drängen, und damit die Möglichkeit einer vernünftigen Ent⸗ 
widelung in weite Berne zu rüden drohte. Sie glaubten dabei dem gefunden Sinne ber 
Nation vertrauen zu dürfen, daß derſelbe vemnäcdhft das Praktifche von dem Unpraftifchen 
fordern, und das zu weit Gehende auf das richtige Maß zurücdführen werde. 

Die Ereigniſſe, welche zwijchen ven 28. März und zivilchen ber in dem Erlaß vom 
28. April erfolgten ablehnenven Erklärung Sr. Majejtät des Königs von Preußen und 
der Kundbarmachung des dem Bünbniffe vom 26. Mai zu Grunde liegenden Verfafſungs⸗ 
Enwurfs in der Mitte liegen, follen hier Feine Schilderung finden. 

War fchon in jener Erklärung die beftimmte Verficherung enthalten, daß das große 
Ziel, nach welchem die Nation geftrebt hatte, nicht aufgegeben werben folle, fo wurde in 
piefem der Weg vorgezeichnet, auf welchem daſſelbe im Einverftändniffe zwifchen ven Re⸗ 
gierungen und den Volfövertretern oder, um den wahren Ausdruck zu gebrauchen, in 
richtiger Bertretung der Nation, zu erreichen ſei. 

Der Bündnig- Vertrag und Verfaffungd» Entwurf können nicht als nebeneinander 
liegend, fondern nur ald ein zuſammenhängendes Ganzes aufgefaßt werden, fie fteben im 
Verhaͤltniß von Mittel und Zwed. (Art. II. und IV.) 

Der Verfaſſungs-Entwurf ift nun, in confequentem Zuſammenhange mit den Ver⸗ 
Handlungen der National» Verfammlung zu Brankfurt, darauf berechnet, daß alle durch 
die Vundes⸗Akte vom 8. Juni 1815 vereinigten veutfchen Staaten (mit vorläufiger Aus⸗ 
nahme von Defterreich, deſſen Verhältniß zu dem Bunvesflaate zu erörtern, die Grenzen 
dieſes Antsages überjchreiten würde) der Meichd» Verfaffung beitreten würden, ein Ziel, 
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welches auch nie aufgegeben werden kann, oder fol. Ex ſeht aber die vorgängige Errei⸗ 
chung diefed Zield, durch Verhandlungen mit den Megierungen, keineswegs als Bedin⸗ 
gung voraus, um durch Berufung eines Reichstags zum Zwed ter Berathung un 
Annahme des Verfaffungs» Entwurfs den engeren Bundesſtaat zu vertvirklichen. Cine 
Bedingung, welche ven Princip der freien Vereinbarung die Spige abgebrochen, over 
dem Widerſpruch auch des Fleinften Staates eine Allmacht, die Entwidelung ter öffent. 
lichen Rechtszuſtände Deutfchlands zu hindern, beigelegt haben mürbe, bie den großen 
Erwartungen der Nation gegenüber zu bezeichnen der Ausprud fehlt. 

Der Art. I. $. 1 feßt daher feft: 

Das teutfche Reich befteht aus dem Gebiete derjenigen Staaten des biöherigen 
deutfchen Bundes, welche die Neichönerfaffung anerkennen. 

Die Feftfegung des Verbältniffes Oeſterreichs zu dem deutſchen Reiche bleibt 
gegenfeitiger Verſtändigung vorbehalten. 

Hätte über ten aus dem klaren Wortlaut des Abfages 1 hervorgehenden Cim 
noch ein Zweifel obwalten Fünnen, was jevoch, wenn man die Verbanplungen (8. 5, 
16, 17, 27, 28, 35, 40, 86, 92 1.) vergleicht, durchaus nicht der Ball ift, jo hätte der 
ſelbe durch die von den Königlichen Megierungen von Preußen, Sachſen und Hannext 
an fammtliche deurfche Megierungen zur Mittheilung der Verabredungen vom 26. Rai 
unter dem 28. Mai erlaſſene Gircularnote nollftändig gelöft werben müffen, indem es darit 
nach richtiger Darftellung ver Sachlage heißt: 

Hieraus if, auf Grund einer von Preußen vorgelegten Propofition, ver Em- 
wurf einer Meichöverfaffung hervorgegangen, welchen fie fänımtlichen Glie⸗ 
dern des Bundes non 1815 als ihren gemeinfchaftlichen Vorfchlag und in der 
Hoffnung vorlegen, daß derſelbe ihre Zuftimmung finden werde. Die Begrüntung 
feines Inhalts, jo wie deſſen nähere Erläuterung, ift in der Denkſchrift nieherge 
legt, welche beiliegt. Tie deutſchen Staaten, welche fi) dem vorgelegten Ber 
faffungs = Entwurfe anfchließen, werben ald die im F. 1 bezeichneten Glieder des 
Bundesſtaates zu betrachten fein, während tenjenigen Regierungen gegenüber, 
welche fich zu dieſem Anfchluß nicht veranlaßt finden, die au8 ven Verträgen von 
1815 fließennen Rechte und Pflichten unverändert fortbeftehen. 

Inden die Regierungen von Preußen ac. jich durch den Drang ver Zeinm- 
ftände genöthigt gefehen baben, ihrerfeit8 die Initiative in dem Verfaſſungöwerke 
zu ergreifen, find fie jedoch von ber beftimmten und ausdrücklichen Vorauöſetzung 
ausgegangen, daß der rechtögiltige Abſchluß deſſelben auf der freien Zuſtimmmg 
der National-Vertretung beruhe. Cie werden daher in Gemeinſchaft mit den⸗ 
jenigen Regierungen, welche fich den Verfaſſungs⸗Entwurf anfchließen, aus tiren 
deutfchen Landen einen. Neichätag ın dem Umfange und nach den Wablbeſtim⸗ 
mungen berufen, tvelche der DBerfaffungd= Entwurf vorläufig bezeichnet. Dieſen 
lediglich hierzu verſammelten Neichstage wird dann der genannte Entmurf zur Br 
rathung und Zuftimmung übergeben werben. 

Es ift hierin mit deutlichen Worten ausgefprochen, daß ver Beitritt jänımtlide 
deutichen Megierungen keinesweges ald Bedingung zur Berwirklihung ver Berfaitung 
und zur Gründung des engeren Bundesſtaates gelten ſolle. In viefem Sinne hat tie 
Herzoglich naffauifche Regierung den Vuͤndniß⸗Vertrag aufgefaßt, und fie Eonnte um iv 
mehr mit dem vollſten Vertrauen ihren Anfchluß erklären, ald fie durch die bei ven Ver⸗ 
bandlungen über den Anſchluß abgegebenen Erflärungen die Nichtigkeit ihrer Auffalung 
vollkommen beftätigt fand. 

Die Verhandlungen über den Anjchluß Eönnen, nachdem bie Briften abgelaufen, 
innerhalb welcher Die noch nicht beigetretenen Regierungen fich zu erklären erjucht wer 
den find, vorläufig als gefchlojfen betrachtet werden. Hieraus erweift fid) einfach die 
Verpflichtung des Verwaltungsraths, feine Thaͤtigkeit zur Verwirklichung ber Derfaffung 
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nunmehr auf die Zufammenberufung des Reichstaged zu richten. Die Vorlagen, welche 
zum Zwecke der Verhandlungen mit vemfelben noch vorzubereiten find, find nicht von 
dem Umfange, daß fich nicht ſchon jeßt der Zeitraum bemeffen ließe, innerhalb deſſen vie 
Audarbeitungen vollendet werben Eännen, zumal ba nach dem dem Bünpnig-PVertrage 
korausgegangenen Gonferenz-Beihluß vom 24. Mai d. I. feftfteht, 
daß der auf Grund des Wahlgefeßes einzuberufende Reichsſtag lediglich und aus⸗ 
jchlieplih nur mit Berathung und Bereinbarung des Verfaſſungswerkes befaßt 
ift, und daß bie formale Beichräntung der geießlichen Thätigkeit des Reichstags 
auf diefen einen und einzigen Zweck, fowohl in der Gollertiv-Eröffnung an die Re⸗ 
gierungen ald auch in ben Ginberufungd-Brrorbnungen ſelbſt ausdrücklich erwaͤhnt 
werden ſoll. 

Sie betreffen nach Inhalt der Denkſchrift nur den Entwurf einer Geſchaͤfts⸗Ord⸗ 
nung und den Entwurf eined Geſetzes über die Organifation des Reichsgerichts, zu deren 
Bearbeitung und Feſtſtellung bie Einleitungen bereitd getroffen find. 

In dem Bündniſſe fehlen zwar noch Baiern und Würtemberg, außerdem einige 
fleinere Staaten, deren Beitritt jenoch zu erwarten if, wenn es zur Ausführung ver 
Verfaſſung kommt; das Ziel, welches der Verfafiungd-Entwurf vor Augen bat, ift daher. 
noch nicht volfftändig erreicht. Es kann dieſes jedoch mit der Einberufung des Reichstags 
weder ald aufgegeben, noch deſſen unbeflimmte Ausfegung dadurch ald gerechtfertigt anges 
ſehen werben. 

Den nicht beigetretenen Staaten bleibt der Beitritt zu jeder Zeit unbenommen, und 
it dafür in dem DVerfaffungd- Entwurf felbft Vorfehung getroffen, folltn deren Megie- 
rungen und Volksſtaͤmme aber dad Bedürfniß zur Herftellung der Einheit Deutfchlanns 
durch die vorgefchlagene Reichs⸗Verfaſſung nicht in dem Maße erkennen, als es bei ven 
verbündeten Staaten zum Bewußtſein gefommen ift, jo kann diefed bie letzteren um fo 
weniger hindern, den engeren Zunbeöftaat zum Abſchluß zu bringen, als dadurch vie 
nıateriellen Mechte, welche auf der Bundes⸗Akte vom 8. Juni 1815 beruben, in keiner 
Weiſe verlegt werben und verlegt werden follen. Zögern rüdt das Ziel nicht näber, fon« 
dern immer mehr in die Kerne, 

"Die pofitive Berechtigung zu diefem Vorſchreiten liegt aber in richtiger Würdigung 
der organifchen Entwidelung des Volkslebens, als deſſen äußere Form der Staat fich 
darftellt. Eine normale politifche Anfchauung wird Hier Oegenfäge zwiſchen Regierung 
und Volk, zwifchen Nechten ver Regierung und der Volksvertretung nicht anerkennen, 
fie wird beide nur in der großen Pflichterfüllung vereinigt finden, da Wohl des Gan- 
zen wie der Einzelnen zu fördern. In dem Kar erfannten Berürfniffe liegt daher auch 
die Berechtigung zur Aenderung der Korm, und in der Verkennung dieſes Standpunftes 
die Quelle der Revolution. 

Wer aber möchte nach den Ereigniſſen des Jahres 1848 das Bedürfniß der Einigung 
der deutſchen Nation auch durch die Staatöform, noch verfennen wollen? 

Hieraus ergiebt fich zugleich die politifche Nothwendigkeit, in Foͤrderung des begon⸗ 
nenen Werkes raſch zur That zu fihreiten, damit nicht das ſchon wuchernde Mißtrauen 
tiefere Wurzeln faffe, und die gährenden Elemente, über welche wahrlich nur eine fchein- 
bare trügerifche Ruhe auögegoffen if, zu gewaltfameren Ausbrüchen anfadhe. Die Na- 
tionals&inheit, zuerft durch die Befreiungs« Kriege wieder zum Bewußtſein gebracht, ift, 
weil fie in der Form ver Bundes⸗Verfaſſung Feine Verwirklichung gefunden hatte, ver 
leitende Baden geweien, an welchen alle revolutionairen Bewegungen der neuen und 
neueften Zeit fich bingezogen haben, fie ift ber Lichtſtern, in welchem auch die trübften 
und unlauterften Elemente ihre Berechtigung gefucht haben, und fie wird es bleiben, fo 
lange fie nicht in der Staatsform ihre Befriedigung gefunden hat.“ 

20. | Erflärung der k. würtembergifchen Regierung. 
Dem Unterzeichneten ift durch Die Vermittelung des königlich preußifchen außeror⸗ 
u. 12 
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dentlichen beuollmächtigten Geſandten, Herrn Beneral- Lieutenant v. Thun, Die Mitthei⸗ 
lung zugekommen, welche e8 Sr. Excellenz, dem Minfter- Präfidenten, Germ Grafen v. 
Brandenburg gefällig war, In der deutfchen Verfafiungsfrage Namens ver Hegierun 
gen von Preußen, Sachſen und Hannover, am 28. Mai d. 3. an bie bieffeitige Regie⸗ 
rung zu erlaffen. 

Je wichtiger und folgenreicher die von den gedachten drei Kronen eingeleiteten Raf- 
regeln zu Herbeiführung eines verfaffungdmäßigen Zuftandes für das gemeinfame Bater 
land fich darftellten, je vankenswerther jeder Beitrag zur Wiederherſtellung und feiten 
Begründung der fo vielfach erfchütterten oder bebrohten geſetzlichen Dronung und Ruh 
In Deutfchland erfcheinen mußte, vefto mehr war e8 Pflicht für jede Deutfche Regierung 
die Vorfchläge der verbünveten Negierungen ver reifften und geiwiffenhafteften Prüfung 
zu unterwerfen. 

Wenn nun ſchon hierin Grund genug lag, die würtembergifche Regierung von 
einer übereilten Entfchliegung abzuhalten, fo mußte fie auch ver Inhalt jener Vorjchlig, 
fo viel Nügliches fie auch gleich beim erften Anblick varboten, doch in dem Vorſatze be 
färfen, nur nach der forgfältigften Erwägung aller Berhältniffe unb nach ber umfid- 
tigften Prüfung der ganzen politifchen Rage des Landes ſich über dieſelbe auszuſprechen 
Inshefondere der Umſtand, daß in der von den drei Kronen beabfichtigten neuen Ge 
flaltung und engeren Berbindung Deutichlanns eine Theilnahme des bisher an weiim 
Spige befindlichen Staats, Oeſterreichs, nicht Statt fand, mußte jedem Freunde ie 
Vaterlandes gerechte Bedenken erwecken und den Wunfch nahe legen, fo viel als moͤglich 
bie fernere Entividelung der Greigniffe und namentlih, vor Faflung eines Entſchluſſel 
zum Beitritt, bie zum öfteren in Ausſicht geftellte Erklärung ver K. K. öſterreichiſchen 
Megierung über die Grundlinien eines, die Beduͤrfniſſe der Zeit und die gerechten Ur 
fprüche der Nation erfüllenden, dad ganze Deutfchland umfaſſenden Verfaflungswates 
abzuwarten. 

Indem die Unterzeichneten ſich der Hoffnung überlaſſen zu dürfen glauben, die ver⸗ 
bündeten Regierungen werden in diefen Momenten hinreichende Entſchuldigung für die 
feitherige Verzögerung der Antwort der würtembergifchen Regierung finden, gereicht «8 
zu ihrem lebhaften Berauern, daß auch jetzt noch der Zeitpunft nicht gekommen if, der 
jene Erwartungen zur Erfüllung gebracht und ihre Bedenken befeitigt hätte. 

Non verfchiedenen anderen Bunften abgefehen, über welche wohl eine Verftäntigung 
zu hoffen fein dürfte, wie über die Verhaͤltniſſe des Fürften-Colfegiums, über einige Ber 
flimmungen des MWahlgefeßed und die nach der Denkfchrift, mie es fcheint, in Ausjict 
geftellte Wienerherftellung ver Adels⸗Vorrechte, befteht das Hauptbedenken, die Ausiclie 
Bung Defterreich8 durch die Art und Weife der Loͤſung der Oberbauptöfrage, noch in 
ungefhwächter Kraft. Die mürtembergifche Negierung vermag aber, ehe jede Ausfcht. 
dieſen durch Geſchichte, Abſtammung und gemeinfame Intereffen mit ven Geſchicken Deutjd« 
lands auf das Innigſte serflochtenen Staat für Die durch Die Zeitverhältniſſe gebotene 
engere ftaatörcchtliche Verbindung. zu gewinnen, verſchwunden iſt, einem Bimtaife 
nicht zuguftimmen, welches, unter ſolchen Umſtänden gefchloffen, flatt ber gehoffien 
Einigung vielmehr eine unheilvolle und dauernde Spaltung Deutfchlands zur wahr: 
fheinlihen Kolge haben würde. Sie vermag dieſes um fo weniger in einem Augen 
blide, in welchem einerfeitd von Defterreich, allen Umſtaͤnden nach, eine entſcheidende 
Aeußerung zu erwarten ift, andererfeitd von dem Nachbarſtaate Baiern, mit melden 
Mürtemberg in den vielfachften Beziehungen fteht, und deſſen Entfchliegung deshalb für 
baffelbe von dem größten Gerichte fein muß, eine ablehnenne Erflärung ertheilt wer⸗ 
den ift, welche Teicht auf die Entfchließung der Megierungen von Sachfen und Game 
per, deren Beitritt, fo viel befannt, nur unter Vorbehalten erfolgte, eine Rückwirkung 
äußern Tönnte. 

Wenn daher durch das jenfeitige wiederholte umd dringende Anſinnen einer gleich⸗ 
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baldigen entſcheidenden Antwort die würtembergifche Regierung fich in Die unerwünfchte 

Alternative verſetzt fiebt, entweder ihren Beitritt fogleich zu erklären, oder venfelben 

abzulehnen, fo kann fie, der bisherigen Ausführung zufolge, nicht anſtehen, ſich für 

das letztere zu entſcheiden. 

Indem fie indeß zu dieſem Schritte ausſchließlich im Hinblick auf die dermalige 
Sachlage ſich gedrungen fühlt, wird fie veränderten Umſtaͤnden ſtets mit Unbefangenheit 
Rechnung tragen und wie überhaupt zu Allem bereit, was dazu beiträgt, Deutſchland 
ſtark, einig und maͤchtig zu machen, jedem Beſtreben dieſes Ziel in einer Weiſe zu erreichen, 
die ihre Bedenken beſeitigt, mit Freuden entgegenkommen. 

6. | Fortgefegte Berathung der preußiſchen zweiten Kammer über ben Titel: Finanzen. 
Paragraph 98 wird mit dem Zufage aus $. 103 angenommen: ‚Zu Etats. 
Ueberfchreitungen {ft die nachträgliche Genehmigung der Kammern erforderlich.” 
Einfügung zweier neuen Paragraphen. a) „Wenn ſich die Feflfegung des Staats⸗ 
haushalts⸗Etats für die nächfte Etats- Periode über den Anfang verzögern follte, 
jo bleibt der zulegt vollzogene Etat bis zu biefer Feſtſetzung, jedoch höchſtens 
vier Monate, in Kraft. Die bis dahin in dem neuen Etatsjahre erhobenen 
Einnahmen und geleifteten Abgaben werben auf bie Bewilligungen des neuen 
Etatd angerechnet. Tritt diefe Verzögerung dadurch ein, dag fi beide Kams 
mern über den Etat nicht vereinigen fönnen, fo werben bie bisher bewilligten 
Steuern fo lange forterhoben, bis die Einigung erfolgt if.” b) „Die Bewilfi- 
gung von Steuern darf feitend der Kammern nicht an Bedingungen gefnüpft 
werben, welche die Verwendung biefer Steuern nicht unmittelbar betreffen.’ 
Der IHfte $. erhält eine geringe Mobification: „Steuern und Abgaben für bie 
Staatöfaffe dürfen nur, fo weit fie in ben Staatshaushalts-Etat aufgenommen 
oder nach erfolgter Feftftellung bes letzteren durch befondere Geſetze angeorbnet 
find, erhoben werben.” — Der erfle Sag von $. 100 angenommen, ber zweite 
in die tranfitorifchen Beflimmungen verwielen, die &. 101 — 108 ſtillſchweigend 
genehmigt. 

1.1 © M. der Kaiſer von Defterreich genehmigt das ihm vorgelegte proviforifche 

Geſetz über die Organifation der afademiichen Behörden. Es erfcheint interef- 
fant genug, um wenigftend feinem wefentlichen Inhalte nach, bier Plag zu finden. 

A. Für fammtliche Univerfitäten, mit Ausnahme derer von Wien und Prag. 

6. 1. Die Univerfitäten glievern fih in die biäher üblichen A Abtheilungen; jebe 

derfelben führt ven Namen Facultät und beſteht aus den Lehrer-Collegien und ven im⸗ 

matrleulirten Studenten. 

- 6%. Unvollſtaͤndige Univerfitäten, wenn fie nach den Bebürfniffen und Verhält⸗ 
niffen einzelner Länder nothwendig find, ermangeln einer ober der anderen Facultaͤt, müf- 
fen aber ſtets die philofophifche und wenigftens eine der übrigen Facultaͤten in fich ent⸗ 

alten. 

’ $. 3. Das Lehrer-Bollegium einer Bacultät befteht aus den fämmtlichen orventlichen 
und außerordentlichen Profefforen, den Privat⸗Docenten dieſer Facultaͤt und ven Lehrern 
im engeren Sinne dieſes Wortes. Ordentliche Profefloren find diejenigen, melde als 
ſolche bei ihrer Ernennung bezeichnet find. Sie werden in ber Regel nur für die Haupt⸗ 
fächer einer Stubien-Abtheilung beftellt. Außerorventliche Profeſſoren find diejenigen, 
welche bei ihrer Ernennung als folche bezeichnet find. Sie find gleich ven orbentlichen 
Profeſſoren bleibend angeftellt, und zwar entweder für Lehrfaͤcher, welche nicht als Haupt⸗ 
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fächer fuftemifirt find, deren geficherte Vertretung aber doch wünfchendwerth if, ober zur 
verftärften Vertretung eines Baches, für welches bereits ein orbentlicher Profefior over 
mehrere beftellt find, oder zur Anerkennung von Berbienften, welche ſich Lehrer ala Privar- 
Docenten an der Univerfität erworben haben. Privat- Docmnten find nicht vom Staat 
beftellte, fondern von dieſem nur zugelafiene Lehrer. Sie erwerben durch vie Zulaflung 
dad Recht, ihre Vorlefungen Hffentlich anzufünden und in einem Hörfaale der Univerfität 
zu halten. Lehrer im engeren Sinne find diejenigen, welche nicht eine Wiflenfchaft ver 
treten, fondern eine Kunft oder Fertigkeit. Dazu gehören auch die Lehrer lebender Spra- 
chen, infofern fie diefe nicht vom wiffenfchaftlichen Standpunkte aus, ſondern zunächſt für 
den praftifchen Gebrauch zu lehren haben. 

F. 4. Aus dem Lehrer-Eollegium einer jenen Facultät gebt das Profefloren-Gollegium 
als die unmittelbar leitende Behörde der Stubienabtheilung hervor. Es beſteht aus m 


fänuntlichen ordentlichen und außerorbentlichen Profeflosen, doch darf vie Zahl ter 2! | 


teren die Hälfte der Zahl ver Erfteren nicht überfleigen. Wäre dies der Fall, jo teia 
diejenigen außerorventlichen Profefloren ein, welche an Dienfljahren in ihrer Eigenſchat 
als außerordentliche Profeſſoren die älteren find. 

$. 5. Um die Intereffen der Privat-Docenten im leitenden Lehrkoͤrper zu vertteten 
haben zwei derfelben in ihm Sig und berathende Stimme in allen zu verhandelnten Ir 
gelegenheiten. Cine befchließende Stimme fteht ihnen nur in den 6. 6 und $. 11 bezeid« 
neten Fällen zu. Es müflen jedoch dieſe Privat- Docenten der Vorfchrift vom 19, Dre 
cember v. 3, gemäß habilitirt fein, und bereitö wenigſtens durch 2 Semefter in ver de 
eultät ald Privat Dorcenten lehren. Sind der in foldyer Weile zum Eintritte Befähigin 
mehr als zwei vorhanden, fo wählen fämmtliche, nach obiger Vorſchrift habilitirte Privar 
Docenten aud den zum Eintritte Befähigten jährlich ihre beiden Vertreter in ven leiten 
den Lehrförper. 

$. 6. Der leitenne Lehrkoͤrper wählt jährlih aus der Zahl ver in ihm enthalten 
ordentlichen Profefforen feinen Borftand, welcher den Namen Decan führt. Es iſt jeroch 
geftattet, zu diefer Würde auch einen Mann zu wählen, welcher nicht mehr orvenlite 
Profeſſor diejer Sacultät ift, der es aber früher gewefen. An ver Wahl find auch die 
beiden Privat Docenten, welche im Profeiforen= Collegium figen, fich zu betheiligen fr 
rechtigt. Die Decane treten an die Stelle ver biöherigen Studien» Directoren, der 
Würde erliſcht. 

F. 7. Zur Giltigkeit der Wahl iſt abſolute Stimmenmehrheit erforderlich; fommt 


fie bei zweimaligen Wahlen nicht zu Stande, fo wird zur engeren Wahl gefchritten, ai 


welche diejenigen gefegt werben, welche in ver zweiten Wahl vie höchſte Stimmagehl 
hatten, voraudgefegt, Daß deren mehrere waren. 

F. 8. Nur der abtretenve Decan und folche Berfonen, welche nicht mehr ortentlich 
Profefioren find ($. 6), konnen die Wahl ohne Angabe von Gründen ablehnen; jr 
andere Mitglien hat die Gründe feiner Ablehnung anzugeben, über deren Zulaſſigkeit die 
Mählenden ohne Debatte abftimmen. 

$. 9. Wenn wegen Zerwürfniffen im Innern eines Lehrer- Collegiums ode am 
anderen Lirfachen die Leitung eined Facultäts⸗Studiums durch deſſen Lehrkoͤrper die Ir 
terefien des Unterrichts ernftlich bedroht, fo iſt es die Pflicht de8 Linterrichte-Minifleriumd, 
auf beftimmte oder unbeftimnte Zeit einen Decan aufzuftellen, und mit den zur Leiten) 
der Fakultaͤt nöthigen, den Umfländen angemeffenen Vollmachten auszuräften. 

$. 10. Aus den Profefioren-Gollegien gebt jährlich der akademiſche Senat heter. 
Er beſteht aus dem Mector, dem Prorertor (Rector des Ießverfloffenen Jahres), de 
fämmtlichen Decanen und den Prodecanen (Decanen des letzverfloſſenen Jahres) ver Pır 
fefforen» Collegien. Für das erfte Jahr, in welchem dieſe Vorfchriften in Wirkfamfrit 
treten, werden die Prodecane glei den Decanen und nach biefen gewählt. 

$. 11. Der Mector wird jährlich aus einer anderen Basultät ber Deihe nad md 
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zwar aus der Zahl der ordentlichen Profeſſoren oder derjenigen Perſonen, welche ordent⸗ 
liche Profeſſoren waren, gewählt. Die Wahl geſchieht durch die Profeſſoren⸗Collegien 
mit Einſchluß der in fie aufgenommenen Privat Docenten. 

$. 12. Lehnt der Gewählte die Würde ab, und iſt er Doch noch wirklicher ordent⸗ 
licher Profeffor ($. 11), fo iſt zu verfahren, wie im gleichen Falle bei ver Wahl des 
Decans, die Berufung geht an den Minifter des Unterrichts. 

$. 13. Die Eonftituirung der akademijchen Behoͤrden gefchieht für jenes Studien⸗ 
jahr im Iegten Monate des vorangehenden Stupienfahres, fie ift mit den Wahl-Protofollen 
unserzüglid dem Minifterium des Unterrichtes zur Beſtaͤtigung vorzulegen. 

$. 15. Das Profefioren-Gollegium, welches unter feinem Dekane fich regelmäßig ver⸗ 
fammelt, ober von diefem außerorventlich berufen wird, leitet unmittelbar alle Unterrichts» 
und Diejenigen Didciplinar»Angelegenheiten feiner Studien» Abtheilung, weldye nicht künf⸗ 
tig austrüdlich dem afademifchen Senate werven zugewiefen werben. Es hat darauf zu 
achten, daß Die Lehrfächer feiner Farultät genügend vertreten ſeien, und noͤthigenfalls An« 
träge über vie Ausfüllung vorhandener Lücken an das Minifterium zu ftellen. Es hat 
inöbejondere dad Vorlefe-Verzeichnig für jedes Semefter fo zu ordnen, daß jeder Stu- 
birende, welcher die gefehliche Zeit an der Facultaͤt zubringt, Gelegenheit habe, die ſaͤmmt⸗ 
lichen Sauptfächer, und zwar bei Profefioren, zu hören. 

F. 18. Gegen das Ende eines jeden Stubienjahres beruft der Decan fämmtliche 
Lehrer mit Einichluß aller Privat-Docenten und ber Xehrer im engeren Sinne ($. 3) 
zu einer allgemeinen Berfammlung, in welcher die Wünfche und Anträge aller Gegen- 
wärtigen in Betreff des Unterrihtd und der Disciplin vorzubringen und zu befprechen 
jind. Das Protokoll der Verfammlung, über deifen Inhalt das Profefioren-Gollegium 
in einer darauf folgenden Situng fein Gutachten abzugeben bat, wird mit dieſem Gut⸗ 
achten an das Minifterlum eingeſendet. 

6. 20. Der akademiſche Senat iſt die oberſte akademische Behoͤrde. Seinen Wir- 
kungskreis bilden alle allgemeinen Angelegenheiten ver LUiniverfität, mögen fie Verwal⸗ 
tungs⸗, Unterrichtd= oder Disciplinar-Gegenflände betreffen, jo wie alle Angelegenheiten, 
die ihm durch Geſetze, Statuten, Privilegien oder Stiftungen zugewieſen find. Er hat 
das Recht der Aufjicht über Alles, was zur Univerſität gehört und nicht durch beſon⸗ 
dere Anoronungen dem Wirkungskreiſe einer Fakultät zuerkannt ift, der Einfichtönahnte 
in die Verhandlungen aller Profeſſoren⸗Collegien, das Mecht, Beſchlüſſe einzelner Colle⸗ 
gien unter unverzüglicher Berufung an das Minifterlum zu fiftiren. Er übt die Disci⸗ 
plin über alle Mitgliever der Lehrer- Eollegien, und in näher zu beftimmenven Fällen 
über die Studirenden. Er ift die nächite Berufungd-Inftanz gegen Entſcheidung der 
Decane und Collegien und entjcheivet Gompetenz» Streitigkeiten zwiichen den verſchiede⸗ 
nen Gollegien; Gompetenz-Streitigfeiten zwifchen diefen und ihm jelbft legt er dem Mi⸗ 
nifterium vor. Die Gorrefponvenz ver Profefioren-Gollegien mit dem Miniſterium geht 
durch ihn und er ift berechtigt, fie mit feinem Gutachten einzubegleiten. Ihm unterfte- 
ben die Univerfitäts-Beamten, welche bis auf Weiteres in ihren bisherigen Yunctionen 
verbleiben. 

$. 22. Der Rector ift der Vorſtand des akademiſchen Senates. Gr bat im Ver⸗ 
haͤltniß zu dieſem bie nämlichen Befugniffe, welche dem Decane im Berhältniffe zum 
Profefioren-Gollegium zuftehen. 

6. 23. Die genaue Regelung des Wirkungskreifes der akademiſchen Behörben be» 
darf einer vorläufigen, durch längere Zeit fortgefeßten Crfahrung, einftweilen find darü- 
ber entſtehende Zweifel, wenn fie ver afademifche Senat in befrievigender Weife zu ent⸗ 
fheiden nicht vermag, vor dad Minifterium zu bringen. Auch find, bis vie Ausführung 
der neuen Univerjitätd-Einrichtungen die nöthige Weftigkeit und Sicherheit getvonnen ha⸗ 
ben wird, die Sigungs» Protokolle fämmtlicher Profefforen-Gollegien und des Senates laͤng⸗ 
fiens binnen acht Tagen dem Unterrichts-Minifterium im Original zur Einficht einzufenden. 





27. September. 37. 





$. 24. Im Uebrigen bleiben die bisherigen Univerfitäts« Einrichtungen, foweit fie 
Durch die gegenwärtigen Anordnungen nicht abgeänbert werben, in Kraft. Es ſteht je 
doch den Liniverfitäten het, die Abänderung derjenigen, welche unpafiend fcheinen, zu be⸗ 
antragen. 

6. 3. Diefe prodiſoriſche Organiſirung der Univerſitäͤts⸗VBehoͤrden iſt durch einen 
die ſaͤmmtlichen Facultaäͤten umfaſſenden Cyklus von vier Jahren zu erproben, nad de⸗ 
ren Ablaufe auf Grundlage der gemachten Erfahrungen und geftellten Anträge einer je 
den Univerfität die ihren befonderen Berhältnifien entſprechenden befinitinen Statuten 
werden gegeben werben. 


B. Für die Univerfitäten von Wien und Prag. 


6. 27. Die Univerfitäten zu Wien und Prag find Gemeinfchaften, welche aus im 
Kehrer-Eollegien, den Doctoren-Eollegien, welche biöher den Namen der Facultaͤten führ 
ten, und aus den immatrieulirten Studirenden beſtehen. Jede Yacultät beſteht daher 
aus der Lehrer-Colfegium, dem entfprechenden Doctoren⸗Colleglum und den ihr imm⸗ 
trieulirten Stubirenden. 

6. 28. Es iſt nicht blos zuläffig, fondern wünfchenswerth, daß Die Mitglieder ind 
Lehrer-Eollegiums zugleich Mitgliever des Doctoren⸗Collegiums verfelben Bacultät fein. 

6. 29. Aus den Lehrer-Collegium bildet fich nach ven 99. A und 5 dad Proic 
foren-Gollegium als leitender Lehrkörper, und dieſer wählt nach den SE. 6 bis 8 ſeinen 
Borftand, welcher ven Namen: Decan des Lehrer-Gollegiums führt. Eben fo wählt cin 
jeved DoctorensCollegium nach der Weiſe und auf die Dauer, weiche vie bisherigen Ge⸗ 
feße beftimmen, feinen Vorſtand, welcher ven Namen: Decan des Doctoren-Gele 
giums führt. 

G. 31. Das Univerfitätd-Confiftorium in Wien, fo wie der akademiſche Senat in 
Prag beftehen and den F. 10 Kezeichneten Perfonen und den vier Decanen der Dede 
ren Gollegien, zu welchen bei den erfteren noch der Kanzler hinzukoͤmmt. 

6. 32. Der Rector wird jährlich aus einer anderen Fakultät ver Reihe nach 
und zwar in folgender Weiſe gewählt: Sowohl dad Profefforen- als Doctoren-Gollegium 
der Bacultät, aus welcher der Rector hervorgehen foll, bezeichnet je zwei Perſonen aus 
den fümmtlichen Vorgeſchlagenen, deren Zahl nicht unter zwei und nicht über vier jein 
fann; je nachdem vie Vorfchläge beider Eollegien von einander abweichen ober nid, 
wählt in Wien das nach $. 31 conftituirte Eonfiftorium, in Prag der akademiſche Er 
nat den Rector. ($. 11.) 

$. 33. Jever Profeffor und jeder dem betreffenden Doctoren-Gollegium immamicu⸗ 
lirte Doctor ift wählbar. Die Natur des neuen, dem Rector durch das gegenmärtigt 
Gefch zugewieſenen Wirkungsfreifes, welcher einen wefentlichen Einfluß anf den inte 
richt und auf die Disciplin der Lehrer und der Stubirenden in ſich ſchließt, bringt ed 
mit fich, und es Täßt fich daher mit Zuverficht erwarten, daß in der Hegel auögarif- 
nete Profefforen als Rectoren werden gewählt werten. Eine Wahl außer dem Krk 
verfelben ift nur in befonderen Ausnahmöfällen zuläffig, und e8 find daher die Hein 
derfelben bei Vorlage der Wahlacten an das Dinifterium des Unterrichts indbeſonden 
darzulegen. 

$. 35. Die Wirkungskreife der Profefforen-Gollegien und ver Doctoren⸗Collegien 
und deren Veziehungen zu einander, find mit Rückſicht auf die vorangehenden Beim 
mungen, einftweilen biefelben, wie die bisherigen ver Lehrkoͤrper und ver Facultaͤten. 

$. 36. Eben fo bleibt das Verhaͤltniß zwiſchen dem Iniverfitätö-Gonfiftorium odrt 
dem akademiſchen Senate und dem Dortoren=Golfegium baffelbe, welches früher zwiſchen 
jenen und den Pacultäten ftattgefunden hat. Competenz. Streitigkeiten zwiſchen ihm 
find dem Minifterium des Unterrichts vorzulegen. 

$. 38. Die Promotion zum Doctor ift, an fi) und in Bezug auf bie zu leiſterder 
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Zahlungen, unabhängig bon dem Eintritte des Promopirten in ein Doctoren -Eollegium 
oder in irgend eine andere Geſellſchaft. 

6. 39. Die bisherigen Würden ver Directoren und DicesDirectoren, fo wie ber 
Procuratoren erlöfchen. 

27.| Der befannte Dr. Joh. Jacobi aus Königsberg in Pr. wird vom dortigen Eris 
minalsGericht wegen einer gegen ihn erhobenen Anklage auf Hochverrath ebic- 
taliter vorgelaben. 

27. | Ein von Kiel nad Edernförde gefendetes Dampfbot fol die Sregatte „Gefion“ 
(S. 22. September) abholen, was jedoch unterbleibt, weil der preußiiche Com⸗ 
mandant jener Hafenfladt Dagegen proteftirt. 

27. Komorn (S. 22. Aug., A. Sept.) capitulirt unter folgenden Bedingungen: 1) Freier 
Abzug der Garnifon ohne Waffen, die Säbel der Offiziere bleiben ihr Eigen 
thum. Denjenigen Offizieren, die früher in der Kaiferlihen Armee gedient 
haben, werden Päffe in das Ausland verabfolgt; denjenigen denen ſolche nicht 
entfprechen, wird bie freie Entlaffung in ihre Heimat geftattet, mit Ausnahme 
derer, bie fich freiwillig ſtellen. Den Honved⸗Offizieren, d. h. denjenigen, bie 
früher nicht gedient haben, wirb ber freie Aufenthalt in ihrer Heimat ohne 
Refervation ihrer Fünftigen Verwendung geftattet. Die Mannfchaft der Kai- 
ferlihen Regimenter wird amneftirt und fie, wie jene Snbivibuen, welche ins 
zwifchen zu Offizieren beförbert wurben, ebenfalls frei gelaffen, und findet für 
alle hier Betheiligten Feine weitere gerichtliche Verfolgung flatt. 2) Paͤſſe in 
das Ausland werben allen denen eriheilt, welche folche innerhalb dreißig Ta⸗ 
gen anfprechen. 3) Eine monatlihe Gage für die Offiziere und eine zehntägige 
Löhnung für die Mannfchaft der Garnifon wird in öfterreichifchen National- 
Banknoten nad dem öfterreichifchen Kaiferlichen Kriegs - Gebrauche erfolgt. 
4) Zur Ausgleihung der verfchiebenen, von der Garnifon durch Kriegskaſſen⸗ 
Anmweifungen eingegangenen Verpflichtungen wirb die Summe von 500,000 Fl. 
in C. M. öſterr. Banknoten ausgezahlt. 5) Verforgung der in Komorn be= 
findlichen verfrüppelten, in den Spitälern franfen Krieger. 6) Mobiles und 
immobiles Privat Vermögen wird im Allgemeinen beibehalten. 7) Ort, Zeit 
und Weife der Waffenablegung wird nachträglich beſtimmt. 8) Alle Feindſelig⸗ 
feiten werben beiberfeits fogleich eingeftellt. 9) Die Feſtung wird nach Kriegs⸗ 
Gebrauch und nad) erfolgter beiberfeitiger Ratification übergeben. 

8, | Bollziehung der Ratificationd-Urfunde über ben Beitritt ©. D. des Fürften von 
Schwarzburg-Rubolftabt zu dem Berliner Bündniffe. 

8. | In der preußifchen erften Kammer nterpellation an dad Staats Minifterium : 
Die vielfach verbreitete Nachricht, daß die in der Wefer flationirte deutſche Flotte 
von der bisherigen proviforifchen Centralgewalt den Befehl erhalten habe, fich 
bis zum 15. October c. fegelfertig zu halten, und daß von einer Uebungsfahrt 
in das Mitteländifche- Meer, refp. von einer Ueberwinterung in befien Häfen 
bie Rede fei, erregt große Beunruhigung.”) — — Diefes find die Gründe, 





*) Man verſucht zwar, die Nachricht von ber beabfichtigten Nebungsfahrt als eine Jeitungs⸗ 
| Gnte darzuſtellen, wir haben jedoch einigen Grund zu glauben, daß von dem hohen Reiche: 


184 


38, September. 28. 





welche mich veranlaflen, an das Staate-Minifterium folgende Fragen zu richten: 
1) Welche Verhandlungen haben, feit der Gentralgewalt die Anerfennung vers 
fagt wurde, überhaupt flattgefunden, um die Berechtigung Preußens an ber 
beutfchen Flotte vorforglich ficher zu flellen? 2) Welche Thatfachen find dem 
Staats: Minifterium in Betreff des Befehls an die Flotte, fi) bie zum 15. Ir 
tober d. 3. fegelfertig, zu halten und in Betreff des Zweckes diefer Maßregel 
befannt? 3) Inwiefern hat bie Königliche Regierung den ihr gebührenden An 
fprüchen gemäß an einer ſolchen Dispofition Theil genommen? A) Ob und 
welche Mittel das Staatd- Minifterium anderenfalld ergriffen hat ober zu er: 
greifen beabfichtigt, um mit größerer Energie jener Maßregel entgegenzutreten 
und ihre für Deutfchland bebrohlichen Folgen abzuwenden ? 

Die Antwort des Minifterd ber auswärtigen Angelegenheiten lautete im 
Wefentlihen: „Die auf Preußen fallenden und berichtigten Marine-Beiträge find 
zum Theil auf dasjenige in Abrechnung gebracht worden, was Preußen im eigenen 
Lande zu Marine-Zweden verwendet hatte. Der Ueberreſt, welcher ungefäh 
900,000 Rthlr. beträgt, iſt baar an die Reichskaſſe abgeführt worden. Auf Höhe 
biefer Summe ift Preußen daher jebenfalld Miteigenthämer der gegenwärtig in 
ber Wefer liegenden beutichen Flotte. Die Leitung und Verwaltung diefer Flotte 
und ber barauf bezüglichen Angelegenheiten ift bis jegt allerdings noch in ben 
Händen ber nicht mehr von und anerkannten proviforifchen Centralgewalt geblieben. 
Als die Verhaͤltniſſe Preußens zu letzterer volftändig gelöft. waren, mußte bie 
Regierung in ernfle Erwägung ziehen, in welcher Weife fie ihre wohlbegründeten 
Anfprühe an bie deutſche Flotte ficher zu flelfen haben würde. Da fie mit einer 


. nicht mehr von ihr anerkannten Autorität nicht in bireete Unterhanblungen treten 


fonnte, fo fchien ed am angemeflenften, durch die Bermittelung Hannovers, welches 
fi zur, wenn auch nur vorläufigen Uebernahme der Flotte vermöge feiner geos 
graphifchen Lage am beften eignet, das in biefer Beziehung Erforderliche einzu 
leiten. Die k. hannoverifhe Regierung ift bem ihr dieſerhalb ausgefprocenen 
Wunſche auf das bereitwilligfte enigegengefommen, und hat mit der proviforifchen 
Gentralgemwalt eine Unterhandlung angefnüpft, welche zu einem definitiven Refultat 
bisher noch nicht geführt hat. Indem ich mich daher für jetzt jedes näheren 
Eingehens auf biefe noch obfchwebende Unterhandlung enthalten muß, glaube 
ih nur das bemerfen zu müflen, daß dieſe Verhandlung von Hannover in vil 
ligem Einverftändnifle, nicht allein mit Preußen, fondern auch mit allen übrigen 
im Berwaltungsrathe vertretenen Regierungen geführt wird, und daß dieſelbe 
vecht eigentlih die Erhaltung der deutfchen Flotte und die Sicherftellung der 
gerechten Anſprüche der einzelnen, vorzugsweiſe babei beiheiligten Staaten bezwedi. 

Eine authentifche Nachricht darüber, daß ber in der Wefer liegenden Flotte 
von Frankfurt aus ber Befehl zugegangen fei, fich zum 15. October fegelfertig 
zu halten, hat die Regierung bis jegt nicht erhalten. Es ift indeg nicht unwahr⸗ 


Marine-Minifterium befchloffen geweien fey, die gedachte Flotten-Abtheilung zu Pola in Iſtier 
überwintern zu laflen. 
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ſcheinlich, daß ein ähnlicher Befehl entweder bereits ergangen fei, ober bocd mit 
nächſtem bevorftehe, da jedenfalls als gewiß anzunehmen ift, daß die Flotte in 
ber Wefer nicht überwintern könne. Diejenigen Gerüchte dagegen, welche ſich 
an biefe wirkliche oder angebliche Thatfache Enüpfen, und wonach die Abführung 
ber Flotte nach dem Mittellänbifchen oder wohl gar nach dem adriatifchen Meere 
beabfichtigt würde, in Verfolgung von Plänen, deren Verwirklichung wir nur 
als eine tiefe Rechtsverletzung, als einen entfhiebenen Treubruch 
betrachten Fönnten, dieſe Gerüchte find zwar auch zu unferer Kenntniß gelangt, 
fie haben einen gewiflen Anhaltspunft in der unlängft mit großer Haft erfolgten 
Bereidigung ber Marines Offiziere und Mannfchaften gefunden; indeß vermag 
bie Regierung denfelben dennoch feinen Glauben beizumefien. Sie fann unmög⸗ 
lich annehmen, daß bie bisherige proviforifche Sentralgemwalt ihre gegenwärtige 
Stellung fo weit verfennen werbe, um ſich bie Befugniß beizulegen, einfeitig 
und willfürlich über ein Gemeingut der dbeutfhen Nation zu verfügen, 
| und zwar barüber zu verfügen, nicht allein ohne Vorwiſſen, fondern zum ents 
ſchiedenen Nachtheil derjenigen Staaten, aus deren Mitteln beinahe ausſchließlich 
dieſes Gemeingut für die Nation erworben worden iſt. 
| Nichtsdeſtoweniger wirb bie Regierung biefe Angelegenheit unausgefegt mit 
| wachſamem Auge verfolgen. Sie wird Fein irgend zuläffiged und in ihrer Macht 
| ftehendes Mittel vernadhläffigen, um die Rechte Preußens und bie Rechte der 
mit ihm verbünbeten beutfchen Staaten Fräftig zu wahren.‘ 
Nächſtdem befchließt die Kammer einftimmig, den über Berlin, Erfurt, die 
Kreife Kreuzburg und Rofenberg, über Düffeldorf, Stadt Effen und Umgegend, 
' bie Kreife Elberfeld, Solingen, Iſerlohn, Hagen, fowie über Wittlih und Pos 
| fen verhängten Belagerungszuftand für gerechtfertigt zu erflären. 
| Die zweite Kammer nimmt bie $$. 85, 86, 87, 88, 89, 90 der Berfaflung ih» 
rem urfprünglihen Wortlaute nad), ober mit ben von ber erften Kammer bes 
| fchloffenen Veränderungen an. Paragraph 91 wird fo formulirt: „Es foll 
in Preußen nur Ein oberfter Gerichtshof beſtehen. (Die noch beftehenden beiden 
oberften Gerichtshöfe follen zu einem Einzigen vereinigt werben. Die Organis 
fation erfolgt durch ein befondered Geſetz).“ Im 92ften $. wird flatt bed Wor⸗ 
tes: Urtheil, „Beſchluß des Gerichts‘ geſetzt, im YAften $. die Stelle: bei den⸗ 
jenigen Preßvergehen, welche in den Gefegen bezeichnet find, dahin abgeändert, 
‚bei allen Preßvergeben, welche das Geſetz nicht ausdrücklich wegen Gering⸗ 
fügigfeit der Strafen ausnimmt. 

38. | Raufhändel zwilchen preußiichen und baierfhen Soldaten ber Beſatzung von Franf- 
furt a. M., welche auch nächſten Tages fortbauern. Demofratifhe Hegerei ift 
dabet unverkennbar, und wenn man fogar Civiliften mit Büchfe und Pulver⸗ 
born in mehrere Häufer hat fchleihen fehen, wie mit Beſtimmtheit verfichert 
wird, fo Liegen die Pläne und Hoffnungen der Umflurzpartei wohl deutlich ges 
nug zu Tage. Vielleicht waren auch Andere nicht ganz unbetheiligt. 

29. | Beitritt S. D. des Fürften von Lippe⸗Detmold zu dem Berliner Bünbniffe. 

29. | Smterpellation in der zweiten preußifchen Kammer: Bon verfchiedenen Seiten 
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wird die Nachricht verbreitet, daß die Wiederherſtellung einer proviforifchen Gen: 
tralgewalt für Deutfchland bevorftehe, welche im Weſentlichen mit den Rechten 
der aufgehobenen Bundes⸗Verſammlung befleidet werden fol. Diefe Nachricht 
gewinnt an Bebeutung, nachdem Se. Majeftät der König von Baiern in ber 
Thronrebe bei Eröffnung der Kammern bie Ausfiht zur Bildung einer provi⸗ 
forifchen Gentralgewalt als den erften wichtigen Schritt zum Ziel ber beutfchen 
Einheit bezeichnet hat. Die Gründung einer folchen Eentralgewalt würde in 
dieſem Augenblick als ein Hinderniß des Bundesſtaates erfcheinen, zu deſſen 
Errichtung ſich die durch das Bündniß vom 26. Mai d. J. vereinigten Regie 
rungen verpflichtet haben. 

Unter dieſen Umſtaͤnden glauben die Unterzeichneten eben ſo ſehr ihre Pflicht 
als Vertreter des preußiſchen Volls zu erfüllen, als der Regierung Veranlaſſung 
zur Beruhigung des Landes zu geben, indem fie an das Minifterium folgende 
Fragen richten: 1) Beabſichtigt die Regierung Sr. Majeftät, unbefchadet fpi 
terer befinitiver Regelung des Verhältnifies zwiſchen dem Bunbesflaat und dem 
weiteren Bunde, ihre Zuftimmung bazu zu verfagen, bag dem einftweilen zu 
errichtenden Drgan irgend andere Befugniffe beigelegt werben, als ſolche, die 
auf gemeinfhaftliche, alle Staaten des beutfchen Bundes betreffende Verwal⸗ 
tungs-Gegenftände, wie Infpeetion ber Bundes⸗Feſtungen u. |. w., Bezug haben. 
2) IR, nachdem nunmehr die beutfchen Regierungen in ihrer großen Me 
zahl dem Bündniß vom 26. Mai d. 3. beigetreten find, die Regierung Er. 
Mafeftät im Sinne ihrer Erflärung, den Bunbesftaat, fei ed mit allen deut 
[hen Staaten oder mit vielen ober mit wenigen erfireben zu wollen, ihrer: 
ſeits entichloflen, im Berwaltungsrath dahin zu wirken, baß ber geeignete Zeit 
punft zum Zufammentritt des Reichstags nunmehr feftgeftellt und zu beffen Ein- 
berufung die erforderliche Einladung getroffen werde? 

Bei der fortgefegten BerfaflungssBerathung wird. $. 94 genehmigt, bie 
dem Höften $. von ber erften Kammer gegebene Faſſung durch 171 gegen 138 
Stimmen verworfen, bemnäcft aber mit dem Zufage angenommen: ‚Ein 
vorgängige Genehmigung ber Behörde darf jedoch nicht verlangt werden.” Die 
Berfammlung erklärt fi für den urfpränglichen Wortlaut von $. 96 und ver- 
weift den 97ſten unter die tranfitorifchen Beftimmungen. 


29. | Mißlungener Verſuch der rothen Demokraten, ihre im Zuchthauſe zu Bruchſal 


verwahrten Geſinnungs⸗Genoſſen zu befreien. 


30. Vertrag, abgefchloffen zwifchen dem Fürſten Schwarzenberg und dem preußiſchen Ge⸗ 


ſandten zu Wien, Grafen v. Bernſtorff: „Nachdem der Erzherzog Reichsverweſer 
wiederholt den Wunſch ausgeſprochen, daß ihm die Moͤglichkeit gegeben werde, 
feiner Würde zu entſagen, und die ihm mit Bundesbeſchluß vom 12. Juni v. J. 
anvertrauten Gewalten wieder an die Geſammtheit der Mitglieder bes beut- 
ſchen Bundes zurüdzugeben, — und in Erwägung ber Nothwendigkeit, daß für 
einen folhen Fall ein neues, allgemein anerfanntes Centralorgan bie Leitung 
ber gemeinfchaftlichen Angelegenheiten des deutfchen Bundes übernehme, und bi 
zur definitiven Gefaltung feiner innern Berhältniffe beforge, Haben bie heiben 
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Höfe von Wien und Berlin fich behufs der Bilbung einer folchen neuen pros 
viforifhen Bundes⸗Centralgewalt über einen, ihren übrigen Bundesgenoſſen vors 
zulegenden Vorſchlag, zu verftändigen geſucht. Demgemäß find die Unterzeich⸗ 
neten am heutigen Tage zufammengefommen, um auf Grundlage der zwifchen 
ihren Allerhöchften Höfen gepflogenen Verhandlungen über nachſtehende Puncte 
übereinzufommen, und dieſe Lebereinfunft unter Vorbehalt der Ratification durch 
ihre Unterfchrift zu beglaubigen. $. 1. Die deutſchen Bundes - Regierungen 
verabreden im Einverſtaͤndniß mit dem Reichsverweſer ein Interim, wonach 
Oefterreih und Preußen die Ausübung ber Gentralgewalt für den. deutfchen 
Bund im Namen fämmtlicher Bundes - Regierungen bis zum I. Mai 1850 
übernehmen, infofern biefe nicht früher in eine definitive Gewalt übergehen fann. 
$. 2. Der Zweck des Interims ift die Erhaltung des beutfchen Bundes, als 
eines völferrechtlichen Vereins der deutichen Fürften und freien Städte zur Bes 
wahrung der Unabhängigfeit und Unverlegbarfeit ihrer im Bunde begriffenen 
Staaten, und zur Erhaltung der innern und äußern Sicherheit Deutfchlands. 
$. 3. Wührend des Interims bleibt die deutfche Verfaſſungs⸗Angelegenheit ber 
freien Vereinbarung ber einzelnen Staaten überlaffen. Daffelbe gilt von ben 
nah Art. 6. der Bundesacte dem Plenum der Bundesverfammlung zugewieſenen 
Angelegenheiten. $. A. Wenn bei Ablauf des Interims die deutfche Verfaſſungs⸗ 
Angelegenheit noch nicht zum Abſchluß gebiehen feyn follte, fo werben bie deuts 
ſchen Regierungen fi über das Fortbeftehen des hier getroffenen Uebereinkom⸗ 
mens vereinbaren. $. 5. Die feither von der prowiforifchen Centralgewalt ges 
feiteten Angelegenheiten, infoweit dieſelben nah Maßgabe der Bundesgeſetzgebung 
innerhalb der Competenz des engern Rathes der Bundesverfammlung gelegen 
waren, werben während des Interims einer Bundes⸗Commiſſion übertragen, zu 
welcher Defterreih und Preußen je zwei Mitglieder ernennen, und welche ihren 
Sig zu Frankfurt nimmt. Die übrigen Regierungen koönnen ſich einzeln oder 
mehrere gemeinfhaftlich durch Bevollmächtigte bei der Bundes» Commiffion ver- 
treten laſſen. $. 6. Die Bundes-Commilfion führt die Gefchäfte felbfiftändig 
unter VBerantivortlichfeit gegen ihre Vollmachtgeber; fie fagt ihre Befchlüffe nad 
gemeinfamer Berathung. Im Falle fie fich nicht zu vereinigen vermag, erfolgt 
die Entfcheidung durch Verftändigung zwiſchen den Regierungen von Defterreich 
und Preußen, welche erforderlichen Falls einen fchiebsrichterlihen Ausſpruch 
veranlaffen werden. Diefer Ausſpruch wird durch drei beutfche Bundes⸗Regie⸗ 
rungen gefällt. Im eintretenden Falle hat jedesmal Oeſterreich einen und Preus 
Gen den andern der Schieberichter zu wählen. Die beiden auf biefe Weiſe 
defignirten Regierungen vereinigen fih zu Ergänzung des Schiebögerichted über 
die Wahl des dritten. Die Mitglieder der Bundes-Commiffion theilen ſich in 
die ihr zugewiefenen Gefchäfte, die fie der beftchenden Bundes⸗Geſetzgebung und 
insbefondere ber Bundes⸗Kriegs⸗Verfaſſung gemäß, entweber felbft beforgen oder 
deren Beforgung leiten und überwachen. &. 7. Sobald die Zuftimmung ber 
Regierungen zu gegenmwärtigem Vorſchlage erfolgt ift, wird ber Reichsverweſer 
feiner Würde entfagen und bie ihm übertragenen Rechte und Pflichten des Buns 


2.| In der zweiten Kammer: Commiffions- Bericht über den Eingang, fowie Til 
J. und 11. der Verfaſſung. Die Beſchlußnahme wegen des Eingangs, überein 
ftimmend mit der erften Kammer ausgeſetzt, $. 1. und 2. ſtillſchweigend ange 
nommen, und ber von polnifchen Mitgliedern beantragte Zufat abgelehnt: ‚Für 

das ©. H. Pofen wird mit biefer Verfaflungs -Urfunde ein organifches Sam 
erlaffen, welches die durch den Wiener Traftat und die Königlichen Berheifu: 
gen vom Jahre 1815 demfelben gewährleifteten Rechte in Ausführung bringt.” — 
Im Laufe der Debatte äußert ein Abgeordneter polnifcher Nationalifät: „Dam, 
meine Herren, werben wir und erinnern, daß wir nicht nur Polen, daß wir 
auch Slaven find. Als folhe Haken wir eine Zufunft, ald Deutfche nie!.... 
Bei denen, bie Sie ald Barbaren bezeichnen, werben wir Achtung unferer n⸗ 
tionalen Rechte und Gerechtigkeit finden. Wollen Sie alfo, daß die Polen an 
die Givilifation halten, oder daß fie zum Despotismus ihre Zuflucht nehmen! 
Es giebt nur biefe Alternative, entweder Polen ald Ihre Verbündete, ober 
Staven als Ihre Feinde.” Das Scheint aufrichtig, iſt ed aber nicht, benn der 
Redner und feine Genofien wifien fehr wohl, daß politiiche Gründe es unmög- 
lich machen, nad ihrem „oder“ mit beiden Händen zu greifen. 

2.| Der ©. D. Tr. R. Walde lehnt die auf ihn gefallene Wahl zur erſten Kam 
mer ab. (Vergl. 18. und 19. September.) 

3. | In der preußiichen erfien Kammer Erörterung der zum 17tem Paragraphen vor- 
gefchlagnen Zufäe von denen zwei angenommen werben. 1) Jede Geſellſchaft, 
welche als Religions» Gefellichaft auf den Schutz des Staates Anſpruch mal, 
ift verpflichtet, ihren Mitgliedern Ehrfurdt gegen Gott, Gehorfam gegen die 
Geſetze, Treue gegen den Staat und fittlih gute Gefinnungen gegen alle Bit 
bürger einzuflögen. 2) Die chriftliche Religion in ihren Hanptbefenntniflen wir 
als die Religion der großen Mehrheit der Bewohner des Staats, bei den re⸗ 
ligiös-bürgerlichen Einrichtungen deſſelben, unbefchadet der Religions, Freiheit der 
Andersglaubenden, zum Grunde gelegt. 

8. | Die zweite Kammer berathet Tit. IT. der Verfaffung, und nimmt 6.3, 5, 6,89, 

10 an. Im $. A. erhält der dritte Sat eine etwas veränderte Faſſung: „Dir 
öffentlichen Aemter find unter Einhaltung der von ben Befegen fehge 
fellten Bedingungen für alle dazu Befähigten gleich zugänglich. Der zweik 
Sat ded$.7. wird dahin mobifteirt, daß die unterflrichenen Worte wegfallen: „An 
nahmegerichte und außerordentliche Commiffionen, foweit fie nicht durch dieſe 
Berfaffungs-Urfunde für zuläffig erklärt werden, find unflatthaft. 

8. | Entiheidung S. M. des Kaiſers von Defterreich über biejenigen k. k. Offen, 
welche eine Zeit Yang bei den ungarifchen Rebellen gedient haben: 1) ale, die 
bis zum 26. November 1848 zu den öfterreihifchen Fahnen zurückkehrten, wer 
den wieber in ihre Chargen eingefeßt, 2) Deögleichen die bis zum 31. Jan. 184 
zurüdgelommenen, infofern nicht vorliegende Thatfachen ihre Loyalität und Treat 
in gegründeten Zweifel ftellen, 3) biefenigen, welche fih vom 1. Februar Mi 
14. April 1849 ftellten, können nur durch eine kriegsgerichtliche Lmterfuduns 
sehabilitirt werden. 


3—5,. October. 8—5. 191 





3. | Der Landtag bes Fürftenthbums Schwarzburg⸗ Sondershaufen genehmigt deſſen Bei⸗ 


3. 


tritt zu dem Berliner Bündniſſe. 

Königlich würtembergiſches Bürgerwehr-Geſetz. Als Aufgabe der unglüdfeligen 
Truppe wird bezeichnet: „Die Wehrhaftigfeit der Staatsbürger zu befördern, 
bie Landes-Verfaſſung und die Gefege, fowie bie Reiche » Berfaflung — unter 
welcher lesteren diejenige faatlihe Bereinigung deutſcher Länder 
verftanden if, welche zur Wirffamleit gelangen wird”) — zu be- 
ſchützen, die oͤffentliche Ruhe und Ordnung aufrecht zu erhalten, und bei Ber- 
theibigung des Baterlandes gegen äußere Feinde mitzuwirken. 

Der Geburtstag von Vater Zeftein wird in Gegenwart defielben zu Bern von 
den Flüchtlingen feflih begangen. Da ber öffentlichen Feier von Seiten ber 
Polizei Hinderniffe entgegen traten, erfolgt der Art auf dem Schlafboden der 
Flüchtlings⸗Kaſerne. 

Vollziehung der Ratifications⸗Urkunde über den Beitritt S. D. des Fürſten vou 
Schwarzburg- Sondershaufen zu dem Berliner Bündniſſe. 

Bon ber preußifhen erften Kammer wird der 12ie $. der Berfafiung berathen 
und in folgender veränderten Form angenommen: „Die envangelifche und rö- 
mifch-Fathofifche Kirche, fowie jede andere Religions-Gefellfchaft orbnet und ver- 
waltet ihre inneren Angelegenheiten felbfiftändig, die äußeren unter ge» 
feglih georbneter Mitwirfung bes Staates und der bürgerlichen 
Gemeinden, und bleibt im Befig und Genuß ber für ihre Cultus⸗Unterrichts⸗ 
und Wohlthätigkeits⸗Zwecke beſtimmten Anftalten, Stiftungen und Sonde, foweit 
fie darauf ein Recht hatte”) oder erwirbt.’ 

Die zweite Kammer wählt den Grafen Schwerin zum Präſidenten, die Herren 
Simfon und Lenfing zu Vice- Präfidenten. Da biefe Wahl zum dritten Dale 
flattfindet, bleibt fie für die ganze Dauer der Sigungsds Periode giltig. 

Sodann befhließt die Kammer, dem Antrage ihrer Commiſſion entgegen, bie 
vorläufige Verordnung vom 15. Juni d. J. über bie Beftrafung der Vergehen 
gegen Telegraphens Anftalten unverändert zu genehmigen. 

Komorn von ben öfterreihiihen Truppen beſetzt. 

Protokoll über die Sigung bed Verwaltungsrathes für Deutfchland. 

Der herzoglih naffauifche Bevollmächtigte eröffnet die durch den Beſchluß der 
vorigen Sigung ebenfalld auf heute angefegte Berathung über den von ihm in ver 
Sitzung vom 30. Auguft c. eingebrachten und in der Sigung vom 26. September c. 
unter Zufügung einer näheren Motivirung erneuerten Antrag, des Inhalts: 


daß der Verwaltungs⸗Rath ſich möglichft bald über einen Termin zur Bornahme 
ber Wahlen für das Volkshaus zum nächften Neichötage, beziehungsweiſe über die 


*) 8 gehet doch nichts über die Raatsmännliche Conſequenz! Dafielbe Minifterium, welches 
von dem Souverain bie Anerkennung der franffurter Reichsverfaſſung mit fanfter Gewalt er: 
preßte (©. 18., 19., 21., 23., 25. April), verlenugnet bier jenes Actenftüd vollſtaͤndig. Allerdings 
wäre es granfenhaft lächerlich geweſen, vie ſchwaͤbiſchen Bürgerwehren zum Schutze deſſelben 
zu verpflichten aber — — — | 

**) Diefes Imperfectum wurbe in der nächften Sikung als Echreibfehler bezeichnet, und nach 
einigen Weiterungen durch das PBräfens erfegt. Im Eifer der Debatte war überfehen werben, 
welcht Anforderungen fih an dieſes „hatte” Innpfen Fönnten, _ 
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Einberufung des Reichötages felbft, verſtaͤndigen und demnächft die verbünneten Regie 
rungen auffordern möge, die ihrerfeitö dazu nötbigen Maßregeln ungefäumt zu 
ergreifen. 

Er glaubt, den vorliegenden Antrag bereitd durch die in der Sigung vom 26. Sep 
tember c. protokollariſch feftgeftellte Motivirung hinreichend gerechtfertigt zu haben, jo 
daß er fich auch jetzt zunächſt auf dieſe Motivirung zurüdbeziehen und nur noch einige 
furze Bemerkungen zufügen will. 

Zu den Sarantieen für die Wahrheit und Verwirklichung der Propofitionen, womit 
die Königlichen Regierungen von Preußen, Sachſen und Hannover den jünmtliden 
übrigen deutichen Regierungen und der Nation im Mai und Juni d. J. entgegengetretmn, 
feien zunächft die Einfegung des Verwaltungs⸗Raths und des Bundes = Schienägeriäts 
zu rechnen geivefen, da beide Inftitutionen ald die äußern Beweiſe für ven thatſächlichen 
Antrag der von den genannten Megierungen verheißenen Neugeflaltung unferer unglüd- 
lichen politifchen Verhältnifje hätten gelten müffen. Die Spannung, weldye bis tabu 
geherricht, habe hierauf nachgelaffen, der intelligentere Theil der Nation habe ſich zu fe 
ruhigen angefangen, die Hoffnung auf eine nahe beffere Zukunft für das tieferfchüttene 
Vaterland fel wieder zurüdgefehrt, und mit edlem Vertrauen ſei endlich in vie Xahı 
eingetreten worden, auf der die Königlichen Negierungen von Preußen, Sachfen und Sax 
nover das neue deutſche Verfaſſungswerk zum Abichluß zu bringen gelobt hätten. Tiee 
ganze Gewinn fei aber wieder in Frage geftellt, wenn jenen erſten Garantieen jet nicht 
des baldigften eine neue manifefte Garantie dafür zugefügt werde, daß die Megierungen 
des redlichen Willens feien, auf der betretenen Bahn bis zur Conftituirung des deutſche 
Bundesftaates feft und entjchloffen fortzugehen, und eine ſolche nothwendige neue Bürz 
fchaft werde eben in ver Feftfiellung und Verdffentlichung des von ihm beantragten Termin 
für die Wahlen zum nächften Reichstage allein gegeben fein. Sie werde zeigen, daß die Gr 
ſtituirung des deutſchen Bundesſtaates in den Augen ber verbünbeten Regierungen nit 
blos eine Möglichkeit oder Hin= und herſchwankende Wahrfcheinlichkeit, ſondern eine Ge 
wißheit, ein Nefultat fei, das jie für Deutfchland nicht mehr verlierbar halten; fie mat 
das neuerivachte Mißtrauen in die Erfolge der neuen Verfaffungs-Beftrebungen nod ki 
Zeiten paralnjiren, und tie Rückkehr eines Zuſtandes unmoͤglich machen, deſſen unermej⸗ 
lich verderbliche Folgen, wenn er eintreten follte, kaum noch einmal zu bemältigen ſein 
würden. Er präcijire feinen Antrag dahin, daß er ald Außerften Termin für tie Bub 
len zum nächften Neichötage den 15. Januar 1850 feftgeftellt und als jolchen ſofon zur 
Öffentlichen Kunde gebracht wiſſen wolle. Tiefer Antrag ftehe vollkommen im Ginflanz 
mit der von der Königlich preußiſchen Regierung den preußifchen Kammern unlängft gege 
benen Verjicherung. In der Frift von jegt nach drei Monaten würden alle zur Abbal⸗ 
tung der Wahlen nöthigen Vorarbeiten mit Sicherheit zu erledigen fein; überdies werte 
feine der nicht beigetretenen Negierungen durch eine fo weit binausgejchobene und durch 
den Drang der Verbältniffe jo fehr gebotene Friftbeftimmung fich mit irgend einem Rechte 
verlegt fühlen können, und molle er fchlieplic auch noch feinen Ichhafteften Wunſch dabin 
auöfprechen, daß diefe Friſt allfeitig auf das eifrigfte und unabläfjigfte zur Yörberung 
de8 Friedens und ver Einigung unter allen deutſchen Regierungen mikemit 
werden möge. 

Der Vorſitzende glaubt der beginnenden höchſt wichtigen Berathung im veraud 
einen beftimmten Gang fichern zu follen, und er erfucht daher vie Bevollmächtigten, ihre 
Erklärungen in der Reihenfolge abzugeben, in welcher fie augenblidlih, von dem zuleht 
eingetretenen Mitgliede anfangend, ihre Sige einnehmen. Demgemäß hat ver Berolimäd- 
tigte der freien Hanſeſtadt Hamburg zuerft das Wort. 

Der Eöniglich fächfifche Bevollmächtigte münfcht zuvor noch eine facicde 
Aufklärung darüber, ob der vorliegende Antrag auf eine Termin⸗Beſtimmung blos fir 
die Wahl der Abgeordneten ober auch der Wahlmänner abzwede, was in ber vorle 


8. Scetober. 5, 193 





genden Faſſung des Antrag zweifelhaft bleibe. Er ftellt dieſe Frage blos im Interefie 
der Discufjion, da er jeinerjeitö den Antrag für zu frühzeitig und für ungeeignet hält. 

Der Antragfteller erwievert, daß fein Antrag nur auf die Termin-Beflinmung 
für vie Wahlen ver Abgeoroneten felbit, als auf den Vollzug des legten öffentlichen 
Aftes gerichtet fei, an den jich die Einberufung des Reichstags demnächſt anfchließe. 
Der Tag diefer Wahlen folle nach $. 23 des Wahlgeſetzes für dad gefammte Reich ein 
und berfelbe fein. Was der Wahl ver Abgeordneten vorherzugehen habe, alfo auch bie 
Wahl ver Wahlmänner, werbe fid) nach Feftftelung des von ihm beantragten Termind von 
ſelbſt finden, und könne den näheren Anordnungen der Regierungen überlafien bleiben. 

Die ſich inciventer bier anfnüpfenne Frage über die gleichzeitige Wahl ver Wahl- 
männer an einem und demſelben Tage findet in Verwaltungs⸗Rath eine verſchiedene 
Beantivortung. Der Vorfigende ſchließt die desfallſige Discuffion, fo viel e3 den Punkt 
der Ausführbarkeit betrifft, vurch Hinweiſung auf die Thatſache, daß in dem ganzen 
preußifchen Staatögebiete die Wahl der Abgeorbneten wie der Wahlmänner, jede an 
einem und demſelben Tage babe ftattfinden koͤnnen. Uebrigens fei der von dem König- 
lich fächfifchen Bevollmächtigten beregte Zweifel über das Verſtändniß des vorliegenden 
Antrags des Herzoglich nafjauifchen Benollmächtigten durch bed Legteren Erklärung nun⸗ 
mehr gehoben; der Antrag bezwede nur die Beftftellung eined Termins für die Wahl 
der Abgeordneten zum Meichätage, und er erneuere fohin das Erfuchen, daß fich vie 
Benollmächtigten über dieſen Antrag in der vorhin angebeuteten Neihenfolge nunmehr 
ausfprechen. 

Hierauf erfolgen die nachſtehenden Erklärungen. 

Der Bevollmädtigte der freien Stadt Hamburg. Es fei wohl Niemand 
in dad Bündniß vom 26. Mai c. eingetreten, der nicht die fichere Erwartung mitgebracht 
babe, daß vie Feftftellung des Termins für vie Wahlen zum nächiten Meichötage auf jebe 
Weife werde befchleunigt werden. Jetzt habe dieſe Erwartung allgemein einen fo 
hoben Grad erreicht, daß eine Erflärung des Verwaltungs⸗Raths unmöglich länger 
audgefegt bleiben hürfe, wenn nicht durch den Mangel biefer Erklärung ein leider nur 
zu weit verbreitetes Mißtrauen neue Nahrung erhalten folle.. Die Vereinbarung über 
eine neue Emtralgewalt fiehe bevor. Die Nation bebürfe darüber Beruhigung, daß dieſe 
Gentralgewalt die Einführung des Bundesſtaates nicht gefährde, und dieſe Beruhigung 
iverde nur gegeben, indem man einem Antrage, ber auf den erften oͤffentlichen Schritt 
zur Derwirflihung des Bundesftaates abzwecke, unverzügliche Folge gebe. Er finde ſich 
demftach gebrungen, den Antrag vollftänvig zu unterftüßen. 

Der Herzoglih braunfchweigifhe Bevollmächtigte. Auch er fei in ver 
Rage, ten naffauifchen Antrag nur nach Kräften unterflügen zu koͤnnen. Einftweilen 
ftehe der Umfang des gefchloffenen Buͤndniſſes feft, und wenn es auch nicht die Abficht 
fein koͤnne, den bis jetzt noch nicht beigetretenen Staaten ven Beitritt in irgend einer 
Art zu erfchweren, fo ſei doch der Zeitpunkt gekommen, mo eine Rückſicht auf jene 
Staaten doch auch nicht mehr am ernften Fortichreiten auf dem betretenen Wege hin⸗ 
bern könne. Darüber, ob man die nöthigen Einleitungen zur Feſtſtellung und Ein- 
führung der Verfaffung treffen wolle, Tönne fein Zweifel jein, da Hierzu das Bünbnip 
verpflichte. Daß man aber jet dieſe Einleitungen treffe, fei nöthig, weil jede Verſchie⸗ 
bung auf fpäteren Zeitpunkt eine Verfchiebung ind Ungewiſſe fein werde, welche nicht 
nur das Vertrauen in das Zuftandefommen des Werfes und in ven guten Willen derer, 
welche daſſelbe unternommen, erfchüttern, fondern auch das Gelingen jelbft gefährben 
müfle. Nichts fei den deutſchen Staaten nachtheiliger, als erfolglofed Arbeiten au Ver⸗ 
fafiungsplänen, welchen ſich das Öffentliche Vertrauen zugewendet, nichts ſei ſchaͤdlicher 
und zugleich weniger zu rechtfertigen, ald Zögern und Unentſchloſſenheit auf dem einmal 
beiretenen Wege. Man möge fich alfo durch ven Hinblid auf vorhandene Schwierigkei⸗ 
sem nicht aufhalten laſſen, da dieſe Schwierigkeiten gerade durch Zögern unüberwindlich 
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werden müßten. Stehe ver Termin für die Wahlen feft, fo liege darin ber färkk: 
Antrieb, mit dem, was bis dahin noch zu erledigen fei, auch wirklich ins Reine zu 
kommen. 

Der großherzoglich oldenburgiſche Bevollmächtigte. Er müfle dem Antrıy 
vollftaͤndig zuſtimmen, aus beſtimmtem Auftrage ſeiner, der Großherzoglichen Regie 
rung, wie aus eigner Ueberzeugung. Man erwartet überall, daß der Verwaltungs⸗Ratt 
aus dem bisherigen Schtweigen berbortrete, und daß endlich eine Maßregel ergriffen wen, 
die ven Willen ver verbündeten Megierungen: ben verheißenen Bundeöflaat zu ein 
wirklichen zu machen, außer Zweifel ftelle. Länger zurüdhalten und zaubern heiße, dad be⸗ 
reits vorhandene Mißtrauen auf das unglüdlichfte fleigern, und ven legten Reſt red Tu: | 
trauens auf’8 Spiel feßen. Wie würden die Neglerungen bemnächft vor ihre Stände ir 
ten, wenn ihnen nicht ber thatjächliche Beweis für ven Antrag einer Megräntung id 
Bundesſtaates zur Seite fiehe, und wer möge vorherfagen, wad eintrete, wenn ſich N 
fimifteren Weiffagungen ver Umfturzpartei, daß die Vertrauenden bie Getaͤuſchten im 
würden, erfüllen follten? Die fchleunige Vollziehung des Antrags fei in jenem Berrakt 
hoͤchſt nothwendig und politifch gerechtfertigt, und Tönne ex feine Zuflimmung nur erneum. 
Was vie ihm einftweilen übertragene Bertretung der freien Stapt Bremen betreffe, | 
nehme er Anftand, Mangeld beftimmter Information für Bremen ein Botum abzugeben 
Er behalte die desfallfige Erklärung dem hoffentlich bald rückkehrenden Bürgermeifter Sit 
ausprüdlich vor. 

Der großberzoglih medlenburgsftreligfche Bevollmäcdhtigte. Er teik 
zwar ebenfallö die Ueberzeugung, daß von Seiten ded Verwaltungs⸗Mathes etiwal ıı 
gefchehen habe, was zur Beruhigung der oͤffentlichen Meinung beitragen koͤnne; alım 
er glaube nicht, daß ſich die beantragte Feſtſtellung eines Termins für die Wahlen zum 
nächften Meichätage dazu ald das geeignete Mittel erweiſen werbe, und er tuiberräth d, 
den Tag der Wahlen ſchon jeßt zu firiren. Statt deſſen möge fich der Verwaltungd-Kat 
unveriveilt ver Erledigung derjenigen Vorarbeiten unterziehen, deren völliger Abſchluß de 
Einberufung ded Reichstages nothwendig vorbergehen müſſe, inöbefondere I) Bildung tel 
gemeinfamen Organs, woburch bie verbuͤndeten Regierungen mit dem Reichötage verbandeln 
2) Regulirung des Verhältniffes im Fürften-Gollegiun und der fonfligen Modificatierer. 
welchen ver Berfaflungs-Entwurf wegen des Nichtbeitrittö einzelner deutſchen Regiermgen 
jeßt noch zu unteriverfen bleibt, und 3) Regulirung des Wahlmorus. Er halte nd 
überzeugt, daß Die Kunde einer foldyen, auf eine geficherte Röfung der gegebenen Aufzakt 
gerichteten Wirkjamfeit des Verwaltungs Math3 das Hffentliche Vertrauen ſtarken, und hie 
beregten Beſorgniſſe befeitigen müſſe. 

Der gemeinfchaftlide Benollmächtigte für Großherzogthum Sacſen 
Weimar, Herzogtbum Sachfen- Altenburg, Herzogthum Sachſen⸗Koburz 
und Gotha und für die Fürftentbümer Meuß beider Linien. Wie er den ver⸗ 
liegenden Antrag bereits in der Sigung kom 30. Auguft c., worin er durch ten Her 
zoglich naffauifchen Berollmächtigten zuerft vorgebracht worden, jofort unterſtüht um 
bieje Unterſtützung in ter Sitzung nom 26. September c. wiederholt babe, fo unterſtüte 
er ihn jetzt zum brittenmale. Er unterlaffe e8, das vorhandene Mißtrauen mäher zu ſthil⸗ 
bern, es fei da, e8 werde von den feindlichen Parteien mit fleigendem Erfolg ausgeben⸗ 
tet, und bie einzige, entſcheidende Gegenwirkung, ber allein genügente Beweis, daß Ne 
laut und oͤffentlich Zugefagte auch aufrichtig und ernſt gewollt werbe, liege in her ban- 
tragten Beftftellung und Veröffentlichung eines äußerfien Termins für die Wahlen jumt 
Neichötag, in der Iffentlichen unzweiveutigen Beurkundung, daß der Tag bevorkch mt 
herannahe, an dem bas Volk an ver fo fehr erfehnten Gonftituirung des Bundesfaates 
Theil nehmen, und für ein endliches Zuſtandekommen des MBundesftantes einwirkt 
koͤnne. 

Der großherzoglich heſſiſche Bevollmächtigte. Auch ex habe ſchon Ih! 
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Eißung vom 26. Septeinber c. erklärt, daß er fich dem Antrage des Herzoglich nafjauifchen 
Bevollmächtigten vollfommen anjchließe, und indem er dieſe Erklärung, welche überdies 
nit der von ihm bei feinem Einmitt in den Verwaltungs⸗Rath, In der Sitzung vom 
8. September c. abgegebenen genau übereinftimme, jegt ausdrücklich wiederhole, Gabe er 
noch folgende Bemerkungen zuzufügen. 

Schon in den Eigungen vom 26. Juni, 13. und 26. Juli und 30. Auguft c. fei 
die Frage wegen Einberufung des Reichstages, beziehungsweiſe ver dieſe Einberufung 
bedingenden Vornahme der Wahlen zur Erörterung gefommen, und nur aus dem haupi⸗ 
füchlih von dem Königlich hannoverſchen Berollmächtigten geltend gemachten Grunde 
die Löjung vertagt worden, weil damals die Borfrage noch nicht erledigt gewvefen, 
wie groß die Zahl der dem Bünpniffe beitretenden Megierungen fein, und melden 
räumlichen Umfang der YBundesftaat einnehmen werde. Dieje Borfrage fei aber jebt 
wenigſtens vorläufig beantivortet, wenngleich zu hoffen bleibe, daß dieſe Antwort 
nicht das letzte Wort fein, fonbern daß demnächft die ganze deutſche Natlon, nicht blos 
ein Theil verfelben, fich der Erfüllung derjenigen Zufagen zu erfreuen haben werde, 
welche ihr im denkwuͤrdigen Jahre 1848 von allen deutjchen Regierungen, ohne irgend 
eine Ausnahme, auf das heiligfte und beftinnmtefte gemacht worden. Der mefentlichfte 
heil zur Erfüllung dieſer Zufagen fei durch Einberufung ber National» Verfannlung 
geicheben, mit welcher die Megierungen über eine Verfaſſung für das ganze Deutichland 
ſich verftändigen wollten, und wohl auch verftändigt haben würben, wenn nicht von beiden 
Seiten das peccatur intra et extra wäre wahr gemacht worden. Diefes unglüdliche 
Reſultat Habe unverkennbar viele Hoffnungen zerftört, und einen Riß in vie Nation ge= 
bracht, auf deffen Ausbeſſerung alle Bedacht nehmen müflen, welche noch Sinn für natio> 
nale Größe und Ehre Haben, das Mecht der Nation auf die Berwirklihung ver Vers 
beißungen des vorigen Jahres fortwährend anerkennen, und fich nicht dem Wahne hin⸗ 
geben, daß ver Klug des Nationalgeiftes bereitd erlahmt fel, dag dieſer Geiſt fich wieder 
in vie Bande nes Particulariemus fügen, und einer Wienerherftellung der bunbestäglicken 
Anftalt fich unterwerfen werde. Es laſſe fich nicht wegleugnen, daB die frankfurter 
Nationale Verſammlung In ihrer Vollſtandigkeit die Vertreterin der deutfchen Nation 
geweſen ſei, und als folche das Verlangen ausgefprochen, das Grbieten ver Regierungen 
angenommen babe, aus Deutfchland ein einiges, eng verbundened, nach außen als euro= 
paiſche Macht, nach innen in freier Enttoidelungsfähigfeit daſtehendes und feine materiellen 
Intereffen verſchmelzendes Volk zu machen; bei Erwägung der Mittel zur Verwirflichung 
dieſes Zwecks aber nur in dem Bundesſtaate dad geeignete zu erkennen vermocht Habe. 
Diefer Erkenntniß haben die Königlichen Regierungen von Preußen, Sachfen und Han⸗ 
nover ſich angefchloffen, deshalb das Bundniß vom 26. Mai c. und ven damit in unzer⸗ 
trennlihem Zuſammenhange ſtehenden Verfaſſungs⸗Entwurf berabrevet, und alle übrigen 
deutfchen Megierungen zum Beitritt eingeladen. Wer dieſem Rufe gefolgt, habe ausge⸗ 
fprochen, daß er die Anjicht theile, wie nur in einem Bundesſtaate vie Megierungen ber 
dentfchen Nation gerecht werben. Leider haben nicht alle Negierungen dieſes Anerkennt⸗ 
niß durch den Beitritt zu dem Vertrage vom 26. Mai c. manifeftirt. Durch ihre Abjage- 
briefe aber, bei denen es übrigens fchwerlich fein Bewenden behalten werde, koͤnnen fie 
die anderen Megierungen von ver Pflicht gegen vie Nation nicht entbinven, ihren Zufagen 
infoweit nachzufommen, ald es ihnen, ven Umflänven nach, möglich fei, und möglich fei 
fire fie, zu thun, was noch in ber Denkſchrift vom 11. Juni c. ald ausführbar anerfannt 
worben: nämlich den Bundesſtaat, in welchem bie Verfaſſung vom 28. Mai c. gelten folle, 
aus denjenigen deutſchen Staaten zu bilden, deren Regierungen dem Bünbnip ſich anfchließen: 
ein Anerkenntnis, das für feine Bekenner um jo bindender fei, als demſelben ausdrücklich 
bie Uinterftellung beigefügt worden, wie wohl zu beiorgen ſtehe, daß außer Deiterreich 
auch noch andere beutfche Megierungen zur Zeit Bedenken tragen koͤnnten, dem Bündniß 
Beizutzeten. Habe ſich bieje Unterſtellung jet leider verwirklicht, jo bürfe doch, da ja bie 
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Thatſache eine voraudgefehene geweſen, dadurch nicht die Verwirklichung auch des Aner⸗ 
kenntniſſes: eintretendenfalls ohne die diſſentirenden Regierungen den Bundesſtaat ind Leben 
zu rufen, länger aufgehalten werden. Geſchähe dieſes, fo würde das in ber Nation ohne 
Hin ſchwankende Vertrauen in den Emft der ihr gewordenen Zufagen mit vollem Rech 
in entfchievened Mißtrauen umfchlagen, und eine neue Umwälzung, ein nochmaliger 
Umfturz des Beſtehenden nicht ausbleiben, da ben gährenven unreinen Elementen im 
Bolke, welche nach einer, wenngleich ſehr verfchienenen Einheit der Nation Hinbrängen, 
dann alle diejenigen reinen Elemente ferner weder paffiven noch aktiven Widerſtand ent- 
gegenftellen würden, welche jet nur allein noch in der Verwirklichung des Bunbesflanis 
eine Annäherung an denjenigen öffentlichen Zuftand in Deutſchland erblicken, deſſen Ber- 
wirklichung fie feither in der Ueberzeugung erſtrebten, daß jeßt nur durch feine Grüw 
dung die Einheit, Macht, Ehre und Freiheit des deutſchen Reiches, und auf diefem Bey 
auch ein materielles Wohlfein ver Nation noch zu errreichen ſtehe. Nicht dadurch, deß 
die Regierungen, vie das Bünbnig vom 26. Mai c. abichlofien, von demſelben zurüdır- 
ten, laſſe fich der Zweck erreichen, die noch außerhalb ſtehenden Negierungen hinein zu 
ziehen; dies fei im Gegentheil nur dann zu erwarten, wenn ſaͤmmiliche verbünvete Regie 
zungen unverzüglich den Neichötag berufen, und dadurch ihre Entfchloffenheit und zugleich 
ihre Kraft bethätigen, entgegentretende Schwierigkeiten zu befiegen. Diefe Berufung werte 
allgemeinen Anklang finden, in der Nation einen neuen Geiſt erwecken, fie jogar zu neun 
Opfern ermuthigen, und feine übertriebene Wünfche und Forderungen auffommen lajlen. 
Allenthalben höre man Zweifel äußern gegen das Zuſtandekommen des Bundesſtaatet, 
ja es fcheine abjichtlih darauf Hingewirft zu werden, bamit dieſe Zweifel im Belle 
Wurzel faſſen. Deshalb gerade thue es noth, fich inniger und enger im 
Bunde aneinander zu fchließen, zufammen zufteben in der Gefahr, aber aut 
in der Treue dad Kürftenwort zu Idfen. Diefe Löfung finde er nur in ber baliy 
fien Berufung der Vertreter der deutſchen Nation — d. h. zunaͤchſt desjenigen Theile 
verjelben, welche ver gegentwärtige Territorial-Umfang des Bundesſtaates begreife, — um 
zu erwägen, ob der ihnen vorzulegende Berfaffungs- Entwurf den gerechten und sr 
nünftigen Forderungen des Volkes entfpreche. Falle das Nefultat bejahend aus, jo werte 
bald vie ganze Nation im Buntesftatt vereinigt fein. Iener Berufung muſſen die Wah⸗ 
len zum Reichstage vorausgehen; ehe vieje erfolgt feien, Eönne der Zeitpunft bed Zulam- 
mentretens des Meichötages nicht beſtimmt werben. Die Vornahme viefer Wahlen fi 
demnach ald nothivendiges Mittel zum Zwecke anzuordnen, und ba gerabe dieſe Auer 
nung von den ‚Herzoglich naflauifchen Bevollmächtigten beantragt werbe, fo könne er, 
wie bemerkt, demfelben nur auf das Entfchievenfte zuſtimmen. Die Zeit, melde no 
verfließen werde, bis die Wahlen vollendet feien, werde mehr als binreichen, um alle dire 
jenigen Vorarbeiten zu erledigen, die der Großherzoglich mecklenburg⸗ſtrelitzſche Bevoll- 
mächtigte als nothwendige bezeichnet habe, und denen wohl auch noch mehrere andere 
zuzuzäblen bleiben möchten. 

Der Eurfürftli heſſiſche Bevollmächtigte. Indem er fih dem jept ter 
liegenden Antrage des Herzoglich naffauifchen Bevollmächtigten ſeinerſeits ebenfalls rol⸗ 
kommen anfchließe, verlange er nur die Erfüllung einer Zufage, auf deren Grund a 
Namend feiner Regierung dem Vertrage vom 26. Mai c. beigetreten fe. Daß „Ne 
fhleunigfte Berufung des Neichdtages in Ausficht geftellt, und für dieſe Berufung we 
möglich eine Tängfte Frift der Ausführung feſtgeſetzt werde,“ fet wörtlich eine der Ar 
forderungen, die er in feiner Eingabe an den damaligen Borfigenden des Berinaltung 
Mathe unter dem 12. Juli c. documentirt habe. Hierauf ſei ihm in ber Protolollar⸗ 
Verhandlung vom 26. Juli c. die eben fo ausprüdliche Zuficherung des Verwaltungk 
Mathe geworden: „Es fei der aufrichtige Wille und das ernfle, eifrige Streben der 
Regierungen, die den Vertrag vom 26. Mai c. fchloffen und ihm bis jet beigetreten, 
bie Einberufung des Reichstages möglichft zu Hefchleunigen;” fo sole ihm auch bereit) 
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unter dem 13. Juli c. Namens des Berwaltungs-Mathes eröffnet worden: „Die moͤg⸗ 
lichſt baldige Berufung werde allerdings beabfichtigt, ein Termin fei jedoch im Augen» 
genblid — dem 13. Zulic. — noch nicht zn beftimmen, da fich der Umfang bes Bünb- 
niſſes noch nicht mit Sicherheit überfehen laffe.” Jetzt fei dieſer Zeitpunkt bes Ueber⸗ 
jehenlafien® gekommen, da außer Baiern, Würtemberg und Hefien» Somburg, die be= 
ftimmt abgelehnt, alle übrigen veutichen Staaten ihren Beitritt zu dem Bünpnifle er- 
Hart hätten. Die Gefammtheit ver beigetretenen Staaten fchließe zudem die Befuͤrch⸗ 
tung ber Lebensunfähigkeit aus, wie eine ſolche Befürchtung von rem hannoverfchen 
Benollmächtigten gegen einen bunteöftaatlichen Verein blos einiger wenigen beutfchen 
Staaten in den Vorverhandlungen geäußert worden. Der deutſche Bundesſtaat, wie er 
aus den bis jetzt verbündeten veutfchen Staaten hervorgehen folle, trage die Fülle des 
Lebens in fih. Er umfafle in feinen dreißig Einzelftanten einige und zwanzig Millio- 
nen Einwohner, fchließe die mächtigften deutſchen Seeſtädte ein, beberriche die Oſt⸗ und 
Nordſee, werde von den größten fchiffbaren Strömen durchſchnitten, und dehne feine Gren- 
zen im Oſten bis nach Rußland, im Welten bi6 nach Frankreich. So mangele einer 
feitö überall der Grund, die Bewährung des Zugefagten länger zu verfchieben, während 
auf der anderen Seite tie Bevollmaͤchtigten es ihren Gommittenten und ber Nation 
ſchuldig feien, auf dieſer Gewährung entfchienen zu beftehen. 

Der großherzoglich badiſche Bevollmäctigte. Er müffe ven Antrag, worin 
er dad Verlangen erkemne, nicht fowohl nach einem feften, ald nad einem genann- 
ten, und nach Lage der Umflände beweglichen Termin, der nur eine Außerfte Friſt 
für die Wahlen zum Reichstag füchern folle, vollfommen unterflügen. Baden münfche 
den Reichstag, damit Frieden, Ruhe, Orbnung und ein Recht wieberfehre, dad bauere; 
ed wünfche ihn, well es fich rechtlich zu feiner Einberufung verpflichtet habe. Dabel 
nehme. er, der Benollmächtigte, Anlaß, noch folgende Betrachtung zuzufügen. Die 
rechtliche Rage der auf Grund des Vertrages von 26. Mai c. verbünbeten Regierun⸗ 
gen fei heute Feine andere, wie an dem Tage des Vertragsfchluffes ſelbſt. Es fel recht 
eigentlich ald vie Wefenheit des zu bildenden Bundesſtaates hingeſtellt worden, daß der⸗ 
ſelbe zunächft aus fo vielen over fo wenigen beutfchen Staaten zu beflchen habe, als 
deutfche Regierungen aus freier Entichließung In venfelben eintreten und ſich mit ben 
aus dieſen Staaten zu berufenden Vertretern in freier Vereinbarung einigen würben. 
Es habe jener Zwang gegen andere deutſche Megierungen, aber auch jeve Abhängigkeit 
von ihnen principmäßig ausgefchloffen werden follen. Daß fei, feiner Ueberzeugung nach 
dad Mechtöverhältnig ver verbündeten deutſchen Staaten zu ben deutſchen Staaten au⸗ 
Gerhalb des Bündniſſes. Damit aber Alles, was Deutih im Materlande ſei, ſich in 
Frieden und Eintracht zufammenfinde, und ein Band nicht gelodert werde, was älter als 
alle Verträge fei, füge er gerade in dem Augenblide, wo die Eonftituirung des Bundes⸗ 
ſtaates in Vollzug treten folle, dem Antrag des Herzoglich naffauifchen Bevollmachtig⸗ 
ten feinerjeitö den Antrag bei: 

daß fofort eine Commiſſion beſtellt und mit gutachtlichem Vortrage darüber beauftragt 
werde: wie vie als Gefammtheit conftituirten Verbünveten ihre enge und unlößbare 
Verbindung mit ben übrigen deutſchen Bundesgenofien fortan am geelgnetfien fortzu= 
feßen haben, insbeſondere wie deren fernerer Anfchluß an den Bundesſtaat herbeizu⸗ 
führen, und dem durch F. 1 ter Verfaffung vorbehaltenen Bunbeöverhältniffe mit 
Defterreih Vollzug zu fichern fei. | 

Der Eöniglih Hannoverfche Bevollmächtigte. Er müfle zunächft feine Be 
denken gegen die lehte von dem Großherzoglich badiſchen Bevollmaͤchtigten gemachte Aufe 
ftellung erheben, daß die verbünbeten Megierungen fich bereits in einem conftituirten 
Bundesſtaate befinden, ober in der Conftituirung eines folchen begriffen fein, unb daß 
fie in dieſer Beziehung eine Separatftellung im veutfchen Bunde einnehmen. Cine ſolche 
Auffaſſung feheine mit der unbeftrittenen Anerkennung ber fortwährenpen Mechtögiltigkeit 
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der Verträge von 1815 in ber That ſchwer vereinbar. Was ven Antrag felbf betreit, 
fo werde und müfle er gegen benfelben ſtimmen, da er, ber Benollmächtigte, durchdrun⸗ 
gen fei von den Pflichten, welche die contrahirenden Negierungen bei dem Vertragt⸗ 
fchluffe vom 26. Mai c. gegen die Nation übernonmen haben. Die Stellungen ter Re 
gierungen von Sachfen und Sannover und die der preußifchen fei bei dieſem Mertrag 
nicht dieſelbe geweſen. Allerdings haͤtten fich die beiden erften Megierungen über ve 
Forn eined Bundesſtaates fchließlich nerftändigt, wie fie ton Preußen, dem größtn 
deutfchen Stante, proponirt und fetgehalten worden, aber fie härten ihrerſeits nie die 
Abſicht verhehlt, daß ver zu gründende Bundesſtaat, wenn ihm Oeſterreich vorberiami 
noch nicht angehören folle, doch die fämmtlichen übrigen deutſchen Staaten umfaſſen 
müffe. Wenn nun, mie gegenwärtig leider eingetreten, die große Mehrzahl des veuriden 
Südens dem proponirten Bundesſtaate den Beitritt verweigere, fo fünben fich tie Fr 
ierungen von Sachſen und Hannover, die dabei bon völlig gleichen Grundſaäͤtzen geleitet 
werden, außer Stande, ihrer Pflichten gegen die gefammte Nation uneingedenk zu fm 
und, fo lange über die Geftaltung des ganzen Deutjchland noch ſolche Zweifel eriſtiren, 
einen Antrage auf rückſichtsloſes Borfchrelten zur Bildung eines engeren Bunvesfteate 
in Deutichland beizutreten. Es ſei jetzt nicht der Augenblid, darauf zurüdzufommn, 
unter welchen Modalitäten der Vertrag vom 26. Mai’c. abgefchlofien worden. Catia 
und Hannover ſei in biefer Hinficht über Necht und Pflicht vollkommen mit einander 
einverflanden. Auch über die gegenwärtig abzugebenten Erklärungen babe eine Veriw 
barung unter deinen Regierungen flattgefunven, fie würden biefelben fchriftlih zu Fre 
tofoll geben, und werde jich feine, ned Königlich hannoverſchen Berollmädhtigten, Erfli 
rung der des Königlich fächſiſchen Berollmächtigten, bie, nach der bisher befolgten Ort: 
nung der Stimmenabgabe, ald die vorhergehende Hätte unteritellt werden müflen, bei 
tigend anſchließen. 

Der Vorfigende ftellt hierauf dem Königlich jächfifchen Bevollmächtigten vie ie 
fortige Abgabe feiner Erklärung anheim. Dieſe Erflärung, auf Erfuchen des Könizlid 
fächfifchen Benollmächtigten von tem Königlich hannoverfchen verlefen, Tautet in ih 
ſchriftlichen Faſſung aljo: 

Die königlich ſächſiſche Regierung iſt der Meinung, daß dad Zuſtandekommen and 
Bundbeöftantes, wie derſelbe beim Abfchluß des Vertrages vom 26. Mai d. 3. von in 
contrahirenden Regierungen beabfichtigt wurde, auf's hoͤchſte gefährdet toird, wenn mit 
Anorbnung der NReichtage-Wahlen und Ginberufung der Deputirten unzeitig sone 
gangen werben follte Dies würde aber, nach Anficht ver Königlich fächjitchen Regie 
rung der Ball fein, wenn dem Antrage des Herrn Präfidenten Vollpracht jetzt entire 
Ken werben follte, denn 

1) fehlen noch Die Acceſſions-Urkunden von veiſchiedenen Megierungen, mit melden 
wegen ihres Beitrittö zum Bündniß verhandelt worben iſt; 

2) haben mehrere Regierungen fich zum Beltritt zwar bereit erflärt, es merken ale 
Debollmächtigte zu Pflegung von Verhandlungen noch erwartet. 

3) Kann die Königlich fächfifche Negierung dermalen die Frage über ven lim) 
des Buͤndniſſes, welche bei jenem Antrage in der Hauptfache als ſchon entſchieden ange 
nommen wird, 2. B. durch Feſtſetzung eines Mahltages, der nach dem NeidaWatl 
gefeße im ganzen Neiche ein und verfelße fein foll, noch nicht als zur VBeantwortung re! 
betrachten; denn wenn derfelßen auch aus den oͤffentlichen Blättern bekannt ift, rap mit 
ber Königlich Gairijchen Regierung verhandelt und von derſelben ſchließlich die Erflirun 
abgegeben worden iſt, daß fie den Bundniſſe nicht beitreten und die projectirte Reitt 
berfaffung, wie fie vorliege nicht annehmen Fönne, fo iſt dem Königlichen Bevollmättig 
ten doch nie Gelegenheit gegeben worden, fich darüber vollſtändige Gewißhelt zu! 
ſchaffen, welche Bedenken jene abfällige Erklärung veranlaßt Haben, pa über vie mit dr 
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tralgewalt betreffen, zwar in ver 15. Sitzung bes Verwaltungs- Mathes eine fehr allge⸗ 
mein gehaltene vertrauliche Mittheilung, Hinfichtlich der Verhandlungen über den Beitritt zum 
Bünbnip aber gar Feine Eröffnungen gemacht worben find, während doch von Preußen nach 
ben jet veröffentlichten Noten Erklärungen für fi und feine Verbündeten abge- 
geben und verfprochen fein follen. Es draͤngt ſich dabei allerdings und fehr natürlich 
bie Frage auf: ob denn diejenigen Concefjionen gemacht worden, zu welchen bie verbün« 
beten Megierungen fich äußerften Falles zu verfiehen angeratben haben twürven, um den 
für das ganze deutſche Verfaſſungswerk fo wichtigen Beitritt der koͤniglich bairiſchen 
Negierung zu erwirfen? lieber Würtemberg ift der königlich fächlifchen Regierung eben 
jo wenig etwas befannt. 

A) Der koͤniglich ſaͤchſiſche Bevollmächtigte Hält es nicht für angemefien, jet auf 
bie Gründe einzugehen, welche der Herr Antragfteller aus dem Vertrage vom 26. Mai 
d. 3. und ber Note vom 28. deſſelben Monats dafür angeführt hat, daß die Einberu- 
fung eines Reichstages zuläffig und in jenen Aftenftüden vorgefehen fei, wenn nur ein 
Theil und nicht Die fänmtlichen deutſchen Staaten ſich dem Bertrage angefchlofien ha⸗ 
ben follten, da e8 vor Allem wohl darauf ankommen dürfte, ſich zu vergegenmwärtigen, 
daß aus einer Vereinigung derjenigen Staaten, welche bis jeht ihren Beitritt zu dem 
Bündniſſe mit Yundesftaatd-Einrichtung erflärt haben, in ver That eine ganz andere 
Verbindung hervorgehen würbe, als die bei Abſchluß des Vertrages und bei Abfaſſung 
und Genehmigung bed Reichsverfaſſungs⸗Entwurfs beabfichtigte, und daß ber Verfaſ⸗ 
fungs-Entwurf in feinen wefentlichften Beſtimmungen dann gar nicht mehr anwend⸗ 
bar if. Auch würde fih durch den Nichtbeitritt ver beiden Königreiche Baiern und 
MWürtemberg und einiger anderen Staaten (Heffn-Gomburg, Liechtenftein, Zuremburg) 
bie ſchwierige, aber doch unerläßlich zu loͤſende Frage herausftellen: welches das Verhaͤlt⸗ 
niß diefer Staaten, benen die Nechte aus der Bundesakte vom Jahre 1815 verbleiben 
folen, zu dem Bundesſtaate und umgekehrt fein folle? während außerdem und wenn 
fämmtliche in dem Verfaffungs-Entwurfe genannte Staaten dem Bertrage vom 26. Mai 
beigetreten wären, nur eine Verſtaͤndigung mit Defterreich erforderlich geweſen fein 
würde. Endlich muß 

5) der koͤniglich fächjifhe Benollmächtigte unter Hinweiſung auf feine Note vom 
2. Zuli d. 3. und das Protokoll der 23ſten Sitzung des Verwaltungs⸗Raihes darauf 
zurückkommen, daß die Einberufung eines Reichstages vor erfolgter Verftändigung mit 
ber E. k. Öfterreichifchen Regierung vie unabfehbarfien Schwierigkeiten barbieten würde, 
wenigſtens fo fange man nicht deren Erflärung dahin erlangt bat, daß dieſelbe die Bil⸗ 
dung eined Bunbesftaates mit den Beſtimmungen ver Bundesakte vereinbar Halte. Auf 
diefes Bedenken glaubt der Eöniglich fächfifche Bevollmächtigte einen um fo größeren 
Werth legen zu Fönnen, da die Königlich preußifche Megierung bei den Verhandlungen 
über die Bildung einer proviforifchen Central⸗Gewalt e8 mehrfach verfucht hat, eine dies⸗ 
fallfige Anerkennung feitens ver k. k. öfterreichifchen Regierung zu erlangen, und da⸗ 
durch die Wichtigkeit derfelben kundgegeben bat. 

Alle dieſe Schwierigkeiten haben unzweifelhaft ven Contrahenten bei Verhandlung 
des Vertrages vom 26. Mai vorgefchwebt; darum und weil zu deren Hebung Zeit er- 
forderlich if, wurde der Vertrag auf ein Jahr abgefchloffen, und eine Verlängerung fogar 
in Ausficht geftellt. Damit in Widerſpruch würde die Anficht fein, wollte man nad 
erft viermonatlicher Dauer deſſelben ſchon zu einer Maßregel norfchreiten, in ver ftill- 
ſchweigend das Aufgeben einer Bereinigung Deutfchlands zu einer gemeinfchaftlichen 
Verfaſſung liegen, und eine Spaltung deſſelben herbeigeführt werden würde. Die Kö- 
niglich fächfifche Negierung kann zu einem folchen Schritte nicht rathen, und muß fich 
demnach zur Zeit noch gegen den Antrag des Präfidenten Vollpracht erklären.” 

Nach Verleſung viefer Erklärung ver Eöniglich ſaͤchſiſchen Regierung gebt der koͤ⸗ 
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niglich hannoverſche Bevollmaͤchtigte zur Verleſung feiner eigenen, ebenfalls ſcheiftlich «- 
gefaßten Erklärung über. Dieſelbe Iautet: 

Der töniglih hannoverſche Bevollmächtigte tritt der vom königlich füh- 
fifchen Berollmächtigten Namens der Königlich jächfifchen Regierung abgegebenen Grfli- 
rung in allen Stüden bei, und macht viejelbe in ihrem ganzen Umfange zu ie 
feinigen. 

Die königlich hannoverſche Megierung kann, abgefehen von ben bereits in der fen 
Sitzung des Verwaltungs⸗Raths hervorgehobenen, noch keineswegs befeitigten, rein ge 
ſchaͤftlichen Gründen, welche zur Zeit noch im Verwaltungs⸗Rathe ſelbſt ver Feſtſtelung 
eined möglichft zu befchleunigenten Termins für die Wahlen zum nächflen Reichotage in Boy 
ftiehen, einer jolchen Befchleunigung um fo weniger dad Wort reden, ald fie darin mr 
eine Gefährdung des Zwecks des Bündniſſes vom 26. Mai und eine Verlegung bie 
Bündniffes jelbft würde erblicken koͤnnen. 

Eine ſchon jetzt zu beſchließende Einberufung eines Reichstags oder auch nur die 
Anſetzung der Wahlen dazu, welche ſelbſtredend doch nur von Selten der jet dem Bin: 
niſſe vom 26. Mai heigetretenen Staaten würde gefchehen Fönnen, würde nach ver Kr 
nung der Königlich hannoverſchen Negierung eine willtürliche und nicht zu rechtfeni⸗ 
gende Abweichung von der, bon den drei urfprünglich paciscirenden Königreiden da 
deutfchen Nation gegenüber übernonmenen Verpflichtung „dem deutſchen Volke eine Va⸗ 
faflung zu gemähren” enthalten. 

Eie glaubt vielmehr, daß einer jenen Einleitung zur wirklicden Berufung eines sı- 
einbarenden Reichstazs nothwendig eine Berftändigung mit den dem Bündniſſe nicht ka 
getretenen Megierungen hinſichtlich des deutſchen Verfaſſungswerks vorausgehen mir, 
wenn es ben drei uriprünglich im Bündniſſe vom 26. Mai zufammengetretenen Konisl. 
Negierungen mit einer Cinigung Deutſchlands und der Befriedigung ber Wünſche kt 
deutſchen Nation Ernſt if. 

Als eine bloße Ausführung der in ver Königl. preußiichen Note vom 23. Januz 
nievergelegten, von Hannover nie getheilten engeren Bundesſtaats⸗Idee hat Hannoret ie 
wenig als die übrigen an ven Conferenzen im Mai theilnehmenten Königlichen Regie 
rungen, die damaligen Berbantlungen jemals anjehen Eönnen, und das Bündniß vom 26. 8x 
it zur Begründung einer engeren preußiichen Bundesſtaats⸗Idee, felbit mit wenigen an 
ren Etaaten, nicht nefchloifen. Das Bündniß vom 26. Mai hat jich eine Einigung un 
Perftindigung von ganz Deutihland über die Verfalfungsfrage zum Ziel geek. 
deſſen Grreihung durch die Begründung eined ſolchen engeren Bundesſtaates, wenn tir 
fer überhaupt innerhalb der Beitimmung des Bundesrechts möglich wäre, nur ericıren. 
aber nicht befoͤrdert werden Fönnte. 

Sollte man tor Dejeitigung der Hindernijfe, welche einer Einigung und Yerlir 
digung mit den dem Bündniſſe nicht beigetretenen Staaten über die BuntesfaatsTer 
faffung entgegenftehen, auf die Frage über Berufung des Reichstags dennoch in 
Verwaltungsrathe zurückkommen, jo behält der bannoverfche Bevollmächtigte die näbete 
Darlegung der rechtlichen Gründe, warum feine Regierung die Verfolgung eines jelchen 
Planes für bundeswinrig und unmeglic halt, jich ausdrücklich vor. 

Hierauf folgt die Erklärung des Vorſitzenden. Die durch ihm vertretene Ke⸗ 
niglich preußiſche Regierung habe ſich bereits zweimal über die jeßt in Antrag geftelte 
Terminbeftimmung audgeiprochen, zuerit bei Vorlage ber auf das Bünbnip vom 2- 
Mai c. bezüglichen Aktenftücke, und fodann in ver Antwort, welche ganz unlängft ned 
auf desfallſige Interpellation von den Minijter des Auswärtigen ertheilt worben. I 
sollen Anſchluß an dieſen wicherholten Ausſpruch feiner Negierung trete er auch im! 
ber Majorität ver Berollmächtigten bei, indem er zugleich lebhaft bedaure, Dabei zum erfler 
mal ven Verwaltungsrath in eine Majorität und Minorität getheilt zu jehen. (Ca jei fetten 
dieſer Minorität auf die Verichiebenbeit der Stellung der uriprünglichen Gontrahenten bei dm 
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Vertrage vom 26. Mai c. hingedeutet worden. Er gebe dieſe Verſchiedenheit zu, um dabei 
in Erinnerung zu rufen, daß es allerdings Preußen allein geweſen, welches die ihm von 
der National⸗Verſammlung in Frankfurt dargebotene Kaiſer⸗Krone abgelehnt habe. Es 
werde zugegeben werden, daß dieſer Entſchluß ein großer, ein gefährlicher geweſen ſei⸗ 
Preußen habe ihn aber gefaßt und vollzogen, weil es nicht geglaubt, daß die Verfaſſung, 
wie ſie in Frankfurt ſchließlich feſtgeſtellt worden, zum wahren Heile Deutſchlands ge⸗ 
reichen werde, weil es ſich überzeugt gehalten, daß die Conſtruirung des Oberhaupts 
nach dieſer Verfaſſung die übrigen veutfchen Staaten beinahe vernichtet habe, und teil 
ed die vorläufige Annahnıe der Kaiſerkrone unter Reſolutiv⸗Bedingungen, als eine Art von 
Zwang für die Regierungen Deuiſchlands einfchließenn, mit der Gerechtigkeit unverein⸗ 
bar fand. Dennoch fei diefe Ablehnung als ver nächfle Grund des Scheiternd einer ein⸗ 
heitlichen deutfchen Megierung hei einen großen Theile Deutfchlands und Preußens auf⸗ 
gefaßt worden, fo, daß die Königliche Regierung nur eine dringende Pflicht erfüllte, als 
fie zu dem’ Mittel griff, im Verein mit den Königlichen Regierungen von Sachſen und 
Hannover die bundedftaatlihe Einheit und Bereinigung Deutſchlands in ben Grenzen 
des Möglichen auf einem anderen Wege unverzüglich anzubahnen. Die Verfaflungsoor- 
lage, die nunmehr von Preußen vorgelegt, und worüber fich Die drei Königlichen Regie» 
rungen von Preußen, Sachen und Hannover fchließlich vereinigten, habe allerdings einen 
Bunbeöftant vor Augen, ver in weiteſter Ausbehnung ganz Deutjchland umfafle, mit 
einftiweiliger Ausnahme Defterreichs, das fih durch feine Berfaffung zum Eintritt in ei⸗ 
nen deutſchen Bundesſtaat felbft außer Stand geſetzt habe. Dabei fei aber vollfommen 
klar geftellt und deutlich ausgefprochen, daß dieſe Ausdehnung allerdings der Wunfch 
und die Erwartung der Berbündeten, aber auch, daß fie nicht Die Bedingung des Bünb- 
niffed jei, und daß vie Verpflichtung, ven Bundesſtaat ihrerfeits ind Leben zu rufen, für 
die Verbündeten auch dann in ungefchwächter Kraft beitehe, wenn dieſe Erwartung theil« 
weife ſich nicht erfüllen follte. Preußen fei entichlofien, dieſer Pflicht, die es jet wie 
am Tage bed Bertragsichluffes anerkenne, nad) aller Möglichkeit zu genügen und, jo viel 
an ihm fei, auf dem betretenen Wege mit Ernſt, Entjchlevenheit und Energie voranzu⸗ 
gehen. Als eine öffentliche Kundgebung dieſes Willens müfle der Vorſitzende auch ſei⸗ 
nerſeits ven Vollzug des geitellten Antrags betrachten, dem er demnach, wie gelagt, voͤl⸗ 
lig adhärire. Die bisher gegen den Antrag erhobenen Anftänve koͤnne er unmöglich für 
begründet halten. Dem Zufamnıentritt des Reichstags müßten allerpingd noch mannig= 
fache Vorarbeiten vorausgehen; allein, wie dies auch bereit von dem Großherzoglich 
heilifchen und dem großberzoglich medlenburgsftreligifchen Berollmächtigten bemerkt worden, 
feien dieſe doch alle nicht con dem Umfange, daß fie nicht in drei Monaten vollendet 
fein Eönnten, und gewiß auch vollendet fein würben, fobald nur feftftehe, daß fie alsdann 
vollendet fein müßten. Was den Umſtand betreffe, daß die Verhandlungen mit Baiern 
nicht vollftäntig zur Kenntnig des Verwaltungs⸗Rathes gekommen, fo geftehe er, über 
den Gang diefer Verhandlungen, mobel er perfönlich nicht betheiligt geweſen, im Aus 
genblicke nicht völlig informirt zu fein. Er werde aber fchon in der nächften Sigung 
jevem desfallſigen Wunfche durch vetaillirte Vorlagen genügen, und fich fehr freuen, wenn 
man durch Kenntniß Des näheren Herganges das Mittel auffinden follte, Baiern zum 
Eintritt in den Bunbeöflaat zu vermögen. Ob eine Special Verhandlung mit Würtem- 
berg ftattgefunden, fei ihm ebenfalld fremd; er werde aber auch hierüber ebenfalls in ber 
nähften Sigung alle Auskunft geben. Als das Haupt-Hinderniß des Antrages fei 
ſchließlich die noch immer nidyt erfolgte DVerftändigung mit Defterreich berechnet. Er, 
der Borfigenve, lege auf Diele Verfläntigung gewiß den böchften Werth, e8 twünfche im 
Interefje des geiammten Vaterlandes nichts fehnlicher, ald daß das Verhaͤltniß mit Oeſter⸗ 
reich ein Verhaͤltniß der innigften und treueften Verbindung, daß das bisherige alte Band 
mit Defterreich nicht nur nicht gelodert, ſondern fefter und unauflöslicher als je geknüpft 
werbe; er gebe zu, Daß man um biefen Preis Opfer bringen, und mit Selbftverleugnung zu 
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Werke geben folle; aber nun und nimmermehr werde er einer Gonnivenz pad Wort rer, 
bie fo meit gebe, daß fie die Realiſirung des Bundesſtaates von ver Genchmigun 
Defterreich8 abhängig erfläre. 

Der Eöniglich Hannoverfche Bevollmächtigte glaubt der Ichten WBemerkuy 
des Vorfigenden fofort die Gegenbemerfung beifügen zu müflen, daß das Webergehn 
aus dem Stantenbunde zum Bunbesftaate doch nur in ver Zuftimmung aller beuriden 
Staaten feine rechtliche Baſis babe, und daß dieſe Bafis feines Wiſſens auch bei im 
gefammten Verhandlungen nie verfannt worden. Wenigſtens werde er, deſſen Nam 
dem Bertrage vom 26. Mai c. mit unterzeichnet ftehe, und der für die rechtliche Ve 
gründung des Vertraged mit feiner Ehre verhaftet ſei, dieſe Bafid niemals aufgehen. 
Die Union mit Defterreih und ſomit auch die Zuftimmung Defterreich® Habe hei de 
Verhandlungen über den Bundesſtaat ald eine nothwendige Ergänzung deſſelben fin 
vorgefchmebt, ja, es Habe dieſe Union Defterreich Rechte zufichern follen, bie nad kiza 
Ueberzeugimg weit über das deutſche Intereſſe Hinausgingen. Schließlich erinnert da 
Bevollmächtigte an bie große Gefahr eined äußeren Krieges im alle mangelnder Bm 
ftänbigung mit Oeſterreich. 

Der Vorſitzende muß, tiefer Gegenbemerkung des koͤniglich hannoverſchen Le 
vollmaͤchtigten ungeachtet, bei der Meinung verharren, daß ber Beitritt ſowohl zu tem 
Bundniß⸗Vertrage ald zu der damit in Verbindung ftehenvden bunbesftaatlichen Beriar 
fung ganz auf die freie Entfchliegung der Beitretenden geftellt worven, und daß cd de 
bei auf irgendwelchen Conſens irgendwelcher Nichtbeitretenden fchlechtervings nit u 
komme. Wer anderer Meinung gewefen, hätte dies bei der Öffentlichen Aufforbrum 
zum Beitritt nicht wohl unausgefprochen laſſen körmen. Wie die gemeinschaftliche Anis 
forderung der Königlichen Negierungen von Preußen, Sachfen und Hannover einmal a: 
gangen fei, müffe, feiner Ueberzeugung und auch dem feiten Entichluffe feiner Regiecunz 
nach, jeßt auf dem bezeichneten Wege fortgegangen werben, unerfchüttert was bie übrige 
deutfchen Negierungen, unerfchüttert was bie äußere Politik dazu fage. 

Der Eöniglich fachfifche Benollmächtigte hat im Auftrage feiner Megierung 
nur auf die großen Schmierigfeiten aufnerffam machen wollen, tenen das Bunter 
ohne eine Verftändigung mit Defterreic, entgegengehe: Schwierigfeiten, vie unenblid ge 
wachſen feien, nachdem Baiern und Würtemberg, dem Bündniß ihren Beitritt verrei⸗ 
gern. Die Eonftruction des Bundeöflaates fei nur der eine Theil ver Aufgabe gene 
fen, deren Loͤſung für nothwendig erfannt worden; ber andere Theil habe in it 
Union nit Oefterreich beſtanden. Ohne dies Unions⸗ oder ein anderes, äͤhnliches Ter- 
hältnig mit Defterreich bergeftellt zu haben, fei die Arbeit nur halb gethan. 

Der Antragfteller bemerkt: Der Vorwurf der NRechtörerlegung, der jegt eer 
Sachſen und Hannover dem Bündniß gemacht werde, ſtehe ſchnurſtracks der Crilänm 
entgegen, womit dieſelben im Verein mit Preußen tor die Nation getreten un die 
deutſchen Regierungen zum Beitritt aufgeforbert Hätten. Gr erinnere zuerft an $ | 
des Verfaſſungs⸗Entwurfes, worin ausdrücklich gefagt fet, daß „das deutſche Reich au 
dem Gebiete derjenigen Staaten des bisherigen deutſchen Bundes beſtehe, welche de 
Reichsverfafſung anerkennen”. Er erinnere ſodann an die Circular⸗Note vom 28. Raic. 
worin es wörtlich heiße: 

„Die genannten Regierungen, d. h. die Regierungen von Preußen, Sachſen um 
Hannover, würden jeboch die ihnen geftellte Aufgabe nur unvollſtändig erfüllen, wem 
fie lebiglich bei den Beduͤrfniſſen, welche Die nächfte Gegenwart erzeugt, ftehen keiten 
Sie jind vielmehr son Der Ueberzeugung durchdrungen, daß Pflicht und Rem 
gleichmäßig gebieten, fich über ihre Stellung zu ver deutſchen Verfafſungs⸗Frage ver 
vorn herein gegen ihre Verbünbeten ſowohl, als gegen die Nation offen anszuſprecen 
Cie haben vie von ber National» Nerfammlung entworfene Neichd- Verfaffung mitt 
anerkannt, weil fie über bie wahren und heilſamen Anforberungen eines Eräftigm 
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Bundesſtaates Hinausgriff, und in ihrer aus den Kämpfen und Zugeftänpniffen ber 
politifchen Barteien hervorgegangenen Geftalt die weientlichften Bürgichaften entbehrte, 
auf welchen ver rechtliche und georonete Beſtand jedes Staatsweſens beruht. 

Aber Die verbünbeten Regierungen haben nicht einen Augenblid verfannt, daß 
ihnen eben hieraus Die doppelte Verpflichtung erwachſen fei, nach allen Kräften zu 
dem Abſchluß eines Verfaſſungswerkes mitzuwirken, das für dad geſammte Deutjch- 
land eine unabweisliche Nothwendigkeit geworden ift. Eine ſolche Verfaffung wird 
der Nation getvähren müffen, mas fie ſeit Tängerer Zeit fchmerzlich entbehrte, was fie 
von ihren Regierungen zu fordern berechtigt iſt: dem Auslande gegenüber Einheit 
und Macht, im Innern bei gefichertem Fortbeſtande aller einzelnen Glieder, die ein- 
beitliche Entwickelung der gemeinfamen Interefien und nationalm Bedürfniſſe. Die 
Bürgichaften ver rechtlichen Freiheit und der gefeglichen Ordnung find es, welche die 
deutiche Verfaflung ven Regierungen und ven Völkern zu gewähren haben wird. 

Unter diefen Befichtöpuntten haben die verbünteten Negierungen den von der Na⸗ 
tionaleBerfammlung befchloflenen Entwurf ernftlich geprüft, alle feine heilfamen und 
unbebenflichen Beftimmungen beibehalten, und nur viejenigen Theile geändert, welche 
mit dem gemeinen Wohle unvereinbar jind. 

Hieraus ift, auf Grund einer von Preußen vorgelegten Propofition, der Entwurf 
einer Reichsverfaſſung hervorgegangen, welchen fie ſämmtlichen Gliedern des Bundes 
von 1815 als ihren gemeinſchaftlichen Vorſchlag und in der Hoffnung vorlegen, daß 
berfelbe ihre Zuftimmung finden werde. Die Begründung feines Inhalts, fo wie deſ⸗ 
fen nähere Erläuterung ift in der Denkichrift niedergelegt, welche beiliegt. Die beut> 
ſchen Staaten, weldye jich dem vorgelegten Berfaffungs= Entwurf anfchließen, werben 
ald die im $. 1 bezeichneten Glieder des Bunbesftaated zu betrachten fein, mwährenn 
denjenigen Regierungen gegenüber, welche fich zu diefem Anſchluß nicht veranlaßt fin» 
den, die aus den Verträgen von 1815 fließenden Nechte und Pflichten unverändert 
fortbeitehen. 

Indem Die Negierungen von Preußen, Sachſen und Hannover fich durch ven 
Drang der Zeitumftände genöthigt geſehen haben, ihrerjeitd vie Initiative in dem 
Berfaffungsiverfe zu ergreifen, find jie jedoch von ver beftimmten und ausdrücklichen 
Vorausſetzung ausgegangen, daß der rechtögiltige Abſchluß deſſelben auf ver freien 
Zuftimmung der Natlonal- Vertretung beruhe. Sie werden daher in &emeinfchaft 
mit denjenigen Regierungen, welche ſich dem Verfaſſungs⸗Eniwurfe anfchließen, aus 
diefen deutfchen Landen einen Reichstag in dem Umfange und nad) ven Wahlbeftim- 
mungen berufen, welche der Berfaffungs-Entwurf vorläufig bezeichnet. Dieſem ledig⸗ 
licy hierzu verfammelten Neichstage wirt dann der genannte Entwurf zur Berathung 
und Zuſtimmung übergeben werben.” 

Auf Grund diefer Ginlatung, fügt der Antragfteller zu, feien vie betreffenden 
deutfchen Negierungen in ihren Bertretern hier erfchienen, und ftänden ihnen Preußen, 
Sachen und Hannover, als folivarifch verpflichtet, gegenüber. 

Der Eöniglih hannoverſche Bevollmächtigte bezweifelt, daß eine aufmerk⸗ 
famere Prüfung des citirten F. 1 des Verfaſſungs⸗Entwurfs auf einen engeren Bun⸗ 
beöftant Eönne fchließen laſſen. Man habe bezüglich Schleswigs, Luremburgs, Limburgs, 
beſondere Rüdjichten nöthig gehabt, und eben, um nicht die Negation eined außerdeut⸗ 
fhen Monarchen zu provceiren, fei die vorliegende Faſſung des $. I gewählt worben. 

Der Antragfteller will nochmals mit den eigenen Worten Sachſens und Hanno⸗ 
vers antworten. In ter Denkichrift vom 11. Juni c., die von beiden Megierungen in 
Gemeinfchaft mit Preufßen ald cine authentiiche Interpretation des Verfaſſungs⸗Entwurfs 
deklarirt worden, heiße «8: 

„Die National» Berfammlung zu Brankfurt a. M. legte fih die Befugniß bei, 
eine Berfaffung für das deutſche Reich endgiltig zu bejchließen. Sie beftinmte daher 
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den Umfang dieſes Neiches nach dem Umfange des bisherigen deutſchen Bundes, un 
ging darauf aus, ſaͤmmtliche Glieder vefielben zum Eintritt in den neuen Bundesſtau 
zu verpflichten. Daher fpricht der erfte Paragraph der dort entworfenen Berfaflung 
einfach aus, daß das beutfche Meich aus dem Gebiete des bisherigen beutichen Bus 
des beitehe. 

Die verbündeten Negierungen, welche ihren Entwurf zu einer Meichönerfaflung 
hier vorlegen, find dagegen ton der unwandelbaren Ueberzeugung geleitet worden, daj 
der Neubau ver veutfchen Verfaffung nur durch freiwillige Uebereinkunft der Stege 
rungen unter fich, und biernächft eben fo freiwillige Zuflimmung ber National⸗Ver⸗ 
tretung rechtlich zu Stande Eommen koͤnne. Daher haben fie in ihre Vorfchläge feine 
Beftimmung aufnehmen Tönnen, welche für die Glieder des biäherigen beutfchen Bun- 
des irgend einen Zwang in fich fchlöffe; wie feit und zuverſichtlich auch ihre Hefl- 
nung fel, dad der neue Bundesſtaat das gefammte Gebiet ded Bundes von 1815 m 
faffen werbe, fo wird fich Doch dieſes Gebiet aus denjenigen deutſchen Lan- 
den bilden müffen, deren Regierungen ſich dem vorgelegten Entwurf: 
anichließen, und deren Vertreter ihn in einem aus biefen Landen einzuberufenden 
Reichstage annehmen. Hierdurch iſt die Faſſung des $ 1, wie fie vorliegt, ge 
rechtfertigt. 

Wenn fchon hieraus von felbft einleuchtet, daß der neue Bundesſtaat zu benjr- 
nigen Glievern des bisherigen deutſchen Bundes, welche fih ibm ned 
nicht anſchließen möchten, zunädıft in den Verbande ver Rechte und Pfuchte 
werbleibt, die aus der Bundesacte vom 8. Juni 1815 erwachien, jo bat Doch der Ur 
ziehung zu Oeſterreich noch beſondere Erwähnung geichehen müflen. Die zu dem 
deutfhen Bunde gehörigen Theile Defterreichs find durch Die dem Kaiſerſtaate verlie 
bene Berfaffung vom 4. März v. I. in ein finatliches Verhaͤlmiß zu der äflerrridi- 
fhen Gefammtmonarchie getreten, welches eine erneuerte Erwägung ihrer Stellung m 
den übrigen Gliedern des deutfchen Bundes unabwendlich erfcheinen ließ. Hierzu, ſo 
wie zu einer umfaflenveren DBereinbarung zivifchen dem öfterreichifchen Gefammiflast:, 
und dem deutſchen Bundesſtaate, die Wege völlig frei zu erhalten, ift ver Zwed id 
dem 6. 1 beigefügten Zuſatzes.“ 

Deutlicher, meint der Antragfteller, fönne man nicht fein, wenigfiend habe er 
nichts mehr zuzufeßen. 

Der Föniglih hannoverſche Bevollmächtigte muß deſſenungeachtet wieder⸗ 
holen, daß die Conftructton des Verfaffungs-Entwurfs ganz Deutfchland mit Ausnafen 
Defterreich8 und ver fpeciell benannten Landestheile vorausſetze, fo wie, daß tie Bar 
ſtaͤndigung mit Oeſterreich als vie verfaffungsmäßige Vorbedingung ded Bunbeöfstl 
in den $. 1 des Entwurfs aufgenommen ſei. Dies überſehen oder nicht zugeben, mißt 
allerdings zu dem vitidfen Zirkel führen, worin fi die Argumentation des Antrag 
fteller8 fortbewege. 

Der Vorfigende mill Feiner anderen Neberzeugung zu nahe treten. Aber fine 
Auffaffung nach ift das Mechtliche der Cache durchaus feſtſtehend. Die betreffeaies 
Regierungen jind auf die unzweideutigſten Uufforberungen von Preußen, Sachſen m 
Hannover dem Bünbniffe vom 26. Mai c. beigetreten, und jebe Anbeutung mangd, 
daß ver Bundesſtaat erft durch ten Conſens ter nichtbeitretenden Staaten zur Birfid 
feit gelangen ſoll. 

Hiermit werden bei ver vorgerückten Abenpzeit vie Verhandlungen über ten Yatıy 
des herzoglich naffauifchen Bevollmächtigten abgebrochen. Zur Bortfegung derſelben i 
die nächjte ortentlihe Sitzung rom 9. d., Abends 6 Uhr beftimnit. 


5. | Die vreußifche erfie Kammer nimmt den 13ten $. der Verfaffung mit Abaͤnde⸗ 
rung eines Wortes an: „Der Berfehr der Religions» Gefellfchaften mit Ir 
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Dberen it ungehindert. Die Belanntmachung kirchlicher Anordnungen iſt nur 
denjenigen Befchränfungen unterworfen, welchen alle übrigen Beröffentlihungen 
unterliegen. Ebenfo $. 14: ‚‚Ueber das Kirchen» Patronat und die Bedingun⸗ 
gen unter welchen daſſelbe aufgehoben werben fann, wirb ein befonderes Ge⸗ 
feß ergehen. Desgleichen erhält $. 15. eine Modification: „Das Ernennungs- 
Vorſchlags⸗ Wahl- und Beſtaͤtigungs⸗Recht bei Beſetzung kirchlicher Stellen ift, 
foweit e8 dem Staate zuſteht und nicht auf dem Patronat oder befon- 
deren Rechtstiteln beruht, aufgehoben,’ und den Zuſatz: „Auf die An- 
ftellung von Geiſilichen beim Militair und an öffentlichen Anftalten findet bieje 
Beftimmung feine Anwendung.” Dagegen erfolgt die unveränderte Annahme 
des wichtigen $.- 16. (Civil» Ehe) mit dem Zufage: „Die Standesbücher wer- 
ben von der bürgerlihen Behörde geführt.‘ 

5. | Inder zweiten Kammer Beantwortung der Snterpellation v. Bederathd (S. 29. Sep: 
tember) durch den Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten. Derſelbe ſieht 
fih außer Stande, den erften Theil der Interpellation fofort zu erledigen, in- 
bem es dabei auf eine Unterbandlung anfomme, welche gegenwärtig noch nicht 
zum völligen Abfchluffe gediehen. „Indem ich mich zum zweiten Theile wende, 
fiehe ich nit an, bie beftimmte Erflärung abzugeben, daß die Regierung ihrer- 
feits feſt entichloffen ift, auf dem bisher betretenen Wege zur Verwirklichung 
bes Bundesſtaats auf der Grundlage des Bündnifles vom 26. Mai unbeirrt 
und mit voller Entfchievenheit voranzuſchreiten.“ 

„In Bezug auf die Anwendung bed Wahlgefeges je nach dem Bedürfnig 
ber einzelnen Staaten find die vorbereitenden Maßregeln fchon weit gefördert. 
Der Entwurf einer Geſchäftsordnung für den Reichstag Tiegt der. Prüfung des 
Berwaltungs-Rathes in diefem Augenblide vor; und die königliche Regierung 
ihrerfeitd wird gegenwärtig, nachdem der Umfang des Bündniffes im Wefent- 

lichen fenfiebt, im Schoße des Verwaltungsrathes mit Nachdrud darauf hin⸗ 
wirfen, daß der geeignete Zeitpunft für den Zufammentritt bes Reichötages un- 
gefäumt feftgeftellt, und zur Einberufung beflelben in einer den Berhältniffen an- 
gemeflenen Frift ohne Zeitverluf die erforderliche Einleitung getroffen werde.“ 

Demnädft bebattirt bie Kammer über $. 104. der Verfaſſung. Es werden 
ber erfte und vierte Satz unverändert angenommen, ber zweite und britte da⸗ 
hin modificirt: „Die Vorfteber der Provinzen, Kreife und Bezirke werden vom 
Könige ernannt, bie der Gemeinden von biefen. Die Wahl der Gemeinde⸗Vor⸗ 
fieher bebarf der Beflätigung der Staatsregierung in den Fällen, welche bie 
Gemeinde» Ordnung beftimmt. Den Gemeinden insbeſondere fteht bie felbftftän- 
Dige Verwaltung ihrer @emeindes Angelegenheiten zu. Die Bedingungen bee 
Ueberganges ber Ortöpolizeis Verwaltung an bie Gemeinden, wie den Umfang 
der erfieren wird das Geſetz beſtimmen.“ Endlich wirb ber erfle Sat bes 
$. 105. in folgender Faſſung angenommen: „Geſetze und Berorbnungen find 
verbindlich, wenn fie in ber vom Geſetz vorgeichriebenen Form befannt gemacht 
worden find.’ 
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8. | Proteft S. H. des Herzogs Wilhelm von Medienburg- Schwerin und ©. H. des 
Herzogs Georg von Mediendburg- Strelig: 

„„Wir unterzeichnete Agnaten des großherzoglich mecklenburgiſchen regie- 
renden Kürftenhaufes finden Uns zu Wahrung Unferer Rechte, fo wie der Rechte 
Unferer Nachkommen, zu der Erklärung veranlaßt: 

Daß die von S. K. H. dem regierenden Großherzoge von Mecklenburg⸗Schwe⸗ 

rin mit der Kammer der medlenburgifchen Abgeorbneten vereinbarte Verfaſ⸗ 

fung Unfere Zuftimmung nicht erhalten hat, weil 

1) der größte Theil des Domaniumsd bed Großherzogthums Mecklenburg⸗ 
Schwerin, ohne eine genügend nachgewieſene Nothwendigkeit und im Wi⸗ 
derſpruch mit bem Aten Artifel des zu Hamburg am 8. März 1701 o& 
geſchloſſenen Vergleichs, zum Nachtheil des geſammten Hauſes durch jew 
Vereinbarung alienirt wird, und weil 

2) durch die Beſtimmungen der vereinbarten Verfaſſung über bie fünftige 
Stellung des Landesherrn demfelben wejentlihe Regierungsrechte, beſor⸗ 
ders das Recht der freien Zuflimmung zu ben im Lande gegebenen Ge 
fegen entzogen find, während es zu einer conftitutionellen Reform ber 
Landes⸗Verfaſſung, deren Nothmenbigfeit Wir anerfennen, Teineöweged 
erforderlih war, die Tandesfürftlihe Würde, deren Erhaltung bas ge 
fammte Haus mit voller Berechtigung intereffirt, in eine, mit dem Be 
fen monardifcher Staaten nicht mehr verträgliche Unterorbnung unter be 
Beichlüffe gewählter VBerfammlungen für alle Zeiten zu verfeßen. | 

Damit nicht aus Unſerem Schweigen Unſer Anerfenntnig der Rechtsgiltiz⸗ 
feit jener Berfaflung gefolgert werde, proteftiren Wir hierdurch ausdrücklich ge 
gen deren Inhalt und die Publication.‘ 

6. | Weitere Berathungen der preußifchen erften Kammer über bie VBerfaflung. De 
sage 6. 17: „Die Wiffenfchaft und ihre Lehre ift frei,‘ wirb mit dem Zufak 
angenommen: „Die Beftimmungen gegen den Mißbrauch diefer Freiheit enthält 
das Unterrichts-Geſetz.“ Paragraph 18. erhält folgende Faſſung: „Für die 
Bildung der preußifchen Jugend fol durch äffentlihe Schulen überall gejorgt 
werben. eltern oder deren Stellvertreter bürfen ihre Kinder oder Pflegebe⸗ 
fohlenen nicht ohne den Unterricht laſſen, welcher für die öffentlichen Volle⸗ 
ſchulen vorgefchrieben iſt.“ Der nächſte $. bleibt unverändert, ber 20fe ift ba 
bin amenbirt: „Alle öffentlichen und Privats Unterrihtö« und Erziehungs: An 
ftalten ftehen unter der Aufficht eigner, vom Staate ernannten Behörben,” indem 
ber folgende Sag: „Die öffentlichen Lehrer haben die Rechte der Staatöbiener,” 
die Zuftimmung der Kammer nicht erhält. 

6 Erflärung ©. 8. H. des Erzherzogs Reichsverwefer: „Zu der am 30. September 
diefes Jahres zu Wien ziwifchen ber kaiſerlich koͤniglich öfterreichifchen und ber 
koͤniglich preußiſchen Regierung abgefchloffenen und vom Fürſten Schwarzenberg 
und Grafen Bernflorff unterzeichneten Convention über Bilbung einer neuen 
proviforifchen Gentralgewalt für Deutfchland gebe Ich hiermit Meine Zufim- 
mung und bie Erflärung, bag, wenn bie in jener Convention erwähnte Zuſtin⸗ 
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mung fänmtliher deutfchen Regierungen zu berfelben erfolgt fein wird, Ich bes 
zeit fein werde, Meiner Würde als beuticher Reichsverweſer zu entfagen. und 
bie Mir am 12. Juli 1848 von der deutſchen Bundesverfammlung übertragenen 
Rechte und Pflichten in die Hände Sr. Majeftät bes Kaiferd von Defterreich 
und Sr. Majeftät des Königs von Preußen niederzufegen.’‘ 

S. H. der Herzog Guſtav von Medienburg- Schwerin unterzeichnet ben unterm 
vorigen Tage mitgetheilten Proteft. 

Die Eidgenoſſenſchaft beginnt mit der Zurücdgabe des von ben Rebellen auf ihr 
Gebiet verfchleppten Kriege: Materials. Wahrfcheinlih wurden die desfalls ge- 
pflogenen Unterhandlungen dadurch verzögert, daß man Seitens ber Schweizer 
biefen Alt gewöhnlichiter Nechtlichfeit von der Bedingung einer zu gewährenden 
Amneftie abhängig machen wollte. 

Zu Arad, werben außer mehreren gebornen Ungarn, folgende Deutfche, welche als 
Generale der Infurgenten gedient: L. Aulich, früher Oberfi-Lieutnant, ©. Leh⸗ 
ner, früher Major, Bolt v. Pöltenberg, früher Nittmeifter, Karl Graf 
von Altsteiningen-Wefterburg, früher Hauptmann in ber öfterreichifchen 
Armee, mit dem Strange hingerichtet, Jof. Schweidl, früher Mafor, erfchoffen. 

Befehl des Reichsminiſteriums an den Reichsgeſandten in Belgien, Unterhandfungen 
wegen einer möglichen Ueberwinterung der beiden großen Reihsdampf- Fregatten 
im Hafen von Antwerpen anzufnüpfen 

Wieberholte Exceſſe des demofratifchen Pobels zu Muͤhlhauſen (Reg. Bezirf Erfurt) 
gegen bie dortige Garnifon. | 

In der Sipung des Verwaltungsrathes theilt der preußifche Bevollmächtigte ben 
mit Defterreich abgefchloffenen Vertrag wegen einer einftweiligen Centralgewalt 
(S. 30. September) mit, und fnüpft daran bie Trage: ob die Mitglieder in 
diefer Uebereinkunft nichts erfennen, was die Sntereflen des Bündniffes vom 
23. Mai d. 3. verlege. Darauf erfolgen nachflehende Erflärungen: 

Der E. ſächſiſche Bevollmächtigte. Er verneine die geftellte Trage, ja, er er- 
kenne in dem mitgetheilten Vertrage ein Höchft münfchenswerihes Greigniß, vorhandenen 
Gonflicten zu begegnen, größeren vorzubeugen, und fo das Werk eines wirklichen Frie⸗ 
dend nnd eined umfaflenden Mechtszuftannes, vefien das Vaterland fo ſehr beduͤrfe, all⸗ 
feitig zu fihern und feiner Vollendung entgegenzuführen. 

Der E. hHannoverfche Benollmächtigte. Auch er müfle in entfchievener Vernei⸗ 
nung der geflellten Frage, die bis dahin erreichte Nerflänbigung über Herſtellung eines 
allgemein anerfannten Organs für die Central⸗Regierung Deutichlands auf das Höchfte 
willkommen nennen, wobei er die Anerkennung für dieſes Mefultat ver vereinten Beftre- 
bungen ber Regierungen Preußens und Oeſterreichs gern dankbar anfchließe. 

Der ab. badiſche Bevollmächtigte. Er flimme, Die Frage ebenfalls verneinend, 
dem fo eben ausgefprochenen Tanke aufrichtig zu. Der Vertrag erfchelne als ein Aft 
unabweisbarer Notwendigkeit, da er einem dringenden Beduͤrfniſſe unerläßliche Abhilfe 
gewähre. Das Berfprechen der k. preußiichen Megierung, wonach das Bündniß vom 
3. Mai c, die unerfchütterte Baſis der bundeäftaatlichen Fortennvidelung in Deutfch- 
land fein und bleiben, und wonach Preußen in die Bundes⸗Commiſſion der neuen Cen⸗ 
tralgewalt die Pflichten eined Mepräfentanten und leitenden Organs tiefe Bündniſſes 
mit herübernehme, werde beftend acceptirt. Hiernach möchten die fonftigen Bedenken ge 
gen den Vertrag auf dad Aeußerſte zu beichränfen fein. So würde ber Bevollmaͤchtigte 
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allerdings gewünfcht haben, die Gegenſtaͤnde des $. 2 näher fpecificirt zu ſehen. Tas 
Vermißte fei aber auch jet wohl noch einigermaßen zu erfeßen, indem die preußiicen 
Mitglieder ver neuen Bundes-Commifjion über den Kreis ihrer Thätigfeit mit beſtimm⸗ 
ter Inftruction verfehen, und hie folgenden fieben Punkte als diejenigen bezeichnet und 
feftgehalten würden, bei denen biefer Kreis abſchließe, nämlih I) Wahrung des Lam: 
friedens unter den Mitglievern des deutſchen Bundes; 2) Sicherung des Bunbedgekind 
und jedes einzelnen Theiles veilelben gegen Angriffe und Beeinträchtigungen von aufm; 
3) Uebermweifung ver Wehrfähigkeit der Bundes⸗Armee; 4) Erhaltung und Ausbau ta 
Bundesfeſtungen; 5) Verwaltung der deutſchen Marine, 6) Erhebung, Verausgabung 
und Verwendung von MatricularsBeiträgen nach ven bisherigen Bundesbeſchlüſſen, un 
nur zu den Zwecken Nr. A und 5; 7) Nebernahme der Friedens⸗Verhandlungen mit 
Dänemark. Er erlaube fih, dem Ausdruck feiner perfönlichen Ueberzeugung in ter ger 
flellten Frage, den Ausdruck feines perfönlichen Wunjched um Grlaffung einer folder 
Inftruction für tie preußifchen Mitglieder der Bunded-Gommiljion beizufügen, jo wie m 
auch eriwarte und annehme, daß fich diefelben des F. 5 des Vertrages nur in dem Rai 
bedienen werben, ald e3 dad Bündniß vom 26. Mai c. vorfchreibt. 

Der Ef. heſſiſche Bevollmächtigte. Er Fönne und wolle dem gb. badiſchen Verol⸗ 
mächtigten in ber Prüfung und Kritil des Detaild des mitgetheilten Vertrages nidt 
folgen; fo viel er indeß bie Tragweite der einzelnen Beflimmungen des Bertraged im 
Augenblicke zu überjehen vernidge, koͤnne er viejelben nicht ohne mannigfache Gefahr für 
die Fortentwicklung und dad Zuftannefommen des Bündniſſes erachten, wenn er and 
die Frage, fo wie fie geftellt fei, nicht bejahen wolle, fich vielmehr für ihre Werneinung 
entſchließe. Was ihn aber hierbei allein berubige, fei die von Preußen gegebene Grfl 
rung, fi) in der Bundes⸗Commiſſion fletd ald ver Nepräfentant des Berwaltungs-Rarht 
erweifen, und in allen über vie laufende Aominiftration Hinausreichenden ragen nur im 
Einvernehmen mit dem Verwaltungs-Rathe vorfchreiten zu wollen. Für dieſe Erklärung, 
jo wie für alle Beſtrebungen, welche die K. preußifche Regierung ver Megelung ind 
Rechtszuſtandes in Deutichland bisher zugewendet, fpreche auch er der K. Regie 
feinen aufrichtigften Dank aus. 

Der gb. heſſiſche Bevollmächtigte. Die gb. Regierung hege ven Iebhafteften Wunſch 
den erfchütterten Rechtszuſtand in und für ganz Deutſchland fo bald als moöglich wire. 
georbnet und gefichert zu ſehen. Dennoch jehe er fich feinerfeitd außer Stande, ber Gr: 
reichung dieſes Wunſches Die Erfüllung der Prlichten gegen den Bundesſtaat, wie vier 
durch ven Vertrag von 26. Mai c. angeftrebt werde, nachzuſetzen. Der vorliegen 
Vertrag über die Herftellung einer neuen provijorifchen Gentralgewalt enthalte Beſtin⸗ 
mungen, die feiner perfönlichen Meinung nad) mit den Zweden des Vertrages vem 
26. Mai c, nicht zu vereinigen fein. So jeße der $. 2 ald den Zweck des Interim 
die Erhaltung eines völferrechtlichen Vereins, während der Vertrag vom 26. Wai c. 
im geraden Gegenſatz auf die Umgeſtaltung des völferrechtlihen Vereins zu cam 
bundesſtaatlichen Einheit abziele. Aehnliche Bedenken mußten vie $6. 3, 5 und 6 e- 
weden. Namentlich fei ed der Zwiſchenſatz in 6. 5, der, indem er der Bunbed- Gem: 
mifjion Befugniſſe beilege, bie weit über den Bereich einer bloßen Verwaltungs - Gem: 
miljion hinausgehen, eine Macht grünne, von ber er, der Bevollmächtigte, ſich nicht 
überzeugen könne, daß fie vem Gedeihen des Bundesſtaates zur Foͤrderung gereihen 
werde. Er ſehe fich daher zu feinem Bedauern in ver Lage, die geflellte Frage bejahen 
zu müſſen. 

Auf die Bemerkung des Vorſitzenden, daß die Anftände des gb. heſſiſchen Bedell⸗ 
mächtigten Doch zunächft mehr dem Bunde felbft, als der jet bezweckten proriſoriſches 
GentralsLeitung ded Bundes entnommen zu fein fehienen, daß aber, von biefem Pro: 
forium gänzlid; abgefehen und ungeachtet deſſelben, ber Bund noch eriftire, daß ver Ber 
trag vom 26. Mai c. auf dieſe Fortexiſtenz des Bundes ausdrucklich Bezug nehme me 


8. Oetobex. 8. 209 





daher wohl nicht abzufehen fei, wie durch Maßnahmen, die fich jedenfalls innerhalb des 
Bereich8 der Bundesrechte halten würben, ver Bildung des Bundes⸗Staates präjubicirt 
werben möge, 

fügt der gb. heſſiſche Bevollmächtigte zu, daß er das Jahr 1848 durchgelebt habe 
und nicht glaube, die Vorgänge dieſes Jahres nach ihrer wirklichen Schwere und Bes 
deutung zu verfennen. einer Ueberzeugung nach, fei an dem Tage, an dem aus den 
Abgeordneten aller veutfchen Bundreöflaaten die erfte deutsche National» Berfammlung in 
Frankfurt zufammıengetreten, ver bis dahin blos völferrechtliche Verein der deutſchen 
Staaten, in einen Bundesjtaat übergegangen. Wie man aber aud) jegt über den Fort⸗ 
beitand des alten Bundes troß des Jahres 1848 venfen möge, die Bunded- Berfaf- 
fung jei durch Diefes Jahr ein- für allemal vernichtet. Wolle man die Verfaflung des 
alten Bundes jet in veränderter Geſtalt wieder berrichten, fo möge man wohl erivä- 
gen, daß der deutfche Bundesſtaat eier immer noch auf feine Verwirklichung barre, und 
ſich wohl vorjehen, einer anderen Form ber neuen Gentralgemwalt zuzuftimmen, als wo⸗ 
bei dieſe Verwirklichung nicht in jeder Hinficht gefichert bleibe. Der vorliegende Vertrag 
gewähre ihm dieſe Bürgfchaft nicht, und deshalb verharre er bei feiner Bejahung. 

Der Borfigende kann dad entjchiedenfte Feſthalten an ver Nealijirung des Bundes» 
ſtaats jeinerfeitd nur anerfennen, glaubt aber doch, jo viel ed die Zufammenftellung ber 
jet projectirten Gentralgewalt mit ber früheren Bundesverfaſſung betrifft, wenigftens daran 
erinnern zu follen, daß diefe Verfaffung, ihrer Beſtimmung nad), eine bleibende fein 
follte, während die jetzt in Vorſchlag gebrachte Centralgewalt über ven I. Mai 1850 
nicht hinaudreicht. 

Der gemeinichaftliche Venollmächtigte für Gh. Sachſen⸗Weimar, $. Sachſen⸗ 
Altenburg, H. Sahfen-ECoburg und Gotha, und für die Fürſtenthümer 
"Meuß beider Linien. Befragt um feine perfönliche Ueberzeugung, müffe er fich dazu 
entjchließen, die geftellte Trage zu bejahen, da er die Wahrheit verleugnen mürbe, 
wolle er ald offene Antwort auf dieſe Frage nicht ausiprechen, daß er in dem Zu⸗ 
ftandefommen der vorgefchlagenen neuen Gentralgewalt den Bunbeöftaat wefentlich ges 
fährvet und ſchwer bebroht ſehe. Diefe feine Beſorgniß fliege wahrlich nicht aus einem 
Miptrauen in die Abfichten der E. preußifchen Regierung; fie flieBe aus ver Natur ver 
Dinge, vor ber die beiten Abſichten endlich zurüdftchen müßten. Cine Gentral=Megie- 
zung, wie bie hier vorgefchlagene, mit ſolchen Gompetenzen und Zuftändigfeiten, in Bes 
fite aller Gewalt über die äußere und innere Sicherheit Deutfchlands, müſſe für vie 
Entwidelung des Bundesſtaates, wie die Verhältniffe einmal geftaltet ſeien, nothwendig 
ververblich werden, und wenn dabei auf die Doppelitellung Preußens in der projectirten 
Bundes⸗Commiſſion und im Verwaltungs⸗Rathe hingedeutet werbe, fo fehe er in ver 
inneren Unhaltbarfeit einer ſolchen Doppelfielung nur eine große Sefayr für Preußen 
felbft, feinesweges aber eine hinreichende Garantie für den Bundesſtaat. Die Verſchie⸗ 
benheit der Principien, wonach dort auf abjolutem, Hier auf parlamentarifchem Wege 
vorgefchritten werben folle, müfle und werde zu bedauerlichen Conflicten ühren, und bie 
Lähmung ded Verwaltungs⸗Rathes werde die nächte jichere Bolge davon fein. Er wolle 
feine Bedenken, die er namentlih auch noch dem ungleichen Schlußtermine für das In⸗ 
terim und für dad Bündniß vom 26. Mai c. entnehme, nicht noch weiter auaführen; 
fo wie es ihm überhaupt freuen folle, wenn die Zukunft die Umichtigkeit feiner Vor⸗ 
ausfage darthue. 

Der gb. mellenburgsftreligifche Bevollmächtigte. Er verneine die Frage, 
im Allgemeinen aus den bon bem E fächfiichen Bevollmächtigten bezeichneten Motiven, 
denen er volffommen beipflichte, indem, wenn auch Modificationen der Verfaſſung des 
Bundesſtaates, wegen des Nichtbeitritt3 einzelner beuticher Megierungen zu dem Bünd⸗ 
niffe vom 26. Mai co. unerläßlih würden, doch der Einfluß des zwiſchen Defterreich und 
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Preußen getroffenen Ilebereimfommens auf dad deutſche Verfaſſungswerk ein überwiegend 
günfliger fein werde. 

Der gb. oldenburgiſche Berollmächtigte. Wie dankbar er auch bie von ker 
f. preußifchen Negierung gegebene, hoͤchſt ſchäzbare Erflärung anerkenne, umb wie viel 
Grund zur Beruhigung eine ſolche Erklärung allerdings einfchließe, fo müſſe doch auch 
er, in unummwundenem Ausfpruch feiner perfönlichen Leberzeugung, der Auffafſung bei 
96. mweimarifchen Bevollmächtigten beitreten und die geftellte Frage bejaben. Er würde 
fich vielleicht noch zu einer Verneinung Haben entichließen Können, werm bie auf Grund 
des Vertrages vom 26. Mat c. verbündeten Regierungen bei ter Bunbes- Gommiinen 
der neuen Gentralgewalt eo ipso durch Preußen vertreten wären, während es, Snkbalts 
des vorliegenden Vertrags, jeder Negierung wenigſtens freigeſtellt bleibe, fich, ihrer 


Stellung zu dem Vertrage vom 26. Mai c. umgeachtet, bei der Bundes ⸗Commim̃os 


feldftftändig vertreten zu laffen. Auch verkenne er keinesweges ben beillofen Zuſtand ter 
Nechtlofigkeit, dem die Angelegenheiten und Interefin ver Geſammtheit ver beuticen 
Bundeöftaaten in dieſem Augenblicke preiägegeben feien; aber indem er vielen Zuſtand 
tief beklage, Fönne ex ſich hoch nicht verhehlen, daß gerade das Widerwärtige und Uner⸗ 
trägliche deſſelben nach Gefegen ter Nothwendigkeit zum raſchen Aufbau Des deutſche 
Bundesſtaates Yindränge und Nudflüchte und Weiterungen unmöglich mache, die er ki 
einer, wenn auch nur proviſoriſch wiederhergeſtellten, Central⸗Gewalt nur zu ihr 
befürchte. 

Der 5. naffauifche DBenollmächtigte Nah ver Eröffnung des Vorſitzenben 
handle ed ſich zunächft nur um eine Meinungd=eußerung des Verwaltungs -Rathe, 
während bezüglich ver Annahme des Vertrages und feiner einzelnen Beitimmungen 
den Regierungen ihre freie Entfchlleßung vorbehalten bleibe. Bon dieſem Standpunkt⸗ 
aus nehme er feinen Anftand, ſich dahin zu Außen. So lange nidyt alle veutfchen Re⸗ 
gierungen der dem Bündniß vom 26. Mai c. zu Grunde Hegenden und mit ver Natie 


nal-Verfammlung vemnächft zu vereinbarenden Reichs⸗Verfafſung Beigetreten feien, blei⸗ 


ben zivifchen dieſen und den verbündeten Megierungen gemeinfame Angelegenheiten ;r 
vertreten, vie er als Angelegenheiten des weiteren Bundes zu bezeichnen fich erlauken 
wolle. Die Grundlage ter hieraus hervorgehenden materiellen Rechte und Verpflid⸗ 
tungen bilde der Bund son 1815. Wie fpäter, nad) erfolgter Conftituirung nes Zun- 
desſtaats, für vie Fünftige Verwaltung viefer allgemeinen Angelegenheiten organiid: 
Beſtimmungen und Feſtſtellungen in Kraft treten müflen, fo handle e8 fich jeht um ein 
Proviforium, durch welches bis dahin dieſelbe Verwaltung zu ordnen und zu handhaben 
ſei. Gegenüber der beſtimmten Erklärung der k. preußiſchen Regierung, daß durch die⸗ 
ſes Proviſorium den in dem Bündniß vom 25. Mat c. begründeten Verpflichtungen zur 
Beftftellung der Verfaffung des engeren Bundesſtaats in einer Weiſe Abbruch geſchebe, 
biefe Angelegenheit vielmehr überall als eine gemeinfame betrachtet und vertreten werke 
folle, konne er in Dem jeßt mitgetheilten Vertrage, auf vefien Ginzelheiten er nicht em 
gehe, im Allgemeinen eine Gefährdung des Bundesſtaats nicht erblidien. Dem Gin 
und der Feſtigkeit Der verbündeten Regierungen werde es anheimgeftclit bleiben, das ze 
meinfame Werk rajch zu foͤrdern und zum Abſchluß zu bringen, und fo die Dauer eine 
Proviſoriums abzufürzen, welches zwiſchenzeitlich geeignet erfcheine, jene Conflicte zu fr 
feitigen, zu welchen die jeßt völlig ungeordneten Merhältniffe zu nahen und immer er⸗ 
neuerten Anlaß bieten. Er ftinnme für die VBerneinung. 

Der 5. braunfhweigifche Bevollmächtigte verneint ebenfalls, ohne ſich tes 
halb die Gefahren zu verbergen, von denen er den mitgetheilten Vertrag aus ben bereitd 
bon dem gb. meimarifchen und dem gh. olpenburgifchen Berollmächtigten angeführten Re⸗ 
tiven, allerdings umgeben fieht, und ohne außer Anfchlag zu laffen, daß die neue Ga 
tral⸗Gewalt, je nachdem fie geübt werde, ven ganzen Charakter ver bisher dem Yunkek- 
fiante zugewendeten Beftrebungen ändern und die Macht und Bedeutung berfeiben fm 
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| hen und brechen könne. Was ihn in dieſem Gonflicte von Gründen und Gegengrün- 

| den beftimmt, ift der augenblickliche äffentliche Rechtszuſtand, ver nicht fortbeftehen darf, 
und die feierliche Verſicherung der k. preußifchen Negierung auch In der neuen Bundes⸗ 
Commiſſion der deutfchen Eentral- Gewalt den übernommenen Pflichten gegen ven deut⸗ 
hen Bundesflaat gerecht zu bleiben. 

Der Bevollmächtigte der freim Hanſeſtadt Hamburg. Er ſchließe ſich dieſer Anficht 
und diefer Abftimmung an. Auch feinen Wünſchen koͤnne der mitgetbeilte Vertrag in 
einzelnen Beſtimmungen nicht zufagen, er verkenne nicht, daß Durch denſelben zweien 
Staaten eine Macht übergeben werde, an ber vordem die Geſammtheit ver deutſchen 
Staaten Thell nahm, daß dleſe beiden mächtigften Staaten den übrigen Staaten mit 
abfoluter Regierungs⸗Gewalt gegenüberflehen, daß fie, indem ihnen in dieſer Stellung 
alle Mechte des früheren engeren Bundesrathes zufallen, in ver That mit einer Art von 
Dictatur bekleidet werben. Aber ungeachtet aller Bedenken, vie von dieſer Anfchauung 
der Sachlage nicht zu trennen find, und die ihn lebhaft beivegen, bleibt er dabei, die geftellte 
Trage zu verneinen, da er feſtes Vertrauen in die von Preußen feierlich abgegebene Er⸗ 
Härung ſetzt, und der Hoffnung if, daß es der Energie und Entſchiedenheit ver k. Re⸗ 
gierung gelingen werbe, die großen Schwierigkeiten zu überwinden, vie ber gleichzeitige 
Aufbau des deutſchen Bundedſtaates und die Wiederherſtellnng und Megelung des ge- 
ſammten Rechtszuſtandes in Deutfchland barbieten. 

Der Borfigenpe glaubt nunmehr auch feine perfänliche Ueberzeugung in ber vor⸗ 
liegenden Frage ausſprechen zu follen, womit er durchaus auf die Seite derer tritt, die 
diefe Frage verneinen. Er erflärt dabei ausprüdlich, daß der Vertreter der preußi- 
fhen Regierung bei viefer feiner Antwort völlig unbetheiligt fel, und daß er fich Ange- 
fichtd der augenblicklichen ſchweren Lage des Vaterlands in jeder anderen Stellung zu 
derfelben Antwort bekennen werde. Die für dieſe Antwort gebieterifch fprechennen 
&ründe wolle er nicht wiederholen oder ausführen; er babe ſich auf vie bis jetzt ange⸗ 
führten blos zu beziehen. Nur in factifcher Hinficht mache er noch darauf aufmerkſam, 
daß der Vertrag von einer Vertretung ber beutfchen Regierungen nicht in ver neuen 
proviſoriſchen Central⸗Regierung, fondern bei derſelben handle: eine MWertretung, bie 
Preußen zwar auch befeitigt gewünfcht habe, vie aber, ver Fakultaͤt nach, ausdrücklich 
beibehalten, ven Zufland ver Dinge wenigſtens nicht erheblich zu verändern feheine, da 
der völlige Ausfchluß einer Vertretung, bei entgegenftehenden An⸗ und Abfichten ver 
betreffenden Regierungen, in ver Wirklichkeit doch nicht zu erreichen fei. 

Der E. jächfifche Bevollmächtigte fügt dieſer letzteren Ausführung des Vorſitzen⸗ 
ben zu, daß die befte Beruhigung für alle bisher beregten Beforgniffe doch wohl in dem 
Umftande anerkannt werden müfle, daß die Megierungen von Preußen und Oeſterreich 
in der Bundes⸗Commiſſion volllommen gle&h vertreten feien, und vie erftere, als die er⸗ 
klaͤrte Mepräfentantin des Bundniſſes, alle Rechte und Zuſtaͤndigkeiten des Bünpnifies zu 
fhüßen und zu handhaben miffen werde. 

8. | Die preußifche erſte Kammer nimmt 9. 21. ber Verfaſſung etwas mobificirt an: 
„Die Leitung der äufferen Angelegenheiten der Volksſchule flieht der Gemeinde 
au. Der Staat flellt, unter gefeglich georbneter Betheiligung ber Gemeinden, 
and der Zahl der Befähigten bie Lehrer der öffentlichen Vollsſchule an. Bei 
Einrichtung der öffentlichen Volksſchulen find die confeffionellen Berhältniffe 
möglichft zu berüdfichtigen. Den religiöfen Unterricht in der Volksſchule leiten 
bie betreffenden Religions⸗Geſellſchaften.“ Paragragh 22. angenommen, unb 
nur der Schlußſatz: „In der öffentlichen Vollsſchule wirb der Unterricht unent- 
gelttich eriheilt,“ dahin geändert: „Den Kindern unbemittelter Aeltern wird ber 
erforderliche Elementars interricht unentgeltlich eriheilt.” Zu 5. 23. erlangt 
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das Amendement: „Die Volfsfchulfehrer erhalten ein den Local- Verhältnifien 
angemeffenes Einfommen,‘ die Zuftimmung der Kammer, woburd ber zweite 
Sag des $. befeitigt wird.”) 

9. | Sigung des Verwaltungs - Rathes. 

Der Borfigende erflärt in der Sigung vom 5. d. abgebrochene Beratbung über 
den Antrag des 5. naflauifchen Berollmächtigten für wiebereröffnet. Gr bemerkt dabei. 
daß er die feinerjeita am Schluffe diefer Sigung dem Verwaltungsrathe zugefagte Mit⸗ 
theilung über die der ablehnenden Erflärung der K. baieriichen Regierung vorgängigen 
Verhandlungen mit der K. preußifchen, in der nächften Sigung vollftändig erftatien werte: 
dagegen fchon jet erklären koͤnne, daß nähere Verhandlungen über ven Beitritt zu dem 


*) Von den über diefen Gegenſtand gehaltenen Reben möge die des Profeſſers Walter 
wenigftens auszugsweife hier einen Platz finden, da fie Dinge berührt, welche jest vieliach zur 
Sprache kemmen. „Eine eigenthümliche Erſcheinung ift es mir, daß ich häufig, nicht gerate ie 
diefem Haufe, aber auswärts, eine Abneigung gegen die Echullehrer, felbft ale Etanr. wahr 
genemmen habe. Man führt zwei Brände an: ihren aufgeblähten Sinn und ihre Berkeiligez 
an den pelitifchen Krifen der neueften Zeit. IH habe gegen Beides eine fehr große Nachñdt 
weil auch vie anderen Stände dieſe in Anfpruch zu nehmen haben. Hochmuth ift die Kranfbeis 
der Zeit, und fie klebt mehr oder minder alen Ständen an. Es giebt auch einen Beamtenirl 
einen Kaufmanneitolz, einem geiftlichen Stelz, audy einen Brofefiorenitolz, und man findet leider 
Stolz da, we man ihn am wenigiten erwarten follte, da die höchſte Bildung Feine beſſere Gele: 
genheit hat, als fich in der DBefcheinenheit zu zeigen. Was die pelitifhen Sünden res Edit 
lehrerſtandes betrifft, fo habe ich auch dagegen eine große Inbulgenz; es kömmt ihnen mar 
herlei zur Entſchuldigung zu Gute. Jede unglükliche Lage neigt fi gern Beränverungen fir, 
weil fie dadurch zu gewinnen hofft. Ihr Standpunkt verfchaffte ihnen nicht jene politiſche Bil 
dung und Veberficht, bie vor Verirrungen fhügt. Erwägen Sie auch, melde unansgeiepir 
Künfte ver Verführung jich an dieſen Stand verzugsweife herangemacht haben; ich Tanz mid 
nicht wundern, daß Mancher dem erlegen ill. Auch in den anderen Etänden haben ſich ix ter 
politifchen Kriſis nicht Alle bewährt; nicht unter den Kaufleuten, nicht unter den Gelehrten, zidt 
unter den Profeſſeren, felbit nicht unser den Geiftlihen und nnter den Beamten; ja ſelbſt zur 
den Miniftern haben ſich nicht Alle bewährt; nur ein Etand hat fi) bewährt, das ik tr 
Militairſtand. Daß eben der Edjullchrerftand in dieſer Richtung mehr als andere Stände kr: 
vorgetreten ift, liegt in ber großen Zahl verfelben; denn wo ift eine Juſtitution, tie eine grofe 
Zahl ven Mitglievern in fi faßt, wo nicht auch eine größere Zahl von Gebrechen fdıkı 
würde? — Man fell nicht ungerecht fein, man fell die große Zahl der Wohlgefinnten nicht nad 
den Verſchuldungen der Heineren Zahl beurtheilen. Wenn man die Echattenfeite tem Edul 
lehrer: Etante häufig verhält, fo beachte man auch die gute Eeite deſſelben. Das Bilt eine 
braven Edsullehrers hat etwas wahrhaft Ehrwürdiges und Ruͤhrendes. Man benfe jid jeise 
mühfame Aufgabe: venfelben mechaniſchen Unterriht:-Öegenitand immer wieder ven nenem ar 
zufangen, mit unenblicher Geduld, mit gleicher Friſche, harmles und befcheiven fein beihwerlis 
yes Tagewerf das Leben hindurch abfrinnen zu müflen; daneben vie geringen Mittel der Sxbs 
fifteng, die ihm fanm einen Genuß von Lebensfreuden möglid) machen, oft fogar nur drückente 
Nahrungefergen übrig laflen, während man anderswo Verſchwendung überfliegen ficht. Ur 
für feine Mühe wird ihm jelbit wenig oder gar fein Danf, denn wenn es ihm gelingt, gu 
Schüler zu erziehen, je wird Der große Antheil, den er daran hat, bald vergeflen, und wenz cl 
{hm nicht gelingt, fo wird von ſchwachen Keltern, die in ihre Kinder verliebt find, tie Edhalt 
eher auf ihn, als auf viefe geworfen. Ich fehe in dem waderen ypflihtmäßig wirfenten Schub 
lehrer eine fo ehrwürdige Erſcheinung, daß ich mich Daneben ganz gering fühle und zur Demstb 
geſtimmt werde. Ich babe nämlich einmal den Bauernftand ten Laitträger der bürgerlichen Eet⸗ 
fellfhaft genannt. In ähnlicher Weife möchte ich den Stand der Schulichrer den geiitigen kat 
träger der bürgerlichen Gefellfchaft nennen, und tafür Ihre ganze Theilnahme in Anfpruch ach 
men. Ich habe tie Ehwachheit, mich der Bedrängten anzunehmen; möge daher tie hehe Err: 
fammlung entſchuldigen, wenn ich für meine Collegen aus dem Lehrerſtande einige warme @ertt 


gefprochen habe.” 
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Vertrage vom 26. Mai c. mit der K. würtembergifchen Megierung gar nicht flattgefun« 
ben haben. Das einzige Aktenſtück, welches dem Verwaltungs⸗Rath in dieſer Hinficht 
bezügli Würtembergs vorzulegen bleibe, fei die im Namen des mwürtembergifchen Ge- 
jammt-Minifteriums von dem proviforiichen Vorftand des Departements der auswärtigen 
Angelegenheiten unter dem 26. September c. an ven K. preußischen Minifter-Präfidenten 
erlaffene Antwort. Dieje Anwort, die originaliter zur Ginficht und Kenntnißnahme dar⸗ 
gereicht wird, geht fchließlich dahin, 
daß bie würtembergifche Negierung, wenn jie ſich durch das wiederholte und drin⸗ 
gende Anfuchen ver preußifchen Megierung in die unerwünfchte Alternative ver⸗ 
teßt ſehe, entweder ihren Beitritt fogleich zu erklären, ober venfelben abzulehnen, 
nicht anftehen Eönne, fich für das letztere zu entfcheiden; unter dem Zufügen, 
daß fie jich zu dieſem Echritte ausfchließlich im Hinblick auf die dermalige Sach⸗ 
lage gedrungen fühle, daß fie veränderten Umftänten ftet8 mit Unbefangenheit 
Mechnung tragen und, mie überhaupt zu Allem bereit, was dazu beitrage, Deutſch⸗ 
land ſtark, einig und mächtig zu machen, jeden Beſtreben mit Freuden entgegen- 
kommen werbe, dieſes Ziel in einer Weife zu erreichen, daß ihre Bedenken bes 
feitige. 

Der Borjigende erfucht ſodann diejenigen Mitgliever des Verwaltungs Rathes, 
welche in der Sigung vom 5. d. nicht gegenwärtig waren, ſich über den Antrag be 5. 
naſſauiſchen Bevollmächtigten nachträglich außzufprechen. 

Hierauf erklären: 

Der Berollmächtigte ver freien und Hanſeſtadt Bremen. Don Seiten Bremens 
Eönne die thunlichfte Befchleunigung der Herftellung eines feften Nechtözuftandes in Deutſch⸗ 
land nur gewünfcht, und daher jedes Foͤrderungsmittel verfelben auch nur dringend empfoh- 
len werben. Die vorgefchlagene Ausfchreibung der Wahlen für den Meichätag auf den 
nächiten 15. Januar werde zugleich ald eine von dem Verwaltungs⸗Rath anerfannte Ver⸗ 
pflichtung betrachtet, die über die Vorlagen an ven Reichstag noch erforberlichen Verein- 
barungen bis dahin ver Erledigung zuführen zu wollen, und damit einer Erneuerung 
ähnlicher Vorgänge, an welchen das in Branffurt begonnene Werf nationaler Einigung 
gefcheitert fei, im Voraus zu begegnen. 

Der gb. medlenburg - fchwerinfche Bevollmächtigte. Unter Bezugnahme 
auf die zur Unterftügung des Antrags des 5. nafjauifchen Bevollmächtigten bereits vor⸗ 
gebrachten Gründe, die er durchaus theile, habe er fich auf die Erklärung zu beichränfen, 
daß er dem geftellten Antrage auch feinerfeitS ganz vollftinvig beitrete. 

Der £. fächfifche Bevollmächtigte bemerkt, daß ihm feitend der h. bernburgi— 
Ihen Regierung das Erfuchen zugegangen, für viefelbe, wie hiermit gefchehe, pie Erklä- 
rung abzugeben, „daß fie ven Anträgen des h. naſſauiſchen Berollmächtigten wegen Anbes 
raumung eined Termind zur Bornahme der Wahlen für das Volkshaus zum nächften 
Neichötage, beziehungsweiſe zur Einberufung des Reichstages beitrete, und die Beſchleu⸗ 
nigung dieſer wichtigen Angelegenheit wünfche.” 

Der Borfigende findet ed angemeflen, der weiteren Ausführung der nunmehr 
allfeitig abgegebenen Erklärungen über den Antrag des h. naffauifchen Benollmächtigten, 
die Beſchlußfaſſung des Verwaltung⸗Raths über ven Zuſatz⸗Antrag des gb. badiſchen 
Bevollmaͤchtigten: 
Daß ſofort eine Commiſſion beſtellt und mit gutachtlichem Vortrage darüber be= 
auftragt werde: wie die als Geſammtheit conſtituirten Verbündeten ihre enge und 
unlösbare Verbindung mit den übrigen deutſchen Bundesgenoſſen fortan am geeig⸗ 
neteften fortzufegen haben, insbeſondere, wie veren fernerer Anfchluß an den Bun 
desſtaat herbeizuführen, und dem durch 6. 1 der Verfaſſung vorbehaltenen Bun- 
desverhaͤltniſſe mit Deftereih Vollzug zu fichern fei, 

“vorgehen zu laſſen. Er erklärt dabei, daß er gegen vie Annahme dieſes Zuſatz⸗ Antrages 
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feinerfeits nicht mur nichts zu erinnern finde, fonvern denſelben entichieben unterflüge. 
Die Aufgabe, auf deren Loͤſung der Zufah- Antrag abzwecke, ſtehe mit ver Börkerung 
und Fefligung des Bunbeöftaates felbft in dem innigfien Zufanmenbange, und werte da 
Verwaltungs⸗Rath gewiß ganz im Bereiche der ihm vertragämäßig angewieſenen Wir: 
famfeit verbleiben, wenn er auch dieſer Lbfung feinen Eifer und feine Sorge mit zu⸗ 
wende. 

Der b. naffauifche Benollmächtigte fchließt füch dieſer Anficht des Vorſitzenden völlig 
an, fo wie er den Zufah- Antrag um fo bereitwilliger unterftügt, ald er darin nur vie be 
flimmtere Ausprägung des eigenen Wunſches wieberfindet, ben er am Schlufie jene 
einleitennen Vortrags in der Sigung vom 5. d. kundgegeben. Die ſammtlichen übrigen 
Mitglieder ded Verwaltungs-Rathes geben dem Zuſatz⸗ Antrage ebenfalld ihre Zuſtin⸗ 
mung. Der Zufaß-Antrag des gh. badiſchen Bevollmächtigten ift demnach einſtinmig 
angenommen. Die Zahl der Mitglieder ver in Gemäßheit des Zufag- Antrags zujam- 
mentretenden Commiſſion wird auf brei feſtgeſtküt. Die Wahl der Mitglieder dieſer Gem 
miffion findet in einer ver naͤchſten Sigungen ftatt. 

Zurückkommend auf den Antrag des 5. naffanifchen Bevollmächtigten, ftellt der 
VBorfigende vor Allem das bisherige Mefultat der Abſtimmung über dieſen Antrag 
feft. Bon vierzehn Mitgliebern des Verwaltungs⸗Raths haben elf Mitglieber für, rei 
gegen den Antrag geftinmt. Bei dieſem Diffenjus in ber Abſtimmung würde, ine 
der Vorſitzende zufügt, ein entſcheidender Beſchluß erſt durch Ausmittelungen une 
Feſtſtellungen herbeizuführen fein, deren der Verwaltungs⸗Rath in ſeiner gegenwärtigen 
Conſtruction noch entbehre. Deshalb und aus anderen naheliegenden Gründen müſſe 
er wünfchen, daß eine eigentliche Entſcheidung über die widerſtreitenden Anſichten mög 
lichft umgangen und ſtatt deſſen eine praktiſche Erledigung vorgezogen werte. Al 
Mitglieder des Verwaltungs⸗Rathes ſeien darüber einverſtanden, daß, ehe und ke 
die Wahlen zum Reichstag erfolgen können, Arbeiten mancher Urt noch erledigt 
und abgefählofien fein muͤſſen. Die Verſchiedenheit der Anfichten, wenigſtens nad einn 
Michtung Hin, beftehe nun darin, daß die Majorität ſich der Vollendung dieſer Arbrin 
vor dem 15. Januar c. verfichert halte, während die Mmorität glaube, bie® im voran 
nicht verbürgen, wenigftens ald Gewißheit für ven Zwed ver Termin» Beftimmung je! 
noch nicht voraudfegen zu dürfen. Hierauf fußend, mache er folgenden Vorſchlag. Ti 
K. preufifche Regierung gebt ihrerſeits fofort zu ber Erklärung über, daß fie und tm 
überwiegende Theil der mit ihr auf Grund des Vertrages vom 26. Mai c. verbünten 
deutfchen Negierungen den 15. Januar 1850 als den Zeitpunft betrachtet, an tem au 
Wahl ver Abgeordneten für ven nächiten Reichſtag jevenfalld werde vorgefchritien wer 
den fönnen, und fie weift, diefer Erklärung gemäß, ihre Behoͤrden an, vie dazu nöthigm 
Vorarbeiten, namentlich die Aufftellung der Wahlliften u. f. w., unverzüglich und effrigk 
in Angriff zu nehmen. In gleicher Welle verfahren alle anderen ver Majorität anyr 
börigen Regierungen, ſoweit e8 die Beftftellung ihrer Wahl⸗Reglements geflattet. Audenn 
feit3 unterläßt die Minorität eine folche Erflärung ober ſetzt fie einſtweilen noch and, ft, 
daß zwifchen ver Majorität und Minorität zunächft nur die äußere Differenz bervortritt, dej 
jene, die Majorität, die moralifche Verpflichtung überninmt, jedenfall am 15. Ianuar 1% 
mit allen Vorarbeiten gefchloffen zu haben und zum Ausfchreiben der Wahlen bereit jı 
fein, während diefe, die Minorität, fi) von einer folchen beftimmten Verpflichtung tr! 
der Hand noch frei erhält. Zwiſchenzeitlich wirken die verbünneten Regierungen, oje 
rität und Minorität, im Schoße des Verwaltungs⸗Rathes gemeinfchaftlich vahin, nad tan 
nächftige Zufammentreten des Reichstages Durch wiederholte Monitorien zur beidleanis‘ 
ten Einfendung ber einzelnen Wahl-Meglements, durch Feſtſtellung ver Mopificationn 
des Verfaffungd-Entwurfs, wie fie bei Dem Nichteintreten Bniernd, Würtembergs u.|.r- 
in den Bundesſtaat invieirt find, und in jeder fonft angemeffenen Weile vorzubrreittt 
Der Vorſitzende glaubt nicht, daß ein foldhes Vorſchreiten nach irgend einer Erite Hi 
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prajudiciren Tonne, fo wie er auf das lebhafteſte wünfchen muß, daß es für geeignet 
befunden werde, über einen Diſſenſus wegzukommen, von deſſen weiterer Berfolgung bie 
erbeblichiten Folgen nicht zu trennen jind. 

Der k. ſaͤchſiſche Bevollmächtigte kann nur einer Verftäntigung mit der k. oͤſter⸗ 
reichiſchen Regierung, die der Publication eines Wahltermind für den nächſten Reichstag 
borhergeht, vie Bürgfchaft eines wirklich gejicherten und geveihlichen Fortgangs ber dieſſei⸗ 
tigen Beitrebungen zugefleben; er findet fich verpflichtet, von jeden anderen Vorgehen 
nochmal nachdrücklich abzurathen. | 

Der E. hannoverſche Bevollmaͤchtigte. Die Vorfrage, deren Entſcheidung dem 
Vollzug des Antrags des h. naſſauiſchen Bevollmächtigten in jedem alle vorherzugehen 
babe, jei Die Frage nach der conereten Competenz des Verwaltungs⸗Rathes; eine Com⸗ 
petenz, die er durchaus beftreite, nachdem es gewiß geworden, daß nicht alle deutſchen 
Staaten, und namentlid ‚Baiern und Würtemberg nicht, dem projectirten Bundeöftante 
beitreten, und daß ber unter ben verbündeten Regierungen bi jet vereinbarte Verfaſſungs⸗ 
Entwurf vemgemäß, che er vor den Meichstag zu bringen, bedeutenden Mopificationen 
zu unterwerfen fei. Bei dieſer Lage der Sache und bevor überhaupt dad Rechtsverhältniß 
zwijchen den beutfchen Staaten, die dem Bunbeöftsate beitreten wollen, und denen, bie 
biefen Beitritt ablehnen, nicht geordnet und feftgeftellt ſei, müfle er ein Worfchreiten ver 
Erfteren, auch wenn fie alle über dieſes Vorfchreiten einig wären, für bundeswidrig 
halten; ein einfeitige8 Procediren, jogar eines bloßen Theiles der verbündeten Megierun- 
gen, aber zugleich als einen Verſtoß gegen dad Buͤndniß ſelbſt und als eine Verlegung 
ber dem Vertrage vom 26. Mai c. nicht beigeiretenen deutſchen Regierungen betrachten. 
Die rechtliche Begründung dieſes Satzes, fo wie überhaupt ver Verneinung bed vorlie⸗ 
genden Antrags, welche er fich in der Sigung vom 5. October c. vorbehalten, gedenke 
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er nunmehr zuzufügen. 


Der h. naſſauiſche Bevollmaͤchtigte wurde einem bundeswidrigen Verfahren nicht 
in dem von dem K. hannoverſchen Bevollmächtigten gegenwärtig reprobirten einſeitigen 
Borfchreiten, fondern umgekehrt in dem Zurückbleiben bei dem in Stage ſtehenden Aus» 
fchreiben ver Neichötagswahlen, zu begegnen glauben. Bei diefer feiner, ver Rechtsan⸗ 
ficht deö k. hannoverſchen Bevollmächtigten völlig entgegengefeßten, verlangt es ihn fehr, 
die von demfelben nunmehr angefünvigte Nechtö- Ausführung zu vernehmen. Sollten 
die Gründe diejer Ausführung das Rechtéwidrige des geftellten Antrags wirklich darthun, 
jo fei die fofortige Zurüdziehung des Antrags im voraus zugelagt. 

Der gb. Heffifche Bevollmächtigte ift ebenfalld überzeugt, daß die Verlegung ver⸗ 
tragsmäßiger echte, und zwar namentlich) den dem Vertrage nom 26. Mai c. beigetre⸗ 
tenen Regierungen gegenüber, eintretenden Falles nur auf Seite derer fei, die dabei behar⸗ 
ren follten, fich der jebigen Termin» Beitimmung für die Wahlen zum nächften Reichs⸗ 
tage, um bes Nichtbeitrittd anderer Megierungen willen, zu wiverfegen. Was für vie 
behauptete Legalität dieſer Wiverfelichkeit in der Sigung vom 5. d. vorgebracht und in 
fchriftlicher Faſſung zu Protokoll gegeben worben, habe er feitvem ausführlicher zu beant⸗ 
toorten gefucht, und wolle er dieſe Antwort ebenfalls in fchriftlicher Faſſung heute zu 
Brotofoll folgen laſſen. Die Beantwortung der von dem F. hannoverfchen Bevoll⸗ 
mächtigten fo eben angekuͤndigten Rechts⸗Ausführung behalte er ſich dabei, fofern biefelbe 
noch im Verlaufe diejer Sigung erfolgen folite, für eine fernere Sigung ausdrücklich vor. 

Der Vorſitzende kann nicht umhin, darauf aufmerkffam zu machen, daß fein Vor⸗ 
fchlag eben darauf gerichtet gewefen, fernere Ausführungen für und wider den Antrag 
des h. naſſauiſchen Bevollmächtigten auszuſcheiden, ziveien widerſtrebenden Meinungen 
einen praktiſchen Ausweg zu eroͤffnen, um fo im Verwaltungs⸗Rathe den Bruch zurück⸗ 
zuhalten, der bei einem Verharren auf der gegenſeitigen Rechtsbeſtreitung unvermeidlich 
zu werben drohe. In dieſem Sinne allein ſei ver Vorſchlag gemacht, in dieſem Sinne 
glaube er ihn nochmals einer ruhigen Erwägung empfehlen zu bürfen. 
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Der E. hannoverſche Bevollmächtigte fieht fih außer Stande, in tem gemad- 
ten Borfchlage ein Mittel anzuerkennen, über den eingetretenen Diffenfus, ohne Enridei- 
dung des Rechtspunkts, hinauszukommen. Der Vorſchlag ſetze voraud, wad ten Seit 
Hannovers im Ganzen und Einzelnen beftritten werde: Die rechtliche Zulaſſigkeit der 
Reichstagswahlen, nachdem mehrere deutfche Negierungen dem Bunbesftaate den Beitrin 
verfagt haben, und ehe mit Diefen und den verbündeten Staaten ein rechtliche Einder⸗ 
nehmen feftgeftellt if. Ter k. hannoverſche Bevollmaͤchtigte muß dabei erwarten, vap ti 
Differenz allfeitig auf pad punctum juris, als auf dad Einzige, worüber die Ueber 
gungen der Mitglieder des Verwaltung⸗Rathes bei der vorliegenden Frage audeinante 
geben koͤnnen, werde befchränft bleiben. 

Der VBorfigende glaubt das Mögliche verfucht zu haben. Sehe vie k. Hannererke 
Regierung bei dem, Namens der ?. preußifchen Negierung gemachten Vorichlage bis zur 
Behauptung eines Unrechts, fo bleibe ver letzteren allerbinge nur übrig, dafür den de 
weis zu fordern. Es ftehe demnach nichts mehr entgegen, die von dem E. hanncrerkia 
Bevollmächtigten angekündigte Rechts⸗Ausführung fofort zu vernehmen. 

Der E. hannoverſche Berollmächtigte verlieft Hierauf vie folgende in fchritlite 
Baflung zu Protokoll gegebene Ausführung: 

Der k. hannoverſche Benollmächtigte muß «8 in Folge ver weiteren Tidafım 
über den Antrag des h. naffauifchen Benollmächtigen wegen ver Befchleunigung ter &> 
berufung des Reichstags für angemeifen und nothwendig halten, vie Unſtatthaftigkeit m 
Einberufung eined Reichſstags zur Berathung über ben vereinbarten Berfajjungd- Ex 
wurf, mit Rückſicht auf die im Art. 1. des Vertrags vom 26. Mai den fänmtlidn 
Mitgliedern des veutfchen Bundes ausprüdlich vorbebaltenen Rechte und Pflichten, m 
Verwaltungs: Mathe durch folgende Ausführung näher darzulegen. 

Um den Standpunkt richtig gewürbigt zu fehen, von welchem ab Hannorer bie örsx 
auffaffen zu müffen glaubt, „ob es gegenwärtig an der Beit fei, Die im Art. IV. id 
Vertrages nom 26. Mai d. J. vorbehaltene Berufung einer Reichs⸗Werſammlung am 
ten zu laffen, und viefer den unter den verbündeten Negierungen vereinbarten Berfahungk 
Entwurf vorzulegen“, 
bedarf ed einer Erinnerung an den Hauptgrundfag, welchen Hannover feit dem Mir: 188 
in der deutjchen Verfaſſungsfrage unabweislich feitgehalten hat. 

Diefer Grundfaß, den eine nom k. hannoverſchen Sefammt-Vlinifteriun unterm 22. Riñ 
1848 erlaffene Bekanntmachung unter den Zielpunften ver Regierung als Maßregeln zurGin- 
gung Deutichlands und zur Erreichung einer Vertretung des Volkes bein Bunde im veriaſ⸗ 
ſungsmäßigen Wege voranftellt und austrüdt, ift der Grundſatz einer Grürdum 
der ſtaatlichen Entwickelung von Deutfchland auf dem Wege, ven Geſetz und Verfaflom; 
borzeichnen, und ihn vermag Hannover im gegenwärtigen Augenblicke um jo meniger u 
berlajfen, da die ganze Stellung und Sicherheit Deutichlands davon abhängt, daß nee 
der Wahrung des eigenen guten Rechts jene Beeinträchtigung fremden Rechts, ver Alm 
des Rechts eines Merbündeten, gewilienhaft vermieden bleibe. 

Auch bei Abfchliegung des Bündniſſes vom 26. Mat iſt Diefer Grundſatz une 
brüchlichen Feſthaltens am beftehenden Rechte offen ausgefprochen und vorangeftelli 
worden. 

Davon zeugt dad Protokoll über die Verhandlung vom 20. Mai, in welchem zunt 
des Bündniſſes erwähnt wird, und wo e8 heißt: am Schluffe einer längeren Erörterung 
erflärt Hannover ſich dieſem Vorſchlage Preußens zuſtimmend, jedoch mit der Zugebe, 
daß Durch das zu ſchließende Bündniß die Rechte und Pflichten aus tem Bundeé⸗Ka⸗ 
hältniß von 1815 nicht gefchwächt werben u f. w. 

Darauf beruht dann der Art. 1 des Bundniß · Vertrages in den Worten: die Koͤrig⸗ 
lichen Regierungen jchließen in Gemäßheit des Art. XI. der deutſchen Bundes-Alte row 
8. Juni 1815 ein Bündniß u. |. w. Sie behalten dabei fämmtlichen Gliedern des Inst 
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[hen Bundes alle aus dieſem hervorgehenden Mechte und die dieſen Rechten entfprechen« 
den Verpflichtungen ausdrücklich vor. 

Diefen gemäß fagt tie Note vom 28. Mai 1849: vie deutſchen Staaten, weche fich 
dem vorgelegten Verfaſſungs⸗Entwurfe anfchließen, werden als tie im $. 1 bezeichneten 
Glieder des Bundesſtaats zu betrachten fein, während denjenigen Megierungen gegenüber, 
welche fich zu dieſem Anfchluife nicht veranlaßt finden, Die aus dem Vertrage von 1815 
fließenden Nechte und Pflichten unverändert fortbeftehben bleiben; 
was dann die Denfichrift vom 11. Juni 1849 im Abfchnitt vom ‚Reiche“ als von feleft 
einleuchtenn dahin wiederholt: „daß des neue Bundesftaat zu denjenigen Gliedern bes 
bisherigen deutfchen Buntes, welche fich ihm noch nicht anfchließen möchten, zunächft in 
dem Verbande ver Rechte und Pflichten verbleibt, die aus der Bundes» Afte von 1815 
erwachſen 20.” 

Nach viefen Anführungen kann e8 keinem Zweifel unterliegen, auf welchem recht= 
lichen Grunde das Bündniß vom 26. Mat beruht und kon welchem Standpunkte aus 
daſſelbe auszulegen, ver neben ihm vereinbarte Verfafſungs⸗Entwurf aufzufaſſen ift. 

Unverfennbar liegt in der Begründung eines Bundesſtaates nach Maßgabe jenes 
Entwurfd eine Abänderung der Bundes-Verfafſung. Diefe Abänderung ift eben der 
Zwed jened Entwurfs. 

Die etwaige Behauptung, daß in der Begründung eines Bundesſtaats unter einem 
Theile der deutſchen Staaten eine Abänderung der Bundes-Verfaſſung nicht liege, wenn 
nur gegen die nicht beitretenden Bunbesftanten vie Nechte und Pflichten aus dem Bunte 
vorbehalten bleiben, würde nur auf einem Mißverftänpniffe beruben. 

Wenige Andeutungen werben genügen, dies darzuthun. 

Der wefentlichfte Theil der Bundes⸗Verfaſſung ift die im Artikel A und 6 der Bun 
desakte feftgeftellte Abftimmungs-Ortnung. Es iſt aber klar, daß dieſe aufgehoben wirt, 
wenn — wie der Berfaffungd- Entivurf e8 will — ein Theil ver durch folche Abſtim⸗ 
mung zu erledigenten Angelegenheiten von einem Reichsvorſtande, entweder allein oder 
nach Beichlußnahne eined abweichend componirten Fürften » Gollegiumd, oder gar unter 
Beſchlußnahme eined der Bundes» Verfaffung völlig fremven NReichstages, abhängig ge⸗ 
macht wird. 

Es ift eine entfchlenene Abänberung, wenn der Entwurf ($. 10) dad Mecht bed 
Krieged und Friedens, daß tie Bundes» DVerfaffung nur ver Oefammtheit Deutjchlands 
beilegt (Art. I1 der Bundes⸗Akte und Urt. 35 bis Al der wiener Schluß⸗Akte), dem 
Reichs-Vorſtande allein auch in dem alle vindicirt, wenn ein Theil des Bundes nicht 
auf jene Verfaſſung einginge; denn nach dem Entwurfe würde der Reichsvorſtand aud) 
ohne allfeitige Abftimmung vie nicht beitretenden Bundesglieder in einen Krieg verwickeln 
fönnen. 

Es wird kaum nöthlg fein, noch darauf binzuweifen, daß Das Heerweſen, bie 
Bundeöfeftungen nicht verwaltet werben koͤnnen, obne Benehmen mit den fännmtlichen 
Gliedern des Bundes, die auf feine Welfe gendthigt fein würven, flatt ihrer Verbün- 
beten mit einer den Bundes⸗Urkunden fremden Reichsgewalt fich einzulaffen, ober hervor⸗ 
zubeben, daß die Bundes⸗-Urkunden auf die unverlegte Erhaltung des Stinmrechts ein 
fo großes Gewicht Tegen, daß felbft in ven Fällen, wenn ein fiimmberechtigted Territo- 
rium durch Erbgang einem anderen Bundesfürften zufällt, die fernere Führung einer 
ſolchen Stimme kon der Gefanmtheit des Bundes abhängt (W. Eh. A. Art. 16). 

Sp viel wird ſtets unverkennbar fein, daß die Durchführung des vereinbarten Ent⸗ 
wurfs ohne Abänderung der Bundes-Verfaſſung unmöglich ift. 

Ueber Abänverungen der Bundes⸗-Verfaſſung fann nach dem Art. 7 der Bundes- 
Akte „weder in ver engeren Verſammlung noch in pleno ein Beſchluß durch Stimmen- 
Mehrheit gefaßt werden.” 

Es bedarf dazu der einhelligen Zuftimmung aller flimmberechtigten Bunpesglieder, und 
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das hierdurch einen jeden derſelben zuerkannte Widerſpruchdrecht gegen Abdaberunge 
der Bundes⸗Verfaſſung kann weder die mit AUuflöfung der Bundes⸗Verſammlung einge 
tretene Schwierigfeit einer Geltendmachung tiefes Rechts in der verfafiungdmäßigen Kor, 
noch durch einen Vertrag gefchmälert erfcheinen, ber den eben hervorgehobenen Bruntiag 
der Erhaltung von Recht und Pflicht an der Spike trägt. 

Man wird fich kaum darüber täufchen Tönnen, daß fowohl die henachtheiligten Bar 
deögliever als die fonftigen Theilnehmer ver Verträge von 1815 Hinreichenden Grund zu 
Einfprache gegen ein von ben Borfchriften der Bundes⸗Akte abweichennes Verjfahren fr 
den würden. 

Wenn nun aber pas Bündniß vom 26. Mai auf dem Grundſatze ber unverlegin 
Erhaltung der aus dem deutfchen Bunde herrührennen Rechte und Pflichten ruht, wen 
die Durchführung des Entwurfs eine Aenderung der Bundes» Verfaflung nothwendig mi 
fih führt, wenn dieſe eine einhellige Zuftimmung aller Betheiligten erforbert, und wem 
dennoch dieſer Entwurf für einen Theil Deutſchlands fol in Wirkſamkeit treten könne, 
ohne den Beitritt ſaͤmmtlicher übrigen deutſchen Staaten zu exbeifchen: 

fo muß nothiwendig auch der $. 1 des dem Vertrage angeſchloſſenen Berfaflungk 
Entwurfs mit jenen Grundgedanken überflimmen, und nichts würde von ber wak 
ren Bedeutung jened 6. 1 weiter abgeben, als eine Auffaflung, welche denſella 
in einem dem Bundesrechte wiberfprechennen Sinne dahin verfichen wollte, dä 
ed die Abjicht fei, jener beliebig zufammentretenden noch fo geringen Fraction m 
deutichen Bundesflaaten die Berufung eines Meichötaged zur Sauctionirung | 
Reichs⸗Verfaſſung zu geftatten. 

Es liegt vielmehr am Tage, daß die rechte und wahre Bedeutung bes F. 1 ve De 
faſſungs⸗ Entwurf auch nad) den fänmtlichen oben angezogenen Altenftüden eine andat 
fein muß, und daß fie feine andere als die fein kann, daß fein beuticher Staat gas 
gen werden folle, dieſem Bundesſtaate wider Willen beizutreten. 

Sp ift diefelbe in ver Note vom 28. Mai, fo in ver Denkichrift vom 11. Im 
dargelegt. 

Es würde aber eine mit nichts zu rechtfertigende Gonfequenz fein, wenn man m 
der in diefem Sage befürtworteten Freiwilligkeit des Beitrittö die Forderung ziehen weht, 
daß die Zuftimmung ver Nichtbeitretenden nicht erforverlich fei, eine Folgerung, mit wi 
cher der im Vertrage vorangeftellte außsbrüdliche Vorbehalt aller Rechte und Pilidın 
aus dem Bunde geratezu im Widerſpruch ſtehen würde. 

Es würde eine ſolche Auffaffung nur auf eine Berwechfelung fehr verfchiedener Le 
griffe beruhen können. 

Es ift etwas ganz Verſchiedenes, wenn an Defterreich ober Baiern vie Frage ge 
richtet wird: ob diefe Staaten es ihrer Stellung angemeffen finden, in ben Wunbesieal 
einzutreten? 
ober vie: ob fie es genehm halten, daß bie eintretenden veutfchen Staaten ige Verhik⸗ 
niß zu dem, in dieſem Kalle rückſichtlich jener fortbeſtehenden deutſchen Bunde in tar kr 
zeichneten Weife umgeflalten? 

Die Berneinung jener erften Frage würbe, nach Maßgabe des Artikels 1 nea Em 
wurfs, der Bildung des Bundesſtaates an ſich nicht im Mege fichen. Die Berneimm; 
ber ziveiten Stage würde, nach Maßgabe des ziveiten Abſatzes im Artikel 1 dc Bin 
nißvertrages, viefelbe unmöglich machen. 

Sollte man glauben, ſich hiergegen auf ven Artikel XI. der Bundes⸗Akte, und rin 
darin vermeintlich begründetes freies Buͤndniß⸗ oder Vereinbarungs- Hecht berufen ge 
können, jo müßte dem entgegengefeßt werden, daß ein ſolches Recht in dem Art. I nd 
Bünbniffed nicht in Anſpruch genommen wird, indem hier Rechte und Pflichten des Par 
bed gerabezu vorbehalten merken, und daß felhft ohne folchen Vorbehalt die durch An! 
und SU. ver Bundes⸗Acte ftipulirte Unauflösbarkeit des deutſchen Bundes nimmer 
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geftattet, feinem Vundnißrechte eine Ausdehnung zu geben, welche Verbindungen gegen 
die Berfaffung des Bundes ſelbſt zuließe. 

Glaubte man es für angemeflen halten zu dürfen, bei einer vielleicht als zweifelhaft 
angeichenen Auslegung fich vorläufig durch Berufung eines Reichstag In Beſitz zu feben, 
und fo die Thatfache dem bloßen Anfpruche ded Bundesrechts entgegenzufeßen, fo wuͤrde 
ein folche8 Verfahren nem Geiſte des Art. XI. ner Bundes⸗Akte auf das entfchienenfte 
widerfprechen, da folcher alles thatfächliche Vorgehen in Bundesſachen ausdrücklich aus⸗ 
fließt, eine Beſtimmung, welche in der wiener Schluß» Akte Art. 18 ac. noch beſtimm⸗ 
ter entwidelt ift, und an welcher Hannover un fo entichiedener fefthalten muß, je mehr 
die Zeit einen gewaltthätigen Charakter anzunehmen droht, und je ähnlicher ein folches 
Verfahren demjenigen jein würde, durch welches Die franffurter National-Verſammlung 
im Monate April und Mai zu Grunde gegangen ifl. 

Wollte man aber enblich die Anficht aufftellen: 

die Berufung des Reichstages fei um deswillen noch feine Abänderung der Bun⸗ 

deö= Berfaffung, weil dieſelbe noch nicht die Geltung der Reichs⸗Verfaſſung invol⸗ 

vire, vielmehr erſt die Vorbereitung dazu enthalte, 
fo würde dieſer Sab an fi zwar richtig, ficher aber es ein hoͤchſt gefährliches, um nicht 
zu jagen, unrebliches Unternehmen fein, eine Berfammlung von dem Charakter des Reichs⸗ 
tageö zu berufen, verfelben eine Verfaflung vorzulegen, folche von ihr genehmigen zu laſ⸗ 
fen und hinterher dieſe Verfaſſung nicht in Ausführung zu bringen, weil von ben Bun⸗ 
desgenoſſen Widerſpruch dagegen eingelegt worden. Gin folches Verfahren würde nur 
geeignet jein, die Regierungen den gerechteften Borwürfen von allen Seiten bloßzuftellen. 

Wenn diefe einmal dem Neichötage eine Verfafſfung proponiren, fo müflen fie zuvor 
Alles getban haben, was zu ver rechtögiltigen Durchführung berfelben erforderlich ift, 
damit tie Verfaffung nach erfulgter Zuftimmung auch wirklich ins Leben geführt werben 
Sörme, und fo ift, was fie angebt, die Berufung des Reichstags und die Propofition ber 
Verfaſſung ver Einführung unbedingt gleichzuftellen. 

Es iſt demnach die Anficht Hannokers: 

daß vie Berufung des Reichstags auf Feine Weile flattfinden dürfe, che nicht 
diejenigen Megierungen, welche der Verfafſung fich nicht anſchließen, die Erklaͤ⸗ 
rung abgegeben haben, daß fie vie in der Einführung ber Reichs⸗Verfaſſung 
liegende Erklärung der, rüdfichtlich ihrer foribeſtehenden Bundes⸗Verfaſſung, geneh⸗ 
migen wollen. . 

Eine folche Erklärung ift, fo viel der hannoverſchen Megierung bekannt, zur Zeit 
ton feiner verjelben gegeben, und es hätte folche füglich auch nicht erfolgen können, da 
es anı Tage liegt, daß die Durchführung des Entwurfs, wie folcher anı 26. Mai feſtge⸗ 
Kellt worden, nach dem Rücktritte von Baiern und dem Zurückbleiben Würtembergs und 
mehrerer kleineren Staaten in feiner jegigen Abfaffung nicht durchzuführen, daß nament» 
lich das Necht des Kriegs und Friedens, wenn ber deutfche Bund fortbefteben fol, durch⸗ 
aus anders zu normiren fein werde. Nicht zu gebenfen, daß die in Entwurfe aufgeftellte 
Form der völferrechtlichen Vertretung nur dann ind Leben treten kann, wenn die aus⸗ 
wärtigen Mächte, denen gegenüber dieſe Form Geltung erhalten folk, dieſelbe anerkennen; 
ein Umſtand, der eine ververbliche Einmifchuug des Auslandes in bie inneren PVerhält- 
niffe Deutfchlanns herbeiziehen müßte, imenn biefe Anerfennung ohne das völlige Einver- 
ſtaͤndniß aller deutſchen Regierungen verlangt würde. Hieraus folgt dann die Nothwen⸗ 
digkeit, daß, bevor man den nicht beitretenden Megierungen jene Frage um ihre Zuftin- 
mung borlegt, Verhandlungen über borgängige Mopificationen des dem Meichötage vor⸗ 
zulegenden Entwurfs eintreten müßten, und an dieſe Verhandlungen knüpft ſich ſodann 
ferner der von Sachſen und Hannover am 26. Mai gemachte Vorbehalt. 

Es liegt am Tage, daß nach definitivem Ausfcheiden Baiernd und bei erfolgenvdem 
Beitritt Würtemberge — der mangelnden Liebereinkunft mit Defterreich nicht erft zu ges 
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benfen, — die ganze Reichs⸗Verfaſſung lediglich den Charakter eines nord⸗ une mitel« 
deutfchen Bundes an fich tragen würbe, und Daß demzufolge alsdann zugleich ber Zeit 
punft einträte, mo Sachen und Hannover ihren am 26. Mai gemachten Vorbekalt gel- 
tend zu machen haben würden, nach welchen in Diefem alle eine Erneuerung der Ver—⸗ 
handlungen und eine Limgeftaltung des vereinbarten Verfaſſungs = Entwurfs eintretm 
müßten. 

Unter dieſen Umſtänden kann hannowerfcherfelts nicht dafür gehalten werben, tar 
ſchon jett Alles hinreichend vorbereitet fel, damit zur Berufung eined Reichstags geſchri⸗ 
‚ten werben Eönne; noch weniger aber kann man es zweckmäßig finden, einen Termin für 
diefe Berufung feftzuftellen. 

Schlieglich aber kann ver hannoverfche Bevollmächtigte nicht umbin, darauf aufwen⸗ 
fam zu machen, daß für Diejenigen, dem Bünpniffe vom 26. Mai beigetretenen Staaten, wi: 
in der Lage geweſen find, jich der ausdrücklichen Zuſtimmung ihrer Stände zu bem Ar 
ſchluſſe an das Bündniß verfichern zu müflen, aus der Mopification des von jenen Stir 
den ausdrücklich genehmigten Verfaffungs-Entivurf3 für ganz Deutichland zu einem Ter 
faffungs » Entiwurf für einen engeren Bundesſtaat, eine fo weſentliche Aenberung te 
Zwecks des Bündniſſes und der Vorausſetzungen jener flänbiichen Genehmigunger 
eintreten würde, daß man auch ſchon daraus in der Verfolgung des gegentminig 
intendirten Wegs nur eine Gefährdung der Zwecke des Bündnifſes rom 26. Mai fe 
den koͤnnte. 

Der Vorſitzen de erkläͤrt am Schluſſe dieſer Ausführung, zwar nicht in ver Leze 
zu jein, ſich über den Inhalt dieſer Ausführung Namens der von ihm vertretenen koͤniz⸗ 
lichen Regierung fofort äußern zu fännen; er werde vielmehr des Endes erft genaue Ri: 
theilung zu machen, und fyecielle Inftruction entgegen zu nehmen haben. Das aber glas 
er als perfönliches Urtheil Leinen Angenblick unterprüden zu follen, daß eine Regie 
rung, die folcher Nechtsanficht gewefen, dad Bündniß vom 26. Mai c. rie 
ed vorliege, nicht hätte fchließen, und noch weniger andere Megierungen. 
diefem Bündniß beizutreten bätte auffordern mögen. Sodann verbleibe ibs 
für jegt noch die Frage, ob ver k. jächfifche Verollmächtigte fich wie in ter Veftreimi 
des Antrags, fo auch in der eben vernommenen Nechtö-Ausführung dem k. bannesmide 
Berollmächtigten anfchliehe. 

Der k. fächfifche Verollmächtigte erwiedert, daß er fich zur Zeit darauf heicrint, 
auf ven von der E. ſächſiſchen Negierung dem Vertrage vom 26. Mai c. angeidleien 
Vorbehalt Bezug zu nehmen. Im Uebrigen erwarte er ven Vorfchlag über tie er 

cationen des Verfaſſungs-Entwurfes, wie jie durch Den verjagten Beitritt Baiernd, Eir- 
tembergs u. f. iv. jeßt nothmwenpdig werben. Was indbefonvere die Frage über jan, 
des k. ſächſiſchen Perollmächtigten, Anfchluß an vie mitgetheilte Rechts⸗Ausführung te 
k. hannoverfchen Bevollmächtigten betreffe, fo babe er den Nortritt dabei dem f. hame⸗ 
verfchen Benollmächtigten um fo mehr überlaffen wollen, als viefer an dem Abfclufe ti 
Vertrages vom 26. Mai c. perſoͤnlich Theil genommen. 

Der Ei. beffiiche und ver gb. befjifche Benollmächtigte geben bezüglich der: 
dem £. hannoverfchen und jächfifchen Vevollmächtigten in der Sitzung vom 5. d. auig® 
führten Beftreitung des vorliegenden Antrags noch nähere Erwiererungen zu Protefrl 
In ter Erwiederung des ah. befiifchen Bevollmächtigten ift befonverd hervorgehoben, duß 
den dem Vertrage vom 26. Mai c. beigetretenen Regierungen die Geltendmachung if 
Rechte vor dem provijorischen Bundes⸗Schiedsgerichte gemahrt werde. 

Saämmtliche Vevollmachtigte behalten jich Die Beantwortung der ton tem k. Fame 
verſchen Bevollmächtigten in der heutigen Sitzung mitgetheilten Rechts⸗Ausführung SC. 


9. | Beitritt S. D. des Fürften von Schaumburg-Lippe zum Berliner Bündniſſe. 
9. | Fortgefegte Berathungen der preußifchen zweiten Kammer über $. 105. der Hr 
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faffung. Der Antrag den zweiten Say: „Wenn die Kammern nicht verfammelt 
find, fönnen in dringenden Fällen, unter Berantmwortlichfeit Des gefammten Staate- 
Minifteriums, Berordnungen mit Gefegeöfraft erlaffen werben; diefelben find 
aber den Kammern bei ihrem nächſten Zufammentritt zur Genehmigung fofort 
vorzulegen,’ ganz zu ftreichen, findet feinen Beifall. Eben fo fallen einige 
Amendements, zulegt erhält die von der Commiſſion vorgefchlagene Faſſung: 
„Nur in dem Falle, wenn bie Aufrechthaltung ber öffentlichen Sicherheit oder 
bie Befeitigung eines ungewöhnlichen Nothftandes es dringend erfordert, Fönnen, 
infofern die Kammern nicht verfammelt find, unter Berantlichfeit des gefammten 
Staatd - Minifteriumsd Verordnungen, die ben Beftimmungen ber Berfaffung nicht 
zumibderlaufen, mit Gefegesfraft erlaffen werden. Diefelben find aber den Kam- 
mern bei ihrem nächften Zufammentritt zur Genehmigung fofort vorzulegen, 
bie Mehrzahl der Stimmen. 

9. | Urtheil des rheinifchen Caſſations⸗Hofes zu Berlin in der Angelegenheit des No- 
taritats⸗ Candidaten Bernbach. (S. 22. Auguft.) „In Erwägung, daß das durd) 
bie preußifche Geſetzſammlung publicirte Reichsgefeg vom 30. Sept. 1848 im 
Art. A. verfügt: „Kein Abgeorbneter darf zu irgend einer Zeit wegen feiner. 
Abftimmung in der Reichsverſammlung oder megen ber bei Ausübung feines 
Berufs gethanen Aeußerungen gerichtlich verfolgt ober fonft außerhalb der Der ' 
fammlung zur Berantwortung gezogen werden;“ baß bie Anwendung diefes 
Gefeges auf die am 6. Juni d. J. zu Stuttgart gefaßten Beichlüffe zunächſt 
bavon abhängig ift, ob die urfprünglih nach Frankfurt a. M. berufene beutfche 
Reichsverſammlung am 6. Juni d. J. zu Stuttgart rechtliche Eriftenz hatte; 
bag Franffurt a. M. von der Bundesverfammlung durch ihren Beſchluß vom 
30. März 1848 zum Sige ber Reichsverſammlung auserfehen wurde, weil eg 
eine Gentralitelle zwiſchen Nord- und Sübbeutfchland war, bei feiner geringen 
Macht eine faft neutrale Stellung einnahm und der Sitz ber Bundesverſamm⸗ 
lung, mit welcher bie Reihöverfammlung in vielfache Verbindung und Verband: 
lung trat, fpäter der Sig der Gentralgewalt, in deren Hände bie Bundesver- 
ſammlung ihre Rechte niedergelegt hatte, und ber Sig ber bie Centralgewalt 
umgebenden Organe ber einzelnen deutſchen Staaten war; daß das Tagen ber 
Reiheverfammlung zu Frankfurt, ihrer Berufung durch die Bundesverfammlung 
gemäß, zur rechtlichen Exiftenz biefer Berfammlung weſentlich gehörte, die letztere 
baher einfeitig und ohne Vereinbarung mit der, an die Stelle der Bunbesver- 
fammlung getretenen und mit der Reichsverfammlung ein Ganzes bildenden 
Gentralgewalt weder nad Stuttgart nod an einen andern Drt verlegt werben, 
fomit aber ber besfallfige, wenngleich in befchlußfähiger Zahl ber Mitglieder 
gefaßte Beichluß ohne Eoncurrenz ber Gentralgewalt für das Forttagen in Stutt- 
gart Tein vechtliches Fundament abgeben konnte; daß mithin am 6. Juni v. 9. 
eine deutſche Reichsverſammlung zu Stuttgart nicht eriftirte; daß auch ſowohl 
das preußifche Wahlgefeg vom 11. April ald dad erwähnte Reichsgeſetz vom 
30. Sept. 1848 offenbar nur die Reichsverſammlung zu Frankfurt vor Augen 
haben; daß daher bie Mitglieder der fintigarter Berfammlung, gu benen ber 
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Gaffationsverflagte gehörte, nicht als Abgeorbnete der deutſchen Reichinerfamm: 
fung, fondern nur als Privatperfonen anzufehen find, und als foldhe den Schus 
des Gefetes vom 30. Sept. 1848 nicht anrufen Fönnen; daß dem zufolge das 
angegriffene Urtel dieſes Geſetz auf die Auttgarter Verſammlung unrichtig an 
gewendet hat; daß es übrigens unerheblich if, wenn der Kaflationsfläger ten 
Mangel der rechtlichen Eriftenz der ſtuttgarter Verfammlung in der Recursſchrift 
nicht ausdrücklich hervorgehoben hat, dies vielmehr erft jetzt durch die Stacis— 
behörbe gefchehen ift, weil es in Straffachen einer befondern Recursichrift nidı 
nothwendig bedarf, und vom Gaflationshofe fchon von Amts wegen unterjuct 
werben muß, ob durch das angegriffene Urtel Geſetze verletzt ober unrichtig an 
gewenbet worden find; daß bei biefer Sachlage eine Prüfung der in ber Recure⸗ 
ſchrift geltend gemachten Saffationsmittel üverflüffig, der Einwand der Unzulil: 
figfeit aber gefeglich nicht begründet ift: aus diefen Grünten caffirt der rheiniſche 
Reviſions⸗ und Caſſationshof mit Verwerfung der LUnzuläffigfeitseinrede das 
Urtel des Anklageſenats zu Köln vom 21. Aug. d. J., und indem er in da 
Sade felbft erkennt: in Erwägung, daß der Adolph Bernbach hinreichend be⸗ 
ſchwert if, am 6. Juni d. J. zu Stuttgart mit Anbern ein Complot zum Zwede 


des Umſturzes und der Veränderung der preußifchen Regierung und der beutign 


Bundeöverfaffung, ſowie der Bewaffnung der Bürger gegen die beflchenten 
Regierungen gemacht zu haben, Verbrechen, welde in den Art. 87. und 8. 


bes Strafgeſetzbuchs und in dem Gefege vom 28. Ort. 1836 vorgefehen fat: . 


verordnet der Fünigl. Nevifiond- und Gaffationshof, daß der Notariatscandide 
Adolph Bernbach, 27 Jahre alt, geboren zu Wiesbaden, zulest in Köln wohn 
haft, vor den Aſſiſenhof zu Köln geftellt werde, daß von dem koͤnigl. General⸗ 
procurator Anklageact gegen ihn gefertigt, und ber Bernbach in das Fuftizarrek- 
haus zu Köln abgeführt werde. 


9. | Das k. baierſche Minifterium beantragt bei den Kammern die Genehmigung einet 


Anleihe von fieden Millionen Gulden. 


9. | Eingabe der Deputation des ritterfchaftlichen Convents an S. K. H. den ref: 


“ 
— —— — —— 


herzog von Mecklenburg⸗Schwerin. 

„Ew. Königliche Hoheit haben uns, als den Deputirten bes in Roſtock flattgekaf- 
ten ritterfchaftlichen Contents, das Gehör verſagt, wiewohl wir auf Das nad 6. 0 
des L.⸗G.G.⸗E.⸗V. zuftehende Recht allerunterthänigft Bezug genommen haben. Til 
beflagen wir tief, und möchten das Mecht unferer Gommittenten, wie hiermit geidich. 
verwahren. Nach der uns geivortenen wiererbolten Zurüdweifung dürfen wir nicht an⸗ 
nehmen, daß €. 8. H. Sich bewegen laffen werben, die in dem auf Allerhöchlikren 
Befehl geftern durch ven General-Arjutanten in Abfchrift eingereichten Vortrag der Rt 
terfchaft erketenen beruhigenden Zuficherungen zu ertbeilen, und ſehen wir uns haber ge 
nöthigt, unferem Mandate gemäß zu weiteren allerunterthänigften Anträgen zu jdhreiten. 

„Dabei glauben wir annehmen zu dürfen, daß E. K. H. aud tem oben enräßme 
in Abjchrift eingereichten Vortrag bekannt ift, wie die treugehorjanfte Nisterjchaft :en 
der Vorausſetzung ausgeht, daß die in Ausſicht geftellte Löfung der Union durch Ter 
einbarung beider Landesherren eine illegale wäre, und daß die Mitterfchaft hierkurd, mie 
durch bie weiter in Ausjicht geftellte Publication des vereinbarten Staatsgrundgeſchet, 
die Rechte der Ritterſchaft in rechtswidriger Webrohung her Exiftm; der alten m 
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faflung um fo mehr gefährdet fein muß, als überhaupt die von E. KR. 5. Commiſſarien 
mit der geweſenen Abgeordneten⸗Verſammlung vereinbarte Berfaffung rechtsungiltig ift, 
Indem ton den Augenblick an, wo der Großherzog von Strelig vie Verhandlungen mit 
der Berfammlung definitiv abbrach, auch von &. K. H. Commiſſarien nichts Rechtsgil⸗ 
tige mit berfelben vereinbart werben Eonnte. 

„Wenn, wie wir fürchten müflen, ton E. 8. H. die Richtigkeit dieſer Sätze nicht 
zugegeben wird, jo entfteht zmifchen E. K. 5. und der treugehorfamfien Ritterfchaft eine 
die Eriſtenz der Derfaffung und das Wohl des ganzen Landes bedrohende Streitfrage, 
und infofern E. K. H. den Deputirten des ritterfchaftlichen Convents das Gehör verjagt 
haben, tritt ein neues Gravamen hinzu, und find wir, jo fihmerzlih es für uns ifl, ge⸗ 
drängt, den alferunterthänigften Antrag zu fielfen: 

daß E. K. 5. der treugeborfanften Ritterfchaft in Gemäßheit der Patent⸗Verordnung, 
vom 28. Norember 1817 den Rechtoweg eröffnen, und die Entſcheidung der Streitfra= 
gen im eompromiffarifchen Wege zufafien wollen. 

„Wir glauben, und nur auf den Inhalt Der Verordnung und die von E. K. 5. 
Vorfahren gegebenen bünbigften Zuficherungen berufen zu dürfen, wenn wir die gnaͤdigſte 
Gerrährung dieſes unſeres Antrages ald ein der treugehorſamſten Ritterſchaft zuftehen- 
des Recht allerunterthänigft beanfpruchen, und wir haben weiter zu E. K. H. Gerechtig⸗ 
feitgliebe das unbebingte Vertrauen, daß Allerhächftfie zu Ihrer eigenen Beruhigung bie 
rechtliche Entſcheidung über die wichtigſten, das Wohl des ganzen Landes betreffenden 
Fragen gern zulafien werben. " 

„Sobald wir den danach zu erwartenden getvierigen Beſcheid erhalten, werben wir 
einen weiteren ausführlichen Antrag untertbänigft einreichen, und fügen wir nur noch zu 
unferer Regitimation einen fivemirten Ertraft aus dem ritterfchaftlichen Convents⸗Proto⸗ 
foll vom 6. Dectober.unterthänigft Bei, und werben wir den darin in Vezug genonme- 
nen Gommittenbericht ebenfalld in fidemirter Abſchrift nachzureichen, uns erlauben.“ 


9. | + Aug. Graf zu LeiningensWefterburg, k. vefterreichifcher Feldmarſchall⸗Lieutnant 
u. |. w. zu Wien. 

0. | Ratification der am 30. September zu Wien abgeichlofienen Uebereinkunft durch 
die f. preußische Negiermg. Indem ber Minifter ber auswärtigen Angelegen- 
heiten den Gefandten am oefterreichifchen Hofe die besfallfige Urkunde zufendet, 


bemerkt er u. 9.: 

Nachdem die im DVerwaltungsratb verfammelten Bevollmächtigten unferer Verbün⸗ 
deten ſich im Wejentlichen mit den Beftimmungen der Convention einverflanven erflärt 
haben, hat die k. Regierung feinen weitern Anftand genommen, dieſelbe zu genehmigen. 

Wenn Diele Beſtimmungen auch nicht in allen Punkten denjenigen entibrechen, was 
wir, wie Ew. aus meinem früheren Schreiben befannt ift, für das Zweckmäßigſte Halten 
müfien: fo Haben wir doch die noch vorhandenen Differenz Punkte für zu unwichtig er- 
achtet, um in einer für ganz Deutfchland fo bedeutenden Angelegenheit vem lange gewünſch⸗ 
ten Ziel der Verftändigung mit ver k. k. Megierung entgegenftchn zu dürfen; und 
wir haben mit Iehhafter Befriedigung erfehen, daß das k. k. Gabinet von verfelben 
Anficht ausgegangen iſt, und daher Im mehreren nicht unmichtigen Punkten fich unferer 
Faflung angefchloffen hat. 

In welchem Sinne wir die Stellung dieſes Interims zu der Entwicklung der deut⸗ 
fen Berfaffungs= Angelegenheit im Allgemeinen auffafien, darüber hat vie k. Regierung 
ſich ſchon früher deutlich audgefprohden, und kann ich mich in dieſer Hinficht lediglich 
auf meine Injtruftion vom 19. v. M. beziehen, welche Ew. dem erhaltenen Auftrage 
gemäß, den ?. k. Miniftero Präfidenten abfchriftlich mitgetheilt Haben, und an deren 
Erklärungen die k. Regierung in dieſem Punkte einfach fefthält. 

Eines weiteren Eingehens auf die einzelnen Beſtimmungen fanı ich mich enthalten. 
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| Sie Frage über den geichäftlichen Vorjig in der Bunded-Gentrale Commiſſion ift, in- 
dem fie in ver Uebereinkunft nicht feitgeftellt worben, ber weitern Verhandlung über 
laſſen; unter ven vorliegenden Umſtänden und nach den Principien, von denen beine 
Negierungen fich bei dem Abſchluß der Uebereinkunft haben leiten laſſen, war dies ter 
geeignete Weg, um die Vereinbarung nicht unnöthig hinauszuſchieben. Inzwiſchen kam 
ih Ew. nicht darüber in Zweifel lafien, daß die k. Regierung bei der Anſicht bebarı, 
daß ein Alternat zwijchen Defterreich und Preußen vie einzig angemeftene und ten Tar- 
hältniffen entſprechende Form jei. Die vorbehaltenen weiteren Verhandlungen werten, 
namentlish ſobald die Commiffion ſelbſt in’d Leben tritt, ohne Zweifel eine für Beite 
Theile befriedigende Löfung herbeiführen. 

Es gereicht der f. Negierung zu lebhafter Senugthuung, nunmehr das von ibr im 
mer angeftrebte Ziel erreicht zu ſehen; und gern giebt fie ji der Hoffnung bin, ta 
auf dieſem Wege ein einträchtigeö Handeln ber beiden beutichen Großmächte eingelase 
und verbürgt fe. Wie großen Werth wir darauf legen, davon haben wir zu ziel kat 
füchliche Beweife gegeben, als daß es nöthig wäre, es noch beſonders hier auszuſrrechen 
10. | Bon der zweiten preußifchen Sammer wirb $. 106. (Veränderungen der Berfui- 

fung auf dem ordentlichen Wege der Gefeßgebung, wobei die abfolute Stimmen 
mehrheit genügen foll) dahin umgeftaltet: ‚Die Verfaffung kann auf dem Wege 
der Gefeßgebung abgeändert werben, wenn in jeder Kammer eine Stimmen 
mehrheit von wenigftend zwei Drittheilen ber anweſenden Mitglicher, melde 
zugleich mehr ale die Hälfte der gefeglihen Gefammtzahl der Mitglieder der 
Kammer ausmacht, die Aenderungen beſchließt. Wenn eine ſolche Stimmen 
mehrheit nicht erreicht werben follte, und wenn alsdann beide Kammern aufge 
TöR werden, fo fol in ben neu einberufenen Kammern bie gewöhnliche abiolnte 
Stimmenmehrheit genügen, um bie von ben aufgelöften Kammern oder vos 
einer derſelben verworfenen Abänderungen der Verfaſſung auf bem ordentlichen 
Wege der Geſetzgebung zu beichliegen.‘ 

Ferner erklärt fie fi einverflanden mit $. 107. fügt aber den Zujag kai: 
„Eine Bereidigung bes Heeres auf die Berfaffung findet nidt 
ſtatt,“ welcher mit 102 gegen 91 Stimmen angenommen wird. Unter den 
Berneinenden findet man: v. Auerswald, Kühlmetter, Gorzolfa; Schaffraned war 
abweſend. 

10. | Patent S. M. des Kaiſers von Oeſterreich. 

„Wir Sranz Joſeph I. ꝛc. Die ſchweren Vebrängniffe, von denen ber oͤſterreichüche 
Staat im Laufe der Jahre 1848 und 1849 heimgeſucht worven ift, haben eine aufer 
orventliche Anftrengung aller Kräfte nothwendig gemacht, und eine namhafte Vermehrung 
des Staats-Aufwandes verurſacht. Auch nehmen vie in der inneren Verfaſſung ir 
Neiches und in der Geſtalt der Verwaltung eingetretenen, oder jo eben in ver Ausfüh⸗ 
tung Degriffenen Uenverungen große Summen in Anjpruch, welche aus dem Staa 
Einkommen gedeckt werden müflen. Gleichwohl haben Wir biöher eine Erhöhung der 
Abgaben nicht eintreten lajfen, indem Unſere Sorgfalt darauf gerichtet war, bie getrum 
Voͤlker Unferer Monarchie, fo lange vie Drangfale des Krieges vauerten, mit neuen Laflıe 
moͤglichſt zu verichonen. Gegenwärtig kann ed dagegen nicht länger aufgejchoben wertm, 
bie Quellen des Staatd= Einkommens in audgebehnterem Maße ald bisher zu Kenupen, 
und die Einnahmen des Reiches mit den durch bie Ereigniſſe gefleigerten Ausgakm in 
ein richtiges Verhaͤltniß zu bringen. 

In Verbindung biermit hat ſich die Nothwendigkeit ergeben, in dem Ausmapı der 
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Grundſtener für die Länder, in denen dieſelbe nach den Ergebniffen des ſtabilen Grund⸗ 
fteuers Ratafter8 eingehoben wird, eine gleiche Belegung eintreten zu laffen und bie in diefer 
Beziehung zwiſchen ben erwähnten Laändern beftehenne Ungleichheit zu befeitigen, wie auch 
das Verhaͤltniß, nach welchem die Gaudzins- Erträgniffe in den biäher der Hauszins⸗ 
Steuer unterliegenden Orten befteuert find, in das Ebenmaß mit jenem ber Vefteuerung 
des unmittelbaren Grundertrages zu ftellen. 

Im Vertrauen auf die treue Gefinmmg Unferer Völker, welche, ver ihnen in jüng« 
fler Zeit zugewendeten großen Vortheile eingedent, die unabweisliche Nothwendigkeit er⸗ 
hoͤheter Beiträge zur Dedung ver gefleigerten Staatd« Bebürfniffe erkennen werden, finden 
Wir nach Anhörung Unſeres Minifterrathes, auf der Grundlage der 56. 120, 121 ver 
Reichs⸗Verfaſſung vom 4. März d. J., Folgendes anzuordnen: 

1. Im Verwaltungsjahre 1850 find die Grunpfteuer, Die Gebäubefteuer und bie 
Erwerbfteuer in den Kronländern, in denen dieſe Steuerarten beftehen, nach ven bisherigen 
gefeglichen Beſtimmungen zu entrichten, fo weit bie gegenwärtige Anordnung nicht eine 
Aenderung verfügt. 

2. In Oeſterreich ob und unter der Enns, Salzburg, Steyermark, Kaͤrnthen, Krain 
und dem illgrifchen Küftenlanve, in welchen Ländern die Grundſteuer nach den Ergebnifien 
bes flabilen Grundſteuers⸗Kataſters umgelegt wird, fol die Grundſteuer, zur Befeitigung 
der bisher in dem Procente der Belegung zwifchen diefen Ländern beſtehenden Verſchie⸗ 
denheit, für dad Verwaltungsjahr 1850 mit einem gleichen Procente, nämlih mit Sech⸗ 
zehn Gulden von Einhundert Gulden des Meinertrages, bemeffen und eingehoben werben. 
Blos für das Herzogthum Salzburg wird, um ven Uebergang zu biefem Steuerausmaße 
vorzubereiten, geftattet, daß die Bemeſſung der Grundſteuer für dieſes Jahr mit Zwoͤlf 
bon Hundert Gulden deö Meinertrages erfolge. Der aus diefer Aenderung des Steuer- 
Procentes an ver Orundfteuer für die genannten Länder entfpringende Ausfall ift auf 
den Grundbefig der übrigen Länder, in denen dad Grundſteuer⸗Kataſter noch nicht voll⸗ 
endet ift, nicht umzulegen. 

3. Die Haudzindfteuer wird in den Orten, in denen biefelbe bisher mit Achtzehn 
bon Hundert des Mieth8- Ertraged nach Abichlag des auf die Erhaltungskoſten bewilligten 
Abzuges eingehoben wird, für das Jahr 1850 auf Sechzehn von Hundert des erwähnten 
Mieths⸗Ertrages herabgeſetzt, welches Ausmaß von dem 1. November 1849 an als bie 
orventliche Gebühr zu gelten hat. Kür Trieft wird die, flatt der Hauszinsſteuer bewilligte 
Pauſchalſumme in demſelben Verhältniffe für das Verwaltungsjahr 1850 ermäßigt. 

4. Die Befleuerung der Gebäude nach dem Zinserträgnifie fol vom 1. November 
1849 an, in den Ländern, in denen die Gebäubefteuer eingeführt ift, auf alle Gebäude 
auögebehnt werben, die außerhalb ver biäher der Hauszinsſteuer unterworfenen Orte: 

a) in Ortfchaften gelegen find, in denen fänmtliche Gebäude, oder noch menigftend 
die Hälfte verfelben, einen Zinsertrag durch Vermiethung abwerfen, oder welche 

b) außer dieſen Ortfchaften gelegen, durch Vermiethung benußt werben. 

Zur Ermittelung des Miethertraged von den Gebäuden, welche in Folge der gegen⸗ 
wärtigen Anordnungen von ber Beſteuerung nach der Haußklaffenfteuer in jene durch 
die Hauszinsſteuer übergehen, werden dreißig Procent der Miethzinfe ald Bedeckung ber 
Erhaltungäkoften in Abzug gebracht. 

Das Ausmaß der ordentlichen GSteuergebühr von dieſen Gebaͤuden wird für das 
Verwaltungsjahr 1850 mit Zwölf von Hundert feflgefeßt. Die näheren Beflimmungen 
über die Ausführung diefer Anordnung werben abgefondert kundgemacht werben. 

5. Zur Grundfteuer, mit Ausnahme des dieſelbe vertretenden Zehents in Dalmatien 
und zur Gebäubefteuer ift für dad Verwaltungsjahr 1850 ein außerordentlicher Zufchlag 
mit einem Drittheile der orventlichen Gebühr zu entrichten. Diefer Zufchlag iſt auch in 
Trieft von der Paufchalfumme der Gebäubefteuer einzubeben. 

6. Die Grunde und Hausbeſiter, welche dieſen Sufchlag an die Staatskaſſen ent⸗ 
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richten, werben zu ihrer Erleichterung und zu einer gleichmäßigeren Verthellung wı 
Steuern in Uebereinftimmung mit den Grundſaͤtzen der Cinkommenſteuer, über fern &r 
führung Wir Uns die Erlafjung der weiteren Anordnungen vorbehalten, berechtigt, ton 
den Zahlungen, die fie an Zinfen oder anderen jährlichen Leiflungen vom ben auf ihm 
Befigthume haftenden Schulden oder anderen Laſten zu entrichten haben, fünf Brot, 
das ift: den zmanzigften Theil desjenigen Betraged, der ald Gebühr für das Venwaltungk 
jahr 1850 entfällt, ven zum Bezuge Berechtigten als Zahlung in Anrechnung zu brinza. 

Die Letzteren haben dieſen ihnen in Anrechnung gebrachten Betrag auf Berlanyı 
des Schuldners ald empfangen zu quittiren. 

10. | Staatsgrundgefeg für das Großherzogtum Medienburg- Schwerin. 

10. | S. H. der Erbgroßherzog Friebrih Wilhelm von Medienburg- Strelig unterzeigi 
(zu London) gleichfalls den unterm 5. d. Mis. mitgetheilten Proteft. | 

11. | Das Idol aller VBerfafiungsfüctigen, die Anhalt» Deflau-Cöthener Comfitutien, 
wird in einigen wefentlichen Punften bebroht, indem das Minifterium bem Laut: 
tage folgende Anträge auf Abänderungen derfelben übergiebt: 

1) Daß die 66. A und 3 der Verfaffung: „Die Verfafſung if eine demokratiſh 
monarchifche,” und: „Alle Gewalten geben vom Bolfe aus,” in Wegfall kommen. ?) 
Den zweiten Sat bed $. 8 mit den Beflimmungen ber deutichen Grundrechte in Ude 
einflimmung zu bringen und demgemäß dahin abzuändern: „Der Adel als Stand if ai 
gehoben. Alle Stanvesrechte find abgefhafft.” 3) Statt der Beflimmung in $ 18: 
„Kein Staatsangehöriger darf einen Orden annehmen. Orden dürfen von Staats ze 
gen nicht mehr verliehen werden,’ die Vorfchrift der deutfchen Grundrechte aufzunchee: 
„Kein Stantsangehöriger darf von einem nichtbeutfchen Staate einen Orden annchme“ 
4) Am Schluffe des $. 13 Hinter der Beſtimmung: „Hausdurchſuchungen dürfen uf 
Grund eines richterlichen fchriftlichen Befehls unter Beobachtung aller fonftigen geſch⸗ 
hen Formen vorgenommen werben, hinzuzufügen: „Die Ausnahmen beflimmt das ®e 
feg.” 5) Am Schluffe des $. 15, der vom Petitions⸗ und Verſammlungsrecht Hanke, 
den deutfchen Orundrechten entfprechenn hinzuzufügen: „Auf die Volkswehr erfter Ab 
theilung finden dieſe Vorfchriften nur in ſoweit Anwendung, als vie militatrifchen Dik 
ciplinar⸗ Vorfchriften nicht entgegenftehen.” 6) Den Satz des $. 24: „Der vom Lehre 
in der Schule zu ertheilenne Meligiond= Unterricht kann nur ein allgemeiner, d. h. cin 
Unterricht in der auf religiöfer Grundlage ruhenden Sittenlehre fein. Der kirchlich come 
feffionelle ift ausgefchloffen und der Kirche zu überlaſſen“, in Wegfall zu bringen. Tr 
gleichen 7) den $. 58, wonach zur Belegung von Präflventenftellen bei den oberſten ir 
ſtiz⸗Behörden die Einwilligung des Landtages erforberlih fein fol. Eben fo 8) die 
beiden legten Säge des F. 68, wonach die Prinzen, Prinzeffinnen und verwittwete Ge 
mahlinnen des Herzogl. Hauſes fih ohne Zuftimmung des Landtages bei Verluſt ihre 
Apanage nicht dauernd im Auslande aufhalten, auch nicht fremde Dienfle nehmen ir 
fen, zu ſtreichen. 9 Im $. 69, welcher vom Familien» Fivelcommiß des Herzogs hu⸗ 
belt und nach welchen die Schlöffer, Gärten ıc. hierzu gehören, noch einzufchalten: „net 
den durch die Natur oder durch beſondere Beſtimmung dazu gehörigen Pertinenzftüde.” 


11. | In Gemäßheit des zwiſchen Defterreih und Preußen beftehenden fünfjähriges 
Turnus, ernennt S. M. der Kaifer von Deflerreih den F. M. L. Erzhengeg 
Albrecht zum Gouverneur der Bunbesfeflung Mainz. 

11. | Raufhändel zwiſchen fchleswigshoffteiner und preußifchen Sofvaten in einer Ber- 
ftadt von Hamburg. 

12. | Sigung des Verwaltungsrathes. 

Der Borfigende communicirt die über den augenblidlichen Standpunkt der beutfchen 
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Barine= Angelegenheit Seitens des k. preußifchen Minifteriums des Auswärtigen ein⸗ 
gezogenen Erkundigungen. Diefelben lauten dahin, daß dad Reichs⸗Miniſterium dem 
Blotten- Commando Befehl ertheilt habe, fih für den 15ten d. M. fegelfertig zu halten, 
woran fidh die fernere Mittheilung Mnüpfe, daß es gegenwärtig in der Abficht des Reichs⸗ 
Minifteriums liegen folle, die deutſche Flotte im einem belgiſchen Hafen überwintern 
zu lafien. Die k. preußifche Negierung würbe, die Nichtigkelt der Angabe unterftellt, 
In einem ſolchen Borgange eine Belegung der deutichen Ehre fehen müflen, und daher 
jedes Mittel angetvandt wünfchen, vemfelben vorzubeugen. Sie bringe die Angelegenheit 
bier zur Sprache, um die Anficht des DVerwaltungsrathes über das augenblicklich Noth⸗ 
wendige feftzuftellen, und um die E. hannoverſche Regierung, die ſich der Leitung der 
Angelegenheit unterzogen, dadurch in Stand zu fehen, dieſer Anficht nach zu verfahren. 
Am Scluffe einer ausführlichen Erörterung, worin ver k. Hannoverfche Benollmächtigte 
über den gegenwärtigen Stand ver bezüglich der Marine» Angelegenheit zwifchen ver k. 
bannoverfchen Negierung und dem Reichs-Miniſterium geführten Verhandlungen Mit- 
theilungen macht, und der gb. olvdenburgifche ſowie vie Bevollmächtigten ver freien und 
Hanfeftädte Bremen und Hamburg einfchlägige techniſche Aufklärungen geben, fpricht 
der Verwaltungsrath ſich dahin aus: 
es fei Vorkehr zu treifen, dem Ueberwintern der deutſchen Schiffe in einem frem- 
den Hafen vorzubeugen, und dahin zu wirken, die Schiffe für ven naͤchſten Win- 
ter entweber in einem beutjchen Hafen zu bergen, oder auch fie Treuzen und mo⸗ 
mentan jedeömal in den Hafen einlaufen zu laffen, der durch Zeit und Umſtaͤnde 
geboten wir. | 

Der E. hannoverſche Bevollmaͤchtigte übernimmt es, feine Regierung von biefer 
Feſtſetzung des Verwaltungsraths fofort in Kenntniß zu fehen. 

Der gh. mecklenburg⸗ſchwerinſche Bevollmächtigte verlieft eine, die Intereſſen 
feiner Regierung vertetende Ausführung in der mecklenburgiſchen Verfaffungsfrage, unter 
folgendem Beifügen: 

„Des Großherzogs von Medienburg- Schwerin K. H. habe durch feinen Beitritt zum 
Buͤndniß vom 26ften Mai c. zugleich das proviforifche Schiedsögericht zu Erfurt aner- 
kannt. Wenn daher Merlenburg- Strelig bei diefem Schienögericht eine Klage erheben 
wolle, ſo werde Medlenburg- Schwerin die Gompetenz der genannten Behoͤrde nicht be⸗ 
fireiten fönnen. Aber entfchieven müfle gegen vie Annahme Verwahrung eingelegt wer⸗ 
ven, ald ob des Großherzog von Schwerin K. H. irgendwie ein Compromiß in biefer 
Streitfache eingegangen twäre oder eingeben koͤnnte. — Nach der Ueberzeugung des 
96. Medienburg- Schwerinfchen Bevollmächtigten vermöge ver Großherzog von Mecklen⸗ 
burg- Schwerin einen foldhen Vertrag ſchon deshalb nicht zu fehließen, well ein confli= 
tutioneller Fürft nicht einfeitig und ohne Zuftimmung feiner Stände über die Berfaflung, 
welche der Gegenſtand des Compromiſſes fein würde, disponiren koͤnne.“ Hieran knuͤpft 
der gh. Mecklenburg⸗Schwerinſche Bevollmaͤchtigte noch die Bemerkung: „daß man erſt 
am Iten October in Schwerin ein Schreiben von Strelitz empfangen habe, worin ein⸗ 
fach gefagt geweſen, Strelig werde dem Verwaltungsrathe von ver in Frage ſtehenden 
Differenz Kenntniß geben, während ſchon am vorhergehenden Tage Strelig Hier feine 
Anträge geftellt hatte, über welche Anträge denn auch, und zwar zu einer Zeit, wo ber 
Vertreter Schwerind im DVerwaltungsrathe nicht anwefend war, verhandelt worden. Lim 
fo billiger möchte es erſcheinen, daß der Verwaltungsrath, wenn er ſich überhaupt mit 
der beregten Differenz noch ferner zu beſchäftigen gedenke, dazu erft dann übergehe, wenn 
Mecllenburg⸗ Schwerin feinerfeits alle zur Beurtheilung viefer Differenz nöthigen Akten⸗ 
ftüdte vorgelegt haben werbe.” 


r | ©. D. der Fürſt von Walded tritt dem Berliner Bündniſſe bei. 
B. | Desgleihen vie freie Gbadi Lühen. 
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12. Forigeſetzte Berathungen ber ypreußifchen zweiten Kammer über bie Berfaflung. 
Der 108te $. wird, mit Weglaffung des fchon früher befeitigten Sterer⸗ 
punftes, der 109te unverändert, der 110te in folgender Faſſung angenommen: 
„Für den Kal eines Krieges ober Aufrußre können bei dringender Ge⸗ 
fahr für die öffentliche Sicherheit die Artifel 5, 6, 7, 24, 25, 26, 7, Bw 
34 der Berfaffungs. Urfunde zeit- und biftriftsweife außer Kraft geſetzt werten. 
Das Nähere beflimmt das Geſetz.“ 

Paragraph 111. erhält eine ganz unerheblihe Mobification, 112. laue 
jetzt: „Das im Artifel 52. erwähnte eibliche Gelöbniß des Könige, fo wie die 
vorgefchriebene Vereidigung der beiden Kammern und aller Staatsbeamten, & 
folgen fogleich nach ber, auf dem Wege ber Gefeugebung vollendeten, gegemü: 
tigen Revifion diefer Berfaffung (Art. 60 und 107). 

Demnähft mit $. 24 flgde. befchäftigt, nimmt fie diefen in ber Fafıy 
ber erftien Kammer, jedoch mit dem Zufage an: „Jede andere Beichränfung ir 
Preßfreiheit (darf) nur im Wege der Gefeßgebung (eingeführt werben). DE | 
$$. 25 und 26. von jener Kammer geftrihen, werden fo formulirt: A. „Se 
gehen, welche durch Wort, Schrift, Drud oder bilbliche Darftellung beganya 
werben, find nach dem allgemeinen Strafgefeg zu beftrafen.” Der Sag: „Br 
ber erfolgten Revifion bed Strafredhts wird über Vergehen, melde durch Bet, 
Schrift, Drud ober bildliche Darftellung begangen werben, ein befonderes E 
feg ergeben,‘ erhält feine Stelle unter den tranfitorifhen Beftimmumye. 
B. „Iſt der Verfaſſer einer Schrift befannt und im Bereiche ber ricteriden | 
Gewalt des Staats, fo dürfen Herausgeber, Verleger, Eommiffionär, Trade 
und Bertheiler, wenn deren Mitſchuld nicht durch andere Thatfachen begrimd 
wird, nicht verfolgt werben.’ 

Im 27ſten $. erleidet nur der zweite Sa eine Veränderung: „Dieſe de 
ſtimmung bezieht fi nicht auf Berfammlungen unter freiem Himmel, welhe 
auch in Bezug auf vorgängige obrigfeitliche Erlaubniß der Verfügung des Ge 
fegeö unterworfen find.’ Der von ber erften Kammer beſchloſſene Zufag zum 

‚28ften $. wird genehmigt, ein zweiter bahin modificirt: „Politiſche Verein 
können Beſchränkungen und vorübergehenden Berboten im Wege der Gefepgebuns 
unterworfen werben.’ 

12. | + ©. Roſe, k. hannoverfcher Geheimer Cabinetsrath a. D. zu Hannover. 

13. | Sortgefegte Verfaffungs-Berathung der preußifchen zweiten Kammer. Der von der 
erften geftrichene $. 20 wird angenommen, $. 30 bleibt unverändert; hinſich⸗ 
fi des Ziften und Z2ften tritt man bem Befchluß der erfien Kammer kei. 

13. | Snterpelation mehrerer baierfchen Abgeordneten an das Minifterium. „Mit Ve⸗ 
fremden haben die Unterzeichneten in öffentlichen Blättern die Erwähnung eine 
Gerüchtd gefunden,- wonach die Krone Preußen für die Unfoften Preußens fir 
den fogenannten ypfälzifchen Feldzug Anſprüche an Baiern geftellt, und bierfüt 
bie am 1. October fällige Quote Baiernd an ben Zollvereind-Gefällen des be 
treffenden Vierteljahrs zurüdgehalten habe; ohne ſich Hier in eine Deuriheilumg 
biefer Thatfache einlaffen zu wollen, iſt Die Bedeutung dieſer Thatſache ſowehl 
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für die Würdigung der gegenwärtigen Lage ber beutfchen Frage als für bie 
Sinanzlage Baiernd fo offenbar, daß fie dadurch die folgende Anfrage an das 
Staats» Miniftenium des Aeußern ftellen zu müffen glauben: 1) Iſt ed wirklich 
wahr, baß Preußen eine Anforderung für bie Unfoften feines fogenannten yfäls 
ziihen Feldzuges an Baiern geſtellt Hat? 2) If es wirklich wahr, daß Preu- 
fen wegen biefer angeblihen Forderung bie Auszahlung des am 1. October 
fälligen Antheild an den Zolfvereindgefälfen zurüdgehalten hat? 3) Welche An⸗ 
forderung hat die bairifche Regierung an die koͤniglich preußifche Regierung bes 
züglih der Hülfeleiftung Föniglih preußifher Truppen zur Unterbrüdung bes 
Aufftandes in der Pfalz geflellt, und welche Zufiherumgen find in biefer Bes 
ziehung binfichtlich der Koften derſelben gefordert und ertheilt worden? 

Das Gefchmwornen Gericht zu Breslau erflärt den Schuladjuvanten Schach für 
nicht fchuldig, welcher im November v. J. aufgefordert hatte, dem Beſchluſſe 
bes Club Unruh gemäß, Feine Steuern zu zahlen. 

Der Bürgermeifter, Kämmerer, mehrere Stabträthe und Stabtverorbnete von 
Musfau, zufammen zwölf Perfonen, wegen Inhibirung der Steuern des Hochs 
verraths angeflagt, werben von ber Jury zu Görlig freigefprochen. 

Der Turnverein zu Coblenz (ein naher Berwanbter des befannten Hanauer) wird 
durch Negierungs » Befehl aufgelöft. 


Erfenntniß des k. bairiihen Appellationd » Gerichts von Schwaben und Neuburg. 


(Bergl. 22. Auguft.) 

In Erwägung, daß die Vertreter der deutfchen Nation nach dem Bundesbefchlufie 
som 30. März 1848 berufen waren, um am Sige der Bundeöverfammlung das DBerfafe 
ſungswerk zwifchen Deutſchlands Fürften und Völkern zu Stande zu bringen, Brauf- 
furt nach Urt. 9 der deutichen Bundesakte der Sitz der Bundesverſammlung ivar, und 
auch nach dem bairifhen Wahlgefeß vom 15. April 1848 vie Abgeordneten zur Volks⸗ 
bertretung bei dem deutſchen Bunde, fohin nach Frankfurt a. M., gewählt waren; — in 
Erivägung, daß fich mehrere Mitglieder der National Berfammlung eigenmädhtig nach 
Stuttgart begeben haben, um dort die Verhandlung fortzufegen, viefelbe ſonach nicht 
ald die Nat.» Berf. repräfentirend angefehen werden, und dad Reichsgeſetz vom 30. Sep« 
tember v. 3., betreffend die Unverantwortlichfeit für Stimme und Rede in der Reichs⸗ 
Berfammlung, nicht mehr zu ihrem Schuge in Anfpruch nehmen können, vielmehr ven 
Geſetzen der betheiligten Staaten und der Gompetenz der ordentlichen Gerichte verfallen 
find, inſofern fie die Geſetze ihres Staates übertreten haben: — in Erwägung, daß in 
den ſtenographiſchen Berichten über die Verhandlungen ver fogenannten conſtituirenden 
deutfchen National» Berfaommlung zu Stuttgart erhebliche Anhaltspunkte dafür gegeben 
find, daß der E. Landeögerichtd- Afjefior Thomas Mayer von Öttobeuern an den Ver⸗ 
ſammlungen zu Stuttgart und den dafelbft zum Zwecke der gewaltfamen Durchführung 
der Reichs⸗Verfaſſung anfänglich in dem Saale ver würtembergifchen Kammer ver 
Abgeorbneten, dann in Privatbäufern und emolich in einem Bafthaufe vor ven gefüllten 
Gallerien uud Zuhörerräunen während des Zeitraums vom A. bis 25. Juni I. I. ge⸗ 
pflogenen Verhandlungen und gefaßten Beichlüflen, wodurch das politifche Dafein des baieri« 
fhen Staates bedroht wurde, fo wie überhaupt an dem Beflreben und der Aufforverung 
zu einem flaatöverrätberifchen Aufruhr, Antheil genommen und mitgewirkt habe, — in 
Erwägung, daß für ven guten Glauben, als Meichd- Abgeorpneter, zumal in Hinblid 
auf den Jedermann wohlbekannten Bundesbeſchluß vom 13. März 1848, die E. Procla« 
mation vom 14. April 1848, und das baieriſche Wahlgefeg vom Löten deſſelben Mis. 
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u. $., an jevem beliebigen Orte erfcheinen und zum Ymfturz der baierifchen Staats-Ver⸗ 
faffung thätig wirfen zu koͤnnen, in Eeiner Weife fich ein zureichender Grund finden läft; 
— in Erwägung endlich, daß das indicirte Verbrechen des Verſuchs des Staatörerruiit 
nach Artikel 299 His 308 und Artikel 60 TH. 1., dann nach Art 113 Th. II. nes Etraf- 
gefeßbuches ohne Unterfchied der Perfonen die Verhaftung des In Unterfuchung Gejzege⸗ 
nen zur gefeßlichen Folge hat, wobei Affeffor Mayer vie Beſtimmung des $. 26 Ik 
VII. ver baieriſchen Berfaffungsurfunde, wonach Mitgliener ver Stänbeverfammlung wit 
send der Dauer der Sigungen ohne Einwilligung der betreffenden Kammer nicht vr 
haftet werden können, für fich nicht geltend machen Tann, weil er fchon lange vor & 
ginn der Situng der Kammer der Abgeoroneten, felbft noch vor der Einberufung in d 

Kammer, in Uinterfuchung und Haft gebracht war, übrigens bie Unterfuchung nod ztı 

vollends durchgeführt ift: Aus viefen Gründen erkennt das k. Apellationsgeridt m 

Schwaben und Neuburg, in Gemäßhelt der Art. 49 Nr. 1 und 50 bed Geſetzes m 

10. November 1848, die Abänderungen des zweiten Theiles des St.-G.-B. ron IM 

betreffend: daß unter Aufhebung des Erkenntniſſes des k. Kreid- und GStahtgmitt 

Augsburg vom 14. Sept. I. 3. die eingeleitete Borunterfuhung in ber Richtung p 

gen ven k. Landgerichts⸗Aſſeſſor Mayer von Dttobeuern, mit Fortbeftand der Bat 

tung und ‚mit NRüdfigtnahme auf die allenfallfigen Ergebniffe in ven damit im Jufa 

menhange ſtehenden Unterfuchungen, fortzufegen ſei. 


Erfenntniß des k. würtembergifchen Gerichtshofes für den Nedarfreie. 


In einer, Seitens des Dr. Löwe aus Calbe und des Megierungdrathed Schoda a 
Stuttgart unterzeichneten, an den Criminalfenat des k. Gerichtshofes zu Eßlingen pe 
richteten Eingabe vom 19. Junius I. I. wird unter Berufung auf die Borgänge we 
18. vefielben Monats mit Bezugnahme auf Artikel I. nes Reichsgeſetzes vom 10. Dre 
ber v. 3. gegen die Departemantschefs Mömer, Roſer, Duvernoy, Schmidlein, Rupie 
und Goppelt, ſowie gegen den Oberregierungsratb Cammerer Il. Klage auf Beftrafug 
wegen Hochverraths .erhoben. In Erwägung jedoch: I) daß der Sig der zur Berarhung 
über vie deutſche Reichsverfaſſung nach Frankfurt berufenen Berfammlung nab Sam 
gart verlegt worden ift, nachdem ver größte Theil der Mitgliever viefer Berjammlung 
bereit8 auögefchieven war; 2) daß der noch zu Frankfurt in ver Sigung vom 24. Re 
I. 3. unter Befeitigung ver einfchlagennen Vorſchrift ver Geſchaͤftsordnung gefaßte Be 
ſchluß, wodurch die zur Beichlußfaflung erforverlihe Zahl ver Mitgliever auf Fundet 
berabgefeßt worben ift, nur wenn damals noch eine der urfpünglidy beftimmten Zif 
ſich annähernde Mitgliederzahl vorhanden gewefen märe, rechtögiltig hätte zu Cam 
fommen, eben fo bei fortvauerndem Vorhandenſein einer folhen Anzahl feine Giltigfet 
hätte behalten können, vie Beichlüffe, wonach ſchon ein Kleiner Theil der Mitglieder au 
berathenten Verſammlung zu befchließen ermächtigt fein fol, ihre rechtliche Begrünes 
einzig in der Anficht finden, daß die Abwefenden den Anweſenden Vollmacht ertbeilm- 
eine Vollmacht, die mit dem Austritt der Vollmachtgeber erlifcht; 3) Daß demnah M 
Verein in Stuttgart zufammen getretener Abgeordneten nicht mehr ald die für Aufridtun 
des Verfaſſungswerkes gewählte Verfammlung betrachtet werben fonnte, zu deren Chu 
dad Geſetz vom 10. October v. J. erlafien worden iſt; 4) daß, wenn auch die in Etutr 
gart Berfammelten mit allen Rechten ver Reichsverſammlung getagt hätten, die Berfamm 
lung mit ihren in ven Sigungen vom 6., 8., und 16. Junins gefaßten Beſchlüſſen vr 
verbängnißvoller Tragweite über die, ihrer Befugniß in dem Reichsgeſetze vom 28. Je 
nius v. F. mit ihrem Zuthun gezogenen Schranken binausgefchritten, und die Staatk 
regierung ſonach berechtigt geivefen wäre, ven das Dafein ver beſtehenden Staatägemalt 
bedrohenden Uebergriffen der nur innerhalb des Kreiſes ihrer Zuftändigfeit unter den 
Schuß des angerufenen Strafgefeßes geftellten DBerfammlung durch deren Entfernung 
ein Ziel zu ſetzen, — aus dieſen Gründen findet der Griminaljenat, beipflichtend Ira 
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Antrage des Staatsanwalts, fih nicht bewogen, gegen die Beichulpigten eine Unterſu⸗ 
hung wegen Hochverraths zu verhängen. 

Das herzogliche Minifterium theilt dem Praͤſidio des Deffaus Eöthener Landtages 
annoch folgende Vorschläge (S. 11. October) zu Veränderungen in der Conſtitu⸗ 
tion mit. Paragraph SA erhält den Zuſatz: „Ausgenommen von dieſer Beftim- 
mung find die auf eine Abänderung der Staatöverfaffung hinauslaufenden 
Beſchlüſſe, welche unter allen Umftänden der ausdrücklichen Sanction bed Her⸗ 
3088 bedürfen.‘ Paragraph 87 kommt gänzlich im Wegfall. 

Einführungs » Gefeß wegen der neuen Berfaflung für das Großherzogthum Med» 
Ienburg- Schwerin. (S. 10. October.) 

In ber Stände s Berfammlung von Schwarzburgs Sonberöhaufen wirb allen Ernfted 
(von einem Herrn Bohnharbt) beantragt: „Der regierende Fürft hat Das Recht, 
bie Mitglieder des Minifteriums zu ernennen, wenn ihm zuvor von ben Vers 
tretern des Volks drei Männer zur Befegung einer Minifterftelle vorgeichlagen 
worden find; von dieſen Dreien hat der Fürft einen zu wählen; entlaffen kann 
ber Fürft das Minifterium nur, wenn hinreichende und genügende Gründe vor- 
liegen, welche ber Fürft dem Landtage mitzutheilen hat, wonad der Landtag 
entweber feine Zuftimmung geben oder verneinen kann.“ Diefe Blafe tes con- 
ftitutionelfen Zeitbewußtfeins erhält zwar die Zuftimmung der hohen Berfamm- 
lung nicht, dagegen genehmigt fie einftimmig einen andern Vorſchlag: „Iſt ber 
Landtag aufgelöft worden, und wird ein neuer Landtag innerhalb ber gefeglichen 
Fri von 30 Tagen nicht einberufen, fo tritt der neu gewählte ober, falls bie 
neuen Wahlen eine zur Beichlupfähigfeit des Landtags erforderliche Anzahl von 
Abgeordneten nicht ergeben haben oder ganz unterblieben find, der zuletzt ver» 
fammelt gemwefene Landtag aus eigener Macht zuſammen.“ 

Bolljiehung der Ratificationg- Urkunde über den Beitritt der freien Stabt Lübeck 
zu dem Berliner Bünbnife. 

+ Io. Wandt, Bifchof von Hildesheim und Adminiftrator der Diöcefe Osnabrück. 

Die preußifche erfte Kammer beginnt den Tit. VIII. der Verfaſſung zu erörtern, 
zu welchem, wie früher von der andern ‚$. 108. gezogen wird. Unter den 
gehaltenen Reden bürfte die des Abgeorbneten Stahl den wichtigen Gegenftand 
am meiſten erihöpfen, und behandelt ihn jedenfalls bei weitem geiftvoller, als 
das gewöhnliche Gerede von ronftitutionellen Garantien u. ſ. w. Wir Yafien 
fie daher Hier folgen: 

Das Recht, welches man durch die Streihung des Art. 108 für die Kammern er- 
firebt ift ein Recht, nicht neue Steuern zu bewilligen, fondern die fimmtlichen beftchen= 
den Steuern jährlich neu zu beteiligen, was denn in fich auch das Mecht fchließt, die 
fänmtlichen Steuern jährlich zu verweigern. Und es ift nicht bloß ein Recht der par⸗ 
Tamentarifchen Steuernerweigerung, wie nıan unterfcheiden wollte, fondern Die parlamen⸗ 
tariſche Steuerverweigerung bat die Steuerterweigerung im Lande unausbleiblich zur 
Bolge. Denn wenn es gleich den Kammern niemald zukommen Tann, Proclamationen 
ind Land zu werfen, daß man nicht zahle, wie gefchehen, fo Kann doch die Megierung 
auf die Verweigerung hin nicht mehr die Steuern erheben, und thut fie es dennoch, fo 
wird ſelbſt ver loyalſte Unterthan fie nicht bezahlen, oder die gezahlten reclamiren, unt 
die Gerichte werden ihm beiſtehen. Sieht man davon ab, daß die National-Berfamms 
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fung einen unbefugten Akt und in unbefugter Form beging; ſonſt aber untericheibet 
fih die Sache nur dadurch, daß dort die Steuernerweigerung einmal thatſächlich geübt 
» wurde, und daß hierdurch ein Rechtsgrundſatz für immer feflgeftellt werben ſoll 

Daß nun eine Steuerverweigerung mit unferem georoneten Staatöhaushalte unver⸗ 
träglich ift, wird wohl von Wenigen beftritten. Es twürbe bie Zerrüttung unjerer Fi⸗ 
nanzen, eine Stockung aller Erwerbözweige, der Ruin unzähliger Samilien, vie Aufl; 
fung des Heeres u. f. w. ihre unausbleibliche Folge fein. Wenn man den Odem rind 
Landes eine Zeit Tang ftillfiehenn macht, fo wird e8 faum mehr helfen, wenn man itz 
denfelben nachher wieder einhauchen wollte, und der Schwefel- Aether ift noch nidt m 
funden, der an dem Lande die tödtlihen Schmerzen einer foldhen Operation träuma 
borübergehen ließe. Die Schwankungen des Haushalts, der Wechfel in Bedürfnij m 
Hülfsquellen können in anderer Weife bedacht werben durch Ausſcheidung gawila * 
eultativer Ausgaben und facultativer Steuern, dazu kann aber dad Recht unmoͤglic 
geben fein, alle Iahre den ganzen Staatshaushalt mit allen feinen Mitteln zu w 
weigern. 

Man fordert nun auch dieſes Recht nicht aus Gründen des Staatshaushalts, ma 
fordert e3 zum Zweck des Gleichgewichts unter ven Gewalten, zur Entfernung miplid 
ger Minifterien, mißliebiger Negierungsfufteme; «8 foll auch nie in Anwenbung fommsa, 
ed foll nur drohend im Hintergrunde ftehen, finanziell fei es ein Unding, politiſch cm 
Nothwendigkeit. 

Da möchte ich doch für's Erfte fragen, ob es Recht iſt, die Sicherung des Stau—⸗ 
haushalts dem politifchen Parteifampf zum Opfer zu bringen, ob in Zukunft um 
Finanzen, unfer Militair, unfere Juſtiz nicht nach ihren eigenen Erforbernifien und Rab 
fihten eingerichtet werben follen, ſondern Alles nur nach der Nüdficht auf die Mehum 
der Volks⸗Gewalt. Ich möchte fragen, ob es fittlich erlaubt if, ein Mecht, vefien Ark 
übung ſchlechthin unvernünftig und unheilvoll ift, dennoch zum Zweck der Drohung ie 
zuräumen. Ich will aber auf jenes politifche &leichgewicht der Gewalten eingeben. 

Auch ohne das draftifche Mittel der Steuerverweigerung haben die Kammern nf 
unferer Verfaſſung Macht und Einfluß genug auf die Regierung. Bedarf jie nict ef 
genug neuer Steuern, neuer Geſetze, bedarf fie nicht oft genug der Genehmigung auf 
orventlicher Maßregeln? Können die Kammern nicht der Megierung genug erlegen 
ten bereiten durch ihre Interpellationen, durch ihre Sffentlihen Verhandlungen? Haba 
fie nicht die Tagespreſſe und das Schtwurgericht zum Bundeögenofien? Und if md 
das Alles getragen durch die öffentliche Meinung, die ſchon an fi) und ohne ta % 
led eine unberechenbare Macht it? Dem Ullen gegenüber wird eine legale Regie 
unmöglich einen dauernden und von Ihr felbft verfchuldeten Zwielpalt mit den Kamanı 
zu unterhalten vermögen, fie wird nicht vermögen, Petitionen und Anträge der Etire 
ohne Grund unberüdfichtigt zu laffen, ſondern fie wird vielmehr genäthigt jein, te 
Kammern bei gutem Willen zu erhalten. Ohne Steuerverweigerung wirb zwar cn % 
nifterium, dad unvolksthümlich jheint, nicht fofort auf eine Adreffe der Kammern = 
treten müffen, aber cin Minifterium, das wirklich unvolksthümlich ift, wird für die Dauc 
vom Könige nicht gehalten werben fünnen. Das bei einer Iegalen Regierung. Cm 
illegalen Regierung aber gegenüber, weldye die Verfaffung brechen will, fich nicht an ® 
Tehrt, wird auch Die Steuerverweigerung nicht ausreichen, und fagt man, gerabe für be 
fen äußerten Ball folle fie eintreten, fo ift es daſſelbe, ald fagte man, es folle vie Re 
volution eintreten, denn der illegalen Regierung gegenüber wird die Steuerverweigerm; 
notbwendig zur Revolution führen, und wenn ein anderer Redner fagte, Lieber für ſol⸗ 
hen Ball die bewilligten Steuern ablaufen laſſen, ald darauf zu verweifen, daß man fe 
Faͤuſte erhebe, fo leugne ich das, denn die Fäufte zu erheben, ficht Jedermann als era 
Unrechtes an, ja, wird von den meiften abfolut verworfen ; Die Steuerverweigerung be 

gegen wird leicht ald ein ganz regelrechte Mittel gegen vie Megierung betrachtet, fe 





26, Oetober. 16 | 283 


macht nicht den Cindruck der Revolution. Ja, es könnte leicht für fie Jemand ven Aus- 
fpruch Chatham's, der heute hier angeführt wurde, anrufen: Was ich mir felbft ermor- 
ben babe, darüber habe ich allein zu verfügen, und wenn ich ver Megierung keine Steuern 
entrichte, fo iR das meine Sache, ich begehe damit Feine Gewaltthat, kein Verbre⸗ 
hen. Umgekehrt nun mit den echte der Steuerverweigerung iſt die Regierung obne 
“ Macht über die Kammern, ohne Macht im Lande, Was Hätte fie dieſer alles nieder⸗ 
werfenden Gewalt noch entgegen zu flellen? Wan fagt: dad Heer. Eine Iegale Regie⸗ 
rung bebarf aber eben ver Steuern für das Heer. Es fleht nicht Heer und Urkunde 
einander gegenüber, wie ein Redner es barflellte, es ſteht gegenüber ‚Heer und Geld, 
und ohne Geld giebt es auch Fein Heer. Es folle, will verfelbe Redner, durch biefes 
Recht Uebereinftimmung zwifchen Regierung und Volksvertretern erzielt werden, fie wird 
aber dann nur dadurch erzielt, daß die Regierung thun muß, was vie Volksvertretung 
fordert. Hat fie denn irgend einen Beweggrund, auf den Willen ver Regierung einzu- 
gehen, wenn fie die ganze Regierung in ihrem Solde hat, und zwar auf jährliche Kün- 
bigung? Ohne das, wurde gefagt, find die Anträge der Kammern blos Petitionen. Dad 
heißt doch eben, Die Regierung muß fie nicht abfolut gewähren; es iſt alfo vie Abjicht, 
daß die Megierung die Anträge der Kammern abfolut follte genehmigen müflen, und 
was bleibt dann der Regierung noch als Recht oder Macht übrig? Das, was man da⸗ 
mit anftrebt, ift in der That nicht ein Einfluß der Kammern, fondern die Dictatur der 
Kammern; es ift nicht das Gleichgewicht der Gewalten, fondern die Alleingewalt der 
Kammern. 

Man fagt dagegen, die Kammern übernähmen daniit auch die Pflicht und Verant⸗ 
wortung für ven Staatshaushalt. But, fie werden aber immer vie Durchfeung ih⸗ 
ter Ubfichten, die Erftreitung wirklicher oder angeblicher Volksrechte, für eine noch hoͤ⸗ 
here Pflicht anfehen, und fie werven immer die Verantwortung auf die Hartmädigkeit der 
Regierung fchieben. Der DBereinigte Landtag erfannte wohl feine Pflicht, für Eiſenbah⸗ 
nen und für Rentenbanken Mittel zu gewähren, aber der Megierung die Perlobicität ab» 
zunöthigen, hielt ex doch für eine höbere Pflicht. Auch vie Rational» Verfammlung war 
gewiß nicht fo entartet, ihre Verpflichtung für den Staatshaushalt zu verfennen; aber 
die Reaction abzuhalten, ſchien ihr eine Höhere Pflicht. 

Das Einzige, was man mit einigem Scheine ald eine Begenwaffe der Krone bes 
zeichnen Eönnte, ift die Auflöfung der Kammer; aber auch) das ift blos Schein. In ei⸗ 
nem Lande, wo nicht, wie in England, Volksparteien gegen Bolköparteien im Parlamente 
fämpfen, fonbern der allein verwaltenden Regierung vie Volksvertretung gegenüberfteht, 
da ift die Sympathie faft immer für die Volfövertretung, und wird bie neue Kammer 
faſt inımer noch oppofitioneller fein, als die erfte. Darum führe man jenes merkwürdige 
Beiſpiel von Pitt nicht an. Das war ein außerorbentlicher Fall, mo eine Goterie ſich 
zwifchen König und Volk feſtgeſetzt hatte, und iſt felbft in England ohne Gleichen. Er 
hatte nicht eine Macht ſich gegenüber, die von den Irrthümern der Zeit getragen wurde, 
wie dies bei uns gilt. In Frankreich und in Deutfchland haben die Auflöfungen faft 
niemald der Krone einen Gewinn gebracht, außer man änderte das Wahlgefeg, und das 
fann man doch nicht alle Tage. 

Darüber nun möge man ftreiten. Jedenfalls aber würde das Reſultat doch das 
fein, daß die Krone in Folge des Steuerverweigerungs⸗-Rechts zulegt den Wühlern dienſt⸗ 
bar würde (was übrigens noch gar nicht daſſelbe ift mit dem Volke). Anflatt durch 
eine ſelbſtſtaͤndige Macht andauernden Wiverftandes die Volks⸗Wünſche und die Volko⸗ 
Irrthümer zu erproben und zu läutern, muß fie biefelben danach auf der Stelle erfüllen, 
fie wird der Knecht aller Leivenfchaften und Aufregungen, für welche die Tageöprefie 
und die Wüller die Maforität der Wahl-Eollegien gewonnen haben, und vermag den 
beileren Theil der Bevoͤlkerung dagegen nicht mehr zu ſchützen; und da frage ich, ob 
das recht, ob es heilfam, und vor Allem, ob es noch monarchiich fei? 
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Ein Mehreres Hat ſelbſt die äußerfie Demokratie von 1848 nicht gewollt, als tab 
die Krone den Kanımern gegenüber Teine felbfiftännige Mat habe, ſondern es jedesmal 
zum Appell an bie Wähler Tommen müffe, und dieſe dann ven oberftridhterlidhen Aus 
ſpruch thun, dem die Krone fi) beugen muß. Ob dieſe TWähler pie Fünfhumndert⸗ Tha⸗ 
ler» Männer oder die Fünfhundert- Grofhen-Märmer find, tft einerlei. Immer ift dann 
ber König der bloße Vollziehungs- Beamte der Wähler, ver bloße gehorſame Unterthas 
des fouverainen Volks. Das iſt zulegt der Kan der Sache. 

Darum kann man immerhin alle vie Befugniffe und Prärogative ver Krone ci 
räumen, das abfolute Veto, ven Oberbefehl über pas Heer, felbft über das nicht anf 
die Verfaffung vereivigte Heer, die Ernennung der Beamten — mit der Steuerverwei⸗ 
gerung bat man dennoch die Regierung in Händen, venn fie Tann alle dieſe Befuguik 
nicht anders gebrauchen, denn eben nad) dem Winfe der Kammer. Sanetimirt fie mit 
bie beantragten Gelege, nimmt fie nicht Die gewünfchten Minifter, ober gehordht fie te 
fen nicht, man befigt, wodurch man fie zwingen kann. Mein verebrter Herr Gil 
lege bat Ihnen Heute die Unterſchiede zwilchen dem abfoluten Veto des Königs mm 
der Steuerverweigerung der Kammer auseinanbergefeht. Diefe Parallele ift wohl ohne 
dies erft aufgefommen, feit dem die Urwähler fi) mit der conftitutionellen Theorie be 
fhäftigen. Ich babe noch einen anderen Unterſchied hinzuzufügen, den nämlich, daß ix 
abfolute Veto des Königs nicht gebraucht werden Tann, dagegen das Hecht der Stun 
verwweigerung unter allen Umſtaͤnden in Anwendung kommen Tann. Das abfolute Tem 
des Königs iſt die ungeladene, dad Steuerverweigerungsrecht der Kammer ift vie gde 
dene Piftole. 

Wie die conftitutionelle Monarchie in vielen Geiftern fich abipiegelt, iſt der conſtim⸗ 
tionelle König in der That bloß ein Automat, den die Kammern an dem unfichtbaten 
Baden ver Steuerveriweigerung in Bewegung feßen, ver aber das Außfehen hat, a 
wäre er ein ſich ſelbſt beftimmenver Menſch, ja, freier Herrſcher. Es Taun aber auf 
in der Wirklichkeit fo kommen, ja, es wird nicht unwahrfcheinlicherweife fo kommen. Ich 
gebe zu, die Kammern werben nicht bei jedem Conflicte und nicht für jeden Wunſch zu 
ihrem Donnerkeile greifen, gewiß aber werben fie zu ihrem Donnerfeile greifen für bie 
Durchſetzung des Principe, nämlich des Grundſatzes, daß die Krone ver Maforität der 
Kammern ſchlechthin gehorfamen müſſe und geborfamen werde. Das war der Gang in 
allen conftitutionellen Staaten mit Steuerverweigerung. Darum bat man e8 leicht, ſich 
barauf zu berufen, es werde ja nirgend in conftitutionellen Staaten ton dem Steuertenni- 
gerungs= Mechte Gebrauch gemacht. Die Sache verhält ſich aber fo: es wird vieles Reht 
nur dann oder nur non dem Momente an nirgend gebraudit, wo die Krone fich dem Bil 
der Kammer gefangen gegeben bat, denn dann iſt e8 eben nicht mehr nöthig, von ibe 
Gebrauch zu machen. Als Karl X. ſich weigerte, dad unpopulaire Minifterium zu ar 
lafien, da drohten ihm die Kammer-Oppofition und die Preſſe mit Steuer- Verwei⸗ 
rung; das drängte ihn zu feinen Ordonnanzen, die ihm ben Thron koſteten. Dagege 
feitvem Ludwig Philipp förmlich und rechtlich die Obergewalt der Kammer anerfannte, 
denen er fein koͤnigliches Anſehn mehr entgegenftellte, fonvern blos die unkoͤnigliche Ir 
trigue, feitvem dachte man in Branfreich allerdings nicht mehr an das Steuerverwei⸗ 
gerungs⸗NRecht. 

Wenn dad Koͤnigthum beſiegt iſt, hängt man bie fiegreiche Waffe müßig in bie 
Halle. Darum ift der rt. 108 die Scheivelinie zwifchen Scheinkönigthum und eins 
gefchränktem Königthum, vie Scheivelinie zwiſchen conftitutlonellee Monarchie und rer- 
hüllter Republik. 

Darum, wenn dad Gefeh vom 6. April wirklich das Steuervertveigerungs- Reit 
in diefen Sinne enthielte, was in feiner allgemeinen Faſſung durchaus nicht liegt, fo 
fehr ih in allen Anderen dieſes Geſetz anerfenne, in dieſem Punkte koͤnnte ich es nicht. 
Ich Eönnte als ein Vertreter des preußiichen Volkes die Erfüllung der Verheißung nidt 
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acceptiren, durch welche ber König das Scepter feiner Gewalt in andere Hände legte, 
und fo dem Volke feinen bedeutungsvollſten Schirm entzöge, und das Land feinem Schick⸗ 
fale überließe. Ich könnte unmöglich einmwilligen, daß das Bolt, welches Die Revolution 
nicht gemacht und ‚nicht gewollt hat, in folchem Grade für die Schuld verjenigen büße, 
welche fie gemacht haben. 

Es ift kaum dem nachzufolgen, wie man für bie gegenwärtige Frage anf dad ur» 
alte und allgemein germanifche Recht ver Steuerbewilligung, namentlich der beutichen 
Landſtände, fi berufen konnte. Das iſt eine ganz andere Sache. Dort handelt e8 ſich 
um einzelne Steuern, die nicht als integrirender Veſtandtheil in einen wohlgeoroneten 
Stantd- Haushalt eingriffen, die nicht durch Herkommen und Geſeh firirt waren, denn 
biefe konnten nirgend verweigert werden; in England nicht, und in Deutfchland nicht. 
Hier Dagegen handelt es ſich um Verweigerung des ganzen Staatshaushaltes. Damals 
war es darum zu thun, einen finanziellen Druck des Fürſten abzuwehren, jegt, eine po⸗ 
litifche Gewalt zu erobern. Darum mag man fich nicht Darüber täufchen, auf eine Er⸗ 
leichterung der Abgaben ift es bei Streichung des Artikels 108 nicht abgefehen, an eine 
foldhe denft Niemand und fann Niemand denfen; ſondern e8 handelt fi) darum, wo 
bie Gewalt im Staate ihren Sig haben foll, wer die Minifter zu ernennen, wer bad 
Megierungsfhftem zu beftimmen habe, ob König oder Kammern? Das if die einfache 
Brage. 

Man hat nun Moderationen angebracht. Die Befprechung der übrigen verfpare 
ich auf die fpecielle Debatte, jeht führe ich nur die eine an, daß beide Kammern nur 
gemeinfam follen vie Steuern verweigern koͤnnen. Das liegt allerdings in ver Natur 
unferer Kammern, ba fie beive Wahllammern find. Allein das ſchützt die Krone nicht. 
Ob dad Schwert über dem Haupte des Damokles an einem Haare over an zwei Haaren 
hängt, wird feinen großen Unterfchied machen. Jedenfalls ift auch danach die Allgewalt 
immer bei der Volksvertretung. Wie leicht, ja wie gewöhnlich ift e8 eine und dieſelbe 
Bartei, die in beiden Kammern prävalirt. Wenn das nun aber eine folche Partei ift, 
die nicht, wie mein Vorredner fagte, dad Land in den Abgrund flürzt, fondern Die ges 
mäßigt und befonnen ed Schritt vor Schritt in den Abgrund führt, dann würde bie 
Auflöfung um fo weniger helfen, da ſolches nicht Jedem einleuchtet. Dann hätte daher 
die Krone nichts Anderes zu thun, als conftitutionell gewiſſenhaft dem feierlichen Grab⸗ 
zuge zu folgen. Dann aber wird das Steuerverweigerungd-Mecht feine ververbliche Wir⸗ 
fung auf die Kammern felbft in gleicher Weife haben, mag es nun beiden zugleich ober 
jeder allein zufommen. Der DVerfuchung, welche in fo unumfchränfter Macht liegt, 
würde auch die befte Kammer nicht widerſtehn. Es iſt deshalb dies Hecht nicht ein 
Bentil, um den Unmuth gegen die Megierung abzuleiten, fondern eine Bumpe, um den Un⸗ 
muth anzufamnıeln. Er erzeugt fi) am leichteften bei dem Gefühle der Ueberlegenheit. 
Ich rechne dabei keinesweges auf fchlechte Kammern, und babe dabei nicht blod ven 
Mißbrauch im Auge. Sondern es iſt ein Naturgefeh, wo Sie eine Kraft feben, da 
wird fie nicht fill flehen, bis fie das ganze Gebiet, auf das fie reicht, auch einge: 
nommen hat. So kann ein mächtiger Staat gegenüber einem ſchwachen Stante, 3. B. 
Rußland gegenüber ver Bforte, wenn nicht writte Mächte hindernd eintreten, biefen Flei« 
neren Staat gar nicht unerobert lafien. Eben fo können aber aud) Kammern mit Steuer- 
Verweigerungs⸗Recht die Krone nicht ununterwworfen laſſen; fie müflen dies nach den 
Naturgeieke. 

Allem biefem wird nun aber enigegengefebt, dad Steuerverweigerungs⸗Geſetz ge: 
höre nothwendig zum ceonftitutionellen Syſtem. Died bat fi nun einmal feſtgeſetzt 
und wird allen Beweisgründen entgegengebalten als inappellable Autorität, und baber 
fommt es, daß auch Männer von der entichievenften monarchifchen Abficht in das wil⸗ 
lgen, was dem Grfolge nach die Monarchie aufhebt. Es if, ald wenn Gott in die 
Herzen der Menſchen mit Flammenſchrift Die Worte gefchrieben hätte: „‚conftitutionelles 
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Syſtem“, als hoͤchſtes Gebot, und es nun blos darauf aufonıme, auszumitteln, wei 
ſie bedeuten. 

Wenn das Steuerverweigerungs⸗Recht wirklich zum conſtitutionellen Syſſtem ge⸗ 
hoͤrte, fo würde ich mich erdreiſten, dieſes Syſtem ſelbſt als unvernünftig zu beſtreiten 
allein es geboͤrt nicht dazu, und dieſes darzutbun, geſtatten Sie mir noch eine laͤngere 
Ausführung. 

Die conſtitutionelle Monarchie bat einen doprvelten Gegenjag: die abjolute un die 
ſtändiſche Monarchie. Fällt mun unfere Teriafftung ohne Steuerverweigerung in td 
Gine ober das Andre? Ich glaube, in feines ven en. Wo Kanımern jäbrlich ke 
rufen ırerden müſſen, wo jie tie Zuflimmung ıu allen Geſetzen, zu allen Abänterunge 
des Staardhaudbalıd, vie Anklage ter Riniüer baten, ra if werer abfolute, noch fir 
diſche, ſondern conitirutionelle Ronardyie. Ya, im Gegentkeil, tieje Steuerverweigerung > 
bört nur tem ſtändiſchen Svſtem an und wizerirrickt rem wahren conftitutionellen. S 
das ſtandiſche Eyſtem in feiner ſchärfften Audrrizung beſtand, da waren die Stamm, 
tie berfömmlichen auegenommen, Sadıe ter kimrikhen Willkür; aber dafür warn nt 
tie Tomainen un? Regalien Sache ter fürkfihen Willkär. Die Stände fonnten zu 
Fürften jagen: wir wollen tie Steuern einmal nicht bewilligen, wo Du Soldaten w 
Beamte berbefommft, da ſiehe Tu zu! Aber rer Für konnte auch zu den Ständen W 
gen: Ich will einmal meine Tomainen un? Rezalien mit für die Landftraßen und Scu 
Ien verwenden, fondern für meine Jagden wur meine Ihierbegen und für die Verihös 
rung meines Parks. Beide muß im cemikimtionelln Soſtem fallen; ber Kür km 
nicht mehr einfeitig über feine Tomainen war Regalien beſchließen ohne die Kammm: 
dafür aber bürfen die Kammern auch nickt mehr einjeitig über die Steuern beiklie 
obne ten Fürften. Das ift conſtitutionell, way der Staatshaushalt als ein mohlgeen- 
netes unumterbrochene® Ganze binauftrese über Fürſt und Volk, und der Willfür bein 
entzogen fei. Nicht rad ift conftiruriomell. daß Das Volk über dein König fei, ſonden 
das if conftiturionell, daß der Staat über Köniz und Volk lei, ald eine höhere Ortmnz 
und Norbwentigfeit, an rie te Veide gekumten fine. 

Man verwechſelt ıtwei zerikierene Tinge: das conſtitutionelle Syſtem einerſeits um 
die ſogenannte vatlamentariſde Rezierunz. das if die Souverainetät der Kammer: Re 
ritäten, andererieits aber das Ariem, daf ver König nur berriche und nicht regier. 
Zu jener Scoureraineät rer Kammer-Kajerität bedarf man allerdings der Steuerde⸗ 
weigerung. ne it zukertem nicht kurdhsuwegen: für das conflitutionelle Syſtem dageze 
ketart man ibret mr. Neiped it nicht daſſelbe. Jenes if die georbnete Berfajlun; 
und tie Gemeirſamkeit ver Eewalt zwüchen König und Volf, dieſes Dagegen ift tie le 
tenrertung ter Krone. Das conttinuriendde Soſtem ift eine Vollendung des Ems 
in ibm ſelbit tur Ordnung. Geietzlichkeit und Stetigkeit. Die Souverainetät ber fat 
ters Majorirät ragegen it bles ein Weibiel ned Inhabers der Staatögewalt. Yen ft 
ein Mernunitgeker und ein Gebot ter Zeit, dieſes if ein bloßes Herrfchergelüfte des Ib 
kes oder ter Parteien. 

Es bleibt in ver That aulegt nichts mebr übrig, als blos und allein das Beil 
von Englant, und das iR desbalb das Argument, dem man am jchärfiten ind Auge je 
muß. Nun tenn, in England beflcht das Recht der Eteuerkerweigerung als ein übriz 
gebliebener Grunviag ter alten ſtändiſchen Monarchie und nicht ald ein neu cingefäbr 
ter Grundſatz ter conftiturionellen Monarchie. In England ragt nach dem naturwüdj⸗ 
gen Entwidelungsgange jeiner Terfaffung überall das Mittelalter mit feinen Einridim- 
gen in tie Gegenwart herein, jo ter Feudalismus, der Alles durchdringt, die verrouctea 
Flecken, die ungleihmäßige Vertretung son Start und Land, die Abſtimmung per pro 
cura im Öberbauje und Aebnliches. Eben jo bat fi) denn auch dies mittelalterlidt, 
willfürliche Steuervermeigerungs- Recht in England erhalten, während durch dad Bes 
pürfniß des neuen Staates die Nothwendigkeit ver Ausgaben und deren gejegliche Feſ⸗ 
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ſtellung auflam. Dadurch und durch die Verfchleuderung der Domainen und die wie⸗ 
derholte Berufung fremder Dynaftieen kam es, daß in England das Parlament das 
Uebergewicht über die Krone hat. Das ift nun eben die Eigentbümlichkeit der engli⸗ 
ſchen Berfafiung, an der deshalb auch jeder Engländer mit Recht feſthaͤlt. Uber «6 
iſt nicht der Grundgedanke der conftitutionellen Monarchie, welcher ald ein weltgejchicht« 
licher Kortfchritt für ganz Europa geboten if. Wenn wir nun das, was in England 
naturwächfig geworden iſt unter ungleich günftigen Berhälmifien ber öffentlichen 
Gefinnung jeßt unter unferen Verhaͤltniſſen mit Bewußtfein und freier Abſicht einfüh- 
ren, fo erhält es einen anderen Charakter und eine andere Wirkung. In England ift 
das Steuerverweigerungs⸗Recht ein unbeabfichtigter Reſt des Mittelalters; auf dem Feſt⸗ 
Iande ward es das beabfichtigte Mittel der Mevolution, das beabſichtigte Mittel der Her- 
abdrückung der Könige. 

Man mache fi nur ar, was in diefer ganzen Einrichtung liegt. Unter den jetzi⸗ 
gen Verbältniffen des Staatshaushaltes heißt dad Steuerverweigerungsrecht nichts An⸗ 
deres, ald daß das Volk zu feinem Könige ſpricht: Du mußt als Erecutivgewalt für 
dad Heer, für Beamte, für die Polizei, für die Mechtöpflege forgen, das ift Deine Pflicht; 
aber ob wir Dir die Mittel dazu gewähren, das ift in unferem Belieben. Ja, wollte 
man es formulicen, fo müßte man den Art. 108 fteben lafien und noch meinen Vor⸗ 
ſchlag über das orventlihe Budget annehmen, und tagegen einen neuen Artifel in bie 
Verfaſſung aufnehmen, des Inhalts: „wenn die Kammer ed befchließt, fo muß dad Mi«- 
nifterium abtreten, und das Regierungs⸗Syſtem geändert werben. Uber die Krone hat 
den zweimaligen Appell an das Bolt.” 

Ih will aber nicht mehr von dem Verhältmiß der Krone fprechen, fondern von dem 
Verhaͤltniß des Staates und des Volkes, und da frage ich, wo, außer England, ein 
Staat Befland und Gedeihen Hatte unter dem conftitutionellen Syſtem, welchem bie 
Steuerverweigerung zu Grunde liegt? Sind nicht Frankreich, Spanien, Portugal, Neg- 
pel damit in das gräßlichfle Elend gerathen? Das Fleine Belgien, was bis jekt nicht 
einmal tie Probe der Regierung eines einzigen Königs überflanden hat, wird man nicht 
als ein Beijpiel anführen wollen. Ueberdies finkt ver belgifche Staat vielleicht nur des⸗ 





halb nicht zufammen, weil ihn die Eatholifche Kirche beim Arm hält, und ihm die Ei⸗ 


ferfucht gegen vie Nachbarftaaten ald ein Ladeſtock im Leibe fledt. 

In England ift ed befanntlicy jene mächtige, in ſich geſchloſſene Ariftokratie, auf 
welche der Schwerpunft der Gewalt vom Könige übergangen iſt. Sie gewährt die Bürg- 
fchaften der Macht und der Ordnung, die fonft im König liegen, fie berrfcht in beiden 
Häujern und im Lande, fie bewilligt darum nur fich felbft bie Steuern, und es ift feine 
Gefahr, daß fie fich diefelben je vertveigern werde. Ich frage aber, meine Herren, ha⸗ 
ben mir eine engliiche Volksvertretung, daß wir und mit einem Könige nach englifcher 
Meife begnügen koͤnnten? Was haben wir überhaupt für eine Mepräfentation? Wir 
wiſſen es ſelbſt nicht. 

Wird künftig unſere erſte Kammer aus den Fünfhundertthaler⸗Maͤnnern hervorgehen, 
oder aus den Provinzial⸗Vertretern, deren Unterlage und noch unbekannt iſt? Wird die 
zweite Kammer hervorgehen aus dem Wahlgeſetz der drei Klaſſen, mit dem wir bis jett 
erft ein Experiment, und zivar unter dem Wegbleiben der Demokratie, gemacht haben? 
Werben beive Wahlgefege künftig venfelben Erfolg haben, wie jeßt, nach der vorange⸗ 
gangenen Anarchie? Wird unfre Weisheit im Stande fein, ein Wahlgefeh zu finden, 
welches wirklich den Extrakt der Intelligenz und ber guten Gefinnung aus dem preu⸗ 
Bifchen Volke heraushebt, oder werben wir bei der Nivellirung aller Zuftände und dem 
berrfchenden Widerwillen gegen Alles, was ſich über der Fläche emporbebt, unfere Weis⸗ 
heit für unzureichend erflären müflen? Alles dies Tiegt im Nebel. Und dieſem unbeflimmten, 
unbefannten Etwas, dad wir bie Ntepräfentation des preußiichen Volkes nennen, wollen 
©ie ein fo exorbitantes Hecht einräumen, bloß beöhalb, weil das nielhunbertjährige, fel⸗ 
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fenfefte, in feinem ganzen Wollen und Thun bekannte englifche Barlament es kefigt? — 
Aber noch mehr! So ungewiß fonft unfere Fünftige epräfentation If, das IR gewiß 

das demofratifche Element werden Sie aus ihr nicht mehr verprängen. Das Stim⸗⸗ 
recht jedes ſelbſtſtaͤndigen Preußen wird ftehen bleiben, und viel ariſtokratiſcher werten 
Sie das Wahlgefeg nicht machen, und nun bevenfen Sie wohl, meine Herren, dieſel 
ganze conftitutionelle Syſtem mit Steuerverweigerung iſt aufgefommen, «ld Ariſtokratit 
oder Bourgeoifie gegen die Krone kämpften, und in diefem Augenblide tritt ber zahle 
Stand der Befiglofen in die parlamentarifche Arena ein. Der Streit der Tory's m 
Whigs, diefer ariftofratifchen Parteien Englands, iſt ein bloße ritterliches Turnier, 
und jene parlamentarifchen Megeln, daß vie Minifter abtreten, wenn ihnen eime Etimm: 
im Haufe fehlt, und was fonft hierher gehört, find nur vie Geſetze dieſes Turniere, mi 
mit diefen Turniergejegen wollen fie ausfommen bei uns, wo ein Krieg der Parka 
geführt wird, ja, vielleicht ein Vernichtungskrieg? 

Wie wird dieſe zahlreiche Klafie des Volkes und ihre Vertreter dad Steuervene⸗ 
gerungs⸗Recht gebrauchen? Wir haben ein Beifpiel in einem Falle erlebt, wo fie vie 
Recht noch gar nicht hatten. Meint man, wenn dies Recht erſt legaliſirt iſt, werde ei 
weniger gebraucht werden? 

Es wird die demokratiſche Bewegung nicht ſtill ſtehen, fo lange nicht ihr Ideal a 
füllt iſt, ſo lange nicht die Morgenroͤthe ihrer Freiheit wie über Deßau, fo über gem 
Deutichland aufgegangen ift, und fo lange auch nur eine Gonceffion noch rückſtändig if, 
es unterlafien, von einem foldyen Gewaltmittel Gebrauch zu machen. Iſt etwa bie Be 
ſcheidung der Erbfehler der Demokratie? Darum, meine Herren, wenn Sie jet die Steam 
verweigerung befchließen, fo befchließen Sie nicht, wie etwa vor 30 und AO Jahren we 
eonftitutionelle Monarchie, fondern Sie befchließen nie Demokratie. 

Ä - Man fehe wie die Dinge fiehen. Die Bewegung, die im vergangenen Jahre und 

in die Anarchie flürzte, ift nicht erlofchen, fie if nur nievergehalten durch Die Macht tel 
Heeres; man ſehe auf die Clubs, auf die politifchen Afforiationen, auf vie Jagesyrefk, 
und man wirb etwas zweifelhaft werden, ob jene „Kinderkrankheiten“ ver Freiheit wirl⸗ 
lich überſtanden find? Ja, Deutſchland wie Frankreich iſt in der Gefahr einer allgene⸗ 
nen Auflöfung, eines Verfalles. Es ift ald wenn uns der Maradmus drohte, um ih 
weiß nicht, ob man den Marasmus zu den „Kinderkrankheiten“ rechnet? Wie may mar 
an einer Theorie fefthalten, welche vor 30 Jahren zur Ausbildung gekommen if, we 
die Augen dagegen verfchließen, daß die Berhältniffe nun fo ganz andere geiworken fiat? 
Die Flamme ergreift fchon unfere Kleider und wir fragen, wie jener fpanifche Köriz 
nach der Etifette, ob denn dad conftitutionelle Syſtem es auch erlaube, daß wir loͤſchen! 

Meine Herren! Es find jet fechzig Iahre, daß von Frankreich aus das conflits 
tionelle Syftem, welchem die Steuerbermeigerung obligat if, die Munde über Eurem 
macht. Was man dabei von Iheilung der Bewalten und dergleichen ſpricht, if Biel 
theoretifcher Kram. Die praftifche Eſſenz dieſes Syſtemes it nichts Anderes, als die 
Souverainetät.dver Bourgeoifie, welcher der Bürgerkönig blos Organ und Tie 
‚ner fein fol; das wollte Necker, weldher ver Revolution erlag, dad wollte die Oppe 
tion von 1815 bis 1830, das glaubte man 1830 mit dem Juli» Königthum erreicht. & 
iſt das jenes Syſtem, das alle flabilen Elemente Englands verfchmähte, die Ariſtokratie, 
das Hiflorifche Recht, die Macht der Kirche, und nur dad eine von England annahm, 
was mich eben das Schlechtefte dünkt, vie Entkräftung des Königthums, die es neh 
übertrieb. Es hat dieſes Syſtem ethifch Teine Mechtfertigung, unb natürlich Teine Roͤz⸗ 
lichkeit. Es ift die einzige Verfafiung, von der man die Verficherung gab, daß fie rim 
Wahrheit werben folle, weil es die einzige ift, die niemal® eine Wahrheit werben fan. 
Ihre Unmwahrheit konnte der Bürgerkönig nur dadurch neutralifiren, daß er ihr eine ew 
dere Unmwahrheit entgegenfteltte, nämlich vie Corruption der Volksvertretung. Jeht M 
dies Syſtem thatſaͤchlich nicht mehr audjuführen, weil die Befiglofen Klaffen ſich Deri 
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in den Mitbefig mit dem Mittelftande gefegt haben, und es ift fittlich gerichtet durch 
die gewaltige Memefis, welche über das frangöfifche Volk ergangen. In dieſem Augen- 
blicke nun follte e8 für und gerathen fein, diefed Syſtem als Modell für uns aufzuftellen, 
und gerade in feinem gefährlichfien Punkte? Es iſt das conftitutionelle Syflem in die⸗ 
ſem Sinn, ich ſpreche e8 aus, ein jechzigjähriger Irrthum Europa’s. Laſſen Sie und 
denfelben brechen! ‚Heute if ver Tag, an welchem die große Voͤlkerſchlacht begann, tweldhe 
bie Tyrannei ber franzdfifchen Waffenmacht zerbrach. Möchte heut auch ver Tag fein, 
wo es gelänge, die Tyrannei der franzöfifchen Irrthümer zu zerbrechen. 

Meine Herren! Befeſtigen Sie die Autonomie des Volkes in allen feinen Kreifen 
gegenüber einem mechaniſchen und audgetrodneten Büraufratismus, befefligen wir vie 
öffentliche Orbnung durch die Zuflimmung der Kammern zu den Geſetzen, durch die 
Controlle des Staatöhaushalts, durch die Bewähr, daß der König nirgends perfönlich 
heraustrete, ſondern unter der Aegide der verantwortliden Minifter! Aber gewähren 
Sie audy ver Krone die Stellung, die ihr gebührt, die Stellung einer erhabenen Macht, 
die nicht von jährlicher Bewilligung abhängt. Machen Sie nicht aus dem Könige von 
Gottes Gnaden einen König von Gnaden der Kammern. Es wird die Frucht haben, 
daß die Krone nicht wie in anderen conftitutionellen Staaten in den Fall kommt, vie 
Kammern zu corrumpirn, ed wird bie Frucht haben, daß die Krone ein mächtiger 
Schirm, ja, der allein möglihe Schirm dem Lande iſt gegen den nachbrängenven Des 
mokratismus und Communismus, und es wird bie Frucht haben, daß in der Heilighal⸗ 
tung des Königlichen Rechts die Heilighaltung aller Rechte und alles Beſihes im Lande 
verbürgt iſt. 

Eine alte Wahrheit jagt, daß man Meiche durch eben die Mittel erhält, durch 
welche fie gegründet worden. Nun, der preußifche Staat iſt gegründet und if} groß ge⸗ 
worden durch Bürften von erhabener Herrſcherſtellung, um weldye fich das Volk ſchaarte, 
nicht in mechaniſchen Gehorſam, ſondern in freier Begeiſterung; freie Begeiſterung er⸗ 
ſchwang die Laſten des ſiebenjaͤhrigen Krieged; freie Begeiſterung erhob ſich in den Jah⸗ 
ren 1813 bis 1815. Bewahren Sie dieſes edle Band geiſtig ſittlicher Abhaͤngigkeit vom 
Volke, in welchem Preußens Könige immer geſtanden haben und immer ſtehen ſollen; 
wandeln Sie es nicht um in das niedrige Band einer finanziellen Abhängigkeit! 

Die Krone ſteht wahrlich nicht jo dem Lande gegenüber, wie im vergangenen Jahr⸗ 
hundert in Frankreich, mit zerrütteten Finanzen, mit desorganiſirtem Heere, mit gefchwäch« 
tem Anſehen in Europa. Nein, fie darf fagen, fie hat den ganzen Schak von Wohl« 
fland, von Macht und Ehre, den fie von den Vorfahren überkommen, treu gepflegt und 
möglichft vermehrt. Warum wollen wir und denn nicht begnügen bei ber Erweiterung 
der Volksrechte, bei dem mächtigen Fortſchritte, welche unfere Verfaſſung außerdem ent« 
hält? Iſt doch felbft ihre Tragweite gar nicht zu berechnen. Warum wollen wir dazu 
greifen, dad Fundament felbft zu erjhättern und den Schwerpunkt der Macht anderwärts 
hinein zu verlegen. Sind wir in der Lage eines Verzweifelten, daß wir zu ſolchem 
Wagniß greifen müßten? 

Meine Herren! Bewahren Sie dem König die Töntgliche Stellung. Wahrend jet 
alle politifchen Elemente flüflig und in Gährung find, fleht nur der Thron feſt, wie 
ein Fels im Meer, der den Stürmen trotzt. Erhalten Sie ihm dieſe Feſtigkeit. Ex ift 
ber Hort, ber Preußen retten wird in ben gefahrvollen Zeiten, denen wir entgegengehn, 
Er iſt die Veſte, in welcher Deutfchland das zerfplitterte, von Auflöfung bedrohte Deutſch⸗ 
land fi dennoch fammeln muß; es wird nicht anders fommen. Behalten Sie ven 
Artikel 108. 


ba | Hortgefegte Berathungen ber zweiten Kammer über die Berfaffung. Paragraph 33, 
worin bie Bürgerwehr ald Beſtandtheil ber bewaffneten Macht genannt if, 
wird abgelehnt, und dafür folgende Faſſung beſchloſſen: „Das Heer begreift alle 
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Abtheilungen des ftehenden Heeres und der Landwehr.” Auch $. 34. erhält 
eine Modification und einen Zufag dahin: „Die bewaffnete Macht kann zur 
Unterbrüdung innerer Unruhen und zur Ausführung der Geſetze nur in den 
vom Gefege beftimmten Fällen und Formen und auf Requifition der Eivil-Behörk 
verwendet werben. In letzterer Beziehung hat bag Geſetz die Ausnahmen zu 
beſtimmen.“ 

Dieſe Faſſung wurde mit 194 gegen 102 Stimmen angenommen; unkt 
den Berneinenden findet man die polnifchen Mitglieder, den vormaligen Mine 
v. Auerswald, Herrn Gorzolfa, Schaffraned und den Nittmeifter Schimmel 

16. | Ernennuug des Feldmarfhall Gr. Radetzki zum General-Civil- und Miles 
Gouverneur des Lombardifch-venetianifchen Königreiches, des F. M. 2. Fürkı 
Karl zu Schwarzenberg zum Statthalter, Civil- ind Militair - Gonvernen der 
Lombardei, des Generald der Cavalerie v. Puchner zu der gleichen Winde im 
Benetianifchen. 

16. | Armee» Befehl S. M. des Kaiſers von Deflerreih, wonach alle auf das Dyeratin 
ber Armee Bezug habende Geſchäfte, fo wie alle höheren Perſonalien derſelle 
vom Stab8-Offizier aufwärts, unter der Zuftellung: „An das allerhöchſte Arme 
Ober» Commando‘ direct an S. M. den Kaifer, bie übrigen Gegenftände de 
Kriegsverwaltung an das Minifterium zu Teiten find. Berner wirb angeortee, 
dag mit Beginn bes Militairjahres, vom 1. November I. 3. angefangen, die 
ſchon feit Tängerer Zeit beftandene Eintheilung-der Armee in Corps zur allge 
meinen Norm zu erheben, und zur Bereinfahung ihrer Führung felbe, wi 
Ausnahme der unter dem Banus fiehenden Kronländer, in vier große Arme 
Commanden eingetheilt fei. Diefe Armee» Commanden werben ihre Hame 
quartiere wie folgt haben: Das iſte in Wien, das 2te in Berona, bad Ik a 
Dfen, das Ate in Lemberg. Die Zahl der Armee⸗Corps iſt auf vierzehn feb 
gefeßt, von welchen gegenwärtig fünf in Italien, vier in Ungarn, eins in Böen 
und eins in Vorarlberg, in Allem alfo elf Armee» Corps aufgeftellt find; die 
in den übrigen Provinzen lebenden Truppen werden noch in drei Armee - Go 
eingetheilt. Die bisherigen Generals Commanden werben von nun an Landek 

Militair: Commanden benannt.‘ 

16. | Erſte Sigung des Schwurgerichtd zu Danzig, welches einen der Schmähung SR. 
des Königs vollftändig Ueberwieſenen, freifpricht. 

16. | Großes Vereinigungsfeſt braunfchweigifher Turngemeinden zu Schöppenftäßt. 

16. | Krawall zu Rubolftadt, veranlapt durch die Verhaftung eines freifinnigen Regie 
rungsrathee. 

16. | Der Gemeinderath von Glarus befchließt, in Erwägung, daß das Aſylrecht fe 
Pflicht zum Erhaltung der Afylfuchenden in ſich fhliege, mit Ende des Mom 
bie Verföftigung und Unterbringung ber dem Canton Glarus zugetheilten Flicht⸗ 
linge einzuftellen. 

17. | Gigung des Verwaltungsrathes für Deutfchland. Der Borfigende macht zmähf 
Mittheilungen über das was bisher gefchehen if, um den Beitritt Baia . 
zum Berliner Bundniſſe herbei zu führen. Das Meile IR dem Lefer durch di , 











an gehöriger Stelle aufgenommenen Aftenftüde bereits befannt, und wir habe 
nur zwei aus den legten Tagen des Juni nachzutragen, welche ihrem Datum 
gemäß einzufchalten unmöglich war. 


Il. Vorſchläge des Minifters von der Pfordten dem General von Radowitz 
zu vertraulicher Befprehung übergeben. 


Abſchnitt J. 
Das Reich. 

F. 1. Das Deutſche Reich beſteht aus dem Gebiete des bisherigen Deutſchen Bundes. 
Die Feſtſetzung der Verhaͤltniſſe des Herzogthums Schleswig bleibt vorbehalten. F. 2, 
Steht mit einem deutſchen Staate ein außerdeutſches Land in politifcher Verbindung, 
jo darf diefe der Durchführung der Deutfchen Reichsverfaſſung und Neichögefeßgebung in 
dem Deutfchen Staate feinen Eintrag thun. 

Abſchnitt 1. 
Die Reichs⸗Gewalt. 

$. 6. Die NReichögewalt übt dem Audlande gegenüber die völferrechtliche Vertretung 
Deutfchlands aus. Die Reichögewalt ftellt die Reichsgeſandten und die Conſuln an und 
ertheilt den Confuln fremder Staaten das Exequatur. Sie führt sc. ac. (unverändert big 
zum Schluß.) $. 7. Den einzelnen deutſchen Staaten bleibt es überlaffen, Gefandte zu 
empfangen unb abzufenven, ſowohl an die Heichögewalt ald an andere deutfche ober aus⸗ 
ländifche Staaten. Sie Lönnen Conſuln Halten und an Eonfuln fremder Staaten das 
Erequatur ertheilen. Die von einzelnen deutſchen Staaten ernannten Geſandten und Con⸗ 
fuln haben nur diefe Staaten zu vertreten; die Reichsgewalt kann viefelben zu Reichsge⸗ 
fandten ernennen. 6.9. Alle Verträge nicht rein privatlichen Inhalts, welche eine deut⸗ 
fhe Negierung mit einer anderen deutſchen oder nicht deutfchen abjchließt, find ver 
Neichögewalt zur Kenntnißnahme und zur Wahrung der Nechte und Intereffen des Reichs, 
wenn dieſen dadurch zu nahe getreten werden wollte, vorzulegen. $. 13. Die Reichöger 
walt hat in Betreff des Heerweſens die allgemeine Gefeggebung in dem Umfange, wie 
fie bisher dem Deutfchen Bunde zuftand, und überwacht die Durchführung derſelben in 
den einzelnen Staaten durch regelmäßige Infpectionen. Den einzelnen Staaten sc. sr. 
6. 14. In ven Fällen des 6. 11. werben alle mit felbfiftändigen Commando's Betrauten der 
Reichsgewalt verpflichtet. 6. 17. Am Schluffe dieſes Paragraphen ift Folgendes beizufügen: 
„Sofern diefe nicht aus den Truppen eined und befielben Staates beftehen. Diejenigen Staa⸗ 
ten, deren Contingent zur Bildung eined oder mehrerer felbftftändigen Corps Hinreicht, find 
berechtigt zu fordern, daß dieſe Bildung erfolge und ernennen dann felbft den comman⸗ 
direnden General.” 6. 18. Der Neichögewalt ſteht die Befugnig zu, Neichöfeftungen und 
Küftenvertheldigungswerfe anzulegen. Die Neichsfeftungen und Küſtenvertheidigungswerke 
des Meiches werden auf Neichökoften unterhalten. Vorhandene Beftungen koͤnnen nur 
mit Zuſtimmung des betreffenden Staats zu Neichöfeftungen erklärt werden. F. 19. Ein 
Reichsgeſetz verfügt über die Organifation der Kriegsmarine ded Reichs unter Berückſich⸗ 
tigung der eigenthümlichen Verhältniffe Defterreichd, welches jedenfalld ein entfprechenves 
Eontingent an Schiffen und Mannſchaft zur Deutfchen Kriegsflotte zu ftellen hat. Die 
Benennung ber Kriegäflotte 30. 30. wie im Entwurf. $. 33. Hier follen die Worte: „mit 
Wegfall aller Binnengrenzzölle geftrichen werben. $. 34. Die Reichsgewalt ausfchlieglich 
hat die Geſetzgebung über dad gefammte Zollweien. F. 35. Die Erhebung und Verwaltung 
der Zölle gefchieht unter Oberaufjicht der Neichögewalt. $. 36. Die Reichsgewalt hat dar⸗ 
über zu wachen, daß bie in den einzelnen Staaten für Rechnung des Stanted oder der 
Gemeinde zur Erhebung kommenden Berbrauchsiteuern niemald die Eigenfchaft von Bin⸗ 
nenzöllen annehmen. Die Erhebung von Uebergangs= oder Ausgleihungs-Abgaben unter- 
liegt der Genehmigung der Reichsgewalt. F. 39. iſt zu flreichen und in F. AO. das 
Wort: „ausfchlieplich" wegzulafien, dies hat auch im 5. 44, zu gefihehen, und iſt am 
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37. Detober. 48. 


Schluſſe deſſelben noch hinzuzufügen: „Veränderungen des Brünzfußes find an die Zu⸗ 


ftinnmung der betreffenden Staaten gebunden.“ H. 46. Iſt beizufegen: bie jsgt bereits 
beftehenven Banken werben in ihrer bisherigen Berfaffung erhalten.” Im g. 55. fin 
die Worte: „und Stante“ zu flreichen, und $. 56. ift ganz wegzulafien. 


Abſchnitt FH 


Die Reid» Regierung. 

6. 65. Die Regierung des Heiches wird von einem Fürften= Collegium unter tem 
Vorfige eines Mitglieves geführt. F. 66. fällt weg. 6. 67. Unverändert. Durch ie 
Beitritt Oeſterreichs entſtehen natürlich 7 Stimmen. F. Den Borfik führt, jo lan 
Defterreich nicht beigetreten if, Preußen. Nach dem Beitritte Defterreichs wechſelt da⸗ 
jelbe zwifchen Defterreich und Preußen. Die Stellvertretung bat Balern. $. 68. de 
Reichs⸗Regierung bat ihren Sig in... 6. 69. Das Fürften-Collegium Abt Die Rei 
Negierung durch verantivortliche, von ihm ernannte Minifter aus. FF. 70— 75. He 
wird ſtatt Reichsvorſtand immer gefet „Zürften-Eollegium." $. 76. Das Fürſten⸗Ccie 
gium hat das Necht des Geſetzes⸗Vorſchlages sc. sc. 6. 77. Erhält den Beifag: „Wed 
ſich um Abänderung ber Berfafiung handelt, ift Stimmen» Einhelligkelt erforberlit. 
5. 78—81. Hier wird wieder ſtatt Reichsvorſtand geſetzt: „Bürften- Gollegkum” ede 
„Meiche-Regierung.” $. 82. Ueberhaupt Hat das Fürften - Collegium diejenigen Redr 
und Befugniſſe, welche in ber Berfaflung ver Reichsgewalt beigelegt und nicht dem Raihk 
tage zugewiefen find. $. Der Borfig begreift außer der Leitung der Berbaublungen de— 
Fürften-Gollegiums, auch dad Recht und die Pflicht zur Ausfügrung der Befchlüfe de⸗ 
ſelben auf verfaffjungsmäßige Weiſe. . 

Abſchnitt VI. 


Die Grundrechte des Deutſchen Volkes. 

F. 131. Jever Deutſche Hat das Recht, an jedem Orte des Reichsgebietes fra 
Aufenthalt und Wohnftg zu nehmen, ift aber verpflichtet, die Gefege des Landei a 
beobachten. Lieber das Necht, Liegenſchaften zu erwerben, und darüber zu verfügen, Ab 
rungszweige zu betreiben, Gemeinvebürgerrechte zu gewinnen, fo wie über GHeimatbu 
und Anfäßigmachung entjcheivet die Landesgeſetzgebung. Es darf jedoch Fein Teutde 
Staat in diefen Beziehungen für die Angehörigen anderer Deutfcher Staaten andere &e 
dingungen aufftellen. als für feine eigenen Staatsangehörigen $. 135. Hier jım ie 
Worte: „Stellvertretung bei derſelben finvet nicht ſtatt,“ zu ftreichen. $. 145. Joa⸗ 
Religiond- Gefelichaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten felbftftänvig, und Kak 
im Befige und Genuß der für ihre Cultus-, Unterrichts- und Wohlthätigkeits- Zw 
beftimmten Anftalten, Stiftungen und Fonds, ift aber, wie jede Gefellfchaft, ven ddr 
meinen Staatögefegen unterwerfen. Es befteht ac. ac. bis zum Schluffe. $. 151. 2 
Unterrichtd= und Erziehungsweſen ſteht unter der Aufficht des Staated. Der Religien- 
Unterricht wird von der betreffenden Kirche oder Religions» Gefellichaft bejorgt und ke 
aufjichtigt. F. 168. Diefer $. ift zu flreichen oder zu erſetzen. Die Fideicommiſſe im 
in der Weiſe zu geftalten, daß fie nicht mehr als Vorrecht eined einzelnen Standen e⸗ 
fheinen. Die Art und Bebingung diefer Umgeftaltung beftimmt bie Gefehgebung im 
einzelnen Staaten. Ueber die Familien» Biveicommiffe der regierenden fürftlichen Hau 
bleiben die Beſtimmungen den Landeögefeßgebungen vorbehalten. $. 170. Diejem Pa 
ragraph foll beigefügt werden: „Deſerteure ausgenommen.” Sm $. 173. foll ſtatt „Aus 
nahmsgerichte” gefeßt werden „Specialgerichte”. 


I. Vertraulihes Schreiben des Generals von Radowitz an Herrn von ter 
Pfordten. (Dom 29. Juni.) 


Em. ermangele ich nicht, im Verfolge unfeser heatigm Unterredung, eine Auffaifunz 
bed dritten Abſchnittes der Reichsverfafſung vorzulegen, von welcher ich nach annehmen 
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37. Detober. 4. 


Schluſſe deſſelben noch hinzuzufügen: „Veränderungen des Brünzfußes find au die Zu⸗ 


ſtimmung der betreffenden Staaten gebunden.“ 4. 46. Iſt beizufegen: die jegt bereits 
beſtehenden Banken werden in ihrer Hisherigen Berfaffung erhalten.” Im $. 55. fin 
die Worte: „und Staats“ zu flreichen, und $. 56. ift ganz wegzulaſſen. 


Abſchnitt M 


Die Reich— Regierung 

6. 65. Die Regierung des Reiches wird von einem Fürften- Collegium unter den 
Vorfige eines Mitglieves geführt. F. 66. fällt weg. $. 67. Unverändert. Durch ta 
Beitritt Defterreichs entftehen natürlich 7 Stimmen. $. Den Borfik führt, jo lang 
Defterreich nicht beigetreten ift, Preußen. Nach dem Beltritte Defterreichs wechielt de⸗ 
ſelbe zwiſchen Defterreich und Preußen. Die Stellvertretung hat DBatern. $. 68. Tr 
Meichd-Regierung bat ihren Sitz in. .. $. 69. Das Fürftn-Eollegium Abt die Reit 
Regierung durch verantivortliche, von Ihm ernannte Miniſter aus. FF. 70 - 75. He 
wird ſtatt Reichsvorſtand immer geſetzt Fürſten⸗Collegium.“ $. 76. Das Fürſten Cel 
gium hat das Recht des Geſetzes⸗Vorſchlages sc. sc. F. 77. Erhaͤlt den Beiſatz: „Bed 
ſich um Abaͤnderung der Verfafſung handelt, iſt Stimmen» Einhelligkeit erforberkt' 
SS. 78—81. Hier wird wieder ſtatt Reichsvorſtand geſetzt: ‚Fürſten⸗Collegium' me 
Reichs⸗Regierung.“ $. 82. Ueberhaupt hat das Furſten⸗Collegium diejenigen Rıdz 
und Befugniſſe, welche in der Berfaffung der Reichsgewalt beigelegt und nicht dem Ratk 
tage zugemwielen find. $. Der Borfig begreift außer der Leitung ver Werbaublungen id 
Fürften-Gollegiums, auch daB Recht und die Pflicht zur Ausfügrung der Beſchluſſe Wr 
felben auf verfefiungsmäßige Weiſe. 

Abſchnitt VL 


Die Grundrechte des Deutfhen Volkes. 

$. 131. Jever Deutfche hat das Recht, an jedem Orte des Reichsgebietes fen 
Aufenthalt und Wohnftg zu nehmen, ift aber verpflichtet, die Geſetze des Landes a 
beobachten. Lieber das Necht, Liegenfchaften zu erwerben, und varlıber zu verfügen, Rb 
rungszweige zu betreiben, Gemeindebürgerzechte zu gewwinnen, fo wie ũber Heimatheh 
und Anfäpigmachung entfcheidet die Landesgeſetzgebung. Es darf jevoch Fein Drunie 
Staat in diefen Beziehungen für die Angehörigen anderer Deutfcher Staaten andere & 
dingungen aufftellen. als für feine eigenen Staatsangehörigen $. 135. Hier jind ik 
Worte: „Stellvertretung bei derſelben findet nicht flatt,” zu flreichen. F. 145. da⸗ 
Religions-Geſellſchaft ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten ſelbſtſtändig, und Net 
im Befige und Genuß der für ihre Eultus=, Unterrichts- und Wohlthätigkeits- Zwei 
beftinnmten Anftalten, Stiftungen und Fonds, ift aber, mie jede Geſellſchaft, ven dir 
meinen Staatögefeßen unterworfen. Es beftebt ac. ac. bis zum Schluffe $. 151. Id 
Unterrichts⸗ und Erziehungswefen fleht unter der Aufjicht des Staated. Der Religise- 
Unterricht wird von ber betreffenden Kirche oder Religions» Gefellfchaft bejorgt und fe 
aufjichtigt. $. 168. Diefer F. ift zu flreichen oder zu erfeben. Die Fideicommiſſe m 
in ber Weiſe zu geftalten, daß fie nicht mehr als Vorrecht eined einzelnen Stanvei m 
fcheinen. Die Art und Beringung diefer Umgeftaltung beſtimmt vie Geſetzgebung m 
einzelnen Staaten. Ueber die Familien» Bideicommifje der regierenden fürftlichen Hin 
bleiben die Beftimmungen den Landeögefeßgebungen vorbehalten. $. 170. Diefem Fe 
ragraph foll beigefügt werben: „Deſerteure ausgenommen.” Im. 173. ſoll ftatt „Aus. 
nahmögerichte” gefeßt werden „Sperialgerichte”. 


I. Vertraulihes Schreiben des. Generals von Radowitz an Herrn non ker 
Pfordten. (Vom 29. Juni.) 


Ew. ernangele ich nicht, im Berfolge unſerer heutigen Unterrebung, eine Aufjaflen 
des dritten Abſchnittes ver Reichsverfafſſung vorzulegen, von welcher ich noch annehmen 
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darf, daß fe Die Buflimmmung meiner Megierung erlaugen wirrde. Wir finden uns zwar 
verpflichtet, an den Grundprintipien eutſchieden feſtzuhalten, welche dem Weſen eines wahr⸗ 
haften und kraͤftigen Bunbeöftaated entſprechen, ſchlagen aber die große Bedeutung eines 
Beitritts Baierns zu demefelben gewiß hoch genug au, um überall entgegen zu kommen, 
wo nicht die oberften Bedingungen in Frage ſtehen. 6.65. Die Regierung des Reiche 
wird von einem Fürften-Gollegium geführt, an deſſen Spitze ein Reichsvorſtand fteht. 
5. 66. Das Fürſten⸗Collegium beftcht ar. (wie $. 67. des Entwurfs). $. 67. Die 
Meichaborſtanbſchaft iſt mit ber erſten Stimme im Zürften-Gollegium verbunden. ©. 68. 
Der Reichsvorſtand wird zc. fo wie im Entwurfe. (Hierbei würde Preußen ſich verbin- 
ih machen, daß der Ste ver Neichsregierung nicht eine ber preußiſchen Reſidenzen fein 
werde 99. 60. und 70. Wie im Entwurfe. $ 71. Der Reichsvorſtand übt die völ⸗ 
Eerrechtliche Vertretung des beutfchen Reiches aus, ſowie biejenige der einzelnen deutſchen 
Staaten, infoweit diefe nach Sf. 6. und 7. der Reichsgewalt anbeimfällt. Er ftellt vie 
Reichsgeſandten und die Conſuln an, und führt den viplomatifchen Verkehr. 6. 72 
Der Reichsvorſtand erklärt Krieg und fließt Frieden im Namen des Reichs und im 
Einvernehmen mit dem Fürften-Gollegium. 6. 73. Der Reichévorſtand ſchließt vie 
Bündniffe und Verträge mit ven auswärtigen Maͤchten ab, und zwar unter vergängiger 
Zuftimmung des Fürften-Golfegiums uud Mitwirkung des Meichötages, inſoweit dieſe in 
der Verfaſſung vorbehalten ifl. $. 74. Wie im Entwurfe, aber flatt Reichsvorſtand 
wird Reichs⸗Regierung geſetzt. F. 75. Wie im Entwurfe F. 76. Das Fürften- 
Collegium unter den Vorfitze Preußens, oder in deſſen Verhinderung unter dem Bor» 
fige Baierns x. $. 77. Erhalt den Zufap: mo es fi um Abaͤnderung der Verfaſ⸗ 
fung Handelt, ift Stimmen» Einhelligkeit erforberlih. $. 78. Der Reichsvorſtand ver⸗ 
fündigt die Neichägefege, und erläßt bie zur Vollziehung nöthigen Verordnungen; letztere 
infofeen fie materielle Bebeutung haben, im Einvernehmen mit dem Kürften- Collegium. 
FF. 79. 80. Wie im Entwurfe $. 81. Der Reichsvorſtand bat die Verfügung über 
die bewaffnete Macht, in foweit dieſelbe nach F. 11. zu den Befugnifien ver Reichsge⸗ 
malt gehört. $. 82. Ueherhaupt hat die Reichsſsregierung biefenigen Rechte und Be— 
fugniffe, welche in ber Verfaſſung der Reichsgewalt beigelegt und nicht dem Meichätage 
zugewieſen find. 

Schließlich erlaube ich mir noch zu bemerken, daß bie für ben Bunbesflant ange- 
wendete Bezeichnung Reich wuufererfelts nicht als eine ſolche betrachtet wirb, welche wir 
ums verpflichtet fänden, aufrecht zu halten, ſobald biefelbe anderweitig Anſtoß gäbe. 


Demnähft theilt der Borfigende die von der k. preußifchen Regierung be- 
fchloffene Antwort auf die Rechtsvollführung des k. hannoverſchen Bevolimäch- 
tigten (S. 9. October) mit. 


Der E. hannoverſche Beuollmächtigte hat in der Sikung des Verwaltungs» Naths 
bom 9. d. Mts. eine Deduction zum Protokoll überreicht, in welcher der Nachweis 
berfucht wird: 

1) daß wegen ver auf der Bundes⸗ und Wiener⸗Schlußakte beruhenden Rechte der dem 
Vertrage von 26. Mat c. nicht Beigetretenen Staaten die Berufung eine Reichs⸗ 
tages nicht flattfinden dürfe, wenn biefe Staaten nicht zu der im der Meichöverfaffung 
liegenden Abaͤnderung dee Yunbeöverfaffung ihre Zuftimmung errbeilten, und 

2) daß, ehe man diefe Staaten um ihre Zuflimmung befrage, die in den Vorbehalten 
Sachſens md Hannovers vom 26. Mai in Ansficht geftellten erneuerten Verhande 
lungen über Moblfickrung des dem Reichstage vorzulegenden Berfafiungs- Entwurfs 

erledigt fein mäflen. 

Hinfihtlich des erften Buntes it es außer Zweifel, daß keiner der Theilnehmer am 
Baundniſſe vom 26. Nai deſſen Vollzug und alſo die Einführung der enttuorfenen Bundes⸗ 
ſtacia⸗Berfaſſung wünfchen Tönnte, wenn dadurch die Rechte dritter, nicht am Buͤnd⸗ 
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recht, unverſehrt geblieben ſei. Es iſt nicht blos eine Form, ſondern bie weſentlichſte 
organiſche Einrichtung des Bundes untergegangen, und das kann wicht ohne 
Folgen für die Giltigkeit und Anwendbarkeit des Bundesrechts und der Vundes-Ber⸗ 
faſſung geblieben ſein. 

Nach ver ſtrengſten Auffaſſung ließe ſich ‚vielleicht behaupten, daß von einer jon⸗ 
dauernden Giltigkeit des Bundesrechts, und von Rechten und Pflichten aus dem Bundet⸗ 
vertrage, nach Aufloͤſung der Bundes» Verfammlung gar nicht mehr die Rede fein koͤne 
Nah Art. VIE ver wiener Schlußakte ſtellte die Bundes⸗Verſammlung den Bunt in 
feiner Geſammtheit dar und war das beſtaͤndige verfaffungsmäßige Organ feines Willen 
und Handelns. Mit viefem Organe — könnte man fostfahren — wüfle auch ber Bm 
ſelbſt und das Bundesrecht ſtehen und fallen; denn wenn es ein ambere® Organ, ald ti 
Bundes⸗Verſammlung, für den Willen und das Handeln des Bundes und für ki 
Anwendung des Bundesrechts nicht geben folle und dürfe, fo werde durch die Aufhebr 
berfelben dad Bundesrecht zu einem wefenlofen und niemals anwenhbaren Abftraum. 
Den ſich leniglich auf den Boden bed Bundesrechts ſtellenden Debuctionen ließe fich bafı. 
entgegenhalten, daß dieſes Bundesrecht feine Anwendbarkeit und praftifche Giltigket m 
die Eriftenz der Bundes» Berfammlung knüpfe. 

Die k. preußifche Regierung ift indeß biefer ſtrengſten und fchärfften Auffafu: 
keinesweges gefolgt, fie hat vielmehr den Zuſtand Deutſchlands von ber möglicit cr 
fervativen Seite aufgefaßt, und will an bem Bande, welches bie deutſchen Staaten ım- 
hließt, fo weit fefthalten, ald dies unter den gegebenen Verbältniffen irgend möglid 
if. Deshalb nimmt fie an, daß mit Auflöfung ber Bundes⸗Verſammlung das N 
deutfchen Staaten vereinigende Band nicht geiprengt, der Zufammenhang umter ihe 
nicht vernichtet werben follte. Die Bundes» Berfammlung felbft deutete dieſes daduchh 
an, daß fie ihre Berugnifle in bie Hände des Reichsverweſers niederlegte, und ein: 
weilen beſtanden die bundesſtaatrechtlichen Verhältniffe fort. War auch die Organifetion 
tes Bundes verloren, fo war doch in ver einftweilen anerkannten Gentral-Gemalt nee 
Behörde vorhanden welche wenigftend die einzelnen Bundesglieder znfammenbict un 
die gemeinfchaftlichen Angelegenheiten beforgte, wenn fie gleich in ihrer monarchiſchen 
Form ein geeigneter Ausdruck des Bundes ald eined Vereins ſelbſtſtaͤndiger und gleid« 
berechtigter Staaten nicht fein Fonnte Nachdem indeß vie Verfaffungs=Arkeit im 
National= Berfammlung gefcheitert, dieſe Verſammlung felbft aufgelöit und Pamit auf 
die Centralgewalt der Baſis ihrer Eriftenz beraubt war, fland Deutfchland vor ram 
Zuftande der völligen Verfaſſungsloſigkeit und erfplitterung, in welchem für den Auge⸗ 
biick nicht das feined Organes entbehrende bisherige Bundesrecht, fondern lediglich " 
Nachwirkung biefed Rechtes und das nicht erlofchene Bewußtſein des Zufammengebörni 
die Staaten noch in einer Gemeinfchaft erhielt. In diefem Augenblide, wo in einm 
Theile Deutſchlands die Anarchie offen bervortrat, innere und Außere Sicherheit duch 
feine gemeinfame Inftitution gewahrt, und jener Staat fich ſelbſt überlaffen war, entiprang 
für Breupen, welches die in Frankfurt entworfene Berfaflung fammt ber Kaifermürt 
zurückgewieſen Ihatte, die befonvere Verpflichtung, zur Begrümdung verfafjungsmäfige 
Zuftände die Initiative zu ergreifen. Preußen trat daher nicht nur der Anarchie mit 
Waffengewalt entgegen, fondern machte zugleich ven übrigen deutſchen Staaten Vor— 
fhläge zu weiteren DBeteinbarungen, aus welchen das Bündniß vom 26. Mai berrer 
ging. Dieſes Bündniß hatte einen boppelten Zwed, es follte für den Augenblid in 
dem den Pacifcenten verheißenen gegenfeitigen Schub einen Erfab fir ven momeman 
verlorenen Bundesfchuß gewähren, außervem aber vie von ven Megierungen feierlih 
gegebenen Verſprechungen durch die Gewährung einer deutſchen Verfaffung auf rm 
ftitutionellen Grundlagen erfüllen. 

Als Preußen das Bündniß von 26. Mai ſchloß, war ſowohl die Bundes -Ber 
fammlung, ald auch vie Wirkfamfeit der Gentral- Gewalt erloſchen. Man wird nidt 
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behaupten konnen, daß vie Bundes⸗Verfaſſung felbft nach dem Zerfall vieler ihrer 
Organe noch fortbeſtanden Hätte. Nur die Bundes⸗Verſammlung hatte mit dem Bun⸗ 
beörechte und ben einmal gegebenen Verbältnifien im organifchen Zufammenhange ges 
fanden, die monarchiſch⸗ conſtitutionelle Centralgewalt war aus ver Zukunft anticipirt 
und ein Städ einer conftitutionellen Verfaſſung geweſen, wie man fie beabfidhtigt, aber 
nicht zu Stande gebracdht- hatte. Ihr Beſtehen Hatte daher auch feine Gontinuität ver 
Bunded«» Berfaffung bewirken konnen. Bit der Bundes⸗Verſammlung war Die concrete 
Erſcheinung und der Repräfentant des Bundes verfchtvunden, Niemand war ihre Reſtau⸗ 
ration zu fordern berechtigt, „und fo konnte die Bundes⸗-Verfaſſung, ohne die ihr ent⸗ 
ſprechende äußere Organtiation, als folche von feiner Giltigkeit mehr fein. 

E83 muß hierbei vor Allem auf eine fchärfere Beſtimmung des Begriffs einer Ver⸗ 
faffung gebrungen werben. Cine Berfaflung befteht nicht aus einzelnen Regeln und 
Vorſchriften, welche in der Verfaſſungs⸗Urkunde zufammengeftellt find. Die veutfche 
Bundes⸗Verfaſſung iſt nicht blos die Summe der Beflimmungen und Artikel ber 
Bunded- und wiener Schluß» Alte. Vielmehr hat man bei der Verfafſſung an einen 
eoncreten Organismus, an eine beftlimmte Gliederung vorhandener Verhaͤltniſſe und 
Einrichtungen zu denken, und nicht allein an die Regel und Vorſchrift, nach welcher 
biefe Einrichtungen georonet find. Der deutſche Bund war ein Verein unabhängiger 
und gleichbereihtigter Staaten. Nach viefem feinen Begriffe Fonnte die ihm entiprechente 
Organifation ver Gemeinſchaft nur im Zufammentritt von Nepräfentanten aller einzelnen 
Staaten liegen. If dieſe Organifation aufgehoben, fo fehlt auch die Verfaſſung des 
Bunded. Es mag noch eine Einigung der Staaten, aus der Rechte und Pflichten her⸗ 
vorgehen, fortbeſtehen; tiefe Einigung der Staaten ift aber eine unorganifirte und ver⸗ 
fafungslofe, und die Megulirung der daraus folgenden Verhältniffe ift, wie bei einer 
bloßen Allianz, ven einzelnen Staaten überlaffen. 

In der Deduction des bannoverfchen Bevollmächtigten ift auf dieſe Weife nicht 
unterfchieden. Als Bundes» Berfaffung gelten ihm fchlechthin bie in ver BVundes⸗ und 
Schluß⸗Akte neben einander geftellten DBorfchriften. Hat man freilih blos dieſe im 
Auge, fo Tann man den Untergang der conereten Einrichtung, auf welche fie fich be⸗ 
ziehen, ebenfalls ignoriren, und unterfuchen, ob der neue Bundesflaat mit der Abflim- 
mungs⸗Ordnung, mit der Hegel über das Stimmen⸗Verhaͤltniß u.f.w. in Widerſpruch 
gerathe. Es iſt auf diefe Weife fehr leicht, zu zeigen, daß nicht nur neue Verfaſſungs⸗ 
pläne, fondern auch vie meiften Vorgänge und Zuflände des legten Jahres niit viefen 
ober jenen Artiteln der Bundes⸗ und Schluß⸗Akte nicht vereinbar find. Der bierin 
liegende Irrthum loͤſt fih aber auf, wenn man ihn nur confequent fortfegt, eine volle 
umd durchgängige Anwendung des Bundesrechts forbert, und nicht von den wichtigften 
Borausfegungen deſſelben, wie von der Eriftenz und Wirkfamfeit der Bundes» Berfamm: 
hang, ganz abſtrahirt. | 

Iſt nun aber auch Die Bunded- Verfaffung untergegangen, fo waren mit derſelben 
noch nicht nothwendig alle daraus herrührennen und mit ihr im Zufammenbange 
ſtehenden Rechte und Pflichten ver Mitglieder untergegangen. Die Verfaſſung enthielt 
in ber Hauptfache organifche Beſtimmungen, Regeln über vie Einrichtung und Thätig- 
felt der Bunded- Organe, daneben aber auch Verabrebungen, erlaubende, gebietende und 
verbietende Vorfchriften, denen Rechte und Pflichten entfprachen. Gerade in ber Bundes⸗ 
Verfaſſung ift dieſer gemifchte Charakter zu erkennen. Sie beruht auf Verträgen ver 
einzelnen Staaten, ift aber wegen ihrer für die Dauer gefchaffenen und genau georoneten 
organischen Einrichtungen eben fo wohl eine Berfaffung, als eine bloße Staaten-Allian;, 
und begründet eben fo wohl flaatörechtliche, als völferrechtliche Verhaͤltniſſe. Iſt daher 
die eigentliche Berfaffung, über welche ſich die alliirten Staaten geeinigt hatten, erlofchen, 
fo laſſen fich doch Mechte und Pflichten viefer Staaten in Folge der Gemeinichaft an 
gewiffen Gegenſtaͤnden noch immer fehr wohl anerkennen. Hierher iſt das Recht auf 
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recht, unverfehrt geblieben fe. Es iß nicht bloß eine Form, ſondern Die weſentlichſte 
organifche Einrichtung des Bundes untergegangen, und das Tann wicht ohne 
Folgen für die Giltigkeit und Anwenpbarkeit des Bundesrechts und ber Bundes-Ver⸗ 
faſſung geblieben fein. 

Nach ver firengften Auffafiung ließe fich vicHeiht behaupten, daß von einer fer 
dauernden Giltigkeit ded Bundesrechtd, und von Mechien und Pflichten aus dem Buntes: 
bertrage, nach Auflöfung der Bundes⸗Verſammlung gar nicht mehr bie Steve fein könne. 
Nah Art. VIE der wiener Schlußafte flellte die Bundes⸗Verſanmlung den Bunt in 
feiner @efammtbeit dar und war das befkänbige verfaffungsmäßige Organ feines Wilmi 
und Handelns. Mit diefem Organe — könnte man fortfahren — müfle auch der Bun 
ſelbſt und das Bundesrecht ſtehen und fallen; denn wenn es ein auderes Organ, ald ki 
Bundes⸗Verſammlung, für den Willen und das Handeln des Bundes und füͤrn 
Anwendung des Bunbesrechtd nicht geben folle und dürfe, fo werbe durch die Aufbebn; 
derfelben das Bundesrecht zu einem mefenlofen und niemals auwenabaren Abſtractea 
Den fich lediglich auf ven Boden bes Bundesrechts flelenden Deductionen ließe fich dabn 
entgegenhalten, daß dieſes Bundesrecht feine Anwendbarkeit und praktiſche SBiltigken a 
vie Eriftenz der Bundes» Berfammlung knüpfe. 

Die E. preußifche Regierung ift indeß biefer ſtrengſten und fchärfften Auffaffu 
keinesweges gefolgt, fie hat vielmehr den Zuſtand Deutſchlands von der möglichſt cer 
ferbativen Seite aufgefaßt, und will an dem Bande, welches die deutſchen Staaten um 
fließt, jo weit fefthalten, als dies unter den gegebenen Verhaͤltniſſen irgend moͤglid 
it. Deshalb nimmt fie an, daß mit Auflöfung der Bunbed-Verfammlung das tie 
deutfchen Staaten vereinigende Band nicht gefprengt, der Zufammenbang umter ihm 
nicht vernichtet werben follte. Die Bundes» Berfammlung felbft deutete dieſes Taburd 
an, daß fie ihre Berugnifie in bie Hände des Reichsberweſers nieberlegte, und ein 
weilen beftanden die bundesftaatrechtlichen Verhältniffe fort. War auch die Drganifeien 
des Bundes verloren, fo war doch In der einftweilen anerkannten Eentral- Gewalt nz 
Behörde vorhanden welche wenigftend die einzelnen Bundesglieder znfammenkic um 
bie gemeinichaftlichen Angelegenheiten beforgte, wenn fie gleich in ihrer monartilde 
Form ein geeigneter Ausdruck des Bundes ald eines Vereins ſelbſtſtändiger und gleid« 
berechtigter Staaten nicht fein konnte. Nachdem indeß die Verfaffungs = Arheit in 
National= Berfanmlung gefcheitert, dieſe Verſammlung ſelbſt aufgelöflt und damit ud 
die Gentralgewalt der Baſis ihrer Eriftenz beraubt war, fland Deutfchlann vor einen 
Zuftande der völligen Verfaffungslofigkeit und Zerfplitterung, in welchem für den Ann 
biick nicht daß feined Organes entbehrenve bisherige Bundesrecht, fondern Iebiglich die 
Nachwirkung dieſes Rechtes und das nicht erlofchene Bewußtſein des Zufammengehärni 
die Staaten noch in einer Gemeinfchaft erhielt. In dieſem Augenblide, wo in einen 
Theile Deutichlands die Anarchie offen Bervortrat, innere und Außere Sicherheit kurt 
feine gemeinfame Inftitution gewahrt, und jeder Staat fich felbft überlaffen war, entipranz 
für Breußen, welches die in Frankfurt entworfene Berfaflung fammt der Kaifermürtk 
zurüdgewieien hatte, die befonvere Verpflichtung, zur Begrimbung verfafiungsmäfige 
Zuftände Die Initiative zu ergreifen. Preußen trat daher nicht nur der Anarchie mit 
Waffengewalt entgegen, fonvern machte zugleich ven übrigen veutfchen Staaten Ver— 
fhläge zu weiteren Dereinbarungen, aus welchen das Bündniß vom 26. Mei herver⸗ 
ging. Dieſes Bündniß Hatte einen doppelten Zwed, es follte für den Augenblid in 
dem den Paciſcenten verheißenen gegenfeitigen Schuß einen Erſatz für den monentan 
verlorenen Bundesſchutz gewähren, außerdem aber die von ven Regierungen feierlid 
gegebenen Verſprechungen durch die Gewährung einer deutſchen Verfaſſung auf con⸗ 
ftitutionellen Grundlagen erfüllen. 

Als Preußen das Bündniß vom 26. Mai fhloß, war ſowohl die VBundes⸗Ver⸗ 
fammlung, ald auch die Wirkfamfeit ver Gentral- Gewalt erleſchen. Man wirb nidt 
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behaupten innen, daß vie Bundes» Berfaffung felbft nach dem Zerfall biefer ihrer 
Organe noch fortbeftanden hätte. Nur die Bundes» Berfammlung hatte mit dem Bun⸗ 
besrechte und den einmal gegebenen Verbältnifien im organifchen Zufammenhange ges 
fanden, die monarchifch=conftitutionelle Sentralgewalt war aus der Zukunft anticipirt 
und ein Städ einer conftitutionellen Berfaffung gewefen, wie man fie beaßfichtigt, aber 
nit zu Stande gebracht- hatte. Ihr Beſtehen hatte daher auch feine Gontinuität ber 
Bundes⸗Verfaſſung bewirken koͤnnen. Mit ver Bundes-Berfanmlung war die concrete 
Eriheinung und der Repräfentant des Bundes verſchwunden, Niemand var ihre Reſtau⸗ 
ration zu forbern berechtigt, „und fo konnte die Bundes Verfafiung, ohne die ihr ent» 
fprechende äußere Organiſation, als folche von feiner Giltigkeit mehr fein. 

Es muß hierbei vor Allem auf eine fehärfere Beftimmung des Begriffs einer Ver⸗ 
faffung gebrungen werden. Cine Berfaffung beſteht nicht aus einzelnen Regeln und 
Vorſchriften, welche in der Berfaffungs-Urkunve zufammengeftellt find. Die deutſche 
Bundes⸗Verfaſſung iſt nicht blos die Summe der Beftimmungen und Artikel der 
Bundes⸗ und wiener Schluß- Akte Vielmehr Hat man bei der VBerfaflung an einen 
eoncreten Organismus, an eine beftimmte Glieberung vorhandener Berbälmiffe und 
Einrichtungen zu denken, und nicht allein an die Regel und Vorſchrift, nach welcher 
diefe Einrichtungen georonet find. Der deutſche Bund tar ein Verein unabhängiger 
und gleichberechtigter Staaten. Nach diefem ſeinem Begriffe konnte vie ihm entſprechende 
Organifation ber Gemeinſchaft nur im Zufammentritt von Mepräfentanten aller einzelnen 
Staaten liegen. If dieſe Organifation aufgehoben, fo fehlt auch die Verfaſſung bes 
Bundes. Es mag noch eine Einigung der Staaten, aus der Rechte und Pflichten her⸗ 
vorgeben, fortbeftehen ; biefe Sinigung ver Staaten ift aber eine unorganifirte und vers 
faflungslofe, und die Megulirung der taraus folgennen Berbältniffe ift, wie bei einer 
bloßen Allianz, ven einzelnen Staaten überlaffen. 

In der Deduction des hannoverfchen Bevollmächtigten ift auf dieſe Weile nicht 
unterfchieden. Als Bundes-BVerfaffung gelten ihm ſchlechthin bie in ver Bundes» und 
Schluß⸗Akte neben einander geftellten Vorfchriften. Hat man freili blos viefe im 
Auge, fo kann man den Untergang der conereten Einrichtung, auf welche fie fich be= 
ziehen, ebenfalls ignoriren, und unterfuchen, ob der neue Bunbesftaat mit der Abſtim⸗ 
mungs⸗Ordnung, mit ver Hegel über das Stimmen⸗Verhältniß u. f.w. in Widerſpruch 
gerathe. Es ift auf diefe Weite fehr leicht, zu zeigen, daß nicht nur neue Verfaſſungs⸗ 
pläne, fondern auch die meiften Vorgänge und Zuftände des lebten Jahres mit vielen 
oder jenen Artifeln der Bundes» und Schluß-Afte nicht vereinbar find. Der hierin 
liegende Irrthum loͤſt fich aber auf, wenn man ihn nur confequent fortfegt, eine volle 
und durchgängige Anwenbung des Bundesrechts fordert, und nicht von den widhtigften 
Borausfegungen deſſelben, wie bon ver Exiſtenz und Wirkfamfeit der Bundes» Berfamms- 
bung, ganz abftrahirt. 

Iſt nun aber auch Die Bundes» Verfaffung untergegangen, fo waren mit derſelben 
noch nicht nothwendig alle daraus herrührenden und mit ihr im Zufammenhange 
ſtehenden Mechte und Pflichten der Mitglieder untergegangen. Die Verfaſſung enthielt 
in der Hauptfache organifche Beſtimmungen, Regeln über die Einrichtung und Thätig⸗ 
felt der Bundes» Organe, daneben aber auch Verabredungen, erlaubende, gebietende und 
verbietende Borfchriften, denen Rechte und Pflichten entfprachen. Gerade in ver Bundes- 
Verfaſſung iſt dieſer gemiſchte Charakter zu erkennen. Sie beruht auf Verträgen der 
einzelnen Staaten, ift aber wegen ihrer für die Dauer gefchaffenen und genau geordneten 
organifchen Einrichtungen eben fo wohl eine Berfafiung, als eine bloße Staaten Allianz, 
und begründet eben fo wohl ſtaatsrechtliche, als völferrechtliche Verhaͤltniſſe. Ift daher 
die eigentliche Berfaffung, über weiche ſich die alliirten Staaten geeinigt hatten, erlofchen, 
fo laſſen ſich doch Rechte und Pflichten viefer Staaten in Folge der Gemeinfchaft an 
gewifien Gegenſtaͤnden noch immer fehr wohl anerfennen. Hierher iſt das Recht auf 
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gegenfeitige Hülfsleiftung, die Garantie der Selbftflänpigkeit und Integrität ber Staaten 
und das Recht an dem gemeinfamen Bundes» Eigenthum zu zählen. Dieſe können 
befteben und durch die einzelnen Staaten wahrgenommen werben. Preußen hat aber die 
Anerkennung dieſer Nechte, welche als fortbeftehend betrachtet werben koͤnnen, aus- 
gefprochen und bethätigt, und damit die Nüdfichtönahme auf dad Bundesverhältniß in 
ſolchem Maße bewielen, daß der Vorwurf einer Veeinträchtigung der Rechte deutſcher 
Staaten durch weitered DVorfchreiten auf dem einmal eingefchlagenen Wege ein ſehr un 
gegründeten ift. | 

Nach viefer Beftftellung des Gefichtöpunftes, welchen Preußen für den richtigen 
gehalten -hat, wird es darauf ankommen, die Einzelnheiten, in welchen durch ein Bor 
fhreiten mit DVerfaflungs= Arbeiten ohne Gonfens der nicht beigetreienen Staaten, ta 
Rechten und Pflichten aus der Bundes⸗Akte oder der Bundes⸗Verfafſung zumide 
gehandelt werden fol, näher in’d Auge zu faſſen. Es wird fich dabei zeigen, bapa 
den hervorgehobenen Fällen. höchftend eine Gollifion mit den nicht mehr eriftirenra 
organifchen Einrichtungen der Bunded-DVerfafjung, nie aber eine Gollifion mit bunden 
gendffifchen Nechten und Pflichten vorhanden ift. 

Es findet fich 
1) zunädhft die Angabe, daß in der Begründung des Bundesſtaates nah) Maßgabe te} 

vereinbarten Entwurfs eine Abänderung der Bundes-Verfaſſung liege. 

Wenn die Bunded-Verfaffung noch eriflirte, und bie Berfaflung des engeren Bunkes- 
deöftantes in dem anfänglich gehofften Umfange zu Stande käme, der Bundesſtaat akt 
alddann mit Defterreich die beabfichtigte Union einginge, fo würde damit allerdings tie 
Bundes» Berfaffung nicht nur geändert, ſondern fogar durch einen völlig neuen Zuſtan 
erfegt werben. Diefe Umgeftaltung der politifchen Verhältniffe würde dann auch ſicher 
auf völlig legale Weife, durch freie Zuftimmung aller betheiligten Staaten, zu Stande 
fcmmen. 

Die Bunved-Berfaffung eriftirt indeß nicht mehr; fie muß, foll überhaupt ker 
deutfche Bund fortbeftehen, neu aufgebaut werben, wobei fich nicht vorausſehen Läkt, 
wie weit fich die neue Form der alten nähern oder von ihr abweichen werde. Sea 
engere Bunbesftaat — die Verbindung einer Anzahl veutfcher Staaten zu einem in pe 
eonfolidirten Ganzen — kann aber die Wiederherſtellung einer Bundes⸗Verfaſſung nitt 
nur nicht erfchiweren, fondern er muß folche infofern weſentlich erleichtern, als fich die Zahl 
der Paciſcenten vermindert, und die Gefammtheit ihre Verpflichtungen gegen vie aufn 
ihr ſtehenden Bundesalieder viel Träftiger erfüllen Tann, als e8 bei der DBereinzelm 
möglich war; ja, e8 ließe fich behaupten, daß, wenn man das Unmoͤgliche unternehun. 
wenn man zu der Bundes-Verfaſſung von 1815 zurüdfehren wollte, felbft damit unie 
Bundesſtaat nicht fchlechthin unvereinbar wäre, da ja fämmtliche Staaten deſſelben auf 
dent Bundeötage erjcheinen, und ihre Stinmen, fogar in borgefchriebener Ordnung (frei 
ih auf den Grund einer und derſelben Inftruction und daher gleichlautend), abgehm 
fönnten. 

In dem vollen Betwußtfein dieſes Verhaͤltniſſes Hat Preußen in Verbindung mit 
Sachſen und Hannover dad gefcheiterte Werk der National» Berfammlung wieder auf 
genommen, und dabei ven Weg der freien Einigung einfchlagen müflen, fo daß es ten 
einzelnen Staaten überlaffen blieb, ob fie den gemachten Vorfchlägen beitreten wollten 
oder nicht. Die Nüdficht auf die nicht beitretenden Staaten blieb aber durch tie ge 
meinfchaftlich von Preußen, Sachen und Hannover abgegebene Erklärung, „daß hin 
fichtlich Diefer Staaten die Nechte und Pflichten aus dem Bunde vorbehalten bleiben 
follen”, vollftändig gewahrt. 

2) „Der wefentlichite Theil der Bundes-Verfaſſung“, heißt es weiter, „fei die im Art. 4. 
und 6. der Bunbed= Akte feftgeftellle Abſtimmungs⸗Ordnung, dieſe werde aufgehoben, 
wenn ein Theil der durch folche Abftimmung zu erledigennen Angelegenheiten von 
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einem Reichsvorſtande entweder allein oder nach Vefchlußnahme eines abweichend com⸗ 
ponirten Fürſten⸗Collegiums oder gar unter Beſchlußnahme eines der Bundes⸗Verfaſ⸗ 
fung völlig fremben Neichötags abhängig gemacht werbe.“ 

Da auf Art. 4. und 6. der Bunded- Akte Bezug genommen ift, fo ift wahrfchein« 

li das Stimmen-Verhältniß im engeren Rathe und im Plenum gemeint, und nicht 

die in Art. 8. zunächft noch dem Zufall überlafiene, alfo nicht für fehr wefentlich ge⸗ 

baltene Abftimmungd=» Orbnung. Der ganze Einwand erlerigt fich aber durch die bereits 
gelieferte Darlegung, daß die Verfaffung des Bundes nicht mehr eriftirt. Es iſt ſchwer 
abzufehen, wie jegt noch das Stimmenverhältniß oder die Regel über die Art und 

Weile ver Schlußfafiung irgend eine Bedeutung Haben foll. 

3) Ein fernerer Einwand wird binfichtlich des Rechts des Kriegs und Friedens gefunden. 
„Es ift eine entſchiedene Abänderung“, heißt es, „wenn der Entwurf (6. 10.) das 
echt des Kriegs und Friedens, dad die Bundes⸗Verfaſſung nur der Geſammtheit 
Deutfchlands beilegt (Art. 11. der Bundesakte und Art. 35. bis Al. der wiener 
Schlußakte), dem Meichövorftande allein auch in dem Fall vinbichrt, wenn ein Theil 
des Bundes nicht auf jene Verfaſſung einginge, denn nach dem Entwurfe würbe ber 
Reichsvorſtand auch ohne allfeitige Abftimmung die nicht beitretenden Bundesglieder 
in einen Krieg verwideln können.“ 

Hierauf läßt ſich zunäcdhft erwiedern, daß die wiener Verträge denjenigen deutſchen 

Mächten, deren Staaten nicht auf Deutſchlands Grenzen befchränft, die zugleich euro⸗ 

paͤiſche Mächte waren, das felbfiftändige Hecht des Krieges und Friedens nicht genommen 

baben, daß Preußen zu tiefen Staaten gehört, fein gutes Recht mit in das Buͤndniß 
hinübergenommen hat, und in den Bundesſtaat hinübernehmen will; es läßt ſich ferner 
erwiebern, daß der 6. A2. der wiener Schlußakte, indem er den einzelnen beutfchen 

Staaten, nach vergeblicher Anrufung der Bundedvorficht, dad Necht läßt, fich ſelbſt zur 

Dertheivigung zu rüften, ihnen damit bedingungsweiſe auch das Mecht des Krieges und 

Friedens, wenigftend des Vertheidigungskrieges, zugefteht, während in einem Bundes⸗ 

ſtaat von einem Angriffäkrieg überhaupt kaum die Rede fein kann. Bor Allem aber 

wird zur Befeitigung jened Einwandes die Hinweifung genügen, baß zur Zeit Feine 

Bundes» Berfaffung befteht, und daher ein beutjcher Bundesſtaat, wenn er fich nicht 

überhaupt für wehrlos erklären will, das Recht des Krieges und Friedens unbedingt in 

Anfpruch nehmen muß. 

| Nah Art. 12, der wiener Schlußafte entfchied über Krieg und Frieden vie Bundes⸗ 

Derfammlung im Plenum, und auch die näheren Vorſchriften in Art. 35. bis Al. find 

gerade für die Thätigkeit der Bunved-DVerfammlung gegeben. Diefe ift bei Beſchwerden 

auswärtiger Staaten gegen Bunbesftaaten zur Gognition verpflichtet; fie hat zu prüfen 
und zu entfcheiden, ob die Gefahr eines feindlichen Angriffe vorhanden ſei; fie befchließt 
bie Vertheidigungs⸗Maßregeln, und von ihr wird der Bundes⸗Feldherr ernannt. Jetzt 
ift diefe Bundes» Berfanmlung aufgelöft, fein Staat hat ein Recht, zu verlangen, daß 
fie reflaurirt werde; Fein Staat kann fordern, daß irgend eine andere Einrichtung 
gefchaffen werve, in welcher die Veichlußfaflungen über Krieg und Frieden nach dem 

Stimmenverhälmiß des bundeöverfafjungsmäßigen Plenums erfolgen könnten. Seit der 

Errichtung der proniforifchen Gentralgeivalt bat auch wirklich fein Staat daran gedacht, 

eine Entfcheivung über Krieg und Frieden nach Abſtimmung und Zählung der im Ple⸗ 

num geführten 69 Stimmen zu fordern, und die ihm danach gebührende Stimmenzahl 
geltend zu machen. Nach Errichtung der Eentralgewalt ging dad Recht des Kriegs und 

Friedens auf diefe über, ohne daß diefelbe dabei an Abftimmungen, wie fie bie Bundes⸗ 

Verfaſſung vorfchrieb, gebunden geweſen wäre. Als vie Gentralgewalt durch Aufldfung 

der National-Berfammlung ihre Grundlagen serlor, und ihr das Recht ded Kriegs und 

Friedens nicht mehr zugeflanden werden Eonnte, fiel dies Recht den einzelnen Staaten 

mindeftens fo lange zu, bis eine neue Form für biefe wichtigfte Aeußerung bed Bundes⸗ 
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nicht für rechtowidrig erklären, und bie ganze Deduction Hätte, wenn Haumover bie 
darin geäußerte Rechts⸗Ueberzeugung gewonnen hätte, dafielbe vom Eingehen auf das 
Bündnig überhaupt abhalten, nicht aber die jeßt gegebene Erklärung motiviren follen. 

Eben jo wenig ift Hannover befugt, Einwendungen aus dem echte dritter Staaten 
herzunehmen. 

Beide Saͤtze ſollen eine kurze Rechtfertigung erhalten. 

Es iſt bereits angedeutet, daß dad Bündniß und die Verfaſſung ben deutſchen Re 
gierungen nur zum freiwilligen Beitritt vorgelegt werden konnte, womit die Ausdehnung 
defielben und die Zahl ver Beitretenden völlig offen blieben. Der F. 1. des Berfaflungs- 
Entwurfs beftimmt deshalb: „Das deutfche Meich befteht aus dem Gebiete derjenigen 
Staaten des biäherigen deutichen Bundes, welche die Reichs⸗Verfaſſung anır: 
Eennen.” 

In der Gircular= Depefihe vom 28. Mai, mit welcher der Entwurf den deutſta 
Regierungen vorgelegt, und welche in ihrer Faſſung auch von Hannover, nad) Auswi 
bes Schluß- Protokolls vom 26. Mai, genehmigt ift, fagten die Hegierungen von Pas 
Ben, Sachſen und Hannover: „Sie werben daher in Bemeinfhaft mit denjenigen 
Regierungen, welche fi dem Berfaflungs-Entwurf anfchliegen, au 
diefen deutfchen Landen einen Neichdtag in dem Umfange und nach den Wahl⸗ Betz 
mungen berufen, welche der Berfafiungs- Entwurf vorläufig bezeichnet”, und die m 
Berfaffungd=- Entwurf erläuternde Denkichrift vom 11. Juni bemerkt zu jenem $. 1. 
„Die verbündeten Megierungen, welche ihren Entwurf zu einer Reichſs⸗Verfaffung hin 
vorlegen, ſind dagegen von der unwanbelbaren lieberzeugung geleitet worben, daß m 
Neubau der deutfchen Verfaſſung nur durch freiwillige Mebereinkunft der Megierunge 
unter ſich und hiernaͤchſt eben fo freiwillige Zuflimmung ver Nationalvertretung rechtlich 
zu Stande fommen könne. Daher haben fie in ihre DVorfchläge Feine Beſtimmung auf 
nehmen koͤnnen, welche für die Glieder des bisherigen beutfchen Bundes irgend einn 
Zwang in fich ſchloͤſſe; wie feſt und zuverfichtlich auch ihre Hoffnung fei, Daß ter nu 
Bundesſtaat das gefammte Gebiet des Bundes von I815 umfaſſen werde, fo wird ſich 
doch dieſes Gebiet aus denjenigen beutfchen Landen bilden müflen, deren Megierunga 
fih dem vorgelegten Entwurfe anfchließen, und deren Vertreter ihn in einen aus vice 
Landen einzuberufenvnen Neichdtage annehmen. Hierdurch iſt die Faſſung des F. I., wi 
fie vorliegt, gerechtfertigt.‘ 

Es war aljo klar, daß der Beitritt fämmtlicher deutfchen Staaten nicht zur Bern 
gung der Bildung des Bundesſtaats gemacht war. 

Aber auch daran, daß der Conſens der nicht beitretenden eine ſolche Bebingun 
fein folle, hat bei der Schließung des Bündniſſes Niemand gedacht. Eine foldye Bere 
gung wäre eine fo fchwierige, die Bildung des Bundesſtaates fo ſehr gefährdet genen, 
dag man fie ausdrücklich zur Sprache gebracht haben würde, wenn man fie für net 
wendig und rechtlich begründet gehalten hätte. Den Gefichtspunft, daß der neue Bun 
desſtaat mit dem ganzen Umfange der alten Bundes⸗-Verfaſſung vereinbar jein, un 
anderenfalld wegen der bunbeöverfaffungsmäßig nöthigen alljeitigen Zuftimmung zu 
Aenderungen der Bunded«- Berfaffung nicht ohne Conſens der nicht beitwetenden zu Stante 
kommen koͤnne — diefen Gejichtöpunft haben die Pacifeenten des Bundniſſes vom 26. Rai 
nicht im Auge gehabt. Sie haben viehnehr ihre Verpflichtung aus dem Wunde durd 
vie in dem Artikel I. des Bündniſſes; in der Note vom 28. Mai und in der Tent 
fohrift vom 11. Juli gleichmäßig niedergelegte Erklärung gewahrt, 

daß der neue Bundesſtaat zu denjenigen Gliedern des bisherigen beutichen Bundes, 
welche fi ihm noch nicht anfchließen möchten, zunächft in dem Verbande ver Rechte 
und Pflichten verbleibt, die aus der Bundes⸗Akte vom 8. Juni 1815 erwachien. 

Hütte eine der pacifeirenden Negierungen aber dennoch wirklich jenen Geſichtspunkt, 
nach welchem der Conſens der nicht heitretenden Staaten nöthig ift, für den richtigen 
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und entſcheidenden gehalten, jo wäre es nicht zu verantworten, wenn fie biefe ihre Ueber⸗ 
zeugung damals verfchwiegen hätte, um fpäter daraus eine Einwenbung zu entnehmen. 
Gerade Hannover kann damals eine foldye Ueberzeugung nicht gehabt haben. Dad muß 
man theild daraus, daß es die eben erwähnte Erklärung übereinftimmenn mit Preußen 
und Sachſen abgab, theild aus einer im Protokolle vom 18. Mai vorkommenden Aeuße⸗ 
zung fihließen. 

Die in Betracht zu ziehenne Stelle dieſes Protofolles ift folgende: ‚„Öanmover hat 
Bedenken, die ihm ganz beſonders am Herzen liegen. Sie betreffen das Fünftige Ver⸗ 
haͤltniß Oeſterreichs. Hannovber will nicht, daß Defterreich aus Deutſchland ausſcheide. 
Im Fürftien-Gollegium theilnehmend, müſſe Defterreich aber auch bei ver Executive bethei⸗ 
ligt fein. Es dieſer letzteren Theilnahme verluftigen, heiße, e8 dauernd aus Deutichland 
ausfchliegen. Daher ſei wenigftend zu fagen, und im Berfaflungswerke felbft oder In 
der Derlaration zu conflatiren, daß beim Eintritt Oeſterreichs in den deutſchen Bundes⸗ 
ſtaat über das Verhaͤltniß Oeſterreichs zur Executive zwifchen Preußen und Oeſterreich 
näher convenirt werden jolle. Mehr als dieſen Vorbehalt eines fpäteren Einvernehmens 
zwifchen Defterreich und Preußen verlange Hannover nicht. Hierauf glaube es aber auch 
beftehen zu müſſen.“ 

„Sachſen anerkennt, daß Defterreih vor der Hand nicht wohl in der Rage fein 
werde, an dem neuen Bunbeöfinate theilzunehmen; aber die rechtliche Möglichkeit, zu 
jever fpäteren Zeit theilnehmen zu koͤnnen, müfle durch ausreichenden Vorbehalt Defter- 
reich gefichert bleiben, und damit dies der Ball ſei, dürfe bie Eünftig mögliche Mitbe⸗ 
thelligung Defterreichd bei der Erecutive jet nicht ausgefchloffen werden.” 

Preußen iſt durchdrungen von der Ueberzeugung, daß Defterreich, wie es fich durch 
feine Gonftitution ſelbſt geftellt bat, mit feinen veutfchen Bundeslanden allein, dem beut- 
fchen Bunde nicht mehr beitreten Tann. Man müfle die Thatſache anerkennen, daß auf 
der einen Seite Deutfchland der Nation bedeutend mehr leiften folle, als die Bundes⸗ 
beöverträge ihr biöher gewährt hätten, auch wenn fie getreulich vollzogen worden wären, 
und daß andererſeits Defierreich jegt diefen Bundesvertraͤgen kaum noch genügen koͤnne, 
fo, daß die Bebürfniffe und die Korberungen der beutichen Nation und vie Leiſtungs⸗ 
fähigkeit Defterreich8 in’ ein umgefehrted Verhaͤltniß getreten fein. Mit Defterreich fei 
der Aufbau des Bundesſtaates, ven Deutfchland mit Recht beanfpruche und nicht mehr 
entbehren wolle, geradezu unvereinbar geworben. Das fei die offene Erklaͤrung Preu- 
hend. Können die anderen Regierungen nach diefer Erklärung nicht mehr mit Preußen 
geben, fo müfle e8 feinen Weg allein geben.” 

„Hannover erklärt zur DBerfländigung, daß feinerfeitd nur ein Rechtsſchutz 
aller deutſchen Bundesglieder, Oeſterreich einbegriffen, habe beabſich— 
tigt werden ſollen. Es wolle Hannover nur Vorkehr getroffen ſehen, daß 
auch das in den deutſchen Bundesſtaat nicht eintretende Oeſterreich in 
ſeinen Rechten unverkürzt bleibe.“ 

Der k. hannoverſche Bevollmaͤchtigte kann daher nur in Folge einer Modification 
früherer Anfichten feine jegt erhobenen Zweifel aufftellen, und fo ſehr zu beklagen iſt, 
daß dieſe Mobification gerade im gegentwärtigen Augenblicke eingetreten, fo fehr if zu 
wünfchen, daß die Dadurch herbeigeführten Bedenken durch die oben gelieferte Ausfüh- 
zung befeitigt werden mögen. Denn einen Zweifel kann ed nicht leiden, daß eine folche 
fpätere Aenderung von Anfichten gegen einmal übernommeme, vertraggmäßige Pflichten 
nicht zur Geltung kommen Tann. 

Es wurde außerdem dieſſeits behauptet, Hannover koͤnne nicht befugt fein, mit der 
Berufung auf die fehlende Zuflimmung der nicht beigetreienen Staaten eine Einwen- 
dung aus dem Mechte Dritter herzunehmen. Daß dieje Einwendung von Seiten 
Hannovers, feinen Bundeögenofien gegenüber, nicht. geltend gemacht werben Tann, be⸗ 
darf Feines Beweiſes; eine blos jermelle Zurüdiweifung dieſes Einwandes wäre aber 
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der Benollmächtigte dieſer Staaten erklärt: „Die h. Megierungen fein vor Allem ic 
Halb geneigt, dem von ben k. Megierungen von Preußen, Sachſen und Hameder ume 
dem 26. Mai c. zu Berlin gefchlofienen Vertrage beizutreten, weil jie unter ben einmal 
obtaltenden Umflänven die von ihnen aufrichtig gewünichte Herftellung einer leben⸗ 
kraͤftigen Gefammt=Berfaflung Deutichlands in conftitutioneller Form nur auf tem in 
diefem DBertrage angebahntn Wege noch für erreichbar halten. Sie glauben dabei zır- 
außfegen zu müflen, daß die verbünbeten Megierungen an ben von ihnen gemeinfam ri» 
ponirten Berfaffungs- Entwurf jedenfalls, fo weit ber neu zu berufende Meichätag 
flimme, fich ihrerfeitd gebunden achten, fo wie, daß dieſelben verbündeten Regierunge 
die Abſicht haben, die zur Einführung diefer Verfaſſung erforberlichen Maßnahmen rot 
zu ergreifen, namentlich den für die Reichslagswahlen anzuberaumenpen Termin fe fak 
als irgend möglich feſtzuſetzen.“ 

Der Vorſitzende des Verwaltungs Mathes erwiedert bierauf; „Die verbime 
Regierungen hätten es allerdings als ihre Pflicht zu erachten, an dem gemeinidikh 
bon ihnen vorgelegten Verfaſſungs⸗Entwurfe feftzuhalten und, fo viel immer in im 


Kräften liege, vereint dahin zu wirken, daß derſelbe in möglichft Eürzefter Friſt den | 


berufenden Meichötage zur Vereinbarung mit den Megierungen vorgelegt werde. & * 
in ber Lage, dieſen Morfag für die von ihm vertretene k. preußifche Regierung auf ie 
heftimmtefte zu verbürgen.“ 

Der E. hannoverfche Berollmächtigte: „erkennt die fämmtlihen vorſte henden io 
ausfegungen des h. fächfifchen Bevollmächtigten wejentlich als foldye an, ton denen view 
bündeten Regierungen felbft ausgegangen fein, und er, ift bei Diefer Tichereinftimmu; 
der Erwartung, daß tie Beitritts-Erflärung feitend der h. fächfifchen Regierungen mr 
mehr in fürzefter Wrift erfolgen werde. 

Aehnliche Zuficherungen enthält das Protokoll vom 27. Juli d. 3. über ven Ir 
ſchluß des Herzogthums Braunfchweig. | 

Der Vorfigende verfichert: „Was die von einzelnen Megierungen, nachbem fie des 
Vertrage vom 26. Mai co. beigetreten, etma noch zu beantragennen Mopificatient 
des Verfaffungs- Entwurfs betreffe, jo werde die Zuläfiigfeit der Anbringung % 
her Anträge völlig zugegeben, jeboch mit dem Beifügen, daß, bei mangelnder Zuſe 
mung der übrigen egierungen zu der beantragten Mobification, e8 auch für die br 
treffenne Regierung bei dem Inhalte des vertragsmäßig acceptirten Verfaffunge-Cumert 
lediglich ſein Bewenden behalte.“ 

Die Bevollmächtigten ber FE. ſächſiſchen und hannoverſchen Regierungen beſtüs 
dieſe Erklärung durch die Ausführung: „daß der Abſchluß des Vertrages vom 26. Rat. 
und der Beitritt zu dieſem Vertrage jede der contrabirenden und ber beitretenten Ir 
gierungen zum unverbrüchlichen Feſthalten an tem Inhalte des einmal verkündeten Br 
faſſungs⸗Entwurfs verpflichtet habe und verpflichtet alte, und zwar fo lange, ald wit 
durch gemeinfame Webereinftimmung aller diefer Regierungen eine Abänverung des ii 
wurfs nachträglich genehmigt und zugegeben werde,” 

und fchlieglich fügt der Vorfigende Hinzu: „die durch den Vertrag vom 26. Rat. 
vereinigten Megierungen feien, mie dies bereits früher ausgeſprochen und nadtradif 
beftätigt jei, zum Feſthalten an dem vorliegenden Verfaffungs- Entwurf, bis zu em 
Modification veſſelben mittelft Uebereinftinunung aller vereinigten Regierungen, ohne Ir 
terſchied verpflichtet. Nur wenn alle Regierungen über Mopificationen des Verjaflun 
Entwurfs unter ſich einverflanden, Tönnen und dürfen fie mit dieſen Mopificationen ı« 
den Reichsteg treten, während fie im anderen Balle den Berfaflungs-Enimurf umeis 
dert vorzulegen haben. Sei dem jet vorliegenden oder dem durch allfeitige Lieber 
ftimmung der vereinigten Regierungen fpäter mobifleirten Verfaffungs-Entirurf vie Je 
ftimmung des Reichotags einmal zu Theil geworben, fo fel Das Mecht jedes nadıriy 
Jichen Einwands und Widerſpruchs für jebe Regierung erlofchen.” 


m 
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Bei den fpäteren Anfchlußverhanblungen ift auf dieſe Erklärungen vielfach Bezug 
genommen, und ben beitretenben Staaten die Verſicherung ertheilt, daß Alles, was ge⸗ 
gen die früher beigetretenen erklärt ſei, auch für fie gelte. 

Selbſt dann aber, wenn man annehmen wollte, Hannover hätte eine Suspenſiv⸗ 
Bebingung fiellen wollen, jo wäre jeder daraus zu ziehende Cinwand gegen das Vor⸗ 
ſchreiten mit dem verabredeten Verfafſungswerke völlig bedeutungslos, da Die vorbehalte⸗ 
nen Verhandlungen über die nöthigften Mopificationen bed DBerfaflungs- Entwurfs nicht 
nur nicht beanftandet worden, ſondern durch Preußen bereitd eingeleitet find, und noth⸗ 
wendig zu einem nahen Ziele führen müflen, indem, wie mehrfach alljeitig und auch von 
Hannover anerkannt if, Aenberungen nur consensu omnium gemacht werden bürfen. 
Bei folcher Bewandtniß kann es preußifcherfeitd unerörtert bleiben, ob, ben fpäter bei⸗ 
getretenen Staaten gegenüber, venfelben nicht mitgetheilte und mit jenen ausdrücklichen 
Zufiherungen im geraden Winerfpruche ſtehende Vorbehalte von irgend einer rechtlichen 
MWirkfamkeit fein Eönnten. Für Preußen liefert das hier Angeführte aber den Beweis, 
dag ein Sinn, welcher den angeführten Zuficherungen zuwider liefe, in jenen Borbehal- 
ten nicht zu fuchen iſt. Die urfprünglichen Paciscenten haben, indem fie zu bem Con⸗ 
tracte einluben, gegen die Beitretenden die Berpflichtung übernommen, Alles zu gewäh- 
ren und zu leiften, maß ber Bundesvertrag enthält; dazu gehört weientlichft die Reali⸗ 
firung der Berfafjung. Diefe Verpflichtung muß gelöft werden, und darum darf Preußen 
auch nicht dem entfernteften Gebänfen daran Raum geben, ald koͤnne Hannover in Folge 
jener Vorbehalte an den einmal vereinbarten Berfaffungs- Entwurf fich nicht verpflichtet 
Halten. 

Nach den bißherigen Deductionen wirb es Bar fein, daß in den Ausführungen: deö 
k. hannoverſchen Bevollmächtigten Fein zulänglicher Grund vorhanden ift, weshalb nicht 
dem ganz einfach auf Vollzug einer unzweifelhaften Beſtimmung des Bündniſſes gerich- 
teten Antrage des 5. naflauifchen Bevollmächtigten Folge gegeben werben follte. Die 
Pflicht der verbündeten Negierungen zur Berufung bed Reichstages, die fie gegen ein- 
ander und gegen das Volk übernommen haben, flieht feſt. Ein Conſens nicht beigetre= 
tener Staaten iſt weder zur Bedingung gemacht, noch an fi nöthig, am wenigften 
kann feine Nothwendigkeit von einer der verbünbeien Regierungen rechtlich urgirt wer⸗ 
den. Die Vorbehalte können keinen Grund abgeben, das Zuflandebringen der Berfaffung 
zu verzögern, indem fie, man mag ihnen eine Deutung neben, welche man will, ihre 
Erledigung in der fürzeften Zeit finden müffen. Die nöthigen Vorarbeiten Eönnen aber, 
wenn dabei Eifer und guter Wille gezeigt wird, bis zu dem vorgefchlagenen Termine 
beendigt fein. 

Ze weniger demnach die Ausführung des E. hannoberfchen Bevollmächtigten in ihren 
Einzelnheiten die Zuftimmung der preußifchen Regierung finden kann, deſto mehr muß 
dem allgemeinen Motiv, welches berjelben zum Grunde liegt, die vollſte Anerkennung zu 
Theil werben, nämlich die Forderung: beftehende Rechte heilig zu halten, und den geſetz⸗ 
lichen Boden unter keinen Umſtänden zu verlafien. Diejed Motiv aber darf Preußen 
und — feiner Anfiht nah — auch die verbündeten Regierungen nicht dahin führen, 
Zuftände, welche der unaufhaltſame Kortichritt der Ereigniffe vernichtet, feſtzuhalten, und 
ſich Illuſionen hinzugeben, darüber aber wirklich vorhandene Rechte zu verlegen. Zu 
biefen bon der preußifchen Hegierung zu wahrenden Mechten zählt fie den der deutſchen 
Nation ſchon bei Berufung der National Berfammlung zugeflandenen Anſpruch auf 
Conſolidirung Deutfchland® im Wege der Vereinbarung mit ihren Vertretern, nicht min- 
der aber auch das fämmtlichen Mitglievern dd Bündniſſes vom 26. Mai erwachſene 
Mecht auf Nenlifirung des Bündniſſes durch Verufung des Neichötages. In ivem Bes 
wußtiein der Pflichterfüllung gegen Deutfchland und feine Bundesgenoſſen — nicht min⸗ 
der aber auch in der Meberzeugung gewiſſenhafter Achtung der echte Dritter, namentlich 
der Mitglieder des deutſchen Bundes — und geflärkt durch Die jp unumwunden und 
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einhellig ausgeſprochene Billigung feiner Kammern, wird Preußen auf wem durch das 
Bändniß vom 26. Mai d. J. bezeichneten Wege fortfchreiten, una zwar mit Vermeidung 
jedes Zeitverluftes, meldher ein Mißtrauen gegen den Ernſt feines Willens erwecken 
fönnte. Es hofft umd rechnet zuverfichtlich darauf, daß feine Bunbesgenofien feine auf 
die Bildung eines wahren deutſchen Bundesſtaates gerichteten Beſtrebungen einmüthig 
und Fräftig unterflügen, und jede Anfechtung dieſes Werks mit ihm zurückweiſen werden; 
es erwartet Died vor Allem, vom venjenigen jeiner Bunbeögenofien, welche mit ihm bie 
Einladung zu dem Vundniß ergeben ließen, und baber ben Abrigen Theilnehmern mit 
ihm folidarifch verpflichtet find. | 

Der E. preußifhe Bevollmaͤchtigte — dies find bie Schlußworte des Vorſihen⸗ 
den — beharrt daher nicht nur bei feinem früheren Votum über die Anträge des h. 
naffauifchen Bevollmächtigten, ſondern er iſt auch vom feiner Regierung beauftragt, un 
verzüglich beftinnmtere, auf den Vollzug deſſelben abzielende Antzäge zu ſtellen 

Der k. fähfifche Bevollmaͤchtigte bemerkt hierauf, daß er Die eben vernommm 
Ausführung des Vorſitzenden nicht in das Heutige Protokoll nieberlegen laſſen koͤnne 
ohne wenigftens einige Worte fofort zu erwiedern. In Beziehung auf wie Vorbehalt 
habe ex zuvoͤrderſt zu erwähnen, Daß aus denſelben nie ein Geheimniß gemacht worte, 
da fie in dem, Niemanden vormtbaltenen Schlußprotetolle vom 26. Mai dd. 3. erwaͤhn 
feien, die k. fächfifche und hammoverſche Regierung biefelben auch durch ihre Blätter te: 
Öffentlicht habe, worüber ihnen in ver 28ſten Sitzung von dem damaligen Vorſitzenda 
fogar ein Vorwurf gemacht worben, fo wie endlich, daß bie k. preußifche Megieruss 
eben diefe Vorbehalte mit den Aktenſtücken über die beutfche Frage den biefigen Kam 
mern vorgelegt habe. Was die fo eben nvorgelefene k. preußiſche Erklärung ſelbſt be 
treffe, fo werde feiner Zeit darauf geantwortet werben; auf die Ausführung wegen da 
Vorbehalte müfle er ſich aber fofort zu bemerken erlauben, daß ed unter foldhen lm 
fländen in ver That jchwer Halte, ven Weg zu finden, auf dem ein gutes Mecht ge 
fichert werden koͤnne. Da übrigens in dieſer Erklärung des Vorfigenden derjenigen Ber 
fchläge zu Aenderung des DVerfafiungs- Entwurfs gedacht worden, welche ihm, vemf. 
fächfifchen Bevollmächtigten, vor einigen Iagen unter Couvert zugefommmen ſeien, jo fr 
trachte er dieſelben nummehr als vorgelegt, und habe er nur noch Die Frage an den Xor 
fitenden zu richten: ob diefelben zugleich ald Vorlagen bezüglich der von ver k. pre 
fehen Regierung, wie er fo eben vernommen babe, allerdings nicht anerkannten Vorke 
balte anzufehen feien? 

Der Vorſitzende erwiedert, daß bie feinerfeits mitgetheilten Vorlagen in er’ 
der feſtzuſtellenden Mobificationen des Verfaſſungs⸗Entwurfs allerdings umfaflender & 
fein. Die Mittheilung felbft fei indeß zunächft nur zu vorläufiger Einfidht und Kr 
nißnahme geſchehen; die fürmliche Vorlage dieſer Mobificationen werde im Verwaltun 
Mathe felbft erfolgen. 

Der k. hannoverſche Benollmächtigte ſchließt fich In Allermaße der Erklärung ii 
k. ſaͤchſiſchen Bevollmächtigten an. Die fperielle Erwieberung auf die Ausführung de 
k. preußifchen Regierung bleibt ausdrücklich vorbehalten. Was bie von dem k. ſachſiſchen 
Bevollmächtigten In Bezug genommene Erwähnung der Vorbehalte in dem Schluß⸗Pro⸗ 
tofelle vom 26. Mal c.: betrifft, fo giebt ver k. hannoverſche Bevollmaͤchtigte hierübe 
faftifche Erklärungen, die in dem Gedaͤchtniß des Protokollführers ihre Betätigung fi 
den werben. 

Der Protofollführer erflärt Hierauf, daß bei Unterzeichnung des fogenansten 
Schlup-Protofolld vom 26. Mai c., d. h. bei Unterzeichnung derjenigen Urkunde, worin 
auf Grund der darin sub Lilteris a. b. o. und d. angeführten und gegenfeitig artır- 
tirten Vorlagen, der Vertrag zwiſchen ven E. Megierungen von Preußen, Sachſen un 
Sannover protofollariich feſtgeſtellt und gefchloffen murbe, Vorbehalte keiner Art un 
von Feine Seite norlagen. Mach der urſprumglichen Faſſung ber Urkunde hatten die 
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Denellmächtigten der E. fächfiichen und bannonerkhen Regierung, unter außbrüdlicher 
Bezugnahme und Hinweiſung auf ihre in den Conferenz⸗Protokollen der Sigungen von 
17., 18., 19,, 20., 21., 22,, 23., 24. und 26. Mai niebergelegten Anfichten und Ders 
wahrungen, der von dem k. preußifchen Bevollmächtigten in ven Vorlagen sub Litteris 
a, b und co gemachten Propofition zugeftimmat, biefe Borlagen förmlich acceptirt und 
als gegemfeitig rechtönerbinvlich anerfaunt. In dieſer Fafſung fei die Urkunde von ihm 
anfänglich vorgelegt, und verlefen worben. Die Bevollmächtigten der k. ſachſiſchen und 
hannoverſchen Regierung hätten hierauf verlangt, daß ihnen in dem Text der Urkunde 
noch „eine zunächt Die Oberhauptöfzage betreffende nähere Erklärung“ vorbehalteu bleibe, 
welche Erklärung fie dann ihrerfeits fpäter ausführen und nachträglich zu dem Protokolle 
einreichen wollten. Diefem Berlangen fei mittelft Zufügen einer Randbemerkung ſtatt⸗ 
gegeben und nun die Urkunde von ſaͤnmtlichen Bevollmädligten genehmigt und unter« 
zeichnet worden. Die Einreihung ber in diefer Weile beim Vertragoſchluß vom 
26. Mai c. vorbehaltenen nachträglichen Erklärungen babe unter dem 28. Mai c. wirk⸗ 
ih ſtattgefunden, und feien dieſelben auch an diefem Tage, wie der Vermerk auf dem 
Original nachweife, vem Schluß-PBrotofoll vom 26. Mai c. zugefügt worben. 

Der h. naffauifche Bevollmächtigte ſchließt ſich der Ausführung des k. preußifchen 
Bevollmächtigten gegen vie des k. hannoverſchen durchaus an, jedoch mit bem Zuſatz, 
daß vie ſchlagendſte Winerlegung ber Iehterm Ausführung allerdings in ben Greignifien 
des Jahres 1848 und in ver Belehrung liege, die dieſe Ereigniſſe bei Beurtheilung und 
Würdigung politiicher Fragen varbieten. Im Einzelnen bemerkt er noch Folgendes: In 
der Protokollar⸗Verhandlung vom 28. Juni 1849 fei feitend der 6. nafiauifchen Regie 
zung, und zwar vor ihren Beitritt zu dem DBertrage vom 26. Mai c., der Inhalt und 
der Zweck dieſes Vertrages, wie ihn die h. Regierung aufgefaßt, deutlich Kezeichnet, und 
hierauf von dem Derwaltungs- Math ausprüdlich erflärt worden: „Daß bie jeinzelnen 
Beftimmungen bes Bertrages felbft, ſodann der Berfafiungs-Entwurf und deſſen authen- 
tiſche Interpretation, die Denkſchrift vom 11. Iuni c., fo wie endlich die Noten des 
preußiſchen Staats-Minifteriumd vom 28. und 30. Mai c., das offen dargelegte Mate⸗ 
rial zum Verſtaͤndniß des Inhaltes und des Zweckes des Vertrages darbieten”, ja, ver 
k. hannoverſche Bevollmächtigte habe, Ausweis berfelben Protokollar⸗Verhandlung, jeiner- 
ſeits noch beſonders zugeleht: „Daß in dieſem WMateriale die Reſultate der gemein⸗ 
ſchaftlichen Erörterungen und Entſchließungen der contrahisenden Regierungen niederge⸗ 
legt feien, daß es für Die beitretenden Regierungen nur auf diefe anfommen möge, und 
daß eine Erörterung der vielleicht verfchiedenen Motive, Die zu den gemeinfchaftlichen 
Entichliegungen geführt haben, wenn nicht unangemefien, doch jedenfalls nicht erforder⸗ 
lich fein werbe.“ 

Daß nach einer ſolchen, auf eine beftimmte Anfrage ber 5. naſſauiſchen Regierung 
fo ertheilten und beftärkten Antwort bie jebige Bezugnahme auf die fogenannten Borbe- 
halte vor einer rechtlichen Erwägung nich Beſtand halten koͤnnte, unterlafle er näher 
nachzuweiſen. Diefelbe Unhaltbarkeit in rechtlicher Hinficht und für ben Zwed der jept 
beantragten Ausfchreibung der Reichstagswahlen habe der Nichtbeitritt Baierns und 
WBürtemberge. Der Bertrag vom 26. Mai c. fei, feiner imerſten Wefenheit, fo wie 
auch feiner authentiichen Interpretation nach, auf Bildung eines Bundesſtaates nicht für 
alle, ſondern für diejenigen deutſchen Bundesſtaaten gerichtet, die ſich dem Vertrage 
freiwillig anſchließen, wobei denn allerdings fo Hoffnung als Raum geblieben, daß in 
Folge diefed freien Anfchluffes der Bundesflaat nach und nach das ganze Baterland um⸗ 
fafien werde. Die Mobificationen des Berfafiungd- Entwurfs, die bei dem Nichtbeitritt 
Belerns und Würtembergd nöthig werden, koͤnnen dad Ausichreiben ver Reichstags⸗ 
Wahlen eben fo wenig erfchtweren. Was über diefe Mopificntionen in rechtlicher Hin⸗ 
fiht zu fagen, fel bereits früher von den E füchfifchen uud hannoverſchen Bevollmaͤch⸗ 
tigten in der Prototollat · Verhandlung vom 27. Juli 0, ſelbſt geſagt worden, indem ſie 
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Eine unbefangene Prüfung ergebe nun aber zweitens, daß ein nord⸗ und mittel- 
deutſcher Bundesſtaat im Weientlichen verfchienen fei von einem deutſchen Bundesſtaat, 
und daß der dem Bünbniffe vom 26. Mai 1849 angehörige Verfaffungs» Entwurf nur 
den deutfchen Bundesſtaat zur Vorausſetzung bat, und nur für diefen paßt. Der Arti⸗ 
Tel IV. des Bünbniffes vom 26. Mai 1849 iſt beflimmt, vie Verhaͤlmiſſe Deutſchlands 
in Zukunft zu ordnen, nicht die Verhaͤltniſſe weniger oder vieler deutfchen Staaten; er 
verpflichtet die Verbündeten, dem beutfchen Volke die vereinbarte Verfaſſung zu ge⸗ 
währen, das beutfche Volk aber erſtreckt fich weiter, als über Nord» und Mitteldeutſch⸗ 
land, fein tiefe Bebürfnig des gefehmäßigen Fortſchreitens zu einer praftiich möglichen, 
wahren vollfländigen Einheit dulde es nicht, eine thatſächlich noch beſtehende Epaltung 
zu einer verfaffungemäßigen zu machen. 

Schon der Name und ber Begriff des „Reichs“, der Durch den ganzen Entwurf 
geht, bezeichnet vefien Bebeutung unwiderleglich, felbft das Wort „deutſch“, welches 
fich faft in jevem Paragraphen findet, paßt auf einen engeren norde und mittelveutfchen 
Bundesſtaat nicht. Es iſt nicht möglich, den meientlichen Gegenfaß durch eine bloße 
Beränderung ver Ansdrücke zu verwifchen. Daß aber auch materiell ver Begenfap in 
die wichtigſten Verhaͤltniſſe eingreift, geht zunaͤchſt ſchon aus ven Abaͤnderungs⸗Vor⸗ 
fhlägen, welche von ver €. preußifchen Regierung dem Verwaltungs- Mathe vorgelegt, 
hervor. Es treten aber zu den bier angeregten Punkten ohne Zweifel noch andere hinzu, 
deren Erbeblichkeit nicht verfannt werben wir. So 3. B. verhält fich nicht blos bie 
Borausfegung beigetretener Regierungen, ſondern auch eine fehr entfchiebene oͤffentliche 
Meinung in beigetretenen Ländern ganz verichleden, je nachdem ber $. 33. des Reichs⸗ 
verfafiungs-Entwurfes, welcher Ein Zoll» und Handelsgebiet vorfchreibt, ver F. 34. über 
die Auflegung gemeinfchaftlicher Probuctiond« und Verbrauchöfteuern, ver $. 38, welcher 
den Handel und die Schifffahrt ver Reichs⸗Geſetzgebung unterwirft, dad ganze Gebiet 
des deutfchen Meiches, mit alleiniger Ausnahme von Defterreich, oder nur das Gebiet 
bed engeren Bunbesftants zur Voraudjegung bat. Ein Beifpiel in dieſer Hinficht liefert 
der dem Beliritte der mecklenburgiſchen Regierungen vorausgegangene Beichluß ter meck⸗ 
Ienburgifchen Abgeordneten Berfammlung vom 2. Auguft 1849, weldyer auf den Grund 
der Auffaffung, daß Medienburg zu Gunften ver deutſchen Einheit Opfer zu bringen 
bereit fei, daß aber, follte dieſe Einheit nicht erreicht werben, nicht abzufehen ſei, warum 
Medlenburg feine materiellen Interefim opfen und ſich den Zollgefegen unterwerfen 
follte, die vielleicht im vorherrſchenden induftriellen Intereffe beliebt würden, als eine Be- 
dingung der Zuftimmung zum Beitritt auch die ftellte, daß für den Ball, wenn ver zu 
begründende Bundesſtaat nicht die gefammten deutſchen Laͤnder, außer ben öflerreichifchen 
deutſchen Staaten, in fich faflen follte, ver Beitritt Mecklenburgs zu dem in Ausficht 
geftellten gemeinfamen Zollverbande ver eigenen freien Entfchließung Medienburgs tor- 
behalten bleibe. 

Wenn ed nun in mehrfacher Müdficgt nothwendig erfcheint, daß über eine verän- 
derte Vorlage zur Reichd-Berfaflung eine Verſtaͤndigung unter den deutſchen Regierun⸗ 
gen voraufgehe, fo kann auf der einen Seite allerdings dadurch eine Verzögerung von 
einigen Monaten veranlaßt werden, auf der anderen Seite iſt aber auch nur auf dieſem 
Wege die Möglichkeit aufrecht zu erhalten, daß das große Werk der deutſchen Einheit 
feiner Verwirklichung näher geführt werde, wozu bie. Ausficht, nachdem Deflerreich und 
Preußen fich vorläufig über die deutſche Gentralgewalt vereinigt Haben, keinesweges auf» 
zugeben if. Medienburg - Strelig kann died im Interefie des allgemeinen deutſchen 
Nechtözuftandes und ber deutſchen Einheit um fo mehr ausfprechen, als für taffelbe 
keine Motive oder Wünfche vorhanden ſind, welche einem engen Anfchluffe an Preußen 
entgegen wären. 

Jedenfalls iſt gerade im jegigen Augenblide fein Grund zu einer Beeilung des 
Neichſs⸗ oder Vereinawahltages, welche weientlich präüjubiciren würde. Daß es an und 
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für ſich ziwedimäßig wäre, den iwichtigften Schritt In dem Berfaffungömerte, neh bern 
man über die Grundlagen deſſelben vollftänvig einig if, zu thun, dies findet fi unte 
den Gründen für die Beeilung nicht angegeben, es wirb vielmehr nur auf bie verkärkt 
Verpflichtung, welche vie Regierungen felbft ſich dadurch auflegen, und auf ve Berubi⸗ 
gung von Beforgnifien in ber veutfchen Nation hingewieſen. Allein, wo bie Regieru 
gen ihre Verpflichtungen im wahren Intereffe der beutichen Nation anerfennen, ta be 
darf es einer Verflärkung berfelben nicht, und die deutſche Nation, ver alle Berhanklun 
gen Öffentlich vorliegen, wird das Beſtreben der Regierungen bei ber Erfüllung bir 
Verpflichtungen anertennen und unterflüßen. 

Der gh. medimburg=ftreligfche Bevollmächtigte giebt deumach wicberholt im Ei 
verſtaͤndniſſe mit den Anfichten feiner Negterung feine Stimme dahin ab, daß ber Je 
punkt zur Anfegung des Wahltages noch nicht gefommen, dagegen Alles mögliäf a 
fördern iſt, was ein vollftändiges Einverſtaͤndniß ver deutſchen Regierungen über W 
deutsche Verfaſſungswerk herbeizuführen geeignet ift.“ 

.. Der gb. badiſche Bevollmaͤchtigte. Indem er ſich ber eben mitgetbeilten Bear 
wortung der T. preußifchen Megierung gegen vie Ausführung ver k. bannovericen «= 
fhließe, ſehe er fi veranlaßt, derjenigen Erklärung, welche ver k. hauneveride Er 
bollmächtigte in der Sigung vom ten d. M. abgegeben, noch folgende Aeußerung, ti 
in ſchriftlicher Faſſung zu Protokoll gegeben wirb, entgegen zu ftellen. 

1. Die eben gevachte Erklärung ftellt die eventuelle Geltendmachung eines Vorb⸗ 
haltes in Ausficht, welcher bannoverfcherfeits in Bezug auf die Wirkſamkeit des Be 
trages von 26. Mai gemacht worden fein foll. 

Der Berollmächtigte, Vertreter des erften accebirenden Staates, Kat am fat ala 
fpäteren Beitritts⸗Verhandlungen im Verwaltungs⸗Rathe Thell genommen; er fübk ft 
verpflichtet, Hier, ver Wahrheit gemäß, auszufprechen, daß, feines Wiſſent, niemals, ge 
-genüber von irgend einem der über den Beitritt verhandelnden Staaten, auf ven gerab 
ten Vorbehalt, als auf ein die rechtliche Bedeutung des offenen Vertrags alteriveuie 
Inftrument, Berng genommen — Dagegen zu wiederholten Malen in der bünbigfe 
Weiſe, fogar als Ermwiederung auf geftellte Anfragen wegen etwaniger gebeimer Bere 
halte, ausgefprochen morben ift, daß es nur die amtlich mitgerheilten, Sffentlichen Akte 
— der Vertrag vom 26. Mai, mit feinen Anneren, die gemeinfchaftliche Note vow 
28. Mai und die Denffchrift vom 11. Juni — feien, welche das Object der zum Te 
trags⸗Abſchluſſe erforderlichen gegenfeitigen Verftändigung bildeten. 

Hiernach müffe der Bevollmächtigte erklären: daß er außer Stand iR, dem Ber 
behalte, auf welchen jegt zum erftenmale Bezug genommen wird, eine vie rechtliche Br 
fung der durch das Buͤndniß gegebenen Verhaͤltniſſe beeinträchtigende Kraft zuzugefehe 
Sollte indefien — wie der Benollmächtigte gern hofft — die gedachte Bezugnahme ä 
einen Vorbehalt nur den Sinn haben, daß innerhalb des Bündniſſes gewiſſe fr 
tiiche Umftände nicht unbeachtet bleiben können, und demgemäß eine zuſammenwirkemnt 
Thätigkeit der Verbündeten zur Verſtaͤndigung über jene thatfächlichen Verbältniffe ka: 
borzurufen beabſichtigen, fo ift der Bevollmächtigte fo weit entfernt, darin etwas zu m 
kennen, was eine Meinungd= Differenz zu begründen vermoöͤchte, daß er tm Gegembeile 
den Anlaß benugt, um feiner Regierung etwanige Aeußerungen und Vorſchläge, meld 
den veränderten Ihatfachen Rechnung tragen, anmit ebenfalls vorzubehalten. 

I. Ginen weiteren Anlaß zu einer eriwiebernden Aeußerung findet ber Berolimäd- 
tigte im ber aufgeftellten Behauptung, daß durch die Berufung des Reichetages ein 
bloße Thatfache dem Rechte entgegen gefeßt werden würbe. 

Durch diefe Behauptung fcheint der Verdacht ausgeſprochen, daß diejenigen Etaaten, 
weile das Bündniß zu dem Punkte gerieben glauben, welcher den Bollzug des Ir 
tikels A ned Vertrages rom 26. Mai möglich macht, nicht mehr anf dem Born tel 
Rechtes ſich bewegten, unb insbeſondere, daß biefelben burch den Bollzug jenes Antike 
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* beigetretenen deutſchen Bundes⸗Genoſſen gleichſam in gewaltthaͤtiger Weile be⸗ 

Der Bevollmaͤchtigte proteſtirt auf das Entſchiedenſte gegen einen derartigen Vor⸗ 
wurf; und er ſieht ſich genöthigt, zu dieſem Behufe Folgendes vorzutragen: Die Frage 
wegen Zuſtandekonmen einer Reichſ⸗Verfaſſung iſt keine neue, jetzt noch in dem Sta⸗ 
dium befinbliche, wo die Enticlüffe ganz frei wären. Die Bundes⸗Verſammlung ſprach 
es ſchon am 10. und 25. März v. I. aus, daß eine Mepifion der Bundes⸗Ver⸗ 
faffung auf wahrhaft zeitgemäßer und nationaler Grundlage vorgenommen 
werben folle. Ehe fie zu dem wichtigen Beſchluſſe vom 30. März v. I. überging, flellte 
fie folgende Betrachtung an: 

„Eine neue Verfaſſung kann entweder einfach aus der Vereinbarung der Megierun- 
gen hervorgehen und von dieſen gemeinfchaftlich durch Bundes⸗Beſchluß octrohirt werben, 
oder fie kann im Wege des Vertrags und freier Zuflimmung der Regierungen auf ber 
einen und des Volkes auf ber anderen Seite zur Gültigkeit gebracht werben. Nur die— 
fer legtere Weg giebt eine Gewähr für den Beſtand einer Verfaffung; 
eine ociropirte würbe unter keinen Umſtaͤnden rathſam fein; jie ift unter den jetzigen 
Verhaͤltniſſen eine Unmoͤglichkeit, denn bie freifinnigfle, den ausgefprocdhenen Wünfchen 
entfprechenbfte und ſelbſt mit den größten Opfern ver einzelnen Bunbes-Fürften ver- 
buntene, würde, octrohirt, nie auf Beifall und Dank rechnen fänmen. Muß man aljo 

. ber Meinung fein, daß bie freie Zuftimmung des Volkes nicht entbehrt werben Tann, fo 
fragt es ſich, auf welche Weife viefe zu erlangen fein wird? Nach ven beftehennen Ver- 
haͤltniſſen ſtellt fig bier der Weg als der gegebene var, daß jede Regierung fich ber 
Zuflimmung ihres Volkes zu der beabfichtigten Verfaflung felbft zu verfichern habe, da, 
wo eine Bertretung veffelben beftcht, durch Vorlage an die Stände» VBerfammlung oder 
durch Erlangung eines Vertrauens⸗Votimns, da, wo noch Feine Stände-Verfammlungen 
beftehen, in einer ihnen felbft zu überlafienden Weife. Allein, es ift Elar, daß man 
das Zuftandefommen einer Berfaffung für Deutfchland, deren weſentlichſtes 
Ziel die nie dringender als jest nöthige Einheit ver Nation iſt, nicht ber Gefahr 
ausſehen barf, daß es an dem Wiperfpruche einer vielleiht ganz geringen 
Minorität ſcheitern Eönne, over daß wenigſtens unabfehbare Weiterungen 
entfländen. Wollte man aber annehmen, vaß vie gewiß allgemein in der Nation ge- 
fühlte Nothivendigfeit, dad Vaterland durch eine neue Bundes⸗-Verfafſung zu Eräftigen, 
bahin führen würde, daß eine Zuftimmung aller Bundes⸗Laͤnder, aller einzelnen Stände» 
Derfammlungen erfolgen, jedes Sonver=Intereffe unbeachtet bleiben, aller Widerſpruch 
verſtummen werde, um nur daB Zuſtandekommen nicht zu binbern, fo gäbe man bamit 
zu, daß diefe durch einen moralifchen Zwang erzielte Zuftimmung zur leeren Form herab⸗ 
finfen würde. Es fcheint alfo der einzig rathfame, vielleicht allein zuläjfige 
Weg der zu fen, daß der von ber Bundes⸗Verſammlung und ihrem Beirathe aus⸗ 
gehende Entivurf einer neuen Bundes⸗Verfafſung einer aus allen Bundesſtaaten gewähl⸗ 
ten conftituirenden Bollöverfammlung zur Annahme vorgelegt werde. 

Auf viefe Erwägungen geftügt, beſchloß die Bundes⸗Verſammlung, daß Wahlen 
son National» Vertretern vorgenommen werben follen, um zwifchen ven Regierungen und 
dem Bolfe das deutfche Verfaffungsiwert zu Stanve zu bringen. 

Die bündigften Erklärungen abfelten ver Megierungen liegen vor, daß fie gejonnen 
feien, zu ber durch Die angeordnete National» Vertretung gegebenen Bildungsform eines 
Bundesſtaates mitzumirken. Insbeſondere giebt die im Bundestags⸗Protokolle ber 
Bäften Sihung vom 17. Mai v. I. enthaltene Erklärung Hannovers ehrendes Zeugniß 
von ber Befinnung biefer Megierung. 

Das von der National-Berfammlung begonnene Werk fcheiterte, weil dieſelbe, den 
ihr zugewiefenen Boden ver Vereinbarung verlafienb, nach ſouverainer Geltung griff, Die 
in Solge bekannter Vorgänge groß gewordene Anarchie bedrohte alle Ordnung, alles 


17. Oetober. 17. 





a a DE ei = no... 


Geſetz In dieſer ſchwerſten Zeit bemäbrte Preußen allein mit tem Willen ab ir 
Macht, in Deutſchland das beſtebende Recht zu veribeitigen, ein neuentiebetd m 
ihüugen. Um Preußen, das tie Grridnung bed teuren Buuzeöjlauted zu as üp 
nen Aufgabe machte, durften fich Pie übrigen mindermäcdhrigra Staaten mit des uk 
Bewußtſein reiben, daß fie auf dieſem Wege eine parristiche Pilicht erfüllen, mE 
feierlich gegebened® Wort zu loͤſen vermoͤchten. 

Tas if Die eigentliche Bereutung des Vundniffes vom 26. Mai immritten je m 
fen Verfaſſungskaͤmpfe 

Defterreich Kat, mehr noch als turd Worte, durch bie große und hoffcct = 
das flammzenrandte Land jegendcolle That jeiner Conſtituirung als ein Gem 
geiprochen: c& ſei nicht im Stante, an terjenigen IImbilkung ber Berfaifung vi w 
fken Bundes, welche eine National» Vertretung zur Grundlage haben fell, fü ph 
tHelligen. Seine dauernde enge Verbindung mit Deutſchland in ver ibm gebileme 
Weiſe kann und foll durch dieſe Neukilvung keine Beeinträcktigung erleiten. 

Tie alte Aunted- Verfaflung ift unmieberbringlih zu Grunde gegangen; m 
dung einer neuen ift der Weg dahin vorgezeichnet, daß fie durch Nereinbann # 
National Tertretern zu fuchen jei. 

Bei dem Mangel eines für vie DVerfafiungs = Angelegenheit competenten Bunt | 
Gentral- Organs ift e8 unmöglih, neue allgemeine Wahlen zu veranlaflen, fm 
allgemeine Verſtaͤndigung aller Regierungen über bie zur Vereinbarung zu prope 
Verfaſſung berzuftelen. Der einzige Weg, welcher nody übrig bleikt, wenn gleidelt 
das alljeitig gebotene Ziel nicht verfehlt, und ver freien Selbſtbeſtimmung jenes rigds 
Landes nicht zu nahe getreten werben foll, iſt der, daß einmal eine Verflänbigen r 
einzelnen Regierungen unter ſich und dann dieſer mit den Vertretern ihrer Lie e 
ſucht werde. 

Das Bündniß vom 26. Mai hat fi, als auf gejunder Grundlage beruht, b 
währt; es kann gerechten Anfpruch auf nationale Bedeutung machen, weil cd Ki u 
Erringung der nationalen Ziele in der rechtlich jegt möglichen Form zur Aufgabe sk 
weil es vermalen bei vier Fünftheile der rein veutjchen Staaten umfaßt. Den Cluss. 
welche es ihrer Lage vermalen noch nicht entfprechenn jinden, tenjelben Weg zu gta 
wird im Namen aller Verbündeten zu fagen fein, was in einer zur Deffentlidte: # | 
biehenen Mittbeilung ver k. preuß. Regierung an die ton Baiern gejagt if: ‚Set . 
Megierung macht feinen Anſpruch auf die Untrüglichfeit ihrer Auffafjung, vers 
große Mehrzahl der veutfchen Megierungen angeſchloſſen hat, aber fie hat in emin® 
wägung ihrer Pflichten gegen das Vaterland, ihre Vorfchläge zus Prüfung ver I 
“rungen ter Nation bingegeben.” 

Niemand, der Mechtögefühl in veutichem Sinn hat, wird zugeben, daß tea 
beigetretenen Staaten irgennwie in ihren Entfchlüffen Zwang angetban werde. Ni 
aber auch, der billig denkt, wird forbern, daß die Vundniß⸗Staaten fich durch vie Kit 
beitretenben in Erftrebung deſſen hemmen laſſen, was fie ald nothwendig und ri 
geboten erkennen. Gin liberum veto, in der Ausdehnung, wie «8 bie bannermt 
Erklärung beanfprucht, bat das deutſche Bunbeörecht nie gekannt, felbft nicht m da 
Fällen, welche nur durch Stimmeneinhelligkeit geregelt werden Tonnten. Würde un 
daſſelbe jetzt In die Inflitutionen aufnehmen, dann, ja dann würde unfehlbar jene Eyett 
ber Gewaltthätigkeit herannahen, vor welcher ver hannoverfche Bevollmachtigte mit ie 
vielem Ernſte warnt. Die eigenen Worte in Bezug auf die, biefem liberam veto M 
Einzelnen (oder dem „völligen Einverftändniffe aller deutſchen Regierungen“) möglik 
weife zu gebende Anwendung, — Die nämlich, daß der Diſſens Ginzelner eine Eu⸗ 
mifhung des Auslandes in die inneren Angelegenheiten berbeiführen Töunte — Diet 
Worte widerlegen venjenigen, ver fie ausfpricht, denn nie wird es zugegeben were 
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koͤnnen, daß in unferem Öffentlichen Rechte eine Beſtimmung gültig fei, welche einen 
deuiſchen Staat zum offenen Verrath an den Bundes⸗Genoſſen berechtigte. . 

Indem der VBevollmächtigte feine Proteftation gegen bie obenerwähnte Verbächtigung 
wieberholt, erklärt er Namens feiner Megierung, daß dieſelbe ſich bewußt if, hei ihrer 
Zuftimmung zur Bildung eines Reichstages nur fich eines ihr zuſtehenden freien Rechtes 
zu bebienen, und einer Pflicht gegen ihr Land, wie gegen Deutfchland, zu genügen, fo 
wie, daß fie jenen Augenblid bereit ift, bei Verhandlungen mit den dem Bündniſſe nicht 
angeſchloſſenen deutfchen Landern ſich zu bethelligen, und jenem begründeten und billigen 
Anforuche mit den ihr zu Gebot ſtehenden Mitteln wärmfte Uinterflügung angebeihen zu 


laſſen. 

Der gh. heſſiſche Vevollmaͤchtigte ‚verzichtet Darauf, ber ausführlichen Beantwor⸗ 
tung ber E. preußifchen Regierung, der er im Ganzen durchaus Heitritt, noch etivad zu- 
zufeßen. Er weicht im Einzelnen nur injomwelt ab, ald er fich allervings zu der in ber 
Beantwortung ver k. preußifchen Megierung erwähnten firengeren Rechts⸗Anſicht bekennt, 
wonach bie rechtliche Criſtenz des Bundes vom Jahre 1815 durch die Vorgänge des 
Jahres 1848 gebrochen if. Vorbehalte fein nur geltend zu machen, wo fie überhaupt 
gemacht ſeien, was gegenüber ver gb. Regierung ſicherlich nicht gefchehen fei. Dem gb. 
medienburgsftreligfchen Bevollmächtigten mache er nur noch bemerflich, daß es von Feiner 
Seite beftritten worden, den vorliegenden Verfafiungs- Enttvurf, jeht nachdem Baiern 
und Würtemberg den Anſchluß an den Bertrag vom 26. Mai c. abgelehnt, den dadurch 
vindicirten Mobificationen zu unterwerfen, daß bis zum 15. Januar 1850 Hinlänglichfte 
Zeit zur Bewältigung der vesfallfigen Arbeiten gegeben fei, und daß die fonftigen Ar⸗ 
gumentationen ded Bevollmächtigten organifche Beftimmungen vorausfegen, vie feit Auf- 
loͤſung des Bunbeötages nicht mehr eriftiren, und zu beren Herftellung dem allenfallfigen 
Willen jenenfall die Macht gebrechen würbe. | 

Der gemeinfchaftlihe Benollmächtigte für: Gh. Sadfen-Weimar, H. Sach⸗ 
fen-Goburg=- Gotha, GH. Sadhfen-Altenburg und für die Fürftenthümer 
Shwarzburg-Sonderähaufen, Schwarzburg-Rudolſtadt und Reuß beider 
Linien: Auch er halte die von dem E. preußiichen Bevollmächtigten eben borgetragene 
Widerlegung der von Hannoverfcher Seite neuerlichft vorgebrachten Rechtsbedenken für 
durchaus begründet, namentlich, fofern darin der Nachweis gegeben fei, daß die von dem 
k. hannoverſchen Bevollmächtigten aus den Beflimmungen ver früheren Bundesverfaſſung 
gegen die nunmehrige Verwirklichung des Bundesſtaates hergeleiteten Einwände jeber 
zutreffenden Begründung ermangeln. Was übrigens ven bier ſchon mehrerwähnten Vor⸗ 
behalt der E. fächfifchen und bannoverfchen Regierung betreffe, To babe der Vevollmach⸗ 
tigte noch insbeſondere bemerflich zu machen, daß ein folder Vorbehalt von venjenigen 
Regierungen, die er bier zu vertreten bie Ehre babe, weder als giltig, noch überhaupt 
als Heftchend angenommen werden koͤnne. In den, ven Beitritt dieſer Regierungen be= 
treffenden Verhandlungen ſei auf irgend einen Vorbehalt, durch welchen die Realiſirung 
des beabfichtigten Bundesſtaates noch bebingt bleiben folle, nicht nur nicht hingewieſen 
worden, fonbern e8 fei auch im Protokoll der 20ften Sitzung, auf Grund deſſen der 
Anſchluß der Herzogthümer Sachfen- Altenburg und Sachten- Goburg- Gotha, wie auch 
der beiden Kürftenthümer Neuß und ver beiden Fürftentbümer Schwarzburg, erfolgt fei, 
pie im Verwaltungdrathe unter befonderer Zuftimmung des hannoverſchen Bevollmädh- 
tigten gegebene DVerficherung nievergelegt, daß die verbündeten Regierungen es 
als ihre Pflicht zu erachten haben, an dem gemeinfhaftlid von ihnen 
vorgelegten Berfafjungs- Entwurfe feftzuhalten und, fo viel immer in 
ihren Kräften liege, vereint bahin zu wirken, daß derſelbe in möglich 
kurzer Friſt dem zu berufenden Neichstage zur Vereinbarung mit ben 
Regierungen vorgelegt werde. Was aber bie gb. Megierung von Sachſen⸗Wei⸗ 
war betzeffe, fo fei deren vamaligem Vevollmaͤchtigten bei dm Anſchluß⸗Verhandlungen 
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bie noch beſtimmtere Erklärung geworden, daß neben dem Bundeöperizage rom 
26. Rai co. und den zugehörigen Entwürfen der Relchsverfafſung um 
des Wahlgefeges, fo wie der begleitennen Denkſchrift, anderweitige Ber- 
einbarungen und Erklärungen, welde für die fich verbündenden Regie— 
tungen maßgebend fein Eönnten, nicht vorhanden ſeien. Der 8. fähfik 
Bevollmächtigte habe vorhin geäußert, die fraglichen Borbebalte feien fo bald zur Oeffem⸗ 
lichkeit gelangt, Daß auch die wegen des Anfchlufles ihrer Regierungen hier unterbar- 
delnden Bevollmaͤchtigten davon Kenntnig gehabt Haben müßten. Dies fei fo richtiz. 
daß vie Bebollmädhtigten eben deshalb an ven Verwaltungsrath ausdrücklich vie Frax 
gerichtet, ob außer den ihren Megierungen bis jet officiell mitgetheilten Bertragskein- 
gungen noch andere Bebingungen, welche für bie ſich verbimdenden Megierungen mr 
gebend fein follten, vorhanden fein. Die ihnen bierauf vom Berwaltungsratbe gegebe— 
nen Verſicherungen feln nun fo Far und beftinmt ertheilt worben, baß jebe weitere Be 
forgniß, es möchten fbäter noch bedingende Vorbehalte von Seiten ber ypacidisara 
Staaten geltend gemacht werben, in der That als nicht mehr zuliffig Hätte erjckeinm 
müuͤſſen. 

Auf die Bemerkung des k. fächftfchen Bevollmächtigten, daß für die gh. jakie: 
weimariſche Regierung allerdings, der ihrem Bevollmächtigten gegebenen Zuſicherung > 
mäß, andere Dereinbarungen und Erklärungen nicht maßgebend feim, als ber Bun 
vertrag vom 26. Mai c. und deſſen officiell mitgetheilte Anlagen, fügt der ah. fate 
weimariſche Berollmächtigte hinzu, daß, wenn died der Sinn ber nom Werwaltueg 
Math gegebenen Antwort fein follte, es dort hätte heißen müflen: „für Die keit: 
tende Megierung"; da aber gefagt fei: „Für die fi verbäudenben Regier—— 
gen”, fo müflen darunter auch die von Sachſen und von Hammover verſtanden werden 

Der E hannoverſche Berollmächtigte will, fo viel e8 vie Andeutungen ik 
beabfichtigte Geheimhaltung des hannoverſchen Vorbehalt zu bem Wertrage vom 
26. Mai c. betrifft, nur noch daran erinnern, bag dieſer Vorbehalt in mehreren gend 
ten Exemplaren auf dem Tifche des Verwaltungs-Mathed längere Zeit aufgelegen be 
Eben fo macht der k. ſächſiſche Venollmächtigte, in fpeciellee Rückbeziehung an ix 
sorgängige Aeußerung des gb. heſſiſchen Bevollmächtigten, bemerklich, daß tie hei 
Beitritts-Erflärung der gb. beffifchen Regierung erſt exfolgte, nachdem bie k. prafik 
Megierung mit den Alten über Die deutſche Angelegenheit auch bie jächfifchen und Ir 
noverfchen Vorbehalte ihren Kammern vorgelegt hatte. 

Die Bevollmächtigten für Ri. Heffen, für Gh. Oldenburg, für H. Brut 
fhweig, für H. Anhalt- Bernburg und für H. Anhalt⸗Deßau und Gähr 
erklären übereinftimmend, daß fie der Ausführung ver E. preußifhen Megierung kr 
ten, daß auch ihren Regierungen bei deren Beitritt zu dem Vertrage vom 26. Kit 
nur der Vertrag felbft umd der Verfaſſungs⸗Entwurf nebft Denkichrift, nicht aber at 
irgend welcher fonftige Vorbehalt mitgetheilt worden, und daß fie alle Rechte ihr Re 
gierungen aus den Vertrage vom 26. Mai c. feierlich verwahren. 

Der gb. medlenburg-fchwerinjche Bevollmächtigte fchließt jich an. Es matt 
eine heilige Pflicht aller dem Dertrage vom 26. Mai c. beigetzetenen Megierungen ga 
Die deutfche Nation fein, die k. preußifche Regierung in ihrem ernften Strebm zit 
baldmoͤglichſter Eonftituirung des deutſchen Bundesſtaates zu unterflügen. Wenn in de 
bannoverfchen Rechtsausführung ein Hauptgewicht auf den Art. 7. der Buntes: Ih: 
gelegt werde, fo ſei es gerade dieſer Artikel, ber den Todeskeim aller Bundes - Beriar 
fung in fi trage. Es fei durch dieſen Artikel gefchaffen worden, was vie Briditr 
nie gefeben habe, ein Math, der in allen wichtigen Fällen nicht durch Mehrkei m 
Sthamen, ſondern durch völlige Einhelligkeit, alfo faft nie und nirgenb einen Beldlf 
zu Stande bringen konnte, ein Berein, deſſen Zwecke durch die geforderte Ginjimmir 
keit geradezu an das einzelne Belieben preiögegeben wurden. Wenn beuunadh irgend ri 
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Ysttkel der Bundes⸗Alte es nicht verbiene, für ben neun Wembeöflant maßgebend zu 
werden, fo fel es eben ver bezogene Artikel 7., als welcher recht eigentlich pie Ohnmacht 
und Unfähigkeit des alten Bundestages organifirt Hat. 

Der Benolimächtigte der freien und Hanfeftadt Bremen. Es könne nur anf 
feine in der Sigung vom 9. d. M. abgegebene Erklärung und auf die dem Antrage des 
d. naffauifchen Bevollmächtigten darin ertheilte Zuflimmung zurückkommen. Zu ver bes 
antsagten Ausfchreibung der Wahlen für ven nächften Reichsſtag draͤnge die Gonfequenz 
de8 Bündniffes vom 26. Mai c., der bei der Einladung zu diefem Buͤndniſſe angeführ- 
ten Motive, der von den beitretenden Staaten vor ihrem Beitritte kundgegebeuen Bor 
außfegungen und ber darauf erfolgten übereinflimmenven Erwiederungen ber k. fächfifchen 
und FE. hannoverſchen Bevollmächtigten, wie diefe Erwiederungen in ven Protokollen nie⸗ 
bergelegt ſeien. Es vränge dazu die ernſte Würbigung der gegemwvärtigen Lage Deutfch« 
lands und ber von allen Seiten gefteigerten Erwartungen, ver Rückblick auf vie nach⸗ 
theiligen Ergebniffe, welche im Frühling des verfloffenen Jahres das Syſtem bes Ab⸗ 
wartend und der Mangel an Gntfchlofienheit in Leitung der beutfchen Angelegenheiten 
herbeiführte, der Hinblick auf ſchwerlich ausbleibende ähnliche Kolgen, fofern das von den 
Regierungen feftgebaltene Princip der Vereinbarung fich factifch ald nicht durchführbar 
erweilen follte. Daß vorab noch beveutende Schwierigkeiten zu überwinden bleiben, fei 
fiherlich nicht zu verfennen, aber eben fo wenig zu überfehen, daß zur Ueberwindung 
der Schwierigkeiten noch ein Zeitraum von brei Monaten verftattet bleibe. Werde ver 
in Frage ſtehende Entſchluß jept nicht gefaßt, fo fel zu befürchten, daß fih ver Ver⸗ 
waltunge-Matb auch nach Ablauf dieſer Monate noch in einer der heutigen völlig 
gleichen Lage befinden werde, während im Hoffentlich anderen alle und bei allfeitig 
bereitwilligem Entgegentommen für dieſen Zeitpunkt ein günftiges Nefultat kaum zu be⸗ 
zweifeln fei. 

Der Bevollmächtigte der freien und Hanfeftapt Hamburg. Go feft er auch 
an der Hoffnung Halte, daß in nicht zu ferner Zeit e8 noch gelingen werde, fänmtliche 
beutfche Staaten zu einem ihren veränverten Verhältniſſen und Stellungen entfpredyen- 
hen Berfaflungswerke zu vereinigen, jo wenig fünne er die Beſorgniß und die Anficht 
theilen, daß die Erfüllung der Zufagen und Verpflichtungen, welche in Bezug auf das 
Verfaſſungowerk durch und in Folge des Bündniſſes vom 26. Mai gegeben und ein« 
gegangen ſeien, für vie Verbündeten von der Zuftlmmung ber für jeßt nicht beigetre⸗ 
tenen Staaten abhängig wäre. Eine foldhe Abhängigkeit wuͤrde vielmehr jene Hoffnung 
beseiteln und nur dahin führen, daß überall nichts zu Stande gebracht werben Eönnte, 
bevor nicht ven Beringungen des letzten biffentirenden Staates genügt fi. Nachdem 
indeß einmal der Zweifel aufgeworfen, ob die Verbündeten nicht mit zwingenven Pflich- 
ten gegen Andere in Wiperfpruch geriethen, wenn fie ihrerſelts in Ausführung brachten, 
was fie als heilfam und nothwendig unter den veränderten Verhaͤltniſſen betrachten zu 
müffen erklärt hätten, koͤnne der Bebollmächtigte nur mit Dank anerkennen , daß preußl⸗ 
ſcherſeits in unfaſſender Mechtövarlegung dieſem Zweifel entgegengetreten fei. Er fchließe 
fi diefer fo eben vernommenen Debuction im Allgemeinen aus perſoͤnlicher Ueberzeu⸗ 
gung an. Eo viel aber vie Vorbehalte betreffe, fo würden biefelben durch Die preußi« 
ſcherſelts vorgefchlagenen Mobificationen von felbft zur Sprache kommen, und ſehe er 
eventuell ferneren Borfchlägen des fächfifhen und des hannoberjchen Bevollmächtigten 
entgegen. — 

Nachdem ſomit alle Mitglieder des Verwaltungs⸗Rathes, mit Ausnahme des k. 
ſachſiſchen und des gh. mecllenburgiſch⸗ ſtreligſchen Bevollmächtigten, der k. preußiſchen 
Regierung in ihrer Beantwortung der E. hannoverſchen Rechts⸗Ausführung beigetreten 
find, kündigt der Borfigende an, daß er in ver näcften Sigung beſtimmte Vor⸗ 
{läge feiner Megierung vorlegen werde, und zwar: a) bezüglich ber Mobificationen 
- des Berfaſſungo⸗ Entwurfs, b) bezüglich Anberaumung und fofortiger Veröffentlichung 
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I eines Wahltermins für den nächſten Reichſtag, c) bezüglich des Ortes zur Abhaltung 
Des nächften Reichſstages, und endlich d) bezüglich der Art und Weiſe, in welhe der 
Verwaltungs: Rab demnächſt mit dem verfammelten Heichötag verhandeln wirt. 

17. | Sortierung der allgemeinen Discuffion über Tit. VIII. der Berfaflung, cder vie: 
mebr über $. 108. in der preußifchen erflen Kammer. Zwei einfimalige Mini, 
fer: v. Auerswald und Hanfemann Yaffen fih vernehmen, ohne bie Sache ich 
zu fördern. | 

17. | Bon der zweiten wird 6. 35 in folgender Faflung angenommen: ‚Zur Aufreht 
bultung der Ordnung fann nach näherer Beſtimmung bed Geſetzes durch Gemeinte 
Beſchluß eine Bürgerwehr errichtet werden.” Annahme der S$. 36 und 37, 
fo mie fie durch Die erfte Kammer formulirt find. 

17. | Bei Gelegenheit eines feierlichen Zweckeſſens in Bremen fpricht fih H. v. Gagen 
über tie deutfche Vergangenheit, Gegenwart und Zufunft aus, und erklärt u: 
Da babe er eingefehen, daß, um dem einbrechenden Chaos einen Damm m 
gegen zu feben, eine höchfte Autorität bergeftellt werden müſſe, beren Gem 
bie Geſammtheit bed Baterlandes vertrete, gegen deren Ausiprüche ein einzel 
Bruchtheil des Ganzen ſich nur rebellirend erheben bürfe. In dieſem Eim, 
in bem Sinne, daß bie Theile dem Ganzen untergesrbnet feien, babe er in ke 
Paulskirche die National» Souverainetät proclamirt, die Souverainetät der x 
fammten Nation im Gegenfage zu einzelnen Fractienen und Theilen, nicht we 
man ed ihm oft auslege, die Volks⸗Souverainetaͤt. Diefe National: Em 
rainetät zu vertreten fei in ganz Deutfchland feine andere Autorität vorkaale 
geweien, ald das Parlament, dem Parlamente babe er fie Daher vindicirt - 
1 vuut mieux tard que jamais! 

17. | Ernennung des F. M. L. Graf Wimpfen zum Statthalter der reichsunmittellam 
Stadt Trief, von Iſtrien, Görz und Grabisca. 

17. | + Otto Edulz, Provinzial: Schulrath zu Berlin. 

I8.| 8. M. der König von Preußen verleiht in einem abgehaltenen Gapitel ten 
Minifters Präfidenten Grafen v. Brandenburg und General v. Wrangel in 
Schwarzen Adler: Orden. 

19. | Sipung des Verwaltungsrathes. 

Der k. ſächſiſche Bevollmächtigte erflärt, Daß er ſich nicht wohl mehr in ver dax 
befinde, an der Wahl» Eommiffion Theil zu nehmen, und daher anſuche, in jeine Eick 
ein anderes Mitglied ded Verwaltungs-Rathes eintreten zu laſſen. Bei ver zum Juek 
ter Neuwahl erfolgennen Abſtimmung erhalten der gh. mecklenburg-ſchwerinſtt 
und ber Ef. beffifche Bevollmächtigte bie meiften Stimmen, und zırar keine in gleibe 
Zahl. Der zb. medienburg-fchiweriniche Berollmächtigte fpricht Die Ueberzeugung m 
daß der kf. heſſiſche Bevollmaͤchtigte, DOber- Steuer Direktor Pfeifer, durch Kennt 
wie Erfahrungen jich der Commifjion beſonders nüßlich erteilen werde, unb verkin 
damit die Bitte, aus diefem Grunde von ver auf Ihn felbft mit gefallenen Wahl etw 
fehen. Demnach tritt an bie Stelle des k. fächfifchen Bevollmächtigten der kf. hefikk 
Devollmädhtigte ald nen gewähltes Mitglied der Wahl-Eommifjion. 

Die in ber Sitzung vom 17. October c. ſeitens ter k. preußifchen Regierung ge 

ı gebene Beantwortung ter k. hannoverichen Nechtöausführung wurde von tem Nerjipen 
| den mit ber Erklärung gefchlofien, daß er von feiner Megierung beauftragt fei beim 
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tere, auf die Einberufung des naͤchſten Meichötages abzielende Borfchläge im Verwaltungs⸗ 
rathe vorzubringen. An diefe Erklärung anknupfend, flellt der Vorfigende Namens der 
8. preußifchen Megierung folgende Propofitionen: 

1) den Verfaffungs-Entivurf derjenigen Mobificationen zu unterwerfen, bie in dem bon 
bem Borfigenden übergebenen, dem gegenwärtigen Protocolle zu annectirenden Crem⸗ 
plare des Eutwurfs durch Röfchungen und Zufäge näher angegeben find; wobei 
ausdrucklich hervorgehoben wird, daß es jeder anderen ber verbündeten Regierungen 
ſelbſtverſtaͤndlich völlig freigeftellt bleibt, anderweite Mobificationen vorzubringen; 

2) als allgemeinen Wahltag für die Abgeordneten zum Volkshauſe ber nächften Reichs⸗ 
Verſammlung den 15. Januar 1850 anzunehmen, ſodann bie Behörden anzuweiſen, 
fofort alle Vorarbeiten in Angriff zu nehmen, danıtt jevenfalld dieſer Wahltag ein» 
gehalten, und feinerzeit durch gemeinfchaftlichen Beſchluß des Verwaltungs» Hathes 
zum Ausfchreiben der Wahlen vorgefchritten werden koͤnne; 

3) ald den Drt des nächften Meichätages die Stabt Erfurt zu beftimmen: 

4) die Verhandlungen der verbündeten Regierungen beziehungoweiſe des Verwaltungs⸗ 
Rathes mit dem Meichätage durch drei Commiflarien führen zu laflen, von denen 
die E. preußifche Regierung einen zu ernermen hätte, die beiden anderen aus ber 
freien Wahl des Verwaltungs» Mathed hervorgehen würden. 

Die erfte Propofition bezwede zunächft nur, die um der verinberten Umſtände wil⸗ 

Ien theils für nötbig, theils für rätblich zu erachtenden Abänderungen des Berfaflungs- 
Entwurfs, der Berathung des Verwaltungs» Mathes zu unterlegen. 
Was die proponirten Abänderungen felbft betreffe, fo fcheine e8 augemefien, bei dem 
befchränfteren Umfange, welchen ver Bundesſtaat wenigftens vorläufig erhalten werte, 
den Ausdruck „Reich“ duch „Bundesſtaat“ zu erfeßen, und biefen in den Zufammen- 
feßungen mit „Verein“ alterniren zu laffen, welche letztere Bezeichnung in dem Worte 
„Union“ bereits eine gewiſſe Rantörechtliche Geltung erlangt habe. 

Durch den Zufaß zu $. 1 folle die Fortdauer des Mechtönerhältniffes des Bundes⸗ 
ſtaates zu den außer ihm verbleibenden deutſchen Bundesſtaaten deutlich ausgeſprochen 
werden. 

In $. 10. fei, wie dies ſchon in dem früheren ausführlichen Vortrage hervorgeho⸗ 
ben, die Abficht kundgegeben, daß dad ber Vereindgewalt übertengene Mecht des Kriegs - 
une Friedens die vertraggmäßigen Rechte und Pflichten deö Bundes von 1815 nicht be= 
einträchtigen dürfe. 

Der nämlihe Gedanke fei auch in dem Zufage zu 66. 53 und 74 außgedrüdt. 

Der Abänderungsporichlag zu $. 67 folle durchaus nicht. vorgreifend fein; er fei 
nur als eine Meinungsäußerung dargeboten; jede andere Einigung ber Bundesglieder 
über die Zufammenfegung der Eurien, auch unter Beibehaltung der Gurienzahl des 
urfprünglichen Entwurfs, werde Preußen genehm fein, fo wie e8 auch ben Befchluffe 
nicht entgegen fein werde, den Paragraphen ganz unverändert, und aljo die Stelle für 
bie vorlänfig nicht eintretenden deutſchen Staaten einftmeilen offen zu laffen. Der Vor- 
ſitzende perfönlich würde dem leßteren fogar ven Vorzug geben. 

Bei 5. 85 beſtehe der Abänverungd-Vorfchlag lediglich in Weglaffung der Namen 
derjenigen Staaten, welche dem Bunde für jetzt nicht beitreten zu wollen erklärt haben; 
das Verhältnig der Stimmen zur gefammten Seelenzahl werde dadurch nicht geändert. 
Preußen werde indeß etwaige Wünjche auf Mopiftcation auch in dieſer Beziehung mög» 
lichſt beruͤckſichtigen. 

Der Zuſatz zu F. 194 ſolle Die nachfolgende Aufnahme hinzutretender Bundesmit⸗ 
glieder erleichtern. 

Hinſichtlich der zweiten Propoſition glaubt der Vorſitzende, ſich lediglich auf das 
Mefultat der bisherigen Berathung über den Antrag des h. naſſauiſchen Bevollmächtig⸗ 
ten zurhölbeziehen zu follen. 


„ Dceteben. . 

Die dritte Propoſition ſei chen auch nur eine Propoſitien. Entſcheide die Raje⸗ 
rität für einen anderen Ort, fo werke ſich Preußen dieſer Entfcheibung fügen. 

Bei ver vierten Propofition babe Preußen es feiner Stellung unb feinem Ver⸗ 
hälmifje zum Bundegſtaate angemeflen finden müſſen, fich die Beſtellung eines ver drei 
Gommifferien zu fihern. Die Wahl der beiden übrigen Gommiflarien bleibe gemein 
ſchaftliche Angelegenheit des Verwaltungsratho. 

Auf dieſe Propoſition der k. preußiſchen Regierung erklärt ber k. fachliche Ve⸗ 
vollmachtigte, nicht in der Lage zu fein, an dedfallſigen Discuſſtonen weiteren Anke 
zu nehmen. Was die erfte Propofition im Beſonderen betzeffe, fo werde er dieſche 
zur ungefäumten Kenntnißnahme feiner Regierung bringen und ſich, nach Eingang ir 
ihm zu Theil werdenden Inftrucien, ferner ansprechen. Gine gleiche Erklärung gich 
ver f. Hannoverfche Bevollmaͤchtigte. Der gb. medlenburgefireligfche Beroimik 
tigte erflärt, daß, da feine frühere Abftimmung über den Antrag des 5. nafjauken 
Bevollmaͤchtigten auf anderen Gründen als auf denen von Sachſen und Hannover, m 
namentlich auf Zweckmaͤßigkeits⸗Rüͤckſichten berube, er, ſoviel es namentlich und zunadi 
die erſte Propofition betreffe, fich der Majorität unterwerfe, und dies zwar um fo md, 
als es ſich Inhalts diefer Propofition vorerk nur um eine, einen Beſchluß nicht nd 
oirende Annahme eined Wahltermins handle. Die aäbrigen Bevollmächtigten treten ie 
zweiten Propofition der k. preußlichen Regierung, zum Theil mit der Ueberzengu,z, 
Alte aber mit dem Wunfche bei, daß die Wahl für ven nächſten Meichätag jebenfalld u 
15. Sanuar 1850 in Vollzug trete. 

Zur vorbereitenden Berathung und demnächfligen Berichterſtatiung im Bertvalu- 
Ratbe über die erfle und vierte Propofirton foll nach übereinflimmenbem Befchkuffe jümet- 
licher Mitglieder des Verwaltungs» Mathe, die Bevollmächtigten ver ©. fächfifchen m 
hannoverſchen Megierung ausgenommen, in ber mächflen Sigung eine Commiſſion gr 
wählt werden, und bie Discujjion über biefe Propofitionen jebenfalls in 14 Tagen far 
finden. 

Die vorbehaltene Erledigung der dritten Propoſition it hiervon unabhängig. 

Die heutige Berathung des Verwaltungs -Maths über die von der E. preufide 
Regierung zum Zwecke der Einberufung des naͤchſten Heichötage® gemachten Prorei 
tionen fchließt mit dem Refultat: 

Mit Ausnahme des k. füchfiichen und hannoverſchen Bevoffimächtigten haben bie jimmr- 
lichen Bevollmächtigten der auf Grund des Vertrages vom 26. Mai c. verbünien 
Regierungen fich zu folgender Feſtſtellung vereinigt: 

1) Der 15. Januar 1850 ift als derjenige Tag angenommen, an welchem bie de 
meine Wahl der Abgeorbneten zum Volkahauſe für den nächften Reichstag, wi 
einem von dem DBenwaltungsratbe vorher zu beſchließenden gemeinfchaftlichen Ans 
ſchreiben berfelben, in dem ganzen Bereich der verbündeten Etaaten flattfinten rin, 

2°) die betreffenden Megierungen werden von ihren fie bier vertretenden Merolimihe 
tigten erfucht werden, die Landesbehörden mit Anwelfung zu verfehen, die benäthip 
ten Morarbeiten fofort in Angriff zu nehmen und möglidfte Vorkehr zu tree, 
damit demnaͤchſt dad Ausichreiben der Wahlen beſchloffen und ver Wahlternu 
ſelbſt eingehalten werben kann. 

Ueberſicht 
der Abanderungsvorſchläge der E. preußiſchen Regierung zu dem Eut⸗ 
wurfe der Verfaffung des beutfchen Reichs (nebft Wahlgeſetz⸗Entwurf) 
A. Nomenclatur. 
Bisherige Faſſung. Abanderung. 
1) Red abgeändert in Bundesflaat ober Berein (in Zufammm- 
fegung fällt —*— ober Reich oft fort) 3 ®. 
gefeglip, ſtatt reichsgeſeglich 
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2) Reichafrieden abgekubert in imeren Frieden. 

3) Reichstag .« = Parlament (beutiches Barlament). 

4) nicht beutfche ⸗ s fremde ober: nicht zum Bundedſtaat ge⸗ 
hörige. 


5) die deutſchen ober deutſch cr. = ⸗ bie Angehörigen des deutſchen Bundesſtaates 
(deutſch ac. fällt als Adjectiv auch oft fort) 
6) deutſche Fluſſe ⸗ ⸗ den Bundesflaat durchſtroͤmende Flüſſe ıc. 
(Die Namen⸗Abaͤnderungen find auf bie vorſtehende Weiſe in allen Paragraphen durch⸗ 
geführt). 


B. Materielle Abänderungen. 


Dergleichen Abänderungen find in den nachſtehend aufgeführten Daragsaphen ent- 

halten, und zwar: 
$ 1. 

Der deutſche Vundesſtaat beſteht aus dem Gebiete derjenigen Staaten des beutfchen 
Bunde, welche die gegenwärtige Berfaflung anerkennen. 

Die Feſtſetzung feines Werhältniffes zu den demſelben nicht Beitzetenben deutfchen 
Staaten bleibt gegenfeltiger Berfländigung vorbehalten. Wis dahin, daß foldhe erfolgt 
fein wird, werben die Vereinsſtaaten ald eine politifche Geſammtheit in ben beftebenven 
deutfchen Bunde alle diejenigen Rechte ausüben und alle diejenigen Pflichten erfüllen, . 
welche fämmtlichen Mitglienern des Bundesſtaats als einzelnen bisher zuflanden und 
ablagen. 

$. 6. 

Die Vereinsgewalt übt dem Auslande und den nicht zum Bundesſtaat gehörigen 
deutfchen Staaten gegenüber die völßerrechtliche Vertretung des Bundesſtaats ımd feiner 
einzelnen Glieder auß. 

Die Vereindgewalt ſtellt Die Geſandten und die Eonfuln an. Sie führt ben diplo⸗ 
matiihen Verkehr, fließt die Buͤndniſſe und Verträge mit dem Auslanve, namentlich 
auch die Handels⸗ und Schifffahrtd- Verträge, fo wie bie Auslieferungs- Verträge ab. 
Sie oronet alle voͤlkerrechtchtlichen Maßregeln an. 

6, 10. 

Der Vereinsgewalt ausſchließlich ſteht das Recht des Krieges und Friedens zu; ſie 
übt daſſelbe mit Beachtung der für den Bund von 1815 giltigen vertragsmäßigen Nor⸗ 
men aus. 

$. 17. 

Die Beſetzung der Beflögaberfellen und die Ernennung der Offiziere in ben einzel⸗ 
nen Gontingenten bis zu ben, dieſen Gontingenten entiprechennen Graben ift ven betreffenden 
Regierungen überlafien; nur mo die Contingente zweier oder mehrerer Staaten zu grö- 
Seren Ganzen combintıt find, ernennt bie Vereindgewalt unmittelbar die Befehlähaber die⸗ 
fer Gorps, infofern deren Grab nicht innerhalb der Ernennungs⸗Befugniß einer der be⸗ 
theiligten Regierungen liegt. 

Yür den Krieg ernennt die Vereinsgewalt die commandirenden Generale der auf ben 
verſchiedenen Kriegötbeateru operirenden felbfiftändigen Corps, unter Berüͤckſichtigung der 
Bundes⸗Kriegs⸗Verfaſſung. 

6. 53. 

Die Maßregeln, welche von der Vereinsgewalt zur Wahrnng des Inneren Friedens 
ergriffen werden koͤnnen, find: 1) Erlaſſe, 2) Abſendung von Conmiſſarien, 3) die in 
der Gefehgebung des Bundes von I815 vorgezeichneten Wege bis zur Anwendung ber 
bewaffneten Macht. 

Ein Vereinsgeſed wird die Grunpfäge beſtimmen, nach welchen bie durch ſolche 
Mafregeln veranlaßten Koſten zu tragen find. 
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6. 67. 

Das Fürften- Collegium beſteht aus fünf Stimmen, und zwar: I. Breußen, 1. Sat- 
fen, die fächfiichen Herzogthümer, Reuß, Anhalt, Schwarzburg. 11T. Hanwoner, Braun- 
ſchweig, Oldenburg, Mecklenburg, Holſtein, die Hanfeftänte, IV. Baden, Großherzogthun 
Geſſen, beide Hohenzollern, V. Kurheſſen, Naſſau, Luxemburg, Waldeck, Lippe⸗Detmold, 

Schaumburg⸗ Lippe, Frankfurt. 

Die Staaten, welche einen gemeinſchftlichen Bevollmächtigten zum Fürften-Gollegien 
beftellen, haben fich tiber deſſen Wahl zu verfländigen; für den Ball ver Nichtverflämi- 
gung wird ein Vereinsgeſetz die Mitwirkung der Betheiligten beftimmen. 

g. 72. 


Der Vereinsvorſtand erflärt Krieg und Schließt Frieden, mit Beachtung ver wurd 


|: We Geſetzgebung des Bundes von 1815 feftgeftellten Normen. 


6. 85. 

Bei dem dermaligen Umfange des Bundesſtaates vertheilt fich die Zahl der M⸗ 
glieder des Staatenhaufes nach folgendem Verhältniß: Preußen 40, Sachſen 12, Gum» 
ver 12, Baden 10, Kurheſſen 7, Großherzogthum Heſſen 7, Holftein 6, Medlentun: 
Schwerin A, Zuremburg- Limburg 3, Nafſau A, Braunfchweig 2, Oldenburg 2, &s& 
fen- Weimar 2 Mitgliever, Sachſen⸗Coburg⸗Gotha 1, Sadyfen- Meiningen-Hibkır 
haufen 1, Sadfen- Altenburg 1, Medienburg- Strelig 1, Anhalt⸗Deßau 1, Anbei 
Bernburg 1, Anbalt-Cöthen I, Schwarzburg- Sonderöhaufen I, Schwarzburg- Rute 
fladt 1, Hohenzollern⸗ Hechingen 1, Hohenzollern» Sigmaringen 1, Walde 1, Rai 
ältere Linie 1, Neuß jüngere Linie I, Schaumburg-Lippe 1, Lippe» Detmolb 1, kae 
burg 1, Lübeck 1, Frankfurt I, Bremen 1 Mitglied, Hamburg 2 Mitglieber, 133 Rr 
glieder. 

6. 130. 

Jeder Angehörige veffelben hat das Vereinsbürgerrecht. Die ihm kraft befim » 
ſtehenden Rechte kann ex in jedem Lande im ganzen Umfange des Bundegſtaates ar* 
üben. Leber das Recht, zum Parlamente zu wählen, verfügt das DVereinsiwahlgeic- 

$. 132. 

Kein Vereinsſtaat darf zwiſchen feinen Angehörigen und denen anderer Perrindiar 
ten einen Unterſchied im bürgerlichen, peinlichen und Proceß- Mechte machen, welchet die 
legteren ald Ausländer zurüdiegt. 

8. 194. 

Abänderungen in der Verfaſſung ded Bundesftaates koͤnnen nur durch einen ir 
fchluß beider Häufer und mit Zuflimmung fomohl des Vereinsvorſtandes als dei Fir 
ten» Eollegiums erfolgen. 

Zu einem folhen Beſchluß bevarf es in jedem ber beiten Häuſer: 1) Ter ir 
weſenheit von wenigſtens zwei Dritteln der Mitgliever; 2) zweier Abftimmuugen, w* 
fchen welchen ein Zeitraum kon menigftend acht Tagen liegen muß; 3) einer Grimm 
mehrheit von wenigften® zwei Dritteln der ammefenden Mitglieder bei jeder der Kia 
Abſtimmungen. 

Der Beitritt eines deutſchen Landes zu den WBunbesflante iſt nicht ala Abande 
rung der Verfaffung zu betrachten. 

Berner im Wahlgefed- Entwurf. 
6.1. 

Wähler iſt jeder felbftftäudige unbefchoftene Deutfche in dem Geblete der Vereu⸗⸗ 

ftaaten, welcher dad 2öfte Lebensjahr zurackotlegt hat. 


Waͤhlbar zum Abgeordneten des u hauſer iſt jeder unbeſcholtene Deutſche im 
Umfange des Bundegſtaats, welcher das 3Oſte Lebensjahr zurückgelegt, und ſeit mist" 
ſtens drei Jahren einem Vereinsſtaate angehoͤrt hat. 
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Bollziehung der Ratificationg » Urfunbe über den Beitritt S. D. des Fürften von 
Schaumburgstippe zu dem Berliner Bünbniffe. 


Die preußifhe erfle Kammer nimmt $. 99 mit folgenden Mobificationen an: 
„Steuern und Abgaben für die Staatskaſſe dürfen nur erhoben werden, foweit 
fie in den Staatehaushalts» Etat aufgenommen, ober durch beſondere Gejege 
angeorbnet find, oder auf Staatöverträgen beruhen.” Sie beſchließt 
ferner mit 84 gegen 57 Stimmen, den Satztheil des $. 108: „Die beftehenven 
Steuern und Abgaben werden forterhoben, bis fie durch ein Geſetz abgeändert 
werden,’ (5.26. September) an feiner jegigen Stelle unverändert aufrecht zu 
erhalten. Gegen diefen Beichluß erklärten ſich die geweſenen Minifter v. Aners- 
wald, Samphaufen, Gierke, Hanfemann, Kiefer, Milde, von diis minorum 
gentium, welche im Staatedienfte ftanden oder noch fiehen: v. Bernuth, Kühne, 
v. Oppen, Pinder, v. Rönne, Scheller, Wallach, v. Wittgenflein, und von 
Profefloren: Dahlmann, Burmeifter. 

9. | Feierliche Enthüllung des Denkmals für König Friedrich Wilhelm III. im Thier⸗ 
garten bei Berlin. (S. 3. Auguft.) 

d. | Minifter v. d. Pfordten beantwortet in der baterifchen zweiten Kammer bie Inter⸗ 
pellation (S. 13. October) wegen ber von Preußen beanfpruchten Entſchadi⸗ 
gung für die Koſten des Feldzuges in der Rheinpfalz. 

Am 14. September hat das baierſche Finanzminiſterium ein Schreiben an das k. 
preußiſche Finanzminiſterium erlaſſen und darin Folgendes in Weſentlichem geſagt: Da nach 
dem von dem Centralbürau des Zollvereins im Auguſt vorgelegten Vertheilungsplane zu der 
proviſoriſchen Zollabrechnung für das I. Semeſter 1849 Baiern aus k. preußiſchen Kaſ⸗ 
fen 265,100 Thaler zu empfangen babe, fo ſei, wie früher, die k. baierſche Central⸗ 
Zollkaſſe beauftragt worden, über diefe Summe eine auf die €. preußifche Staatöfaffe 
lautende Quittung auözuflellen, und durch den in Verlin antvefenden k. Oberzollvath 
Meirner gegen dieſe Quittung jene Summe in Empfang zu nehmen. Als der k. Ober⸗ 
zollrath Meirner in Berlin die Zahlung gegen Quittung erheben wollte, wurben unter 
Bezugnahme auf Gegenforderungen in Baiern megen ver Hülfeleiftung in der Pfalz An⸗ 
fände erhoben, gegen welche er fofort durch ein am 1. Oktober an das k. preußifche 
Finanzminifterium gerichtete Schreiben ſich geäußert bat. Auch die F. Geſandtſchaft in 
Berlin, der er mündliche Mittheilung machte, hat die betreffenden Schritte gethan. Die 
preußifchen Minifterien erflärten hierauf, fie wünjchten, daß biefe Angelegenheit als eine 
reine Zollvereindfache, dem Herfommen gemäß durch unmittelbare Gorrefpondenz zwiſchen 
den betreffenden Miniſterien geregelt were. Es iſt befannt, daß die Zollvereind-Angele- 
genheiten nicht durch Die Geſandtſchaften behandelt werben, jonden durch directe Corre⸗ 
ſpondenz der betreffenden Minifterin. Dengemäß richtete der E. preußifche Finanzmini⸗ 
fir am 3. October ein Schreiben an das F. baieriſche Handelöminifterium, was er ala 
Grivieverung auf das Schreiben des baterifchen Finanzminiſteriums bezeichnete. In dies 
fem preußifchen Schreiben if im Weientlichen Folgendes gejagt: Die Koften, welche 
für die preuß. Staatskaſſe für Mobilmahung und Unterhaltung der zur Wiepereroberung 
der baierifchen Rheinpfalz und Herftellung ver gefelichen Zuſtaͤnde daſelbſt verwendeten 
Truppen erwachfen feien, belaufen fih wet höher als das fragliche Guthaben der baieri⸗ 
fhen Regierung an Preußen. Diefed Guthaben beträgt 265,100 Thaler, alfo zwiſchen 
A— 500,000 Sulvden. Unter dem Vorbehalt der mit möglichfter Befchleunigung zu ma⸗ 
chenden Mittheilungen über bie Höhe des preußifchen Koftenaufwandes, habe man fich 
erlaubt, fragliche 265,100 Thaler als Abſchlagszahlung anzufehen, und demgemaͤß ber 
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ten. Die Abfendung von Truppen aus ben biefleitigen Lunteiheiien zurte sowas n.c- 

beichloften, weil man der lleberzeugung war, bie eben bexidnedie Azzchl E Zremer 4 

der Pfalz fei ausreichend, die geſetzliche Orbnung zu erhalten, um io mehr, £4 = 2. 
gierung von allen Seiten verfichert wurde, die Bewegung in ter Bias zerr: ver 1 
feglichen Character nicht verlaffen. Die Pfälzer hielten ja ſtreng an Geies zrr As. 
nnd würden feinen ungefelichen Weg einfchlagen. Borjorglich wurbe fero ber i. > 
bollmächtigte in Frankfurt angewieſen, ſobald es die Oberbehörten in ter Biel; iz 
für nöthig erachten follten — ich bitte hier zu beachten, daß bie Gorreipontenz zen Ezexer 
nach Frankfurt fchneller war, ald nad München, daß aljo etwaige Gefahren in Arart. 
furt eber befannt wurden als hier — beim Heichöminifterium, oder wenn vieles die A 
berufung des Commiſſaärs Eifenftnd nicht zugeftehen follte, dann in dieſem Falle beimn 
Ober-Präfivium der Rhein«- Provinz um Hülfeleiftung durch preußifche Truppen nakız- 
fuchen. Hiervon wurbe am 11. Mai die k. Geſandtſchaft in Berlin in Kenntnig geiege, 
mit dem Auftrage,- die preußifche Negierung zu erfuchen, daß die Ober⸗Behoͤrde ver 
Rheinprovinz angewiefen werden möge, einem etivaigen Anſuchen um Hülfe in bezeich⸗ 
neter Weife Folge zu leiften. Diefen Auftrag hat der Gefandte zu Berlin am 14. Mai 
vollzogen. Es fand aber ein folche8 AUnfuchen um Hülfe bei ver Ober- Behörde der Rhein⸗ 
provinz gar nie ftatt, und ich erwähne die Thatfache nur darum, um damit der hoben 
Kammer ein vollſtaͤndiges Bild aller einfchlägigen Tihatfachen zu geben. Es ift alfo eine 
foldye Requiſition, mie fie dort eventuell bezeichnet war, bei der Ober-Behörbe der preu= 
Bifchen Rheinprovinz, und überhaupt bei einer preußifcheu Behoͤrde nie geftellt worden. 
Das Reichsminiſterium ging bekanntlich auf den Antrag der baierifchen Regierung ein, 
und rief den Commiſſaͤr Eifenftud aus der Pfalz ab. Es war alfo Hierdurch ſchon der 
Ball, für den die Requifition bei der Ober⸗Behoͤrde der Rheinprovinz in Außficht ge⸗ 
ftellt war, gar nicht eingetreten. Das Staatd-Minifterium widerrieth aber zugleich vie 
Abfendung baieriſcher Truppen nach der Pfalz. Es glaubte dadurch die Aufregung zu 
vermehren, und hielt es nicht für rathſam, aus den diefjeitigen Lanvestheilen Truppen 
in die Pfalz zu fehiden. Da inzwiichen in der Pfalz immer beutlicher doch der Weg 
bes Geſetzes verlaflen und der der evolution betreten wurbe, fo beauftragte die Megie- 
rung am 22. Mai den Bevollmächtigten in Frankfurt, die Gentralgemalt ungefäumt an- 
zugeben, damit fie die nöthigen Maßregeln zum Schuße, namentlich der Bundesfeftung 
Landau, ergreife und zuverläffige Neichötruppen, ald welche man bauptjächlich die preu⸗ 
Bifchen betrachten zu koͤnnen glaubte, in die Pfalz ſende. Zugleich wurde wieberholt bes 
antragt, daß das im Reichsdienſte ftehende 3. IAger- Bataillon aus den Reichädienfte 
entlaffen und in die Pfalz beorbert werde. — Diefem Antrage wurde leider, fo oft er 
auch wieberholt wurde, nicht entfprochen, und dieſe ausgezeichneten, in jeder Beziehung 
zuverläffigen Truppen, deren rechizeitiged Cintreffen in der Pfalz von großem Einfluffe 
geivefen wäre, blieben der Dispofition der baierifchen Megierung entzogen, die pflichtge- 
treu fich nicht ermächtigt hielt, ohne Zuſtimmung des Neichöminifteriumd fie aus dem 
Neichödienfte abzuberufen. — Ebenfo erflärte das Neichöminifterium bezüglich der erften 
Aufforderung vom 27. Mai, daß es Feine Reichötruppen zur Verfügung habe, daß alfo 
von Seiten des Reichsminiſteriums für die Pfalz und Landau nichts gefchehen könne. — 
Es ift befannt, daß in jener Zeit fich die Frage über die Anerkennung der Gentralges 
walt durch die preußifche Megierung verneinend entfchieden hatte. Inzwifchen war nun 

in der Pfalz eine fogenannte proviſoriſche Megierung eingefeht worden, und nun Eonnte 
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vallerie und 24 Gefchügen, zufanımen gegen 11,000 Dann beftehen, und durch den Ge⸗ 
nerals Lieutenant Fürſten Taris befehligt werden. Die Truppen ſtehen bei Nürnberg 
concentrirt und Tönnen von dort aus fofort abmarfchiren. Der Befehl an den Fürſten 
ift unter dem Iften d. aus München abgegangen, und in 10 bis 12 Tagen müſſen bie 
Truppen in der Rheinpfalz fein. Die Marfehroute wird über Afchaffenburg, Darmftabt, 
Oppenheim und Wormd gehn, und ber Rheinübergang bei den legtgenannten Orten, 
vornehmlich aber bei Oppenheim flattfinden. Sehr erwünfcht wurbe e8 nach folcher Be⸗ 
fchlußnahme für „bie k. baieriſche Regierung fein, wenn k. preußifcherfeitö dieſe Expe⸗ 
dition, welche den doppelten Zweck hat, den Aufruhr in der Rheinpfalz niederzuſchlagen 
und bie Feſtungen Landau und Germersheim wieder vollſtaͤndig ſicher zu ſtellen, unterſtützt 
werden wollte, und zwar auf ſolche Weiſe, daß 1) von Mainz aus Vorſorge getroffen 
werde, daß der Ahein-lichergangd-Punkt Oppenheim rechtzeitig und vollkommen gefichert 
erhalten werde; 2) einige Bätnillond preußifcher Truppen die Beſtimmung erhielten, ſich 
an der Erpebition nach der Pfalz zu betheiligen, und Landau gemeinfchaftlich zu beſetzen; 
3) der eommandirende General der preußifchen Truppen am Oberrhein den Befehl er⸗ 
halten möchte, fich mit dem Fürften Taris in genaued Benehmen zu fegen und gemein- 
Ihaftlih mit demſelben zu handeln, wie ver gleichmäßige Auftrag auch k. baterierifcher- 
feitö an den Fürſten Taxis bereitd ergangen if. Damit nun einem ſolchen Anfinnen 
auf geeignete Weife entfprochen werben Tönne, erlaubt fich der Linterzeichnete mitteift ge 
genwärtigen Erlaffes die E. preußifche Megierung um die bundesfreundliche Mitwirkung 
Preußens bei den gegen die Mheinpfalz nöthigen Militair-Operationen förmlich anzuger 
ben, und ſolche Mitwirkung, ald auf gemeinfamen Interefin und Gefahren beruhend, 
bor der Hand in Gewährung ber drei oben bezeichneten Punkte zu präcifiren.” 

Nun kommt eine Stelle, weldhe ver Geſandte hinzugefügt hat aus den Gründen, 
welche ich fogleich angeben werde. Die Note fährt nämlich fort: 

„Dabei iſt aber der Linterzeichnete auf keine Weife gemeint, auf die in Folge bun⸗ 
desmaͤßiger Nequifition möglicherweife eingeleiteten diesſeitigen Dispofitionen ſtoͤrend ein⸗ 
wirken zu wollen. Ie früher e8 möglich fein wird, der Bundesfeſtung Landau Hülfe zu 
gewähren, und dem Aufruhr in der Pfalz ein Ziel zu fegen, je mehr wird ſolches den 
gemeinfchaftlichen Interefien entſprechen und von Baiern gebührend anerkannt werben.” 

Die Erflärung diefer Stelle, welche nicht in ver biefigen Depefche enthalten ift, ſon⸗ 
dern von dem Geſandten beigefügt wurde, liegt in Folgendem: Es wurde ihm, ald er 
zuerft von dem erhaltenen Auftrage Mittheilung machte, erwiedert, es ſei bereitd von 
Frankfurt, von der Central⸗Gewalt eine umfaflende Nequifition an die preußifche Regie⸗ 
rung eingegangen und in Folge diefer und überhaupt im Zufanımenhange mit den durch 
die Nequifition Badens nothwendigen Militair-Operationen feien bereits umfaſſende An⸗ 
orpnungen und Aufträge getroffen, die man nicht mehr wohl rüdgängig machen Fönne. 
Mit Nüdficht hierauf nahın der Gefandte die Stelle auf: „Dabei ift aber der Unter- 
zeichnete auf Feine Weife gemeint, auf die in Folge bundesmäßiger Requifition mögli= 
cher Weife bereitö eingeleiteten vieffeitigen Dispofitionen flörend einwirken zu wollen.” 

Der Schluß der Note lautet: 

„In diefer Beziehung glaubt der Iinterzeichnete auch noch die Andeutung hinzufü- 
gen zu follen, daß der Regierungs⸗Praͤfident ver Ahein- Pfalz von Alwens, fich nach 
Germersheim zurücdgezogen bat, und daß es zweckdienlich fein würde, wenn alle nicht 
militairiſchen Mafregeln mit diefem höheren Staatöbiener eingeleitet würben. Indem ır. 
Berlin, 4. Juni 1849. (gez) Lerchenfeld. Sr. Erxcellenz dem k. preußifchen Minifter 
Präfiventen Grafen von Brandenburg.“ 

Diefes ift alfo die Note, in welcher die einzige von Baiern an Preußen ergangene 
Nequifition enthalten if. Am 8. Juni erhielt dad Minifterlum des Auswärtigen ben 
Bericht des Geſandten, mit welchem er feine Note in Abſchrift vorlegte, und die eben 
erwähnte Erläuterung der fraglichen Stelle Hinzufügte. Zugleich erhielt an biefem Tage 
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Hatte nämlich in jener Note des baierifchen Geſandten geheißen: „Dabei iſt jedoch der 
Unterzeichnete auf Teine Weife gemeint, auf die in Folge bundesmäßiger Requifition 
moͤglicherweiſe bereits eingeleiteten biefjeitigen Dispofitionen flörend einwirken zu wollen.‘ 
„Das befchleunigte Voträden, fo fährt die preußifche Note fort, „ver k. baterifchen 
Zruppen iſt der k. Megierung eine um fo willlommenere Nachricht geweſen, als dadurch 
bie Ausficht geboten wird, die preußifchen auf dem linken Rheinufer für die Operatio⸗ 
nen gegen die Pfalz verwendeten Truppen, bald auch zu den gegen Baden auf dem rech⸗ 
ten Ufer zu treffenden Maßregeln beranziehen zu koͤnnen. Ueberhaupt wird die Möglich> 
feit ind Auge gefaßt werden müflen, daß bie Operationen durch eine Erhebung in Würs- 
temiberg, welche von vielen Seiten befürchtet wird, noch eine größere Ausdehnung erfor- 
dern bürften, und man betrachtete daher die Sendung des Generald von der Mark nad) 
Berlin ald eine erwünfchte Gelegenheit, mit demfelben einen gemeinfamen umfafienden 
Operationd- Plan verabseven zu können. Dem bieffeitigen Gommandirenden, General 
von Hirfchfeld, wird jedenfall® dem ausgebrüdten Wunfche gemäß die Weifung zugeben, 
fih mit dem Fürſten Taris in genaues Benehmen zu feßen. Der Unterzeichnete hatte 
zugleich; mit dem Auftrage, Sr. Excellenz dem k. baieriſchen Staatöminifter des k. Hau⸗ 
ſes und des Aeußeren, Herm Dr. von der Pfordten, vorſtehende Mitteilung zu machen, 
auch den Befehl erhalten, das Geſuch daran zu knüpfen, dag die k. baierljche Regierung 
ihrerfeitö einen Civil-Gommiffarius für die betreffenden k. baierifchen Landeötheile. ernen- 
nen und mit den nöthigen Bollmachten abfenden wolle, um fowohl für die Verpflegung 
der Truppen bie nöthigen Verabredungen und Einrichtungen zu treffen, als auch bie 
Wiedereinführung der gejeglichen Orbunng im Namen ©r. Majeftät des Königs von 
Baiern, nad) Maßgabe des Vorſchreitens der militairifchen Operationen, zu bewirken. 
Nachdem indeß durch die fpätere Note des Grafen von Lerchenfelo zur Kenntniß ber 
k. Regierung gelangt ift, daß der Megierungs-Präfivent von Alwens ſich nach Germers⸗ 
beim zurüdgezogen habe, und daß es zweckdienlich fein werde, wenn alle nicht militairi» 
ſchen Maßregeln mit viefem Höheren Staatöpiener eingeleitet würben, fo glaubte derſelbe 
borausfegen zu dürfen, daß diek. baieriiche Regierung ven gebachten Präfidenten mit 
ben binreichenden Bollmachten verfehen hat oder noch. verfehen wird, und Hat daher ven 
Befehlshaber ver k. Truppen angewiefen, fich zunächſt und fo lange ihm nicht ander- 
weitige Befehle zugehen, mit demſelben für die einfchlagenden Maßregeln in Verbindung 
zu jegen. München den 8. Juni 1849. Sr. Excellenz dem E. baieriſchen Staatömini- 
fler des k. Hauſes und des Aeußeren, Gern Dr. von der Pforbten.” 

Inzwifchen Hatte die Regierung am 7. Juni aus Frankfurt die Anzeige erhalten, 
daß die preußifchen Truppen Befehl erhalten, in die Pfalz einzurüden. Noch an den 
felben Tage wurde ver k. Bevollmächtigte zu Frankfurt fowohl als der Gefandte zu Ber⸗ 
lin angewiefen, dahin zu wirken, daß die preußifchen Truppen nicht vor dem baieriſchen 
Corps in die Pfalz einrüdten. Diefe Welfung wurde der Geſandtſchaft zu Berlin am 
8. Juni unter Bezugnahme auf die Note der preußifchen Gefandtfchaft mit dem Bemer⸗ 
ten wiederholt, die Mequifition vom 1. Juni babe nur den Grund gehabt, offen darzu⸗ 
legen, daß Preußen und Baiern in Bekämpfung der Anarchie einig feien, und deshalb 
fei die gemeinfchaftliche Beſetzung der Feſtung Lantau borgefchlagen worden, während 
die Pacification der Pfalz ald Aufgabe ver k. Truppen betrachtet werde. In dieſem 
ſchrieb auch der k. Bevollmächtigte zu Frankfurt am 10. Juni an ben k. preußifchen Bes 
vollmächtigten, und ſchon am 9. Juni an den preußifchen Generallieutenant von Hirfch- 
feld; in demſelben Sinne äußerte fih der k. Geſandte zu Berlin, und ber dort anweſende 
General von der Mark am 11. Juni gegen das preußifche Minifterium; in demſelben 
Sinne that die hieſige preußifche Geſandtſchaft unmittelbar in Frankfurt Schritte. In 
Berlin erklärte man jedoch, vie bereitö getroffenen Anoronungen nicht mehr ändern zu 
Fönnen, und berief fich namentlich auf die Nothwendigkeit ver militairifchen Operationen. 
Ehenfo ſchrieb der Generallieutenant Hirſchfeld am 13. Juni an den k. Bevollmaͤchtigten 
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zu Frankfurt: feine Inftructionen verpflichteten ihn, fofort vorzurüden. Er rüdte um 
14. Juni zu Kaiferölautern ein, und am 16. Juui ging das balerifche Corps bei Oypen 
heim über ven Mhein. Dieſes find die Thatfachen bis zum Einrüden in vie Pialz: mad 
nachher geſchah, ift Ihnen ohnehin bekannt. Die preußifchen Truppen find in wenigen 
Tagen, ohne eigentlichen Widerſtand zu finden, durch die Pfalz gezogen, und ver Rüde 
ihrer Operationen ihnen dann gedeckt worden durch die Belegung ber Pfalz nicht biet, 
fondern auch Mannheims durch baterifche Truppen. Ich erinnere nur daran, daß an 
den von babifcher Seite an ben Fürſten von Thurn und Taris gerichteten Wunit, 
während ber Operationen der Preußen und Neichötruppen in Baden Mannheim turd 
baierifche Truppen befebt gehalten wurde. Nach viefer vollftänvigen Darlegung de 
irgend tie bier einfchlagenden Thatfachen wird die hohe Kammer in den Stand zeig: 
fein, zu beurtbeilen, inwieweit eine Mequifition von Seite der baterifchen Hegierm; 
an die k. preußifche Megierung ergangen iſt, und wie weit die fpäteren Operationen, ı 
Berlin felbft, ald Folge jener Nequifition aufgefaßt worden find und werben Tom. 
Soll ich das Reſultat diefer etwas ausführlichen Darftellung noch Furz zufammenjape, 
fo ift es lediglich dieſes. Die baierifche Neglerung hat von der preußifchen Regierm; 
feine andere Mitwirkung erbeten, als Feſthalten des Rheinübergangs bei Oppenbeiz 
und für die baierifche Operation Betheiligung einiger preußifchen Bataillone zum Id 
ver gemeinfchaftlichen Befeßung der Bundesfeftung Landau. Die Motive hierfür, jez 
ih meinen, find ganz flar. Die Requiſition fällt gerade in jene Tage bed Mai m 
Juni, wo über die DVerfaffungsfrage Meinungdverfchienenheiten zwifchen Preußen ım 
Baiern offenkundig wurben, und e8 Fam nun nach der Ueberzeugung und Beurthelug 
der baierifchen Regierung barauf an, eben fo offen darzuthun, daß in Erfüllung x 
YBunbespflichten, in der Herftellung der Ordnung, in Belämpfung der Mevolurion, u 
der Sicherftellung der veutfchen Grenze, Preußen und Baiern volllommen einig fan. 
Es liegt ferner wenn e8 auch in der Depeiche aus Gründen nicht weiter ausgeſptocha 
wurde, barinnen bie Erinnerung an jenen Borgang, wo ein preußifches Bataillon tet 
den Thoren von Landau durch den Neichd-Commiffär zurüdgetviefen wurde. Ich alauke. 
ed ift leicht zu fühlen, warun das baterifche Minifterium verlangte, e8 möchten prufr 
fhe Truppen gemeinfchaftlich mit baierifchen die Bundesfeſtung Landau beſetzen. Rebe 
dieſer baierifchen gewig ganz befchränften Mequifition ftebt nun jene, in vollfläntige 
Baflung der baierifchen Regierung nicht zugefommene Aufforderung des Meichöminite 
riums an die preußifche Regierung, melche, wie fie aus der preußifchen Note erfehen hata, 
bon der preußijchen Negierung ihren Operation borzugäweife zu Grunde gelegt wit 

Es wird dann außer diefer Nequifition von Preußen ferner geltend gemacht, vie Tr 

wendigkeit der militairifchen Operationen gegen Baden von Seiten ver Pfalz her. & 

ift nun nur noch übrig den legten Punft der Interpellation Ind Auge zu fallen, | 

ettvanige Zuficherung wegen der Koften. Es geht aus- jener Mittheilung berter, dij 

Zuficherungen wegen der Koften von Seiten der preußifchen Regierung nicht geferm 
und von Seiten der baieriſchen Negierung nicht gemacht worden find. Der Koftenpunkt 
ift in gar Feiner Weile berührt worden. 


19. | Anderweite Eingabe der Deputirten des ritterfchaftlichen Convents an den Gref 
herzog von Medlenburg- Schwerin. (S. 9. 10. 15. Octbr.) „Zu unferem tik: 
ſten Schmerze haben wir, unterthänigft unterzeichnete Deputirte des zu Rofted 
gehabten ritterfchaftlihen Sonvents, aus dem Inhalt von Nr. 38 des officiellen 
Wochenblattes dieſes Jahres erfehen, dag Em. Königliche Hoheit die bittente 
Stimme der treugehorfamen Ritterfchaft für nichts geachtet Haben, und daß 
E. K. H., unmittelbar, nachdem die Ritterfchaft einen Proteſt gegen die Rechts⸗ 
giltigfeit des von E. K. H. Commiffarien mit der geweſenen Abgeordneten 
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Verſammlung in Schwerin vereinbarten Staatsgrundgeſetzes erhoben, und nad)» 
bem wir von €. 8. H. Thron mit unferen Bitten und Borftellungen ungehört 
zurüdgewiefen, Namens ber treugeborfamften NRitterfchaft auf Eröffnung des 
Rechtsweges unterthänigft angetragen, der in ber Patent- Verordnung vom 
28. November 1817 gegebenen Zuficherung zumider, die Streitfrage nicht zur 
rechtlichen Entfcheidung gebracht, fondern ohne Weiteres mit Publication des 
als rechtsungiltig angefochtenen Staatsgrundgefeged vorgegangen find. Die 
Ihwer auf dem Lande Yaftenden Verhältniffe geflatten und nur noch wenige 
Zage, die aus unferem Mandate folgenden weiteren Schritte auszufegen. Geht 
und bis dahin nicht nachträglich ein gewieriger Beicheid zu auf unfere Vorſtel⸗ 
Yung vom 9. October, fo haben €. 8. H. die treugehorfamfte Ritterfchaft auf 
einen Weg gedrängt, den nur die traurigfte Nothwendigkeit zu befchreiten fie 
zwingen fonnte, und die Nitterfchaft wird da Hülfe gegen die Maßregeln ihres 
Landesherrn nachfuchen müffen, wo auf Antrag & K. H. Borfahren felbft der 
Inhalt der Patent» VBerorbnung vom 28. November 1817 garantirt if. 

Bor Allem aber müſſen wir, unter unterthänigfter Bezugnahme auf den 
unter dem 9. October miteingereichten fivemirten Extraft des Convents = Protokolle 
und den nachgereichten Committentens Bericht, Namens der treugehorfamften 
Ritterichaft nochmals ausbrüdtichen Proteft dahin einlegen: 

daß die treugehorfamfte Nitterfchaft das unter dem 15. October mit einem 
Einführungsgefeg publicirte Staatögrundgefeg für das Großherzogthum Mecklen⸗ 
burg- Schwerin, de dato den 10. October, als rechtögiltig nicht anerfennen 
fönne, und eben fo die von E. K. H. unter demſelben Datum ausgeſprochene 
Aufhebung der Landflände und fländifchen Eorporationen als rechtswidrig an⸗ 
fehen muß, daher wir überall bie Rechte der treugehorſamſten Ritterſchaft ver⸗ 
wahren müſſen. 


20. | Erflärung des ſächſiſchen und bannsverfen Bevollmächtigten an den Borfigenden 
des Verwaltungsrathes. 


Die unterzeichneten Bevollmächtigten ver k. fächfifchen und k. hannoverſchen Regie⸗ 
rung fehen fih in die Nothwendigkeit verfegt, nach dem Verlaufe ver bisher flattgefun« 
denen Verhantlungen über die Beftftellung eines Termind zur Anordnung der Wahlen 
für den demnächfligen Reichstag, Folgendes zur Kenntniß des k. preußifchen Herten Be⸗ 
bollmächtigten und Vorſitzenden im Verwaltungs⸗Rathe der durch den Vertrag kom 
26. Mai 1849 verbündeten Regierungen zu bringen, und deſſen Mittheilung an ven 
Verwaltungsrath zu beantragen. 

In Feſthaltung ded Vertrages vom 26. Mai 1849 müflen die Regierungen von 
Sachſen und Hannover in dem von der k. preußiichen und der Mehrzahl der übrigen 
verbündeten Regierungen beabſichtigten Vorfchritte: „mit Beftimmung eines äußerften, 
auf den 15. Januar 1850 feftgefegten Termines zur Vornahme der Wahlen behufs des 
demnächft zu berufenven, die deutſche DBerfaffung mit den Megierungen vereinbarenden 
Reichstages, in ihren Ländern zu verfahren, und ed den nicht einverftandenen Regierungen 
zu überlafien, ob und wann fie in gleichem Maße vorfchreiten wollen,” eine dem Bünd⸗ 
niffe vom 26. Mai entgegenlaufenve, die Zwecke vefielben gefährdende und insbeſondere 
die äußere und innere Sicherheit Deutfchlands bedrohende Maßregel erbliden. Die Un- 
terzeichneten dürfen fih dabei nicht allen auf die in den Sitzungen des Vermwaltungs- 
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&. 103 bei. Ferner genehmigt fie einen Zufag: „Wenn fi bie Feſtſetzung 
des Staatshaushalte- Etats für die nächſte Etatd- Periode über den Anfang 
berfelben verzögern follte, fo bleibt der zulegt vollzogene Etat bis zu dieſer Feſt⸗ 
fegung, jedoch höchſtens zwölf Monate in Kraft. Paragraph 100 wird etwas 
mobiftcirt: „In Betreff der Steuern fünnen Bevorzugungen nit eingeführt 
werden. Die beftehende Steuer» Gefetgebung wird einer Revifion unterworfen 
und dabei, vorbehaltlih der Entſchädigungsfrage, jede Bevorzugung 
abgefchafft.” Die 8. 101, 102 unverändert angenommen, im 103ten der 
Sag: „Die allgemeine Rechnung über den Staatshaushalt jeden Jahres, ein- 
Schließlich einer Weberficht der Staatsfhulden, wird, mit den Bemerfungen 
der DOber-Rehnungsfammer zur Entlaflung der Staateregierung den 
Kammern vorgelegt,’ in der angedeuteten Weife abgeändert. 


20. | Die zweite Kammer ertheilt der Verordnung vom 9. Februar 1849 über die Er⸗ 
richtung von Gewerberäthen u. |. w. bie verfaflungsmäßige Zuftimmung. 

21. | Schreiben des hannonerfchen Bevollmächtigten an den VBorfigenden des Verwal⸗ 
tungsrathes. (Gleichlautend auch von dem F. fächfifhen Bevollmächtigten einz 
gegangen.) 

Der Unterzeichnete hat bereit8 in der letzten Situng des Verwaltungs⸗-Rathes ſich 
dahin audgejprochen, daß er bei den lediglich „die Ausführung zwifchen einer Mehrzahl 
der Bevollmächtigten getroffenen Bereinigung zur Ausfchreibung der Wahlen für einen . 
aus ihren Ländern zu berufenden Reichstag, und zur Vorbereitung eines ſolchen Reichs⸗ 
tags betreffenden Verhandlungen‘ fich nicht betheiligen Eönne. Wenn nun in der nädh- 
ften Zeit diefe Mehrzahl der Mitglieder des Verwaltungsraths fih wohl ausſchließlich 
mit dieſen Maßregeln beichäftigen wird, fo kann der Linterzeichnete es nicht für erfprieß- 
lich erachten, an den Sitzungen deffelben Theil zu nehmen, und findet fich dadurch zu- 
gleich veranlaßt, nadı Hannover zurüdzufehren. Indem verfelbe Se. Excellenz den k. preu= 
Bifhen Hrn. Benollmädhtigten als Vorſitzenden im DBerwaltungsrathe Hiervon in Kennts 
niß zu feßen fich verpflichtet hält, verbindet er damit zugleich die ganz ergebenfte Anzeige, 
daß die k. hannoverſche Gefandtfchaft am biefigen Hofe, und namentlich der interimiftifche 
Geſchäftsträger, Hr. von Steinberg, beauftragt ift, einftweilen diejenigen Dkittheilungen refp. 
anzunehmen und zu machen, zu welchen der Vertrag vom 26. Mai d. 3. Anlaß geben 
dürfte; fo wie derfelbe auch angewieſen worden ift, fofort davon Anzeige zu erflatten, 
wenn in ber Kolge wieder Verhandlungen vorfonmen follten, welche die Theilnahme des 
bannoverfchen Bevollmächtigten vertragsmäßig nothwendig machen. 


21. | Todtenfeier für die in Baden flandrechilich erfchoffenen Revolutionaire, zu Stutt- 
gart von dem demofratiihen Volksvereine begangen. 

22. | + Kriedr. v. Müller, Kanzler zu Weimar. 

22. | Die preußifche erfte Kammer beichäftigt ſich mit dem früher an die Commiſſion 
zurüd verwiefenen $..40, und beſchließt deffen zweiten Sat alfo zu faflen: 
„Aufgehoben ohne Entichädigung find die aus dem guts⸗ und fehugherrlichen 
Berbande fliegenden yerfönlichen (nicht mit dem Beſitze eines Grundſtückes in 
der Perfon des Verpflichteten in Verbindung ftehenden) Abgaben und Leiſtungen.“ 
Demnächſt erörtert fie die Paragraphen welche in der anderen Kammer eine 
mehr oder minder von der ihren abweichende Faflung erhalten haben. Diefe 
abweichende Faſſung wird bei H. A, 7, 86, 91, 92, 96, 97 angenommen, bei 
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$. 93 ebenfalls, jedoch mit Weglaffung der Worte: „wegen Geringfügigfeit 
der Strafen.’ Ueber den jenfeits beliebten Zufag zum 95ſten Paragraph: 
„Eine vorgängige Genehmigung der Behörbe darf jeboch nicht verlangt werben,” 
findet namentlihe Abftimmung ftatt, und feine Ablehnung erfolgt mit 70 gegen 
41 Stimmen. 


22.| Die zweite Kammer fchreitet zur Berathung bes Tit. V. der Berfaffung: Bon 
den Kammern. Unter ben vielen vorgefchlagenen Amenbements möchten fel 
gende wörtlich zu erwähnen fein. 


Abgeordneter Keller. 

6. 62. Die erfte Kammer befteht: 

I) aus den Prinzen des Königlichen Haufes, welche ihren Sig in der Kammer cin 
zunehmen berechtigt find, ſobald fie das 18te Lebensjahr zurüdigelegt haben; 
2) aus den Häuptern der bormald unmittelbaren deutſchen Reichsſtände (gemäß ve 
deutfchen Bundes- Akte vom 8. Juni 1815 Artikel XIV. und den Verordnungen 
vom 21. Juni 1815 und 20. Mai 1820), deren Zahl durch Eönigliche Emm 
nung aus den übrigen großen Grunpherren, mit Rüdficht auf verbältnigmäfig 
Ausgleichung der einzelnen Provinzen, auf 120 zu vermehren iſt. Dieſelben ve: 
erben ihr Recht auf ihre männlichen Defendenten nach den Regeln ver Erftye 
burt. Die Bedingungen feines Erloͤſchens beftimmt dad Geſetz. Ihr Eintritt in 

die Kammer findet bei erreichter Volljährigkeit ftatt; 

3) aus Abgeorbneten ver 2— A bedeutendſten Städte jeder Provinz, welche turd 
dad Geſetz zu bezeichnen find, und deren Magiftrate je einen aus ihrer Mitte auf 

. 6 Jahre zu wählen haben; 

4) aus einem Abgeoroneten jeder der ſechs Landed=Univerfitäten, von der Verfamm- 
lung der ordentlichen Profefforen auf 6 Jahre gewählt, ferner der Akademie tr 
Miffenfchaften, der Akademie der Künfte und der Akademie zu Münfter, chen 
fall® auf 6 Jahre gewählt. Auch anderen Anftalten für Wilfenfchaft oder Kunſt 
welche corporative Geftalt erlangen würden, Tann durch das Gefeg die Wahl eind 
Abgeorbneten zugetbeilt werben; 

5) aus den Fatholifchen Landes=Bifchöfen, und einer entſprechenden Zahl von Te: 
tretern der evangelifchen Kirche, nach näherer Beſtimmung des Gefeges; 

6) aus folgenden Würbenträgern des Militair- und Civildienftes, nämlich ten Sei» 
Marfchällen, 8 Generalen nach gefeglicher Beſtimmung, dem MPräfidenten td 
Ober» Tribunald und des Reviſions-Hofes und dem Präfiventen ver Ober: Rei 
nungd= Kammer, fo wie den Inhabern bverjenigen Aemter, mit welchen das Gr 
feg Tünftig den Sitz in der erften Kammer verbinden wird; 

7) auch Höchftens 12 Mitgliedern, welchen der König für hervorragende Verdienſte, 
in Wiffenfchaft, Kunft, Staatspienft, over durch gemerbliche Unternehmungen ra 
Begründung gemeinnügiger Anftalten erworben, ven lebenslänglichen Sig in te 
erften Kammer verleihen wirt. 

Abgeordneter v. Fod. 

6. 62. Die erfte Kammer befteht: 

1) aus den Prinzen des Königlichen Haufes, welche ihren Sitz in der Kammer ein 
zunehmen berechtigt find, fobald fie das 18te Lebensjahr zurüdgelegt haben; 

2) aus den Häuptern ber ehemals reichdunmittelbaren Familien, als Befiger ver che 
mals reichöunmittelbaren Herrfchaften; 

3) aus bis zu der Zahl von 60 vom Könige zu ernennenden erblichen Mitglievern, 
aus denjenigen Grundbefigern, melche ein Einkommen von minveftens 8000 Rthir. 
aus dem Grundbeſitz beziehen, und fo lange fie es beziehen. 
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Die ad 2 und 3 gedachten Perſonen nehmen ihren Sitz in der Kammer nach 
erlangter Großjaͤhrigkeit ein. 
4) aus 120 gewählten Mitgliedern. 

6. 63. Die durch Wahl in die erfte Kammer zu berufenden 120 Mitgliener (Art. 
. 62) werden zu einer Hälfte durch die Provinzials Vertretungen nad) Maßgabe der Be⸗ 
völferung der Provinzen, zur anderen Hälfte von den Kreis» Vertretern gewählt, bie 
ein beſonderes Gefeh zu feiten Wahlkoͤrpern vereinigt. 

Diejenigen Städte, welche keinem Kreife angehören, nehmen an ven Wahlen durch 
aus ihrer Vertretung zu erwählende Wahlmänner Theil, veren Zahl in dem Verhaͤltniß 
zu den Einwohnern jener Stäpte ſteht, wie die Zahl der Kreißvertreter ihres Wahlbes 
zirks zu der Einwohnerzahl dieſer Kreife. 

Gründe. 

1) Während die Gommiffion bereitd die Aufnahme der Prinzen des Königlichen 
Haufes in die erfte Kammer beantragt, kann den ehemals reichdunmittelbaren Fa⸗ 
milien eine Iheilnahme an der Vertretung, ohne Verlegung ihrer vertragsmäßig 
verbürgten Rechte, nicht entzogen werben. 

2) Die Bildung erblicher Stellen aus den größeren Grundbeſitzern erſcheint als eines 
der fchönften und zweckentſprechendſten Mittel, der erften Kammer ein confervati- 
ves Element zu fichern, defien dieſelbe nicht entbehren kann, wenn fie dem wahren 
Zweck entfprechen foll. 

3) Die Zahl von 120 gewählten Mitgliedern erfcheint neben jmen erblichen Stim⸗ 
men nach den verfchievdenen Richtungen bin ausreichend. 

4) Es ift Feine Veranlaffung, die Provinziale Vertreter von der Wahl auezuſchließen, 
dagegen empfieblt ſich eine getrennte Wahl durch die Kreis- und Provinzial⸗ Ver⸗ 
treter zu gleichen Theilen. 

5) Den in keinem Kreisverband befindlichen Städten darf durch den Umſtand, daß 
ihre ſtaͤdtiſche Vertretung eine viel zahlreichere iſt gegen die mit ihnen zu einem 
Wahlbezirk verbundenen Kreiſe, kein Vorzug eingeräumt werben. 

Abgeordneter Reck. 

F. 62. Die erſte Kammer beſteht: 

1) Aus den Prinzen des Koͤniglichen Hauſes u. f. w, wie im Commiſſions⸗-Antrag. 

2) Aus den Familienhäuptern der ſtandesherrlichen Häufer, deren ehemals reichsun⸗ 
mittelbare Befigungen und Fideicommiſſe durch dad Bundesrecht gewährleiftet 
find, und den Inhabern der Thronlehen. Die bier Bezeichneten find berechtigt, 
ihren Sig in der Kammer einzunehmen, fobalb fie dad Alter der Volljährigkeit 
erreicht haben. 

3) Aus den Erzbifhäfen und Biichöfen ver katholiſchen Kirche und einer entfpre« 
chenden Anzahl von Vertretern der ebangelifchen Kirche. 

4) Aus je einem Abgeoroneten jeder Univerfität und Eöniglichen Akademie. 

5) Aus 40 Mitgliedern, welche auf Lebenszeit von denjenigen Grunpbefigern aus 
ihrer Mitte erwählt werden, welche von ihrem Grundbeſitz ein reines Einfomnen 
von minveftend 8000 Thalern nachweilen. 

Die Art der Wahl wird durch ein Geſetz beftimmt. 
6) Aus 120 für 6 Jahre gewählten Mitglievern. 
6. 63. Die durch Wahl auf 6 Jahre in die erſte Kammer zu berufenden 120 
Mitglieder beftehen: 

1) Aus 32 durch die 200 die hoͤchſte Grundſteuer zahlenden Grundbeſitzer jeder Pro⸗ 
vinz Gewählten. 

2) Aus 24 von den 200, die Höchften directen Steuern zahlennen Kaufleuten und 

Gewerbetreibenden jeder Provinz Gewählten. 

3) Aus 32 pon den Gewerberaͤthen Gewaͤhlten. 
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4) Aus 32 von den Provinzial⸗Verſammlungen Gewählten. 

Dad Nähere, insbeſondere in Beziehung auf die Art ver Wahl und tie Veribei⸗ 
lung unter die Provinzen, beflimmt dad Wahlgeſetz. 

22.| Der preußifche Ober - Staatsanwalt benachrichtigt die Mitglieder bes Cuts Unmut, 
welche für die fogenannte Steuerverweigerung (15. November 1848) geſtimm 
haben, dag von dem gegen fie eingeleiteten Berfahren Abfland genommen fei. — 
Nur diejenigen follen gerichtlich verfolgt werden, denen Schritte zur wirkliden 
Ausführung jenes Beſchluſſes nachzuweiſen find. 

2.| +. König, Oberforſtrath und Director der Forft- Afademie zu Eifenad. 

23. | Sisung des Verwaltungsrathes, in welchem die gemeinfchaftliche Note ter Bevel⸗ 
mädhtigten von Hannover und Sachſen (S. 20. October) vorgelegt, und folgen 
Erwiederung beichloffen wird: 

Das Bünbnig vom 26. Mai c. fagt im Art. IV. feines Statuts austrüdlih, ır 
„über Zeit und Ort der Reichs⸗Verſammlung, fo wie über die Form der Berufumg 
dad Weitere von den verbündeten Regierungen feftgefeßt" werben Toll. Dieſe une 
deutige Beſtimmung macht e8 dem Verwaltungs⸗Rath unmöglich, in ver in ter Eirır: 
bom 19. October c. unter den fämmtlichen Bevollmächtigten der verbündeten Regierr: 
gen, — die Bevollmächtigten der E. fächfifchen und bannoverfhen Regierung allein aus 
genommen — ftattgefundenen Einigung des Inhalts: „1) Der 15. Januar 1850 8 
als derjenige Tag angenommen, an welchem die allgemeine Wahl der Abgeorpneten m 
Volkshauſe für den nächften Reichstag, nach einem von dem Verwaltungs - Rath ir 
zu befchließenden gemeinfchaftlichen Ausfchreiben verfelben, in dem ganzen Bereit = 
verbündeten Staaten ftattfinden wird; 2) die betreffenden Regierungen werben von ika 
fie bier vertretenden Bevollmächtigten erfucht werben, die Landes⸗Behörden mir Am 
fung zu verfehen, die bendtbigten Vorarbeiten fofort in Angriff zu nehmen, un my 
lichfte Vorkehr zu treffen, damit denmächft dad Ausfchreiben ver Wablen bejdete 
und der Wahltermin felbit eingehalten werben Tann“, eine demielben Bündniſſe „eat 
gegenlaufende Maßregel“ in irgend einer Weiſe anzuerkennen oder zuzugeben. 

Die „Zwecke des Bünpniffes" vom 26. Mai c. find in den Artikeln 1. un IV. 
des Statutd eben fo Elar ausgeſprochen: „Erhaltung der inneren und äußeren Sider 
heit Deutfchlands und der Unabhängigkeit und Unverleglichkeit der einzelnen beuricen 
Staaten"; fovdann „Bethätigung des ernften Willens, die DBerkältniite 
Deutfchlandd in Zufunft nach den Bedürfniffen der Zeit und den Grun:: 
fäßen der Öerechtigfeit zu ordnen“, und, als praftifche Bemährung bieier Pe 
thätigung, Einberufung eines Reichsſtages, dem die verbündeten Megierungen ten unta 
fi) vereinbarten Verfaffungd= Entwurf des deutſchen Bundesſtaats zur Annahme vor 
legen, — eined Neichötags, der nach der authentifchen Interpretation des Verrafjungd 
Entwurfs, der Denkſchrift vom 11. Juni c., aus den Bertretern derjenigen Regimr 
gen beſtehen wird, vie fih dem verfündeten Entwurfe „in freiwilliger Weberein 
kunft“ anfchließen. Wie die vorangeführte Vereinigung dieſe Zwecke gefäbhrden un 
insbefondere die innere und äußere Sicherheit Deutfchlands follte bedrohen koͤnnen, 
vermag der Derwaltungdrath eben fowenig zu erkennen. Er vermag nicht einzuiche, 
wie eine Anordnung, die in ihrem Wollzuge das vemnächftige Ausfchreiben ver Neitk 
tagewahlen vorbereitet, aljo recht eigentlih Mittel zum Zmed iſt, dem Ausjchreike 
des Meichdtags, oder der Vereinbarung auf dem Reichstage, oder überhaupt den Zus 
ſtandekommen des Bundesftaated in irgend einer Weife Gefahr bringen kann; er zermaz 
nicht einzufehen, wie Die äußere und innere Sicherheit Deutfchlandd nunmehr davon bee » 
droht werden foll, wovon Die k. Megierungen von Sachſen und Hannover in der Non 
vom 28, Mai c. gerade ven Schub gegen Außere und innere Gefahren erwarteten: „is 
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der Eräftigen Aitwirkung zum Abſchluß eined Verfafiungstverkes, das für das gefammte 
Deutfchland eine unabweisliche Nothwendigkeit geworden“ fei; eines Verfaffungswerkes, 
„das der Nation gewähren müffe, was fie feit längerer Zeit ſchmerzlich 
entbehre, waß fie von ihren Regierungen zu fordern beredtigt” fei, eines 
Berfaffungswerkes envlich, neben welchem „für diejenigen deutſchen Megierungen, die fich 
zum Anfchluß an daſſelbe dennoch nicht veranlaßt finden follten, ihre aus den Verträgen 
von 1815 fließenden Nechte und Pflichten unverändert fortbeftehen” bleiben. 

Die von den Bevollmächtigten der k. Reglerungen von Sachſen und Hannover zur 
Darlegung einer ſolchen Befürchtung nochmals In Bezug genommenen Gründe, wie die⸗ 
felben in ven Sigungen vom Sten und Btn d. M. entwidelt ſind, haben In denſelben 
und den folgenden Sigungen bereits ihre Würdigung und rechtliche Widerlegung ge= 
funden. Es wird genügen, darauf ebenfalld zurückzuweiſen. 

Ueber den hohen Werth einer Verſtaͤndigung mit Defterreih ift der Verwaltungs 
Math nie getheilter Meinung geweſen, fo daB ed des Endes weder auf die bezogene 
frühere Note des k. fächfifchen Bevollmächtigten, noch auf die Ueußerung des E. preußi⸗ 
[hen Commiſſars in ver Situng der zweiten preußifchen Kammer vom 6. September c. 
bier weiter anfommen wird. Es wird bied um fo weniger der Fall fein, ald der Ver⸗ 
waltungs⸗Rath noch in der Sigung vom 9. October c. durch einftimmigen Beſchluß: 
eine Commiffion mit gutachtlichem Vortrage darüber beauftragt bat, wie die als Ge⸗ 
fammtheit conftituirten Verbündeten Ihre enge und unlösbare Verbindung mit den übri⸗ 
gen deutſchen Bundeögenoffen fortan am geeignetften fortzufegen haben, insbeſondere, wie 
deren fernerer Anſchluß an ben Bundesſtaat herbeizuführen und dem durch F. 1. der 
Verfaſſung vorbehaltenen Bundesverhältniffe mit Oeſterreich Vollzug zu fichern fei. 

Kann der Verwaltungs⸗Rath nach dem Borgefagten unmöglich zugeftehen, daß 
die Vereinigung vom 19. Detober c. außerhalb ver Zwecke des Bundniſſes vom 
26. Mai c. liegt, jo ift er felbfiredend der Nothwendigkeit überhoben, die Verträglichkeit 
diefer Vereinigung mit demjenigen Artikel der Bundes⸗Akte, den die k. Megierungen 
bon Sachen und Hannover ven Vertrage vom 26. Mai c. felbft ausprüdlich zu Grunde 
gelegt haben, noch ferner nachzuweiſen. 

Dafielbe gilt von den Vorbehalten ver E. fächfifchen und banmoverfchen Regierung 
in ihren Separat-Erflärungen vom 26. Mai c. Die Bevollmächtigten diefer Regierun- 
gen hatten bei Unterzeichnung des protofollariichen Vertragsfchluffee vom gleichen Tage 
lediglich eine „zunächft die Oberhauptöfrage betreffende Erklärung” vorbehalten. So weit 
daher die mit gleichem Datum verfebenen, aber in der Wirklichkeit nachträglich überge- 
denen Erklärungen über jene Ankündigung hinausgehen, kann ihnen eine rechtliche Ruͤck⸗ 
wirkung auf den gefchlofienen Vertrag von vorn herein nicht zugeſtanden werben; hätten 
diefe nachträglichen Erklärungen aber eine ſolche Wirkung gehabt, fo twürben fie doch 
jedenfalld nach Erlaß der Note vom 28. Mai c. und der Denkichrift vom 11. Juni c., 
dieje Wirkung durdjaus verloren haben. 

Die k. Negierungen von Sachſen und Hannover, die mit biefen, von ihnen mitbe- 
rathenen und von ihnen mit feftgeftellten Erlafien vor die Nation und die übrigen deut⸗ 
ſchen Regierungen traten, haben, als fie dies thaten, auf jenen Vorbehalt verzichtet, ven 
fie nicht gleichzeitig mit verfünbeten. Sie haben dieſen Verzicht geleiftet nach Geſetzen 
der Lonalität wie des Rechts. Sie haben dies in hochgefteigertiem Maße gethan, indem 
. fie von allen beitretenden Regierungen ihrerfeitd einen „unbedingten" Beitritt forber- 
ten und erlangten, namentlich aber denjenigen Neglerungen gegenüber, die, vor Accepta= 
tion des öffentlich Dargebotenen, die Frage ftellten, ob in dem ofſiciell mitgetheilten 
Material das gefammte, für dad Verſtaändniß und ven Inhalt des Vertrages vom 
26. Mai c. maßgebende Material befchloffen liege, und venen die Vertreter der k. Re⸗ 
gierungen von Sachſen und Hannover auf dieſe Frage ſolche Erklärungen und Antwor⸗ 
ten gaben, wie biefelben in ven protofollariichen Beftftellungen gefichert find. 
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Der in der Note eingelegte Proteft gegen die Beſchlufnahhme des Verwaltungs 
Rathes über die Einberufung des Reichstages erjcheint voreilig und umbegrünve. Vor 
eilig, weil ein ſolcher Beichluß noch gar nicht gefaßt iſt; unbegründet, weil der⸗ 
felbe nach Art. UL. $. 3. des Bundes = Statutd vorzugsweiſe zu den Befugniter 
des Verwaltungs⸗Raths gehört. Wenn aber die Bevollmächtigten für Sakım 
und Hannover der. Anficht find, daß der einzelne Widerſpruch eine Beſchlußnabme red 
Verwaltungs⸗Raths über die Einberufung des Meichötags zu verhindern vermöge, wel 
zu allen Beſchlüſſen — auch zu denjenigen, welche die Erfüllung des Bundes-Dertrage 
herbeiführen follen, — Stimmeneinheit nötbig fei, fo muß dieſer Anficht auf das m 
fhiedenfte entgegengetreten werden. Weber dad Bundes⸗Statut, was Darüber Fein Wer 
enthält, noch die allgemeinen Mechtöregeln, welche vielmehr bei Gommunionen ter Ro 
jorität die Beſchlußnahme überweifen, rechtfertigen eine ſolche Anſicht, vie überdies gm 
dazu geeignet fein würde, das Bündniß vom 26. Mai c. zu einem todten Butilıka 
berabzumürdigen. Sobald daher der Ball einer nöthigen Beſchlußnahme für ven Te: 
waltungd- Math eintritt, und Dabei Feine Einhelligfeit zu erzielen fein möchte, wird te: 
felbe feine Organifation dahin vervollfländigen, daB er ſich zu einer alle Glieder te 
Bundesſtaats bindenden Beichlußnahme befähigt; d. 5. er wird in feinem Schoße ı 
jener „quantitativen Ermittelung des Stimmenverbältnifies” übergehen, welche die Berei- 
mächtigten ver k. fächfifchen und hannoverfchen Regierung den accedirenden Regierunza 
wiederholt auf das beftimmtefte zugelichert haben. 

Die jegige Unterftellung des k. fächfiihen und hannorerfhen Bevollmächtigten, dej 
der Bundesftant dad Königreich Balern ausſchließe, erweiſt fich nicht minder als vl 
unbegründet. Der Bunbeöftaat, zu deſſen Verwirklihung der Terwaltungs-Raıb ir 
erften Schritte zu thun im Begriff fteht, fchließt weder Baiern, noch einen anteren tew 
fen Staat aus; er lit und bleibt für jeden deutſchen Staat geöffnet, der jich jet zu 
fpäter „in freimilliger Uebereinkunft“ anſchließt. 

Die DVerjicherung, daß die k. Bevollmächtigten ron Sadıfen und Hannover te 
Bündnig vom 26. Mai c. mit Einfchluß ded der Nation vorgelegten Entwurfs ae 
Meichöverfaflung für Deutfchland, für ihre Negierungen fo lange für verbinplich eradur. 
bis diefelbe int Einverftändnig fänmtlicher Theilnehmer abgeändert und umgeſtaltet ira 
möchte, hat nicht bezweifelt werden fönnen, da von diefen Bevollmächtigten ielen te 
einfeitige Rücktritt von dem Bunde als ein Bundesbruch bezeichnet, und eben jo beftinn 
anerfannt ift, daß Abweichungen von dem Verfaſſungs-Entwurfe nur Durch licheen 
flimmung der Betheiligten herbeigeführt werben Eönnen; wenn aber ven in viele Ye 
ſicherung eingefchalteten Worten: „unter Verftändigung mit Defterreich” , die Deute: 
‚gegeben werden follte, als jei dieſe Verfländigung eine Bedingung der verkintkie 
Kraft des Bundes-Statuts vom 26. Mai c., fo muß ber Verwaltungs» Rarh tie 
Deutung auf das entichiedenfte entgegentreten, da der $. 1. des Berfaflungs » Enmar 
lediglich „vie Feſtſetzung des Verhältniffed Defterreih8 zu dem deutſchen Reiche“ (ve 
Bundesftaate) vorbehält, alfo legtered, das Reich, den Bundesftaat als Parifcenten hinſtell. 
und daher feine Eriftenz nicht noch erſt von dieſer Verflännigung abhängig machen fm. 

Der von den k. Bevollmächtigten von Sachſen und Hannover am Schluſſe ifre 
Note Hingeftellten Erklärung: „daß, weil ein vorzeitiger und einfeitiger Abſchluß td 
deutſchen Verfaſſungswerkes, wie folder durch die beabfichtigte Einberufung eines Reit! 
tages aus einem Theile Deutfchlands bewirkt werben Eönnte, die Aufhebung ter Nr 
bindlichkeit aus dem Vertrage vom 26. Mai c. herbeizuführen geeignet wäre, fie da 


* Einberufung und folchen Modificationen widerſprechen müffen, welche ihrer Ueberzeugung 


nach nicht Die Einigung des beutjchen Vaterlandes, fondern nur eine unbeilbare Spar 
tung defielben bervorzubringen im Stande ſei“ — begegnet der Berwaltungs-Rath dl 
folgender jchlieplichen Erwieberung: 


1) Weder durch die Einberufung des Reichstags aus ben verbünneten Staaten, noch band 
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den Abſchluß der Bundes⸗Verfaſſung mittelft Vereinbarung mit demſelben, ſoll das 
deutſche Verfaſſungswerk abgeſchloſſen werden, da nicht nur dieſer neue Bundesſtaat 
denjenigen deutſchen Regierungen geoͤffnet bleibt, welche in denſelben zu gleichen Rech⸗ 
ten und Pflichten eintreten wollen, ſondern auch die Sicherung der noch beſtehenden 
Bundesverhaͤltniſſe durch ven Bundesſtaat nicht erſchwert, noch weniger ausgeſchloſſen 
wird. Vielmehr wird und muß auch hierauf das Ziel der verbündeten Regierungen, 
wie künftig des Bundesſtaates, wenn es vor ſeiner Conſtituirung nicht zu erreichen 
wäre, fortwährend gerichtet ſein. 

2) Eben deshalb kann auch die beabfichtigte Einberufung eined Reichstags weder vor⸗ 
zeitig noch einfeitig genannt werben; fie ift vielmehr rechtzeitig, ſobald ſich ver 
vorläufige Umfang des Bünbniffes überfehen laßt; fie iſt nicht einfeltig, fondern 
bollberechtigt, wenn fie durch einen Beſchluß der dazu durch das Bunbesftatut be⸗ 
rufenen Behoͤrde herbeigeführt wird. 

3) Das Necht zur Aufhebung der Verbindlichkeiten aus dem Bundesvertrage kann un⸗ 
moͤglich aus einem Schritt abgeleitet werden, welchen dieſer Vertrag ſelbſt als einen 
nothwendigen bezeichnet; endlich 

A) Lebt der Verwaltungs⸗Rath ver unerſchütterten Ueberzeugung, daß der entſchlofſene 
Fortſchritt auf dem durch das Bündniß vom 26. Mai c. deutlich vorgezeichneten Wege 
— auf dem Wege des Rechts und der Pflicht — weit entfernt, „vie Einigung Deutſch⸗ 
lands“ zu gefährden und eine „unhellbare Spaltung” berborzurufen, daß einzige zur 
Zeit dargebotene Mittel it, dad deutſche Vaterland zu confolivicen, und ihm feine 
Geltung unter den Großmaͤchten Europa's zurüdzugeben. Der Abfchluß des Bundes⸗ 
ftaateö wird leider für den Anfang das geſteckte Ziel nicht ganz erreichen, aber er 
wird ein großer Schritt zur Annäherung an daſſelbe fein; ſchon die Einberufung des 
Reichstags wird der deutfchen Nation eine Bürgfchaft fein, daß es mit Erfüllung 
der ihr gegebenen Verfprechungen wahrer Ernſt ei. 

Der Berwaltungs- Rath kann nad) allem dieſem in der Note der k. Bevollmächtig- 
ten von Sachſen und Hannover Feine Veranlaffung finden, feine Anfichten über vie 
wichtigften Gegenftänbe feines Berufs zu änbern; er hofft vielmehr, daß auch Sachen 
und Hannover zur Uebereinftimmung mit diefen Anfichten zurückkommen werben. 


Der Borfigende theilt ferner bie Schreiben der oben genannten Bevoll⸗ 
mächtigten vom 21. Detober (f. d.) mit, auf welche der Verwaltungsrath nach⸗ 
ftehende Antwort deffelben gutheißt: 


Der Unterzeichnete hat dem Berwaltungs- Math ver verbünbeten Megierungen von 
derjenigen Note Kenntniß gegeben, welche der Herr Bevollmächtigte von Sachen (Han⸗ 
nover) unter dem 21.9. M. bezüglich feiner Abreife an ihn gerichtet hat. Derfelbe bes 
ehrt fih, diefe Note im Einverftändnig mit dem Verwaltungs-Rath dahin zu beant⸗ 
orten, daß die darin enthaltene Borausfegung, ald werde der Verwaltungs⸗Rath ſich 
in der nächften Zeit ausfchlieplich mit ſolchen Maßregeln beichäftigen, welche durch vie 
Borausficht einer nahen Berufung des Reichstages herbeigeführt find, nicht zutrifft. 
Vielmehr ift derſelbe fchon jeßt mit Prüfung der Wahlgefege für die Einzelftanten bes 
Bündniffes befchäftigt, und wird in ber nächften Zeit die Geſchaͤfts⸗Ordnung für beide 
Häufer des Reichstags und die Gommunlcation mit dem Bundes-Schienägericht über 
die Organifation des künftigen Heichögerichtd in den Kreis feiner Berathungen ziehen; 
auch, wie in der Sigung vom 19. October c. befchloffen, in künftiger Woche mit Prü« 
fung der Vorfchläge über die Mobificationen der Reichs⸗Verfafſung vorgehen; lauter 
Arbeiten, welche von dem Termin der Berufung des Reichstages unabhängig, und gewiß 
für alle verbünbeten Staaten von hohem Interefle find. 

Dem Wunfche des Herrn Bevollmächtigten, daß die k. fächfifche Channoderſche) Ne⸗ 
gierung die etwanigen Mittheilungen, welche durch den Vertrag vom 26. Mai 0. here 
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beigeführt werben koͤnnten, durch den k. Geichäftsträger Herrn von Köonneritz (Her 
von Steinberg) empfangen möge, ift dadurch entſprochen, daß das Büreau des Ver⸗ 
waltungs⸗Rathes die Weifung erhalten hat, vemfelben ein Exemplar ver Protokoll, 
ſobald fie gedruckt find, zuzuftellen. 

Schließlich bemerkt der Unterzeichnete ganz ergebenft, daß Die Collectiv⸗Note, welche 
die Herren Benollmächtigten von Sachen und Hannover unter dem 2. d. M. an im 
felben gerichtet haben, ihre Beantwortung in dem Protocolle des Berwaltungs » Ru 
vom 23. gefunden hat. 

Der Verwaltungs⸗Rath fchreitet zu der auf die heutige Sitzung anberaumten BE 
der Commiffion zur Prüfung und Begutachtung der in ver Sigung vom 19. Leise 
feitens der E. preußiichen Megierung sub Nr. 1. und 4. geftellten PBropofitionen, de 
Mopificationen des Derfaffungsd- Entwurfs und die Gonftituirung eines Drgand m 
Verhandlung der verbünbeten Regierungen mit dem Reichstage betreffend. Zu Fr 
gliedern dieſer Commiſſion, die zunächſt aus drei Mitgliedern beftehen, und woche z 
nach Erfordern und Umftänden eine Vermehrung der Mitgliederzahl vorbehalten it. 
find gewählt: ver gb. beffifche, der 5. naffauifche und der 5. braunſchweigiſche Bert 
mächtigte. 

Der 5. naffauifche Berollmächtigte Fünbigt an, daß er bereit fei, Namens te 
Wahl- Commiffion über die Grundſätze zu berichten, weldde die Commilfion bei Tr 
fung der eingereichten Vollziehungs⸗Verordnungen ald die maßgebenven Habe erfema 
müflen. Der Borfigende kann die fofortige Entgegennahme dieſer Berichterftattung rm 
im nächften Intereſſe des Bundeszweckes begründet finden. Der 5. naſſauiſche Bexk 
maͤchtigte trägt hierauf vor: 

„Nah dem Protokoll vom 26. Mai 1849 foll der Entwurf eines Wahlgeſche 
in Betreff ver Wahlen der Abgeoroneten zum Vollshaufe mit dem Verfafſſungs60 
wurfe dem zur Berathung und Vereinbarung über lehteren zu berufenden Reichsux 
vorgelegt, das Wahlgeſetz als ſolches erft nach erfolgter Zuftimmung des Reichstazel 
publicirt werben. 

Durch den Bündnif- Vertrag vom 26. Mai und bie fpäter erfolgten Acceinen® 
Verträge ift jedoch feftgefegt, dag die Wahlen zum Volkshauſe für ven nihi 
Reichstag nach dem Entwurf des MWahlgefeßed vorgenommen werden follen, vere 
haltlich folder Modalitäten in den Vollziehungds Berordnungen, welche vie beſondan 
Berhältniffe und Geſetze der Einzelfinaten, unbefchavet der Haupt-Principien id 
Wahlgeſetzes, nöthig machen würden. | 

Hieraus ergiebt fich in formeller Beziehung, daß dad Reichswahlgeſetz als jet 
borerft nicht publicirt wird, feine Beftimmungen vielmehr nur die Grundlage ver a 
ziehungd= Verordnungen in den Einzelftaaten bilden, und In materieller Bezieher 
daß in dieſen die Haupt=Principien des Wahlgefeged gewahrt fein müſſen. 

Es wird alfo auf eine fcharfe Auffaffung diefer Grund -Principien anfenme. 
um den Spielraun zu bezeichnen, welcher in ihrer Anwendung ver Landes-Geiqh 
gebung gelaffen werben kann, aber auch gelafien werden muß, wenn nicht ver Gr 
dem Buchftaben, der Zweck tem Mittel zum Opfer gebracht werven fol. 

Nach den in den gebrudten Motiven nievergelegten Erläuterungen und Grflint 
gen laſſen ſich die Grundprincipien des Wahlgeſetzes auf zwei Hauptfäge zurücjühm: 
1) Unter Beibehaltung ded allgemeinen Wahlrechts ein Stimmenverbältniß feſtzuſche. 
wobei Intelligenz und Beſitz als vie beiden Factoren, auf welchen ver Beſtand m 
Nation ruht, richtig vertreten find, und 2) offene Abſtimmung, als derjenigen Ab 
fiimmungsform, welche der Würde freier Staatsbürger wahrhaft entfpricht, un? ze 
gleich für den reinften Ausdruck des Geſammtwillens die ficherfte Bürgichaft genäht 

Ad 1. Im Berhältniß zu dem angegebenen oberften Grundfage ericheinen alle me 
teriellen Beftimmungen des Wahlgefeßes nur als Bolgefüge, oder vielmehr als Mid’ 
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um bie Erreichung jened Zweckes zw fichern. Auch dieſe laſſen ſich wieder auf zwei 
Hauptmerkmale zurüdführen: a) das Verhältniß zu der Gemeinde, infofern darin die 
ftaatöbürgerliche Selbſtſtaͤndigkeit zunächft zur Geltung gelangt; b) das Beitrags⸗Ver⸗ 
bältniß zu den Bedürfniſſen des Staats, infofern fich dieſes in der hiernach bemeſſenen 
pirecten Steuer, ald eine Quote des Ertraged aus Bermögen und Induſtrie, Natur⸗ 
fraft und Arbeit, darftellt. Ä 
ada. Offenbar hat der Entwurf in ven 66. 1. und 2. als Hegel einen Zuftand vor 
Augen, wonach dad gefammte Staatögebiet in geographifch gebildete Gemeinde⸗ 
Bezirke eingetheilt it, und wonach politiich jener felbftflännige Staatsbürger auch 
einem Gemeinde» Berband angehört. Diefer Zuftand findet fich keinesweges überall 
bereitö verwirklicht. Abgeſehen von den DBerfchievenheiten, welche ſich aus ber 
biftorifchen Entwidelung und ver gefelichen Ausbildung der Gemeinde» DVerfaf- 
fung in den einzelnen veutfchen Landen ergeben, lafien ſich die Staats⸗Angehoͤri⸗ 
gen, welche in dem Gemeinde-Verband nicht begriffen find, auf zwei Klaſſen zu⸗ 
rückführen: 1) Schuggenofien, Hinterfafien 3c., deren politifche Stellung zu ber 
Gemeinde nach ihrer Leiftungsfähigfeit ſchon durch dad Wort bezeichnet iſt, die 
alfo, nach den Motiven zu dem Wahlgeſetz, auch bei ven Wahlen für die Volks⸗ 
bertretung nicht concurriren; 2) Staatöbürgerliche Einwohner; deren Befigungen 
einem Gemeinde» Bezirke entweder nicht einverleibt find, oder die nach ihrer ſtaato⸗ 
bürgerlihen Stellung in den Gemeinde-Verband perfönlich einzutreten nicht ver⸗ 
pflichtet find, die aber offenbar felbftftändige Gemeinbebürger fein würben, wenn 
ber Gemeinde Verband bie oben bezeichnete Ausdehnung bereitö erlangt hätte. 
Diefe von der Theilnahme an den Wahlen zum Volkshauſe auszufchließen, würbe 
offenbar dem Geift und Zwecke des Geſetzes widerſtreiten, es muß baher, wie 
biefes in den Motiven auch bereit angebeutet iſt, der Geſetzgebung der Einzel» 
ftaaten überlafien bleiben, diejenigen Kategorien ſelbſtſtaͤndiger Staatsbürger zu 
bezeichnen, welche zu den nach dem Gemeinde» Bürgerrecht Wahlberechtigten hin⸗ 
zutreten. 

Mit dieſen allgemeinen Grundſaͤtzen in engem Zuſammenhange ſteht die Be 
ſtimmung im erſten Abſatz des F. 13., welche in buchſtaͤblicher Auffaffung und 
Anwendung dem Zwecke des Geſetzes offenbar Abbruch thun würde. 

Es erſcheint im ſich ganz conſequent, daß, wie im $. 6. die Waͤhlbarkeit zum 
Abgeordneten des Volkshauſes davon abhängig gemacht wird, daß der Gewählte 
bereitö drei Jahre einem deutfchen Staate angehört habe, ein Gleiches auch für 
die Berechtigung, an der Wahl Theil zu nehmen, gefordert wird. Weiter zu 
gehen, dazu liegt aber offenbar Fein Grund vor. Die Ausnahme, welche im 
Abſat 2. bei Militair⸗Perſonen vorgefchrieben tft, mußte folgerichtig auch auf 
Civilperfonen, denen ihr Wohnfig im Intereffe des Staatsdienſtes beſtimmt wird, 
Anwendung leiden, dann aber würde ed gegen andere Staatöbürger ein Unrecht 
fein, wenn diefe dad Wahlrecht, was fie in einem Wahlbezirke unbeftritten haben, 
durch den Ueberzug in einen anderen, demſelben Staat angehörigen Wahlbezirk 
auf 3 Jahre verlieren follten. Nicht weniger würde die Beſtimmung in ihrer 
wörtlichen Auffafiung mit dem 6. 2. in Widerſpruch ftehen. 

ad b. Die in den $$. 15. und 16. vorgefchriebene Abthellung der Wahlberechtigten in 
drei Klaffen wird nur da dem Zwecke ganz entiprechen, wo ein birectes, nach 
dem Staatsbedarf bemeflened und auf den Reinertrag des National- Vermögens 
(aus Grunpbefiß und Inbuftrie) baſirtes Steuerfyftem durchgeführt if. Die 
große Verfchievenheit ver beftehenden Steuer» Gefeßgebungen iſt In den Motiven 
bereits hervorgehoben und hierin, wie in dem 6.15. des Geſetzes, der Spielraum 
bereitö bezeichnet, welcher ven Bollziehungd=-VBerorbnungen gewährt werben muß. 
Je mehr in einzelnen deutſchen Staaten fich bie Alteren Abgaben=-Berhältnifie 
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zweifelbafte einfache Recht Haben, die Ehrenpläße in ver erfien Kammer einzunehmen. Die 
Vorrechte find abgefchafft, und viefes Mecht eriftirt nicht, auch nicht für die Herren mit 
langer Toleboflinge und kurzem Gedaͤchtniß, die noch im vorigen Jahre der Revolution 
einen Sthritt vorauseilten, und jet wieberum an der Spige ber Heimkehrenden mit ge 
zückter Spabille und wahrfcheinlich mit ver Devife: „rüchwärts, rüdwärtd, Don Rodrigo!” 
auf alle die losfchlagen, vie ihnen jet nothwendigerweiſe begegnen müflen, weil fie eben 
im vorigen Jahre nicht vorauögelaufen find, und alfo jeßt nicht umzukehren brauchen 
und nicht umkehren wollen, und ſich in der Einfalt ihres Herzens einbilden, daß an all 
den großen Verheißungen doch irgend etwas Wahres fein müffe, was fie fi eben in 
dev Nähe befehen wollen. Ich verlange von einem wirklichen wahrhaften Pair gerabe 
ein umgefehrtes Benehmen: daß er in frieblichen, ruhigen Zeiten einen, auch wohl ein 
Paar Schritte voraus fel, dagegen feine geiftigen und leiblichen Waffen gegen die Ueber⸗ 
flürzung und gegen die Mevolution kehre. Vorſicht ift die Mutter der Weisheit. Wenn 
Jemand im Treubunde (die geehrten Mitglieder für Zauche und Dramburg- Schie- 
velbein werben es mir geflatten, daß ich auch das weibliche Gefchlecht einen Augenblid 
In die Debatte ziehe), wenn alfo Jemand in dem weiblichen Treubunde einen Iungfrauen« 
verein errichten wollte, fo würde er ſich doch auf eine ober die andere Weife vorher bie 
Gewißheit verfchaffen müffen, daß auch der Stoff dazu vorhanden wäre. 

So lange die geehrten Antragftellee daher nicht durch vorgelegte Liften den ge 
nügenden Nachweis geliefert haben, daß wir wirklich die genügende Anzahl Pairs im 
wahren eigentlichen Sinne des Wortes befigen, fo lange werben Sie mir geftatten, daß 
ich gegen jede erbliche Pairie flimme. Das verehrte Mitglien für Greifswäln bat Ihnen 
vorgefchlagen, vie erblichen Pairs durch Geſetz beflimmen und durch die Kammer zu 
wählen. Nun mwohlan, machen Sie ven Verſuch, gehen Sie mit fich ſelbſt darüber zu 
Rathe, ob Ihnen wohl 60 —80 Familien von fo hervorragender hiftorifcher Bedeutung 
einfallen werben, daß Sie ihnen die erbliche Pairie anvertrauen möchten, und wenn bied 
nicht der Fall ift, fo haben Sie fich felbft ven Beweis geführt, ob vie erbliche Pairie 
bei und möglich ober unmöglich ifl. Ich würde mich in großer Verlegenheit befinden, 
wenn ich 60-80 Namen auffchreiben follte, venen ich dad Wohl und Wehe des Staa⸗ 
te8 anvertrauen möchte. Daffelbe Mitglied hat und gefagt, daß die englifche Ariſtokratie 
gar nicht fo freifinnig und fo bellebt beim Volke fei. Das ift Feine Schmeichelei für Die 
preußifche; denn wie müßte fich eine Ariftofratie aufgeführt haben, bie nicht mehr moͤg⸗ 
lich ift, während jene in voller Macht und vollen Anſehen daſteht. Meine Herren, wo 
das Zuderrohr nicht gebeiht, zieht man Zuder aus Aunfelrüben, falls man nicht Lum⸗ 
penzuder einführen will, und Pairs laſſen ſich doch nicht wie Lumpen einführen. Es 
muß natürlich einem Jeden überlafien bleiben, welche von beiden Pflanzen er für edler 
hält. Ich ziehe die nüßlichere, naturwüchfige, einheimifche vor. Wenn ed nicht darum 
zu thun ift, den Mel zu belohnen, fondern wenn, wie der Abgeordnete für Barnim gefagt, 
nur dad Talent genommen, benugt werben foll, wo man es findet, fo lafien Sie es doch 
bei der Wahl bewenden, denn ich habe nicht die geringfte Beſorgniß, daß dann nicht 
alle wirklichen, wahren, echten Pairs in den Kammern ihren Sig finden werben. 

Ich Bin entfchieven dagegen, ven großen Grundbeſitzern irgendwie ein Vorrecht in Bes 
zug auf die Wahlen einzuräumen. Sie befigen naturgemäß durch die Maffe ber ab- 
haͤngigen Leute einen großen Anhang, und wenn fie dabei ein fo großes Vertrauen be⸗ 
fißen, wie und bier verfichert worben iſt, und wie es zu einer erblichen Pairswuͤrde eben⸗ 
falls nothwendig if, fo müßte e8 wahrlich wunderbar zugehen, wenn fie nicht durch die 
Wahl eben fo gut zum Sige in der Kammer gelangen follten. Dann könnte durch bie 
Macht ver Gewohnheit von felbft eine erbliche Pairie hergeftellt werden, indem bie Wie 
der⸗ Erwählung vom Vater auch auf den Sohn überginge. Der Abgeordnete für Küftrin 
hat und in das Gewiſſen gerevet: „Der König habe den Standesherren Sig und Stimme 
in der reichsſtaͤndiſchen Verſammlung verfprochen, und wir würden hoch dieſes Königliche 
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Wort nicht zurhdträngen, die Erfüllung deſſelben wide unmdgich made Taxi 
habe ich einerfeitö zu erwiedern, daß wir nicht wie Reichd- Etänte fıme, unt anterris 
verweife ih auf einen Präcedenz⸗ Fall, in weldhem das Zurüdträngen res Amigite 
Wortes dankbarlichſt acceptirt worden if. Was bie ſichere Maner betrifft, die tape 
Mitglien aufgeftellt wifien will, fo erlaube ich mir zu enrierern, daß das Geh, and ka 
Sie die Pairs machen wollm, gewaltig wurmſtichig if. Zu Berzierungen un Ecrip 
werk in einem alten Gebäude möchte es fidh bei einem guten Auſftriche weh cm; 
aber zu Stügen! Gnade Gott tem Throne, den Eie damit fügen ıwellm. Ich bey 
eigentlich nicht die Befürdhtung, daß Sie bier einer erblichen Bairie Ibre Zuftimzu: 
geben werten. Eolite aber dennoch, mad Gott verhüten möge, jet eine erbliche Far 
Kammer entfichen, fo fegen Sie vieler Kammer zugleich tie Grabſchrift: 

„Sie war fo fromm, jie war ie gut, 

Und aud ver Kaunen Uebermuth 

War fie beeifert zu erfüllen, 

Aus Freudigkeit um Gotted Willen.“ 


Leider trägt diefer fchalfhafte Redner einen Namen, mit weldem mu a 
Preußen bisher nur den Begriff tes Tüchtigen unt Ehrenbaften zu verbaba 
gewohnt war. 


23. | Der Bicar Brenf aus Bromberg überführt, im verfloffenen Jahre an ter Eng 


von vierzig Bewaffneten und das Grucifir in der Hant, zu den bei Rogem 
Ingernden nfurgenten geftoßen zu fein, wird von ben Geſchwornen in Drew 
berg für nichtſchuldig erflärt. 


23. | Borlage eines Amneftie- Gefepes in ber baierifchen zweiten Kammer. 


I. In Anfehung des pfälzifchen Kreifes. 

Art. 1. SHinfichtlih der während ver Monate Mal und Juni d. J. in bem ik 
zifchen Kreife verübten politiichen Verbrechen und Vergehen werden nachfolgende Jime- 
fuchungen niebergefchlagen: 1) Die Unterfuchungen wegen Theilnabme an dem kaneh 
neten Aufftande, in Unfehung derjenigen Theilnehmer, welche der Volkswehr, ter Eiw 
denten= Legion over den Freijchaaren als Gemeine over Unteroffiziere einverleikt man: 
2) die Unterfuchungen wegen Mitwirkung zu der Errichtung der fogenannten pro 
fchen Regierung in Anfehung derjenigen „Bertrauendmänner,” welche, nachdem fie sort 
gegen die Errichtung einer proviforifchen Regierung geftimmt hatten, fpäter an der Beil 
der Mitglieder einer ſolchen Regierung Theil genommen haben; 3) vie Linterfudunge 
wegen Theilnahme an den Berathungen und Beichlüfien der Cantonal= Ausjchüffe m 
der Refrutirungd= Conmiffion; 4) die Unterfuchungen wegen Leitung der durch bie w 
bolutionaire Gewalt angeordneten Gemeinvewahlen, wegen Ab⸗ und Einfegung ton Ge 
meindebeamten; 5) die Unterfuchungen tvegen Uebernahme von Gemeinde» Acntım a 
Folge der von ber revolutionairen Gewalt angeorbneten Wahlen, fo wie wegen Ausübenz 
ber mit dieſen Aemtern ‚verbundenen Verrichtungen; 6) die Unterfuchungen wegen Ue: 
nahme der von der revolutionairen Gewalt oder von den Organen berfelben übertragen 
Verrihtungen in-Anfehung derjenigen Perfonen, weldye nicht die Stelle eines Ginil- ade 
Militair- Commiffaird oder eines Mitgliedes ver Militair-Commiffion bekleidet haben 

Art. 2. Don der in dem Artikel 1 ertheilten Amneftie find ausgefchloffen 1) Ne 
jenigen, welche durch eine unter Art. 1 fallende Handlung ober bei Gelegenheit derſelba 
zugleich eine Verlegung ver Perfon over des Eigenthums begangen haben; 2) Staat 
und Gemeinde» Beamte, Anwalte und Notare; 3) Geiftliche; A) öffentliche Lehrer; 5) Ri⸗ 
litair⸗VPerſonen, welche nicht in dem am 16. Juni d. 9. ertheilten General» Barton be⸗ 
griffen find. 

Art. 3. Wegen nachfolgender Handlungen foll feine Unterfuchung eröffnet oder 
fortgefegt werben: 1) wegen Ableiftung des Eines auf die von ber Deutfchen Kational⸗ 
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Berfammlung befchloffene DBerfafiung; 2) wegen Unteriverfung unter die fogenannte 
proviforifche Regierung; 3) wegen Theilnahme an den Berathungen und Beſchlüſſen des 
nach Stuttgart überfienelten Theiles ver deutfchen National= Verfammlung. Auf bie 
Theilnahme an der fogenannten Reichs⸗Regentſchaft findet diefe Beſtimmung Teine Ans 
wendung. 

1. In Anfehung der Landestheile dieſſeits des Rheins. 

Art. 4. Die nach dem oberftrichterlichen Plenarfchluffe vom 14. Juli d. I. von 
dem Kreis⸗ und Stabtgerichte Augsburg zu führenden Unterfuchungen werben, infofern 
die betreffenden Verbrechen und Vergehen vor dem 10. September d. I. verübt worden 
find, nievergefchlagen. 

Art. 3. Im der durch Artikel A ertheilten Ammeftie find nicht begriffen: 1) bie 
Anftifter und Borflände einer ald Staatsverrath erſten ober zweiten Grades flrafbaren 
Verſchwoͤrung oder Verbindung; 2) viefenigen, welche in öffentlicher Rede oder in Druck⸗ 
fhriften zu einer als Staatsverrath erften oder zweiten Grades frafbaren Handlung 
aufgeforvert, over ſolche Druckſchriften in ſtaatsverraͤtheriſcher Abſicht verbreitet haben; 
3) die im Art. 2, Ziff. 2 bis 5 genannten Perfonen. 

Art. 6. Die Vorfchriften des Artikel 3, Ziffer 1 und 3 kommen auch in den 
Landestheilen dieſſeits des Rheins zur Anmenbung. 

I, Allgemeine Beſtimmungen. 

Art. 7. Wegen derjenigen Verbrechen und Vergehen, in Anfehung welcher nad) 
den Beftimmungen der Art. 1 und 4 die anhängigen Unterfuchungen niebergefchlagen wer⸗ 
den, darf unter denſelben Vorausſetzungen eine ſtrafgerichtliche Verfolgung nicht eröffnet 
werden. 

Art. 8. Die Koften ver nievergefchlagenen Unterfuchungen find von ver Staats⸗ 
Kaffe zu tragen. | 

Art. 9. Gegenwärtiged Geſetz tritt mit dem Tage feiner Einrüdung in das Ge- 
fegblatt und in das Amtöblatt ver Pfalz in Wirkſamkeit. Die Staats⸗Miniſter der 
Juſtiz und des Krieges find mit dem Vollzuge deſſelben beauftragt 


24. | Vollziehung der Ratificationg - Urkunde über den Beitritt S. H. des Herzogs von 
Sadjens Meiningen zu dem Berliner Bünbniffe. 

2A. | Der f. k. öfterreihiihe und k. preußifhe Geſandte in München theilen gemein 
haftlih dem k. baierifchen Minifterium den Vertrag vom 30. September wegen 

ber proviforifchen Centralgewalt mit. 


24. | In der preußifchen zweiten Kammer Beantwortung ber Snterpellation von Becke⸗ 
rath (S. 29. September und 3. October) durch den Commiffarius ber Regie⸗ 
sung, Gen. Lieut. v. Radowitz. 


Meine Herren! In Her vorläufigen Antwort, welche die k. Regierung auf die 
Interpellation des geehrten Abgeorbneten für Krefeld ertheilte, mußte fie die beſtimmtere 
Erklärung bei der damaligen Lage der Verhandlungen einem fpäteren Zeitpunkte vorbe⸗ 
halten. Diefer ift jeßt ſoweit eingetreten, daß die Negierung mic) beauftragt hat, Ihnen 
über den gegeniärtigen Stand der deutſchen Angelegenheit fernere Mittheilung zu ma⸗ 
hen. Ich werde mich hierbei nicht blos auf Die Frage des geehrten Abgeorbneten bee 
fhränten, fondern mir geftatten, Ihre Aufmerkfamkeit wiederum für einen kurzen Ueber- 
blick des ganzen Zuſammenhanges der Sache in Anſpruch nehmen. 

Hierdurch werden auch die beſonderen Gegenſtaͤnde jener Interpellation in Ihrem 
Urtheil die richtige Stelle finden. 

Als ich zuletzt von dieſem Platze aus zu Ihnen ſprach, meine Herren, legte ich 
Ihnen die Anſichten dar, von welchen die k. Regierung bei ihren Handlungen für Deutſch⸗ 
land geleitet worden if. Auch Heute find dieſe bie gleichen geblichen und Laflen fich ein 
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ſchieden bejahen. Es nöthigte und dazu das unzweifelhafte Mecht, das practiſche Bedürf⸗ 
niß und das höhere politifche Gebot. Wir find zwar keinesweges ver Meinung, bie ſich 
jegt wieder geltend zu. machen fucht, daß dad Jahr 1848 an dem beutfchen Bunde fpur« 
108 vorübergegangen fei, ſondern wir halten dafür, daß genau zu unterjcheiven iſt zwi⸗ 
hen dem, was feine rechtliche Giltigkeit behauptet hat, und demjenigen, was entweder 
untergegangen, oder einer gänzlichen Umgeftaltung bebürftig ift. Aber wir Eönnen und 
werden nicht in Abrede ftellen, daß für alle Mitglieder ded Staatenbundes die vertrags⸗ 
mäßige Verpflichtung befteht, eine Behörbe für deſſen gemeinfchaftliche Interefien zu be= 
ftellen, nachdem eine ſolche einfeitig anerfannte nicht mehr beftebt. 

Ehen fo dringend ift und das practifche Bedürfniß entgegengetreten. Der Bund 
von 1815 hefigt ein beträchtliches Eigentbum in feinen Feſtungen und in den Anfängen 
feiner Kriegsmarine. Schon hierin liegt die Nothwendigkeit einer Verwaltung, die zu 
berfügen und den erforberlichen Geldbedarf auszufchreiben im Stande if. Aber au 
die höheren politifchen Eventualitäten fordern, daß ein Organ befteht, das befugt iſt 
folche Interefien zu wahren, welche dem Bunde von 1815 aus den europälfchen VBerträ« 
gen erwachſen. In dieſem Augenblide würde e8 gänzlich an einem Rechtsſubjecte man⸗ 
geln, dad dem Auslande gegenüber die übernommenen Pflichten zu erfüllen, die zukom⸗ 
menden Nechte in Anfpruch zu nehmen im Stande wäre. Wir vürfen die inhaltſchwere 
Thatfache nicht überfehen, daß der Bund von 1815 eine internationale Stellung in Europa 
bat, die weder von feinen einzelnen Mitglievern, nod) von mehreren in Verbindung aus⸗ 
geübt werben Tann. Wenn Sie fi, meine Herrn, einen Augenblid die Möglichkeit 
eined ernften Gonflictes zwifchen Europas Großmächten vergegenwärtigen wollen, fo wer« 
den fie die ganze Gefahr der Fortdauer eines folchen Zuſtandes für Deutfchland ermeſſen. 

Aber, meine Herren, die k. Regierung ift auch außerdem von dem Wunfche geleitet 
worden, durch die Einfegung einer proviforifchen EentralsBehörve eine fruchtbare Ver⸗ 
fländigung mit Oeſterreich anzubahnen. ch darf Sie daran erinnern, daß die E. Ne 
gierung unberwandt die Meberzeugung feftgehalten bat, daß unter ven Bedingungen für 
eine wahrhafte und glückliche Löfung der deutſchen Verfaſſungskriſe ein aufrichtiges Ueber⸗ 
einkommen mit Defterreich eine der erften if. Wir find uns vollkommen bewußt, daß 
die Stellung der beiden Regierungen zu dem Neubau Deutſchlands eine verſchiedene iſt, 
und welche Pflichten und Folgerungen daraus erwachſen; aber wir koͤnnen nie aufgeben 
nach allen Kräften dahin zu ſtreben, und in ber Erkenntniß deſſen zuſammenzufinden, 
was Deutichland und dem Kaiſerſtaate das wahrhaft Heilfame ift. 

Wenn daher die Megierung die Vorfrage: ob ein folches Interim einzurichten ſei, 
bejaben mußte, fo handelt e8 fi nun ferner um die Prüfung der befonveren Beſtim⸗ 
mungen des getroffenen Uebereinkommens. Wir haben allerdings die Pflicht zu ‚erfüllen 
gehabt, darüber zu wachen, daß nicht gefchehe, was die Einen Hofften und die Anderen 
fürchteten, daß nämlich Die neue Behörde eine Hemmung werde für das Zuſtandekom⸗ 
men eines engeren Verbandes. 

Meine Herren! Ich rede hier von poſitiven Hemmungen; aus den Gefahren 
und Verlegenheiten Nutzen zu ziehen, welche die Zertrümmerung der Bunbes-Verfaffung 
mit ſich bringt, dies wollte Preußen eben fo wenig im October ald im April 1849. 
Wir haben im Kampfe gegen partieularifche Selbftfucht den zweifchneivigen Beiftand 
der Revolution zurückgewieſen. Wir haben den Aufruhr auch da niedergeworſen, wo er 
die Gegner unſeres Einigungswerkes traf oder bald getroffen hätte Wir wußten voll 
fommen, wie ſcharf vie Waffe ift, die wir zerbrachen. Wir wußten, was es hieße, 
manche Regierungen zu freien Opfern zu vermögen, ober fie bei den eingegangenen Ver⸗ 
pflihtungen zu halten, wenn bie nächfte Furcht geſchwunden war! Uber nie fol und der 
ehrlofe Trugſchluß verloden: der Feind meines Feinves ift mein Freund! Nur Die rechte . 
liche Meberzeugung, nur die Macht der Wahrheit fei Preußens Bundesgenoſſe, nicht bie 
Unordnung und bie Erjchätterung. 
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Je ficherer und gefeblicher der Zuſtand von Deutfchland iſt, deſto veine wir 
das entliche Grgebniß daſtehen, und wenn auch das alte Spiel Furzfichtiger Eiferſucht 
fi für den Augenblick erneuerte! Gänzlich verſchieden hiervon, meine Herren, find wu 
pofitiven Hinderniſſe, welche aus einem folchen Interim erwachſen Eönnten. Hierzu würk 
jedes Borgreifen in die definitive Orknung des Verfaſſungswerkes gehören, ſowobl ve 
weiteren ald deö engeren Bundes. Das Eine ober dad Andere dürfte in Feiner Wei 
zugelafien werben. 

Meine Herren! Der Vertrag, wie er aus den Verhandlungen ver beiten Rezi⸗ 
rungen hervorgegangen ift, nachdem bie Grenze der Berfläntigung beiderfeitig errrikt 
war, wird Ihnen vorgelegt. Ich greife Ihrer Beurtheilung nicht vor, aber ich empfrbl 
Ihnen die Berüdfichtigung der ſchwierigen und zarten Berhältniffe, welche hierbei a 
Betracht kommen. Wenn Sie bei demfelben Schluß anlangen follten, ven vie Rem 
rungen gezogen, daß nämlich eine fo befchaffene Inftitution nur dem nächften ‚und und- 
weislichen Bevürfniffe genügt, und alles weitere frei laſſe, fo ftelle ich doch turda 
nicht in Abrede, daß fich hieran ein nachtheiliger moralifcher Eindruck knüpfen könn. 
Kann es nicht dennoch fcheinen, ald ob das Zuſtandekommen eines wahren Bundesſtaa 
tes hintenangefeßt over ıninveftend in ungewiſſe Ferne gerüdt werde? Was Dazu geide 
ben Tann, um eine ſolche Beforgniß zu heben, das muß und wird gefchehen. 

Die E. Regierung hat den mit ihr verbündeten Regierungen erklärt, daß fie nd un 
der Central⸗Commiſſion ald Repräfentanten des Bünbnifjed betrachtet, und bei ihren Han» 
lungen für die gemeinfchaftlichen Intereffen Deutfchlands ſich mit ihren nächſten Bunte: 
genofien in fletem Einverflinpniß halten werde. Aber auch der Gefammtheit ver Rain 
gegenüber muß deutlich dargethan werben, daß Preußen feft auf feinem Wege vorjchreun 

Diefes führt mich zu der zweiten Frage des geehrten Herrn Abgeorpneten von Fre 
feld. Nachdem nunmehr der Umfang des Bündniſſes fo weit klar überfehm werda 
kann, daß e3 ſich nur um bie definitive Beitrittö- Erklärung von Sranffurt a. M. bar 
det, bat die k. Regierung den Berbündeten ihre Vorfchläge über die ferneren gemein 
ſchaftlichen Schritte vorgelegt. Wir haben darauf angetragen, daß die Wahlen zu ver 
erften Parlament des deutfchen Bundesſtaates am 15. Januar k. 3. überall beim, 
und daß diefes in Erfurt zufammentrete. Die Modificationen, welche der DVerfafung® 
Entwurf nothmwendig machte, werden Sie in den mitgetbeilten Aktenſtücken finden. 

Es betreffen diefe zuförderft mehrere Benennungen. Nicht angemeflen konnte es er⸗ 
fheinen, jegt, wo nur ein Theil der deutfchen Lande zum Bundesſtaat fich vereinigt, 
fon den glorreichen Namen des alten Neiches in Anwendung zu bringen. Die Zabla 
zum Staatenhaufe, die Zufammenfegung des Fürften-Gollegiumsd mußten modificirt we 
den, fo aber, daß deren Ergänzung bei fpäterem Beitritte Feine Schwierigkeit fin 
Da ferner die Voraudfegung, daß alle Regierungen fich vereinigen würden, noch nik 
erfüllt ift, fo find die Vorbehalte nothwendig geworden, die fi) auf das Verhältniß ;s 
dem Bunde von 1815 beziehen. Wir wollen nirgends von dem wirklich beſtehenden 
Nechte weichen, nirgends DVeranlaffung oder aud) nur Vorwand geben, vie Befugnife 
zur Bildung eined engeren Bundesſtaates auch nur mit einen Schein von Wahrkü 
zu beftreiten. 

Weiter ald bis zu dieſer Grenze durften unfere Vorfchläge zu Mobificationen nid 
geben; wir haben zu erwarten, ob andere, dem Bündniſſe angehörige Megierungen aut 
ihrerfeitö mit Anträgen vortreten werden. Selbſt abgefeben von den Vorbehalten, meld 
Sachſen und Hannover in diefer Beziehung gemacht haben, erkennen wir jener Regie 
rung die Befugniß zu, auf die jeßt beſtehenden Verhältniſſe geftüßt, ihre Anträge zu 
ftellen, wobei jedoch deren Annahme Ieviglich von der Zuflimmnng der anderen Ritglir 
der abhängig bleibt. 

Zwar Hat die E. hannoverſche Regierung fich veranlaßt gefunden, jeht mit einem 
Widerfpruche gegen vie Bildung eines enger VBundesſtaates überhaupt hervorzutteten 
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Die Entgegnung, welche Sie in den mitgetheilten Aktenſtücken finden, wird genügen, um 
der hohen Kammer fowohl den gänzlichen Ungrund dieſer fpäten Behauptung nachzu⸗ 
weifen, ald die Verpflichtungen welche Gannover dem eingegangenen Bündniſſe gegenüber 
zu erfüllen hat. Keinenfalls aber kann hieraus oder aus der mit Sachfen gemeinfchaft« 
lichen Erklärung gegen vie Einberufung des Parlaments ein Grund erwachfen, von dem 
großen Schritte abzuftehen, den alle Baterlandöfreunde mit Recht erwarten. 

Meine Herren! Dies ift der gegenwärtige Stand ver deutſchen Angelegenheit. 

Die Regierung erkennt in vollem Maße alle Schwierigkeiten und Sorgen des jetzi⸗ 
gen Augenblicks, zugleich aber auch, daß die Linie, welche fie befolgt, die für fie allein 
berechtigte und mögliche ift. Wenn das tiefe, wohlbegründete Verlangen ber Nation 
nach der Dereinigung aller ihrer Stämme jet noch unerfüllt bleiben muß, fo liegt und 
ob, einen Kern zu bewahren, an ven fich die jetzt fern bleibenden Regierungen anzufchlies 
fen vermögen, wenn die Einficht in das, was ihnen wie dem ganzen deutſchen DBater- 
Iande frommt, auch dort durchgedrungen fein wird. Wie viel aber auch gelinge oder nicht 
gelinge: vie preußifche Regierung wird den Veruf, der ihr nicht durch eigene Willkür, 
nicht durch felbftfüchtige Berechnung zu Theil geworben iſt, treulich wahren; er ge= 
hört zu dem großen Erbe preußifcher Ehre, das ihr anvertraut If! 

Preußen hat diefen Weg furchtlo8 betreten, e8 wird ihn vorwurfsfrei enden; fein 
Ziel fei ein freudiges oder ein fchmerzliches, ein nahes oder ein fernes. 

Demnächſt fortgefegte Beratbung über Tit. V. der Berfaflung. 

2A. | + Dr. Otto v. Gerlach, Confiftorialrath und Hofprediger zu Berlin. 

25. | Fortgefegte Berathung der preußifchen zweiten Kammer über Tit. V. der Berfafs 
fung. Alle früher (f. 22. October) erwähnten, fo wie viele andere Amendes 
ments nebft dem Vorfchlage des Ausfchufles werden verworfen. Daffelbe wider: 

\ fährt dem Antrage des Abgeordneten Riedel: Die Kammer wolle befchließen: 
1) anftatt der Worte des Sommiffionds-Borfchlages,”) „aus 2A0 gewählten 
Mitgliedern, in dem $. 62 zu feßen: „aus 180 gewählten Mitgliedern.‘ 

| 2) den $. 63 in folgender Beſtimmung anzunehmen: „Die durch Wahl in bie 
erfte Kammer zu berufenden Mitglieder werben zu einem Drittheile von ben 
höchftbefteuerten Grundbefigern in der Art gewählt, daß in jeder Provinz die 

auf diefelbe nach der Bevölferung fallende Anzahl der Abgeordneten von der 
funfzigfachen Zahl derjenigen Grundbefiger, welche den höchften Betrag an direc⸗ 

| ten Steuern an den Staat entrichten, zu wählen iſt. Die übrigen zwei Drit- 

| theile werden theild von der Provinzial-Verfammlung jeder Provinz, theils 
von den Kreid- Vertretern gewählt, welche legtere ein befonderes Geſetz zu feften 
Wahlkörpern vereinigt. Die näheren Anordnungen erfolgen burd) das Wahlgeſetz.“ 
Nach der Zählung der Scrutatoren hatten ſich nämlich nur 142 dafür und 


*) Diefer Vorfchlag Tautet volltändig: „Die erfte Kammer befteht: 

1) aus ven Prinzen des Königlichen Hanfes, welche ihren Eik in der Kammer einzunehmen 

berechtigt find, ſobald fie das 18. Lebensjahr zurüdgelegt haben; 

2) aus 240 gewählten Mitgliedern. 

Die durch Wahl in die erſte Kammer zu berufenden 240 Mitgliever ($. 62) werben zu 
zwei Drittgeilen von ven Kreisvertretern gewählt, die ein befonderes Gefeh zu feſten Wahlkörpern 
vereinigt: Das legte Dritiheil diefer Mitglieder wird von den höchfibekenerten Grundbeſitzern 
in der Art gewählt, daß in jeder Provinz diejenigen 200 Grundbeſitzer, welche mit ver höchſten 
Grundſteuer belaftet find, vie auf die Provinz nach der Bevöllerung fallende Zahl der Abgeord⸗ 
neten wählen. Die näheren Anorduungen erfolgen durch das Wahlgeſetz.“ 
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148 dagegen ausgefprocdhen, bei der hiernächft geforderten namentlichen Abftim- 
mung erffärten fih aber 156 Mitgliever dafür und nur 150 dagegen. 

25. | Erlag des k. fächfifchen Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten an ben Ges 
fchäftsträger zu Berlin. (Vergl. 17. October.) 

Die von dem E. preußifchen Herm Bevollmächtigten und Vorſitzenden des Verwal⸗ 
tungd-Mathes in defien Sigung vom 17ten d. M. vorgetrageren Bemerkungen, melde 
eine Beleuchtung der von den Megierungen von Sachſen und Hannover bei Unterzeich⸗ 
nung des Vertrags vom 26. Mai d. I. gemachten Vorbehalte zum Gegenſtande haben, 
bieten an verfchiedenen Stellen zu wefentlichen Ergänzungen und Berichtigungen Anlaß. 

Es ift dies zunächft Hinfichtlich der formellen Seite ver angeregten Frage ver Ball 
Wenn nämlich gefagt wird, die Bevollmächtigten von Sachfen und Hannover hätten nad 
der Unterzeichnung des Buͤndniſſes Noten übergeben, worin die bezüglihen Erklärungen 
enthalten geivefen, fo darf nicht unerwähnt bleiben, daß die Meberreihung dieſer Erflä- 
rungen nidht ein außerhalb der Verhandlungen und nachträglich zu venfelben erfolgter 
Alt war, fondern daß, befage des Schlußprotofolld vom 26. Mai, die in jenen Noten 
niedergelegte Erklärung von den Bevollmächtigten ver E. fächfiihen und hannoverſchen 
Regierungen ausprüdlich, und zwar unter Angabe deren hauptſächlichen Betreffs, naͤm⸗ 
lich der Oberhauptfrage, vor der Unterzeichnung und als dem Protofolle hinzuzufügen 
vorbehalten, k. preußifcherfeitö aber biergegen, nach Ausweis vefielben Protokolls, keinerlei 
Einwendung erhoben wurde. Die k. fächfifche Regierung darf hierbei fernerbin nicht 
mit Stillfehweigen übergeben, daß die von ©. M. dem Könige vollgogene Ratification 
ded gedachten Buͤndniß⸗Vertrages unter ausdrücklicher Erwähnung und Erneuerung ber 
in jener Erklärung niebergelegten Verwahrungen und Vorbehalte erfolgt, und auch hier 
gegen zu Feiner Zeit von Seiten der k. preußifchen Negierung irgend ein Einfprud ge» 
tend gemacht worden iſt. 

Es würde der viedfeitigen Negierung an fich am angemefienften fcheinen, ſich bei 
der angeregten Erörterung Ieviglih an ven Wortlaut und Zufammenbang der vorlie 
genden amtlichen Aktenftüde zu halten. Nachdem aber in fernerem Verlauf ver er: 
wähnten Sigung des Verwaltungs-Rathes der Protofollführer, allerdings in Folge einer 
dazu von dem E. hannoverfchen Bepollmächtigten erhaltenen Veranlaſſung, über vie der 
Unterzeichnung des Schlußprotofol8 vom 26. Mai vorausgegangenen Verhandlungen 
vervollſtaͤndigende Mittheilungen gemacht hat, deren thatfächliche Begründung aus tem 
betreffenden Protokolle jener Schlußfigung nicht zu entnehmen ift, fo Tann die Bemer⸗ 
fung nicht unterbrüdt werden, daß dieſer biftorifche Beitrag ebenfalld einiger Erganzun: 
gen bevarf, welche ich, der Uinterzeichnete, als damaliger Bevollmächtigter der k. ſaͤchſiſchen 
Megierung, zu liefern mich in dem Valle befinde. Der Protofollführer des Verwaltungs 
Nathes, welcher auch das Protokoll bei den Verhandlungen im Monat Mai führte, hat 
nämlich Folgendes bemerkt. Nach der urfprünglichen Faſſung des Schlußprotofolls hät« 
ten die Bevollmächtigten der E. fächfifchen und hannoverſchen Regierung, unter austrüd 
licher Bezugnahme und Kinweifung auf ihre in den bisherigen Situngen niedergelegten 
Anfichten und Verwahrungen, der von dem k. preußiichen Bevollmächtigten in den Vor⸗ 
lagen sub a, b und c gemachten Propofition zugeftimmt, diefe Vorlagen förmlich accep⸗ 
tirt und als gegenfeltig rechtöverbinvlich anerkannt. In dieſer Faſſung fei die Urkunde 
bon ihm, dem Protofolführer, anfänglich vorgelegt und verlefen worden. Es foll nun 
zwar nicht beftritten werben, daß das Protokoll in dieſer Faſſung urfprünglich aufge 
nommen worden fei, und es mag dies eventuell und in der Vorausſetzung unberingter 
Beiftimmung von Seiten der Bevollmächtigten von Sachen und Hannover gejchehen 
fein, eine Vermuthung, die dadurch beftärft wird, daß die bezügliche, nach dem Inhalte 
des Protokolls fehr kurze Verhandlung ald um 10 Uhr Abends flattgefunden in dem 
Protokolle aufgeführt wird, während die Unterzeichnung, wie dieſes den übrigen damali⸗ 
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gen Bevollmächtigten noch im Gedaͤchtniß fein wird, gegen 3 Uhr Morgens erfolgte. 
Was ich aber, ald damaliger Bevollmächtigter, entfchieven in Abrebe ftellen muß, und 
was vielleicht aus jener Bemerkung des Protofollanten im Verwaltungs⸗Rathe, obſchon 
ficherlich gegen deſſen Abficht, gefolgert werden möchte, ift, daß die Bevollmächtigten 
von Sachen und Hannover zuvoͤrderſt eine unbebingte Zuftimmung audgefprochen, und 
fpäterhin bei Unterzeichnung des Protokoll den Vorbehalt einer verwahrennen Erklärung 
geftellt hätten; vielmehr ift eine bindende Annahme der betreffenden Vorlagen nur und 
erft mit jehem Vorbehalte erfolgt, wie dies auch das Protokoll ausfpriht. Cs laßt 
hiernächft eine fernere Aeußerung des Protofollanten im Verwaltungs-Rathe, daß näm- 
lich die Bevollmächtigten von Sadıfen und Hannover die „Spätere Ausführung” der bes 
dungenen Grflärung vorbehalten Hätten, eine weitere faktifche Bemerkung nothwendig 
erfcheinen. Die vorbehaltlihen Erklärungen der Regierungen von Sachjen und Hannover 
waren längft vor Unterzeichnung des Schluß-Protokolls aufgefeßt, und zubor den be= 
treffenden k. Regierungen zur Genehmigung vorgelegt worven. Die am 26. Mai Abends 
eröffneten Schlußverhandlungen machten jedoch eine Vervollſtaͤndigung der diesſeitigen 
Erklärung erforberlih. Nachdem Ih am 24. Mai mich nach Dresven begeben hatte, 
um die fchließliche Entfcheivung der k. Regierung einzuholen, Eehrte ich am 26ften Abends 
nach Berlin zurüd mit der Ermächtigung, unter Einreichung ver ver k. Regierung vor⸗ 
gelegten und von ihr gebilligten vorbehaltlichen Erklärung, den Bünbdnig- Vertrag zu 
unterzeichnen. Zugleich aber war ich beauftragt, zuvor noch zweierlei Mobificationen 
dringend zu beantragen, was auch nach Inhalt des dem Schlußprotofoll vorausgehenden 
Protokolls gefhah. Zunaͤchſt wurde von mir dad Verlangen geftellt, daß das zu fchlie- 
Bende engere Buͤndniß mit dem geſetzlichen Beſtande der proviforifchen Gentralgewalt for- 
mell in Einklang gebracht, oder daß die formelle Befeitigung der Lebteren abgewartet 
werde. Meine vieöfallfigen Bemühungen waren fruchtlos, und ich faßte bei dem Ge- 
danken Beruhigung, daß durch Artikel 1 des Buͤndniß⸗Statuts dad rechtliche Fortbe⸗ 
ftehen des deutſchen Bunded audgefprochen, fomit aber auch der rechtliche Fortbeftand 
des durch das Gefeh vom 28. Juni 1848 und den Bunvesbefhluß vom 12. Juli 1848 
geichaffenen Organs des deutſchen Bundes nicht in Frage geftellt je. — Der zweite 
Antrag, den ich zu flellen hatte, ging dahin, daß im $. 1 des Verfaffungs- Entwurfs 
die bundeövertragsmäßigen Rechte Defterreichd in einer beflimmteren Faſſung gewahrt 
werden möchten, und ba biefem Antrage ebenfalld nicht entfprochen wurde, behielt ich 
mir vor, wie Died dad Protokoll befagt, „das diesfalls nöthig Bleibende noch durch eine 
fernere Erklärung zu Protokoll vorzufehren.” Im dieſer Tehteren Beziehung wurde da⸗ 
her eine fpätere Ausführung nothwendig. Inzwifchen wurden die bezüglichen Erklärun- 
gen am nächften Tage, ober vielmehr, da die Unterzeichnung am Morgen det 27. Mai 
ftattgefunden hatte, noch am nämlichen Tage abgegeben. 

Infofern nun aber die Frage aufgeivorfen werben Tönnte, „aus wilden Grunde 
die bezügliche Erklärung nicht bei der Schlußverhanblung von mir vorgetragen worben 
ſei?“ ſtehe ich nicht an, noch folgenden weiteren Aufichluß zu ertheilen. | 

Wie dies die dieſſeitige Erklärung außfpricht, hatte zwar bie E. fächfifche Negierung 
die von ihr gewonnene Ueberzeugung, daß die Aufrichtung einer Bundesgewalt mit ein= 
heitlicher Spitze nicht den Verhältnifien und den Benürfniffen Deutfchlands entipreche, 
nicht aufzugeben vermocht, dennoch aber unter Anerkennung der gewichtigen Stellung 
Preußens fich dazu entfchloffen, einem die Executivgewalt in die Hände def Krone Preu« 
Ben legenden Verfaſſungs⸗Entwurfe ihre Zuflimmung zu erteilen, unter der erklärten 
Porausfegung, daß diefe Verfaflung Gemeingut der gefammten deutſchen Nation, nicht 
eined Theils derſelben werde. Diefe obwohl bedingte Zuftimmung legte ihr aber vie 
Verpflichtung auf, den fomit unter den Aufpicien Preußend gemachten Verſuch ver 
Einigung Deutfchlands in Feiner Weife zu flören oder zu hemmen, fondern benfelben 
vielmehr möglicäh zu fördern. Aus diefem Grunde allein unterblich die Vorlage einer 
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Erklärung, tie den definitiven Beitritt Sachfend von dem Anſchluſſe Baierns abhängig 
niachte, in Gegenwart des k. baierfchen Bevollmächtigten, damit auf die Entſchließung 
der 2. baierſchen Negierung in feiner Welle dadurch eingewirkt werde. 

Wenngleich die vorftehende thatfächlihe Darlegung, hervorgerufen durch vie ven 
Seiten des Herrn Borfigenden des Verwaltungs⸗Rathes und des Herrn Protokollanten 
erfolgten Ueußerungen, in Bezug auf die Beurtheilung ver rechtlichen Bedeutung des 
ſaͤchſiſchen Vorbehalts von geringer Wichtigkeit erfcheint, jo habe ich gleichwohl ten ge 
botenen Anlaß gern ergriffen, un das in neuerer Zeit vielfach mißdeutete Verfahren ver 
dieffeitigen Regierung bei Abſchluß des berliner Vertrages in das rechte Licht zu ftellen. 

Ich wende mich nunmehr zu den Bemerkungen des k. preußifchen Bevollmächtigten 
im Berwaltungs- Mathe bezüglich der materiellen Brbeutung und Wirkfamfeit ter Er⸗ 
Märungen von Sachſen und Hannover. 

Die Deutung, welche der k. preußifche Herr Benollmächtigte jenen vorbehältlichen 
Erklärungen zu geben. verfucht Hat, iſt dahin gerichtet, zu zeigen, daß dadurch keine 
Suspenſivbedingung ausgefprochen worven ſei; vielmehr jeße der betreffende Vorbehalt 
ben beftimmten Ball voraus, daß nad) der Einführung der Verfafiung der Beitritt te 
fündeutfchen Staaten nicht erfolge. *) 

„Der vollendete Bundesſtaat“, heißt e8, „Eonnte auch auf die fernſtehenden Etaa⸗ 
ten eine Anziehungskraft üben, welche die bloßen Propofitionen ver Paciscenten von 
26. Mai nicht Hatten. Diefe Wirkung des vollendeten Bunbesflaatd mußte man ab 
tvarten; äußerte fie fich innerhalb einer nach Billigfeit zu beſtimmenden Friſt nicht, je 
hätte für ſolchen Fall Sachen das Recht, Erneuerung der Verhandlungen und Umge 
ſtaltung der vereinbarten Verfaffung zu fordern. Natürlich würde alsdann dieſe Lmge 
flaltung nur nad) Maßgabe ver auch für Sachſen verbinvlihen DBerfaffung erfolgen 
koͤnnen.“ 

Nun genügt aber bereits die flüchtigſte Erwägung des gegebenen Verhältniſſes, um 
zu erkennen, daß die Megierungen von Sachſen und Hannover unmöglich eine ‚sold 
Auffaffung, wie fie der k. preußifche Herr Bevollmächtigte annimmt, und die daran ge 
fnüpften Gonfequenzen jemald im Auge haben Eonnten. Wenn bei dem Abjchluffe einer 
Verhandlung der eine ober ver andere Pariscent fich für einen gegebenen Ball die Cr 
neuerung der Verhandlungen vorbehält, fo fpricht dies deutlich dad Verlangen aus, daß 
er für diefen Ball in der Lage bleibe, über feine Einwilligung frei und felbftitindig zu 
verfügen, nimmermehr aber die Abſicht, daß er alsdann fi einem Majoritätsbejchlufe 


*) Es wird dabei auf nachftehende Stelle des Vorbehalte Bezug genemmen: „Die k. jäd: 
fifche Regierung will und darf jedech Feine Zweifel darüber beftchen laſſen, wie fie vielen Gt: 
ſchluß allein zu dem Zwede und in der Erwartung gefaßt hat, daß dieſe Verfaſſung Gemeingut 
der ganzen deutfchen Nation und nicht eines Theils derfelben werde. Sie verfennt nicht, daß 
ein Gintritt der öfterreihifchen Lande in der nächften Zeit nicht gehofft werden darf. Allein tie 
Aufnahme des gefammten übrigen Deutfchlands in den Reihe: Verband, weldye unbeichabet ter 
der öfterreichifchen Regiernng durch die Bundesverfaſſung geficherten Rechte erziclt werten ſell, 
hält viefelbe als Beringung dafür feſt, daß ſie felbit zu einem bleibenden Berharren in demfelben 
auf rund der vereinbarten Verfaſſung verpflichtet ſei. Sollte es daher nicht gelingen, ven: 
Eüden Deutſchlands in den Reichsverband, wie er durch die fragliche Verfaſſung beftimmt wer: 
den, aufzunehmen, was wefentlich davon abhängen wird, ob Baiern fid) demſelben anſchließt, 
follte vielmehr nicht mehr zu erreichen fein, als die Herftellung eines norddeutſchen oder nerts 
und mittelveutfchen Bundes, fo müßte die k. füchfifche Regierung für diefe Gventnalität die Grs 
nenerung der Verhandlungen und Umgeftaltung ber vereinbarten Berfaflung ausprüdlich verbe: 
halten. ine ſolche Nothwendigkeit wäre ohnedies durch die Beftimmung der Verfaflung felbit ge: 
boten, welche nach allen Richtungen hin, dem Namen und der Sache nad), den Anforderungen 
einer Verfaflung für das deutfche Bolf in feiner Gefammtheit, nicht aber denen eines Berrins 
einzelner deutſcher Staaten entiſpricht.“ 
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unterwerfen wolle. Dies aber würbe bie Lage geweſen fein, in welche fich vie Regierun⸗ 
gen von Sachſen und Hannover verfeßt hätten, wenn fie, nach befinitiver Feſtſtellung 
der Verfafiung auf einem Reichötage, und deren Einführung zu einem fpäteren, „nach 
Billigkeit zu beſtimmenden“ Zeitpunfte, die Erneuerung der Verhandlungen und bie 
Umgeftaltung der Verfaſſung hätten fordern wollen. So auch venkt ſich ver k. preu⸗ 
Bifche Herr Benollmächtigte die Sache, indem er bemerkt, daß in ſolchem Balle die Um⸗ 
geftaltung der Verfaſſung nur nad Maßgabe ver alsdann auch für Sachſen verbinplichen 
Verfaffung erfolgen koͤnne. Es leuchtet daher ein, daß in der von dem k. preußifchen 
Herrn Bevollmächtigten gegebenen Auffaffung der betreffende Vorbehalt etwas ganz 
Ueberflüffiges geivefen wäre, denn um fpätere Abänverungen der Verfaſſung im ver- 
faffungsmäßigen Wege zu beantragen, dazu beburften die Negierungen von Sachjen und 
Hannover nicht eined befonderen Vorbehalts. 

Allein es wiberfpricht auch überdied der Wortlaut felbft der Bezüglichen Erklärungen 
auf das bündigfte einem derartigen DVerftänpniffe. Einem folhen vorzubeugen, wurde 
in der Erklärung des ſachſiſchen Bevollmächtigten, welche die Bevollmächtigten der k. 
hannoverſchen Negierung ſich aneigneren, ausprüdlich gefagt: „Die' k. fächfifche Regie⸗ 
rung darf daher nach freimüthiger Darlegung vorflehender Gründe nicht beforgen, ihre 
Abfichten verfannt zu fehen, wenn fie fich für den Ball, daß bis zu dem Zeitpunfte ver 
Einberufung des erfim Reichstages jene, ihre Entfchließnng bedingende Vorausſetzung 
jich nicht verwirklicht Haben follte, dad Recht anderweiter Verhandlungen vorbehält.” 
In diefer, der Aufmerkſamkeit des k. preußifchen Herrn Bevollmächtigten entgangenen 
Stelle {ft die von ihm vermißte Suspenfiv-Bebingung vollſtaͤndig enthalten. Die Bes 
bollmädhtigten von Sachſen und Hannover im Verwaltungs⸗-Rathe haben, zunächft ohne 
Rückſicht auf die vorhandenen Vorbehalte, aus Gründen der Räthlichkeit, und in Achtung 
beftehender Bundespflichten, die Einberufung eines Reichstages für unzeitig erklärt, und 
fie haben, nachdem ihres Widerſpruchs ungeachtet dieſe Einberufung beſchloſſen worben 
ift, Dagegen ſchon deshalb Verwahrung eingelegt, weil ein diesfallſiger Beſchluß nach 
Stimmenmehrheit nicht in den Befugniffen des Verwaltungs⸗Rathes lag. 

Mit der factifchen Einberufung des Neichötaged tritt aber die in dem Vorbehalte 
borauögefehene Eventualität ein, und mit ihr die gewahrte Küglichfeit neuer Verhandlun⸗ 
gen mit dem Rechte freier Zuftimmung. Die k. füchfifche Regierung hat, wie die Ver⸗ 
handlungen des Verwaltungs⸗Rathes beweiſen, ihrerfeits nicht bazu beigetragen, dieſe 
Eventunlität herbeizuführen. 

Es ift aber auch ferner am Schluffe des von den bannoverjchen Bevollmächtigten 
übergebenen Borbehalt8 gefagt worden: „Zugleich aber vereinigen fie fi mit dem Bevoll⸗ 
mächtigten ver E. fächfifchen Megierung für den beflagenswerthen Kal, wenn ver gegen» 
wärtige Verfuch einer Einigung zu nichts als zu Herftellung eines nord⸗ und mittel- 
deutfchen Bundes führen möchte, in der Erflärung: daß für diefe Eventualität die Er⸗ 
neuerung der Verhandlungen und bie Umgeſtaltung des vereinbarten Verfafſungs⸗Ent⸗ 
wurfs ausdrücklich vorbehalten bleibe.“ Es iſt alſo auch hier deutlich ausgeſprochen 
worden, daß die vorbehaltene Erneuerung der Verhandlungen in dem Falle des Miß⸗ 
lingens des gegenwaͤrtigen Verſuches einer Einigung eintreten ſolle. Unter dieſem Ver⸗ 
ſuche Tann nicht etwas Anderes verſtanden werben, als die Vorlage des Verfaſſungs⸗ 
Entwurfes an die übrigen deutſchen Regierungen, und deren Einladung zur Annahme. 
Es mag dahin geſtellt bleiben, inwiefern die Stellung, welche die verbuͤndeten Regie⸗ 
zungen in dem durch das Buͤndniß vom 26. Mai ausdrücklich als fortbeſtehend anerkann⸗ 
tn Bunde einnehmen, viefelben berechtigen Tönne, ihren Vorfchlägen durch die von dem 
k. preußifchen Herrn Bevollmächtigten geltend gemachte Anziehungskraft des vollen⸗ 
deten Bunveöftantes größeren Nachdruck zu verleihen. Dem Begriffe des Verſuchs einer 
Einigung entjpricht es aber gewiß nicht, wenn, ungeachtet des entſchieden ausgefpro« 
ebenen Willens der fünbentfchen Staaten, die gebotene Verfaflung in Ihrer Damaligen 
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Geſtalt nicht annehmen zu wollen, ein Reichötag zufammenberufen, und demſelben jene 
Verfaflung unverändert und zu definitivem Abfchluffe vorgelegt wird. 

Der E. preußifche Herr Benollmächtigte findet indefien eine Beſtätigung feiner An- 
fiht in der Stelle des von der k. preußifchen Regierung in eigenem und im Name 
der Megierungen von Sachſen und Hannover unterm 28. Mai erlaffenen Circulars, mo 
e8 heißt: „Sie werden daher in Gemeinfchaft mit denjenigen Regierungen, welde ſich 
dem Verfaffungd- Entwurfe anfchließen, aus dieſen deutfchen Landen einen Reichstag in 
dem Umfange und nach den Wahlbeftimmungen berufen, welche ber Berfafiungs- En: 
wurf vorläufig bezeichnet." Allein es Darf hierbei nicht überfchen werben, daß dieſes 
Cireular nicht von den Regierungen Sachſens und Hannovers nach dem Schluſſe der 
Verhandlungen und der Unterzeichnung des Schlußprotocolls, in Gemeinſchaft mit ver 
f. preußifchen Megierung entworfen worben iſt; vielmehr gehört daſſelbe zu venjenigm 
Documenten, welche von der k. preußifchen Negierung in der Schlußfigung vom 26. Rz 
den übrigen Bevollmächtigten zur Annahme vorgelegt wurden, und welche Die Xerol: 
mächtigten von Sachſen und Sannover nach Ausweis des Schlußprotofolls, unter tem 
Vorbehalte der mehrerwähnten dem Protokolle beizufügenden Erklärung acceptirten. Te 
Vorbehalt findet daher auch auf ven Inhalt jenes Eirculard und die dadurch übernon⸗ 
menen Berpflichtungen durchgehends die vollftändigfte Anwendung. 

Endlich har der k. preußiiche Herr Bevollmächtigte in der weiteren Ausführen 
darauf bingewiefen, daß bei den Anſchluß-Verhandlungen feinem der beigetreienca 
Staaten, die faft ſaͤmmtlich die Vorausſetzung ausgeſprochen, daß der Berfaflungs- En 
wurf für alle Teilnehmer des Bündniſſes feftftehe, und nur unter Zuftimmung Ale 
abgeändert werben koͤnne, eröffnet worden fei, daß ein dieſer Vorausſetzung miberipe 
chender Vorbehalt eriftire. Es kann inzwifchen aus dieſem LUmftande, welche Bernandr 
niß es immer damit haben möge, irgend eine die Wirkſamkeit ver fächfifch = hannover: 
fhen Vorbehalte ſchwaͤchende Folgerung in feinem Balle hergeleitet werden. Das Eaf- 
verhaͤltuiß ift einfach folgendes. Bei den im Monat Mai zu Berlin abgehaltenen Ger 
ferenzen war e8 durchgehend Grundcharacter der Verhandlung, daß Preußen den Breol- 
mächtigten derjenigen Staaten, welche auf feine Einladung in Berlin vertreten warn, 
beftimmte Propofitionen vorlegte, über deren Annahme viefelben fich zu entfcheiten kar 
ten. Die Regierungen von Sachſen und Hannover, welche nächft der k. baierifchen Re 
gierung dabei betheiligt waren, hielten e8, nachdem der Schluß der Verhandlungen all 
dringlich beantragt worden war, ‚und gleichwohl der Bevollmächtigte Baierns zu nur 
beftimmten Erklärung nicht ermächtigt zu fein Fund gegeben Hatte, dem Intereſſe ibm 
Länder angemeffen, nicht unbedingt für alle Fälle beizutreten, fondern für eine möglik 
Eventualität anderweite Verhandlungen vorzubehalten. Sie gaben indeſſen ihre Zufie 
mung dazu, die übrigen Staaten fänmtlih zur Annahme des Berfaffungs - Entwurf, 
welcher, «wie das Gircular vom 28. Mai befagt, auf einer von Preußen vorgelegte 
Propofition beruhte, einzuladen, nachdem der Beitritt der ſüddeutſchen Staaten von ihn 
als Bedingung ihres eigenen dauernden Beitrittd in eben jenem Vorbehalte bezeichre 
worden war, und fie gaben, indem fie fich diefer Einladuug anfchlofien, ven ſprechend⸗ 
ſten Beweis ihres aufrichtigften Beſtrebens, den Beitritt fämmtlicher deutſcher Staaten 
zu bewirken Den in Folge jener Einlavung ihren Beitritt erklärenden Regierungen na 
ed dagegen unbenommen, in gleicher Weife ihre Zuftimmung an eine beftimmte Bern 
gung zu fnüpfen. Infofern aber hierbei angenommen werben wollte, daß eine reihe , 
zeltige und vollftändige Bekanntſchaft mit den bezüglichen Erflärungen von Sachſen m 
Hannover für die Entfchließung der fpäter verhandelnden Regierungen entfcheidenn ge 
wefen fei, fo würde zugleich darauf hingewieſen werden müflen, daß eine Mittheilung 
eben diefer Vorbehalte vor allen Dingen ver k. preußifchen Regierung, welcher vie oberkt 
Leitung jener Verhandlungen zufiel, obgelegen TLaben würde. Die k. füchfifche Regie 
sung bat, indem fie den von ihr eingelegten Vorbehalt weder der Deffentlichkeit über 
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gab, noch deſſen Mittheilung an irgend eine ber zu dem Beitritte eingelabenen Regie⸗ 
rungen bewirkte, lediglich im Intereffe des im Verein mit Preußen begonnenen Unter» 
nehmens, und in ber gewifienhaften Beobachtung ber auf die preußtfche Regierung zu 
nehmenden MNüdfichten gehandelt. Sie würde es allerdings ſchmerzlich zu empfinden 
haben, wenn gegenwärtig diefed Verfahren, in deſſen beharrlicher, und unter den dama⸗ 
ligen Umftänden mit nicht geringer Selbflverleugnung verbundener Durchführung , fie 
fogar in der Anfprache an das eigene Land einer deſſen Rechte und Interefien wahren- 
den Erklärung nicht gedacht Hat, um eben in Keiner Weiſe ver Annahme der Verfaflung 
bon Seiten des gefammten Deutfchlands hemmend entgegenzumirken, wenn, fage ich, 
diefes Verfahren von Seiten der 2. preußifchen Megierung jetzt zum Gegenſtande des 
‚Vorwurf gemacht, ober wenn daraus eine für ihre echte nachtheilige Gonfequenz ber 
geleitet werben wollte. Einer ſolchen müßte indeſſen dieſſeits auf das entſchiedenſte wider⸗ 
ſprochen werden. Die fpäter beigetretenen Staaten Eönnten aus dem Umſtande, daß 
ihnen die Vorbehalte der beiden Regierungen nicht hinreichend bekannt geweſen feien, 
hoͤchſtens fo viel folgern, daß die Geltendmachung jener Vorbehalte ihnen felbft die Füg⸗ 
lichfeit andertweiter Verhandlungen gewähre, und dieſes Recht wird ihnen dieſſeits nicht 
beftritten. Keinesweges aber haben fie einen Anſpruch darauf, daß Sachen und. Han⸗ 
nober, des erklärten Beitrittes der übrigen Staaten wegen, ihre Vorbehalte follten fallen 
laſſen. 

Ueberdies wuͤrde es nicht ganz zuläffig erſcheinen, wenn bie betreffenden Regierun⸗ 
gen ſich auf ihre Unbekanntſchaft mit jenen Vorbehalten berufen wollten. Das Schluß⸗ 
Protocoll vom 26. Mai, welches der Vorbehalte gedenkt, iſt — ſo viel dieſſeits bekannt 
— keinem der unterhandelnden Bevollmächtigten vorenthalten worden, auch haben die 
meiften ver betreffenden Negierungen ihren definitiven Beitritt erklärt, nachdem die Vor⸗ 
behalte bekannt geworden waren. 

Wenn aber die Bevollmächtigten von Hannover und Sachen im Verwaltungs-Rathe 
gelegentlich einiger Anfchlup- Verhandlungen ſich dafür ausgeſprochen haben, daß ver 
Berfaffungd- Entwurf nur unter Zuflimmung aller Gontrabenten abgeändert werben 
dürfte, fo Tann daraus eine Zurüdnahme oder Schwächung des Vorbehalts in keiner 
Weiſe gefolgert werben, indem von Seiten der beiden Megierungen fortwährend die An⸗ 
nahme der Verfafiung als eine bebingte angefehen, und nach Erfüllung ver geftellten 
Bebingung, nämlich der Annahme ver Verfaflung von Seiten des gefammten Deutfch- 
lands, mit Ausnahme Oeſterreichs, der Verfaflungsd- Entwurf ald eine nur mit Zuſtim⸗ 
mung aller Regierungen abzuändernde wirkliche Reichs⸗Verfafſung betrachtet wurde. 

In den, bei den genachten Verhandlungen beinahe durchgängig unter Zuflimmung 
des k. preußifchen Benollmächtigten, abgegebenen Erklärungen des k. fächfifchen Bevoll⸗ 
mächtigten kann nur der twiederholte Ausdruck der Abficht ver k. fächfifchen Regierung 
erfannt werben, die Einführung ber vereinbarten Berfaffung an ben vorausgehenben 
Beitritt fammtlicher deutfchen Staaten, außer Defterreich, zu binven, und Feine mit den 
Vorbehalten im Widerſpruch ftehennen Abweichungen zuzulaffen. Die biefleitige Re⸗ 
gierung Tonnte ſich aber des Rechts, auf den gemachten Vorbehalt zu recurricen, nur 
dadurch begeben, daß fie auf denſelben ausbrüdlichen und namentlichen Verzicht Ielftete. 

Die k. fächfifche Regierung weiß die Sefinnungen und Abſichten volllommen zu 
ſchaͤzen, welche ver k. preußifche Herr Bevollmaͤchtigte am Schluffe der betreffenden Er⸗ 
klaͤrung dargelegt hat, um bie Nothwendigkeit einer baldigen Einberufung des Reichs⸗ 
tageß zu begründen, damit der deutſchen Nation bie Befriedigung der ihr getwährleifteten 
Anfprüche auf eine einheitliche Beftaltung geboten werde. Die fächjifche Regierung theilt 
diefen Wunfch auf das vollfländigfte, und eben deshalb zögerte fie, zu einer Maßregel 
ihre Zuflimmung zu geben, welche bei ber gegenwärtigen Lage ver Dinge Ihrer inner 
ſten Ueberzeugung nad dazu führen muß, die Erreihung jenes Zieles in noch weitere 
Ferne hinauszurucken. Die Erfahrung Bat im Laufe der nıggnichfachen Bewegungen 
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und Verhandlungen, zu welchen bie Umgeflaltung Deutſchlando wahrend des letzten 
Jahres Anlaß gegeben, wiederholt gelehrt, daß die größten Schwierigfeiten für dad Zu- 
flandefommen deutfcher Einheit und für die endliche Verwirklichung der in der Nation 
durch ihre Megierungen und ihre Vertreter geweckten Hoffnungen durch übereilted Bor: 
anfchreiten im Wege vollendeter Thatfachen bereitet worden find. Das Schidjal ver 
deutfchen National» Derfammlung nach der zweiten Lefung der Berfaffung legt hierfür 
ein warnendes Zeugniß ab, und wäre der Abichluß ver berliner Verhandlungen nidt 

aus Rückſicht auf die gebieterifchen Zeichen ver Zeit fo ſehr beeilt worben, daß te 
baterifchen Regierung nicht einmal materiell die Zeit vergönnt war, den Verfaſſungs⸗ 
Entwurf vollftändig zu kennen, über deſſen Annahme fie ſich zu entſcheiden hatte, ie 
würbe ein vechtzeitiged Verſtaͤndniß mit viefer Regierung vieleicht möglich gemeien jein, 
und die Negierungen von Sachſen und Hannover hätten ſich nicht in der Nothwendig⸗ 
feit befunden, Vorbehalte zu machen, veren Erledigung jebt für fie Vorbedingung der 
Verwirklichung bed vereinbarten Verfafſungswerkes if. Die E fächfifche Regierung e: 
fennt nicht minder als ihren heiligften Beruf, dazu beizutragen, daß vie Nation den 
gewünfchten Ziele zugeführt werde. Die, welche ihr auf diefer Bahn vorausgehen, mir 
fen aber vor Allem darauf denken, daß die inmitten liegenden Hemmniffe aus dem Bay 
geräumt werben, und es genügt nicht, wenn die Zührer allein kühn darüber himrer 
ſchreiten. 

Beſeelt von dem redlichen Willen, bie durch Annahme des Verfafſungs-Entwurfei 
vom 26. Mai d. I. gegen ihre Volk übernommenen Zufagen zu erfüllen, jedoch enticlei- 
fen, die damit verfnäpften Opfer nur ber gewiſſen Erreichung des erklärten Zircde, 
der Einigung ded gefammten Deutfchlands, zu bringen, vermag die k. fächjifche Regie 
rung nicht der Hoffnung zu entfagen, daß die k. preußiſche Regierung in ihrer Beil: 
beit die Notwendigkeit einer vermittelnden Ausgleichung der widerſtreitenden Interenen 
fowohl, ald der entgegenftehenvnen Anforberungen des Rechto erkennen, und ver Qefrie 

J digung dieſes erſten und dringendſten Bebürfniffes zunaͤchſt ihre patriotiſchen Beſtrebun⸗ 
gen zuwenden werde. Daher glaubt fie auch zuverſichtlich auf eine Modification te: 
jenigen Anſichten rechnen zu dürfen, welche ver Herr Vorfigende des Verwaltungs-Rarkrt 
bezüglich der Giltigkeit der organifchen Bundeögefeße dargelegt bat, und hinſichtlich term 
die dieffeitige Regierung im Anfchluß an die von dem k. Hannoverfchen Bevollmäctign 
im Verwaltungs⸗NRathe abgegebene Erklärung ſich weitere Entgegnung vorzubehalen 
hätte. 

In Betracht ver augenbliclichen Abwefenheit des k. Bevollmachtigten beim Vernel⸗ 
tungs⸗Rath in Berlin beauftrage ich Sie, Abſchrift gegenwärtigen Erlaſſes tem 
preußifchen Minifterium mittelft Note zu überreichen, und veffen geneigte Bermittelun 
in Anfpruch zu nehmen, damit davon weitere Mittheilung an den Herrn Vorſitenden 
des Verwaltungs⸗Rathes veranftaltet were. 


26.| Erwiederung des F. baierfchen Minifterd der auswärtigen Angelegenheiten auf die 
gemeinfchaftlihe Mittheilung der Gefandten von Defterreih und Preußen vom 
24. October. 

Der Unterzeichnete hat die Ehre gehabt, die Note zu empfangen, welche vie ft 
öfterreichifche und die k. preußifche Geſandtſchaft unterm 2Aften d. M. gemeinihaitkt 
an ihn gerichtet haben, um im Auftrage bes k. äfterreichiichen und k. preußiichen Cr 
binets der k. baieriſchen Regierung bie zwifchen den Höfen von Wien und Berlin au 
30. September d. 3. geſchloſſene Uebereinkunft vorzulegen, und dieſe Regierung um ih 
Zuflimmung zu jenem Alte zu erfuchen. 

Der Unterzeichnete hat nicht gefäumt, dieſe Note mit ihren Beilagen feiner hob 
Negierung zur Beichlußfaflung dorzulegen, und regt ſich nun ermächtigt, dieſelbe zu 
beantworten. w 
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Die Gaterifche Regierung theilt die Ueberzeugung, daß der aus den Verträgen von 
1815 hervorgegangene deutfche Bund zur Leitung feiner gemeinfamen Angelegenheiten 
eined von allen Bundedgliedern anerkannten Gentral- Organs nicht entbehren koͤnne. 
Bon diefer Ueberzeugung geleitet, hat fie fich ſchon früher bereit erklaͤrt, zur Bildung 
eines folhen Organs mitzuwirken, vorausgeſetzt, daß ver Here Erzherzog Neichsverweſer 
feine Zuftimmung nicht verfagen würde. 

Demgemäß hat vie E. baieriſche Regierung auch den neuerdings zieifchen den Höfen 
bon Wien und Berlin zur Erreichung jenes Zieles eingeleiteten Verhandlungen ihre 
lebhafte Theilnahme zugewenbet, und nicht Anftand genommen, auf vertraulichen Wege 
die Grundſaͤtze kund zu geben, nad welchen fie ihren Entſchluß über einen von ben 
Höfen ausgehenden Borfchlag bemefien würbe. 

Sie war ſich dabei wohl bewußt, daß die Lieberwinbung ber beſtehenden Schwie⸗ 
rigkeiten weſentlich durch ein von ihr ſelbſt zu bringendes vorübergehendes Opfer bedingt 
ſei, und hielt es für ihre Pflicht gegen das gemeinſame Vaterland und die Zukunft der 
deutſchen Nation, dieſes Opfer zu bringen. In dieſem Sinne erklärte fie fich.bei den 
Verhandlungen, welche auf ihre Veranlaffung zu Ende Juni und Anfangs Juli in Ber- 
lin ftattfanden, und in demfelben Sinne äußerte fie fich vertraulich während der Vor⸗ 
bereitungen zur Convention vom 30. September d. I 

Der in diefer Convention enthaltene Vorſchlag bezweckt eine proviſoriſche Einrichtung, 
tele im Wefentlichen mit demjenigen übereinflimmt, was bie balerifche Regierung felbft 
bei jenen früheren Verhandlungen zwar nicht ald das an fi Wünfchenswerthe, wohl 
aber ald das unter den gegebenen Verhaͤltniſſen Erreichbare bevorwortet Hatte. Es wirh 
dadurch der ganz Deutfchland umfaſſende, rechtliche unauflößliche Bund gegen vie Gefahr 
faktiſcher Auflöfung gefichert, und die Möglichkeit begründet, eine neue Gefammtverfaffung 
Deutſchlands auf demjenigen Wege feftzuftellen, welcher allein eine Bürgfchaft der Dauer 
giebt, auf dem Wege der Vereinbarung zwifchen den Megterungen und ven Vertretern 
des Volkes. 

Diefen weſentlichen Bortheilm gegenüber müflen alle übrigen, auch durch das vor⸗ 
gefchlagene Schiensgericht nicht vollſtaͤndig befeitigten Bedenken zurüdtreten. 

Da nun auch der Herr Erzherzog Meichöverweier fein Einverflänpnig mit der Con⸗ 
bention vom 30. September d. 3. erflärt hat, fo fteht die k. baieriſche Regietung nicht 
an, auch ihrerfeitö, wie hiermit gefchieht, vie Zuflimmung zu jenem Alte auszuſprechen. 

Um jedoch über den Sinn diefer Erklärung und ihre Bolgen keinen Zweifel zu 
laſſen, ſieht ſich die k. baieriſche Regierung veranlaßt, folgende Bemerkungen hinzuzu⸗ 
fügen: 

Nah F. 5 der Convention vom 30. September d. J. ſollen die ſeither von ber 
provijorifchen Centralgewalt geleiteten Angelegenheiten, inſoweit biefelben nach Maßgabe 
der Bundesgeſetze innerhalb ver Gompetenz bed engeren Rathes ber Bunbedberfammlung 
gelegen waren, währenn des Interims einer Bundes⸗Commiſſion übertragen werben, zu 
welcher Defterreich und Preußen je zwei Mitgliever ernennen. 

Es ergiebt fich hieraus, daß alle diejenigen Angelegenheiten, welche nach der Bun⸗ 
desverfaffung dem Plenum der Bunbeöverfammlung zugemiefen find, der Gompetenz ber 
Bundes» Eommiffton entzogen, und der freien Vereinbarung ver einzelnen Staaten nach 
Maßgabe der Bundesgefege vorbehalten bleiben, fo daß insbeſondere die Abänderung ber 
Bundesverfaffung an die Zuftimmung aller Bundesglieder gebunden erfcheint. Diefe 
Folgerung iſt auch im $. 3 der Convention anerfannt, obgleich daſelbſt nur Artikel IV. 
der Bundesakte beſonders genannt iſt. 

Demgemäß koͤnnen daher auch, wenn der Erzherzog Reichsverweſer nach F. 7 der 
Convention Seiner Wuͤrde entſagt, und die Ihm übertragenen Rechte und Pflichten des 
Bundes in die Hände S. M. des Kaiſers von Oeſterreich und S. M. des Koͤnigs von 
Preußen niederlegt, nur die im F. 8 der Convention bezeichneten chefugniſſe des engeren 


308 26-91. Detober. 36-27. 


Rathes der Bunbesverfammlung In bie Hände übergehen, während bie Rechte und Pfit- 
ten des Plenums wieder an die Geſammtheit der Miütgliever des beutichen Buntes zu 
rüdfallen, von welchen viefelben mit Bundesbeſchluß vom 12. Juli v. J. dem Henn Gr; 
herzog Neichöverwefer anvertraut wurden. DaB dies auch der Abficht des Herm In 
herzog Reichsverweſers entfpricht, ergiebt fih aus dem Eingange ber Convention vom 
30. September jelbft. 

Die k. baierſche Regierung erklärt ſich demnach damit einverfianden, daß nad |. 1. 
der Convention Defterreich und Preußen die Ausübung ber Eentralgewalt für ven tem 
fchen Bund in dem im ©. 3. der Konvention bezeichneten Umfange auch im Namen de 
k. baieriſchen Regierung bis zum 1. Mai 1850 übernehmen, infofern diefelbe nicht frübe 
an eine definitive Gewalt übergehen Tann; behält ſich jedoch für alle übrigen Bunt: 
Angelegenheiten die eigene Ausübung ihrer Rechte hiermit ausdrücklich bevor. 

Dabei giebt fich die baieriſche Regierung der Hoffnung bin, daß ed gelingen wen. 
nor dem Ablaufe des Interims die deutiche Verfafiungd- Angelegenheit zum Abidlm 
zu bringen, und einen Zuſtand zu beenbigen, deſſen Verlängerung im Interefie des %e 
fammtvaterlandes nicht gewünſcht werden Tann. 

25..| Weitere Berathung des Tit. V. der Berfaflung in ber preußifchen zweiten Kar 
mer. Paragraph 6A wird unverändert, 65 mit dem Zufage: „Die Mitgliee 
det erften Kammer erhalten weder Reiſekoſten noch Diäten,” 66 mit cm 
Mopdification angenommen: ‚Die zweite Kammer befieht aus 350 Mitglieten 
Die Wahlbezirfe werden durch das Geſetz in der Weile feftgeftellt, dag mis: 
deſtens zwei Abgeordnete von einem Wahlkörper gewählt werben” 
Auch $. 67 wird etwas verändert: „Jeder felbfifändige Preuße u. ſ. w. ij 
in der Gemeinde, in welcher er an den Gemeindewahlen Theil zu neh 
men beredtigt ift, ftimmberechtigter Urwähler. (Auf Wohlflang der Sprade 
fheint ed der hohen Commilfion nicht fehr anzufommen.) Eingefchoben mit: 
„Das Wahlrecht der activen Militair- Perfonen ift unabhängig von dem Be: 
hältniß zu einem Gemeinde» Berband.’’ 
27.| In der preußifchen erfien Kammer Verhandlungen über den III. und IV. Zur 
ber Berfaflung: Bom Könige, von den Miniftern. Beim Alften $. wm 
der von der anderen Kammer beliebte Zufag: „Der König ifl das Oberhut 
des Staates“ geftrihen, $. 42 mit unerheblicher Rebactiond« Veränderung — 
genommen, im Asften $. das Wort ‚unverzüglich‘ befeitigt. Die Paragrara 
AA, Ab, Ab, A7, AS, 49 (in dem jebocd die Friften zur Wahl neuer Algen 
neter von AO und 60 auf 60 und 80 Tage erweitert werden) 50, 51, 52, 3 
54, 55 genehmigt, resp. in ber von ber anderen Kammer befchloffenen Faſſug 
$. 56 wird alfo formulirt: „Der Regent übt die dem König zuſtehende Gewalt 
in deffen Namen aus. Derfelbe fhwört nah Einrihtung der Regentſchaft wr 
ben vereinigten Kammern einen Eid, die Berfaffung des Königreichs feſt m 
unverbrüchlich zu halten und in Uebereinftimmung mit berfelben und den Gefega 
zu regieren. Bis zu diefer Eibesleiftung bleibt in jedem Fall. das beſtehende 
gefammte Staats - Minifterium für alle Regterungd- Handlungen verantwortlid." 
Ferner nimmt die Berfammlung $$. 57, 58 unverändert, 5D mit einer gering 
Modification an. 


27. | Die zweite Kammer beendet ihre Erörterungen über Tit, V. der Berfaffung. Ed 
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die $$. 68 und 69 befagen, wirb ergänzt und in folgende Faſſung gebracht: 
„Auf jede Vollzahl von 230 Seelen der Bevölkerung iſt ein Wahlmann zu 
wählen. Die Urmwähler werden nah Maßgabe der von ihnen zu entrichtenden 
directen Staatsſteuern in drei Abtheilungen getheilt, und zwar in ber Art, daß 
auf jede Abtheilung ein Drittheil der Gefammtjumme der Steuerbeiräge aller 
Urmwähler fällt. Die Gefammtfumme wird berechnet: a) gemeindeweife, falls 
bie Gemeinde einen Urwahlbezirk für fich bildet, b) bezirksweiſe, falls der Urs 
wahlbezirf aus mehreren Gemeinden zuſammengeſetzt ifl. 

Die erſte Abtheilung befteht aus denjenigen Urwählern, auf welde bie 
hoͤchſten Steuerbeträge bis zum Belauf eines Drittheils der Gefammtfteuer fallen. 
Die zweite Abtheilung befteht aus denjenigen Urmwählern, auf welche die nächft 
niebrigen Steuerbeträge bis zur Grenze des zweiten Drittheils fallen. Die britte 
Abtheilung befteht aus den am niebrigften befteuerten Urmwählern, auf melde 
bas dritte Drittheil fällt. 

Jede Abtheilung wählt befonders, und zwar ein Drittheil ber zu wählenben 
Wahlmänner. 

‚Die Abtheilungen koͤnnen in mehrere Wahlverbände eingetheilt werben, 
beren Feiner mehr ald 500 Urwähler in fich fchließen barf. 

Die Wahlmänner werben in jeder Abtheilung aus der Zahl ber ſtimmbe⸗ 
rechtigten Urwähler des Urwahlbezirks ohne Rüdficht auf Die Abtheilungen gewählt. 

Die Abgeorbneten werben durch bie Wahlmänner gewählt. 

Das Nähere über die Ausführung der Wahlen zur zweiten Kammer bes 
fiimmt das Wahlgeſetz. 

Die Paragraphen 70, 71, 72 unverändert angenommen, 73 an die Com⸗ 
miffton zurüdverwiefen, 74,75, 76 angenommen, 77 erhält zwei Mobificationen: 
„Jede Kammer prüft die Legitimation ihrer Mitglieder und entfcheidet darüber. 
Sie regelt ihren Gefhäftsgang und ihre Disciplin dur eine Geſchäftsord⸗ 
nung, und erwählt ihren Präfidenten, ihre Vice» Präfidenten und Schriftführer. 
Beamte bedürfen zwar Feines Urlaubs zum Eintritt in die Kammer, fie tragen 

- aber die Koften der Stellvertretung nach den durd das Geſetz feft- 
zuftellenden Grundſätzen.“ — 66. 78—82 angenommen, der erfie Sag 
bes 83ſten $. dahin geändert: „Sie können für ihre Abftimmungen in der Kam⸗ 
mer niemals, für ihre darin ausgeiprochene Meinungen nur innerhalb der Kam⸗ 
mer, auf den Grund der Geſchäftsordnung zur Nechenfchaft gezogen werben.’ 
Der Borichlag, den Paſſus zu ftreichen, welcher bie Verhaftung eines Deputirten 
wegen Schulden von dem Beſchluß der Kammer abhängig macht, wurde bei 
namentlicher Abfiimmung mit 145 gegen 136 Stimmen verworfen. Unter ben 
Berneinenden finden fih Graf Dyhrn, bie polnifchen Abgeordneten, die einfl- 
maligen Miniſter v. Auerswald, Kühlwetter, v. Patow, Gr. Schwerin, fowie 
bie Herren Borzolfa, Schaffraned, Schimmel. — Im SAften $. fällt die bereits 
an anderer Stelle eingefchobene Beftimmung Hinfichtlich der Diäten u. ſ. w. für 
bie Mitglieder der erfien Kammer aus. | 

r. | Das Schwurgericht zu Jauer erflärt ben vicarirenden Burgemeiſter von Schmiede⸗ 
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berg, den Feldherrn ber dortigen Bürgerwehr unb feinen Adjutanten, welde 
überwiefen waren, am 18. November 1848 bie Föniglihen Caſſen in Beſchlag 
genommen zu haben, für nichtſchuldig. 

28, | S.M. der König von Würtemberg entbindet die Staatsräthe Römer, Duvernyy, 
Goppelt, Rofer, fo wie den General v. NRüpplin von der Bermwaltung ihrer 
Minifterials Departements. Das neue Minifterium zeigt die theilweife fchon 
befannten Ramen: Heerbegen, Schlayer, v. Waͤchter⸗Spittler, v. Hänlen, 
v. Baur. 

38. | Der Bevollmächtigte von Schleswig Holftein zeigt dem Reichsminiſterium au: 
„Bon einem glaubwürdigen Mann in Flensburg wird von dort am 23ftend. N 
an meine Regierung Folgendes geichrieben: „Aus einer, wie ich nicht zweifele 
darf, vollfommen ficheren Quelle erfahre ich, daf der Admiral Steen: Bilk, 
welcher ſich gegenwärtig hier befindet, mit dem Oberften Hobges über den Plan, 
die ‚„‚„Gefton‘ zu entführen, in der Weife einig geworben, daß diefelbe nad 
einem Plate gebracht werde, wie Arroefund oder Alfen, unter dem Borwant, 
fie dort fiherer zu überwintern. Es fei nicht der geringfie Zweifel, dag der 

. Meg von Arroefund nad Kopenhagen dann für die „„Gefion‘ ein fehr hama 
fein werde.“ 

Auf eine ſolche Anzeige Hin glaubt gebachtes Reichsminiſterium in Heroit 
mus machen zu müflen, und erläßt an den Befchlöhaber der Fregatte folgen 
Weiſung: „Was auch geichehen möge, Sie haften für das Ihrem Befehl an 
vertraute Kriegsſchiff. Es iſt Reichs-Eigenthum. Ihre Inftruction geht eis 
fach dahin, entweder die Fregatte unter beutfchen Karben dem Reiche zu erhalte, 
ober diefelbe zu vernichten. Sie fol weder den Dänen, noch irgend einer au 
deren ımbefugten Macht in die Hände fallen. 

„Sie haben mich deutlich zu verfiehen, weder Eöniglih preußifche Strei⸗ 
fräfte, noch ſolche, welche die ſchleswigſche Landes-Berwaltung etwa beorden 
möchte, noch irgend andere nicht Ihrem unmittelbaren Befehle unterfiehte 
Marine- oder Landtruppen bürfen die Reichöfregatte befegen. Ehe dieſes geſchich 
fprengen Sie das Schiff in die Luft oder verbrennen bafjelbe. 

„Nachdem Sie den Buchftaben und den vollen Sinn biefes Befehls fm 
vor Augen zu behalten haben, geht Ihnen noch abſchriftlich eine fo eben eir 
laufende Mittheilung bes ſchleswig-holſteinſchen Bevollmächtigten dahier ren 
beutigen Datum zu. 

„Sie werden aus deren Inhalt die eventuelle Gefährdung der Fregatt 
„Eckernförde““, hauptfächlich fobald der Waflerftand zu Edernförde hoch if, e: 
fennen. 

„Angeſichts diefes werden Sie demnach alle jene Vorſichts, Magregeln er 
greifen und ergänzen, bie nothwendig find, damit die vermuthliche Abfıcht tet 
Feindes vereitelt werbe. 

„Pulver und Brennmaterialien müflen in vollem Maße fertig gehalten 
und in der Art vertheilt fein, daß. das Schiff in jedem Augenblide an zehn 
oder mehreren Orten zugleich in Brand geftedt werben Tann; dag feraerhia 
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die Sprengung geſichert iſt, wohingegen Alles, was zum Loͤſchen dienen koͤnnte, 
vernichtet wird.“ 


28.7 Schmidt von Lubeck, zu Altona. 

28. 7 Ernſt Gr. Hoyos⸗Sprinzenſtein, k. öfterreihifcher 5. M. 8. und Oberfihof- 
wie Lands Fägermeifter, zu Horn in Ober» Defterreih. — War nad) den März: 
ereignifien der erſte Befehlshaber der Wiener Nationalgarbe. 

29. | Die preußifche erſte Kammer fihreitet zu Tit. IX. ber Berfaflung: Bon den Ges 
meinde⸗, Kreis-, Bezirks⸗ und Proyinzial-Berbänden. Der einzige Paragraph 
(104) dieſes Titels wirb formulirt wie folgt: „Das Gebiet des preußiſchen 
Staats zerfällt in Provinzen, Bezirke, Kreife und Gemeinden, deren Vertretung 
"und Berwaltung durch befondere Geſetze unter Fefthaltung folgender Brundfäge 
näher beſtimmt wird: 1) Ueber bie inneren und befonderen Angelegenheiten 
ber Provinzen, Bezirke, Kreife und Gemeinden beſchließen aus gewählten Ver⸗ 
treten beſtehende Berfammlungen, beren Beſchlüſſe durch bie Vorſteher ber 
Provinzen, Bezirfe, Kreife und Gemeinden ausgeführt werden. Das Geſetz 
wird die Fälle beflimmen, in welden bie Beſchlüſſe dieſer Vertretungen 
ber Genehmigung einer höheren Vertretung ober der Staats⸗Regierung unters 
worfen find. 2) Die Vorfieher der Provinzen, Bezirke und Kreife werden von 
bem Könige ernannt. Ueber die Betheiligung der Gemeinden bei Anftellung 
ber GemeindesBorfteher wird das Geſetz bas Nähere beftimmen. 3) Den Ge⸗ 
meinden insbeſondere ſteht die felbfiftändige Verwaltung ihrer Gemeinde - Anges 
Vegenheiten unter gefetlich georbneter Oberaufficht des Staats zu. Leber bie 
Betheiligung ber Gemeinden bei Verwaltung der Ortspolizei beftimmt das Ge- 
feg. Die Gemeinden find ſchuldig, aud in Landes Angelegenheiten bie Staats⸗ 
behörden zu unterflügen, und die im Gefege beftimmten Functionen zu überneh⸗ 

: men. A) Die Berathungen der Provinzial, Kreis⸗ und Gemeinde» Bertretungen 
find öffentlih. Die Ausnahmen beftimmt das Geſetz. Weber die Einnahmen 
und Ausgaben muß wenigftens jährlich ein Bericht veröffentlicht werben. 

30. | Sigung bes Berwaltungsrathes, in welcher die Note des k. fächfifchen Miniſters 
der auswärtigen Angelegenheiten (S. 25. October) mitgetheilt wird. 

Nach Vorlefung dieſer Note erbittet fich zunächft ver Brotokollführer das Wort, 
um, fo weit die Note ihren Anlaß der Erklärung entnimmt, die er über ben näheren 
Sachverhalt in Betreff ver Vorbehalte in dem Schluß-Protofolle vom 26. Mai c. letzt⸗ 
bin abgegeben, gegenwärtig Folgendes zuzufügen: Wie aus dem Sigungs- Protokolle 
der Conferenz vom 24. Mai c. berborgebe, ſei vie Gonferenz an jenem Tage ihrem Ab⸗ 
fhluß fo nahe gefommen, daß „vie Kortfeßung, beziehungsweiſe der Schluß ver Ver⸗ 
Bandlungen, auf ven 26. Mat c. Abends 8 Uhr," Habe anberaumt werden Eönnen. 
Fortfegung und Schluß der Verhandlungen hätten auch wirklich, wie das betreffende 
Protokoll ebenfalld nachweiſe, in dem bezeichneten Termine flattgefunden, fo, daß nach 
Unterzeichnung des Protokoll über diefe Tegte Conferenz Verhandlung — „26 Mai c., 
Abends 94 Uhr," — mur noch der Abfchluß eines rechtsverbindlichen Vertrages zwiſchen 
den koͤniglichen Regierungen von Preußen, Sachſen und Gannover erübrigt fei. Als 
hauptſaächlichſte Materialien zu dieſem Vertrage hätten fich die Schriftflüde dargeboten, 
die von der k. preußifchen, beziehungsmeife der k. hannoverfchen Regierung im Laufe der 
Gonferenz» Verhandlungen vorgelegt, und von den conferisenden Meglerungen in biefen 
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dem eben viefer Sachverhalt durch perfänliche Teilnahme völlig bekannt geweſen. Möchte 
aber dennoch, wie in der jetzigen Note gefagt fei, aus feiner Erklärung in dee Sitzung 
vom 1Tten d. „vielleicht gefolgert werden“ können, daß die Bevollmächtigten von Sachien 
und Hannover zuvoͤrderſt eine unbedingte Zuftimmung zu der von ihm vorgelegten Baf« 
fung des Protokolls auögefprochen, und erſt fpäterhin bei Unterzeichnung des Protokolls 
den Vorbehalt einer verwahrenden, ober vielmehr einer zunächft vie Oberhauptöfrage 
betreffenden, dem Protokolle nachträglich zuzufügennen Erklärung geftellt" Hätten, fo 
würde dies, wie es in der Note auch bereitö zugeſetzt fei, „ficherlich gegen feine, bes 
“ Protokollführers, Abſicht“ gefchehen, und könne er es felbft nur hoͤchſt gerechtfertigt fin- 
den, eine ſolche Schlußfolge, wenn fie wirklich aus feiner Erklärung gezogen werden follte, 
entſchieden in Abrede zu ſtellen. Dagegen Eönne er auch heute nur beftätigen, was er, 
allerdings in Folge einer dazu von dem E. Hannoverfchen Herrn Bevollmächtigten erhal⸗ 
tenen Beranlaffung, letzthin bewahrheitet habe, nämlich, daß bei Unterzeiinung des ſo⸗ 
genannten Schlußprotofolld, d. 5. bei Unterzeichnung derjenigen Urkunde, worin auf 
rund der darin sub Litteris a. b. c. und d. angeführten und gegenfeitig acceptirten 
Vorlagen, ver Vertrag zwifchen den k. Regierungen von Preußen, Sachen und Hanno⸗ 
ver feftgeftellt und gefchlofien wurde, Vorbehalte keiner Art und von Feiner Seite vor⸗ 
lagen, daß fich vielmehr alles bis dahin von einem Vorbehalt Erwähnte auf eine zunächft 
bie Oberhauptsfrage betreffende nähere, dem Protokolle fchriftlich zuzufügende Erklärung 
befchränkte. Bei verfelben Gelegenheit fei von ihm geäußert worben, daß die Bevoll⸗ 
mädhtigten von Sachſen und Hannover dieſe bei Unterzeichnung des Protokolls vorbehal« 
tene fchriftliche Erklärung ihrerſeits fpäter hätten ausführen und nachträglich zu dem 
Protokolle einreichen wollen, eine Aeußerung, die, wie ed in ber Note heiße, ebenfalls 
„eine weitere factifche Bemerkung habe nothwendig erfcheinen laſſen,“ und zwar des In⸗ 
halte, daß die vorbehaltlichen Erklärungen der Regierungen von Sachſen und Hannover 
längft vor Unterzeichnung des Schluß⸗Protokolls aufgefeßt, und zuvor den betreffenden 
k. Megierungen zur Genehmigung vorgelegt worden fein, daß jedoch die am 26. Mai 
Abends eröffneten Schluß» Verhandlungen eine Bervollftändigung ver dieſſeitigen — d. 1. 
der ſaͤchſiſchen — Erklärung erforderlich gemacht Hätten. Diefer jeßt bekundete Umſtand 
babe für feine, des Brotofollführers, perfönliche Wiffenfchaft kein früheres Datum als 
die Kenntnißnahme der gegenwärtigen Note felbfi. Er würde ſich demnach feinerfeits 
in dem Falle befinden, es entfchieven in Abrede zu flellen, wenn aus der jetzigen Kund⸗ 
gebung des k. ſaͤchſiſchen Herrn Staatd-Minifters, obſchon auch ficherlich gegen deſſen 
Abficht, vielleicht gefolgert werden möchte, daß vor over bei Unterzeichnung des Schluß⸗ 
Protofolls feitens der Bevollmächtigten von Sachfen und Hannover irgend etwas audge- 
fprochen oder angebeutet worden, was ihm, dem Protofollführer, von bereits damals 
feftgeftellfen oder vamald überhaupt fchon exiſtirenden vorbehaltlichen Erklärungen habe 
Kenntniß geben müffen. 

Der gb. heſſiſche Bevollmächtigte wünfcht vor. weiterem Fortgang in dieſer An⸗ 
gelegenheit die Einficht des Schluß- Protokolls vom 26. Mai c. in originali. Die Ur: 
Funde wird Hierauf auf Anordnung des Vorfigenven ver Negiftratur des k. preußifchen 
Minifterlumd ver auswärtigen Angelegenheiten entnommen und zur Einficht und Prüfung 
der Mitglieder des Verwaltungs =-Mathes dargelegt. Der Verwaltungs-Math überzeugt 
fih und conftatirt, daß die Urkunde, anfangend: Verhandelt Berlin, ven 26. Mat c., 
Abends 10 Uhr," und ſchließend: „Berlin, wie Eingangs, gez. von Rabowig, Graf von ' 
Lerchenfelo, Br. von Beuſt, Stüve, H. son Wangenheim, Blomer,“ uno tenore geſchrie⸗ 
ben if, und daß bloß an ver von dem Protofollführer angegebenen Stelle der von dem⸗ 
felben angegebene Zufag mittelſt alffeitig paraphirter Randbemerkung eingefügt If. 

Die von dem Vorſitzenden, ald Bevollmächtigten der 2. preußifchen Megierung auf 
biefe Note gegebene Erwieberung ift bei Feſtſtellung des Protokolle in folgender Aus⸗ 
führung nievergelegt worden: 
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gung bed bezweckten Bunbesflantes geradezu ausſchließt, daß dieſe Note unverändert, 
wie fie vor Einreichung des fächfifchen und hannoverſchen Vorbehalte beſchloſſen war, 
als eine gemeinfhaftliche Note Preußens, Sachſens und Hannovers an alle veutfchen 
Megierungen entfenvet wurbe, — dann hatten, dann mußten Sachſen und Hannover 
auf die Geltendmachung eined Borbehalts verzichtet Laben, der vor dem Inhalt biefes 
Note ſchlechterdings nicht beftehen Tann, was fonft auch immer im Augegnblid ver Ciu⸗ 
veihung des Vorbehalts die An= und Abfichten der Bevollmächtigten Sachſens und 
Hannoverd geweſen waren. 

Die k. Regierungen von Sachen und Hannover haben der k. preußifchen Regierung 
diefe Garantie gegeben. Sie haben ver Entſendung der Gollectiv-Note nicht widerſpro⸗ 
hen; fie haben fpäter nicht proteftirt; fie haben nichts getban, die Andeutung ver auch 
für fie und in Ihrem Auftrage veröffentlichten Note nachträglich zu brechen ober zu he⸗ 
ben; fie haben Alles unterlafien, was ihrerſeits geſchehen mußte, fofern fie irgendwie 
Hefonnen waren, das in der Note gemeinfchaftlich Angebotene jemals ihrerfeits nicht 
ganz und unberingt zu gewähren. Die Collectiv⸗-Note befeitigte die Vorbehalte, foweit 
die Vorbehalte mit dem Inhalte der Gollertiv-Note nicht übereinftiimmen. Etwas An⸗ 
bereö bei den k. Megierungen von Sachſen umd Hannover vorauszuſetzen, ſtand ber E. 
preußifchen Regierung, fo glaubte fie, nicht mehr-zu. Sie war nicht darauf vorbereitet 
von Sachen aus am 25. October die Hinweiſung zu empfangen, daß, der Collectiv⸗ 
Note vom 28. Mai c. ungeachtet, eine Mittheilung eben dieſer fächflichen und hanno⸗ 
verfchen Vorbehalte an die übrigen Regierungen, vor allen Dingen ihr, der E. preußi« 
fhen Regierung felbft, obgelegen habe! 

Die gewichtige Schwere der Eollectiv-Note vom 28. Mai c. wird in der jehigen 
Note des E. fächfifchen Staatsminifters auch im Allgenteinen nicht verlannt; es wird in⸗ 
deß dabei bemerflih gemacht, daß fie denjenigen Documenten angehöre, vie von ver k. 
preußifchen Megierung in der Schlußfibung vom 26. Mai c. den übrigen Bevollmäch⸗ 
tigten zur Annahme vorgelegt worden, und welche die Bevollmächtigten von Sachfen und 
Hannover nach Ausweis des Schlußprotofoll3 unter dem Vorbehalt der mehrerwähnten, 
dem Protokolle beizufügenden Erklärung acceptirten, daß daher der Vorbehalt auch auf 
den Inhalt der Girkular-Note und der dadurch übernonmenen Verpflichtung durchgehen⸗ 
des die vollſtaͤndigſte Anwendung finde. 

Es muß der näheren Erwägung des k. ſächſiſchen Staatsminifters lediglich anheim⸗ 
geftellt bleiben, ob gemeinfchaftlih übernommene Verpflichtungen für die k. fächfifche Re⸗ 
gierung dadurch aufgehoben oder geändert werben Eönnen, daß fie im Stillen fortfahre, 
dasjenige für bedingt zu halten, wovon fie weiß, daß es in ihrem Namen und Auftrag 
laut und oͤffentlich ohne alle Bevingung dargeboten wurde. Die k. preußifche Regie 
rung bat blos Vorkehr zu treffen, damit das hier erwähnte Vorlegen und Acceptiren 
der Collectiv⸗Note in der Schluß-Sigung nicht die Deutung erfahre, al fei fie mit 
diefer Collectiv- Note im letzten Augenblide vorgetreten, over als Habe «8 den Bevoll⸗ 
mächtigten ver k. fächfifchen und hannoverfchen Negierung an der nöthigen Zeit und 
Vorbereitung zur Prüfung dieſes Aktenftüdles gemangelt. 

Dem vorzubeugen, muß baran erinnert werben, daß der Entwinf der Collectiv⸗ 
Note allerdings in der Schlußfigung vom 26. Mai c. feitend ver E. preußifchen Regie⸗ 
rung vorgelegt wurde; aber dieſes Vorlegen ver Note in ver Schlußfigung war nicht 
das erfte Vorlegen verfelben. Preußen hatte bereits in ver Gonferenz vom 20. Mai 
den Inhalt der zu erlafienden Note, um die Worte des Protokolls zu wiederholen, vor⸗ 
ſchlagsweiſe dahin präcifirt: „die verbündeten Megierungen bringen ven unter ihnen 
vereinbarten Entwurf einer Heichöverfafjung in angemeſſener Welfe zu allgemeiner Kennt⸗ 
niß, und flellen den anderen deutſchen Negierungen anbein, ob fie fich demfelben anfchlies 
Ben wollen. Sie werden zugleich ausfprechen, daß fie dieſen Entwurf als ihre Propofi« 
tion einem, auf Grund dieſer Berfaffung und des dazu gehörigen Wahlgefehes einzube⸗ 
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sufenden Reichstage zur Berathung und Zuſtimmung vorlegen werden. Zeit und Ort 


des Reichstages bleibt vorbebalten.“ 


Am Schluſſe einer laͤngeren Discuſſion — heißt es im Protokolle der Sihung 
bom 20. Mai c. weiter — in der Preußen namentlich bervorhebt, daß die Siegesgewij⸗ 
heit in dem bevorflehennen Kampfe zum großen Theile darin gegeben fein werbe, daß 


die Nation wiffe, wofür fie in ven Kampf gehe, und was ihr am Schluffe deſſelben 


gewährt fei, 
erklärt 

Hannover fich dieſem Vorſchlage Preußens zuftimmenn, jedoch mit ver Zugak, 
daß durch das zu fchließenne Buͤndniß die Nechte und Pflichten aus dem Bunbedser 
hältniffe von 1815 nicht gefchwächt werden, daß allen deutſchen Bunbedftanten, m 
namentlih auch Defterreich für feine veutfchen Bundestheile, der Beitritt jederzeit fri 
bleibe, und endlich, daß die propiforifche Oberleitung Preußend (wie in der hannode⸗ 
Shen Vorlage sub littr. d., — dem Bündniß⸗Statut — auch wirklich gefchehen) durch mi: 
tere Derabredungen näher Ibeftimmt werden, und nicht minder den Regierungen unbe 
nommen fein müfle, unbefchabet der gemeinichaftlicden Propofition des Berfaffungs- Em 
wurfs, ihre abweichenden Anfichten, namentlich in Bezug auf die Geſtaltung der Of 


- Hauptöfrage, auf dem zur Beichlußnahme über die Verfaſſung zufammentretenden Reidt- 


tage geltend zu machen. 

Sachſen tritt diefer Erklärung Hannovers bezüglich der vorſtehenden Propofitin 
Preußens dei. 

Das geſchah am 20. Mal. Das Protokoll der Sigung vom 22. Mai c. begin 


mit folgenden Worten: 


| ‚Preußen legt den Entwurf einer Collectiv⸗Eroffnung vor, womit die conferirenden 
Megierungen in dem Hoffentlich nahen Augenblid. ver zwifchen ihnen zu Stande ge 
fommenen Verfländigung allen übrigen Regierungen der deutſchen Bundesſtaaten ter 
den Augen der Nation entgegenzutreten hätten, und zwar fowohl, um ven gewünid: 
ten Anfchluß dieſer Megierungen zu der dieſſeitigen Verfaſſungs⸗Vorlage zu bewirken 
und zu befchleunigen, als auch um die Nation von den Abfichten und dem Zweck te 
Proponenten auf eine Weile in Kenntniß zu fehen, die geeignet und ausreichend je, 
ihr die demnächftige Erfüllung ihrer gerechten Hoffnungen und Erwartungen fo vid 
ed an den Megierungen, Öffentlich zu verbärgen, und durch diefe Bürgichaft alle Wobl⸗ 
gefinnten im Vaterlande gegen die verbrecherifche Bartei des forialen und ſtaatlichen 
Umfturzed zu einem feften, fiegeögewiffen Bunde zu vereinigen. Der Entwurf win 
von Preußen ausbrüdlich als vorläufige Punctation dargeboten, und um freiefte Ri 
nungsäußerung und Faſſung angefucht. 
Die Eonferenz ift einig über vie Nothwendigkeit und Dringlichkeit einer zu ten 
- angegebenen Zwecke zu erlafienden Eröffnung, Aud wird dem borgetragenen Ent 
wurfe, einzelne wenige Punkte abgerechnet, völlig beigeſtimmt. Diefe Punkte wa: 
den theils fofort geändert, theils ſoll dieſe Aenderung im Sinne der gemachten Per 
fhläge und Andeutungen noch herbeigeführt, und der Entwurf hierauf der Gonferen; 
zur Erwägung und fchließlichen Beftftellung des baldigſten wieder vorgelegt werten.” 
Diefe fchliegliche Feſtſtellung ift denn endlich dadurch wirklich erfolgt, daß ver £ 
preußiiche Benollmächtigte die Collectiv⸗Note in ver Schlußfitung den Bevollmächtigten 
von Sachſen und Hannover nochmals zu freiefter Meinungs» Aeußerung über Inhalt 
und Faſſung vorlegte, und daß diefe Verollmächtigten fie jetzt förmlich acceptirten, nicht 
als eine ihnen bi8 dahin unbekannte, ihnen in ver Schlußfikung zuerft mitgetheilte, fon- 
dern als eine folche, über deren „Nothwendigkeit und Dringlichkeit” fie bereits vier Tage 
früher einig waren, und der fie In dem vorgetragenen Entwurfe, einzelne wenige Pulte 
abgerechnet, bereitö vier Tage früher völlig beiftimmten. 
Es kann zugegeben werben, daß der Abſchluß ber berliner Verhandlungen „aus 
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Rückſicht auf die gebleteriichen Zeichen der Zeit beeilt“ wurde. Da aber der k. baieri⸗ 
ſche Geſandte an diefen Verhandlungen von Anfang an bis zu Ende unaudgefegten Theil 
nahm, und in dem Schlußprotofoll vom 26. Mai c. felbft „ver Hoffnung” war, bie 
Erklärungen feiner Regierung, — die er ſich ausdrücklich vorbehiell, — „noch vor Ente 
fendung der Collectiv⸗Note abgeben zu können”, fo darf billig bezweifelt werden, „daß 
der baierifchen Regierung nicht einmal materiell die Zeit vergännt geweien ſei, den Ver⸗ 
faffungs= Entwurf vollftändig zu Eennen, über deſſen Annahme fie fich zu entfcheiben 
batte,” und daß um deswillen „ein rechtzeitiges Verſtaͤndniß mit dieſer Regierung,” was 
fonft „vielleicht möglich geweſen“, unterblichen fel. 

Auf den minder thatfächlicden Inhalt der Note muß der k. preußifche Benollmäch- 
tigte es unterlaffen, in feiner Erwiederung näher einzugehen. Nur biefe® möge noch ge= 
fagt fein: Preußen nahm und nimmt bei dem zu bildenden Bundesſtaat Feine Rückſich⸗ 
ten in Anſpruch, die nicht zugleich mohlbegründete Rückſichten und wirkliche Pflichten 
gegen das gemeinjame deutiche Vaterland find. Es iſt fi bewußt, daß die Opfer, die dieſe 
Nüdjichten erfordern, von ihm felbft nicht zum geringeren Theile gebracht werden muͤſſen. 
Aber es tft, es bleibt entſchloſſen, fie in ver vollen Ausdehnung des Möglichen zu brin⸗ 
gen. Hat die k. fächfifche Ütegierung, wie es in der Note heißt, einft die Verpflichtung 
anerfannt, „ven unter ben Aufpicien Preußend gemachten Berfuch der Einigung Deutſch⸗ 
lands in feiner Weife zu flören ober zu hemmen, ſondern denfelben vielmehr möglichft zu 
fördern,” fo kann Preußen für den Ausdruck dieſer Pflichterfenntnig im Namen Deutfch- 
lands nur dankbar fein. Diefer Dank wird wachjen mit den Thaten der Bewährung. 

Die anweſenden Bevollmächtigten der fämmtlichen übrigen Regierungen haben 
ihre Erwieberung auf die Note des k. fächfiichen Staats⸗Miniſters, nach fofortiger vorläu= 
figer Beiprechung, in folgender gemeinfchaftlichen Antwort ſchließlich zu Protokoll gegeben: 

Die Rechte der Megierungen, welche dem von den F. Regierungen von Preußen, 
Sachſen und Hannover unter dem 26. Mai c. abgefchloffenen Bünpniffe auf gemeinfchaft- 
liche Aufforderung dieſer Regierungen fpäter beitraten, find allerdings lediglich nur nach 
den Vertragsfchläffen zu beurtheilen, in Folge deren ihr Beitritt zu dem Bundniſſe ſtatt⸗ 
fand. Was dem Abſchluß des Bündniſſes felbft vorherging, und ob und was dabei 
zwifchen den urfprünglichen Contrahenten vorbehalten ward, ift für die accedirenden Mes 
gierungen in ihrem Rechts⸗Verhaͤliniſſe zu den proponirenden Regierungen ohne alle 
rechtliche Bedeutung. Kür fie tritt nur in Erwägung, was ihnen von Preußen, Sachſen 
und Hannover in der Eollectiv-Note vom 28. Mai ohne allen Vorbehalt und ohne alle 
Bedingung zur Annahme dargeboten und angekündigt warb: dad Bundesflatut, der Ver⸗ 
faflungs» Entwurf, die authentifche Interpretation defielben und das Wahlgeſetz. Accep⸗ 
tirten fie da8 Dargebotene, fo übernahmen Preußen, Sachen und Hannover gegen fie 
die folivarifche Verpflichtung der unverfürzten Gewährung feined ganzen Inhalts. Die 
accedirenden Regierungen haben das Dargebotene in förmlichen Bertragsfchlüffen acceptirt, 
und fi) damit das unbeftreitbare Recht gefichert, daß ihnen gegenüber von irgend wel⸗ 
hen Vorbehalten zwiſchen Preußen, Sachſen und Hannover nicht entfernt die Rede fein 
Tann. Was aus den Vorbehalten folgt ober nicht folgt, haben fie nicht ferner zu er 
drtern. Ihr völlig Eares und moblerworbened Recht geht auf den geraden und offenen 
Vollzug ver Verfaſſung, wie fie öffentlich dargeboten und In ber Gollectiv-Note vom 
28. Mai und der Denkfchrift vom 11. Juni autbentifch interpretirt if. Nur die Er- 
füllung dieſes Rechts würde ihnen verweigert oder verzögert werden, wenn Sachſen 
und Hannover darauf verharren follten, fich auch gegen fie auf dieſe Vorbehalte zu be⸗ 
ziehen. Das Recht felbft würden fie in dem Mechtögefühl ver Nation vollkommen 
gefichert wiſſen. oo 

Es ift in der Note gefagt, daß die meiften ver beigetretenen Megierungen ihren 
Beitritt erklärten, nachdem die Vorbehalte befannt geworben fein. Die rechtliche Irre⸗ 
levanz eines ſolchen allgemeinen Bekanntwerdens und eines Daraus folgenden möglichen 
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Bekanntſeins von Borbehalten, die nicht Begenflände der darauf folgenden Vertrage⸗ 
fchlüffe geworben, bedarf feines Nachweiſes. Relevirte aber etwas aus biefem Umſtande, 
fo würbe er die Verpflichtungen Sachſens und Hannovers gegen diejenigen Regierun⸗ 
gen, Die vor jener Zeit beitraten, nur um fo manifefter, nur um fo unverbrüchlicher machen. 

Inzwiſchen ift die Nechtöverbinblichkeit der k. füchfifchen und hannoverſchen Regie- 
rung gegen alle beigetretenen Regierungen völlig dieſelbe; gegen die einen, weil fie vie 
Eriftenz ver Vorbehalte im Augenblide ihrer Vertragsfchlüffe wirklich nicht abneten, 
deren Inhalt jedenfalls nicht kannten; gegen die anderen, weil, nachdem die Vorbehalte 
durch die Prefle veröffentlicht oder fonft befannt geworben waren, auch mit ihnen fes 
nur auf Grund bed Bunbeöflatuts, des Verfaflungs- Entwurfs und feiner authentiſchen 
Interpretation, der Denkichrift vom 11. Juni c., und nicht auch auf Grund irgend 
welcher Vorbehalte abgefchloffen wurde; ja, weil auf Anbeutungen, zu denen vie Be 
forgniß, Hinfichtlih der doch nun einmal befannt geiworbenen Vorbehalte, fpäter zumeilen 
binführte, Erklärungen ertheilt wurden, wodurch ein fernered birectered Fragen nach etra 
beſtehenden, aber auch jeßt noch im Verwaltungd= Mathe nicht vorgelegten Vorbehalten. 
geradezu verboten ward. So mwurbe, um es zu wiederholm, dem naffauifchen 2erol: 
mädhtigten am 29. Juni durch den, damals blos noch aus den Berollmächtigten der f. 
preußifchen, fächfifchen und hannoverfchen Regierung beſtehenden Berwaltungd- Ratb, auf 
besfalffiged Anfragen erwiebert: „vaß die einzelnen Beſtimmungen des Vertrages zım 
26. Mat ſodann ver Berfaflungs- Entwurf und beffen Interpretation vom 11. Juni c. 
fo wie endlich die Noten des k. preußifchen Staatd- Minifteriums vom 28. und 30. Mai c., 
das offen dargelegte Material zum Verftänpniß des Inhalte und des Zwecket 
des Vertrages darbieten; ja, fo ſetzte der k. hannoverſche Bevollmächtigte zu, daß in 
diefem Materiale vie Reſultate der gemeinfchaftlichen Erörterungen und Entſchließungen 
der contrahirenden Regierungen niebergelegt jeien, daß es für die beitretenven Negierw: 
gen nur auf diefe anlommen möge; daß aber eine Erörterung ver vielleicht verſchiedene 
Motive, die zu den gemeinfchaftlichen Reſultaten geführt haben, wenn nicht unangemeile, 
doch jedenfalls nicht erforverlich fei." So mwurbe dem kurheſſiſchen Bevollmächtigten in 
der Sigung vom 26. Juli c. bebeutet: „ed fei vor Allem feflzubalten, daß es ſich Mi 
der Verhandlung einer Regierung über ihren frei zu beichließenden Beitritt zu einm 
zwifchen den Megierungen von Preußen, Sachen und Hannover abgefchloffenen und x 
Hecht beftehenden Vertrag, nur noch um Einigung über den urkundlich vorliegen: 
den Inhalt dieſes Vertrags handeln koͤnne.“ 

Der den verhandelnden und beitretenden Regierungen urkundlich vorliegende, kei 
hungsweiſe vorgelegte Inhalt des Vertrages ſchloß aber die Vorbehalte ver fädjiide 
und bannoverfchen Regierung fo wenig ein, daß er viefelben nicht einmal ante“ 
Das Schluß-Protofoll vom 26. Mai c. felbft, worin fich Sachſen und Hannover tor: 
ftend eine, zunächft die Oberhaupts= Frage betreffende, nähere Erklärung vorbehalten. 3 
den Berollmächtigten ber accedirenden Regierungen niemald vorgelegt worden. % 
ihnen zur Annahme wirklich vorgelegt warb, war das in fünf Artifeln ausgearbein 
PBündniß- Statut, und in diefem Statut — der einzigen Urfunde, die den ac 
birenden Regierungen den Inhalt des ihnen zur Annahme dargebotenn 
Vertrages verbürgen follte, — findet firh nicht die erdenklichſte Spur, weder za 
einen Vorbehalte, noch auch nur von irgend einer zufäglicden Erklärung irgend welde 
Art und zu irgend weſſen Gunften. Die accedivenden Regierungen find ihrerfeitd tm 
Vertrage vom 26. Maic. beigetreten, nicht infoweit er in dem Schluß = Protokoll, ſonden 
lediglich infoweit er in diefem Bündniß⸗Statut audgeprägt ifl. Die Beitritts-Erflänn 
gen, die Acceptation verfelben durch den Verwaltungsrath und die Matificationen M 
fouverainen Landesregierungen haben ausdrüdlih nur den in dem Bündniß-Sta— 
tute ausgeprägten Vertrag vom 26. Mai c. zum Gegenflande. Findet wer f 
ſaͤchſiſche Staatöminifter e8 in der jegigen Note angemeflen, darauf aufmerkſam zu mr 
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Ken, daß die von Sr. Maj. dem König von Sachen vollzogene Ratification des ge= 
dachten Bundniß⸗Vertrages — d. i. eben dieſes Statuts — unter ausbrüdlicher Er- 
wähnung und Erneuerung der Vervahrung und Vorbehalte erfolgt fei, die in der dem 
Schluß Protokolle vom 26. Mai c. zuzufügenden Erflärung niedergelegt worben, jo müſ⸗ 
fen die Bevollmächtigten der accedirenden Megierungen ihrerſeits daran erinnern‘, daß 
ihnen nach erfolgtem Beitritt ihrer Regierungen eine beglaubigte Ausfertigung des Bünd- 
niß⸗Statuts fletd nur mit der Natification Sr. Maj. ded Königs von Preu- 
Ben ausgehändigt wurde, unb daß in diefer Matification von alle dem, woran ber 
k. fächfifhe Staatsminiſter jetzt erinnert, nicht das Geringfte zu finden ifl. Daß bie ihnen 
mitgetheilte ©. preußifche Hatification von der E. fächfifchen und hannoverſchen Ratifica⸗ 
tion in ihrem wefentlichen Inhalte abweiche, — daß ihnen blos die eine mitgetheilt wor- 
den, weil die anderen damit nicht völlig übereinftimmten, fonnte, ja durfte von den bei- 
tretenden Regierungen nicht unterftellt werben, da ja jene vereinzelte Mittheilung gerade 
mit auf Verfügung des k. fächfiichen und bannoverfchen Bevollmächtigten erfolgte. 

„Die Bevollmächtigten von Hannover und Sachfen” — heißt es in der Note, — 
„bätten ſich blos „gelegentlich einiger Anfchlußverhandlungen dafür auögefprochen, 
daß ver Berfaffungd- Entwurf nur unter Zuftimmung aller Gontrahenten abgeändert 





‚werben bürfe” ”, — aus welchem gelegentlichen Ausfprechen denn eine Zurüdnahme ober 


Schwädung ded Hannoverfchen und fächfifchen Vorbehalts in keiner Weile gefolgert wer» 
den konne.“ Die Bevollmächtigten der accedirenden Megierungen find felbftredend nicht 
in dem alle, fich auf eine Erörterung über Zurüdnahme oder Schwächung von Vor⸗ 
behalten einzulaflen, die für fie überhaupt ohne alle rechtliche Bebeutung find. Sie ver⸗ 
deutlichen nur das gelegentliche Auöfprechen, indem fie — um bei diefem Einen ſtehen 
zu bleiben — daran erinnern, daß ber braunfchweigifche Bevollmaͤchtigte in der Sigung 
des Berwaltungsraths vom 27. Juli c. bemerflich machte, daß das Zuftandefommen des 
ganzen Werkes zweifelhaft fein müfje, wenn die einzelnen Regierungen paran fefthielten, 
daß der Entwurf ald folcher nicht bindend fei, und mobiflcirt ober zurückgezogen werben 
Eönne;, daß vielmehr eben daraus, daß ber Entwurf auf einer Vereinbarung der Regie⸗ 
rungen berube, gefolgert werben müfle, daß Feine einzelne Regierung Mopifica- 
tionen ald Bedingungen bed Zuſtandekommens in Anfprucdh nehmen fönne, 
und daß ein Zurüdnehmen des Entwurfs, gegen den Widerſpruch aud nur 
eines einzigen Staats nicht möglich fei, — daß auf biefe Frage ber damalige 
Vorſitzende erwiederte: „Was die von einzelnen Regierungen, nachdem fie dem Ver⸗ 
trage vom 26. Mai c. beigetreten, etwa noch zu beantragenden Modificationen bes 
Verfaſſungs-Entwurfs betreffe, fo werde die Zuläfiigkeit der Anbringung folder 
Anträge völlig zugegeben, jedoch mit dem Beifügen, daß bei mangelnder Zuftimmung 
der übrigen Regierungen zu der beantragten Mopdification, es auch für die betreffende Re⸗ 
gierung bei bem Inhalte des vertragsmäßig acceptirten Verfaffungd- Entwurfs lediglich 
fein Bewenden behalte,’ — und daß das Protokoll jener Sigung nunmehr fo fortfährt: 
„die Bevollmächtigten der k. fächfifchen und Hannoverfchen Regierungen beftärken dieſe 
Erflärung durch die Ausführung, daß der Abfchluß des Vertrages vom 26. Mai c. 
und der Beitritt zu diefem Vertrage jede ber contrahirenden und ber beitretenden Megie- 
tungen zum unverbrüchlichen Befthalten an dem Inhalte des einmal verfündeten Ver⸗ 
faffungs = Entwurfs verpflichtet Habe und verpflichtet Halte, und zwar fo lange, als nicht 
durch gemeinfame Uebereinftimmung aller diefer Megierungen eine Abänderung des Ent⸗ 
wurfs nachträglich genehmigt und zugegeben werbe.” 

Die Note ftellt die Behauptung auf, daß es „den ihren Beitritt erflärenden Megie- 
rungen unbenommen“ geweſen, „In gleicher Weile" — d. 5. mie Sachfen und Hannover 
— ‚ihre Zuftimmung an eine beftimmte Bedingung zu knupfen.“ Die Bevollmächtigten 
der accevirenden Regierungen heben dieſe Behauptung blos hervor, um fie zu confta= 
tiren. Widerlegt iſt fie Dusch alle Verhandlungen und Vertragsſchlüſſe im Verwal⸗ 
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tungsrathe. Es war der unbedingte Beitritt zu dem Bundniß⸗Vertrage vom 26. Mai c. 
und nur diefer, auf dem man feltend der einladenden Megierungen beftand, und zu 
dem fich die accedirenden Megierungen endlich entfchloffen haben. 
Die Bevollmächtigten der accedirenden Regierungen bleiben hiernach, ver jetzigen 
Note des k. fächfifchen Staatd-Minifterd ungeachtet, der vollen Ueberzeugung: 
daß jede Argumentation, die den von Sachſen und Hannover bei dem Schluß⸗ 

Protokoll vom 26. Mat c. vorbehaltenen nachträglichen Erklärungen moͤglicherweiſe 

entnommen werden Eönnte, gegen die von ihnen vertretenen Regierungen in Feine 

Weiſe Platz greift; | 

daß vielmehr zwifchen viefen Regierungen und den k. Negierungen von Preußen, 

Sachſen und Hannover die Gefammtheit der gegenfeltigen echte und Pflichten in den 

von Preußen, Sachſen und Hannover ihren Regierungen ohne allen‘ Vorbehalt tar 

gebotenen und von dieſen Negierungen unbebingt acceptirtn Bündniß⸗ Vertrage rom 

26. Mai c., beichloffen liegt; 

und daß der Art. IV. dieſes Bünpnif«- Vertrages die fämmtlichen Theilhaber te} 

Vertrages zu der, auf die vemnächftige Einberufung des Meichötageß abzwedentn 

vorläufigen Vereinbarung, wie dieſelbe In dem Protokoll der Sigung des Verwaltunge⸗ 

rathes vom 17. October c. feftgeftellt ift, durchaus berechtigt. 

- Indem die Benollmächtigten der accedirenden Megierungen dieſes gute Recht ihr 
Megierenngen gegen jeve Anzweifelung nochmals feierlich verwahren, lehnen fie zugleich 
Alles ab, was das Interfie auch ihrer Megierungen in „vie Füglichkeit anderweitiger De 
Handlungen” fegen Eünnte, auch wenn die Geltendmachung einer ſolchen Füglichkeit, wie 
‚In der Note im voraus zugefichert wird, feitens ver k. fächfifchen Regierung nicht ke 
firitten werben follte. Die accedirenden Regierungen wollen vie Aufrechtbaltung un ta 
Vollzug des Bündni- Vertrages, und nur dieſes; fie wollen bei dieſem DBertrage ve 
Barren, nicht davon zurüditreten. 

S. M. der Kaifer von Oeſterreich ernennt den Wirflichen Geheimen - Rath, From. 
Kübed-Kübau und den W. ©. R. FeldmarfchallsTieutnant v. Schönhale zu 
Mitgliedern der proviforifchen Bundes: Gentral- Commiffion. (S. 30. Septemker.) 

Die preußiiche zweite Kammer nimmt, unter Verwerfung mehrerer Amendemente, 
bie $$. 38 und 39 genau fo an, wie felbe aus den Berathungen der erfim 
(S. 24. und 25. September) hervorgegangen. °) 

Zu Pofen Mordanfall zweier Polen auf einen preußifchen Soldaten. 

Bon den Deſſau⸗Cöthener Landfländen werden zum großen Jubel der Gall 
bie beiden Paragraphen der (Habichts⸗) Verfaffung: „Die Regierungsfors it 
die demokratiſch⸗monarchiſche,“ und „Alle Gewalten geben vom Bolfe and,‘ 
gegen die desfallfigen Vorfchläge der Regierung feftgehalten. *°) 





*) Damit if die Aufrechthaltung der ehemals veichsunmittelbaren Befibungen und Fir: 
commiffe, infofern Ieptere durch das deutfche Bundesrecht gewährleiftet find, ausgefprocdhen. Die 
fer Kategorie gehören im preußiſchen Staate an die Befigungen: 1) bes Herzogs von Aremberr. 
2) des Fürften v. Bentheim: Steinfurt, 3) des Kürften v. Bentheim: Tedlenburg:Rheva, 4) rei 
Herzogs v. Crey, 5) des Fürſten v. Kaunitz-Rittberg, 6) des Herzogs v. Looz und Gerewaren, 
7) des Fürften Salm: Salm, 8) des Fürften Salm: Siyrburg, 9) des Fürſten Salm- Heorkmut, 
10) des Fürften v. Sayn:Wittgenfteins Berleburg, 11) des Fürften v. Say Wittgenflein: He 
henftein, 12) des Fürften v. Solms- Braunfels, 13) des Kürften v. Solms⸗Lich u. Hohen: Sclmö, 
14) des Grafen v. Stolberg » Wernigerode, 15) des Grafen v. Stolberg: Stolberg, 16) it 
Grafen v. Stolberg: Roßle. 

**) Nachdem der Minifter v. Goßler in unmwiderleglicher Weiſe bargethau, dag ber zweile 
Say in Anhalt baarer Unfinn fei, entgegnete ein linkoſeitiger Stantsweifer: „Wenn man Hot 
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30. | Der Senat der freien Stadt Frankfurt verfeißt, durch Erneming des‘ Dr. Praite- 
heim zum Stadt⸗Phyſicus, zum erfieıtmale einem Juden ein Staatsamt. 

31. | Die preußische zweite Kammer modificirt $. 40 der Berfaflung wie folgt: „Das 
Recht der freien Verfügung über das Grundeigenthum unterliegt. feinen anderen 
Beichränfungen als denen der allgemeinen Geſetzgebung. Die Theilbarkeit Yes 
Grundeigenthums unb bie Ablösharfeit der Grunblaften wird gewährleiſtet. Für 
die todte Hand find Befchränfungen des Rechts, Liegenfchaften zu erwerben 
und über fie zu verfügen, zuläffig. Aufgehoben ohne Entſchädigung find: a) Die 
Gerichtöherrlichfeit, die gutsherrliche Polizei und obrigfeitlihe Gewalt, fo wie 
die gewiffen Grundſtücken zuftehenden Hoheits- Rechte und (Hoheits-) Privi-. 
fegien. b) Die aus diefen Befugniffen, aus der Schugherrlichfeit, der früheren 
Erbimterthänigfeit, der früheren Steuer- und Gewerbe -Berfaffung herflammen- 
den Verpflichtungen. Mit den aufgehobenen Rechten fallen auch die Gegenlei- 
ftungen und Laften weg, welche den bisherigen Berechtigten dafür oblagen. Bei 
erbliher Ueberlaſſung eines Grundflüds ift nur bie Uebertragung bes vollen 
Eigenthums zuläffig; jedoch kann auch bier ein feiter, ablösbarer Zins vorbe- 
halten werben. Die weitere Ausführung biefer Beftimmungen bleibt befonderen 
Gefegen vorbehalten.” Der Sag: „Bis zur Emanirung der neuen Gemeinbes 
Ordnung bleibt es bei den bisherigen Beſtimmungen binfichtlich der Polizei⸗ 
Verwaltung‘ wird unter bie tranfitorifhen Beflimmungen verwiefen. (Bergl. 
25. September.) 

Ferner genehmigt die Kammer den Gefeß- Entwurf wegen Aufhebung ber 
Befreiungen von der Claffenfteuer für die ehemals Reichdunmittelbaren, Geift- 
liche, Schullehrer, nicht mobile Offiziere und Dilitair, Beamtete und Hebammen, 
mit dem Zufage, daß dieſe Befreiungen mit dem 1. Januar 1850 aufhören 
folfen. 

31. | Kriegsrechtliher Spruch gegen den Furheffifchen Rittmeifter, welcher fich in Noerre 
Snede (S. 9. Juni) von den Dänen überfallen Tieg. Derfelbe wirb wegen 
Bernachläffigung der ihm, ald commandirenden Offizier einer betachirten Truppen- 
Abtheilung, obliegenden Pflichten zur Dienftentfegung nebft vierjähriger Feſtungs⸗ 
firafe und Erſatz des Schadens verurtheilt. — Vermuthlich hat: das preußiſche 
Dber- Commando in Zütland bei dem heſſiſchen Kriegsgericht diefen Spruch 
erwirft, wenigſtens müflen dies biefenigen Zeitungsfchreiber annehmen, deren 
Scharffinn die Urſache jenes Unfalls bei genanntem Ober» Commando fand. 


— — — 


hiſtoriſch beweiſen will, wo es ſich um die Rechte der Natur, die in eines Jeden Bruſt geſchrie⸗ 
ben find, handelt, fo beweiſt man damit Nichts; das geht nicht! Die Hiſtorie muß vor dem 
Bewußtſein des Volles zurädweichen. Segen wir 3. B. den Fall, es kauft fih Jemand ein 
paar tanfend Neger und fiedelt fich mit denen an; viefen fällt fpäter ein fich frei zu machen, 
dann wird es fich zeigen, ob die Gewalt von den zweitaufend oder von dem Ginzelnen ausgeht, 
dann wird es fich zeigen, daß das Hiftorifche Recht nichts gilt, wo es fich darum Handelt, ein 
Gemeinweſen zu ordnen u. |. w.“ — Solche Philofophie ift des großen Wolter würbig, der mit 
gleich tiefer Auffaflung äußerte: „Ich glaube nicht, daB der erfte Menfch mit einer Krone auf 
dem Kopfe und einem Purpurmantel geboren iſt.“ 
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31. | Der Deffau-Eöthener Landtag bebarrt bei Faſſung des $. 8: „Der Adel wir 
hiermit abgefchafft. Alle zur Bezeichnung des Adels dienenden Ausbrüde ver: 
lieren dieſe Bedeutung,“ und verſteht fih nur zum Streihen des Schlußſatzes: 

> 1 „und werben vom Staate weder anerkannt noch gebraucht.‘ 

81. | + v. Standeisfy, k. öfterreichiicher Feldmarſchall⸗Lieutnant und Ober -Comman 


dant zu Trieft. 
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B. | Denffhrift der k. hannoverfchen Regierung in Bezug auf bie deutſche Verfaflungs- 
Angelegenheit. Wir können aus Rüdfiht auf den Raum, nur deren Schluß 
aufnehmen. 

Mus alfo von Seiten ver k. hannoverſchen Regierung binfichtlih der von dem k. 
preußifchen Bevollmächtigten im DVerwaltungsratbe vorgelegten Abaͤnderungs⸗Vorſchlaͤge 
für den Verfafſungsentwurf eine ablehnenve Erklärung abgegeben werden, und Tann bie 
Bildung des engeren Bundesſtaates als in den Zwecken des Bündniſſes vom 26. Mat 
Viegend nicht angenommen werben, fo bleibt der hannoverfchen Negierung nur noch übrig, 
der £. preußifchen und ven fibrigen verbündeten Regierungen gegenüber ſich darüber aus⸗ 
zufprechen, welche Schritte fie zur Erreichung des gemeinfchaftlidhen Ziels einer vefiniti- 
ven Geſtaltung des veutfchen Verfaſſungswerks vom Standpunkte des Vertrags vom 
26. Mai. d. 3. aus für nothwendig hält. 

Diefe beftehen darin, daß man einfach an dem der Nation vorgelegten Verfafſungs⸗ 
Entwurfe für ganz Deutſchland fefthält in der Form, wie ihn Preußen bei Abſchluß des 
Bünpniffes vom 26. Mai als unabweisliche Beningung ver Bereinbarung feinen dama⸗ 
ligen Mitpacifeenten vorgelegt hat, und wie derfelbe nach den, bei allen fpäteren Beitritts⸗ 
Verhandlungen flattgehabten Bevorwortungen, ohne Uebereinftimmung Aller nicht ab⸗ 
geändert werben kann; 

daß man die gegenwärtigen Berwicelungen durch Verhandlungen Üiber Abänverungss 
Borfchläge nicht vermehrt, bis es der k. preußiichen Regierung durch Verfländigung 
mit Oefterreich und mit den dem Buͤndniß nicht beigetretenen übrigen deutfchen Staaten 
gelungen iſt, entweder ven Widerſpruch gegen ven DBerfaffungs-Entwurf zu befeltigen 
oder fich über Mopificationen deſſelben zu einigen; 

daß die Berufung eined Reichstags bis dahin ausgejeßt bleibt, daß dieſer wirklich 
ald ein veutfcher Reichstag angeſehen werben Tann, und 

daß envlih wenn die Erledigung dieſer Vorfragen bis zum Ablauf des Bündniß⸗ 
Bertraged vom 26. Mai nicht thunlich fein follte, eine DVerftändigung mit ſaͤmmilichen 
deutfchen Bundesſtaaten verfucht werde, um die mit dieſem Büntniffe angeftrebten Zwecke 
vertragsmäßig zu erreichen, Deutſchland eine den Zeitverhältniffen entfprechenne Verfaſ⸗ 
fung zu geben, und das bereitd ind Leben gerufene Bundesfchiensgericht in die Stellung 
eined wirklichen deutſchen Reichsgerichts hinüberzuführen. 

Dies ift, nach Anficht Hannovers, der Weg, auf dem die durch den Vertrag vom 
26. Mat verbündeten Staaten ihre übernommene Aufgabe der Nation gegenüber werben 
erfüllen koͤnnen, nicht aber der, daß fie jetzt ſchon, nach noch nicht Halb nerlaufener Beit 
für die Dauer ihres Buͤndniſſes, ihren Hauptzweck aufgeben, und fih auf den Berfuch 
ber Erſchaffung eines engeren Bundesſtaats in Deutichland befchränken, der felbft von 
denen, welche ihn vorfchlagen, nur als ein neues Provijorium bezeichnet wird, 
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Cöthener Landtag verwirft nach Tangem und ziemlich confuſem Kampfe 
den von ber Regierung gewünfchten Zufat zu dem, das Berfammlungs- und 
Petitions⸗Recht betreffenden $. 15: „Auf bie Vollswehr erfter Abtheilung 
finden dieſe Vorſchriften nur infomweit Anwendung, als die militairifchen Dieci, 
plinar⸗Vorſchriften nicht entgegen ſtehen.“ Statt deſſen wirb beliebt: „Dem 
Contingent ift die Verhandlung über militairifche Befehle und Anordnungen 
in Verfammlungen und Bereinen nicht geſtattet.“ 

2.| Die preußifche erſte Kammer erflärt fi mit den Veränderungen einverflanden, 
welche die zweite in den Paragraphen 24—37 (S. 12., 16., 17. Octoben 
ber Berfaffung für nothwendig erachtet hat. 

Eben ſo ſpricht fie ihr Einverftändnig mit derfelben Hinfichtlich der Ba: 
orbnung, betreffend bie Aufforderung von Perfonen des Soldatenflandes m 

IR Ungehorfam, aus. (S. 23. Mai und 15. September.) 

2. | In der zweiten Kammer Vorlage zweier Gefet- Entwürfe, betreffend bie Berril: 
gung einer Zind-Garantie bes Staates für die Actien der Aachen = Düffelderie 
und Ruhrort» Erefeld- Kreis Gladbacher Eifenbahn- Gefellichaft. 

Demnähft allgemeine Discuffion über bie Gefeßvorlage wegen des Band 
ber Oftbahn, der weftphäfifchen Verbindungs⸗ und Saarbrüder Eifenbahn. Unter 
ben beantragten Amenbements heben wir das des Abgeorbrieten Simon — 
weiland Präfident des Frankfurter Parlaments u. Haupt der gefcheiterten Kailer: 
Deputation — megen feiner fanften Feindfeligfeit gegen bie Regierung aud: 
1) Paragraph 2 in folgender Faſſung anzunehmen: „Die zur Ausführung ver 
brei gedachten Unternehmungen nod erforderlichen Geldmittel von überfhläglig 
33 Milionen Thalern find aus den Beftänden und der etatsmäßigen jährlichen 
Einnahme des Eifenbahn- Fonds, fo wie aus den fonft noch vorhandenen, mit 
Zufimmung der Kammern für diefen Zwed angewiefenen Beftinte 
und aus ben eiwanigen Fünftigen Jahresüberſchüſſen des Staatshaushaltes y 
entnehmen. 

Inſoweit bie bezeichneten Fonds zur Vollendung jener Bauten ($. ja 
angemeffener Frift nicht ausreichen ſollten, ift unfer Finanz» Minifter ermädtif, 
den Mehrbedarf durch eine, nach dem Bebürfnig des fortichreitenden Baues & 
mählig zu realifirende, verzinslihe und in angemeflener Frift zu amortifiret 
Stants-Anleihe höchſtens im Betrage von ..... zu beicdafe. 
2) Die Beihlußnahme über die in Alinea 2 des H. 2 zu inferirende Zahl hi 
bahin auszufegen, daß die von dem Kinanzs Minifter Seite 24 ber Denfiänii 
und Seite 14 des Berichts zugefagte Vorlage erfolgt und in der Kammer ji 
Beſchlußnahme gebracht fein wird.” 

Nächſtdem möge eine Aeußerung des Herrn A. v. Auerswald, der beim 
Vereinigten Landtage als Stern erfter Größe, fobann als nachmärzlicher Miniter 
bes Innern vielleicht etwas weniger glänzte, Play finden: „Das verehrte Mit 
glied für Hagen hat dann davon gefprochen, daß der Bau der Oſtbahn eine an 
bie Provinz Preußen abzutragende Ehrenſchuld fei, und daß er fich für verpflichtet 
halte, dies bier auszuſprechen. Ich habe Dies mit Dank anerkannt und mid 
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gefreut, daß das verehrte Mitglied fih dazu für verpflichtet gehalten hat. 

hat aber ferner gefagt, er wolle nicht erwähnen, daß die Bewohner der Provinz 
Preußen daran felbft Schul feien. Dem gegenüber will ich denn auch nicht 
erwähnen, dag ich für meine Perfon und, wie ich glaube, die ganz überwiegende 
Mehrzahl meiner fpeciellen Landsleute ganz anderer Meinung find, daß fie glaus 
ben, daß andere Reute die Schuld davon tragen, daß die Bewohner der Provinz 
in ihrer Mehrzahl den Finanz» Minifter Preußens von 1842 und den Tandtags- 
Commiſſar von 1847 zu denjenigen rechnen, die von diefer Schuld nicht frei 
find.’ — Man wird zugeben müflen, dag dieſe Auffafiungsweife, wenn nicht 
richtig, doch neu und Fühn fei. 


3. | Bon ber preußifchen erfien Kammer wird $. 105. ber Verfaſſung in ber, von der 


” . 


zweiten (f. 5. und 9. October) beliebten Faſſung, jedoch mit dem Zufage ans 
genommen: „‚‚Entftehen Zweifel darüber, ob gehörig gefündigte, ohne Mitwirs 
fung der Kammern erlaffene Geſetze oder Verordnungen diefer Mitwirkung bes 
dürfen, fo flieht nur den Kammern zu, über bie Giltigfeit foldher Geſetze und 
Verordnungen Beichlüffe zu faſſen.“ Paragraph 106. erhält eine wejentliche 
Modification: „Die Verfaffung Tann auf dem ordentlichen Wege ber Geſetz⸗ 
gebung abgeändert werben, wobei in jeder Kammer bie gewöhnliche abfolute 
Stimmenmehrheit bei zwei Abflimmungen, zwilchen melden ein Zeitraum von 
wenigftend 21 Tagen liegen muß, genügt.” SHinfichtlich des $. 107. wird der 
Beſchluß der andern Kammer (6. 10. October) alfo auch die Nichtvereidigung 
der Armee genehmigt, ebenfo $. 108., allein unter Vorbehalt bed wichtigen Zus 
fages: „Die beftehenden Steuern und Abgaben werben forterhoben, bis fie 
burch,ein Geſetz abgeändert werden.’ Paragraph 109. unverändert angenommen, 
110. deögleichen, 111 in folgender Faſſung: „Sollten durch die, für den deut- 
fhen Bundesſtaat auf Grund des Entwurfs vom 6. Mai d. %. feftzuftellende 
Berfaflung Abänderungen ber gegenwärtigen Berfaflung nöthig werden, fo wirb 
der König dieſelben anordnen, und diefe Anordnungen den Kammern bei ihrer 
nächften Berfammlung mittheilen. Die Kammern werben dann Befchluß darüber 
faffen, ob die vorläufig angeorbneten Abänderungen mit der Berfafiung bes 
deutſchen Bundesſtaats in Uebereinftiimmung ftehen.” Paragraph 112. wie er 
von der anderen Kammer genehmigt worden. 


| Die zweite Kammer beendet ihre Erörterungen über das Geſetz wegen bes Eifen- 


bahn⸗Baues. Simſons Amendement fällt mit 256 gegen 38 Stimmen glänzend 
dur; unter denen die fi dafür erflärten, finden wir nur zwei einfimalige 
Minifter, wovon einer obenein in partibus: Graf v. Schwerin und v. Becke⸗ 
rath. Die Anträge der Commiſſion, d. i. dem Wefentlichen nach die Borfchläge 
bes Minifteriums werben mit überwiegenber Majorität guigeheißen. 


S. M. der König von Sachſen gewährt Amneftie für alle Seiner Perſon und 


Familie zugefügten Beleidigungen. 


Der Landtag von Lippe: Detmold genehmigt den Anſchluß des Fürſtenthums an 


das Berliner Bündniß. (S. 29. September.) 


Schreiben des F, fähfifhen Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten an bie F. 
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ſächſiſche Gefanbtichaft zu Berlin. Ein Wiederhall der k. hannoverſchen Dent: 
fhrift vom Iſten d. Mis.; wir theilen daher gleichfalls nur den Schluß mit.. 


Die vieffeitige Negierung vermag daher nicht, den von dem k. preußifchen Sem 
Bevollmächtigten dem Dermwaltungsrathe vorgefchlagenen Mopificationen beizuftimmer, 
indem fie darin nur eine nominelle Umgeftaltung des Verfaffungs- Entwurfs erbliden 
muß, welche gleichwohl weit entfernt, ven Anſchluß des nicht beigetretenen Theils con 
Deutfchland zu erleichtern, vielmehr deſſen Abſonderung noch mehr zur vollendeten Thu: 
fache reifen, damit aber zugleich die fehr ernfte Beſorgniß eines Ausſcheidens Eur— 
Deutfchlands aus dem Zollverein Hervortreten läßt, welches Ereigniß Die dieſſeitige R- 

gierung im Intereffe Sachfend nicht minder, als bem des gefammten Deutſchlands :: 
das beklagenswerthe Nefultat der Einheitöbeftrebungen betrachten müßte. 

Sie erkennt zugleich in jenen BVorfchlägen einen Beleg für bie Lnverträglidiz 
des beabfichtigten engeren Bundesſtaates mit dem anerkannten Fortbeſtand des verttcze⸗ 
mäßigen veutfchen Bundesſtaates, und fie findet fi) dadurch noch mehr in ver lie: 
zeugung beftärkt, daß eine Verſtaͤndigung fünmtlicher deutſchen Regierungen über tr 
einem Reichstage machende gemeinfame Vorlage deſſen Einberufung vorausgehen mir. 

So wie diefe ihre Anfichten mit denen der T. bannoverfchen Megierung, wie jeld: 
in deren, der k. preußifchen Regierung übergebenen Denkfchrift vom 1. dv. M. varade;: 
worden find, fich begegnen, fo tritt fie überhaupt ben in dieſem Promemoria abgegekma 
Erklärungen hiermit bei, insbeſondere auch hinſichtlich deſſen, was dabei in Bezug uf 
die zur Erreichung des gemeinſchaftlichen Zieles einer definitiven Geftaltung tes zeur: 
ſchen Verfafiungstverke® vom Standpunkte des Vertrages vom 26. Mai d. 3. aus zu 
thuende Schritte für nothwendig erachtet wird. 

Die fonach durch die Verhältnife gebotene Auffafiung der von ber k. preußiſchen 
Regierung vorgefchlagenen Mopificationen wird es zugleich erklärlich erfcheinen lafe, 
wenn die biefjeitige Megierung bei einer etwanigen bemnächftigen Berathung über tem 
Annahme im Berwaltungsratbe fich zu betheiligen Anftand nimmt, indem kei dem ker: 
portretenden Abſtande zwiſchen dem dieſſeits feftzuhaltenden und dem jenfeits aufgeftek 
Geſichtspunkt der dieſſeitige Berollmächtigte fich in die unermünfchte Stellung eines fer: 
während Proteſtirenden verſetzt ſehen würde. 

In Berückſichtigung der augenblicklichen Abweſenheit des k. Bevollmächtigten in 
Verwaltungsrathe wird bie k. Geſandtſchaft hierdurch beauftragt, Abſchrift gegenwart 
gen Erlaſſes den k. preußiſchen Miniſterium mit dem Erſuchen zu überreichen, denielbe 
geneigteſt zur Kenntniß des Herrn Vorſitzenden des Berwaltungsrathes bringen zu weir 


4.| + v. Kamptz, Staatsminifter a. D., zu Berlin. 


5. | Der Deffau-Cöthener Landtag beharrt bei dem, ihm durch $. 58 der Berfai 
zugelprochenen Rechte, daß bei Befekung ber Präfidenten- Stellen der okım 
Gerichtöhöfe feine Einwilligung erforderlich fei. Er fireiht die Beftimmung 3 
$. 68, wonach apanagirte Mitglieder bes herzoglichen Haufes ohne Zuſtimmung 
des Landtages, bei Berluft ihrer Apanage feinen dauernden Aufenthalt im Aut 
ande nehmen bürfen. Dagegen beharrt er bei den Sägen: „Die Prinzen des 
herzoglichen Haufes bebürfen zur Annahme austwärtiger Dienfte der Genehmigung 
bes Landtages. Auch ift der Landtag befugt, die Prinzen aus auswärtigen 
Dienften zurüd zu berufen. Wird der Zurückberufung nicht genügt, fo fit 
Entziehung der Apanage ein. 


6. | Auszug aus dem Schreiben ded &. H. Oldenburgiſchen Miniſteriums an den Landtag 
Der vorige Allgemeine Landtag bat mit einer Majorität von mur einer Stimm 
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entichieden, der Staats» Megierung auf diefem Wege nicht felgen zu können, *) fo leb⸗ 
haft und wiederholt fie ihm auch ihre Lieberzeugung von der Nothinenbigkeit und Dring- 
lichkeit eined Kortgehend auf demfelben ausgefprochen hat. Es hat baher die Auflöfung 
der damaligen Berfammlung verfügt werden mäffen, und dad unterzeicdnete Steatd-Mi- 
nifterium wirb ſich der rechtlicden wie Der politifchen Motivirung dieſer Naßregel Hier 
überboben Halten dürfen. 

Dafielbe Hat aber auch eine weitere Verantwortlichkeit übernehmen zu müflen geglaubt. 
Um die Zeit der Aufldfung und kurz nachher ergab fich eine Reihe von Umftänben, 
welche die längft erfannte Dringlichkeit, fich dem Bundniß zur einheitlichen Conſtituirung 
Dentichlands anzufchliegen und fich bei ver Leitung befielben vertreten zu fehen, in ben 
Augen der Staatö-Regierung fo ſehr fleigerten, daß fie nach reiflicher Erwägung zu 
dem Entſchluß fam, von ihrem verfafiungsmäßigen Rechte eines beftnitiven Abfchluffes 
Gebrauch zu machen, unter Anerkennung ihrer Derpflichtung, venfelben dem nächften 
Landtage zur Beilätigung vorzulegen. 

Zu dieſen Umftänven gehörte zunächft die In der erfien Woche eingegangene Nach⸗ 
richt, daß eine Anzahl deutſcher Staaten, die Hiäher gezögert hatten, in Folge an fie 
ergangener Aufforderung von Berlin aus, und wegen ber ſich immer dringender geſtal⸗ 
tenden allgemeinen politifchen Verhältniffe ihren Beitritt zu dem Bünbniß beeiltn. So 
ſprach das Großherzogthum Heſſen, welches lange unterhanbelt hatte, endlich die Rati⸗ 
fieation aus, und ernannte einen Bevollmaͤchtigten für den Verwaltungs⸗Raih; eben ſo 
wurte von Sachſen⸗ Altenburg und von den reußiſchen Landen der definitive Anfchluß 
erklärt; die anbaltifchen Herzogthümer, die Kürftenthümer Lippe und Walde, vie freie 
Stadt Lübe ſchickten Benollmächtigte nach Berlin, um ihren Beitritt zu verhandeln. 
Da au) Hamburg und Bremen kurz zuvor beigetrefen waren, fo würbe alfo Oldenburg 
in Eurzem der einzige aller ſelbſtſtaͤndigen nord» und mitteldeutichen Staaten geweſen 
fein, der in feiner ifolirten Stellung verbarrte, und bei der Beratbung und Entſcheidung 
über die deutſchen Angelegenheiten unvertreten war. Indeß hatte ein zu Anfangs Sep⸗ 
teinber bier eingetzoffenes Schreiben des preußischen Minifteriums an die Staats - Hegie- 
rung wiederholt und dringend zu einer Entjchließung über ven befinitiven Beitritt auf 
gefordert und den 15. September ald den Termin beftimmt, bis zu weldyem eine foldye 
in Berlin ertvartet werde. Man wünſchte dort endlich den Umfang des Bündniſſes über- 
feben, und dann in entfchievener Weife mit der vollftändigen Organifation des Verwal⸗ 
tungs⸗NRathes, mit der Berathung der Wahlordnung, mit der Vorbereitung und An⸗ 
fetzung des Reichstages u. ſ. w. vorgehen zu können. Ein gleichzeitig eingetroffenes 
Schreiben des Verwaltungs Mathe an das Staats-Miniſterium ſprach ſich ebenfalls 
in dringender Weiſe über die Nothwendigkeit aus, daß man in Oldenburg einen Ent« 
ſchluß faffe, und bald darauf beftätigten verfchiedene officielle und halbofficielle Nachrichten 
und Correſpondenzen, daß nicht nur in Betreff der weiteren Entwickelung bed Bünbniffes 
und ber deutfchen Berfafiungs- Angelegenheit, ſondern auch wegen des Verhaͤlmiſſes der 
Bündnißſtaaten zu Oeſterreich und zu den übrigen noch nicht beigetretenen deutſchen Laͤn⸗ 
bern, dann wegen der Flotte und anderer allgemeinen deutſchen Angelegenheiten, Ver⸗ 
bandlungen und Beichlüffe im Verwaltungs Nath nächftend bevorſtanden. Namenilich 
machte ein vertrauliches Schreiben einer benachbarten Regierung vom 9. September drin⸗ 
gend auf die Nothwendigkeit aufmerkfam, vie gemeinfanen maritimen und Verlehrs⸗ 
Intereſſen der Nordſeeſtaaten durch baldige Acceſſion Oldenburgs in Berlin flärker vertre⸗ 
ten zu fehen, und verband Damit Die Aufforderung nicht länger zu zögern. | 

Zu dem Allen fam nun die am 7. September in Berlin erfolgte Abſtimmung ver 
dortigen zweiten Kammer, nachdem vie erfte fchon früher Ihre Uebereinſtimmung mit ber 
deutſchen Politik des Minifteriums far mit Einſtimmigkeit ausgeſprochen hatte. Mit 
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einer Maforität von nahe an 300 gegen 2 Stimmen erflärten die Vertreter des preußi⸗ 
ſchen Staates, „vaß fie der Regierung auf dem von derſelben betretenen Wege in ter 
deutſchen Verfafjungs- Angelegenheit ihre volle Unterflügung gewähren mwürben, und cin 
zweiter Beſchluß erfannte an, daß die preußifche Verfaflung, wo es nöthig fei, nach der 
fünftigen Heichönerfaffung geändert werben müfle.” 

Das Vertrauen zu dem ernften Willen Preußens, bei der Durchführung des Bin: 
niffes vom 26. Mat und bei dem deutſchen Verfaſſungswerke feft zu bebarren, mupr 
bırcch dieſe denkwürdigen Befchlüffe des preußifchen Parlaments in hohem Grabe ver 
flärkt werden, und wenn bie viefleitige Stautd- Regierung in dieſem Umſtande die ere 
der Bedingungen erfüllt ſah, welche fie für das Glücken des deutſchen Verfaflungior: 
kes als maßgebend erkannte, fo durfte fie nun auch unter Miterwägung ver andem 
eben angeführten Umſtaͤnde nicht länger zögern, fich entfchieven auf die Seite zu da. 
wo für jebt allein Hülfe und Rettung in den deutfchen Wirren zu finden war. Eu 
hatte die doppelte Pflicht, einmal, ihr Gewicht, fo Klein oder groß es immer fein moͤct 
dahin zu legen, wo fi eine begründete Ausficht auf glüdliche Conſolidirung rer dl 
gemeinen deutſchen Angelegenheiten zeigte, und zweitend: das Land und feine Interim 
dei der Behandlung und Entfcheldung diefer Angelegenheiten nicht unvertreten zu lafın 

Die gh. Staatsregierung bat aus der thatfächlichen Entwidelung der Verhältsn: 


in den letzten beiden Monaten, wie dieſelbe größtentbeils in äffentlichen Akten un Ir _ 


kunden vorliegt, die Ueberzeugung geivonnen, daß fie ſich weder in ihrem DBertraum u 
der dentfchen Gefinnung ber preußifchen Regierung und Bollövertretung, noch in tn 
Auffaffung ihrer Pflichten gegen unfer allgemeines und unfer befonveres Vaterland ger 
bat. Sie ift zu näheren erläuternden Mittheilungen, nammtlich in leßterer Berichs; 
gern bereit, fügt die von S. K. H. dem Großherzog auf ven Math des Etaatd: Win: 
riums vollgogene Ratificationd Urkunde in Abfchrift bier an und bemerkt, daß ver m 
ihr dem Verwaltungs=- Mathe vorgelegte Entwurf einer Wahlordnung für das Bolkäbet 
des bald zu berufennen Reichstags in feinem von dem Reichs⸗Wahlgeſetz⸗Entwurf net 
den biefigen Lanvesverhältnifien abweichennen Beflimmungen genehmigt if. Ta M 
15. Januar 1850 als ver allgemeine Wahltag für das Volkshaus des bemnäct ı 
berufenden Neichötages vom Berwaltungs-Rathe beftimmt ift, fo werden bie nicht urke 


deutenven und zeitraubenden Vorbereitungen auch hier im Lande unverzüglich zu wi 


gen fein und zu beginnen haben. 

Auch aus diefem Grunde ftellt daher die Staatöregierung fchließlich den Anıra: 
„ver Allgemeine Landtag wolle nunmehr zunächft und vor allem Anderen feine Ueda— 
einftimmung mit dem bon der Staatöregierung in Ermägung dringlicher Umher 
verfügten befinitiven Beitritt des Großherzogthums zu dem berliner Bünbnife 
26. Mai d. 3. erklären, womit verfelbe denn zugleich die Anerkennung des Sir 
gerichtd und die Beſchickung des auszuſchreibenden Reichstags nach der von der Eur⸗ 
Negierung zu erlafienden Wahlordnung ausfprechen würde.“ 


6. | Der Deffau-Cöthener Landtag verwirft den vom Minifterium (S. 14. Ociebei 


beantragten Zufag zum SAften $. der Verfaſſung, und fubfituirt dafür: „Ber 
faffungs - Abänderungen bezwedende Landtags Befchlüfle erfordern zu ihrer Oi 
tigkeit nicht allein die Stimmen von 3 fämmtlicher gewählter Abgeorbnei, 
fondern auch die Beihlußnahme des nächften neugewählten Landtages in gleiht 
Weile. Paragraph 87 fommt, wie vorgefchlagen, in Wegfall, jedennoh be⸗ 
fliegt der Landtag: „Der über die minifteriellen Anträge zu $. SA und © 
ber Berfaffung zu faffende Befchluß, fofern er auf eine Mobification der Ber: 
faffung hinausgehen follte, wird erft dann giltig, wenn er von dem näaͤchftfol⸗ 
genden, neugewählten Landtage beflätigt wird.” Damit bleibt. es hinfichtlich des 
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| fuspenfiven Teto, felbft für Veränderungen der Berfaflung, vorläufig bei ber 
Staatsweisheit Habichte. 


„| Die preußifche zweite Kammer befchließt: „In Erwägung, daß bie gründliche 
Prüfung des von der Regierung für das Jahr 1849 vorgelegten Staatshaus⸗ 
halts⸗Etats noch eine geraume Zeit in Anfprucd nehmen dürfte und fomit bie 
von den Kammern gegen dieſen Etat zu erhebenden Erinnerungen bei dem na⸗ 
ben Ablauf des Jahres im Wefentlihen nur auf den Etat für 1850 von Ein- 
fluß fein fönnen, 

in fernerer Erwägung, daß unter biefen Umfländen, und weil der Etat pro 
1850 in den meiften Pofitionen von demjenigen pro 1849 nicht erheblich ver- 
fhieden fein dürfte, die zweckmäßig combinirte Prüfung beider Etats eine bes 
beutende Zeiteriparnig herbeiführen und ſolche allein es möglich machen wird, 
mit biefem wichtigen Zweige ber Kammerthätigfeit ſchon pro 1850 in Ordnung 
zu fommen, 

nnd endlich in der Erwartung, daß ed der Staatö-Regierung möglich fein 
werde, den Staatshaushalts-Etat pro 1850 in Fürzefter Frift der Kammer 
vorzulegen: 


1) den Staatehaushaltd- Etat pro 1849 und 1850 gleichzeitig zur Berathung 
zu ziehen, 2) von dieſem Beichluß der Staats- Regierung und ber erfien 
Kammer Mittheilung zu machen.“ 


7. | Nach Tangen und lebhaften Erörterungen über die deutfche Angelegenheit und 
Baiernd Betheiligung an berfelben, faßt die baierfche Abgeorbneten - Kammer 
folgende Beſchlüſſe: 

„In Erwägung, daß der Grundgedanke und das Ziel der deutfchen Bewegung des 
Jahres 1848, fowie die Aufgabe der deutfchen National» Berfammlung die politifche und 
materielle Einigung aller deutfchen Stämme gewefen iſt; daB einzig und allein die Er⸗ 
reichung dieſes Zield den Anforderungen des Nationalwillend zu genügen vermag, und 
daß fie daher fo lange angeftrebt werden muß, ald nicht die letzte Hoffnung verſchwunden 
ift, daſſelbe zu erringen, daß aber viefe Abſicht durch den von Preußen audgegangenten 
Derfafiungd» Entwurf nicht erreicht wird, indem derſelbe ven Beftimmungen des Bundes⸗ 
vertrags twiberfpricht und Deutfchland durch ven Ausfchlug Defterreich8 zerreißt; daß die 
con dem Staatöminifter des Aeußern theils der Kammer vorgelegten, theild dem Aus= 
fchuffe vertraulich mitgetheilten Aktenſtücke darthun, derfelbe habe nicht verfäumt, in rich⸗ 
tiger Auffaffung der Stellung Baierns, einerſeits Defterreich zu einer Aenberung feiner 
bisherigen zumartenden und ablehnenden Politik und zu einem engeren ftaatlichen Ver⸗ 
bande mit dem übrigen Deutfchland unter den, ver Sffentlichen Meinung und ven Bes 
dürfnifien des Volkes entfprechennen Formen und Bürgfchaften zu vermögen, und ante 
rerfeitd Preußen gegenüber die Befeitigung der Hindernifie zu ertoirken, welche jenem 
Anfchluffe im Wege fteben; daß mithin das Staatsminifterium durch fein Beftreben, ‚ven 
Grundgedanken des nationalen Aufſchwunges feftzuhalten und zu verwirklichen, den In⸗ 
terefien Deutſchlands und Baierns entfprechend gehandelt hat: aus dieſen Gründen geht 
die Kammer zur Tagesordnung fiber.” 

„sn Erwägung, daß unter den beſtehenden Verhältniſſen, bei der Zerriffenheit des 
Vaterlandes die Bildung einer neuen proviforifchen Centralgewalt an ſich, fowohl hin⸗ 
fichtlih der Sicherung und Stellung Deutfchlands gegenüber nem Auslande, ald hin⸗ 
figtlich der Beforgung feiner noch beſtehenden inneren gemeinfchaftlichen Angelegenheiten 
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bergefiellt; und find auch in Deutichland die Gefahren, welde im Yrühjahre 
bie Auflöfung' ber Stände» Berfammlung herbeiführten, entfernt: fo iſt tod für 
Deutfchland zur Zeit weder ber äußere Frieden mit Sicherheit hergeftellt, noch 
die nothwendige Entwidelung und Vervolllommnung feiner Gefammmtverfaflung, 
welche feit Yänger als einem Jahre den Mittelpunft aller Thätigfeit bildet, er 
reicht worden. Seine Majeftät haben befohlen, Ihnen volliändige Kennmiß 
von den Berhanblungen zu geben; und je mehr die Bedingungen ruhiger Ent 
wickelung hergeftellt find, um deſto ernfier werden Allerhöchftdiefelben dahin fire: 
ben, der übernommenen Berpflichtung gemäß Deutfchlands Einigung, und vie 
Erreichung einer Gefammtvertretung bes beutfchen Bolfes im verfaflungsmäßi- 
gen Wege zu verwirklichen. 

8. | Kleiner Krawall⸗Verſuch zu Berlin. Offenbar befindet fi die Democratie im 
Vorſchritt: fie hat den Gebrauch Leicht zu verbergender Stihwaffen angenommen. 

9 Schreiben des Reiche Zuftizminiftere an die Bevollmächtigten bei der Central: 
Gewalt: „In Erledigung des von den Grafen Karl Anton Ferdinand und 
Heinrich Johann Wilhelm Bentind ımter dem 23. Auguft 1847 an die Zum 
desverſammlung gerichteten, und barauf bet der provifortfhen Central» Gemilt 
für Deutfchland wiederholten Geſuchs, wegen ber Regierung in der Herricaft 
Kniphauſen, bat Se. Kaiferl. Hoheit der Erzherzog⸗Reichsverweſer, in Folge 
eines von dem Reichsminifterium der Juſtiz, unter dem 3. d. M. erflatteten 
Berichte, unter dem geftrigen nachfolgenden Beſchluß gefaßt: 1) Die previſo⸗ 
rifhe Central: Gewalt für Deutfhland, als Rechtsnachfolgerin der Bundesver⸗ 
famınlung, und fraft der vom deutfchen Bunde durch Bundesbeſchluß vom 9. Mär 
1826 übernorimenen Garantie des am 8. Juni 1825 zwilhen Sr. Königlichen 
Hoheit, dem Großherzog von Oldenburg und dem Herrn Grafen Bentind wegen 
ber ftaatsrechtlihen Berhältniffe der Herrfchaft Kniphaufen geichloffenen Leber: 
einfommeng, erflärt, daß die aus der Verbindung ded Grafen Wilhelm Guftes 
Friedrich Bentind mit Sara Magarethe Gerbes entfproffene Descendenz al 
ber Familienrechte des gräflich Bentindihen Haufes untheilhaftig, und daher al 
unfähig zur Erbfolge und Regierung in der Herrfchaft Kniphaufen zu betradın 
it. 2) Die großherzoglich oldenburgiſche Regierung wird erfudht, in Gemij— 
heit diefes Befchluffee das Geeignete zur Herftellung ber rechtmäßigen Rear 
rung in ber Herrihaft Kniphauſen zu veranlaffen. 3) Diefer Beſchluß if den 
Grafen Anton Ferdinand und Heinrich Johann Wilhelm Bentind in Erledigunz 
ihres unter dem 23. Auguft 1847 an die Bundesverfammlung, und darauf ka 
ber proviforifchen Central» Gewalt für Deutfchland wiederholten Geſuchs mir 
zutheilen. Erhaltenem Auftrage gemäß gebe ich mir die Ehre, Ihnen, He 
Bevollmächtigter, dieſen Beſchluß ſammt Abſchrift des ermähnten Berichts mit 
dem ergebenen Erſuchen mitzutheilen, denſelben gefälligft zur Kenntniß Ihrer 
hohen Regierung bringen zu wollen.“ 

8% | Die preußifche zweite Kammer beginnt bie allgemeine Discuſſion der auf Kirche 
und Schule bezüglichen Artikel der Verfaſſung. ($$. 11 —13) 

2. Zu Berlin Beier des Tages, an welchem im verhängnißvollen Jahre 1848 das 





8 ovember. S: u 331 
Miniſterium noch der Statthalterfhaft eine Verfügung über dieſelbe zugeſtehen, um fo 
weniger, da ed nur zu offenbar ift, daß feine von beiben biefelbe zu fchüen irgendwie 
im Stande wären. Der Verfuch einer Wegführung des Schiffs, ohne Mitwirkung und 
Schutz der preußifchen Regierung, unter einer von Dänemark nicht anerkannten Flagge 
und in einen holſteiniſchen Hafen, würde fchmwerli etwas Anderes zur Folge haben, ale 
eine Wegnahme veffelben durch die Dänen, welche Preußen, wenn e8 jene Wegführung 
ohne dabei betheiligt zu fein, zugelaffen oder ignorirt, kaum zu einer Neclamation berech⸗ 
tigt hätte. Das Verfahren ver Milttair- Behörten bat demnach die volfftänvigfte Biui- 
gung ſeitens der k. Regierung finden müſſen. 


(Bergl. 28. October.) 

Der völlige Ungrund dieſer geradezu verläumberifchen Gerüchte follte von vorn herein 
einem Seven Elar fein. Sie waren auch ver E. Negierung von der Statthalterfchaft in 
Kiel mitgetheilt worden, aber, wie es fich gebührte, unberüdjichtigt geblieben; die k. Re⸗ 
gierung Eonnte einer ſolchen Anſchuldigung gegen den Commiffar der vermittelnden Macht 
ihr Ohr nicht leihen. Die k. daͤniſche Regierung aber hat durch ihren Hiefigen Geſand⸗ 
ten in außerorbentlicher Miffion, Freiherrn von Bechlin, ausdrücklich umd ſchriftlich er⸗ 
flären laſſen, daß fie ihrerfeitd an feine Veränderung des Status quo in Bezug auf 
diefe Fregatte denke, fie bat ed überdies wiederholt auögefprochen, daß fie dieſelbe als 
durch Friegärechtliche Erwerbung in das Eigenthum des veutfchen Bundes übergegangene 
Kriegsbeute anfebe, und Eeinen Anſpruch auf Herausgabe verfelben mache. 

Hiernach koͤnnte es keinen Anſtand haben, die Fregatte ruhig im Hafen von Edern= 
förde behufs weiterer Ausbeſſerung zu lafien, da fie, infofern ver Waffenſtillſtand beſteht 
und wirklich audgeführt wird, dort feiner Gefährbung ausgeſetzt erfcheint. 

Da aber die Zuftände in Schleöwig der Art find, daß vie nächflen Goentunlitäten 
ſich nicht mit Sicherheit vorausbeſtimmen laffen, hielt die £. Negierung es für wünfchend- 
iverth, Daß die Fregatte zur Ueberwinterung in einen preußifchen Oftfee- Hafen gebracht 
würde, weil fie nur dort mit voller Sicherheit die Erhaltung verfelben für die Gefammt- 
heit des veutfchen Bundes verbürgen, und fie ver Bundesgewali zur Dispofition ſtellen 
Tonnte. Sie war aber fo meit entfernt, eine gewaltiame Beichlagnahme verfelben zu 
beabfichtigen, daß fie die Verwendung der k. öfterreichiichen Regierung in Anſpruch ge- 
nommen bat, um die Zuftinunung ©. K. H. des Erzberzogd Johann zu einer folchen 
Hinüberführung, welche natürlich nur unter der anerkannten preußifchen Flagge mit Si« 
cherheit geſchehen kann, zu erlangen. Sie hat Tieber formelle Rückſichten bei Seite 
fegen, als bedauernswerthe Conflicte herbeiführen, und auch nur ben Schein einer eigen- 
mächtigen Verfügung über Bundes⸗Eigenthum auf fich ziehen wollen. 

Da inzwiichen die k. däntfche Megierung die Anficht aufgeftellt Hat, daß in Bezug 
auf die Fregatte „Oefion“, welche bei Abſchluß der Eonvention vom 10. Juli zwar von 
den Eriegführenden Regierungen genommen, aber noch nicht geborgen getvefen fei, wäh- 
rend des Waffenftillftandes der Status quo aufrecht erbalten werden müffe, und in Folge 
deſſen Proteft gegen die Wegführung aus Edernförve eingelegt: fo hat wie k. Regierung 
dieſe Rechtsfrage der vermittelnden Macht Großbritannien, deren Entfcheitung in Fragen 
des Seerechts von befonverem Gewicht fein muß, zur Beurtbeilung vorgelegt, und fieht 
deren Antwort in Eurzer Friſt entgegen. 

Antinous und Therfites Arm in Arm, koͤnnen ohne Zweifel ihr Jahrhun⸗ 
dert in die Schranfen forbern, und haben mit Preußen ſchon einen kleinen An- 
fang gemacht. 


8. | Eröffnung der Stände: Berfammlung bes Königreichd Hannover. Ueber bie beut- 
chen Angelegenheiten findet man in ber Thronrede nur Folgendes: „If auch 
in den meiften Staaten Europa’s bie Ordnung, freilich nicht ohne Waffengewalt 
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fes und jeber Ueberzeugung bieie liebereinftimmung alle Züsger emmr. dest .ıie 
gehend, twürten fih ©. 8. H. ver Großherzog freuen, wenz ze Summe ab 
ſichtbares Zeichen ſolcher Gefinnungen fortbefteben ſollte 
Ein beigefügtes Geldgefhenf verlieh dieſen Mlcrbidiier Berzrr mi 
befonderen Werih, und ta wir äuferfi felten veraulafe ut, tu vr Fi: 
gerwehr Günftiged aufzunehmen, fo durfte obiger Eiume ı mc m 'c 
Raum nicht verfagt werten. 
9.| Der Deflau- Cõthener Landtag beichließt die dDirecte Bay ne: Beueer ia 
welcher die relative Etimmenmehrheit enticheiben jclL 
10. | Ia der preußiſchen zweiten Kammer forigefegte allgemeine Descyune ie zu 7 
bie Kirche bezüglichen Artifel der Berfafiung. Bir glauber zur Ieme ei! 
georbueten Grafen Renard ihrem weientlichen Juhalte nach ⁊ guter ar 
Es if die Frage, Die und vorliegt, von Liefer Sticle kehaurez meter zu eo: 
geliſchen Etantrunft, rom driflien, jo wie nom Haadlider . 
behaudelt vom fatboliichen, ſevaratiſtiſchen, ja teil em Kiermuumiiler Per sc: 
ſchiedenen Auffaftungen, welche tie Sache ſchon gebafı bar, uharfeter muß ser: 8: 
mente, und ich Tann daher um jo kürzer fein. Ic ſiche mu zur ser Eure 
ven Fatboliihen und ven rein religisſen, obrohl ich allen rem Izüber ee: I: 
tungen ihre innere Berechtigung nicht abirredben mag. Eıası, Lcde m Sour ' 
drei großen Factoren der Erziebung ter Mmikbeit, eriibrinen er aM sr sich 
Ganz; jie flüben, tragen und ergänıem ſich medbicheti;: we haker rereheı Ir 
waflelbe Ziel im Auge: vie Geranbilrung des Meuitensstiekei ee ueber ec. 
zur Ehimheit. Parallele Wege führen aber nide zu zemicihen Zuie. mE Tec 
bivergirende. Jeder dieſer drei Fartoren jegt nur antırö grkalze Ehe x Fergmu 
Tie Kirche wirft durch ven Glauben an ven lebentigen Ges. tert nn Seit ut 
tat Gemürk, durch riskiike Kittel: tie Sfule wufı ur& Eherrny oe See 
und des Reim, durck Ansbilrung res Verandes Ser Es zo® 2 zoo 
Kräften noch Da, wo Die ideellen, tationellen nikt auärden & Yumer ge 3x2 
der anteren beiden Kacıcıen in ihrem groben Berfe: a rat u Eier er I: 
hindert die Sıörungen im Polizeiſtaate Wenn ik Fir wer Beirer Des: amt 
gegenũbergeſtellt babe, io will ih mich des Irrtbuns nit beterar armit: bie. 
ven wir con tieier Stelle ausirrecken hörten, „Ter Tekscikzur wire ı rer Ki 
| übergeben.” Es ift Lies eine Unmoͤglickkeit. Kein Steet ferz were mie: Sir 
 —  Raar noch reiner Rechtsſtaat ſein; kein Staat en Rarrie-Griege. tz Ei = 
Praventiv⸗Maßregeln entbebren. — Wenn vie katboliiche Kııe. di em zu α 
ich mit Stolz mich nenne, in einem Staate, Dita Cherfuurt ermee are ice 
gehörte, und renen Staatsbeame in ihrer Nebrheu nt m neuen Erdite 
: Kante beianten, forwährend nah Selbſtitändiatei un Leaffneitre oz. x 
ta3 jus in sacris und circa sacra mande Tifermea ur Reczazseris.nchn 
berzorrief, jo war ter ramalige Etrei in den rubigen Salttez Zasa x am 
mäiper: jo ſteht aber tie Sache jegı nicht mehr. Tie Riese, wide a ren 
ziebung früher beſtanden und ras Mißtrauen ter Iubokites Kirde Iermerzerzien NT 
lönnen nicht wieder fommen in ter neuen Staatserganiiatiez, meite zo me 
Wir fechten hoffenilich Alle. ob wir naber tem Staete eder riber zur Se ge 
ren, in teniciken Reiben. Wir Ale kämrien eben je u für mie Eu, mt 
ren Glauben, für uniere Laren unt Penaten, wie für unirzez anIcherenen Riciz = 
Ham, für umiere materielle Woblfahrt, für Urtaunz, Araber er Rokr, u N 
ganze reiche itilide, imellectuelle une materielle Erbe umierer Vürer Seider jecten 8 
Viele unter und, rer glücklichſten Ziege ungeachtet, sch immer in der DSejerfide, M 
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alücklichen Siege ungeachtet, inbaltölofe Vhraſe: „alle Preußen find 
Tüchtigfeit verdanken, nein! — Tragweite fo weit geht, daß, will 
lediglich dem Zufalle, oder nach meiner ie m, mit einer ſolchen Phraſe alles 
ich fange, leider fechten fo viele In ver — F ineöform nicht verlangen, und 
jeder dieſer Siege eine perfönliche Nieverlane _' ? Su 
ordnung mit der neuen, unmöglichen, ift * 8 wicht verſchließen darfen, iſt 
ſolch ernſten Kampfes bedarf der Staat feine „me, bie Schule entweder vom 
die Kirche ihres mächtigen Schirmberen, de u, mm. lid. Die Schule Tann 
blidte der Gedanke der Trennung als ein Unheilig, >> „ m Mittel nehmen, um 
und Kirche, gleichzeitig angegriffen, Tonnen nur * »n Rechtmaßigkeit mir 
Reihen kaͤmpfen; Eintracht macht ſtark. Dieſe mein— — 8 wird, wer da lehrt, 
ſes; wir Ale wiſſen, daß dieſelben Männer, tele a mm ‚1 mit ber zivelten 
ten, auch an ben Dogmen der Kirche rütteln. Wir Ay, a ae Lehre iſt frei 
bie Dogmen ihrer Kirche in Frage ſtellen, fie mögen a “_ & Kirche kann 
evangeliſchen Glauben angehören, ober die Taufe unter in m. Sälfte aller 
haben, und biefe Form burch Meform befeitigen wollen; at, 1, m, Gottes, 
an ben Umſturze des Staates gearbeitet. Sie find fi, Mar * Dan, ie. Wie 
mad fie wollen und wie fie es wollen; fie wiſſen, daß ver € L Tofoppl- 
Srunppfeiler Der Orbnung find, fie wollen bie Ordnung Rügen a me Dür- 
beiden Seiten an; und wir wollen unfere Heihen trennen, ungen nr | itger 
Folgen dieſes Verfahrens. Ein geehrtes Mitglied, welches vor mir en ng. rem 
Gntgegnung aufgefellt, weldye auch auf mich paſſen wirt. Es hat le it⸗ 
ten wiſſentlich oder unwiſſentlich den Glauben mit dem Staate. «a —J—— r 
vorliegenden Paragraphen nicht die Rede von den Pflichten der Chriſten ber » 
ven Rechten der Staatöbürger. Ich erkenne an, daß unſer Verfafſungo Sn 
Nechten jpricht und die ewige Wahrheit vergefien zu Haben fcheint, daß VE a we 
eine Pflicht gegenüberftehen muß. Allein id kann nichts vermengen, was Mir pn Pe 
herein als ein und daſſelbe erfcheint. MM ron 
| Die katholiſche Kirche, der Standpunkt, von dem ich ausgehe, ſchreibt Blei, 
die Dogmen meines Glaubens vor. So wenig wie ich bie Kirche von Yen Prag, 
trennen kann, eben fo muß ich annehmen, daß ver Staat, ber ſich von meiner Pro 
trennt, fich auch trennt von meinem Glauben. Man wird mir enigegnen, ver Stan 
in dieſem feinem Verfaſſungs⸗Geſetze, predigt keinesweges Irreligiojität, fonbern Reh 
die Religion nur Hin ald etwas Fremdartiges, feinem Zwecke nicht Verwandtes. Ich 
will die Verſammlung nicht mit längeren philoſophiſchen Deductionen behelligen und die 
fophiftifche Haaripalterei dieſer Auffaffung befämpfen. Ich verweiſe aber bie glaͤubigen 
Gemüther an ven Ausſpruch eines Weſens, deſſen heilige Lehren jede Mutter dem Ial. 
lenden Kine im einfachen frommen Gebete vorfpricht, auf ven Ausſpruch, ven wir Affe 
Eennen: wer nicht für mich ift, der iſt wider mid. Der Staat, der ſich nicht direct für 
den Glauben und bie Gottesfurcht erklärt, it gegen biefelbe. L’ötat laique, ver welt- 
liche Staat, der ſich nicht in Glaubens» Dogmen einmengt, ift der Staat, den wir Alle 
wollen. Er findet feinen Gegenjag jo wohl in dem étal ecclesiastique, dem Firchlichen 
Stante, in welchem Staat und Kirche in ein und derſelben Potenz vereinigt finv. 

Ich verweiſe auf vie moſaiſche Theokratie, auf diejenigen Staaten, wo die Spike 
des Staats und ber Kirche in einer Perſon vereinigt find, wie in unferem äftlichen 
Nachbarſtaat der Archimandrit mit dem Autocraten. Ich verweife auf die Dalai-kamai« 
ten, fo mie auf den anderen Gegenfaß, ven etat athec, den gottlofen Staat. L'état 
athce iſt nicht nur allein berjenige Staat, welcher gegen Bott ift, fondern es ift auch 
derjenige, welcher obne Gott, dieſen als ein für fich Beſtehendes, als etwas ifolirt Da⸗ 
ſtehendes binſtellt. Dieje beiden Gegenfüge bes elat laique will ich nicht, ich hatte mir 
vorgenommen, bier hinzuweiſen auf dad Verhältniß zwiichen Staat und Kirche, da, wo 








fie eng vereinigt find, eben in ver ſchon genannten mofatfchen Theokratie, fo wie in dem 
Verhältniffe der Episcopal= Kirche zum englifchen Staate. Ich wollte Sie aufmerkjam 
machen auf die verfchienenen päpftlichen Bullen, welche den und vorliegenden @egenftand 
behandeln, auf diefe urkundlichen Denkmäler pſychologiſcher Weisheit, ich wollte nach⸗ 
weien, welchen Einfluß bie Beftrebungen des heiligen Bonifacius in Deutichlant in 
Bildnng der Eirchlichen Hierarchie gehabt Haben, und von welchem Stanbpunfte er aus⸗ 
ging. Ich werbe darauf verzichten, fo wie auf jede Eitelkeit des Wiſſens und des Ge⸗ 
daͤchtniſſes; die Berfammluug fcheint müde geworden zu fein diefer Darftellungen, un 
ih bin in diefem Augenblid zu bewegt, um das, was ich gelernt babe, Kar vorzums- 
gen. Ih kann nur vortragen, was in mir lebendig wohnt, jo lange ich denke, fühl. 
und was id) nicht vergeſſen werbe, fo lange nicht meines Herzens letzter Pulsſchlag aue- 
gefchlagen. Dies Habe ich gefagt, dies will ich Ihnen fagen. Der heilige Glaube, den it 
vertrete, er möge mie nur einen Funken der Beredſamkeit geben, ven mir die Natur 
verfagt bat, auf daß ich nicht blos ſpreche, um zu fprechen, fondern auf daß ich iprede, 
um für die Abftimmung zu wirken. Ich behaupte nit, daß das gegenwärtige Ver⸗ 
faſſungs⸗Geſetz die kirchlichen Pflichten verbietet, ich beklage fchmerzlich, daß es ten 
Staatöbürger von ben Tirchlichen Pflichten entbindet. Der Menfch in feiner Schwade 
iſt wohl bereit, nach neuen Rechten zu greifen und die errungenen mit allen Kräften zu 
wahren, aber er ift auch eben fo bereit, fich aller ihm läftigen Pflichten zu entlebigen: 
waren auch die Mechte ein Iangfam Agenbed Gift, die Pflichten ein unfchäßbar, ein un 
ſterblich But. Ich behaupte nicht, daß, jo wie das neue Geſetz in's Leben tritt, jeder 
religiäfe Sinn fofort aus dem Herzen unferer Mitbürger verfchwinden wird, ich fürkt 
nur, daß, wenn ber Staat jo wenig Sympathieen für die Formen zeigt, mit ten Fer 
men auch dad Weſen verloren gehen duͤrfte; und zwar nicht urplöglich, gewaltſam, icn- 
dern allmälig und unmerklich, deshalb aber ift pie Gefahr um fo drohender. Tas ge⸗ 
ebrte deutich=patriotifche Mitglied für Krefeld bat unferen Patriotismus für tie Auf- 
bebung der Majorate machgerufen mit den Worten: mer den modernen Staat ırill, im 
muß und fofort. Nun denn, ich geftehe dieſem Mitgliede zu, es iſt confequent: all 
ich ſcheue mich nicht, es auszufprechen, ich will den modernen Staat nicht, der die Ve⸗ 
tenntnißlofigfeit feinen Bürgern ald Grundrecht gewährt, ich will ven modernen Stau 
nicht, der im kindiſcher Selbftüberfchägung darauf vergißt, daß fein Staat in ver Weh 
exiftiren Tann, ald durch Gottes Gnade. Der moderne Staat, und hätten auch ven ini; 
zu diefem Backwerk alle fieben Weltweifen gefnetet, dieſer Staat, jo wie Die legte cer⸗ 
ftitutionelle Form, fann und nicht geben wahre Vaterlandd= und Mienfchenliebe, Kr 
im Leiden, Muth im Kampfe, Zufrievenheit im Entbehren; nicht Die innige, wahr 

Freude im Siege und im Glüde, das kann Fein conftitutionellee Staat; wohl ır 

fann er und dies rauben. 

Ich gehe nun über zu den faetifchen Inconfequenzen, welche die abjolute Dud⸗ 
führung ver abjoluten Trennung des Staates von der Kirche im Gefolge führen. 

Mit Mecht fpielt der Eid in unferem ganzen Staatenleben, in unjerer ganzen Or 
feßgebung eine fo wichtige, leider eine fo Häufige Rolle. Ich verweiſe auf vie vielen 
Eide, vie wir haben, de ignorantia, de veritate u. f. w. Gegenwärtig treten nod die 
politifchen Eide Hinzu, von denen ich glaubte, bie Gefchichte hätte Ihren Werth ſchon 
längft gerichtet. Das Landrecht fchreibt die Cidesformel vor: „jo wahr mir Gott kelie.” 
Ich billige dieſe Formel, und felbft in ihrer Hiftorifchen Erwähnung fpreche ich jie in 
demüthiger Ehrfurcht aus, Aber ich kann nicht begreifen, wie der moberne Etaut iu 
Mecht Hat, folche Formel von feinen Bürgern zu verlangen. Will er confequent ie, 
fo muß er ſchwoͤren laffen bei dem neuen Goͤtzen der Maforität. In Kortfegung dieſe 
Confequenzen müßte der moderne Staat ſchwoͤren laſſen bei dem alten Worte des Jahred 
1793 verruchten Andenkens, bei dem neuen märzerrungenen Worte, hei dem Wert 
Egalite, ein Wort, das felbft von dieſer Stelle warme Vertheiviger fand, ein Bor, 
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was bon- dem Geſetz felbft proclamirt iſt durch die inhaltsloſe Phraſe: „alle Preußen find 
vor dem Geſetze gleich." Deshalb inhaltslos, weil die Tragweite fo weit geht, daß, will 
man Sinn bineinlegen, Unfinn daraus wird, weil ſich mit einer ſolchen Phrafe alles 
Mögliche beweifen läßt. Der moderne Staat kann dieſe Eidesform nicht verlangen, und 
doch des Eines nicht entbehren. 

Ein zweites Hinderniß, für welches wir unfer Auge nicht verfchließen bürfen, if 
die Schule. Wir der Staat von der Kirche getrennt, fo muß die Schule entweder vom 
Staat oder vom der Kirche losgeriflen werben. Beides iſt unmöglih. Die Schule kann 
vom Staate nicht getrennt werden. Woher foll fie die materiellen Mittel nehmen, um 
zu befleben, woher ven Zwang des Beſuchs? Ein Zwang, defien Rechtmäßigkeit mir 
ſehr problematifch erſcheint. Der Staat muß wifien, was gelehrt wird, wer ba lehrt, 
und wie gelehrt wirb, will er überhaupt beſtehen, und ich kann mich mit ber zweiten 
hohlen Phrafe nicht einverſtanden erklären: „vie Wiffenfchaft und ihre Lehre If frei.“ 
Der Staat Tann die Schule feiner leitenden Hand nicht entlaflen, auch vie Kicche kann 
es nicht, und die katholiſche Kirche wird e8 nun und nimmer. Die größte Hälfte aller 
Erziehung und Bildung iſt die einfache Lehre, zu leben in der. Furcht Gottes, 
alled andere praftifche und philoſophiſche Wiſſen iſt nur vie weit Heinere Hälfte Wie 
wenigen unfrer Mitbürger find die Mittel und die Muße gegeben, auf rein philojophi- 
ſchem Wege zur Ueberzeugung zu gelangen, daß Achtung vor dem Geſetz die erfte Bür- 
gertugend und unerläßliche Pflicht fe. Bei der großen Mehrheit unferer Mitbürger 
bleibt zu dieſer Lehre nur der einfache Weg des Blaubens, der Offenbarung, und dieſen 
Weg Tann nur allein die Kirche führen. Die Kirche wird fich dieſer Pflicht nicht ent- 
Schlagen. Liegt aber dem Staate die andere Hälfte der Erziehung ob, fo Tann fich ver 
Staat auch diefer Pflicht nicht entichlagen, er darf pie Schule nicht fich ſelbſt überlaffen, 
unbefümmert, ob fie ind Freie falle, unbelümmert, ob fie die Kirche aufnimmt over 
nicht. 

So befinden Sie fih in einem Dilemma, welches Sie dadurch nicht Iäfen werden, 
daß Sie auch Hier dad gewohnte Mittel belieben: „das Weitere beftimmt das Gefeh,” 
oder durch die Phrafe: „ed wird fich Alles finden und machen.” Meine Herren, nichts 
findet ſich von ſelbſt, am wenigften ein Gefeß, welches im Stande iſt, innere Wiper- » 
fprüche zu Iöfen, gorbifche Knoten zu Idfen, Ummögliches möglich zu machen. Einfallen 
von ſelbſt kann wohl etwas, was früher gebaut ift, von ſelbſt aufbauen kann fich nichts, 
wenn wir es einreißen. 

IH will eine dritten Momente erwähnen, welches die Ausführung biefer Tren⸗ 
nung unmöglich macht. Wenn ich biöher von dem rein Tatholifchen Standpunkt, zum 
Theil von dem rein veligiäfen Standpunkt aus gefprochen habe, fo erlauben Sie mir, 
einen Moment mid, auf den evangelifchen Stanppunft zu ftellen. Es if bereits erwähnt 
worden, daß die evangelifche Kirche Feine Kirche in dem Sinne des Begriffes der Fatho- 
liſchen Kirche if. Als Katbolit will ich das Wort Kirche den Evangelifch- Gläubigen 
gegenüber keinesweges beftreiten, dies liegt mir gewiß fern, aber ver evangelifche Glaube 
hat feine Kirche im katholiſchen Sinne. Die evangelifche Kirche entbehrt der ganzen 
hierarchiſchen Eonftitution, ver feften Organifation, der Selbſtſtaͤndigkeit. Ein geehrter 
Abgeordneter, welcher, zwei Mebner vor mir, gefprochen hat, bat bieferhalb ein Amen- 
dement eingereicht, deffen Beſtreben dahin gerichtet if, daß dieſe Selbſtſtaͤndigkeit erftrebt 
werben folle. Meine Herren, ich esfläre, dieſe Selbſtſtaͤndigkeit kann In fo lange nicht 
erreicht werben, fo lange den Belennern des evangelifchen Glaubens vie Pietät vor Au⸗ 
toritäten mangelt. Dies kann ein Irrthum fein, es ift meine Anficht, allein, Sie wer- 
pen es mir Alle zugeben, die enangelifche Kirche bat noch Feine Selbſtſtaͤndigkelt, fie foll 
nun von dem Staate getrennt werben. Was foll aber getrennt werben? wo ift ber 
Nepräfentant der Kirche ober der verfchlevenen Nichtungen in ihr? Ich glaube, daß 
folder Richtungen drei in ben Amendements enthalten find, Wenn ich ven Fatholifchen 
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Gollegen zurufen muß: ich halte die abfelute Trennung von Staat und Kirche ber Te 
tholifchen Kirche für gefährlih, dem Staate für verderblich: fo rufe ich dem enamgelifien 
Mitglievern zu, vie Trennung iſt unmöglich. Haben Sie ihre Selbfilänbigfeit erlangt, 
dann mögen Sie an Trennung denken; gegenwästig iſt nicht ver Moment dazu. Diele 
Unmöglichkeit der Trennung wird Ihnen noch Elarer, wenn Sie auf die folgenden PBara- 
graphen übergehen, auf ven Artikel 12., ver das Wort felbfiännig enthält; auf Artikel 
13,, der von dem Berfehr mit ven Oberen ſpricht, auf Artikel 14., ber von dem Pa- 
tronat ſpricht. Trennen Sie die enangelifche Kirche vom Staate, wer fell dies Allet 
dann ausüben? Wenn auf die von dem Herrn Miniſter in ehr ſchonender Weile ge 
gebene Erklärung über den Erlaß ber Bifchäfe von einem Abgeordneten eine entſchiedene 
Entgegnung flattfand, fo erlaube ich mir, ben geehrten Abgeordneten auf eim officielles 
Aktenſtuck zu verweifen, auf ein Aktenftüd, welches drei Bifchäfe unterfertigt haben, und 
welches, im Gegenfag zu feiner Auffaffung von ver katholiſchen Kirche, folgende drei 
Stellen enthält, die ich mir vorzulefen erlauben will. Die erfte Stelle iR: 

„Ein anderes Wort der Berführung, das ſelbſt manche Wohlgefinnte und nad 
wahrem Fortfchritt Strebende täufcht, hinter welchem aber die Feindſchaft gegen dal 
Chriſtenthum und die Abficht des Umſturzes ſich liſtig verſteckt, if der Tagetruj: 
Trennung der Schule von ber Kirche.” ' 

Die zweite Stelle: | 
„Die dritte mächtigfte Locfkimme der Berführung IR ber Ruf nach Freiheit 
Wohl ein edles Gut im rechten Sinne, und ber Kirche Gottes von jeher then! 
- Denn wer bat fehmerzlidher als fie im Berlaufe ihres 18hundertjahrigen Beſtandei 
den Drud ungerechter Tyrannengewalt empfunden?” 
Die dritte Stelle if: 

„In ihrem unerfchütterlichen Glauben an Gottes altmächtige und weite Wehr 
gierung, ohne die kein Saar von unferem Haupte fällt, wurzelt daher bie Grm 
lehre ver Tatholifchen Kirche von dem Gehorſam der Chriften gegen die von Gott gr 
feste Obrigkeit. Aus dem Munde der Apoftel bewahrt und predigt fie das Bert: 
Seid unterthan jeder menjchlihen Ordnung (Staatseinrichtung) um Gottes willen, 
feld e8 dem Könige, welcher ver Höchfte iſt, oder den Statthaltern als folchen, wid 

von ihm beftellt find, zur Beſtrafung der Liebelthäter und zur Belobnung der Recht 
fchaffenen; denn fo ift es der Wille Gettes, daß ihr durch Rechtthun bie Unwiſſen⸗ 
heit thörichter Menfchen zum Schweigen bringet, als folche, die frei find, aber nicht 
als ſolche, welhe zum Dedmantel der Bosheit die Freiheit mißbrauchen.“ 
Drei preußifche Bilchöfe haben dieſe Erklärung mit unterfertigt. Ich nenne dar⸗ 
unter einen Stern erfter Größe, einen Mann, dem felbft feine Feinde das tieffte Wien 
in weltlichen und kirchlichen Dingen, bie reinfte Srömmigkeit nie abfpredgen werben, id 
nenne meinen hochwürdigſten Fürſt⸗Erz⸗Biſchof Melchior von Breslau. Der geehrte 
Abgeordnete von Krefeld Dat ed ausgeſprochen, und ich gebe Ibm vollkommen Rett, 
daß der erſte F. 11. das Brincip des ganzen Geſetzes enthaͤlt, daß, nehmen wir den 
erften Paragraphen an, alle anderen nur Folgerungen find, daß alle Amenbements nur 
darauf gerichtet find, dieſen eriten Grundfaß zu ſchwaͤchen, zu verſlachen. Im bie 
felben liebergeugung babe ich e8 auch mir erlaubt, ein Amendement zu ſtellen, welches 
das Princip angreift, welches kurz alfo lautet: „Die hohe Kammer wolle beidliepen: 
den Artikel 11. zu ftreichen.” Ich erlaube mir, daſſelbe auf ven Tifch des Haufe nir- 
derzulegen, eben jo wie dad Aktenſtück, deſſen Wahrheit und Weisheit dreißig kirchliche 
Autoritäten verbürgen. Sollte diefes Amendement nicht bie Mehrheit der Berfammlanz 
finden, fo werde ich mich allen denjenigen Amendements anfchließen, welche die ſchroffſte 
Spige des urfprünglichen Verfaffungs- Entwurfes mildern, auf daß fie nicht fo bren⸗ 
nend tiefe Wunden in die Gemüther ver Gläubigen ſchlage. 
Eine fernere Conſequenz des erften 6. 11. ift die Civilehe. Für den Fall, daß ih 
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fo glüuͤcklich fein follte, auch bei dieſer Frage aus ven Händen unferes geehrten Büreaus 
als Treffer bervorzugehen und zum Worte zu gelangen, werbe ich dieſe Srage näher be⸗ 
leuchten. Meine Herren! Ich fchließe mit den einfahen Worten, wir Alle wollen bie 
GBlaubensfreiheit, die Gewilfensfreiheit, die Bekenntnißfreiheit des Individuums. Der 
$. 11. giebt und dieſe nicht; er giebt und den Gegenſatz, er giebt und Glaubensloſig⸗ 
feit, Gewiſſensloſigkeit, Bekenntnißloſigkeit des Staates, er giebt und Steine ſtatt Brod, 
wandeln wir die Steine in Brod, ober verfehfmähen wir die gebotene Gabe. 


Erklärung der königlich würtembergifchen Regierung in Bezug auf das Interim. 


„Die gemeinfchaftliche Note vom ZTften v. M., mit welcher vie k. k. oͤſterreichiſche 
und k. preußifche Geſandtſchaft die von Ihren Megierungen am 30. September d. I. zu 
Wien abgefchlofie Uebereinkunft in Betreff ver Errichtung einer neuen proviforifchen Cen⸗ 
tralgewalt Deutfchlands mitgetheilt, und in welcher dieſelben vie k. Negierung zum Bei⸗ 
tritt zu dieſem Vertrage eingeladen haben, Hat der Uinterzeichnete zu erhalten die Chre 
gehabt. Den Inhalt dieſer gefälligen Mittheilung bat die k. Regierung zum Gegen- 
ftande reiflicder Meberlegung gemacht, und es fteht fich nunmehr der Unterzeichnete in die 
Lage geſetzt, auf folde Str. Hochwohlgeboren dem k. E. oͤſterreichiſchen Gefchäftäträger, 
Herrn Baron von Handel, Nachſtehendes zu erwiedern: Wie vie Regierungen Defter- 
reichs und Preußens, fo ift auch die biefleitige von der Ueberzeugung durchdrungen, daß 
der nach den Verträgen von 1815 beftebende deutſche Bund nicht länger ohne ein von 
allen Bundesgliedern anerkanntes Eentralorgan gelafien werden darf, und daß deshalb 
die fchleunige Einfegung einer neuen proviforifchen Gentralgewalt nicht zu umgeben ift, 
um fo mehr, ald auch des Herrn Erzberzogs Reichsverweſers k. H. nicht länger in Ihrer 
biöherigen Stellung zu bleiben beabfichtigen. Zwar follte nun, nad) biefleitiger Anficht, 
nachdem die dermalige Gentralgewalt unter Mitwirkung einer Vertretung des beutfchen 
Volkes gefchaffen, und nachdem durch die Befchlüffe der Bundesverſammlung vom 30. März 
und 7. April 1848 das deutſche Verfafiungswerf überhaupt, fowie auch jeder einzelne 
Beſtandtheil vefielben als ein Gegenſtand bezeichnet worven ift, welcher durch eine Na⸗ 
tional-Bertretung zwiſchen den Megierungen und dem Volke zu Stande gebracht werden 
foll, firenge genommen auch zu Abänderung des mit der deutſchen National» Verfamm- 
lung im vorigen Jahre vereinbarten Gentralorgans eine Mitwirkung der Bertreter des 
gefammten deutſchen Volkes flattfinden; allein, da die k. Regierung wohl einfieht, daß 
der Einberufung einer neuen National» Berfammlung im Augenblide unüberwinpliche 
Hinderniffe im Wege flehen, während dad Wohl Deutfchlands die aldbaldige Schaffung 
einer neuen proviſoriſchen Centralgewalt dringend verlangt, fo kann diefelbe, in der Vor- 
audfegung übrigens, es werde die definitive Abfchließung des beutfchen Verfaſſungswer⸗ 
fe8 im Wege der Vereinbarung mit Vertretern des Volkes fobald ald möglich von den 
deutfchen Meglerungen wieder aufgenommen werben, ihre Zuftimmung zu der von Oeſter⸗ 
reih und Preußen abgefchlofienen Uebereinkunft von einer Berathung mit ven Vertre⸗ 
tern des deutfchen Volkes nicht abhängig machen. Von dieſen Anfichten, und ohne bie 
Opfer zu beachten, welche die übrigen veutfchen Negierungen vorübergehend hierbei zu 
dringen haben, iſt die k. Regierung bei Prüfung der von Defterreih und Preußen ges 


fchloffenen Uebereinkunft ausgegangen, und es ift der Unterzeichnete fofort ermächtigt . 


worden, Namens der k. Regierung zu dem Vertrage vom 30. September, zu welchem 


der Herr Erzherzog Neichöverwefer feine Zuftimmung gleichfalls ſchon ertheilt Hat, auch 


den diefjeitigen Beitritt zu erflären. Indem der Unterzeichnete dieſer Ermächtigung an⸗ 

durch Folge giebt und demnach Namens der k. Regierung ſich damit einverſtanden er- 

flärt, daß Defterreich und Preußen bis zum 1. Mai 1850, infofern nicht früher ein defini= 

tives Gentralorgan gefchaffen wird, Die Ausübung der Eentralgewalt für den veutfchen 

Bund, auch im Namen der £. würtembergifchen Negierung nad) Maßgabe genachter Con⸗ 

vention übernehmen, hat verfelbe, zur Vermeidung jedes Mißverftändniffes, noch näher 
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auseinander zu fegen, unter welchen Vorausfegungen und Bedingungen der Beitttt Wür- 
tembergs zu dem Proviſorium erfolgt. Es kann nämlih: 1) vie 2. Regierung, va fie 
von der Anficht ausgeht, dag zur Errichtung einer neuen proviſoriſchen Centralgewali 
am fich die Mitwirkung der Vertreter des Volkes nöthig fei, und nur ber Drang bed 
Augenblicka die Umgehung diefer Vorſchrift vom 30. September nur als zu einer im 
ſtrengſten Sinne interimiftifchen Mafregel ihre Zuftimmung geben, fie muß daher ihrer 
feit8 die Dauer der Uebereinkunft mit VBeftimmtheit auf die Zeitperiope bis zum 1. Mai 
1850, bis zu welcher eine beutiche Volksvertretung einberufen, und über eine deutſche 
Berfaffung eine Vereinbarung getroffen werben Tann, befchränken, und betrachtet von 
gedachtem Tage an bie Uebereinkunft als eine in keiner Beziehung mehr bindende; 2) um 
die Mafregel, welche Defterreih und Preußen vorgefchlagen haben, in das Leben trete 
laſſen zu koͤnnen, if, wie auch des Herrn Erzherzog Reichöverwefers K. H. in Höcfibrer 
Erkläͤrung vom Öten v. M. bemerkt haben, Zuftimmung fänmtlicher deutſchen Megierm:- 
gen nothwendig. Nur unter der Vorausfehung, daß dieſe wirklich erfolgt, kann die f. 
Negierung ſich an, ihre Zuftimmung für gebunden erachten; 3) wie bie k. baieriſche 
Regierung, in ihrer Die neue proviſoriche Gentralgetwalt betreffenden Erklärung vom 26ften 
v. M., jo geht auch die k. würtembergifche Negierung von der Anſicht aus, daß durd 
die Convention vom 30. September d. I. nur die Vefugniffe des engeren Rathes ve 
früheren Bunvesverfammlung bis zum 1. Mai 1850 an Defterreih und Preußen über 
gehen, während die Rechte und Pflichten des Plenums diefer Berfammlung fämmtlit 
(nicht nur die im Art. 6. der Bundesacte genannten) wieder an die Geſammtheit da 
Mitgliever des deutichen Bundes, von welcher fie dem Herm Reichsverweſer anvertraut 
waren, zurücdfallen. Indem nun der Unterzeichnete den Herm Gefchäftsträger erſucht 
von Vorftehendem feine Regierung gefälligft In Kenntniß jeßen zu wollen, bemerkt ver 
felbe, daß er eine vollkommen gleichlautende Erklärung Heute auch dem k. preußiſche 
Herrn Geſandten hat zugehen laſſen.“ j 
12. | Die preußifhe zweite Kammer beendet die allgemeine Diecuffion der auf Kirk 
und Schule bezüglihen Verfaflungs-Artifel, und geht zu deren Einzelnheiten übe. 
Die dem 17ten Paragraphen von der erften Kammer gegebene Faſſung (6. 
2. Det.) wird nicht genehmigt, indem fich bei namentlicher Abfiimmung 152 Mi 
glieder dafür und eben fo viele dagegen erflären. Unter den Verneinenden 
findet man wiederum bie polnifchen Abgeorbneten, die vormaligen Miniſter v. Auer 
wald, Samphaufen, Kühlwetter, v. Patow, Graf Schwerin und außerdem di 
Herren Gorzolka, Graf Dyhrn, Schaffraneck. Der $. erhält folgende Faffızz: 
„Die Freiheit des religiöfen Bekenntniſſes, der Bereinigung zu Religionsgeſch 
haften (Art. 23 und 29) und der gemeinfamen häuslichen und öffentlich 
Religionsübung wird gemährleiftet. Der Genuß der bürgerlichen und fact 
bürgerlichen Rechte ift unabhängig von dem religiöfen Befenntniffe. Den bürge: 
lichen und ftaatsbürgerlihen Pflichten darf durch die Ausübung der Religion 
freipeit Fein Abbruch geſchehen.“ — Alle von ber erfien Kammer angefügt 
Zufäge (S. 3. Detober) werden verworfen. 
12. | Weifung des Fürften Schwarzenberg an ben k. öfterreichifchen Gefandten zu Berlin. 
Die k. preußifche Negierung hat das von ihr behauptete Mecht, mit mebreren der 
Mitglieder des deutfchen Bundes in ein beſonderes Bundniß zu treten, ausbrüdlid au 
den Beflimmungen des Art. XI. der deutfchen Bunbesacte abgeleitet, und bei jeder fih 
barbietenden Veranlaſſung vie beſtimmteſte Zuficherung gegeben, daß fie nie aufbörm 
werde, die Verträge, auf welchen ter im Jahre 1815 gegründete deutſche Bund beruft, 
heilig zu Halten, und denjenigen Staaten gegenüber, welche dem von Preußen beabfid- 
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tigten Sonberbünbniffe nicht beizutreten gefonnen wären, alle aus den erwähnten Ver⸗ 
trägen zuſtehenden Rechte und Pflichten vorzubehalten. Die und durch dieſe feierlichen 
Erklärungen gegebenen Bürgfchaften bildeten die Brunblage unferer feit nem Beginn des 
Monats Mai mit dem preußifchen Cabinet gepflogenen Unterbanklungen, und biefen 
Bürgfchaften vertrauend fahen wir ber Erfüllung ver Zufage entgegen, vermoͤge welcher 
der Vertrag vom 26. Mat in feiner Ausführung mit dem, nad) Preußens wiederholt 
auögefprochenen Ueberzeugung, in voller Kraft beſtehenden Bundesrechte in Einklang ge= 
bracht werden follte. Wir haben Keinen Augenblick das überaus Schwierige diefer Auf⸗ 
gabe verfannt. Da und jedoch deren Loͤſung fo beftimmt verheißen war, mußten unfere 
Bedenken ver uns eingeflößten Zuverficht weichen. Zu unferm nicht geringen Befrem⸗ 
den brachte und nun der Staatd-Anzeiger vom 22. v. M. hoͤchſt merfwürbige und über» 
raſchende Auffchlüffe über die Anfichten, welche vie k. Megierung dermalen in biefer 
wichtigen Frage genommen zu haben fcheint. Diefe Anfichten finden ihren Ausprud in 
einer von dem Staatöminifter v. Bodelſchwingh am 17. v. M. in einer Sitzung bes 
Verwaltungs⸗Rathes abgegebenen Erklärung. Die Grundfäße, welche diefelbe aufftellt 
und entwickelt, ftehen in offenem Wiperfpruche mit jenen, die das preußiſche Gabinet 
bisher verfüntet hat, und find in ihren Folgerungen fo wichtig, daß wir und dagegen 
auf das Entſchiedenſte verwahren müſſen. Zu diefem Ende wollen wir es verfuchen, 
den Kern dieſer umfangreichen und ungemein künſtlichen Rechtsausführung in Kürze zu« 
fammenzufafien, um deſſen Gehalt defto fchärfer prüfen zu Eönnen. 

Hr. v. Bodelſchwingh ftellt die Behauptung auf, daß die Bundesverfafſung nicht 
mehr zu echt beftehe, indem mit der Bundeöverfammlung nicht nur eine Form, ſon⸗ 
bern bie wefentlichfte organifche Einrichtung des Bundes untergegangen ſei, ohne daß 
irgend ein Bundesglied ein Recht auf deren Wieverherftellung Habe. Hieraus leitet er 
den Schluß ab, daß der zu errichtenne Bundesſtaat nicht in den Ball kommen könne, 
mit der nicht mehr giltigen Bundeöverfaffung in Widerſpruch zu gerathen, während vie 
aus dem Bunbeövertrage vom Sabre 1815 entfprungenen Rechte und Pflichten, inſoweit 
fie überhaupt noch einen Gegenfland haben, durch die Verfaſſung des neuen Bundes⸗ 
ſtaats in £einerlei Weile verlegt werben, indem die Wahrung dieſer Rechte und Pflichten 








zugeſagt worden. Um einer vorhergeſehenen Ginwendung im Voraus zu begegnen, 


fpriht Hr. v. Bodelſchwingh die von ihm aus dem Art. VII der Wiener Schlußacte 
gefchöpfte Ueberzeugung aus, daß es für den Willen und das Handeln des Bundes, 
wie für die Anwendung des Bundesrechts, Fein anderes Organ ald die Bundesverſamm⸗ 
lung geben folle und dürfe, und die am 12. Juli v. I. in's Leben getretene probiforifche 
Gentralgemalt nicht als deren Nachfolgerin betrachtet werben koͤnne, ba mit der gleich⸗ 
zeitig erfolgten Auflöfung der Bundesverſammlung auch die Drganifation des Bundes 
aufgelöft worven fei, wonach die Emtralgewalt nur als eine aus dem augenblidlichen 
Bevürfniffe der Leitung der gemeinfamen Angelegenheiten hervorgegangene, einftweilen 
anerkannte Behoͤrde anzufehen ift, welcher jede tveitere Geltung abzufprechen wäre, wenn 
fie auch nicht ſchon ihrer monarchiſchen Form wegen ungeeignet gewefen fein mürbe, 
den Austrud des Bundes, ald eines Vereins felbftftänniger und gleichberechtigter Staa- 
ten, abzugeben, und wenn fie nicht ohnehin, durch die Aufldfung der deutſchen National 
verfammlung, der Grundlage ihres Dafeins beraubt, rechtlich fortzubeftchen hätte aufs 
hören müflen. Nach Hrn. v. Bodelſchwingh's Anficht Hat nicht das feines Organs ent⸗ 
behrende, daher mit ihm untergegangene Bundesrecht, fondern Iediglich die Nachwirkung 
diefes Nechts und das Bewußtſein des Zufanmengehörend, vie Staaten noch in einer 
Gemeinfchaft erhalten, und Deutfchland vor dem Zuſtande der völligen Verfaffungslofig- 
feit und Serfplitterung bewahrt. Die von dem Borfigenden des Verwaltungsraths aufs 
geftellten Behauptungen laſſen fih auf folgende Säge zurädführen: 1) Die Bundes⸗ 
verfaffung iſt gemeinschaftlich mit ihrem wefentlichfien Organe, ver Bunbesverfammlung 
untergegangen, ſomit der Bund felbft als aufgelöft zu betrachten. 2) Der von Preußen 
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zu gründenbe Bundesſtaat Tann daher mit der erlofchenen Bundesverfaſſung nit mehr 
in Widerſpruch treten. 3) Die Rechte und Bflichten, welche auf der Bundesacte be⸗ 
zuben, find von der Bundesverfaſſung zu unterfcheiden. A) Diefe Rechte und Pflichten, 
infoweit fie überhaupt noch einen Gegenftand haben, beftehen fort, und werden ton ber 
Verfaffung des zu errichtennen Bundesſtaats nicht verlegt. Als die noch befichenten 
Mechte werden jene auf gegenfeitige Hülfeleiftung, auf die Garantie der Integrität ter 
einzelnen Staaten und auf veren verbältnißmäßigen Antheil am Bundeseigenthum 
aufgezählt. Um dieſe Sätze zu beleuchten, wird es vor Allem esforberlich fein, ven De 
griff der Bundesverfaſſung feftzuftellen. Auch wir find der Anſicht, daß eine Der 
faffung nicht aus den einzelnen Negeln und Borfchriften befiche, welche im der Der 
fajfungsurfunde zufammengeftellt find, und daß daher bie deutſche Bundesveriaflung 
nicht Hlo8 die Summe der Beftimmungen und Artikel der Bundesacte und der Wine 
Schlußacte ſei. Dagegen aber koͤnnen wir unmöglich dem auögefprochenen Grundiak 
beipflichten, daß die Wefenheit ver Bundesverfaſſung nur in einem eoncreten Organismu⸗ 
und in einer unmwanbelbar beftimmten Gliederung ver zus Zeit ihrer Feſtſtellung vor 
handenen Verhältniffe und Einrichtungen beftehe, und daß daher durch eine, aus freie 
Zuftimmung aller Vetheiligten bervorgegangene Abänderung in dem biöherigen Orga⸗ 
nismus der gemeinfchaftlichen Leitung ver Bundedangelegenbeiten, vie Aufbebung te 
gefanımten Bundesverfaflung, fomit die Auflöfung ded Bundes felbft, nothiwentig ker: 
beigeführt werden müfje Noch weniger vermögen wir zu begreifen, wie nach tem be 
baupteten lintergange der Bundesvarfaffung, außer den Anfprüchen auf das Bundes⸗ 
eigenthum, noch andere Rechte und Pflichten, deren Beſtimmung jedenfall nur ein 
willfürliche fein würde, fortbeftehen fünnen, und wir müflen ſelbſt dann, wenn ein felde 
Widerſpruch zu Iöfen wäre, dem Verwaltungsrathe jede Befugniß abfprechen, über tie 
DBeichaffenheit und den Umfang folcher Nechte ein Urtheil zu füllen. Für uns iſt die 
Bundesverfafſung ein bindender, fomit nur durch Zuflimmung aller Betheiligten zu Löfen 
der Vertrag, durch welchen ein beftänpiger voͤlkerrechtlicher Verein gegründet werten 
wollte. Diefer Vertrag, und fomit vie aus ihm berborgegangene Bunbes = Berfaflun 
zerfallen in drei Theile, deren erfter den Zwed und die Beſtimmung des Buntes auk 
fpriht. Der zweite feßt die Nechte feſt, welche durch den Eintritt in den Bunt m 
worben werden, und bezeichnet die dieſen Mechten entfprechenven, fowie bie Durch den 
Bundeszweck auferlegten Pflichten gegen die Gefammtheit und gegen jedes einzelne Bun- 
desglied. Der dritte endlich verorpnet die organifchen Ginrichtungen zur Leitung te 
gemeinfamen Angelegenheiten. Yinferer Ueberzeugung nad) liegt daher tie Wefenheit tr 
Bundesverfaffung in dem durch fie audgefprochenen Bundeszwecke und in den aus ik 
abgeleiteten Rechten und Verpflichtungen. Alles Uebrige ift unweſentlich, von uniery 
ordnetem Belange, und kann eine Abänderung erfahren. Daß dem fo fei, und dern 
Abänderungen bereitd bei Gründung des Bundes vorhergeſehen worden find, beweiſa 
die in der Bundedacte und in der Wiener Schlußacte getroffenen Anoronungen, welt 
die Bedingungen feitfeßen, unter denen die organifchen Einrichtungen modificirt werden 
fünnen. Auch müflen wir in Abrede ftellen, daß es unmöglich fein follte, Die Rımre 
verſammlung burdy ein anderes Organ zu erfeßen, welches geeignet wäre, ven Bunt als 
einen Derein unabhängiger und felbftftändiger Staaten in feiner Geſammtheit vor 
ftellen. Wir müfjen in Abrede ftellen, daß nicht jenem ver Bundesglieder das Retı 
zuftehe, die Bildung eined neuen verfaffungsmäßigen Organs der Geſammtheit zu for: 
dern. Wir müffen endlich in Abrede ftellen, daß bis zur Einjegung eines foldyen Dr: 
gand nicht einem jeden der Bundesglleder das Recht zufonme, feine verfaffungsmäßigen 
Anfprüche, in ſoweit Died unter folchen Verhältniffen möglich ift, ſelbſt geltend zu machen, 
und biefelben durch ven Ausdruck feines bundesgefeglich begründeten Willens zu ver⸗ 
treten. Eine Beftätigung unferer Anfichten finden wir in ver ton dem k. Commiſſat 
G.⸗L. v. Radowitz in der Sigung ber zweiten Kammer am 24. October im Namen 
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ber Regierung ausgeſprochenen Ueberzengung, daß „vie Bildung "eines proviſoriſchen 
Organe bes Bundes vom Jahre 1815 durch ein unzweifelhaftes Recht geboten werbe, 
baber alle Mitglieder des Bundes bie vertraggmäßige Verpflichtung Haben, eine Behörde 
einzufegen, welche die Leitung ver öffentlichen Bunvesangelegenheiten übernehme”, und 
daß dieſe Ginfegung ein ebenfo dringendes praktiſches Beduürfniß fei, ale fie von höheren 
politifchen Ruͤckſichten geboten wird. Nicht minder bietet noch die jüngfte Zeit durch 
den Abſchluß der Uebereinkunft vom 30. September einen thatfächlichen Beleg für unfere 
Behauptungen. Den in berfelben ausdrücklich anerfannten Grunpfägen gemäß wurben 
ſaͤmmiliche Bundesglieder eingelaben, dieſer Uebereinkunft ihre Zuftimmung zu ertbeilen. 
Der in diefer Form erklärte Wille der Einzelnen wird fonach ald der Ausdruck des 
Willens der Gefammtheit zu gelten haben. Aus dem Vorhergehenden ergieht ſich un« 
widerleglih, daß ber Veſtand der Bundesverfaſſung und fomit auch jener des Bundes 
ſelbſt nicht durch den Beſtand des Inſtituts der Bunbesverfammlung bedingt war, daß 
felbe mit allfeitiger Zuftimmung durch ein neues, Den Bund in feiner Geſammtheit vor 
ſtellendes Organ erſetzt zu werben vermoͤge, daß vie vertragsmäßige Verpflichtung aller Bun⸗ 
beöglieder vorliege, ein folches Organ einzufegen, fomit auch jenem einzelnen Bundesge⸗ 
nofien dad Recht zuſtehe, eine ſolche Einfegung zu fordern, und endlich die Möglichkeit 
gegeben fei, durch bie Aeußerung bes Willens der Einzelnen einen Ausprud für den 
Willen der Gejammiheit zu finden. Dies würde genügen, um barzuihun, daß die Bun⸗ 
beö«- Berfaflung durch die Aufldfung ver Bundes⸗Verſammlung nicht außer Kraft ge 
fegt, und daher auch der Bund felbft nicht aufgeläft werden konnte. Wir Eönnen aber 
nicht umbin, zu noch vollſtaͤndigerer Begrünung des Gefagten auf ven Bundesbeſchluß 
vom 12. Juli v. J. und die Uebereinkunft vom 30. September d. J. hinzudeuten. Durch 
dieſen Bundesbeſchluß iſt die Ausübung aller Rechte und Pflichten ver Bundes⸗Ver⸗ 
ſammlung mit Zuſtimmung ſammilicher Regierungen auf eine proviſoriſche Centralge⸗ 
walt uͤbergegangen. Es iſt demnach unrichtig, zu behaupten, daß der Bund in Folge 
ber Aufloͤſung des Bundestages eines ihn in feiner Geſammtheit vorſtellenden und als 
verfaffungsmäßiges Organ feines Willens und Handelns geltenden Inſtituts emtbehrt 
habe. Ein ſolches Inftitut iſt unter den verfaffungsmäßigen Bedingungen mit allgemei- 
ner Zuflimmung gefchaffen worden, und follte bis zur definitiven Erledigung der Ver⸗ 
faflungsfrage in Wirkfankeit bleiben. Diefemnach wurde nichts ald die Form des ge⸗ 
meinfamen Bundes« Organs verändert. Wenn. fich aber gegen dieſe Form zu ber Zeit, 
wo fie gefchaffen und einhellig gebilligt worben ift, keine Anſtaͤnde erhoben haben, koͤn⸗ 
nen auch jegt aus eben biefer Form Leine Einwendungen gegen ven feither vechtögiltigen 
Beſtand dieſes Organs, und gegen vie Gefelichkeit des von ihm geäbten Amtes erhoben 
werben. Daflelbe war der unbeftrittene Mechtsnachfolger der Bundes» Berfammlung. 
Die nach Auflöfung der National» Berfammlung gegen den Foribeſtand ber provifori- 
ſchen Gentralbehörve geltend gemachten Bedenken haben wir nie ald gegründet erkannt, 
und Eönnen dies auch heute nicht, wo neuerdings practifche Folgerungen daraus abge» 
leitet werben follen. Wir Haben jedoch unfere Anfichten über dieſe Frage bereitd zu oft 
und ausführlich dargelegt, als daß es hier nöthig fein follte, und neuerdings darauf 
einzulaflen. Dagegen müflen wir aber darauf hinweiſen, daß es für biejenigen, welche 
der am 12. Juli 1848 in Wirkfamfeit getretenen Centralgewalt ihre fernere Anerken⸗ 
nung verfagen zu müſſen glaubten, um fo mehr eine Pflicht war, zur Einfegung eines 
neuen Organs der Geſammtheit die Hand zu bieten. Der Erzherzog⸗ Reichsverweſer 
hat durch feine wiederholt erklärte Bereitwilligkeit zum Müsktritte die Möglichkeit hierzu 
geboten, und die kaiſerliche Megierung, fo viel in ihren Kräften lag, durch Unterhand- 
lung dahin zu wirken gefucht, daß eine zafche und ven Intereſſen ver Gefammtheit zu⸗ 
fagende Ausgleichung der verfchiebenen Anfichten durch Bildung eimer neuen probifori« 
fen Gentralgewalt erzielt werde. Der in dieſer Abficht ſtattgehabte Schriftwechfel giebt 
fo genügenden Aufſchluß über die Urſachen des Nißlingens unſerer Bemühungen, daß 
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wir dieſelben wohl nicht aufzuzählen brauchen. Daß übrigens die E. preußifche Regie 
sung ſelbſt, troß ihrer feit dem Monat Mai gegen ven recitmäßigen Fortbeſtand ver 
proviſoriſchen Gentralgewalt erhobenen Einfprache, dieſelbe als Nachfolgerin der Bunte 
Verſammlung und als bundeögefegliche Trägerin der von biefer übernommenen Recht 
‘und Pflichten anerkenne, gebt unbeftreitbar aus der am 30. September abgeſchloſſenen 
und von Preußen am 10. October rätificirten Uebereinkunft hervor, vermöge welcher ter 
Erzherzog» Meichöverimefer die ihm mit Bundesbeſchluß vom 12. Juli anvertrauten Ge 
walten wieder an die Gefammiheit der Mitglieder des deutſchen Bundes zurüdzugeken, 
und. zu diefem Ende vie ihm übertragenen Rechte und Pflichten des Bundes auf rum 
der erfolgten Zuftimmung der übrigen Negierungen in bie Hände S. M. des Kaiſers 
bon Defterreich und S. M. des Königs von Preußen nieverzulegen haben wirt. Es if 
demnach nicht nur aus materiellen Gründen dargethan, daß die Auflöfung des bis zum 
. 32. Juli 1848 beftandenen Bundedorgans die Bundes⸗Verfafſung nicht außer Kraft za 
fegen vermocht habe, fonvern in Vorſtehendem auch der Beweis bergeftellt, daß te 
Bund in Folge der Auflöfung der Bundes» DBerfammlung eines verfaffungdmäßig em 
gefehten Organs der Gefammtheit nicht entbehre, und Preußen dies fel&ft anzuerkennen 
in dem Balle fei, daher alle aus der entgegefehten Behauptung abgeleiteten Folgerunger 
fich als unbegründet ergeben. Würde es nach fo unwiberleglichen Beweiſen noch feme 
ver Belege für den von Preußen anerkannten Fortbeftand der Bundes-Verfafſung fe 
dürfen, fo finden mir biefelbe in der bereits erwähnten Lebereinktunft vom 30. Sertm 
ber. Diefelbe jet feft, daß die zu bildende Bundes⸗Commiſſion „die biäher von da 
proviſoriſchen Centralgewalt geleiteten Angelegenheiten, infoweit viefelbe nach Maßgabe 
der Bundesgeſetze innerhalb ver Competenz des engen Rathes der Bundes» Terfanm 
lung gelegen waren,” zu beforgen haben werde, alle übrigen „nah Art. VI. ver Zum 
dedacte dem Plenum der Bundes» Berfammlung zugetiefenen Angelegenheiten ver freim 
Vereinbarung der einzelnen Staaten überlaffen bleiben, und vie Mitgliever ver Bundes⸗ 
Gommiffion die ihr zugewieſenen Gefchäfte, ver beftehenden Bundes⸗Geſetzgebung, um 
insbeſondere der Bundes= Kriegäverfaffung gemäß, zu beforgen und zu leiten haben mr 
den.” Eine ausdrücklichere Anerkennung Tann e8 unfere8 Erachtens nicht mehr gem. 
Wenn demnach die Bunded-Verfaffung noch zu Recht befteht, To ergiebt fich bie? 
zugleich, wie unbegründet und irrig die weiteren Behauptungen des Morfigenten res 
Verwaltungs» Rathes fein. Auf diefelben zurückkommend, werden wir, auf tad ce 
und Angeführte geftügt, die Ueberzeugung auöfprechen koͤnnen: I) daß der von Prufa 
beabfichtigte Bundesſtaat in den Ball fommen fann, mit ver noch zu Necht beftchenn 

Bundes-Verfafſung in Widerſpruch zu gerathen; 2) daß es unzuläffig ſei, die auf m 

Bundedacte beruhenden Mechte und Pflichten von der Bundes⸗Verfafſung zu unterit" 

den, indem viefelben unzertrennlich find, fich genenfeitig bebingen, und eine folche me 

fheidung derſelben nur auf einer unrichtigen, die Formen zur Weſenheit erhebenten Yu 
fafjung des Begriffs der Bundes⸗Verfafſung beruben Tann; daß jonach 3) alle aus m 
Bundes⸗Verfaſſung abzuleitennen Rechte und Pflichten, infofern fie ſich nicht unbedingi 
auf die urfprüngliche Korm des gemeinfamen Bundesorgand beziehen, paber unter tm 
gegebenen Verhältniffen Feine Anwendung finden, einen Gegenfland haben, unt d 
4) nicht genüge, den außerhalb des Bünbniffes rom 26. Mai bleibenden Staaten ir: 
durch die Verträge gewährleifteten. Nechte und Pflichten vorzubehaltn,, wenn dies Vünd⸗ 
niß in feinen praftifchen Folgen dieſe Nechte und Pflichten gefährbet. Wir müffen tr 
her dringend wünfchen, daß die von dem Hrn. Staatdminifter v. Bodelſchwingh in jeine 
offieiellen Eigenfchaft aufgeftellten Grunpfähe von dem k. Gabinette berichtigt werden 
mögen, da wir biefelben nicht zur Geltung gelangen laſſen können. Ew. haben mm 
Herrn Minifter der auswärtigen Angelegenheiten eine Abjchrift gegenwärtiger Depeſche 
einzubändigen und ihm zu erfuchen, feine höchfte Regierung zur Beruͤckſichtigung unſertb 
gerechten Wuuſches vermögen zu wollen. 
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12. | Verordnung S. M. des Königs von Würtemberg: dag in dem Eide der Abgeord⸗ 
neten vorläufig die — freilich noch gar nicht exiſtirende — beutfche Reichöver- 
faffung unerwähnt bleiben fol. 

12. | Das Deflaus@öthener Minifterium eröffnet dem Landtage, daß S. H. ber Herzog 
deſſen Beſchlüſſe Hinfichtlich des Adels, der Orden, des Aſſociations⸗ und Pe⸗ 
titions⸗Rechtes des Militaire, des Religions» Unterrichts und der Prinzen fanc- 
tionirt habe. „Dagegen haben S. H. mit Bedauern Kenntniß davon genommen, 
dag in den wichtigften Fragen, namentlich in Beziehung auf das abfolute Veto 
und die Bildung der Gefchwornen, eine Verfländigung nicht zu erzielen geweſen.“ 
Der vereinigte Landtag wird nebft ben beiden Sonder⸗Landtagen aufgelöft, 

“worauf der todeömuthige Wolter der Verfafſung ein Hoch bringt. 

13. Berathungen der preußifchen erfien Kammer über bas von ber Regierimg vorges 
legte Jagd» Polizei» Gefeg. So nothwendig und nüglich daſſelbe auch if, würde 
bie Aufnahme feiner Einzelnheiten doch kaum gerechifertigt fein. Dagegen ers 
ſcheint es angemeffen, einige im Laufe ber allgemeinen Discuffion abgegebene 
Urtheile über das unglüdfelige Jagbgefeg vom 31. October 1848 mitzutheilen. 

Minifter des Innern: Das Jagdgeſetz vom 31. October v. I. hat beftchente 
Rechte verlegt, hat das Mechtäbewußtfein im Volke ſchmerzlich berührt. 

Abg. Ritter: Wir Finnen die Sache nicht ungefchehen machen, müſſen fie hin⸗ 
nehmen, wie fie if. Gin Juſtizmord ift allerdings durch das Beleg ſowohl an den Be» 
sechtigten, ald am National⸗Wohlſtande begangen worden, und keine Sünde läßt fid 
ungefchehen machen; aber wohl laſſen ſich die Folgen derſelben mildern und heilen. 

Abg. dv. Manteuffel: Ich bemerkte daß ich aus dem Geſetze noch Mehreres her⸗ 
auslefe, und eben deshalb Habe ich dad Geſetz von je für fo verwerflich gehalten. Es 
fteht dieje Tendenz allerdings nicht in den einzelnen Paragraphen, und ich will nicht 
behaupten, vaß alle Mitglieder der damaligen National» Berfammlung, wenn fie für 
dieſes Geſetz geftimmt haben follten, jene Tenvenz gekannt hätten, aber e8 muß ausge⸗ 
ſprochen werden von dieſer Stelle aus, daß Allen, vie damals vie Triebfebern leitetem 
und in Bewegung feßten, ed nicht darauf ankam, den bäuerlichen Wirthen daſſelbe Necht 
zu gewähren, welches den Rittergutöbefigern zuftand, die Freiheit des Grundeigenthums 
zu begrünten, die Felofrüchte gegen Wildfchaden zu fchüken, ſondern daß die Tendenzen 
viel tiefer lagen; daß die Tendenzen vielmehr dahin gingen, eine bewaffnete Revo—⸗ 
Iution über dad ganze Land zu verbreiten. Deshalb ift num Die Frage, die von 
anderen Rednern aufgeftellt worden ift, über die fehreiende Mechtöverlegung nicht fo bes 
trübend, als jener Faden, der durch das ganze Geſetz hindurchging. In viefer Beziehung 
muß ich dieſes Geſetz für ein revolutionaires Meiſterſtück erklären. Das Geſetz Hatte 
nicht blos hie Abficht, das bisherige Eigenthum mit Füßen zu treten, ſondern auch, Lei⸗ 
benfchaften zu erregen, und es gab Waffen in die Hände ber aufgeregten Leidenſchaft. 
Dies war die Abficht bei jenem Gefehe, nicht aber, wie Sumaniften gemeint haben, 
Gleichherechtigung, nicht etwa, wie Humaniſten zur Verteidigung anführen, Schug der 
Feldfrüchte: fondern die bewaffnete Revolution follte zum Beſten des Communismus 
über das ganze Land organifirt werden. Und deshalb war lange vorher Die Agitation 
für dieſes Geſeh eingeleitet, lange che das Geſez vom 31. Detober erfchien, lange ehe 
es in der Nationale Berfammlung fchließlich berathen wurde. So tie die Berathung 
anhob, gingen Emiffäre im Lande herum und forberten die Leute auf, Waffen zu kaufen, 
um jenes Mecht auszuüben, dieſelben wiefen auf jenen Paragraphen hin, nach welchem 

jedes Vergehen, was gegen die damals noch zu Mecht beftchenben Geſehe begangen 
wurbe, bei dem Erſcheinen des Geſeges amneflirt werden müßte Wir lebten in einem 
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vollkommen rechtloſen Zuſtande. Es war nicht möglich, den Leuten zu fagen: Ir dieft 
dad Jagdrecht noch nicht ausüben, wir wollen dad Geſetz abwarten. Die Rational» Bar: 
fammlung hatte aus eigener Machtvollkommenheit ja decretirt, daß Alles, gleieid, eb 
ed gegen das Gefeh verftoße, ftraflos werben folle. Ich Habe nicht vie Abficht, die Jap- 
Berechtigungen zu vertheidigen, aber ich babe dem ganzen Lande gegenüber dem Anl 
ſpruche entgegentreten wollen, daß humaniſtiſche Ideen jenem Geſetze zum Grunde lage. 
Es waren bie allerrenolutionairften Beſtrebungen, die verfolgt wurden. Wir haben e 
erlebt in den traurigen Kämpfen, welche in ven Stäbten flaitgefunden Haben: wir haben 
es erlebt, daß Verführte auf die Barricaden gingen, während die Berführer und Füh⸗ 
ser feige verſchwanden. Aufregung follte auch durch jenes Beleg hervorgerufen werte, 
Aufregung zum beivaffneten Widerſtande, bei welchem die Leiter Hinter bie Couliſſen ſich 
zurädgezogen haben würten. Darum iſt es im wahren Interefle der Zukunft nothwen⸗ 
big, Beſchraͤnkungen in öffentlicher flaatöpelizeilicher Beziehung einzuführen, und bestelh 
begrüße ich dad Gefeh mit Freuden. Ich will nicht über die ſchreiende Mechtöneriegug 
fprechen, ich will nur laut verfünbigt haben, daß dem revolutionairen Laufe Ziel un 
Map mwenigftend theilmelfe gegeben werben muß, dadurch, daß eine Gontrole über Füh 
tung der Waffen eingeführt werde. 

Die ‚„„Würtembergifche Zeitung‘ zeigt an, bag der Staatsrath Römer Ihr forte 
einen Teil feiner Zelt widmen werbe. 

Die zweite Kammer bes Königreichs Hannover befchließt, die Regierung um ci 
Amneftie für alle wegen politifcher u. Preßvergehen Beruriheilte oder in Late: 
fuhung Beſindliche zu bitten. Ä 

In der Braunfchweigifchen Stände - Berfammlung Antrag bes Abgeorbnneten Stel 
fiſch: die Civilliſte, fofern fie unverantwortliche Verfügung des Yürften ülber 
Staatsgüter begreift, auf eine vom Fürften vorzuichlagende Summe für unnem 
bare Ausgaben, deren Grund oder Zweck ſich nicht ſchicllich erörtern läßt, a 
befehränfen, alle übrigen Hofandgaben aber redinungsmäßig wie andere Sion 
ausgaben zu behandeln, alfo Special⸗Etats barüber von der Hofbehörde aufficken, 
von der Randedabgeorbnieten-Berfammfung bewilligen nnd von der Finanzbehoͤrde 
controliren zu laſſen. 

Das Schwurgericht in Halle erklaͤrt die Mitglieder des angeblichen Sicherheit 
Ausſchuſſes, welcher fih im November v. 3. zu Eisleben bildete, durch Placı 
die Anordnungen des Minifteriums für ungefeglich erflärte, die Landwehr ui 
forderte fi) nicht einfleiden zu Taffen, und die Bürger veranlaßte Leine Giant 
fteuern zu zahlen, für nichtſchuldig. 

+ Fürft Aler. Hohenlohe, Großprobft von Großwardein und Biſchof von Sardin, 
zu Bödlau bei Wien. 

Fortgeſetzte Berathung bes Jagd s Polizeis Gefeges in der preußifchen erſten Kam 
mer. Der vom Gouvernement vorgefchlagene Sag von einem Thaler für de 
Jagdſchein wird auf drei Thaler erhöht, mit dem Hinzufügen: „Dawvon fick 
zwei Thaler in die Armen-Kafle des Orts, we ber Ertrahent wohnt, und ci 
Thaler wird der Staats⸗Kaſſe überwiefen. Die für die Jagdſcheine auflen⸗ 
menden, der Staats⸗Kaſſe überwiefenen Gelber find aufzufammeln, und bleibt 
vorbehalten, durch ein ſpäteres Geſetz zu beftimmen, ob und in welder Weiſe 
biefelben zur Entſchaͤdigung derjenigen u verwenden find, welche durch das Grieh 


14 —18, Rovember, 14 — 13. a 


vom 31. Orteber 1848 das Recht zur Jagd auf fremden Grundflüdlen verloren 
haben.‘ *) 

8. Die zweite Kammer nimmt, fowohl die von ber erften befchloffene Fafſung (S. 
4. October) als alle eingebrachten Amendements verwerfend, ben I12ten $. ber 
Berfaffung in feinem urfprünglichen Wortlaute, und nächfivem eine tranfitorifche 
Behimmung an: „Das Iandesherrliche Kirchen» Regiment hat die Ueberleitung 
ber evangeliſchen Kirche zu einer ſelbſtſtaͤndigen Verfaſſung herbeizuführen, damit 
fie die ihr im Artikel 12 überwiefenen Rechte übernehmen und ausüben könne.” — 
Paragraph 13 wird in der Faſſung der erften Kammer (S. 8. Detober) genehmigt. 
&.| + Dr. Joſ. Koch, Geheimer Hofrath und Profefior der Botanik zu Erlangen. 

B | Die preußifche zweite Kammer nimmt 66. 14 und 15 der Berfaffung fo an, wie 
fie von der erfien (S. 5. October) formulirt worden find; der 16te gefangt gar 
nicht zur Abfiimmung, indem die Majorität ſich für das Amendement erflärt: 
‚Die Einführung der Eivil: Ehe erfolgt nad) Maßgabe eines beſonderen Geſetzes, 
was au bie Führung der Civilſtands⸗Regiſter regelt.” — Der nachfolgende 
Auszug aus der Rebe des Herrn v. Bismark- Schönhaufen wird hoffentlich man» 


chem Leſer willlommen fein. 

IH muß mich entſchieden gegen vie miniſterielle Auffaſſung und gegen das Amen⸗ 
bement des Abgeoron. Evelt ausſprechen, indem ich in demfelben nach den Aeußerungen, 
bie gefallen find, nur die Abſicht erblicken kann, die Einfl-Ehe, wenn man vor ber augen- 
blicklichen Aufregung gegen die letztere zuräckichredtt, allmälig einzuführen, und und biefen 
fpradylichen und materiellen Gallicismus fäcdwelfe beizubringen. Schon die große An⸗ 

zahl ver Petitionen, die gegen Artikel 16. eingegangen find, zeigen und, daß wir zu einem 
Artikel gelangt find, ver unmittelbar und fchäfer in das praktiſche Leben einſchneidet, als 
bie meiften Vorlagen, welche uns in den Iehten Tagen befchäftigt haben, von denen ein 
Theil fo allgemeiner Natur war, daß er von einer Seite ber als Phrafe bezeichnet wor⸗ 
den iſt, und zwar von einer Seite her, die ich denn doch darauf aufmerkſam machen möchte, 
daß gerade die Phrafe den ſchönſten Schmud einer conſtitutionellen Verfaſſung abgiebt, 
dem Schleier vor dem Bilde von Sais vergleichbar; zerreifen Sie ihn ganz, fo werden 
Sie den Augen gar Mancher, die in bie tieferen Geheimniſſe des Eonftitutionallemus 
noch nicht eigeweiht find, zeigen, daß das Idol, welches wir in dieſen Räumen verehrten, 
nicht ganz dad war, welches fie hinter tem Schleier zu finden hofften. 

Sie Haben den chriſtlichen Religionsgeſellſchaften viefelbe conftitutionelle Berechti⸗ 
gung auf Grund des allgemeinen Vereinigungsredhtes verliehen, wie ven demokratiſchen 
Clubs, und das ift viel heut zu Tage. Ste fehmälern diefe Gleichheit aber zum Nach⸗ 
thell der Religionsgefellfchaften, wenn Ste die Erlaubnig zu ver feierlichen Handlung, 
meldhe biöher den Bund ver Ehe bei uns einfegnet und die Giltigkeit deſſelben bedingt, 
abhängig machen von dem gerichtlichen Akt eines Dorffchreibers, In beffen Hänte die 
Braut in Zufunft ihr Treuegelöbniß niederzulegen hat. Sie geftatten freilich denjenigen, 





#) Die Abgeorbneten: Graf Dorf v. Wartenburg, Graf v. d. Schulenburg, Graf 
v. Sürftenberg- Stammheim, v. Hertefeld, v. MRanteuffel, vu. Geydlig, Graf 
v. Strachwitz, v. Waldow⸗Reitzenſtein, v. Baffron, Braf v. Zedliz⸗Trützſchler, 
Grützmacher, Brauns, v. Ritz-Lichtenau, Graf Hochberg, Graf Schweinig erflärten 
demnaͤchſt oͤffentlich: daß fie gegen die Eutſchädigung geſtimmt, weit fie ſelbe zurückweiſen. Das 
R Acht gentleman like, indeß haben bei jenem Eingriff in Privatrechte auch Stadt⸗Communen 

:. gelltien; deren Armen» ußalten eine Guifchäbigumg fehr wänfdenewerih wäre. 
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die ſich perſoͤnlich dazu gebrungen fühlen, ſich nachträglich auch kirchlich trauen zu laſſen: 
Sie geſtatten der Kirche, die Schleppenträgerin ver ſubalternen Büreaukratie zu werten; 
Sie geftatten dem Pfarrer, das verheirathete Paar vor dem Altare erfcheinen zu lafen, 
und ben verbeiratheten Mann zu fragen, ob er feine ihm gefeglich bereits angetrast 
Frau zur Frau nehmen will over nit, eine Frage, vie er mit „mein” gefeglich nicht 
mehr beantworten Tann. 

Ich glaube, daß fich nicht alle Seiftliche Im Lande dazu hergeben wurden, tie ii 
ber heilig gehaltene Geremonie der Tirchlichen Trauung auf diefe Weife zur leeren Ihn 
lichkeit berabzumürbigen. Wollen Sie aber dieſer Geremonie den Charakter leerer Foͤm 
lichkeit nehmen, jo müflen Sie im Namen der Religionöfreihelt vie evangeliſche Kirk 
nöthigen, ihr bißherigeö Trauungsritual zu ändern. Die Civil-Ehe iſt im einer weint 
anderen Rage In denjenigen Länvern, wo, wie 3. B. in Holland oder Schottland, jie ft 
durch Gewohnheit im Beſitz befindet, ober in denen, Ivo, wie in dem napoleniike 
Sranfreih und in dem Zubehör deſſelben, welches uns bier als Muſter aufgeftellt ter 
den if, die Civil⸗Che in Folge einer Gefehgebung eingeführt worden iſt, welche in ıw 
ligiöfer Beziehung tabula rasa, eine völlige Leere und Zerfahrenheit vorfand, alfo ıst 
fein entgegenſtehendes Gefühl dabei verlegen konnte. Anders iſt e8 bei uns. Brei m 
tritt Die Civil⸗Ehe der kirchlichen Trauung feindſelig und gewifiermaßen erobernd in va 
Bewußtſein des Volkes gegenüber. Indem Ste die Civil⸗Ehe einführen, ordnen Sie an, ıf 
der kirchliche Segen, der bisher vie Giltigkeit ver Ehe allein vollſtaͤndig bewirkte, ald = 
nüßes Zubehör bei Seite gefhoben werben foll; Sie verorpnen, daß Der Pfarrer da 
Schreiber, der Altar dem PBolizeibüreau Plag machen fol. Ic glaube nicht, taj d 
Aufgabe der Sefeßgebung fein Tann, dad, was dem Volke heilig ift, zu ignoriren. % 
glaube im Gegentheil, daß wenn die Gefehgebung das Volk lehren und leiten will, 4 
ihre Aufgabe ift, dahin zu wirken, daß das Volksleben fi in allen Verhältniſſen td 
auf den Stab des Glaubens an die Segnungen der Religion flüge, nicht aber ira 
Stab da, mo er vorhanden ift, als ein unnüged Zubehör von Obrigkeits wegen veuzait, 
und fo die Achtung vor der Kirche und den religisfen Einrichtungen Da, wo jie tim 
Wurzeln in dem Volksleben gefchlagen hat, untergrabe, und dies in einer Zeit, die und 
mit blutiger Schrift gelehrt bat, daß da, wo ed ben Kreigeiftern, die fich gebilra um- 
nen, gelungen ift, ihre Gleichgiltigkeit gegen jenes pofitive Bekenntniß den großen Rafa 
infoweit mitzutheilen, daß bei ihnen von dem Chriftenthum als fchaler Borenfat u 
eine zweideutige Moral-Philofophie übriggeblichen ift, daß nur das blanke Ba 
zwiſchen den verbrecherifchen Leivenfchaften und dem frienlichen Bürger ſteht, daß ta !r 
Krieg Aller gegen Alle Eeine Fiction if. Haben Sie dem Menfchen den geoffen!:r: 
ten Unterſchied zwifchen gut und boͤſe, ven Ölauben daran genommen, fo Fünna & 
ihm zwar beweifen, daß Raub und Mord durch die Geſetze, welche die Beſitzende zo 
Schutze ihres Eigenthums und ihrer Perfon gemacht Haben, mit ſchweren Straia ir 
droht werben, aber Sie werden ihm nimmermehr beweifen, daß irgend eine Hamlırı 
an und für fi) gut ober böfe fei. Ich habe in dieſer Zeit manchen Lichtfreunn za m 
ſchnoͤden Erkenntniß kommen fehen, daß ein gewifier Grab von pofitivem Ghriftentum 
den gemeinen Manne nöthig ſei, wenn er nicht der menſchlichen Geſellſchaft gefäkrlit 
werden fol. So lange dieſe unklaren Bekenner der Humanitätd-Religion nicht zu x 
Ueberzeugung gelangt find, daß ihnen felbft dieſer „gewifle Grad" am allernoͤthigſten ik. 
jo lange kann ich mich nicht des traurigen Gedankens erwehren, vaß es uns noch laıx 
nicht fchlecht genug gegangen ifl. 

Der Herr Minifter der geiftlichen Angelegenheiten bat, fo viel ich mich feiner Am 
Berungen in dieſer Kammer eriımere, zur Unterflüßung des Wunfches, vie Cind-Ek 
beizubehalten ober reſp. allmälig einzuführen, lediglich das Bedenken angeführt, daß, mer 
die Geiftlichen nicht mehr als Staatöviener dem Staate vereivigt würben, der Gtaat nic! 
mehr bie Hinreichende Garantie befige, daß die Börmlichkeiten, welche die gejeglihe Gi— 
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tigfeit ver Ehe bedingen, auch überall werben beobachtet werden. Mir feheint dieſer 
Grund nicht durchgreifend zu fein. Die Geiftlichen werben, wem fie auch einen Eid 
als Staats diener nicht mehr leiften follten, ſtets den Eid als Diener ihrer Kirche zu lei⸗ 
fien haben. Diefer Eid würde, wenn es nothwendig fein follte, durch den Einfluß des 
Staates, der ihm auf jede Semeinfhaft, alſo audy auf die Firchliche zuſtehend bleiben 
muß und immer bleiben wird, fo normirt werden Fönnen, daß der Staat für die fernere 
Beobachtung der kirchlichen Foͤrmlichkeiten, welche bisher zur Giltigkeit der Ehen erfor⸗ 
derlich waren, dieſelbe Garantie hat, welche er durch den birecten Dienfleiv erlangen 
könnte. Ich möchte ferner darauf hinweiſen, daß die Civilſtands⸗Beamten auch nicht 
immer unfeblbar find. 

Daß vie Löfung der ſchwierigen Frage der gemiſchten Ehen zwiſchen Katholiken und. 
Proteftanten durch Einführung der Civilehe wefentlich erleichtert würbe, kann ich mir 
einerfeit8 darum nicht denken, weil gerade in der Rheinprovinz, wo doch tie Eivilchen 
beſtehen, dieſe Streitigkeiten wegen der gemifchten Chen faft bis zur Flamme ausgebro⸗ 
hen find, während fie In ven anderen Provinzen viel weniger lebhaft waren, wenngleich 
gerade in Schlefien bei einer größeren confeffionellen Miſchung die gemifchten Ehen viel. 
häufiger fein müflen. Andererſeits würbe. dieſem Uebelftande durch eine ausnahmsweiſe 
Geftattung der Civilehe für Bälle, two auch der proteflantifche Geiſtliche fich weigern 
follte, vie Trauung zu vollziehen, abgeholfen werben können. 

Als ein wirkliches Bedürfniß kann ich die Givilehe nur bei ven Reformjuden aner- 
fernen. Für einen wahren Juden wird die Ehe mit einer Ehriftin eben fo gut eine 
fittlihe Unmäglichkeit fein, wie umgekehrt; wollen aber diejenigen Juben, welche nicht 
mehr Juden find, fondern fich fälfchlicherweife Juden nennen, mit denjenigen Ghriftinnen, 
welche ſich fälſchlich Chriſtinnen nennen, eivlliter fi) zuſammenthun lafien, fo mag man 
ihnen viefe Ausnahme geflatten. Aber wunderbar finde ich es doch, wegen biefer weni⸗ 
gen Menegaten einer Bevoͤlkerung von Millionen, die dem Blauben ihrer Väter treu ge 
blieben find, einen folchen unerhörten Zwang auflegen zu wollen. 

Ich kann in der That einen Grund dafür, daß auch ſelbſt viele unter und biefer 
Knechtung im Namen der Freiheit das Wort reden, kaum anderswo finden, ald wie⸗ 
derum in ber viel gerügten Nachbeterei fremder Zuflände. In den conflitutioneflen Mu⸗ 
fterftaaten, in Frankreich und in Belgien befteht die Civilehe beiläufig neben ber Ver⸗ 
faffung; da könnte fich vicheicht mancher unter und wieber ſchaͤmen ein Preuße zu fein, 
fo lange wir nicht auch die Civilehe haben, denn dad Ausländifche hat immer einen ge 
wiß vornehmen Anftrih für und. Es jcheint einmal zur Vollſtaͤndigkeit des Syſtems 
zu gehören, deſſen höchfte politifche Weisheit fich darin Documentirt, daß bie Entſcheidung 
unjerer Lebendfragen davon abhängig gemacht wird, ob von 153 Menfchen, bie aus den 
Zufälen der Wahl hervorgegangen find, Einer an einem beftinmten Tage an Rheuma- 
tismus leidet, oder einen Termin abhalten muß. Es fcheint zur Vervollſtaͤndigung dieſes 
Syſtems auch die Civilehe zu gehören, fie mag nun bie Gefühle des Volkes verlegen 
oder nicht. Man wäre verfucht, diefem Syſteme eine heitere Seite abzugewinnen, wenn 
e8 nicht gerade unfer Vaterland wäre, welches dieſen Experimenten franzöfifcher Charla⸗ 
tanerien unterbreitet wird. Man hat und im Laufe der Discuffion von dieſer Stelle ge⸗ 
fagt, daß Europa und für ein Volk von Denkern halte. Meine Herren! Das mar 
früher. Die Volkövertretungen ver legten zwei Jahre haben und um biefen Auf gebracht, 
fie haben dem enttäufchten Europa nur Ueberſetzer franzöfifcher Makulatur, aber feine 
Selbfivenker gezeigt. Es kann fein, daß wenn auch bie Givilehe fich Ihrer. Majorität 
erfreut, dies dahin führen wird, daß das Volk aufgeklärt wird über den Schwindel, 
defien Beute es iſt; daß ihm die Augen aufgeben, wenn ihm eines feiner uralten chrift- 
Jichen Grundrechte nach dem anderen genommen wird; das Recht von chriftlichen Obrig- 
feiten regiert zu werven, dad echt, feinen Kindern in Schulen, deren Befuch und Un⸗ 


terhaltung Zwangspflicht für hriftliche Aeltern iſt, eine chriftliche Erziehung geſichert zu 
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wiſſen, das Hecht, fich auf die Weiſe chriftlich zu verchelichen, welche fein Glaube von 
jevem fordert, ohne von conftitutionellen Geremonieen abhängig zu fein. 

Fahren wir auf diefem Wege fo fort, machen wir den Art. 11., die Semährleiftung 
eines jeglichen Cultus, infowelt zur Wahrheit, daß wir auf den Cultus derjenigen de⸗ 
mokratiſchen Schwärmer, die In den füngften Verfammlungen ihren Märtyrer, Robert 
Blum, auf gleiche Linie mit dem Hellande der Welt ſtellen, durch Gensvarmen gegen 
Störung fihügen laffen, fo hoffe ih e8 noch zu erleben, daß das Narrenſchiff der Jet 
an dem Felſen der chriftlichen Kirche fcheitert, denn noch flieht der Glaube an das geoffen 
harte Wort Gottes Im Volke fehler, ald der Glaube an vie feligmachende Kraft irgen 
eines Artikels der Verfafſung. 


S. M. der König von Preußen ernennt den Generals leutmant v. Radowitz md 


Ober» Präftdent Bötticher zu Mitgliedern der interimiflifchen Centrals Eommilken. 


Schluß der Berathungen der preußiichen erfien Kammer über das Jagd Polizi: 


Geſetz. 


Sm der zweiten allgemeine Discuſſion über die, das Schulweſen betreffenden Pe⸗ 


ragraphen 17—23 der Berfaflung. 


Eingabe der Statthalterfchaft von Schleswig - Holflein an S. M. den König wen 


Dänemarf. 

Geruhen € K. M. mit landesväterlicher Bunft eine Bitte der alleruntertbänt 
Unterzeidineten entgegenzunehmen, vie in dem aufrichtigſten Friedenswunſche ihren Gmz 
Bat. Faſt zwanzig Monate find abgelaufen, ſeitdem zwifchen ven Völkern, deren Gl 
von der Vorfehung in die Hände E. M. gelegt warb, ein unbeilvoller Krieg entbranm 
Auf welcher Seite vie Schuld ruhe, daß verfelbe nicht verhütet warb? Mllergnätigän 
König- Herzog, möge eine Antwort auf diefe Frage bier weber begehrt noch gegen 
werben! Nicht allen in E. M. Landen, fondern meitbin, auch in anderen Staaten Er⸗ 
ropa's ift in dem Jahre 1848 das Verhaͤltniß zwifchen Kürften und Völkern und zri⸗ 
fhen den Völkern untereinander, durch mächtige Strömungen der Zeit, die an tem 
Königreiche Dänemark fo wenig, wie an ven Herzogthümern ſpurlos vorũbergehen fom- 
ten, tief erfchüttert und getrübt worden. Hätten die Gerzogthümer an dem 25. Wit 
v. 3. ihren Landesfürften in ihrer Mitte gehabt, fo ſtaͤnden fie ficherlich anders zu E. R. 
als jetzt der Fall iſt, nachdem fie dieſes Vorzuges, deſſen das Königreich theilhaftig war. 
haben entbehren müſſen. Schenken E. M. ver Verſicherung Glauben, daß, auch mie 
ſich die Sachen leider geſtaltet haben, vie Bewohner ver Herzogthümer das Bewußtſein 
in ſich tragen und ſich bewahren werden, daß fie ihrem Landesherrn Treue gehalten, als 
fie es nicht zuließen, daß fein Herrſcherrecht über beide feſt mit einander verbundene Har- 
zogthümer durch Zerreißung der hergebrachten Bande in eine geſonderte Gewalt über 
dieſes und jenes Herzogthum verwandelt würde; in dem unverletzten Rechte wart un 
wird noch heute die Gewähr der Dauer der Herrſchaft erblickt. Wir können von der 
Hoffnung nicht ablaſſen, daß ed dem Herzen E. M. keine Befriedigung gewähren kam, 
der gewiſſenhaften Ueberzeugung, auch der beſten Ihrer Unterthanen in den Herzogtlü⸗ 
mern, Gewalt anthun zu wollen. Jahrhunderte hindurch haben E. M. Vorfahren die 
Treue ver Schleswig⸗Holſteiner bewaährt gefunden. Wir halten die Hoffnung feſt, daj 
E. M. es nicht länger zugeben wollen, daß Ihrem Volke in ven Herzogthümern ton 
dem Volke des Konigsreichs ein Bruch biefer Treue vorgehalten, und dadurch die Kluft 
zwiſchen beiden immer nur erweitert wird. Die Stellung E. M. iſt vie erhabene, daß 
Sie gleichmäßig über Heinen Volketn ſtehen; machen Sie viefelbe geltend; verfügen Sie — 
das iſt unfere Bitte — ba wenumnääie Hänmer des öffentlichen Zutrauens aus tem 
Königreich u a einen nehen Orie jufammentreten, um einen 
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wird. Nur fo ſteht eine wahre Ausgleichung zu erwarten, während eine Vermittelung 
dritter Mächte feither ohne Erfolg verfucht worden if. Gin glüdliches Verhaͤltniß zwi⸗ 
fchen dem Königreiche und den Herzogthümern beruht auf gegenfeitiger Verſtaͤndigung, 
ein aufgebrungene® trägt den Keim immer neuen Zwieſpalts in fi. Gin foldher droht 
jegt wieder; der Ausgang läge in dem dunkeln Schooße der Zukunft. Selbſt dann aber, 
wenn die Herzogthümer im Kampfe erliegen follten, wärbe es für E. M. ruhmboller fein, 
wenn flatt deffen die Geſchichte zu berichten haben dürfte: Friedrich der Siebente hat den 
Kampf, der zwifchen ven ihn untergebenen Völlerflämmen entbrannte, durch friebliche 
Berföhnung beendet. 

Mit dem Gebete zum Allmächtigen, daß er die Schritte E. M. zu dieſem Ziele 
Ienten wolle, fehen einer balnigen huldreichen Gewährung ihrer oben ausgefprochenen 
Bitte entgegen. 





17. | In der Sigung des deutfchen Berwaltungs-Rathes Iegt der k. preußifche Bevoll⸗ 





mädhtigte die nachſtehenden Bemerkungen zu den Erlafien ber Cabinene von 
Hannover und Dresden, vom 1. und A. November vor. 
Die Erklärungen, zu welchen fich, auf die In der Sigung des Berwaltungs -Mathes 


vom 19. October c. durch dem k. preußifchen Bevollmächtigten in Vorſchlag gebrachten 


Abänderungen „bed Berfaffungs- Entwurfs des veutfchen Reichs“, die f. Megierungen 
von Hannover und Sachſen, erſtere in einer Denkſchrift d. d. Hannover, den 1. Novem⸗ 
ber, Ietere in einem Grlaß des Staats-Miniflers für die auswärtigen Angelegenheiten, 
d. d. Dresben, den 4. November 1849, beſtimmt gefunben haben, wiederholen zum 
größeren Theile Aufftellungen und Bolgerungen, welche vie k. preußiſche Regierung nicht 
zum erfienmale zu widerlegen bat, und deren Würdigung fie daher zunächft lediglich ber 
betheiligten Commiſſion ded Verwaltungs Mathes überlafſen könnte Da aber jene Er⸗ 
Flärungen bereitö der Deffentlichkeit übergeben find, fo till bie k. preufifche Regierung 
diefelben auch ihrerſeits ſchon jet mit einer Beurtheilung begleiten, die um fo entfchie- 
dener fein muß, je mehr der Zeitpunkt näher rüdt, der über vie hoͤchſten vaterlaͤndiſchen 
Intereſſen entfcheiben Tann. 

Bor Allem vereinigen und. unterfügen ſich die E. Meglerungen von Sachſen und 
Hannover in ber Behauptung, daß der einzige Gegenſtand und das nächfte Biel des 
durch don Vertrag vom 26. Mai c. zwifchen Preußen, Gachien und Hannover berein- 
barten, und demnaͤchſt von dieſen Regierungen gemeinſchaftlich verfündeten und zu ander⸗ 
weitiger Annahme bargebotenen Verfafiungs- Entwurfs, ein Bund von veutfchen Bun⸗ 
deöftanten Innerhalb des Bundes von 1815, — ein engerer deutfcher Bunbeöftaat, — 
nicht geweſen fei, daß durch Vereinbarung, Publication und Darbietung dieſes Berfaf- 
ſungs⸗Entwurfs nur eine Berfaffung für das gefammte Deutſchland“ er 
firebt und bezweckt worden; daß es demnach Zwed und Gegenfland des Vertrages vom 
26. Mai c. umkehren heiße, wenn, in Gemäßheit der Abaͤnderungs⸗Vorſchlage ver E. 
preußifchen Regierung, der Verfaffung für ganz Deutjchland gegenwärtig ein „engerer 
Bund im Bunde” ſubſtitunt werben folle. 

„Der Berfaflungs- Entwurf,” Heißt es in der Denkſchrift der €. hannoverſchen Re⸗ 
gierung, „in ver Borm, wie ihn Preußen beim Abſchluß des Bünpniffes als unabweis- 
Eiche Bedingung der Vereinbarung feinen tamaligen Witpacifcenten und fpäter ver 
Nation vorgelegt hat, war ein Verfaffungd- Entwurf für ganz Deutfhland”; „vie 
Bildung des engeren Bunbesitanted Tann als in den Zwecken des Bünpniffes vom 
3. Mai c. liegend nicht angenommen werben”; „vie k. preußifchen Abänderungs- 


... Berfchläge ſubſtituiren in ihrem Ergebniß dem beutfchen Bundesſtaate, wie er im Ver⸗ 


“. faffungs »-Entwurfe vom 26. Mai o. ald Ziel der verbündeten Regierungen aufgeftellt ift, 
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Die 3, ſachſtſche Regierung bekennt in dem Erlaß vom 4, d., daß Ihre Anfichten 
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ſich mit denen der k. Harmoberfihen, „wie ſolche in der Denkjägrift vom 1. d. dargelegt 
worven“, begegnen, und daß fie „überhaupt ven in dieſer Dentſchrift abgegebenen Erflä- 
rungen‘ beitritt. 

Die k. preußifche Regierung kann bei Wiverlegung dieſer Aufflellung über Zweck um 
Gegenſtand des durch den Vertrag vom 26. Mai c. fefgeftellten Verfafiunge-Entimurfes, 
von zwei verſchiedenen Standpunkten audgehen, von ihrem eigenen oder von dem ber E. 
Negierungen von Sachſen und Hannover. Sie wählt den letzteren, weil biefer es geftatten 
wird, die imnere Unmöglichkeit jener Aufftellung der E. fächfifchen und hannoverfär 
Megierung in wenigen, ver Beantwortung nicht bebürftigen Fragen zu veranfchaulicen. 

Wenn die Bildung eines engeren Bundes im Bunde von 1815, als in den Zivede 
des YBünpdnifles vom %6. Mai cc. liegend, nicht angenommen werben kann, je, wenn, um 
das flärffle Wort der bannoverfchen Denkichrift zu wieberbolen, von dem vorgelegte 
Verfaffungs- Entwurfe fogar „bie Idee des engeren Bundesſtaates fern gehalten” worte, 

wie war e8 möglich, an die Spige eben dieſes Bertaflungd- Entwurfs einm X: 
tikel zu ftellen, wonach das zu verwirklichende Reich zu beftchen Habe, nicht au 
ganz Deutichland, nicht aus allem deutſchen Bunvesflaaten, fondern „aus dem Or 
biete derjenigen Staaten des bisherigen deutſchen Bundes, welche die Reich⸗ 
Verfaſſung anerkennen? 

wie war es möglich, in ver Gollestio-Note vom 28. Mai c. ausdrücklich folder 
deutfchen Regierungen zu erwähnen, „welche fi) zu dem’ gewünfchten „Anflug m 
den Berfafiungs» Entwurf nicht veranlaßt finden” follten, unb wofür „vie aus ka 
Verträgen von 1815 fließenden Mechte und Pflichten ald unverändert fortbeſtehenr 
bezeichnet werden? 

wie war es möglich, in ber autbentiichen Interpretation bes DBerfaflungs- Ent 
wurfs, der Denkſchrift vom Al. Juni c., nochmald hervorzuheben und zu wieberhelm, 
daß der neue Bunbesflant „zu denjenigen Gliedern des biöherigen deutſchen Bundet, 
welche fich ihm noch nicht anfchließen möchten, zunächfi in dem Verbande ver Redte 
und Pflichten verbleibe, die aus der Bundesakte vom 8. Juni 1815 erwachſen?“ 

Diefe aller Welt vor Augen liegenden Documpnte zeigen unwiderleglich, daß tk 
Regierungen, welche das Bundniß vom 26. Mai d. I. abgefchlofien, die Bildung cin 
engeren Bunveöftaates, innerhalb der Staaten des beutfchen Bundes von 1815, mid 
zwar als die legte Entwwidelung, wohl aber ald ven reellen Anfang der nothmentiga 
Neugeftaltung der deutſchen Staatöverhältniffe betrachten mußten; ein Anfang, welde 
zu ergreifen fei, ſobald fich das größere Ziel der vollſtaͤndigen Meconftruction des gama 
Deutſchlands als zunächft unerreichbar darftellen werde. Die preußifche Megierung mir 
und muß dieſe Auffaſſung feſthalten; fie ſchuldet ſich dies felbft und den Bundesgenoik. 
‚gegen die fie ſich mit Sachſen und Hannover folivarifch verpflichtet bat; fie fdhulne 4 
dem deutfchen Volke, deſſen Bedürfniſſe und Berechtigungen fie, fo viel an ihr if, be 
friedigen und gewähren will. 

Wird aber der k. preußifchen Megierung das vertragsmäßige Hecht auf Durchfib⸗ 
rung des engeren Bundesſtaates rechtlich nicht beftritten werden können, gleichriel ob 
alle deutfchen Staaten, außer Defterreih, fid) dem Berfafiungs- Entwurfe anfchliepen, 
oder einzelne deutſche Staaten viefen Anſchluß ablehnen, fo if damit zugleich aufır 
Zweifel geſtelli, daß die E. Megierungen von Sachſen und Hannover fich ſchließlich der- 
jenigen Aenverungen des Verfaſſungs⸗Entwurfs zu fügen haben, die durch den Gintritt 
des legteren Falles, durch bie Ablehnung Baierns, Würtembergs und Heſſen Homburge, 
für die Zeit der Dauer diefer Ablehnung nothwendig werden. Worin biefe nothwen⸗ 
digen Abänderungen befleben, und wie biefelben zuleßt bewirkt werben; ob, der gemein⸗ 
fchaftlichen Erklärung des k. fächfiichen und hannoverſchen Bevollmächtigten in der 
Sigung des Berwaltungs-Rathed vom 27. Juli c. gemäß, dadurch, naß alle Regie 
zungen, die den Vertrag vom 26. Mai c, abgefchlofien und demſelben beitraten, dieſe 
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die Organifation, welche er fich zur Erreichung feiner Zwecke gegeben Hatte, turd vie 
rechtlichen Thatſachen des Jahres 1848 aufgehoben if. Die Aufgabe, an vie Siell 
diefer aufgehobenen Verfafſung für alle deutſche Bundesftanten eine andere, befiere, al⸗ 
feitig anerfannte wieder einzuführen, ift noch zu Iöfen. Die k. preußiſche Regie 
wird nicht ermuͤden, ber Loͤſung auch biefer Aufgabe, deren Sohen Werth jie keiner 
Augenblick verfennen konnte, auch ferner die vernimte Theilnahme und Mitwirkung j: 
zumenben; aber, indem fie dies thut, wird fie zugleich jedem Verſuche entgegentreten, da 
dahin abzielen Tönnte, die Bildung bed deutſchen Bunbeöftantes von dem Ausgang m 
auf Reconftruction des weiteren Bundes gerichteten Beflrebungen abhängig zu made 

Die Einwendungen ergehen fich forann in dem weit ausgeführten Verſuche, x 
Differenzen näher nachzumelfen, die nad) Maßgabe des Verfaflungd- Entwurfs, zwiſtt 
einen Baiern und Würtemberg einfchließenden oder viefelben ausſchließenden teutite 
Bundesftaate hervortreten; die Verwirklichung des Bundesſtaats in dem letzteren a. 
als für Sachfen und Hannover nachtheilig und für Preußen gefährlich zu bezeichnen, ur! 
mit jener angeblichen und jebenfalld blos relativen Benachtheiligung Das prätendirte Rıtt 
des fächfifchen und hannoverſchen Wiberfpruch8 gegen dieſe Verwirklichung felbit zu un 
terftüßen. 

Die k. preußifche Regierung ſtimmt zunuͤchſt mit den Megterungen von Sadıien ur: 
Hannover darin völlig überein, daß es münfchenswerther geweſen wäre, wenn ver Flı: 
bes Bünbniffes nom 26. Mai d. 3. gleich in feinem ganzen Umfange hätte realiſirt kr: 
den Fönnen, und zwar für alle Theilnehmer des Bundes. Ob Sachen und Gamer 
durch die vorläufige Berengerung des Bundes mehr benachtheiligt ſeien, als andere Pin: 
desglieber, barf Ihrer eigenen Beurtheilung überlafien werben; fie mögen, wenn iie jelt: 
beſondere Beuachtheiligung nachweifen koͤnnen, Abaͤnderungs⸗ Vorfchläge machen: auf te 
Rechtsfrage aber Kat dies Alles gar Teinen Einfluß, da Sachſen und Hammorer vi 
Bimdniß fchloffen, ohne das Maß feines Umfanged ald Beringung zu flellen; ha «d 
fhon damals völlig ungewiß war, ob Baiern und Würtemberg beitreten würten, um 
daher diefe Iingewißheit Sachſen und Hannover hätte abhalten können, in das Bimtriz 
zu treten, ber Erfolg aber den Rücktritt unmöglich rechtfertigt. 

Wenn in ver hannoverſchen Denkſchrift namentlich die Gefahren hervorgehoben re 
den, welchen Preußen jelbft durch Eingehen in den engeren Bunbesftaat fidh ausien 
fol, fo mag zwar die in dieſer Warnung liegende gute Abficht nicht verfann wre: 
aber felbft dann, menn Preußen tiefe Gefahren eben fo hoch anfchlüge als Hanırr. 
wern es folche ſich jeßt zum erftenmal vergegenmwärtigte, jo würde es dennoch tarın Fi 
nen Grund finden, fein den Bundesgenofien und ver Nation gegebene Wort zu brete 
E8 würde ſich gegen diefe Gefahren waffnen, und getroft auf den Wege ver Ehr:t 
Pflicht beharren. 

Glückl icherweiſe aber fteht e8 nicht fo. Preußen hat zwar die eigenen Opfer it: 
verfannt, welche mit dem Bundesftaat vom 26. Maid. 3. verbunden fein werten, st 
die Gefahren nicht überfeben, welche unter Umftänden dadurch herbeigeführt mr 
fünnten, es hat aber beite zum Voraus gegen die Bortheile für das geſammte veunt: 
Vaterland abgewogen, und dann mit freudigem Entfchluß gewählt, das, was es fit 
recht und gut hielt. Es iſt durch den Erfolg nicht überrafcht, in feinem Gntichlup nie 
wanfend ge worden. 

Wenn Hannover das Prognoſtikon ſtellt, es werde die erbliche Vorſtandſchaft Prev: 
hßens in dem engeren Bunbesftaate entweder zu einem Aufgehen der kleineren Staat 
In Preußen oder zu einer Aufldfung des preußifchen Staates felbft führen, fo erwieden 
Preußen, daß es fich des redlichſten Willens bewußt iſt, feine Stellung im Bunteäflau 
nicht zu mißbrauichen, vielmehr Die Rechte des Fleinften Bundesgliedes in gleicher Bei: 
zu arhten, wie Die des größten und ber Gefammtheit; daß es ſich aber auch flarf genus 
fühlt, um den zer ftörenden Elementen zu widerſtehen, welche Ihm ter Bunbesitaat — 
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nach den für die zutretenden Staaten nicht fchmeichelhaften Anſichten Hannobers — in 
jo beveutendem. Maße zuführen fell. Auch wird Preußen feine Handlungsweiſe nicht 
dur die Mafregeln und Anfichten einer Partei beftinmen lafien, die zwar nicht ge» 
Nauer bezeichnet ift, von der Hannover felbft aber feine vorzügliche Meinung zu haben 
ſcheint. 

Beſonders hervorgehoben wird in der ſaͤchſiſch⸗ hannoherſchen Ausführung, daß das 
Uebergewicht im Volkshauſe deſto mehr hervortrete, je enger ſich der Vund geſtalte. 
Indeß kann ohne gänzliche Umgeſtaltung des Wahl» Syſtems eine Aenderung in dieſer 
Beziehung nicht eintreten; auch mag entgegengehalten werden, daß im Staatenhauſe die 
Stimme Preußens immer noch verhältnißmäßig ſchwach bleibt, und daß Preußen über⸗ 
dies billige Aenderungd- Anträge hier nicht unbedingt zurückweiſen werbe. 

Die hannoverſche Denkfchrift unterbrüdt bei demſelben Anlaß nicht die Anbeutung, 
daß ſich Preußen bei ver Einberufung eined Reichstages mit vorherrſchend preußifchem 
Volkshauſe von der Ehre der Bundesgenofienfchaft mit der deutfchen Demokratie ſchwer⸗ 
lich werde Iosfagen Eönnen. Wenn die £. preußiiche Negierung auch nicht in dem Falle 
iſt, ihr Durch die Pflicht gegen die Nation und die vermänftige Erwägung ihrer politi⸗ 
ſchen Aufgabe gebotened Verfahren irgendwie zu rechtfertigen, und wenn fie außerdem 
die gefünchteten Gefahren, wie bereit6 erwähnt, zu beſtehen denkt, fo drängt fich doch 
die Bemerkung auf, daß die factifche Vorausſetzung, von welcher die hannoverſche Be⸗ 
trachtung ausgeht, offenbar unrichtig iR. Die deutſche Demokratie beförbert nicht allein 
nicht Die von Preußen audgegangenen Borfchläge zur Bildung des engeren Bundesſtaa⸗ 
teö, fonvern fie ſteht auf Seiten derjenigen Partei, welche fi dem Zuſtandekommen 
jened Bundesſtaates überall auß dem Grunde widerfegt, weil er den beutfchen Regenten⸗ 
. bäufern Opfer zu Gunſten einer einheitlichen Executivgewalt anmutbet. Ohne Zweifel 
wird hierüber die E. hannoverſche Negierung im eigenen Lande biefelbe Erfahrung machen, 
und fich dadurch von dem Ungrunde ver Borausjegung überzeugen ‚daB die Vorfchläge 
Preußens den Plänen ver vemofratiichen Partei zufagen. 

Daß das Opfer der Berzichtleiftung auf eine fernere befondere Nepräfentation, dem 
Auslande und den dem Bunbeöflaat nicht beitretenven deutſchen Megierungen gegenüber, 
dadurch, daß Baiern und Wuͤrtemberg noch nicht zu gleichen Opfern zu vermögen waren, 
für die Regierungen von Sachſen und Hannover im reife fleigt und in ber Darbrin- 
gung fchmerzlicher wird, kann von der k. preußifchen Negierung zugegeben werben, fo 
wie diefelbe dieſes Opfer ihrerſeits niemals verfannt und unterfchäßt hat. Es iſt aber 
diefed Opfer eine noihtvendige Folge ver Verwirklichung eines deutſchen Bundesſtaates, 
welcher eine fächfifche, hannoverſche und preußische Politik, dem Auslande gegenüber, 
neben der deutjchen unmöglich dulden Eann. 

Die Ausftelungen gegen die dieſſeits vorgefchlagene Nomendatur werden Teiner 
umftändlichen Wiverlegung bebürfen; fie if aus dem Wunfche hervorgegangen, vie 
Namen der Sadje anzupafien, und für das Weſen von feinem Einfluß. Der engere 
Bund wirb nicht größer, wenn ihm der Name „Reich“ verbleibt, und nicht kleiner, 
wenn er den befcheiveneren Namen eines Vereins (einer veutfchen Union) annimmt. Die 
Elbe bleibt ein deutſcher Fluß, auch. wenn fie in dem Verhälmig zu dem Bundesſtaate 
nur als ein Fluß des Vereins bezeichnet wird. Befallen vie Borfchläge nicht, fo dürfen 
Hannover und Sachſen ober eine biefer Megierungen nur wiberfprechen, um ficher zu 
fein, daß der Verfafiungs- Entwurf in dieſer Beziehung unverändert an ben Meichstag 
gelange. 

Die einzelnen Ausſtellungen gegen die preußiichen Borfchläge verweilen zunächft bei 
dem Zufag zu dem erften Paragraphen des Verfafiungs- Entwurfs, Inhalts deſſen „pie 
Feſtſehung des Verhäaͤltniſſes des deutſchen Bundesſtaates zu ven demfelben nicht beitre⸗ 
‚senden deutſchen Staaten gegenſeitiger Verſtändigung vorbehalten” wird. „Dieſer Vor⸗ 
behal:“ — deducirt die hannoverſche Denkſchrift — „enthält Das Anerkenntniß der 
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Nothwendigkeit viefer Verflänvigung: einer Nothwendigkeit, für welche Tein antıre 
Grund vorliegt, als die Unvereinbarkeit des beabfichtigten engeren Bunbesftaates mit te 
Grundſaͤtzen des deutfchen Bundes, deſſen Fortdauer von Preußen felbft anerkannt un 
bethaͤtigt worden iſt!“ Die €. preußifche Megierung begegnet hier wieder ver Bermetie 
lung von Wunfch und Bedingung. Die Verftänvigung des Bundegsſtaates mit den Ar 
gierungen, die fich dem Bundesſtaat zur Zeit noch entziehen, foll fortwähreno angeſtich 
nicht aber die Verwirklichung des Bundesſtaates von dem vorläufigen Conſenſus vier 
Staaten abhängig erklärt werden. Weber bie früheren Berhandlungen, noch die w 
fprüngliche Faſſung des betreffenden Paragraphen, noch der neue Borfchlag unterfige 
bier die irrige Auffaflung der E. hannoverſchen Denkichrift. 

Die Einwendungen in Bezug auf das Mecht des Krieges und Friedens müſſen ni 
der ausführlichen Erwiederung der k. preußifchen Regierung in der Sigung des Times 
tungdie Raths vom 17. October c., worauf hier zuruckgewieſen wird, für erledigt mat 
tet werben. 

Die Frage über die Bundesfeflungen erledigt ſich einfah. Die jetgigen Yund- 
feftungen bleiben Eigentbum des Bundes von 1815, 6i8 etwa eine Außeinanderige: 
zwifchen viefem und. dem Bunbeöftaate erfolgt. Zur Zeit befißt verfelbe Feine ſeld 
Feftungen; wie foldye angelegt und erworben werben, befagt die Verfafſung; tritt hir 
Fall ein, fo fällt natürlid ihre Unterhaltung der Gefammtheit des Bundes zur !ı, 
zu deſſen Schuß fie dienen. Es ift kaum abzufehen, weshalb die €. fächfifche Regimu 
erft jet dieſe fo leicht zu loͤſenden Zweifel erhebt. 

Die fernere Frage, warum in dem 6.85. des Verfaffungs- Entwurfs auch jegt m 
„Holftein, Zuremburg, Limburg, beide Hohenzollern, Lauenburg und Frankfurt um 
den das Staatenhaus mitbeſchickenden Staaten aufgeführt” werden, hätte ſich vie k. der 
noverſche Regierung aus fehr nahe liegenden Grünen füglich felbft beantworten kiumz, 
ohne zu Vermuthungen überzugehen, die bier näher zu verfolgen die k. preußiſche Ir 
gierung vor dem Ernſt der Zeit und den Rückſichten gegen ſich ſelbſt unterlafien mi 
Es {ft wahr, daß die genannten Staaten bis jeßt dem Bünbniffe vom 26. Mat 
überall nicht beigetreten find; aber es ift nicht minver wahr, daß Diefe Staaten ha 
Bündnifje noch beitreten Fönnen, und es ift unbegründet, daß „einige derſelben da 
Beitritt zum Buͤndniſſe ausprüdlich abgelehnt haben.” Blos in Bezug auf Limbuz f 
ſeitens der k. nieberländifchen Negierung eine ablehnende Erklärung eingegangen. MD 
den Abänderungs=Borfchlägen der k. preußifchen Regierung auch Limburg ven 
achtet noch ald ein dem Bündniß möglicherweife zutretender Lanvestheil aufgerüh. # 
fiegt als ausreichende Erklärung die Ihatfache vor, daß eine ablehnende Erfline E 
Bezug auf Luxemburg bis jegt nicht erfolgt ift, und daß Preußen nad) dem Eu* 
recht des deutſchen Bundes nicht aufgehört. hat, Limburg als einen Erſatz für ma 
das Königreich Velgien abgetretenen Theil des Großherzogthums Ruremburg a ° 
achten. 

In Beziehung auf die deutſchen Zoll⸗ und Handelsverhaͤltniſſe gelangen vie führt 
hannoverfchen Einwendungen von verfchiedenen Prämiflen zu demſelben Nefultat, daj m 
engere Bundesſtaat für Sachſen und Hannover präfubicirlich fe. Es fcheint fie 
überfeben zu fein, daß bis zum Jahre 1854 bie Zollvereind- Verträge noch beftchen, m 
bis zu dieſem Zeitpunkt dad jetzige Gebiet des Zollvereind ohne Zuftimmung fanmiide 
Betheiligten weder berengert noch erweitert werben kann, wodurch bie Befürchtung 
Sachſens, menigftend für die nächfte Zukunft, verfchwinnen. Aber auch für Gamer 
befeitigt diefer Umftand für denſelben Zeitraum die Gefahr, daß folche® die vermeint 
lichen Opfer des Eintrittö in eine größere Zollgemeinfchaft einem engeren Bunbe brisga 
werde, weil entweber eine Bereinigung mit den dem Bundesſtaate einftmweilen nicht be 
tretenden Zollvereinäflanten im Wege ver freiem Uebereintunft zu Stande kommt, m 
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dann die Zolleinigung fich, wie Hannover erwartet, über ganz Deutfchland ohne Drfim : 


17. Rosember. 17: | 357 





reich erſtreckt, ober eine folche Einigung nicht erfolgt, dann aber auch die Zoll» Einheit 
ded Bundes einfiwellen unter Beibehaltung des status quo audgefegt werben muß. Ge⸗ 
Wwiß darf man fi der Hoffnung hingeben, daß erfterer Ball eintrete, und dann um 
fo ficherer erwarten, es werde das einmal gefihlungene Band der Bereinigung der wich⸗ 
tigften materiellen Interefien niemald wieder durch particulariftifche Beſtrebungen zerrifien, 
niemald vie Zollſchranken wieder aufgebaut werben, die Deutfchland fo. ſchmerzlich an 
feine Zerftüdelung erinnerten und leider theilweife noch erinnern. Uebrigens darf nicht 
unerwähnt bleiben, daß die Zolleinigung Deutſchlands auch für Hannover mit feinen 
Opfern, fondern mit den weientlichften, nur momentan verfannten Vortheilen verbunden 
fein dürfte. Das lehrt die Theorie, wie die Erfahrung. 

Der fächfifche Erlaß nennt die mit dem Reichstage zu verabichienende Verfafiung 
ein Proviforium, fo lange nicht auch daß fühliche Deutfchlann die DBerfaffung ange- 
nommen habe. Diefe Bezeichnung iſt eben jo unrichtig, als die Unterftellung, von ber 
fie ausgeht, irrig if. Der deutiche Bundesſtaat ift als folcher definitiv, ſobald er bie 
Zuftimmung der Volld-Mepräfentanten aud den Staaten erlangt bat, deren Regierun- 
gen fi auf Grund des Vertrages vom 26. Mai c. verbünveten. Der fleigenve Umfang 
des definitiven Bundesſtaates, woran die k. preußifche Regierung zu glauben fortfährt, 
kann und wird den Character deſſelben, als einer befinitiven Staatöform, nicht mehr 
ändern. 

Den in der hannoverſchen Denkfchrift und dem füchfifchen Erlaß gemeinfchaftlichen 
Ausftellungen gegen die jeßt in Vorfchlag gebrachte Organifation des Kürften- Eollegiums 
feßt die £. preußifche Regierung lebiglich die Erinnerung entgegen, daß ihr Abaͤnderungs⸗ 
Borfchlag in viefer wie in jeber anderen Beziehung eben nur ein Borfchlag iſt, und 
daß fie fich bei deſſen Mebergabe ausdrücklich bereit erklärt Hat, anderweiten beileren 
Borfchlägen gern Gehör zu geben, ober auch dieſen Paragraphen ver Reichs⸗Verfaſſung 
ganz unverändert vorzulegen, und fomit den fpäter zutretenden Regierungen ihren Pla 
offen zu erhalten. 

Anders jeboch verhält es fich mit dem Vorfchlage, den die k. Regierungen von Sach⸗ 
fen und Hannover jetzt als ihren einzigen und gemeinfchaftlichen Vorfchlag zur Annahme 
wirklich vorlegen, und der, nach den Worten der hannoverfchen Denkjchrift, dahin geht, 
daß man zwar „einfach an dem ber Nation vorgelegten Verfaſſungs-Entwurf für ganz 
Deutfchland fefthält”, jedoch „die Berufung eines Reichstags bis dahin ausgeſetzt“ läßt, 
„daß dieſer wirklich ald ein beuticher Reichetag im Sinne der !jeßigen hannoverſchen 
Auffaffung „angefehen werden Tann.’ 

Es ift diefer Vorfchlag Fein anderer ald ber, das Werk der Einigung Deutſchlands 
auf eine völlig ungewiſſe Zukunft hinauszuſchieben, nicht mit dem Fleineren Möglichen 
zu beginnen, fondern über dem Streben nach dem einitweilen Unmöglichen Alles auf- 
zugeben. Preußen kann und darf einem folhen Math Feine Folge geben; e8 muß und 
wird fein Wort Idfen. Es fordert und erwartet von feinen durch fürmliche Vertraͤge 
ihm angefchloffenen Bundesgenoſſen ein Gleiches; ed erwartet dies namentlich von ben 
f. Megierungen von Sachfen und Hannover, indem es an die feierlichen Erklärungen er⸗ 
innert, worin ſich dieſe Megierungen am 26. Mai c. mit ihm vereinigten. 

Wird das Ziel, was diefer gemeinjamen Anforberung vorfchtwebte, noch nicht voll 
ſtaͤndig erreicht, muß eine völlige Wiebervereinigung des ganzen Deutjchlands zu einem 
mächtigen Bunbesftaate erft von der Zufunft erwartet werben, fo trifft nicht Preußen, 
nicht die an dem Buͤndniß nom 26. Mai c. fefthaltenden Staaten vie Schuld; fie trifft 
allein diejenigen Regierungen, welche ihre Sonderinterefien höher flellen, als diejenigen 
des gemeinfamen Vaterlandes. 


Nachſtdem faßt der Verwaltungs⸗Rath folgenden Beihluß: 1) Die allge 
meine Wahl der Abgeorbneten zum Volks hauſe des naͤchſten Reichstages 
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iſt für den ganzen Bereich der auf Grund bes Bertrages vom 26. Mei c. ver: 
bündeten beutfchen Staaten auf den 31. Januar 1850 ansgefchrieben. 2) Sammt 
Tiche verbündete Regierungen find erfucht, in Vollzug dieſes ihnen in beglaubigte 
Ausfertigung fofort zugehenden Beichluffes die betreffenden Landesbehörden zu 
Bornahme diefer Wahlen rechtzeitig mit der erforderlichen Anweiſung zu veriche. 
3) Die demnaͤchſt einzuberufende Reichsverſammlung aus den, auf Grund te 
Bertrages vom 26. Mai c. verbündeten deutſchen Staaten wird in der Ent: 
Erfurt zufammen treten. A) Der Tag des Zufammentritts dieſer Reihsre- 
fammlung wird durch nachfolgende Beſchlußnahme des Verwaltungs - Rukt 
fefgeftellt und öffentlich befannt gemacht werden. 


17. | An diefem und dem folgenden Tage abermals Conferenzen von Abgeordneten tır 
thüringifchen Landtage, ‘zu Weimar. Es wird ein „Geſammt⸗Ausſchuß“ be— 
ſchloſſen, deſſen legislatoriſche Thätigfeit fh auf alle diejenigen Gegenflänt 
erftredt, die ihm von fänmtlichen EinzelsRegierungen übereinflimmend mit der 
EinzelsLandtagen aus eigenem Antriebe, oder auf feinen Antrag zugemica 
werden. Jedenfalls follen dahin gehören: Straf» Proceß- Ordnung, Strafgeie 
bu, Tax⸗Ordnung in Strafſachen, Gerichts » Berfaffung, Geſetze über ven Et, 
die Civil⸗Ehe und Führung der Standesbücher, Polizei⸗Strafgeſetzbuch, Civil— 
Proceß⸗Ordnung. Anderweite Befchlüffe waren: 

I) Die Mitglieder der Conferenz verpflichten fih: a) da, mo die Molkärertretur 
‚nicht verfammelt ift, Die einzelnen Mitgliever des Landtags zu einer Petition zu bare 
gen, in welcher die betreffenden Megierungen von ven gefaßten Conferenz = Xeichläfer m 
Kenntniß gejeßt, zu deren Ausführung aufgefordert, und um fehleunige Zufammenkm: 
fung des Landtags zu dieſem Behufe erfucht werden; b) da, wo die Bolfärcrtrenmm 
tagen, dahin zu wirken, daß die Landtage im Sinne der biäherigen Conferenz-Beſchlümt 
Anträge ftellen, ihre betreffenden Diinifterien erfuchen, diejenigen thüringifchen Regierun 
gen, welche der beabfichtigten legislativen Einigung abhold find, nochmals zum Beimine 
aufzufordern. 2) Daß da, ivo der eine oder andere der betreffenden Gefeßentwürfe u: 
dringenden Gründen vorläufig im Ganzen angenonmen wirb, bie Landtage wenige! 
eine Reviſion jened Gefeßes durch einen thüringijchen Gefammtausfchuß fich workebeir 
3) Daß jeder Landtag oder die Landtags- Mitglieder ein Comité wählen follen, im 
nicht bereits ſchon Abgeordnete für diefe Angelegenheit gewählt feien, welches a: 
der Zeit, wo der Landtag nicht verfammelt ft, Die Correſpondenz in Sachen ber iticc⸗ 
gifhen Einigung. beforge, und namentlich das Central-Comite in Gotha von ale = 
diefer Angelegenheit gethanen Schritten, fo wie bon deren Erfolge, benachrichtigt. 5) Ert 
Denkſchrift von Seiten der Conferenz entwerfen zu laſſen, in welcher die Gefichtapurft. 
nach denen fich die Nothwendigkeit ver Herftellung eines thürkngifchen geſetzgebenden Tr: 
Hand, ſowohl für Die Bevölferungen als für Die Staatöregierungen herausſtellt, wi 
moͤglichſter Vollftänpigkeit dargelegt werben; 5) im diefer Denffchrift zu empfeblen, tut 
finmtlihe Landtäge, infoweit fie nicht bereits verſammelt find, gleichzeitig in füreta 
Frift zu dem Ende berufen und verfanmelt werben, um bie Frage fiber Die Begrüntun 
eined geſetzgebenden Organs für Thüringen definitiv zu entſcheiden; 6) dieſe Denkſchrin 
den einzelnen Landtagen zu übergeben, un fie an bie betreffenden Regierungen gelangen 
zu laſſen. 


17. | Der Landtag des Herzogthums Sacdfen- Meiningen (S. 4. und 11. Auguf) ge 
nehmigt mit 23 gegen 2 Stimmen ben Beitritt deſſelben zum Berliner Büntsillr. 





18. | Proteſt des größeren ftändiichen Ausſchuſſes im Koͤnigreiche Würtemberg. 

Ew. K.M. erlauben wir uns alferuntertbänigft vorzutragen, daß wir in unferer heutigen 
Sigung die k. Verordnung vom 12ten d. M., betreffend bie derzeitige Feſtſeßung einer 
Eidesformel für Die zur Reviſion der VBerfaffung gemählten Volfövertreter, geprüft haben. 
MWerm mir auch unter den gegebenen Umſtaͤnden, troß vielfach geäußerter Bebenfen, ge= 
gen dieſe Verordnung feine Einfprache erheben, fo giebt die Ziffer 2 der Motive zu der⸗ 
felben, welche ausfpricht, „daß vie deutſche Reichs⸗Verfaſſuug nicht zu Stande gefommen, 
weil folche zmifchen ven deutſchen Megierungen und dem Volke noch nicht abgefchlof- 
fen fei”, ver Anficht Raum, daß hierdurch dad Vereinbarungs-Princip geltend gemacht 
werden folle, meldyes die Regierung Em. K. M. und die Stände niemals anerkannt, 
indem biefe vielmehr in Uebereinſtimmung mit jener widerholt außgefprochen haben, daß 
Die deutſche National» Verfammlung das allein berechtigte Organ zur Grrichtung bed 
beutfchen Verfaffungswerkes fi. Um nun jedes Mißverſtaͤndniß zu befeitigen, bitten wir 
Ew. K. M. unterthänigft: noch vor Eröffnung der Ständeverfammlung eine beruhigende 
Erklärung darüber zu ertheilen, daß durch die erlaffene Verorpnung die Anerkennung ver 
Neichöverfaffung, indbefondere auch des ganzen fechiten Abſchnitts verfelben, welcher vie 
Grundrechte des deutſchen Volkes enthält, nicht habe in Frage geftellt werden wollen. 

19. | Die preußifche erfte Kammer ſtimmt der von ber zweiten beliebten Mobification 
(ſ. 31. October) des $. AO. der Verfaſſung bei, und genehmigt die Faflung der 
Paragraphen 104— 112., wie felbe den Befchlüffen vom 19. October und 3. Nos 
vember gemäß, entworfen worden. 

19. | Die zweite Kammer nimmt. $. 17. der Berfaffung an, nachdem fie die Modifica⸗ 
tion der erften und mehrere Amendements verworfen. Daffelbe gefchieht hin- 
fichtlih des 18. $., welder alfo gefaßt wird: „Für die Bildung der Jugend 
fol durch öffentliche Schulen genügend geforgt werben. Aeltern und deren Stell» 
vertreter bürfen ihre Kinder ober Pflegebefohlenen nicht ohne den Lnterricht 
laſſen, welcher für die Sffentlichen Bolföfchulen vorgefchrieben iſt.“ Paragraph 
19. angenommen, wie ihn bie erfie Kammer formulirt hat; beim 20ften die 
Faſſung derfelben verworfen und dafür gefagt: „Alle öffentlihen und Privat - 
Unterrichts⸗ und Erziehungs- Anftalten flehen unter der Aufficht vom Staate 
ernannter Behörden. Die öffentlichen Lehrer Haben die Rechte und Pflichten 
ber Staatsdiener.“ 

19. | Beim Stiftungsfefte der Städteorbnung zu Berlin zeichnen fi einige freifinnige 
Stadtverordnete dergeftalt aus, daß ihnen die Demokratie Ehrenbecher inertennen 
müßte, wenn fie bei Gelde wäre. 


19. | Kreisfchreiben des eidgendffiihen Bundesrathe an die Cantone. 

Unfer Beſchluß vom 16. Juli 1849 welcher in feinem erſten Artikel die Ausweiſung 
aus der Schweiz der politifchen und militatrifchen Chefs, fo wie auch der anderen Haupt⸗ 
führer, welche fich bei dem Aufſtande in Mheinbaiern und im Großherzogthun Bapen 
betheiligt haben, anbefichlt, bezeichnet mit Namen unter Lilt. a. und b. des Artikel 2. 
die Anführer, welche damals Hinlänglich von und als folche gefannt waren. Der näm- 
lide Artikel 2. befagt unter Litt. c. im vorſtehenden erften Artikel feien auch inbegriffen; 
„andere Männer, welche eine höhere und einflußreichere Stellung bei der Regierung oder 
bei der Armee der Aufftändifchen eingenonımen haben, und deren Namen ber ſchweizeriſche 
Buntesrath fpäter befannt machen wird.” Da nun die meiften der im Beſchluſſe vom 
16. Juli namentlich bezeichneten Führer, ja felbft folcde, welche von demſelben betroffen 
worden, ohne mit Namen angeführt zu fein, nach und nach Die Schweiz verlafien haben, 
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fo Hat der ſchweizeriſche Bunbesrtath, in Wollziehung des erwähnten Beſchluſſes, das Te 
zeichniß derjenigen Flüchtlinge vervollftänpigt, welche nach ver Stellung, die je bei ta 
Regierung oder der Armee der Aufftändifchen eingmommen Haben, in die Kategorie der 
Anführer fallen, und in Folge deſſen die Schweiz zu verlafien haben, wenn fie ſich te 
ſelbſt aufhalten. Diefes nachträgliche Verzeichniß, welches Gegenſtand fubjectiver Veſchlij 
geworben, {ft beftimmt worben,. wie folgt: I. Anführer beim badiſchen Aufſtande. 1) Re 
glieder des Landes⸗Ausſchuſſes (Eonvents oder proviforifchen Regierung), welche bir 
ders thätig oder einflußreich waren, nimlid die Herren Damm (Prafivent ed Au— 
ſchuſſes), Hopf, Peter, Ihiebaut, v. Rotteck, Richter, Stay, ESteinzy. 
Barlo, Commloffi, Torrent. 2) Anführer, welche, ohne zum Landed- Audit 
gehört zu haben, höhere politifche oder adminiſtrative Functionen verrichtet haben, ma 
welche ſchwer compromittirt find, nämlich die Herren D’Efter aus Köln, Ant, 62 
miffar; ©. Fidel aus Moöskirch, Commiſſar; Rindefchwender aus Raſtadt, Em 
miſſar; Willmann, Commiffar; Küchling, Dr. chir., Commiffar zu Kork; Re, 
Dr. Gallus, Commiffar. 3) Militairifhe Chefs: die Herren Eichfeld, gerne 
Kriegäminifter,; Sznayde oder Schneider, General; Racquillet, General; Slit: 
fel, Ober⸗Kriegs⸗Commiſſar. I. Anführer beim Aufftande in der baierifchen Pidk 
I) Mitglieder der proviforifchen Regierung: die Herren Greiner und Fries. 2) R 


litairiſche Chefs: Die Herren Kenner v. Fennneberg, Oberbefehlshaber; Schimmel: 


pfennig, Techow, H G. Rochow. Il. Die nahbenanntn Anführer, wede ve 


- Schweiz verlafien haben, find ebenfall® in dem Beichluffe vom 16. Juli inbegriffen. et 


gleich fie darin nicht mit Namen bezeichnet find. Es find die Herren Kiefer, gemie 
ner Dictator; Kaiſer, Dr., aus Gonftanz, geweſener Militair⸗Commifſar im Seebezick. 
Mördes, Fl., Minifter des Innern, Ziegler, Dr., Mitglied des Kandes- Ausihut. 
Commiſſar zu Karlsruhe; Raveaux, Br. aus Köln, Commiſſar bei der Nedar- Arme. 
Reichard und Schmittl, welche beide Mitglieder der proviſoriſchen Regierung da 
Pfalz waren. Wenn fih daher die oben unter Nr. I. und 1. erwähnten Führe u 
Eurem Canton aufhalten, fo werdet Ihr eingelaben, und hiervon Kenntniß zu geben m? 
denfelben in unferen Nanıen den Befehl zu ertheilen, die Schweiz fo bald wie mögıt 
zu verlaffen sc. Im Uebrigen ift wohl zu beachten, daß, wie es in tem Beſchluſſe ers 
16. Zuli 1849 und in unjerem Kreiöfchreiben vom 20. gl. Monate audgefproden m 
auseinander gefeßt wird, die Anführer, welche die Schweiz verlafien müffen, nicht gehals 
fein follen, fi ander&wohin zu begeben, ald nach England, nach Amerika, ober nad v 
gend einem anderen Lande, wo fie eine geficherte Zuflucht finden koͤnnen. Desgleite 

verſteht es fich, daß bei der Vollziehung die von der Menfchlichkeit oder gebieteräte 

Umftänden geforderten Rüdfichten walten zu lafien find. Unſer Juſtiz⸗ und Per 

Departement ift beauftragt, für die Vollziehung der durch gegenwärtiges Kreisſchria 

angeoroneten Maßregeln zu forgen. 


20. | Die preußifche zweite Kammer nimmt den $. 21. fo, wie ihn die erfte gefaßt ja, 
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mit 182 gegen 119 Stimmen an. Unter den Letzteren findet man wieder 
bie der einftmaligen Minifter v. Auerswald, v. Patow, Gr. Schwerin; Schaf: 
raneck flimmte dafür, Gorzolfa fehlte ohne Angabe des Grundes. Der mie 
Theil ded 22. $. wird genehmigt, der zweite alfo gefaßt: „Der Staat ge: 
währleiftet demnach den Volksſchullehrern ein feftes, den Local=Berhältmita 
angemefjened Einfommen. In ber öffentlichen Bolföfhule wirb der Unterricht 
unentgeltlich ertheilt.”” — Paragraph 23. angenommen, und eine tranfitoriſche 
Beflimmung genehmigt: „Bis zum Erlaß des im Artifel 23. vorgefehenen 
Geſetzes bewendet es hinſichtlich des Schul: und Unterrichts: Wefeng bei den 
jet geltenden gefeglichen Beſtimmungen.“ 
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Damit hat die Kammer die materielle Berathung über die Verfaſſung vom 
5. December 1848 beendet. 


20.| + Dr. Friedr. Hagenbach, emeritirter Profeſſor der Medicin zu Bafel. 


21. 


Schreiben des k. preußifchen Miniſters ber auswärtigen Angelegenheiten an ben 


preußifchen Gefandten zu Wien. 

Der k. k. Geſandte am hiefigen Hofe, Freiherr v. Prokeſch⸗Oſten hat mir eine De⸗ 
peſche feiner Regierung ˖vorgeleſen, begleitet ton dem Entwurf eines eventuellen Pro⸗ 
tefted gegen die Bildung des engern Bundesſtaates, wie gegen vie Berufung eined Par- 
Iaments aus ben dem Bündniffe vom 26. Mai beigetretenen veutfchen Ländern. Der 
k. k. Minifterpräfident hegt nach dem Inhalte dieſer Depeche noch Zweifel, ob es die 
ernfte und entichiedene Abficht ver k. Regierung fei, fchon jegt mit ben betreffenden Maß» 
regeln vorzugehen. Wir haben inbefien niemals aus biefer Abſicht ein Hehl gemacht, 
und es wird dem k. k. Cabinet nicht entgehen koͤnnen, daß die Regierung S. M. des 
Königs, fowohl dem eigenen Lande, als ihren verbünbeten Regierungen gegenüber fich 
durch feierliche Erklärungen in einer Weife gebunden bat, welche ein Zurüchveichen als 
einen Treubruch und erfcbeinen lafien müßte, defien keine Regierung fich ſchuldig machen kann. 

Auch bat die k. Megierung ihre eigene Ueberzeugung nicht geändert, daß der von 
ihr betretene Weg den dringenden Erfordernifien und Bedürfniſſen der Gegenwart ſo⸗ 
wohl, wie ver rechtlichen Lage der Verhäaͤltniſſe entfprechend fe. Es wird daher auch 
den Herrn Minifterpräfidenten nicht überrafchen Eönnen, daß ber DBerwaltungsrath in 
feiner 60. Sigung vom 17ten d. M. definitiven Beichluß auf Antrag des vorfigenden 
k. Bevollmächtigten gefaßt bat, daß die Wahlen für die zu Erfurt abzuhaltende Ver⸗ 
ſammlung, deren Einberufungstermin meiterer Berathung noch vorbehalten bleibt, den 
31. Januar k. J. flattfinden follen. 

Angefichtd dieſer Lage der Dinge wird der k. k. Miniſterpraſident ſich die Bedeu⸗ 
tung und den Ernſt des von ihm in Ausſicht geſtellten Schrittes nicht verhehlen. Auch 
wir verkennen dieſelbe nicht; um ſo mehr muß ich es für Pflicht erachten, mich dem⸗ 
ſelben gegenüber klar und deutlich auszuſprechen, damit kein Zweifel über die Anſicht 
der E. Regierung von der gegenwärtigen Sachlage bleibe. Nur durch eine offene und 
ehrliche Sprache, welche ohne Nebenrüdfichten die Sache felbft ind Auge faßt, werden 
Mißperflänbniffe und Verwickelungen vermieden, und eine Berftändigung moͤglich erhal- 
ten werben. Die leßtere wird erreicht werden, wenn das k. k. Cabinet fich nicht taͤuſcht 
über Das, was Pflicht und Ehre fowohl, wie die eigene Ueberzeugung von dem unab» 
mweislichen Gebot der Nothwenbigkeit von uns forbern. 

Wenn Defterreichh dagegen Verwahrung einlegen will, daß aus der Vereinbarung 
bed Parlaments mit den verbündeten Regierungen irgend eine Verlegung ber Pflichten 
gegen den deutfchen Bund von 1815 erwachſe, fo können und wollen wir nichts dage⸗ 
gen einmwenden. Wir geftehen Defterreich die volle Berechtigung zu einer ſolchen Forde⸗ 
rung zu, und werden unſererſeits Darauf erwiedern, daß es unfere Aufgabe und Sorge 
jei, die Verfaſſung des engeren Vereins zu ordnen, daß fie nirgends mit einer Reorga⸗ 
nifation der Bundesverfaſſung in Wiperfpruch trete. Wir glauben auch, daß durch eine 
folhe Verwahrung Defterreich feinem Berürfniffe volllommen gemügen würbe, und daß 
auch das Interrefle der übrigen, dem Bundesſtaate nicht beitretenben beutichen Staaten 
feinen weitergehenden Anfpruch begründen Tönne. 

Wenn Defterreich dagegen, wie e8 jener Entwurf in Ausficht ftellt, einen Proteſt 
gegen die Bildung eines engeren Vereins überhaupt, und gegen die Zufammenberufung 
eined Parlaments aus den verbünbeten Staaten einlegen wollte, fo müßten wir dieſen 
entfchieven ablehnen, geftügt auf eine Berechtigung, welche wir nicht aufgeben koͤnnen. 
Wir haben viefe Berechtigung zunächft aus dem früheren Bundesrecht felbft abzuleiten, 
durch welches, felbft wenn es noch in feiner vollen Integrität als beſtehend angenommen 
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wird, wir zu ber Bildung eines engeren Vereins vollkommen befugt fine. Nice blot 
der Art. XI. der Bundesacte gewährleiftet viefe Befugniß zu jedem Bündniß, das nic 
gegen die Sicherheit des Bundes gerichtet iſt: noch weit entſchiedener zeigt der Art. \L 
der wiener Schlußacte, daß auch eine politiiche Vereinigung mehrerer deutſchen Reue 
tungen zu einem flantörechtlichen Werbande weder der Bundes-Verfaſſung an fich = 
iwiverläuft, noch auch ver Zuftimmung aller: Bundesglieder bedarf. Diefer Artikel rc: 
ausprüdlich feſt, daß felbft Die Souverainetät3-Mechte eines Bundedgebieted zu Gunt- 
. eined Mitverbündeten ohne jede Zuftimmung der Geſammtheit abgetreten werden könne: 
nur die darauf haftenden Rechte und Pflichten, und namentlid) das Stimmenserkälm: 
in der Bundes» DBerfammlung (Urt. 16.) Eönnen nicht ohne biefe Zuftimmung abgeinte 
werben. 

"Das leßtere ift ganz ver Standpunkt, den auch wir immer eingenommen bakı. 
Unfere und unferer Verbündeten Rechte und Pflichten gegen ven Bund bleiben ung: 
fhmälert und unberührt durch bie beabfichtigte Bereinigung; eben fo wenig aber furz 
duch das Kortbeftehen viefer Rechte und Pflichten die Vereinigung felbft gebinter wa: 
den. Wenn ein deutfcher Staat, wenn Preußen jelbft die Territorien Der durch das Pünr: 
niß vom 26. Mai vereinigten Staaten durch Erbgang oder freie Geffion erworben kir:, 
fo würde hierdurch in feiner Weife das Bundesverhaͤltniß berührt fein, und Nimm: 
das Recht des Einfpruch8 erlangt haben. Was von dem Mehreren gilt, muß unzweiid- 
haft aud) von dem Minveren gelten, und was daher für eine vollftändige Incorporatien 
mehrerer fouverainen Territorim durch jenen Artikel feftfteht, muß auch auf cine ru 
auf gewiſſe politifche Nechte befchränkte Vereinigung ver 28 Bundesglieder feine Hol: 
Anwendung finden. War diefe Bereinigung ſchon nach dem früheren Bundesrecht rel: 
kommen auläffig, fo ift fie es noch in weit erhoͤhterem Maße, foweit das Buntesrett 
felbft einer vurchgängigen Nevifion zur Ausfcheivung des Ungiltigen und angemejlenm 
Ergänzung entgegengeht. Daß die deutſche Bundesverfaſſung ſich in einem folden Ei» 
dium bed Viebergangs befindet, wird auch das k. k. Gabinet nicht verfennen, mie tem 
gerade die Einfegung des Interim felbft dafür Zeugniß ablegt. 

Der E. k. Minifterpräfivent bat in einer durch die Grflärungen des k. Berolimid: 
tigten im Verwaltungsrathe veranlaßten, und von dem k. k. Geſandten mitgetheiltm Te 
peihe vom 12ten d. M. Bedenken gegen die Anfichten des k. Cabinets ausgeirredn. 
Wir Eönnten einfach darauf erwiedern, daß ed fih nur um die Beſtimmung tes ®- 
griff? der Verfaſſung handele, um die erwähnten Erklaͤrungen zu rechtfertigen, und tz 
wir und gegen eine Auffaflung verwahren müßten, nach welcher die Auflöfung des Zur 
des felbft mit der Abänderung oder Selbftaufhebung der Berfaffung und der Dar 
vefielben in Verbindung gebracht wird. Es iſt und aber auch hier nur um das Fr 
der Sache zu thun, wie man diefelbe auch nennen möge; und wir nehmen daher fr“ 
Anftand, deutlich zu erklären, daß wir den Bund von 1815 nach feinem Zwecke, irn 
Gliedern und deren gegenfeitigen Nechten und Pflichten als fortbeſtehend betrachten, ti 
wir aber keinesweges das materielle Bundesrecht nach feinem integralen Inbalte ala ir 
durchgängiger Giltigkeit beftchend anzuerkennen vermögen. Die Bejchlüffe ver Rune: 
Berjaumlung vom 2. März bis 12. Juli 1848 haben nicht blos einzelne Theile rc 
Bundesgeſetzgebung außer Kraft gefebt, fondern auch die Verfaſſung des Bundes in ihre: 
weientlichen Bedingungen, in ihrem gefammten Organismus geftört. Die auf tie Er 
ſtenz und Thätigfeit einer Bundes-Verſammlung gegründeten Veftimmungen ver Bur- 
beögejehgebung find hierdurch nothwenvig außer Anwendung gefeßt worben. Gin ante 
rer Duell von rechtlichen Abänderungen ift aus folchen Beſchlüfſen der National» Ter: 
jammlung hervorgegangen, welche rite gefaßt, und von den deutfchen Hegierungen ent- 
weder ſtillſchweigend ober ausdrücklich anerfannt worden find. Den Eonfequenzen hier 
Anerkennung fönnen ſich die Ießteren nicht wieder entziehen, wenn jie nicht gerade da⸗ 
durch die Stätigfeit und den Kortbefland des Bundes, auf welche wir daſſelbe Gewickt, 
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wie die E. 2. Regierung Iegen, in Frage ftellen, und ben ganzen gegenwärtigen Zuſtand 
als rechtlos bezeichnen wollen. Gerade alfo, wenn wir das Wellen des Bundes feithalten 
wollen, pürfen mir und die Thatfache nicht ableugnen, daß in feinem Organismus Vers 
änderungen eingetreten find, in deren Folge nicht mehr das ganze Bundesrecht ald giltig 
beftehend und anwendbar erfcheinen kann, und welche daher eine Ausgleichung bedürfen, 
und eine Reorganifation möglich machen. 

Auch Defterreicdh hat dies Bedürfniß mehr ald einmal anerfannt, und bat dieſen 
thatfächlichen Zuſtand feiner eigenen Handlungsweiſe zu Grunde gelegt. Wir dürfen in 
biefer Ießteren Beziehung, ber gegentvärtigen Auffaſſung des k. k. Cabinets gegenüber, 
eine Thatfache nicht mit Stilffehtweigen übergehen, welche es bisher noch nicht nothwen⸗ 
gig erichien, zwiſchen beiden Höfen zur Sprache zu bringen. Die der Sfterreichifchen 
Gefammtmonarchie am A. März 1849 verliehene Verfaſſung enthält nirgends foldhe 
Beitimmungen oder Vorbehalte, welche die Erfüllung der Pflichten ficherten, die den 
Öfterreichifchen Bundesländern in ihrem Verhältniffe zu dem deutſchen Bunde oblagen. 
Es Fann mehr als zweifelhaft erfcheinen, ob die nach dem. Geift und Zwed ver Bundes» 
rechte, und insbeſondere nach dem 10. und 31. Artikel ver wiener Schlußacte unmittelbar 
eintretende Wirffamfeit der Bundesbeſchlüſſe mit den conflitutionellen Bedingungen der 
Gefamntmonarchie in Einklang zu bringen find. 

Wir Haben diefe, gleich nady dem Erlaß jener Verfaffung von vielen Seiten ausge 
fprochenen Bedenken unfererfeit3 zur Sprache zu bringen unterlaffen, weil wir in cinem 
für Oefterreich fo kritiſchen Augenblid vie Schwierigkeiten einer befreundeten Megierung 
nicht vermehren wollten; wir haben und auch bisher enthalten, dieſe wichtige Frage irgend⸗ 
wie in Anregung zu bringen, nicht ald ob wir — wie es von manchen Seiten geſchehen 
ift — den Ernſt und die Aufrichtigkeit ver E. E. Negierung in Durchführung ihrer für 
die Verfaffung gegebenen Verheißungen, bezweifelt hätten, fondern weil wir von der 
Veberzeugung ausgingen, daß eine auf Grund der eingetretenen Veränderungen vorzu⸗ 
nehmende Reviſion der Bundedgefeßgebung unabweidlich fei, und daß hierbei ſowohl 
dieſes ald andere Bebürfniffe ihre Erlevigung finden würden. Denn daß jene Frage 
über Dad Doppelverhältniß der öfterreichifchen Bundesländer zur neu conftituirten Ges 
fammtmonarchie und zum alten Buude einmal zum Austrag gebracht werden müffe, wird 
das k. £. Gabinet fih von Anfang an nicht verhehlt haben, chen darun glauben wir. 
mit Vertrauen abwarten zn dürfen, daß daſſelbe bei Gelegenheit ver Reviſion der Bun⸗ 
des⸗Geſetzgebung von felbft fich darüber ausſprechen werde. Wir haben biefer naturge- 
mäßen Initiative Deftefreich8 zu einer Aeußerung über dad Verhaͤltniß feiner eigenen 
Bundesländer eben jo wenig vorgreifen wollen, wie es auch jet nicht unfere Abſicht 
ift, durch das von und mit anderen Staaten abgefchloffene Bündniß der Meorganifation 
des älteren oder weiteren Bundes vorzugreifen. 

Ehen darum Haben wir und auf den Vorbehalt ver aus dem Bunde von 1815 
erivachfenen Mechte und Pflichten beichränkt, und aus demſelben Grunde Eonnten wir 
einen entiprechenden Vorbehalt oder Verwahrung Oeſterreichs ohne Bedenken entgegen- 
nehmen, und müflen Dadurch dem Recht, wie dem Interefje Oeſterreichs vollkommen ges 
nügt glauben. Sollte dennoch das E. k. Cabinet darin Bedenken finden, daB die Ver⸗ 
faffung des engeren Vereines der Neugeftaltung des weiteren Bundes in irgend einem 
Punkte factifch präfudieiren koͤnne, und hieraus die Nothwendigkeit eines Proteſtes gegen 
unfer Borgehen auf diefem Wege entnehmen: fo machen wir darauf aufmerkſam, daß bie 
f. k. Regierung durch nichts behindert ift, gleichzeitig die Reviſion der Verfaſſung des 
deutfchen Bundes von 1815 ihrerſeits zum Gegenſtande weiterer Berflänbigung zwifchen 
den deutfchen Megierungen zu machen. Die wenigen Andeutungen, weldje darüber bis⸗ 
ber von Wien theild nach Frankfurt a. M., theild hierher gelangt find, haben uns bis⸗ 
jegt noch nicht in den Stand gefeßt, die Anſichten zu beurtheilen, von welchen vie k. E. 
Regierung hierbei auszugeben beabfichtigt, Wir würden einem vollſtaͤndigen Entwurfe 
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| hierzu ficher das bereitwillige Interreſſe zuwenden, welches die Wichtigkeit des Gegen⸗ 
ſtandes erfordert, und nichts koͤnnte und erwünfchter fein, als gleichzeitig mit ber inneren 
Berfafjung ded engeren Vereins aud feine Verhältniffe zum weiteren Bunde auf em 
Weiſe ordnen zu koͤnnen, welche alljeitige Befriedigung gewährte, und bie erfreuliche Ge⸗ 
mwißheit einer dem Bebürfniffe der ganzen Nation entfprechenden Einigung gäk. Br 
haben unſern Wunſch, daß das F. 2. Cabinet mit feinen Anfichten und Borfchlägen nicht 
zurücdhalten möge, öfter ausgefprochen, und wiederholen venjelben jeßt in ber feften Lehe 
zeugung, daß es im höchften Interefie ſaͤmmtlicher deutfchen Negterungen liege, mit yo 

tivem Handeln dem Bebürfniß der Nation entgegenzufommen. 

21. | Erlaß S. 8. H. des Erzherzog-Reichöverwefer an den Eommobore Bromm: 
„Unter den meiner Fürforge anvertrauten Angelegenheiten bat die Gründung 
einer beutfchen Flotte meine Aufmerffamfeit ftets in ganz befonderem Grate af 
fi) gezogen. Se größer die Schwierigfeiten und Hinderniffe waren, mit mb 
chen die Ausführung diefes Planes zu Fämpfen hatte, defto mehr mußte es m 
freuen, daß die funge Flotte in Ihnen, Herr Commodore Brommy, einen Chi 
gefunden hatte, deffen Umſicht nnd Energie fo manche Schwierigfeiten zu beſieger 
wußte, für fo manches Fehlende Erſatz leiſtete. Ich will daher nicht aus mer 
ner jeßigen Stellung fcheiden, ohne Ihnen einen befondern Beweis meiner Je 
friedenheit mit Ihrer Amtsführung zu geben, und habe zu diefem Zwede Ex 

7 unter heutigem Datum zum Contre⸗Admiral ernannt.” 

21. | Die preußifche erfte Kammer fehreitet zur Berathung des Tit. V. der Berfafns: 
Bon den Kammern. Paragraph 60. wird ohne Mobification, 61 mit eine 
ganz geringen Veränderung angenommen. Die demnächſt beginnenden Erört: 
rungen über Zahl und Zufammenfegung der erfien Kammer ($. 62—65.) li⸗ 
fern nichts Bedeutendes, infofern dafür nicht etwa bie traurige Merkwürdiglei 
gelten fol, daß ein Redner fi bemüßigt glaubte, einen höchft gemeinen Bali 
ner Poͤbelſpaß als Ausbrud der öffentlichen Meinung zu citiren. *) 

21. | Bon dem Berliner Schwurgerichtöhofe wird der Vorftand des politifchen Verein 
zu Liebenwalde — beftehend aus einem Jäger und zwei Schuhmachern — für sit 
ſchuldig erflärt, durch Verbreitung bes Steuerverweigerungs » Befchlufles ein 
Aufruhr verfucht zu haben. 





*) Diefe kaum glaublihe Taftlofigfeit veranlaßte folgende Erklärung mehrerer Ritgias 
der .erften Kanımer in den öffentlichen Blättern: „Die Unterzeichneten erklären hierdurch, I 
fie gegen die Aeußerung des Abgeorpneten, Ober sLandesgerichts- Präfidenten Scheller, in m 
heutigen Situng, bezüglich der rheinifchen Autonemie, um deshalb eine thatfächliche Berica 
gung nicht haben ergehen laſſen, weil es nicht zu vermeiden gewefen wäre, auf einen 
deffelben nochmals zurücdzufommen, der die Würde der gefammten Kanımer tief verlegt Kit, 
deſſen Wiederholung daher im eigenen Interefle der Kammer zu vermeiden war.‘ 

Berlin, den 21. November 1849. 
Graf v. Fürftenberg- Stammheim v. Mantenffel. v. Münchhauſen. Break! 
Gaffron. Graf Hochberg. v. Seydlitz. Graf Stragwig. v. Hertefelt. Gm 
v. Schweinitz. Graf Dorf v. Wartenburg. Stünzner. v. Voigts-Rheetz. v. Kattt. 
Grof Helldorff. v. Olberg. Cottenet. Jacobe. v. Canitz. v. Bethmant 
Hollweg. v. Bianco. Graf Hompeſch. v. Waldow-Reitzenſt ein. Graf Zedlit— 
Trützſchler. v. Ritz-Lichtenau. Denzlin. v. Witzleben. Graf v. d. Schnlenbutg 
v. Daniels. Dr. Ritter. Saägert. v. Jordan. du Vignau. Graf Gglieiiet 
bu Bignau. Möwes. v. Schaper. Bötticher. v. Schleinitzz. v. Paleske. yonkırl 


31—328. November. 211—28. 365 





21. 


| 


Bon der erſten Kammer des Rönigreihe H Hannover wird der Beſchluß ber zweiten: 


auf eine allgemeine Amneftie für politifiche Verbrechen anzutragen, mit 36 gegen 
20 Stimmen verworfen. 


22. Fortgeſetzte allgemeine Berathung der preußifchen erfien Kammer über ihre fünf- 


tige Zufammenfegung u. |. w. Profeflor Dahlmann und der Verfafler der „Po⸗ 
lite nad dem Maße der gegebenen Zuftände” gerathen in einigen Widerſpruch 
mit einander. 


Proteft S. M. des Könige von Preußen gegen das neue Staatsgrundgeſetz des 


Großherzogthums Medienburg - Schwerin. 


Refeript des k. baierfchen Kriegsminifteriums, wodurch die Befehlshaber veraniaft 


werden, ihre Untergebenen darauf aufmerffam zu macen, bag S. M. dem Könige 
bei der Begegnung auf der Straße bie gebührende Ehrenbezeugung erftattet 
werde, was in legter Zeit nicht immer gefcheben fei. — Die Nothwendigfeit 
eines folden Befehls ift fehr geeignet, eigenthümliche Gebanfen über Disciplis 
nar⸗ und andere Verhältniffe zu ermweden. 


Schluß der allgemeinen Berathung über die Fünftige Zufammenfegung u. f. w. der 


preußifchen erftien Kammer, in derſelben. 


In der zweiten Kammer Beginn ber Berathungen des Geſetz⸗Entwurfes über 


Ablöfung der Real-Laften und Regulirung der gutsherrlich - bäuerlichen Verhält- 
niſſe. Es erfcheint angemefien, die Rede des Grafen Arnim-Boygenburg mits 
zutheilen, ba fie bei genauefter Kenntniß der Sache, die Anfichten vieler ehren- 
wertber Männer ausfpricht, deren Charakter die wohlfeile Verdächtigung des 
fogenannten Junfertyumes und Eigennuges nicht aufkommen Täßt. 

Es ift zum dritten Male, daß ich im Laufe eines Jahrzehents Veranlaffung habe, 
mich gegenüber der Regierung und den Vertretern des Landes oder einer Provinz aus⸗ 
zufprechen über die Abficht, denjenigen, die mit Renten oder Abgaben belaftet find, die 
fichere Ausſicht zu eröffnen, ſich von diefer Laſt durch eine zwedimäßige, weiſe Einrichtung 
des Staates und durch eigene Sparfamfeit und Betriebfamfeit allmällg zu befreien. 
Ich Habe viefe Abficht vor 10 Jahren lebhaft verfochten und verfechte fie noch. In der 
Provinz Sachen erregte ein weiſes und wohlthätiges Geſez des Koͤnigreichs Sachſen 
aus dem Anfange der Dreißiger, was ohne Nechtöverlegungen dieſen wohlthätigen Zweck 
erreichen follte und erreicht hat, die Aufmerkfamfeit ver Provinz und ihrer Vertreter. 
Als Commiſſarins der Regierung habe idy damals die Wünfche dieſer Provinz der Re⸗ 
gierung vorgetragen und lebhaft dahin unterflüßt, ınan möge Landrenten- Banken ins 
Leben rufen, damals, wo ber Zindfuß fo war, daß ein 34 procentiges Papier Part oder 
darüber fand, und alfo das eine halbe Brocent zur Tilgung verwandt, und den Berech⸗ 
tigten das Gapital in Mentendriefen auögezahlt werden Tonnte, ohne die beftehenven Ver⸗ 
träge zu verlegen. 

Die Regierung war damals nicht geneigt, auf viefen Antrag einer Provinz einzu- 
geben, und er wurbe vorläufig zurüdgemiefen. In dem Jahre 1847 hat vie Megierung 
die Mitiative in dieſer Beziehung ergriffen; fie hat dem erften Vereinigten Lanptage 
einen Entwurf vorgelegt, der daſſelbe für fämmtliche Provinzen des Staates bezweckte. 
Auch anf dem Vereinigten Landtage babe ich, wie das den Mitglievern biefed Haufes, 
die jener Verſammlung angehörten, bekannt ift, mich auf das Entfchievenfte dafür aus⸗ 
gefprochen, dieſen Entwurf damals ind Leben treten zu lafin. Die Oppofition des Ver⸗ 
einigten Landtages wies den Antrag inbefim zuräd, weil fie ſich nicht in der Lage zu 
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befinden. glaubte, dem Stant ihre Einwilligung zu einer Garantie zu geben, bie berielbe 
als einziges Mittel und ald einzige Nothwendigkeit zur Erreihung des Zweckes verlangte, 
einer Garantie dafür, daß die Zinfen der Nentenbriefe pünktlich gezahlt würden, wobei 
die Megierung richtig annahm, daß fie gedeckt iverden mwürben durch die Rente ſelbſt, 
einer Garantie, die nach meiner Meinung ziemlich Aqual Null war, und daher allertings 
hätte vom Landtag genehmigt werden follen. Wie gefagt, die Mitglieder der Oppoſition 
des Vereinigten Landtaged wielen den Entwurf zurüd, diejenigen, welche ſich zu meiner 
Anficht bekannten, Fämpften bis zum legten Augenblick dafür, und heute befinde ich mid 
nun zum dritten Male in verfelben Lage. Uber ich geftebe, indem ich über den Ent: 
wurf foreche, erfülle ich eine mir unangenehme Pflicht. Ich hätte au vielen Gründen 
viel lieber darüber geſchwiegen, und nur die Verpflichtung, für das Hecht zu ſprechen, 
im Ranıen meiner Committenten und im Namen derjenigen, die mit mir einer licher 
zeugung in biefer Beziehung find, nöthigt mich, diejenigen Punkte zu bezeichnen, tie nat 
meiner Meinung in dem Entwurf der Regierung ein Unrecht find. Ich darf es um je 
freier und um fo unbefangener thun, ald der Herr Minifter des Innern bei dem Beginn 
unferer Berathung, ald jener Entwurf eingebracht wurde, die Frage ausdrücklich für cin 
offene erklärte und die Anficht ausfprach, daß ganz unabhängig Davon, ob man den 
Minifterium des November nach wie vor feine volle Unterflügung gewähre, man jein 
Anficht für oder gegen dieſen Entwurf außsfprechen möge, fo daß, wenn nıan auch gram 
diefe Vorfchläge fpricht, man deshalb Feinesweges gegen das Minifterium fpricht. 

Was die Stellung der Regierung zu dem Entwurf betrifft, fo babe ich fie te: 
Anfang an folgendermaßen aufgefaßt. Die Verfafjung wurde befanntlich vurch tie Ver 
einbarung, die man leider für möglich gehalten hatte — für das ich fie nicht hielt — 
nit zu Stande gebracht. Das Minifterium nahm diefelbe in einem Tritiichen Auges 
blide, wie fie aus den Händen der National» Verfammlung hervorgegangen war, unt 
tieth dem Könige, fie dem Lande zu verleihen, in der Hoffnung, daß fpäter die Kam⸗ 
mern biefenigen Mängel ergänzen würden, bie fich noch barin befänden. Es ühernatn 
aus derfeben Zeit mehrere Sefegentwürfe, die von einem Minyterium eingebradht wortm 
waren, welches offen ald eine rühmliche That feiner Handlungsweiſe anführte, daß + 
der Reaction tiefe Schnitte beigebracht habe; ein Minifterium, welches im dieſer Bei 
bung es für nothwendig hielt, die Revolution zu ſchließen durch unfreimwillige Orter. 
Man kann dies auch anderd nennen, durch Eingriffe in dad Recht, durch Ungerchtigfe- 
ten gegen den Einen oder den Anderen, namentlich durch Ungerechtigfeiten gegen em 
weniger zahlreiche begüterte Klaſſe gegenüber der zahlreichen minder begüterten. Bir 
das Minifterium des 9. November die Verfaſſung faft unverändert gab und vorleg. 
fo hat e8 auch dieſen Entwurf faſt unverändert vorgelegt, und ich. wünfche nur, ı 
baffelbe auch heute die Trage ald eine eben fo offene behandeln möge, wie es fie fri 
bezeichnet bat; dann wird der gegenfeltige Standpunft ein richtiger und heilſamer je. 
Ich glaube um fo mehr, daß ed die Aufgabe der Kammer ift, nun zu prüfen, ob im 
dieſem Gefegenttvurfe Mängel find, vie befeitigt werden müffen. Daraus, daß ver Gnt: 
wurf von verſchiedenen Seiten Angriffe gefunden Hat, kann ich nicht den Schluß ziche, 
daß jener Entwurf das Nechte im Wefentlihen getroffen habe. Die Angriffe ſind tie, 
daß die Einen fagen: er nimmt den Berechtigten zu viel, er verlegt beſtehende Vertraͤge 
und fomit dad Eigenthum; die Anderen fagen: er giebt den DVerpflichteten noch nidt 
genug, er verlegt die Verträge noch nicht genug, ed müßte noch mehr gefchehen. Tas 
fann nicht zu dem Schluffe führen, daß der Entwurf dad Richtige treffe; denn ich kin 
überzeugt, dieſe legteren Angriffe Kamen auch dann, wenn die Eingriffe in die Rechte 
der Berechtigten noch weiter gingen. Es würde immer Solche geben, welche meinten, es 
fei in dieſer Beziehung noch nicht genug gefchehen. Daß dies aljo zur Hechtfertigung 
des Entwurfs gereiche, ijt etwaß, was ich durchaus nicht zugeben kann. 

Ich komme zu ber Stellung, die ich und Diejenigen, die mit mir übereinflimmen, zu 





. dem Gntivurfe einnehmen. Ich wienerhole, ich halte es für durchaus winſchenswerth, 
nicht heute, ſondern ſchon länger ald dieſer Entwurf befteht, daß vie Ablöfung ver vor⸗ 
bandenen Zaften fatifinde. Ich verkenne durchaus nicht, daß die Lage eine ganz ambere 
ift, intviefern beiden Theilen das Recht, vie Ablöfung zu verlangen, zuflehe, ober nur 
dem einen, wie biöher. Ich verfenne es nicht, daß, wenn dem Berechtigten dies Mecht 
ertheilt werben fol, was er bisher nicht hatte, er die Ablöfung nur zu einem niedrige 
ven Satze verlangen darf, als derjenige, zu welchem ver Berpflichtete fie, wach dem zu 
Grunde liegenden Bertrage, verlangen kann. Ich bin ganz einverflanden mit der Ten⸗ 
benz, eine Menge läftiger Eleinee Natural» Abgaben auf einen feften Geldbetrag zu rebu- 
eiven, ich bin ganz damit einverftanden, möglichft die Beläfligungen, welche für ven Ver⸗ 
pflichteten und Berechtigten daraus entitehen, dadurch zu befeitigen, daß an Stelle des 
Berechtigten, wenn es im Intereffe des DVerpflichteten liegt, was mir unter Umfländen 
zweifelhaft fcheint, der Staat ober ein dritted Inftitut trete. 

Ih bin aber überzeugt, daß man ganz diefelben Zwecke auf eine Weiſe hätte er- 
reichen Tönnen, welche ven großen Nachtheil von dem Entwurf entfernt, daß er, nicht 
meinerfeitö eben, darauf Tüme es nicht an, aber, wie die Thatſache nicht geleugnet wer⸗ 
den kann, in dem größten Theile ded Landes in mehreren Punkten als ein Unrecht be⸗ 
trachtet wird, und dieſe Begleitung deſſelben thut mir in ver Seele wehe, weil ich bie 
Machtheile berechne, welche daraus entftchen werben. Denn ein Unrecht trägt immer feine 
Strafe. Bür denjenigen, welcher bei meiner Ausführung glauben möchte, ich hätte 
etwas Anderes, etwas Perfünliches gegen dieſen Entwurf zu bevenfen, für ihn habe ich 
feine Grwieberung, Teine Antwort. Der Entwurf ſelbſt Tündigt fi) nun nah den Mo⸗ 
tiven, weldye ihm feitend der Megierung zu Grunde ‚gelegt find, als eine Fortfegung 
derjenigen Beftrebungen ber preußifchen Regierung an: „piejenigen Verhältniffe zu Idfen, 
welche, alö Hefte einer vergangenen Zeit, ven dem fogenannten Bauernflande angehoͤri⸗ 
gen Perfonen und Grunbftüden, ven Gutöherren und ihrem Grunbbefiße gegenüber, 
eine Abhängigkeit und Gebundenheit auflegten." Diefe Tendenz erkenne Ich vollkommen 
an; ich bemerfe nur beiläufig, daß ich glaube, meine Gommittenten, die dem Bauern- 
flande angehören, würden ſich wundern, wenn ich ihnen ſagte, fie wären ein fogenann- 
ter Bauernfland. Sie erkennen vollfommen an, daß der Bauernftand ein ehrenwerther 
Stand iſt, der, wie ein großer englifcher Dichter fagt, in Teiner Weile hergeſtellt werben 
fan, wo er einmal vernichtet ift; fie erkennen ven Werth dieſes Standes fo an, daß 
ih glaube, fie würden dieſes Zufagwort nicht gerade mit Befriedigung hinnehmen, 
Wenn der fpäteren Legislation bier der Vorwurf gemacht wird, daß fie diefe Grundſaͤtze 
nicht überall durchgeführt hat, fo gebe ich dies zu, und ed mag fraglich erfcheinen, ob 
ed ratbfam war, mit biefen ſehr zahlreichen Berorbnungen, welche in dem $. 1. dieſes 
Geſetzes aufgeführt find, diefe Materie nach manchen Seiten bin zu verwideln. Die Be⸗ 
forgniß aber kann ich nicht unterbrüden, daß, indem man biefe 29 Verordnungen durch 
Eine zu befeitigen ſucht, man fich in die Lage verſetzt, ungefähr da aufs Neue anzu- 
fangen, wo man im Jahre 1811 anfing. Es wird nicht fehlen, daß wir nach diefer 
Verordnung eine große Zahl nacdhträglicher Verorbnungen erhalten werden, welche berla= 
tiren, mobificiren und corrigisen, wir werden nach nicht langer Zeit eine ähnliche Zahl 
von Geſetzen haben, nur leider erfi nach einer vorangegangenen Unzahl vom Streitigkeiten 
und Procefin. Dies führt mich darauf, daß man jo kühn geweſen ift, aber eine Kühn- 
beit, deren Folgen ich keinesweges verbürge, die ganz verfchiedenen Beziehungen in ver 
Monarchie mit einem einzigen Geſetze dieſer Art treffen und erledigen zu wollen. Wir 
haben heute einen Eleinen Vorgeſchmack davon befommen, wie verſchiedenartig die Ver⸗ 
Hältmifie find. Ich erkenne vollkommen an, daß in Schlefien eine Anzahl verichie- 
denartiger, eigenthümlicher Abgaben befteht, non denen die anderen Provinzen Feine Kennt- 
niß haben. Ich verfenne nicht, daß in einem Theil ver Provinz Weſſphalen die Ver⸗ 
haͤliniſſe der Art find, daß das Geſeh, welches früher für einen Theil derſelben erlaſſen 
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wurbe, vollkoinmen begründet war. Der Wucher hatte dort den ſchllchten Laudnam 
fo umflridt, daß er nicht im Stande war, bie Abgaben zu leiften. Des wer die Te: 
anlaffung, weshalb vor 10 Jahren over länger bereits Geſetze erlafien wurden, wid: 
im Paderbornſchen die Verhaͤltniſſe erleichterten; aber allervings mit Feſthaltung ri 
rechtlichen Standpunktes — Indem man den Berechtigten das Hecht und bie Bere 
laflung gab, zu kündigen, wo er ſich dann aber mit einem fehr viel niedrigeren Gew 
talöbetrage begnügen mußte. Die Berechtigten haben davon reichlich Gebrauch gemakt 
und den DVerpflichteten war geholfen; — volenti non fit injuria.. Wem man mt 
biefem Prineip überall verführe, fo würde ich Dagegen nicht zu erinnern finten Cr 
Mitglieder ver Provinzen Brandenburg, Pommern, und, ich glaube mich nicht zu ir 
fhen, auch Preußen, werben darüber wohl einig fein, daß bei ihnen für dieſes Org 
‚wenig over gar Fein Beduͤrfniß in dieſem Umfang geivefen wäre, daß fich vie Die 
mungen veflelben auf wenige Paragraphen hätten rebuciren laflen, in denen mm! 
Berwandlung der Kleinen Naturale Abgaben, die noch bier und da, obgleich fehr kkz, 
vorkommen, in eine feſte Geldabgabe und eine unbedingte Ablosbarkeit aller Abzabe 
auf einem leichteren Wege mit beiverfeitiger Kündigung, feltens ber Berechtigten jered 
zu einem geringeren Gapitalöbetrage, feftgefegt würbe. Sie werben mit mir barin em 
fein, daß ſich mit dieſen Beſtimmungen im Wefentlihen vafielbe Hätte erreichen ler. 
und daß es ungleich beilfamer wäre, wenn man bie beſtehende Geſetzgebung nit ar 
böbe, fondern fie beftehen ließe, und nur dieſe Paragraphen verfündigte. 

Man koͤnnte dann auch die Verſchiedenheiten berüdfichtigen, die darin beftchen, wi 
in biefen Provinzen im Weſentlichen dem Berechtigten nur gegenüberfichen vie Beige 
relativ größerer, beveutenverer bäuerlicher Befigungen, die fie zum großen Iheik ax 
erft durch Regulirung zum Eigenthum erhalten ‚haben, von denen die Menten, die gegen 
wärtig gezahlt werben, die Zinfen eined Gapitald repräfentiren, tvad bie Entihärige; 
bilden follte, dad Capital Tonnte aber dargeftellt werden in Grund und Boden, der a 
wirklicdem Geld-Gapital, und fo, mochte ed in dem eimen ober Dem anderen Fale gr 
ſchehen, es bildet Died Capital die Entfhänigung. Aus diefer Entichädigung refahi 
die Rente, ald die Verzinfung befielben, ald Nugung, weldye nad) den lantesühlite: 
Sägen daraus zu beziehen war, und folgerecht beftimmte die Gefeßgebung bei tarſente 
und abertaufenden von Berträgen und Receſſen, die unter ber Garantie bes Etsar 
- gefchloffen wurden, daß, wenn die Rente dereinft in Capital verwandelt werben je. 
dad Capital ungefchmälert gegeben werben folle, nad) dem Zindſatze, zu dem die Rar 
berechnet fei, das ift: nach dem 25fachen Betrage. Das iſt dad einfache Bakik 
niß in diefen Provinzen, alled Uebrige, was daneben noch befteht, ift in feinem Metay 
nicht der Rede werth; und wenn man in biefer letzten Beziehung in der Unifenmk 
hätte etwas weiter gehen wollen, jo würbe in Feiner Weile Cinſpruch gejchehen “ 
Darin aber liegt das Uebel, daß man vie ganz einfachen Verhältniffe, gegen welche it 
feine Beſchwerde von irgend einer Seite erhoben Hatte, mit den Berbältwiffen in cm 
Topf warf, die, wie ich gern anerfenne, der Loͤſung beburften, welche nicht ante ge 
heben Eonnte, als mit vem Schwerte, mit welchem der gorbiiche Knoten durchhauen win. 

Wenn ich zurüdgehe auf bie Zeiten vor dem März, fo find biefenigen Dinge, de 
ein Berürfniß im Volt waren, längft in den Verhandlungen vorgefommen, fei es au 
den Landtagen, oder fel es auf irgend andere Weiſe. 

Wir können alle dieſe Wünfche zurüd verfolgen: die Preffe, die allgemeine ftaͤndüſche 
Vertretung, die gleichmäßige Vertretung in den verfchiedenen Stänven, wie Frage übt 
die Emancipation der Nichtehriften in Bezug auf die Thellnahme an gewiſſen hürge: 
lichen Rechten, dad Petitionsrecht u. a. m., alle dieſe Punkte Haben ſich geltend gemait, 
und dad Jahrzehnt vor dem März iſt nur eine Kette des wachſenden Gefühls, das ſich 
in dieſer Beziehung ausſprach. 

Aber, meine Herren! Leſen Sie alle Verhandlungen der Landtage von Preußen, 
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Pommern und Brandenburg durch, ob Ste einen Satz finden, wo feitend der renten- 
pflichtigen Bauern angetragen würbe auf ein Geſetz dieſer Art, ob von irgend einer Seite 
behauptet worben if, daß bei Ihnen ein Drud vorhanden waͤre, der auf irgend eine 
Weiſe gelöft werben müßte. Das ift alfo eine Sache, vie Feinesweges im Gefühle ver 
Zeit gelegen hat. Es ift died auch an ſich ganz natürlih, wenn man annimmt, daß 
der Werth der Befigungen, welche die bäuerlichen Wirthe in diefen Provinzen erhalten 
haben, feit der Zeit, als fie ihnen überwieſen find, gegen die Normal=Tare, bie zur 
Zeit der Ueberweifung aufgenommen wurde, meiſtentheils um das Zwei⸗ bis Dreifache 
geftiegen if. Das iſt die Segnung der Breiheit, die damals in Bezug auf das Eigen« 
thun gewährt wurde. Aber fie bat nicht die Beſiher dahin geführt, zu verlangen, daß 
jene Verträge gebrochen werben follen, die fie damals mit vollem Bewußtfein vollzogen haben. 

Wenn e8 fich aber einmal darum handelt, auch dieſe Provinzen mit unter pas Ge⸗ 
feß zu begreifen, fo wird man es nathrlih finden, wenn man daflelbe auch aus dem 
Standpunkte diefer Provinzen näher in's Auge faßt. Die Hauptgrundfäße, welche dem 
Gefege zum Grunde liegen, befinden fich in ven Motiven der Megierung und gehen zu⸗ 
naͤchſt dahin: 

„Ohne Entſchädigung des Berechtigten ſollen, außer ven im Artikel AO ver Ver⸗ 
faffungs Urkunde erwähnten, aus der Gerichtäherrlichkeit, der gutsherrlichen Po- 
ligel, der obrigkeltlichen Gewalt, der Schugherrlichkeit, der Erbunterthänigfeit und 
ber früheren Steuer- und Gewerbe-Berfafiung zc. herſtammenden, auch foldhe, 
die freie Verfügung über das Grundeigenthum befchränfende Berechtigungen 
fortfallen, welche dem Berechtigten entweder gar Teinen materiellen oder einen 
doch nur felten zu realifirenden, von ganz zufälligen Umſtaͤnden abhängigen Vor⸗ 
theil gewähren.“ 

Ih glaube, es würde dem Rechtsprincip vollkommen entfprechen, und dem Nutz- 
licgfeitöprineip nicht minder, wenn man gefagt hätte: dieſe Nechte follen wegfallen. Die 
Frage, ob eine Entjchänigung gegeben werden kann und muß, richtet fi) danach, ob 
fie einen zu realifienden oder nicht zu realifirenden materiellen Bortheil gewährten. Es 
braucht nur diefe Entfchänigungsfrage vorbehalten zu werben, fo würde fi) gegen den 
Rechtspunkt nichts einwenden laſſen. If Eein miaterieller Vortheil da, jo wird auch Feiner 
geltend gemacht werden koͤnnen. Iſt er aber ba, fo iſt er nicht zu vernichten ohne Ver⸗ 
legung des Rechtes. Confequent kann ich wenigſtens bie Anficht nicht finden, welche 
in diefer Beziehung von ver Megierung in der Conmiſſion vertreten ift. Ich weife 
darauf bin, daß die Commiffion darauf angetragen hat, unter dieſe echte, die ohne 
Entſchaͤdigung megfallen follen, aufzunehmen: „Die Befugniß, zu verlangen, daß ein 
Privat- Orundbefiger fein Grundſtück mir Maulbeerbäumen bepflanze und ſolche unterhalte.“ 

Darauf ift feitend des Commiſſarius der Regierung der Commiſſion gegenüber geltend 
gemacht: „daß jene Befugniß auf Verträgen beruhe und den Domainen⸗Fiscus feither 
bei den Abloͤſungen Vortheile gebracht habe, welche aufzuheben um fo iveniger Veran⸗ 
fafjung vorhanden ſei, als mit Nüdficht auf jene Beſchraͤnkung die Höhe des Kaufpreis 
ſes bei der Veräußerung der betreffenden Grundſtücke abgemeflen worden fel.“ 

Ja, meine Herren, diefer Einwand, wenn berfelbe als flatthaft bezeichnet wird ſei⸗ 
tens der Regierung, möchte fi) wohl gegen die unentgeltliche Aufhebung faft aller dieſer 
Rechte ſeitens der Berechtigten geltend machen laſſen. Ste berufen in vielen Fällen 
auf Verträgen; fie enthalten Berechtigungen, die dem anderen Theile eben ſolche Unbe⸗ 
quemlichkeiten verurfachen, als die, daß er fein Grundſtück mit Maulbeerbäumen bepflan- 
zen muß, und wenn man biefe Verpflichtung wegräumt, wird das Grundſtück mehr 
werth fein. Wenn bei jenen Verträgen des Fiscus in. dieſem Balle darauf Müdficht 
genommen, und in Folge defien ein geringerer Betrag bei der Veräußerung bezahlt wor⸗ 
den ift, fo wird dies zweifelöohne auch in andern Fällen bei Privat» Berechtigten ge= 
ſchehen fein. Gine Gonfequenz Tann ich alſo darin nicht finden, Ich glaube, fie wuͤrde 
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vorhanden und zugleich mit dem echte verbunden fein, wenn bie Aufhebung der Hecht: 
als beläftigenb für die Landescultur ausgeſprochen wäre, die Entſchaͤdigungefrage aber 
vorbehalten bliebe, fo daß, wenn dabei ein materieller Nachtheil nachgewieſen wäre, Ent: 
ſchaͤdigung einträte. 

„Zweitens follen alle auf den urfprünglich zu Eigenthum beſeſſenen oder auf 
Grund der bisherigen Gelege ober ber gegenwärtigen Geje - Entwürfe in Cigen⸗ 
thum nerwandelten Grundſtücken haftenden Real⸗Laſten, wit alleiniger Ausnahme 
der Steuern und ähnlicher öffentlicher Abgaben und Laften, abgelöft werben. 

Zu dieſem Zwede follen dergleichen Real-Laften in feſte Geldrenten vera 
delt werben.” 

Gegen viefen Sag, glaube ich, wird fich im Allgemeinen von feiner Seite ein! 
erinnern laflen, außer von einer, die in bem freiehten Lande Europas bisher die Frege 
in dem Sinne beantwortet bat, wie ich fie beantwortet habe. Die Kirchen und Piar: 
ren bat man bisher nämlich ſtets von der Verpflichtung ausgenommen, fehle Abgatır 
bon Körnern in Geld verwandeln zu laſſen und viefelben eines Abldfung zu unterwerica 

Es if, ich weiß nicht fogleih von wen, vor einiger Zeit nachgewieſen werben, tar. 
wenn die Kirche in England nicht gefhügt worben wäre gegen biefe Abldjungen, fı 
gegenwärtig nicht daB Biertel von dem an Einnahmen Gaben würbe, was fie beik. 
So haben fich die Preife, die ganzen Leiflungs- Verhältnifie feit der Zeit der Stifti 
folcher Abgaben verändert, und wenn man gegenwärtig den Kirchen und Pfarren tu 
Recht entzieht, die Natural» Abgaben fortzuberlangen, fo wird mar Damit einen Ed 
thun, der dieſen Körperfchaften von großem Nachtheil if. Ich kann um fo mehr vage 
fprechen, als Diejenigen, welche man in ver Megel als die Berechtigten anficht, in bir 
Falle Hauptfächlich nie Verpflichteten find, die an die Kirchen und Pfarren Abgaben ı 
leiften haben; es würde mir fehr leid thun, wenn wir in die Lage verfeht würden, tu 
bisherigen Leiftungen für einen geringen Procentfag abzulöfen. 

Drittens folgt die Beflimmung: 

„Der Berpflichtete ſoll befugt fein, vie hiernach feſtgeſtellte jährliche Geldrene 
durch Baarzahlung ihres achtzehnfachen Betrages abzulöfen.” 

„Will der Verpflichtete von dieſer Befugniß feinen Gebrauch machen, jo ic! 
die Mente auf die zu errichtennen Rentenbanken übergeben, der Verechtigte ten 
diefen mit dem zwanzigfachen Betrage ver vollen Rente in Rentenbriefen, tet: 
mit vier Procent verzinft werden, abgefunden, dem Berpflichteten aber ein Zchnd 
der an die Rentenbank übergehenden Rente fofort erlaflen werden.” 

Meine Herren! Das iſt eben der Haupt» und Knotenpunkt der Frage. Die jur 
ift aber zunächft die, ob der Zweck nicht erreicht werben koͤnne ohne eine Verlegung m 
Mechtes. Es giebt drei Wege, dieſen Zwed zu erreichen. Der erfte wäre ber, wen 
Verträge aufrecht erhalten würden, welche den 25fachen Sag ber Abldjung für we: 
pflichteten ſtipuliren. Diefe Verträge find vollzogen und vom Staate beſtaͤtigt, je mt 
eben fo heilig wie andere Verträge. In ihnen ſteht aber, daß der Berechtigte fein Arhı 
hat, eine Ablöfung zu verlangen. Will man vie Ablöfung fördern, indem man ihm tie 
Necht giebt, fo farm dies nur gefcheben, wenn er fich einen geringeren Abloͤſungeſat 
gefallen laſſen will. Dann Tann man fagen: ber Vertrag bleibt aufrecht. Wenn te 
Berechtigte mit dem 20fachen Betrage ablöjen, wenn er ein Fünftheil feiner Forderung 
bei der Abloͤſung aufgeben will, dann wärbe die praftifche Betätigung der Behauptung 
erfolgen, die und immer Hingeftellt wird, indem man jagt: es iſt ja Die Ablöfung zum 
18= bis 20fachen Betrage ihr größter Vortheil, ihr eigener Gewinn, fie ift für fie un 
zweifelhaft der Mente vorzuziehen. Wenn pas wahr iſt, jo möge man den Berechtigten 
doch dad Verlangen ver Abldfung in dieſer Weiſe überlaffen. Ich glaube auch, tar, 
wenn wirklich der 20fache Betrag, das Heißt alfo in Papieren geleiftet würde, die ibren 
nominellen Werth in ver Ihat hätten, ich glaube, daß dann in vielen Faͤllen, ja faſt in 
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allen Faͤllen, ber Abloͤſungs⸗Bexrechtigte die Abloſung begehren würde, nicht, weil es 
vortheilhafter wäre, ſondern weil dieſe Wünfche von allen Selten ausgeſprochen werben, 
und weil e8 Feine angenehme Aufgabe ift, fich dieſen allgemein ausgefprochenen Wünfchen 
entgegenzuftellen. 

Aber diefer Weg wäre keineswegs ber einzige. Man hat ganz einfach vorgefchlagen: 
es möge dieſe Rente, die von den Bauern ober anberen Pflichtigen, nammtlich in ven 
oͤſtlichen Provinzen, gezahlt wird, wo dies keine Schwierigkeiten macht, wo nur der ein⸗ 
fache energijche Wille nothwendig wäre, um es durchzuführen, man bat vorgefchlagen, 
die Mente auf die Grevit-Inflitute zu übertragen, welche gegenwärtig bie Gläubiger ver 
Gutsbeſitzer find, fo daß ebenfo das Verhaͤltniß zwifchen den Gutsbeſitzern und den Men- 
tenverpflichteten gelöft würde. Lebtere würden dann Schuldner des Credit⸗Inſtituts, 
während fie jet Schuldner des Butöbefigers find. Die Pfanpbriefe, die in dieſer Be⸗ 
ziehbung auf den Gütern Haften, koͤnnten demnaͤchſt auf die Stellen der Mentepflichtigen 
übertragen werden, und fo würde das Verhältnig augenblidlich regulirt fein. 

Man wird vielleicht jagen: es baften nicht auf allen Bütern Pfanpbriefe, da würde 
ſich jedoch ein anderes Erpeviend finden, nämlich ganz einfach das, daß man dieſen Guü⸗ 
tern das Abloͤſungs⸗Capital in Pfandbriefen gäbe, und in viefes Weiſe die Nentepflich- 
tigen an das Credit» Inftitut wiefe, ganz, wie man gegenwärtig ven Gütern, die nicht 
verfchuldet find, Mentendriefe giebt. Es iſt ferner ein anderer Weg, der allerdings nur 
noch in der Mitte zwifchen ſtrengem Hecht und Unrecht Liegt: berjenige, daß man fagt, 
ver Vertrag feßt feft, der Mentepflichtige kann ablöfen zum fünfundzwanzigfachen Betrage: 
der Berechtigte aber Tann gar nicht ablöjen. Jetzt foll nun auch der Berechtigte die 
Abldfungs-Befugnig haben, fie ihm zu geben, ohne Nachtheil feinerfeits, wäre ein Bruch 
der Verträge, wie es jeßt ein Bruch derſelben ifl, den und das Geſetz und die Commij- 
fion oorgefchlagen hat. Deswegen muß der Berechtigte ſich die Verringerung des Ab⸗ 
loͤſungs⸗ Capitals gefallen laſſen; man Eönnte ferner jagen, der Berpflichtete ſei aber dafür 
noch nicht genügend entfchäbigt, daß er das bis jeßt in feinem Intereſſe genoflene Recht 
verliere, allein kündigen zu Eönnen; es müfle auch bei der Ablöfung der Sag, wenn er 
fündige, auf den ziwanzigfachen Betrag herabgeſetzt werben. 

In diefem Falle koͤnnte bie Frage nur die fein: „ift dies eine hinreichende und ge⸗ 
rechte Entſchaͤdigung für die Veränderung des Vertrages zwiſchen den Verpflichteten und 
Berechtigten?” Hier handelt es fi) nur um das wie viel und wie wenig, es wuͤrde 
aber immer noch nicht ein Bruch des Vertrages in der Weife fein, wie derjenige Vor⸗ 
fchlag if, zu dem das Geſetz und die Gommiffion koͤmmt. 

Und dies ift der dritte Weg, der Weg des Unrecht. — Auf der einen Seite haben 
wir den landesherrlich beftätigten Receß. Der Gutsherr erhielt den halben Hof ober den 
dritten Theil des Hofs zur Entſchaͤdigung. Bat er Ihn eingezogen, wie dies in vielen 
Fällen gefchehen ift, fo Hat er die Entichäbigung in vollem Maße erhalten; hat er ihn 
nicht eingezogen, ſondern ſich eine Rente flipulicen lafen, um dem Verpflichteten vielleicht 
nicht einen zu geringen Umfang an Ländereien zu lafien, bei dem er nicht wirthfchaften 
konnte, fo foll der Verpflichtete berechtigt fein, die Rente abzulöfen zum Zöfachen Betrage. 
Sp lange er dies nicht thut, erhält der Berechtigte feine Zinfen vom Entſchaͤdigungs⸗ 
Gapital in der Form der Rente. Der Geſetzentwurf ftreicht den Paragraphen durch und 
fagt: der Verpflichtete iſt fortan berechtigt, dieſe Rente zu tilgen, wenn er den 18fachen 
Betrag zahlt. Diefe beiven Dinge einander gegenäber geftellt, ſetzen mich außer Faͤhig⸗ 
feit, zu begreifen, wie man fagen Tann, daß in ver letzteren Beſtimmung feine Rechts⸗ 
verlegung liege. Ich frage, hatte der Berechtigte das Hecht, zu verlangen, daß vie Rente 
fortbezahlt würde, His Ihm der 2öfache Betrag gezahlt werde, oder nicht? Ich glaube, 
ja! Ich frage, hat er gegenwärtig nach dem Gefegentwurf noch das Recht dazu oder 
nicht? Ich glaube, nein! Er muß die Rente miffen, wenn er den 18fachen Betrag er= 
halt. Und es if fonnenflar, daß, wenn er früher AO Rthlr. Rente bekam, er Tünftig 
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nach dem Zinsſatz von A Procent vom 18fachen Betrage nur 29 Hihlr. und nach dem 
Zinsſatz der Mentenbriefe zum 2Ofachen Betrage nur 32 Rihlr. befommt. Wenn it 
in einem Bertrage fage: wenn Du die 40 Mthlr. zahlſt, fo find das Zinfen einer Schul, 
die ſeitens des Glaͤubigers unkündbar if, und wenn Du davon frei fein will, jo zahlf 
Du an den Gläubiger 1000 Rtihlr. Gapital; und wenn ich auf der anderen Seite durch 
ein Geſetz zehn Iahre fpäter beſtimme: Du zahlft die AO Mihlr. Zinfen, fo lange ed Tir 
gefällt, und wenn Du davon frei fein mwilft, jo zahlt Du nicht mehr 1000 Rihlr., ſon⸗ 
dern nur 720 oder nur 800 Rthlr. Capital, fo mag das hier und da ganz zweckmäafiz 
fein, e8 mag fogar nothwendig fein in einzelnen Provinzen, in denen fich ber Berechtigr 
vielleicht zufrieden erklären würbe, wenn er noch weniger erhält; aber da, wo viele Br 
flimmung dem Berechtigten nicht genehm ift, kann ich fie nicht für Hecht Halten, ſondem 
ih halte fie für einen Rechtsbruch, und ich glaube, der einfache Menſchenverſtand min 
troß aller Fünftlichen Debuctionen dabei bleiben, daß dies eine Verlegung des Hedi, 
eine Verlegung des Eigenthums ift, daß dies nicht die Erfüllung des Paragraphen u 
der Verfaffung ift, welcher das Eigenthum garanttrt, 

Ich wünſche aufrichtig, daß der Bauernfland auf dem Wege, ven er biäher betreten 
hat, durch Fleiß, durch Thätigkeit und durch Unabhängigkeit fortgehe. Durch die Worte. 
welche ich an dieſer Stelle gegen den Entwurf fpreche, glauben Sie mir, meine Hera, 
wird feiner der Bauern, die ich vertrete, irre daran werben, daß ich es redlich mit ihnm 
meine. Kommen Sie nur in die Gegenden, wo die Gutsherren in älteren Provinzen 
wirken und thätig find, Sie werden nicht finden, daß man ihnen dort Schuld giebt, je 
fharrten Neichthüimer aus dem Schweiße des Landmammes zufammen. Was fie erivm: 
ben, verwenden fie, fo weit mir ber Umkreis zu überfchauen vergönnt iſt, dazu, net 
Arbeit zu geben, die neuen Segen trägt. ragen Sie, meine Herren, wo in dem Rat 
jahre von 184647 der Hunger, imo die Noth gewefen ift, gehen Sie in die Umgegen 
ber Güter, wo der Stand der ſogenannten Gutöbefiger fih befindet, und fragen Sie, ob 
fie dort geringer oder größer war, ald an anderen Orten! Fragen Sie, — und id jagt 
es nur hier, damit Sie nicht glauben, daß die, die alfo fprechen, Gegner des Bauım- 
ftandes find, fondern Freunde, Freunde zugleich ver geringeren Klaffe, welche noch weniya 
defißt, al8 die Bauern, denen wir auch helfen möchten, — fragen Sie die, durd rer 
damald der Hunger unter den Aermeren geftillt wurbe, durch wen die Thränen ver Ir 
muth getrodnet find, durch wen bie Noth und Sorge von den Bamilien genommen it 
Darum laſſen Sie, meine Herren, fern aud der Discuffion jeven Gedanken, daß fir 
eigenfüchtige Zwecke fprechen; aber der Gedanke ift Iebendig vorhanden, daß mur ta 
nachhaltig und fegenbringend iſt, was von Haufe aus recht iſt. Der fehlichte Lan 
erfennt dies in vielen Bällen an, und wird fagen: „Was mir fo gegeben wirb, mil © 
nicht, ober wenn ich es nicht zurückweiſe, fo hätte ich es doch lieber anders genomen' 
Es wird hierbei geben, wie bei dem Jagdgeſetz, wo ſchon am anderen Morgen die tat 
famen und fagten: „Wir wollen dad Recht nicht, weil es und nicht frommt, und mal 
wir fühlen, daß, fo gut und heut das Eurige gegeben werben kann, uns auch morza 
da8 Unfrige genommen werben Fann.” 

Deshalb Habe ich auch Bedenken gehabt gegen einen Vorſchlag, der fonft vollkommen 
meinen Wünfchen entfprechen würde, daß nämlich den Verpflichteten ohne Weiteres cin 
Zehntel der Rente vom Staate erlaffen werben foll, daß der Fiscus hineintritt mit feinem 
ganzen Dominium von vier Millionen Aenten und Abgaben. Wer bringt dies Geſchenk 
von einem Zehnfel an die Mentenpflichtigen? Wer trägt das Opfer der Million, die 
vielleicht dem Fiscus verloren geht durch dieſe Operation? Grinnern Sie fi, mein 
Herten, daß ungefähr drei Fünftel der Klaſſenſteuer, die aufgebracht wirb, getragen werden 
bon folden, die weniger Einkommen haben, ald der bäuerliche Beſitzer. Bedenken Sie, 
bag bon den Urmwählern, die bei ven Wahlen für die Kammern thätig waren, 75 Pro 
cent denjenigen Klafien angehören, die weniger haben, als bie bäuerlichen Beſiger. 
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Sie werden daraus entnehmen Tönnen, in welchem DVerbältniffe zu dieſem Geſchenk 
da die bäuerlichen Befiger und bie Mentepflichtigen, — in welchem Verhältniffe Perſonen 
dazu beitragen, die der Unterſtützung bebürftiger find, als fie. 

Die naͤchſten Grundſaͤtze erhalten ferner den Modus, der auf eine Tilgung binführt 
"in einer S6jährigen Periode. Es läßt fich dies nicht eher thun, das Ziel nicht Fürzer 
erreichen. Uber darauf mache Ich Sie noch aufmerkffam, daß ver 18fache Baarbetrag 
nur denen zu Gute kommt, die Geld im Kaftlen haben. Diefe koͤnnen fich fofort mit 
geringen Opfern von der Meute befreien. Jene aber, die ed nicht haben, müflen doch 
bis zum 56. Jahre warten, bi8 fie frei werden. Diefe ihre künftige Rente wird künftig 
an die fiöcalifche Kafle, flatt jeßt an den Grundbeſitzer, gezahlt. Wer firenger in der 
Beitreibung fein wird, weiß ich nicht; ich Tann aber bezeugen, daß ich in den 30 Jahren, 
in denen ich foldden Umkreis überfehe, demjenigen die ganze Mente geben will, der einen 
Ball nachweift, wo zur Beitreibung der Rente und Abgaben an den Verpflichteten eine 
Erecution vollftredt worden wäre. Ich wünfche, daß der Fiscus in der Lage fein möge, 
ebenfo gegen die Verpflichteten zu verfahren, ich mwünfche, daß er ihnen ein eben ſolcher 
Gläubiger fein möge, wie der bisherige es ihnen geweſen iſt. 

Endlich: 

Bei erblicher Ueberlaſſung eines Grundſtücks ſoll fortan nur die Uebertragung 
des vollen Eigenthums zuläffig fein. 

Belaftet werden kann ein Grunvflüd in Zukunft nur mit ablösharen feften 
Geldrenten oder mit fündbaren Gapitalin. Die Kuͤndbarkeit eines ſolchen Capi⸗ 
tals darf nur auf 30 Jahre ausgefchlofien werden. 

Es ließe fi hier für und wider dieſe Grunpfäge viel fagen, aber practifch wird 
Jeder, der auf dem Lande Beſcheid weiß, fagen, daß ed dazu beitragen wird, es den ärm- 
ſten Klaſſen ſchwer zu machen, eine kleine Scholle Landes zu erwerben. Denn wer 
möchte fih noch weiter darauf einlaffen, dem redlichen Arbeiter, dem tüchtigen Handar⸗ 
beiter auf dem Lande, der kein Eigenthum befist, wie bisher mehrfach gefchehen, ein 
folche8 gegen geringen Zins zu überlafien, wenn ganz und gar feine Gewähr geboten 
wird, daß dieſer ind nicht dereinſt zur Hälfte oder Dreiviertel ſchwinden kann. Wer 
ift in dieſem Augenblicke in vielen Fällen überhaupt in der Lage, zu vollem Eigenthum 
Grundſtuͤcke auszugeben? Wir Haben in ven älteren Provinzen fehr viel Grundſtücke, 
die jetzt gar noch nicht zu vollem Eigenthum überlaffen werben können. Die Befiger von 
Lehnsgrundſtuͤcken find außer Stande, irgend auch nur die kleinſte Parzelle an ven Kleinen 
Landmann audzuthun, weil fie zum vollen Eigenthum nicht veräußern bürfen, und zum 
Erbzins oder Erbpacht aber nichts mehr ausgethan werben darf, felbft wenn man vie 
inhibirende Babinetdorbre, welche vor einigen Jahren erfchien, aufhöbe, und vie Geſetzge⸗ 
bung von 1807 wieberherftellte, wonach die Erbpacht und der Erbzins auch für folche 
Grundſtücke eintreten konnte. Alle Lehngrundſtücke, Fideicommißgrundſtücke find in biejer 
Beziehung vorläufig extra commercium. Gie koͤnnen in keinerlei Weife die kleinſte Ver⸗ 
äußerung vornehmen. Aber freilich! wenn Died auch gefchähe, wenn man auch zu Erb⸗ 
zins und Erbpacht austhun Tönnte, dad wird die traurige Folge dieſes Geſetzes fein, 
welches das Mechtögefühl verlegt, welches beſtehende Verträge umſtoͤßt, daß man fagt: 
was jetzt gefchehen, das kann auch fpäter wieder gefchehen. Und in biefer Beziehung 
kann ich unmdgli glauben, daß die Beſtimmungen, welche im $. 91 und 92 des Ge⸗ 
feßeö, irgend eine Beruhigung geben Tönnen. Es iſt dort gefagt: es dürfe vie Geld⸗ 
Rente nicht Höher zur Abloͤſung geftellt werden, als zum 2öfachen Betrage; meine Herren, 
ih möchte nur wiſſen, wer auf ſolche Stipulation eined Abloͤſungs⸗Satzes in einem 
Vertrage überhaupt noch etwas geben kann, wenn dies Geſetz in dieſem Punkte nach dem 
Vorſchlage der Commiſſion angenommen wird. 

Wird nicht. einem Jeden fortwährend vorſchweben, daß ein Geſetz, wie dad, welches 
jest vorliegt, die Abgabe, vie zum 2öfachen Betrage abgelöft werden fol, fpäter zum 
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18fachen Betrage ablöfen Iaffen wird? I Habe. Teinen Zweifel darüber, dag mit vieler 
Beſtimmung, welche in vie DVerfaffung zu meinem Bebanern aufgenommen iſt, daß vie 
Uebertragung eines Grumbftäds nur zum vollen Eigenthum flattfinnen Tönne, daß durch 
dieſes Gefe die Veräußerung von Land an Meine Befiger weſentlich inhibirt werbe, daß 
die Zahl derer, welche Kleines Cigenthum erwerben, unendlich verrimgert, und daͤß den⸗ 
jenigen, welche ich vor Augen habe, welche kein Eigentfum haben, daß benen ein ſchlechter 
Gefallen damit erwieſen werden wird, und daß fie keinesweges für ein ſolches Geſch 
danken werben. 

Die Motive geben enblich zu den allgemeinen Gründen des Geſetzes über, und rei: 
fertigen die Beſtimmungen befielben damit, daß es gelte, ven bäuerlichen Stand zu einen 
dem gutsherrlichen gleichberechtigten zu erheben. 

Meine Herren! Dee Bauernftand tft dem gutöherrlicken Stunde vollfommen glid- 
berechtigt, er möge eine Rente an Ihn zu zahlen Haben ober nicht, es müßte denn fein 
Gleichberechtigung heißen, wenn Jemand der Schuluner eines Anbern if. Meinerſei 
ſehe ih darin, daß der Bläubiger nicht Fündigen Tann, eine Vergünfligung für vie Ta: 
pflichteten. Laffen wir dies Verhältniß beftehen, fo ift es ein ganz ähnliches, tie dad, 
welches zwifchen unzähligen anderen Schuldnern, und Gläubigen beſteht. Iſt eine Ab: 
hängigkeit vorhanden, eine Michtgleichftellung, iſt ein Unterfihled in der Lebenäftellun 
vorhanden, dann muß er in etwas Anderem liegen, als in ver Entrichtung der Ra. 
Glauben Sie, daß diefenigen Bauern, welche eine Rente zahlen und den Gutsherm 
durch Land abgefunden haben, daß ihre Stellung zum Gutäherm eine andere wäre, ul 
die, welche die Renten zu zahlen haben? gewiß nicht. Der Einfluß, dasjenige Anichen, 
welches der Butöhere durch feine Stellung in ſeiner Umgebung genießt, wird burd tie 
Mente ihm nicht gegeben, durch ihre Abloͤſung nicht genommen. 

Es iſt dies alfo ein ganz ſchwaches Motiv für viefen Entwurf. Es liegt dieſen 
die Idee des ſchon genannten Minifterlums zum Grunde, welches im Sommer des doti⸗ 
gen Jahres eine Verföhnung zwiſchen ven Berechtigten und Verpflichteten glaubte füiften 
zu müffen. Es ftellte fi aus einer Anſchauung, die wohl am allerwenigften auf cdye 
ner Anſchauung beruhte, vor, als wenn dieſe Klaffe von Berechtigten und Berpflicteten 
in den älteren Provinzen in einer Art von Haber und Spannung lebte, vie grofe &: 
fahren für die öffentlichen Verhaͤltniſſe mit ſich bringen ‚Einmte; und deshalb müßte — 
wie es bier Heißt — im eigenen Intereffe der Berechtigten dahin gewirkt werten, ta 
die Ablöfung feldft mit Verletzung der Verträge herbeigeführt werde. Ich Habe ein! 
Theils aus meinem engen Standpunkt der perjänlicden Auffaffung nicht Hinter vir= 
Hader und diefe Spannung in den älteren Provinzen Tommen konnen. Ich habe = 
deren Theils mir immer die Frage vorgelegt, ſowohl bei der vorigen als der biesmak:= 
Kammer, wie ed denn eigentlich in den Provinzen ſtehe, wo fich diefe Berbälmifie «!: 
vorfinden, namentlich im Rheinlande, wo fie nur in wenigen Fällen vorlommen, um 2 
MWeftphalen, wo fie doch auch nur zum Theil und zwar, wie wir gehört haben, wei: 
weife in fehr drückender Art vorfommen. Wan hätte glauben und erwarten follen, ti 
Anficht jened genannten Miniſteriums müſſe fih aus den Wahlen zu ven Kamm 
namentlich durch eine große Zahl von Butöbefigern, welche aus dem Rheinlanie un 
Weſtphalen hierher geſchickt wärben, beſtaͤtigen, wogegen ſich die Gutsbeſitzer aus tm 
oͤſtlichen Provinzen in geringerer Zahl einfinden würden, weil fie von den Rente— 
pflichtigen angeblich mit fo mißgünſtigen Augen betrachtet würden. Ich habe getade 
das Gegentheil gefunden, nicht, als ob ich behaupten wollte, daß deshalb der Stunt 
der Grundbeſitzer nicht in eben fo gutem Einvernehmen dort, wie in den älteren Pro—⸗ 
vinzen ſtehe; aber ich Habe doch gefunden, daß das Verhaͤltniß ver Gutsbeſitzer aus 
den legteren zu denen aus den wefllichen Provinzen recht günftig ausgefallen if, und 
daß die zehn» und zivanzigfache Zahl aus dem Stande der Berechtigten in ven Altern 
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Provinzen erwählt worden if. Ich glaube, das Zweierlei zum Grunde liegt und daß 
bie ganze Motivirung der Regierung auf einem thatlächlichen Irrthum oder auf einem 
Vorurtheil besuht, und zweitens, daß die Verpflichteten fehr wohl wiſſen, daß es bie 
Erhaltung des guten Rechts gilt, womit fie ganz einverflanven find, denn fie haben auch 
‚Rechte Die ihnen genommen werden koͤnnen. 

MWern nun endlich die Frage entfteht, was zu thun iſt, um biefen Befeßentwurf 
mit denjenigen Forderungen in Einklang zu bringen, die in Bezug auf die Gerechtigkeit 
und Zweckmäßigkeit an ihn geftellt werden, fo würbe ſich die Sache dahin flellen: daß 
man in dem Artikel 2. des Geſetz⸗ Entwurfs, der Rechte ohne Entfhäbigung aufhebt, 
bon denen ed nach den Motiven des Befeges ſelbſt zweifelhaft ift, ob fie materiellen Vor⸗ 
theil Bringen ober nicht, die Entſchaͤdigungsfrage offen Hält, daß ferner da, wo materielle 
Vortheile nachzuwelien find, eine Entfchäbigung auch eintritt; will der Staat da ind 
Mittel treten, weil bauptfächlich politifche Gründe für die Aufhebung fprechen, jo würde 
fi hierfür Vieles fagen Iafin. — Die zweite Rüdficht iſt diejenige, daß die Rechte, 
die aus politifchen Rechten berflammen, vie gutöherrliche und obrigkeitliche Gewalt, z. B. 
daß dieſe allerdings wegfallen koͤnnen und wegfallen müffen, daß man fi) aber wohl 
hüten möge, Dinge aufzuheben, die zum Theil in dem öffentlichen Intereffe beftehen. 

Ich made 3. B. auf Anlagen und auf die Gegenftände aufmerkfan die bisher ge= 
wiffermaßen publici juris waren, die Allen zu Gute kamen, und die man nun einer 
Gemeinde zumelft, wo fie leicht dem momentanen finanziellen Vortheil geopfert werden 
koͤnnten. Wenn «8 emblich ſich fragt, wie die Abldfung zu bewirken fei, fo habe ich 
dies bereits ausgeſprochen. Man verwandele alle Abgaben, welchen Namen fie auch 
immer haben mögen, vorbehaltlich ver Leiſtungen an die Kirche und an bie pia corpora, 
in einen beflimmten Gelobetrag, man halte die beftehenven Verträge aufrecht, indem da⸗ 
durch der Verpflichtete nur in verfelben Rage bleibt, in die er fich wohlbewußt und ohne 
Reue darüber begeben hat; wir geben dem Berechtigten die Abldfungs=Befugnifie und 
legen ihm diejenigen Opfer auf, die viefer Befugniß entfprechen. Es mag vahingeftellt 
bleiben, ob der 20fache Betrag hierfür anzunehmen, oder aber genügt, wenn ber 25fache 
Betrag in Mentenfchelnen angenommen wird. Das ift Ieviglich eine Frage der Zweck⸗ 
mäßigfeit, aber das Necht ift gewahrt. Es kann dabei fehr fraglich fein, ob man nicht 
befier thut, e8 bei dem jeßigen, 2dfachen Kapitalbetrage, aber in 34procentigen Papieren 
zu belafien, da e8 immer noch möglich iſt, daß bie 3; procentigen Papiere im Umſchwunge 
der Zeit wieder al pari fommen. 

In allen vielen Fällen wird ber Verpflichtete nie und nimmer eiwas Anderes als 
ſeine bisherige Rente zu bezahlen haben. In der Stellung des Verpflichteten aͤndert ſich 
durch dieſe Auffafſſung alſo nicht ein Jota; er bleibt ganz in der alten Lage. Die Frage 
ift: wenn der Berechtigte Fündigen will und fol, und in viefer Beziehung werde ich da, 
wo dad Mecht gewahrt iſt, für jeden auch noch fo geringen Sag flimmen, und es wird 
gewiß von allen Seiten gefchehen, namentlicdy nach den Erfahrungen, die wir im letzten 
Jahre gemacht haben. 

Endlich wird die Frage fein, ob dad Geſet auch auf die Rheinprovinz auszudehnen 
ſei oder nicht. 

Ich glaube, daß es ganz richtig iſt, wenn man das Geſetz nicht mit allen 109 Pa⸗ 
ragraphen auf die Rheinprovinz ausbehnt, wenigſtens wuͤrde ich dafür keine Nothwen⸗ 
digkeit erkennen. Uber es iſt !gar kein Grund abzuſehen, weshalb man nicht die Be⸗ 
fimmungen, die wejentli das Verhaͤltniß ver Ablöfung feitens der Derpflichteten be= 
treffen, auch in die Rheinprovinz einführen will, weshalb man nicht, während und bie 
Motive fagen, daß dort der 20fache Ertrag und refp. der 28fache Ertrag im Wege der 
Ablöfung Regel fet, auch dort denjenigen Betrag einführe, ver für die übrigen Landestheile 
feftgefegt werden wird. Ich kann mir nicht denken, daß «8 in ver Abficht ver Rhein⸗ 
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Provinz liegen konne, in dieſer Beziehung einen Unterſchled beizubehalten, und doch 
würbe derſelbe vorhanden fein, wenn dort ein anderes Abloͤſungs⸗Quantum beſtaͤnde 
als das Geſetz beſtimmen wird. 

Daß die Verhaͤltniſſe nicht in der Rheinprovinz vorkaͤmen, kann ich um fo wenige 
glauben, da ja Mitgliever aus der Rheinprovinz in der Commiſſion gewejen find, und 
ſelbſt ihr Vorſitzender zur Rheinprovinz gehörte. Ih Tann nicht annehmen, daß die 
der Ball geweſen fein wuͤrde, wenn fie bie dortigen Verhäliniffe nicht aus eigener An- 

ſchauung kennen jollten. 

Endlich iſt auch ſchon von der Commiſſion angeführt, daß eine Ungleichmaßigken 
in den Ablöfungs- Normen der Monarchie von den Staatdangehörigen jener Prorim 
un fo weniger verlangt werden würbe, als in ihnen dad Streben zur ‚Herftellung cine 
Einheit in ver Gefehgebung tief begründet fei. Ich muß daher im Interefie der Cadı 
wünfchen, daß eine Gleichmaͤßigkeit ftattfinde; follte aber, was. ich beklagen würte, ter 
Geſetz⸗ Entwurf ein Unrecht flatuiren, follte er wirklich dad Verhaͤltniß der Berechtigur 
verlegen, auf eine Weife, vie fich vor dem Richterſtuhle des Rechts nicht vertreten län, 
dann würde ich der Erſte fein, der dafür ſtimmen würde, daß er nicht auf dem line 
Nheinufer eingeführt würde, weil, je weniger das Unrecht Plag greift, es um fo beſſer 
ft, und ich fein Freund davon bin, wenn um der Uuiformität willen ein anderer Theil 
mit in den Kreis des Unrechts bineingegogen wird. 

Meine Herren! Ich habe Ihre Zeit lange in Anfpruch genommen und babe beötalt 

um Entfchulvigung zu bitten, aber ich babe geglaubt, einmal ben Anforberungn it 
Nechts, gegenüber viefen Entwurfe, Genüge leiften zu möüflen, anverentheild die Stellmy 
flar zu machen, in der ich und die mir Gleichgeſinnten fowohl in diefer wie in mandn 
anderen materiellen ragen, die und noch befchäftigen werben, ſich befinden. 

Ich erkenne dies, gegenüber ver Regierung, als eine traurige Nothwendigkeit an, 
in die fie ſich verſetzt gefehen Hat oder geglaubt hat fich verfegen zu müffen, morüke 
bier nicht der Augenblick wäre, zu entfcheiden. Niemand ift mehr davon durchdrungen, 
daß die Kritik gegenüber gewiſſen Standpunkten leichter ift, ald die Ausführung. Aker 
ih bin ber Meinung, es ift eine traurige Nothwendigkeit, die die jebige Regierung 
geerbt bat von einer Zeit und Verwaltung, vie eben dieſe Verhältniffe in ven öftliden 
Provinzen aus einem vollfommmen falfhen und unrichtign Stanppunft auffaßte, ar 
Einprud, der, ih Fann mich auf die Mitglieder aus dieſen Provinzen berufen, nicht ten 
Einzelnen angehört, nein! ver ein allgemeiner war, als dieſer Gefeßentwurf in Juli veri- 
gen Jahres zuerft verfündigt wurbe. 

Der zweite Standpunkt war, daß wir zu Allem und Jedem, was dem Stande tz 
Bauern und der übrigen Pflichtigen Erleichterung und Foͤrderung feines MWohlfanr 
gewähren kann, willig die Hand bieten. Wenn in diefen Fragen ſich Gegner von ci 
bier in ver Berfammlung oder außer ihr finden, fo Tann der Unterfchied nur ver ir, 
daß diefe unfere Gegner dad Wohl einzelner Klafien wollen auf Koften des gutm 
Nechted anderer, und daß mir das Wohl aller Klafien wollen mit wer Gerechrigfet 
gegen alle. 


23. | Die k. baierfche Regierung legt der Abgeorbneten- Kammer ben Entwurf eine 
Amneftie- Gefeges für politifche Verbrecher vor. 

24. | Die preußifche erfte Kammer erörtert die Paragraphen 62 und 63 in ihren Ein 
zelheiten. Bon ber großen Zahl eingebrachter und verworfener Amendements 
fönnen wir nur zwei, der Abgeorbneten Stahl und v. Keltſch ausheben. 

Das erſtere Tautet: „Die erfte Kammer befteht aus folgenden Mitgliedern: 
1) aus den volljährigen Prinzen des Königlichen Hauſes; 2) aus den volljäh: 
rigen Häuptern ber ehedem veichöftändifchen, Preußen angehörigen Häufer; 3) aus 
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120 Mitgliedern, welche von den größten Lanbeigenthümern jeber Provinz ge- 
wählt werden; A) aus 40 Mitgliedern, welche von den größten Kaufleuten und 
Fabrifanten jeder Provinz gewählt werden. Die Bildung der Wahllörper und 
die Bertheilung nach Provinzen für die Kategorien unter 3. und A. beftimmt 
das Geſetz. 5) aus einem Abgeorbneten für die bebeutendfte Stabt jeder Pros 
vinz durch den Magiftrat (oder, wo fein Magiftrat befteht, die ihn eriegende 
Behörde) aus feiner eigenen Mitte gewählt; 6) aus den 8 evangeliihen Ges 
nerals Superintendenten und ben 8 fatholifchen Bifchöfen; 7) aus einem Ab⸗ 
geordneten für jede Landes Univerfität, von den ordentlichen Profeſſoren derjelben 
aus ihrer eigenen Mitte gewählt.‘ 
Das zweite: „„Die erfte Kammer befleht: 

1. aus den. Prinzen des Königlichen Haufes, welche berechtigt find, fobalb 
fie das achtzehnte Lebensjahr zurüdgelegt haben, ihren Sig mit Stimm- 
secht in der Kammer einzunehmen; | 

II. aus folgenden durch die Verfaſſung berufenen Mitgliedern: 1) den voll 
jährigen Häuptern der in ber Bunbesacte vom 8. Juni 1815 aufgeführten, 
und ber durch bie Bımdesbefchlüffe vom 18. Auguft 1825 und 13. Fe⸗ 
bruar 1829 biefen wefentlich gleichgeftellten vormals reichdummitielbaren 
beutfchen Reichsſtaͤnde; 2) den volljährigen Befigern der befichen geblie- 
benen Thronlehen, fofern fie nicht ſchon unter Nr. 1. begriffen find; 3) den 
acht Fatholifhen Erzbiihöfen und Bilchöfen, und den acht evangelifchen 
Generals Superintenbenten, für die Dauer ihres Amtes; 

III. aus gewählten Mitgliedern, nah Maßgabe des Art. 68. 
Artikel 63. 

„Die durch Wahl in die erfie Kammer berufenen Mitglieder beftehen aus: 
1) ſechzig von den hödhfibefteuerten Grunbbefigern gewählten Abgeordneten, von 
welchen in jeber Provinz die auf biefelbe nach der Bevölferung fallende Anzahl 
von ber dreißigfachen Zahl derjenigen Grunbbefiger, welche den hoͤchſten Betrag 
an Grundfteuern an den Staat entrichten, zu wählen iſt; 2) vierzig von ben 
höchftbefteuerten Kaufleuten und Gewerbetreibenden gewählten Abgeordneten, von 
welchen in jeder Provinz die auf diefelbe nach der Bevölferung fallende Anzahl 
von der breißigfachen Zahl derjenigen Kaufleute und Gewerbetreibenden, welde 
ben hoͤchſten Betrag an birecten Steuern an den Staat entrichten, zu wählen 
it; 3) ein und zwanzig Abgeorbneten der größeren Stäbte, welche bei einer 
Zahl von mehr als 20,000 Einwohner zu 1 

100,000 ⸗ zu 2 
300,000 2 zu 3 

Abgeschneie, durch ihren Gemeinde s Borftand und Gemeinde⸗Rath, nad) näherer 
Beſtimmung des Geſetzes, wählen; A) je einem Abgeorbneten ber ſechs Landes⸗ 
Univerfitäten, gewählt von ben Berfammlungen der ordentlichen und außerorbent- 
lichen Profefloren; 5) drei und funfzig durch die Provinzial- Berfammlungen, 
nad Maßgabe ber Bevölkerung jeder Provinz, nach näherer Beſtimmung bes 
Geſetzes, gewählten Abgeorbneien. 
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Die Bertbeilung nach ben Provinzen zw 1. 2. und 5. und bie Bildum 
ber Wahlförper zu 1. und 2. regelt das Geſetz.“ 

Auch der Borfchlag des Ausichuffes, fowie bie von ber anderen Kammer 
beliebte Faſſung (S. 25. Detober) werben abgelehnt, und man gelangt nad) jo 
vielen Berneinungen auf folgendes, an die Stelle der HH. 62 und 63 tretendes 
Sroviforium: „Die Bildung der erften Kammer beſtimmt ein, mit vorheriger 
Zuftimmung der Kammern zu erlaffendes befonderes Geſetz, welches bann als 
ein Theil der Berfaffungs- Urfunde gelten wird. Bis zum Erlaſſe dieſes Ge⸗ 

ſetzes verbleibt es bei dem interimiftifchen Wahlgefeg vom 6. December 1848." 

24. In der zweiten Kammer Schluß der allgemeinen Debatte über ben Geſetz⸗ Entwurf 
wegen Ablöfung ber Real⸗Laſten. 

24. | Der Gemeinderath von Elberfeld wirb wegen bes am 10. Mai d. 5. gefaßten 
Beichlufies aufgelöft, und die Unfähigkeit wieder erwählt zu werben, hinfichtlich 
derjenigen drei und zwanzig Mitglieder ausgeſprochen, welde fich an jenem 
Beichlufie beiheiligt haben. 

24.6. M. der König von Dänemark erflärt ber Statthalterfchaft von Schledwig- 
Holftein feine Geneigtheit auf den Antrag derjelben vom 16. November einzugeben. 

26. | Die preußifche erfte Kammer befchließt hinfichtlich der Regierungss Vorlage über 
bie‘ deutſche Angelegenheit: „In Erwägung dag die Webereinfunft vom 
30. September eine ſolche Bedeutung nicht hat, noch haben kann, in Folge 
beren fie ber Zuftimmung der Kammer bebürfen würde; daß das entfchloffene 
Fortfchreiten der Regierung anf dem zur Herftellung eines beutfchen Bundes⸗ 
ſtaates eingefchlagenen Wege, insbefondere das auf den 31. Januar 1850 ff 
geſetzte Augfchreiben der Wahlen zum deutſchen Parlamente, die fortgefegte volle 
Zuſtimmung ber Kammern hat; daß ein Antrag auf eine von der Kammer zu 
faffende Entſcheidung nicht vorliegt, geht diefelbe zur Tagesordnung über.” 

Wir würden den von Camphaufen erftatteten Commilfionds Bericht gern voll- 
ftändig mittheilen, wenn dem nicht die Rüdficht auf räumliche Verhältmiſſc ent 
gegen träte. Doc mag wenigftens eine perfönliche Aeußerung bed Heren Be— 
richterftatterd Play finden, wegen ihrer fehr beherzigenswerthen Wahrheit: „Ie 
wünfche nicht, das Mißverſtändniß erwachfen zu fehen, ald ob jenen Bemerkr: 
gen bie allgemeine Anficht zum Grunde liege, daß Preußens und Defterreidt 
Intereſſen in Deutfchland fi) nothwendig entgegengejegt feien. Ich bin im 
Gegentheile der Meinung, daß Oeſterreichs wahres politifhes Intereffe es er 
fordere, an dem übrigen Deutfchland einen ftarfen, wohlgerüfleten und einigen 
Bundesgenofien zu befigen, und mit ihm zur Stärkung des deutſchen Elements 
im Kaiſerſtaate moͤglichſt viel gemeinſam zu haben; ich bin der Meinung, daß 
Oeſterreich auf dieſen Bundesgenoſſen hingewieſen ſei, ſowohl gegenüber Frank⸗ 

“reich, als gegenüber Rußland; dag die enge Allianz mit Rußland auf die Dauer 
für Oeſterreich widernatürlich, verberblid und demüthigend ſei; daß Oeſterreich 
eine falſche Politif befolgt habe und befolge, wenn ed and Eiferfucht gegen 
Preußen die Spaltung, die Zerrifienheit und die Schwädhung Deutfchlande unter 
hält, und wenn ed gegenwärtig mit allen Mitteln deſſen Einigung befämpft. 


Ich bin Insbefondere der Meinung, daß die Intereſſen Oeſterreichs und Preußens 
im fühweftlichen Deutfehland nicht auseinandergehen, und erfenne ein Fleines 
Zeichen davon in der zweibeutigen Ehrenpforte, durch welche der Minifter von 
der Pfordien Das mächtige Reich der Mitte in das Interim eingeführt hat, um 
gegenwärtig in nachdenkender Betrachtung vor ber gefchlofienen Thür zu fiehen. 

„Außerdem wird Defterreich bei jedem Berfuche, ein für das gefammte 
Deutſchland gemeinfames Intereſſe zu fördern, auf feine nothwendige Politif 
hingewiefen. Es gelangt dann unwillfürlich dazu, fi) Defterreih ale einen 
Theil, das übrige Deutfchland als den anderen Theil und als eine Einheit zu 
denfen, wie noch vor furzem in dem Projefte einer allmäligen Hanbelseinigung 
zu erfennen war. Die natürliche Politik Defterreihe if das Programm von 
Kremfier und die Freundfchaft mit Preußen. Die Iegtere als felbfiftändige, eben- 
bürtige Macht zu pflegen, wird, bas ift mein Glaube, unfere Regierung zu je 
der Zeit aufrichtig bereit fein; aber eben fo fehl wird das Land und werben 
die Kammern erwarten, daß unfere Regierung feinen Zuß breit willlürlichen 
Prätenfionen weiche, und daß, fo lange und fo oft bie gegenwärtigen Staats⸗ 
männer Oeſterreichs, die ſchon früher in dem Kalle waren, von einem zu hoben 
Dferde durch des Nachbars Hülfe herabzufteigen, fenen natürlichen Weg ver» 
laſſen und einen entgegengefeßten, „Preußen feindlichen Weg verfolgen, die Res 
‚gierung ihnen mit Selbſtſtaͤndigkeit und Mannhaftigkett entgegentrete.’’ 

Demnäachſt nimmt die Berfammlung ben Paragraph 6A unverändert, den 
6öften und. 66ſten nad der Faſſung der zweiten Kammer, den 67ften aljo an: 
„Jeder Preuße, welcher das 25ſte Lebensjahr vollendet bat und in der Gemeinde 
in welcher er feinen Wohnfig hat, die Befähigung zu den Gemeindewahlen be⸗ 
fist, ift in dieſer Gemeinde flimmberechtigter Urwähler. Wer in mehreren 
Gemeinden an ben Gemeindewahlen Theil zu nehmen berechtigt iR, barf das 
Recht als Urmähler nur in einer Gemeinde ausüben.‘ 

Als eine wahre Wohlthat ift zu betrachten, daß der von ber andern Kam- 
mer beliebte Zufag: „Das Wahlrecht der activen Milttairs Perfonen tft unab⸗ 
hängig von dem Berhältniffe zum Gemeinde - Berbande”, verworfen warb. 


26. | Königlich preußiſche VBerorbnung wegen Ausführung der Wahlen zum Volkshauſe. 
Nachdem unterm 26. Mai d. 3. zwifchen den Regierungen von Preußen, Sachſen 

und Hannovsr ein von denfelben den übrigen deutſchen Megierungen vorzulegenver Ent- 
wurf eines Geſetzes über die Wahlen der Abgeorbneten zum Volkshauſe feftgeftellt wor⸗ 
den iſt, welcher lautet: (j. 28. Mai, Band I. Seite 261.) und nachdem die Regierungen 
des 1) Großherzogthums Baden, 2) Kurfürftentfums Heſſen, 3) Großherzogthums 
Helen, A) Großherzogthums Sachſen⸗Weimar, 5) Großherzogthums Mecklenburg⸗ 
Schwerin, 6) Großherzogthums Medlenburg-Strelig, 7) Großherzogthums Oldenburg, 
8) Herzogthums Naſſau, 9) Herzogtfums Braunſchweig, 10) Herzogthums Sachſen⸗ 
Coburg- Gotha, 11) Herzogthums Sachfen- Meiningen, 12) Herzogthums Sachſen⸗Al⸗ 
tenburg, 13) Herzogthums Arhalt- Deffau, 14) Herzogthums Anhalt« Göthen, 15) Her⸗ 
zogthums Anhalt» Bernburg, 16) Fürftenthums Schwarzburg⸗Rudolſtadt, 17) Fürften- 
thums Schwarzburg-Sonveröhaufen, 18) Fürſtenthums Schaumburg-Lippe, 19) Für⸗ 
fienthums Lippe» Detmold, 20) Fürſtenthums Reuß ältere Linie, 21) Fürftenthums Reuß 
jüngere Linie, 22) der freien Stadt Lübeck, 23) der freien Stadt Bremen, 24) der freien 
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Stadt Hamburg, ihren Beitritt zum Buͤndniſſe vom 26. Mai d. I. erklärt haben, aud 
befchloffen worden ift, die Wahlen zu einem, behufs der Berathung und Vereinbarung 
des Verfafſungswerkes zu berufenden, deutſchen Parlamente am 31. Januar 1850 ſtan⸗ 
finden zu laſſen, 

Verordnen Wir zur Ausführung der Wahlen für das Volkshaus dieſes deutſchen 
Parlaments, für die zum bisherigen veutfchen Bunde gehörigen Theile ver Monarchie 
auf den Antrag Unſeres Staats» Minifteriumsd, was folgt: 

6. 1. Die Abgeoroneten zum Volfshaufe werden von Wahlmännern in Wahl: 
Kreifen, die Wahlmänner von den Wählern in Wahl-Bezirken gewählt. 

6. 2. Die Zahl der in jever Provinz zu wählennen Abgeordneten mweift das anlir 
gende Berzeichnig nach. 

6:3. Die Bildung der Wahl-Kreife ift, nad) Maßgabe der durch die Iekie 
Volkszählung ermittelten Bendlkerung, von den Ober⸗Praͤſidenten vergeftalt zu bewirken, 
daß in jedem WahlsKreife 1 Abgeordneter gewählt wird. 

6. 4. Auf jede Vollzahl von 500 Seelen ift ein Wahlmann zu wählen. 

6. 3. Behufs der Wahl der Wahlmänner werden Gemeinden unter 1500 Seren, 
fo wie nicht zu einer Gemeinde gehörende bewohnte Befitungen, bon dem Landrathe 
mit einer oder mehreren benachbarten Gemeinden zu einem Wahl⸗Bezirke vereinigt. 

Gemeinden von 3500 oder mehr als 3500 Seelen werden von der Gemeinde⸗Ver⸗ 
waltungd-Behörbe in mehrere Wahl Bezirke getheilt. 

F. 9. Die Wahl-Bezirke find fo zu bilden, daß hochſtens 6 Wahlmänner darin 
zu wählen find, und möglichft fo einzurichten, daß vie Zahl der in einem jeden berjelben 
zu wählennen Wahlmänner durch 3 theilbar iſt. 

$. 7. Wähler zum Volkshauſe iſt jener unbefcholtene Preuße, welcher 1) das 2öft 
Lebensjahr zurüdgelegt, 2) einen eigenen Hausſtand bat, 3) in der Gemeinde ober, fuld 
ein Wahl Bezirk aus mehreren Gemeinden befteht, im Wahl-Bezirke feit 3 Jahren ſei⸗ 
nen feiten Wohnfig bat und heimathsberechtigt ift, A) felt einem Jahre zu den diretten 
Staats⸗ und Gemeinde-Abgaben beigetragen hat, und 5) auf Erfordern nachweifen Eanı, 
daß er mit der letzten Mate der von ihm zu zahlenden directen Staatöfleuern nicht im 
NRückfſtande ift. 

$. 8. Bon der Berechtigung zum Wählen find auögefchloffen: 1) Perfonen, welt 
unter Vormundſchaft oder Curatel fliehen, 2) Perfonen, über deren DBermögen Conan 
oder Yallit= Zuftand gerichtlich eröffnet worden iſt,, bis dahin, daß fie ihre Eretitoren 
befriedigt Haben, 3) Perfonen, welche eine Armen-Unterftügung aus öffentlichen odn 
Gemeindemitteln beziehen, oder im lebten ver Wahl vorhergegangenen Jahre bezogen baber 

F. 9. Als befcholten find von der Berechtigung zum Wählen diejenigen PBerie 
nen auögefchloffen, denen durch rechtöfräftiges Erkenntniß der Vollgenuß ver flaatätr 
gerlichen Rechte entzogen ift jofern fie in diefe Rechte nicht wieder eingefeßt worden ji. 

6. 10. Der Standort der Militairperfonen des ftehenden Heered und der Stamm: 
Mannfchaften der Landwehr gilt als Wohnjig und berechtigt zur Wahl, ohne Rüdidı 
auf Heimathöberechtigung und Dauer des Wohnfites ($. 7. Nr. 3.). Landwehrpflich⸗ 
tige, welche zur Zeit ver Wahlen zum Dienfte einberufen find, wählen an dem Om 
ihre8 Aufenthalts für ihren beimathlichen Wahlbezirk. 

$. 11. Wo feine directe Gemeinde Abgabe erhoben wird, genügt zur Erfüllung 
der Bebingung $. 7. ad A die Betheiligung an ver Zahlung ver Klafien- oder klaſfifi⸗ 
cirten Steuer ($. 15.). Wo Feine Klaffen- oder Klaffifichtte Steuer, wohl aber virerte 
Gemeindeſteuer gezahlt wird, genügt die Betheiligung an der Ießteren. Wo weder vie 
eine noch die andere zur Hebung kommt, muß, behufs Feftflellung der Berechtigung zur 
Wahl, von der Oemeinde-Verwaltung nad) den Grundfägen ber Klaffenfteuer- Veranlagung 
ermittelt werben, wer zur Klaffenfteuer heranzuziehen fein würbe, wenn eine folche zur 
Hebung Fäme. 
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6. 12. So lange der Grumbfaß wegen Aufhebung der Abgaben» Befreiungen in 
Bezug auf die Klaffenfteuer und directe Gemeindefteuer noch nicht durchgeführt iſt, find 
die zur Zeit noch bereiten Perfonen aus biefem Grunde von ver Wahl nid audzus 
ſchließen. 

F. 13. Die Wähler werden behufs ver Wahl ver Wahlmänner in drei Abtheilun⸗ 
gen getheilt. 

F. 14. Die Bildung der Abtheilungen erfolgt nach Maßgabe der von ven Wäh- 
lern zu entrichtenden directen Staatsſtenern (Klaffenfteuer, Grundfteuer, Gewerbeſteuer), 
und zwar in ver Art, daß auf jede Abtheilung ein Drittheil der Geſammtſumme der 
Steuerbeträge aller Wähler fällt. Diefe Gefammtfumme wird berechnet a) gemeinde 
weife, falls die Gemeinde einen Wahl- Bezirk für ſich bildet oder in mehrere Wahl⸗ 
Bezirke zerfällt, b) bezirksweiſe, falls ner Wahl-Bezirt aud mehreren Gemeinden zufam- 
mengefeßt iſt. 

6. 15. Zum Ziele ver Abtheilungs-Bildung tritt da, wo Teine Klafienfteuer 
erhoben wird, für biefelbe zunächft die etwa in Gemäßheit ver Verordnung vom A. April 
1848 anftatt der inbireeten eingeführte directe Staatsſteuer ein. 

Mo weder Klaſſenſteuer, noch Tlaffifichrte Steuer auf Grund der Verordnung vom 
4. April 1848 erhoben wird, tritt an Stelle berfelben die in ber Gemeinbe zur Hebung 
fommenbe directe Gemeinbefteuer. Wo auch eine foldhe ausnahmsweiſe nicht beſteht, muß 
von der Gemeinde-Verwaltnug nad) den Grunbfägen der Klafienfteuer- Veranlagung 
eine ungefähre Einfhäßung bewirkt, und der Betrag ausgeworfen werben, welchen jeber 
Wähler danach als Klafienfteuer zu zahlen haben würbe. 

Die Gewerbefteuer, welche von einer Handels⸗Geſellſchaſt entrichtet wud, iſt, behufs 
Beſtimmung, in welche Abtheilung die Geſellſchafter gehoͤren, zu gleichen Theilen auf 
dieſelben zu repartiren. 

F. 16. Die erſte Abtheilung beſteht aus venjenigen Wählern, auf welche die 
hoͤchſten Steuerbeträge bis zum Belaufe eines Drittheils der Geſammtſteuer fallen. Die 
zweite Abtheilung beſteht aus denjenigen Wählern, auf welche die nächft niedrigeren 
Steuerbeträge bis zur Grenze des zweiten Drittheild fallen. Die dritte Abtheilung 
envlich befteht aus ven niedrigſt befteuerten Wählern, auf welche das letzte Drittheil fallt. 

6. 17. Die zur Zeit von der Klafienfteuer und directen Gemeinveftener noch bes 
freiten Perfonen ($. 12.) find in diejenige Abtheilung aufzunehmen, welcher fie angehö- 
ten würben, wenn bie Befreiungen bereitd aufgehoben wären. 

6. 18. Jeder Wähler darf nur In einer Abtheilung wählen, auch dann, wenn er 
mehr ald ein Drittbheil der Gefammtfteuer zahlt. 

In die erfte Abtheilung gehört auch derjenige, deſſen Steuerbetrag nur theilweiſe 
in das erfte Drittheil fällt. Die übrigen Wähler bilden bie zweite und dritte Abthellung; 
bie zmeite zeicht bis zur Hälfte der Geſammtſteuer dieſer Wähler. 

6. 19. Jede Abtheilung wählt ein Drittheil der zu wählenden Wahlmänner. If 
die Zahl der in einem Wahl- Bezirk zu wählenden Wahlmänner nicht durch 3 theilbar, 
fo ift, wenn nur ein Wahlmann übrig bleibt, diefer von der zweiten Abtheilung zu wäh- 
Im. Bleiben zwei Wahlmänner übrig, fo wählt die erfte Abtheilung ven einen und bie 
dritte Abthellung den anderen. 

6. 20. Die im $. 5. für Gemeinden von 3500 oder mehr ald 3500 Seelen vor⸗ 
gefhriebene Bildung von Wahls Bezirken kann, fofern es den Verhältniffen angemefjen - 
erfcheint, im der Art vorgenommen werben, daß die Wähler der einzelnen Abtheilungen 
in befonbere, von ven Wahl- Bezirken der übrigen Abtheilungen unabhängige Wahl« 
Bezirke getheilt werben. Cine ſolche Einthellung der Wähler Tann fowohl in Bezug 
auf femmtliche, als auf einzelne Abthellungen flattfinden. In Teinem Falle dürfen in einem 
diefer Wahl⸗ Bezirke mehr als zwei Wahlmänner gewählt werben. 

$. 21. In jever Gemeinde Ift fofort ein Verzeichniß der flimmberechtigten Waͤhler 
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98. Nosember. Mi 
(Wählalife) mit Angabe des Eteunerbettages aufzufichen, welcher auf jeben cinylan 





$ 22. Bon Amts wegen werben nur »iejenigen Steuerbeträge bei jeden Bille 
in ber Lifte angegeben, welche er beziehungsweiſe in ber Gemeinde ober im Bahl-i 
zirke zahlt (5. 14). Wer aud) die anderswo von ihm zu zahlenden Gtaurberige af 
genommen wiſſen will, muß biefelben ver Behoͤrde, welche vie Wählerlifte auffelt, ir 
zeitig und fpäteflens innerhalb der Reclamationsitifi gegen bie Lifte ($. 23.) glaubrimi; 
nachweiien, widrigenfalls es bei dem Anſatze der Behörbe beinenbet. 

$. 23. Die Wähler-Life if zu Jedermanns Einficht audzulegen, und tef te 
geichehen, in ortsüblicher Weife befannt zu machen. Ginfprachen gegen bie Life im 
binnen 8 Tagen nach öffentlicher Bekanntmachung bei der Ortsbehörde, oder tm m 
derfelben dazu ernannten Gommiflar, ober der dazu niedergeſetzten Commiſſion fdeinäh 
anzuzeigen over zu Protokoll zu geben. Tie Entſcheidung darüber ſteht in den Elite 
der Gemeinde⸗ Berwaltungs« Behörbe, auf tem Laute dem Landrathe zu, und muf » 
nerhalb der nächflen 14 Tage erfolgen, worauf tie Liſten geichloffen werben. Nm ne 
jenigen find zur Theilnahme an der Wahl bereihtigt, welche in die Lifte aufgenommen in. 

F. 24. Aus den Wähler-Liften if für jede Gemeinde ($- 14. a.) oder jeren Bel 
Bezirk (6. 14. b.) eine Abtheilungs=-Lifte anzufertigen und von derjenigen Behörte id 
zuftellen, welche die Wahlbezirke einrichtet (F. 3). Eben dieſe Behoͤrde hat das Erw 
oder die Locale, in welchen die Abtheilungs=- Liften öffentlich auszulegen find, zu befimmn 

6. 25. Die Abtheilungs-Liften müflen innerhalb 8 Tagen nach dem Schluk m 
Wähler - Liften aufgeftellt, und dann fofort aufgelegt wernen. Einſprachen gegm N 
Abtheilungs=-Liften find binnen 3 Tagen nach öffentlicher Bekantmachung ſchriftlich «= 
zubringen ober zu Protokoll zu geben. Die Entſcheidung darüber ſteht auf dem Bun 
dem Landrathe, in den Städten der Gemeinde» Verwaltungs» Behörbe zu, und muf u 
nerbalb der nächften 8 Tage erfolgen, worauf die Liften gefchloffen werben. 

$. 26. Der Tag der Wahl ver Wahlmänner iR von dem Miniſter des Yan 
feſtzuſetzen. 

F. 27. Für jeden Wahl⸗Bezirk wird von derjenigen Behoͤrde, welche die Bei 
Bezirke beſtimmt, ein Wahl-Vorfteber, ver die Wahl zu leiten hat, fo wie ein Ext 
pertreter befielben für Verbinderungsfälle ernannt. Der Wahl⸗Vorſteher ernennt a) 
der Zahl der Wähler des Wahl⸗Bezirks einen Protofollführer, fo wie 1 bis 6 Zeiie. 
Die Beijiger müfjen Gemeinde» Mitglieder fein, und dürfen Tein Staats» oder Grmenir 
Amt bekleiden. Wahl-MVorfteher, Protofolführer und Beifiger bilden den Wahl-Kır 


ftand. Der Wahl: Vorftceher verpflichtet den Protofollführer und die Beifiger mind 


Handſchlages an Eidesſtatt. 

F. 28. In Wahl⸗Bezirken, welche aus mehreren Gemeinden beſtehen, kam x 
Wahl-⸗Vorſteher, je nach der Oertlichkeit und dem Bedürfniß, von einer Wahl⸗Se 
ſammlung für den ganzen Bezirk abſehen, und Wahl⸗-Verſammlungen für einen Thä 
deſſelben oder fuͤr jede einzelne Gemeinde anſetzen. 

F. 29. Die Waͤhler find zur Wahl durch ortsubliche Bekanntmachung zu bernfen 

$. 30. In der Wahl⸗Verſammlung dürfen weder Discuſſionen ſtattfinden, uet 
Beichlüffe gefaßt werden. Wahlftimmen unter Proteft ober Vorbehalt abgegeben, fat 
ungiltig. | 
$. 31. Die Wahlen erfolgen abtheilungsweiſe, durch offene Stimmgebung zu Pre 
tokoll, nach abfoluter Stimmenmehrheit und nach den Vorſchriften des Meglements (5.43). 

Die Wahlmänner werben in jeder Abthellung aus der Zahl der ſtinmberechtigten 
Wähler des Wahl- Bezirks, ohne Nüdficht auf die Abtheilung gewählt. In Gemein 
ben, in welchen eine oder mehrere Abteilungen in abgefonderte Wahl» Berirte ger 
theilt find ($. 20.), werden in diefen bie Wahlmänner unbefchränkt aus der Zahl der 
flimmberechtigten Wähler der Gemeinde gewäßlt. 





6. 33. Ergiebt fich Hei der erfien Abflimmung Feine abfolute Stimmenmehrheit 
fo findet die engere Wahl flatt. 

6. 34. Der gewählte Wahlmann muß fi über die Annahme der Wahl erklären. 
Eine Annahme unter Proteft oder Vorbehalt gilt ald Ablehnung, und zieht eine Erfag- 
wahl nach fidh. 

6. 35. Das Protokoll wird von dem Wahlvorſtande ($. 27) unterzeichnet und dem 
Wahl⸗Commiſſar für die Wahl des Abgeordneten eingereicht. 

6. 36. Mit Ausnahme des Falles der Auflöfung des Volkshauſes find die Wah- 
Ien der Wahlmänner für die Zeit, bis das deutfche Parlament die Berathung des Ver⸗ 
fafſungswerkes beendigt haben wird, vergeftalt giltig, daß bei einer erforberlich werden⸗ 
den Erfagirahl eines Abgeorbneten nur an Stelle derjenigen Wahlmänner neue zu wäh- 
len find, welche inzwifchen durch Top, Wegziehen aus dem Wahl«- Bezirk, beziehungs⸗ 
weife aus ber Gemeinde, over auf fonflige Weiſe ausgefchieden find. 

6. 37. Der Ober» Präfident ernennt den Wahl⸗Commiſſar für jenen Wahlkreis 
und beftimmt ven Wahlort. 

F. 38. Die Wahlen der Abgeorbneten finden am 31. Januar 1850 ftatt. 

$. 39. Der Wahl⸗Commiſſar beruft die Wahlmänner mittelft fehriftlicher Einla- 
dung zur Wahl der Abgeoroneten. Ex bat die Verhandlungen über die Wahlen ver 
Wahlmänner nad) ven Vorfchriften diefer Verordnung zu prüfen und, wenn er einzelne 
Wahlacte für ungiltig erachten follte, ver Verfammlung der Wahlmänner feine Beden⸗ 
fen zur Entſcheidung vorzutragen. Nach Ausfchliegung derjenigen Wahlmänner, veren 
Mahl für ungiltig erkannt ift, fchreitet die Berfammlung zum eigentlichen Wahlgefchäft. 
Außer der vorgebachten Erörterung und Entſcheidung über Die etwa gegen einzelne Wahl- 
acte. erhobenen Bedenken dürfen in ver Berfammlung weder Discuffionen ftattfinden, 
noch VBefchlüffe gefaßt werben. 

$. 40. Die Wahl des Abgeoroneten erfolgt durch offene Stimmgebung zu Proto⸗ 
fol. Der Protofollführer und die Beifiger werben von den Wahlmännern auf den 
Vorſchlag des Wahl- Commiffarius gewählt und bilden mit dieſem den Wahl- Vorftann. 
Die Wahlen erfolgen nach abjolnter Stimmenmehrheit. Wahlflimmen unter Proteft 
oder Borbehalt abgegeben, find ungiltig. Ergiebt fid) bei der erfien Abftimmung feine 
abfolute Majorität, jo wird zu einer engeren Wahl gefchritten. 

K. 41. Wählbar zum Abgeordneten des Hauſes iſt jever unbefcholtene Deutfche, 
welcher das 30. Lebensjahr zurückgelegt und ſeit mindeſtens drei Jahren einem derjeni⸗ 
gen deutſchen Staaten angehoͤrt hat, von welchen dad deutſche Parlament beſchickt wird. 

$. 42. Der gewählte Abgeoronete muß fich über die Annahme oder Ablehnung 
der auf ihn gefallenen Wahl binnen 8 Tagen nach Zuflellung der Benachrichtigung ge⸗ 
gen den Wahl⸗Commiſſarius erklären. Eine Annahme-Erflärung unter Proteft oder Vor⸗ 
behalt gilt als Ablehnung, und Hat eine neue Wahl zur Bolge. 

$. 43. Die zur Ausführung dieſer Verordnung erforderlichen näheren Beſtimmun⸗ 
gen hat Unfer Staatöminifterium in einem zu erlaffenden Reglement zu treffen. 

Verzeichniß 
der in jeder Provinz zu wählenden Anzahl von Abgeordneten zum Vollkshauſe. 
25 


Preußen © 22 2222er 
Poſen............. 11 
Brandenburg........... 21 
Pommern............. 12 
Schlfin.......2: 20200. 31 
Salben . 2.2.2220. 17 
MWeftpbalm ... 2.2.2220. 14 
Mheinproping ..... 20.20: 27 


vu 


2687. Rovember. 36— 27. 





=. Feierliche Eröffnung der Kammern im Königreiche Sachſen. Der auf die deutſche 


Angelegenheit bezügliche Paſſus der Thronrede lautet: ‚Daher zögerte Ich nicht, 
einer Einigung der deuiſchen Regierungen Mich anzufchließen, welche der beat 
fhen Nation eine gemeinfame, den Forderungen der Zeit genügende Berfaflung 
verhieß. Diefem erhabenen Ziele werde Ich auch ferner Meine Kräfte weihen. 
Allein Meine Aufgabe werde Ih dann nur als gelöft betrachten, wenn Mir 
dafür Bürgfchaft gegeben ift, dag das Recht, defien Achtung allein dem neuen 
Werfe feine Dauer fihern fann, unverlegt blieb, daß unfer beutfches Baterland 
einig und ſtark, nicht zerrifien und geſchwächt aus feiner Neugeftaltung hervor: 
gehe, und dag unfer theures Sachſen für die Opfer, die es fo gern um dieſen 
Preis barbringen will, den ihm gebührenben Plat in einem dentſchen und kei⸗ 
nem andern Reiche finde.“ 


26. | Der Bürgermeifter Ziegler, Mitglied der aufgelöften National- Berfammlung wit 


von den Geſchwornen zu Brandenburg des verfurhten Aufruhrs für ſchuldig er⸗ 
Härt, weil er Steuerverweigerungds Placate verbreitet. In Folge deſſen une: 
heblicher demokratiſcher Krawall zu Brandenburg. 


26.| + Dr. Hitig, Eriminal- Gerihtö-Director a. D. zu Berlin. 


7. 


Det weiterer Berathung bes Tit. V. der Verfaſſung nimmt Die ypreußifche erfe 


Kammer den 68. $. mit dem durch die Wahlverordnung nöthig gewordenen 
Zufage binfichtlich der drei Wählerflaffen an, was auch in Bezug auf $. 6. 
geſchieht. Paragraph 70. unverändert, 71 in folgender Faflung: „Zum Ab 
georbnneten der zweiten Kammer ift jeder Preuße wählbar, ber Das 30. Lebens 
jahr vollendet, nicht den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte in Folge rechiefril: 
tigen richterlichen Erfenntniffes verloren, und bereits drei Jahre dem preußi⸗ 
hen Staatöverbande angehört hat;“ 72 unverändert angenommen, 73 if {hen 
an anderer Stelle eingefchoben, 74 wird als entbehrlich geftrichen. Paragraph 76. 
unverändert genehmigt, 77 gefaßt, wie folgt: „Jede Kammer prüft die Legi⸗ 
timation ihrer Mitglieder und entfcheidet darüber. Sie regelt ihren Gelciltk 
gang und ihre Disciplin durch eine Gefchäftsorbnung, und erwählt ihren Pti— 

fiventen, ihre Bice-Präfidenten und Schriftführer. Beamte bebürfen keines Ir 

laubs zum Eintritt in die Kammer, fie tragen aber die Koſten der Stellv: 

tung nach den durch das Gefeg feftzuftellenden Grundfägen. Diefe Koſten tw 

fen den Betrag der den Abgeordneten zuftehenden Diäten nicht überſteigen 

Wenn ein Rammer- Mitglied ein befoldetes Staatsamt annimmt, oder im Staat 

bienfte in ein Amt eintritt, mit welchem ein höherer Rang oder Gehalt verkun 
ben ift, fo muß es fih einer neuen Wahl unterwerfen. Niemand kann Mitglied 
beider Kammern fein.‘ 


27. | Die Stände des Fürſtenthums Walde erklären fih für defien Beitritt zum Ber: 


liner Bünbniffe, (ſ. 12. October) worauf die Vollziehung ber besfallfigen Ro 
tiftcationg = Urfunde erfolgt. 


27. | Die furheffiihe Stände» Berfammlung Iehnt einen Antrag des befannten Profeffor 


Baierhoffer auf Unterfuhung der Gefeg- und Berfafiungsmäßigfeit bes Bei 
tritted von Kurbeflen zum Berliner Bündniß ab. 
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+ Mor. Fehr. von Schmitz⸗Grollenburg, königl. würtembergiſcher Staats⸗ 


rath u. ſ. w. 


Fortſetzung ber Discuſſionen über Tit. V. der Verfaſſung in der preußiſchen er⸗ 


ſten Kammer. $. 78. wird dahin modificirt: „Die Sitzungen beider Kammern 
find Öffentlich. Die Gefhäftd- Ordnung beftimmt, unter welchen Bebingungen 
vertraufihe Sigungen ftattfinden fünnen‘‘; 79, 80, Si, 82, unverändert anges 
nommen. Der 83fte $. erhält folgende Faſſung: „Sie fünnen für ihre Ab- 
flimmungen in der Kammer niemals, für ihre darin ausgeſprochenen Meinungen 
nur innerhalb der Kammer auf ben Grund der Gefchäftsorbnung zur Rechen⸗ 
fhaft gezogen werben. Sein Mitglied der Kammer fann, ohne deren Genehmi- 
gung, während der Sitzungs-Periode wegen einer mit Strafe bebrohten Hanb- 
fung verhaftet werden, außer wenn es bei Ausübung der That, oder im Laufe 
des naͤchſtfolgenden Tages nach derfelben ergriffen wird. Gleiche Genehmigung 
it bei einer Berhaftung wegen Schulden nöthig.°) Jedes Strafverfahren ge⸗ 


*) Wurde mehrfach angefcchten. Es iſt gewiß interefiant, zu vernehmen, was ein fo gründ⸗ 
licher Kenner des conftitutionellen Staatsrechts, wie der Abgeorbnete Prof. Stahl darüber äußerte: 
„Derſelbe giebt als fein Motiv an, daB das Parlamente: Priyilegium ber Freiheit von Verhaf⸗ 
tung, gegenüber einer Civilſchuld, in der conjtitutionellen Staatsform nicht nothwendig begrün⸗ 
det fei. Gr ſetzt alfo voraus, daß dieſe Freiheit von Verhaftung gegenüber ver Criminal: Ju: 
ſtiz in der conſtitutionellen Etaatsform begrüntet fei. IH dagegen muß behaupten, wenn in 
irgenh einer Hinfiht dies Privilegium comtitutienell begründet it, fo ift es bies nur gegenüber 
der Givilhaft, und nicht gegenüber der Griminalgaft. Da wir einen authentiihen Ecter des 
conttitutionellen Staaterechts noch nicht befigen, obwehl man fich immer auf daſſelbe beruft, fo 
geftatten Eie mir zunächit das engliſche Etnatörecht zu Grunde zu legen, da dieſes, mit Aus: 
nahme natürlich ver Ariftefratie and ver Staatsfirhe, und ber Unantaftbarfeit erworbener 
Mechte, doch in Bezug auf conflitutionelles Staatsrecht gemöhnlid als Norm angeiehen zu wer: 
den pflegt. Nach engliihem Staatorecht iteht es grade feit, das das Yarlaments:Privilegium 
nur gilt gegenüber der Givilhaft, und nicht gegenüber der Griminalhaft, daß das Griminal: 
gericht gegenüber dem Barlanıente Feine Genehmigung zur Berhaftung cines Mitgliedes noth⸗ 
wendig hat, fendern dem Parlamente unr bie Anzeige von ver Verhaftung an machen hat. Es 
ift das die einſtimmige Anſicht aller englifchen Staatsrechtslehrer. Es find viele Befchlüffe der 


- beiden Häufer feit Jahrhunderten vorhanden, welche daflelbe fagen, nur in verfchledener Form. 


Mie vie meiſten Beſchlüſſe es ausprüden, hat das Privilegium feine Anwendung bei Nerrath, 
Landfriedensbruch und Felenie. Verrath und Landfriedensbruch umfallen aber alle jegt fogenannten 
pelitifchen Verbrechen, und Zelonie umfaßt beinahe alle anderen Sriminalverbrechen. Zuletzt 
erflärte noch das Comitee der Privilegien, daſſelbe habe feine Anwendung bei Verbrechen, welche 
vor die Geſchwornen und die Alfifen gehören. Die conftitutionelle Bedeutung des Privilegiums, 
wie te fich in dem Urlande der conititutionellen Berfaftung herausitellt, ift nur bie: Der Landes⸗ 
dienſt foll allen anderen Verpflichtungen vergehen, darum, wer ben Beruf im Parlamente hat, 
der joll durch fie nicht von demſelben abgehalten werben. Ans demſelben Grunde find die Par: 
lamentsgliever auch frei ven der Pflicht, als Geſchworene zu fungiren. Es ift ähnlich, wie daß 
ein Offizier wegen Schulden nicht verhaftet werben kann, wenn er in ben Krieg ziehen muß. 
Dagegen fit es der engliihen Ratien niemals in ven Einn gefommen, baß ein Unterthan Gr. 
Majeſtät ein Privilegium haben fünne, welches ihn vor ter Unterfuchung und Beſtrafung wegen 
eines Verbrechens fchüste, und es iſt der engliichen Nation nie im den Einn gelommen, daß 
es dem Parlamente zufomme, ſich als höchiten Richter über die Gerichte aufzumwerfen, und zu 

unterfuchen, ob fie nicht pelitifchen Ginflüffen dienen. Gin früherer Beſchluß bes Haufes ter 
Gemeinen fpricht diefe Motive in der Form aus: das Privilegium des Parlaments ift vorhan⸗ 
den für den Dienſt des Landes, aber nicht für vie Gefährdung des Landes; und Lord Coch⸗ 
rane wurde fogas im Hauſe bes Parlaments ſelbſt burch die Griminalgewalt verhaftet, da er 
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gen ein Mitglieb der Kammer, und eine jede Unterfuhung der Civilhaft wid 
für die Dauer der Sikungs» Periode aufgehoben, wenn die betreffende Kammer 
es verlangt.’ Paragraph SA. wird amenbirt: „Die Mitglieder der zwei 
Kammer erhalten nach Maßgabe des Geſetzes, mit Ausſchluß berjenigen, 
welche ihren Wohnfig am Sige der Kammer haben, aus ber Stadt 
faffe Neifefoften und Diäten. Kin Berzicht darauf iſt unflatthaft.” 
Demnähft fchreitet die Kammer zur Berathung des Geſetzentwurfſs „zum 
Schutze der perfönfichen Freiheit,” wodurch bie Regierung den zahlloſen üblen Fa: 
gen der fogenannten Hlabeas corpus Acte vom 24. Sept. 1848 emigegentril, 
die som Volkswitze längſt als „Spitzbubengeſetz““ bezeichnet il. Die einjelren 
Paragraphen werben ohne weientliche Veränderungen angenommen, wir Fon 
nur die wohlthätigfien berfelben ausheben. „Zum Zwei der vorläufigen &: 
greifung und Feſtnahme einer Perfon, welche bei Ausführung einer frafbarn 
Handlung oder gleich nad derfelben verfolgt worden, oder eines entfprungen 
Gefangenen, darf der verfolgenbe ober zugezogene Beamte, ingleichen bie ve: 
folgende oder zugezogene Wacdtmannfchaft, auch zur Nachtzeit in eine Wohn 
eindringen. — „Das Verbot, Hausfuchungen bei Naht vorzunehmen, fiat 
feine Anwendung: 1) auf die Wohnungen der Perfonen, welche durch ein Straf: 
Erfenntnig unter befondere Polizei» Aufficht geftellt find; 2) auf Orte, weik 
ber Polizei als Schlupfwinfel des Hazarbfpiels, ald Herbergen und Berfume 
Iungsorte von Verbrechern, als Niederlagen verbrecherifch erworbener Sada 
oder als Aufenthaltsorte Tiederlicher Frauenzimmer befannt find; 3) wenn bei 
gende Gründe dafür fprechen, daß bei längerer Zögerung die in einer Wohns 
befindlichen Gegenftände, in Bezug auf welche eine frafbare Handlung beganger 
worden, oder bie bajelbft vorhandenen Beweismittel abhanden gebracht ober ge 
fährbet werden möchten‘. 
3. | Verwahrung der k. k. öfterreihifhen Regierung binfihtlih des Erfurter Rad 
tages, niedergelegt in einer Depeſche des Fürſten Schwarzenberg an ben ie. 
reichiſchen Gefandten zu Berlin. Nur der Schluß dieſer Depeſche if hör 





neben dem Sprecher des Haufes faß, als das Gebet, mit welchem bie Berbanblung ne 
wir, noch nicht begonnen hatte, und das Comitee der Privilegien erflärte, Daß das nicht a1 
die Mechte des Hanfes fei. 

Ich finde demnach, daß der Antrag gerade bie Sache auf den Kopf ſtellt; er wid du 
Privilegium beibehalten, wo es zur Befährbung des Landes if, nub will es abſchaffen, wı # 
zum Dienſt des Landes ift. Ich gehe aber ab von dem Borbilde des englifchen Parlaments, ın 
betrachte die Natur der Sache ſelbſt. Die bitterfte Ironie, die gegen ben Rechtéſtaat, drin 
Errungenſchaft man fi heute rühmt, gedacht werben kann, ift bie, ein Brivilegimm zn Ratım 
gegen die Handhabung ver Strafredhtspflege, und bie bittere Ironie, die gegem bie Unabbu 
gigkeit und die Würbe der Juſtiz, welche man anftrebt, gebacht werben faum, if die, die Geriat 
ſelbſt einer Gontrole zn unterwerfen, den Kammern richterlige Function beizulegen, dai E 
berechtigt find, über ein Gericht Recht zu fprechen, ob, wo fie die Anklage befchloflen, ein Fr 
dacht vorliegt oder nicht. 

Diefes ganze Privilegium gegenüber der Criminal⸗Gewalt hat feinen Urfprung wide ü 
dem conftitutionellen Staatsrechte, fondern im revolntionairen Staatar echte. Ee it 

die franzöfifehe Revolution, welche dieſes Privilegium fanctionirt Hat. 


auf amtlichen Wege zur öffentlichen Kenntniß gekommen, und wir fünnen daher, 
unſerem Plane gemäß, auch nur dieſen woͤrtlich wiedergeben. 

Wir würden daher, wenn dem auf die Ausſchreibung und Einberufung eines ſoge⸗ 
nannten Reichstages bezüglichen Beſchluſſe des Verwaltungsrathes weitere Folge gegeben 
werben wollte, ven Iufammentritt einer folcden, die Gründung des für unzuläflig erfannten 
Bundesſtaates einleitenden Verjammlung, ald dem Bundesvertrage zuwider erklären, und 
deren zur Zöfung diefer Aufgabe zu faſſenden Befchlüffen im voraus jeve Geltung und 
Wirkſamkeit abbrechen müfjen. Eine ſolche Erklärung würde ſich mit vollem Rechte 
auf dasjenige flühen, was durch den Vertrag nom 26. Mai, den Verfafjungsentwurf 
vom 28. deſſelben Monats, die erläuternde Denkſchrift vom 11. Juni und vie feither 
ftattgehabten Verhandlungen des Verwaltungsrathes über die beabfichtigte Einrichtung 
und die Beftimmung des Bundesſtaates bekannt geworden ift. 


Daß hierdurch in der Sache nichts geändert wird, daß die angeorbneten 
Wahlen ftattfinden, und ber Reichstag wie beſchloſſen zufammen tritt, verfteht ſich 
von felbft. 

PMinifter Dr. v. d. Pfordten erhält das Großkreuz des k. baieriſchen Civil⸗Ver⸗ 
dienſtordens. Eine billige Entfehädigung für den erlittenen Vermittelungs⸗Schiff⸗ 
bruch. 

Beginn des öffentlichen Berfahrend gegen den ©. D. Tr. R. Waldeck (S. 26. 
Mai) zu Berlin. 

Die preußifche erfte Kammer erklärt fih mit dem Gefeg-Entiwurfe über den Bau 
ber Oftbahn u. |. w. in der Art einverflanden, wie berfelbe von der zweiten 
(S. 3. Novbr.) genehmigt worden if. — Möge ein warnendes Wort, welches 
ber Abgeorbnete Graf Alvensleben ausſprach, ſich nicht fpäter als prophetifch 
ausmeifen! 

Die zweite Kammer, mit ber Berathung des Geſetzes über Ablöfung von Neal: 
Laften bie zum $. 52 gefommen, nimmt bdenfelben in folgender Faſſung an: 

„Auch diejenigen Renten, bei denen das Capital, durch welches fie fünftig ab⸗ 
gelöft werben Tönnen, nach dem bisherigen gefeglichen Ablöfungsfag der Capita⸗ 
liſirung zu vier Procent im voraus feftgeftellt ift, Fommen als fefte Geldabgaben 
nach ihrem Jahresbetrage in Rechnung. Daflelbe gilt von vorbebungenen Zinfen 
ber nad) dem bisherigen gefeglichen Ablöſungsſatz feftgeftellten Ablöfungs » Capi- 
talien, deren Kündigung nur dem Berpflichteten zuſteht.“ 

Das Düffeldorfer Schwurgericht erflärt fämmtlihe, wegen des Angriffes auf das 
Landwehr» Zeughaus zu Neuß Angeflagten für nichtfchubig. 

Die fächfifche zweite Kammer erflärt den Antrag bes befannten Ober sLieutnant 
a. D. Müller: *) die Aufhebung des Belngerungszuftandes betreffend, mit 28 
gegen 26 Stimmen für dringlich. 

Die preußifche erfte Kammer nimmt den Gefeß- Entwurf, betreffend die Stellung 
unter Polizei-Aufficht in allen weientlichen Punkten an. Die gerichtlich auszu⸗ 

— — —— — 

*) Es iſt eine traurige Merkwuͤrdigkeit, daß dieſer Candidat der Radicalen, und Feind aller 
militairifchen Disciplin, zweimal und durch vorzugsmeife militatrifche Wahlkörper gewählt wurde: 


in Neuftadt- Dresden, wo bie militairifche Wählerfchaft geradezu überwiegt, fo wie in Werdau, 
wo ſich ˖ wegen des Betogerunge + Buflagbes mehr Truppen als gewöhnlich befinden. 


3. November: 38. 


fprechenbe Meſrege hat folgende Wirkungen: 1) Es kann dem Verurtheilten 
der Aufenthalt an beſtimmten Orten von der Landes⸗Polizei⸗Behörde unterlagt 
werden; 2) Hausfuchungen bei dem Berurtheilten unterliegen feiner Beſchir— 
fung binfichtlich der Zeit, zu welcher fie flattfinden dürfen. — Iſt die Bau 
theilung wegen Diebftahle, Raubes, Hehlerei ober Berübung von Contrebande 
oder Zolfdefraudation erfolgt, fo Tann die Ortss Polizei Behörde außerdem der 
Berurtheilten unterfagen, während der von ihr zu beſtimmenden Stunden de 
Nacht ohne ihre Erlaubnig feinen Wohnort und ferbft feine Wohnung zu ve: 
lafien. Im Falle der Verurtheilung wegen VBerübung von Gontrebande otı 
Zolldefraudation ift Die Grenzzolls Behörde befugt, dem unter befonderer Polizi 
Auffiht Stehenden das Betreten bed Auslandes ohne ihre befondere Erlaubıi 
zu unterfagen. 

Den Dieben und Schmugglern If damit eine loſtbare Maärz⸗Errunge⸗ 
ſchaft verkümmert. 

Auch genehmigt die Kammer das bereits von der zweiten (S. 31. Octoben 
angenommene Geſetz wegen Aufhebung mehrerer Befreiungen von der Elaffenfter. 
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1. | Die preußifche zweite Kammer, noch immer mit dem Gefeg- Entwurfe über Ablö- 
fung der Real⸗Laſten befchäftigt, genehmigt ein Amendement zum $. 6A bed 
Inhalts: „Will der Verpflichtete die Ablöfung durch Baarzahlung bes achtzehn⸗ 
fachen Betrages bewirken, fo fleht dem Berechtigten dennoch frei, die Abfindung 
zum zwanzigfachen Betrage ber Jahresrente in Rentenbriefen zu verlangen. 
Wählt der Berechtigte diefe Abfindung, fo Teiftet der Verpflichtete die Baarzah⸗ 
lung des achtzehnfachen Betrages an die Staatskaſſe, welche dagegen die dem 
DVerpflichteten, nad) Maßgabe des Gefeged wegen Errichtung ber Rentenbanfen 
ohliegenden Zahlungen an bie Rentenbank zu leiften hat.’ 

Ferner befchließt die Kammer, den $. 65 fo zu faflen: „Iſt ein Grund: 
ſtück außerhalb einer gutsherrlich»bäuerlihen Regulirung oder. Ablöfung, ober 
ohne Begründung eines gutöherrlichs bäuerlichen Verhältniffes, mittelfi eines vor 
Verkündung des gegenwärtigen Geſetzes errichteten fchriftlichen Vertrages gegen 
Entrichtung eines Kanons oder Zinfes und anderer Leiftungen, zu Erbpacht, Erbs 
zins oder Eigenthum überlafien worden, fo finden die Beftimmungen des $. 64 
feine Anwendung. Es fann vielmehr in einem folden Falle der Kanon oder 
Zins, fo wie der Geldwerth der übrigen etwa noch ftipulirten Leiftungen, nad) 
Abrechnung des Geldwerths der Gegenleiftungen, zum zwanzigfachen Betrage, 
und zwar auf den Antrag des Berechtigten nur durch Vermittelung der Lands 
rentenbanfen, und auf ben Antrag bed Verpflichteten nur durch Baarzahlung 
befielben nach vorkergegangener fechömonatlicher Kündigung, abgelöft werben. 
Der Berpflichtete ift befugt, das Capital in vier aufeinander folgenden einjäh⸗ 
rigen Terminen, von dem Ablauf der Kündigungsfrift an gerechnet, zu gleichen 
Theilen abzutragen. Doc ift der Berechtigte nur ſolche Theilzahlungen anzu⸗ 
nehmen verbunden, bie mindeftend Einhundert Thaler betragen. Der jebesmalige 
Rückſtand ift mit fünf Prozent zu verzinfen. Webrigens finden auch bier bie 
Borfchriften der 99. 52 und 55 Anwendung, 

1. | Bertrag zwifchen Preußen und Braunfchweig wegen Anfchluß des braunfchweiger 
Contingents an die preußifche Armee. 

Nachdem der Negierung ©. M. des Königs von Preußen von der Regierung S. 

H. des Herzogs von Braunſchweig der Wunſch eines Anſchluſſes des h. braunſchweigi⸗ 

ſchen Bundestruppen⸗Contingents an die k. preußiſche Armee zu erkennen gegeben, und 

von der k. prenßifchen Megierung im Interefle der dadurch herbeizuführenten Vermeh⸗ 


— — — — — — . — — — — — — — — — 
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rung der Wehrkraft Deutfchlands auf riefen Wunfch bereitwillig eingegangen iſt. * 
haben behufs Abſchließung eines dieſerhalb zu treffenden Uebereinkommens zu der 
mächtigten ernannt, und zwar: S. M. der König von Preußen Alterhitk Im: 
Oberſten und Director des Allgemeinen Kriegd- Departements im Kriegs» Anika, 
v. Griesheim und Allerhöhft Ihren Geheimen Legationsrath v. Bülow; S. 6.7 
Herzog von Braunfhweig Hoͤchſt Ihren Oberfin Morgenftern, Chef des Tam 
ments der Militair- Angelegenheiten in Höchft Ihrem h. Staats-Minifterium, med ut 
poraudgegangener Unterhandlung unter Vorbehalt ver beiverfeitign Allerhoͤchſen = 
Hoͤchſten Ratification, fo wie unter Vorbehalt der aus der Kriegd = DBerfaflung red d 
fhen Buntes, fo weit diefe noch in Kraft und Wirkſamkeit befteht, herrorgehendes ba 
pflihtungen, ingleihen auch der auf ven Grund verfelben zwifchen Brauner m 
Hannover in der Militair» Convention vom 14— 16. Juli 1843 getroffenen Bereien: 
gen, über folgende Punkte fich geeinigt haben: 

A. Vorbereitende Beftimmungen, um ven heabfichtigten Anfchluß im Iaterrk x 
Wehrkraft Deutſchlands zu erzielen. Art. 1. Die h. braunfchweigiichen Truppen tan 
alle Neglements, auf welchen die tartifche Gleichfoͤrmigkeit Derfelben mit denen ka mm 
Bifchen Waffen beruht, fo wie alle diejenigen für die preußifche Armee fonft beficbare 
reglementarifchen Beſtimmungen und Vorfchriften an, die ſich auf dienſtliche m m 
disciplinariſche Verhältniffe und auf die Ausbildung der Truppen beziehen. Die in d 
h. braunſchweigiſchen Militair- Verwaltung zur Zeit beſtehenden Feld⸗, Belkitur 
Verpflegungs⸗- und jonftigen oͤkonomiſchen Verhältniffe bleiben einfiweilm um ki = 
etwaigen Feftftellung gemeinfchaftlicher viesfälliger Bundes⸗Reglements, ver h. Kar 
fhweigifchen Regierung überlafien, eventuell einer fpätern anderweiten Wereinduri 
zwiſchen den beiden pacidcirenden Negierungen vorbehalten. Ebenſo bleiben einer ja 
weiteren Vereinbarung alle bis zum Erfcheinen eined allgemeinen veutfchen Behrgenge 
in der preußifchen Armee etwa einzuführennen weſentlichen Yormationd- und Urs 
fationd» Beränverungen behufs deren Einführung bei den 5. braunfchweigiichen Ingre. 
vorbehalten. Art. 2. Zum Zwecke allmäliger Gleichflellung des Kalibers, forrell de 
Sandfeuerwaffen ald der Geſchuͤtze des braunfchweigifchen Truppen» Contingents, mit tat 
der preußifchen Armee werben im Herzogthum Braunfchweig bei neuen Anjdefm@. 
nad Maßgabe der darüber port beftchennen Grunpfäge, nur Schußwaffen nad rar 
hen Kaliber eingeführt. Die beftehenden preußifchen Revifiond - Commijfionn ir 
nehmen vie Reviſion aller Waffen, Geſchütze und Munition, welche aus den L dm 
vern Fabriken für Braunfchweig gekauft werden, wogegen die h. braunfdhmeigiide % 
gierung die aus der Nevifion erwachſenden Koften trägt. Art. 3. In Bezug iR 
Oualification zum Portepee- Fähnrich und zum Seconde= Lieutenant werten bis: 
braunſchweigiſchen Truppen viefelben Vorfchriften eingeführt, welche in ber preiets 
Armee gelten. Art. 4. Die Prüfung zum Portepee-Fähntih und zum Seconte-!er 
nant für die 5. braunfchweigifchen Truppen finvet in derſelben Art und Weiſe um rt 
denfelben Vorfchriften Statt, wie in der preußlicden Armee bei preußiichen Gramm 
tiond-Gommiffionen resp. bei der preußifchen Ober-Eraminationd-Gommuiffion. Ar 3 
Die Beförderung der Officiere der h. braunfchiweigifchen Truppen erfolgt nad t= 
felben Grundfägen, twie in der preußifchen Armee. Xrt. 6. Dem h. braunſchweigiſta 
Officiercorps und den braunſchweigiſchen Portepee-Faͤhnrichen wird in einem anges? 
jenen Verhältniffe die Theilnahme an den preußiſchen Militair⸗ Pifpungsanftalten, mn: 
ih an der allgemeinen Kriegsſchule, der Artillerier und Ingenieurfchule, dem Reit 
tute und den Divifionsjchulen geftattet. 

B. Der Anſchluß feldft erfolgt in nachflehender Art. Art. 7. Die h. braunikr: 
gifhen Truppen bilden eine in fich gefchloffene Brigade von allen Waffen umter ta 
Befehle des braunfchweigifchen Brigade- Commandeurs. Art. 8. Beſondere Ber: 
theile dieſer Brigade find die, nach den neueften gefeglichen Beſtimmungen des dentſder 
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Bundes von dem Herzogthume Braunſchweig zum Bundesheere zu flellenden 736 Mann 
Gavallerie, 3198 Mann Infanterie, 392 Mann Artillerie mit 12 Gefchügen, 54 Mann 
Pioniere, zufammen 5380 Mann. Diefelben werben formirt in: 2 Linien«Infant.»Bat. 
a4 Comp. zu 900 Mann in der Kriegäflärke, 2 Landiwehr- Bat. a A Comp. zu 900 
Mann in der Kriegäftärke, 1 Sägerabtheilung A 3 Comp. zu 500 Mann in der Kriegs⸗ 
ftärfe, 1 Eavallerie- Regiment & A Schwadr. 736 Mann in ver Kriegäftärte, 2 Fuß⸗ 
batterien zu 6 Gefihügen, zufammen 400 Mann, 1 Pionierabtheilung a 54 Mann, bei 
welcher Stärke die Ofſtciere nicht mitgerechnet find. Urt. 9. Die 5. braunſchweigiſche 
Brigade wird der in Magpeburg ftationirten k. preußifchen Divifion angefchloffen. Art.10. 
Der Bommandeur diefer k. preußifchen Divifion bat ſich durch Infpicirungen von dem 
friegstüchtigen Zuftande der h. braunfchweigifchen Brigade zu überzeugen. Art. 11. 
Diejenigen darunter begriffenen Waffen (Infanterie, Jäger, Gavallerie und Artillerie) 
denen der 5. braunfchweigifche Brigade⸗Commandeur für jeine Perfon nicht felbft an⸗ 
gehört, werden nach Anordnung des k. preußifchen Kriegs» Minifteriums durch höhere 
preußifche Officiere viefer Waffen (Brigade- Commandeure, Jäger» Infpecteure, Artillerie 
Brigabiers) infpleirt. Die Koften der dadurch nothwendig werdenden Reiſen nad) preu⸗ 
fifchen Srundfägen, überninmmt die h. braunfchweigifche Regierung. Art. 12. Die h. 
braunfchweigifchen Truppen halten ihre Uebungen bis einfchl. der Brigade⸗Uebungen, 
welchen legtern übrigens der betr. k. preußiſche Divifiond-Gonmmandeur, wie bei den 
preußifchen Truppen»Uebungen beiwohnen kann, für fich innerhalb des Landes. Die 
großen Uebungen, bei welchen die Divifionen zujammengezogen werben, macht bie b. 
braunſchweigiſche Brigave in Gemeinfchaft mit denen ver preußifchen Divifion. Die da⸗ 
durch entſtehenden Koften trägt jener Theil für feine Truppen, und namentlich erfolgt 
bierbei die Verpflegung u. |. w. der h. Graunfchweigifchen Truppen, wenn foldhe auf 
preußifhem Gebiete fich befinden, nach preußifchen Grundfägen. Art. 13. Die Theil⸗ 
nahme der 5. braunfchweigifchen Artillerie an ven jährlichen Schieß-Uebungen ver preu⸗ 
Bifhen wird, infoweit ſolche Uebungen nicht durch zu treffende Einrichtungen in dem 
Garnifonorte berjelben genügenn beſchafft werden koͤnnen, in dem für nötig er= 
achteten Umfange von der 8. preußifchen Megierung geſtattet. Art. 14. Deö- 
gleichen geftattet dieſelbe, daß die Dfficdere, Unterofficiere und Mannfchaften der h. 
braunfchweigifchen Pionier» Abtheilung ganz ober theilweife alljährlich die Uebungen einer 
preußifchen Pionier» Abtheilung machen. Art. 15. Das 5. braunichweigiihe Staats⸗ 
Minifterium, welches Hierzu auch das h. Militair» Departement belegiren Tann, tritt in 
birecte Geſchaͤftsbeziehung mit dem k. preußiſchen Kriegd- Minifterium; ebenfo tritt das 
h. Brigade» Gommanto in directe Gefchäftbeziehung mit dem betreffenden preußijchen 
Divifiond- Commando, welchem zur Beforgung der dadurch entftehennen Geſchaͤfte auch 
fhon während des Friedens ein h. braunfchweigifcher Officier zur Dienflleiftung zuge⸗ 
teilt wird. Art. 16. Im Kriegsfalle wird dem betreffenden k. preußifchen Divifions- 
Commando ein 5. braunfchweigifcher Gen.- Staböofficier und ver Intendantur» Abthei= 
lung ver betreffenden preußlfchen Divifion ein h. braunfchweigifcher Kriegs⸗Commiſſarius 
beigegeben, welcher letztere das Verpflegungsweſen nach preußifchen Reglements und 
Vorfchriften zu bearbeiten, und über das braunfchweigifche Verpflegungd» und Fuhrweſen 
zu diöponiren bat. Art. 17. Im Fall eines Krieges bat die h. braunſchweigiſche Re⸗ 
glerung ein mobiles Feldlazareth für A00 Kranke zu flellen. Die Dispofition über daſ⸗ 
felbe fteht, wie Hinfichtlich der preußischen Feldlazarethe, dem General⸗Arzte desjenigen 
Corps zu, dem bie h. braunſchweigiſche Brigade zugetheilt wird. Urt. 18. Den bun⸗ 
deömatricularmäßigen Beitrag der 5. braunfchweigifchen Megierung zu dem Belagerungs⸗ 
Train des Bundesheeres ift die k. preußifche Regierung auf ihren Belagerungsparf zu 
übernehmen bereit, ſobald die oben im Eingange erwähnte, zwifchen Braunfchweig und 
Hannover verabrenete Schlußacte zur Regulirung der inneren Verhältniffe der 1. Divi⸗ 
des 10. BunbedeArmeecorps vom 14—16,. Juli 1843, durch das Bundeswehrgeſetz oder 
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auf andere Weife zur Aufhebung gelangt. Art. 19. Der gegenwärtige Bertrag win 
auf einen Zeitraum von funfzehn Jahren, vom Tage feiner Unterzeichnung an gerechnei, 
unter der Beſtimmung abgefchlofien, daß feine Fortdauer fih, wenn nicht ſchon wenig: 
ftend drei Monate sor tem Ablaufe dieſes Zeitraumes eine Kündigung eintritt, aut 
| über denfelben hinaus bis auf weitere diesfällige Verabredung unter den paciscirenden 
|  Negierungen zu erſtrecken hat. Derielbe fol unverzüglich zur Allerhöchften und Hoͤchfien 
Natification vorgelegt werden und die Auswechfelung der Ratifications⸗Urkunden binnen 
ſechs Wochen, oder wenn es gefchehen kann, noch früher erfolgen. Zu Urkund bei 
haben die im Gingange genannten Bevollmächtigten dieſen Vertrag unterzeichnet un 
unterfiegelt. | 
Die „verfaflungrevidirende‘’ Berfammlung des Königreihes Würtemberg, durd 
eine Rede des Miniftere v. Schlaver eröffnet, aus welcher wir folgende Sci: 
derung der bortigen Zuflände entnehmen: „Eben fo wenig geftattet die Wahr: 
; heit, den Zuftand unferes Landes einen befriebigenden zu nennen. Wohl it — 
; unter bem Beiftand ber göttlichen Vorſehung — der drohende Sturm offene 
i Empörung von dem Lande abgewendet, und Würtemberg vor großem Elend unt 
noch größerer Schmach bewahrt worden. Aber verbergen fünnen und dürfen 
wir und nicht, daß in dieſer Zeit der Aufregung und Parteiung der Geiſt der 
| Irreligiofität und Sittenverberbniß tiefe Wurzeln getrieben, daß tas Anfeken 
der Geſetze fehr gelitten hat, dag die Begriffe von Recht und Ehre vielfad in 
Verwirrung gefommen find, bag der allgemeine Credit zum fühlbaren Nachtheil 
| von Gewerbe und Handel gefunfen, und daß überhaupt das and in eine, aus 
| 
1 
| 


1 


für feine materiellen Intereſſen ſehr nachtheilige Lage gerathen iſt. Befonders 
mißlich ſtellt ſich dieſes in dem Zuſtande unſerer Finanzen heraus, da die orbent: 
lichen Staats⸗Einnahmen zur Deckung der ordentlichen Staats-Ausgaben um 
einige Millionen unzureichend geworben ſind. Die Regierung wird Ihnen tar: 
über, fobald die dafür getroffenen Vorbereitungen vollendet fein werten, bie 
nöthigen Vorlagen maden. 

Die Verſammlung wählt den berühmten Schober (S. 18. und 19. Jun) 
zum Präfidenten. 


2, | S. M. der Kaifer von Defterreich ftiftet den Franz-Joſephs⸗Orden für Verbin’ 

‚ jeder Art. Derfelbe unterſcheidet fih von den übrigen Gfterreichifchen Ira 

dadburch, daß feine Verleihung feinen Anfpru auf einen Adelsgrad oder fort: 

| erbliche Auszeichnung gewährt. " 

2.| + Adelaide, Wittme bes Könige Wilhelm IV. von England, geborne Prinzen 
von Sadjen- Meiningen. 

3. | Beginn der Berathungen der preußifchen erften Kammer über Die Gemeinde - Ortnung. 

3, | Die zweite Kammer faßt, Hinfichtlich der ihr vorgelegten Aftenftüde in Betrer 
der deutfhen Angelegenheit, mit 176 gegen 106 Stimmen folgenden Belhlus: 
„Die Kammer hat aus den ihr mitgetheilten Altenftüden erfehen, daß die Staats 
Regierung dem von mehreren Seiten ſich geltend machenden Bedürfniffe einer 
interimiftifchen Regelung gemeinfamer Angelegenheiten der deutfchen Staaten, 
durch Abſchluß des Vertrages vom 30. September d. 3. entfprochen hat. 

| Wenn die Fraft dieſes Bertrages zu srrihtende Bundes» Commilften eine 
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Wirlſamkeit ausähen moͤchte ‚ welche — ſei es durch legislative Anordnungen, 
ſei es durch andere, als die zur Erhaltung des Bundes⸗Eigenthums erforder⸗ 
lichen oder bereits vertragsmäßig feſtſtehenden finanziellen Belaſtungen — die 
inneren Verhaltniſſe des preußiſchen Staats berührte, fo würde der Vertrag 
vom 30. September d. J. nach Art. 46 und 60 der Verfaſſung vom 5. De⸗ 
cember 1848 zu ſeiner Giltigkeit der Zuſtimmung der Kammern bedürfen. Die 
Staats⸗Regierung hat dieſe Zuſtimmung der Kammern nicht beantragt, uud da⸗ 
durch deutlich an den Tag gelegt, daß es nicht in ihrer Abficht Tiege, der ger 
dachten Commiſſion eine Wirffamfeit der bezeichneten Art zuzugeftehen. 

Dagegen hat die Staatds Regierung fowohl bei als auch nad Abſchluß bes 
Bertrages vom 30. September d. 3. die ausbrüdliche und feierliche Erklärung 
abgegeben: „daß Preußen unmandelbar auf der Bildung des engeren Bundes 
verharren, und deſſen Rechte gegen jede ımberechtigte Einmifchung, fie fomme 
von welcher Seite fie wolle, mit allem Nachdruck vertheibigen werde.’ Diele 
mit den Anfichten der Kammern vollfommen übereinftiimmende Erflärung, fo wie 
bie inmittelft erfolgte Ausfchreibung der Wahlen zum Reichstage, begründen bie 
Zuverfiht, Preußen fchreite unbeircrt auf dem am 26. Mai d. 3. zur Einigung 
Deutſchlands betretenen Wege fort, welchem die Kammer ſchon am 7. September 
ihre volle Zuftimmung ertheilt hat und hierdurch abermals ertheilt. 

Aus diefen Gründen geht die Kammer, im Bertrauen, daß bie Staats- 
Regierung ihre Theilnahme an der proviforifchen Bundes - Eommiljion in bem 
Geifte ausüben wird, welchen fie in den Depefchen vom 19. September und 
10. October d. J. an den Tag gelegt hat, und jede andere, die Bildung 
eines engeren Bundes» Staats gefährdende Auffaffung des Interims fernhalten 
wird; und in ber Abficht, ihrerfeits dabei ihre volle Unterftügung zu gewäh⸗ 
ven, und in Erwägung, daß ein Antrag der Regierung auf eine au faſſende 
Entſchließung nicht vorliege, 

zur Tagesordnung über.“ 

Von den bei dieſer Gelegenheit gehaltenen Reden glauben wir die des 
Grafen Arnim wenigſtens theilweis aufnehmen zu ſollen, da ſie unſerer Anſicht 
nach das Credo einer zahlreichen und wahrlich nicht gering zu achtenden Partei 
in Preußen, hoffentlich in ganz Deutſchland enthält. 

Meine Herren! Es liegen Ihnen die Verhandlungen der neueren Zeit über die 
deutſche Frage vor. Wenn ich in ner Commiſſion zu derjenigen Minoritäit gehört habe, 
die weder den Motiven verfelben noch dem Antrage unbedingt beiftimmen Tonnte, fo moͤgen 
Cie mir erlauben, Ihnen den Standpunkt zu bezeichnen, den ich in diefer Beziehung 
eingenommen habe. Es ift unverändert berfelbe, welchen ich in vieler Angelegenheit feft- 
gehalten habe feit Der Umgeftaltung der deutſchen Verhältniſſe. 

Das Berürfnig in dem Staatenbunde, der durch dad Organ des Bundestaged und 
in feiner Stellung als Bundestag nicht das lebenskraͤftige Band zeigte, welches noth⸗ 
ivendig war, um Deutfchland in allen Beziehungen nach außen und nach innen fo aufs 
treten zu laffen, wie es Ihm geziente und heilfan war — Das Berürfniß, diefed Band 
durch eine Goncentration des Centralorgand und durch eine größere Gleichartigkeit ver 
Inftitutionen zu Fräftigen und neu zu beleben: dies Bedürfniß machte fich längit vor 
dem Jahre 1848 geltend, und ward von einfichtigen Patrioten erfannt. Preußen bat vor 





dem Jahre 1848 durch Unterhandlungen mit Defterreich und anderen Staaten vergeblich 
dahin gewirkt, in den Zeiten des Friedens und der Ruhe dieſes Bedürfniß zu befriedigen 
Es famen die Tage des Sturmed, und die preußifche Regierung entſchloß ſich am 17. Min, 
bie Proclamation zu erlaffen, vie Ihnen Allen ihren Inhalte nach bekannt fein wir. 
Ihre mwichtigften Punkte waren: „daß Preußen ald das Ziel den Bundesſftaat hinfele, 
und ein zweiter Punkt, ver in ver heutigen Frage, nach meiner Meinung, ton grobe 
Wichtigkeit fein wird, daß Preußen auch diejenigen bedeutenden Theile feines Staates, 
bie bisher nicht zum deutfchen Bunde gehört hatten, dem beutfchen Bunde einverleikt, 
wenn ihre Vertreter damit einverflanden wären, und wenn ber Bund fie aufnehmen wollte. 
Sp Iauteten die Worte jener Proclamation. Wie Ihnen bekannt, haben die Vertretn 
jener Provinzen ſich damit einverſtanden erklärt, und der Bund hat fie Durch den Bun 
beötag, durch fein umbezweifelt berechtigtes Organ, einftimmig in den Bund aufgenommen. 

Ohne Anteil an viefen Entfchliegungen und an ihrer Verkündigung, da Bein) 
vor dem Augenblick flattfand, in dem ich auf Eurze Zeit in dad Minifterium wieber ein⸗ 
trat, kann ich die vom verfchienenen Seiten erörterte Trage aus meinem Stantpunti 
völlig unentſchieden laſſen, und ſtehe ihr völlig unbefangen gegenüber, ob jener Entidlus 
ein für Preußen heilfamer, ob feine Gefahren over jeine Vortheile größer waren. dir 
mich war und ift biefer Entfchluß eine vollendete Thatfache. 

Aber, meine-Serren, wie wir, wie verfchievene Andere aud) darüber urtheilen mögen, 
darüber werden wir einig fein, daß dieſer Beſchluß ein hochherziger, ein von Eigenſuct 
völlig freier, Daß er ein Deutfchlands Größe und Einheit vor Augen habender, daß rn 
ein Entfhluß war, der aufrechten Antliges ftehen kann vor den Wächtern, die an im 
Heil⸗ und Lebensquelle jedes Staates fchen, vor dem Recht und vor ber Ehre! 

Diefe beiden Eckſteine eines jeden Staatögebäubes, des deutſchen, des preußiſchen, 
fo wie jedes anderen, dieſe beiden Eckſteine galt es, unverrüdt im Auge zu behalten 
Ob dies in den Stünmen jener Zeit gelang, oder ob ed nicht gelang, davon Bing es ah, 
ob Deutſchlands Geſchicke fich im Wege des Friedes und ber Reform ober auf dem Weze 
des Unfriedens und der Revolution entwideln follten. Betrachten wir nun die Stellung 
der Parteien zu diefen Gange der Entwidelung. 

IH unterfcheive aus meiner Auffaffung vier Parteien, Die eine — ich erinnee 
ungern an fie — fie achtete weder das Recht noch die Ehre Preußens; ihr mar a 
Preußens Ehre und Größe nichts gelegen, ihre eigene Macht war ihr Gott und ihr Zie, 
die Mittel dazu waren ihr gleich; ob es Die Kugel des Meuchelmoͤrders oder das Schren 
des Aufruhrs war, ob Preußens Trümmer zum Wege dienen mußten zu ihrem Ziel 
oder ob fie mwilligte in den Uebergang durch eine Schattengröße zu feiner Bernictas; 
alles das war ihr gleih. Sie bat fich felbft gerichtet, Indem fie fich entlarete !: 
Ereigniffe haben fie gerichtet; fie wird, fo Hoffe ich, in biefem Haufe nie wieder te 
Stätte finden. 

Eine zweite Partei will und wollte, wie ich glaube, wahrhaft Deutfchlanns it 
und Macht, aber felbft auf Koften ver Ehre und Größe Preußens. Sie ift in Preujen 
nicht zahlreich, aber dennoch zu beachten. 

Eine dritte Partei und eine große Partei, vie nicht im Entfernteften zu verwedie 
ift mit einer ver beiden früher genannten, dieſe dritte Partei, fie erftrebt Preußens Ehre 
und Größe mit wahrhaft patriotifchen Eifer, voll Hingebung, vol Aufopferung. Eir 
wollte Deutfchlands Größe, aber allervingd nur gegründet auf Preußens Größe, auf 
Preußens Ehre. Sie wollte nicht Preußen opfern jenem Ziel. Sie war überzeugt, jene 
Ziel zu erreichen durch Mergrößerung der Macht Preußens. Wir wollen Diefer Partei 
gewiß nicht die Anerkennung fehmälern, die jedem edlen, großen und aufopfernden Stre⸗ 
ben nad einem fchönen Ziel gebührt, felbft wenn verjenige, der Diefen Weg betritt, in 
der Wahl ver Mittel nach unferer Anficht irrt. Jene Partei wollte, wie ich fage, Preu⸗ 
ßens Groͤße und Macht, und durch fie Deutſchlands Größe; aber ich glaube, jene Partei 





fragte nicht immer fireng genug, ob fie nicht das Recht beuge. Nach ihrer Anficht 
gab es Augenblide, wo die Pflichten der Völker und der Megierungen gegen das Recht 
weichen mußten einem großen und wichtigen Ziele. Iene Pflichten mußten nach ihrer 
Meinung bei der Entwidelung dieſer großen Frage in den Hintergrund treten. 

Ob fie darin recht gethan, ob nicht, will ich heute nicht erörtern, ich will nicht rich» 
ten; aber ich befenne mich zu der vierten Partei, die die Brage anders auffaßte, und 
die der Anficht if, daß eben Veided gewahrt werben muß: die Ehre und dad Recht, 
des Größten wie des Kleinften, wo ed fich findet. Diefe Partei hat Preußens Erhaltung 
in feiner Kraft und Macht ald das erfte Ziel vor Augen, denn fie betrachtet Preußen 
als ihr engered Vaterland. Diefe Partei wünfcht Deutſchlands Einheit und Einigkeit. 
Aber wie fie Eeine Vergrößerung der preußifchen Macht und Kraft auf Koften ned Rechtes 
will, fo will fie Deutfchlands Einheit und Deutſchlands Einigkeit, jene nicht auf Koften 
von Preußend Macht, diefe nicht auf Koften von Preußens Ehre. 

Fürchten Sie nicht, meine Herren, daß ich tiefer in Die Vergangenheit eingebe. 
Laſſen Sie die Greigniffe feit dem März v. I. an ihrem Blicke vorüber gehen, und Sie 
werben, wie ich glaube, jene vier Parteien überall erfennen, wie fie fich flellten zu dem, 
was gefchah, und zu dem, was beabfidhtigt wurde. enden wir und vielmehr zur Ge⸗ 
genwart. 

Preußen hat feit dem 17. März, des vorigen Jahres ven Bunbesflaat als Ziel feines 
Strebens Hingeftellt, es muß nach der Auffalfung, die ich von der Sache habe, wie eben 
dargelegt, dies Ziel verfolgen mit Achtung des Rechtes eines jeden Dritten, und mit der 
Wahrung der Ehre Preußens. Es muß e8 verfolgen, fo weit es mit rechtlichen 
Mitteln möglich if. Es hat einmal dies gefährliche, dies fehwierige und vielleicht 
nicht dankfbare Unternehmen begonnen, ed muß es, ald das Haupt einer Unter» 
nehmung, durchführen, es muß es durchführen, folange Glieder vorhanden 
find, die geneigt find, ſich mit ihm zu einem Körper zu vereinigen. 

Wenn der Führer einer fchwierigen, einer gefährlichen Unternehmung zur Gründung 
eined neuen, noch nicht gefundenen, noch nicht entdeckten Heiches, wenn er ohne Erfolg 
auf feiner Fahrt früher umkehrt, als feine Begleiter ihn verlafien, oder als bis die Natur 
mit unüberwindlichen Schranken feinen Lauf hemmt, [jo wird er nicht mit Ehren heim— 
fehren. Tritt einer jener beiden Bälle ein, verlaffen ihn die Begleiter, ober iſt das 
Vorbringen durch die unüberwindliche Kraft der Natur unmöglich gemacht, dann kann 
er. beimkehren, ohne fein Ziel erreicht zu Haben, und doch ungekränft an feiner Ehre. 
Und willig werden bei neuen Unternehmungen ihm neue Begleiter zur Seite ſtehen. 
Denn fie wifien, daß er fie nicht im Stiche läßt, fo lange fie ihn nicht im Stiche laffen. 
Dies ift die Anficht der Partei, zu ver ich mich befenne, vom Bundesſtaate; dies alfo 
für und das Leitende beim Heutigen Beichluffe in Bezug auf die Verfolgung des Bun⸗ 
desſtaates. 


3. | Der Oldenburger Landtag verwirft abermals den Beitritt zum Berliner Buͤndniſſe 
mit 22 gegen 19 Stimmen. (S. 6. November) 


3. Der G. D. Tr. R. Waldeck wird (S. 28. November) von den Geſchwornen für 
nicht ſchuldig erflärt. Demokratiſcher Jubel, und am Abende Feine Illuminations⸗ 
Scandale. 


4. | Bei fortgeſetzter Berathung des Geſetz⸗Entwurfs über Ablöſung der Real⸗Laſten 
erkennt die preußiſche zweite Kammer, dem Vorſchlage des Gr. Renard gemäß, 
den Orundfag an: „daß diefenigen Gärtnerftelen, welden das vorliegende Ge⸗ 
feg Eigenthumsrechte verleihen will, nicht dem formmäßigen Regulirungs - Ber- 
fahren unterzogen werben, ſondern daß blos eine einfache Schägung bes Werths 
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bes Grundfſtücks vorangehe, und dann ber Werth zwifchen dem Berechtigten unt 
dem Berpflichteten zu gleichen Theilen getheilt werde.“ 

Veberreichung eines filbernen Lorbeerfranzes an den ©. D. Tr. R. Waldeck von 
Seiten der berliner Demofratie. 

Bon der f. baierfehen Abgeorbneten- Kammer wird bie vorgefchlagene Anleihe von 
fieben Millionen Gulden mit 91 gegen 33 Stimmen bewilligt. 

Die fächftihe zweite Kammer befchließt, ohne NRüdficht auf eine Mittheilung des 
Gefammt » Dinifteriums, mit 48 gegen 7 Stimmen, die Regierung um fofortige 
Aufhebung des über Dresden und das Amt Werdau verhängten Belagerungö- 
Zuftandes zu erfuchen. (S. 29. November.) 

Sin der würtembergifhen Kammer begründet M. Mohl feinen Antrag auf allge: 
meine Amneftie für politifhe Verbrechen, ba ‚‚nicht die Uebertreter der Straj⸗ 
Gefege, fondern die deutfhen Regierungen der Berzeihung bedürften.“ Dos 
Zerfprengen der Stuttgarter Gefellihaft (S. 18. Juni) wird Dabei von ibm 
als eine zuchthauswürdige Mafregel bezeichnet, und Fr. Römer, welder 

dieſe kühne Wendung für ungeeignet und einen leidenſchaftlichen Ausfall erklärt, 
von dem Präfident Schober zur Ordnung gerufen. 

Gemwöhnlid meint man, die Revolution pflege ihre Kinder zu freiten, -- 
bisweilen verfpeift fie auch die würdigen Altvorbern. 

Bertagung des Oldenburger Landtages bis zum 28. December, nachdem ihm eröf: 
net worben, daß die Minifter ihre Stellen niedergelegt haben. 

+ Dr. %. Lichtenftädt, Profeffor der Medicin zu Breslau. 

Schluß der Berathungen der zweiten preußifchen Kammer über ben Gejeg: Entwurf 
wegen Ablöfung der Real-Laften. Das am vorigen Tage angenommene Amen: 
bement bed Grafen Renard, wird bei der vorfhriftsmäßigen nochmaligen A: 
ſtimmung durch 218 (gegen 47) Mitglieder verworfen. 

Der vormalige Abgeordnete des Sorauer Kreifes, Rüdiger, weldher an dem Be 
Ihlune über die Steuer - Verweigerung Theil genommen, und feine Wähler burd 
eine heftige Proclamation aufgefordert hatte, Feine Steuern zu zahlen, wird ver 
dem Gefchmwornen- Gericht zu Sorau einftimmig freigefprochen. 

Borlage an die Kammern des Königreich Sachſen wegen Abänderung mehren 
Punkte in der Berfaflungs- Urfunde vom A. September 1831. Im Wefentlicen 
lautet fie, wie folgt: 

J. Die Gefege a) vom 19. Juni 1846, das Abtreten der Minifter und koͤniglichen 
Gonmifjare bei den Abflimmungen in den fländifchen Kammern betreffend; b) ron 
15. November 1848, wegen einiger Abänverungen ver Verfaflungsurfunde vom 4. Ser 
tember 1831; c) vom 31. März 1849, tie Abänderung der $$. 85. und 120. derſelben 
betreffend; d) von demſelben Tage über das Recht der Kammern zu Gefeßsorjclägen, 
werten hierdurch aufgehoben. Dagegen wird die Verfaffungs=Urkfunte vom 4. Septem⸗ 
ber 1831 nunmehr abgeändert, wie folgt: 

II. Die $$. 63. bis mit 7A. werben aufgehoben, und es treten folgente an beren 


Stelle: F. 63. Tie erfte Kammer beftcht außer den volljährigen Prinzen des königlichen 
Haufed, deren jedesmaliges Erfcheinen von ihrem Willen abhängt, aus 50 Mitglietern, 


.welche ˖ in den tafür zu bildenden Bezirken des Koͤnigsreichs gewaͤhlt werden. 6.64. Die 
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zweite Kammer beſteht aus 75 Abgeoroneten, zu beren Wahl das Königreich Sachſen 
in eben fo viele Wahlbezirfe getheilt wird, von welchen jeder einen Abgeorbneten zu er- 
nennen bat. F. 65. Tie Abgeoroneten zur erften Kammer werden unmittelbar, die zur 
zweiten Kammer durch Wahlmänner gewählt. $. 66. Ctimmbereihtigt bei den Urwah- 
Ien zur zweiten Kammer find alle viejenigen Gemeinvebürger, welche an dem Orte ihres 
weientlichen Aufenthaltes nad) dem (zu erlafienden) Geſetze, einige Abänderungen in ber 
Verfaſſung ver Gemeinden betreffend, bei den Gemeindewahlen perfönlich ſtimmberechtigt 
find, dafern fie ſeit mindeſtens 3 Jahren ala fächfiiche Staatdangehörige fih im Koͤnig⸗ 
reich Sachſen weientlich aufhalten. $. 67. Wahlbar ala Wahlmann ift jeder nach $. 66. 
Stimmberechtigte innerhalb der Wahlabtbeilung, in welcher er fid) weſentlich aufhält. 
Wählbar zum Abgeordneten der zweiten Kammer find alle fächfiiche Staatsangehörige, 
welche irgendwo im Königreihe Sachſen nach F. 66. ftimmberedhtigt find, dafern fie 
3) das dreigigfte Lebensjahr überjchritten haben und b) nicht in auslänvdifchen activen 
Dieniten fiehen. $. 68. Stimmberechtigt bei ven Wahlen zur erften Kammer find alle 
nach F. 66. Stimmberechtigte welche mindeftens 25 Ihaler an orventlichen directen Staats⸗ 
abgaben bezahlen. $. 69. Waͤhlbar ald Mitglied ver erften Kammer ift jever nach $. 68, 
Stimmberedhtigte, dafern er a) das vierzigfte Lebensjahr überfchritten bat, und b) nicht 
in ausländischen activen Dienften ftebt. $. 70. Die Wahlen der Abgeorpneten find für 
jeden ordentlichen Landtag bei der eriten Kammer zu einem Drittheile, welches einmal 
aus 16 und zweimal aus 17 Abgeorbneten beiteht, bei der zweiten Kammer abmechfelnd 
zu je 37 und 38 zu erneuem. $. 71. Beim erften, nach dem zu erlafienden Wabhlgeſetze 
zu berufenden Randtage werben diejenigen 16 Abgeordneten ver erften Kammer, welche 
alsbald nach beendigtem Landtage auszufcheiden, diejenigen 17 derſelben Kammer, welche 
zwei Landtagen beizuivohnen, und diejenigen 37 der zweiten Kammer, welche zuerft aus⸗ 


-zutreten haben, durch das Loos beftimmt. Ehen fo ift zu verfahren, wenn nad) einer 


Auflöfung einer oder beider Kammern die neugewählte Kammer zuerft zufammentritt. 
Später erfolgt die Erneuerung beider Kammern in der Megel fo, daß diejenigen Mit- 
glieder derjelben ausjcheiden, welche in der erſten Kammer rei, in der ziveiten Kammer 
zwei orbentlichen Landtagen bintereinander beigewohnt haben. $. 72. Die Mitglieder 
jever Kammer hören auch früher auf, eö zu fein, a) wenn fie die Wählbarfeit für vie 
Kammer, der jie angehören, verlieren, b) wenn jie nad) ihrer Erwählung im Staats⸗ 
dienſte angeftellt oder befördert werben, ober in ein Hofamt treten; als Beförderung in 
diefem Sinne ift jedoch ein nach der Anciennetät erfolgended Aufrüden in eine höher 
bejolvete Stelle deſſelben Gollegiums nicht anzujehen; c) durch freiwilligen Verzicht mit 
Genehmigung der Kammer; d) wenn der König die Kammern auflöfl. $. 73. In den 
$. 72. a. b. und c. gebachten Fällen, jo wie, wenn ein Abgeordneter mit Tode abgeht, 
ift, infofern die betreffende Kammer nicht etwas anderes befchließt, ſofort zur Veranſtal⸗ 
tung einer neuen Wahl zu verfchreiten. Die hierbei erwählten Abgeordneten treten auch 
rückſichtlich der Zeit ihres verfafjungsmäßigen Ausſcheidens an die Stelle derer, zu de= 
ven Erfaß fie gewählt wurden. F. 74. Jede Kammer wählt aus ihrer Mitte einen 
Präfidenten und zwei Stellvertreter berfelben. lieber die Wahl, die amtliche Etelung 
und die Geichäftöführung veiielben, fo wie über bie Protofollführung und Leitung der 
Kanzleigefchäfte enthält die Landtagsordnung die näheren Beftinnmungen. 

U. Der $. 56. wird dahin abgeändert: Die Sigormung in beiden Kammern 
wird durch die Landtagsordnung beſtimmt. 

IV. Der $. 77. erhält folgende Faſſung: Ueber das Wahlverfahren für beide 
Kammern enthält das Wahlgeſetz die näheren Beſtimmungen. Daſſelbe iſt zwar Fein 
integrivender Theil der Verfaſſung, Fann aber ohne Zuftinmung der Kammern nicht 
verändert werden. 

V. In $. 81 bleiben die Worte weg: „mit Ausnahme der in $. 6%. in Rückſicht 
ber Herrſchaftsbeſiter bemerkten Bälle.” 
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ViI. MS. 8%. werden die Worte: „in der Ständenerfannnlung” in ver Eldesformel 
mit folgenden: „bei dem Landtage“ vertaufcht." 

VI. Der $. 85. erhält folgende Faffung: Gefegentwürfe können von dem Könige 
an die Kammern und von den Kammern an den König gebracht werden. Die Kım: 
mern können auch auf Vorlage neuer Geſetze, ſo wie auf Abänderung ober Aufhebung 
beſtehender antragen. Jedem Geſetzentwurfe find Motive beizuflgen. 

VIII. Der $. 90. beſchraͤnkt ſich auf den Satz: Der König kann einen an die 
Kammern gerichteten Geſetzvorſchlag noch während der Discuſſion darüber zurücknehmen. 

IX. Der 6. 98. erhält folgenden Zuſatz: „Geſetzvorſchläge der Kammern, denen 
die Genehmigung des Königd verfagt worden ift, koͤnnen während des nämlidhen Lant: 
tag& nicht unverändert wiederholt werben.” „QBIU der König einen von ben Kamm 
ausgegangenen Gefeßentwurf nur mit Abänderungen genehmigen, fo find dieſe Abaͤnde⸗ 
zungen bon der Regierung ben Kammern noch während des nimlichen Landtags mitzu⸗ 
theilen, und es fteht dann ven Iekteren frei, den Geſetzentwurf entweder ganz zurüdı: 
nehmen, oder die Abänderungen zu genehmigen, oder auch den Geſetzentwurf mit Ei: 
derlegungsgründen in dem vorigen Maße, ebenfalls noch mwährenn des nämlichen Land⸗ 
tags, denn Könige zu ımberänderter Genehmigung oder Ablehnung zu überreichen.“ 

X In $. 107. find die Worte: „ver zweiten Kammer“ mit folgenden: „einer ode 
beiden Kammern” zu vertaufchen. | 

XL Der $. 116. wird dahin abgeändert: Der König ordnet den förmlichen Schluß 
ded Landtags an, kann auch denſelben vertagen nnd die Kammern ober eine derſelben 
aufföfen. Durch die Auflöfung einer Kammer wird die andere vertagt. Die DBertagung 
der Kammern darf nicht über ſechs Monate dauern. Im Falle der Auflöfung joll vie 
Wahl neuer Abgeorbneter und die Einberufung des Landtags ebenfalls innerhalb ver 
nächften ſechs Monate erfolgen. 

XI. In 6. 118. ift anflatt: „ver zweiten Kammer” zu feßen „einer Kammer.“ 

XI. Der $. 120. erhält folgende Faffung: Die Abgeorpneten erhalten ala Ent- 
fchäbigung für den außerorventlichen Aufmand Heifes und Tagegelver nach den näberm 
Beſtimmungen der Landtagsorbmung. 

XIV. Der $. 129. wird dahin abgeändert: Ueber die Form der Abftimmung mı- 
hält die Landtagsordnung die näheren Borfchriften. 

XV. Der $. 134. lautet: Die Minifter und die Eöntglichen Commiffare haben ten 
Zutritt zu den Sigungen ber Kammern, koͤnnen an den Diseuffionen Antbeil nehmen, 
und haben dad Necht, zu verlangen, nach dem Schluffe ver Debatte nochmals gehört zr 
werben. Diefelben haben, ſobald fie nicht felbft Mitgliever der betreffenden Kammer ſird 
bei Abflimmungen, welche durch Namendaufruf in geheimer Sitzung erfolgen, aus ta 
legteren fich zu entfernen. Nach ihrer Entfernung darf Feine Berathung über ven ör 
genftand, welcher zur Abftimmung gelangen foll, mehr ftattfinden. 

XVI. In $. 143. find die Worte: „ver zweiten Kammer" mit folgenden: „eine 
Kammer” zu vertaufchen. 

XVII. Im Uebrigen find unter den Worten: „Ständeverfammlung“ und „Stänte, 
wo ſolche in der Verfaffungsurfunde vom 4. September 1831 over fonft in ven Geiegen 
und Verordnungen vorkommen, vie Kammern ber Voflövertretung beziehendlich veren 
Mitglieder zu verftehen. 


6. | Die preußische erſte Kammer beichließt, dem Entwurfe der Gemeinde - Ordnung fol 
genden Paragraphen beizufügen: „Jede Gemeinde ift befugt, ihre beſondere 
Berfaflung in einem Gemeinde» Statut zu verzeichnen, weldes alsdann die 
Grundlage dieſer befonderen Berfaffung bildet. Gegenftände eines ſolchen Statuts 
find: 1) Feffegungen über folhe Angelegenheiten, Rechte und Pflichten ver 
Gemeinde und deren Mitglieder, hinſichtlich deren das gegenwärtige Gefeg Ber: 
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ſchiedenheiten geflattet ober feine ausbrüdtichen Beftimmungen enthält; 2) Bes 
ſtimmungen über fonftige eigenthümliche Verhältniffe und Einrichtungen. Das 
Gemeinde - Statut bedarf ber Beftätigung des Bezirksraths nad vorgängiger 
Begutachtung durch den Kreis Ausschuß.“ 

6. | Vebereinfommen zwifchen dem f. öfterreichiichen Finanzminiſterium und der Direc- 
tion ber privilegirten oͤſterreichiſchen National» Ban. — Ein merfwürdiges Acten- 
ſtuͤck über die Lage der öfterreichiichen Finanzen! und man erwäge wohl, daß 
es außerdem in denſelben noch bergetief in purpurner Finfternig daliegt. 

$. 1. Diefem Uebereinfommen wird ber Stand jener Forberungen zu Grunde ge= 
legt, welcher mit dem 18. Septanber d. I. (ald demjenigen Tage eines wöchentlichen 
Abfchluffes, der dem Ayproc. Anlehen zunaͤchſt vorherging) fich ergeben bat, und welcher 
in dem beigejchloffenen Verzeichniffe aufgeführt if. *) 
$. 2. Die in dieſem Verzeichniffe unter ven Poften 1 und 2 und unter den Poſten 
3 und A aufgeführten Forderungen von: 
38,214,121 $L 294 Kr. 
40,261,865 = 321 - 
25,000,000 » — = un 
25.000,00 = — = 
follen, da diefe Forderungen auf Grundlage früherer Submiffionen behandelt werden, 


*) Stand 
der Forderungen ver Bank an den Staat, nach dem Rechnungs-Abfchluffe vom 18. Septbr. 1849. 
18 Kr. 
1. Aus der Papiergelb-Einlöfung, und zwar zu A pGt, verzinelih ..... 38,214,121 29% 
2. Aus der Papiergeld Etnlöfung, und zwar unverzinelih .......... 40,261,865 524 
3. Central⸗ ‚Kaffe: Anmetfungen A 3 pl. . 2. oo co coon een nu ne 23,000,000 — 
A. ⸗ für die außerordentliche Credits⸗Kaſſe.. 23,000,000 — 
3. Bärgfepaftsforberung für den Reſt des ungariichen Darlehus. ... . . . 819,297 32 
6. Bürgfchafteforberung für zinefreie Anweilungen zur Unterfiübung mittel: 
lofer ewerbölenten oo, oo. 000 onen rennen nn 1,700,000 — 
—— Dürgfipafteforberung für das wiener Derfabami - oo oc o one... 0,00 — 
= = prager Berfabamt oo 0 cc 0onn0n. 20000 — 
: Knticipationen auf Aproc, Anweifnngen vom Jahre 1842 & & 3 Gh. verzinslich 2,332,938 404 
10. Silberbezngs: Spefen (1. Anfchaffung) eco neneene ne e 2284,855 185 


11. Anticipationen auf die Sproc. Anmeifungen mit 5 pGCt. verzinslih ...... 11,753,220 
12. Anticipationen auf PBartial: Hypothefar- Aumeifungen unverzinslih ... 6,892,200 


18. Anticipationen anf die dproc. Anweiſungen mit IpCt. verzinelig..... . . 13,609,250 
14. Differenz» Saldo auf den Vorſchuß von 14,000,000 Fl. anf Yprecent. 

Anweifungen - - . + - Pa ar a a ER 3070 — 
135. Binfenfreier Grebit für die FinanzeBerwalltung ..... 00.0. oe... 6,008.00 — 
16. Hypothecirtes zinfenfreiee Darlehn au deu Staat . .. 20.008,00 — 
17. Vorſchüſſe im Darlehns: @efchäfte an die Staats: Gentrals Kaffe N sHCL. 

verinelih oo. - soccer ernennen. rt nnnee 6,000,000 — 
18. Borfchüfle am die Tilgungsfondo⸗Hauptkaſſe................. 668,200 — 
19. Vorfchäfle auf die von der Bank escomptirten 3 proc. Anweifungen vom 

Jahre 1810................................ 22,197,20 — 
209. Eingelöftle Coupons von PartialsHppothelar: Anwelfungen . . ...... 283,153 15 
21. Aproc. Zinſen von der Anticipation auf Partial⸗Hypothekar⸗ Anweiſung 589,823 — 
22. Brögeloften von Kronenthalern und Eilberbarsen... . . . . —oroonee 338,988 


14 
28. Schwebende Koſten laut Answeis...................... 107,20 — 
24, Speſen für den zweiten Gilberbauug.e no oo uno oo non 0000. 842,280 39 


6: December. 6; | 


En — — — — — — — — — — 





vdurch das gegenwaͤrtige Uebereinkommen nicht berührt werben; die auf dieſe Forderun⸗ 
gen ſich beziehenden Stipulationen alfo unverändert in ihrer Wirkſamkeit verbleiben. 
| 6. 3. Dies Hat auch von den in dem, erwähnten Berzeichniffe unter den often 
Nr. 3,6, 7 und 8 vorkommenden Forderungen bon > 
819,297 Fl. 32 Kr. 
2,000,000 -» — = 


au gelten, da dieſe Borberungen nur eventuell beftehen, und daher nicht gewiß ift, of 
und in welchem Betrage fie zur Zahlung zu gelangen haben werben. Dagegen ſollen: 

F. 4. Die in dem oben bezogenen Vetzeichniſſe aufgeführten Forderungen um 
zwar jene: 


unter Pol 9 mit....... . 2,332,938 Fl. A01 Kr. 
= = 10 = 2.2.22... 2,284,855 = 181 - 
= - 1. ...2.22.%. 11,753250 - — = 
EG 689,200 - — - 
= »13 ⸗........ 13,609,250 = — = 
FE Ve 390,750 - — - 
=» -: 1 = 22... 6,000,000 = — = 
= =: 16 - ...2.22.2% 20,000,000 =» — = 
= =» 11 = .....2:. 6,0000 = — = 
= = 19 = ..2.222.. 22,197,270 =» — = 
⸗ = 20 = ...2.02.. 485,153 = 15 = 
* * 21 —A — 589,823 = — = 
= ⸗22—........ 338,988 - 1A = 
= u 7: Ye BE 5.074,29 = — = 


in dem Gefammtbetrage von... ... 30,048,108 SL. 28 Ar. 
ald eine einzige Forderung betrachtet, und unter den in ven 66. 5. und 6. ermähntn 
Beftimmungen vereint verzinkt und zurüdbezahlt werten. 
$. 5. Die Zinfen, welche die Finanzen bon dem im $. A. unter den Poſten 4, 
11, 13, 14, 17 und 19 aufgeführten Beträgen bisher zu bezahlen hatten, belaufen ſid 
jährlich auf 2,086,036 Fl. 15 Kr. Mit Berüdjichtigung des Umſtandes, daß anch zen 
den im $. A. unter ven Poften 12, 20 und 23 aufgeführten Beträgen, va dieſelben mit 
Schluß des Jahres 1849 nicht zur Zahlung gelangen werden, und daß dieſelben nur 
bis dahin umverzinglich, nach Ablauf des Jahred 1849 aber verzinglich behandelt werte 
ſollen, beliefe fi) der Gejamnit» Betrag an Zinfen auf 2,503,359 Fl. A Kr. oder ?A 
34,5 pEt., wogegen bon ten übrigen im $. 4. vorkommenden Beträgen feine Je 
zu entrichten waren. Die Direction der privilegirten oͤſterreichiſchen Nationalbank afun 
aber, fidy damit zu begnügen, daß von den verzindlichen und underzinslichen Korte: 
gen, welche für Die Zukunft nur al eine einzige Forderung zu behandeln ſind, und id 
auf die Summe von 96,948,768 81. 28 Kr. belaufen, jährlih in runder Ziffer nur 
zwei Procent Zinfen bezahlt werben follen. Diefe zmweiprocentige Verzinſung joll com 
18. September d. I. beginnen und in vierteljährigen Derurfin-Haten geleiftet werten. 
8.6. Auf die oben mit 96,948,768 Fl. 28 Kr. bezifferte Geſammt-Forderung 
der National=- Bank werden von Seiten der Binanzen an die erftere abgeführt werten: 
a) ein Betrag von 60,000,000 Fl., aud dem am 22. September d. 3. eröffnen 
4: proc. Anlehen. 
b) ein Betrag von 24,000,000 EL, aus den Ergebniffen der von Sardinien an 
Defterreich zu entrichtenden Kriegs⸗Entſchädigung. 
$. 7. Da bei den Einzahlungen auf das Anlehen auch breiprocentige Gentral- 
Kaflen» Anweifungen vom Jahre 1842 und fünfprosentige Central⸗Kaſſen⸗Anweiſungen, 





dann Partial ⸗Hypothekar ⸗ Anmwelfungen an Zahlungsflatt angenommen werben, fo ver⸗ 
pflichtet ſich das Finanz Miniftertum, den für dieſe Effecten gebührenden Baarbetrag 
in der zweiten Hälfte des Jahres 1850, d. i. vom 31. Juli 1850, in ſechs gleichen, 
mit Schluß jenen Monats fälligen Raten zu vergüten. 

$. 8. Hinſichtlich der Ergebniffe aus der farbinifchen Kriegs⸗Entſchädigung muß 
dad Finanz- Minifterium mit Rückſicht auf deren Beſtimmung fich die freie Verfügung 
darüber vorbehalten, welche Theilbetraͤge von den eingehenden einzelnen Maten jedesmal 
an die National- Bank einzufließen haben. Der Bank» Dirertion wird aber vie Zu- 
fiderung erteilt, daB von den Raten, welche Sarbinien einzahlen wird, ſtets wenig» 
ſtens zwei Drittel, und mit Einzahlung ter legten Mate der Betrag von 24,000,000 
Fl. entweder in Elingender Münze, Barren, ober in Wechfeln auf auslaͤndiſche Pläpe 
vollftändig an die Bank einfließen wird. Es verſteht ſich — daß, wenn bei einer ober 
mebreren Raten die Einzahlung in die Bank nach einem günftigeren ald dem obenbe- 
merkten Derhältniffe geleiftet worden wäre — bie Anrechnung des Mehrbetrages bei 
den folgenden Raten vorbehalten bleibt. 

$. 9. Der National Bank werden bezüglich des aus der jarninifchen Kriegs» Ent« 
[Hhädigung ihr zukommenden Betrages die Inferiptionen der farbinifchen Regierung mit 
dem Vorbehalte übergeben werben, daß die Finanz- Verwaltung die fällig werdenden 
Inferiptionen zum Behufe der Geltendmachung der Forberung gegen Sarbinien vor vem 
Berfallötage zurückzunehmen berechtigt fein foll. 

$. 10. Mit dem Tage, an welchem die auf dad Unlehen eingezahlten, oder bie von 
der farbinifchen Kriegs⸗Entſchaͤdigung herrährennen Beträge in die Bankkaſſen einflie- 
Ben und feit dem 18. September 1849 eingeflofien find, wirb der entiprechende Betrag 
von der oben bezifferten Gefammt- Forderung von 96,948,768 FI. 28 Kr. in Abſchrei⸗ 
bung gebracht, und die Bank wird den, auf bie eine oder andere Weiſe verminderten 
Stand dieſer Geſammt⸗Forderung am Schluffe eines jenen Monats zur Kenntniß des 
Finanz⸗ Miniftertumd bringen. 

$. 11. Nachdem die Nationale Bank durch das Ayproc. Anlehen bereits einen 
Betrag von 27,138,798 FIl. 35 Kr., und von ber fardinifchen Kriegs- Entfchäbigung 
einen Betrag von 4,674,902 Fl. 35 Kr. auf Abfchlag der oben angeführten Geſammt⸗ 
Forderung empfangen hat, und für die richtige Einzahlung des ganzen Anlehens durch 
die 1I0proc. in ihrem Beſitze befinvliche Gaution, fo wie bezüglich des Zufluffes aus 
der farbinifchen Kriegs⸗Entſchaͤdigung, durch Die Inferiptionen der farbinifchen Regierung 
gefichert if, fo verpflichtet fich die National» Bank, vie in ihren Händen für die Forde⸗ 
rungen, welche durch das gegenwärtige Uebereinkommen ficher geftellt werben, und allmälig 
zur Tilgung gelangen, befinvlichen Securiäten an bie Finanzen zurüdguftellen, und zwar: 
a) Die zur Dedung der in dem Verzeichniſſe unter Poft 16 aufgeführten Forderungen 
von 20,000,000 gewinmeten Eiſenbahn⸗Actien. b) Die Sproc, Met. Obligationen, welche 
zur Sicherftellung des in dem Verzeichniffe unter Poſt 17 vorkommenden Vorſchuſſes 
bon 6,000,000 Fl. beſtimmt find. c) Die der Forberung unter Poft 19 des Verzeich- 
niffes zur Dedung dienenden 22,197,270 Fl. in 3proc. Gentral= Kafjen- Anweifungen, 
bon welcher jedoch inzwiſchen bereits 6,000,000 Fl. zurüdgeftellt wurden. Auch foll vie 
Verhypothecirung der Gmundner Saline nur noch auf die unter ven Poflen 3 und A 
vorkommenden Beträge, dann auf die noch im limlaufe befindliche Summe ver Partial- 
Hypothecar⸗Anweiſungen befchränft bleiben, Hinfichtlich des Ueberfchuffes aber ohne Wei⸗ 
teres gelöfcht werben. 

F. 12. Was die in dem Verzeichniſſe unter 18 vorkommende Forderung bon 
668,200 Fl. betrifft, fo wird dieſelbe im Laufe dieſes Jahres berichtigt, und es werben 
ſodann die zur Sicherflellung der National- Bank von der Tilgungsfonds« Hauptfaffe 
pfandweiſe erlegten Sproc. Met. Obligationen an die letztere zuruͤckgeſtellt werben. 

$. 13. Dagegen fteht die National» Bank von der, in dem Verzeichniſſe unter ber 
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Poſt 24 aufgeführten Forderung von 842,280 FI. 39 Kr., welche zur Zeit des Ab⸗ 
fchluffes biefer Uebereinkunft auf 601,628 Fl. 15 Kr. berabgelommen if, an Ausgaben 
für dm Silberbezug, völlig ab. | 

5. 14. Nah Abzug des zur Zahlung angewieſenen Baarbeirages von -84 Millio- 
nen Gulden wird von der Gefammt- Yorperung von 96,048,768 FI. 28 Kr. noch em 
Reſt von 12,948,768 Fl. 28 Kr. erübrigen. 

neber die Mobalitäten, unter welchen biefer Reſtbeirag getilgt werben foll, wir 
nach einem Jahre ein neues Uebereinkommen abgefchlofien werben. 

6. 15. Fuür die Zinfen, meldhe nach dem 18: September d. 3. son der National 
Bank and Anlaß der Escomptirung von breiprocentigen Gentral=- Kaffen» Anweifunges 
vom Sabre 1842 oder bei Hinausgabe ver Partial⸗Hypothekar⸗Anweiſungen bezahlt 
werden, wird die Nüdvergätung am Schluffe eines jeden Monats auf Grundlage kei 
porzulegenden Ausweiſes geleiftet werben. 


6. | Der bereits aus dem Dienft entlaffene Ober-Lientenant Mäller wird vom F. ſäch⸗ 
fiichen Kriegsminiſterium wegen anberweiter Unfertigfeiten des Offigier- Charakter? 
enthoben. | 


7. | Vertrag zwilchen der Krone Preußen und den fürfllihen Häufern Hohenzollern⸗ 
Hechingen und Sigmaringen, abgeichlofien zu Berlin. 

Nachdem aus Beranlafiung ver im ſudweſtlichen Deutſchland ſeit dem Yrübjahre 
1848 eingetretenen politifchen Ereignifie, und mit Nüdficht auf die zwiſchen dem k. prew 
gifchen Haufe und dem fürftlih hohenzollernſchen Hanfe beſtehenden ſtanrmverwandtſchaft⸗ 
lichen Verhältniffe und Erb-Einigungs- Verträge, wodurch dem genannten k. Haufe fir 
den Fall des Erloͤſchens jämmtlicher Linien der Fürften unb Grafen von Hohenzollern 
im Mannsftamme die Erbfolge in die hohenzollernſchen Fürftenthinner, Graf» und Her 
fhaften zugefichert worden if, ©. D. der Fürft von Hohenzollern" Gechingen und ©. 
D. der Fürſt von Hohenzollern Sigmaringen beine und Heziehungsweife jeder für Eik. 
der Regierung über die gedachten Fürſtenthümer mit Ihren Souverainetätö=, Regierungs 
und eventuellen Erbfolge» echten über diefelben, zu Gunften ver Krone Preußen zu mr 
fagen einmüthig befchloflen, und demgemäß entfprechende Anträge zu wieberholtenmakı 
an S. Majeftät den König von Preußen gerichtet, und nachdem Allerhöchſtdieſelben I" 
wohl in Betrachtung ver obenerwähnten Stamm» Verwandtſchaft und Erb - Einigung, «# 
zur Stcherftellung der damit zufammenhängenven gegenfeltigen Rechte und Intereflen, ai 
diefe Anträge eingeben zu wollen erflärt haben, — fo find, um einen Vertrag bierie 
abzufchliegen, Bevollmächtigte ernannt worben, nämlih von ©. M. dem Könige m 
Breußen: 

Allerhoͤchſtihr wirklicher Gcheimer Ober⸗Regierungs⸗Rath von Raumer, 

Allerhoͤchſtihr Geheimer Legatlons⸗Rath von Bülow 

und 
Allerhoͤchſtihr Geheimer Finanz⸗Rath Stänzne; 
_ bon ©. D. dem Fürſten von Gohenzollern⸗ Hechingen und S. D. dem Furſten von Hoher 

zollern Sigmaringen: | 

der fürſtlich hohenzollern⸗ hechingenſche Geheime Hof⸗ und Finanz⸗Nath ver 

Belling, 

welche auf den Grund ihrer gegenſeitig als giltig anerkannten Vollmachten nachſtehende 
Artikel, unter Vorbehalt der Ratification, mit einander derabredet und feſtgeſett haben: 

Art. 1. ©. D. der regierende Fürſt von Hohenzollern= Hechingen treten alle Eow 
verainetaͤts⸗ und Megierungsrechte über Höchftihr gefammtes Fürſtenthum Gechingen is 
feinen: gegenwärtigen Umfange, alfo einfchlieglih der Souveratnetätö» und Kegierunge- 
vechte über das Durch den Reichs⸗Deputationd⸗Haupt⸗Schluß von 1808 und ſpaerhis 
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dazu erworbene Gebiet fir Sich, Ihre Erben und Nachfolger, an S. M. ven König 
von Preußen ab. 

Art. 2. Eben fo werden von ©. D. dem regierenden Fürften von Hohenzollern⸗ 
Sigmaringen alle Souverainetaͤts⸗ und Megierungsrechte über Höchftihr geſammtes Für⸗ 
ſtenthum Sigmaringen in defien gegenwärtigem Umfange, alfo einſchließlich der Soube⸗ 
rainetats⸗ und Reglerungsrechte über die, durch den Reichs⸗Deputations⸗Haupt⸗Schluß 
von 1803 und fpäter Hinzu erworbenen Geblete und Landestheile für Sich, Ihre Erben 
und Nachfolger, an S. M. den König von Preußen abgetreten. 

Art.3. S. M. der König von Preußen nehmen die in den Artikeln 1. und 2. 
gemachten Abtretungen an, und erwerben auf den Grund derſelben den Beſitz ver Fuͤr⸗ 
ſtenthuͤmer Hohenzollern» Hechingen und Hobenzollern= Sigmaringen mit allen daran ge 
müpften Souveralnetäts⸗ und Megierungsrechten. 

Art. A. Namentlich gehen mit ven genanten Fürftentfümern alle aus dem Sou⸗ 
verainetaͤta⸗ und Reglerungsrechte über viefelben entfpringenve beſondere Rechte und Ein⸗ 
fünfte, als: Zölle, directe und indirecte Steuern, Einregiftrirungs=, Sportel= und Stem⸗ 
pel=Gchühren, welche von ven dortigen Bezirke⸗, Kammer» und Landes= Kaflen bis 
zum Tage der Uebergabe der Fürftenthümer an die k. preußifche Regierung erhoben 
worden ober zu erheben geweien find, Staats⸗Archibalien und Akten und Staats⸗Ge⸗ 
bäude, fo mie die unentgeltliche Benugung der für die Landes- Verwaltung beftimmten 
Gebäude und Localitäten aller Art, auf vie Krone Preußen über. 

Art. 35. Die Krone Preußen übernimmt mit dem Tage der Vebergabe beiner ge= 
nannten Fürſtenthümer an Allerhöchfidiefelbe alle verfafiungsmäßig daran gefnüpfte 
Staats» Laften und Landes- Schulden, und insbeſondere die Verbindlichkeit, die von J. 
D. den regierenden Fuͤrſten von Hohenzollern» Hechingeh und Hohenzollern» Sigmaringen 
gegen Ihre refpectine decretmaͤßig angeftellte Hof⸗, Civil⸗ und Militair- Dienerfchaft ein⸗ 
gegangenen Verpflichtungen nach den beifolgenven, mit 1., 2., 3. bezeichneten Etats zu 
erfüllen, imgleichen auch die von J. D. oder Deren hoben Reglerungs- »Borgängern be= 
willigten Penfionen und jährlichen Gratlale auf den Grund ver ebenfalld hier angeſchliſ- 
ſenen, mit A. B. bezeichneten Penſions⸗Etats fortzuzahlen. Dagegen verbleiben alle in 
diefe Etats nicht aufgenommenen Befoldungen, PBenfionen, Gratiale und Gompetenzen 
farſtlich hohenzollernſcher Beamter, Diener, Benfionaire ıc. zur Laſt der refpectiven D. Fürften. 

Art. 6. S. M. ver König von Preußen werden S. D. dem regierenden Fürften 
von Kobenzollern- Hechingen als Entſchaͤdigung für die durch die obigen Artikel 1. und 
4. erfolgte Abtretung vom Tage der Uebergabe des Fürftentfums Hohenzollern⸗ Hechin⸗ 
gen an die Krone Preußen bis zum Ableben S. D. eine firirte Jahres-Mente von 

Zehntaufend Thalern in preußiſchem Eourant 
gewäßren, welche auf die allgemeine preußifche Staatskaſſe übernommen werden fol. 

Wenn ©. D. der reglerende Fürft von Hohenzollern» Hechingen nach Eingehung 
einer flandesmäßigen Ehe mit fucceffionsfähiger Defcendenz aus derſelben gefegnet werben 
follte, wirb die Hälfte der obenerwähnten jährlichen Entſchädigungs⸗Rente mit Fünf⸗ 
taufend Thalern in preußifchem Gourant nach dem Ableben ©. D. auf dieſen fürftlichen 
Erben übergeben, und ebenfalls auf die allgemeine preußische Staatskaſſe übernommen werben 

Art. 7. Desgleihen werden S. M. ver König von Preußen S. D. dem Fürſten. 
von Hohenzollern» Sigmaringen ald Entſchaͤdigung für die durch die obigen Artikel 2. 

und 4, erfolgte Abtretung eine firirte Jahres» ente von 
| Fanfundzwanzig Taufend Thalern in preußiſchem Courant 

bom Tage der Uebergabe des Fürſtenthums Hohenzollern an die Krone Preußen ab ge⸗ 
währen, welche auf die allgemeine preußifche Staatökaffe übernommen werben foll. 

Diefe Jahres» Mente vererbt ſich bei dem Ableben des Hohen Inhabers im haus⸗ 
verfaffungsmäßtgen Erbgange auf ven jebeßmaligen Chef ded fuͤrſtlich hoßengollern-figma- 
ringenſchen Bauſes. 
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Art. 8. Sämmtliche in den Fürſtenthümern Hohenzollern⸗Hechingen und Hohen⸗ 
zollern« Sigmaringen belegene f. hohenzollernſche Güter und Liegenfchaften, mebf im 
dazu gehörigen Forſten, Bergwerken, Fabriken, nugbaren Gebäuden — mit Audnabe: 
der im Artikel A. für die Landeöverwaltung vorbehaltenen — Zehnten, Renten un Se 
fällen, wie ſolche gegenwärtig von den f. hohenzollernſchen Häuſern befeflen un ꝛer 
deren Hofe Kammern verwaltet werden, werden ald wahres f. hohenzollernſches Sur⸗ 
und Fivelcommiß - Bermögen k. preußifcherfeitS anerkannt, und verbleiben mit ven haral 
fließenden Ginfünften, ven darin befindlichen Inventarien. und fonftigen PBertinenin, * 
wie mit den darauf ruhenden Laften, namentlich den Apanagen, im Beſitze der Durt- 
lauchtigen regierenden Yürften. 

Desgleichen behalten I. D. das Ihnen in den Fürftenthümern zuſtehende Ari 
Vermögen und fonftige Privat- Eigenthum in fernerem Befike. 

Art. 9. Bis zum Tage der Uebergabe der Zürftenthümer an die Krone Prase 
behalten die Durchlauchtigen regierenden Fürften die Ihnen darin zuftehenden Souraizt 
tätö-Ginnahmen, wogegen biefelben bis dahin auch alle darauf ruhenven Staatälie 
und Ausgaben zu tragen haben. Wegen ver bei jener Uebergabe in den Fürſtenthümm 
ſich vorfindenden derartigen Einnahme und Ausgabe-Rüdflände wird eine beſonden 
Vereinbarung getroffen werben. 

Art. 10. So wie das für die beiden Kürftenthümer beftehende, und deren Contir⸗ 
gente zum deutfchen Bundesheere bildende Militair mit feiner Ausrüftung an Mat 
und Armatur bei ver liebergabe ver Kürftenthümer an ©. M. ven König ron Preufen 
von Allerböchftvemielben mit übernommen werden wird: fo werden S. M. foldes, oba 
daß es Fünftig noch befondere Gontingente für gebachte Kürftenthüümer bilden joll, ma 
dem preußiichen Contingente zum Bundesheer vereinigen, und durch dieſe Verflärfun 
des k. preußlichen Gontingentd der den Bürftenthümern obliegenden Bunvespfliht zu 
Stellung verhaͤltnißmaͤßiger Contingente hinfort Genüge leiften. Eben fo übernebmn 
S. M. der König vom Tage der Uebergabe ver beiden Fürftenthümer an, wie ſchon au 
dem Artikel 5. hervorgeht, alle demſelben obliegenden Verpflichtungen zur Aufbringu; 
matricularmäßiger Geld» Beiträge für allgemeine Bundeszwecke. 

Art. 11. Die Mebergabe der Fürſtenthümer Hohenzollern» Hechingen und Hole 
zollern⸗ Sigmaringen von 3. D. den regierenden Fuüͤrſten an S. M. den König von Pr 
fen wird, two möglich gleich nach erfolgter Auswechfelung der Ratificationen des gem 
wärtigen Vertrages und zwar, fofern bi8 dahin dieſe Auswechfelung zu bewirken iü 
am 15. Sanuar 1850 ftattfinven. 

Art. 12. Die beiden hohenzollernſchen Fürftenhäufer behalten, ver Abtretung Sr 
Fürftenthümer ungeachtet, innerhalb des preußifchen Staates ihren bisherigen Run = 
die damit verbundenen Borzüge, auch foll ihnen, und insbeſondere ihren jeveimhn 
hohen Chefs, im Kalle ihrer etwanigen Nieverlaffung im preußifchen Staate, ein ihm 
vertvandtfchaftliden und fonftigen Verhältniffen zum E. preußiichen Haufe entipntat 
bevorzugte Stellung vor allen anderen nicht zum E. Haufe gehörigen Untertbanen E.! 
Majeftät gewährt werben. 

Das Nähere hierüber bleibt einer befonderen Fefftellung vorbehalten, welde ſich a 
dem vorauögefeßten Valle einer Niederlaſſung der Durchlauchtigſten Fürften im ur 
hen Staats⸗Gebiete, auch auf die Hinfichtlich des Gerichtsſtandes, der Bormundidati x. 
ihnen etwa einzuräumenden Chrenvorzüge zu erftreden haben wird. 

Art. 13. Die beftehende f. hohenzollernfche Haus⸗Verfaſſung bleibt im Allger⸗ 
nen, ivie im Beſondern, namentlich; auch fo weit fie Beſtimmungen wegen der Nike 
raihen und wegen der Nothwendigkeit des agnatifchen Conſenſes zur Eontrahirung := 
Schulden auf dad f. Haus⸗Fideicommiß⸗Vermoͤgen in fid) begreift, mit ver Majgebe 
aufrecht erhalten, daß die ben letztgedachten Gegenſtand betreffenden Beſtimmungen ant 
auf die in den obigen Artikeln 6. und 7. erwähnten Jahres⸗MRenten, fo wie auf jüd 
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Aequivalent, welches demnaͤchſt etwa an vie Stelle des jetzigen f. hohenzollernfchen Haus⸗ 
Fideicommiß⸗ Vermoͤgens treten könnte, im Ganzen wie im Einzelnen Anwenbung finden follen. 
Art. 14. Erliſcht der f. hohenzollernſche Mannsſtamm vor dem Mannsſtamme des 
k. preußiſchen Hauſes, jo wird im Sinne der Erb⸗Einigungsvertraͤge von den Jahren 
1695 und 1707, das E. preußtfcherfeits für die jetzige Landed- Abtretung gewährte Ent» 
ſchaäͤdigungs⸗Object, in deſſen Befige fich die zulegt auögeftorbene Linie des gedachten 
- f. Haufes resp. deren leßter hoher Chef befunden hat, an die k. preußifche Regierung 
zurüdfallen. 

Art. 15. Den Anfprüchen, welche das f. Haus Hohenzollern, in Folge der Erb» 
Einigungsverträge von den Jahren 1695 und 1707, im Kalle des Erlöfchens des Mannd- 
flammes des k. preußifchen Haufes erheben könnte, wird durch den gegenwärtigen Ver⸗ 
trag in Feiner Weiſe präfupicirt. 

Art. 16. Bon dem Inhalte ded gegenwärtigen Vertrages fol, nach erfolgter bei⸗ 
berfeitiger Matification, die für den deutfchen Bund beftehende Centralbehoͤrde unter inte⸗ 
graler Mittheilung veilelben durch eine, von Seiten ver beiden D. Fürften von Hohen⸗ 
zollern= Hechingen und Hohenzollern- Sigmaringen abzugebenve Erklärung mit Beziehung 
auf den Artikel VL der wiener Schlußacte vom 15. Mai 1820, in Kenntniß gefeßt, und 
diefe Erklärung von Seiten ver k. preußifchen Regierung beftätigt werben. 

Art. 17. Gegenwärtiger Vertrag wird, nachdem derſelbe die Zuflimmung der bei- 
ben preußiſchen Ständefammern verfaffungsmäßig erhalten hat, von S. M. dem Könige 
von Preußen und von I. D. den regierenden Fürſten von Hohenzollern» Hechingen und 
von Hohenzollern» Sigmaringen ratificirt, und die preußifcherfeitö zu dieſem Ende auszu⸗ 
fertigende Ratifications⸗Urkunde auch von ©. E. Hoheit dem Prinzen von Preußen mit⸗ 
unterzeichnet; den beiden f. hohenzollernſcherſeits auszufertigenden Natificationd» Urkunden 
aber werden in ähnlicher ober fonftiger angemeflener Form die Erklärungen des Beitritts 
aller majorennen Agnaten Ihrer obengenachten f. Durchlauchten beigefügt; auch vergleichen 
Beitrittö- Erklärungen von jedem ver übrigen Nachgeborenen des f. hohenzollernfchen 
Haufes allemal gleich nach erlangter Majorennität auggeftellt, und durch den jedesmaligen 
Chef der betreffenden f. Linie S. M. dem Könige von Preußen eingereicht werben. 

Die Auswechfelung der Natificationen foll tunerhalb ver nächften vier Wochen nad} 
dem Abfchluffe des gegenwärtigen Staats⸗Vertrages erfolgen. 

Zu Urkund deffen haben die beiderfeitigen Bevollmächtigten ben gegenwärtigen 
Staatd »Bertrag unterzeichnet und unterfiegelt. 


7. Königlich preußiſches Geſetz, betreffend den Bau ber Ofibahn, der Weftphälifchen 
und der Saarbrüder Eifenbahn. — Es handelt fi) dabei um 33 Millionen 
Thaler, von denen 21 durch Anleihe aufzubringen fein werben. 


7.| De preußifchen zweiten Kammer wird vom Finanzminifter ber Staatshaushalts⸗ 
Etat für das Jahr 1850 vorgelegt. Laufende Einnahmen 91,302,353, lau: 
fende Ausgaben 91,293,140 Thaler; außerordentlihe Ausgaben, hauptfächlid) 
zu Wafler-, Straßens, Feftungs- Bauten, und für Zwecke der Marine beftimmt, 
4,934,213 Thaler. 

Naͤchſtdem überreicht der Miniſter eine Denkſchrift über die Dedung der 
für 1849 erforberlich gewordenen, und für 1850 noch erforderlich werdenden 
außerordentlihen Ausgaben, begleitet von zwei Gefeß- Entwürfen wegen Bes 
fhaffung ber erforberlihen Mittel. Zur beliebigen Vergleihung mit einem Furz 
vorher gelieferten Aftenftüde mag das Wefentliche feiner Rebe folgen, 

Nah den aufgeftelften Berechnungen und Meberfchlägen haben vie Mehrausgaben 
zu militairiſchen Zwecken, und zwar zu den Kriegen in Holftein, in ver Pfalz, in Sache 
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fen und in Baden, und zu den ſpäter nothwendig gewordenen militairiſchen Veſetzungen 
einzelner Landestheile, einen Mehraufwand von circa 10,490,000 Ihlr. erforten. Ct 
konnen bier in Gegenrechnung kommen ungefähr 300,000 Thlr. vie dadurch erſpan 
worden find, daß einzelne Truppentheile, die aus dem Etat hätten unterhalten were 
müffen, im Auslande Natural Verpflegung erhielten, fo daß alfo für fie Die eatsmäfi- 
gen DVerpflegungskoften nicht voll zur Ausgabe gekommen find. 

Ferner find im laufennen Jahre noch an außerorventlihen Ausgaben, die im Eu 
nicht vorgefehen "waren, für die Abgeorbneten ver franffurter National» Berjammlus; 
78,991 Thlr. in Rechnung zu bringen. An Koften für die beiden Hohen Kamsım 
find nur 100,000 Thlr. im Etat angefeßt, nach Ueberfchlägen und nach den bisbenze 
Verausgabungen werden fich diefe Koften aber belaufen auf 336,738 Thlr., jo daß ds 
noch 236,738 Thlr. zu befchaffen bleiben. Leber vie Deckung dieſer außerordentlite 
Ausgaben für das laufende Jahr, fo wie über die Befchaffung der nach dem vorliegarr. 
Etat pro 1850 in Ausficht gebrachten ertraorbinairen Ausgaben von rund 5 Willienr, 
und des zum Bau der Oftbahn, der thüringer Verbindungsbahn und der Saartrüde 
Eifenbahn aus allgemeinen Staatéfonds erforverlihen Zuſchuſſes von rund 5 Millioner. 
alſo zufammen circa 204 Millionen Thaler, enthält die Denkſchrift nähere ausfükrlit 
entwidelte Vorſchlaͤge. 

Wenn viefe Vorfchläge von den hohen Kammern genehmigt werben, fo würden ti 
im laufenden Jahre zu den Eifenbahnbauten erforderlichen Zuſchüfſe von 5 Milliene 
bon der, von den hoben Kammern zu biefem Zweckt bereis bewilligten Anleihe von 2 
Millionen Thaler in Abrechnung Eoınmen können, und alddann im Wege einer Anleik 
im äußerften Kalle nur 16 Millionen zu Eifenbahnzweden zu beichaffen fein. Auf vie 
Summe von 203 Millionen, die Hier als Erforderniß angegeben ift, Eönnen tbeils aus 
den Ueberfchüffen des vorigen Jahres, theild aus ber unverwendet gebliebenen freiwillige 
Anleihe und den Beſtaͤnden des Staatoſchatzes und der Finanz Berwaltung, im Ganze 
etwa 8 Millionen flüffig gemacht werben. Die alsdann noch erforderlichen 12: Milie- 
nen würden befchafft werden Eönnen, wenn die hohen Kammern dem Finanz Rinifterium 
die Berivendung folgenver Fonds geftatten. Es iſt bei der Hauptvertvaltung der Etaat: 
fhulden ein Fonds von 6 Millionen in Staatöfchulpfheinen im Jahre 1827 verenn 
worden, mit der Ermächtigung, dafür einen gleichen Betrag von Kaſſenanweiſungen in 
Umlauf zu fegen. Wenn viefe 6 Millionen Kaffenanwelfungen nachträglich in den Au 
der unverzinslichen Staatsfchuld aufgenommen werben, fo bebarf es ver Depofition du 
6 Millionen Thlr. Staatsfchulnfcheine nicht weiter, und dieſe können alsdann zu m 
Staatdausgaben verwendet werden. Berner ift in den früheren Jahren ver Bank ız 
Summe von 6 Millionen in Kaffenanweifungen, und der Seehandlung eine Cum 
bon 2 Millionen in Kaffenanweifungen gegeben worben, gegen Depofition gleiche * 
träge in Staatsfchulbfcheinen. Die Bank hat nad) der Banforonung diefe Summe nat 
nach zurüdzuzahlen, und fie hat dieſelbe bereits 618 auf einen Betrag von 1,100,000 Na 
abgetragen, der nach den Beſtimmungen der Bankordnung in biefem Jahre an die Hanv 
verwaltung der Staatöfchulden zurüdzuzahlen und zu vernichten wäre. Mein Vorſchlag zeti 
nun dahin, daß Die Bank diefe 1,100,000 Thlr. gegen Zurüdgiehung ihrer Staatsfchultiteu 
zwar an die Hauptverwaltung der Staatſchulden zahle, daß aber die Kaffenanmeifungen mid! 
vernichtet, jondern der General⸗Staatskaſſe als Dedungsmittel für die außerorbentlichen Auf 
gaben übertwiefen wurden, und daß in gleicher Weife mit den 2 Millonen Thlr. zu verfahren 
fei, welche vie Seehandlung erhalten hat. Es würben alsdann diefe 3,100,000 Akt. 
gleich8falld der unverzindlichen Staatöfchuld zuzufchreiben fein, unb diefe um vie torke 
erwähnten 6 Millionen und 3,100,000 Thlr. alfo um 9,100,000 Thlr. erhöht werte. 
Eine Gefährdung irgend einer Art kann hievurch für ben Erebit des preußiichen Br 
piergeldes nicht entftchen, weil dieſe ſaͤmmtlichen Kaſſenanweiſungen fich bereits feit lw⸗ 
gen Jahren in Girculation befinden, und bei dem großen Bedarf an Papiergeld es für 
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eine Galamität anzufehen wäre, ivenn im gegeniwärtigen Augenblide davon große Sum⸗ 
men zurüdgezogen und vernichtet werben follten. Die bisher bei der Hauptverwaltung 
der Staatsſchulden zur Deckung dieſer Kaſſenanweiſungen deponirten Staatsſchuldſcheine 
ſind auch nicht erforderlich, um den Credit der Kaſſenanweiſungen aufrecht zu erhalten, 
denn einerſeits iſt ſelbſt im vorigen Jahre, bei der großen Stockung des Geldverkehrs, zur 
Aufrechthaltung des Credits der preußiſchen Kaſſenanweiſungen der Aufwand außeror⸗ 
dentlicher Mittel nicht noͤthig geworden, andererſeits würde aber auch für den Ball einer 
großen Galamität des Geldmarktes die Depofition von Staatöfchulvicheinen niemald das 
Mittel abgeben, die Eirculation des Papiergelved in größerem Maße zu erhalten; denn 
in einer folchen Zeit werben, wie died auch im vorigen Jahre ver Fall war, bie Staats⸗ 
ſchuldſcheine im Courſe bedeutend fallen, und es wird nicht möglich fein, Summen von 
mehreren Millionen leicht umzuſetzen, um mit dem dafür zu erlöfennen baaren Gelbe bie 
Eirculation der Kaffenanweifungen zu erhalten. in ferneres Hülfsmittel, Die erforderli⸗ 
hen Mebrausgaben zu decken, würde darin beftehen, daß das ſogenannte Cautiond= Des 
pofitunt bei ver Hauptverwaltung der Staatsſchulden gleichfalls der Finanzverwaltung 
überwiefen wird. Es find nämlich in ven Jahren 1830 und 1831 vie ald Cautionen 
eingezahlten Gelder und Effeeten zur Dedung der außerorbentlichen Staatsbedürfniſſe 
verwendet worden, gleichzeitig aber vie Anordnungen getroffen, um nach und nach ben 
Betrag der fo verwendeten Gautionen wieder anzufammeln. In dem biernach angeſam⸗ 
melten Fonds befinden ſich circa 3,400,000 Thlr. in Staatsſchuldſcheinen und anderen 
zindtragenden Effecten. 

Der Antrag geht dahin, daß auch dieſe 3,400,000 Thlr. der Finanzverwaltung mit 
zur Derwendung überiviefen werden. Es würde dann durch Verwendung der vorer« 
wähnten Beitände von 8 Millionm Thaler und durch Verwendung der fo eben genann⸗ 
ten Hülfgmittel (wobei indeß die Goursbifferenz der Staatöfchulbfcheine in Abrechnung 
geftellt wernen muß) das ganze Erforderniß non 204 Millionen gebedt fein, bis auf etwa 
500,000 Ihlr. Diefe werten im Laufe des nächften Jahres aus den Erftattungen zu 
decken fein, welche von mehreren Staaten für Kriegskoſten zu leiften, und bereits liquibirt 
find. Die bisher gegen Sachſen, Baiern und Baden liquivirten Veträge belaufen fich 
inn Ganzen auf 2,500,000 Thlr. Wenn auch nicht zu erwarten ift, daß bie Rückzah⸗ 
lungen von Baden im Laufe bes nächften Jahres vollftändig erfolgen koͤnnen, fo wird 
doch jedenfalls ſoviel eingehen, um die zur Deckung der außerorbentlichen Ausgaben noch 
fehlenden 500,000 Thlr. zu beichaffen. Der Reſt dieſer Erflattungen von 2 Millionen 
würde dann für dad Jahr 1851 zur Dedung etivaniger Mehrausgaben verwendbar 
bleiben. Nach dieſen Borfchlägen mwürbe aljo die im Jahre 1849—1850 zur Beſchaf⸗ 
fung der außerorventlichen Ausgaben nothiwendige Summe von etwa 20,500,000 Thlr. 
vollſtaͤndig befchafft werben Können, ohne daß es erforderlich wäre, neued Papiergeld 
oder neue Staatsſchulden⸗ Dorumente audzugeben. Vielmehr kommt es nur darauf an, 
verhanvenes une im Umlauf befinvliches Papiergeld ferner zu verwenden, und bereitö im 
Defige des Staates befindliche Staatöfchulbfcheine und fonftige Effecten zur Diöpofition 
der Finanzverwaltung zu flellen. Durch dieſe Maßregel wird auch Feine Mehraut- 
gabe an Zinfen veranlaßt, weil das Papiergelo, welches verwendet werben foll, eine un⸗ 
verzindliche Staatsſchuld bildet, die zu verwendenden Cautions⸗Depoſita aber haben dem 
Staatohaushalte biäher Keine Einnahme geliefert, indem beſtimmungsmaͤßig die davon 
auffommenven Zinfen vollfländig verwendet werden mußten, um neue Staatöfchulbicheine 
zur Gompletirung des fogenannten Cautions⸗Depoſitums einzukaufen. Es waren des⸗ 
halb die ven Gautionsbeftellern von den Gautionen zu gewährenven Zinfen bisher ſchon 
in zen Staatshaushalis- Etat aufgenommen. Wenn man biefen Plan vergleicht mit 
denjenigen Mitteln, welche in mehreren anderen Staaten in ver legten Zeit angewendet 
worden find, um die außerorbentlichen Deckungsmittel zu befchaffen, und bie darin bes 
fanden haben, daß man neue Statöfcgulden zu einem hohen Zinsfape und zum Theil 
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bei weitem unter dem Nennwerthe aufnehmen mußte, fo glaubt die Regierung vertrauen 
zu bürfen, daß die hohen Kammern viefen Borfchlägen ihre Zuftimmung geben werten, 
und zwar um fo mehr, ald, wenn biefelben zur Ausführung gelangen, von derjenigen 
Anleihe, welche zu den Eifmbahnbauten mit 21 Millionen bewilligt worden iR, vi 
Summe von 5 Millionen abgefchrieben werden Yönnte, fo daß alfo Höchftens 16 Milie- 
nen zu den Eifenbahnbauten zu Befchaffen wären. Die Anleihe zu den Eifenbaknbauten 
{ft als eine verzinäliche angenommen. Es liegt alfo jedenfall in ver Genehmigung tie 
fe8 Projectes der Bortheil, daß 5 Millionen von ver Eifenbahn- Anleihe weniger zerzink 
zu werden brauchen. 


7.| Das k. würtembergifche Dinifterium legt der verfaflungrevibirenden Kammer eina 


Theil des neuen Entwurfes vor, welcher über die Bildung der beiden Kammen 
Folgendes enthält. 

Art. 1. Die Ständeverfammlung theilt fih in zwei Kammern. Art. 2. Tu 
erfte Kammer befteht 1) aus den volljährigen Prinzen des Königl. Hauſes; 2) aus 
45 gewählten Abgeorpneten, von welchen a) 32 von ven zu 16 Wahlviftricten vereinigten 
Dberamtäbezirken des Landes, b) A durch vie 6 BeneraleSuperintendenten in Gemein⸗ 
ſchaft mit fämmtlichen evangelifchen Decanen, c) 2 durch den Tatholiichen Landesbiſdei, 
in Gemeinfchaft mit dem Landcapitel und fämmtlichen Eatbolifchen Decanen, d) 1 durch 
den afademifchen Senat der Landes⸗Univerſität, e) 2 durch die Eentralftelle für Land⸗ 
wirthfchaft, 1) 3 durch die Eentralftelle für Handel und Gewerbe zu ernennen fin. 
Die Wahl gefchieht auf: 9 Jahre. Alle drei Jahre tritt der dritte Theil der gewählten 
Mitglieder aus. Die erfimald austretenden zwei Drittel werben durch das Loos be⸗ 


ſtimmt. Art. 3. Je 4 Oberamtöbezirke bilden zum Behuf der Wahl zweier Mitglie 


der ber erften Kammer einen Wahlbezirt. Das Wähler-Gollegium befteht aus 200 in tem 
Wahlbezirk mohnhaften Staabürgern, von welchen die eine Hälfte wiefenigen Bürger 
begreift, welche in dem der Wahl vorangegangenen Finanzjahr die höchſte directe Staat 
feuer aus Grundeigenthum, Gebäuden, Gewerben, Gapitalien oder Einkommen bezahlt 
haben, und im laufenden Winanzjahre zu der directen Staatöfteuer beitragen, die andere 
Hälfte aber von den A Amtöverfammlungen des Wahlbezirfes je zu gleichen Theilen ge 
wählt wird. Einer der beiden, von einem Wahlbezirk aufjuftellenden Abgeoroneten ik 
aus der Mitte der höchbefteuerten Wähler des Bezirks zu waͤhlen. Art. 4. Die zweir 
Kammer befteht aus 64 Abgeorbneten der Oberamtsbezirke, einfchließlich des Etat. 
Directionsbezirks Stuttgart. Die Wahl iſt auf ſechs Jahre giltig; alle drei Jahre mr 
die Hälfte aus. Die erfimald audtretenden Mitglieder werben durch das Loos beſtinm: 
Art. 3. Die Abgeoroneten der Oberamtsbezirke werden durch die in den Gemeinke 
des Oberamtsbezirks wohnhaften Staatsbürger gewählt, weldhe irgend eine directe Er 
an vie Gemeindekaſſe zahlen, oder, fall8 eine Steuer für die Gemeinde eingeführt min. 
zu derfelben beizutragen hätten. Die Zahl der Wahlmänner verhält ſich zu der Jul 
der, bei den Ießtvorhergegangenen Gemeinderaths⸗ oder Bürgerausſchußwahlen ſtimpbe⸗ 
rechtigten Eintvohner jeder Gemeinde wie 1 zu 25. Jede Gemeinde bat jedoch wenigim 
zwei Wahlmänner aufzuftellen. Die Hälfte ver Wahlmänner jeder Gemeinde beſtebi 
aus denjenigen wahlberechtigten Einwohnern der Gemeinde, welche im nächftvorhergegm: 
genen Binanzjahr die höchfte directe Staatsſteuer entrichtet haben. Die zweite Hilfe 
wird von den übrigen wahlberechtigten Einwohnern der Gemeinde in ber Art gewählt, 
daß nicht mehr als hoͤchſtens vier Wahlmänner von verfelben Abtheilung von Urmähle 
gewählt werben fönnen. Art. 6. Die Bedingung der Wahlfähigkelt für beide Kammer 
ift der Beſitz des Staatsbürgerrechts und der Wohnfig in Würtemberg. Nicht gewählt 
Tönnen werben: 1) Diejenigen, welche nach Maßgabe ver Beftimmungen der Strafgeirk 
und der Strafproceßordnung ver flaatsbürgerlichen Wahl» und Wählbarkeitorechte blei⸗ 
bend oder zeitlich verluftig geworben find, und zwar im lehteren Falle auf die Das 


10. 


10. 


10. 


10. 


10. 


8-10. December. S-10. 408 


der Sefkimmten Zeit, fo weit fie nicht durch Richterſpruch oder durch Begnabigung in 
biefe Rechte wiederum eingejeht wurben. 2) Jeder, gegen welchen das Gantverfahren 
gerichtlich eröffnet ift, während des Bantverfarens und auf fo lange, bis er bie verfürz- 
ten Bläubiger durch Bezahlung, Nachlaßvertrag ober auf fonflige Weife befriedigt hat; 
3) Perfonen, welche unter Bormundfchaft oder Pflegeſchaft ftehen, A) Perfonen, welche 
im Laufe der der Wahl vorangegangenen drei Jahre, den Fall eines vorübergehenden un⸗ 
verſchuldeten Unglüds ausgenommen, Beiträge zu ihrer ober Ihrer Kamilien Unterhaltung 
aus äffentlichen Kaffen empfangen haben, ober zur Zelt ber Wahl noch empfangen; 
5) diejenigen, welche in einem Dienfiboten» Verbältniffe ſtehen. Außerdem müſſen bie 
gewählten Mitglieder der erſten Kammer das 40ſte, bie Mitglieder der zweiten Kammer 
das 30fte Lebensjahr zurüdgelegt haben. 

Dr. 3. Jacoby, wegen feiner Theilnahbme an den Beſchlüſſen der Stuttgarter 

Geſellſchaft des Hochverraths angeklagt, wird von dem Gefchiwornen= Gericht zu 
Königäberg i. Pr. für nichtſchuldig erklärt. 

Gnaden⸗Act S. M. des Kaiſers von Defterreih. Allen wegen politiiher Ver⸗ 
brechen zu hoͤchſtens einjähriger Haft Verurtheilten, welche bereits die Hälfte 
ber Strafe erlitten, und fidh durch ihr Benehmen der Gnade würdig gemacht 
haben, wird der Weberreft erlaffen. 

Die k. baierſche Regierung tritt der Verwahrung bes Wiener Cabinets in Bezug 
auf den Erfurter Reichstag (S. 28. November) bei. 

Anzeige der Statthalterfehaft von Schleswig⸗Holſtein an den König von Dänemart 
über bie getroffene Wahl der Bertrauensmänner. (S. 16. und 24. November.) 

+ Dr. Heinr. Dräfede, früher evangelifcher Biſchof in der Provinz Sachen, zu 
Potsdam. 

Die preußifche zweite Kammer genehmigt den Gefeg- Entwurf wegen Herabfegung 
bes Briefporto. (Neue Tare: bis 10 Meilen 1 Sgr., bie 20 Meilen 2 Sgr., 
bei allen weiteren Entfernungen 3 Sgr. für den einfachen Brief von 1 Loth 
Zolfgewiht 1,14 preußifch.) | 

Demnähft beginnt diefelbe das Geſetz über Einrichtung der Land» Renten, 
Banfen zu berathen. 

Königlich preußiſches Regulativ über die Prüfung und Vorbereitung der -Ausculs 
tatoren und Referendarien in ber Zuftiz» Verwaltung. 

Berfügung S. M. ded Kaiferd von Deflerreih über die Stellvertretung beim 
Kriegedienfte. Jeder dazu verpflichtete oder bereits Ausgehobene Tann fi 
durch Erlegung von 500, resp. 600 und 700 Gulden C. M. frei machen; bie 
bafür eingehenden Summen werden von der Regierung verzinslich angelegt, 
und dazu benugt, um ausgebienten Soldaten, welche eine neue Capitulation 
eingehen, Handgeld und Zulagen zu zahlen. 

Mittpeilung des‘ k. hannoverſchen Gefammts Minifteriums an die Stände, in 
Bezug auf die beutfche Angelegenheit. Diefelbe ift fo voluminds, daß deren 
Aufnahme nicht flattfinden Fann. 

Die Stabtverorbneten zu Münfter beichliegen dem ©. O. Tr. R. Walde das 
Ehrenbürgerrecht zu verleihen. Nach diefem Beifpiele werden vermutblich noch 
einige andere über den Stock fpringen. 
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Vollzug und Beihwörung ber für das Fürſtenthum Reuß j. 2. vereinbaren 


Berfafiung. Introite, et hie Dii sunt! d. h. auch das reußiſche Voll jüngerer 
Linie hat mit dem 23. Lebensjahre active und paffive Wahlfähigfeit, und dem - 
Fürften ſtehet ſelbſt bei Verfaffungs- Veränderungen nur ein ſuspenſives Beto zu. 

+ Dr. €. Dronfe, Director bed Gymnaſiums zu Fulda. 

Der k. würtembergifche Dinifter der auswärtigen Angelegenheiten erflärt der Rack 
rechtlichen Commiſſion der Stände: die Regierung erachte ſich nicht mehr a 
die (Frankfurter) Berfaffung gebunden. Sie habe dem Wiener Gabinet im 
Anficht eröffnet, daß es an ber Zeit fei, daß bie deutſchen Megierungen ix 
Initiative in der deutfhen Sache ergreifen. 

+ Dr. Earl Herloßfohn, zu Leipzig. 

Die preußiiche erfte Kammer befchäftigt ſich mit den Differenzen, welche hinfſichtliqh 
mehrerer Paragraphen der Berfaflung zwifchen ihr und ber anderen Rammı 
flattfinden. Sie tritt diefer in Bezug auf die allermeiften bei, namentlich auf 
wegen ber Civil⸗Ehe,“) beharrt aber bei folgendem Sage: „Die Religions: 
Geſellſchaften, fo wie die geiftlichen Geſellſchaften, welche Teine Gorporations 
Rechte haben, können diefe Rechte nur durch beſondere Geſetze erlangen.“ 
Außerdem wird der von ber zweiten Kammer eingefihobene tranfttorifche Arrilel: 
„Das Iandesherrliche Kirchen: Regiment hat bie Tleberleitung ber evangeliſchen 
Kirche zu einer felbfifändigen Verfaffung herbei zu führen, damit fie bie ihe 
im Art. 12 überwiefenen Rechte übernehmen und ausüben Tönne,‘ verworfen. 
Desgleichen der Say: „Die Organe der betreffenden Religions - Gefellichaften 
nehmen mit Rüdfiht darauf an der örtlichen Leitung der Volfsfchule Theil, 
fowie ein zweiter: „In der öffentlichen Vollsſchule wird ber Unterricht unen» 
geltlich ertheilt.“ 

Ehrenbecher - Deputation der Potsdamer Demofeaten an. den G. D. Tr. R. Walded. 

+ Dr. With. Martius, vormaliger Profeffor zu Erlangen. 

Auch die zweite preußifche Kammer genehmigt bie Berorbnungen vom 30. Mai d. J 
(Bergl. 7. September.) 

Schreiben des k. preußifchen Minifters der auswärtigen Angelegenheiten an ds 
Staatöminifterium des G. H. Medlenburg »- Schwerin, hinſichtlich ber Berfi 
fungö= Angelegenheit. Die wichtigfte Stelle deſſelben Tautet: 

Es iſt indeſſen zur Kenntniß des Unterzeichneten gekommen, das bie gb. mecklenbutz 
ſchwerinſche Regierung damit umgehe, den die Mitter» und Lanbichaft beider meclen⸗ 
burgifchen Großherzogthümer Ianvedverfaffungsmäßig vorflellenden und vertretenden „Er 
geren Ausſchuß“ dieſer ſtaͤndiſchen Eorporationen zu Roſtock, ungeachtet des von Sem 
ber meclenburg-ftreligfägen Regierung darüber erhobenen Einſpruchs, noch im Laufe kei 
gegenwärtigen Monats einfeitig aufzuheben. 

Je gewwiffer die Maßregel, wenn fie wider Verhoffen zus Ausführung gelangea 
til, der * ntiiliefung borgreifen würbe, welche die proviſoriſche Bundes» Gonmilnen 


— — — — 





* Ueber den Beſchluß der anderen Kammer, vie Ginführung ter Eivil-Ehe einem beſes⸗ 
deren Geſehe vorzubehalten, wurde namentlich abgeftimmt, und berfelbe mit 72 gegen 37 Eliw 
men guigeheißen. Unter ven Berneinenden findet man abermals bie vormaligen Miniſter r. Auers- 
wald, Camphauſen, Gierke, Hanfemann, Kiefer, Milde, die Profeſſeren Dahlmann u. Burweihe:. 
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wegen Anorbnung einer compromiffarifchen Inflanz in der obſchwebenden Rechtöftteitig- 
feit, auf das nach dem Obigen bei ihr anzubringende Geſuch der medlenburgifchen Rit- 
terfchaft zu faſſen, fih veranlaßt finden Fönnte, um fo mehr liegt der Regierung ©. M. 
des Königs, des Unterzeichneten alfergnäbigften Herrn, bei ihrer befonderen, durch bie 
llebereinfunft vom 30. September d I. begründeten Stellung zu ber genannten Bundes⸗ 
behoͤrde, zu welcher fie die Hälfte der Mitgliever beftellt hat, die Verpflichtung ob, nad 
Möglichkeit dafür zu forgen, daß das Feld ihrer Wirkjamfeit in ver vorliegenden Anges 
legenbeit nicht ſchon vor dem Beginne oder gerade im Momente ihres Beginnes ſolcher⸗ 
geftalt befchränft werde. 

Demnach erlaubt fi” der Linterzeichnete, bei dem gh. mecklenburg = fhwerinfchen 
hochlöblichen Staats⸗Miniſterium fo angelegentlich als ganz ergebenft zu dem Ende Ver⸗ 
wendung einzulegen, daß gh. mecklenburg-⸗ſchwerinſcherſeits von der beabfiähtigten Auf» 
hebung bed engeren Außfchuffes der medienburgifchen Ritter» und Landſchaft zu Noftod 
wie von jeder anderen Maßregel, wodurch der jebige Status quo in der mecklenburgi⸗ 
fhen Verfaffungs= Angelegenheit zum Nachtheile der Neclamanten Beränderung erleiven 
Könnte, aus Rückſicht auf den nahe bevorſtehenden Zufammentritt der propiforifchen 
Bundes Eommiffion fo lange Abſtand genommen werden wolle, als auf das von ber 
mecklenburgiſchen Nitterfchaft bei ihr anzubringende Gefuch wegen VBermittelung der An- 
ordnung einer compronuffarifchen Inftanz zur Entfcheivung des vorliegenden Rechtöftrei« 
te8, ein abjchläglicher Beſcheid nicht erfolgt iſt. 

In der zweiten preußifchen Kammer Erörterung ber differirenden Beichlüffe, welche 
binfichtlih der Berfafiung von beiden Kammern ausgegangen find. Der bei 
weitem größere Theil jener Differenzen wird erledigt, von den nicht erledigten 
find folgende zu erwähnen. Die Zufäge der erften Kammer bei $. 60, wonach 
nur die Kammern über die Gefeglichfeit einer Verordnung zu urtheilen haben, 
77 wegen ber Stellvertretungs = Koften, SA wegen ber Diäten der am Sitzungs⸗ 
Orte wohnhaften Deputirten, werden abgelehnt, eben fo die 99. 98, 99, 108 
in der von der anderen Kammer beliebten Faflung, desgleichen der in dem 
&. 100 eingefhobene Vorbehalt einer Entſchädigungsfrage. 

Beginn der öffentlichen Verhandlungen in dem Hochverraths⸗-Proceſſe des ‚‚Partifans 
corpe » Führer‘ Krauthofer zu Pofen. Unter dem Borgeben: er fei ein Pole, 
verlangt Inculpat, dag Alles polnisch verhandelt werde, und die Gefchwornen 
polnisch verftehen follen. Der Gerichtshof giebt dem injoweit ftatt, als er ent 
ſcheidet, daß in dieſer Sache vorzugsweife die polnifhe, und nur nebenher bie 
beutihe Sprache zur Anwendung fommen folle. 

Die Stände von Kurheſſen bewilligen eine Anleihe von 1 Million Thaler. 

+ Gonradin Kreuger, zu Riga. 

Beide Kammern des Königreichs Hannover beſchließen, dem Borfchlage ihrer Con⸗ 
ferenz gemäß: bie. Regierung zu erjuchen, in ben feit März v. 3. vorgefommenen 
Straffällen, wo bie Geſetz⸗Uebertretungen ihrem Testen Grund nad auf bie 
derzeit herrſchend geweſene Aufregung ſich gurüdführen Yaffen, und bie Ser: 
fönlichfeit des Schuldigen, fowie die Umflände des einzelnen Falles eine milde 
Behandlung geftatten, thunlichft Gnade walten laſſen zu wollen. 

+ Erzherzog Ferdinand d'Eſte, k. oͤſterreichiſcher General» Major und Brigabier 
gu Brünn; ein Opfer feiner Menfchenfreundfichfeit. 

+ Centurius Graf von Hoffmanngegg, zu Dresden. 
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16. | Der Magiſtrat zu Münfter verfagt dem Antrage ber Stabtverorbneten (6. 10. De 
cember): dem ©. O. Tr. R. Walde das Ehrenbürgerrecht zu verleihen, kw 
Zuflimmung. 


16. | Landesherrliches Decret wegen abermaliger Auflöfung des Oldenburger Landtag. 


16. | Enigeguung bes g. h. mecklenburg⸗ſchweriner Minifteriums auf das Ghrik 
des f. preußifchen Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten, som 13. Ders 
ber. Sie lautet ihrem wefentlihen Inhalte nad: 

Das unterzeichnete Minifterium fieht fich bebauerlich ganz außer Stande, das geek 
Begehren, von der beabfichtigten Aufhebung des Engeren Ausfchuffes der Ritter- un 
Landſchaft zu Roſtock, ald einer dringend gebotenen, bloßen Verwaltungs» Mapregd, zı 
Zeit und bis dahin abzuftehen, daß von der proviforifchen Bundes - Gentral- Commiſſin 
auf dad von der mecklenburgiſchen Ritterfchaft bei ihr anzubringende Geſuch, wegen Tr 
mittelung der Unordnung einer compromiffarifchen Inftanz zur Entſcheidung des verlie 
genden Rechtsſtreits ein abfchläglicher Beſcheid nicht erfolgt fei, in dieſer Form zu erfüllen. 
ziveifelt aber daran, daß durch die dieffeitigen Maßregeln, insbeſondere durch bie in Frage 
ftehende, der mecklenburgiſchen Ritterfchaft irgendwelche Nachtheile zugefügt, oder derſelbea 
etwa zuftändige Rechte verrüdt und deren Geltendmachung erſchwert werben. 

Schon bei einfacher Durchlefung des $. 1 ver Verorbnung vom 28. November 181: 

kann es nicht entgehen, daß die betreffenve commiſſariſche Entſcheidung nur begehrt werten 
fann, fobald nach vergeblihen gütlichen LUinterhanvlungen unfere Landſtände darauf an 
fragen werben. 

Nach der alten Verfaffung dieſes Großherzogthums waren Ritter- und Landſchen 
die Landſtaͤnde, es muß daher jede Verechtigung der Mitterfchaft allein auf folde com: 
promiffarifhe Entſcheidung mehr als zweifelhaft fein. Dem mit dem Geifte ber voma- 
ligen altlandſtaͤndiſchen Verfaſſung Vertrauten iſt e8 aber eine völlig ausgemachte Cadr, 
daß die Verhandlungen der Lanbflände mit den Regierungen nur von Ritier⸗ und Lan» 
ſchaft, aljo von den Landfländen mit jelbigen gepflogen werben burften, vermöge ver bir 
Lanpftände verbindenden Union, die hiefige Regierung daher bei vollem Beſtande ver altın 
Derfaflung niemald in die Lage gekommen wäre, ohne Antrag von Ritter⸗ und Lan» 
haft mit der Nitterfchaft allein oder der Landſchaft allein, ven Weg compromiffariikr 
Entſcheidung betreten zu wollen. 

Mas damals bei vollem Beſtande von Nitter- und Landſchaft nicht gefchehen turfte, 
fann um fo weniger nach Aufhebung von Mitter- und Lanpfchaft, weldde von S. K.6 
denn Großherzoge, durch dad Gefeg vom 10. Oct. c., auf Grund der völlig rechtebe⸗ 
fländigen jegigen Verfaffung verfügt worden, ald zuläffig, und irgend im Bereiche vor: 
waltender rechtlicher Möglichkeit liegend, erachtet werben. 

Aber auch nicht einmal die Nitterfchaft oder eine Deputation der Ritterſchaft begehn 

- biefe compromiffarifche Entſcheidung, fondern nur eine Deputation einer illegal verſammelt 
geweſenen Fraction der ehemaligen Ritterſchaft. Dieſen letzteren Umſtand weiter aus 
führen, würde bei dem ſtattgehabten Bezuge auf F. 1 der Verordnung vom 28. Novem⸗ 
ber 1817, durchaus als zu weit gehend betrachtet werden müffen. 

Das unterzeichnete Miniſterium kann ſich daher nur der Hoffnung überlaſſen, daß 
die demnächftige proviſoriſche Bundes⸗Central⸗Behoͤrde viefen durchaus unfundirten Antrag 
einer fich fo nennenvden Deputation der mecklenburgiſchen Ritterſchaft ohne Weiteres ver 
werfen werde. Wenn es tiefe Hoffnung auf das unerfchütterte Vertrauen zu ver Ge 
vechtigfeit derjenigen hohen Regierungen, welche die Bevollmächtigten der proviſoriſche 
Bundes-Central-Behoͤrde ernennen, fügt, fo beabfichtigt e8 durchaus nicht, den Reis 
weg irgend einem von allen venjenigen zu entziehen, welche fich durch die nothwendige 
Ausübung der reginiinellen Macht in Ihren echten Berinträchtigt glauben möchten. Er 
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weit dazu die hieſige Verfaffung die erforberlichen Wege nicht enthält, wird ed die Com⸗ 
peienz deö durch dad Bündniß vom 26. Mai 1849 inftituirten Yunbesfchiensgericht 
niemals ablehnen, und zu diefem Behuf ben 6. A des Bünbniffes und den dort allegirten 
6. 124 ff. in Bezug zu nehmen ſich veranlaßt finden. 

Je weniger es entgehen Farin, daß, wenn die hiefige Verfaffung rechtsbefländig ver⸗ 
einbart worven, alle nach deren Publication gefchehenen, ausführenden Schritte lediglich 
den Charakter der nicht zu behindernden Verwaltungsmaßregeln, folgeweife nicht viele 
der Anfechtung zu unterliegen haben, fondern die Rechtsbeſtändigkeit des Actes der Pu⸗ 
blication der Angelpunkt ift, aus dem dad Verfahren des vieffeitigen Gouvernementd zu 
beurtheilen; um fo mehr muß bafjelbe beforgt jein, daß über dieſe Trage nicht zwei ver- 
fchievene Behörnen cognoseiren möchten, deren gedenkbarerweiſe verfchienenes Urtheil nicht 
die Sicherheit und Wohlfahrt des Staates zu befördern, vielmehr die Heillofefte Verwir⸗ 
rung zu erzeugen vermoͤchte. 

Aus diefem Grunde halten wir e8 für dringend erforderlich, darauf aufmerkjam zu 
machen, daß tie ganze Procedur der Patent Verorpnung vom 28. November 1817 die 
volle Anwendbarkeit der altlanpftändifchen Verfaſſung vorausſetzt, und die dort norgezeich“ 
neten Wege nur befchritten werben koͤnnen im Wege biefer altlanpflänpifchen, nicht mehr 
eriftirenden Verfaſſung felbft, und daß biefe Möglichkeit der Bentilirung der Hauptfrage 
bor zweien verjchiedenen Behoͤrden, wie fie nothwendig vermieden werden muß, und drin⸗ 
gend veranlaßt, hinzumeifen auf die Nechtöhängigkeit ver Hauptfrage vor dem Bundes⸗ 
Schiedsgericht zu Erfurt, herbeigeführt durch die dort angebrachte Klage der Großher- 
zaoglich mecklenburg⸗ ſtrelitzſchen Regierung gegen die hiefige, wegen verweigerter Zuſam⸗ 
menberufung der Ritter⸗ und Lambfchaft, alfo ver ehemaligen Landſtaͤnde. 

Wird in Erwägung gezogen, daß in der am 8. October c. gehaltenen Sigung des - 
PerwwaltungdsMathed der durch das Bundniß vom 26. Mai 1849 vereinigten Regierun⸗ 
gen der Vorſitzende gerade in Beziehung auf die Herftellung einer neuen provijorifchen 
Gentralgemwalt ſich zu der auöprüdlichen und feierlichen Erklärung veranlaßt ſah: „daß 
Preußen ſich in der, durch den vorliegenden Vertrag zu beftellenden Bundes⸗ Gommiffion 
ſtets als der Mepräfentant und ald das leitende Organ bed Bündniſſes vom 26. Mat c. 
betrachten, und daher alle Anordnungen jener Commiffion, fofern fie nicht Die Taufende 
Adminiſtration des vorhandenen Bunded = Eigenthums betreffen, ſtets zuvor zur Kenntniß 
und Beurtheilung ded Verwaltungs⸗-Raths Fringen werde;“ fo werden Ew., wir zweifeln 
nicht, alles Erforverliche vorzukehren bemüht fein, daß der angedeutete Competenz⸗ Conflict 
vermieden, folgeweife die Bevollmächtigten der k. preußiichen Megierung in der Bunves- 
Eentral- Commiffion angewiejen werben, in der fraglichen Ungelegenbeit nicht vorzugehen, 
bevor nicht die beftellende Megierung die Sache felbft im DVermaltungs-Rathe zur Ber 
handlung gebracht, und dieſerhalb ausdräͤckliche Inftruction ertheilt habe, und es gerecht« 
fertigt finden, daß dem Verwaltungs⸗Rathe von diefem drohenden Gonflicte durch den 
dieffeitigen Bevollmächtigten fofort Kenntniß gegeben werde. 

Dur dad Borgetragene werben Ew. Ercellenz in den Stand gefeßt fein, zu beur⸗ 
thellen, wie lediglich die rechtliche und politifche Unmöglichkeit es if, welche das Inne⸗ 
halten auf ber mit voller Mechtöüberzeugung betretenen Bahn der verfaffungsmäßigen 
Entwickelung ber hieſigen flaatlichen Zuftände verbietet, daher dad von Ew. geftellte Ber 
ehren formell zu erfüllen uns behindert; eben fo aber auch zu beurthellen, wie fern wir 
davon find, die dur dad Bündniß vom 26. Mai c. gegebene Rechtsordnung zu verleßen, 
wie fern den gebührenden Nechtöfchug irgend Jemanden zu verweigern, und wie wir bes 
müht find, aus einander zu halten die Anmaßung ftaatörechtlicher Competenz ver ches 
maligen Ritter» und Landfchaft von Seiten einzelner Mitgliever ver Nitterfchaft, und 
diefe ehemals beftandene, der unirten ritter- und Iandfchaftlichen Gorporation zuftändige 
ftantsrechtliche Kompetenz felbft. 


16. | + Zenner v. Zenneberg, Sch. Rath und Badearzt zu Schwalbach. 


17. | Die preußiſche erſte Kammer fapt ihren Endbeſchluß Aber "bie ammodh beſtehen⸗ 
ben Differenzen mit der zweiten (S. 14. December). Sie beharrt in allen 
wichtigen Punkten bei ben früheren Feftfegungen. 

17. | Der zweiten Kammer wird vom Minifterium eine Denfihrift über die Berhält 
nifle des Großherzogthums Pofen vorgelegt, mit dem Anirage: demjenigen Theil 
deſſelben, welcher Deutfchland noch nicht einverleibt ift, ebenfalls Damit zu vereinigen. 

Die Verfammlung geht bezüglich bes Antrags ber polnifchen Mitglieder: 
die Wahlen zum deutſchen BVolfshaufe im Gr. H. Pofen (diefleit der Demar⸗ 
cationdsRinie) nicht flattfinden zu laflen, zur Tagesordnung über. 

17.| Feier der Freiſprechung Waldes und Jakobys durch die Kölner Demokratie. 
Ob das Entfalten der rothen Fahne und ein Hoch Auf die rothe Republik die 
Gefeierten ehren, oder nur bie eigentliche Tendenz der Berfammlung ausfprecen 
follte, Tann unerörtert bleiben. Gewiß if, daß jenes blutrothe Panier nirgends 
weniger praftifche Bedeutung hat, ald gerade in Coͤln am Rhein. 

17. ! Die erfie Kammer des Königreihe Sachſen beſchließt: „im Berein mit ber zweis 
tn bei S. M. dem Könige fih zu verwenden, dag Allerhoͤchſtderſelbe Kraft 
des in $. 52. der Berfaffungsurfunde gegründeten Abolitionsbefugnifies den 
in den Maiaufitand verflochtenen Perfonen, möge die Unterfuchung wider fie 
eingeleitet worden fein oder noch nicht begonnen haben, mit Wiebereinfegung 
in ihre politifchen Ehrenrechte, eine Amneſtie in möglichft weiter Ausbehnung 
bald huldreichſt angebeihen laſſen wolle.“ 

17.| Auszug aus einem im Koͤnigreiche Würtemberg erlaſſenen Geſetze. 

Nachdem die Unterhandlungen, welche wegen Aufhebung des zwifchen dem Staate 
und dem fürſtl. Gaufe Thurn und Taris hinfichtlich der Eöniglihen Poſten beſtehenden 
Lehensverbandes im Wege der freien Webereinkunft gepflogen worben find, zu einem be 
friedigenden Ziele nicht geführt haben, fo verfündigen Wir nunmehr das nachſtehende — 
von Uns, nah Vernehmung Unferes Geheimenrathes und unter Zuftimmung Uniere 
getreuen Stände, beſchloſſene und ſchon am 6. Juli d. I. fanctionirte — Gefeg, melde 
unter Beifügung des Mollzugstermind, aljo lautet: Zu Vollziehung des $. 39. der 
Grundrechte verordnen und verfügen Wir, nad) Anhörung Unſeres Geheimenratb3 un 
unter Zuflimmung Unjerer getreuen Stände, über die Verwaltung der Boften, wie folgt: 
Artikel 1. Der durch Vertrag vom 27. Juli und 9. September 1819 begründete Lehen⸗ 
verband zwifchen der Krone und dem fürftlichen Haufe von Thurn und Taris Hinfidti 
der Poſten, Iöft jih mit Ablauf des 31. December des gegenwärtigen Jahres auf. Ai 
diefem Zeitpunkt erlijcht die Würde und dad Amt eines k. würtembergifchen Erb⸗ um 
Landpoſtmeiſters, und füllt dad nugbare Cigenthum und die Verwaltung fänuntlicer 
Poſten im Königriche und der damit verbundenen nußbaren Poftrechte wieder an tm 
Staat zurüd; der Fürft Erbland-Poftmeifter wird feiner durch den Lehensvertrag über⸗ 
nommenen Pflichten ledig, und von fernerer Entridtung ver Lehensabgaben befreit. 
Art. 3. Das der Voftverwaltung zugehörige Inventarium ift am 1. Januar 1850 ron 
dem Staate zu übernehmen. Infoweit fich beide Theile über den Kaufpreis ober über 
ein Schiedsgericht zur Feſtſetzung vefielben nicht verftändigen Eönnen, wirb derſelbe durch 
dad Bezirfö«- Gericht, ın deſſen Bezirke die betreffende Poflanftalt gelegen ift, beitimmt. 
Art. 4. Ehen fo find die der Poftverwaltung zugehörigen Gebäude am 1. Januar 18350 
Tauflich zu übernehmen, wenn der Fürſt binnen einer von der Staatsbehoͤrde ihm anzu⸗ 
beraumenden Frift fich bereit erklärt, biefelben an den Staat Fiuflich zu überlaffen. Ber 
mögen fich beide Theile über den Kaufpreis nicht zu einigen, fo iſt berfelbe bom dem zu⸗ 
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ſtandigen Richter (vergl. Art. 3.) durch Schäung des Werihes des ober der betreffenden 
Gebäude feſtzuſehen. Der Staatölafie iſt geftattet, den Kaufpreis für die Abernommenen 
Poftgebäude und Poft-Inventarftüde in zehn, nom 1. Januar 1850 an mit fünf vom 
Hundert zu verzinfenden Jahreszielern zu entrichten. Art. 9. Das fürftlihe Haus Thurn 
und Leris erhält zur Entfchäpigung für das Poftlehen eine rom 1. Januar 1850 ab in 
Vlerteln hrafriſten auszubezahlende Rente aus der Staatskaſſe, welche vom Staate zu 
jeder 3 :. im zwanzigſten Betrage abgeloͤſt werden kann, bei deren Bemeſſung ver Rein⸗ 
ztnug 7 Poſtlehens, fo wie er nach den Verhaäͤltniſſen des letzteren, zur Zeit des Ueber⸗ 
amd 7.7 Poſtverwaltung an den Staat, für die Folgezeit ſich veranſchlagt, unter gleich⸗ 
eniger Werüdfichtigung der mannlehnbaren Eigenjchaft, mit welcher die Poflverwaltung 
dene Huitlichen Haufe verliehen war, ald Maßſtab zu dienen hat. Die Bemeflung der 
Rente rifolat, wenn die Betheiligten ſich nicht verſtaͤndigen, im ordentlichen Rechtswege, 
wöbei der RiHter die auf die Größe ver Entſchädigung Einfluß übenden Momente, na⸗ 
anti ie v;annlehnbare Eigenſchaft des Poftlehens, nach billigem Ermeſſen zu berüd- 
idengen u Uebrigens bleiben dem Staate jämmtliche Einreden und Rechtsmittel 
gegen dir ®- üche des fürſtl. Hauſes auf den Beſitz und die Verwaltung der fönigl. 
Poften, indoefondere gegen die Gültigkeit des Poftlehen- Vertrags von 1819, ausdrücklich 
vorbehalten. Bis zu endgiltiger Feſtſetzung ver Entſchädigung wird, in Ermangelung 
andesen Uebereinlommend, dem Fürſten, fofern er fih in Vetreibung ver erfleren feinen 
Verzug zu Schulden kommen läßt, eine, von der Verwaltungs» Behörne unter Berückſich⸗ 
tigung des vorläufig befcheinigten Reinertrags des Iehten Jahres zu beſtimmende Rente 
auf Abrechnung ausbezahlt. 

Eine brutalere Rechtsverlekung als in diefem Geſetze Liegt, ift felten vorge: 
fommen. Sie erfheint noch gehäffiger, wenn man erwägt, welche Mittel feit 
einiger Zeit angewendet wurden, um bie Entſchädigungs⸗Anſprüche des Fürs 
ſten von Thum und Taxis auf ein Niedrigftes herab zu brüden. 

Endberathung der preußischen zweiten Kammer über bie Differenzen mit ber ers 
fien wegen einiger Artifel ber Verfaſſung. Namentlich verwirft fie, bei dem 
Sage: „In der öffentlichen Volföfchule wird der Unterricht unentgeltlich ertheilt,“ 
verharrend, den abweichenden: „Den Kindern umbemittelter Eltern wirb der 
Unterricht, welchen Art. 22 als gejeglih nothwendig anorbnet, unentgeltlich 
erteilt,” mit 156 gegen 131 Stimmen. 


Die würtembergifhe Landes-Berfammlung (verfaffungrenidirende Kammer) be- 
wilfigt die Steuern nur bis zum 28. Februar 1850. — Dan begegnet dabei 
einer neuen Theorie, deren Erfinder wohl den Neid aller Iinfsfeitigen Staats⸗ 
weißen erwecken koͤnnte. Einige Einwohner von Reutlingen hatten öffentlich 
erflärt: fie würden ihre Steuern zahlen, auch wenn die Stände foldhe nicht bes 
willigten, was Herr Schniger ald offenbare Auflehnung bezeichnet. Wenn 
man nämlich nicht bewilligte Steuern doch abführe, fo fei Dies eben fo, wie 
wenn man verwilligte Steuern nicht zahle! 

Die Stadtverorpneten zu Srandenftein befchliegen, dem ©. DO. Tr. R. Walde 
das Ehrenbürgerredht zu verleihen. (S. den 10. December.) 

Die Wahlmänner zu Coesfeld ernennen an die Stelle des G. D. Tr. R. Wal- 
det, welcher die Wahl abgelehnt hat, den Dr. Jakoby in Lonigeberz zum 
Mugliede der erſten Kammer. Aus nicht übel, 
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Krauihofer (S. 14. December) wird nad einer Bertheidigung, derm Frechhen 


jede Grenze überfchreitet,”) von dem Pofener Schwurgericht für nichtſchuldiz 
erklärt. Man vergleiche 6. und 8. Mai 1848. 


An diefem Tage und den beiden folgenden, Sigungen bes Bundes⸗Schiedezerichts 


zu Erfurt; die k. hannoverſchen Mitglieder waren anmwefend, bie 1, fühkihen 
auggeblieben. 


Die preußiſche erſte Kammer genehmigt die fi ſhiegliche Faſſung des Geſeres ik 


die Gemeinde⸗Ordnung. 


Beſchluß des Ober⸗Tribunals zu Berlin, bag der Graf O. Reichenbach (Dei) 


wegen Hochverraths in den Anklageſtand zu verſetzen fei. 


©. 8. H. der Erzherzog Johann von Oefterreih Tegt die Würde als ande 


Reichsverweſer nieder. Das über den Act aufgenommene Protokoll Kefagt = 
Weſentlichen: 

Nachdem ©. K. H. der Erzherzog Reichsverweſer wiederholt den Wunſch mir 
ſprochen, daß Ihm vie Möglichkeit gegeben werde, der von Ihm bekleidbeten Wirte e 
deutfchen Reichsverweſers zu entfagen, und nachdem bie wegen Errichtung ein er 
weitigen Bundes» Gentralgewalt eingeleiteten DVerbanblungen unter dem 30. Ee== 
I. 3. zu einer Liebereinkunft zwifchen ver E. Öfterreichifchen und k. preußifchen Reger 
geführt, und die deutſchen Regierungen genannter Uebereinkunft beigetreten, aut &> 
Majeftät der Katfer von Defterreich ven wirklichen Herrn Geheimen Rath un Sm 
des Leopold» Drbens, Karl Freiherrn Kübel» Kübau, und ven wirklichen Ham Er: 
men Math und Felnmarfchall= Lieutenant, Karl von Schönhals, 
und Seine Majeftät der König von Preußen den Herrn General=- Lieutenant von Ra:ırı 
und den Herrn Ober- Präfidenten Dr. Bötticher 
zu Mitgliedern der Bundes⸗Commiſſion in Gemäßheit genannter UNebereinkunft arırr 
und diefe fich als folde durch Vollmachten ihrer hoben Souveraine legitimirt, je bece 
fih in Folge Einladung S. 8. H. des Erzherzog Reichsverweſers vorbenanme Ger’ 
miffare serfammelt, um vie Entjagung auf Seine Würde entgegen zu nehmen at 
beurfunden. 

Um 1 Uhr trat ©. K. 5. der Erzherzog Reichsverweſer ein, umgeben zen as 
Minifterium. Zunacit Iegten die Herren Gommiffare beider Regierungen tie mr 
ver k. öfterreichijchen und E, preußijchen Megierung unter dem 30. Septembe 1:8 
Wien gefchloffene Uebereinkunft wegen Errichtung einer neuen Bundes- Greif: 
fammt Ratificationd⸗Urkunden vor, fo wie die Beitrittd- Erklärungen ſammulda > 
fhen Regierungen, mit Ausnabme jener von Oldenburg, ton der jedoch die erlitt 


*) „In Schlefien lief man tie Polen an ber Hungerpeſt fierben, und ter Chmate: 
ſchrieb dann: dies jei ein Glück, denn nun werde ein beſſerer Echlag gezogen werden — S 
Pelen werten ale Emporer geboren und ſterben ale Empörer; wir haben ein Recht Cu: 
zu jein, das Mecht zur Empörung if überhaupt ein dem Menfhen angebornzs. — Max k= 
und verivrechen uns nicht anzugreifen, General v. Celomb zog aber Tech gegen une, im 
Ziens in Lie Luft (ES. ren 29. April 1848) und töbtete meine Landsleute. Herr v. Celcut == 
ſemit cin Verbrecher, und wäre tie Amneflie nicht, fo wärde ich iihn ver ein Gericht ;ube 
(Sine dreite Speculatien anf tie Unmwitenbeit der Zubirer! die am 20. März erlafene Arzt 
fie, Tann bierbei gar nicht in Betracht Icmmen.) Was ih damals that, dazz bare it «2 
Recht, denn es war damals ein Iuterregunm, und ich vertrat die poluiſche Mepubiil‘ 
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Buficherung des Beitritis bereits gegeben ift, und jener von Luremburg, in Beziehung 
auf welche über den Beitritt fein Zweifel obwaltet, da der König» Großherzog bereits 
als Herzog von Limburg feine Zuftimmung förmlich erklärt Hat. 

Diefe Arctenftüde, fo wie die Vollmachten ver Herren Mitglieber der Bundes⸗Com⸗ 
miffion von Seiten ihrer Souveratne, werden dem Protokolle in beglaubigten Abſchriften 
beigefügt. 

©. 8. H. der Erzherzog Reichoberweſer geruhte hierauf zu erklaͤren: 

„Meine Herren! 

Es if Ihnen befamt, daß Ich feit langerer Zeit den Wunſch gehegt habe, das 
Mir anvertraute Amt niederzulegen. 

Nachdem aber bei Meinem Antritte die Bundes⸗Verſammlung ihre Thaͤtigkeit be⸗ 
endet, und fpäter-auch die National» Berfammlung fich aufgelöft, ohne das deutfche Ver⸗ 
faſſungswerk zu Stande gebracht zu haben, fo würde mis der Ausführung jenes Wuns 
ſches der Fortibeſtand ned Bandes, welches die deutichen Staaten zufammenhält, zerftärt, 
und Deutfchland abermald den Gefahren preiögegeben fein, denen daſſelbe noch bei un» 
ferem Gedenken fait erlegen if. Die von Mir übernommenen Pflichten erheifchten daher 
Mein Berharren, bis ein anverweitiged Organ für die gemeinfamen Angelegenheiten des 
Vaterlandes geichaffen war. 

Diefer Augenblick iſt gegenwärtig gekommen. Die beinen Bactoren der Mir über- 
tragenn Gewalt waren die Geſammtheit der deutſchen Regierungen und bie veutfche 
Nationale Verfammlung. Beiden für die der probijorifchen Gentralgewalt gewährte Mit- 
wirfung und Unterflügung zu banken, fühle Ih Mich auf das Imnigfte gebrungen. 
Letztere beſteht indeſſen nicht mehr. Sie felbft Hat ihr Ende herbeigeführt, Inden fie 
diejenige Stellung, welche dad Geſetz ihr angewieſen, überjchritt, und fich bon verfelben 
gerade da am Bedeutendſten entfernte, ald bie Ereigniffe fich fo geftaltet hatten, daß jeve 
Abweichung von ihrer Nechtöiphäre ihr felbft zum Verderben gereichen mußte. 

Die Geſchichte der National» Berfammlung, ihr Untergang giebt dem deutſchen 
Volke die große Lehre, daß feine Berfaflung auf keinem andern Wege beilfam entwidelt 
werden kann, ald auf dem des ruhigen und fleten Fortſchrittes, unter gewiſſenhaftem 
Feſthalten an dem, was durch Hecht und Gefeh einmal geheiligt if. Nach dem Aus⸗ 
ſcheiden ver National» Verfammlung Eonnte durch Meinen Rüdtritt die Mir anvertraute 
Gewalt nur an die Geſammtheit der deutſchen Regierungen zurüdfehren. — Um für 
diefen Fall die einftweilige Leitung der gemeinfamen Angelegenheiten des Vaterlandes 
zu regeln, haben Defterreich und Preußen unter Meiner Mitwirkung durch Uebereinkunft 
vom 30. September I. 3. ſich über einen zu dieſem Ende den übrigen Bundesglievern 
zu machenden Vorſchlag geeinigt. Lehtere haben dieſen Vorſchlag angenommen. 

In Gemäßhelt Meiner bereitö unter dem 6. October L 3. erfolgten eventuellen Zu⸗ 
flimmung entfage Ich, in Vollziehung des $. 7. der gefchlofjenen Uebereinkunft, Meiner 
Würde als Meichöverwefer, und lege die Mir übertragenen Rechte und Pflichten des 
Bundes in die Hände Ihrer Mafeftäten des Kaifers von Defterreich und des Königs 
bon Preußen nieder. 

Ich nehme dad Bewußtſein mit Mir, getreulich geflrebt zu Haben, die Mir anver⸗ 
traute Gewalt zum Ruhm und zur Wohlfahrt des Vaterlandes audzuũben. 

Noch iſt es nicht gelungen, ein neues Verfaſſungsband um daſſelbe zu ſchlingen, 
welches des Volkes Rechte, ſo wie des Vaterlandes Groͤße und Macht, dauernd ſichert 
und ſtaͤrkt. Wohl aber iſt das gemeinſame Band erhalten, und der Friede gewahrt. 
Berubigt werde Ich auf die Zeit Meiner Waltung erft dann zurüdbliden koͤnnen, wenn 
die Zukunft des Vaterlandes durch dauernde Einigung gefichert if. Allein Meine Sorge 
für viefelbe fühle Ich erleichtert, Indem deren Obhut nunmehr dem Zufammentwirken 
derjenigen beiden deutſchen Megierungen anbefohlen iſt, welche durch ihre Macht zunächit 
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dazu berufen find. Wo beide vereint, tres am ben Abu Weliinlaunen.. sesangchen, fimnı 
tie anderen Regierungen getroſt folgen, u nad Geller anrn mie anöblebe. 

Möge Deutſchland der vielfachen ſchweren Erin auınınent, zuge je Est! 
unter des Allmächtigen Beifland, ber Gintrade zen Semeimsmälurbe der teutihe jr: 
fen und dem guten Geiſte der Nation empiehlen je” 

Der k. oͤſterreichiſche wirkliche Herr Geheime Auch imfrerr Müherf - Rüben ram. 

„Gnaͤdigſter Herr! 

Als E. K. H. dem Rufe folgten, dad babe Ya erud zungen Meihkumeei 
zu übernehmen, waren alle ſtaatlichen une geiicheiiiden Merälsmipe cu cin gegen 
2 heile Europa’, in&bejondere auch in Deutfchlaub im Uenge gerade, zur ein Am: 
gung anheimgefallen, deren Ergebniffe zu ben grögen Geisizen uhren Ihren Sn 
und Ihrer Stanvhaftigkeit, guäbigfter Herr, iR es weepnglb zu rerbanfen, dei ve 
Gefahren, als fie im Herbfle vorigen Jahres das Hanulidhe Teaieim eined großer Ihn 
des Vaterlandes bedrohten, glüdlich abgewenbet wurken, zu Teuriiklaub nid nut- 
fen Beſtrebungen anheimgefallen if. Ew. 8. S. abalbem über alle eigen 
Zwede, haben fi einer großen Pflicht aufgespfert, naburch für ale Jam 
Anfprüdye auf die Bewunderung und die Dankbarkeit umiereö Temtidhen Baterland c: 
worben. 

Allerdings haben Sie, gnäbigfler Herr, den gerediten Weſch gehhegt und mi z 
wohnter Offenheit ausgefprochen, Sich wieder jener — 77 zumeuben zu Time. : 
welcher die Ihrem erhabenen Kaifer gewidmeten Dienfie mu tig Weihe der Wine 
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Ihre Tage rühmlich bezeichnen. 
Empfangen Sie, gnäbigfter Herr, in dem Ungentlil des Sccheidens aus 
hohen Amte die dankbare Hulbigung, welche wir Ihnen Keute marzubringen veriike 
find. Indem wir, in Kolge des Einverſtaͤndniſſes der heben 7— Megierunges u 
in Folge der uns ertheilten Vollmachten, die Sunctienen ber eingejeßten yrewieike 
Bundes« Konmifjion im Sinne der Mebereinlunft vom 30. Gepsemiber 1849 überuchen, 
neben wir im Namen unferer erlauchten Allerhoͤchſten Bolimachögeber, ©. M. te Kai: 
ſers von Deftereih und ©. M. des Königs von Preußen, bie feierliche Berkdemi. 
feine Anftrennung zu fcheuen, und nach Umſtaͤnden alle gejeglicden BRistel in Auinanen 
zu bringen, um für bie beftinmute Zeit ver Dauer der Bunbed-Gommirien bie ih vr 

gezeichnete Veſtimmung zu erfüllen.“ 


20. | Die preußiſche erſte Kammer befchliegt: von der im Artilel 83 der Berffiuy- 
Urfunde gegebenen Befugniß in dem, gegen ben Abgeorbneten Teume fh 
den Strafverfahren Feinen Gebrauch zu maden. 

Sie genehmigt demnächſt die ſchließliche Faflung des Gefeges üle de 
Kreis», Bezirks⸗ und Provinzial« Orbnung. 


20. | Die beiden Stammern des Königreihe Baiern vereinigen fi endlich über de 
Amneftie-Gefeg (S. 23. November). Daſſelbe Tautet feinem weſenilichen Ju 
halte nad: | 

I. In Anfehung des pfälzifchen Kreifes. Artikel 1. Hinfichtlich der während de 
Monate Mai und Juni d. I. in dem pfälzifchen Kreife verübten politifchen Berbrete 
und Vergehen werden nachfolgende Unterfuchungen niedergefchlagen: A. Die Linteriudur 
gen wegen Ihellnahme an dem bewaffneten Aufftande in Anjehung verjenigen Theilar- 
mer, Welche der Volkswehr, der Stupenten- Legion oder den Freifchaaren einnerleikt wı 
ren, mit Ausnahme a) ber Offiziere der Freiſchaaren; b) derjenigen Offiziere ver Vollt⸗ 
wehr, welche beſondere jelbititändige Corps formirt oder commanbirt haben; c) iımii: 
gen Staabsoffiziere der Volkowehr, welche nicht aus dieſer ſelbſt durch Wahl herrorgt 
gangen; d) der Staatobeamten, Anwälte, Notare und Geiſtlichen; B. die Umterfuchunge 
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wegen Mitwirkung zu der Errichtung ber fogenannten proviſoriſchen Regierung in An⸗ 
fehung berjenigen „Bertrauenemänner,“ welche, nachdem fie vorher gegen die Errichtung 
einer proviſoriſchen Megierung geftimmt hatten, fpäter an der Wahl der Mitglieder einer 
ſolchen Regierung Theil genommen haben, C. die Unterſuchungen wegen Theilnahme 
an ben Berathungen und Befchlüffen der Gantonal» Ausichäffe und der Rekrutirungs⸗ 
Commiffion; D. die Unterfuchungen wegen Leitung der durch bie revolutionaire Gewalt 
angeorbneten Wahlen, wegen Ab⸗ und Ginfegung von Gemeinde- Beamten; E. die Un⸗ 
terfucheengen wegen Uebernahme von Semeinbeämtern, in Bolge der von der rebolutionai- 
sen Gewalt angeorbneten Wahlen, fo wie wegen Ausübung der mit biejen Aemtern 
verbundenen Berrichtungen; F. bie Unterfuchungen wegen Uebernahme ber von ter res 
volutionateen Gewalt oder von den Organen berfelben übertragenen Verrichtungen in 
Anfehung derjenigen Perſonen, welche nicht die Stelle eines Civil⸗ ober Milttair- Com⸗ 
miſſairs bekleidet haben. Artikel 2. Bon ver im Artikel 1. ertheilten Amneſtie find 
auögefchloffen: A. Diejenigen, welche durch Eine unter Artikel 1. fallende Handlung over 
bei Gelegenheit verfelben zugleich eine Verlegung der Perſon oder des Eigenthums be- 
gangen haben; B. Militair⸗Perſonen, welche nicht in dem am 16. Juni d. 3. ertheilten 
Generalpardon begriffen find. Artikel 3. Wegen nachfolgender Handlungen ſoll keine 
Unterfuchung eröffnet oder fortgefeht werden: A. Wegen Ableiftung des Eides auf die 
von ber deutſchen National- Berfammlung befchlofiene Verfaſſung; B. wegen Unterwer- 
fung unter die fogenannte proviforifche Negierung; C. wegen Thellnahme an den Be⸗ 
rathungen und Beſchlüſſen des nad Stuttgart überfiebelten Theils der deutſchen National» 
Berfammlung. Auf die Theilnahme an ver fogenannten Reichoregentſchaft finvet dieſe 
Beſtimmung Teine Anwendung. II. In Anfehung der Lanvestheile dieſſeits des Rheines. 
Artikel A. Die nach dem oberfirichterlichen Blenarbefchluffe vom 14. Juli d. 3. von dem 
Kreis⸗ und Stabtgerichte Augsburg zu führenden Unterfuchungen werden, infofern vie 
betreffenden Verbrechen und Vergehen vor dem 10. September d. I. verübt worben find, 
niebergefchlagen. Artikel 5. In der durch Artikel A. ertbeilten Amneftie find nicht be= 
griffen: A. die Anflifter und Borflänne einer ald Staatöverrath erften umd zweiten Gra⸗ 
des firafbaren Verſchwoͤrung oder Verbindung; B. diejenigen, welche münplich in einer 
öffentlich verfammelten Volksmenge oder durch Berbreitung fchriftlicher, gedruckter ober 
ungebrudter Aufſaͤtze aufgefordert haben, die beſtehende Staats⸗Verfaſſung durch ges 
waltfame Revolution zu ändern, ober durch Aufruhr, Verſchwoͤrung oder Verſtaͤndniß 
mit Auswärtigen einen Theil des Staates vom Ganzen loszureißen. Dagegen follen 
diefenigen von der Ammeſtie nicht ausgefchloffen fein, welche zur Ein- und Durchführung 
der zu Frankfurt befchlofienen deutjchen Neichsverfaffung auf anderem Wege als dem 
der gewaltfamen Mevolution, mündlich oder ſchriftlich aufgefordert Haben; C. die in Ar⸗ 
titel 2. B. genannten Berfonen. 

29. | In der fächflfchen erfien Kammer Antrag des Abgeorbneten v. Watzdorf auf „In⸗ 
klageſtandſetzung“ fämmtliher Minifter wegen mehrfacher VBerfaffungs - Ber- 
legungen. 

Anderer Seits fchlägt der Ahgeorbnete v. Earlowig vor, die Regierung zu 
erſuchen: 1) dem bei Schließung des Bündniſſes mit Preußen gemachten Bor- 
behalte Feine weitere Folge zu geben; 2) den Verwaltungsrath aufs neue durch 
einen Beauftragten zu beſchicken, und fomit an deſſen Verhandlungen wieder 
Theil zu nehmen, und 3) unverweilt Veranflaltung zu treffen, daß bei dem nach 
Erfurt zufammen zu berufenden Reichstage auch das fächftfche Volk durch von ihm 
gewählte Abgeordnete vertreten werbe. 

20. | Die zweite Kammer (6. 17. December) beſchließt: im Bereine mit ber erfien bei 
Sr. Mafeftät dem Könige ſich zu verwenden, daß Allerhöchſtderſelbe, Fraft des 
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im $. 52 der Berfaffunge = Urkunde begründeten Abolitions⸗Befugniſſes, in Be: 
treff der in den Mai⸗Aufſtand verflochtenen Perfonen, möge die Unterfucdhung 
wider fie eingeleitet fein oder noch nicht begonnen haben, mit Wiedereinjegung 
in ihre politiichen Ehrenrechte eine Amneftie in möglihft weiter Ausdehnung 
huldreichſt bald erlafie. 

2.| Die großherzogl. medlenburgsfchweriner Regierung Iöf den engeren Ausſchuß der 

Ritter⸗ und Landfehaft auf, indem fle ihn ber bis dahin geführten Verwaltung 
enthebt. | 

21. | An der berliner Univerfität fol eine mebisiniihe Disputation (resp. Doctorpro⸗ 

mation) flattfinden, wozu der Eanbibat eine Differtation: De morbo demo- 
cratico, nova insaniae forma gefchrieben hat. Wegen verfchiedener Hinte 
rungen unterbleibt vorläufig die Erörterung bes höchf zeitgemäßen Gegenſiandes. 

21. | Der braunfchweigifchen Stände» Berfammlung geht die nachſtehende Antwort bes 

Staats» Minifteriums binfichtlich der Civil⸗Liſte zu. (S. 13. November.) 

„Wir haben ©. H. dem Herzoge von dem Inhalte des gefälligen Schreibens vom 
1Tten v. M., die Herabfehung der aus der Kammer» Kafle in die Hofflaats- Kafle flie⸗ 
Fenden Summen betreffend, Vortrag gemacht, und theilen auf Befehl S. G. der ge 
ebrten VBerfammlung in dem Nachſtehenden die hoͤchſte Entſchließung mit. Wenngleich 
S. H. der Herzog in Berüdfichtigung der damals beſtehenden ganz außerordentlichen 
Ausgaben und Zuftände, für das laufende Jahr einen Beitrag zu den Staats» Einnab- 
men aus der Hofſtaats⸗Kaſſe zu vermilligen gerubt haben, fo finden fich Höchftviefelben 
doch nicht bewogen, von den durch den Finanz⸗ Nebenvertrag verfafiungsmäßig verbrieften 
echten etwas aufzugeben, und halten bie für den geftellten Antrag in Bezug genommenen 
Bründe zu deſſen Motivirung nicht für ausreichend, da zu ber in dem Finanz⸗ Nebenrertrag 
feftgeftellten Summe von dem Lande gar nichts beigetragen wird, foldhe vielmehr aus tem 
faft ausfchließlich aus Familienſtammgut des durchlauchtigften Hauſes beſtehenden Kım- 
mergute reſervirt iſt, von welchem noch ein erheblicher Zuſchuß zu den Staatseinnahmen 
erfolgt; da die Einrichtungen des Hofhaushalts auf dieſer, auf einem unabaͤnderlicen 
Bertrage beruhenden Summe bafirt find, und daher bei Aufrechterhaltung deſſelben nidı 
entbehrt werden können; da ferner dieſe Summe zum allgemeinen Beiten im Lande wie 
der ganz verwandt wird, und deren Berfürzung daher nur nachtheilig wirfen mürk, 
und da endlich eine Vergleichung des jegigen Zuftanbes mit dem, der beftehen win. 
wenn bie vor Errichtung des Finanz» Nebenvertragd beftehenden flaatörechtlichen Tr 
hältniffe unverändert geblieben wären, überhaupt unzuläffig iſt, gerade weil jetzt amı 
Rechtsverhaͤltniſſe beſtehen, und zu einem Mefultate nicht führen Tann, weil die Gr 
der auf den landesherrlichen Kaſſen liegenden Ausgaben auch von der alleinigen & 
flimmung des Landeöheren abhängen würde.‘ 

21. | Erwiederung des däniſchen Cabinets auf die Anzeige der Statthalterfchaft ven 
Schleswigs Holftein vom 8. December: die Berufung der Vertrauensmaͤmet 
werde von dem Inhalte und der Faſſung einer Eingabe berfelben abhängen. 

S. M. der König von Baiern überträgt dem Staatsminifter Dr. v. d. Pforbten 
den Borfig im Minifterrathe. 

Im Königreihe Würtemberg die „‚verfaflungrevidirende” Verſammlung aufgelöfl. 

+ Lad. Graf Wrbna, k. öfterreichifher 5. M. 2. und Commandant zu Berona. 

+ Ernft, Landgraf von Heflen» Philippsthal, zu Meiningen. 

+ Auguſte, verwittwete Fürſtin von Waldeck und Pyrmont, zu Arolſen. 
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27. | Abmahnungs = Schreiben der k. öfterreichifhen Regierung an das Minifterium des 
G. H. Medienburg- Schwerin, wegen Auflöfung des „Engeren Ausſchuſſes“ 
(Bergl. 13. December). Unter Anderem wird dem Minifterium bemerklich ges 
macht: „daß felbft vollendete Thatſachen gegen vertragd= und gefegmäßige Be⸗ 
flimmungen nichts vermögen.” 


27. | Schreiben des k. fächftfhen Minifteriums der auswärtigen Angelegenheiten an die 
Gefandtfchaft zu Berlin, in Bezug auf den Erfurter Reichstag. Es ſcheint uns 
nöthig, bie Depefche ihrer ganzen Länge nad aufzunehmen, wir theilen nur 
den Schluß mit, welcher keinen Zweifel binfichtlich der Stellung des fächfiichen 
Gouvernements in dieſer Sache übrig läßt. 

Die k. ſächſiſche Negierung erklärte ſich daher gegen vie alsbaldige Einberufung 
eined Reichſstages, und legte gegen den, ihres und der E. hannoverfchen Regierung Wider⸗ 
ſpruchs ungeachtet, in der Stgung des Verwaltungsrathes vom 19. October d. I. des⸗ 
halb gefaßten Beſchluß Verwahrung ein. Wenn nun befienungeacdhtet von Seiten ber 
k. preußifchen und der übrigen dem Bündniß vom 26. Mai beigetretenen Regierungen 
in der Sigung des Verwaltungsrathed vom 17ten v. M. fogar der Beſchluß gefaht 
worben ift, die Wahl der Abgeorbneten zum Volkshauſe für den ganzen Bereich ter auf 
Grund des Vertrages vom 26. Mai c. verbündeten veutfchen Staaten auf den 31. Ja⸗ 
nuar 1850 auszufchreiben, und die Maßnahme der Einberufung eben dieſes Reichstags 
in Vollzug geſetzt werden will, bevor weder der Beitritt des gefammten Deutſchlands, 
mit Ausnahme Defterreichd, noch dad Einverflännniß der Iehten Macht mit der Errich⸗ 
tung des Bundesſtaates erreicht ift; wenn vielmehr gegenwärtig und in Folge eben die⸗ 
ſes Vorſchrittes Die E. k. Regierung dagegen entſchiedenen Widerſpruch erhoben, und vie k. 
baierijche Regierung durch ihren anher mitgetheilten Erlaß vom Sten d. M. fich dieſer 
Kundgebung durchgehends angefchloffen hat, fo erkennt die bieffeitige Megierung In dem 
nach Art. VII. und XI. der Bundesafte und Art. XIII. der wiener Schlußakte zufallenven 
Obliegenheiten die Verpflichtung, dem in dem Erlaſſe ver k. k. Negierung vom 28ften 
v. M. enthaltenen Protefte, infowelt derfelbe ven Beſchlüſſen des ſchon jetzt einzuberufenden 
Neichötages jede Geltung im voraus abfpricht, hiermit beizutreten. Es erhellt aus vor⸗ 
ſtehender Darlegung ver Verhältniffe, daß die E. fächfifche Negierung ſich Hiermit den 
durch das Bündnig vom 26. Mai eingegangenen Verpflichtungen in feiner Weife ent- 
zieht, fondern daß fie nur der Betheiligung an einer außerhalb dieſer Verpflichtung Ties 
genden, und ihren bunbesmäßigen Obliegenheiten widerſtreitenden Maßregel fich weigert. 
Um fo mehr Iebhafter empfindet fie das Beduͤrfniß, bei diefem Anlaffe an die k. preußi= 
fhe Regierung das wiederholte dringende Erfuchen zu ftellen, nochmaliger Erwägung 
die Vollziehung eben jener Maßregel unterwerfen zu wollen, deren Ausführung den 
Rechtszuſtand und bie davon unzertrennlihe Ruhe und Wohlfahrt Deutſchlands in fei- 
ner Geſammtheit, wie in feinen einzelnen Beftanptheilen, ernften Gefahren preiß zu geben 
droht. Ich beauftragte Sie, dem Herren Staatd-Minifter, Freiherrn von Schleinik, von 
gegenwärtiger Depefche, unter Hinterlafiung einer Abfchrift, Mittheilung zu machen. 


27. | Eingabe der Vertrauengmänner (S. 8. und 21. December) an ben König von 


Dänemark. 

Geruhen Ew. Majeftät die gegenwärtige ehrerbietigfte Eingabe Ihrer unterzeichnes 
ten Unterthanen entgegen zu nehmen! Es ift und mitgetheilt worden, welche Schritte 
gefchehen find, um auf dem Wege frienlicher Verſtaͤndigung eine Ausgleihung des Zer⸗ 
würfnifjes herbeizuführen, welches zum beiverfeitigen Unglüd, wie gewiß auch zur innigften 
Betrübnig aller Wohldenkenden, fchon feit faft zwei Iahren ziwifchen ven Einwohnern des 
Königreichs und der Herzogthumer befteht, und daß wir als diejenigen bezeichnet und 
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kon E. M. genehmigt worden, durch welche bie diesfaͤlligen Wuünſche umferer Lurcku 
vorzulegen find. Gehorſam dem Rufe, ver an uns ergangen, und burkırmym m 
dem Wunfche, ja von dem Gefühl heiliger Pflicht, die Erreichung eines fo grefen Jr 
led anzuſtreben, dürfen wir der Erwägung nit Raum geben, daß vie Scheune 
ber zu loͤſenden Aufgabe mit unferen Kräften in Mißverhältniß ſteht. — Bir mei 
betvußt, wie ſchwer ed fein wird, die Wünfche und das Rechtsbewußtſein umfer Im 
leute mit denen ver Bewohner des Königreichs in Eiuflang zu bringen, um rım 
und kon einem, ohne vorhergegangenen mündlichen Austaufch ber beiberfeitigen Risk 
und Abfichten, von und zu machendem Vorfchlage Leinen Erfolg verſprechen in 
Wir hegen aber die Ueberzgeugung, daß, wenn Die Nothwendigkeit einer gegakaın 
Berfläntigung erkannt, und von beiden Seiten mit lauterer Gefinuung uns chute 
Willen nad) einer ſolchen Verſtändigung getrachtet wird, biefe fich zum Geile Als m 
erreichen lafien, und daß zunächſt eine Einigung über einen provijorifchen Zuflen r= 
entftehen kann, wenn biefelbe mit derjenigen Aufrichtigleit erftrebt wird, wede en 
ausbleiblichen traurigen Bolgen der Fortdauer des jeßigen Berbältnifies erheikta - 
Bon dieſer Meberzeugung geleitet, flehen wir nicht an, E. M. chrfurdhtnell zu ke, . 
Eie wollen Männer aus dem bänifchen Volke beauftragen, mit und zufanmmentren, 
um eine Berföhnung auf dem Wege mündlicher Berfländigung zu verfudien Bram 
Alle, und von und dürfen wir Died verfprechen, nicht nur ein von Leidenfchaft unbrimt 
Urtbeil, fonvdern auch einen wahrhaft verföhnlichen Sinn mit, fo wird es, — das bein 
wir — gelingen, durch ungeziwungenen Austaufch ber beiberfeitigen Anßſichten tk 
Grunvjäße aufzufinden, nach welchen in billiger Ausgleihung der widerſtreitenden Au 
jprüche das Friedenswerk eingeleitet werben Tann. Als wahrhafte, und mit ten Bin 
hen und Anfichten unferer Landsleute bekannte Männer werben wir, wenn E. ®. ur: 
fere Bitte zu getvähren geruhen, bei ver Verhandlung angewandt fein, auf bie nehme: 
dige fchleunige Erreichung eines zufriedenſtellenden Reſultats hinzuwirken. — ln: 
digſter König= Herzog! Auf den Beiftand Gottes vertrauend, wagen wir ed, wm 
fhwachen Kräfte einem Werke zu weihen, welches €. M., wie jedem Ihrer Uni 
bor Allem am Herzen liegt, und deſſen Foͤrderung allein wir vor Augen gehabt, imes 
wir und hier auf die obigen ehrerbietigften Aeußerungen beſchraͤnken zu müſſen geglafı 
haben. Sobald e8 €. M. gefällt, und zu berufen, werben wir ungejäumt, in Ihre 3 
fivenz eilen. Indem wir den Segen des Höcften für ein baldiges Gelingen tes nr 
denswerkes anrufen, verharren wir allerunterthänigft. 


28. | Vortrag des k. öfterreichifchen Finanz: Minifterd über die weiteren Mafregeln pr 
Führung des Staatehaushaltee. Man entnimmt daraus, daß die Gtaatiide 
beinahe taufend Millionen Gulden beträgt und, abgefehen von den (nicht ea 
tenden) Einlöfungs= resp. Anticipationgs Scheinen, bie umlaufenden „&8: 
zeichen’: Banknoten, 3procent. Caffen » Anweifungen, Lombarbifch = Benetianikt 
Schatzſcheine, Ungarifche Anweifungen, Deutfhe Münzſcheine, Ungariſche Ric; 
feine, zufammen 345 Millionen ausmachen. Unter den vorgeichlagenen Miteln, 
um diefen Stand der Dinge zu verbeflern, bemerfen wir 1) weitere Verminde 
rung des Staats - Aufwandes, namentlich in der Abtheilung der Armee « Erferter: 
niffe, 2) Erhöhung der Staats- Einnahmen, 3) die Hinausgabe von funfis 
Millionen Gulden Reichs⸗Schatzſcheine. 

28. | Decret der E. fächfifchen Regierung, mittelft defien den beiden Kammern eine Dar: 
ftellung ihres Verhaltens in der beutfchen Angelegenheit zugefertigt wirt. Bei 
der großen Ausdehnung dieſes Actenflüdes erfcheint deſſen Aufnahme burdand 
unrathfam, und es möge genügen, zwei Stellen basaus mitzutheilen. 








Ueber den beim Abfchluß bes Berliner Bündniſſes gemachten Vorbehalt: 

Die fächfifche Regierung Tonnte fich unmöglich darüber täufchen, daß ihr Vorbehalt, 
ivenn er befannt würde, fehr leicht, ja beinahe unvermeiplicherweife dazu führen müfle, 
den fo fehr gewünfchten Beitritt der ſüddeutſchen Staaten zu erfchweren. Wie in dem 
Minifterial- Erlaffe vom 25. October viefed Jahres dargelegt worden iſt, unterlich ver 
dieſſeitige Bevollmächtigte aus dem angeführten Grunde abfichtli, die bereitö vor dem 
Abſchluſſe der Verhandlungen vorbereitete vorbehaltlide Erklärung der Conferenz vorzu« 
legen. Eben fo nahm die E. Megierung Umgang von einet Mittheilung des Vorbehalts 
an die zum Beitritt eingelavenen Regierungen, fo wie von jeder officiellen oder halboffi= 
cielen Kundgebung in Betreff deſſelben. Es erheifchte unter den damaligen Umftänven 
dieſes Verfahren ver Megierung eine nicht geringe Selbftverleugnung, denn die Sympa⸗ 
thieen für den berliner Verfafjungd- Entwurf machten ſich damals fchon in Feiner Weiſe 
bemerkbar, und die oͤffentliche Meinung erblicte in ver Annahme vefielben von Seiten 
Sachſens nichts Anderes, als die natürliche Folge eines durch die Maiereigniffe berbeige- 
führten Derhältniffes der Abhängigkeit von Preußen. Gleichwohl ließ fich vie füchfifche 
Negierung durch diefe erften, nem Abſchluß des berliner Vertrages keinesweges günftigen 
Eindrücke nicht beirren, noch dazu beftimmen, mit einer Bekanntmachung ihres Borbe- 
halt hervorzutreten, indem fie nicht verfennen mochte, daß, wenn auch einige Zeitungd« 
artikel auf das Vorhandenſein des Vorbehalts ohne ihr Zuthun Hingebeutet Hatten, den⸗ 
noch der Vorbehalt erſt dann eine fühlbare Ruͤckwirkung auf den Gang der ferneren 
Verhandlung äußern werbe, wenn eine Kundgebung ver fächfifchen Regierung deſſen Eri« 
ftenz und damit zugleich die AUbficht der Negierung beftätige, einen Vorbehalt, welcher 
nur für den Ball des Mißlingens des gemachten Verfuched, vie freie Stellung Sachſens 
in Bezug auf fernere Verhandlungen wahren follte, von vorn herein ald Baſis der Un- 
terhandlung Hinzuftellen. Daher vermochte die Negierung nicht Sr. Majeftät dem Könige 
anzuratben, in ber unterm 30. Mai an das fächfifche Volk erlaffenen Anfprache des 
Borbehalts unmittelbar oder mittelbar zu gedenken. Durch eben dieſe Anfprache verlieh 
die E. fächfifche Regierung der Gircularnote vom 28. Mai den ftärfften Nachdruck, ven 
zu geben in ihrer Macht lag. Es lag hierin eben fo wenig ein Verfuch, das fächjiiche 
Volk irre zu leiten, denn der Vorbehalt, deffen rechtzeitige Geltendmachung in der Sand 
der Regierung blieb, war nur dazu beftimmt, damit auf dem Wege, welchen zu betreten 
die Proclamation des Königs „alle wahrhaft veutich gefinnte Männer Sachſens“ auffor- 
derte, als „den einzigen, der noch zu dem erftrebten Ziele führen Eönne”, Sachſen an 
eben viefed Ziel, die Errichtung eines deutſchen Verfaſſungswerkes, nicht aber an das 
eined engeren Bunvesftaatd gelange. Auf erftered, nicht auf letzteres weift die Procla- 
mation bin. Sie fpricht von der Verfaſſung, welche vie vereinigten Regierungen dem 
deutſchen Volke bieten, fie verkündet, daß alle Staaten Deutſchlands eingeladen wor⸗ 
ven find, fich dieſer Verſaſſung anzufchließen, toeldhe einem demnächſt auf Grund des 
vereinbarten Wahlgefeßes einzuberufennen Neichätage zur Zuftimmung vorgelegt wer⸗ 
den foll. 

Es kann alfo weder behauptet werben, daß die fächfifche Megierung ihr Volk aufe 
gefordert habe, ihr auf einem Wege zu folgen, ben fie felbit zu betreten nicht ernftlich 
Willens geweſen fei, noch baß fie, ihrem urjprünglichen Vorhaben untreu, eben diefen 
Meg wieder verlafien habe. 

Zu der Veröffentlihung des Vorbehalts verfchritt die Regierung nothgebrungen erft 
dann, ald das fragliche Aktenſtück auf unvollftändige und theilmelfe entftellte Art in ei- 
nigen Blättern mitgetheilt worden war. Welche Bewandniß ed mit dieſer nicht officiel= 
len Befanntwerbung gehabt Habe, ift der Neglerung völlig unbekannt. 


Ueber den damaligen Stand ber Angelegenheit, fo wie ihn bie k. füchfiiche 
Regierung auffaßt: 
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Nachdem Defterreih in die Lage verfeht worden ift, das volle Gewicht fein Rakı 
auch in Deutfchlann fühlen zu lafien, fo iſt die freiwillige Unteroronung ber ven Bin: 
niffe vom 26. Mai noch nicht beigetretenen beutfchen Staaten unter die ber De 
Preußen zu überlafiende Executivgewalt nicht zu erwarten, und ivenn fie felfk ati 
wollte, fo twürve die Zuftimmung Oeſterreichs fehr zweifelhaft bleiben. 

Unter diefen Umftänden ift der Bunbesftaat mit einheitlicher Executive in ver wi 
die Verfaffung vom 26. Mai gebotenen Ausdehnung praktiſch unausführbar, un 4 
önnen anberweite Verhandlungen zu Teinem erſprießlichen Reſultate führen, ie Im 
die k. preußifche Regierung nicht felbft fich zu dieſer Ueberzeugung befennt, und zuiat 
darauf verzichtet, den Bundesſtaat mit der, durch nen Verfaſſungs = Entwurf rom % 8 
feftgeftellten Form der Bundesgewalt, da wo befien Ausführung möglich if, we da 
der Zweck veffelben nad den Bundedverträgen unzuläffig ift, nämlich innehel m 
Grenzen eines norbbeutfchen Bundes, in Ausführung zu bringen. Für vie pm 
Megierung fcheint nur die Alternative gegeben zu fein, daß fie entweder fi va m 
fließt, unter Feſthaltung des Projects des Bundesſtaates zu ſolchen Mobikaim 
‘der Beſtimmungen über Ausübung der Bundesgewalt die Hand zu bieten, indie m 
Eintritt Baiernd, vielleicht felbft Oeſterreichs, mit feinen deutfchen Provinzen, om st 
eine Zuftimmung Oeſterreichs zu dem ohne feine Theilnahme zu errichtenden Bad 
Staate möglih machen. In diefem Falle würde Preußen den größten Berras jes 
Hingebung für die deutſche Sache ablegen, Indem es für dad Aufgeben feiner Eun, 
ald enropäifche Großmacht nicht einen entfprechenden Erfag der Form nad reise 
würde. Materiell würde ihm jedoch die feiner Macht entfprechende Stellung in ie 
desſtaate auf gleiche Welfe und nur um fo dauerhafter zu Theil werben. Drake 
Preußen kann und will feine Stellung als europäifche Großmacht nicht anders aufghe 
als unter der Bedingung der ihm nach dem Entwurfe vom 26. Mai zu übrlafate 
ausfchlieflichen Erecutivgewalt; dann würde hieraus die Nothwendigkeit einer Rudi 
zum Staatenbunde, und zwar unter Erweiterung ber Befugniffe deſſelben, Bildung cm 
vereinfachten und Fräftigen Organs, auch angemeflener Mitwirkung von Repraiaien 
bes Volkes, folgen, und beziehendlich ausführbar fein, dafern ſich nicht endlich vie keiten 
Großmaͤchte zu einem Bunbesverhältniffe mit einem aus tem übrigen Deutfälnt a 
bildenden Bundesſtaate verftehen wollten. 

Die fächfifche Negierung, welche die im März vorigen Jahres ertheilte Zufdm: 
der Mitwirkung zu zeitgemäßer Geftaltung des deutſchen Bundes mit Mertretung te 
Volkes bei demfelben, fortwährend im ganzen Umfange zu erfüllen fich bemüht, rd 
ferner eben fo wenig als die F. Hannoverfche Regierung von den Bünbniffe rom & #e 
fi) Tosgefagt hat, anerkennt die vertragsmäßige Verpflichtung, den DVerfaffungieis' 
vom 26. Mai in feiner urfprünglichen Auffaflung in Ausführung zu ‚bringen, me 
Preußen und die übrigen nit ihm verbundenen Regierungen die Mittel zur Ermimi 
dieſes Zieles darbieten wollen. Sie ift aber auch der Anficht, daß eine Verftange 
möglich fei, und bat daher für den Ball daß die E. preußifche Regierung , unter ir 
Haltung des zu dem Behufe der Errigzung des emgeren Bunbeöftaates eingeiklagern 
Verfahrens, ſich nicht veranlaßt finden follte, mit entſprechenden Erklärungen bmetw 
treten, ihr Abſehen dahin gerichtet, damit von Seiten ber k. Regierungen ron Zain. 
Sachſen, Hannover und Würtemberg, in Uebereinftimmung mit der k. k. öfterreibiite 
Regierung ein zweckdienliches Entgegenfommen ermöglicht werbe. 


28. | Die Stadtverorbneten zu Brieg befhliegen, dem ©. D. Tr. R. Waltel bi 
Ehrenbürgerrecht zu verleihen. (S. 10. und 13. December.) Magiftran! 
tritt bei. 

29.| ©. 8. H. ber Großherzog von Baden ermächtigt das Juſtiz⸗Miniſterium, der 
wegen ber Testen Empörung Angefchuldigten eröffnen zu laſſen, daß fie die 





30;-30; December. 29--30: m 


Erlaubnig zum Auswandern nach gefälltem Urtheile, im Gnadenwege nachſu⸗ 
hen können, und daß biefelbe vorher nicht ertheilt werde. 

29. | Die eben zufammen getretene zweite Kammer des Großherzogthums Hefien beſchließt, 
feine Antworts⸗ und Danf-Adreffe an den Großherzog zu erlaflen. 

29. | + Franz von Walther, Geheimer Rath und Profeflor der Medicin zu München. 

30. | Denfichrift über die Anbahnung einer öfterreichifchs deutſchen Zolls und Handels⸗ 
einigung, von dem k. öfterreichifchen Handels⸗Miniſterium an bie Bundes» 
Central⸗Commiſſion gerichtet. — Kann ihrer ganzeen Ausdehnung nach Feinen 
Pag finden, der nachfolgende Schluß des Actenftüdes zeigt indeß, was beab- 
fihtigt werde. 

Der ganze Plan laͤßt fich feinem Wefen nach in folgende Säge zufammenfaflen: 

1) Allſeitige unmittelbare Reform des Zollweſens, wie in Defterreih fo auch in 
den verfchienenen deutfchen Hanvelögebieten, im Sinne eines rationellen Schugzoll- Syitems 
zu dem Ziele, den Abſchluß ber Solleinigung zwifchen Deutfchland und Defterreich zu 
erleichtern und zu ermöglichen. 

2) Zur Verfländigung über die geeigneten dahin führenden Wege und Maßregeln, 
fowohl was das möglichft gleiche Zolltarif-Syftem gegen das Allen gemeinfame Aus: 
land, als was vie gleichartigen, zweckmaͤßigen, gleich firengen und correeten Erhebungs- 
normen betrifft, tritt binnen kürzeſter Zelt eine allgemeine Zoll- Gonferenz zufammen, zu 
welcher Defterreich und die verfchiedenen deutfchen Gandelögruppen ihre Bebollmächtigten 
und Stellvertreter mit genügender Vollmacht abfenven. 

3) Außer diefem allgemeinen leitenden Zwecke Liegen viefer Zoll-Eonferenz noch 
folgende Aufgaben zu erfüllen ob: a) Sofort alle thunlichen, wechfelfeitigen Erleichterun- 
gen im Srenzverfehre, bei ver Ein-, der Aus⸗ und der Durchfuhr, fo wie in der Grenz⸗ 
bewachung einzuleiten. b) Die Fluß⸗ und Seefchiffahrt nach übereinftimmenden Grund⸗ 
fügen zu regeln, die gleiche Behandlung der Schiffe auf ven Flüſſen und in ben beider⸗ 
feitigen Häfen. c) Erleichterungen im gegenfeitigen Auötaufche ber eigenen Erzeugniffe 
anzubahnen, indem bei folchen, welche durch einen gleichen Grenzzoll gegen das allgemeine 
Audland und die fremde Concurrenz zu ſchützen find, und bie ſich daheim einer ziemlich 
gleichen Ausbildung erfreuen, allmälig bis zu völliger Zollfreiheit im Innern vorgegangen 
werben fann. Alle einheimifchen Moherzeugnifle, Nahrungsftoffe und verfchiedene Halb⸗ 
fabrifate werben dagegen dem zollfreien Austaufche fofort übergeben bei der Ein- und 
der Ausfuhr. Hinfichtlih der Halb⸗Fabrikate und Fabrikate eigener Erzeugung, welchen 
freier Zugang anfänglich unter Begleitung von Urfprungs=Zeugnifien gegenfeittg gewährt 
werben wird, müffen jeboch die ſchützenden Zölle auf die gleichartigen Waaren des Aus⸗ 
landes feftgeftellt wernen. Auf ſolche Weile kann ſtufenartig bis zur völligen Ausbildung 
eine8 einheitlichen freien Handelsgebietes für alle einheimifchen Erzeugnifie, vertragemäßig 
borgefchritten werben, wobei vorläufig noch jever Theil fein eigenes Finanzweſen bebielte. 

. d) Eine Verfländigung auch über die, einer gemeinfamen Handeld- und Schiffahrts⸗ 
Politit nach außen zum Grunde zu legenden Principien, fo wie über den Modus einer 
gemeinfamen commerciellen Vertretung im Auslande, eines gemeinfchaftlichen Abfchluffes 
von Handeld»- Verträgen. e) Eine weitere Vereinbarung in Bezug auf Poſt⸗, Eijenbahn- 
und Telegrapbenweien, Handelsſttaßen, Dampfſchifffahrts⸗Linien u. f. w. einzuleiten. 
f) Envlic Vorbereitung und Erzielung eines allgemeinen öfterreichifchedeutfchen Zolltarifs. 

4) Der genannten Zoll- Eonferenz over, beftimmter ausgerüdt, ver für mehrere 
Jahre ftändigen oͤſterreichiſch⸗ deutſchen Zoll» Gommiffion, wird die Befugnig eingeräumt, 
behufs der geeigneten Durchführung ihrer Aufgaben, Special» Sommifjionen zu ernennen, 
Erhebungen zu veranftalten, gutachtlichen Beirath einzuholen, und Sachverſtaͤndige zu 
vernehmen. 
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Zum Schluſſe bleibt amr noch bie eine wichtige Frage zu erörtern ürig: „Ya ara 
Hände denn die Aubahnung und wie gerignete Leitung des gamıcn Bellzuges deß Je 
Einigungs- Werkes füglich gelegt werden koͤnne und ſolle? 

Die einfache natüsliche Antwort wird durd) pie Bunbes-Berhälruiiie jelbit angamr: 
„In feine anderen Hände nämlich, als in die der als dentſches Central⸗Ortgan Icht 
Bundes⸗ Commiſſion“, deren Competenz in biefer hochwichtigen Frage unweit ei 
dem Bundesrechte hervorgeht. 

Diefe Competenz if jedoch nicht uur im echte, ſie iR auch in ver Zuredmiigk 
ja, in der Natur und Nothwendigkeit der Dinge begründet. Die geeigneten Ray 
zur Anbahnung und Herbeiführung ver hanvelspolitifchen Einigung, ald cine dlyum 
deutſchen Angelegenheit, müflen lediglich von dem Gentral- Organe ausgehen, aut Im 
fie Niemanden zwedmäßiger als feiner Obhut anvertraut werben. 

In diefem Sinne flellt die kaiſerlich öſterreichiſche Regierung einen beiimaıı I» 
trag am bie proviſoriſche deutſche Bundes⸗Commiſſion, dahin lauten: „Es möge Ickln 
gefallen, fofort eine Zoll-Gonferenz aus Bevollmächtigten der deutſchen Staaten pur dar 
tdung der Zoll⸗ und Handelsfrage zu veranlafien.” 

Ohne den Maßnahmen ver probijoriichen Bunbed-Gommiffion vorzugreife, ku 
die öfterreichifche Regierung die Auficht aus, daß dieſer Zol- Kongreß zu Frauffumtı?. 
dem Sitze der proviſoriſchen Bundes-Eentral-Gommiffion, zu verfammmein wäre. is 
bürfte es als zweckmaͤßig erfcheinen, in ber Gauptfache nur bie verſchiedenen tasia 
Boll- und Hanvelögebiete hei ver Zoll» Conferenz vertreten zu laſſen, und zwar #% 
thunlidy nach den Umfange und ber Bebeutung ver Gebiete, wobei es jedoch jeden w 
[hen Staate unbenommen bleiben müßte, feine Repräfentanten bei ber Zoll-Gouinm 3 
haben, um Aufichlüffe und Erläuterungen zu geben, und die Intereſſen des Gtaski ? 
wahren. - 

Kaiſerlich öferreichifches Patent, womit die Berfaflung und Lanbiags » Wahlertuum 
für die deutſchen Länder der Monarchie hinausgegeben wird. 

+ Dr. Karl Egger, Domdechant zu Augsburg. 

S. M. der Kaifer von Defterreich genehmigt die unterm 28ften vom Fir 
Minifterium gemachten Borfchläge. 

Entgegnung des G. H. Medienburgs Schweriner Minifterims auf das Edrita 
des öfterreichifchen Cabinets vom 27. December. Pan entnimmt aus vaib 
ben, daß der G. H. von Medlenburg - Strelig feinen Diffens in der Berfiluw 
Angelegenheit und das Verlangen auf gemeinfame Einberufung der alten El 
beim Bundes - Schiedsgericht zu Erfurt geltend gemacht hat, daß dieſes tem 
eingegangen, und Medienburg: Schwerin bereit ift, Die Angelegenheit deu ab 
ſcheiden zu laſſen. 

Der Senat der freien Stadt Frankfurt verwirft den von ber conſtitnireden Ba 
fammlung vorgelegten Berfaflungs - Entwurf, und verorbnet — da jeme Be: 
fammlung als aufgelöft zu betrachten — Wahlen für die geſetzgebende Ba: 
fammlung, welde am 21. Januar zufammentreten fol. 








Aachträge. 


Febrnunar. 


3.Reichsminiſter v. Gagern an den engliſchen Geſandten, Lord Cowley. 

Mein Vorgaͤnger im Amte bat bereits, als die britiſche Regierung im Monat Oc⸗ 
tober v. J. die Ueberzeugung ausfprach, daß die beiden von Großbritannien, als der ver⸗ 
mittelnden Macht, vorgefchlagenen Briebenspläne, naͤmlich der Plan einer Theilung 
Schleswigs und berjenige einer politifchen Bereinigung der beiven Herzogthümer obne 
Aufnahme Schleswigs in das deutſche Neih, zu den gemünfchten Ziele nicht führen 
würben, bie Bereitwilligkeit der Gentralgewalt ausgefprochen, auf die Erörterung jeber 
andern Grundlage einzugeben, auf welcher ein für beide Theile annehmbarer und dauer⸗ 
hafter Friebe errichtet werben Tann. Die britiiche Megierung bat nunmehr eine britte 
Friedensgrundlage vorgefchlagen, welche darin befteht, daß Schleswig eine abgefonberte 
Verfaſſung erhalten folle, verfchieden von der dänifchen Verfaſſung auf der einen Seite, 
und von der bolfteinifchen auf der anderen, und fie bat die Annahme des Grundſatzes 
dieſer Baſis, welchen fie als denjenigen ber Unabhaͤngigkeit Schleswigs bezeichnet, mit 
wichtigen Gruͤnden und in dem freundſchaftlichſten Sinne, ver Regierung bed Reichso⸗ 
Berweierö empfohlen. 

Ich habe die Ehre, Ew. zu benachrichtigen, daß der Reichs⸗Miniſterrath den Ve⸗ 
ſchluß gefaßt hat, Die Unabhängigkeit Schleswigd ald Gruudlage der in London zu er⸗ 
oͤffnenden Friedens⸗ Unterhandlung anzunehmen. In Erwartung der Abreiſe des nach 
London beftimmten Geſandten der Gentralgewalt, bitte ih Ew., dieſe Entſcheidung zur 
Kenntniß der Regierung Ihrer großbritannifchen Majeftät zu bringen. 

19. | Der preußifche Geſandte zu London an Lord Palmerfton. 

Der Unterzeichnete bat die Ehre, dem oberſten Staats⸗Secretair Ihrer großbritan- 
nischen WMajeflät für die auswärtigen Angelegenheiten, Viscount Palmerfton, die vor⸗ 
geftern erfolgte Ankunft auf feinem Poften anzuzeigen. 

Er ift mit Genehmigung und Zuftimmung ©. M. des Königs, feines Herrn, Sei⸗ 
tend der Gentralgewalt Deutſchlands mit den erforderlichen Vollmachten und Weiſungen 
verfehen, zur Bührung der Unterhandlungen, welche behufs der Herſtellung des Frie⸗ 
dens zwiſchen Dentſchland und Dänemark, unter Bermittelung Großbritanniens, in 
London eröffnet werden follen. 

Die k. großbritannifche Regierung ift bereitö durch die unter dem 3. d. Mis. von 
dem Minifter-Präfiventen ©. k. H. des Reichs⸗Verweſers an Lord Cowlehy gerichtete 
Note in Kenniniß gefeht worben, daß bie proviſoriſche Centralgewalt Deutichlands, bes 
feelt von dem aufrichtigen Wunſche ver baldigen Herftellung des Friedens, die von Groß⸗ 
britannien ihr empfohlene Bafis der Friedens⸗ Unterhandlungen einfach angenommen hat. 

Da nad der Mittheilung ver k. großbritannifchen Regierung viefe Bald, nämlich 
Die Selbſtſtaͤndigkeit des Herzogthums Schleſswig unter ber Oberherrlichkeit des Könige 
von Danemark, von der daͤniſchen Regierung felbft vorgeſchlagen werten ift, fe kann es 
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fidy ſelbſtredend jegt von nichts Anderem handeln, ald von einer gegenfeitigen Verſtin⸗ 
digung über die Art und Weife, in welcher, auf jener Grundlage, ver Friede band 
bergeftellt und gefichert werden könnte. Died dann wird ver Begenflanb von Unterhanr 
lungen fein müffen, die, in Betracht der Wichtigkeit und des Umfanges der babe zut 
Sprache kommenden ragen, auch bei der eifrigften Betreibung dieſer Angelegenben, 
mehrere Monate in Anfpruch nehmen müſſen. 

Der erfte Beweis, welchen die beiden Eriegführennen Mächte werden zu geben habe 
bon der Aufrichtigkeit ihrer Ubficht, den Frieden dauernd herzuftellen, und dadutch zi 
allgemeinen Ruhe in Europa beizutragen, wird alfo ihre Bereitwilligfeit zu einer foter: 
tigen angemefjenen Derlängerung des Waffenftillftandes fein, welcher zu Malm m 
26. Auguft v. J. gefchloffen ift, und auf monatlihe Kündigung bis zum 26, des sit: 
ſten Monats läuft. Diefe Verlängerung fchließt eben fo natürli in fich die Grid 
und weitere Sicherung des dadurch gegründeten Status quo in den Berzogthümen, ai 
allen denjenigen vorläufigen Beflimmungen, welche während des Waffenftillftanzes, u 
Erleichterung des gegenfeltigen Verkehrs, im Geifte jenes Vertrages und zum Bee 
jener Länder ſelbſt, nothwendig oder wünfchenswerth find. 

Auch hierüber hat vie Eentralgewalt Deutfchlands bereits in den an Lord Gorle 
unter den A. d. Mid. gemachten Mitteilungen ihre Abfichten und Wünfche ausgeipro&e, 
und Dafür bie freunpfchaftlichen Dienfte der vermittelnden Macht in Anfpruch genommm 


Protokoll: Entwurf in der deutfchsbänifchen Angelegenheit, von Lord Palmerfen 


vorgelegt. ' 

©. M. der König von Dänemark, und die proviſoriſche Eentralgewalt von Teutid 
land haben das von dem k. großbritannifchen Hofe gemachte Anerbieten angenomma, 
vermittelnd bei den Differenzen einzutreten, twelche fich leider zwiſchen der Krone von Di 
nemark und ber befagten proviſoriſchen Gentralgemalt von Deutfchland rückfichtlich de 
Lage des Herzogthums Schleswig erhoben haben, und S. M. der König von Dännaat 
und die probiforifche Gentralgewalt von Deutfchland find auf DaB von J. K. Großbn⸗ 
tannifchen Majeftät Megierung in Bezug auf das Herzogthum Schleswig vorgeſchlagene 
Princip als auf eine Baſis zur Unterhantlung für einen Brievend - Vertrag eingeyange, 
nämlich: daß das Herzogthum Schleswig eine befonvere Berfaffung, Werwaltung un 
Gefehgebung unter tem Könige von Dänemark als fouverainem Herzoge erhalten jelk, 
ohne mit dem Herzogthume Holftein vereinigt zu werten. Die Bevollmächtigten ver fe 
treffenden Theile kamen an dieſem Tage in der Abficht zufammen, Die einzelnen Ba: 
gungen eine8 folchen Uebereinfommens zu befprechen und feftzuftellen. 

In Anbetracht aber, daß die Malmder Waffenftilljtands»-Uebereinfunft vom %.% 
guft v. 3. am 26. März d. I, erlöfchen wird; daß bie Unterhanplungen für em de 
finitiven Frieden zu dieſer Zeit noch nicht zu einem Schlufle geviehen fein mödta, mi 
daß eine Erneuerung der Feindſeligkeiten während des Verlaufs der Unterhantimm. 
die verfähnlichen Abfichten aller betreffenden Theile vereiteln würbe, haben vie Berolimit- 
tigten ©. M. des Königs von Dänemark und ter proviſoriſchen Centralgewalt ter 
Deutfchland, auf Vorfchlag und Anrathen des Bevollmächtigten I. K. Großbritanniite 
Majeftät befchlofien, DaB der obengenannte Waffenftillftand 6i8 zum 26. Juni in Kraft 
bleiben fol, das ift drei Monate über ven Tag hinaus, an welddem er fonft erloide 
fein würde. 

Infofern aber vielfältige Schwwierigfeiten entſtanden find, die der buchftäblichen Er 
füllung aller Bedingungen ver obenerwähnten Malmder Waffenſtillftands⸗Uebereinkunſt rem 
26. Auguft v. I. Eintrag thun, und dieſer Schwierigkeiten wegen die Infeln Allen unt 
Arrde fortvauernd im Befige ver Behörven verblieben find, welche fie zu jener Zeit ime 
hatten, iſt ferner zwifchen den Bevollmächtigten ver betreffenden Theile feftgeftellt worte, 
baf der vorhandene Stand der Dinge in Betreff diefer Inſeln aufrecht erhalten werden 


' 
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| ſolle, und daß fie bis zum Abſchluſſe eines deſinitiven Friedend⸗Vertrages unter ber 
Berwaltung verfelben Behörden verbleiben follen, von weichen fie gegenariig verwaltet 
werden. 


Zuſatz zu dieſem Protololl. 

Nachdem die Bevollmächtigten S. M. des Königs von Dänemark dm Wunſch aus⸗ 
gevrüdt, daß eine Erwähnung gejchehen möchte von der unauflößlihen Verbindung, 
welche, ihrer Anſicht nach, das Herzogthum Schleswig mit dem Königreihe Daͤnemark 
bereinigt, erklärte der DBenollmächtigte der proviſoriſchen Centralgewalt für Deutſchland, 
daß er die unauflösliche Union der Souverainetät von Dänemark, Schleswig und Hol⸗ 
fein, in der Perfon ©. M. des Königs von Dänemark und Seiner männlichen Erben 
erkenne. 

Und, in Betracht, daß die anmwefenden Bevollmächtigten übereingefommen find, wie 
ausnehmend wünfchenswerth es fei, daß die Souverainetät über die oberwähnten Staa- 
ten für immer unter Einem Zürften vereinigt bleibe, damit ihre Verbindung perpetuell 
und unauflbdlich gemacht merbe, erklären biefelben, baß ihre resp. Reglerungen alle ihre 
Bemühungen aufbieten werden, um ein Verſtaͤndniß über diefen Punkt herbeizuführen. 


24. | Der Bevollmächtigte der proviſoriſchen Eentralgewalt an Lord Palmerfton. 

Der unterzeichnete Bevollmächtigte. ver proviforifhen Gentralgeivalt für Deutfch- 
land, hat die Ehre gehabt, die Note vom geftrigen Tage zu empfangen, mit welcher 
Vicomte Palmerfton, J. K. Großbritanniſchen Majeftät erfter Staats» Serretair, ihm 
den Entwurf eines Protokolls überfenvet, welches bie Grundlage, auf welcher die Frie⸗ 
tend»Unterhandlungen zwifchen der proviſoriſchen Eentralgewalt von Deutſchland und ber 
Krone von Dänemark betrieben werben follen, bezeichnet, und ven jetzt beſtehenden Waf⸗ 
fenftillftand bis zum 26 Juni verlängert. 

Der Unterzeichnete erkennt in dieſer Mittheilung mit aufrichtigem Danfe einen 
neuen Beweis des unermüblichen Eifers und des wohlwollenden Interefie I. K. Groß- 
britannifchen Majeftät Regierung, und Ihrer Anftrengungen, den Frieden von Europa 
aufrecht zu erhalten, und jedweden Umſtand, welcher jemem möglicherweife ein Hinderniß 
in den Weg legen Eönnte, zu befeitigen. Er (der Unterzeichnete) theilt die in der Note 
ausgedrückte eberzeugung, daß die Waffenftillfianps- Verlängerung eine unumgänglich noth⸗ 
wendige Einleitung zu den Friedens⸗Unterhandlungen fei, und er iſt bereits durch vie 
proviforifche Centralgewalt ermächtigt worben, feine Zuflimmung zu einem desfallſigen 
Verlaͤngerungs⸗Vorſchlage auf drei Monate zu geben. 

Seiner Meinung nach entfpricht der ihm mitgetheilte Entirurf vollkommen feinem 
Gegenftande, infoweit jene beiden Punkte dabei in Betracht kommen. 

Es wird ferner in jener Note voraudgefegt, daß Dentichland auf fein Hecht in 
Betreff ver Infeln Alfen und Arrde verzichtet, und folche unter vie Autorität der gemein⸗ 
famen Regierung, den Beilimmungen des Tractats von Malmde gemäß, geftellt werben 
würden. Der Unterzeichnete ift ermächtigt, einer ſolchen Verzichtleiftung beizutreten, je⸗ 
doch nur umter nachſtehenden Bedingungen: 1) daß die däniiche Megierung nicht fort⸗ 

- fahren werde, irgend welche Schwierigkeiten zu erheben, um mit ber gemeinfamen Re— 
gierung, als der gefeßmäßigen Autorität in dem übrigen Theile des Herzogthums, ſich in 
Verbindung zu ſetzen; 2) daß, in Erwägung der Verzichtleiflung von Seiten Deutich- 
lands auf den Artikel des malmder Vertrages, welcher fih auf vie oberwähnten Infeln 
bezieht, — Dänemark feinerfeits Feine Schwierigkeiten machen werbe, um, während bes 
Waffenſtillſtandes, in feinen Häfen die Schiffe der beiden Herzogthümer, unter der Slagge - 
ihrer reſp. Häfen zuzulafien. 

Was den erſten dieſer beiden Punkte anbetrifft, fo fcheint derſelbe am wenigſten irgend 
einer Schwierigkeit zu unterliegen, infofern ald die gemeinfame Regierung jüngft ein 
ehrerbietiges Schreiben an den König son Dänemark gerichtet, und üuberdies ſeitdem 
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einen S. M. willkommenen holſteiniſchen Cdelmann beauftragt bat, Ihm mündlich tie dariz 
enibaltenen Gefinnungen an ven Sag zu legen. Es erhellt, daß die Auferihterheins; 
jener Autorität mehr denn je im Interefie Dänemarks liegt, und die Borberiagun fr 
die Erhaltung des Friedens und die fortichreitende Beruhigung ver Gemütber bike 

Der zweite Punkt ift bereits der Aufmerffamkeit Dänemarks dur I. 8. Gr 
britannifchen Majeftät Itegierung enipfohlen worden, und der bier gemachte Borikia d 
vor allen anderen derjenige, welcher anı wenigften Anftoß geben kann. Tine Iemer 
rung der Annahme dieſes Vorſchlages würde als eine Verweigerung Dänemurks ı 
das Friedenowerk ernftlich einzugehen, anzufehen fein. Eine ſolche Verweigermʒ wrin 
überdies die eigentlichen pecuniären Hülfsquellen derjenigen Landestheile angreifen, zelde 
im Begriff ſtehen unter die unmittelbare Herrichaft ihres Souverains 
und von welchen Dänemark die Befriedigung nicht unbeträchtlicher finanzieller dor 
rungen erwarten muß. 

Behufs leichterer Einficht der in Vorſchlag gebrachten Zufag- Clauſeln, zimai ıe. 
Unterzeichnete fich die Freiheit, einen Entwurf für die Faſſung des Protokolls jur 
im Anſchluſſe beizufügen. 

Zuſat 


Rah den Worten am Schluſſe des Protokoll ‚gegenwärtig verwaltet” — zit 
vorgefchlagen, ven Satz folgenbermaßen fortzufegen: 

„Wogegen die anderen Theile Schleswigs jowohl, ald das Herzegihum fe 
fein, fortfahren werden im Namen ihres Landsherrn, während des Weiahk 
ſtandes, durch jene Behörde der gemeinfchaftlichen Regierung regiert zu zte 
welche in Gemaͤßheit des malmoͤer Tractats errichtet, und durch die veriin 
beiderſeitigen Gommiffaire Deutſchlands und Dänemarks inſtallirt wurde. 

„Um die Schifffahrt der genannten Herzogthümer zu erleichtern, gieht Dar: 
mark, in Anbetracht des oberwähnten Zugeänbniffes in Betreff ver Injca D- 
fen und Arröe, feine Cinwilligung dazu, daß während des Waffenfliiene di 
ſchleswigiſchen ſowohl ald die holſteiniſchen Schiffe, unter ver Flagge vd de 
fens, von welchem fie kommen, in den daͤniſchen Häfen zugelaffen wersen, ur: 
dem ausbrüdlichen beiverfeitigen Ginverflänbnifie, Daß dieſe zeitiveilige Uebarn 
Eunft in £einerlei Weije der definitiven Regelung der vorhanbenen Erik: 
Eintrag thue. 


26. | Der f. dänifche außerordentlihe Bevollmaͤchtigte, Schr. v. Pleffen theilt ven 
preußifchen Dinifter der auswärtigen Angelegenheiten eine Declaratim de 
Cabinets mit, wonach der Waffenkillkend von Malmde mit dem 8. 8 
aufhören fol. Zugleich wirb aber erflärt, S. M. der König von Dies! 
hoffe, daß der gefaßte Entſchluß nicht zu einer Erneuerung der Yeindfehgen 
führen werde. 


28. | Antwort des k. preußifchen Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten. 

Mit Ew. gefälligem Schreiben vom 26. d. M. babe ich zugleich die Beigefügee Tr- 
elaration des k. dänischen Conſeils⸗Praͤſidenten und Miniſter der auöwärtigen Angelege 
heiten Herrn Grafen von Moltke⸗Bregentred, vom 23. 0. au erhalten wie Ehre gebat- 

Erw. Bemerkung, daß mit der formellen Erflärung, duch die Malmder Waffen 
ſtands⸗ Convention vom 26. Auguft v. I. nicht über bie urfprünglich für ihre Das 
verabrebeten fieben Monate fich gebunden halten zu wollen, S. M. ver König von Türe 
mark dennoch die vertrauensvolle Hoffnung verbinde, es werde dieſe Kündigung der ar 
dachten Convention zu einer Erneuerung der im vorigen Jahre ftattgehabten Feinzieis: 
keiten nicht führen, Tann ich nur mit wahrer Befrievigung entgegen uchmen. Baur 
Er. jedoch hinzuzufügen Sich veranlaßt gefehen Haben, daß bisfer Schritt a6 dnijcher 
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Gabinets, im Interefie aller betbeiligten Regierungen die geiofnfchte Beruhigung in ven 
Herzogthümern Schleswig und Holftein, und fomit auch bie Ausgleichung der beſtehenden 
Differenzen nur fördern dürfte, fo glaube ich mich dieſer Anſicht nicht anfchließen zu 
fönnen. Ich vermag vielmehr in der Kündigung ded Waffenſtillſtandes im gegenwärtigen 
Augenblide, und hei der bermaligen Lage der Unterhandlungen in London, keinesweges 
dad geeignete Mittel zu erkennen, weder um die vorhandenen Schwierigkeiten für eine 
definitive Löfung der obſchwebenden Streitfragen hinweg zu räumen, noch um das be⸗ 
gonnene Werl der Vermittelung zu erleichtern. 

Daß «8 dennoch gelingen möge, den eventuellen Folgen einer neuen Verwickelung 
techtzeitig vorzubeugen, dies ift eben fo ber laͤngſt gehegte Wunſch deö preußifchen Ca⸗ 
binet3, als es auch das Ziel feiner unausgeſetzten Beftrebungen bleiben wirb. 


März; 

5. | Treffen bei Szolnof (Band I. Seite 91). Einem fpäter veröffentlichen Berichte 
gemäß, war es die ganz iſolirte Brigade des General Karger (4500 M. In⸗ 
fanterie, 700 Reuter, 14 Geihüge), welche von zwei, über bie Theiß gegan- 
genen Diviſionen Infurgenten, zufammen 10,000 DM. Infanterie, 1600 Reus 
ter, 36 Geſchütze, mit Berluf von mehr als ſechshundert Gefangenen und eilf 
Gefchügen vertrieben wurde. 

9. | Der f. dänifhe außerordentlihe Bevollmächtigte erflärt dem k. preußiſchen Mi⸗ 
niſter der auswärtigen Angelegenheiten. 

Die Regierung mußte von den Banden ſich löſen, welche ſie noͤthigen, den fortge⸗ 
ſetzten Aufruhr in den Herzogthümern Schleswig und Holſtein gegenüber ſich ruhig zu 
verhalten. Weit entfernt aber iſt fie von der Abſicht, nach Ablauf der in der Malmder 
GSonvention feſtgeſetzten Zeit, fofort dem Handel und der Schifffahrt weuticher Völker 
durch Blokade oder fonflige Mittel Hinderniffe in ven Weg legen, oder überhaupt auf 
irgend eine Weife gegen die Ütegierungen und Völker durch vielfache gemeinfchaftliche In⸗ 
terejfen mit der daͤniſchen Nation eng verbunbener beutfcher Nachbarftaaten feindſelig auf⸗ 
zutreten. Nur die Wieverholung einer bewaffneten Intervention in die inneren Angele- 
genheiten der dänifchen Monarchie von Seiten deutfcher Staaten würde daniſcher Selis 
als ein den Fortgang der Friedens⸗Unterhandlungen flörender Schritt betrachtet werben 
müffen, und bie Regierung Demjenigen gleichftellen, welcher: fih der Gefahr fremden 
Angriffs im eigenen Haufe erwehren muß. Schon die Nüdficht auf die Wohlfahrt der 
Bewohner der eigenen Staaten wird aber hoffentlich die k. preußiſche, fo wie jede deutſche 
Negirung, um fo mehr davon abhalten, einen ſolchen Schritt gejchehen zu laſſen, da 
feine Gründe vorliegen möchten, durch welche derſelbe ſich rechtfertigen ließe, und glaubt 
die Regierung ©. M. des Königs von Dänemark daher der beruhigenden Zuverficht fich 
hingeben zu dürfen, daß bie Declaration vom 23ſten v. Mts., fo wie überhaupt nur zu 
friedlichen Unterhanblungen, fo namentlich nicht zu einer Benugung ber im $. 2. ber 
Waffenſtillſtands⸗Convention eingeräumten Befugniß führen werbe. 

10. | Antwort des preußiichen Miniſters. 

Em. beehre ich mich den Empfang Ihres geehrten Schrelbens vom geſtrigen Datum 
anzuzeigen, und freue mich, die Verſicherung hinzuzufügen, wie ſehr die k. Megierung 
die darin von Neuem audgeiprochenen frienlichen Befinnungen zu würbigen weiß. Die 
Erhaltung des Friedens liegt fo fehr im beiverfeitigen Interefie, daß Alles zu der Hoffe 
nung berechtigt, daß die in London desfalls eingeleiteten Unterhanblungen zu dem er⸗ 
wünfchten Ziele führen werben. 

Als einen Beweis dieſer frievlichen Befinnungen nehme ich gern die Erklärung ent⸗ 
gegen, daß es nicht im der Abſicht ber I, daniſchen Regierung liege, nach Ablauf ber 
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in der Malmder Convention feftgefeßten Zeit, dem Handel und der Schifffahrt deuiſcher 
Völker durch Blokade oder fonftige Mittel Hindernifie in den Weg zu legen, vorauige⸗ 
feht, daß preußiſch⸗ deutſcher Seits von Ausführung des Artifeld 1. der Malmöer Cor 
vention, nach welchem die innegehabten Bofitionen wieder befeßt werben können, Abftın 
genommen werve. Ein. werven leicht ermeflen, daß ein joldhes Abkommen fehr in im 
Wünfchen der k. Megierug liegen würbe, daß fie aber nicht jüglich eher darani 
würde eingehen können, bi8 die E. daäniſche Regierung dad beftimmi 
Berfprehen gäbe, ibrerfeits nicht in die Hergogthümer einrüden, un 
überhaupt den Status quo verändern zu wollen. Nur unter dieſer Vorau⸗ 
fegung wuͤrde eine Nichtbenutzung jener Vefugniß gerechtfertigt erfcheinen, und tie I 
Megierung wird mit Vergnügen etwaige darauf bezügliche Vorfchläge entgegen neben 
und’ in Erwägung ziehen. Sie bevauert aber erfahren zu haben, daß bie T. tank 
Megierung beichlofien hat, die Häfen und Flußmündungen der Herzogthümer am 27. 
M. zu blofiren. Eine folhe Mafregel ſcheint nicht geeignet, dad Zuſtandekommen cin 
Verſtaͤndniſſes zu beförbeen, indem ver Status quo dadurch wefentlich geäntert würk. 

Sollte S. M. ter König von Dänemark ſich indeß nicht veranlaßt finden, jelk: 
Garantien zu ertheilen, und bie k. Megierung in ven Ball kommen, ihre Truppen wide 
in vie am 26, Auguft v. 3. eingenommenen Poſitionen einrüden zu laſſen, fo fann it 
nicht annehmen, daß dies „ald ein ben Fortgang der Friedens⸗Unterhandlung flörente 
Schritt" angefehen werden müſſe. Es ift kaum nöthig, an die häufigen Präcevenzfälle zu 
erinnern, in welchen felbft während fortvauernder activer Kriegführung Friedens⸗ nm: 
bandlungen eingeleitet und fortgefegt worben find. Im gegenwärtigen alle liegt abe 
in der Wiebereinnahme der Pofitionen eben fo wenig eine Eröffnung der Feindſeligkeiten 
von unferer Seite, als bie Regierung ©. M. des Königs von Dänemark eine ſolche 
durch die Auffünpigung zu beabfichtigen erflärt bat; fonvern vie AUngelegenbeit wir 
dadurch nur einfach auf den Stand zurüdgeführt, in welchem fie bei dem Abſchluſſe kei 
Waffenſtillſtandes fidy befand. Es liegt daher keineswegs in der Abficht der k. Regie 
rung, die Unterhandlungen auch in diefen Kalle unterbrechen zu laffen, vielmehr gie 
fie fi der Hoffnung hin, daß diefelben fortgefeht, und zu einem erfreulichen Ziele füb⸗ 
ven werben. 


18. | Anberweiter Protokoll» Entwurf in der deutſch⸗däniſchen Angelegenheit. (Vergl. 


23. Sebruar.) 

Nachdem S. M. der König von Dänemark und die proviforifche Centralgewalt von 
Deutſchland dad ihnen von dem k. großbritanniſchen Hofe gemachte Anerbieten einer Be: 
mittelung feinerfeits, zur Ausgleichung der Streitigkeiten, welche leider zwiſchen ber Ks 
von Dänemark und der gedachten proviſoriſchen Centralgewalt von Deutſchland Himit- 
lich der Lage des Herzogthums Schleswig entftanden find, angenommen, auch ver Ks 
von Dänemark und bie proviſoriſche Gentralgemalt von Deutfchland ihre Zuftimmm; 

gegeben haben, zu dem von I. k. großbritannifchen Majeftät Regierung in Betreff da 

zufünftigen Lage des Herzogthum Schleswig in Vorſchlag gebrachten Brincip, melde 
die Grundlage für einen Friedensvertrag bilden würde, nänlih: daß das Herzogtum 
Schleswig eine eigene Verfaſſung, Verwaltung und Gefebgebung, unter dem Könige 
Herzoge, erhalten fol, jedoch ohne mit dem Herzogthume Holftein vereinigt zu werten, 
— haben vie Bevollmächtigten der betreffenden Theile fich heut in der Abficht vereinigt, 
die fpeeiellen Bedingungen einer ſolchen Uebereinkunft zu erörtern und feftzuftellen. 

In Anbetracht aber, daß ver am 26. Auguft v. I. zu Malmde abgefchlofiene 
Waffenſtillſtand am 26. d. M. feine Endſchaft erreicht, und daß zur Erlangung eine 
erfolgreichen Bortführung der Unterhandlungen e8 weſentlich nothwendig ift, daß eine 

m weitere Waffenruhe eintrete; in Anbetracht ferner, daß in Folge des Ablaufs des Mal: 
more Waffenftillftandes, und aus Veranlaffung der Abdankung der gemeinfamen Regie⸗ 





- zung, welche, Kraft der Malmder Convention, zur proviſoriſchen Fortführung der Ver⸗ 
waltung der Herzogthümer Holftein und Schleewig auserfeben war, — die Nothwen⸗ 
digkeit eingetreten ift, irgend neue Vorkehrungen für die Verwaltung jener Herzogthümer 
während der Dauer der Waffenruhe und bis zum Abfchluffe eines definitiven Friedens⸗ 
Vertrages zu treffen, haben die vorbenannten Bebollmächtigten fich über Die folgenden 
Präliminar= Artikel geeinigt: 

Art. I. Das Hergogthum Schleswig wird, was feine gefehgebende Gewalt und 
innere Derwaltung anbelangt, eine eigene Verfafiung erhalten, obne mit dem Herzog⸗ 

thum Holflein vereinigt zu werden, und unbefchabet der politifchen Verbindung, welche 
dad Herzogthum Schleswig an die Krone Dänemark knuͤpfte. 

Art. 1. Es wird eine vollfommene Waffenruhe zu Lande und zur See zwiſchen 
Dänemark einer- und Deutichland andererſeits eintreten, und dauern vom 26. d. M. bis 
zum 26. Juni, einfchließlich viefer beiden Tage; und während des Beſtehens dieſes Waf- 
fenſtillſtandes foll das Gebiet des Feſtlandes der Herzogtbümer Holftein und Schleswig 
weder durch deutfche noch durch daͤniſche Truppen beſetzt werden. 
| Art. III. Im der Abficht, die Ordnung aufrecht zu erhalten, und die Verwaltung 
der beiden Herzogthümer in ihren einzelnen Theilen währenn des Verlaufs des Beit- 
raums bis zum Abfchluffe eines befinitiven Friedens ⸗Vertrages fortzuführen, iſt man 
dahin übereingelommen, daß die proviforifche Gentralgeiwalt von Deutfchland eine interi⸗ 
miftifche Regierung für Holſtein, und der König Herzog eine interimiftifche Regierung 
für Schleöwig beftelle. Diefe Regierungen, deren Mitgliever aus Eingebornen der Her⸗ 
zogthümer befteben follen, werden ihre Functionen am 27. d. M. antreten, und deren 
Ausübung bis zum Abſchluſſe eines veflnitiven Friedens⸗Vertrages fortfegen. Jedoch 
folfen dieſe ihrerfeit3 auszuübenden Functionen lediglich einen vollziehenden und verwal⸗ 

tenden, und keinen gefeßgebenvden Character haben. 

Diefe beiden Regierungen follen ſich feiner andern Truppen bebienen, als folcher, 
welche aus Eingeborenen ber resp. Herzogthumer befteben, und zu dem Zwecke der Auf- 
rechterhaltung der Ordnung in den Herzogthümern. 

Diefe beiden Regierungen follen verpflichtet fein, in Bezug auf Perfonen, ſowohl 
daniſchen als deutſchen Stammes, mit völliger Unparteilichkeit zu Werke zu gehen. 

B- | Dämifcher Gegen: Entwurf zu vorſtehendem Protokoll. 

Nachdem S. M. der König von Dänemark und die proviforifche Centralgewalt 
von Deutichland das ihnen von der Krone von Großbritannien gemachte Anerbieten 
einer VBermittelung zur Ausgleichung der Streitigkeiten, welche leider zivifchen ber Krone 
von Dänemark und Deutfchland entflanden find, angenommen, und beide, in Betreff ver 
Friedenagrundlage, dazu ihre Zuftimmung gegeben haben, daß nach dem von J. K. groß⸗ 
britanniſchen Majeftät Regierung, in Betreff der zukünftigen Lage des Herzogthums 

- Schleswig in Vorſchlag gebrachten Princip unterhanbelt werde, haben die Bevollmaͤchtig⸗ 
ten der refpectiven Theile fich heut in ber Abſicht vereinigt, den Vorſchlag zu erörtern 
und das Princip für eine folche Tiebereinkunft feftzuftellen. 

In Anbetracht aber, Daß der am 26. Auguft u. |. w. bis zu Ende, wie im Protos 
kolls⸗Entwurf vom 13. März 1849, nur ſtatt Abdankung, „Erloͤſchen“ der gemeinſamen 
Regierung. 

& Artikel). Ebenfalls wie im Protofolld- Entwurf vom 13. März 1849, nur 
Ratt: gefeggebende Gewalt, „ſpecielle Geſetzgebung.“ 

Artikel Il. Der zu Malmde am 26. Auguft v. I. unterzeichnete Waffenſtillſiand 
tritt am 26ſten d. Mts. gaͤnzlich außer Kraft, mit Ausnahme des im Artikel V. wegen 
der Endregulirung der Anfprüche gemachten Vorbehalts, ſowie des Umſtandes, daß bie 
für das Herzogtfum Lauenburg, in Gemäßhelt des Artikels IX. derſelben Uebereinkunft 
eingefeßte Verwaltung vorläufig in Thätigkeit bleiben wird. Nichtöbeftoweniger follen 
die Beinpfeligkeiten ſowohl zu Lande, als zur Ser ringeſtellt bleiben, vom 26ften d. Mi, 
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bis zum 26. April k. I. einſchließlich, zn welchem Zeitpunkt die Einſtellung ver Sr 
ſeligkeiten als erloſchen angeſehen werden ſoll, wofern ſolche nicht autbrädik zn 
erneuert werben. Während des Waffenſtillſtandes ſoll das Gebiet des Welllamd In 
Herzogthümer Holfein und Schleswig weber wurd) deutfche noch durch antike Inn 
befegt -werben, jedoch mit den in den folgenden Artieln III. und IV. angefühm be 
ſchraͤnkungen und Vorbehalten. 

Artikel HI. Ebenſo wie im Entwurf vom 14. März; 1849, bis gu ven Bm 
iſt man dahin übereingefommen (und dann weiter), daß eine vorubergehende, wa x 
proviforifchen Eentralgewalt von Deutſchland in Vorfhlag gebrachte, var ER vn 
König von Dänemark in feiner Eigenfchaft als Herzog won Holfbein beftätigte, um tert 
Beide eingefehte Verwaltung das Herzogthum Holftein verwalten fol, wahrend dem 
feit8 der König von Dänemark die vorübergehende Verwaltung für Schledwiz hin 
und einfegen fol. 

Diefe Verwaltungen, deren Mitglieder aus Eingeborenen ber Gerzogibäme Ickte 
follen, werben ihre Functionm-am 2Tften d. M. antreten, und beren Antkluy I 
zum Abſchluß eines definitiven Friedenvertrages fortfegen. Jedoch follen viefe iheeie: 
auszuübenden Functionen lediglich einen vollziehenten und verwaltenden und frisa $ 
feßgebenven Charakter haben. 

Diefe beiven Regierungen follen in Bezug auf Perfonen, ſowohl hiniita 3 
beutfchen Stanımes, mit voͤlliger Unparteilichkeit zu Werke zu geben verpflichtet jez 

Hinfichtlih Schleswigs follen alle nach dem 18. März 1848 veröffentlidkn far 
und Verordnungen als nicht erlaften betrachtet werben. 

Nichtöveftoweniger fol ©. M. Verwaltung das Hecht zuftchen, vieienigen me 
ihnen wiederum in Kraft treten zu laffen, welche fie für nothwendig erachtet. 

Zur Aufrechterhaltung der Ordnung in den Herzogthümern wird eine beikrisk: 
Anzahl Truppen verwendet werden; mas Golſtein anbetrifft, eine nicht größere «ld de 
jeinerfeit8 zum beutfchen Bundesheere zu ftellende Gontingent, in MW etroff Schleitiz 
daͤniſche oder ſchwediſche Streitkräfte im Betrage von 3,000 oder 4,000 Mann Eel- 
ten zu diefem Dienſte dänifche Truppen verwendet werden, fo werben ſolche, fo nid d 
möglich, aus geborenen Schleömigern zufammengefeßt fein, mit Ausnahıne folcher, welche u 
der gegenwärtig aufgelöften, fogenannten Schleswig=Holfteinifchen Armee im Dienfe gerri 

Artifel IV. Für den Fall, daß die Vollziehung diefer Beſchlußnahme auf Ei: 
fland oder Unoronungen in den Herzogthümern floßen, und die Anwendung gehen 
Militairkräfte erheifchen follte, fo ſteht es dem Könige von Dänemark zu, non einer ir 
hen Entwidelung von Streitkräften Gebrauch zu machen, um die von S. MR. in Shit 
wig eingefeßte Verwaltung in der vollen Ausübung ihrer Gewalt aufrecht zu ahabr 

- In Betreff des Herzogthums Holften übernimmt der andere contrahirente Ihl 
in dem obbezeichneten Falle die Verpflichtung, Truppen in jenes Serzogthum as 
und es befegen zu lafien. 

13. | Lord Palmerfion an Lord Cowley. 

Ich fende Ihnen zur Mittheilung am Herrn von Gagern ein abgeänbertes Gntwmil- 
Protokoll, defien Modifientionen den veränderten Umſtanden des Augenblids angrek 
find, und welches ich heute ben beiden Bevollmächtigten von Deutſchland um ve 
Dänemark vorgefchlagen habe. 

Die dänischen Bevollmächtigten haben fich der Verlängerung des Waffenſtillſtandet 
für einen Zeitraum von brei Monaten widerſetzt, und benfelben auf zwei Monate, vB 
26. d. Mis. an beſchraͤnkt zu fehen gewünfcht, natürlich mit der Befugniß für beide 
Theile, denfelben vor dem Ablauf dieſer Zeit zu ernenern, wenn die Unterbentlunge 
dann noch nicht endgiltig geichloffen fein; aber auf die Vorftellungen, welche ih ine 
jelben gemacht habe, find fie gefonnen, in diefem Punkte nachzugehen, un find bereit, 
das Wrotofoll, wie e8 jegt vorliegt, zu unterzeichnen. 
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Der Ritter Bunſen von Seiten der Gentralgewalt, fcheint gefonnen, dies Protokoll 
mit Ausnahme des legteren Theils des vorgefählagenen Artikel I. von ven Worten an 
„und laſſend“ bis zum Schluß, zu unterzeichnen. Der vom Ritter Bunfen bei dieſer 
Stelle gemachte Einwand ift ver, daß viefelbe gerade das anerkennt, was er, feinen In⸗ 
fiructionen zufolge, verneinen müfle, nämlich das Beſtehen einer politifchen Verbindung 
zwifchen dem Herzogthum Schleswig und der Krone von Dänemark. 

Ih Habe ihm vorgeftellt, daß mir das Beſtehen einer ſolchen Berbindung eine 
Thatſache zu fein fcheint, welche zu beftreiten unmoͤglich iR, und bie Anerkennung der⸗ 
ſelben in keiner Weife ver Frage rücfichtlich der Bedingung ihrer Dauer, Eintrag hut. 
IH habe ihm dargethan, daß es vier Verbindungsarten zu geben fcheine, welche zwei 
Landerthelle mit einander verbinden koͤnnten. Eine ſolche Verbindung koͤnnte einfach eine 
politiſche, oder auch eine conftitutionelle fein, ober fie koͤnnte ferner eine abminiftrative 
fein, oder eine vollſtaͤndige durch den Umſtand, daß fie auch eine fegiölative wird. 

Zwel Lande, welche nicht durch ihre Verfaffung, ihre Verwaltung oder ihre Ges 
ſetggebung vereinigt find, koͤnnten nichts deſtoweniger mit Rückſicht auf andere Staaten 
einen Theil eines politifchen Ganzen bifven, fo daß ein auömärtiger Staat, der ſich im 
Kriege oder im Frieden mit dem einen Lande befindet, auch im Kriege oder Im Frieden 
mit dem andern fein würde; eine ſolche iſt eine polttifche Verbindung, und ein folches 
tft, wenigftens ſoweit Großbritannien betbeiligt ift, das betreffende Verhaͤltniß von 
Schleswig zur Krone von Dänemark. Großbritannien hat Teinen Verkehr, Keine Be⸗ 
ziefungen mit Schleswig, ausgenommen durch die Krone von Dänemark, und I. M. 
Regierung farm deßhalb nicht die Schwierigkeit der Anerkemmung des Beſtehens einer 
politifhen Verbindung zwiſchen dem Herzogthume und der daͤniſchen Krone begreifen. 

Es ift eine andere und verſchiedene Frage, ob foldhe Union unauflöslich iſt, ober 
ob dieſelbe aufhören foll bei gewiffen moͤglichen Ereigniffen. Die daͤniſchen Bevollmaͤch⸗ 
tgten ſchlugen vor, amf einmal und fogleich dieſe Frage durch die Worte, welche für 
ins Protokoll aufgenommen zu jehen twünfchten, zu entſcheiden, feftftellend, daB die po⸗ 
litiſche Union des Herzogthums Schleswig mit der Krone Dänemark anauflöglich fein 
fol. Aber die daͤniſchen Bevollmächtigten wurden bewogen, dieſe Wortfaffung aufzugeben, 
und fie find mit der Faflung in dem zuerft vorgefihlagenen Artikel, wie ex jet im Ent⸗ 
wurfe vorliegt, einverſtanden. 

Könnte nun Here Bunfen beauftragt werden, Died Protokoll zu zeichnen, fo würde 
der Frieden wenigftend gegenwärtig erhalten, und Zeit gewonnen werben, um ein ent» 
ſcheidendes und hoffentlich befriedigendes Liebereinfommen herbeizuführen. I. M. Regie⸗ 
sung fordert Ew. dringend auf, Herrn von Bagern zu erſuchen, ohne Verzug die noͤthi⸗ 
gen Inftructionen über dieſen Punkt an Herrn Bunſen zu fenden, una J. M. Regie 
rung kann nicht zweifeln, daß ‚Herr von Sagern Died thun werbe,. da aus Em. heut 
eingegangener Depefche Nr. 114. hervorgeht, daß in ber Unterrebung, welche Sie mit 
Sem vor Gagern, in Bolge der Ihnen mittelft ver Depeſche Nr. 74. zugegangenen 
Inſtruction gehabt Haben, verfelbe geäußert hat, wie er nicht in Abrede flellen koͤnne, 
daß die politifche Union zwifchen dem Herzogthum Schleöwig und der Krone von Däne- 
mark fo lange unauflöslich bleibe, als die Erbfolge in Dänemark in ver männlichen Linie 
fortdauert. 

Dieſe Erklärung iſt eine vollſtaͤndige Anerkennung des gegenwärtigen Beſtehens 
einer ſolchen Union, und Alles, was die Stelle in dem vorgeſchlagenen Artikel I. feft- 
feht, iR, daß felche beſtehende politifche Union intact bleibe, d. h. nicht berührt, ange» 
griffen oder verändert werden darf, durch die Weränderungen, welche ber Innern Verfaſ⸗ 
fung und den Anorbnungen in dem Herzogihum Schleswig bevorſtehen. 

I. M. Wegierung iR überzeugt, daß Herr von Gagern, wenn ex den ganzen Um⸗ 
fang der Intexefien, welche in Betracht Tommen, in Extvägung zieht, es nicht auf fich 
nehmen wird, wegen einer Woriklauberei ober einer willlarlichen ober gezivungenen 
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Auslegung klarer Worte, über Europa all’ die unglüdlichen Folgen zu bringen, wet: 
aus der Erneuerung der Feindſeligkeiten zwiſchen Deutfchland und Dänemark hervorgehen 

wuürden. Uber vie Zeit drängt, und fein Tag darf verloren gehen, und wenn Her mı 
Bagern, wie J. M. Negierung zuverfichtlich Hofft, demgemäß Herrn Bunfen ermähig. 
das Protokoll zu zeichnen, fo würden Sie wohlthun, Str Henri Wynn direct daven ı 
Kenntniß zu feßen, damit er jedem. wiberwärtigen Schritte von Seiten des bäniika 
Gouvernements vorbeuge. 


17. | Erflärung des Bevollmächtigten der Centralgewalt in Bezug auf das Protolel 


vom 13. März. 

Nachdem der unterzeichnete außerordentliche Geſandte sc. heute ein Protokoll min 
zeichnet bat, wodurch die Stellung des Herzogthums Schleswig proviſoriſch gemte 
wird, erflärt derfelbe, daB er diefe Verhandlung nur mit dem ausdrücklichen Vorbeher 
gezeichnet bat, daß die Worte des Artifeld J. wonach die politifche Yinion zwiſchen ja 
und der Krone Dänemark unverlegt bleiben foll, in dem Sinne zu verfiehen find, ta 
dieſe politifche Union fo lange unverlegt bleibt, als das gegenwärtig in Dänemarl ı 
gierende Haus im Manndftamme nicht erlofchen iſt. 

Der Unterzeichnete erklärt außerdem noch, daß die Frage über die Sucrefiim u 
das Herzogthum Schleswig offen bleibe, und daß der Artikel I. des gedachten Protofell 
in biefer Beziehung nichts präjubiciren könne. 

Zu Urkund deffen bat ber Unterzeichnete die gegenwärtige Erklärung mit fen 
Namen verfehen, und folde ©. €. dem Lord Palmerſton, Erften Staatöfekretär Ihm 
britifchen Mafeftät, behändigt, unter Allerhöchftveren Vermittelung gedachtes Protokel 
zwifchen ven beiderfeitigen Bevollmächtigten verabredet worden ift. 

17. | Proviforifches Gemeinde⸗-Geſetz für das öfterreihiiche Kaiſerthum. 
21. Der Reichsminiſter der auswärtigen Angelegenheiten an ben k. preußiſchen 2 
1 vollmächtigten bei der Gentralgewalt. 

Als ich die telegrapbifche Depeſche vom 18. erhielt, waren bie Berichte des Hm 
Bunfen vom 13. und 14. über dad von Lord Palmerfion am 13. entworfene Fr 
tofoll bereit3 durch das Ihnen ſeitdem mitgetheilte vieöfeltige Schreiben am 17. kt 
wortet. Die Deyefhe L. Palmerſton's an 2. Cowley vom 13. kam mir abe ri 
unmittelbar nach meiner vorläufigen Mittheilung vom 18. durch 2. Comley zur Ka 
niß. Im diefer vorläufigen Antwort pürfte ich mich hinſichtlich der von 2. Palmerin 
vorgefchlagenen Formel über die Verbindung Schleswigs mit Dänemark auf den frühen 
Crlaß vom 15. beziehen, weil derfelbe genau und nad) wieberholten ausführliden Er 
terungen mit 2. Cowley, die Orenzen bezeichnet, innerhalb welcher eine ſolche Gum 
zuläffig ſchien. 

Ich habe die Ehre, anbei zur Vervollſtaͤndigung eine Abfchrift derjenigen Ram 
der beiden in dem Erlafje vom 15. erwähnten Säge vertraulich mitzutheilen, übe nik 
ih mid) mit 2. Cowley verftändigt hatte, und melche derſelbe gleichzeitig am 15. sh 
London gefendet hat. Diefe Säge waren noch auf den früheren Protofoll-Entwurf von 
23/24. Februar, und auf die damald von 2. Palmerſton noch feftgehaltene Ermwährm 
der „unauflöslichen” Verbindung berechnet. Erft mein Schreiben vom 17. bezicht ſich 
auf den neueren Protokoll⸗Entwurf vom 13., in welchem nicht mehr von einer wm) 
loͤslichen Verbindung die Rede ift, wohl aber eine „politifche Union" als beſtehend tr: 
ausgefegt wird. Die k. Regierung wird aus dieſem Schreiben entnommen haben, bei 
das Neihe-Minifterium fich nicht unbeningt gegen Bulaffung des Ausbruds „union 
politique“ erklärt hat, jondern nur gegen befien beflimmte Anwendung im Protofelk, 
ohne Sicherftellung gegen vie dabei daͤniſcher Seits offenbar gehegte Abficht. Die ſeht 
einjchränfenden Erläuterungen, welde 8%. Palmerflon in der Depeſche 

vom 13. an 2. Gowley aufftellt, enthalten vollfommen dieſe Sicherftellung, 
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und flimmen mit der Infiruction vom 17. überein, welche das Verhaͤltniß Norwegens 
zu Schweden als den zuläffigen Maßſtab einer politifchen Verbindung fefthält. Das 
Reihs-Minifterium kann fich daher die von der k. preußifchen Regierung 
gefaßte Anſicht, daß der Ausdruck „union politique“ durd jene Er⸗ 
läuterungen und durch eine demgemäß beigefügte verwahrende Erklaärung 
annehmbar werde, vollſtändig aneignen, ja die hier kurz reſumirte Sachlage 
laßt erwarten, daß das Protokoll bereits unterzeichnet fein wird, ſalls nicht die daͤniſchen 
Bevollmaͤchtigten auf unbedingter Annahme der Formel beharren, oder andere Schwie⸗ 
rigkeiten als dieſe Formel entgegenſtehen. Hinſichtlich des Ihrem geſtrigen Schreiben 
gefaͤlligſt beigelegten Entwurfs einer Declaration muß ich mir jedoch die Bemerkung ge⸗ 
ſtatten, daß derſelbe inſofern umvollftändig ſcheint, als darin zwar in Betreff der Dauer 
der politiſchen Union der diesſeitige Standpunkt gewahrt ift, in Betreff des Umfanges 
aber von den Erläuterungen 2. Palmerſton's nicht Akt genommen wird. &3 feheint 
mir nöthig, ausprüdlich zu erflären, daß die politifche Union der legisativen, conſtitutio⸗ 
nellen und abminiftrativen Unabhängigkeit Schleswigs keinen Eintrag thue. 

Was dagegen, abgefehen von der fraglichen Formel, den übrigen Inhalt des Proto⸗ 
toll» Entwurfs vom 13ten I. Mts. betrifft, fo kann ich nur wünfchen, daß die k. Regie⸗ 
zung dad enticheivende Gewicht ver Einwendungen anerkennen möge, welche ich viefen 
Beflimmungen in ber Inftruction vom 17ten entgegenftellen mußte, und welche auch Herr 
-Bunfen, nad Inhalt feiner mir feitvem zugekommenen Berichte vom gleichen Datum, 
mittelft einer Bergleichung der beiden Protokoll» Enttvürfe vom 23. Februar und 13. März 
hervorgehoben bat. 2. Cowley hat gleich bei Empfang des lehteren an feine Regierung 
über deffen Unzulaͤſſigkeit berichtet, und ſeitdem habe ich mit ihm biefelben Cinwendungen 
burchgegangen, welche die mehrerwähnte Inftruttion vom 17ten geltend macht, und welche 
er ſaͤmmtlich als gegründet anerkannt hat. Nach dem Berichte, welchen er über vieles 
Geſpraͤch wird erflattet Haben, müßten jevenfalld folgende Aenverungen vorgenommen 
werben: 1) Im Eingange wäre der Ausdruck „Sovereign-Duke“ wieder herzuftellen, 
oder anflatt der Worte: „without being united with Holstein,“ die urfprüngliche 
VFormel zu wählen: „distinct from that of Denmark on the one side and of that 
of Holstein on the other;* 2) im Artikel I. müßte die Fortdauer der nicht politifchen 
Verbindung mit Holftein gewahrt werben; 3) der Artikel Il. müßte dahin abgeändert 
werben, daß Feine neuen beutfchen ober daͤniſchen Truppen in bie Herzogthümer einrüden 
ſollten; 4) ver Artikel MU. müßte ganz wegfallen. 

Wenn die preußifche Negierung fich dieſen Erklärungen entichieven anfchließt, fo 
wird vielleicht L. Balmerfton in den erwähnten Punkten, deren Bedeutung an fich einen 
Krieg nicht rechtfertigt, und die nur durch die Proceduren Dänemarks eine für den Augen- 
blick gefährliche Wichtigkeit erlangt haben, den Widerſtand der daͤniſchen Unterhänbler 
zu befeitigen Willens und im Stante fein. Eine Unterzeichnung des Protokoll! ohne 
diefe Aenderungen würde die Eentralgemwalt nicht genehm halten können. 

D. | Geſetz gegen den Mißbrauch der Prefie und Afiociation im öſterreichiſchen Staate. 
5. | Der k. dänifhe Bevollmächtigte an den k. preußifchen Miniſter der auswärtigen 

: Angelegenheiten. 

Bon den Bevollmächtigten S. M. des Königs, meined allergnäbigften Herrn, in 
London ift an die Regierung ©. M. ver in Abfchrift anliegende Entwurf zu einigen 
Vraͤliminar⸗ Artikeln eingefandt, deſſen Sinn und Faſſung nach der Anficht der Regie⸗ 
rung jedenfalld auf eine Annäherung zwifchen ven unterhandelnden Theilen, und auf eine 
Ausgleichung ihrer ftreitigen Anfichten in mehreren Punkten hoffen laſſen. 

‚Die Regierung S. M. bat die Beflimmungen diefes Entwurfs einer reiflichen Prü⸗ 
fung unterzogen, und iſt dadurch zu der Ueberzeugung gelangt, daß einer Annahme ver 
geftellten Borfchläge, mit den in dem ebenfalls angelegten Gegenentwurf aufgenommenen 
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Meodifleatlonen, kein Abertwiegendes Bedenken entgegen ſtehen könne. Um bie Abſchlicſen, 
einer vorläufigen Uebereinkunft auf ver Grundlage dieſes Gegenentwurfd, welcher mi 
dem am 2iften von Kopenhagen abgegangenen Dampfſchiffe über Lübe und Hauberz 
den k. Bevollmächtigten nach London zugefandt tft, zu ermöglichen, hat die Regen; 
S. M. befchloffen, von der Ausübung jeder feindſeligen Raßregel bis zum 9. Ami 
gänzlih abzuftehen, zu welcher Zeit eine Anzeige über dad Ergebniß fortgefegter Te: 
bandlungen, fowohl in Kopenhagen, wie bier und in Frankfurt a. M. wird eingetrefn 
fein tönnen. In jenem Beichlufie ift die Blokade ber Häfen Schleswigs une Helfen 
ſtillſchweigend mit einbegriffen, wenn gleich viefelbe nur als eine innere Executi Ruf 
regel ift angeorbnet worben. Den beikommenden Blokade⸗Chefo iſt in dieſer Bezichs; 
das Grforberliche ſofort aufgegeben worden, wohingegen über ein RNichteintreten In 
effectiven Blofave zur feſtgeſetzten Zeit, bei der gegenwärtigen Sachlage nichts ha 
Öffentlicht werben können. 

Bon Borftehendem babe ich die Ehre Ew. mit dem Hinzufügen hierdurch in 
Kenntniß zu ſetzen, daß die Regierung ©. M. des Könige fi das unbebingte Ark 
vorbehält, die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen, Damit durch diefen, im Inter 
des Friedens gefaßten Beichluß, ihre Lage nicht veteriorirt werde für Den Ball, def 
Feindſeligkeiten dennoch ausbrechen follten, d. 5. wenn ſich die k. preußiiche Begieru; 
und bie provifortiche Gentralgewalt nicht burch die gegenwärtige Mitteilung reranlaf 
finden ſollten, ein etwa bereit# angefangenes Vorrücken veuticher Trappen im beu’ Hetzoz 
thämern umgefäumt wieber einzuftellen. 


26. | Auszug aus einem vertraulicden Erlaſſe des k. preußiſchen Miniſters der auswir 
tigen Angelegenheiten an den Geſandten in London. 

In feinem Schreiben vom 19. d. Mis. an Ew. ſpricht ſich der k. großbritamiſche Ri 
niſter ganz in demſelben Sinne über die Bedeutung der von Ew. beanſtandeten Fornd 
aus, wie in feinem Erlaſſe an Lord Cowley; und bürften demnach von feiner Grit 
die erforderlichen Erklärungen in volftommen hinreichender Weile vorliegen, um Ex. u 
den Stand zu feen, diefe Formel zu unterzeichnen, und babel durch Die von mir terjw 

ſchlagene Declaration die Rechte Deutfchlands vollftändig zu reſerviren. Daß tie Yu 
drüde Lord Balmerfton’3 in feinem Erlaffe vom 13. d. M. an Lord Copley }r 
früheren Bedenken des Reichöminifteriums gehoben Haben, ift mir von Frankfurt ai: 
prüclich mitgetheilt worden, und geht auch daraus mit Evidenz hervor, daß vie fragfikt 
Formel in dem Em. von Frankfurt zugefandten Entwurfe einfach aufgenommen work ij 

Was die Bedenken des Reichöminifteriums gegen den materiellen Inhalt ver in a 
Protokolle Lord Palmerſton's für ein prontforifähed Arrangement gemachten Voriklix 
betrifft, fo muß ich noch immer glauben, daß bideiben b bei näherer rwägung m um & 
ſprechung ſich würden beſeliigen laſſen. . . . 





Er begreife vollkommen das Bedenken, "welches die Gentralgewalt Darin finden art, 
Schleswig am Ende viefe Monats einer von Dänemark eingefeßten Behörbe zu übergeter 
Es läßt ſich aber nicht verfennen, daß die einfache Aufrechterhaltung des Status quo 
ficher nicht zu erlangen fein wird; auch Tönnen wir darauf kaum einen begründeten Ar 
ſpruch erheben, da es ſich nicht um die einfache Verlängerung des Waffenftillſtander 
(wobet auch die einfache Verlängerung des Status quo natürlich wäre) haudeit, jondem 
um bie Einrichtung eines, an Praͤliminar⸗Friedens⸗Artikel gefnüpften PBroriortum. 
Da diefe Prältminar« Srievend- Artikel die Trennung Schleswigs von Holftein ausſprechen, 
fo erfcheint es als eine natürliche Folge, daß auch das vorläufige Arrangement auf tirt 
Trennung bafirt, und daher jevem Herzogthum eine befondere Regierung gegeben werde. 
Dies erfcheint um fo unabweislicher, als die gegemvärtige Regierung jedenfalls ihren 
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Mädteitt erkiärt hat, und nach dem oben angenommenen Principe die beutfche Central⸗ 
gewalt nicht füglich Anfpruch darauf machen kann, eine neue Regierung für Schleswig 
einzufegen. Der hierauf bafirten Argumentation des k. großbritannifchen Staats⸗Secre⸗ 
tair in feinem Schreiben an Ew. vom 19. d. M. pürfte fich ſchwerlich mit Grund ent⸗ 
gegentreten laſſen. Daß auch die von Dänemark aus Landes- Eingebornen eingefeßte 
Behörde werde nicht umhin Eönnen, mit Mäßigung zu regieren — falls nur Teine daͤni⸗ 
ſchen Truppen in das Herzogthum einrücken, welches unter allen Umſtaͤnden feftzuhalten 
fein wird, — haben Ew. in dem oben angezogenen Bericht felbft angebeutet. 

Ih Habe mich in diefem Stimme auch nach Frankfurt hin geäußert, und kann mid 
ber Hoffnung nicht verfagen, daß noch im Laufe dieſer Woche Ew. von dort Inftructionen 
buachen werben, welche Ihnen auftragen, Sich zur Unterzeichnung bes Protokolls bereit 
zu ten. 

Es verſteht fich übrigens von ſelbſt, daß auch gegen das von Lord Palmerfton 
audgegangene, und in den von Ew. erwähnten 5 Artikeln enthaltene Project der Einfegung 
von Gommiffarien, unfrerfeits Nichts zu erinnern fein würde, im Falle daſſelbe durchzu⸗ 
bringen wäre, was ich indeß nicht für wahrfcheinlich Halte. 


28. ad aus einem Schreiben des Neicheminifters der auswärtigen Angelegenpeis 


ten an den Bevollmächtigten der Gentralgewalt. 


Ihre gefälligen Mittheilungen bis Nr. 27. vom 2Aften 1. M. Tiegen mir vor. Kurz 
nah Abgang der Ichteren werden Ste mein Schreiben vom 2iften d. erhalten, und aus 
der Zufchrift an Herrn Staatöminifter Camphaufen, mit welcher fich derfelbe einver- 
fanden erklärt Hat, die volle Betätigung der Richtigkeit Ihrer Handlungsweife entnom- 
men haben. Ich habe heute feinen Grund, anzunehmen, daß die preußiiche Regierung 
auf Unterzeichnung ber drei Artikel, ſowie Lord Palmerfton fie vorgeſchlagen hat, 
beftehen werde; ich muß vielmehr glauben, daß Sie gegen die Anficht und den Entichluß 
ber Gentralgemwalt, dieje Artikel nicht unverändert anzunehmen, Teinen Einwand zu erheben 
gedenkt. Die Aktenſtücke, welche Ihnen mit der gegenwärtigen Senbung zugeben, be= 
zeichnen ſaͤmmtlich auf das Beftimmtefte die Stellung der Gentralgewalt, welche zwar 
fortwährend in die Verlängerung des Waffenſtillſtandes, und zwar mit erheblichen Er⸗ 
leichtesungen für Dänemark, einzumwilligen bereit ift, aber die Gutheifung und Ausfüh- - 
rung jener drei Artikel nicht auf fi nehmen kann. Daß Sie über den Bericht 
2. Cowley's vom 18ten d. Mts. und die darin vorgefchlagene veränderte Faſſung des 
Protokolls, deren Wortlaut ich nicht Eenne, Feine befondere Nachricht empfangen haben, 
rührt nur daher, daß ich dieſelben Vedenken gegen ven Entwurf, welche ih Ihnen in 
dem Exlaffe vom 7ten mitzuthellen die Ehre Hatte, mit 2. Cowley beiprocdden, und 
daß dieſer e8 übernommen Hatte, feinerfeits die Bedenken in der Form eined nach den» 
felben veränverten Entwurfs an 2. Balmerfton gelangen zu lafien, wobei allerdings 
der dritte Artikel wegfallen mußte. Ob der veränderte Entwurf &. Cowley's die dieſ⸗ 
feitigen Einwendungen, wie fie fpäter auch in dem Schreiben an Herrn Gamphaufen 
vom 2iften unter Nr. 1. His A. zufammengeftellt find, richtig wievergebe, darf ich in dem 
Falle, daß die Unterhandlung ſich demſelben wieber zuwenden follte, ganz Ihrem Urtheile 
überlaffen, und finde zugleich in diefer Borausfegung Ihren Vorſchlag un- 
bedenklich, anftatt des wegfallenven dritten Artikels auf den Plan der 
prei Gommiffäre zurädzufommen, wie er in ben bon hier nach Kopenhagen ge- 
ſendeten 3. Artikeln enthalten if. Nach ven phantaftifchen Zufägen zu dem Protokoll» 
Entwurf, weldhe man in Kopenhagen am 2Iften d. Mis für möglich gehalten Hat, ift 
freilich wicht mehr zu erwarten, daß Aenverungen im bieffeitigen Sinne Gehör finden 
werben, es fei denn, daß im legten Augenblicke alle Betheiligte fich überzeugen follten,® 
daß vor allen Dingen für die Suspenfion der Feindſeligkeiten auf eine leidliche Frift 
von wenigſtens zwei Monaten geforgt werben müſſe. 
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Was insbeſondere den Punkt wegen der augenblulichen Trennung ber Beweis 
beider Herzogthümer betrifft, welchen die Dänen wie ein ganz unentbehrliches Puh, 
daß man diefleit8 wirklich den Frieden wolle, zu betrachten fcheinen, und auf wdia 
auch 2. Palmerfton großes Gewicht Iegt, wie aus feinem Schreiben vom 19. kw 
gebt; fo foll vieffeits die Nichtigkeit per Bemerlung 2. Palmerflon'sızt: 
aus nicht beftritten werven, daß wenn überhaupt nach Annahme rer dit 
ein neues Propiforium nöthig würde, die Trennung der Verwaltung ni 
feinem Borfchlage an jich vie natürlichfie und gerechtefte Einrichtung en 
Aber 2. Palmerfton feiner Seite wirb zugeben, erſtens, daß ein neues Preriim 
vor dem Frieden nur durch Höchft aufregende Schritte Dänemarks nöthig gewern if, 
welche jene Einrichtung unendlich erfchwert, ja für die Gentralgetwalt geradezu unmigis 
gemacht haben, zweitens, daß das Princip der Trennung obnehin volltımn 
feftftand, und ſeitdem eine neue Befätigung durch Die definitive Abſia— 
mung der NationaleBerfammlung über $. 2 und 3 Der Deutfchen Veijü⸗ 
fung erhalten bat, daß man aber jever Staatögewalt die nöthige Zeit und Freket 
zur.-Ausführung eined mit großen praftifhen Schwierigkeiten verbundenen Sri 
gönnen muß. Die Eentralgewalt hätte ven Berfuh, am 27. Die vorläufige Tramım 
der Herzogthüner durchzufegen, gar nicht unternehmen koͤnnen, ohne auf alle Berhem 
der möglichen Folgen zu verzichten, und bie Lenkung ber Ereigniffe ganz dem Zujch 
und den Leidenfchaften zu überlaffen. Uebrigens ift die Einfegung einer Statthalterftet, 
ohne alle Abficht des Eingreifend in die Nechtöfrage, einfach auf den Grund der De 
pation und des uti possidetis, bereitd am 14. d. M. verfügt worben, ehe vie Gans 
gewalt von den auf vorläufige Trennung der Verwaltung gerichteten Anträgen um a 
dem Protokolle vom 13. d. M. Kenntniß hatte, und es war nicht mehr thunld, ve 
Einrichtung fogleich wieder rüdgängig zu machen. 





April, 


2. | Vertrag zwifchen Preußen und Medienburg- Strelig über den Anfchluß des rk 
berzoglichen Contingents an die preußifche Armee. — Das NAftenfüd iR md 
nicht veröffentlicht, und was als Inhalt deffelben von Tagesblättern angegcht 
wurde, fann bier feinen Play finden. Indeß verweifen wir auf den zunähf 
mitzutheilenden Vertrag, welder, bei ziemlich gleichen Berhältniffen, hd 
wahrfcheinlich dem in Rede ftehenden ungefähr gleich if. 

27. | Vertrag zwifchen Preußen und den Herzogthümern Anhalt» Deffau und Cie 
Nachdem S. M. den Könige von Preußen von ©. H. dem älteftregierenre fr 
zoge zu Anhalt» Deffau für Sich, und ald Senior des Haufed Anhalt, für das Ir 
thum Anhalt=Cöthen, der Wunfch eine Anfchluffes der Anhalt» Deffau und hd 
Coöthenſchen Militair- Eontingente an die k. preußifche Waffenmacht für den Fall ea⸗ 
fennen gegeben morben ift, daß durch Beſtimmungen der an die Stelle ver bisherige 
Bundes» Kriege» Berfaffung tretenden deutſchen Wehrverfafiung die Anhaltifchen Etauz 
verpflichtet werben jollten, ihre Bontingente mit anderen Gontingenten der task 
bewaffneten Landmacht zu vereinigen, ober fich venjelben anzufchließen; und ©. NR. tn 
König von Preußen nach vorläufig erfolgter Zuflimmung der propiforifchen dentſche 
Gentralgewalt im Intereffe der dadurch berbeizuführenden Vermehrung der Wehrtrait 
Deutichlands, auf diefen Wunſch bereitwillig eingegangen find, fo haben, Behufs da 
Abfchliegung eines dieſerhalb zu treffenden Uebereinkommens, zu Bevollmächtigten ernanzı 
und zwar: 
S. M. der König von Preußen: Allerhöchft Ihren Oberft- Lieutenant uns Fir 
rector des Allgemeinen Kriegs⸗Departements im Kriege-Minifterium, v. Griet⸗ 


U 
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- heim, und Allerhoͤchſt Ihren Geheimen-Legationsrath v. Bülow; ©. H. der 
Herzog von Anhalt Deffau auch in Höchft Ihrer Eigenfchaft ald Senior des 
Haufes Anbalt: Ihren Staatd-Minifter, Wirklichen Geheimen⸗Rath Goßler, 

welche nach vorausgegangener Unterhandlung, nach Auswechielung ihrer Bollmadhten, 
über folgende Artikel, unter Vorbehalt der beiverfeitigen Allerhoͤchſften und Höchften Ra⸗ 
tificationen, fo wie befinitiver Zuſtimmung der Gentralgewalt für Deutichland, fich geei⸗ 
nigt haben: 

Art. 1. Die Militaircontingente der Herzogthümer Anhalt Deffau und Anhalt⸗ 
Göthen, welche ein unter Einem Commando ſtehendes Ganze bilden, werden, unbeſcha⸗ 
det ber Militairhoheit der gedachten Herzogthümer, mit der k. preußifchen Armee vereinigt. 

Jene Eontingente beſtehen: a) aus einen Batalllone Linien» und einem Bataillone 
Landwehr Infanterie, welche dem k. preußifchen 27. Linien-Infanterie» und reip. dem 
37. Landtvehr=Infanterie-Megimente, h) aus einer Linien= und einer Landwehr⸗Schwa⸗ 
dron, von welchen die erftere dem k. preußifchen 10. Sufaren-, die. Ießtere dem 27. Land⸗ 
wehr Cavalerie-⸗Regimente, c) aus einer halben Batterie von A Gefchügen, welche ber 
8. preußifchen 3. Artillerie» Brigade zugetheilt werben. - 

Die Beſtimmnugen sub. b. und c. kommen jedoch nur alddann zur Ausführung, 
wenn die Herzogthüner Anhalt» Deffau und Anhalt⸗Coͤthen nicht wie bisher, nach der 
Beſtimmung der deutfchen Gentralgewalt von ver Geftellung von Gavalerie und Artille⸗ 
rie zur deutfchen Landmacht befreiet bleiben follten. 

Sollte ein Wechfel in ven Garnifonen der genannten k. preußifchen Truppen ſtatt⸗ 
finden, fo werben bie betheiligten anhaltiſchen Truppen ftetö den naͤchſten preußiſchen 
Truppen ihrer Waffe zugetheilt. 

Die ſpeciellen Beſtimmungen über die Formation, Bewaffnung und Ausrüſtung 
diefer verfchiedenen Waffengattungen der Anhalt» Defiau und Anhalt⸗Coͤthenſchen Trup⸗ 
pen enthält die demnaͤchſt aufgeftellte Defignation. 

Art. 2. Der Oberbefehl über vie mehrgedachten anhaltifchen Gontingente ſteht 
©. 5. dem Herzoge von Anhalt» Deffau zu. Diefer Oberbefehl geht jedoch von dem 
Augenblide an, wo ein Zufammentritt der Truppen mit ver preußifchen Armee erfolgt 
und fo lange berfelbe dauert, auf S. M. den König von Preußen über. 

Art. 3. Die betbeiligten anbaltifchen Truppen nehmen alle, in Beziehung auf Mi- 
litairwefen jeht beftehenden und Tünftig zu erlaſſenden preußifchen reglementarifchen Vor⸗ 
fhriften, Straf» und Diriplinar- Verordnungen, fo wie’ das Strafs und Disciplinar⸗Ver⸗ 
fahren betreffenden Gefeße, ferner die Gehalts⸗ und Verpflegungs»Regulative, letztere 
wenn auch nur nad) und nach an, jeboch bleibt ed wegen Ergänzung ber Truppen, Feſt⸗ 
ftellung der Dienflzeit, Befreiung vom Milttair- Dienfte bei den anbaltifchen Geſetzen, 
welche mit den preußifchen möglichft in Gonformität gebracht werben follen. 

Art. 4. Eine Diciplinar« Strafgewalt- üben vie preußifchen Befehlshaber über bie 
anbalt=deflaufchen und anhalt=cöthenfchen Truppen, fo lange ein Zufammentritt derfelben 
mit der preußiſchen Armee nicht flattfindet, nicht aus; der Commandeur ver bethelligten 
anhaltiſchen Truppen erhält vielmehr in dieſer Beziehung unter der obigen Bebingung, 
die Befugniffe eines preußifchen Brigade» Commandeurs. Während des BZufammentritts 
dagegen, wird” die Diciplinar- Strafgewalt von den preußiichen Befehlshabern nad) Map- 
gabe der preußifchen gefelichen Beftimmungen ausgeübt. . 

Art.5. Die gleiche Beflimmung gilt für die Jurisdictions-Verhältniſſe, ed erfolgt 
jedoch die Betätigung der Eriegsrechtlichen Erkenntniffe ohne Ausnahme ron ©. H. dem 
Herzoge von Anhalt» Deffau. 

Art. 6. Die Dienft- und Uebungszeit ift fo zu ordnen, vaß zu den Haupt⸗Uebun⸗ 
gen im Herbſte die Truppen vollzählig und nur mit Mannfchaften erfcheinen, welche 
mindeftens bereit 6 Donate dienen. 

Art. 7. Die anhalt⸗ deſſauſchen und anhalt«cäthenfchen Truppen nehmen jährlich 


a 
Racbträge. 
an ven Gerbflähungen der k. preußifchen 7. Armee⸗Diviſion Theil, in der Megel währen 
14 Tagen. 

Art. 8. Außerdem koͤnnen diefelben von dem Diviſions⸗ und jebem ver betreffen⸗ 
ben Brigade» Sommandeure zweimal im Sabre, fo wie von ven betreffenden Regimmts: 
Commandeuren nach Bedurfniß inſpicirt werben. 

Art. 9. Die Halbe Batterie (Art. 2.) macht jahrlich die Schießäbungen bei de 
3. preußifchen Artillerie» Brigade mit, ihre Infpicirung erfolgt durch den Brigatie 
derfelben. 

Art. 10. Die Koften, welche durch die Ausführung ver Fefliegungen in ben Am 
keln 7., 8. und 9. entfliehen, werben von ven h. anhalt=befiaufchen und anbalt=cäke 
fihen Regierungen getragen. 

Art. 11. Alle fchriftlichen Verhandlungen über dienſtliche Angelegenheiten ſuden 
direct zwiſchen dem Commando ver 7. preußifchen Armee» Divifion, begiehungstoeife ve 
2. preußifchen Artillerie Infpection und dem Commando der vereinigten anbalt »befau- 
fhen und anhalt⸗ coͤthenſchen Contingente Statt. Die 5. anhaltsbeffaufcgen und ar 
Halt» cöthenfchen Minifterien treten in dierecte Geſchaͤftsverbindung nit dem FE. preufiſchen 
Kriegd- Miniferium. 

Art 12. Junge Männer aus den Herzogihümern Anhalt» Deffau und Anhalt 
Götben, welche nach den preußifchen Geſetzen die Berechtigung zum einjährigen fremili- 
gen Dienft befigen würden, koͤnnen unter gleichen Beringungen wie jeber PBreufe ki 
jevem preußiichen Truppentheile ald Freiwillige ihrer Militairpflicht genügen. 

Art. 13. Diejenigen, den genannım beiden Gerzogthümern angebörigen junge 
Leute, welche auf Beförderung zu dienen beabfichtigen, legen die Prüfungen zum Portepee 





fahnrich und Offizier bei den preußifchen Eraminationd-Gommiffionen ab, und werben 


dabei nach preußifchen Brundfägen behandelt. Behufs ihrer Vorbildung zum Offuir: 
Eramen ift ihnen ber Beſuch der betreffenden Divifiond- Schule, fowie der Artilkrie 
und Ingenieur- Schule zu Berlin, unter den für die preußiichen Portepéefähnriche un 
Offiziere beftehennen Bedingungen, geftattet. 

Art. 14. Die Offiziere haben unter denfelben Beringungen wie preußiſche Offizier 
die Berechtigung, in angemeflener Zahl die allgemeine Kriegsſchule in Berlin zu ben 
chen, auch können vie Infanterie» und Gavalerie- Offiziere in dem Turnus ber preufi⸗ 
ſchen Regimenter zum Lehr⸗Bataillon reſp. zur Lehr⸗Schwadron unter Genehmigung 
der beiderſeits contrahirenden Staats⸗Regierungen, commandirt werden. 

Art. 15. Nach erlangtem Zeugniſſe der Reife erfolgt die Ernennung reſp. um 
Bortepeefähnrich und zum Secondestieutenant durch S. H. den Herzog von Anhalt: Dei 

Art. 16. In gleicher Weile findet die Beförderung innerhalb des Etats zum Fr 
mier-Lientenant und Hauptmann oder Rittmeifter Statt, jedoch muß dem Beförkeru: 
Vorfchlage ein Zeugniß des preußifchen Regiments⸗, Brigade und Divijiond-ber: 
mandeurd über die Dienfttüchtigkeit beigefügt werben. 

Art. 17. Die Hauptleute und Rittmeifter der anhaltsdeflauifchen und anbalt=cähe- 
[hen Truppen rangiren in Rückſicht auf ihre Beförberung zum Staaböoffizier mit wm 
gleichnamigen Chargen in der preußiichen Armee. Die Betreffenden erhalten bei jelke 
Deförberung, je nachdem fie bei preußifchen oder anhaltifchen Truppen angeftellt wert. 
dad Patent von ©. M. dem Könige oder von ©. 5. dem Herzoge von Anhalt» Drfiau. 

Art. 18. Die weitere Beförderung der Staab3- Offiziere erfolgt gemäß ihrer preu⸗ 
Biichen Anciemnität, und nach den für die preußiiche Armee geltenden Grunpfägen. 

Art. 19. Die Offiziere der anhalt-deſſauiſchen und anbalt=cöthenfchen Artillerie 
rangiren mit der preußifchen 3. Artillerie Brigabe. 

Art. 20. Ueber Berfegungen von Offizieren der betheiligten anbaltifchen Contin⸗ 
gente in die preußifche Armee und umgefehrt, haben fich die beiderſeits contrahirenden 
Staatö«- Regierungen zu einigen. 


Rachträge. [ 





Art. 21. Die beiden mitcontrahteenden herzoglich anhaltifägen Regierungen verpflich® 
ten fich, bei den eintretenden Bermehrungen und Neuformationen ſowohl, als fonft, nur 
Offiziere, deren Qualification von Seiten des k. preußifchen Kriegs⸗Miniſteriums amer- 
kannt worden ift, und zivar nur in den von dem gebachten Kriegd- Minifteriums zuges 
flandenen Ehargen und Graben anzuftellen. 

Art. 22. Die Venfionirung der Anhalt« Deffau und Anhalt⸗Coͤthenſchen Offtziere 
erfolgt nach dem preußifchen Penfiond- Reglement, und aus ber preuß. Milttair- Ben- 
fions= Kaffe. Sie leiften dagegen zu -verfelben den Beitrag nach den preußifchen Säßen. 
Da indeſſen dieſe Beiträge bei Weiten nicht zur Dedung ver Penfionen ausreichen, fo 
zablen die Meglerungen ver Gerzogthümer Anhalt= Defiau und Anhalt- Cöthen außerdem 
an Preußen einen, durch eine beſondere Berechnung feftzuftellenden, ven Zuſchuß deckenden 
Beitrag, welchen dieſe nach Verhaͤltniß der beiden Gontingente unter ſich zu repartiren 


Art. 3. Sollten beſondere Verhältniffe außer den Uebungen eine Dislocirung 
Anhalt» Defiauifcher und Anhalt-Göthenfcher Truppen in preußifche Landestheile wün⸗ 
ſchenswerth machen, fo kann folches nur nach vießfälliger Einigung der bethelligten beider⸗ 
feltigen Regierungen erfolgen. 

Art. 24. Die Eönigl. preußiſche Regieruug erbietet fi: 1) die Geſchütze nebſt 
Zubehör, 2) die Gavalerie- und Artillerie» TBaffen, 3) die Gifen- BRunition und A) das 
Vulver ſowohl bei der erften Ausrüftung, ald auch in der Folge für die Anhalt- Deffau« 
ſchen und Anhalt» Götbenfchen Truppen nad) dem etatgmäßigen Bedarf und zu ven Fa- 
Drifationdpreifen, aus ihren Veſtaͤnden zu gewähren, ven Betrag der erfien Ausrü« 
Kung auch dergeflält zu crebitiren, daß bie betheiligten anhaltifchen Regierungen den⸗ 
feiben binnen fünf Jahren im jährlichen Terminen zinsfrei abtragen können. Diele Of- 
ferten nehmen die anbaltiichen Regierungen dankbarlichſt an. 

Art. 25. Für den Fall, daß zwiſchen den Staats- Regierungen ſammtlicher anhal⸗ 
tifchen Herzogthuͤmer eine Verſtaͤndigung über einen gemeinfchaftlichen Militair⸗Anſchluß 
an PBreußen vermittelt werden follte, fo wie für den Fall ver Eonfolivation der gedachten 
Sergogthümer, tritt die vorſtehende Uebereinkunft außer Kraft; auch foll es den beiberfeits 
contrabirenden Negierungen frei fteben, dieſelbe nach dreimonatlicher Kündigung jeder⸗ 
zeit aufzuheben. 

Diefer Vertrag ſoll alsbald venbetheiligten Allerhöchften und Höchiten Megierungen 
zur Genehmigung vorgelegt, und die Auswechjelung der Natification fpäteftens innerbalb 
der nächften vier Wochen in Berlin bewirkt werben. 

. Bu Urkund deſſen Haben die im Eingange genannten Bevollmächtigten benfelben uns 
tergeichnet und unterfiegelt. 


Mai. 


9. Lord Palmerſton an den Bevollmächtigten ber Centralgewalt. 


Der Unterzeichnete, I. K. großbritannifchen Majeftät erfter Staate- Seeretaix für 
pie auswärtigen Angelegenheiten Kat die Ehre, dem Ritter Bunſen, Benolimächtigten 
der proniforifchen Gentralgewalt fie Deutfchlann, den beifolgenden Entwurf eined zum 
Zwede ver Herftellung des Waffenftillftandes zu Lante und zur See, zwiſchen Deutfch« 
land und Dänemark in Norjchlag gebrachten Protokolls zur Erwägung hierdurch zu 
überfenven. 

Der Unterzeichnete bittet, dem Ritter Bunfen und durch ihn, dem proviſoriſchen 
Gentral= Gouvernement von Deutſchland vie in jenem Entwurfe getroffene Uebereinkunft 
dringend empfehlen zu bürfen, ald geeignet, dem ferneren Blutvergießen Einhalt zu thun, 
und ben Weg zu einem vefinitiven Friedens⸗Vertrage anzubahnen. 


u — 
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ll. 


13. 


16. 


Machträge. 


Ertwurf. 

Nachdem ©. M. der König von Dänemark und die propiforifche Gentralgemal we 
Deutfchland durch den k. großbritannifchen Hof eingeladen worben waren, eine Verſi— 
digung wegen Einftellung der Feinpfeligkeiten, deren Wiederausbruch leider zwiſchen das 
ftattgefunden, herbeizuführen, um fomit die erforverliche Zeit für Die Aufnahme ve 9e 
handlungen tvegen eined definitiven Friedens» Abfchluffes zu gewinnen, find bie Ber 
mächtigten ber refpectiven Theile heut zu dem Zwecke zufammengetreten, die Beau 
gen eines ſolchen Waffenftilifiannes zu erörtern und feflzuftellen. In Gemaͤßheit via, 
und auf den Vorſchlag und die Empfehlung des k. großbritannifchen Benolimäktizn, 
willigen die Bevollmächtigten ©. M. des König von Dänemark und ber provilerike 
Gentralgewalt von Deutichland in die Herftellung eines Waffenſtillſtandes, zu Lantı m 
zur See, welcher Waffenftillftand von dem Tage an beginnen wird, an melden il 
gegentvärtige Protokoll den commandirenden Gmeralen der refpectiven Streitkrije u 
dem Herzogthum Schleswig und in Jütland würde mitgetheilt worben fein, unb wdte 
bis zum 1. Januar 1850 in Kraft bleiben, und über biefen Zeitpunft hinaus, cr mh 
dreißig Tagen, nachdem die Anzeige von der Auffünbigung deffelben von ber einen om 
der andern Seite gemacht worben, feine Enpfchaft erreichen wird. 

Während der Dauer des gebachten Waffenftillftanbes wird Die Demarcationlinz 
zwifchen den Truppen der refpectiven Theile diejenige Linie fein, weldde man zichen mun 
von einem Punkte der Seeküfte in der Nähe und fünöflli der Stabt Flensburg, m 
einem Punkte an der Seeküfte in ver Nähe und ſüdweſtlich der Stadt Hufum, few 
diefe beiden Städte nörblich von ber gedachten Linie ihre Lage einnehmen würben. 

Die Bevollmächtigten S. M. des Könige von Dänemark und der Bevolimidtia 
ber proviſoriſchen Gentralgetvalt von Deutfchland verpflichten ſich überdies, dem Best: 
mächtigten Großbritanniens ald ver vermittelnden Macht gegenüber, vie Berhantimgr: 
wegen eines befinitiven Friedensvertrages unverzüglich wieber anzufnäpfen. 

Die k. baierfhe Regierung fordert vom Neichsminifterium die Zurüdbersfung ei 
nach der Pfalz gefendeten Reichs-Commiſſairs Eifenftud. 

Das bifchöfliche DOrdinariat in Rottenburg (N. Würtemberg) unterfagt ala 
Prarrämtern feines Sprengels, fernerhin eine gemifchte Ehe einzufegnen, wem 
das Brautpaar nicht die Fatholifche Erziehung fämmtlicher zu erwartender Kirder 
zuſichert. 

Große Volfsverfammlung auf der Marienburg (Reg. Bez. Trier) unter Berk 
des vormaligen Abgeordneten zur zweiten Kammer, Dr. Grün. Es had 
fi) um eine SInfurrection, zunächft des füblichen Theiles vom Reg. Bez. Tem 
nach Art der baierfchen Pfalz. (Bergl. Band I. S. 211.) 

Bertrag zwilchen Preußen und dem Herzogtum Anhalt» Bernburg wegen Ar— 
ſchluß feines Contingents an die preußifche Armee. (Bergl. vorfiehend 2. m 
27. April.) 

Die Band I. Seite 220 gegebene Notiz über den Verrath eined Bataillons von 
Regimente Ceccopieri fand fi damals in allen über die Erſtürmung Ofen 
erfchienenen öfterreichifchen Berichten. Sie ift ſeitdem in glaubwürbigfter Weiſt 
als falfch bezeichnet worden, und wir halten für Pflicht dies nachzutragen. 

Note des k. dänischen Minifter- Präfidenten an den k. preußifchen. 

Da ich nach den Eröffnungen, die Ew. mir durch die Bermittelung des k. ruſſiſchen 
Geſandten am dortigen Hofe haben zukommen lafien, nicht mehr in Zweifel barüber fein 
kann, daß Sie entfchloffen find, Sich dem lebhaften Wunſche meiner Regierung vor 











Nachträge. a 


ganzem Herzen anzufchließen, daß das gute Vernehmen zwifchen Dänemark einerfeitö und 
Dreußen und Deutfchland andrerſeits durch einen dauerhaften Frieden wiederhergeſtellt 
werbe, fo babe ich mich beeilt, die Befehle des Könige, meines Herrn, einzuholen, damit 
ein mit ven erforverlichen Inftructionen verjehener Berollmächtigter unverzüglich nad) 
Berlin gefandt werde, um fich mit Em. über die Mittel zu verfländigen, dieſes heilfame 
Ziel in möglihft kurzer Friſt zu erreichen. Die redlichen Asfichten S. M. und deſſen 
Wunſch, Allerhoͤchſt Ihren fowohl deutſchen, wie bänifchen Unterthanen die Ruhe wie 
derzugeben, Iafien Alerhöchftbiefelben in dem Vorfchlage des Berliner Gabinets nur einen 
unbeftreitbaren Beweis frievfertiger und mit den Ihrigen übereinftimmender Geſinnungen 
erbllden; und fomit hat der König feinen Anftand genommen, auf jenen Borfchlag ein- 
zugehen, indem S. M. Ihren Kammerheren von Reedtz, Commandeur des Danebrog- 
Dromsd und Dancebrogd- Mann, beauftragt haben, fid) in der Eigenfchaft ald Ihr Be— 
vollmächtigter nach Berlin zu begeben, um mit demjenigen ober denjenigen Benollmäch- 
tigten, die des Königs von Preußen Majeftät zu gleichem Behufe ernennen werben, Ar⸗ 
titel feftzuftellen, die dem Frieden ald Grundlage zu dienen geeignet find, und fpäterhin 
unter dem Beiftande der vermittelnden Macht in einen envlichen Vertrag verwandelt wer⸗ 
ven können. Die perfönlichen Eigenfchhaften, die den Kammerherrn von Reedtz aus⸗ 
zeichnen, berechtigen mich zu der Hoffnung, daß Ei. der getroffenen Wahl Ihren Bei- 
fall ſchenken werben, und ich ſchmeichle mir daher, daß Sie viefem Bevollmächtigten eine 
wohlwollende Aufnahme zu Theil werden lafien, wenn er vie Ehre haben wird, Ihnen 
das gegenwärtige Schreiben zu überreichen. 

Ohne irgend in das Einzelne der Angelegenheit einzugehen, bie unter Ew. Au⸗ 
ſpicien verhandelt werben foll, halte ich es doch für Pflicht, Sie im Allgemeinen darauf 
aufmerkfan zu machen, daß der Kerr von Reedtz ben Auftrag bat, auf Ew. Vorfchlag 
mit derjenigen Beftimmtheit, die allein Vertrauen einflößen Eann, zu antiworten, und da⸗ 
gegen auch feinerjeltö eine Klare Darlegung der Abfichten des Berliner Hofes über vie 
von dem Minifter der auswärtigen Angelegenheiten Ihrer Britifchen Majeftät beantrag- 
Friedens» Grundlage zu verlangen — eine Grundlage, welcher die Negierung des Königs 
m. erh. H., beizutreten fich fchon bereit erflärt Hat, fofern biefelbe von Preußen und 
Deutfchland in einem Sinne angenommen wird, welche mit der politiſchen Union, wie 
folhe von jeher zwiſchen dem Herzogthum Schleswig und dem eigentlichen Königreich 
Dänemark befanden hat, vereinbar iſt. Iſt dies bie Abficht des Cabinets ©. M. des 
Königs von Preußen, fo fehmeichle ich mir im Voraus, daß es nicht ſchwer halten wird, 
die Inftructionen und gegenfeitigen Beziehungen grunpfäglich feftzuftellen, die das Weſen 
dieſer Union. Bilden, und mithin gemeinfam bleiben müfjen, ohne jeboch der Unabhängig- 
Seit Abbruch zu thun, welche im Uebrigen dem Herzogthum Schleswig in Allem, was 
feine Verwaltung und feine innere Gefeßgebung betrifft, bewilligt werden foll. 

Ich wünfche, daß es Ew. belieben möge, Sich über dieſe Punkte auszufprechen, da⸗ 
mit Herr von Reedt fofort zu beurtheilen im Stanbe ſei, ob die Sache gegenwärtig 
zur Zufriedenheit der betheiligten Parteien erledigt werben könne. Jedenfalls fchmeichle 
ih wir, daß die Sendung dieſes Bevollmächtigten weientlich dazu beitragen werde, bie 
Annäherung zivifchen beiden Höfen zu erleichtern, und daß unter allen Umflänven ihre 
vereinten Bemühungen, dem Blutvergießen ein Ende zu machen, nicht lange mehr frucht⸗ 
los bleiben werben. 

In diefer Ueberzeugung wende ich mich an Ew. Ercellenz mit der ganzen Offenheit, 
welche die Wichtigkeit des Augenhlicks erheifcht, indem ich ac. 


8. | Erflärungen des F. fächfiichen und k. hannoverfchen Bevollmächtigten, abgegeben 
bei Unterzeichnung bed Bündniſſes vom 26. Mai. °) 








*) Daß dieſe fchon früher befannten Srflärungen nicht an der geeigneten Stelle des erſten 
Bandes mitgetheilt wurden, berabt wicht auf Nachläffigfeit, fondern auf Irrthum. Wir glapbten 


Nachtrãge. 


L . 

Der unterzeichnete E. fächfifche Bevollmächtigte fieht fih veranlaßt, im Namen u 
Auftrag jeiner Regierung nachſtehende Erklärung in vie Hände der k. preußiſchen Re 
gierung nieberzulegen. 

- Die & fächfifche Negierung hat bei unausgeſetzter Feſthaltung des Grundſahes, wi 
das Verfafjungswerk nicht von der National- Verfammlung einfeitig beſchlofſen, ſonen 
nur im Wege der Vereinbarung mit den Regierungen endgiltig werben könne, unver 
dert und fo oft ihr dazu Belegenheit geboten war, fich dahin ausgeſprochen, daß tz 


Bundes⸗ oder Meichd- Gewalt nicht in einheitlicher Geſtalt, fondern in collegialer a 


zurichten ſei, und fich baber, im Gegenſatz zu den in Frankfurt beliebten erblichen Kaiſa⸗ 
thum, für ein Directorium erflärt. 

Es geſchah dies namentlich durch die Note vom 10. Februar d. 3. in Erwiedamq 
der Circular⸗ Depefche ver k. preußifchen Megierung vom 28. Januar d. JJwelche glit- 
falls das Project ver Aufrichtung ver deutſchen Kalferwürbe zurüchvies, fo wie had 
bie Note vom 17. März d. 3., worin der preußifcherfeitd ergangenen Einladung zu eina 
Verhandlung über das von dem k.k. oͤſterreichiſchen Gabinet in Vorſchlag gebrachte Di 
rectorial⸗ Project Folge gegeben wurde. ‚Indem die k. fächfiiche Negierung ſich zur aud- 
ſchließlichen Vertretung diefer Anficht berufen fand, war viefelbe keinesweges von te 
Abſicht geleitet, nur dynaſtiſche Interefien zur Geltung zu bringen, oder ſich der Ueber⸗ 
tragung der oberfien Reichs⸗Gewalt an eine einzige deutſche Regierung aus particulari⸗ 
ftifcher Eiferfucht widerfegen zu wollen. Ste gehorchte nielmehr ver innigen Neberzen⸗ 
gung, daß die von der National» Berfammlung beabfichtigte und ſpäterhin beſchloſſene 
Berleibung ver oberften Reichs⸗Gewalt an Einen ber regierenden beutfchen Fürſten einm 
doppelten, für die fanftigen Geſchicke Deutſchlands gleich verberblichen Nachtheil bereite; 
fie durfte fich nicht verhehlen, daß durch biefen Akt einesihelld dad Ausſcheiden Dre 
reichs aus dem Bunbesverhältniffe bedingt fei, und baß anbererfeit® vie ber oben 
Reichs⸗Gewalt zu verleihende einheitliche Spige nur zu leicht dazu führen werde, im 
Bundesſtaat in den Einheitöftaat allmälig umzubilden, und fomit alles und jetes felff- 
ſtandige Leben der verichiedenen beutichen Stämme zu vernichten. 

Die Ereigniffe, welche der Annahme Der deutſchen Verfaſſung von Seiten ver Re 
tional» Berfammlung bei der zweiten Leſung gefolgt find, haben Zuſtände berbeigefüktt, 
welche zwar die dieſſeitige Regierung nicht haben vermögen können, eine verfchlenene Ar 
fchauung der Verhältniffe zu gewinnen, benen gegenüber fie jedoch Die Nothwendiglen 
Hat ind Auge faſſen müflen, ihre Meberzeuguug dem Bedürfniß ver Erhaltung der fe 
probten flaatlichen Ordnung und der damit in genauerem Bufammenbange flchenten, 
möglihft rafchen Verwirklichung des deutſchen Verfaſſungswerks unterzuorpnen. Rt 
dem fie daher, an ber Anficht fefthaltend, daß die ton ter National- Berfamai 
beſchloſſene Verfaſſung ihres zum Theil gemeinſchädlichen Inhalts wegen zu ven 
fei, vor ven Gefahren des in Folge dieſes Entichluffes in ihrem Lande ausgebnmäm 
Aufruhrs nicht zurücgewichen iR, erflärt fie fich auch bereit, eine der allgemeinen Betr 
fahrt förberlicyere Verfaſſung anzunehmen, welche die Erecutiv- Gewalt des Meicht der 
Krone Preußen verleiht, wobei fie die ©. M. dem Kaifer von Deflerreich bundekrer⸗ 
tragsmäßig zuftändigen Anſprüche durch den im 6. 1. der Verfaſſung gemachten Tor: 
behalt ald ausbrüdlich gewahrt betrachtet. 





naͤmlich — und diefen Glauben feinen auch manche Etaatsmänner getheilt zu haben — Wi 
die Regierungen bei dem Büntnille ausharren würden. Da dies, aller entgegen gefekten Fre 
teftatienen ungeachtet, dem Weſen nach nicht gefchehen ift, erhalten jene Actenſtücke rraftik 
Beveutfamfeit, und müflen deshalb nachgeliefert werven. Ch das feitherige Verfahren der ge: 
nannten Regierungen barin feine Rechtfertigung finde, Tann dem Urtheile des Leſers anheim 
gegeben bleiben, 
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Die k. fächfifche Regierung will und darf jedoch keine Zweifel darüber befteben laſſen, 
wie fie diefen Entichluß allein zu dem Zwei und in ber Erwartung gefaßt bat, daß 
diefe Derfaffung Gemeingut der ganzen deutfchen Nation, und nicht eines Theils berfel- 
ben werbe. Sie verfennt nicht, daß ein Eintritt der öfterreichiichen Lande in der nächften 
Zeit nicht gehofft werben darf. Allein die Aufnahme des gefammten übrigen Deutich- 
lands in den Meichö-Berband, welche, unbeſchadet der ber öfterreichiichen Regierung 
durch die Yunded-Verfaffung geficherten Mechte, erzielt werben foll, Hält biefelbe als Be⸗ 
dingung dafür feſt, daß fie jelbft zu einem bleibenden Verharren in demfelben auf Grund 
der vereinbarten Berfaflung verpflichtet ſei. Sollte es daher nicht gelingen, den Sühben 
Deutfchlands in den Mei Verband, wie er durch vie fragliche Verfaſſung beftimmt 
worden, aufzunehmen, was weſentlich davon abhängen wird, ob Baiern fich vemfelben 
anfchließt, follte vielmehr nicht mehr zu erreichen fein, ala die Herflellung eines Nord⸗ 
deutfchen oder Nord⸗ und Mittelveutfchen Bundes, fo müßte die k. fächfifche Regierung 
für viefe Eventualität die Erneuerung der Verhandlungen und Umgeſtaltung ber verein» 
barten Verfaffung ausprüdlich vorbehalten. Eine ſolche Nothwenvigkelt wäre ohnedies 
durch die Beſtimmung der Verfaſſung felbft geboten, welche nach allen Richtungen bin, 
dem: Namen und der Sache nach, den Anforderungen einer Berfaflung für das deutfche 
Volk in feiner Gefammtheit, nicht aber denen eines Vereins einzelner deutſcher Staaten 
entfpricht. 

Die k. jächfifche Regierung bat der von der k. preußifchen Regierung aufgeftellten 
Anficht gern beigepflichtet, daß vie Megierungen, welche fich zu einem engeren Bünbniß 
behufs der Bekämpfung der Partei bed Umſturzes vereinigt haben, ver Nation ihren 
Willen auf unzweibentige Weife zu erfennen geben, das aus den Berathungen ver Nas 
tional» Berfammlung hervorgegangene Verfafſungswerk mit denjenigen Aenderungen, 
welche durch die Rückſichten auf das Wohl der Geſammtheit ſowohl, als der Einzel⸗ 
ſtaaten geboten waren, anzunehmen und zur Ausführung zu bringen. Dieſe Verpflich⸗ 
tung übernimmt die k. fächfifche Regierung im gerechten Vertrauen darauf, daß das 
fächfifche Volk ihre Dank willen werde, ihre Selbfiftänbigfeit dem Vedürfniß der deut⸗ 
fchen Einheit und einer fie gewährleiftenden Verfaffung geopfert zu haben. Die Er- 
reichung dieſes Zield allein wird das von ihr unter fo fchwierigen Zeitverhältniffen bes 
obachtete Verfahren gerechtfertigt erfcheinen laſſen. 

Die k. ſaͤchſiſche Megierung darf daher nach freimüthiger Darlegung vorftehender 


.Grände nicht beforgen, ihre Abfichten verfannt zu fehen, wenn fie fich für ven Fall, 


daß bis zu dem Zeitpunkte der Einberufung des erfien Reichsſtages jene Ihre Entſchlie⸗ 
fung bedingende Vorausfegung ſich nicht verwirklicht haben jollte, dad Recht ander⸗ 
weiter Verhandlungen vorbehält. 

Dem Unterzeichneten liegt es ſchließlich noch ob, darauf ergebenft aufmerkſam zu 
machen, daß in getreuer Beobadhtung der Beftimmung der fächfifchen Verfaſſungs⸗Ur⸗ 
kunde $. 2., die dieffeitige Regierung nicht unterlaffen wird, die Zuflimmung der Kam⸗ 
mern zur Annahme der deutſchen Reichs⸗Verfaſſung einzuholen. 

n. 

Die unterzeichneten E. hannoverjchen Benollmächtigten haben ver von dem k. preußifchen 
Herrn Bevollmächtigten ihnen vorgelegten Propofition rückſichtlich der Geſtaltung des 
demmnächftigen Reichs⸗Oberhauptes und ver Reichſs⸗Regierung nachgebend, einen von 
ihnen für richtiger gehaltenen Entwurf bei Seite zu ſehen fidh bereit erflärt; biefelben 
finden fich aber verpflichtet, der k. preußifchen Negierung gegenüber ihre Anfichten über 
dieſen Gegenſtand nochmals auszufprechen. 

Nach der Anficht der Unterzeichneten war es bei dieſer Frage die Aufgabe: 1) Deutiche 
Ian» in feiner Integrität zu erhalten, eine Megierungsgetvalt zu fchaffen, welche einer⸗ 
ſeits der Cigenthümlichkeit Deutfchlands, — feinen durch Geſchichte und lange Entwicke⸗ 
lung feſt zufammengewachienen Staatsverbanden — die noͤthige Gewähr leiſtete; anderer⸗ 
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feit8 im Stande wäre, die Lenkung der höchften ſtaatlichen Intereſſen Druticlaus, th 
die eigentliche Reichöreglerung im ächten Geifte ber Nation-mit ungebenumter vurdgs 
fender Kraft zu übernehmen. Sollen viefe Ziele erreicht werben , fo muß Deſterrrit a 
voller Bedeutung bei Deutſchland bleiben, den es durch geographifche Lage, Ratisuik 
und Befchichte fo enge verbunden Ift, daß jede Trennung eine unheilbare Bus = 
würde. Es muß bie leider feit langen Zeitraum geförderte Entfrembung beſeitig, wi 
geiflige Band der Einheit enger gefchlungen werben. 

Es muſſen ferner Die hoͤchſten Angelegenheiten ver Nation, ihre Politik gegen Ya 
— die nach den Verbältnifien ver Gegenwart vor Allem in den Beziehungen ii Ba 
handels ihre Grundlage und ihre Entwidelung findet — ber Meichsregierung zu Ir 
waltung, dem Meichötage zur Ueberwachung gegeben werden, damit beide — um tat 
fie die Nation — fidy an diefen großen Gegenftänsen halten und heben. 

Es muß envlih der Negierung in ihrer Sphäre die Möglichkeit frein wi my 
bemmten Handelns gefichert, und der Zutritt zu den höchſten Ehren und Pflichten Derit⸗ 
lands allen Deutfchen gleich nahe gebracht werben. 

Die Grundzüge zu einer foldhen Geftaltung der Dinge glaubt vie E. bammmik 
Regierung gefunden zu haben. 

- Wenn nun von F. preußifcker Seite ein Berfaffungsplan feftgehalten wird, wdie 
wenn die demfelben zum Stüßpunfte dienende „Lnion” mit dem gefammten öftermtr 
ſchen Kaiferftaate, und die für diefe Union vorgefchlagenen Regierungsformen tue 
führt werden follten, jene böchften politifchen Angelegenheiten ver National» Bertrax 
gänzlich entziehen, und ſolche einer Behörde übertvelfen würde, hie vom Reichetage = 
kommen unabhängig wäre, welcher ferner dem Reſte der Meichöregierung eine dus 
giebt, vie allerdings ver Geltung der Einzelftaaten ein bedeutendes Gewicht verleiht, ve 
aber in Folge der Vertheilung nothivendig zufammengehöriger Geſchäfte unter zwei ter 
fchlevene Behörden, Reibung und Schwäche bewirken muß; und welche endlich der Eier 
fucht verſchiedener Ränder gegeneinander fortwährenden Stoff bieten; fo bedanern vie I 
terzeichneten, darin um foweniger Beruhigung finden zu koͤnnen, als vie in dieſen fu 
wurfe thatfächlich gegebene völlige Entfremdung Defterreih8 von Deutfchland nur zei) 
net fein würde, jene Mängel auf das fhärffte hervortreten zu laſſen. 

Die Unterzeichneten haben daher nur einerfelt3 in der unabiweislichen Notberenigkri 
einer Einigung der Megierungen, andererfeit3 in den Erklärungen Defterreichs, auf an 
Perfaffung nicht eingehen zu können, welche die für Deutfchland unentbehrliche ganz 
fchaftliche Volksvertretung und Legislation enthielte, eine Rechtfertigung für ihre Rab 
giebigkeit gegen einen Berfaffungs- Entwurf finden Eönnen, welcher ihrer Anſich st 
den VBebürfniffen Deutſchlands keinesweges genügt. 

Wie fie aber in dem an die Spige des Ganzen geftellten Vorbehalte für Oct 
das Mittel erblicken, ver nothwendigen Gemeinfchaft Oeſterreichs mit Deutichlam ke 
Geltung zu verfchaffen, fobald die dortigen Zuflände einer beftinnmteren Anfid« \e 
Dinge Raum gegeben haben werden, und wie fie bie Verpflichtung Deutſchlande mı 
Rechten Defterreich8 aus ver Verfaffung des deutſchen Bundes Kolge zu geben, austräf: 
lich anerkennen: jo müflen fie dem Tünftigen Reichötage auch über Die oberſte Frage N 
weitern Verhandlungen vorbehalten. 

Zugleich aber vereinigen fie fih mit dem Bevollmaͤchtigten der k. ſachſiſchen Regie: 
zung für den beklagenswerthen Fall, wenn der gegenwärtige Verſuch einer Einigung zu 
nicht als zur Herftellung eines nord⸗ und mitteldeutfchen Bundes führen möchte, in der 
Erklärung, daß für dieſe Goventualität die Erneuerung der Verhandlungen und vie Um 
geftaltung des vereinbarten Verfafjungsd- Entwurfs ausdrücklich vorbehalten bleibe. 

31. | Note des f. preußifchen Minifter- Präftdenten an den f. däniſchen. (S. 29. Mai.) 
| Ich Habe dur den Kammerheren von Reedtz das Schreiben zu empfangen die 
Ehre gehabt, welches Ew. unterm 20ften d. Mid, an mich gerichter haben, und iin 
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Inhalt für das preußifche Gablnet nur ein Gegenfland Iebhafter Befriedigung bat fein 
können. Die günftige Aufnahme, welche bei Em. die Eröffnungen gefunnen haben, die 
ich Denenſelben durch die DBermittelung des k. ruffiichen Geſandten in Berlin zukommen 
laffen zu müffen geglaubt hatte, und die Bereihwilligkeit, womit Sie mir entgegengefom- 
men, geben Zeugniß davon, daß das Gabinet ©. Dänifchen Majeftät von denſelben fried- 
fertigen Gefinnungen, wie das des Königs, meines erhabenen Seren, befeelt ift, und be= 
rechtigen zu der gegründeten Hoffnung, daß bie ernftlichen und aufrichtigen Bemühungen 
beider Mächte, einen bauerbaften Frieden rafch herbeizuführen, diesomal fehleunigen und 
vollſtaͤndigen Erfolg haben werden. 

Der Herr Kammerherr von Reedtz, auf welhen die Wahl S. M. des Könige 
von Dänemark gefallen ift, um als Benollmächtigter Daͤnemarks mit demjenigen, ven der 
König, mein erhabener Herr, zu gleichem Behufe auserfehen würde, diejenigen Punkte 
zu verabreden, die ald Baſis für den Frieden dienen können, ift dem preußifchen Gabinet 
fon zu lange und zu vortheilhaft befannt, als daß daſſelbe fich nicht lebhaft Glück 
wänfchen follte zu einer Wahl, die es gern ald ein neues und werthvolles Pfand ver 
aufrichtigen und friebliebenden Gefinnungen ber dänifchen Regierung betrachtet. 

Der König, mein Herr, hat feinerjeits den Freiherrn von Schleinig, außerordent⸗ 
lien Geſandten und bevollmächtigten Minifter am k. Hannoverfchen Hofe, dazu auser⸗ 
ſehen, vie. preußifche Regierung bei ven bevorftehenven Unterhandlungen zu vertreten; 
Herr von Schleinig, ver vor wenigen Tagen in Berlin eingetroffen ift, hat fich bereits 


- wit dem k. dänifchen Bevollmächtigten in Verbindung geiegt. Sobald er feine Inftrur- 


tion erhalten, und fich mit dem Einzelnen und mit ven Vorgängen der Sache, die den 
Gegenſtand ver Unterhanvlung bildet, vollflänvig vertraut gemacht haben wird, werben 
die förmlichen Gonferenzen unter den Aufpicien des Minifterd der vermittelnden Macht 
ohne Verzug eröffnet werden. Alsdann wird auch der preußiiche Benollmächtigte — 
dem von Ew. audgebrüdten Wunfche gemäß — es fich zur Pflicht machen, dem bäni- 
fen Bevollmächtigten die Anfichten des Preußifchen Cabinets über die von dem Mini- 
fler der auswärtigen Angelegenheiten Ihrer Britifchen Majeftät vorgeichlagene Friedens - 
Bafid darzulegen. Dieſe Bafis, welche die der Unabhängigkeit des Herzogthums Schles⸗ 
wig binfichtlich feiner Berwaltung und feiner Geſetzgebung, ſowohl von Seiten Deutſch⸗ 
lands, als von Seiten Dänemarks ift, ift bereits von Preußen und Deutfchland angenom⸗ 
men worden. Die preußifche Regierung pflichtet auch jeßt noch verfelben bei, und ohne 
bier in weitläuftige Erörterungen über dieſen Gegenſtand eingehen zu wollen, trage ich 
doch kein Bedenken, e3 offen audzufprechen, daß das preußifche Gabinet jene Grund⸗ 
lage fo verfteht, daß einerfeitd die politifche Union, mie folche von jeher zwifchen dem 
Herzogtum Schleswig und dem eigentlichen Königreiche Dänemark beftanden hat, an⸗ 
drerfeltö die eventuellen Suceceifiondrechte Dabei ungefährbet bleiben jollen. So bereit 
übrigens vie preußifche Megierung auch ift, die Unterhandlungen auf dieſer Grundlage 
fortzuführen, fo wird fie auch Feine andere verwerfen, melche geeignet wäre, den beabfich- 
tigten Zweck rafch und zur beiverfeitigen Zufriedenheit zu erreichen. 


uni. 


1. Das Band I. Seite 277 erwähnte Schreiben des k. baierſchen Gefandten zu Ber- 


in, tft fpäter durch den Miniſter v. d. Pforbten der baierfchen Abgeordneten⸗ 
Kammer wörtlich mitgetheilt worben, S. 19. October. (Band II. &. 276.) 


5. | Auszug aus ber Antwort des Reichöminifteriums auf die Fragen der Bevoll⸗ 


mächtigten jener Regierungen, welche die Reichöverfafiung anerfennen. (©. 
Band I. ©. 275.) 
Die erfte dieſer Fragen betrifft das Verhalten, welches die Gentralgewalt den neue⸗ 
fin Scheitten der Kronen Preußen, Sachſen und Hannover gegenüber zu beobachten 
I, 29 
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gedenkt. Ihre Beantwortung dürfte ſich aus den befichenden ſtaatbrechtlichen Nerun 
ohne wefentliche Schwierigkeit ergeben. Die drei genannten Regierungen haben cun- 
theils, veranlaßt durch die gegenwärtigen eitverhältnifie, ein vorläufiges Schuyhinej 
geſchloſſen, anverentheild ven übrigen deutſchen Hegierungen den Cutwurf einer Bleib 
Berfaffung mit der Abſicht vorgelegt, darüber, eine Cinigung zu Stande zu bringe. 
Die Befugniß zu jenem Bünbnifle ik aus dem Art. 11 ner Bundesakte abgeleitet, um 
fann von der propiforifchen Gentralgewalt, welche an Stelle des Bundestages getreten 
ift, eben fo wenig. angefochten wernen, als vom dem lehteren, da erft mit ihrem Aufhe- 
ren das neue deutfche Staatsrecht in Wirkſamkeit tritt, und bis dahin nothwendig tes 
biöherige gelten muß, wenn nicht inzwiſchen jedes rechtliche Band zwiſchen ven beutiher 
Staaten wegfallen ſoll. Was aber die erwähnten Borfchläge, in Beziehung af die 
Fünftige Reichs⸗Verfaſſung betrifft, fo bedarf es rückſichtlich derſelben wohl mı m 
Bemerkung, daß die Gentralgewalt nach dem Geſetze vom 28. Juni v. I. ber Erriäas; 
dieſer Verfaſſung völlig fremd ift, und daher auch Durch jene Borfchläge nur infim 
berührt wird, als fie zu einem Defiinitivum und damit zum Aufbören ihrer Juni 
führen. Ob aber dies ver Ball fein wird, hängt von den Verhalten ab, melde wi. 
übrigen deutichen Staaten auf die Anträge ver drei genannten Königreiche beobachien 


7. | Bertrauliche Denkihrift des F. baierſchen Miniſters v. d. Pfordien für bie k. if: 


reichifche Regierung. 

Die Trennung Defterseih8 von Deutfchland in der Welfe, wie fie in Frankfurt w 
Berlin eingeleitet worven ift, würde für Deutichland von den größten Gefahren bear 
tet fein. Eine foldhe Trennung würbe aber auch für Oeſterreich nidyt ohne große Ge 
fahren fein, und auf dieſe nochmals hinzuweiſen, ſcheint nothwendig In dem Augensüdk 
der Entſcheidung. Seit Jahrhunderten find Oeſterreich an der Spige von Deutidle 
und galt, obgleich europäifche Großmacht, dennoch zugleich für die erfle deutſche Reit 
Diefer Umftand, hervorgegangen aus dem beutichen Charakter der alten Erblante m 
der Dynaſtie, erhielt in der großen Monarchie felbft dad Uebergewicht der deutſchen Rate 
nalität über die übrigen, obgleich zahlreichen Stämme, und bot in dieſem Lebergenid 
die Löfung der Hauptfchiwierigkeit, welche für die Verfaffung und Regierung Ocheneit 
in ver Verfchienenheit der Nationalitäten liegt. Mit der Trennung Oeſterreichs von Dent⸗ 
land muß jenes Uebergewicht ver deutſchen Nationalität um fo ficherer aufhören, ad ia 
unferen Tagen das Nationalgefühl krankhaft gereizt und eiferfüchtig iſt. Cine folde Ver⸗ 
änderung in dem Schwerpunfte eines Staates ift unter allm Berhältniffen gejührit, 
wird es aber in dem vorliegenden Falle noch befonvderd um ihres wahrjcheinlichen Ar 
fultats willen. Nach dem natürlichen Gefehe der Schivere würde das der Zahl ns 
weit überwiegende flavifche Element zur Herrfchaft gelangen, um fo mehr, ald am 
jegt in ven fchweren Kämpfen treu un den Thron gefchaart, und gegen Magyaren m 
Italiener gefämpft hat. Oeſterreich würde fehr bald in dem Grave ein flanifcher Etau 
fein, in welchem es bisher ein deutfcher war. Dadurch würde aber wie Stellung Orte: 
reichs zu Rußland weſentlich gefchtvächt werben, denn wenn auch die Idee des Parile 
vismus nicht fo mächtig und gefährlig iR, als Viele glauben, fo ift doch gewiß, daß ık 
Slaven einen Zug der Sympathie für Rußland und feinen Kaifer in fich tragen. Tir 
Sympathie wird um fo ftärfer berbortreten, wenn Defterreich jezt mit Rußlands Hüf 
die Revolution bezwingt. Es ift traurig genug, daß in der Zeit, welche fo viel zen 
deutfcher Einheit fpricht, ſtatt der deutfchen Heere die ruffiichen zur Hülfe gerufen wer 
den mußten, aber nichtöbeftoweniger Tiegt dad Gegengewicht über die möglichen Nat: 
theile der ruffifchen Hülfe in feſtem Anſchluſſe Oeſterreichs an Deutſchlands. Aber midt 
blos im BVerbältniffe zu Rußland, fonvdern in feiner ganzen Stellung als europälld 
Macht wird Defterreih eine nachtheilige Ruͤckwirkung empfinden. Mit Deutichland im 
Rüden war Defterreich im europaiſchen Mathe zugleich der preußiſchen Gimme ziemlich 
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ſicher, und ſtand an Machtgebiet keiner europäiſchen Großmacht nad. Kommt aber die 
Trennung zu Stande, fo wird Deutſchland oder vielmehr das vergrößerte Preußen feine 
eigenen Wege in der Politik gehen, wird an Bevölkerung und Waffenmacht ver öfterrei- 
chiſchen Monarchie gleichlommen, und dieſe wird fowohl Frankreich ald Rußland gegen- 
über nicht mehr das bisherige Gleichgewicht Gaben, um fo mehr, als fie dann Orenzen 
zu beden haben wiro, welche bisher befreundete waren. Nicht minder bedenklich würden 
bie Folgen ver Trennung auch für die inneren Zuftände Defterreichd fein. Die Ver⸗ 
faffung der Monarchie ruhte bis zum Jahre 1848 auf provinziellen Grundlagen. Der 
Eintritt in das conflitutionelle Princiv bat die Idee der Gentralijation vorangeftellt. 
In der Berfaffung vom 4. März d. 3. find beide Elemente enthalten, und es bleibt der 
Bufunft überlafien, welches Element das überwiegende werben fol. Bleibt Defterreich 
im deutſchen Verbande, fo muß das provinzielle Element dad vorherrſchende bleiben, 
denn, wenn man auch die Anforderungen an die größere Einigung Deutfchlands noch fo 
ſehr ermäßigt, fo wird doch die Neugeflaltung des veutfchen Bundes jedenfalld Teine 
folhe werben Eönnen, daß auch die Lombardei darin Platz fände: Defterreidh wird alfo 
nur unter der Vorausſetzung feine Stelle in Deutichland behaupten Eünnen, daß es die 
verſchiedenen Glieder feined eigenen Organismns erhält. Sondert fi) dagegen Defter- 
reich ganz von Deutichland, fo wird es zunächft durch äußere und innere Zuftände auf 
der Bahn der Gentralifation fortgetrieben werben, welche es betreten zu haben fcheint. 
Diefe Bahn aber kann Oeſterreich nicht zu dauerndem Frieden führen. Die Gefchichte 
jeigt, wie ſchwierig die Gentralifation verfchievener Stämme felbit dann ift, wenn fie der⸗ 
felben Nation angehören und diejelbe Sprache reden. Zur Unmöglichkeit wird es aber, 
verſchiedene Nationalitäten zu centralijiren, außer durch einen Defpotismus, wie er von 
Defterreich nicht beabfichligt wird, und in unferer Zeit am allerwenigften durchgeführt 
werden Tann. Cine conflitutionelle Verfaſſung, welche vier ganz verſchiedene, ſich ge- 
genfeitig anfeindende und fogar haſſende Nationalitäten in ein einzig Volk zu verfchmel- 
zen unternimmt, ift unausführbar. Schon der Reichstag zu Wien und Kremfier bat 
ben Beweis dafiir geliefert, obgleich die Italiener nicht daran Theil nahmen. Eine folche 
Berfaflung würde eine Pandorabüchſe der Zwietracht und des Bürgerkrieges werben 
und die ganze Macht des Staates lähmen, zulegt aber zur Auflöjung der Monarchie 
führen. So aber haben die naturwidrigen Gentralijationsverfuche der frankfurter Natio- 
nal=Derfanımlung Deutſchland zerriffen und in Bürgerkrieg geſtürzt. Achnlicye Verſuche 
auf einem allgemeinen öfterreichiichen Neichötage würden den Kampf wieder auflobern 
machen, der fo eben erit in Italien beendigt ift und in Ungarn noch wüthet. Die alte 
Mevolutiondluft der Polen wird diefem Beifpiel nicht widerftehen. Uber felbft vie bis— 
ber treueiten und rubigften Lande, die deutfchen Stanınılande, werden dadurch in eine 
neue Richtung getrieben werden. In dem centralifirten Oeſterreich find, wie fchon oben 
angedeutet wurde, Die Deutjchen in der Minderzahl, und müſſen in kurzem das Ueber⸗ 
gewicht verlieren, das fie bisher behauptet haben. In den Grave, ald dies geſchieht, 
iverden fich ihre Blicke nad) dem neu gebildeten Deutichland richten, und dieſes wird 
feine Anziehungskraft un jo flärker üben, je mehr fich in ihm Die conftitutionellen. Ein» 
richtungen entwideln. Die politifche Agitation wird das Ihrige hinzuthun. Schon jetzt 
ift gerade hierauf der Plan der erbfaiferlichen Partei geftügt worden. Sie hat es offen 
befamt, daß fie auf den Zerfall der üfterreichiichen Monarchie rechnet, fie geftcht zu, 
daß dieſes Kleindeutfchland ohne vie deutſchen Bundesländer Oeſterreichs Feine Zukunft 
babe, aber fie ftellt in Ausficht, daß die Länder in fürzefter Zeit dem neuen beutfchen 
Reiche zufallen müßten. Hat diefe Partei erft ihr Ziel dadurch erreicht, daß ſich Defter- 
reich von Deutichland tremmt, fo wird fie alle Hebel der Verführung, ver Lift und Ge- 
walt in Bewegung fegen, um das legte Ziel zu gewinnen. Man wird diefen Beforg- 
niſſen die Anhänglichkeit an die Dynaſtie und die Treue und Tapferkeit der Armee ent- 
gegenhalten. Allein die dynaſtiſchen Gefühle haben in unferem Jahrhundert unverkenn⸗ 
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bar. ſelbſt in Defterreich, abgenommen; die Mereſſen der Völker überwiegen. Vak 
Armeen aber fann man wohl ein Rand erobern, nicht aber regieren und auf bie dar 
gewinnen; Italien ift erobert, Yingarn wird e8 werben: aber die Quellen ihrer Bm 
lution werden dadurch nicht beſeitigt. Dazu gehört die Innere Befriedigung dei Is 
durch eine naturgemäße Berfaffung, durch eine Berfaffung, welche dem beſonderen Lebade⸗ 
fer Völker den Raum zur Entwidelung, ven befonderen Bebürfniffen und Ian 
verfelben die Möglichkeit der Geltendmachung giebt. So wird ODeſterrrich tal 
feine inneren Zuftände zur Ausbildung der Provinzial = Berfaffung aufgehen, 
die es durch die Conſtitution oom A. März d. I. verlafien zu Haben fchelst. Am 
aber Defterreich das In diefer Gonftitution proclamirte Syſtem ver Gentralifation mir, 
verlafien? Geftattet dies das gegebene Taiferlihe Wort, die Würde und Kraft x Ar 
gierung? Allerdings iſt dies ohne dringende Veranlaſſung fchwierig. Aber eine da" 
ausreichende als würdevolle Veranlaffung iſt eben vie Verhandlung mit dem fi m 
geftaltenden Deutfchland. Diefe zu benutzen wirb um fo gerathener fein, wenn mar 
twägt, daß zuletzt das Bebürfniß der dauernden Parification von Italien und Unger wü 
noch zu jenem Einlenken ziwingen wird. Gewiß iſt es vorteilhafter, aus freiem Em 
fchluffe eine Bahn zu betreten, die zugleich Oeſterreichs Stellung in Deutſchlande wahr 
und die Mittel zum frienlichen Vergleich mit Ungarn und Italien bietet, als fie fpks 

nach erfolgter Trennung von Deutfchland deshalb betreten zu müffen, um nicht auch ir 
lien und Ungarn aufs Spiel zu feßen. Zu benfelben Refultaten führt endlich die & 
trachtung der Weltftelung ver öfterreichifchen Monarchie. Diefe war biäher eine ce 
europälfche, geftügt auf Hegemonie in Deutfchland und in Italien. Die jekige Ki 
muß entfcheiden, ob Defterreich dieſe Doppelftellung behaupten, ob es eine Davon, am 
beide verlieren fol. Die Behauptung und Befeftigung beiver iſt im Imtereffe Eur 
wänfchenswerth; fie ift jedenfalls Die Lebendftage für die Zukunft Des Germaneatkemi, 
für de Erhaltung germantfcher Eivilifation. Sie it aber nur möglich, wenn Delamih 
die Bahn der inneren Centralifation verläßt. Eine richtige Provinzial Berfaflung m 
Geſammtmonarchie wird geftatten, daß Defterreicdh mit feinen beutfchen Landen an m 
Spitze von Deutſchland, mit der Lombardei an der Spige von Italien ſteht, daß is 
Ungarn und Galizien mehr und mehr germanifirt, und dem Gefammtverbande Desk 
lands einverleibt wird. Dann beherrfcht dad Germanentfum unter Defterreichs Fühm— 
die Gefihide von Europa. Set aber Defterreich, getrennt von Deutfchland, feine inen 
Eentralijation fort, fo verliert e8 die Hauptjeite feiner bisherigen hegemoniſchen Etclu 
gewiß und vie andere wahrfcheinlich. Sollte e8 unmoͤglich werden, beide Stellung u 
behaupten, fo ift es Doch wichtiger, daß die mächtigere feftgehalten werde, und vier bey 
dieffeitö der Alpen. Schon vie Gegenwart zeigt, daß Oeſterreichs Vorbringen in eis 
feinen Einfluß in Deutfchland fchwächt. Stände feine Armee, die in Toskana ſch, i 
Böhmen und Borarlberg, fo waͤren die Verliner Verträge vom 28. Mai p.3 it 
gefchloffen worven. Die Trennung Defterreih8 von Deutfchland ift für beide verrailk- 
Sie ift ver Markftein der germanifchen Gefchichte. Sie beraubt Defterreich feined ze 
manijchen Charafterd, und giebt dem Germanenthum zwifchen Slaven und Ran 
eine auf die Dauer unhaltbare Stellung, deren Ende eine Theilung fein wird, we de 
polnijche. Halten aber Oeſterreich und Deutſchland feft zufammen, fo Tann vie Rai | 
welche rad Kaifertbum des Mittelalterd ideell in fich trug, zur politifcden Thatſache mern 

8.| Schreiben des k. preußifhen Gefandten zu München an ben k. baterfchen Mair 
ber auswärtigen Angelegenheiten, betreffend die preußifche Hülfsleiſtung in de | 
Pfalz. Iſt ebenfalls am 19. Detober durch den Dinifter v. d. Pforbten de 
baierfehen Abgeordneten mitgetheilt, und Seite 278 d. B. abgedruckt. 

12.) S. 8. H. der Prinz von Preußen vereinigt die commandirenden Generale | 


brei ihm untergeprbnneten Corps zu Mainz, wobei feſtgeſtellt wirb: 1) das ek 
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Corps werbe, bei glüdlichem Berlaufe feiner Operationen in der Pfalz, am 
21. den Rhein bei Germersheim überfchreiten, 2) bis dahin werde das zweite 
Corps an den Nedar rüden, und am 21. den Uebergang zwiſchen Heibelberg 
und Männheim erzwingen, 3) während der bezeichneten Friſt werbe das Peuder- 
ſche Corps jedes ernfihafte Gefecht mit einem überlegenen Feinde vermeiden, fo- 
Dann links abmarfchiren, und am 21. den Llebergang oberhalb Heidelberg erzwingen. 


13. | Band I. Seite 309 Anmerkung. Die Referve- Divifion zählte 7 Escabrong; 
außerdem ift hinzu zu fügen: Deiachement bed Db. v. Branbenflein 2 Bataillone 
4 Geihüge. Das ganze Corps enthielt in 233 Bat., 14 PioniersComp., 15 Esc., 
468 Dffiiere, 19,000 Wann. 

Nach aufgefundenen Rapporten betrug bie Stärke der in Rheinbaiern ſte⸗ 
enden Infurgenten 12,821 Dann mit S Gefchügen. 

15. | Usbereinkunft zwifchen ben proviforifhen Regierungen für Baben und die Rhein» 
pfalz und dem General Mieroslawski. 

6. 1. General Mieroslawstt tritt als Oberbefehlshaber ver Truppen ver beiden, 
tn militairifcher Beziehung vereinigten Zanvestheile Baden und Rheinpfalz, in den Dienft 
ber Bollöregierungen diefer beiden Landestheile. 

$. 2. Die Anordnung und Ausführung der militairifchen Operationen wird dem 
ernannten Oberbefehlshaber überlafien. 

$. 3. Zu dieſem Zweck erhält er das Recht, mit Zuflimmung von 3, durch die 
proviſoriſchen Megierungen ernannten Eivil-Gommiffatre, auf Scheine auf die Staats⸗ 
kaſſen ber oben genamten Landestheile, alle für das Militair und vie Kriegführung 
erforderlichen Gegenſtaͤnde zu requiriren. 

$. 4. Der O:herbefehlähaber bat das Mecht des Vorſchlags, bezüglich der Anſtel⸗ 
lung der ihm untergebenen Offiziere. Alle noch anzuftellenden Offiziere werden bezüg- 
lich ihrer Faͤhigkeit, von einer durch die Megierungen beiver Landestheile zu ernennenven 
Gommiffion geprüft, vorbehaltlich jedoch des geſetzlich beſtehenden Wahlrechts. 

$. 5. Alle militairifchen Arbeiten find der Controle des Oberbefehlshabers unter- 
worfen, 

$. 6. Der Oberbefehlshaber hat die Volkswehr, nach Maßgabe ver beſtehenden 
Geſetze und im Einverſtaͤndniß mit den Civil⸗Commiſſairen, zu organiftren. 

$. 7. Die Negierungn Badens und der Pfalz haben das Hecht der Rüdberufung, 
ber Oberbefehlshaber das Recht der Kündigung. 

5. | Banb I. Seite 312. Das Eorps des Gen. Lt. v. Peuder betrug 195 Bat. 9 Esc. 
24 Geſchuͤtze, und ungefähr 18,500 Combattanten. 

9. | Note des (in Wien anmwefenden) k. baierfchen Miniſters der auswärtigen Ange⸗ 
Iegenheiten an ben öſterreichiſchen Minifter - Präfibenten. 

Nachdem der ergebenft Unterzeichnete in wiederholten Beiprechungen Ew. Durchlaucht 
den Standpunkt dargelegt Hat, welchen die Regierung S. M. des Könige von Baiern 
in der deutſchen Berfaffungäfrage feithalten zu müſſen glaubt, erachtet er es nunmehr 
für feine Pflicht, vie Hauptfragen, deren Entſcheidung mit jedem Tage dringender wird, 
dem ihm von ©. M. dem Könige von Baiern ertheilten Auftrage gemäß barzuftellen. 
Die balerifche Regierung geht von der Ueberzeugung aus, daß eine Tramung Defterreich6 
von Deutfchland die Interefien beider Theile tief verlegen, und einen beklagenswerthen 
Wendepunkt in der deutfchen Gefchichte bilden würbe, daß insbeſondere die ſüddeutſchen 
Staaten und an Ihrer Spige Baiern einer jolchen Trennung entgegenzuarbeiten berufen 
find. Bon diefer Ueberzeugung geleitet, Hat die baieriſche Regierung ſowohl den Ver⸗ 
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fafſungsbeſchlüſſen der National⸗Verſammlung zu Frankfurt, als demjenigen Bafalaz- 
Entwurfe, welchen vie Koͤnigreiche Preußen, Hannober und Sachſen aufgeſtelt bch 
ihre Zuſtimmung verſagt, und wendet ſich nun, geſtützt auf die innigen Berichey, 
welche zwifchen Defterreich und Baiern beftehen, vertraumsvoll an das k. k. Gabimım 
über jene Hauptfragen eine Verflänpigung zu erzielen. Nachvem die Verhantiuum u 
Berlin, an welchen anfangs auch ber k. T. Geſandte Antheil genommen hatte, eine Is 
brechung erlitten haben, ift es zunächft bie-Abficht ver E. baierifihen Regiermz, ii 
den Unterzeichneten, ver fi) von hier nach Berlin begeben wird, bei der preufiihe % 
gierung darauf anzutragen, daß diefe Verhandlungen wieder aufgenommen, un te 
Gefandte zur Thellnahme ar denſelben eingeladen werde. Der Linterzeichnete gick ſt 
der Hoffnung bin, daß Ew. ven E. k. Gefandten zu Berlin ermächtigen werten, Ir 
Einladung Folge zu leiften. Der nächfte und dringendſte Gegenſtand ber Berbasin; 
wird die Frage über den Kortbeiland Der proviſoriſchen Geutralgetvalt, und eventuel am 
Erſatz fein müſſen. Die baierifche Regierung geht von der Anficht aus, daß auk wt 
Auflöfung der National» Berfamnilung die proviforiiche Eentralgeivalt zu Frankfurt u 
in den Händen ©. 8. 5. des Erzherzogs⸗Reichsverweſers eben fo rechtlich als fa 
beſteht. Sie wünfcht die Fortdauer dieſer Gentralgeivalt und wird, fo viel an ihr il. 
dazu beitragen, dieſe Fortdauer möglich zu machen. Es ift jedoch nicht zu rerfeme, 
daß ©. 8. H. mit Schwierigkeiten zu kaͤmpfen hat, welche fürchten laſſen, ihre Lee: 
windung werde nur noch auf Türzere Zeit gelingen. Für dieſen Yall erfcheint «8 di 
dringenbed Bebürfniß, daß fich die Negierungen der größeren Deutfchen Staaten, namm 
lid) die von Defterreih, Preußen und Baiern, darüber einigen, in welcher Weiſe m 
neued Drgan des noch vollkommen rechtögiltig beſtehenden veutfchen Bundes geſchaffa 
werden fol. “Die baierifhe Regierung fchliept fich in biefer Beziehung im Algemeim 
dem Borfchlage an, welchen das F. k. Cabinet unterm 16. Mai d. 3. an Die preufiik 
Negierung hat gelangen laffen. Sie glaubt zwar, daß e8 den Verhältniſſen vollfemmn 
entſprechend fein würde, wenn Baiern die dritte Stimme in der neu zu ſchaffenden mr 
viſoriſchen Gentralgewalt erhielte, und glaubt darauf rechnen zu vürfen, daß ein hin 
gerichteter Antrag bei den Verhandlungen in Berlin die Unterftügung Defterreiche fakı 
werbe. Sollte died jedoch wegen des bereit angekündigten Widerſpruchs ven Sein 
Preußens nicht zu erreichen fein, fo würde fie ihre Zuſtimmung wohl nicht veriam. 
wenn Durch Beitimmungen über die Dauer und die Gompetenz der neuen proeijerikie 
Gentralgewalt, namentlich rüdfichtlich der Militaire Angelegenheiten, diejenigen Goran 
geboten würden, zu deren Beanfpruchung Baiern durch feine Stellung fich eben fe fr 
rechtigt als verpflichtet erachtet. Im dieſer Hinficht dürfte e8 angemeffen fein, die Tara 
per neuen proviſoriſchen Gentralgewalt auf ſechs Monate zu beilimmen, weil zu ke 
ift, Daß es innerhalb dieſer Zeit gelingen wird, die Verfaſſungsfrage definitiv zu IM. 
Die Rechte dieſer Eentralgewalt würden im Wefentlichen, und namentlich in Peate 
auf die Militairverhältniſſe, durch Verweiſung auf das bisherige Bundesrecht m W 
Bundes» Militair-DVerfaffung zu beftimmen fein. Demgemäß würden andere Aukd: 
truppen in das baieriſche Gebiet nicht anders einrüden können, ald auf Requiſitien era 
im Ginverfländniffe mit ver baicrifchen Regierung. Die baierifche Armee würde im: 
halb des Königreich durchaus nur unter ihren eigenen, von ©. M. dem Könige ur: 
nennenden Führern ftehen, und wenn dieſelbe zum Schuge gegen äußere oder ime 
Feinde auf Verlangen ver Gentralgewalt außerhalb des Koͤnigreichs verwendet wire 
wäre darauf Bedacht zu nehmen, daß die baierifchen Truppen fo viel als möglih al⸗ 
felbftftändige Corps unter ihren eigenen Führern zu operiven hätten. Jedenfalls mürt 
es der haierifchen Regierung unbenonmen fein, durch einen Benollmächtigten ba der 
proriforifchen Gentralgewalt ſich vertreten zu laffen, durch welchen die Geſchaͤftsverbindung 
zu vermitteln wäre Gelänge es, auf diefe Weiſe ven ungefchmälerten Fortbeſtand ted 
deutſchen Bundes durch ein entſprechendes Gentralorgan zu fichern, fo würde ſodann tie 
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definitive Geflaltung ber beutfchen Gefammtverfaffung ven weiteren Gegenitand ver Ver⸗ 
banblungen bilden. Die nächfte Grundlage diefer Verhandlungen würde vie beftehenbe 
Bunbesverfaffung fein. Es ift aber unbeftreilbar, daß eine unveränverte Wieberherftellung 
berfelben unmöglich iſt, weil fie den Ueberzeugungen bes veutfchen Volkes, den wieder⸗ 
bolten Verfprechungen aller veutichen Regierungen und ven Bebürfniffen der Gegenwart 
widerfprechen würde. Das Gentralorgan muß in einer Weife geftaltet werden, welche eine 
raſchere und Träftigere Thaͤtigkeit zu entwideln vermag, und eine Vertretung des deutfchen 
Volkes bei jenem Organe ift unerläglih. Schon die Feſtſtellung der neuen Geſammt⸗ 
verfaffung kann in Folge der beftimmten Erklärungen ver veutfchen Regierungen im vos 
rigen Jahre nicht mehr durch reine Octrohyirung, ſondern nur unter Mitwirkung einer 
Boflövertretung herbeigeführt werden, wenn Die deutſche Revolution zu einem dauernden 
Abfchluffe gebracht werden fol. Da jedoch die National» Berfammlung nicht mehr bes 
ſteht, und auch nicht wieder berufen werben kann, fo bietet fich Ten anderer Ausweg 
bar, als daß die Regierungen fich über die Berufung einer Volksvertretung auf neuen 
Grundlagen einigen. In diefer Ertvägung bat die E. baieriſche Regierung fich für bereit 
erllärt, fich bei der Berufung eines Meichötages auf denjenigen Grundlagen zu betheiligen, 
weiche die Megierungen von Preußen, Hannover und Sachſen vorgefchlagen haben, ohne 
daß dadurch noch etwaige Mopificationen des Wahlgeſetzes ausgefchloffen wären. Sie 
bat Died gethan, mit der beflimmten Erklärung, vaß fie dem Verfaſſungs⸗Entwurfe, 
weicher von ven genannten drei Megierungen in Berlin vereinbart worden tft, nicht zus 
ſtimmen werbe, und zugleich In ver Hoffnung, daß auch die k. k. öfterreichifche Regierung 
. in ähnlicher Weiſe an der Berufung eines beutfchen Reichstages fich betbeiligen werde. Hier⸗ 
auf Hinzumirken, bat ber ergebenft Unterzeichnete von feiner hohen Regierung zur beſon⸗ 
deren Aufgabe erhalten, und er hat die Gründe, auf welchen dieſer Antrag ruht, Ew. 
fo ausführlich vargelegt, daß er fie hier zu wiederholen unterlaffen kann. Er befchränft fich 
daher darauf, nochmal vie Ueberzengung außzufprechen, daß die Nichtbetheiligung an einem 
deutfchen Reichsſtage von Seiten Defterreich®, in Deutſchland als das freiwillige Aufgeben 
der politiſchen Verbindung zwiſchen Defterreich und Deutfchland audgelegt werden wird, 
und in Folge davon biefenige Bartei, welche ſchon feit Jahredfrift auf die Ausſchließung 
Deſterreichs hinarbeitet, neue Kräfte erlangen, und ihrem Ziele näher gebracht werben wird. 
Weſentlich für die Erhaltung der naturgemäßen Einigung von ganz Deutichland wäre 
e8 daher, wenn das E. k. Gabinet, fofern daſſelbe die in Berlin vorgefchlagene Bildung 
. eines Reichstages nicht annehmen kann, irgend eine andere Art einer allgemeinen Ver⸗ 
tretung bezeichnen koͤnnte, an melcher zum Zweck der definitiven Feſtſtellung ver deutſchen 
Sefammtverfafjung, auch Defterreich ſich zu betheiligen vermöchte. Baiern würbe einem 
ſolchen Gegenvorfchlage Oeſterreichs fich anfchließen, fo weit nur immer feine inneren 
Zuflände es ihm geflattien. Sollten vie Verhältniffe ver öfterreichiichen Monarchie im 
gegenwärtigen Augenblide jede Tiheilnahme Defterreich8 an einem beutfchen Meichötage un⸗ 
möglich machen, und mithin ver Zeitpunkt noch nicht gefommen fein, für welchen das 
" Programm des gegenmärtigen k. k. Cabinets vom 27. November v. 3. die Ausficht eröffnet 
bat, daß das verjüngte Defterreich und das verfüngte Deutfchland ihre gegenfeitigen Be⸗ 
ziehungen ſtaatlich beftimmen, fo würde Baiern zwar, ſowohl in Kolge der wiederholten 
E. Zufagen, als auch nad} der entfchiedenen Stimmung des balerifchen Volkes, fich der 
Theilnahme an einem veutfchen Reichstage nicht enthalten, aber es würbe ald die Auf- 
gabe dieſer Theilnahme betrachten, vie gemeinfchaftlichen Interefien von Defterreih und 
Baiern zu vertreten, und eine folche Geftaltung Deutichland8 zu erftreben, daß für Oeſter⸗ 
reich der Platz offen erhalten würve, ber ihm nach ven Meberlieferungen der Geſchichte, 
nach dem Bundesrechte und den wahren Bebürfniffen der Gegenwart gebührt. Diefer 
Auffaſſung gemäß glaubt die baierifche Regierung fich ver Ueberzeugung bingeben zu 

- tönen, daß die verſchiedene Stellung zu einem deutſchen Meichötage, welche die beiden 
egierungen den inneren Zufländen ihrer Ränder gemäß einnehmen würden, nicht bie 
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| geringfle Anderung in ben freunpfchaftlichen Beziehungen herbeiführen würke, dk 
zwifchen Oefterreih und Baiern beftehen. Damit jedoch von Seiten Baiernd tu & 
theiligung am Neichötage in dem bier angebeuteten Geiſte geleitet werten Tann, uf m 
baierifchen Negierung vor Allem daran liegen, darüber nicht in Zweifel zu fein, nik 
Geſtaltung Deutfchlandd von dem k. k. Gabinet ald eine ſolche erachtet-wird, daß Ude 
reich fich nicht durch Diefelbe von Deutichland ausgeſchloſſen fühlt, fidy vielmehr vie A 
lichkeit gewahrt glaubt, nach Herftellung des Friedens in feinem Innern das ehae 
wähnte Progranım des k. E. Cabinets zu verwirklihen. Es bevarf kaum ber Emil: 
nung, daß die Einjeßung eined bleibenden ober erblichen Oberhauptes hiermit unseniz 
lich if, daß vielmehr die oberſte Gewalt nicht blos rückſichtlich der Geſetzgebung wie a 
dem berliner Entwurfe, fondern auch hinſichtlich ver Erecutive einem Küurften - Gollezen 
übertragen werden muß, in welches Defterreich eintreten Tann, ſobald ihm feine Verbür 
nifje Died geftatten, in welchem Falle es dann wegen des Vorfiges ſich mit Prara a 
verftändigen haben würde. Weniger unzweifelhaft iſt bie Beantwortung ber Frey: 
„welche Competenz dieſer oberfien Behoͤrde einzuräumen wäre?” da die Beſtimmmge 
ter Bundedacte, menigftens nach der befchränkteren Weife ihrer Ausführung, kaum a 
reichen dürften. Endlich wird aus den oben ſchon angebeuteten, und von bem ergebe 
Unterzeichneten mündlich weiter entwidelten Gründen, auch in der definitiven Verfaffung 
eine Vertretung des Volkes, fei es durch unmittelbare oter mittelbare Beſtellung, nit 
umgangen werden koͤnnen. Gine foldye hat audy das E. k. Cabinet ſelbſt bereits im Kir, 
d. 3. als ausführbar bezeichnet, und es dürfte am Ende mehr eine verichiedene Anfıdı 
über die Zufammenfegung und die Wahlart zu Grunde liegen, wenn dieſer Bertretum 
der Name eines Volkahauſes verfagt worben if. Die Mißdeutungen, denen dieſe Gr 
Härung bewußt und unbewußt unterzogen wurbe, machen ed um fo wünſchenswerthe,, 
daß das k. k. Cabinet, fo weit ed ihm jet ſchon möglich If, die Kormen näher bezeichne 
möge, in denen eö fich jene künftige Geſammt-Verfaſſung Deutſchlands denkt. Inden 
der ergebenft Iinterzeichnete jich der Hoffnung bingiebt, daß Ew. in dieſer ausführliden 
und offenen Meinungsäußerung ven aufrichtigen Wunjch der Baierifchen Megierung a 
fennen, Die innigfte Verbindung zwischen Defterreih und Deutichland zu erhalten, glauft 
er zugleich das Erſuchen um eine gefällige Rüdäuperung darauf um fo mehr flellen ı 
türfen, ald die weiteren Schritte der baierifchen Regierung in ber deutfchen Verfaffun.: 
Frage dadurch weientlich beſtimmt werden £önnen. 


21.| Band I Seite 327. Das Corps bed Gen. Lt. Grafen von Groeben hatte fi 
gende Eintheilung und Stärfe: 
Ite (Avantgarten-) Diviſion ©. M. v. Schad, 64 Pat. 4 Esc. 8 Geſch.; ?ıe Tr. 
GM. v. Eöln, 6% Bat. 1 Esc. A Geſch.; Ite Dir. Oberft Graf v. Schlieffen, 5: & 
1 Esc. 12 Geſch.; Reſerve-Cavalerie, Oberft v. Gieſe, 10 Esc. 8 Geſch.; zuiaen 
395 Offiziere 14,688 Dann. 


28. | Circular- Schreiben des Reiche» Minifterpräfidenten Fürſten Wittgenflein a die 
Reichsgefandtfchaften. 

Die Verhandlungen in Berlin zwijchen Defterreih, Preußen und Baiern, rie Cm 
flituirung einer prociforifchen deutfchen Gentralgemalt betreffend, find abgebroden. Tu 
k. baierifche, für dieſe Verhandlungen fpeciell beauftragte Minifter, Hr. v. d. Piortim, 
hat die preußiiche Hauptſtadt am 4. d. verlaften, nachvem ihm am 3. Abends eine jene 
Schritte in dieſer Angelegenheit Billigende Note des Münchener Cabinets zugefemmn 
war. Die Unterhandlung ift gefcheitert an dem nicht zugeftanpenen Verlangen Breufm! 
1) daß ab initio Defterreidh den preußiſch-ſächſiſch- hannoͤvperiſchen Reichsentwurf anc: 

fenne, bevor man übergehe zur eigentlichen Frage der Bildung einer proviforijchen, ter 
| ſchen Centralgewalt, und 2) S. M. den König Brievri Wilhelm an vie Spige ii. 
| unter Beieitigung Defterreichs, zu bildenden neuen Praͤſidiums zu ftellen, und Berlin a# 
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den Sig dieſer Centralgewalt zu beftimmen. Obgleich es fcheint, daß das öfterreichtiche 
Gabinet diefe Wendung der Dinge in Berlin vorbergefehen, fo bat es doch einen neuen 
Beweis geben wollen des aufrichtigen Wunfches Defterreich8, in der großen, beutfchen 
Angelegenheit fih mit Preußen und Baiern zu verftändigen. Die Unterhanblungen 
in Berlin haben demnach das Mefultat gehabt, daß Baiern jet genau die Größe ver 
preußifchen Anfprüche Eennt, und daß Preußen jebt ebenfo ar den Entſchluß Baierns 
gehört hat, fich dieſen Anſprüchen nicht zu fügen. In München wird man jegt mehr 
ald je wünfchen, vie feitherige Centralgewalt zu flüßen, und Hr. v. Prokeſch meint, nicht 
zweifeln zu Zönnen, daß Hr. v. der Pforbten darauf beflehen werde, wie er ſchon vor» 
geichlagen, dem Meichönerweier 8000 Mann Baiern und Matricular» Beiträge zur Dis- 
pofttion zu flellen. In Berlin, wie in Wien, glaubt man an eine Verſtaͤndigung und 
an ein gemeinfames Handeln Würtenbergd mit Baiern. Was die jetzige würtembergliche 
Regierung anbetrifft, fo entfteht num vie Frage, ob in dieſer Hinficht dad Miniſteriuni 
Roͤmer ſich mehr oder minder wird leiten laſſen durch feine, in Berlin vorausgefeßte, 
Abneigung gegen Preußen, oder durch feine Verbinvlichkeiten der erbfaiferlihen Partei 
gegenüber. Eine zweite Frage ift, ob bei dem Umfchwung ber Dinge in dem nadıbar- 
lichen Baden ſich dad Miniſterium Nömer überhaupt wirb halten Eönnen. 

Nach den zunerläffigften Mittbeilungen ift dem preußifch = fächfifch - Hannövrifchen 
Berfaflungsprojerte, ein geheimer Artikel hinzugefügt, wonach, außer ven befannten Re— 
faven Sachſens und Hannovers, diefe Megierungen nur für ein Jahr gebunden find. 
Die Meinung verichienener, durch ihre Stellung zu einen competenten Urtheil berufener 
Staatöbeamten der letztgenannten Königreiche, geht im Allgemeinen dahin: 1) daß deren 
jegige Regierungen entfchieben wünfchen, ſich Freiheit des Handelns zu fichern, in bet 
Hoffnung, ihre oben angebeuteten Reſerven zu vervollkommnen, oder menigftend zur theil- 
weifen Geltung zu bringen, und 2) daß das Maß diefer Actionsfähigkeit, Seitens beider 
Staaten, bebeutend verringert werden würde, fobald durch ein Aufhören ver jegigen 
Gentralgewalt das durch dieſe repräfentirte, deutſche Einheitöprincip de facto, wenn auch 
nicht de jure auf Preußen übertragen würde. Es ift nicht zu verfennen, daß auch ein 
Theil der Eleinen deutſchen Regierungen bis jet zurüdgehalten wird, ſich für dad preu⸗ 
ßiſche Project zu erklären (wäre es auch nur aus Furcht vor dem Radicalismus), eben 
weil die Gentralgemwalt befteht, und weil man ven vorgeblih „Freiheit" und „Einheit 
anftrebenden Ultra = Demokraten und Radicalen nicht den Beweggrund entgegenhalten kann, 
daß in dem preußifchen Project wenigſtens die Einheit Deutſchlands, wenn auch mit 
Ausfchluß Defterreihd, in Ausficht geftellt if. Nach einer fehr richtigen Bemerkung 
eines ruffifchen Diplomaten (Baron Meyendorf) ift die Verechnung des preußifchen Ca⸗ 
binets dahin gemacht, daß, wenn nur erft Hannover und Sachfen und dann ein bedeu⸗ 
tender Theil der Kleinen Staaten, ſey es felbft nicht länger, als auf ein Jahr, fich für 
das preuß. Verfaffungsprofect erklärt hätten, dem fait accompli und ver Zufunft dad 
übrige überlaifen bleiben koͤnne. Die Hauptfchwierigkeit des ganzen Unternehmens Tiegt 
aber immer darin, daß eben die preußifche Aufftellung nur ein Project iſt, und erſt durch 
einen zu berufenden Reichstag zu einer definitiven Verfaffung erhoben werten kann. Es 
ift bekannt, daß in Berlin eine fehr einflußreihe Partei, die unter der Leitung des Ur⸗ 
hebers des Projectes, Hrn. v. Radowitz, fteht, fehr geneigt ift, Die von Gotha aus an= 
gelobte Unterſtützung der fogenannten erbfaijerlichen Partei ver Paulskirche, zur Durd- 
führung ihrer Zwecke zu benugen, wahrſcheinlich unter dem innerlichen Vorbehalt, fich 
diefer ziemlich unpractifchen, auf jeven Ball aber nicht fehr confequenten Hülfsarbeiter 
nach vollendeter That, auf eine paſſende Weile zu entlevigen. Nach der, übrigens länger 
porbereiteten Schwenfung ver Gothaer Partei von dem unbaltbaren Boden des 28. März 
auf dad nicht minder ſchwierige Terrain des 28. Mai, dürfte dad Vertrauen ver Ber⸗ 
liner Staatdmänner zu der Stanvhaftigfeit und der Principien-Feſtigkeit der Erbfaifer- 
lien nicht fo groß feyn, als daß fie nicht früher oder fpäter ein abermalige® Linksum⸗ 
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kehrt befürchten müßten. Einſtweilen iſt es ein Zacdum, daß eine intime Udenfie- 
mung exiſtirt zwiſchen Hrn. v. Radowitz und den Lenkern der “Berfammiung m Ich 
Es iſt jedoch zu berückſichtigen, daß die hegemoniſchen Beſtrebuugen Preupent ni den, 
oder auch nur bauptfächlich in Hrn. v. Radowitz ober Hm. v. Bülow un male 
ten concentrirt find, ſondern daß fie weit tiefer, im Ehrgeize des Beltes fh uch, 
und daß fie fi), wenn auch in unterfchienlicher Art umb Weiſe, dennoch une a 
felben Richtung feit dem bekannten Umritte des Könige am ZI. Rär ang kin 
In allen Aeußerungen über den preußifchen Berfaflungs - Entirurf um» über Ye mul 
bezüglichen Tendenzen ver Berliner Politik, würde ſtets der Geſichtspunkt ver Imaks 
lichkeit feftzuhalten fein, aus dem dad Reichſs⸗Miniſterium in ven Noten an wei ym 


| pifche Gabinet vom 7. und 17. Juni die dentſche Verfaffungsfrage behandel he, u 
| Ä woraus erhellt, daß, gleich wie die Bentralgetvalt den Verhandlungen un Eile 








in der Paulskirche fiber die Verfaſſung fremd geblieben, alfo auch der Erzherug-Til 

verweſer weder die Berechtigung, noch die Ausbehnung des neuen preufiichen Pickel 
| an und für fich beftreiten, vie Verhandlungen aber den betreffenden Staaira wi N 
| übrigen Deutſchland überlafien follte. 


| | Huguft. 

| 16. | Das Deffau- Cöthner Minifterium legt den Ständen die mit Preußen ebeil 
fene Militair- Convention vor. (S. Nadhträge 27. April.) 

| 24. + Dr, Hein. Stieglig, zn Benebig. 
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